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Berihtigungen. 


Der Herr BVerfoffer des Artikels „Socialiamus und Kommunismus“ nimmt 
in feiner kürzlich erſchienenen, geraume Zeit nach tem angeführten Artikel verfaßten Schrift: 
„Die Proletarier” Staatshülfe für die Arbeitergenoffenfhaften in Anſpruch und war nur dur 
ein Verſehen gehindert, diefe ſeine jegige Anficht noch in dem Artikel des Staatswörterbuchs 
nachtrãglich aus zuſprechen und zu entwideln. 

In demfelben Artikel ind folgende Drudfehler zu berichtigen: 

©. 485 3.2 v. u. lies: „halben Säkulum“; 3. 4 v. u. lied: „Zubeljahr” ftatt 
Eabbatjahr. 
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Rußland. 
Die deutichen Oftfeeprovinzen *. 


Daß die Landſtriche Liv», Eft- und Kurland in einem deutſchen Staats- 
wörterbuch eine befontere Stelle beanſpruchen, rechtfertigen Geſchichte und Zuftand 
verfelben. Ihre Gefchichte weist uns auf, daß Deutſche fie folonifirten, ihr Zu— 
ftand, daß fie vorherrſchend deutſche blieben. 

Die nody immer nicht ausreihende Duellenfammlung und Duellenforfhung 
haben es bis jett zu einer durchweg geſchichtlich beglaubigteg Darftellung diefer 
deutſchen Kolonien nit kommen laffen und die faum begonnene ftatiftifche Arbeit 
hat es unmöglich gemadt, ihren Zuſtand zuverläffig zu ſchildern. Gefhichte und 
Statiftit dieſer Provinzen zu ſchreiben, erſcheint daher in der Gegenwart als ein 
gewagtes Unternehmen. War außerdem ver Berfafier allein auf vie Röfung ver 
ihwierigen und umfafjenden Aufgabe angemwiefen,, jo bat er in geſchichtlicher 
Beziehung mit der Ausführung nur auf Grund der bisherigen Ergebniffe vor- 
gehen können, indem eine verſuchte Zuweifung viefes Theiles an einen Fachmann 
miglang. Auch für die ftatiftifche Darftellung konnte ein ſolcher nicht gewonnen 
werben. Und fo mußte der Berfaffer, von dem Wunfche geleitet, die Provinzen 
in diefem deutſchen Unternehmen nidt unbefprocden zu laffen, es wagen, neben 
der Darftellung des ftaatsredhtlihen Zuſtandes — welder ihm als’ Juriften 
am nädften lag — auch einen furzen Abriß der politifchen Geſchichte und eine 
Zufammenftellung der theilweife unvollftändigen, theilweife unzuverläffigen ſtati— 
ftifchen Data zu liefern. Zukünftiger und mehrfeitiger Forfhung und Arbeit muf 
es vorbehalten bleiben, das mangelhaft Durchgeführte in würbigerer Weife 
berzuftellen. “ 

Für Deutihland darf es nit ohne Intereffe fein, zu erfahren, wie deutſche Kul⸗ 
tur trotz vielfältiger Fremdherrſchaft ſich zu erhalten und im geiftigen Zufammen- 
bange mit dem Mutterlande zu entwideln beftrebt geweien if. Das Mutterland 
wird dadurch die Kenntniß ber vor Jahrhunderten von ihm ausgegangenen und 
durch fpäter wiederholten Zutritt deutſcher Auswanderer erfrifchten Kolonien erft 
erlangen, da Liv» Eft: und Kurland noch vielfach unvollftändig gefannt find. Die 
Koloniften jelbft aber mögen aus dem Anfchauen des Geſammtbildes erkennen, was 
ihren Landen fehlt und Noth thut, um im würbiger Weife die überfommene Auf- 
gabe weiter auszuführen. 

I. Bolitifhe Geſchichte. | 

Die deutfhen Dftfeeprovinzen Rußlands haben eine urfprünglige und eine 
eingewanverte Bevölkerung. Die erſtere befteht wefentlih aus Eften und Yetten, 
die lettere aus Deutfhen, Ruſſen und Juden. Go wie die erften Nach— 
richten über die Dftfeeprovinzen überhaupt unvollftändig und wiberfpredend find, 
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fo auch insbefondere die über die Herkunft ter fie urſprünglich bewohnenden Völ— 
ferfhaften. Gewiß ift, daß die Eften finnifhen Stammes find, Die Letten find 
nad) den neueften Forſchungen ein eigener Bolfsftamın, deſſen Sprade ihn dem 
inbo-germanifhen Spradftamme, und zwar deſſen litthauifch-flavifcher Familie 
und der litthauifchen Abtheilung der legteren zugefelt. Die litthauifche Abtheilung 
zerfällt wieder in drei Unterabtheilungen: 1) eigentlich litthauiſch, 2) altpreußijch 
und 3) lettiſch. Bon dieſen Völkerſchaften wohnten in ven Oftfeeprovinzen die Let 
ten nebft den Lettgallen, einige Litthauer, die Semgallen, die Sefen und die Wen- 
den. Zu dem finnischen Volksſtamm gehören: Liven, Eften, Defeler und möglicher 
weile aud die Kuren. 

Urkundlich ift verbürgt, daß im XII. Jahrhundert verfhiedene Stämme, 
namentlid die Eften, Liven, Letten, Defeler, Wenden, Kuren ober Kuronen und 
Semgallen das jegige Eſt-, Liv- und Kurland bewohnten, venfelben ihre Namen 
gaben und daß ihr Gefammtgebiet jeit jener Zeit unter der allgemeinen Bezeich— 
nung „Livland“ zufammengefaßt zu werben begann. Ihre Verbreitung war aber 
folgende. Die Eften bewohnten das jegige Eftland bis zur Narova hin, ven nord— 
öftlichen Theil Livlands und die Defeler die Infeln Defel, Dagd und Moon, 
Die Liven und Letten fahen im ganzen jegigen Livland mit Ausſchluß des von 
Gften bewohnten Theiles. Die Kuren nahmen den öftlichen Theil Kurlands ein, 
längs dem linfen Ufer ver Düna von Dinaburg bis Golvingen. Die Semgallen 
nebft den übrigen angeführten Völkerſchaften wohnten nad Welten hin, von Win- 
dau bis zum füdlichen Ufer des Kuriihen Haffs. 

Alle diefe Stämme waren politifch geſondert und gegliedert in freien, unter 
Aelteften (seniores) ſtehenden Gemeinheiten, welde im Kriege anführten, im Frie— 
den Recht fprachen. Zur Berathung über wichtige gemeinfame Angelegenheiten fan- 
ven Bollsverfammlungen Statt. Es gab feine Verſchiedenheit nah Ständen, alle 
Einwohner waren perjönlih frei, nur vie Sklaverei der Kriegsgefangenen kömmt 
namentlid) bei ven Eften, Dejelern und Kuren vor, weldye bei ihren GSeeräubereien 
auch Menſchen raubten. Aderbau, mehr aber Vieh- und Pferdezucht, ferner Jagd, 
Fifherei und bie vorzugsweife von Piven und Letten gepflegte Bienenzudt waren 
die Erwerbszweige. 

Ob, wie behauptet wird, feit dem neunten Jahrhundert die an ber ruffifchen 
Grenze wohnenvden Eften, Lettgallen und Liven den Ruſſen, bie Kuren und ein 
Theil der Eften ven Dänen und Schweden zinspflidtig gewefen, laſſen wir 
dahin gejtellt. Jedenfalls konnte aber bloße Zinspflidtigkeit fein näheres und wirk— 
fameres Verhältniß begründen und ift daher der im legter Zeit erhobene Streit 
über die Priorität der GCivilifation ter Oftfeeprovinzen „durch die Ruſſen oder 
Deutſchen?“ ein um fo müffigerer, als jelbft wenn jene Nation Civiliſations— 
verfuche gemacht bat, jedenfalls den Deutſchen als den höher zivilifirten noch Ar— 
beit genug übrig blieb und nod übrig bleibt. So waren denn namentlich aud) 
vor der Ankunft der deutſchen Koloniften die Yanbeseingeborenen faft ſämmtlich 
Heiden und von den Bekehrungsverſuchen der Ruffen, Schweden und Dänen faft 
feine Spuren. Der geiftige Zuftand der Eingeborenen war bei Anfunft der Deut- 
ihen ein niedriger. Bon Wiffenfchaft und Kunft zu gefchweigen, indem nur letti- 
Ihe und eftnifche Volkslieder und Sagen einen geiftigen Auffhwung des Bolfes 
bezeugen, war ihnen nicht einmal die Schreibefunft eigen und von Hanbtierungen 
betrieben fie nur mittelmäßig die Schiffsbaufunft. 

Dei folhen Bölfern langten auf der Dina im Jahre 1159 deutſche Kaufleute 
aus Bremen und Lübeck an, um mit den Liven zunädft Handelsverbindungen an- 
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zuknüpfen. Ihnen folgten miffionirende römiſche Priefter, um die heibniichen 
Stämme zum hriftlihen Glauben zu befehren. Der vornehmfte unter ven Prie— 
ftern, Meinbarb, ward vom Papft Clemens III. zum Biſchof erhoben und dem 
GErzbiihof von Bremen untergeorbnet. Die von ihm in Ikeskola (Uerfüll) an ber 
Düna erbaute Burg war bie erfte feite Anfievelung ver Deutfhen in Livland. 
Unter Meinhard's Nachfolger Berthold unternahmen beutfche Ritter und Krieger 
einen fiegreihen Kreuzzug gegen die livländiſchen Heiden. Der. vritte Biſchof von 
Livland, Albert von Buxhövden oder Appeldern, gründete 1201 Riga, erhob das— 
ſelbe zu feinem Biſchofsſitz ftiftete 1202 zur Sicherung der livländiſchen Er— 
oberungen einen NRitterorden: den Drden der Schwertbrüber ober ber 
Brüder der Ritterſchaft Chrifti und vergab vie eroberten Gebiete den deutſchen 
Kreuzfahrern zu Lehen. Aus diefen Belehnten bildete ſich der Vafallenftand. Der 
Bifhof von Riga errichtete aber auch vermöge ver ihm vom Papfte verliehenen 
Gewalt mehrere Bisthümer. Im Jahre 1291 das Bisthum von Eftland, veflen 
zweiter Bifhof Hermann von Buöroden zunächſt Leal in ver Wiek, ſodann Dor- 
pat zu jeinem Sitze erfor. Bald nad) 1224 murbe aus der Wiek und Defel ein 
Bisthum gebildet, dad 1218 gegründete Bisthum Semgallen 1246 mit dem rigi— 
ſchen Stifte vereinigt, 1234 aber das Bisthum Kurland geftifte. Die Häupter 
ber Stifter wurden aud livländiſche Landesherren. Bifhof Albert von Riga und 
jein Bruder, Bifhof Hermann von Dorpat, wurden im Jahre 1224 vom römi- 
ſchen König Heinrid, dem Sohne Kaifers Friedrich II., in den Reihsfürften- 
ftand erhoben, empfingen von ihm ihre Ländergebiete als deutſche Reichslehen und 
dasjelbe geihah in der Folge aud mit ven übrigen Bilchöfen. 

Auch der zweite Orbensmeifter Volquin ließ fid) in den vom Bifchof dem Orden 
zugetheilten Ländereien vom Römiſchen Kaifer Friedrich II. die Regalien ertheilen. 
Bar fomit vie Beziehung der in den fernen Landen neu gegründeten deutſchen Herr- 
haft zu den beiden Hauptmädten ver Zeit, dem Papſt und deutſchen Kaiſer, herge— 
ftellt, jo wollte der livländifhe Orden durch Vereinigung mit dem veutfchen Orden 
in Preußen ſich Deutſchland noch enger verbinden. Diefe erfolgte unter Vermit— 
telung des Papftes Gregor IX. am 12. Mai 1237 zu PViterbo. Dabei trat ber 
deutſche Orden in Livland ganz in das Verhältniß des Schwertorvens, 
namentlid in den Beſitz des dieſem zugetheilten Ländergebietes, zugleich aber auch 
in die Lehnsabhängigkeit von ven Biſchöfen. Der livlänvifhe Orden ward jedoch 
beſonders organifirt und behielt einen eigenen, wenn aud) dem deutſchen Hochmei— 
fter untergebenen Drbensmeifter. 

Nachdem Albert die Liven und Letten bezwungen, fah er fi gemöthigt, zur 
Unterjodung der Eften König Waldemar II. von Dänemark zur Hülfe zu rufen. 
Diefer nahm indeß das 1219 eroberte Yand fir ſich felbft in Beſitz, baute das 
Schloß Reval und orbnete einen neu ernannten Bifhof dem Erzbifchof von Lund 
unter. Die eroberten Ländereien gab er den ihm begleitenden Deutſchen und Dänen 
zu Lehen, aus welchen ver Stand ver eftländifchen Bafallen ſich bildete. 1227 
gelang ed dem Orden, faft das ganze däniſche Eſtland nebft Reval durch Erobe- 
rung an fi zu bringen, und einen Scenfungsbrief über diefes Land vom römi- 
ſchen König zu erwirfen. Aber vurd ven Bergleih zu Stenby am 9. Mai oder 
7. Juni 1238 wurde dem König wierer ein Theil Eftlands abgetreten. Auch die 
am linten Ufer der Dina wohnhaften Bölferfhaften, welche mit Hülfe der Lit— 
thauer der Derrfhaft ver Deutſchen fi wieder entzogen hatten, unterwarf ver 
Orden und erlangte gegenüber dem Bifhof durch Anordnung des Papftes jtatt 
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ein Drittheil des eroberten Landes, zwei Drittheile: Kurland und Semgallen, 
während der Biſchof nunmehr nur ein Drittheil erhielt. 

So wuchs die Macht des Ordens, aber damit auch ver Anlaß zu Fehden 
mit dem Bifhof von Riga, befonders feitvem dieſes Bisthum durch feine 1255 
erfolgte Erhebung zum Erzbisthum aud an Bedeutung gewonnen hatte. Die Bi- 
ſchöfe von Dorpat, Oeſel und Kurland und die vier preußifchen wurden feine Suf- 
fragane. Denn ter zum Erzbiſchof von Preußen, Liv- und Eftland ernannte 
Albert Suerbeer hatte vom Bapfte Innocenz IV. das Recht erhalten, ſich feinen 
Bifhofsfig zu wählen, und feine Wahl war auf Riga gefallen. Die Kämpfe 
zwifchen dem Orden und dem Erzbiſchof dauerten Jahrhunderte hindurch. 

Zu den beiden in Tivland ausgebildeten Gewalten, dem Orten und ven 
Biſchöfen, trat im XIII. Sohrhundert eine vritte: die Städte, Diefe waren meift 
von Auswanderern freier deutſcher Stabtgemeinden gegründet und mit den Ver— 
faffungen der Mutterſtädte begabt. Auch die Städte fnüpften eine engere Be— 
ziehung zum Mutterlande. Riga, Reval, Dorpat, Pernau, Windau, Goldingen, 
Menden, Wolmar, Lemfal, Rokenhuſen und die übrigen fleineren traten ſämmt— 
ih zur Hanſa. Stimmberehtigt waren nur Riga, Reval, Dorpat, Pernau. Die 
vornehmfte der Städte: Riga, Parteigängerin des Erzbifchofs, mußte 1330 neben 
beffen Herrfchaft die Mitherrfchaft des Ordens anerfennen. 1366 verzichtete zwar 
biefer auf vie Mitherrihaft, wogegen ver Erzbiſchof feiner Oberhoheit über den 
Meifter und ven Orden und der Huldigung des erfteren entjagte, aber nad er- 
neuten Kämpfen mußte der Erzbifhof turd den fog. Wolmar’ihen Brief vom 6. 
Juni 1451 fih dem Orden unterwerfen und durd ben Bergleih von Kirchholm 
vom 30. November 1452 vie Mitherrfhaft des Ordens über Riga von Neuem 
anerfennen. 1479 eroberte zwar ber Ordensmeifter Berndt von der Borch das 
ganze Erzftift und ließ fih mit bemfelben vom Kaifer Friedrich III. am 20. April 
1481 belehnen ; indeß mußte der Orden das Erzftift wieder räumen. 

Des Ordens Macht wuchs anfehnlih durd eine neue Erwerbung. König 
Waldemar der III. hatte am 29. Auguft 1346 das in feinem Beſitz befindliche 
Eftland für 19,000 Mark löthigen Silber an den Hocmeifter des deutſchen 
Ordens verfauft, und biefer überließ die neuerworbenen Provinzen nody in dem— 
felben Jahre dem livlänpifhen Ordensmeifter, jedoch in der Art, daß ihm, dem 
Hochmeifter die Oberherrlichkeit verblieb und der livländiſche Meifter gewifjermaßen 
nur fein Statthalter war. 1459 aber wurde vom Hochmeifter dem Orbensmeifter 
die völlige Yandeshoheit über Eftland zugeftanden. 

So war ber Orden nunmehr alleiniger Herr über Liv-, Eſt- und Kurland 
geworben, und auch vie Bifchöfe mußten fich feiner Macht beugen. Alle Feind: 
ſeligkeiten zwijchen beiden Mächten hörten aber unter ver Regierung des livlän- 
difchen Ordensmeiſters Wolter von Plettenberg (1494—1533) auf, der in ben 
Neihsfürftenftand erhoben, die Negalien noch durch den Hodmeifter empfing, 
während fie feinen Nachfolgern unmittelbar vom Kaifer und Reich ertheilt wurden. 
Aber aud vom deutſchen Orden hatte der livländiſche fich immer mehr zu eman- 
cipiren gefucdht, und nachdem ſchon im Anfange des XV. Jahrhundert bie livlän— 
diſchen Ordensbrüder dem Hocmeifter zur Würde des Orbensmeifters ſelbſtge— 
wählte Kandidaten vorgeftellt, gab ver Hodmeifter Albrecht, Markgraf von Bran- 
denburg, dem Orben in Livland die Meiftermahl ganz frei, fih nur die Genehmi« 
gung des Gewählten vorbehaltent. 

Der politiihen Unabhängigkeit und Herrſchaft des Ordens günftig wurben 
auch die religiöfen Umgeftaltungen des Landes, 1522 drang die Intherifche Lehre 
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in Riga, dann in die Übrigen Städte Livlands, fpäter auf dem flachen Lande ein. 
Der Ordensmeiſter, obgleih er fih zur neuen Lehre öffentlich nicht befannte, 
nahm Riga gegen feinen Erzbifhof in Schug. Riga befreite ſich von der Ober: 
hoheit des Erzbifhofs und erkannte lediglich die Oberherrlichkeit des Ordensmei— 
fters an. Auch ver Erzbifhof und die Biſchöfe orbneten fih nunmehr dem Ordens— 
meifter Plettenberg förmlich unter. Auf dem Landtage zu Wolmar (1526) 
wurde berjelbe von fünmtlihen dort verfanmelten Landesherren und Ständen 
zum Proteltor über ganz Livland ernannt. Das faktiſche Supremat des Ordens 
war damit in eim rechtliches verwandelt. 1530 reftituirte jedoch Plettenberg den 
Erzbiſchof von Riga in feine frühere Stellung. 

Der Eingang des Proteftantismus in Livland knüpfte neue Bande mit dem 
Mutterlande. Riga, ber Hauptort des livländiſchen Proteftantismus, trat in 
unmittelbare Verbindung mit den deutjhen proteſtautiſchen Fürften, welche im Jahre 
1538 tasfelbe in den Schmalfalviihen Bund aufnahmen und aud die anderen 
Städte als in ihrem Schuß befindlid anfahen. Nad mehrjährigen vom Orden, 
ven Biſchöfeu und Ständen geführten Kämpfen gegen ven Erzbifhof wurde 1566 
das Rigiſche Erzbisthum aufgehoben, während die bereitd proteftantifch gewordenen 
Bisthümer Reval, Defel und Kurland fchon früher (1560) in ven Befig des Her- 
3098 Magnus von Holftein gelommen waren, und Dorpat von den Ruſſen (1558) 
bejegt war. 

Der höchſten Macht des Ordens folgte bald fein Verfall und damit ver 
Untergang der Selbftftänvigkeit Livlands. Nicht nur die Machthaber in Livland 
hatten ſich wiederholt befehdet, ſondern aud benachbarte Völker, namentlidy vie 
Litthauer und Ruſſen, vielfach verheerende Kriegszüge nad) Livland unternommen. 
Innere Uneinigfeit und wiederholte Angriffe von Außen führten ven Berfall her- 
bei. Ehe wir aber der Geſchichte des Unterganges der Selbſtſtändigkeit Livlands 
uns zuwenden, find deſſen ftänbifche Elemente in ihrer Herausbildung zu ſchil— 
dern, denn diefen war es nad dem Aufhören ver Macht des Ordens und ber 
Biſchöfe befhieden, durch Anerkennung ihrer Eigenthüwlichkeit feitens aller fpäteren 
Herrſcher, den Oſtſeeländern den Proteftantismus, die Herrſchaft ver deutfchen 
Sprade und des deutichen Rechtes zu bewahren. Sie prägten aber aud ven Pro- 
vinzen einen fo ſtändiſchen Charakter auf, der bei Uneinigfeit und politifcher Ab: 
fonderung der einzelnen Stände und Herabbrüdung der Landeseingeborenen zur 
blos dienenden Klaffe wiederum die innere Erftarfung der Yande behinderte und 
noch behindert. 

Der Zuftand der Eingeborenen fteigerte ſich erſt im Verlauf der Zeit bis 
zur Peibeigenihaft. Naturalabgaben, zunächſt in der Form des Zehnten der Kirche, 
dann den Geiftlihen als Landesherrn, und fpäter benfelben als Zins, vom Pferde 
oder Pfluge oder vom Hafen entrichtet, Leiſtung von Dienften oder Frohnen, 
Schaarwerk gleichfalls für die Landesherrn, und Kriegsvienfte zur inneren und 
äußeren Vertheivigung des Landes, wurden den Landeseingeborenen zunächſt auf- 
erlegt. Außerdem wurden fie der landesherrlichen Gerichtsbarkeit der Biſchöfe, des 
Ordens und ihrer Bögte unterworfen. Dagegen behielten fie ihre perfönlihe Frei— 
beit, wurbe ihnen das Eigenthumsreht am Grunde und Boden belaffen, behielten 
fie ihre Landesälteften, nahmen fie an der Gerichtsbarkeit durch Rechtsfinder aus 
ihrer Mitte Theil, wurden fogar förmliche Verträge, namentlid aud vom Orden 
mit ihnen abgefhloffen, und genofjen fie wenigftens im Unfange des 13. Jahr- 
hunderts gewifjermaßen landſtändiſche Rechte. Kaiſer und Päbfte nahmen fie außer» 
dem in Schutz. Namentlich ficherte Friedrich IT. den Neubelehrten und ihren 
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Erben nicht nur ewige Freiheit und die Beibehaltung aller Rechte, die fie vor 
ihrer Belehrung genoffen, fondern eximirte fie auch von aller Dienftbarfeit (servitus) 
und Gerichtsbarkeit der Könige, Herzöge, Fürſten, fo daß fie nur ber Kirche und 
dem Neihe, wie andere Freie des Reichs (liberi homines Imperii) untergeben 
fein ſollten. Die perfönliche Abhängigkeit der Eingebornen von PBrivatperjonen 
bildete ſich erſt durch die Berlehnung von Landftreden an viefe aus und durd) 
die dabei den Bafallen übertragene Gerichtsbarkeit über die auf ihren Lehen an- 
gefeffenen Eingeborenen. Bedrückungen derfelben durd die Gutsherren veranlaßten 
fie zur Wiverfeglichkeit, zur Empörung, zum BVerftreihen, vie Gutsherren aber 
einigten fich feit der Mitte des 15. Jahrhunderts zur Ausantwortung verftrichener 
Bauern. Dadurch wurde der Bauer allmälig glebae adscriptus und immer ab» 
hängiger von dem Gutsherren, bis er enblic fein Leibeigener ward. Spt dem 
Ende des 15. Jahrhunderts bezeichnete man den Bauern ald Erbmann gegen- 
über feinem Erbherrn. Daneben beftand als rein perſönliche Knechtſchaft: die f. g. 
Drellſchaft. Arten des Erfteren find ver Halenmann, ein auf einem Grund 
ftüd, das einen Hafen betrug, angefeffener Bauer, und vie Yostiener ober Los— 
treiber, gleichbedeutend mit lofen, unbefehten Bauern; zwifchen beiden ftanven 
die Einfötlinge, weldhe ein Grundſtück von weniger als einem Hafen inne 
hatten oder auch ohne ſolches zu f. g. Fußarbeiten verpflichtet waren. Entftehungs- 
gründe der Erbunterthänigfeit waren bie Geburt von unfreien Eltern, frei« 
willige Ergebung vor Gericht, Verjährung; Entitehungsgründe der Drellſchaft, 
einer härteren Leibeigenfchaft, waren: Kauf, Gefangenschaft und der Wille des Herren, 
der Erbleute in die Drellichaft übergehen ließ. Die Wirkungen waren, daß ber Erb- 
mann der Gewalt feines Herren unterftellt, feiner Gerichtsbarkeit unterworfen, an 
Grund und Boden gebunden, mit demfelben veräußert wurde und falls er entlief, 
zurüdgeforvert werben konnte. Der Drell konnte auch ohne Yand veräußert werben. 
Das unfreie Weib ward aber eigen dem Herrn des Mannes. Eigenthum hatten 
beide Klaffen von Unfreien nur an ihrem Mobiliar, weldyes fie auch ihrer Des- 
cendenz vererbten. Die Verpflihtung zu Dienften oder Frohnen wurde nunmehr 
ungemeffen und als perfönliche Laſt den Bauern auferlegt. Als Arten derfelben 
famen vor: Feldvienfte, Burgdienfte, Wegebau und Kriegsbienfte. Die meiften, 
wenn aud nicht alle Yandeseingeborenen wurden der Erbunterthänigfeit unter: 
worfen, nur einige wurben für Berbienfte, vie fie fih um die Landesherrn 
und um die Deutfchen überhaupt erworben hatten, von bäuerlichen Laften, Zinfen 
und Dienften befreit und mit Grunpftüden belehnt, von denen fie nur Kriegs: 
dienfte zu leiften hatten. Diefe hießen Freie oder Yandesfreie, fie bildeten 
gewilfermaßen eine Mittelllaffe zwifchen dem Adel und ven Bauern, Bon diefen 
Lanpfreien haben fih bis auf den heutigen Tag die f. g. Kuriſchen Könige 
in der Gegend von olvingen erhalten, während die übrigen Yandfreien ihre 
Greiheit nicht über das 16. Jahrhundert hinaus behielten, fondern wahrfcheinlich 
in ben ‚Kriegszeiten am Ende desjelben und am Anfange des folgenden Jahrhun— 
derts in die Kategorie der Erbbauern traten. 

Die deutſchen Einwanderer waren von verfchiedenen Ständen: fowohl 
Fürften und Herrn, Ritter, Minifterialen over Dienftleute, freie Grundeigenthümer 
(ſchöffenbarfreie ever mittelfreie), und nicht zum Ritterftande gehörige freie Land— 
ſaſſen, als auch Kaufleute. Einige erihienen aber nur vorübergehend als Pilger, 
namentlich die Mitglieder des hoben Adels und vie zum Nitterftante gehörigen 
freien Grundeigenthümer. Die Minifterialen gingen wahrfcheinlid; fehr früh in 
den Stand der Bafallen über oder traten in ben Bürgerftand, Auch die freien 
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Landfaffen blicben, traten aber ald Stand nicht befonders hervor. Der Ritter: 
fand beftanp in Livland hbauptjählid aus Bafallen, deren 
Staudesredhte ſich felbftändig entwidelten. Bis in pas 16. 
Jahrhundert blieb die Benennung Ritter, miles; BVorbevingung der Hüte 
gebhörigfeit war bie fürmlihe Erlangung diefer Würde. Erſt feit dem Ende des 
15. Jahrhunverts tritt dev Ritterftand unter dem Namen Adel, Evelleute auf, 
welche Benennung denn aud bis auf den heutigen Tag verblieben ift. Den gräf- 
lien und freiherrlihen Titel führte aber in dieſem Zeitraum nicht ein einziges 
ver in Livland anfäfligen Geſchlechter. Erworben wurde der Ritterftand durd bie 
Geburt von ritterbürtigen Eitern. Seit dem 15. Jahrhundert war zur Erwer- 
bung eines Ritterlehngutes nit nur Mitterbürtigkeit, fondern zum Theil auch 
Indigenat, zum Genuß einiger Rechte des Adels 4 Ahnen erforverlid, fo daß 
aud bei Verleihung der Nitterwürbe und des Adels durch den Kaifer der Ge— 
abelte in Livland nicht in den Genuß aller Rechte des Adels gelangte. Die 
Rechte der Ritter als Einzelner waren u. a.: ein Vorrecht oder ausſchließliches 
Reht zu den Präbenvden bei ven Domkapiteln, zum Amt der Stiftsvdgte, der 
Mannridter. Außerdem waren ihnen ausdrücklich zugefidhert Wreiheit von aller 
Schatzung und Befteuerung, Patrimonialjurispiftion, privilegirter Gerichtsſtand, 
Arreftfreiheit, ficheres Geleit, Yorftnugung und Jagdfreiheit. 

As Korporation und ala förmlicher Tanpftand trat die Ritter 
haft zuerft auf in Harrien und Wierland im Anfange des 14. Jahrhunderte 
gegenüber dem Könige von Dänemark und fpäter gegenüber dem Orden. Im Erz: 
ftift Riga trat bie Ritterihaft, welche vom Erzbifhof frühzeitig Korporationsrechte 
erlangte, am Ende des 14. Jahrhunderts am entſchiedenſten als Korperation auf. 
Seit ver Mitte des 15. Jahrhunderts jchliefen die Ritterfchaft und die hohe 
Beiftlichkeit, beide als Landſtände, mit den neu ernannten Erzbiſchöfen Wahl- 
kapitulationen. Im erftien Biertelpes15. JahbrhundertsSwardpie 
lanpftänpifhe Berfaffung in den meiften livländiſchen 
Territorien vollfommen ausgebildet. Nitterbürtigfeit und Güter: 
befig, auch ſchon Pfandrecht und Befig in Folge ehelichen Güterrechts, ſicherten 
ven Genuß der Korporatiousredhte. An der Spige ver Nitterfchaft eines jeden 
Territoriums ftand ein Ritterſchafts- Hauplmann, welden Namen jegt nur noch ber 
eſtländiſche Adelsmarſchall führt. Diefer berief die „Verſchreibung“ oder Zufammen- 
funft der Ritterfhaft und leitete fie nebft den Welteften des Gtiftrathes. Gegen- 
ftände waren mohl meift Rorporationsangelegenheiten, vielleiht aud allgemeine 
Yandesangelegenheiten. Keinen Aufſchub erleidende Ungelegenheiten erledigte der 
„Ausihuß ver Ritterſchaft“, beftebend aus tem Ritterfhaftshauptmann, vier 
Aelteften des ‚Rathes und vier Ölievern der gemeinen Nitterfhaft. Außerdem 
wurden aud Verfanmlungen der Ritterfhaft auf den fogenannten Manntagen 
gehalten, fo genannt von den auf denfelben verfammelten Mannen eines Yehens- 
und Landesherrn, welder diefe Zufammenkünfte ausfcdhrieb. Der Zwed der Mann» 
tage war zunächſt die Rechtspflege. 

Schon in frühefter Zeit fragten die Landesherren Livlands ihre Unterthanen, 
befonders das Domkapitel und die Ritterfchaft, feltener die Städte, bei widhtigeren 
Angelegenheiten um ihren Rath, ja auch um ihre Einwilligung. Diefe freie 
Willenstbhat des Landesheren wandelte fih in eine Berpflidtung, als 
die geiftlihen, ritterfhaftlihen und ftäbtifhen Korporationen fid) feiter geftaltet 
hatten. Die Domkapitel in den Etiften hatten fhon feit vem 13. Jahrhundert 
außer dem Recht der Wahl des Biſchofs die Theilnahme an den Tandesangelegen- 
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heiten und bei erlebigtem Bifhofefig die felbftftändige Verwaltung des Landes. 
In dem Ortensgebiete hatte das Ordenskapitel zum Theil dieſelben Befugniſſe. 
Einen aus Vaſallen gebilveten Landesrath, welher zur Theilnahme an den 
Lanvesangelegenheiten berechtigt war, treffen wir zuerft in einem Theile Eftlands 
an, im 15. Iahrhundert erlangten einen folden in den Stiftsräthen aud bie 
übrigen Territorien. Zum Theil war fhon früher den Stiftsritterihaften Theil- 
nahme an der Berwaltung der Landesangelegenheiten zugeſichert, inebefondere 
follte ohne ihren Rath fein Krieg, fein Bündniß eingegangen werben und außer— 
dem fonturrirten fie bei der Verwaltung der Landeseinkünfte. Diefe Theilnahme 
übten bald die GStifteräthe, bald vie feit dem 15. Jahrhundert aufgefommenen 
allgemeinen Landtage, als die Verſammlung aller Landſtände. Der 
königliche Rath beftand im däniſchen Eftland aus 12 Räthen, er nahm Theil 
an ver Verwaltung des Landes und war inappellable Juſtizbehörde. Diefer Rath 
beftand aud zur Bet der Ordensherrſchaft fort. Ihm nachgebilvet wurben bie 
Mäthe in den Stiftern. Diefe waren aber aus Glievern aller Stände zufammen- 
gefest. In ven Grzftiftern Riga und Dorpat das Kapitel, die Nitterfhaft und 
die Stadt, im Stift Defel nur Kapitel und Ritterfchaft. Die Zahl der ritter- 
ſchaftlichen Räthe war in Riga 12, in Oeſel 10. Diefen Rath mußte ver Yan- 
desherr in allen wichtigeren, namentlich jtänpifchen Angelegenheiten zuziehen zur 
Berathung und Genehmigung. Zugleih war der Rath Juftizbehörde. Die 
ritterſchaftlichen lieder wurden aber wahrfcheinlih vom Landesherrn beftimmt. 
Nahdem fhon im Anfange des 14. Jahrhunderts die verfchiedenen Landes» 
herren mit ihren Bafallen Zufammenfünfte gehalten, famen body eigentlihe 
Landtage erft im 15. Jahrhundert auf. Der Landtag wurde anfangs vielleicht 
alljährlich, fpäter aber nur nah Bedürfniß abgehalten. Ausgefchrieben wurbe er 
in ber erften Zeit vom Erzbifhof von Riga als dem anfangs mädhtigften Landes- 
bern Livlands, ſodann aud) vom Orden, noch fpäter nach Einigung beider und 
zulegt vom Orbensmeifter allein. Die Landesherrn und die Räthe erfchienen in 
Perfon. Der Orden, die Domkapitel, vie Ritterfchaften, die Stäpte, ſowohl deren 
Rath als ſtädtiſche Gemeinheit, ließen ſich durch Deputirte aus ihrer Mitte 
vertreten. Später wurben bie Landtage muthmaßlih von ſämmtlichen Glie— 
bern der Lanpftände bezogen, in der Mitte des 16. Jahrhunderts aber wie- 
ber nur von ihren Vertretern. Die Berfammelten des Landtages repräfentirten 
das ganze Land. Zur Verhandlung kamen vaher allgemeine Randesangelegen- 
heiten, Streitigkeiten zwiſchen Yandesherrn und Landſtänden, Kriege nah Außen, 
polizeilihe Beftimmungen und nur im Ancchluß an fie privatrechtliche. Ferner 
wurben durch den Sandtag geregelt das Münzweien, die BVerhältniffe der Erb- 
leute, u. |. w. Endlich waren bie allgemeinen Yandtage aud bie höchſte Inftanz 
für Proceffe zwifhen Privatperfonen. Dabei machten einen Stand aus: der Erz- 
bifchof, vie Biſchöfe und zwei Aebte, einen andern ver Orbensmeifter mit den Mit- 
gebietigern uub Rittern des Ordens, einen britten ber Abel und bie Näthe ber 
Fürſten, den leten die Städte und Schloßhauptleute. Bei Deliberationen theilte 
ſich der Yandtag nicht nach Territorien, ſondern nah den Ständen in vier Kol- 
legien, in deren jedem die gefammten gleihdenannten Landſtände aller Territorien 
gleihfam einen vereinten Stand bildeten. Die Befchlüffe wurden in einer Urkunde: 
Receß oder Abſchied aufgezeichnet, bedurften keiner weiteren Beftätigung und mur- 
den nur zuweilen zu noch größerer Beftärfung dem römifchen Kaifer zur Kon: 
firmation vorgelegt. Zur Zeit der allgemeinen Yandtage fanden aud Sonder: 


berathungen einzelner Stände und Berathungen aller, ohne Zuzie— 
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bung der Landesherrnu ſtatt. Aber auch außer ven Landtagen traten die Nitter- 
haften aller Territorien zufammen. 

Die Rechte der einzelnen Landſtände beftanden in ver Theilnahme an 
ter Verwaltung ber Tandesangelegenheiten überhaupt, in den Stiftern feit dem 
16. Jahrhundert in der Konkurrenz bei ver Wahl des Landesherrn, indem früher 
das Kapitel das ausſchließliche Wahlrecht übte, im Cinigungsreht, weldes am 
ausgebehnteften der Ritterſchaft zuftand, im Recht des offenen Widerſtandes gegen 
ven, ihre Freiheiten bevrohenden Landesherrn und im Autonomiereht, das nicht 
nur in Gemeinfhaft mit dem Landesherrn auf den Land- und Manntagen, jon- 
dern auch felbftftändig im weiteften Umfang, beſonders von der Nitterfhaft, ge— 
übt wurde. 

So hatten denn aud im alten Livland vie Landſtände eine hervorragende 
Bedeutung und leicht erflärlih war es daher, daß die verfhiedenen Landesherrn 
fie durch ertheilte Privilegien für fich zu gewinnen fuchten, fo daß jede fpätere 
Fremdherrſchaft reihe Dotationen an Privilegien vorfand. Diefe waren die Erb— 
fhaft der alten Zeit und find es zum Theil geblieben bis auf den heutigen Tag. 
Der Rechtsboden Livlands war eine Anfammlung von mannigfaltigen Privilegien 
ber Geiftlichkeit, Ritterfchaft und Städte; unprivilegirt und meift auch unberechtigt 
waren nur bie Bauern, welche den bei weitem größten Theil der Landeseinge— 
bornen bildeten, indem verhältnifmäßig nur wenige früher und jest in vie 
anderen Stände übergingen und übergehen. 

Das fo organifirte Livland hätte noch weitere Jahrhunderte, wenn auch mit 
Umgeftaltung der theilweife geiftlihen in eine rein weltliche Herrfchaft, fortbe— 
ftehen fönnen, wenn nicht die Nachbarvölker e8 zu hart bevrängt, der Mangel 
hinreichenver eigener Streitfräfte und innere Uneinigkeit e8 zu ſchwach vertheidigt 
und das deutſche Reid e8 in feiner Hülflofigfeit belaffen hätte, ohne vie wierer- 
holten Bitten um Beihülfe zu achten. 

Die Ruffen waren es, welche den Untergang der Selbſtſtändigkeit Livlands 
berbeiführten, wenn fie auch zunächft nur einen geringen Theil des Gebietes und 
aud diefen nur kurze Zeit fi erwarben. Nah mehr denn 5Ojährigem vertrags- 
mäßigem Frieden mit Rußland, begann vasfelbe gegen Livland im Jahre 1558 
einen Groberungskrieg. Das hart bevrängte Livland mußte bei fremden Völkern 
Hülfe fuchen. Gotthard Kettler, der Orvensmeifter, ſchloß 1557 und 1559 mit 
dem König Sigismund Auguft von Polen Bertheidigungsverträge, auf weldhe am 
28. November 1561 zu Wilna Unterwerfungsverträge folgten, vermöge deren bie 
Befigungen des Ordens, fpäter auch die des Erzbifhofs von Riga, rechts von 
der Düna, unter vem Titel des Herzogthbums Livland eine polnifhe Pro- 
vinz wurden, während Aurland, zu einem Lehens-Herzogthum Polens er: 
hoben, in dem legten Ordensmeiſter Kettler, der dem Ordensgelübde entfagte, 
feinen erften Herzog erhielt. Niga unterwarf ſich polnifher Herrfchaft erft am 14. 
Januar 1581. 

Der Bifhof von Defel, Kurland oder Pilten verkaufte aber 1560 beide 
Bisthümer an den Herzog Magnus von Holftein, Brurer Königs Friedrich TI, 
von Dänemark. Magnus nahm fofort von Defel Beſitz und erfaufte vom Bifchof 
von Reval bie Nachfolge auch in dieſes Stift. Eſtland nebft Neval unterwarfen 
fidh im Juni freiwillig dem König Erich XIV. von Schweden. 

War hiermit Livland nicht nur zerftüdelt, ſondern aud feiner politifchen 
Selbftäntigfeit beraubt, fo mußten die getheilten Lande und bezwungenen Städte 
wenigftend darauf bedacht fein, fid ihre Konfeſſion, ihre Sprache, ihre Rechte, 
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ihre eigenthümlichen Inftitutionen und Befigungen zır wahren. War aud das 
Mutterland in ver Stunde der Gefahr nicht gefonnen, die deutſchen Kolonieen 
buch thätige Hülfe, in ihrer Verbindung und Selbſtändigkeit zu erhalten, fo blieb 
es body der Koloniften Pflicht, ihre theuerften Güter felbft zu wahren. 

In den Unterwerfungsverträgen vom 28. November 1561 ficherte fih denn 
auch Livland die freie Ausübung der Augsburgifhen Konfeffion, die Anerkennung 
aller Rechte und Freiheiten, Würden, Befigungen, ftändifhen B:fchlüffe und ver 
hergebrachten Gerichtsbarkeit. Insbefondere verpflichtete fi der König, daß beutfche 
Gerichte und Verwaltung aufrechterhalten und in die Aemter nur Yandeseinge- 
borene deutſcher Herkunft und Sprache eingejegt werben follten. An demſelben 
Tage ertheilte der König auf Grund des angegebenen Inhalts des Unterwerfungs- 
vertraged eine unter dem Namen: „Privilegium Sigismundi Augusti* befannte 
Urkunde, die Hauptgrundlage aller Rechte und Privilegien Liv- und Kurland's. 
. Die Abfaffung eines Provinzialgefeßbuches wurde in Ausficht geftellt. Die vom 
König anzuorbnenden Würden, Aemter und Hauptmannichaften follten nur be— 
fislihen Yandeseingeborenen zugetheilt werben. Das oberfte Gericht in Riga wurde 
vom Abel aus feinen Gliedern unter Beftätigung des Königs gebildet und nur 
in wichtigen Sachen Beſchwerde an das königliche Tribunal geftattet. Der Lehnsbeſitz 
warb in verbriefter Form und nach Herfommen beftätigt, das Erbredt in den 
Vehngütern aber auf alle livländiſchen Evelleute ausgerehnt, mit Vorbehalt jedoch 
des königlichen Rechts am ausgeftorbenen Lehen. Das Eigenthum warb burd) 
ordentlihen Proceß geihüst. Der livländifche Adel erhielt das Recht der bürger- 
lihen und peinlichen Gerichtsbarkeit, ein jeder über feine Bauern. Diefe follten 
ihrem Herrn ausgeantwortet werben, uud fonnten nicht ohne deren ‚Einwilligung 
Grund und Boden verlaffen. Steuern konnten nur mit Beiftimmung der Stände 
und fänmtlihen Adels auferlegt werben. Außerdem wurden den livländiſchen Edel— 
leuten alle Würden, Freiheiten und Vorrechte des polnifhen Adels zugeftanden. 

Für Riga, weldes ſchon zwei vorläufige Zufiherungen erhalten: die foge- 
nannte cautio Radziviliana prima vom 8. September 1560 und bie cautio 
altera vom 17. März 1562, wurde ber Unterwerfungsvertrag d. d. 14. Januar 
1581 (Corpus Privilegiorum Stephaneum) am 16. November 1582 in einem 
befonderen Inftrument vom Reichstage zu Warſchau beftätigt. Auch Riga ward 
die Aufrechterhaltung des Augsburgifhen Bekenntniſſes zugefidert, Klöfter wurden 
in Lehr- und Wohlthätigkeits-Anftalten verwandelt, livländiſche Aolige jollen vor- 
zugsweife zu geiftlihen Wemtern, ven Befehlöhaberftellen in den Schlöffern und 
zu ben übrigen Aemtern ernannt werden, Ständen und Einzelnen wurden ihre 
früheren Befigungen, Privilegien, Gewohnheiten, Statuten und Gerichte zuge- 
ſichert. Erfte Inftanz in Rechtsſachen blieben das Kapitel und vie 12 Räthe des 
Erzbisthums; das Appellationsforum follte gebildet werden von königlichen, aus 
den in ber Provinz angefefjenen Aoligen und Lanveseingeborenen zu wählenden 
Näthen. Der Adel blieb fteuerfrei, außer in Beziehung auf die beftehenden oder 
mit Einwilligung der Stände aufzulegenden Steuern, die Bauern follten ihren 
rechten Herrn ausgeantwortet werben. Das Corpus Privilegiorum Stephaneum 
diente während ber ganzen Zeit der polnifhen Herrſchaft als Grundlage für bie 
Staatsverfaffuug und die ftändifchen Rechte ber Bürger. 

Der König von Schweden Erich XIV. ficherte feinerjeits, durch zwei zu 
Norköping am 2. Aug. 1561 ausgeftellte Urkunden, ver eftländifhen Ritter: 
ihaft und der Stadt Reval Aufrechterhaltung der evangeliihen Religion, Be 
ftätigung ber früheren Rechte und Freiheiten, des Befigredts an den Gütern mit 
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der vollen peinlichen Gerichtsbarkeit in deren Grenzen. Der Ritterfchaft wurde 
außerdem zuerfannt die Erhaltung der Aemter und Würben in ber Landbesner: 
waltung, zu melden fie zur Ordenszeit berechtigt geweien, bie Arreftfreiheit bis 
zum gefällten Urtheile und vie Aburtheilung von ten Gerichten. des Landes, ber 
Stadt Neval aber die Erhaltung ihrer banfeatifhen Rechte. 

Das alte Livland war nunmehr in fünf Theile zerfallen: 1) Narva, Dor- 
pat und Theile der Landſchaften Ierwen und Wierland, fowie alle an Rußland 
grenzenden Ortſchaften waren in der Gewalt Rußlands; 2) Harrien, NReval und 
die Hälfte von Wierland in ver Gewalt Schwedens. 3) Das übrige Eftland, 
Defel und Pilten beſaß Magnus von Holftein. 4) Kurland und Semgalen waren 
dem legten Drbensmeifter Gotthard Kettler als polnifches Lehnsherzogthum zuge- 
wiefen. 5) Livland mit Ausnahme des Stiftes Dorpat (Riga) war eine polnifche 
Provinz geworden. Ruhe ward aber in ven Landen durch biefe Theilung nicht, vie 
brei Staaten, welche an benfelben participirten; Polen, Schweden und Rußland 
fümpften um ven gefammten Beſitz des früheren Ganzen. 

Zur Erlangung einer fefteren Stellung verbanden fidh 1566 vie Livlänbifchen 
Stände mit den Fitthauern. Auch hierbei wurde die Augsburg’sche Konfeffion ge- 
mwährleiftet. Der Adminiftrator Livlands follte ein Deutſcher oder ein die beutfche 
Sprache verftehenver Litthauer fein. Livland wurde ausdrücklich als Herzogthum 
bezeichnet, dabei aber in verfchievene Kreife getheilt mit je einem aus ben Einge- 
borenen ernannten Senator, je einem Landgerichte und einer Apellarionsinftan; 
aus ven Senatoren. Abermald wurde die Beſetzung der Aemter in Livland mit Ein- 
geborenen (Deutfhen) angelobt und die Abfaffung eines Codex ber örtlichen Ge 
fege in Ausſicht geftellt. 1569 warb aber Livland zugleich mit Litthauen mit Po- 
len vereinigt, unter wieverholter Beftätigung aller früheren Rechte und Freiheiten. 

Schweden brachte zu feinen früheren Befigungen in Eftland noch tie Wied 
und einen Theil Ierwens unter feine Herrfchaft und vereinigte im Jahre 1584 
biefe Provinzen zu einem dem fchwebifchen Reiche einverleibten Fürſtenthum over 
Herzogthum Eftland. Dabei wurden vie 1561 ber Nitterfchaft von Harrien und 
Wierland zuftehenden Rechte und Freiheiten auf die gefammte Ritterfhaft Eſtlands 
ausgedehnt. Im Frieden zu Sapolja vom 15. Januar 1582 gab Rußland feine 
GEroberungen in Livland auf und überließ tas Bisthum Dorpat an Polen. Nah 
Herzog Magnus Tode (1583) bemädtigten fi die Polen nod der von ihm be 
ſeſſenen Schlöffer in Livland. 

Nunmehr begann Polen feine Pläne zu Vernichtung der Eigenthümlichkeit 
der inforporirten Lande durchzuführen. 1582 wurde Livland in Palatinate einge- 
tbeilt, wurden Gerichtsbehörden nach polniſchem Mufter angeorbnet, diefelben dem 
fönigliben Tribunal in Lublin unterftelt und in Wenden ein eigener römifch- 
fatholifcher Biſchof eingefegt, melhem große Güter und die erfte Stelle in dem 
livländiſchen Gerichtsfonvent verliehen wurden. Gleichzeitig wurden alle wichtigeren 
Aemter in Livland mit Polen und Litthauern befegt, viele Lehngüter zum Beften 
der Krone eingezogen und an Polen oder Litthauer vergeben. Die Durchſicht einer 
von der Nitterfhaft vorgelegten Zufammenftellung der örtlichen Gefetgebung ward 
aber auf eine gelegenere Zeit verfchoben. Die Proteftationen gegen folde Eingriffe, 
Präfautienen und Refervate- bei unvermeiblichem Nachaeben beweifen wohl ven 
Willen ver Pivländer, ihre Rechte zu erhalten, hatten aber feine tie Gewaltmaß- 
regeln hindernde Wirkung. Zu allen ven polnischen Willführligfeiten traten 
noch religtöfe Berfolgungen und neue Kriege. Der Kampf wurde von Karl IX, 
von Schweden begonnen, unter Guſtav Adolf fortgefegt und erft unter Karl XI. 
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beendet. Guſtav Adolf zwang Rußland im Frieden zu Stolbowa vom Jahre 1617 
auf immer allen Anfprühen auf Livland zu entjagen. 1621 eroberte er Riga, 
nad und nach bemächtigte er ſich des ganzen Livland, fo daß Polen im Altmark: 
ſchen Waffenftilftand vom 28/16. September 1629 vasfelbe an Schweden 
abzutreten fich genöthigt ſah. Die Infel Defel, welche nad dem Tode des Herzogs 
Magnus von Holftein (1583) unter unmittelbare däniſche Herrfhaft gekommen 
war, fam durch den Frieden von Brömfebrä im Jahre 1645 unter Chriftina gleich: 
falle an Schweden. 

Abermals brach Rußland in Livland ein, eroberte einen Theil des Landes 
und bedrohte Riga. Erſt dur den Dlivaer Frieden mit Polen (1660) ward Schwe- 
dens Recht auf Lioland (mit Ausnahme des fünöftlichen Theiles, des fog. Polnifch- 
Lioland) von Polen fürmlih und für immer anerfannt, während in Folge des 
Friedens von Karbis (1661) die Ruffen ihre Eroberungen in Livland aufgaben. 

Schon im Jahre 1602 war mittelft der Diplome vom 12. und 13. Juli 
die Union Livlands mit Schweden formell volljogen, wobei die alten Privilegien, 
Rechte und Gerichte ausprüädlih anerkannt wurden. Diefe Urkunden bilden bie 
Grundlage des Berhältnifjes Livlands zu Schweden. Die Selbftändigfeit Livlands 
wurde unter den erften Herrfchern nicht in Zweifel gezogen. Guſtav Adolf ließ 
jedoch der Landſchaft eine formelle Betätigung ihrer Berfaffung nicht angebeihen, 
die alten Privilegien aber galten. Nur eine vorläufige Beftätigung erfolgte am 18. 
Mai 1629 und wurde auch die von der Landſchaft veranftaltete Sammlung ver 
Privilegien in vemfelben Jahre ausdrücklich anerkannt. Riga hatte Guſtav Adolf 
ſchon, nad) einer cautio generalis vom 15. September 1621, in einer befonderen 
Urkunde vom 25. September besfelben Jahres alle feine Freiheiten und Rechte be- 
ftätigt, insbefonvere die Erhaltung der Augsburg. Konfeffion, bie beftehende Ver— 
waltung der Kirche und des Schulwefens, die Erhaltung der Stadtverfaffung und 
namentlidy der Befugniffe des Raths und feiner Jurispiftion, von welder nur in 
wichtigeren Sachen an den König appellirt werben burfte, die Einfegung des Burg: 
grafengerihts, vie Beftätigung aller auf die Berwaltuug der Stadt bezüglichen 
Nechte des Naths, der Gilden und Zünfte und überhaupt aller ſtädtiſchen Nechte 
und Statuten, fowie aud der hanfeatifchen Rechte, vie Ertheilung des Rechts an 
die Stabt und die Bürger, mit Erlaubnif des Königs adlige Güter zu faufen, die 
Erhaltung und Erweiterung der Handelsrechte und Inftitutionen, Die erfte voll- 
ftändige Konfirmation der Rechte der Livländer erfolgte erft durch die Königin 
Chriftina am 7. Auguft 1648; ausprüdlih wurden "dabei auch „die rehtmäßigen 
und geruhigen possessiones der livländifchen Ritterfchaft und des Adels“ aner- 
fannt, zur Anerfennntniß jedoch biefer, ver alten Privilegien, Immunitäten und 
Freiheiten die Klauſel gefügt: „daneben aud Unjeres und des Reichs Hoheit 
und Recht in allem vorbehalten und ohne praejudice oder Schaden“. Außerdem 
anerkannten viele einzelne königliche Refolutionen die verfafjungsmäßigen Rechte 
ſpeciell; dennoch fuchte das Königliche Ranzellei-Kollegium die allgemeine Beftätigung 
der Nechte wegen des angefügten Klaufel zweifelhaft zu machen. | . 

Aber auch gegen Schweden ſuchte Livland fein gutes Recht zu wahren. Zu— 
nächſt wurde das Anfinnen Karls von Süvermannland abgewiefen, das ſchwedi— 
ſche Reichsrecht zu recipiren, ebenfo wurden über tie Auslieferung und Refog- 
nition dev Privilegien langwierige Verhandlungen gepflogen. Indeß war bie [hwebifche 
Regierung bemüht die Landesadminiſtration und Nechtspflege zu ordnen, General⸗ 
gouverneur und Unterſtatthalter, Landgerichte und ein Hofgericht wurden angeord— 
net. Die Kirche erhielt eine treffliche Verfaſſung, die Univerſität Dorpat wurde 
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funbirt (1632), dem geiftlihen Stande (mit Einfluß der Profefforen und Leh— 
rer) befontere Rechte und dadurch eine felbftäntige Stellung eingeräumt, welche noch 
beute in dem focialen, wenn auch nicht politifch berechtigten Literateninftitut nach— 
wirt. Dem Abel wurde eine felbftänbige, forporative Entwidelung geftattet, die 
alte Inftitution der Yandräthe wieder erneuert, das Recht der Nitterfchaft auf Befegung 
der Landesämter anerfannt; ein Entwurf der Ritterfchaft zu einem örtlichen Geſetz— 
bud (1643) zwar nicht beftätigt, wohl aber die Gerichte angewiefen, nad ven alten 
Rechten und Gewohnheiten und dann erft nach ſchwediſchen und anderen Gefeten zu 
urtbeilen. Auch die Stärte wurden begünftigt. Ja felbft die Bauerfchaft erfreute 
fi der Einfhränfung der ungemejjenen Frohnen durch Feſtſtellung des Maßes ver- 
felben in den fog. Wadenbühern und eines forgfältigeren Unterrichtes, deſſen Ein- 
richtungen nod heute dem Volk verblieben find Auch die landſtändiſche Verfaffung 
entwidelte fi aufs Neue. Die Landtage wurden von Nitterfhaft und Städten 
gehalten. Bald aber begannen die Städte direkt mit der Regierung zu verhandeln, 
die NRitterfhaft dagegen vereinigte fi durd die Erridtung einer Adelsbank und 
Matrikel im Jahre 1650 und durch VBerfchmelzung ver gemeinen Yanbtage, die bisher 
noch unter polniſcher Herrichaft von allen Stänven per deputatos beſchickt worden, 
mit den ritterjhaftlihen Manntagen und Berfchreibungen, zu einer geſchloſſenen, ſich 
immer exfiufiver verhaltennen Körperfchaft, melde nod heute in viefer dem Ge— 
meinwohl des Landes nicht förderlihen Abgeſchloſſenheit fortbefteht. So bildeten ſich 
zwei gefonverte Gemeinheiten: Stabt und Land, zur Schwächung ver Gefamint- 
kraft tes Ganzen, gingen ihre gefonderten Wege und gehen fie nod) jest. 

Trotz aller wohlthätigen Einrichtungen Schwedens, trog der allen Ständen 
und felbft vem Nidtftande der Bauerſchaft erwieſenen Anerkennung der Rechte 
und Förderung ihrer Intereffen, war dennoch auch die ſchwediſche Regierungszeit 
vielfach und insbefondere ſchließlich eine willtührlihe und bedacht auf die Vernich— 
tung der Eigenthümlichkeit des Landes. Schon die Beftimmung, daß „ein Drittheil 
vom Yandeswerthe an ſchwediſche Große verlehnt geweſen fein folle”, konnte ver 
deutſchen Selbftändigfeit gefährlih werben, indeß wurden die ſchwediſchen 
Familien zu veutfhen. Auch vie fpätere Beftimmung, daß ſchwediſches Reichs— 
recht ftatt des deutſchen Rechts in subsidium recipirt werben follte, hatte nur die 
Wirfung, daß das gemeine Recht in der Praxis immer mehr angewandt wurde 
und erft in ruffiiher Zeit holte man das früher abgemiejene ſchwediſche Hecht zur 
Abwehr des gemeinen wieder hervor. 

Die Finanznoth Schwedens war es, welche vie größten Kalamitäten auch Liv— 
land verurfachte. Zunächſt belafteten das Land die drüdenpften Auflagen. Was 
Anfangs an Beiftenern erbeten warb, wurde fpäter anbefohlen und im Falle des 
Widerſtandes gewaltfam erzwungen. Die Livländer richteten dagegen das Yand- 
rathskollegium fefter auf und bevollmädtigten es in Abweſenheit ver Rit— 
terichaft zum Schuß der Privilegien und der Einzelnen in ihren Nedten. Auch 
ſuchten fie fih dur die oben genannte Generalfonfirmation von 1678 und burd 
jpecielle Refolutionen in ihren Redten ſicher zu ftellen, Namentlich wurde ihnen in 
denfelben die Erhaltung ihrer Befigungen gefihert und follte die in Schweden 
volzogene Ginziehung der Domänen in Yivland nicht ftatt haben. Dennod 
wurte troß dieſes austrüdlichen Verfprehens die Güterreduftion auch in Yivland 
vorgenommen. Gegenüber den Remonftrationen ver Livländer berief man fi auf 
die mehrermwähnte Klanfel und anftatt, wie anfänglich verſprochen wurde, die Ein- 
ziehung nur auf die Berlehnungen und Berfhenfungen ſchwediſcher Herrfcher zu 
befhränten, dehnte man fie bis im die heermeifterliche Zeit aus, Nicht weniger 


14 Rußland. 


als drei Viertel alles Grundbefiges des Adels wurden von der Nebuftionstommif- 
fion für die Krone eingezogen und nur aus Gnade den aus dem Befit geſetzten 
Familien ver Genuß der Revenuen mit oder ohne Arrendezahlung oder aud wohl 
der dritte Theil in den Nevenuen ihrer Güter gelaffen. Die Gegenvorftellungen 
der livländifhen Deputirten Patkul und Budberg reizten Schweden zu weiteren Ge— 
waltmaßregeln. Kein Landtag follte fünftig ohne Befehl des Königs gehalten werben, 
auf ihm nur erbbefitliche Edelleute Sig und Stimme haben, ver Generalgouver- 
neur nit nur den Borfig führen, ſondern aud ven engeren Ausſchuß fomohl als 
den Nitterfhaftshauptmann, der nur für die Dauer des Landtages beftellt wurde, 
wählen. Beſchwerden follten hinfort nicht mehr an den Yandtag, fondern nur an 
den Öeneralgouverneur oder durch ihn an den König gebradt werden. Zur Auf- 
bebung ber ritterfchaftlihen Verfaſſung (1694) trat noch die Einführung der ſchwed. 
Gefepgebung und ein willfürliches Regiment des Oeneralgouverneurs. Somit 
waren die Grundlagen materieller und politifcher Kraft der Livländer fo gut wie 
vernichtet. 

Auh Defel war unter ſchwediſcher Herrfchaft faft denſelben Schidjalen wie 
Livland unterworfen Anfangs war die Berwaltung dieſer Infel mit der Eſtlands 
vereinigt, dabei behielt viefelbe ihre eigene Berfafjung und erhielt einen eigenen 
Statthalter. Aber 1680 wurde aud hier die Güterreduftion durchgeführt, die 
Auflagen gefteigert und die Gerichtäverfaffung verändert. 

In Eftland ließ die ſchwediſche Neyierung vie alten Rechte und Einrich— 
tungen, bis im Jahre 1685 aud in diefem Lande die Güterreduftion, wenn auch 
mit geringerer Strenge, durdgeführt wurde. Dazu fam aud bier eine Ueber: 
(aftung mit Abgaben, manderlei Willführ und manche Veränderung in ber Ge- 
jeggebung, die Yanvdesverfaffung wurde aber nicht aufgehoben. 

As im Jahre 1700 der große norbifhe Krieg ausbrah, waren wiederum 
Liv» und Eſtland ver Schauplag veffelben. Polen fuchte ein Jahr zuvor Livland, 
Eftland und Defel blutlos zu gewinnen durd eine Deklaration des Königs Auguft 
d. d. Warſchau den 24. Auguft 1699. Livland wurde zur Stellung von Trup- 
pen verpflichtet (5600 M.), dagegen aber audy zu einer eigenen Provinzialmiliz 
berechtigt. Die Einrihtung von Unterrichtsanftalten wurde ter Provinz jelbft 
überlaflen. Zur Reihsverfammlung ſollte fie Deputirte ſchicken und einen beftänvi- 
gen Vertreter beim König haben, im Lande aber öffentliche Berfammlungen ges 
halten werden und dem Übel ver Erlaf von Beftimmungen über die Aufnahme 
in die Adelsforporation und die Erwerbung adliger Güter freiftehen, die politifchen 
Zuftände der Provinz unangetaftet bleiben, und ungültig fein die in Widerſpruch 
mit ihnen erlafjenen Geſetze. Dejel und Eſtland wurde anbeimgeftellt, fich mit 
Livland in der ihm beliebigen Weiſe zu verbinden und den Bewohnern aud die 
jer Landſtriche der Genuß ihrer Befigungen, Rechte und Freiheiten zugefichert. 
Zur Öarantie dieſer Propofitionen jollte e8 freiftehen, fremde Fürften aufzufordern. 
Weit fpäter, erft im Jahre 1719 (30. Juni), erfhien ein Gnadenbrief der Köni- 
gin Ulrica Eleonore, welcher den Ritterfhaften von Livland, Ejtland und Defel 
alle ihre Privilegien, Immunitäten, Receſſe und Verträge fammt und fonders be— 
ftätigte, fowohl in weltlichen als geiftlihen Saden, wie fie von Kaifern und 
Königen, Hoch- und Heermeiftern und Erzbiſchöfen ertheilt und beftätigt und wie fie 
gebraudt und erhalten worden, oder aud hätten erhalten werben jollen. Außer— 
dem jollte in den Provinzen Liv-, Eftland und Defel der Unterſchied in Ge— 
jegen, Gebräuchen und Berfafjung aufgehoben und eine völlige Gleichheit eingeführt, 
der modus unionis aber durch gewiſſe Deputirte im Lande ausgemittelt und ber 
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föniglihen Beftätigung vorgelegt werben. Zu einer erforderlichen neuen Königs- 
wahl follten aud die Ritterfchaften der Provinzen eingeladen werden und nicht 
minder zu einer Beratbichlagung wegen eines DOffenfivfrieges. Kein neues Geſetz 
follte eingeführt, fein bejtehendes abgefhafft, feine Kriegsftener, Auflagen, Zölle, 
Ausihreibungen und andere Kontributionen erhoben werden ohne die Bewilligung 
der Ritterſchaft. Auch die übrigen Beftimmungen betrafen wejentiid die Ritter- 
ſchaft, welche denn aud in der That als am ſchwerſten in ihren Rechten verlegt, 
durd meitgehende Konceſſionen zu verjöhnen war. 

Aber diefe Verheißungen kamen zu fpät. Schon im Jahre 1710 gelangte 
Peter der Große dur die Eroberung der Städte Riga, Pernau und Reval in 
ven Befig beider Provinzen und Adel und Städte Huldigten dem neuen Herrn. 
Allein erft im Nyſtädter Frieden vom 30. Auguft 1721 wurden dieſe beiden 
Provinzen (mit Einfluß ver Infel Defel) von der Krone Schweden förmlich dem 
ruffifhen Reich abgetreten und dieſe Ceſſion im Frieden zu Abo am 27. Au- 
guft 1743 heftätigt. Die livländifche Ritterſchaft und Riga legten bei ihrer Un- 
terwerfung an Rußland Afforbpunfte vor Über die Rechte und Privilegien, vie fie 
aufreht zu erhalten baten. Peter der Große ertheilte am 30. September 1710 
Gnaden⸗-Urkunden, in welden er im Allgemeinen alle Rehte und Privilegien der 
Nitterihaft und der Stadt Niga beftätigte, während er dur Urkunden vom 12. 
Dftober deſſelben Jahres auch die Punkte entjchien, welche beim Abſchluß ver Ka- 
pitulation feinem Gutdünken vorbehalten waren. Die Kapitulation Pernau’s, 
d. d. 12. Auguft vefjelben Jahres, enthielt ähnliche Zugeftändnifje wie die rigi- 
ſche. Der eftländifchen Ritterſchaft ertheilte Peter der Große am 1. März 1712, 
rer Bürgerihaft am 13. ig deſſelben Jahres fürmlihe Beftätigungsurfunden. 
In diefen Kapitulationen und Onadenurfunden wurden gemwährleiftet: den Ritter- 
ihaften und Stäbten die Augsburgiſche Konfeffion, die deutſche Sprache in den 
Gerichten, das eigene Recht und als Hülfsrecht das gemeine, eigene Verwaltung 
und bejondere Borredhte. Dem liv- und eftländifchen Adel wurde der Ankauf 
adliger Güter ausſchließlich geftattet, den Bürgern Rigas und Nevals aber bie 
Belafjung im Befig von Landgütern verfproden. Schon Peter der Große fügte 
zu der der livlänbifchen Ritterfhaft ertheilten Beftätigung Hinzu: „doch Uns und 
Unferer Reihe Hoheit und Recht in Allem vorbehaltlih und fonder Nachtheil und 
Präjudiz“. Diefe Einſchränkung fehlte bei den Gnadenurkunden für die eftländifche 
Ritterfchaft und die Städte Riga und Reval. 

Die Nachfolger Peters des Großen beftätigten der livländifchen Nitterfchaft, 
den Städten Riga, Dorpat, Pernau, der eftländijchen Ritterfhaft und der Stadt 
Reval ihre Rechte. Indeß ift fein gleihmäßiges Verfahren dabei beobachtet wor- 
ven. Nur die Privilegien der liv- und eftländifchen Ritterfhaft und Revals wur- 
ven von allen Herrſchern Rußlands beftätigt. Katharina 1I. führte, trog der 
Zufiderung der alten Berfaffung, (1783) eine neue ein: bie fog. Statthalter 
ſchaftsverfaſſung, in der alle ftäntifchen Einwirkungen ausgeſchloſſen und das 
Syftem der Gentralifation ftrenger entwidelt war. Bald darauf ward auch das 
Steuerfuftem geändert und bie landesüblihen Steuern, wie die Grundſteuer in 
eine Kopfftener der männlihen Seelen verwandelt. 1785 wurde dem Adel die 
ruffifche Arelsorbnung; den Städten die ruffifhe Städteorbnung oftroyirt. Der 
Ufas vom 12. Auguft 1786 fchaffte auch die Inftitution der Landräthe in Liv— 
und Eftland ab. Durch Reftitutionsufas des Kaifers Paul vom 28. November 
1796 wurde aber im Wefentlihen die Wiederherftellung des bis 1783 geltenden 
Zuftandes befohlen. Jedoch follten das Livländifche Hofgeriht und das eftlän- 
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diſche Oberlandgeriht unter der Appellation des faiferl. Senats ftehen, von ben 
Procureuren die Gouvernementd-Procureure bleiben, in Bezug auf die Erhebung 
von Abgaben nad den Ufafen verfahren und falls die Nothdurft des Reiches es er» 
fordere, aud) Liv» und Eftland an der Nefrutirung Theil nehmen. Seit Uleran- 
der I. bieß aber die Beftätigungsflaufel gegenüber der livländifchen Ritterfchaft: 
„infofern felbige (sc. die früheren Rechte, Privilegien und Vorzüge des Adels) mit 
den allgemeinen Verorbnungen und Gefegen Unferes Reiches übereinftimmen*. Ni 
folaus I, fügte noch „allgemeine Einrihtungen” hinzu. 

Während Liv- und Eftland unter polnifher und ſchwediſcher Herrſchaft ftan- 
den und zulegt fih Rußland unterwarfen, erlebte Kurland eine Periode ber 
Selbftändigfeit, welche jedoch nicht blos durch die Abhängigfeit von Polen, ſondern 
auch durch die häufigen erbetenen und nicht erbetenen Interventionen Rußlands 
und die Anmaßungen des Adels gegenüber dem Herzog ſowohl nad) Außen als im 
Innern eine nur quasi-fouveraine war, 

Der erfte Herzog Gotthard (1561—1587) ertheilte dem Adel am 7. März 
1562 die Beftätigung feiner Privilegien. Auf dem Reichstage zu Lublin am 3. 
Auguft 1569 fam auf Anſuchen der furländifchen und femgallifchen Landſchaft 
eine Union mit Litthauen zu Stande, in demfelben Jahre ward aud Polen mit 
Litthauen zu einem Staatskörper vereinigt. Das am 25. Juni 1570- erteilte 
privilegium Gotthardinum (am 28. November 1581 königlich beftätigt) follte bie 
Grundlage des inneren furländifchen Staatsrehts bilden. In vemfelben ward das 
Vortbeftehen der Augsburg'ſchen Konfeſſton und eine Kirdenreforn verfprochen, 
ein Landrecht follte bejchrieben, das Gerihtswefen reformirt, der Procefigang be= 
fhleunigt, alle Landrechte, Neceffe und Gebräuche, beibehalten werden. Das alte 
ftrenge Lehnrecht wurde aufgehoben, Güter follten in beiden Geſchlechtern vererben 
mit einem bloßen Vorzugsrecht des männlichen bei Gleichheit des Grades. Land— 
und Wafjerzölle follten nicht angelegt, und zum Nofvienft von je 20 Halbhäfnern 
ein Pferd geliefert werben. Bon Schagungen und Xccife follte der Adel frei fein, 
Krügerei und Kaufmannfhaft treiben und auf feinen Gütern vie peinliche Ge— 
vihtsbarfeit ausüben dürfen. — Auf den Landtagen famen alle (?) berzoglichen 
„Unterthanen” und bei Verhandlung kirchlicher Angelegenheiten bisweilen auch vie 
Geiftlihen zufammen. Außerdem fonnten die Landesangelegenheiten, je nad) ihrer 
Beſchaffenheit, auch durch einen von den Evelleuten erwählten Ausſchuß verhan- 
delt werden. 

In feiner Verwaltung wurde der Herzog von Räthen unterftügt. In Kur- 
land ſowohl als in Semgallen befanden fih ven der Nitterfchaft gewählte Land— 
räthe, Mannrichter für die Juftizgefhäfte und Hauptleute für vie Polizeigefchäfte 
in erſter Inſtanz. Am 15. September 1570 wurde eine neue Kirchenorbnung 
publicirt. Auch der Stadt Goldingen murben ihre Privilegien am 28. Februar 
1567 betätigt. 

Auf Gotthard folgten Friedrih und Wilhelm, legterer erhielt das eigent- 
lihe Kurland mit der Reſidenz Golvingen, Friedrich aber Semgallen mit der Re- 
fivenz Mitau. Auf dem im Februar 1606 abgehaltenen” Yandtage wurde u. U. 
auf Wunfc des Adels feftgefegt, daß der Herzog vorzugsweife den ritterſchaftlichen 
Ausſchuß zufammenbernfen folle, daß vie fürftlichen Propefitionen in alle Kirch— 
jpiele verſchickt werden, viefelben darüber berathichlagen und zu zwei bis drei De- 
legirte zum Ausſchuß abſenden follten. Später verbrängten die Ausſchüſſe die 
eigentlihen Landtage ganz. Theils wegen ber Doppelherrfhaft über Kurland, 
theild wegen perfönlicher, verlegender Zumuthungen, namentlid der Roßdienſte, 
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war ber furländifhe Adel in vielfache Streitigkeiten mit feinen Herzogen, insbe 
jondere mit dem Herzog Wilhelm, gerathen. Der Adel war gegen ihn und er 
gegen den Abel bei der Krone Polen klagbar geworden, fo daß 1616 eine pol- 
nifhe Kommiffion nah Kurland gefandt wurbe, welche ven Herzog Wilhelm feiner 
Lehnrechte für verluftig erflärte, während Friedrich nun auch mit Kurland belehnt 
wurde. Eine andere Kommiffion erließ im folgenden Jahre auf Grundlage der 
Vorſchläge des Adels zwei Verordnungen: die Formula Regiminis und die Sta— 
tuten, welche mit den Urkunden aus der Zeit der Unterwerfung und dem Privi— 
legtum Herzog Gotthards, die Hauptgrundlage des öffentlichen, wie des Privat- 
rechts von Kurland bilden. 

Auf Friedrich folgte 1642 nad deſſen Tode der ſchon feit 1633 belehnte 
Sohn Wilhelms: Jakob. Diefer Regent erwarb ſich den Befig des ehemaligen 
Bisthums Kurland oder des Piltenfchen Kreifes durd) Abfindung des Hauptmann 
von Pilten, Otto Maydell, tem dieſe Landſchaft durch die Wittwe des Markgrafen 
von Brandenburg, Georg Friedrich, als ihr Lebtagsrecht überlafien war. In dem 
Kriege Karl X. mit Polen behauptete zwar Jakob die Neutralität, wurbe aber 
dennoh unter dem Borgeben des Neutralitätsbruhs auf Befehl des Schwebentö- 
nigs gefangen aus Mitau weggeführt, während ganz Kurland von den Schweden 
befegt wart (1658). Im Frieden zu Dliva erhielt er jedoch feine Freiheit und 
fein Herzogthum wieder und wurben namentlich audy feine Rechte auf den Pilten- 
ſchen Kreis anerfannt. Jalob war außerdem vworzugsweije bemüht, den Handel 
Kurlands zu heben, ſchloß Hanvelöverträge mit Ludwig XIV. und mit dem 
großen Kurfürften von Brandenburg, baute eine Flotte und beſaß fogar als Ko- 
lonien vie Infel Tabago und einen Theil von Guinea. Auch im Innern, gegen- 
über dem Abel, verftand er den Frieden zu-wahren. Seine Regierungszeit muf 
als die gefegnetfte und ſtaatlich bedeutendſte erſcheinen. Nach Jakobs Fobe er: 
neuerten ſich aber unter feinen Nachfolgern Friedrich Kafimir (1682— 1698) und 
der für Friebrih Wilhelm (1698— 1711), den minderjährigen Sohn veffelben, 
duch den Prinz Werbinand, Jakobs zweiten Sohn, geführten Regentihaft vie 
Zwiftigkeiten mit dem Übel. Ferdinand, nach Frievrih Wilhelms Tode — welder 
fih kurz zuvor mit der ruſſiſchen Prinzeffin Anna, Tochter des Bruders Peters 
des Großen, des Zaren Iwan Alexejewitſch, vermählt hatte, — zum Herzoge 
erhoben, regierte Kurland von Danzig aus. Die vielfahen, von ihm dekretirten 
Beihräntungen feiner Landſchaft veranlaften abermals die Sendung einer polni- 
fhen Kommiffion, welche die herzoglihe Gewalt wmohificirte (1717) und für bie 
Abwefenheit des Herzogs die Verwaltung den Oberräthen Kurlands übergab. 

Als neue Streitigkeiten mit ber Landſchaft entftanven, erflärte dieſe das Her- 
zogthbum für vafant und wählte den Grafen Moriz von Sachſen zum Herzoge 
(1726). Der polnifche Reichstag Faffirte aber die Wahl. Die gleichzeitig be- 
ſchloſſene Einverleibung Kurlands in Polen kam gleihfalls nicht zur Ausführung, 
vielmehr wurde 1736 der Herzog Ferdinand wieder beftätigt, ftarb jevoh am 4, 
Mai 1737 kinderlos. & 

Nah Ferdinands Tode war die Wittwe des verftorbenen Friedrich Wilhelm, 
welche inzwifchen ven ruſſiſchen Thron beftiegen, bemüht, die Wahl des Reichs— 
grafen Biron zum Herzog von Kurland durchzuſetzen. Der kurländiſche Abel voll- 
zog die Wahl, nachdem er fid mit dem Reihsgrafen über gewiſſe Bedingungen 
verfländigt und wurde der Gewählte vom Könige und dem polnifhen Reichstage 
als Herzog Ernft Johann beftätigt. Schon 1740 aber warb ber nad der Kaiſe— 
rin Anna Tode zum Negenten von Rußland erhobene Herzog nah Sibirien ver- 
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bannt und wenn aud im folgenden Jahre zurüdgerufen, dennoch von Kurland 
fern gehalten. Für Kurland begann jest eine längere Zwiſchenherrſchaft, melde 
der Übel zur Ausvehnung feiner Rechte und zur Benachtheiligung des Bürgerftan- 
des ausnugte, 1758 warb Prinz Karl von Sahfen durch feinen Vater Auguft II. 
zur Herzogswürbe erhoben. Katharina II. von Rußland fegte jedoch mit bemwaff- 
neter Hand den Herzog Ernft wieder ein. Stanislaus Auguft erteilte am 31. 
December 1764 dem Herzog Ernft nicht nur, fondern aud deſſen Sohn Peter die 
Belehnung und beftätigte zugleich die Rechte der Ritterfhaft und Städte Kurlands. 
Ernft trat aber fhon 1769 feinem Sohne Peter die Regierung ab. Unter diefem 
begannen neue Streitigkeiten des Herzogs mit der Nitterfhaft und —*— mit den 
Oberräthen und der Bürgerſchaft. Zwei Verträge, die ſog. Kompoſitionsakten, 
wurden am 8. Auguſt 1776 und am 21. Februar 1793 abgeſchloſſen und am 
19. Noveniber 1793 von der polniihen Megierung durch Reichrtagsihluß beftäs 
tigt, von der Kaiferin Katharina II. aber auf Bitte des kurländiſchen Adels ſchon 
am 21. Februar 1793 gewährleiftet. Diele Alten ftellten das Verhältniß und 
die gegenfeitigen Rechte des Herzogs, der Oberräthe und bes Adels feft. 

In Pilten aber, welches von Jakob für das Herzogthum Kurland erworben 
und von Polen wiederholt demfelben zuerkannt worden, wiberfegte ſich ein Theil 
des Adels der herzoglichen Herrfhaft. ALS der Herzog Ferdinand eine noch nähere 
Berbindung mit Kurland vorfchlug, wurde dur Neichstagskonftitution vom Jahre 
1717 die mittelbare Regierung des Herzogs aufgehoben und an ihre Stelle die 
unmittelbare Oberherrſchaft Polens gefegt. 

Als die Republik Polen ihrer Auflöfung entgegen ging, entfagte die Ritter- 
fchaft der Herzogthlimer Kurlands und Semgallen durch Manifeft vom 6/18. März 
1795 ver zeitherigen, auf den Vertrag von 1561 mit Polen begründeten Ver- 
bindung und beſchloß die unbedingte Unterwerfung unter den ruffifchen Scepter. 
Gleiche Entfagung verlautbarte und gleihen Beſchluß unbebingter Unterwerfung 
faßte am 16/28. März 1795 und verfündete mittelft zweier Manifefte die Rit— 
terfchaft des piltenfhen Kreifes, als diefer dem Königreih Polen einverleibt wer- 
ven follte. Der zu der Zeit in St. Petersburg fi) befindende Herzog bat bie 
Kaiſerin am 16. Mai d. I. die Unterwerfung anzunehmen und entfagte zugleich 
allen feinen Rechten auf das Herzogtfum zu Gunſten der neuen Herrfherin. Der 
Bitte der kurländiſchen und piltenfchen Ritterfchaft willfahrend, erließ Katharine II. 
durch Ukas vom 15. April 1795 an den dirigirenden Senat ein Mantfeft, in 
welhem die Kaiferin „in die ewige Bereinigung Kurlands und Piltens mit dem 
ruſſiſchen Reiche” einwilligte und durch ihr kaiſerliches Wort erflärte: „daß nicht 
blos das freie Bekenntniß der Religion, die Rechte, Immunitäten und das Eigen- 
thum eines Jeden in ihrem ganzen Umfange erhalten werben follten, ſondern daß 
auch in Zukunft ein jeder Stand der oben genannten Landſchaften aller Mechte, 
Freiheiten und Vortheile genießen folle, welde die alten ruffifchen Unterthanen 
befigen." In der Folge beftätigten Alexander I. durch das Manifeft vom 15. 
September 1801 und Nikolai I. durch die Gnadenurkunde vom 9. Februar 1827 
bie alten Rechte und Privilegien der kurländiſchen und piltenfchen Ritterſchaft in 
ihrer ganzen Ausbehnung, „infoweit fie in Hebereinftimmung find mit 
den allgemeinen Einrihtungen und Geſetzen veiaheihs." 

Auch in Kurland und Bilten führte Katharina IT. troß ihrer Zufage bie 
Statthalterfhaftsverfaffung ein, Paul aber orbnete im November 1796 an, daß 
— mit Beibehaltung nur weniger, bejonders adminiftrativer Behörden — allen 
drei Oftfeeprovinzen ihre frühere Verfaffung wiedergegeben werben folle. Welche 
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neue Einrichtungen die fpätere ruſſiſche Regierungszeit nicht nur in Kurland, — 
mit dem 1817 der piltenfche Kreis, unter Aufhebung feiner befonderen Berfaffung, 
zu einem Öouvernement vereinigt wurde, — fondern aud in Liv- und Eftland 
einführte, wird die Darftellung des Stantsrechts dieſer Provinzen ausweifen. 

Die an der Dftfee gegründeten Kolonien haben mit Kampf ihr Leben ber 
gonnen, mit Kampf basjelbe gefriftet, haben fi aber trog aller Kämpfe bewahrt 
ihren lutheriſchen Glauben, ihre deutſche Sprade, ihre deutſche Bildung, ihr 
deutſches Recht und vielfad ihre eigenthimliche Verwaltung. Einer dauernden 
Ruhe genoffen fämmtlihe Lande nur unter Wolter Plettenbergs Regiment. Nach 
längeren Kämpfen war ihnen aber auch eine lange Ruhe unter ruffifhem Scepter 
befhieden und unter ver Regierung ihres gegenwärtigen Monarchen, Aleranbers II., 
dürfen fie Hoffen einer weiteren Entwidelung entgegenzugehen, wenn die Lehren 
ihrer eigenen Geſchichte fie dazu antreiben, einen neuen Weg einzufchlagen. Un- 
frieden zwifchen Erzbifchof und Orden und Machtgelüfte beider führten ſchließlich 
den Untergang der Selbſtändigkeit des alten Livlands herbei, denn fie ließen keine 
gedeihlihe innere Organifation, feine einheitliche Kräftigung des Landes auftommen. 
Die ‚mangelnde politifhe Berechtigung aller Stände zur Mitbetheiligung an ben 
Angelegenheiten des Landes, die faft abfolnte Trennung des Adels und Bürger- 
ftandes, ſowie nicht minder die verfäumte Hebung des Banerftandes zu einem Träf- 
tigen, gebilveten und mitwirfenden Faktor, haben die Lande bis jegt nur in ihren 
ſtaͤndiſchen Sonderbeftrebungen erſcheinen laffen, welde die Durchführung 
ver in dem Wirken für die Wohlfahrt des ganzen Landes und aller Stände ge- 
gebenen Bereinigung unmöglid madten. Die Provinzen, welde frühere und fpä- 
tere gemeinſchaftliche Schidfale verbanden, find einander fremd geblieben. Die ihnen 
durch gemeinfhaftlihen Glauben, deutſche Sprache und deutſches Recht von felbft 
gewordene Gemeinſchaft iſt zur Ausgleihung ver provinziellen Beſonderheit nicht 
benügt und zur thatfählihen Einigung nicht verwerthet worden. Können und 
wollen alfo vie einzelnen Stände innerhalb der Provinz und die Provinzen mit 
einander zu gemeinfchaftligen Einrichtungen und VBeftrebungen fid verbinden, dann, 
aber auch nur dann, wird eine nene Zeit der Entwidelung anbrechen und das 
Berk der Kolonifatton in würbiger Weife fortgeführt werden. Die Anzeichen einer 
folden Wandelung find da; aber dieſe felbft zu vollziehen, Dazu bedarf es nicht 
blos des redlichen Willens einzelner ftrebfamer Patrioten, dazu muß das Ganze 
in Bewegung gerathen, damit aus eigener Kraft die Lande ſich neu 
geſtalten. Soll das alte Livland zu einem neuen erftehen, jo müſſen bie 
alten Livländer in nene fih wandeln und die Sonberbegriffe Liv⸗-, Eft- und 
Kurländer ſchwinden vor der einigenden Bebeutung des Namens: beutfche Balten. 

Literatur. Chroniken, Urkundenſammlungen und Geſchichtswerke der Oft: 
feeprovinzen find angegeben bei F. ©. v. Bunge, Einleitung in die liv-, eft- 
und turlänbifche Rechtsgeſch. und Geſch. der Rechtsquellen, Reval 1849, auch 
bei U. v. Richter, Geſch. der beutfchen Oftfeeprovingen, Riga 1857 und 58, 
III Bde. Indem wir daher auf diefe Werke verweifen, genügt e8 noch hinzuzu⸗ 
fügen, daß an umfafjenden geſchichtlichen Darftellungen außer dem erwähn- 
ten v. Richter'ſchen Werke, welches vie Geſchichte der Oſtſeeprovinzen bis zur 
Einverleibung derfelben in Rußland umfaßt, noch erſchienen iſt: v. Rutenberg, 
Geſch. der Oftfeeprovinzen, Leipzig 1859 — 1861, 2 Bde, welche mit der Aufe 
fung des alten Livlands abfchliegen. Iſt auch beiden Werken das Berbienft nicht 
abzufprechen, das Interefie für die Geſchichte Lio-, Eſt- und Kurlands in weiteren 
Kreifen angeregt, ja fie Bielen zugänglich gemacht zu haben, melde ſich bisher von 
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ihr gänzlich fern gehalten hatten, fo eröffnen doch bie in neuerer Zeit von F. ©. 
v. Bunge (Liv, Ef u. Kurlänbifches Urkundenbuh nebft Regiſter 4 Bde. 
1852 — 59, Bd. V. Heft 1. Reval 1862) und C. Schirren (Quellen zur 
Geſchichte des Unterganges Livländifher Selbftftändigfeit. Aus dem Schwediſchen 
Reichsarchiv Bd. 1. 2. 1861. 1862.) unternommenen Ausgaben von Urkunden 
bie erfreuliche Ausficht, daß es auf Grundlage folder Arbeiten möglich fein wir, 
eine urkundlich beglaubigte Geſchichte der Oftfeeprovinzen zu erhalten. 

II. Deffentlihdes Recht (Staatsredt). 

1. Rehtsbildung. Das alte Recht der baltifhen Länder bildete fich 
auf deutſcher Grundlage durch Antonomie mit Benugung deutſcher Rechtsbücher 
aus. Man unterfhiet, wie in andern beutfchen Ländern des Mittelalters, Yand- 
recht und Lehenrecht, Stadtreht und Banernredt. 

Das Waldemar-Erich'ſche Recht (1315), feiner Form nad ein wahres Dienft- 
recht, feinem Inhalte nad ein Lehnrecht, beruhte hauptfächlich auf ſächſiſchem 
Recht. Das urjprünglic für das Stift Defel bearbeitete „ältefte livländiſche Nitter- 
recht” (zwifchen 1315 und 1322) ift eine Bearbeitung des Waldemar-Erich'ſchen 
Rechts und fand wahrjheinlih bald in den übrigen Stiftern und den Orbens- 
landen Eingang. Der Sadfenfpiegel kam auch bald nad) Livland und erlebte aud 
bier eine lofale Bearbeitung als livländifher Redhtsfpiegel. Das ältefte 
livländiſche Nitterreht und ber livländiſche Rechtsſpiegel wurden die Haupt- 
grundlage von drei anderen Rechtsbüchern: 1) dem wiek-öſelſchen Lehen— 
recht (nad der Mitte des 14. Jahrhunderts zufammengetragen), 2) dem ermei- 
terten ober mittleren livländifhen Ritterreht (vor 1424), 3) dem 
umgearbeiteten ober fpftematifhen livländiſchen Ritterredht (lange 
vor 1539), aud livländifches Landrecht genannt, einer Umarbeitung des vor⸗ 
bergehenven. Außerdem gehört zu den Rechtsbüihern das Formulare procuratorum 
des Dionyfins Yabri, das zur Hauptquclle das Gewohnheitsrecht des Landes bat. 
Die Rechtsbücher enthielten die im Manngeriht zur Anwendung kommenden Nor- 
men für die Ritterbürtigen und die Öemeinfreien. — Die ältefte 
Aufzeihnung des Bauerrehtsift das f. g. liviſche Bauerredt 
(wahrfheinlih in Eftland vor 1347 abgefaßt) und erlebte basfelbe zwei jüngere 
Necenfionen. Das wietfhe Bauerrecht (dem 14. Jahrhundert angehörend) 
ift zum Theil anderen Rechtsbüchern, namentlid dem älteften Ritterrecht, dem liv- 
ländiſchen Rechtsfpiegel und dem liviſchen Bauerreht entnommen und enthält 
vorzugsweife ftrafrechtlihe, aber auch privatrechtlihe Beftimmungen. Die Bauer- 
rechte übermittelten jomit deutſches Recht auch ven Landeseingeborenen. Neben 
dem durch bie beutfhen Einwanderer in bie neue Heimat eingebürgerten Recht, 
hörte das der Eingeborenen befonders feit Einführung der Leibeigenfhaft gänzlich, 
auf, fo wie ihre politifhe Geftaltung und Geſchichte aufhörten. 

Unter den Stadtrechten ragt das rigifche wegen feiner faft allgemeinen 
Berbreitung hervor. Das vom Bifchof Albert I. nad dem Mufter der den deut- 
fhen Kaufleuten in Wisby auf der Infel Gotland zuftehenden Freiheiten ver- 
liehene Jus Gotorum bezog fih auf öffentliches Recht. Die ältefte Aufzeichnung 
des Civil, Kriminal⸗ und Procefrechts Riga's gefhah auf Anfuchen Reval's, jeden- 
falls vor 1248, wahrfheinlih im erften Biertel des 13. Jahrhunderts. Der Ins 
halt viejes aufgezeichneten Rigafchen Statuts bezieht fich fowohl auf das Privat- 
Polizei- und Kriminalceht, als auf ven Proceß. Die nächftfolgende Aufzeihnung 
geihah auf Bitte Hapſal's (mahrfcheinlih 1279) als rigifch-hapfaliches Stadtrecht 
und enthielt nicht nur die Revaliche Aufzeichnung größtentbeils, ſondern auch neuere 
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Zufäge, hervorgegangen zum Theil wahrfheinlih aus der Autonomie des Riga- 
hen Rathes, zum Theil aus fremben Quellen. 1294 wurde biefes rigifch-hapfal- 
ſche Stabtreht für die Stabt Hapfal beſonders überarbeitet und als hapfal- 
ſches Stadtrecht vom Biſchof Jakob v. Defel beftätigt. Nach 1279 erfolgte: 
die Reception des hamburgifhen Stadtrechtes in Riga, weldyes fpäter (aber wahr- 
ſcheinlich noch im 13. Jahrhundert) mit dem rigifchen verfchmolzen wurde als ume« 
gearbeiteted ober vermehrtes ober nad feinem Herausgeber fogenanntes „Del- 
richsſches rigiſches Stadtrecht.“ 

Das rigiſche Stadtrecht wurde allmälig wahrſcheinlich auf alle Städte 
des alten Livlands, mit Ausnahme der in Harrien und Wierland belegenen, 
noch in diefem Zeitraum übertragen, theils mittelft förmlicher landesherrlichen Ber- 
leihung, theils mittelft autonomiſcher Reception. 

Reval wurde ſchon 1248 das lübiſche Recht und fpäter wiederholt ver- 
lieben, und zwar nicht blos die ſtädtiſchen Freiheiten Lübeck's und deſſen äußere 
Berfafjung,, fondern auch das lübiſche Privatrecht. Diefes gefammte Recht wurde 
1302 ver Stadt Wefenberg und ungefähr um dieſelbe Zeit Narva verliehen. 

Die Statuten bildeten fi fort durch Drbeele und auch aufgezeichnete Wil- 
füren. Andererfeits erfhienen Burſpraken, Civiloquia polizeilihen Inhalts, melde 
noch jetzt bei Publikation der Rathswahlen öffentlich verlefen werben, einzelne Orb- 
nungen, wie Wett-, Hochzeits⸗, Kleiverorbnungen, Schragen, nod 1861 in Riga 
für den Handwerkerſtand, und Morgenfprachen. 

Auch Tanonifhes Recht fand. in der Beſchränkung auf das corp. iur. 
canon. clausum in Livland Eingang, fowohl in geiftlichen als weltlichen Sachen und 
wurde durch livländiſche Provinzialfynoden fortgebilvet. 

Das römische Recht follte insbefondere dur den Einfluß der Kaiſer Ver⸗ 
breitung finden, wie benn z. B. Karl IV. alle dem römifhen und kanoniſchen 
Rechte widerſprechenden Statuten und Ordnungen kaſſirte und annullirte. Nicht 
minder wirkte das Studium des römiſchen Rechts auf Univerfitäten des Auslandes, 
insbefondere auch auf der im 14. Jahrhundert in Marienburg errichteten Rechts— 
ſchule. Auch der Orden umgab fih mit gelehrten Juriften. Dennoch fing erft gegen 
das Ende des 15. Jahrhunderts das römische Recht an in Livland praftifh zu 
werben. Bis dahin galten faft ausfchlieglih deutſches Recht und einheimi- 
ſches Gemwohnheitsrecht, wefentlih nah deutſchen Rechtsgrundſätzen fi geftal- 
tend, welche burd vie Lofalverhältniffe ſich modificirten. 

Während der polnifhen Regierungszeit bildete ſich das Recht auf autono- 
mifchem Wege durch die in der politifhen Geſchichte dargeftellten Unterwerfungs- 
und Unionsverträge. Außerdem erließen die polnifchen Könige Gefege zur Beein- 
trächtigung der Privilegien und Freiheiten, fo 3. B. bie Constitutiones Livoniae 
d. d. Warschau 4. Decbr. 1582, vie erfte Ordinatio Livoniae vom März 
1589 und eine zweite vom 13. April 1598 und verfchienene Refkripte und Re— 
fponfa. Ein Landrechtsentwurf, der f. g. Hilchenfche blieb Entwurf. 

In ſchwediſcher Zeit kamen in Livland die polnifhen Konftitutionen 
außer Gebraud. Im Uebrigen erhielten wie zur polnifhen, fo auch zur ſchwediſchen 
Zeit die alten Statuten und Gewohnheiten ihre Beftätigung. Daneben follte nad 
der Abficht der ſchwediſchen Negierung das allgemeine ſchwediſche Reichsrecht als 
Hülfsreht, zum Theil als Hauptrecht Geltung erlangen, fowohl in Liv⸗ als Eft- 
land. Aber e8 kamen zur Anwendung nur einzelne neuere, fpeciell für Liv» und 
Eftland erlafjene Berorbnungen. Erſt in der ruffifhen Periode fand das ſchwedi⸗ 
ſche Recht in der Praxis eine ausgebehntere Anwendung. Auf autonomifchem Wege 
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bildete ſich, wenn jest auch feltener, das Recht durch richterliche Erkenntniſſe, hö⸗ 
here Gerichtsinſtanzen und Beſchlüſſe ber ritterfchaftlihen Landtage. Bon ben 
Sammlungen der Lanbesrehte und der Entwidlung bes Statutarrehts eine 
vollſtändige Ueberfiht zu geben geftattet der Raum nidt. In Riga murbe 
ein neuer Entwurf des Stadtrechts: „der Stadt Riga Statuta und Rechte” 
im April 1673 vollendet und kam feit 1680 durch die Praris in Gebraud. 
Diefe Arbeit beruht größtentheils auf dem älteren fog. Oelrichsſchen Statuten. 
Außerdem publicirte der Rath revivirte Schragen und Drbnungen. Auch Dorpat 
und Pernau übten das Autonomiereht. In Riga und dem übrigen Städten Liv- 
lands gewannen auch einige ſchwediſche Gefege Eingang, bedeutend häufiger wurbe 
aber in biefem Zeitraum das römifche Necht angewandt. Auch das im Inlande be— 
triebene Rechtsſtudium förderte den Einfluß diefes Rechts. 1630 wurde Inrispru- 
benz auf einem Gymnafium zu Dorpat gelehrt, 1632 auf der aus bemfelben her- 
ausgebildeten Univerfität, welche aud eine eigene Juriftenfalultät mit zwei orbent- 
lichen Profeſſuren erhielt. 1656 wurbe bie Univerfität aufgelöst, 1690 wieberher- 
geftellt beftand fie bis 1710, die legten 11 Jahre in Pernau. Römiſches Recht 
war wohl vorzugsweife Gegenftand der Borlefungen, das Provinzialredit dem An- 
fheine nad) ‚gar nicht. Außerdem wurde auch auf den Gymnaſien zu Riga und 
Reval Unterricht in der Rechtswiſſenſchaft ertheilt. 

Auf Defel mwurbe zu däniſcher Zeit nur die bänifhe SKirchenorbnung 
eingeführt, Arensburg erhielt ‚1563 das rigifhe Stadtrecht. Im MUebrigen 
verblieb dieſe Infel wefentli bei ihren älteren Rechtsquellen, indem in ſchwediſcher 
Sei bas ſchwediſche Recht auf ihr eben fo geringe Fortfchritte machte als in 
ioland. 

Auch Kurland wurden bei feiner Abfonderung als Herzogthum bie „iura 
Germanorum propria ac consueta beftätigt. Das polniſche Recht fand nicht Ein- 
gang. Die Gefeggebung ging aber aus vom König von Polen in Form 
von Responsa, Rescripta, Declarationes, vom polnifhen Reichstag als Reichs- 
fonftitutionen, welche insbefonvere Kurlands öffentliche Rechtsverhältniffe betrafen, 
von polnifhen Kommiffionen in Kurland als fommiffarialifche Decifionen, von ben 
Herzogen als Privilegien, Gefege und VBerorbnungen. Die erften eigent- 
lbichen Geſetze waren bie f. g. Formula regiminis und die kurländiſchen Sta- 
tuten, letztere mit ber Ueberfchrift: Jura et leges in usum nobilitatis Curlan- 
dieae et Semigallicae (auch mit dem vielleicht fpäteren Zufage: „et incolarum"), 
promulgirt vom Herzog am 18. März 1617. Die erftere ftellt die Hauptgrund» 
füge über bie Berfafjung und Berwaltung der Herzogtbümer feft, bie Statuten 
dagegen enthalten ven Proceß, das Privat- und Kriminalreht. Der Form. regim. 
liegen großentheils vie Unterwerfungsverträge, ältere Privilegien und Lanbtags- 
veceffe zum Grunde unter gleichzeitiger Berüdfihtigung der preußiſchen Ber- 
faffung. Bei ven Statuten vagegen ift das gemeine Recht von bebeutendem Ein- 
fluß gemefen, auch das ältere heimifche Gewohnheitsrecht in einzelnen Lehren; 
vor Allem vienten aber als Mufter vie piltenſchen Statuten. Libau wurbe 
rigifches Stabtrecht verliehen, dasſelbe erhielt fi aber in dieſer Stabt wäh. 
rend biefes Zeitraums nur in befchränftern, in ven übrigen kuriſchen Stäp- 
ten, welchen es früher verliehen war, nicht in ummittelbarem Gebrauch und 
trat an deſſen Stelle kurländiſches Landrecht. Der Einfluß ves römifhen Rechts 
warb aber in biefem Zeitraum bei der Dürftigkeit ver einheimifchen Rechtsquellen 
und bei der Handhabung der Nechtöpflege durch größtentheils in Deutſchland ge- 
bildete Juriften um fo größer., 1773 warb vom Herzog Peter ein akademiſches 
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Gymnaſium in Mitan gegründet mit einer eigenen Profeffur für Rechte 
gelehrjamfeit. 


Sowohl in Kurland als auch im piltenfchen Kreife hörte bie formelle Anwend⸗ 
barkeit der alten Rechtsbücher bald auf, indem auch hier bald neue umfafjende 
Rechtsquellen entftanden, melde ſich indeß mehr tem alten Recht anſchloſſen, als 
im ehemaligen Orbenslande. Die wichtigfte Erſcheinung find „bie Gefege und Sta 
tuta des piltenfchen Kreifes", gewöhnlich nur „die piltenfchen Statuten” genannt, 
entworfen von E. v. Saden und beftätigt von Sigismund III. am 28. 
Dftober 1611. 

Auch die ruſſiſche Regierung anerfannte ausprüdlih und wiederholt 
„lämmtlichen Einwohnern Liv- und Eftlands, fowie ver Infel Defel ihre unter 
ber ſchwediſchen Regierung gehabten Privilegien, Gewohnheiten, Rechte und Ges 
rechtigkeiten“. Nicht minder wurben Kurland und dem piltenfchen Kreife „ihre Ge» 
fee, Nechte, Privilegien, Vorzüge u. ſ. w.“ ausdrücklich wiederholt beftätigt. Das 
binderte aber die Einführung einer Reihe einzelner ruſſiſcher Gefege nicht. Das 
provinzielle Kriminalreht wurde, nachdem es durch ruffiihe Geſetze über bie 
Strafen und einzelne Berbrehen jhon mehrfah Abänderungen erlebt hatte, durch 
bie erfte Ausgabe des Swod (1832) verbrängt, fo daß mit wenigen Ausnahmen 
ver 15. Band des Swod angewandt wurbe. Das 1845 erſchienene Geſetzbuch ber 
Kriminale und Korreltionäftrafen vom 15. Aug. desfelben Jahres (gültig vom 
1. Mai 1846) kam ohne Weiteres aud in den Dftfeeprovinzen im ganzen Um 

zur Anwendung und ziemlich gleichzeitig auch viele Beftimmungen des ruf- 
ſiſchen Kriminalprocefjies namentlih im Unterfuhungsprocek. 3 

Nach Aufhebung der Landesuniverfität befchränfte fich das Rechtäftubium auf 
ben Gymnafien zu Riga, Mitan, Reval und ber Ritter- und Domfchule zu Res 
val auf einen gebrängten und bürftigen Vortrag der Inftitutionen und Pandekten 
bes römijchen Rechts. Set dem legten Biertel des achtzehnten wird aber das Pro» 
vinzialrecht häufiger wiffenfhaftli behandelt, namentlih von 3. C. Schwark 
in rechtsgeſchichtlicher Beziehung. 

Zwei Gefegentwürfe: eine Reviſion des eftländifchen Ritter- und Landrechts und 
ein Landrechtsentwurf (Budberg - Schraderſcher) für Livland erlangten weder Be- 
ftätigung noch praftifche Geltung. 

Der ruffiichen Regierung war e8 vorbehalten, die mannigfachen Redhtsbeftim- 
mungen Liv, Eft- und Kurlands im ganzen Umfange zu kodificiren. Schon Katha- 
rina II. hatte 1767 in ihre Gefeglommiffion auch, Deputirte aus Liv» und Eft- 
land aufgenommen. Indeß famen bie Arbeiten verjelben zu keinem genügenven Ab» 
ſchluß. Die von Alerander I. organifirte Gefeglommiffton erbielt den ausprüdlichen 
Auftrag, auch eine Zufammenftellung der Provinzialgefege der Oftfeeprovinzen zu 
veranftalten. Borerft wurben aber nur die Vorarbeiten für die allgemeine ruffiiche 
Reihögejeggebung 1830 vollendet, dann bie fogenannte fyftematiihe Darftellung 
gemacht. Am 1. Jan. 1835 trat das neue ruffifhe Gejegbuh (Swod) in Wirf- 
famfeit. Vielfach verändert und ergänzt erfchien 1842 eine zweite und 1857 eine 
dritte Ausgabe. Diefe Zufammenftellung enthält jedoch hauptſächlich nur die auf 
das gefammte Reich ſich beziehende allgemeine Geſetzgebung. Einer be 
ſonderen Rebaltion wurbe vorbehalten das livs, eft- und kurländiſche Recht, nament- 
lich die Provinzialverfaffung, das Privatrecht, der provinzielle Civil- und Kriminal- 
proceß. Die kaiſerliche Kanzlei follte auch dieſe Vorarbeiten leiten. Es wurde mit 
der Ritterfhaft, ven Städten, den Reichsſtänden und mit Kommiſſionen von Rechts⸗ 
gelehrten darüber verhandelt. Envlih wurbe bie legte Redaltion ber beiden 
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erften Theile der Provinzialgefeggebung (Behörbenverfaffung und Ständerecht) 
nad dem Gutachten des Reichsrathes von dem Kaifer beftätigt und am 1. Jan. 
1846 als Gefeg eingeführt. Zur Zeit ift die zweite Abtheilung, deren Mitglieb 
feit mehreren Jahren aud der frühere Dorpat’fche Brofeffor der Provinzialrechte F. 
G. v. Bunge ift, mit der ſchließlichen Redaktion des provinziellen Privatrechts be- 
ihäftigt und fteht, nachdem der bezüglihe Entwurf ſowohl provinziellen Behörden 
als Juriften zur Einfendung von Bemerkungen zugefandt worden, die enblidye Be- 
ftätigung desſelben in naher Ausficht. 

Bei diefen Kodififationsarbeiten wurden die Rechtsverhältniffe der Bauern je- 
doch nicht berüdfichtigt. Bis’ zum Ende des achtzehnten Jahrhunderts wurden nur 
zur Milvderung ver Leibeigenfhaft Gefege erlaffen. Die Kaiferin Katharina II. for- 
derte die Nitterfchaften Liv- und Eſtlands auf den Landtagen von 1765 und 
1795 zu umfaflenden Neuerungen zu Ounften der Bauern auf. 1802 warb von 
ver eftlänbifchen Ritterfchaft eine Faiferlich beftätigte Proflamation über die Nechts- 
verhältniffe der eftlänbifhen Bauern erlaffen und am 27. Auguft 1804 ein „Re= 
gulativ oder Verordnung für die Bauern des eflländifhen Gouvernements nebft 
einem Geſetzbuch“ beftätigt. Für Livland feste Kaifer Alexauder I. 1803 
ein Comité nieder zur Unterfuhung ver bezüglichen Angelegenheiten. Die von biefem 
Comits entworfene Verordnung warb am 20. Februar 1804 beftätigt. 1809 er- 
ſchienen zu berfelben Ergänzungsparagraphen, welche ſich faft nur auf bie Leiftun- 
gen der Bauern an den Gutsherrn bezogen. 

Im Jahre 1811 verzichtete die eſtländiſche Nitterfhaft auf die Boden- 
pflichtigkeit ihrer Bauern und erbot fi freiwillig zur gänzlichen Aufhebung ver 
Leibeigenfhaft. Ein neues Bauergefegbuh wurde ausgearbeitet und am 23. Mai 
1816 beftätigt. Auch für Kurland wurde eine Kommiffton zur Ausarbeitung 
eines Planes zur Berbefferung des Zuftandes der furländifhen Bauern niederge- 
fegt und das demgemäß ausgearbeitete Bauergsjegbuh,.auf Grundlage des eſt · 
ländiſchen die lofalen Berhältniffe berüdjichtigend und manche Verbefferungen ent- 
haltent, am 25. Auguft 1817 vom Kaifer beftätigt. Am 27. Juni 1818 beſchloß der 
livländifche Landtag einftimmig, die Freiheit der livländifhen Bauern zu erklären. 
Der für Livland von einer adlig-ftändifhen Kommiſſion verfaßte Entwurf einer 
Bauerverorbnung hatte zur Orundlage die eft- und furländifhe und wurde am 
26. März 1819 beftätigt. Durch die in jeder der drei Provinzen zur Einführung 
der neuen Bauerverordnungen niedergefegten Kommiffionen wurden theils erläu- 
ternte Beftimmungen, theils Zufäge und Abänderungen beliebt. 

Nachdem zur livländifhen Bauerverordnung von 1819 am 23. Januar 
1845 ergänzende Beftimmungen erfchienen waren, erhielt Livland unter dem Titel 
„Livländifhe Agrar- und Bauerverordnung“, beftätigt am 9. Juli 1849, 
ein neues Bauergefeg, das der Entwidelung und namentlih ber Erwerbung 
von Grundeigenthum durch die Bauern Rechnung trägt. Es war wejentlich das 
Werk eines für Livland au früh verftorbenen hochgebildeten Patrioten, das Baron 
Hamilkar v. Fölkekſahm, des Begründers und Führers einer zahlreiheren ort» 
ſchrittspartei in Livland, einer Fortfchrittspartei, nicht nad preußifchen, fondern liv⸗ 
ländifhen Begriffen, im Gegenfage zum Stilleftehen ein Borwärtsgehen. Am 13. 
November 1860 erfhien unter dem Titel „Livländifhe Bauer-Verordnung“ eine, 
neue Redaktion, melde gegenüber ver früheren, hinfichtlih der Erwerbung bes 
Grunpbefiges durd den Bauern und deſſen Freizigigfeit, in dem ihr zu Grunde 
liegenden Landtagsprojelt feine Entwidelung, fondern eine Reaktion gegen die Agrar- 
verorbnung von 1849 bezwedte, im Sinne der Nüdjhrittspartei des Landes. Diefe 
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reaftionären Tendenzen wurden jedoch durch bie Liberalität ber Staatsregierung weſent · 
lich paralyfirt. Auch die eſtländiſche Ritterſchaft ſtellte, veranlaßt durch einen im Jahre 
1848 erfolgten kaiſerlichen Befehl, auf dem Landtage vom Jahre 1849 ein neues 
Projelt einer Bauerverordnung zuſammen, welches nach wiederholter anderweitiger 
Durchſicht am 5. Juli 1856 beſtätigt wurde; indeß blieb dieſelbe hinter der liv⸗ 
länbifchen von 1849 in Bezug auf Fiberalität gegenüber ven Bauern entſchieden zurüd. 
In Kurland ift feit dem Jahre 1819, alfo in 43 Jahren, eine neue Ausgabe der 
Bauerverorbnung trog wejentlid veränderter und wir bürfen jagen, wejentlid 
verbefjerter materieller Verhältnifie des Bauern nicht erfolgt, nur einzelne Verord⸗ 
nungen find erfdhienen. Auf Defel hat fih die livländiſche Bauerverorbnung 
von 1819 in konftanter Permanenz erhalten und find keine neuen Verordnungen, 
fomweit uns befannt, publicirt. 

So hat fidy denn der Gegenfag des Land-, Stadt- und Bauernrehts bis 
auf den heutigen Tag erhalten und die Herrfhaft des deutſchen Rechts fortge- 
fegt, außer auf dem Gebiete des Kriminalrechts und zum Theil auch auf dem bes 
Ariminalprocefjes und des Staatsrechts, wo das ruffifche Recht ed verbrängt hat. 
Die neuere germaniftifhe Entwidelung der Rechtswiſſenſchaft hat auch in biefen 
Provinzen Einfluß auf vie Fortbildung des Rechts geübt und namentlich die um- 
berechtigte, Übergroße Anwendung bes römijchen Rechts befchränft, indeß ift ber 
Einwirkung desſelben no viel überlaffen. Die Wiſſenſchaft konnte aber von grö- 
Kerer Bedeutung für vie Entwidelung des Provinzialrehts erſt durch bie 
BWievereinrihtung einer Tanbesuniverfität werden. Diefe gefhah zu Dorpat im 
Jahre 1802, 

2. Geſchichtkiche Entwidelung der inneren Berfaffung. Die 
innere Berfaflung des alten Livlandes war in erfter Zeit eine einfache. An ber 
Spige ftand der Landesherr, ver Bifchof felbft mit feinen Minifterialen, aus wel- 
hen die niederen Beamten, Bögte, gewählt wurden, welche zugleich das Richter 
amt verfahen. Das bifhöflihe Kapitel war nicht nur kirchliche Behörde, fondern 
nahm auch an ber weltlichen Regierung Antheil. Die Gerichtsverfaffung bildete 
ſich allmälig aus. Die erfte Inftanz in Civil- und Lehnsfadhen wurden bie 
Manngerichte, aus einem Mannrichter und zwei Beifigern, nebft einem Urtheils- 
mann ober Schöffen beftehend, die zweite Inftanz in den Stiftern die Stiftsräthe, 
in den Orbenslanden der Meifter mit dem Ordensrath, in Harrien und Wierland 
die aus dänifcher Zeit herrührennen 12 NRäthe, welche mit zweien Orbensgebieti- 
gern an ber Spige das Land- over Rittergericht bildeten und wie früher 
inappellabel waren. Bon den Stiftsräthen und dem Ordensrathe dagegen ging 
die Appellation an den gemeinen Landtag als die britte und legte Inflanz, 
Berufung an bie deutſchen Reichsgerichte warb fpäter verbeten. Die Kriminalge- 
richtsbarkeit lag in den Ordenslanden in den Händen der Ordenskomthure und 
Bögte und ihrer Konvente, in den GStiftern wurde fie von ben Stiftsvögten ver- 
waltet. Ueber vie Leibeigenen und Bauern ftand der Ritterfchaft die Patrimo- 
nialjurispiftion zu. 

Die innere Berfaffung der livländifchen Städte war in allen im Weſentlichen 
dieſelbe, Revald Berfaffung der lübedifchen nachgebildet, vie rigifche meift ver ham⸗ 
burgifhen. Durch die Verleihung des rigifchen Stadtrechtes an Dorpat, Bernau, 
Dapfal, Fellin, Hafenpoth, Golvingen, Winden, Wenden und Wolmar bildete ſich 
in allen biefen Städten die Berfaffung nad) dem Mufter der rigifhen aus, deren 
Darftellung daher genügen wird. Der Stadtrichter oder Stabtvoigt, von ber 
Dürgerfhaft gewählt, und von dem Erzbifchof, als Landesherrn, fpäter zugleich, 
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auch von dem Orbensmeifter beftätigt, verwaltete die Gerichtöbarteit, und zwar 
ſowohl in bürgerlihen als peinlihen Sachen, feit der Ordensherrſchaft in Riga 
mit Zuziehung eined Ordensbruders. Geſondert beftand die Verwaltung des 
ftäptifchen Gemeinmwefens, welche Anfangs, wie es ſcheint, in den Händen ber ge- 
ſammten Bürgerfchaft over der Gemeine felbft Ing. Seit 1230 wurde die Ber: 
waltung des Gemeinweſens anvertraut einer urfpränglid von den Bürgern 
ans Ihrer Mitte gewählten, in ver folge ſich felbft ergänzenden Obrigkeit: dem 
Rathe (Konſilium) defien Mitglieder Rathmannen (Consules) hießen und an be- 
ven Spige feit dem 14. Jahrhundert Bürgermetfter, Proconfules vorkamen, 
Aber auch die Gemeine der Bürger, Cives, nahm fortwährend an der Verwaltung 
Theil. Diefe Gemeine theilte fi in zwei Korporationen oder Gilden, bie von 
ber Stube zu Münfter und zu Soeft, fpäter große und Heine Gilde ge 
nannt. An der Spige diefer Gilden ftanden Weltermänner und Aeltefte, welche 
fie repräfentirten und im Namen ber Gemeine tie Angelegenheiten berfelben unter 
fih, die der ganzen Stabt aber in Gemeinſchaft mit dem Rathe beriethen und 
beſchloſſen. 

In der polniſchen Zeit ſtand an der Spitze der Regierung des neuen 
Herzogthums Livland ein königl. Statthalter, Adminiſtrator oder Gonver- 
neur, welcher in der Regel ſehr ausgedehnte Vollmacht hatte, 

In ſchwediſcher Zeit ſtand in Livland an der Spite ber Tanbesregierung 
ber vom König ernannte Generalgouverneur nebft dem Gouverneur, 
weldhen in ver Folge Alfiftenzräthe beigeorpnet wurden. 1629 wurden als erfte 
Inftanz in Civilſachen die Landgerichte (erft 4, dann 5, dann wieder 4) errichtet, 
mit einem Landrihter und Affefforen, deren Zahl 1632 auf 2 feflgeftellt ward. 
As zweite Inftanz in Civilfahen, als Leuterationsbehörbe in Kriminalſachen 
warb im Jahr 1630 das Hofgericht mit einem Präfiventen, einem Bice- 
Präfidenten und 12 Affefioren eingefegt. Diefes Hofgericht warb zugleih Uppel- 
lationsinftanz für die Räthe ber livländifchen Städte, mit Ausnahme des rigifchen, 
aber mit Hinzufügung des hapfalfhen. Vom Hofgerichte ging die Revifion an 
den König. Außerdem beſtand noch in Riga für vie nicht unter die rigiſche 
Stabtjurispiktion reffortirenden Sachen ver Einwohner ein Burggeridt. Als 
tirchliche Polizeibehörden wurben die Oberfirhenvorfteher angeorpnet, nach⸗ 
dem ſchon 1634 als geiftliche Juftizbehörbe das Obertonfiftorium, mit einem 
weltlichen Präfidenten oder Direktor, neben welhem der Superintenvent und welt 
liche und geiftliche Affefforen jagen, errichtet war. Die Unterfonfiftorien, beren 
Anfangs zwei, dann im Jahre 1636 ſechs angeorbnet waren, wurben bald wieder 
aufgehoben, Die Städte behielten ihre ältere, fi immer vollftänbiger ausbildenve 
Berfaffung. 1694 warb das Oberfirhenvorfteheramt aufgehoben und das Dber- 
tonfiftorium in ein rein geiftliches verwantelt, die Waifengerichte mit den Landge⸗ 
richten vereinigt und das Hofgeriht als zweite Inftang in Vormundſchaftsſachen 
verorbnet. Bei der Unterwerfung unter Rußland (1710) wurde bie Wieberher- 
ftellung der älteren Verfaſſung ausgeſprochen und größtentheils bewerkftelligt. Nur 
die befonderen Waifengerichte wurden nicht reftituirt, fonbern blieben mit den Landge— 
richten vereinigt; auch das rigifche Burggericht ward aufgehoben und deſſen Geſchäfte 
dem rigijchen Landgericht übertragen. 

Die in den Fehnöherzegthünern Kurland und Semgallen fidh bildende und 
durch die ſ. g. Negimentöformel (1617) fefter begründete Verfaſſung ftellte einen 
Herzog an die Spige, welder das Land regierte mit Buziehung feiner vier 
Dberräthe, des Lumbhofmeifters, Kanzler, Burggrafen und Landmarſchalls, 
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ernammt aus bem beſitzlichen einheimifchen Adel, und zweier Doktoren der Rechte, 
welche, in Ermangelung abeliger Individuen, aud von bürgerlichem Stande fein 
tonnten. Die Oberräthe hatten das Recht, den Herzog zur Aufrechthaltung ber 
Geſetze und Privilegien des Herzogthums zu ermahnen. Die Oberräthe und Räthe 
bildeten zugleih das Hofgericht (Oberhofgeriht) — in welchem ber Herzog 
präfipiren konnte — als zweite Inftanz in Eivil- und Kriminalfahhen, von 
welchem bie Appellation an den König von Polen und deſſen Relationsgerichte 
Die erfte Inftanz in Civil- und Kriminalſachen bildeten mit ihren Affef- 
foren die vier Oberhbanptmänner, weldhe gleichfalls aus dem eingeborenen 
befiglihen Adel vom Herzoge ernannt und aus benen in der Megel die valanten 
Stellm der Oberräthe befegt wurden. Acht Hauptmänner mit ihren Aſſeſ⸗ 
foren übten vie Landespolizei und über vie Unterthanen ver fürſtlichen Gitter bie 
Civil· and Kriminalgerichtebarkeit. Die Appellation von benfelben ging an bas 
Hofgeriht. Später (1622) famen no für Erefutionsfahen tie Mannrid- 
ter, einer in jeder Oberhauptmannfchaft, hinzu. 1570. wurden ein Superinten- 
dent und ſechs Pröpfte angeorbnet, welche nebft den Oberräthen und Räthen unter 
dem Präfivium des Kanzlers das im Anfange des 17. Jahrhunderts organifirte 
Konfiftorium bildeten. Die Städte hatten meift eine ver rigiſchen nachgebildete 
Berfafjung, waren jedoch in mancher Rüdficht, namentlich hinfichtlich der peinlichen 
tabarteit, bejcräntt. Die Appellation von den Stabtmagiftraten ging am 
das Hofgericht. — Dieſe Berfaffung erhielt ſich im Wefentlihen bis zur Unter- 
werfung unter Rußland (1795), 

Dis zur Einführung ber Statthalterfchafts - Berfaffung durch Katharina IL. 
im Jahre 1783 gingen nur wenige Neuerungen unter ruffifher Regierung vor 
fi. Das Reihsjuftizlollegium wurbe Oberinftanz für das livländiſche 
Hofgeriht und das eſtländiſche Oberlandgericht für den rigifchen, rewalſchen und 
narwafhen Rath, Über dem Neichsjuftiztollegium fand als höhere Inftanz ver 
Senat. Defel wurde bald zu Livland gefügt, bald davon abgefondert und mit 
einem befonderen Statthalter verfehen, dann wieder mit Livland vereinigt. Narwa 
ward von Eftland getrennt. Die Berfafjung der Heineren Städte Livlands warb 
im Jahr 1766 neu vorganifirt. Nach ver Wiederaufhebung der Statthalterfhafte- 
verfaffung wurben in Liv⸗, Eft- und Kurland beibehalten die Gonvernementöregie- 
m ai nebft den Gowvernementsprochreuren und die Kameralhöfe nebft ven Ren- 

‚ besgleihen vie Kollegien allgemeiner Borforge. Das livländiſche Hofge- 
riht, das eftländifche Oberlandgeriht, das kurländiſche Oberhofgeriht und das 
piltenſche Landrathskolleglum (frühere Landgericht) wurden unter die Appellation bes 
Senats geftellt. Das piltenfche Konfiftorium warb mit dem furländifchen verbun- 
den, Appellationsinftanz für biefe Behörde warb das Reichsjuftiztollegium. 1801 
wurten Liv-, Eft- und Kurland zu einem Generalgouvernement vereinigt, 1823 
auch das pleskauſche Gouvernement hinzugezogen, 1830 wieder abgetrennt. Auch 
Gftland wurde für einige Zeit wieder von den andern beiden Gouvernementd ge- 
trennt, 1819 aber bauernd mit benfelben vereinigt. 

Durch die allen drei Provinzen eingebürgerten gleichen Inftitutionen ver ruf- 
ſiſchen Regierung entwidelte ſich ein ihnen in Bezug auf dieſes gemeinfame Recht, 
das bei dem Vorhandenſein gleicher Inftitutionen aud im übrigen Reich als vuf- 
ſiſſches bezeichnet werden muß. Cine eingehende Darftellung deſſelben legt aber 
außer unferer Aufgabe. 

3.Regierungsbehörden und Organe. Der Öeneralgouperneur 
für alle drei Provinzen ſteht an der Spige der Berwaltung, er wacht über die Er⸗ 
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füllung ber Geſetze aller ihm Untergebenen und übergibt die Uebertreter dem Gerichte, er 
bat die Wohlfahrt feiner Gouvernements zu befördern, das Beflätigungsredht ge- 
wiffer gewählter Beamten, fowie deren Entlaffung; insbefonvere die Oberaufſicht 
über die Stadt- und Landpolizei, er forgt für binreihende Nahrungsmittel, Ab» 
gabenerhebung u. f. w. In Beziehung auf Juftiz ift er nicht Richter, Beſchwerden 
über Verzögerung ber Juftiz darf er entgegennehmen, bei widerrechtlichen Entjchei- 
dungen die Bollftrefung des Urtheils aufhalten. In jedem Gouvernement ift 
ein Civilgo uverneur, ber als folder Präfes der Oouvernementöregierung 
und verfhiedener Kommiffionen, Comité's, Kollegien ift. Im polizeilicher Hinficht 
bat ber Civilgouverneur zum Theil diefelben und ähnliche Verpflichtungen wie ver 
Generalgouverneur, Sicherheit ver Wege, Paßpolizei, ftatiftiihe Zufammenftellungen 
fompetiren ihm vorzugsweife, in Bezug auf das Finanzweſen hat er für bie Bei- 
treibung der Abgaben zu forgen, die Mittel zur Erleichterung der Auflagen zu 
erforichen, auf bie gehörige Erhebung und Verwaltung der Stabteinkünfte zu jehen; 
in Hinfiht auf Juſtiz beftätigt er Kriminalurtheile der oberften Inftanzen, 
Saden, in welden ver Thäter nicht ermittelt worden, gelangen ſchon von ben 
niederen Inftanzen an ihn, er orbnet fiskaliſche Klagen an und übergibt diejenigen, 
welche fih Berfchleppung, Berrüdung und Ungerechtigkeit zu Schulden kommen 
lafien, dur die Oouvernements-Regierung dem Gerichte; alljährlihd macht er Re- 
vifionsreifen im Öouvernement zur Nevifion der Behörden und Abftellung von 
Ordnungswidrigkeiten an Drt und Stelle. MUebrigens foll der Gouverneur das 
ihm anvertraute Oouvernement durch die Öouvernements-Regierungen 
und nicht perfönlich verwalten. Aud von diefen befteht in jedem Gouvernement 
eine, Dem Civilgouverneur als Vorſitzer find in verfelben beigeorbnet ein Vice— 
gouverneur,, ber im Falle feiner Abwefenheit das Präfivium führt und ihn auch 
fonft vertritt, Negierungsräthe und ein Affeffor. Die Gouvernements-Regierung 
bat außer der Berwaltung des ganzen Oouvernements alle Kanzlei- 
beamten und Fiskale anzuftellen, die Gefege zu publiciren, und darauf zu fehen, 
baß den Gefegen Folge geleiftet werbe. Sie ift oberfte Polizeibehörve, nimmt Aus- 
länder in bie Unterthänigfeit auf und hat für Beitreibung rüdftändiger Abgaben 
zu forgen. In Bezug auf Juftiz entfcheidet fie über Kompetenztonflikte, über bie 
Erekutionsfahen, Klagen in unftreitigen Saden und die Berhängung eines Ge- 
quefterd. In jedem Oouvernement ift ein Gouvernements-Procureur. 
Er forgt insbefondere für Beobachtung ver Gefege und.beauffichtigt zu dem Zwed 
bie Behörben; wo eine Kompetenz ftreitig oder ein Geſetz zweifelhaft ift, wirb 
feine Meinung eingeholt, Kriminalfahen müffen ihm zur Durchſicht vor der Be— 
fätigung des Urtheiles vorgeftellt werden. — Bei wichtigen und außerorbentlichen 
Vorfällen verfammelt ver Generalgouverneur die oberften Verwaltungs und Ju- 
ſtizbehörden der Provinzen, um gemeinfhaftlid mit der Gouvernements-Regierung 
zu berathen: als Balatentonferenz, und diefe kann über die Unanwend- 
barkeit publizirter Gefege dem Senat Borftellung machen. In jedem Gouverne- 
ment bient zur Oberverwaltung bes Finanzweſens ein KRameralhof, zur Ber- 
forgung und Pflege ein Kollegium derallgemeinen Fürforge, zur 
Verwaltung der Domainen der drei Provinzen ein baltiſche Domainenhof. 
Die Militärverwaltung ift dem Oeneralgouverneur untergeorbnet, bie Feftungen 
haben befondere Kommandanten. Die oberfte Verwaltung des Zollweſens haben 
die Zollbezirksverwaltungen, des Poſtweſens die Gouvernements-Poftcomtoire, der 
Medicinalpolizei die Medicinal-Berwaltung, der Bau: und Wege-Polizei die Gouver⸗ 
nements-Bau- und Wege-Kommijfton, ver ftatiftifhen Arbeit die Gouvernements⸗ 
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ſtatiſtiſchen Comitos und des Gefängnißweſens bie Gouvernements -Gefängnißco 
mités. An der Spige des Schulwefens der drei Provinzen fteht ver Kurator des 
Dorpatihen Lehrbezirfs, welhem auch vie Cenfurverwaltung übergeben iſt — nur 
bie Genfur der örtlichen Preſſe unterliegt dem Generalgouverneur, während ber 
Univerfität Dorpat und einigen gelehrten Gefellihaften eigene Genfur zufteht. Die 
oberften povinziellen Organe und Verwaltungen der evang. luther. Kirche: vie 
Generalfuperintendenten in Liv⸗, Eft- und Kurland und der Superintendent auf 
Defel, fowie die Provinzialktonfiftorien, find dem Generaltonfiftorium in St. Beters- 
burg untergeordnet. | 

Den meiften der kollegialiſchen Provinzialautoritäten, auch den Einzelorganen 
find Kreis-, auch Lofalautoritäten untergeorbnet. , So den Kameralhöfen Kreisren- 
teien, dem Domainenhof Bezirksinfpeftoren u. |. w. 

Daß der Berwaltungsorgane, namentlich zur Kontrole für einen und ben» 
felben Zweig zu viele find und daß ſolche vielfahe Kontrole vie Selbftverwal- 
tung illuſoriſch macht, leuchtet ein, nicht minder, daß trog ber Eentralifation den⸗ 
noch feine wirkſame Kontrole durchgeführt ift. Bei dem anerfennenswerthen Beftre- 
ben der Staatsregierung, einerfeits die verjchievenen Berwaltungsorgane mehr zu 
vereinigen und anbererfeits der GSelbftverwaltung einen immer weiteren Geſchäfts- 
freis zu überweiſen, läßt fi um fo mehr eine baldige durchgreifende Reform 
erhoffen, als der Anfang zu Neorganifationen in beiven Beziehungen gemacht ift. 
Denn ſchon ift in Livland begonnen worden, die Goupernementsregie- 
rung in eine wahre Oouvernementsverwaltung umzubilden, befon- 
ders auch dadurch, daß ihr. mehrere, bisher getrennt baftehende Verwaltungen, wie 
die Mebvicinalverwaltung, die Baufommiffion eingefügt wurden; andererfeits ift in 
diefen Tagen ein bedeutender Schritt zur Entwidelung der Selbftverwaltung ge 
fhehen, indem Gouvernementd- und Kreisverfammlungen ver drei Stände (Adel, 
Bürger und Bauer) eingeführt werben follen, venen befonders die ölonomiſchen 
Pandesinterefien zugewiefen find. Solche wefentlihe Erweiterung ber ſtändiſchen 
Defugniffe war dadurch angebahnt, daß ſchon bisher an verfchiedenen Goupverne- 
ments-Kommiffionen und Comités dauernder und vorübergehender Beichaffenheit 
ſtändiſche Elemente, aber freilich nur adelige und bürgerliche, als Mitglieder betheiligt 
waren. Welchen Einfluß die für das Reich befchlofjenen Gonvernements- und 
Kreisverfammlungen auf unfere privilegirten Provinzen üben werden, mäffen wir 
vorläufig dahingeſtellt fein laffen, 

Die Erörterung der faft ausfchließlih aus der Wahl der Stände hervorge- 
gangenen Juftiz- und Polizeibehörben wird ven ftänbifhen Charakter der Organe 
insbefonbere der Rechtspflege hervortreten lafjen, es ſcheint uns daher zwedmäßig, 
zunächſt das Recht der Stände felbft zu entwideln. 

4. Ständeredt. a) Allgemeine Rechte. Bier Stände find be- 
rechtigt: der Adel, die Geiſtlichkeit, bie Stabtbewohner 
(Bürger) und die Bauern. Beftimmte Rechte find ihnen allen zugeeignet, 
wenn auch nicht in gleicher Art und Ausdehnung. Gemwährleiftet ift ihnen allen, 
als Glieder der evangel. luth. Kirche, das Recht freier Religionsübung auf Grund 
der Lehre der unveränderten augsburgifhen Konfeffion und ber dieſelbe exrfläs 
renden fombolifchen Bücher, fowie des Geſetzes für die evangel. luth. Kirche in 
Rufland vom 28. December 1832. Diefem Oefege und den befonderen beftätige 
ten Privilegien gemäß kann namentlih auch bie Verwaltung der kirchlichen Ange» 
(egenheiten nur Ölaubensgenofjen anvertraut werben. Das Recht bes Gebrauds 
der deutſchen Sprade in den durch die Stände bejegten Behörden dauert auf 


30 Aufland. 


‚Grund der Unterwerfungäverträge eben fo gefeglich fort wie das überlieferte Pro- 
vinzialrecht. Alle Stände genießen ferner ven Schug mehrerer Rechtsinſtanzen und 
haben theilweife das Recht ver Beſchwerde, fie haben alle das Recht ſich zu ver- 
fammeln und ihre eigenen Angelegenheiten zu berathen, aud über fie in weiterem 
oder geringerem Umfange mit oder ohne höhere Beftätigung zu befchließen; fie 
nehmen ferner, mit Ausnahme der Geiftlichkeit, ihre Mitgliever auf und fließen 
fie ans in gefetlich beftimmter Weile, fie wählen vie meiften ihrer Beamten felbft 
mit oder ohne Beftätigung, fie fünnen Immobilien, wenn aud in verfchiebenarti- 

em Umfange und in verfchiedener Art, erwerben und können fi, mit Ausnahme 
der Geiftlichkeit und unter Beobachtung der beftehenden Gefege für Handels- unt 
Induftrieberechtigungen , in verfchievenartigfter Weife verpflichten. Auch das Recht 
der Selbftverwaltung fteht dem Adel, Bürger- und Bauernftande zu, jedoch unter 
mannigfachen Beſchränkungen, welche die Darftellung der Rechte der einzelnen Stände 
ergeben werben. 

Die Ansländer fiehen, in Bezug auf die Theilnahme an den ftants- 
bürgerlichen Rechten der ruffifchen Unterthanen, den Ausländern in ven übrigen 
Theilen des Reichs im Allgemeinen gleih. Dagegen haben fie hinfichtlich des 
Privatrehts und Gerichtsftandes je nad ihrer Hingehörigfeit zum Adel oder Lite 
ratenthum, in den Oſtſeeprovinzen eime andere Stellung als in den übrigen Thei- 
(en des Reichs, indem die Adeligen nach Landrecht, vie Literaten, wenn fie auf 
dem Lande leben, in Kur- und Eftland auch wenn fie in den Städten leben, eben- 
falls nach Landrecht, die andern Ausländer nad Stadt- oder Bauernreht zu beur- 
theilen find und vor dem betreffenden Landes⸗, Stadt- oder Bauernbehörben ihr 
Forum haben. 

In Bezug auf die Inden (in der ruffifhen Gefeggebung ftets Ebräer benannt) 
fommen außer ven allgemeinen Reichsgeſetzen über fie noch in Betracht befondere 
Berorpnungen und frühere in den Oftfeeprovinzen geltende Beftimmungen. Nament- 
lich unterliegert bie Juden ven ſchon in den Reichsgeſetzen ausgeſprochenen Beſchränkun⸗ 
zen ihres Domicils, indem nur diejenigen, welche Kaufleute erfter Gilde find (d. h. die 
höchſte Handelsftener zahlen, vafür aber auch die umfaffendften Berechtigungen zum Be 
triebe des Handels und aud der Inbuftrie genießen), fich in allen Städten des Reiche, 
bie übrigen aber mur in beftimmten Provinzen oder nur an beftimmten Orten ber- 
felben aufhalten dürfen. Bon den Oftfeeprovinzen gehört nur Kurland zu venje-- 
nigen Gouvernements, in welhen ven Juden in allen Theilen des Landes der 
Aufenthalt geftattet ift, in Livland durften fie nur zum Flecken Schlod angefchrieben 
werden, während in Riga Schugjuben gebulvet wurden. Eine fernere Modifikation 
der den Juden ungünſtigen Beftimmungen, wenn nicht eine volftändige Aufhebung 
ift zu erwarten. Erſtere ift ſchon eingetreten nicht blos durch gehäufte Ausnahms- 
beftimmungen zu Gunften einzelner Inden, fonbern auch durch faktifche Nichtbeach- 
tung bes Gefegliden. 

b) Das Recht des Adels. Die drei Provinzen befigen vier geſchloſſene 
Adelstorporationen: die livländtfhe, bſelſche, kurländiſche und 
piltenfhe nnd bie eſtländiſche. Die beiden erfteren find trog der Hin- 

ehörigkeit der Inſel Defel zu Livland getrennt, die dritte und vierte, feitdem 

Iten nur einen Theil Kurlands bilvet, geeint. Nur die Mitglieder diefer vier 
Adelsmatrikeln genießen die dem provinziellen Adel als Körperfhaft und 
den einzelnen Gliedern zugeftandenen Nechte, welche gegenüber allen übrigen nicht 
matritulirten Edelleuten als Privilegien erfcheinen. 

Den vier Adelskorporationen find folgende Rechte zugeſichert: 
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1) Das Recht eines eigenen Wappens, Arhivs, Nitterhaufes, Vermögens, 
namentlich einer Ritterfchaftstaffe, Nitterfhaftsgäter und Kreditanftalten, | 

2) das Recht der Aufnahme neuer Mitgliever und des Ausſchluſſes folder, 
bie fih der Hingehörigkeit zur Adelskorporation unwürdig gemacht haben, nament- 
lich wegen offenbar ehrlofer Handlungen (dieſes Recht wird in der Megel von ven 
Sandtagen, in Kurland auch von den allgemeinen Konferenzen geübt), 

3) feine Adeldverfammlung als ſolche fann vor Gericht gezogen werben, 

4) keine Adelsverſammlung kann verhaftet werben, | 

5) das Recht zur Derathung ihrer gemeinfamen Angelegenheiten und zur 
Feftftellung Ihrer Geſchäftsordnung, bei welchen Berathungen kein Regierungsbeam- 
ter zugegen fein darf, | 

6) das Petitionsrecht, d. h. das Recht, in wichtigen Fällen beim Monarchen 
za fuppliciren und an benfelben drei Deputirte abzuoronen, in minder wichtigen 
aber dur die Adelsmarſchälle an ven Minifter des Innern und an vie höchfien 
Autoritäten der Provinzen, den Generalgouverneur oder den Eivilgouverneur, fich 
zu wenden, 

7) das Aemterbefetzungsrecht, d. b. die Ausübung des Wahlrehts in Bezug 
auf die durch die Ritterſchaft zu beſetzenden Memter, 

8) das Befteuerumgäredt, d. h. das Recht, zu ihren befonderen und allgemeinen 
Zweden die Landgüter der Provinz zu befteuern, | 

9) das Recht der Gelkftverwaltung, d. h. nit mur das Recht ver Verwal ⸗ 
tung eigenen Vermögens und ber Krebitanftalten, fondern aud das Recht ber An- 
lage und Berwaltung von Poftftationen, das jedoch nur ber livländifchen, dfelfchen . 
und efttänbifchen Korporation unter Oberauffiht ver Reihspoftverwaltung zufteht, 
das Necht der Theilnahme an der Einrihtung, Erhaltung und Verwaltung ver- 
fchiedener Lehranftalten, insbefondere ver Landſchulen, und das Recht der Theilnahme 
an der Verwaltung der evangel, Iuther. Kirche, 

10) das Recht der Portofreiheit in Sachen der Adelstorporation, 

11) das Vorzugsrecht bei Verträgen zur Leiftung von Landespräftanden und 
bie Befreiung von Pfanpbeftelungen zur Sicherheit der Leiftungs- und Lieferungs- 
verträge für Truppen in den rejp. Gouvernements oder Kreifen. 

In Livland verfammeln fih bie ordentlihen Landtage alle drei 
Jahre. Die Entſcheidung über die Nothwendigkeit eines außerorbentlichen Fand- 
tages ift von dem Ermeflen des Generalgouvernenrs und bes Adelskonvents ab- 
hängig. Berpflichtet find auf demfelben zu erfheinen alle nicht unter Vor⸗ 
mundſchaft oder Kuratel ftehenden immatrifulirten livländiſchen Evelleute vom 21. 
bis 60, Lebensjahre, welche Landgüter eigenthümlich befigen oder auch nur zeitweilig 
verwalten, berehtigt von den immatrikulirten aud die über 60 Jahre alten 
und die mindeftens 21 Jahre alten nicht befiglichen, von ven nicht matrifulirten 
vie im Livland befiglichen Evellente und von den Bürgerlichen diejenigen, weldye 
infändifche Landgüter pfandweife oder in Arrende halten. Außerdem entfenvet 
nur die Rigafhe Stadtgemeinde zwei Rathsglieder als Depntirte, welche jedoch nur 
eime Stimme ausüben, während alle übrigen Städte keine Bertretung auf dem 
Landtage haben. 

Das Stimmreht übt jeder Immmatritulirte mit einem NRittergute angefefiene 
Evelmann aus, ein nicht befigender hat weder ein Votum eonaultativum noch 
decisivum, infoweit er nicht durch einen befigenden Immatrikulirten bevollmächtigt 
ift, von der Ausübung des Wahlrechts zur Aemterbeſetzung find aber ſolche Be— 
vollmächtigte ausgeſchloſſen. Nicht zur örtlichen Matrikel gehörende, aber Ritter ⸗ 
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güter befigende Edelleute und Bürgerlihe, melde Rittergüter befigem, haben nur 

ein Stimmrecht bei Gelvbewilligungen. Jedes ftimmberechtigte Mitglied des Land— 

tages hat eine, aber auh nur eime Stimme, felbft wenn es mehrere Ritter- 

güter befigt. Vater und Sohn und Brüder haben jedoch felbft dann, wenn fie 

re im Beſitze von ungetheilten Landgütern befinden, jeber für ſich eine beſondere 
timme. 

Gegenftand der Landtagsverhandlung können nicht nur die Rechte, Einric- 
tungen und Interefien ver Ritterſchaft fein, fondern aud Ungelegenheiten 
(das Wohl) der gefammten Provinz. 

Bor den Adelskonvent, welder gleih ven Landtagen entweder ein 
ordentlicher (zwei Mal im Jahre) oder ein außerordentliher ift, gehören alle ver 
Entſcheibung des refivirenden Landraths entnommenen, aber auch nicht ausjchlieh- 
lich zum Neffort des Landtages gehörende Sachen und die bei Meinungsverfcie- 
denheiten des reſidirenden Landrathes und des Landmarſchalls entftandenen Fragen. 
Der Konvent bewilligt Geldſummen bis zum Betrage von 6000 R. Die Beftätigung 
der Konventsbeſchlüſſe gejchieht nach Analogie ver Beftätigung der Landtagsbeſchlüſſe. 
— Zu den Kreisverfammlungen erjheinen auf Aufforderung des Ober- 
firchenvorftehers die immatrikulirten und nidt immatrifulirten Edelleute; vie Be— 
vathungen derſelben beziehen fih nur auf die befonderen Interefien und Angelegen- 
heiten des Kreifes, die Beſchlüſſe werden entweber von dem Landrathstollegium 
oder der Gonvernementsregierung beftätigt. 

Für die Randtage und Adelskonvente auf Dejel gelten im 
. Allgemeinen diefelben Beftimmungen wie für bie der livländiſchen Adelstorporation. 

In Eftland find mehrere abmeihende Beftimmungen. Zum Landtage 
zu erfcheinen berechtigt find nur die immatrikulirten eſtländiſchen Edelleute vom 
vollendeten 21. Jahre, ohne rn einer weiteren Alterögrenze, ein Stimm- 
recht üben aber nur die mit einem Tandgute (duch Erbſchaft oder Kauf, ober 
duch Pfand» oder Arrendefontrakte) angefeflenen. Die Berhandlungen finden nicht 
im Blenum, fonden nah Kreifen ftatt. Hat ein Edelmann Güter in 
verfchievenen Kreifen, fo muß er ſich zur Ausübung feines Stimmrechts für einen - 
Kreis entfheiden. Als Landtagsbefhlüffe gelten entweder die von allen Areifen 
oder von ber Mehrheit verfelben übereinftimmend gefaßten. Bei Stimmengleichheit 
der reife gibt das Landrathskollegium durch Beitritt zu dem Beſchluſſe der einen 
oder anderen Partei den Ausſchlag. Weit aber die Meinung des Lanbraths- 
follegiums von der ber Kreife gänzlich ab, jo wird über jene in allen vier Kreifen 
nod einmal abgeftimmt. — Der Ritterſchaftsausſchunß befteht aus dem 
Landrathstolleggum, dem Ritterſchaftshauptmann und zwölf Kreisveputirten. Die 
legtgenannten verfammeln fi während bes Landtages zur vorgängigen Prüfung 
und Begutachtung der einer Landtagsberathung unterliegenden Gegenftände. Der 
Nitterfhaftsausfhur tritt auf Aufforderung des Ritterfchaftshauptmanng 
zur Berathung allgemeiner Ungelegenheiten, aud außer mit Rüdficht auf einen 
Zandtag, je nah Erforberniß zufammen. 

Die Berfammlungen des kurländiſchen Adels weichen jo weſentlich 
von denen des livländiſchen ab, daß hier eine ausführlichere Darftellung Noth thut. 

In Kurland nimmt jeder zur örtlichen Matrifel gehörende einundzwanzig 
Jahre alte Evelmann an den Ritterfhaftsverfammlungen Theil und ift ftimmbe 
rechtigt, falls eı entweder ein Rittergut als volles Eigenthum befigt, oder eine 
Rente angibt, welche ven Einkünften von einem BViertelhafen, d. h. von 4209 R. 
gleihgeachtet wird und ſich verpflichtet, dafür verhältuigmäßig au den Bewilligun- 
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gen (Gelb) beizufteuern. Das Stimmrecht erlangt ein kurländiſcher Edelmann, auch 
wenn er ein f. g. bürgerliches Lehn erwirbt, ſich aber verpflichtet, an ven Randes- 
bewilligungen Theil zu nehmen, ebenfalls dann, wenn ein von einem Rittergut 
abgefonderter Theil in feinen Befig übergeht und er fi außer den von biefem 
Theil nad der Zahl der männlichen Individuen zu erhebenden Abgaben noch ver- 
pflichtet, zu den Bewilligungen jährlich dasjenige beizufteuern, was von den Evel- 
leuten für einen Biertelhaten zu erheben if. Stimmberedtigte, fogar Perfonen 
weiblichen Geſchlechts, können ihre Stimme durch Vollmachten auf örtliche Evelleute 
übertragen. Dem Eigenthümer mehrerer Landgüter in verfhiedenen Kird- 
fpielen ftehen fo viel Stimmen zu, als ihm Landgüter in verfchievenen Kirchfpielen 
eigen find, denn das Eigenthum mehrerer Landgüter in Einem Kirchſpiel gewährt 
nur eine Stimme.!) 

In ven Oberhbauptmannfhafts- und Kreisverfammlungen find 
alle auch fonft ftimmberechtigten Evelleute der entfpredhenden Bezirke verfammelt 
unter der Leitung bes Kreismarfhalld oder eines ber Kirchſpielsbevollmächtigten. 
Die Einberufung derfelben hängt von dem Ermefjen des Nitterfchaftsfomites oder 
des Landtages ab mit Ausnahme der regelmäßig diefen Berfammlungen ſchon durch 
das Geſetz zur Verhandlung zugewiefenen Gegenftände. Die Verhandlungen ge- 
langen an das Ritterſchaftskomite. 

Die Kirhfpielsverfammlungen, gebildet von den ftimmberedh. 
tigten Edelleuten des Kirchſpiels, berathen unter Leitung des Kicchjpielsbevollmäd- 
tigten über Lokalintereſſen des Kirchſpiels und über Angelegenheiten der gefamm- 
ten Nitterfchaft. Auch dieſe Verhandlungen gelangen an das NRitterfchaftsfomite, 

Das Wahlrecht der Ritterfhaften zu Aemtern ift ein ausgebehntes. Diefelben 
befegen regelmäßig die höchſten, mittlern, auch niederen provinziellen Juftiz- und 
Bolizeibehörben für das gefammte Land mit Ausnahme der Städte, 

In Livland wird die innere Verwaltung der Ritterfchaft wahrgenommen 
von den Landräthen, dem Landmarſchall, ven Kreispdeputir- 
ten, den Kaflaveputirten, ven Nitterfchaftsfaffarenidenten, ‘ven Mitgliedern ver 
Ritterfhaftsgüterlommiffion, ven beiden Ritterſchaftsſekretairen, dem Ritterfhafts- 
notar und dem Nitterfchaftsrentmeifter. In kirchlicher Beziehung wählt die Ritter: 
fhaft zu dem Amte eines weltlihden Mitgliedes des evangel. Iutherifchen General- 
tonfiftoriums in St. Peteröburg einen Kandidaten, befegt das Provinzialkonfiftorium, 
die Oberfirchenvorfteherämter und bie Prebiger-Stellen an ber Kronstiche in Riga 
und in demjenigen Kirchfpiel, in welchem ihre Ritterfhaftsgüter belegen find. Die 
Ritterfchaft erwählt die Kuratoren und Aufieher der von ihr abhängigen Schulen 
und fonftigen Anftalten und Stiftungen, fowie die Diretoren der Poftftationen. 

Das aktive Wahlrecht ift mit geringfügigen Ausnahmen, wie 3. B. der De 
putirten Rigas, die nur eine Stimme haben, auf die immatrifulirten auf NRitter- 
gütern angefefjenen Evelleute beſchränkt. Auch in der Wählbarkeit find biefelben 
bevorzugt. Zu Landräthen, Landmarſchällen, Kreisveputirten, zu Gliedern der Ber- 
waltung der Krebitanftalten fünnen nur fie gewählt werben; dagegen zu ben Kanz- 
leiämtern find auch Mitgliever andrer Stände und Klaffen wählbar. 

Auch den einzelnen Öliedern der vier Adelskorporationen find 
beftimmte Rechte zugefichert. 


1) Kurland zerfält in Bezug auf die ritterfchaftlichen Angelegenheiten in 33 Kirchſpiele. Auf 
jedes Kirchfpiel werden 10—14 ſtimmberechtigte Edelleute gerechnet. 
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Die Edelleute ver Oftfeeprovinzen geniehen *) 

1) in Bezug auf den Staatsbienft diefelben Rechte wie der ruffifche Reichs- 
adel und fünnen nur durch einen die Nothwendigkeit des Eintrittes in den Staats- 
dienſt erweifenden faiferlichen Befehl zum Eintritt in denſelben gezwungen werben; 
während des Militär- und Civilvienftes erfreuen fie ſich befonderer Rechte und 
bewahren ſelbſt bei einem niederen Militärrange ihre Standesredhte, namentlich muß 
bei allen Strafen mit ihnen nach den Negeln für Oberoffictere verfahren werben; 
aud können fie in den Dienft mit Rußland verbündeter europäifcher Mächte tre- 
ten; der Genuß der Stanbesvorzüge und Rechte wird aber nicht erft durch Ein- 
tritt in den Staatsdienſt erworben, namentlih ift auch jeder nichtdienende Edel» 
mann berechtigt, die Uniform der Provinz, in welcher er ein Landgut befigt oder 
zu deren Matrifel er gehört, zu tragen. 

2) Sie werben meift nur von ihren Standesgenofjen und verfaffungsmäßigen 
Behörden gerichtet und zwar von ber oberften Inftanz, in Livland und auf ber 
Infel Defel von dem livländiſchen Hofgericht, in Eftland von dem Oberlandgericht, 
in Kurland von dem DOberhofgericht; fie dürfen ohne Urtheil und Recht weder am 
Leben geftraft werben, noch der Ehre verluftig gehen; Kriminalverbrechen, welche den 
Sefegen nach Ehre und Leben verwirken, werden nur durch den Senat und Kaifer 
endlich entſchieden; im gleicher Weiſe fünnen fie aud ihres Vermögens nicht ohne 
Urtheil und Recht verluftig gehen und fällt fogar vasfelbe ver Regel nah aud 
bei Berurtheilungen für die fchwerften Verbrechen an die gejeglichen Erben; nur 
als Mitglieder einer Handelögilde und als Befiger ftäbtifcher Immobilien haben 
fie ihren Gerichtsſtand in Handelsſachen und in Rückſicht auf ſolche Immobilien 
vor den ftäntifchen Gerichten; über fie find Ausnahmsgerichte nur auf Grund be- 
ſonderer kaiſerlicher Befehle oder in den gejeglich beftimmten Fällen oder auf An- 
ſuchen ber ftreitenden Theile zuläffig; fie find von der Leibesftrafe und dem Arreft in 
unbebeutenden Sachen befreit; des Adels verluftig gehen fie nur für folche Ver— 
bredhen, für welche die Schulvigen verurtheilt werden zum Berluft aller Standes- 
rechte oder zum Berluft aller befonveren, perfönlich oder dem Stande nad ihnen 
zugeeigneten Rechte und Borzüge. 

3) Nur örtlih immatrifulirte Evelleute dürfen Rittergüter mit vollem Eigen- 
thumsrechte befigen in Eftland, Kurland und auf der Inſel Defel, in Livland aber 
fämmtliche Erbadelige, alfo die des ganzen Reichs; die zu dem örtlich immatrifu- 
lirten Adel nicht gehörenden Perſonen, welche bis zum 1. Juli 1845 (dem Tage 
der Promulgation des Provinzialrehts) in Eftland, auf der Infel Defel oder in 
Kurland Nittergütter erworben haben, fahren fort, viejelben mit vollem erblichem 
Eigenthumsrechte zu befigen, verlaufen fünnen fie dieſelben aber nur örtlich im— 
matrifulirten Evelleuten; das Recht des Güterbejiges fteht außerdem noch einigen 
ftäbtifchen Korporationen und den evangel. lutheriſchen Predigern in Eftland zu und 
find die ſ. g. bürgerlichen Lehen in Kurland, wenn fie aud einige Berechtigungen 
ber Rittergüter genießen, auch Nichtadeligen zugänglich; ferner genießen die Evel- 
leute Livlands gegenüber allen nicht immatrifulirten livländiſchen Edelleuten das 
Recht, ein jedes von diefen erworbene Rittergut innerhalb eines beftimmten Ter- 
mines für die Verkaufsſumme einzulöfen, während in Eft- und Kurland und auf 


*) Anm. d Ned. Wir tbeilen diefes Detail mit, damit fi die Lefer daran als einem 
Mufter erbauen, was der Adel vor einem Jabrbundert noch auch in vielen deutichen Ländern be 
deutet bat; Gott Lob hat das für die fortgefchrittenen Staaten nur noch hiſtoriſches, nicht mehr 
ein praßtiiched Intereſſe. 
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der Infel Defel die im Pfandbefige Nihtimmatrikulirter befinblihen Güter von 
jedem örtlihen immatrifulirten Edelmann innerhalb eines gefeglich beftimmten Ter- 
mins eingelöst werben Fünnen. 

4) Sie find in ihren Bermögenspispofitionen in Bezug auf das Erbvermögen 
zwar beſchränkt, können aber andererfeits Majorate und Fideilommiſſe ftiften, auch 
Erbverfhreibungen machen und Familienurkunden und Verträge aller Art errichten, 
ohne beſondere kaiſerliche oder obrigkeitliche Erlaubniß. 

5) Ste haben das Recht, alle gejeglich erlaubten Verträge und Berbinplichkeiten 
einzugeben, Wechſel nicht ausgefchloffen; außerdem genießen fie beſtimmte Vorrechte 
in Bezug auf Gefhäftsunternehmungen und Gewerbe, indem fie namentlich ohne 
Aufnahme in eine Handelsgilde oder irgend eine Abgabe, mit dem abeligen Eigen- 
thum vereinbare Leiftungs- und Lieferungstontrafte auf jede beliebige Summe ab- 
fließen können, auf ihren Gütern Gewerke und andere gewerbliche Anftalten, 
auch Fabriken anlegen, mit den Erzeugniffen ihrer Güter und eigenen Yabrifaten 
Großhandel treiben und namentlich zu dem Zwed Getreide in die Städte führen 
und von dort ausführen bürfen. 

6) Sie find befreit von allen perfönlichen Abgaben und Leiftungen, ihre Häu- 
fer find aber nur auf dem flahen Lande frei, indem die in den Städten allen 
ſtädtiſchen Laſten unterliegen, nur bie eftländifhen Edelleute genießen in Bezug auf 
die auf dem Dome in Reval belegenen eine Eremtion. 

ce) Das Recht der Geiſtlichkeit. Die Stellung ber evangelifch-Iuthe- 
rifchen Geiftlichkeit ift durch das Gefeg vom 28. December 1832 geregelt. Die 
Stellung der griehifchen, römifch-katholifhen und evangelifch-reformirten Geiftlich- 
feit ift au für dieſe Provinzen durch das ruſſiſche Reichsgeſetz beftimmt. 

Nur die höheren geiftlihen Würdenträger der evangel. lutherifchen Kirche wie 
die Bifhöfe und Generalfuperintendenten und die Prediger werben zur Geiftlichfeit 
gerechnet. Der Eintritt in diefelbe ift in der Regel nur Perfonen geftattet, welche 
auf einer Univerfität des ruffifhen Reichs, namentlih Dorpat und Helfingfors (in 
Finnland) einen theologifchen Kurfus abfolvirt und vie vorſchriftmäßigen Univerfi- 
täts- und Konfiftorialprüfungen beftanden haben, ausnahmsweiſe aber auch Aus- 
ändern. Die Mitglieder des geiftlichen Standes genießen als folde die Rechte 
des perfönlichen Adels nah den Reichögefegen und find deßhalb namentlih von 
allen perfönlihen Abgaben und Leiftungen befreit. Rittergüter dürfen vie Geift- 
lihen zu vollem Eigenthumsrecht zwar nicht erwerben und jelbft in Eftland bie- 
felben nur als Mitglieder des geiftlihen Standes auf Lebenszeit befigen, aber 
fonftige Immobilien ſowohl auf dem flachen Lande als in den Städten find fie 
zu vollem Eigenthum, in Kurland aber die erfteren zum Erbpfanbbefig zu erwerben 
berechtigt. Auch den Erbabel können Geiftliche durch Hinzuzählung zu einem rufe 
fiihen Orden erwerben. Die in Städten den Geiftlihen eigenthümlichen und von 
ihnen bewohnten Häufer find frei von Einquartirung und allen ftäbtifchen und 
polizeilichen Leiftungen mit Ausnahme der Straßenpflafterung und Beleuchtung. 
In Amtsfahen haben die Prediger ihr Forum vor dem Konfiftorium, in allen 
anderen Angelegenheiten vor den gewöhnlichen Behörden, bei Kriminalfachen unter 
Delegation eines ftimmberechtigten Gliedes des geiftlichen Standes oder eines geift» 
lihen Beamten zur Theilnahme an der Unterfuhung und Aburtheilung. Bei ei- 
ner Berurtheilung zum Berluft der geiftlihen Würde oder zu irgend einer Bes 
fhräntung der Standesrehte wird die Sache dem Reichsſenate zur Reviſion vor- 
geftellt. Die Berurtheilungen des Geiftlichen zum Berluft des geiftlihen Standes, 
der Ehre oder des Lebens gelangen durch den Senat zur kaiſerlichen Beftätigung. 
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d) Das Recht des Bürgers. Auf Grund der allgemeinen Reichsgeſetze 
wird auch in den Oftfeeprovinzen ein befonderer Stand der Staptbewohner 
angenommen, unter ihnen find diejenigen befonders berechtigt, welche das ört- 
lide Bürgerrecht in den Provinzen erworben haben. Zu den Stabtbewoh- 
nern werben gerechnet die Ehrenbürger, die in der Gilde ftehende Kaufmannfchaft, 
alle, welche nach dem in ver Oftfeeprovinz herrfchenden Gebrauch Literaten heißen, 
die Kleinbürger oder Beifaßen, die Zunftgenoffen und die freien Leute, Dienft- und 
UÜrbeitsleute. Diejenigen Staptbewohner, welche das örtliche Bürgerrecht erworben 
haben, bilden eine befondere Bürgergemeinde ober die f. g. Bürgerſchaft. 
Das Provinzialredht behandelt nur die rechtliche Stellung der legteren. 

Den Bürgergemeinden als ſolche find beftimmte Rechte zu- 
geeignet: 

1) ein eigenes Wappen; des Stabtwappens bevienen ſich die Magiftrate, 
befonderer Siegel jede Bürgerforporation, ſowie auch ſämmtliche Stabtbehörden und 
Kirchenadminiftrationen; eigene Häufer ſowohl zu den Gerihtshegungen und Ad⸗ 
miniftrationen der Magiftrate als zu den Berathungen der Gilden; 

2) eigenes Bermögen, gebildet dur die Einkünfte aus den Stabtimmo- 
bilien, den Abgaben der Bürger und durch das Vermögen der ohne Erben verftor- 
benen Bürger. Die Verwaltung des Stabtvermögens ift eine felbftändige und 
werben bie dazu berechtigten Organe bei den Behörden aufgeführt werben, da— 
gegen muß über Einnahmen und Ausgaben alljährlicd ein Budget der Regierung 
zur Beftätigung vorgeftellt, dürfen die Stabtgüter ohne Genehmigung nicht ver- 
äußert werben und ift die Kontrahirung von Anleihen auf Rechnung der Stadt- 
gemeinde unterfagt; wohl aber dürfen die Bürgergemeinden aus den nah Be— 
ftreitung der Stadtausgaben übrig gebliebenen Geldern Banken errichten oder 
ihre Geldſummen in beftehenden Banken anlegen, fowie die Viertelprocentabgabe 
ag * kaufmänniſchen Kapitalien auf Zinſen gegen Pfand und Bürgſchaft 
ausleihen; 

3) Berathung und Beſchlußfaſſung in eigenen Angelegenheiten; die Verſamm⸗ 
lungen find entweder gemeinfchaftliche für alle Bürger oder getrennte für jede be 
fondere Korporation; 

4) die Borftellung über ihre Bedürfniſſe und Interefien an den Eivilgouver- 
neur; nur Riga, Reval und Dorpat haben das Recht, Deputationen höheren Orts 
abzufenden; Riga fendet durch den Magiftrat, die Uelteftenbänfe und die übrigen 
Bürger gewählte Deputirte, Reval und Dorpat durch den Rath und vie beiden 
Gilden gewählte; 

5) die Befegung der Stabtämter, entweder durch eigene Wahl, ohne weitere 
Deftätigung der Obrigfeit, oder durch Borftellung von Kandidaten an den Rath zur 
Beftätigung eines derſelben; 

6) die Vertretung vor Gericht durd einen eigenen Anwalt; auf Privilegien, 
ftreitigen Befig der Stadt und überhaupt auf die Stadt als Gefammtheit ſich 
beziehende Rechte werden in ber für ftreitige Sachen über Kronsvermögen vorge: 
ſchriebenen Ordnung verhandelt; 

7) das Patronatsrecht in Bezug auf die Kirchen der Stadt; 

8) das Abhalten von Märkten und Jahrmärkten und das Anſetzen neuer. 

Auch der einzelne Bürger hat beſondere Rechte und Vorzüge: 

1) Kaufleute erfter Gilde, die ununterbroden zwölf Jahre zu verfelben ge- 
bört haben und deren Kinder, werden im Civil- und Militärvienft, im legtern 
mit bem Recht Freiwilliger angenommen; 
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2) dem Bürger find für Eivil- und Kriminalfachen zwei provinzielle In- 
ftanzen gewährt, und außerdem gelangen die beveutenveren Sachen auch an eine 
dritte; außerorventliche Gerichte und Kommiffionen werden nur auf kaiſerlichen Be— 
fehl oder in einigen gefeglich beftimmten Fällen errichtet; kein Bürger foll ohne 
Urtheil und Recht feiner Standesrechte, feines guten Namens, feines Lebens ober 
Bermögens beraubt werben; 

3) der Bürger darf auch Immobilien auf dem flahen Lande erwerben, 
Rittergüter indeß nicht zu vollem Eigenthum, fondern nur als Pfandbeſitz; dage- 
gen haben bie Bürger ein Vorrecht beim Anlauf der innerhalb der Grenzen des 
Stadtgebietes gelegenen Immobilien und find befugt die im Stadtgebiete an Nicht- 
bürger verkauften unbemweglihen Güter innerhalb eines beftimmten Termins ein- 
zulöfen; 

4) einem Bürger ſteht die volle Difpofitionsfreiheit über fein Bermögen 
zu, unter Aufrechterhaltung jedod; der das Erbvermögen betreffenden Beftimmungen; 

5) außer dem gefeglih beftimmten Abgaben, Laften oder Dienften dürfen ven 
Bürgern folhe nur mit kaiferlicher Genehmigung auferlegt werben; zu ven Kauf- 
mannsgilden gehörende Bürger find von der Refrutenpflichtigfeit und Kopfſteuer 
befreit, dagegen zahlen fie die Gildenabgaben und nehmen Theil an ven Landes» 
und Stabtpräftanden; auch alle Gelehrten (Literaten) und im Lehrfach dienenden 
fowie im Stadtdienſt fich befindenden Perfonen find von ver Kopffteuer befreit; 
alle in den Oftfeeprovinzen und in ber Stadt Narva wohnenden und in die dort 
errichteten Zünfte eingefchriebenen Handwerker, in Riga aber überhaupt alle ber 
Zunft einverleibten und dem Bürgeroflad unterworfene Perfonen werben von ber 
MRekrutenpflichtigkeit in natura befreit, fo lange fie in der Zunft verbleiben und 
ihr Handwerk treiben; ftatt deſſen wirb aber von der Stadtgemeinde für jeben 
Rekruten eine Gelpfumme erhoben. 

Der durch das Provinzialreht befonders bevorrechtete Bürgerftand hat feine 
politifhen Eintheilungen. 

Die Bürger Riga’s bilden drei f. g. Stände: den Rath ober bie höchſte 
ftäptifche Berwaltung und die Bürgergemeinde, beftehend aus ber großen 
Gilde oder der Korporation der Kaufleute und Literaten, und aus der Fleinen 
Gilde oder der Korporation der zünftigen Handwerker. Uber fowohl in ber 
großen als der Heinen Gilde befteht ein engerer Kreis, bie f. & Brüderfhaft, 
welche vorzugsweife innerhalb derfelben den politifch berechtigten Verband, die poli« 
tiſche Gilde bildet, während vie Nichtbrüber nur dem weiteren, minder berechtigten 
Kreife angehören. Die Brüder übernehmen, mit Ausnahme ihres Wortführers, bes 
Aeltermanns, die Dienftleiftungen zum Beften ber Stabt und Korporation unent» 
geltlih, erhalten aber vagegen im Falle der Verarmung befolvete oder mit fonftigen 
Einkünften begabte Stellen bei der Stabtverwaltung. 

In den kurländiſchen Städten zerfallen ſämmtliche Bürger in zwei Kor- 
porationen: Kaufleute und Handwerker. Die jüdiſchen Stabtbewohner bilden eine 
befondere von den Chriſten getrennte Gemeinde. In Libau heißt die Korporation 
der Kaufleute die große, die Korporation der Handwerker aber die kleine Gilde. 
Zur großen Gilde werden aud die Künftler, Uhrmacher, Kunftgärtner und Bäder 
gezählt. 

e) Das Recht des Bauern. Die Bauern in den drei Provinzen bilden 
zahlreiche Gemeinden, welche nicht immer der Bauerbevälferung eines Rittergutes 
—* kommen, ſondern mehrere Rittergüter umfaſſen können, wenn ſie geringeren 

fanges und geringerer männlicher Bevöllerung find, wie auch bei größerem 


38 Rußland, 


Umfange und größerer Bevölkerung mehrere Gemeinden innerhalb eines Ritter⸗ 
gutes gebildet werben können. In Eſtland unterſcheidet man Gutsgemeinden und 
Dorfsgemeinden,, indem bie Gutsgemeinde in mehrere Dorfögemeinden zerfallen 
fann, welche ſich jedoch in Fällen, welche die ganze Gemeinde betreffen, zur Guts— 
gemeinde vereinigen. In Livland befteht die Landgemeinde aus Aderbautreibenden 
und anderen Ständen angehörenden Perfonen. Es werben innerhalb einer jeden 
Bauergemeinde unterfchlevden in Livland: Grundeigenthümer, Pächter, Knechte, 
Hofestnechte, Tohnarbeiter, Handwerker, Wirthichaftsbeamte (Diener), Pächter von 
Gutsgerechtſamen, Kostreiber, Arme und Hülfsbebürftige, Unmündige, wegen Jugend 
oder Alters von der Abgabenzahlung Befreite, in Kurland: Bauernwirthe, Dienft- 
boten und Hofesleute, in Eftland Pächter und Grunbeigenthümer (eine Klaffe bil- 
dend) und alle übrigen Gemeindegliever. Die Bauergemeinden haben Rechte und 
Berpflichtungen, auch den einzelnen Bauern find beftimmte Rechte zugeeignet und 
beftimmte Berpflihtungen auferlegt. Ä 

Die Rechte der Bauerngemeinde find: 1) Die Aufnahme neuer Mit- 
gliever mit Genehmigung des Gutsherrn, in Kurland auch des Gemeindegerichts 
und ber Gemeinvevorfteher; das Recht der Ausſchließung fteht in Livland grund- 
fäglich der Gemeinde nicht zu, fondern wird nur gegenüber Lostreibern, welche 
nicht zu verwenden gelang, durch Abgabe derſelben in den Militärbienft oder durch 
Berfendung zum Wohnen in entferntern Gouvernements geübt; in Eft- und Kur- 
land findet das Ausſchließungsrecht fih ausgefprochen, wird aber nur mit Ge- 
nehmigung des Gutsheren ausgeübt. 

2) Das Abhalten von Berfammlungen zur Berathung eigener Angelegenheiten, 
jedoch nur mit Genehmigung der Gutsverwaltung. Diefe muß ertheilt werben zur 
Beſetzung erlevigter Beamtenftellen. Ein gefaßter Beſchluß bedarf der Beftätigung 
ber Gutsverwaltung, verweigert dieſe fie, fo ift es ver beſchlußfaſſenden Körper- 
ſchaft geftattet bei der höheren Inftanz zu Hagen, in Kurland auch bei vermeigerter 
Erlaubniß zur Abhaltung der Verfammlung; der Einzelne kann über ven Gemeinbe- 
beſchluß nur Magen, falls dieſer den gefeglich feftgeftellten Rechten ver Bauerge- 
meinbe oder des Einzelnen zumiderläuft. 

3) Die Befchwerbeführung durch Deputirte beim Oeneralgouverneur ober 
auch Eivilgouvernenr in Gemeindeangelegenheiten, in Liv- und Eftland auch bie 
Uebergabe von Klagen und Supplifen in Angelegenheiten einzelner Bauern. 

4) Die Wahl der Gemeindebeamten, in Livland zweier Gemeindeworfteher, 
welde in Fällen, die nicht die Berfammlung der ganzen Gemeinde erfordern, fie 
repräfentiren und die Rechte der Bauern vertreten. 

5) Das Recht, gemeinfame Beiträge zu beichließen und 

6) Eigenthum zu erwerben; in Lio- und Kurland ift die Erwerbung von 
Orundeigenthum ausprüdlic den Bauerngemeinden geftattet, in Eftland fcheint fie 
ihnen nicht verboten zu fein (es ift hier allgemein die Erwerbung von Eigenthum 
zugeftanven), der räumliche Umfang und die Qualität des Grundeigenthums find 
aber beſchränkt, namentlich find Rittergüter ausgefchloffen und die Bauergemeinden 
wie bie einzelnen Bauern auf Gehordsland (Livland), Bauerpachtland (Eftland) 
und Landftellen (Rurland) angewiefen, in Kurland ift aber das Recht der Erwer- 
bung auf Pfänder befchränft. 

Die Verpflichtungen der Bauergemeinde find: 1) ſolidariſch zu 
haften für alle von den Bauerngemeinbeglievern zu zahlenden Abgaben und bie 
ihr obliegenden öffentlichen Berpflichtungen; in Livland find die auf den Grund- 
ftüden laſtenden Leiftungen, wie öffentliche Frohne, Einguartierung u. f. w. aus- 
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ſchließlich von den Pächtern und Grundeigenthümern der Gemeinde nah Maßgabe 
der Größe ihrer Grundſtücke zu bewerfftelligen. Diefelben Leiftungen in Bezug auf 
das unverpachtete Gehorchsland präflirt der bezügliche Gutsbefiger; aud in Eftland 
ruhen alle öffentlihen dem Staat oder Gemeindewefen zu präftirenden Leiftungen 
und Abgaben als unablösbare Neallaften auf den Grunpftüden; der Adel als 
Grundherr vertheilt die öffentlichen Obliegenheiten, die Bauergemeinde vertheilt 
die ihr zufommenden unter ihre einzelnen Glieder, die Haftung verbleibt der Ge- 
meinbe. In Kurland wird die folivarifhe Verbindlichkeit ber Semeinte in Bezug 
auf die Abgaben fo verwirklicht, daß ſämmtliche Wirthe oder Pächter für fich, die 
Ihrigen und ihre Dienfthoten, für die richtige Zahlung dieſer Abgaben haften. 

2) Die Gemeinde ift zur Nekrutenftellung nad) Maßgabe ihrer männlichen 
Bevälferung verpflichtet, mit Berüdfichtigung des bei jeder Aushebung angeorbne- 
ten Procentfaßes; 

3) fie hat ein Getreidevorrathsmagazin (zur Aushülfe zu Gunſten der Bauern) 
zu errichten; das Magazin fteht unter Verwaltung von Gemeindebeamten und 
unterliegt vielfacher Revifion anderer Autoritäten; 

4) fie bat ihre durch unverfhulvete Unglüdsfälle verarmten und hülflofen, 
arbeitd- und erwerbsunfähigen Mitglieder zu unterftügen; 

5) jede Gemeinde ift verpflichtet eine Schule anzulegen und zu erhalten. In 
Livland ift auh die Gemeinde verpflichtet mit gemeinfamen Kräften Maßregeln 
in Bezug auf Wahnfinnige und zur Verhinderung der Verbreitung anftedender 
Krankheiten dort zu ergreifen, wo Irren- und Krankenhäufer noch nicht errichtet 
find, in Eftland hat jede Gemeinde Wahnfinnige zunächft jelbft zu verpflegen und 
ebenfalls vie Verbreitung anftedender Krankheiten zu behindern, in beiden Pro« 
vinzen hat die Bauergemeinbe bei Feuersbrünſten Beihülfe zu leiften. 

Die Rechte der einzelnen Bauergemeinvegliever werden weſentlich durch ihr 
Berhältniß zum Grunde und Boden bedingt. In Livland zerfällt das Territorium 
eines jeden Gutes in fchaßfreies und ſteuerpflichtiges. Das erftere ift ftets 
von allen öffentlichen Leiftungen 3. B. Wegebau befreit, während das Letztere zu 
denfelben verpflichtet ift. Außerdem ift der Grund und Boden jedes Gutes nad) 
ber verfchiedenen Berechtigung zu deſſen Ausnugung, gefondert in Hofes- und 
Gehorchsland. Ueber das erftere hat der Gutsherr unumfhränft freie Difpofition, 
indeß darf ein Rittergut nicht unter ein gefeglich beftimmtes Minimum verkleinert 
werben, das Gehorhsland darf der Gutsherr aber nicht anders nugen als durch 
Berpachtung oder Verlauf an Bauergemeinvegliever. Einftweilen bleibt es jedoch 
gefeglich geftattet, das Gehorhsland auch in früher üblicher Weife Bauergemeinde- 
gliebern in Frohn» oder Naturalpacht oder in gemifchte Pacht zu vergeben. Die 
normale Nutung des Gehorchslandes fol aber darin. beftehen, daß ſolches Bauer- 
— —————— in Geldpacht vergeben oder ihnen eigenthümlich übertragen werde. 

uch die Parcellirung des Gehorchslandes iſt limitirt, ebenſo iſt aber auch das 
Maß feſtgeſtellt, welches ein einzelnes Bauergemeindeglied erwerben darf. Zum 
Zweck der allmäligen Beſeitigung der Frohne hat die livländiſche Ritterſchaft eine 
Bauerrentenbank errichtet, welche den Bauern ermöglichen fol, durch jährliche ge- 
ringfügige Abzahlung Grundeigenthum zu erwerben, Uebrigens ift das Maß ber 
Frohnleiftung gefetlich feftgeftellt. In Eftland heißt das dem Bauernftande zur 
unentziehbaren Nutzung zugeficherte Land: Bauerpachtland, das andere Hofsland. 
Eine Bauerrentenbant befteht aber in Eftland nicht. Auch hier ift für Rittergüter 
und Bauerpachtland das Parcelliren limitirt, ebenfo aber auch das Bergrößern 
des Bauerpachtlandes durch Zufammenziehen mehrerer Bauerhöfe, Die Frohne ift 
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auch hier gefeglich beftimmt in Bezug auf ihre Leiftungen. In Kurland findet eine 
Scheidung in Hofs- und Bauerland nicht ftatt, dagegen find f. g. Bauergehände (?) 
vorhanden, welche ſich entweder im Frohnverhältniffe befinden, oder auf Geldpacht 
vergeben, oder zu Knechtsetablifjements eingerichtet, oder im Eigenthum ber Bauer- 
wirthe find; die legteren find indeß zum Theil neuerdings von ber Domänenver- 
waltung an Bauerwirthe verkauft, zum Theil gehören fie den f. g. kuriſchen Königen. 
Uebrigens beruhen die Berhältnifje des Bauern zum Gutsherrn nur auf freier 
Bereinbarung. 

Die Bauern find berechtigt aus ihrer Gemeinde auszutreten, in andere Gou- 
vernements überzugehen, zu anderen Ständen überzutreten, von ihren Gerichts- 
inftanzen beurtheilt zu werden, geſetzliche Stipulationen und Verträge abzufchließen, 
jedoch nicht Wechſel auszuftellen, keine höheren Kronsabgaben als in anderen 
Gouvernements zu zahlen, bei der Verhandlung ihrer Angelegenheiten keine Ge- 
bühren zu zahlen und auch von Stempelgelvern u, a. Abgaben bei Eigenthums- 
erwerbungen (außer in ven Stäbten) und Pachtkontrakten befreit zu fein. 

Die inneren politifchen Verhältniffe der DOftfeeprovinzen find wie die vor- 
ftehende Darftellung bexfelben aufweist, wefentlih ſtändiſche. Die Stände, ins- 
befondere ber Adel: und Bürgerftand, erfreuen fih mannigfacher Rechte und Bor- 
rechte. Durch feinen privilegirten Güterbefig, durch fein Recht bis zu den Stufen 
des Thrones zu gelangen und insbeſondere durch das Recht auf den Landtagen 
allgemeine SJanvdesangelegenheiten zu berathen und fein unbejchränktes 
Bermögenspifpofitionsrecht als Korporation, ragt der Adel weit über den Bürger: 
und Bauerftand hinaus. Denn in erfterer und zweiter Beziehung erfreuen ſich 
nur einzelne Stäbte befferer Rechte, in britter Beziehung find die beiden Depu- 
tirten Riga's die einzigen Vertreter des Bürgerftandes in allen brei 
Provinzen und in ber vierten Beziehung erfreuen fi gleichen Rechts weder 
der Stand ber Bürger noch der Bauern. Aber auch innerhalb der Stände felbft 
herrſcht Abgefchloffenheit in ven Matrikeln des Adels, in den Brüberfchaften ein- 
zelner a He aeg und die zu den gebilvetften Elementen der Bevölkerung 
zählenven Titeraten find als Stand Feine politifche Korporation und auch Feiner 
anderen mit Gleichberehtigung angefchlofien, denn ihr gefegliches Eintrittsrecht in 
die Gilden in einigen wenigen Stäbten ift ein blos nominelles, von ber vollbe- 
rechtigten Bürgerfchaft vereiteltes. Die Nerhtöverhältniffe des Bauern find noch 
vielfad; Erinnerungen aus ver Zeit ver Unfreiheit und können unter dem Fort⸗ 
beftehben ver Frohne, wenn au in ver Form bes Bertrages, keine gebeihliche 
Entwidlung erhoffen. Freigebung des Orunpbefiges an alle Stände und Betheili- 
gung derfelben an den Landtagen, foweit fie Lanbesangelegenheiten betreffen, find 
daher bie Borbedingungen ver gebeihlichen materiellen Entwidlung und politifchen 
Fortbildung des Landes, Einreihung des Literatenthums in die vollberechtigte 
Bürgerſchaftskorporation aller Städte und Aufhebung der Frohnverträge find bie 
Borbedingungen eines erfolgreihen und freien politifchen Mitwirkens der Stände 
des Bürgers und Bauern. Dann mögen die alten ftändifchen Formen fortbeftehen, 
wenn fie von neuem Geift erfüllt mit vereinter Kraft für die Wohlfahrt ver 
gemeinfhaftlichen Heimat zufammenmirken. 

5. Landes», Bauer- und Stadtbehörden. Es giebt in ben 
Dftfeeprovingen Qandes-, Bauer: und Stadtbehörden. Daf biefelben 
ſowohl in Bezug auf die Wahl der Glieder als ihre Befugniffe immer nur auf 
einen Stand fid beziehen und den drei politifch berechtigten Ständen entiprechend 
als Adels-, Bauer und Bürgerbehörden harakterifirt werben könnten, läßt fich nicht 
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behaupten, aber ein vorwiegend ſtändiſcher Charakter namentlich in Bezug auf bie 
erften Inftanzen, wobei jedoch das forum rei sitae ſtets eine Ausnahme begründet, 
wird fih aus der nachfolgenden Darftelung wohl ergeben. 

Die erfte Inftanz der Landesbehörden in Civil- und Kriminalfachen 
bilden in Livland die Landgerichte, in Eftland die Manngerichte und das Niederland- 
und Lanbwaifengericht, in Kurland die age rip pen die zweite, aber 
in geſetzlich beſtimmten Fällen auch erſte Inſtanz in Livland das Hofgericht, in 
Eſtland das Oberlandgericht, in Kurland das Oberhofgericht. Alle dieſe Behörden 
werden faſt ausnahmslos beſetzt durch Glieder des immatrikulirten Adels und 
aus denſelben. 

Die Kompetenz der Untergerichte in Civil- und Kriminalſachen beſchränkt ſich 
regelmäßig auf bie ihnen zugewieſenen Kreiſe. Sie wird in Bezug auf bie vor 
fie gehörenden Perfonen meift nur negativ und zwar fo feftgeftellt, daß die inner- 
halb der bezüglidhen Kreife wohnenden Perfonen, — wobei indeß Sachen der Abligen 
vielfah Ausnahmen begründen, indem fie fowohl in Kriminal- als Eivilfachen 
ihre erfte Inftanz in erfterer Beziehung faft ausfchlieglih, im letterer in vielen 
Saden vor den Öbergerichten haben, nicht minder befondere Arten von Ber- 
brechen auch Nichtadliger — , ihren Gerichtsſtand vor ihnen haben, infoweit fie 
nit den ftäbtifchen oder den Bauerbehörven unterftehen. Im Allgemeinen wirb 
man aber jagen können, daß, mit den angebeuteten Ausnahmen, vor die Unter- 
gerichte gehören in perfönlicher Beziehung Aolige und Literaten und in binglicher 
Beziehung einige Rechtöftreitigkeiten (andere gehören vor bie Dbergerichte), welche 
fi auf ein in ihrem Gerichtsbezirt belegenes Grundeigenthum beziehen, foweit 
biefes nicht wieder den Bauergerichten kompetirt. 

In Kriminalfahen haben die Land», Mann: und Oberhauptmannsgerichte bie 
förmliche Unterfuchung und die Fällung eines Gutachtens, die Landgerichte in ges 
ringfügigen, von Adligen zugefügten Injurien auch vie Entſcheidung. Bor alle 
brei Obergerichte gehören in erfter Inftanz Berbredhen Adliger, vor das Ober: 
landgericht auch die ver Geiftlihen (mit Ausnahme der evangel. lutheriſchen Geiftlichen 
der Stadt Reval), der Advokaten des Oberlandgerichts und der Literaten, bie im 
Dienft des Staats oder der Ritterfhaft ftehen; ferner gehören vor alle drei Ober- 
gerichte Amtsverbrehen der Perfonen, welche im Staats - oder Wahlvienft ftehen 
und vor das liv- und eftlänbifche auch die der Advolaten der Landesbehörben; in 
Hinfiht auf das livländiſche Hofgericht werben hiebei noch beſonders die GStaats- 
verbreden hervorgehoben. 

In Eivilfahen entfcheiden vie Land», Mann: und Oberhauptmannsgericdhte end» 
gültig alle Sachen, deren Gegenftaud den Werth von 30 Rubel nicht überfteigt, 
während bie drei Obergerichte, an welde bie Appellation oder Duerel (in Kur- 
und Eftland auch Revifion der Sachen der Kreisgerichte) von ben Untergerichten 
gelangt , bis auf 600 Aubel entſcheiden. Außerdem entfcheiven aud bie Oberge- 
richte in zweiter Inftanz Beſchwerdeſachen wegen Berlegung der Regeln des Civil 
procefjes bei den ihnen untergeorbneten Behörben. Bon den Obergerichten geht 
bie Appellation an den Senat. Mande Sachen gehören indeß in erfter Inftanz 
vor bie drei Obergerichte, wie z. B. Rechtöftreitigkeiten gegen die Korporation ber 
Ritterſchaft und deren Inftitute, Konkursfahen der Adlichen und mander 
Literaten u. ſ. f. 

Auch die Landespolizeibehörden werben vom immatrifulirten Adel 
und aus demſelben gewählt. In Livland heißen fie ODrdnungsgerihte und 
giebt es deren mit Ausnahme des Defelichen in jedem Kreife zwei, in Kurland ift 
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für jeden Kreis ein Hauptmannsgericht, während in den Krons⸗ und Privatfleden 
Kurlands befonvdere Fledenvorfteher find. 

Der Geſchäftskreis diefer Polizetorgane ift faft ausnahmslos in allen drei 
Provinzen derſelbe. Er erftredt fi auf vie Aufficht über Beobachtung der Gefege, 
bie Erhaltung ber öffentlihen Sicherheit und die Sorge für die allgemeine Wohl- 
fahrt. In Beziehung auf das Kronsintereffe haben fie Abgaben beizutreiben und 
auf gefegmäßigen Betrieb von Hanbel und Gewerbe innerhalb ihrer Kompetenz 
zu achten; in Beziehung auf Rechtspflege üben fie Präventivmaßregeln und ftellen 
die Borunterfuhung bei Verbrehen an, fiftiren Individuen auf Aufforderung ber 
Gerichte, erequiren Urtheile und unterſuchen und entſcheiden bei geringfügigen Vergehen, 
als Diebftahl und Betrügereien bis zum Betrage von 30 Rubel, die von Bauern 
und anderen Leuten niederen Standes begangen werden; ihnen gebührt auch vie 
Beftrafung dieſer Perſonen für Rubeftörung, Völlerei, Wiverjpenftigfeit, Schläge- 
veien u. ſ. w., fie können perſönliche Haft und Polizeiftrafen verhängen auf ge— 
jeglicher Grundlage wegen Verlegung von Anftand und Ordnung, fie beauffihtigen 
die Gefängniffe, forgen für die Bebürfniffe derfelben und wenden Unordnungen unter 
den Oefangenen ab. In Beziehung auf Militärwefen affiftiren fie der Militärver- 
waltung bei ver Refrutenftellung, Truppendurchzügen und ZTransporten und durch 
Beauffihtigung der Beurlaubten. Geringfügige Eivilfahen können die Hauptmanns- 
gerichte ohne Rüdfiht auf den Stand der Betheiligten entſcheiden. Beſchwerden 
gegen das Berfahren und die Entiheidungen der Polizeiorgane gehen an bie 

ouvernementsregierung. 

Bauerbehörden. Die unterfte Behörde für jede einzelne Bauergemeinde 
bilden in Liv- und Kurland die Gemeindegerihte, in Eftland ver Ge- 
meindeältefte. Die erfteren beftehen aus einem Aelteſten als Vorfiger und 
einer unbeftimmten Anzahl von Beifigern je nach der Zahl der männlichen ©lie- 
der der Gemeinde. 

Die Gemeindegerichte find die Berwaltungsbehörben der Gemeinde und bilden 
bie erfte Inftanz der Polizei und Giviljuftiz. In erfterer Beziehung haben fie vie 
Sorge für den guten Zuftand der Wege, vie Verwaltung der Gebietslade, des 
Borrathsmagazins, die Verpflegung von Armen und wahen über ſämmtliches Ge- 
meindegut, namentlich darüber, daß bie Bauerländereien nah den gefeglihen Bor- 
fchriften genutt werden und die zu ihnen gehörigen Inventarien vollftändig find, 
leiten die Bewirthfchaftung der ver Gemeinde zur Bewirthſchaftung übergebenen 
Ländereien, fammeln von den Gemeindegliedern die Abgaben ein, beforgen die Aus- 
hebung und Ablieferung der Rekruten und fehen überhaupt auf Erfüllung der Ge— 
meinbeverpflichtungen. Der Jurispiktion des Gemeindegerichts find ſämmtliche Ge- 
meinbegliever unterworfen, in Kurland mit Ausnahme einiger im Dienft ber Guts- 
berrfchaft ftehenden Perfonen, in Livland dürfen Strafbeftimmungen über legtere 
nur mit Einwilligung ver Gutsherrſchaft ausgeführt werben. In Civilſachen ent» 
ſcheidet das Gemeindegericht inappellabel bis 5 Rubel und erfüllt feiner und 
anderer Behörben rechtöfräftige Urtheile im Auftrage verfelben. Das Gemeinde— 
gericht ift auch Vormundſchaftsamt für unmündige Bauergemeindeglieder. Als Po- 
lizeibehörde übt das Gemeindegericht Sicherheits-, Wohlfahrts-, Feuer⸗, Grenz- und 
Armenpolizei. Es ftraft mit Verweis, dem DBeleidigten zu leiftender Abbitte und 
Schabenserfag, Arbeiten zum Beften der Gemeinde auf 3 Tage, Arreft auf eine 
gleiche Zeit und mit 30 Ruthenftreihen. (!) Der Gutsherr kann auf feine VBerantwor-: 
tung die Ausführung der Gemeindegerichtserlenntniſſe aufhalten, indeß entſcheidet 
bie höhere Inftanz. 
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Eine eigenthümlihe, aus ber Zeit der Patrimontalgerichtsbarleit hinüber- 
genommene Inftitution ift die Gutspolizei, melde regelmäßig dem Guts— 
herrn zufteht, aber aud durd Stellvertreter geübt werden fann, welche indeß als 
fohe der zweiten Inftanz angezeigt werden müſſen, und für welde in Bezug auf 
Ueberfchreiten des gefeglihen Maßes ver Hauszucht des Gutsherr verantwortlid) 
bleibt. Die Outspolizei hält auf Ruhe und Ordnung im Bezirk des Gutes, hat 
bie Aufficht über die Gemeinde und deren Polizei und die Erfüllung der von ihr 
getroffenen Anorbnungen. In Kurland nimmt die Gutspolizei Klagen über einzelne 
Glieder des Gemeinvegerihts oder der Gemeindevorfteher in Beziehung auf ihre 
Amtsverrihtungen entgegen; gelingt die Beilegung nicht, fo verurtbeilt fie beit 
Schuldigen nah Umftänden zur Abbitte und Schabenserfag, einer Geldbuße von 
höchſtens drei Rubel, zu einem Arreft von 48 Stunden. Hat ber Kläger Unrecht, 
fo beftraft die Gutspolizei ihn mit 15 Schlägen (!) oder einem Arreft von 48 Stun- 
den. Gemeindeglieder, weldhe von der Gemeinvepolizei nicht zur Ordnung gebradit 
werben können ober die diefen nicht mehr fompetirende Vergehen begingen, ver- 
haftet die Gutsverwaltung und übergiebt fie der kompetenten Gerichtsbehörbe. Ein 
gleiches Recht übt auch die Gutspolizei an Perfonen anderer niederer Stände, wie 
3. B. an Handwerkern. In Eftland wird jever Ruheftörer ohne Rüdfiht auf vie 
Perfönlichkeit, in Livland ohne Rüdfiht auf Perſon und Amt handfeſt gemacht. 
Die Gutspolizei übermittelt die ihr zur Publikation zugefandten Befehle der Ges 
meindepolizei. Sie beauffihtigt die Verwaltung des Vermögens der Gemeinde, 
achtet auf richtiges Maß und Gewicht auf den Bauerjahrmärkten. 

Die zweite Inftanz in Livland bilden die 27 Kirhfpielsgeridte, 
beftehend aus einem Kirchfpielsrichter und dreien aus Wirthen oder Pädtern zu ' 
wählenden Beifigern. Die erftere wirb nur vorzugsweife aus dem immatrifulirten 
Adel gewählt, aud Perfonen aller anderen fteuerfreien Stände find aber wahl- 
fähig, infofern fie in dem bezüglichen Kirchfpielsgerichtsbezirt domiciliren. Die 
Wahlen geihehen alle drei Jahre durch die adligen Gutsbefiger und Prediger bes 
Bezirks, wenn ihre Paftorate auf Gehorchsland anfäßige Bauern haben. Die Bei- 
figer, welche auch im Bezirk vomiciliren müffen, werben dur die Gemeindege⸗ 
rihteglieder gewählt. Vor⸗ und Beifiger werben, erfterer durch das Hofgerichts- 
bepartement, leßtere durch das Kreisgericht beftätigt. Die Jurispiktion des Kirch 
ſpielsgerichts erftredt fich über alle Perfonen in feinem Bezirke, fofern fie nicht 
zum del oder zu den Eremten (Steuerfreien) gehören. Der Kirchipielsrichter übt 
innerhalb feines Bezirks die Polizeigewalt aus, infoweit fie nicht dem Ordnungs⸗ 
gericht oder dem Gemeindegericht fompetirt, theils perſönlich, theild mit feinen Bei- 
figern. Letzteres namentlich bei Klagen über Gerichte und Verwaltungen und wenn 
eine genaue Unterfuhung und förmliches Urtheil erforverlid find. Das Kirchfpiels- 
gericht erkennt auf Gelpftrafen bis 12 Nubel, Leibesftrafen bis zu 60 Ruthen- 
ftreihen, und auf Arreft oder Abgabe zur Arbeit bis zu 7 Tagen. Der Juris- 
biktion des Kirchfpielsrichters unterliegen endgültig alle Diebftahlsfahen, wenn das 
Geſtohlene einen Werth von mehr ald 5—10 Rubel hat; ausgenommen find bie 
Sachen, welde ihrer Natur nad dem Kriminalverfahren unterliegen. Als Civil- 
juſtizbehörde entfheidet das Kirchfpielsgericht ſowohl in Streitigkeiten der Bauern 
und Gemeinde wider einander als aud auf Beſchwerden ver Gemeinde und ber 
Outsverwaltung wider das Gemeindegeriht und bie Gemeinvevorfteher, ſowie ber 
Öutsverwaltung wider die Gemeinde und deren einzelne Mitgliever und endlich 
ber Borfteher wider das Gemeindegericht. 

Kurland hat keine Kirchſpielsgerichte. 
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Die dritte Inftanz in Liv- und Eftland und bie zweite in Kurland Bilden 
bie Kreisgerihte. Sie beftehen in Livland aus einem abligen Kreis— 
richter , zwei abligen Beifigern und zwei aus dem Bauerftande. Letztere werben 
von den Kirchfpielsgerichtsbeifigern desſelben Kreifes gewählt. Die adligen Mit- 
glieder beftätigt die Gouvernementsregierung, die Beifiger aus dem Bauerftande 
das Hofgerichtspepartement für Bauernfahen, Die Kurländifchen Kreisgerichte be 
ftehen aus dem adligen Kreisrichter, einem adligen Affeffor und einem Beifiger 
aus dem Bauerftande. Ihnen wird ein abliger Friedensrichter zur Beilegung von 
Rechtöftreitigkeiten beigegeben. Die abligen Glieder werden durch den Bezirksadel 
gewählt auf 3 Jahre und vom General-Öouverneur beftätigt, der Bauerbeifiger 
aus den von ©emeindeputirten des Bezirks vorgefhlagenen Kandidaten auf 3 
Jahre und unter Beftätigung der Guuvernementöregierung. In Eftland beftehen 
die Kreisgerihte aus einem adligen Vorfiger und zwei abligen Beifigern und 
"zwei bäuerlihen. Die abligen werben vom Adel kreisweife gewählt und vom General- 
gouverneur beftätigt, die bäuerlichen aus bäuerlichen Pächtern oder Grundeigen- 
thümern oder den Eignern eines beftimmten Vermögens. Gewählt werben alle 
Glieder aller Kreisgerichte auf drei Jahre. Diefelben find in vielen Fällen für 
die priviligirten Klaffen erfte, bei Appellationen von ben Kirchfpielgerichten 
zweite Inftanz. 

Die Stadt-Iuftiz und Polizeibehörden ber Oftfeeprovinzen 
und Narva’s, find in der Negel keine felbftändigen Behörben, ſondern verbunden 
mit dem Magiftrat oder Rath der Städte. Einen Rath haben fämmtliche baltifche 
Städte mit Ausnahme breier Heiner in Eftland, welche blos Bogteigerichte haben. 
Dagegen kommen befondere Berwaltungstollegien in allen Städten vor. Aber aud 
in jenen Städten ift die Verfaſſung eine verfchtedene, indem in einigen dem Rath 
Niedergerichte untergeorbnet find. Die Glieder der verfchievenen Stabtbehörben, 
mit Ausnahme der Vorfiger der Polizeiämter, find in der Regel von den bazu be 
rechtigten Stabtlorporationen felbft gewählte. Der Rath kooptirt ſich theils felbft, 
theild wird er von ben Bürgergemeinden gewählt, theils wählen beide zufammen, 
und zwar aus Literaten (in ber Regel Juriften) und Kaufleuten der Gilden in 
den meiften größeren Städten, aus Literaten, Kaufleuten und zünftigen Hand- 
werfern ober aus den beiden leßteren, oder aus Bürgern überhaupt in ben 
Heineren Städten. Die Untergerihte des Rathe werben in ber Negel nur mit 
Gliedern desfelben befegt, zu den Polizeiämtern delegirt der Rath aud in ber Re— 
gr feine Glieder, vie Kollegien werben aus Gliedern des Raths und der beiden 

ilden oder aus diefen allein oder auch unter Zuziehung von Autoritäten ober 
Gliedern anderer Stände namentlich des Adels gebilvet. 

Die Untergerichte verhalten fich zum Magiftrat oder Nath, wie Unter- 
behörben zu einer Dberbehörbe, fie bilden die erfte Inftanz in allen Sachen, die 
ihrer Gerichtsbarkeit anvertraut find, dieſe Sachen gelangen durch Reviſion ober 
durch Appellations-Befchwerde an ven Magiftrat, mit Ausnahme derjenigen, melde 
in den Untergerichten endgültig entfchieden werben. Die Untergeridhte ver lio- 
iändifhen Städte entjheiden endgültig alle Civilfachen, deren Gegenftand 
den Werth von dreißig Rubel nicht Überfteigt. In Reval ift die Appellation zu- 
läffig gegen Urtheile und Beſcheide des Niedergerichts, gegen ſolche Erkenntnijje 
bes See- und Frachtgerichts, wenn der Gegenftand ver Klage an Werth 300 
Rubel überfteigt und gegen Urtheile des Waiſengerichts in ftreitigen Rechtsſachen; 
in anderen Sachen und gegen bie Erkenntniſſe ver anderen Untergerichte find nur 
Querelen zuläffig. In Narva erkennen das Vogteigericht und bie Polizeiabtheilung 
auf Strafen von 30 Rubel, 
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Die Räthe der baltiſchen Städte beftehen ans Bürgermeiftern (nur Grobin 
und Pilten haben feine) in der Zahl von 1—4 in der Regel, je nad der Größe 
der Stadt, und einer verſchiedenen Anzahl von Rathsheren von 1—16. In Riga be 
fteht der Rath aus 10 Literaten (in dieſem Fall Iuriften) und 10 Kaufleuten, 
in Dorpat aus 3 Fiteraten und 6 Kaufleuten, in Pernau aus 3 fiteraten und 
5 Raufleuten u ſ. f. 

Die Kompetenz der Magiftrate der Städte ift eine fehr verſchiedene. Im Al- 
gemeinen fteht ihnen zu Civil-, Kriminalgerichtsbarfeit, Polizei, Adminiſtration, frei- 
willige Gerichtsbarkeit, insbefondere auch die Uebertragung ſtädtiſchen Eigenthums, 
und find fie aud Oberwaifenbehörden, Obervormundfhaftsämter, Hyputbelarämter; 
legteres gilt namentli von den größeren Städten. Bolitifche Funktionen im Verein 
mit den Gilden üben hauptfählid nur die größeren livländiſchen Städte Riga, 
Dorpat, Bernau, und ferner Reval und Narva. Der ausgevehnteften Kompetenz er- 
freuen ſich die beiden beftberechtigten baltifhen Städte: Riga und Reval. Sie 
baben eine Kompetenz in Gemeindeſachen, in Kirhenfachen, in Beziehung auf pas 
Krondinterefie, in Beziehung auf Juftizverwaltung, in Kriminalfahen, in Civil 
ſachen, in nichtftreitigen Sachen, in Polizei-, Handels- und Gewerkſachen. 

Landes- und Stabtbehörven, Land» und Stadtrecht find noch heute wie vor 
Jahrhunderten die Rechtsorgane und Rechtsſätze der deutſchen Kolonien am Oftfee- 
firande. Bauerbehörden, in den höheren Inftanzen aber mit vom Adel oder ganz 
durch venfelben befegt, traten hinzu. Übel, Bürger und Bauer find heute die Rich- 
ter. Der Übel auf dem Lande und in den meiften Städten als Leuterationsinftanz 
und Wppellations- und Revifionsbehörbe über alle Stände, der Bürger meift nur 
über den Bürger, in der Regel nicht ein Mal Über den meift bürgerlichen Literaten 
und über den Adel und Bauern nur in Beziehung auf den innerhalb der Stabt- 
mark belegenen Grunbbefig, ver Bauer in befchränkter Weife nur über das Glied 
ver Bauergemeinde. Nur die durch ſolche ftändifhe Organifation mögliche Selbft- 
wahl der Stände mag es entfchuldigen, daß in die Rechts- und auch Wohlfahrts- 
pflege ihnen gänzlihd fremde Staatsrüdfihten hineingetragen wurben. Keine 
Eremtionen auf dem Lande und feine in der Stadt würde nicht nur dem Weſen 
der Juftiz mehr entfprechen, welche eine lofale und keine ſtändiſch willkührlich 
translocirte fein follte, weldhe das Recht nit um des Standes, fondern um ber 
Berfon willen zu finden und fegen hat. Und zu dieſen ftändifchen Uebeln nun noch 
die vielfahe Bermengung des Streitigen und Nichtftreitigen, der Juftiz und Po- 
lizei, Juſtiz und Aominiftration Alles in der Hand einer Autorität. Endlich bie 
Appellations- und Revifionszüge zu dem entfernten und aus wefentlih anderen Ele- 
menten fowohl in Rechtsbildung als Redhtsüberzeugung beftehenden Senat. Im 
Berfahren aber weder Münplichkeit, noch Deffentlihkeit, noch Gefchworene. Da 
liegen denn gewaltige Reformaufgaben vor, um das mittelalterlihe Rechtsweſen 
zum Theil wieder heranzubilden, zum Theil umzubilden in der Form ver früheren 
Deffentlichkeit, Münpdlichleit und Geſchworenen und dem neueren Geift der Gleich: 
beit vor dem Gefeg und Gericht, der ftaatsbürgerlichen Cinheit und Gleichheit der 
Juſtiz. Trennung ven Juftiz und Verwaltung, Aufhebung des priviligirten Ge— 
richtsſtandes und ber privilegirten Gerichtsbefegung oder wenigftens Durhführung 
Defien, daß aud wirklich der Adel nur den Übel richte, der Bürger nur durch 
den Bürger, der Bauer nur durch den Bauern gerichtet werde und vor Allem Auf- 
bebung der patrimonialen Gutsverwaltungspolizei mit ihrer Hauszucht, das find 
bie Forderungen, welche zu ftellen bleiben. Die anderen: Mündlichkeit, Deffent- 
lichkeit und Geſchwornengerichte find uns ſchon durch die Fiberalität einer der Fort- 
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entwidelung aufrichtig ergebenen Staatsregierung geboten. Unfer ift die Aufgabe 
das Gebotene entgegenzunehmen, unfer aber auch Neues hinzuzufügen, damit 
wir nicht mit der einen Seite der Vergangenheit, mit ber anderen der Gegen- 
wart zugewandt bleiben und fo in einen unhaltbaren Dualismus verwidelt der Auf- 
(öfung durch die Zukunft entgegengeben. 

II. Statiſtik. 

Das ftatiftifche Material für die Oftfeelänver ift noch wenig verarbeitet. Am 
meiften ift für die Darftellung der geographifhen und der naturgefhichtlihen Zu- 
ftände gefchehen. Auch liegen gute Kartenwerke vor. Aber die politiiche Statiftit 
wird erft in neuerer Zeit gepflegt, leider noch mehr im Stillen des Bureaus 
als öffentlich. Beſonders dankenswerth find die Arbeiten des Baron Heyking für 
Kurland. 

A. and und Leute. 

1. Land. Liv», Eſt- und Kurland, zufammen 1695,49 [JM. groß, (Eftland 
369,76, Livland 831,8, Kurland 493,75) werden im W, und N, von der Oft- 
fee uno dem finniſchen Meerbufen bejpült, und gehen im D. und ©. in die große 
ruſſiſche Ebene über, Die Süpfüfte des finnischen Meerbufens (zugleich Eſtlands 
Nordküſte) ift meift fteil, durch viele Heine Bufen zerſchnitten, mit hervorragenden 
Halbinfeln, von Heinen Infeln umgeben, mit ſchönen Häfen wie: Reval, Baltic 
port, Kunda. Die Oftfüfte der Oſtſee, zugleich die Weftküfte Eft- und Kurlands 
und ber zwifchen beiden fi hinlagernden Infelgruppen, ift flach und theils fandig, 
wie an Kurlands Wefttüfte, theils aus flachen Kalkfteinplatten beftehend, wie an 
den Weftküften Eftlands, der Infeln Dagd (20,35, IM.) und Defel (45,73 TM.) 
Die Küften Liv- und Kurlands rings um den rigafchen Meerbufen, der zwifchen 
der Norbfpige Kurlands und ver füplichen Halbinfel Defil’s tief in’s Land hins 
eindringt, find meift flach und fandig. Entſprechend dieſer Küftenbilvung geftaltet ſich 
auch meift der angrenzende Meeresboden und deſſen für die Schifffahrt fo wichtige 
Tiefe. Am rafcheften von ber Küfte zu einer für bie größten Schiffe genügenven 
Tiefe fällt er im finnifhen Merbufen ab (Mitte circa 60 Faden), jo daß fich auch 
große Schiffe meift ber Küfte nahen können; nicht fo fteil zwar, doch auch noch 
ziemlich raſch ſenkt fich der Meeresboden an der furifhen Küfte der Oftfee zur jchiff- 
baren Tiefe hinab (Tieffte Senkung der Oftfee 178 Faden). Biel ungünftiger 
geftaltet ſich dieſes Verhältniß im flachen rigaſchen Meerbuſen (bedeutendſte Tiefe 
circa 30 Faden) und feinem nördlichen Nebenbuſen, dem Pernauſchen, beſonders 
ungünſtig aber an ber Nordſpitze Kurlands mit feiner berüchtigten, von Domes» 
nees aus weit nach Norden ſich erftredenden Sanbbanf und an ver MWeftküfte 
Oeſel's, wo auf viele Werfte die Tiefe des Waſſers nur wenige Fuß beträgt. 
Daher find mit Ausnahme der eftländifhen Küfte alle Küften viefer Provin- 
zen ihrer natürlichen Beihaffenheit nad ziemlich fchwer nahbar und ſelbſt bie 
wenigen befjeren Häfen: Riga, Libau, Pernau, Windau, nicht zu den guten zu 
zählen. Jedoch bemüht man fih überall, namentlih in Riga und Libau fowie 
Bernau, diefe Nachtheile durch Hafen- und Dammbauten, durch Baggermaſchinen 
u. f. w. zu mindern. 

Im Vergleich zu vielen anderen Ländern ift die Erhebung der Oftfeeprovin- 
zen über den Meeresfpiegel nur eine ſehr mäßige, doch erfcheinen fie nur zum 
Heinften Theile, im unteren und mittleren Flußgebiete der Furifchen Ya, dann an 
der ganzen Weftküfte Liv- unt Eftlands als ein völliges Tiefland von einer Er- 
hebung von kaum 50—60 Fuß, das zufammen faum 1/;, des ganzen Landes 
einnimmt, Die häufig vorlommende Angabe: 1/5 diefer Provinzen und mehr fet 
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Tiefland, ftügt fih, was Lioland betrifft, meift auf Struve’s Karte. Aus dem 
Tiefland fteigt das Land meift ziemlich fteil zu einer erften Stufe oder Terafie 
von etwa 200—400' auf. Aus der erften Terraſſe erhebt fi in geringem Um« 
fange eine zweite 400— 600’, weldye an mehreren Stellen zu einer nod höheren 
dritten von etwa 600—800' auffteigt, die nur Meine Areale einnimmt. Letztere 
überragen enblih eine Anzahl höherer und niederer Berge, die höchſten Punkte 
Livlands von nahezu 1000' Höhe. Das am höchſten liegende Gebiet der Provinzen 
findet fid im S.O. Livlands. Eſtland bildet mehr einen zufammenhängenden 
Landrüden, eine das ganze Land von W. nah D. durchziehende Waſſerſcheide. 
In Liolands Often fteigt der Boden in mehreren Terrafien an, auf welchen ſich 
mehr oder minder beträchtliche Hügellanpfhaften ausbreiten, die zugleich meift auch 
die Quellgebiete und Wafjerfheiden der Livländifchen Flußgebiete find. In Kur- 
land dagegen befigen die Waſſerſcheiden zwifhen der Düna und den öftlichen 
Duellflüffen der Aa, zwiſchen diefer und der Windau fowie zwifchen diefer und 
den Küftenflüffen Weftlurlands gar geringe Erhebung und nur zu beiden Seiten 
der mittleren Windau und an den Quellen der Suffei (öftlihftem Zufluß der Ya) 
findet fih eine Hügellandſchaft von relativ größerer Bedeutung nad Erhebung 
und landſchaftlichem Reize. 

Dieſen orographiſchen Verhältniſſen und Verſchiedenheiten entſprechen auch 
die hydrographiſchen. Eſtland entſendet eine Anzahl größerer und kleinerer Flüſſe 
und Bäche, theils nah N. zum finniſchen Meerbuſen, theils ſüdlich nach Lioland. 
Livlande vorherrſchendem Terraſſencharakter entſpricht es, daß die in ihm entſprin⸗ 
genden bedeutenden Flüſſe faſt ſämmtlich entweder unmittelbar dem Meere zufließen 
oder, nachdem ſie ſich zuvor in kleinere oder größere Seebecken geſammelt 
oder ſich mit der Düna, dem größten Strome dieſer Provinzen, der in Rußland 
entſpringt, vereinigt haben. Kurlands obengenannte Hauptflüffe erſcheinen verhält⸗ 
nigmäßig am wenigſten von den eigenen Höhen genährt. Die Aa mit ihren beiden 
Hauptarmen: dem öftlihen oder der Meinen Memel und dem weftlihen, entipringt 
ebenfo wie die Mehrzahl ihrer zahlreihen Heinen Zuflüffe auf dem lithauifchen 
Plateau, eben dort entfpringt auch die weftliche Windau. Die Düna als Grenz 
fluß zwiſchen Liv- und Kurland erhält aus Kurland nicht einen Zufluß, der den 
bedeutend woafjerreiheren Zuflüffen von ven livländiſchen Höhen (Ewst, Oger, 
Jaegel) nur irgend an die Seite zu fegen wäre. Nur die öftlih von der Windau 
gelegene Hügellandfhaft fendet der Windau und Aa einige nennenswerthe Zu- 
fläffe zu. 

Der Innere Bau der Oftfeeprovinzen läßt fünf Perioden der Entwidelungs- 
geichichte der Erde erkennen. Eine Dede quartaerer (diluvialer und alluvialer) 
bis 400° mächtigen Bildungen befleivet die älteren Formationen, verhüllt fie aber 
nicht bdergeftalt, daß der geologifche Bau unklar bliebe. Bon N. nah ©. folgen 
von den vier Übrigen Formationen ſtets jüngere lieder den älteren, indem von 
leßteren ein Theil unentblößt zu Tage geht. Eftland mit dem fi daran ſchlie⸗ 
Benven, theilmelfe zu Livland gehörigen Infelgebiete, ſowie ein Theil der nördlichen 
Örenzregion Livlands, gehört der filurifchen Formation an. Diefe zerfällt in drei 
von O. nach W. ausgebehnte Zonen over ©lieder. Dann folgt die devoniſche 
Formation. Ihr unteres oder fandiges Glied erftredt fi in einem breiten Gürtel 
von der Weftfeite des Peipus über Mittellivland und unter dem rigifchen Meer- 
bufen fort bis nad Kurland und nimmt bier den größten Theil der ſ. g. kurifchen 
Halbinfel ein. Das mittlere und obere Glied verfelben devoniſchen Formation ſetzt 
den Untergrund des Übrigen Theiles biefer Provinzen zufammen mit alleiniger 
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Ausnahme zweier Heiner Buchten des Zechſtein- und Iurameeres, Die Zechftein- 
und Suraformation ober die Niederſchläge der legtgenannten Meere gehen im füb- 
weftlichen Kurland und dem angrenzenden Gouvernement Kowno al® zwei bogen- 
fürmige Zonen zu Tage, von welchen bie Zechſteinformation bie acceffive bildet. 
Die genauere Beziehung aller dieſer Gebilde zu entfpredenden amberer Länder 
ift feftgeftelt und erfcheint unfer real, bei der wenig geftörten Entwidelung ber 
älteren Formationen, als ein für biefe typifches. 

Das Klima der Oftfeeprovinzen ſchwankt zwifchen dem fruchtbringenven, ge= 
mäßigten Norddeutſchlands und dem ächt nordiſchen des mittleren und nörblichen 
Rußlands. Die Lage zwifchen 550 40° und 590 30° N. B. und die falten Oft- 
und Norbweftwinde Iaffen die Strenge des nordiſchen Winters fühlen. Doch das 
die Küften umfpülende Meer mit feinen Weft- und Sübweftwinden mildert biefe 
norbifche Härte, ebenfo wie bie bie Oſtwinde auffangenden Wälder und Höhen. 
Eben dur diefen Kampf der faltın und warmen Luftftrömungen wird aber eine 
große Veränderlicfeit der Witterung bedingt. Daher die Unbeftimmtheit, mit mwel- 
her der Winter oder der Sommer und bie Witterung der einzelnen Monate 
überall eintritt, daher auch die Berfchiedenartigkeit, welche die Witterung gleich- 
zeitig in ben verſchiedenen Theilen der Provinz einhält. Die Hauptjahreszeiten 
find der Winter und Herbft, der Frühling ift kurz, kalt und dürr, ver Sommer 
mehr fühl und naß als troden oder heiß. Bei einem meift weißlihen Himmel tft 
die Luft im Ganzen feucht, der Regen jedoch felten heftig. Dennoch iſt diefe Witte- 
rung dem Ackerbau förderlich. Bei ver ziemlichen Uebereinftimmung des Klima’s 
in den verfehievenen Theilen der Oftfeeprovinzen, bei ungleihem Boden und einem 
veränderlihen Himmel, .. die Baumvegetation, der Waldwuchs, das 
Wiefengras. Das Land ift ein Waldland, aber der Wald ift jest ſchon vielfach 
gelictet und zum Theil in Aderland verwandelt. Nur in dem weftlihen Tieflande 
des lettiſchen Liv⸗· und Kurlands fann man eine Begetationsperiove von Mitte 
Aprit bis Mitte Oktober a. St. annehmen, ganz Eftland mit Ausnahme ber 
Wiek, ganz Oftlivfand mit Ausnahme der Embachniederung und bie Waſſerſcheide 
zwiſchen Aa und Oger haben eine Vegetationsperiode von nur 22—23 Wochen. 
Ungeachtet diefer kurzen Dauer iſt das Land dennoch dem Pflanzenwuchfe günftig, 
ungleich weniger aber der Entwidelung des Thierlebens ohne menſchliche Pflege. 
Weber durchſchwärmen die Weiden fo zahlreiche Pferve- und Rinderheerden wie 
die Steppen Südrußlands, noch auch mwimmeln die Wälder fo von Pelzthieren 
und wilden Geflügel, wie die Urmwälver Sibiriens und Norbamerifa’s. Seen, 
Flüffe und Meere dieſer Provinzen galten ehemals für fehr fifchreih, durch bie 
thörichte Raubnutzung haben fie meift bis auf den Peipus und den finnifchen Deer- 
bufen diefen Reichthum eingebüßt. 

2. Bolt. Wir werben bie Bewohner biefer Provinzen ihrer Nationalität nach 
in einer befonderen (von unferem verehrten Kollegen Herrn Profeffor Theodor Graf 
zufammengeftellten) Tabelle veranfhaulichen und bemerken zunächſt nur Allgemeines. 

Die vorherrfchende Bevölkerung der Oftfeeprovinzen bilden die Letten in 
Kurland und im fürlichen Livland und die Eften im nördlichen Livland und in 
Eſtland, demnächſt Deutſche, Ruſſen, Juden. Zu den urſprünglichen Bewohnern 
des Landes gehörten neben den Letten und Eften auch bie Liven, von welchen 
noch jet über 2000 im N. Kurlands und fpärliche Refte an der Mündung ber 
Salis anzutreffen find. Die Eften und Letten bilden faft ausſchließlich die. Tand- 
bevölterung der Provinzen, und zwar fo, daß bie Flußgebiete ver Pernau und bes 
Embahs vom nörblichften Theile Eftlands aus noch von den Eften bejegt find, von 
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biefen Gegenden aber die Letten bis an die Äußerften Grenzen Kurlands wohnen. 
Zu der Landbevölkerung zählen noch Auffen in der Gegend des Peipus und 
Jakobſtadts und Litthauer an der Grenze Kurlands, Schweden auf verfchiedenen 
Infeln wie Rund, Worms u. a. O., fowie Deutfche in der von Katharina II. 
im Jahr 1766 in Livland zu Hirfhenhof geftifteten Kolonie deutſcher Aderbauern 
(3738 Inbivid., 1824 m, und 1914 w.); von welchen indeß faft 1/, außerhalb ber 
Kolonie meift ald Handwerker leben. Die Zahl der in dem legten Jahren einge 
wanderten und auf verfchiedenen Gütern in Livland angefievelten deutſchen Bauern 
mag fhon einige Taufend betragen, größer ift die Zahl derer, die im Frühjahr 
einwandern unb nad) beenbeter Fefharteit im Herbft heimziehen. Deutſche, Auffen 
und Juden bewohnen vorzugsweife vie Städte, in Kurland namentlich die Deut- 
fhen als Handwerker auch häufiger das flache Land, die Juden führen vielfach 
namentlich als Haufirer in Kurland ein Wanderleben. Aber auch die Letten und 
Eften, namentlich die erfteren, bilden einen nicht unbeträchtlichen Theil der Städte- 
bevölferung und außer ihnen noch in Riga und Mitau eine beträchtlichere Zahl 
von Polen und Litthauern. Der provinzielle Adel, das vollberedhtigte Bürgerthum, 
die Literaten, insbefondere die proteftantifchen Geiftlichen, Lehrer, Aerzte, Iuriften 
und vie Mehrzahl der Beamten aller Art, find meift Deutfche, auch bie höchften 
und angefehenften Staats- und Gemeindeämter in der Provinz find in überwie- 
gender Zahl mit Deutjchen befegt. 

Im Jahre 1861 betrug (auf Grundlage der Anfchreibung der Steuerpflichtigen 
und polizeiliher Angaben über bie Steuerfreien) die Gefammtbevölferung der 
drei Provinzen 1,804,436 €. (866,370 m., 938,067 w.), in Livland 917,300 E. 
(441,038 m., 476,262 w.), in Kurland 574,425 €. (273,948 m., 300,477 w.), 
in Eftland 312,711 €. (151,384 m., 161,327 w.). Davon fommen auf bie 
Städte in allen drei Provinzen 205,514 E. (105,648 m., 99,866 w.), in 
Livland 109,208 €. (55,242 m., 53,966 w.), in Kurland 66,028 €. (33,157 
m., 32,871 w.), in Eftland 30,278 €. (17,249 m., 13,029 w.); auf das flache | 
Land in allen brei Provinzen 1,598,922 €. (760,722 m., 838,200 w.) 

Die Bevölferungspichtigkeit nimmt von Norden nah Süden zu, indem nach 
den obigen Angaben im I. 1861 lebten auf jeder geogr. [IM in Eftland 845,7 E., 
in Livland 1102 E., in Kurland 1163 E., in allen drei Provinzen durchſchnitt⸗ 
ih aber 1064 €. auf die [IM. | 

In allen drei Provinzen überwiegt die weibliche die männliche Bevölkerung 
und fteigt dieſes Berhältnig von Norden nad) Süden, denn es befinden fi unter 
10,000 ®. in Eftland 4841 m. und 5159 w,, 

in Lioland 4808 m. und 5192 w,, 
in Kurland 4455 m. und 5545 m. 

Beträchtlich bedeutender ift die Bevölkerung des flahen Landes als die ver 

Städte. E8 verhält fi die Stadtbevölkerung zu ber des flachen Landes 
in Kurland wie 1: 7 (11,5) 
in Livland wie 1: 8 (11,9) 
in Eftland wie 1: 9 (9,7) 

Im Jahr 1816 betrug die Bevölkerung Livlands 587,321 E., Kurlands 
417,000, Eftlands 227,260, demnach ift dieſelbe in 45 Jahren gewachſen per 
IM. in Eftlland um 231,7 €. 

in Rurland um 319 €. 
in Livland um 396 €,, 
am ftärfften alfo in Livland, am ſchwächſten in Eftland. 
Bluntſchli uns Brater, Deutider Staats-Wörterbud. IX. 4 
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Die Vermehrung betrug in 45 Jahren durchſchnittlich 
in Livland für das ganze Land 100 : 156,2, 

für die Stäbte 100 : 169, 

für das flache Land 100 : 154,5, 
in Eftland für das ganze Land 100 : 137,6, 

für die Stäbte 100 : 145,6, 

für das flache Land 100 : 136,7. 

Demnah ift verhältnigmäßig bedeutender die Zunahme ver ftäbtifchen Be— 
völferung fowohl in Liv- als Eftland. Jedoch hat in Livland mit Ausnahme von 
Riga (von 39,122 E. auf 73,953), Dorpat (von 7376 E. auf 13,839), Pernau 
(von 3408 auf 6743) und Arensburg (von 1988 auf 3442) bei Walf und Wen: 
den nur eine geringfügige Vermehrung, bei Schlod, Wolmar, Werro, Lemfal 
und Fellin eine mehr oder minder beträchtliche Verminderung ftattgefunden. In 
Eftland aber ftieg nur die Bevölkerung Reval’8 (von 13,442 E. auf 25,124) 
um 11,628 €., und abforbirte damit mehr als ven nur 9491 E. betragenven 
Geſammtzuwachs der eftländifhen Städte, welche denn auch außer Reval alle in 
ihrer Bevölkerung zurüdgingen. 

In Kurland nahm feit 1835 (für ein früheres Jahr lagen keine Angaben 

vor) die Bevölkerung des flachen Landes zu um 148,287, die ber Städte aber 
ab um 20,814 €, Es vermehrte fih nur die Bevölferung Mitau’s (von 21,709 
auf 24,829 E.) und Windau’s (von 2956 auf 4234 E.), in den übrigen Stäpten 
verminderte fie fih aber, und zwar in Grobin und Libau um Hunderte, in 
Pilten, Fredrichſtadt, Haſenpoth, Tudum, Bauske, Golvingen und Jakobſtadt 
um Tauſende von Einwohnern, 
Die Vermehrung der Lanpbevölferung werben wir ven verbefferten bäuer- 
lichen Berhältniffen feit Aufhebung der Leibeigenfchaft, die Vermehrung der Be- 
völferung einzelner Städte der Entwidelung des Handeld und der Inbuftrie, die 
Berminderung ber Bevölkerung anderer Städte dem Stillftande oder Zurüdgehen 
in gewerblicher Beziehung beizumeffen haben. Dabei muß jedoch bemerkt werben, 
daß zur Hauptgrundlage der Angabe der Bevölkerung der Städte die Anfchreibungs- 
liften der überwiegenden Einwohnerzahl der Steuerpflichtigen dienen und baß baher 
ein Zurüdgehen der Bevölkerung einer Stabt häufig nur eine Verminderung ber 
Zahl der zu einer Stadt Angefchriebenen bebeutet. 

Nah den Religionen und Konfeffionen vertheilte fih die Bevölkerung in ben 
Oftfeeprovingen in folgender Weile: die Zahl der Proteftanten betrug 1861 in 
Livland 747,649 P. in Kurland 476,137 P., in Eftlann 298,486 P., die der 
Bekenner der griehifchen Kirche in Livland 148,765 P., in Kurland 11,998 P., 
in Eftland 13,124 P., die ver „Eingläubigen" in Livland 965 P., in Kurland 
435, die ver Raskolniken in Livland 13,246 B., in Kurland 4102 B., in Eft- 
land 20 P.; die der röm. fathol. Konf. in Livland 5463 P., in Kurland 53,766 P., 
in Eftland 1037 P.; die der Belenner des mofaifhen Glaubens in Livland 
1196 P., in Kurland 28,186 P.; die der Belenner des Islams in Lioland 
16 P., in Eftland 44 ®. 

In allen drei Provinzen betrug: 

bie. Zahl der Proteftanten 1,522,272 
ber Belenner der Griech. Kirche 

und ihrer Selten (Eingl. u, Rast) 192,655 
ber röm. kathol. Kirche 60,266 
bes mofaifchen Glaubens 29,382 
bes Jelame 80 
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Demnad betrug im Verhältniß zur Geſammtbevölkerung die Zahl der Be- 
fenner bes Proteftantismus 840/,, ver griech. Kirche und ihrer Sekten 110/,, der 
fath. Kirche 30/,, und des mof. Glaubens 2%/,. — Bon der Gefammtbevölkerung 
der brei Oftfeeprovinzen waren 1861: 10,752 Ausländer, alfo 0,60/,. In Liv 
land betrug bie Zahl der Ausländer 7067 (4096 m., 2998 w.), in Kurland 2972 
(1607 m., 1365 w.), in Eftland 713 (378 m., 335 w.). 

Die Bertheilung nad Ständen ift zwar in ven officiellen Berichten gefchehen, 
jedoch nicht nad) Kategorien, welde für die politifhen Sonderzuftände der Oſtſee⸗ 
provinzen von Bebeutung find, darnach hätte geſchieden werden müffen die Zahl 
ver Glieder des immatrifulirten Adels, der vollberechtigten Bürgerſchaft und ver 
Bauerſchaft, es ift aber nur die legtere als Bauerfchaft bezeichnet. Zu der Bauer: 
haft gehörten 1861 an männliden und weiblihen Individuen: 

in Livland 792,076 J., in Kurland 480,945 J., in Eftland 277,754 9,, 
im Verhältniß zur Bevölferung der einzelnen Provinzen in Livland 86,30%/,, in 
Kurland 83,70/,, in Eftland 88,8%/,. Bon diefer Bauerbevölferung lebten in ven 
Städten in Livland 24,750 P., alfo etwa 1/,,, in Kurland etwa 1. Die Zahl 
der Erbabligen (unter weldhen nicht blos provinzielle immatrifulirte, fondern auch 
ruffifhe angeführt find) betrug in Livland 4899, in Kurland 7647 (?), in Eft- 
(and 2950, im Berhältniß zur Gefammtbevälterung in Livland, 0,50/,, in Kur- 
land, 1,3, in Eftland 0,9. Demnad; würde für bie übrigen Kategorien (Mili- 
tär, perfönlihe Adlige, Literaten, Kaufleute, Handwerker, Arbeiter, Ausländer) 
übrig bleiben: in Livland 13,20/,, in Kurland 15%/,, in Eftland 10,30/,. 

Zum aktiven regulären Militär gehörten in Livland 8732 I., Kurland 3078 9. 
(die weiblihen find für Kurland nicht angegeben), Eftland 4522 (? vgl. vie fol- 
er Tafel, in den officiellen Berichten ift das Militär nicht angegeben). Zum 

ürgerftande (erblihe und perfünlihe Ehrenbürger, Kaufleute, Handwerker, 
Bürger Im neuern Sinn) gehörten in Livland 44,605 J., in Kurland 69,326 J., 
in Efiland 10,575 J.; die auffällige Differenz zu Gunften Kurlands erklärt ſich 
einmal dadurch daß in Livland fowohl in den Städten als auf dem flachen Lande 
no außerdem zum f. g. Ürbeiteroflav verzeichnete Individuen ſich aufhalten, und zwar 
in der Gefammtfumme von 32,386 I. und in Eftland f. g. freie Leute, d. 5. zu 
den Städten übergefchriebene Bauern im Gefammtbetrage von 7928 J., biefe 
Kategorien fehlten aber in den Furlänvifhen Angaben. Fügt man diefe Summen 
zu den obigen hinzu, was darin feine Rechtfertigung finden Könnte, daß die Ar- 
beiter weber zum bel, noch zu dem Bauerftande gerechnet werben, fo würde bie 
Bürger- und Urbeiterbevölferung betragen: 

In Livland 76,991 J., in Kurland 69,326 J., in Eftland 18,503. Für 
Rurland gegenüber Livland kommt aber noch befonders in Betracht, daß von ben 
oben aufgezählten Bürgerlichen in Livland nur 5266 auf dem flachen Lande leben, 
in Kurland aber 20,332, alfo faft das Vierfache, und hieraus erflärt fi denn 
au wiederum bie größere Zahl der Bürgerlichen in Kurland; während nämlid) 
in Livland die Glieder der Bauerngemeinde als folhe Handwerk, aud Handel auf 
dem flachen Lande treiben, find in Kurland Bürger ſolchen Beihäftigungen hin- 
gegeben, woraus fih dann die größere Zahl der Bürgerlichen erflärt. 

Die Zahl der Riteraten (proteft. Geiftliche, Aerzte, Beamte, Advokaten) und ihrer 
Angehörigen beträgt in Livland 5365 J., in Kurland 2252 J., in Eftland 1927 3. 

Im Berhältnig zur Gefammtbevölferung würde die Zahl der Bürgerlichen 
betragen im Livland: 4,7 0/,, in Kurland 12 0/,, in Eftland 3,3 0/,, die der Lite: 
taten in Poland 0,5 0%/,, in Rurland 0,8 %/,, in Eſtland 0,6 %/,. 
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Das Berhältnig der in den Provinzen vorherrfhenden Stände oder ftänbifchen 
Elemente (da die Literaten politifch noch ziemlich unberechtigt find) würde demnach 
fein zur Geſammtbevölkerung: 

in Livland in Kurland in Eftlanb 


beim Erbabdel 0,5%, 1,3%, 0,9%, 
beim Bürgerftande 4,70%, 12 0 3,3%, 
beim Banerftande 86,3 9%, 83,7 0%/, 88,80%), 
bei den Literaten 0,59, 0,3 %/ 0,6%, 


’ ’ [1] ’ 
Die übrigen Procente würben dem altiven und nicht aktiven Militär, ven perfün- 
lichen Adeligen, den ſtädtiſchen Wrbeitern und den Ausländern zufommen. 
Die Statiftil der Nationalitäten ergibt fih aus nadhftehenver Tabelle. 2) 


Finniſcher Volksſtamm. Lithauiſcher B. St. Slaven. 
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2) Die ergänzenden Nationalitätsangaben gründen fich zum großen Theil auf des Afa- 
demiterd P. Köppen ethnograpbifhe Angaben, vie fich — 1) im Bulletin historico 
philologique de l’acad&mie Imp. des sciences de St Pelersbourg Tome IH. Nr. 17. „Die 
Bewohner Kurs und Livlanda im Allgemeinen und die Liven insbefondere” (die Angaben find aus 
d. 3. 1842). 2) * demſelben Werke und Bande Nr. 21 und 22: „Die Bewohner Eſtlands“ 
(die Angaben beziehen fih auf das Jahr 1835). 3) Ebendafelbft und Band VIII. Nr. 18 und 
19. „Der fitthauifche Bolksftamm. Ausbreitung und Stärke desfelben in der Mitte des 19. Jahre 
bunderts“ (Die Angaben beziehen fi auf das Jahr 1842). 4 Köppen’s Erläuterung zu feiner 
ethnographiſchen Karte in ruffiicher Sprache 1853 (die Angaben beziehen fi auf Die Jahre 1835 
und 1842). Auf Grund dieſer Angaben ift mit Berüdfihtigung der Gefammtbenöfterung, und 
zwar für Eſtland von 1860, für Liv: und Kurland von 1861, die Ziffer der einzelnen Natio- 
nalitäten, wie fie fih annähernd für die Gegenwart berechnete, bergeftellt morden. Da aber neuere 
Angaben für die lettiſche und eſtniſche Bevölferung Livlands fowie für die hebräiſche und mufel- 
männifche vorliegen, fo wurde mit Berüdfichtigung des abweichenden Mefultats diefer Thatſachen 
von den Refultaten der Procentberechnung auch eine Berichtigung der Procentberedhnung bei den 
übrigen Nationalitäten nach eingezugenen partiellen Nachrichten gewagt, fo daß freilich feine volle’ 
Wahrheit, aber doch eim ziemlicher Grad von Wahrfcheinlichkeit verbürgt werden Tann. 
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Im Verhaltniß zur Gefammtbevöllerung würde betragen bie Zahl ver 


in Livland in Eftlland in Aurland 
Eften 46,1%), 88,1%), — 
Letten 40,1%, — 78,30/. 
Deutſchen 7% 5,70), 8,3%), 
Nuffen 5,5%/ 4,3%/, 2,80/, 
Juden 0,1 4,9 


’ — 

Demnad; überwiegt in Eſtland die eſtniſche alle übrigen Nationalitäten zuſam- 
men, in Livland bie eſtniſche die lettiſche, jede für ſich alle übrigen, in Kurland bie 
lettiſche alle Übrigen zuſammen; demnächſt ift in jever einzelnen Provinz am 
färfften vertreten die deutſche Nationalität, nach ihr bie ruſſifche und nad biefer 
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die jübifche. Es tft kein zufülliges Zufammentreffen, daß biefe Procentfäge ziemlich 
mit denen der Stände zufammentreffen. In Livland beträgt die Bauerbevälterung 
86,30/,, die Zahl der Fetten und Eſten 86,2%/,, in Kurland die Bauerbevälte- 
rung 86,3°%/,, die Zahl der Letten zwar nur 79,3%/,, indeß kommen bort nod 
litthauiſche und ruſſiſche Bauern vor, in Eftland die Bauerbevölferung 88,80/,, 
die Zahl der Eften 88,1%/,. In Livland beträgt die deutſche Bevölkerung 7%/,, 
die Zahl der weſentlich dieſer Nationalität angehörenden Adligen, Bürger und 
Literaten zufammen 5,7, in Kurland betrug bie deutſche Bevölkerung 8,30/,. 

B.  anbwirtäfäaft 

Die Landwirthſchaft ift- der Hauptermerbszweig ver Benölkerung der Oftfee- 
provinzen, des überwiegenden Theiles berfelben, der Bauern, in faft ausfchließ- 
licher Weife, ebenfo bie —— des Vermögens und der rechtlichen Bevorzugung 
der Glieder ver provinziellen Adelskorporation. Aber auch der Bürgerſtand hat 
begonnen, einen Antheil am Eigenbetriebe der Landwirthſchaft zu erwerben, der 
indeß meiſt noch der Erweiterung und Sicherſtellung bedarf. Die Vertheilung der 
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Landgüter an bie Perfonen verfchlevener Stände beanſprucht im Hinblid anf bie 
aus berfelben fich ergebenven politifhen Folgen die ftärffte Berüdfichtigung. 

Im Jahr 1861 beftanden an Rittergütern in Lioland 818 (davon auf Defel 
66), gehörten zur Adelsfahne in Kurland 452 G., betrugen alle Güter in Eft- 
land 619 (45 Paftorate und Landſtellen inbegriffen) und fallen in biefer Pro- 
vinz die Begriffe Land und Nittergut fo ziemlih zufammen. Den Nitterfhafts- 
forporationen als folhen gehören in Livland 6, auf Defel 4, in Eftland 10, in 
Kurland 6 ©. Unter den Gütern der Städte find insbefondere die Riga's von 
Bedeutung. Die Krone befigt in Livland 100, in Kurland 178, auf Defel 45 
G., in Eſtland nur zwei Tafelgüter für die Kommandanten von Reval und 
Narwa; fieben in dieſer legteren Provinz belegene Krongüter wurden 1859 an 
die eſtländiſche Ritterfchaft verlauft. Die Rittergüter werben gefhägt in Kurland 
auf 7/;g, in Livland auf &/,, auf Defel,auf die Hälfte ſämmtlichen Grundbefiges 
und in Eftland faft auf ven gefammten, mit Ausnahme ver einen unbebeutenden 
Theil des rundes und Bodens innehaltenden Paftorate und Stadtgüter. Die 
Krongüter umfaffen in Livland 1/;o des Landes, in Kurland 0, auf Defel 1/2. 
Im Befig von Bürgerlichen waren 1861 in Kurland, außer ben bürgerlichen Lehen, 
an welden von benfelben Eigenthum erworben werben fann, 88 von ben zur 
Übelsfahne gehörigen Landgütern, melde eigenthümlid nur von Mitgliedern des 
furl. immatrifulirten Adels erworben werben Können. Wie viel Nitterguter in Liv⸗ 
land im Befit nicht immatrifulirter Evelleute und bürgerlicher Pfanphalter ſich zur 
Zeit befinden, ift wegen fehlender Angaben nicht feftzuftellen, vor zehn Jahren 
ſchätzte man fie im erfterer Beziehung auf 107 im Gefammtbetrage von 1/, des 
livländifhen Grundbeſitzes. Nah einer anderen Schägung befand fidh 1860 ber 
livländiſche Indigenatsadel de facto im Befig von minbeftens 5/, des Privaten 
gehörigen Grundes und Bodens. 2) 

Der Grundbefig der Bauern ift nur in Livland ein umfaffenderer, Mit 
Hülfe der Bauerrentenbant ift für über 300,000 Rubel bisher verkauft worden, 
ohne biefelbe fir 8 bis 900,000 R. Im Eigenthum von Bauern befanden ſich 
1861: 969 Bauergrunpftüde. In Kurland hat die Ritterfchaft an Bauern feinen 
Grund und Boden veräußert, wohl aber in neuefter Zeit die Krone 19 Baner- 
böfe. Außerdem find im Eigenthum von Bauern fjchon feit heermeifterlicher Zeit 
44 Bauerhöfe, von denen 42 bie der ſ. g. kuriſchen Könige. In Eftland beträgt 
dem Bernehmen nach das an Bauern verkaufte Bauerpachtland ein nicht nennens- 
werthes Minimum. 

Stärfer verbreitet ift die Verpachtung des Banerlandes. In Kurland waren 
1861 von 20,438 Bauergefinden verpachtet (Geldpacht) 16,766, hiezu müſſen 
noch gerechnet werden 730 zu Knechtsetabliſſements eingerichtete, welche nur auf 
ben Gütern, wo die Geldpacht eingeführt ift, vorkommen. In Livland befanden 
fih 1861 nicht in Frohnpadt, fondern in anderer Pacht 17,774 Bauergrund- 
ftüde (in welcher Art ver Pacht ift nicht gefagt). In demfelben Jahre waren in 
Kurland noch in Frohnpacht 2869 Geſinde oder 140/,, in Livland nod 16,070 
Bauergrundftüde. In Kurland find mit dem Jahre 1862 aller Wahrfcheinlichkeit 
nach noch wenigftens 370 Frohngefinde zur Geldpacht übergegangen, auf ben 
Kronbefigungen ift die Frohne gänzlih abgeſchafft. In Eftland treten feit ben 


3) Diefe Angaben haben wir zum Theil officellen Quellen, zum Theil den ... en 
Tb. Bötticher’3 in feiner Abhandlung: „Der Domänenverfauf in den Oftfeeprovingen“, altitäe 
Monatöfchrift 3 Bd. 4. Heft, entnommen. Genaueres über den Befipftand war nicht zu erlangen. 
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festen 2—3 Jahren immer mehr Banergrunpftüde aus der Frohnpacht, jedoch iſt 
dieſe dafelbft noch ſtark vertreten, auf Defel ift fie auf Privatgütern faft der 
alleinige Zuftand, auf Krongütern ift die Geldpacht durchweg eingeführt. 

Bei einem Bergleih der Berhältniffe des Bauern zum Grunde und Boden 
in den drei Provinzen ift in Livland am Meiften verlauft, in Kurland am Mei- 
ften auf Geldpacht, in Eftland am wenigften auf Geldpacht, auf Defel zwar bie 
Hälfte des Bauerlandes, aber nur als Eigenthum der Krone, auf Geldpacht ver- 
geben, während auf Privatgütern faft ausnahmslos Frohnpacht befteht. 

Die Bewirthfhaftungsmethode ift bald Drei- bald Mehrfelverwirthichaft. In 
Kurland befolgen die Dreifelverwirthihaft von den Höfen noch 20,6%/,, von ben 
Gefinden noch 64,90/,. In den anderen Provinzen ift auf Bauergrundftüden nur 
ausnahmsweiſe bie Mehrfelbermirthfcjaft eingeführt. Im Allgemeinen läßt fi 
folgender Sat aufftellen: je mehr das Frohmverhältniß herrſcht, um fo mehr ift 
aud vie alte Dreifelderwirthichaft noch zu finden, je mehr die Geldpacht üblich 
geworben, deſto mehr hat die Mehrfelderwirthſchaft Eingang gefunden. 

Die Anwendung von großentheild ausländifhen Mafchinen zum Betrieb ber 
Landwirthſchaft ift in dem legten Jahrzehnt immer häufiger geworben. 

Das Urbarmaden von Waldland, das Austrodnen von Sümpfen, das 
Gräbenftehen, das Legen von Drainröhren haben ftetig zugenommen. Weſentliche 
Fortſchritte in der Bewirthſchaftung überhaupt haben bis jest meift auf den von 
den Gutöbefigern, weniger häufig auf den von den Bauern bewirthſchafteten 
Ländereien ftattgefunden; indeß beginnt aud der Bauer als Pächter und Yand- 
eigner das ihm verpachtete oder eigene Landſtück zu amelioriren und dort, wo bie 
Gutswirthſchaften weſentlich fortgefhritten find, hat ſolches Beifpiel auch vielfach 
den Bauern zur Nacheiferung gedient. 

Angebaut werben hauptfächlich Roggen, Gerfte, Hafer, Weizen, Erben, Lein, 
Kartoffeln und Futterfräuter, in geringerem Maße Hafer und Buchmeizen. Das 
Bieh wird vielfach verebelt durch Kreuzung mit auslänbifhen Schlägen. Die 
Zahl des Hornviehs betrug 1861 in Eſtland 165,695, in Kurland 295,600, 
in Livland 383,985. Nur in Livland gibt es ein eigenes, früher mit Arabern, 
neuerbings auch mit Ardenner Aderpferven befettes Landesgeſtüt; für jebe ber 
drei Provinzen werden arabifche Hengfte aus dem Reichögeftüt zur Veredlung ber 
zwar Heinen, aber ausbauernden eftnifhen und lettifchen Pferberaffe abgelaffen. 
Die Zahl ver Pferde betrug in Eftland 60,342, in Kurland 121,600, in Livland 
143,589. 

Auch die Schafzuht hat einen bebeutenden Aufſchwung genommen. 1861 
betrug die Zahl der Merinofhafe in Livland 55,522, in Eftland 95,120, bie 
ber ordinären Schafe in Eftland 124,529, in Livland 282,238, in Kurland bie 
Gefammtzahl der Schafe (ohne Unterfheirung der Gattung) 260,700. 

Die Zahl der Schweine betrug in Eftland 48,733, in Kurland 128,500, in 
Lioland 148,690, Außerdem find angegeben für Livland 89,026 Stüd anderen 
Kleindiehs und für Eftland 2314 Ziegen. 9) 

In Kurland kommen auf einen Gutshof Pferde 13,4, Hornvieh 52,9, Schafe 
22,9, Schweine 10, auf ein Bauergefinde (Bauergrunpftüd) Pferde 4,5, Horn- 
vieh 9,2, Schafe 10,8, Schweine 5,1. In Livland kommen nad Abzug von 1/, 
aller. Pferde und Hornvieh’8 und aller Merinofchafe und 1/, des übrigen Klein- 


s) Für Livland iſt der Diehbeftand zu niedrig, für Eflland zu hoch angegeben, 
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viehs zu Gunften ver Gutswirthicaften, auf jedes Bauergrunpftüd 3 Pferde, 7 
Stüd Hornvieh und 12 Stüd Kleinvieh. 
In den drei Provinzen kömmt im Berhältniß zur bäuerlichen Bevölkerung 


in Livland in Kurlanp in Eftland 
ein Pferd auf 5,5 Bem. auf 3,1 Bew. auf 4,6 Bew. 
ein Stüd Hornvieh auf 2 Bew. auf 1,6 Bew. auf 1,6 Bew. 
ein Schaf auf 2,5 Bew. auf 1,8 Bew. auf 1,2 Bew. 
ein Schwein auf 5,3 Bew auf 3,7 Bew, auf 5,6 Bew. 


Die ländliche Inbuftrie bezieht fi hauptſächlich auf Branntweinsbrand, Bier 
brauerei und Ziegelei. Im Jahr 1861 lieferten in Livland 491 Branntwein- 
brennereien für 1,104,413 Rubel, in Kurland 173 für 796,900 Rubel, in Eft- 
land 262 für 725,822 Rubel. Bier wurde gebraut (mit Einfluß der Stäbte) in 
Livland in 436 Brauereien fir 545,666 Rubel, in Kurland in 106 Brauereien 
für 90,800, in Eftland in 152 für 60,000 Rubel. 5) In Kurland haben von 
der Gefammtzahl der Güter nur ungefähr 100), Branntweinbrennereien. In Ziegel- 
brennereien wurde gebrannt in Livland in 276 für 233,106 R., in Kurland in 
131 für 125,000 R. Diefe Induftriezweige werben auf dem flachen Lande aus- 
fchließlih von den Gutswirthſchaften betrieben; die bäuerliche Induſtrie beſchränkt 
fih auf Anfertigung grober Leinwand, überhaupt einfacher Kleivungsftoffe, fowie 
einfacher Holzarbeiten und Strohgeflechte. 

Die Entwidelung einer rationelleren Landwirthſchaft ift gefördert worden 
nicht blos durch naturwiſſenſchaftliche Studien auf der Landesuniverfität und An« 
regung ihrer Lehrkräfte auch bis in die praftifchen Berufskreife hinein, fonbern 
auch durch immer häufigeren Beſuch landwirthſchaftlicher Lehranftalten und Mufter- 
wirthſchaften vorzugsweife Deutſchlands, namentlih in Eldena, Hohenheim und 
Jena, in neuerer Zeit au in Waldau. Nicht minder haben bie landwirthſchaft⸗ 
lichen Bereine innerhalb ber drei Provinzen durch ihre Berfammlungen und Schriften, 
insbefondere die livländiſche gemeinnägige und ökonomiſche Societät auch durch 
Anftellung, Anregung und Prüfung neuer Einrichtungen und Methoden und durch 
ihre von ihrem ftändigen Sekretär redigirten „Jahrbücher ver Landwirthſchaft“ fich 
unzmweifelhafte VBerbienfte um die provinzielle Landwirthſchaft erworben. Wieber- 
holt haben auch landwirthſchaftliche Ausftelungen, namentlich aud zur Anregung 
und Ermunterung bäuerliher Landwirthe durch Prämirung eingelieferter Gegen- 
fände ftattgefunden. Bor Allem aber muß das Vorurtheil ſchwinden, als fei weit 
ausgebehnter Länderbefig ohne entfprechende Betriebskraft wahrer Neihthum und 
bie Stüge politifher Macht, währen doch nur das intenfiv bewirthfchaftete Land 
als ein durchweg reiches und baher auch politifch vollfräftiges bezeichnet werben 
kann. Die Zeit der Bafallen mit weit ausgebehnten Lehnen ift vorüber und bie 
Zeit ift gefommen, wo eine Heine Parcelle Fanbes, verftändig bewirthichaftet, den 
Ertrag weit größerer, aber läffig oder mit nicht ausreichender Kraft bewirthichafteter 
Landftreden weit überbieten Tann. Eine ftärkere Parcellirung des Grundbeſitzes 
unter mehr Eigner, welche ihr vereinigtes Betrieböfapital auf die Erhöhung ber 
Ertragsfähigfeit des Landes verwenden fünnten, wird die unbedingte Voransjegung 
einer weiteren und gefegneteren Entwidelung ber provinziellen Landwirthſchaft fein, 
bie bisher durch die Maffe des Bodes erbrüdt wurbe, anftatt dieſe zu bewältigen. 

C. Fabrilindpuftrie und Handwerk, ; 





8) Die Branntwein- und Bierfabrifation ift unzweifelhaft zu niedrig angegeben. 
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1861 hatte Livland 152 Fabriken, in melden 10,521 Arbeiter befhäftigt 
waren und an Erzeugniffen erarbeitet wurde für 7,266,870 R., Kurland 28 
Fabr. mit Fabrikat für 263,180 R., Eftland 19 Fabr. mit 2533 Arbeitern und 
Fabrilat für 2,737,713 R. Der Arbeitsertrag der Fabrikation Livlands verhielt 
fih zu dem Eftlands wie 2,6 : 1, zu dem Kurlands wie 27,6 : 1, der Eftlanbs 
zu dem Kurlands wie 10,4 : 1. 

Die Fabriten der DOftfeeprovinzen find meift in den Städten oder wenigftens 
in ihrer unmittelbarften Nähe, zu einem geringen Theil auf dem flachen * 
belegen. In Livland kommen von 162 Fabr. 112 mit 6814 Arbeitern und 
Fabrilat für 5,293,319 R. auf Riga und feine nächſte Umgebung, demnächſt 
fommen auf Pernau und feine Umgebung 14 Fabr. mit 2958 Arbeitern und 
Babrifat für 1,663,914 R. Die Hauptbranden. der livländiſchen Fabrilinduſtrie 
find Tuch für über 11/, Millionen R., Tabak und Eigarren für gegen 900,000 
R., Wollenzeuge und Del für refp. gegen eine halbe Million, demnächſt 
für 350,000—370,000 R. Papier, Seife und Licht, Leber, Kammgarnge- 
fpinnft, Baummwollenzeuge, Thonwaaren, Seidenwaaren, Korte, Glas, Spiegel 
und Flahsgefpinnft. Dampffägemühlen verarbeiteten für 750,500 R. Im Jahre 
1836 waren in 56 Fabr. 3500 Arbeiter beſchäftigt, fo daß in 25 Jahren bie 
Zahl der Fabriken gegen das dreifache, die Zahl der Arbeiter um das dreifache 
zugenommen bat. 

Eſtlands bemerfensmwertheftes Yabriketabliffement, ja das beveutenpfte ber 
Dftfeeprovinzen überhaupt, ift die Kränholmer Manufaktur, welche 1861 in ihrer 
Spinnerei feine Baummwollengarne mit 1100 Arbeitern producirte für 1,288,188 
R. und in ihrer Weberei einfache Baummollenzeuge mit 800 Arbeitern für 
630,000 R. Eine Tuchfabrid erarbeitete mit 550 Arbeitern Waaren für 375,000 
R. Die flärkfte Produktion für xefp. gegen 100,000 R., weiſen demnächſt auf 
eine Effig-, Bleizuder- und Yarbenfabrit und eine Dampffägemühle. Die übrigen 
Induftrieanftalten find auch meiſt Bleizuder- und Eſſigfabriken für den Ge- 
fammtbetrag von gegen 70,000 Rubel. Narva ober feine nädfte Umgebung 
nimmt ben bebeutenbften Antheil an ver Fabrikation Eftlands, demnähft Dagd 
und Reval, 

Am niedrigften ſteht Kurlands Inpuftrie. Bon feinen 28 Fabriken kommen 
20 mit zufammen 175,880 R. Fabrikat auf die Städte (14 auf Mitau, 4 auf 
Libau), 8 mit Fabrikat für 87,300 R. auf Privatgüter. In allen drei Oftfee- 
provinzen befanden fomit 199 Fabrilen, welche zufammen nur für 10,267,763 R. 
Fabrilat lieferten. Zur Erklärung der mangelhaften Entwidelung des Fabrikweſens 
bient nicht nur die geringe Verbreitung ber techniſchen Bildung fo wie der Man- 
gel größerer, auf die Fabrikation zu verwendenver Kapitalien, der Mangel bin- 
reichender, fowohl geiftiger als materieller Betriebsmittel, fondern auch bie wedj- 
felnde Zoll» und Finangpolitit der Regierung und bie ſtarke Bevorzugung ber 
Fabriken St. Petersburgs durch günftige Maßregeln in Bezug auf die Einfuhr 
ber Roherzeugniffe, welche u. U. auch die vor Jahren fo blühende Zuderfabrilation 
in Riga und feiner Umgegend gänzlich vernichtet haben. Die auch die Dftfeepro- 
vinzen betreffende ruſſiſche Finanzkrifis hat ven Kapitalmangel nur fteigern Fünnen, 
ber mangelnden technifchen Ausbildung hat aber durch den erft in ven legten 
Jahren häufiger ftattgehabten Beſuch ausländiſcher polytechnifcher Anftalten durch 
einige Inländer in wirkfamer ausreichender Weife nicht abgeholfen werben können 
und fteht zu Hoffen, daß das meuerlih in Riga eröffnete Polytechnilum, 
nah feiner vollſiändigen Einrichtung, eine größere Zahl tüchtig techniſch durd- 
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gebilveter und mit ben lokalen Verhältniffen vertrauter Fabrildirigenten für bie 
inlänpifhen Fabriken bilden wird. 

Das Handwerk hat aber in den Oftfeeprovinzen unter dem Einfluß bes 
fortbeftehenden Zunftwefens mit allen feinen alten Beſchränkungen fi nicht ent- 
wideln können. Diefe Beſchränkungen haben vorläufig, und zwar aud erft feit 
zwei Jahren, in Riga aufgehört. In den anderen Städten hat man mit den Zunft- 
reformen entweder noch gar feinen Anfang gemadt, ober fie befinden ſich im 
Stavium lang ausgevehnter Erwägung. Nicht minder haben die Entwidelung & 
hindert das längere Zeit gültig geweſene Verbot, ausländifche Elemente zum Be- 
triebe des Handwerks herbeizuziehen und das Wanderverbot. 

D. Handel, 

Im Jahre 1861 betrug die Ausfuhr ber livländiſchen Häfen Riga, 
Pernau, Arensburg 31,622,985 Rubel, die Einfuhr 6,003,211 Rubel, in 
den kurländiſchen Häfen Libau, Windau, Bolangen die Ausfuhr 
2,329,523 R., die Einfuhr 771,994 R., in den eftlänpifhen Häfen 
Reval, Hapfal, Baltifchport, Kunda die Ausfuhr 845,199 R. die Einfuhr 
816,569 R. Es verhielt ſich demnach die Aus- und Einfuhr Livlands zu der Kur- 
lands wie 12,1 : 1, und zu ber Eftlants wie 22,6 : 1, die Kurlanbs aber 
zu der Eftlands wie 1,8 : 1. Es verhielt fih ferner die Ausfuhr zu der Ein- 
fuhr Livlands wie 5,2 : 1 und Kurlands wie 3 : 1, während zwifchen ver Aus- 
und Einfuhr Eſtlands fi feine erwähnenswerthe Differenz herausftellte. In den 
einzelnen Städten betrug aber ber gefammte auswärtige Handel: in Riga gegen 
35 Mill. Rubel, in Bernau gegen 21/, Mil. R., in Libau über 2 Mil. R., in 
Windau über 600,000 R., in Polangen über 400,000 R. in Urensburg gegen 
350,000 R. 

Zur Bergleihung liegen uns die Angaben über die Ein- und Ausfuhr bes 
Jahres 1838 vor: 


Ausfuhr. Einfuhr 


1838, 1860. 1838. 1860, 


Livland 13,789,413 Rub. 31,622,985 Rub. 3,540,100 Rub. 6,003,211 Rub. 
Kurland 1,186,675 Rub. 2,329,523 Rub. 1,253,596 Rub. 771,994 Rub. 
Eftland 725,606 Rub. 845,199 Rub. 568,892 Rub. 816,569 Rub. 


Können Überhaupt zwei Hanbelsjahre, deren Im- und Erport ja vielfach auch 
durch zeitweilige Konjunkturen bebingt find, einen Maßſtab zur Beurtheilung ber 
Zu: oder Abnahme des auswärtigen Handels abgeben, fo ift nad Ausweis biefer 
zwei Jahren in ven livländifhen Häfen die Aus- und Einfuhr theils über theils 
faft um das zwiefadhe geftiegen, in gleicher Weife auch in Kurland die Ausfuhr, 
dagegen die Einfuhr zurüdgegangen, während in Eftland fowohl die Aus- als Ein» 
fuhr im nicht beträchtlicher Weife gefteigert find. 

Die Hauptausfuhrartifel der livländiſchen Häfen waren 1860 in ungefähren 
Beträgen Flachs für 11 Mill. R., Getreide für 6 Millionen R., Hanf für 5 
Mil, R., Leinſaat für 31/, Mi. R., Holz für 11/, Mil. R., die Haupteinfuhr- 
artikel Salz und Häringe, beide refp. gegen 1 Mill, Für die größten Beträge 
wurbe verfchifft nah Großbritannien für 15 Mill R., Holland für 5 Mil. R., 
Frankreich gegen 3 Mil. R., Belgien gegen 2 Mil. R., für über eine halbe 
MT. R. nad Lübel, Dänemark, —— Schweden und Norwegen. Aus kur— 
ländifhen Häfen betrug die Ausfuhr von Getreide über 11/, Mill. R., die von 
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Leinfant über 300,000 R., von Flachs 200,000 R., Holz über 100,000 MR., 
die Einfuhr von Häringen zwifchen 150,000 und 200,000 R., von Salz nur 
gegen 40,000 R. Bon eftländifchen Häfen wurbe hauptſächlich ausgeführt Ger 
treide, Branntwein, Flachs und Leinfaat, eingeführt Salz, Häringe und Früchte. 

An Schiffen liefen 1860 ein in livländiſche Häfen 2458, davon in Riga 
2190, in kurländiſche Häfen 505, in eſtländiſche 624 (meift Küftenfchiffahrt). Der 
flärkfte Verkehr der Häfen der Oftfeeprovinzen mit ruffifhen Häfen richtet ſich 
nad) den finnifhen und St. Petersburg. Dampfihiffahrtsverbindungen werben nicht 
nur zwiſchen den einzelnen Häfen der Oftfeeprovingen, fondern auch nad) Helfing- 
fors und St. Petersburg und von Riga aus nah Stettin, Lübeck, Kopenhagen 
und Hull unterhalten. An eigenen Schiffen hatte Riga 1860: 65 Segeljchiffe 
und 31 Dampfer, Libau 31 Segelſchiffe. 

Mit alleiniger Ausnahme von Riga kann der auswärtige Handel der Stäbte 
der Oftfeepropinzen als ein bedeutender nicht bezeichnet werden und auch Riga’s 
Handel müßte unter anderen Bebingungen eine ganz andere Entwidelung genom- 
men haben. Einerfeits ift die Regierung beftrebt gewefen, den Handel St. Peters- 
burgs zu heben und bat vemfelben daher in Bezug auf ven auswärtigen Berlehr 
wefentliche Borzüge vor den anderen Häfen ber Oſtſee angeveihen laffen und 
andererfeits find die Landzölle einfommender Waaren niebriger als bie Seezölle, 
wodurch insbefondere die kurifhen Häfen in Bezug aus den Import gelitten haben. 
Aber es ift au ein großer Theil des duch kurländiſche Häfen zu bewerfftelligen- 
den Erport8 denſelben dadurch entzogen, daß bie vortheilhafteren Transportwege 
nad der preußifchen Grenze, anftatt nad ben Aurifchen Häfen ausmünden, woburd 
bie preußifhen Häfen wefentlih gewonnen haben, bie kurifchen beträchtlich ein- 
büßen, namentlich hat ſich ver Oetreiveerport Königsbergs in ben legten Jahren 
anfehnlich gefteigert. Den Handel ver eftländifchen Häfen hat aber Petersburg immer 
mehr an fidh gezogen. Durch die Ausführung der projeftirten Eifenbahnverbindung 
St. Petersburgs mit Baltifhport würde nur diefer eftländifchen Stabt ein beleb- 
terer Berkehr zu Theil werben, verfelbe aber den eftlänbifchen Häfen noch um fo mehr 
entzogen werben, wenn Reval nit durch eine Eifenbahn nad Plescau zum An- 
ſchluß an die große ruffifhe Eiſenbahn gelangt. Auch Riga müßte durch Ausfäh- 
rung ber projeftirten Verlängerung der Riga Dünaburger Bahn bis Kursk einen 
wejentlihen Aufſchwung nehmen. 

Einen beträchtliheren Binnenhandel haben Riga und Mitau aufzuwelfen. 
Riga hat durch feine Transporte von Rohpropuften aus dem Inneren des Reichs 
auf der Düna, fowie auf der furifchen Aa von Mitan aus und nunmehr auch 
durch die Riga» Dünaburger Eifenbahn einen fi) immer mehr entwidelnden Binnen- 
handel aufzuweifen, über welchen aber leider vollftändige Angaben fehlen. Mitan 
importirte 1860 auf ber Ya von Niga aus für 673,895 Rubel und erportirte 
ebendahin Waaren für 1,797,421 Rubel, Im Inneren der Provinzen auf bem 
flahen Lande werden zahlreiche Lokalmärkte zu beftimmten Terminen, insbefondere 
zum Berfauf landwirthſchaftlicher Erzeugniffe, aber auch zum Vertrieb von Manu- 
falturwaaren abgehalten, deren Verkehrsangaben aber volftändig willtührliche find. 

Eine Hebung des auswärtigen Handels, befonders der kurländiſchen und eft- 
ländiſchen Städte, iſt von der Ausführung längft projektirter Bahnen, wie ber 
von Mitau nad Libau oder von ber Verbindung dieſer Stadt mit der großen ruffi- 
fhen Eifenbahn, und der von Reval über Dorpot nad Plescau, fowie von der Ber- 
befferung des Zuftandes der Häfen zu erwarten. Die Bahnen würden dem Aus- 
fuhrhandel ftärtere Waarenzuzüge, insbefondere an Nobprobuften gewähren, zugleich 
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aber auch den Binnenhandel beleben. Wenn Stadt und Land fi zur Anlage 
biefer Eifenbahnen verbänden und bie Regierung biefelbe begünftigte, fo müßte der 
Handelsverlehr der DOftfeeprovinzen den Wohlftand dieſer beträchtlich erhöhen und 
es könnten diefelben bei der Fruchtbarkeit ihres Bodens und ihren günftigen Hä- 
fen fowie durch gute Kommunifationswege in das Innere bes Reichs zu einer 
Stufe der Entwidelung und Bedeutung ſich emporheben, welche viefen Provinzen 
nur zu lange vorenthalten ift, nicht ohne wefentlihes Verſchulden ihrer eigenen, 
in Sonberintereffen zu ſehr befangenen Bewohner. 

E. Unterridtswefen. 

Es kann bier nur die Darftellung des für das Unterrihtswefen ver Oftfee- 
probingen errichteten Dörptſchen Lehrbezirks ftatthaben. 

Die Univerfität Dorpat befteht ans fünf Fakultäten, der theologifchen, jurl« 
ftifchen, medicinifchen, biftorifchephilologifhen und phyfilosmathematifchen, in welche 
beiven letzteren vie philofophifche Fakultät 1851, fowie auf anderen Univerfitäten bes 
ruſſiſchen Reichs, fo auch in Dorpat abgetheilt wurde, Die 37 orbentlichen Profeffuren 
und eine außerorbentliche (der Profektor) werden in der Regel durch das Univerft- 
tätsfonfeil, gebilvet aus fämmtlichen ordentlichen Profeſſoren, befegt unter kaiſerlicher 
Beftätigung. Die verfchievenen Disciplinen find nur in der mebicinifhen Fakultät 
in Bezug auf Therapie und Chirurgie durch zwei Profeffuren vertreten. Die Zahl der 
Stubenten betrug im II. Semefter 1861: 531, von welchen gehörten der theologifchen 
Fakultät 77, der juriftifchen 72, der mebdicinifchen 239, der hiftor. philologifchen 59 
(davon 27 Kameraliften) und ver phyſiko⸗mathematiſchen 84. Die höchſte Zahl ver 
Stubirenden betrug 707 (1854 I. und II. Sem.), feit dem Jahre 1848 hat fie faft 
ausnahmslos über 600 betragen, welche Zahl auch die Durchſchnittszahl in den legten 
25 Jahren ift. Die beveutendfte Zahl hatte innerhalb desſelben Zeitraumes die mebi- 
einifche Fakultät aufzumeifen, vurchfchnittlih im Semefter 245, demnädft bis 1853 
pie juriftifche, von da an bis zum II. Semefter 1862 bie theologifche, Der Natio- 
nalität ber Stubirenden nad war ſtets bie überwiegende Zahl derſelben Deutfche, 
und zwar aus ben Oftfeeprovinzen burchfchnittlih 415, aus Livland 230, Kur- 
land 120, Eftland 65. Die Zahl der Polen und Litthauer ift in ben legten 
Jahren bedeutend, von ungefähr 120 bis auf 30 gefunfen, die der Ruſſen betrug 
durchſchnittlich höchſtens 20 — 30, im II. Semefter 1861: 19, in bemfelben 
Halbjahr die Zahl der Ausländer (größtentheils in Rußland geborener) 33, vie 
der Juden 5. Die größte Zahl der Studirenden gehörte dem Bürgerſtande (Die 
Literaten und Beamten miteingerechnet) faft volle 80, dem immatritulirien Adel 
der drei Provinzen etwa 1/,o- 

In Riga ift feit dem Monat OÖftober 1862 ein Polytehnilum 
eröffnet, zunächft mit einem einjährigen allgemeinen mathematifhen und natur« 
wiffenfhaftlihen Borbereitungsturfe. Die acht Fachſchulen besfelben : die Handels- 
ſchule, hemifch-technifche, mechanifdh-technifche, Mafchinenbau-, Bau, Ingenteurs, 
Feldmeſſerſchule und landwirthſchaftliche Abtheilung werden fpäter in Wirkſamkeit 
treten. Die Mittel zu diefer für alle drei Oftfeeprovinzen höchſt wichtigen Anftalt 
bat zum bei Weitem größten Theile die Gemeinde Niga und außerdem noch be- 
fonders die Kaufmannſchaft diefer Stadt hingegeben. Ausfchlieglich aus Gemeinde 
mitteln der Stabt Niga ift aud 1861 ein Realgymnafium in biefer Stadt, das 
erfte in den Oftfeeprovingen, errichtet worden, Auf einem nieveren Stanbpuntte 
fteht die 1860 begründete Realfchule in Mitau mit 124 Schülern. 

Die vier fiebenklaffigen gelehrten Gouvernementsgymnafien der Oſtſeeprovin⸗ 
zen (zu Riga, Dorpat, Reval, Mitau) find denen Deutihlands in Bezug auf 
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ihre Leiftungen ebenbürtig, gleichen Standpunkt nehmen auch bie eftländifchen Ritter» 
und Domfdulen ein, Die drei vierflaffigen Progymnaften können trog ihrer geſetz⸗ 
lihen Gleichſtellung mit den Gymnaſien, wegen ihrer der den Gymnaſien nicht 
entſprechenden Drganifation nicht Gleiches leiften. Die 19 Kreisfchulen, welde nur 
in Riga und Reval zu brei Klaffen erweitert find, in den Heinen Stäbten nur 2, 
auch nur 1 Klaffe haben, follten das Bedürfniß guter Bürgerfchulen befriedigen. 
Sie find aber jo dürftig und fehlerhaft organifirt, daß fie dem Zwed nicht ent« 
fprehen und einer ernftlihen Reorganifation bevürfen, um dem Bürgerftande bie 
erforderliche Bildung zu gewähren und dem Bauerftande eine höhere Bildung ale 
fie in den mangelhaften Bauerfchulen geboten wird, zu ermöglichen. Auch genügt 
die Zahl der Kreisichulen vielfach dem Andrang der Bauerfühne nicht mehr und 
machen feit dem legten Jahrzehnt die Eften und Letten einen nicht unbedeutenden 
Theil der Kreisfhüler aus. Die 72 Elementarfchulen für Knaben find mit Aus- 
nahme von drei Vorbereitungsſchulen für das Gymnaſium alle einklaffig und nur 
mit einem Lehrer bedacht. Deffentliher höherer und elementarer Töchterſchulen giebt 
e8 in ben Provinzen 31. Ruffifher Schulen giebt es eine Kreisfchule mit 58 
Schülern, 6 Elementarſchulen mit 314 Schülern und 65 Schülerinnen, außerbem 
eine römiſch fatholifhe mit 18 Schülern und von jüdiſchen Schulen in Kurland 
7 mit zufammen 205 Schülern. 

Die meiften der bisher erwähnten höheren und mittleren Schulen find aus 
Staatsmitteln errichtet, die Elementarfchulen größtentheils aus Stabtmitteln. Die 
Einrihtung der Elementarklaffen ift durchaus ungenügend, insbeſondere reicht bie 
Zahl derfelben nicht aus, es bleiben in den niederen Klaffen der ftädtifchen Be— 
völferung viele Kinder nothgebrungen ohne Schule, oft aber auch durch Schuld 
der Eltern, da fein Schulzwang befteht. Für den Elementarunterriht der Mädchen 
ift aber noch weit weniger gefhehen, die höheren Töchterfchulen entfprechen in 
ihrem Weſen dem Bedürfniß. Die provinziellen. Wohlthätigkeitsvereine und bie 
evangel. Iutherifchen Kirchen befonvers in Riga haben durch Errichtung von Schulen 
mandem Mangel abgeholfen, über viefe in den legten Jahren errichteten Kirchen- 
ſchulen fehlen uns genauere Angaben. 

Neben dieſen Krons- und ſtädtiſchen Anftalten und der einen ritterfchaft- 
lichen (in Reval) beftehen höhere Privatanftalten, und zwar mit dem Kurfus ber 
Gymnaſien 4, mit dem ver Kreisfhulen 12, der Elementarjchulen für Knaben 25. 
An privaten höheren Tächterfchulen giebt e8 40, Privatelementarfhulen für Anar 
ben und Mädchen zugleich 34. 

Das Landſchulweſen in ven Oftfeeprovingen fteht, inſoweit es umfaſſender or- 
ganifirt ift, in Verbindung mit der Intherifchen Kirche. Der größte Theil der am zahl- 
reichften vertretenen Gebiets-, Gemeinde oder Dorfjchulen find nur Borbereitungs- 
ſchulen für ven Konfirmationsunterricht, nur die Parochial- (Kirchfpiels-) ſchulen be» 
— mehr. Die Schulen erſterer Art gehen über Unterricht in der Religion und 

eſen in der Regel nicht hinaus und leiſten oft weniger als der unter Aufſicht 
ter Prediger von den Angehörigen der Kinder, in ver Regel von den Müttern er- 
theilte, ſchon feit ſchwediſcher Zeit eingerichtete häusliche Unterricht; nur wenige 
diefer Schulen lehren fchreiben und rechnen. In den Parochialfchulen wird außer 
ben eben genannten Gegenftänden noch ein elementarer, freilich fehr bürftiger 
Unterriht in der Geſchichte und Geographie ertheilt, indeß auch nicht in allen. 
Zur Bildung von Parochialſchullehrern dienen 4 Seminare (1 in Livland, 1 in 
Kurland, 2 in Eftland), zur Bildung der Gebietsfhullehrer und der f. g. wandern⸗ 
den Katecheten dienen die Parochialfhulen. In allen Parochialfhulen und mehreren 
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Gebietsſchulen wird im Geſange, jedoch meift nur zur Fortbildung für den Kirchen- 
gefang unterrichtet. * A. Bulmerinca. 


©. 


Saavedra y Fazardo. 


Diego Saavedra y Farardo, geboren am 6. Mai 1584 zu 
Algezares in der Provinz Murcia, betrat fogleih nad vollendetem Univerfitäts- 
Studium, weldem er in Salamanca obgelegen war, die diplomatiſche Laufbahn, 
vorerft als Sekretär des ſpaniſchen Oefandten in Rom und in Neapel, fodann 
aber jelbft als Gefandter Philipp’s IV. bei der Kurie und hernach am furfürft- 
lichen Hofe zu Münden. Nachdem er in gleicher Eigenjhaft dem Reichstage zu 
Regensburg (1641) beigemohnt und in verjdiedenen Aufträgen die Schweiz, Franf- 
reih und Deutfchlan durchreist Hatte, wurde er als Vertreter Spaniens im Jahr 
1643 zum Kongrefie nah Münfter gefhidt, wofelbft er an den Präliminarien 
des weftphälifchen Friedens einen für Spanien erfolgreihen Antheil nahm. Doch 
fehrte er ſchon 1646 nad Madrid zurüd und trat dort ald Mitglied des hohen 
Rathes von Indien ein. Er ftarb am 24. Aug. 1648. — Als kleinere Schriften 
vesfelben find anzuführen: eine Geſchichte des Weltgothen-Reiches (Corona Gotica. 
Münfter, 1646), von den Kennern als äußerſt unkritifch bezeichnet; eine humo— 
riſtiſche Schilderung einiger Literatur-Erzeugniffe feiner Zeit (La republica literaria, 
nad feinem Tode unter dem Pfeudonym Antonio de Cabrera gebrudt, Madrid, 
1665); ein wigiges Geſpräch äber die europätfhen Zuftände (Locuras de Europa); 
eine Monographie über Ferdinand den Katholiihen (Politica y razon de estado 
del rey catolico Don Fernando). Hingegen vor Allem erlangte er Ruhm durch 
fein Hauptwert Empresas politicas o Idea de un Principe politico cristiano, 
welches zum erften Dale während feines Aufenthaltes zu Münden (Monaco, 1640) 
und dann nody wieberholt in Valencia (1655, 1786, 1800) in fpanifher Sprache, 
alsbald aber aud in italienifher (Mailand 1642, Venedig 1648), fowie in 
lateiniſcher Ueberfegung (Idea principis christiano-politici) in zahlreihen Druden 
(zwifchen 1649 und 1748 neunmal) erſchien. Vollſtändige und kritiſche Gefammt- 
ausgabe feiner Schriften: Obras de D. Diego de Saavedra Fajardo. Madrid 
1853. (Näheres f. b. Lubw. Lemde, Handb. d. fpan. Litt. I, ©. 513 ff.) 

Die Empresas politicas, welche S. auf feinen vielen Reifen allmälig nieber- 
geſchrieben hatte, bilden zufammen einen Fürftenfpiegel, welder nad einem gewiffen 
allgemeinen Plane fortſchreitend, in hundert Kapiteln ebenfoviele gute Lehren 
entwidelt, deren jede einzelne an irgend ein Sinnbild (daher „Empresas“) ge- 
tnüpft wird. Diefe Sinnbilder oder Sinnſprüche find aud in verdeutlichenden 
Heinen Kupferftihen, melde natürlih den Gefhmad jener Zeit verrathen, ben 
einzelnen Kapiteln in allen Ausgaben vorgebrudt. In feine blumenreihe Darftel- 
lung, welde von Gleichniſſen wimmelt, verftand es ©. aud nicht ohne Dften- 


2 Anm. d. Ned. Seit der auf Anfuchen der Redaktion ſchon im Dftober 1862 beende- 
ten Abfaffung des vorftehenden Artikels, deſſen Druck durd die verfpätete Einfendung anderer, 
in der aiphabetifchen Reihenfolge vorangebender Artikel aufgehalten wurte, ift manche Reform, 
namentlich in den bäuerlichen Bersälmißen, vor na gegangen, während weitere Meformen, beſon⸗ 
ders in der Juſtiz, in Ausficht ftehen. Der Herr Derfafler wird nach Abſchluß derfelben, foferne 
bie Cinrichtung des Staatöwörterbuchd «8 geftattet, darüber in einem Nachtrage berichten, 
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tation eine übergroße Menge von Zeugniffen feiner ausgedehnten Beleſenheit zu 
verweben; bald find es Thatſachen, bald —— ‚, buld entnimmt er Solches 
dem Gefammt-Umtreife der biblifch:theologifchen Litteratur (felbft mit Einfluß ver 
Koncilien), bald hingegen irgend einem der antiken Autoren, ober hinwiederum 
auch neueren Dichtern (3. B. Taffo und Camoens) oder Chroniften; für geſchicht⸗ 
liche Beifpiele citirt er am liebften einerfeit8 den Tacitus und andererfeits bezlg- 
lid Spaniens den Mariana. 

Wenn fo die Darftellung vielfah unferem Gefhmade widerftrebt, fo kann 
dem Inhalte das Zugeftänpnig nicht verweigert werben, daß berfelbe auf einem 
milden (nirgends zelotifchen) und weltklugen Katholicismus eines (nah damaligem 
Mafftabe) gebilveten Diplomaten beruhe —, ein Zugeftänbniß, weldes alle Schat- 
ten- und Lichtfeiten S.'s in fi vereinigt. Die Hauptgruppen ber Hundert Sinn- 
bilder betreffen: Erziehung der Fürflen (E. 1— 6), allgemeine ethiſche VBorfchriften 
(C. 7—37), das Berhalten gegenüber den Untertanen (C. 38—48), gegenüber 
den Miniftern (C. 49— 58), Marimen der Regierung als folder (C. 59—72), 
das Berhalten bei Störungen des ftaatlichen Beftandes (C. 73—95), fowie bei 
erlangtem Siege (E. 95— 99), endlich die legten Lebensjahre eines greifen Fürften, 

Hiebei nun mag als das Wefentliche hervorgehoben werben, daß S. zunächſt 
auf förperlihe und geiftige Bildung des jungen Fürften, aud mit Einfluß 
jenes Schmudes, welder in ven flores eruditionis liegt, dringt, und daß er ebenfo 
aud für den gereiften Regenten eine wiffenfchaftliche Umgebung forbert. Der fitt« 
liche Halt wird im Allgemeinen in Wahrheitsliebe, in Belämpfung des Zornes 
und bes Neides, in Gerechtigkeit, Sanftmuth, Gleihmuth, richtig geregeltem Sinne 
für Ruhm näher befchrieben; hauptſächlich aber ift e8 vie Klugheit, auf welche 
©. in verfchievenen Wendungen immer wieber zurüdfommt; denn nicht blos bie 
unumgänglide Borficht in Rede und Schrift, ja felbft Berfchloffenheit, fowie vie 
Bedachtnahme auf mögliche Entftelung oder Verleumdung fei erforderlich, fondern 
ter Fürft müfje auch, ausgerüftet mit der Kenntniß ber im Weltlauf wirkenden 
Urfahen und ihrer Folgen, befähigt fein, wie ber gewanbtefte Schiffer mit jedem 
Winde zu fegeln, felbft mit dem Gegenwinde, und wenn er — was wohl bie 
höchſte Kingheit wäre — einer Gefahr aud nicht — vorbauen fann, müfle 
er in abwägender Berehnung des Erfolges mit Muger Nachgiebigkeit unter zwei 
Uebeln das Hleinere wählen. Wenn ſich aber hieran aud das Erforderniß eines 
fteten Argwohnes und zulett felbft der Verſtellungskunſt aufnüpft, jo wäre hiemit 
ein Orenzgebiet betreten, in welches ja aud der Machiavellismus hereinragt; doch 
©. ift beftrebt, hierin eine fharfe Linie einzuhalten. Er ift nämlich (E. 47) ſchon 
überhaupt weit entfernt von jener Auffaffung Madiavellis (f. oben Br. VI, ©. 
615), daß dem Fürften der wirkliche Befig der Tugend ſchade und nur der Schein- 
befig verfelben nüge, und giebt hingegen nur zu, baß bei einem Regenten manche 
Tugend, z. B. Mitleid, thatſächlich nachtheilig fein könne; ſodann aber polemiftrt 
er auch ausbrüdlih (E. 43) gegen Madiavelli, indem er dem Gleichniffe des- 
felben, wornach der Fürft das Wefen des Löwen und jenes des Fuchſes in fich 
paaren fol, bie Bereinigung der Löwen- und der Schlangen-Natur gegenüberftellt; 
d. h. indem ©. es deutlich ausſpricht, daß der Machiavellismus dem Fürſten 
felbft gefährlich werden könne, will er nur auf jeme kluge VBorficht bringen, welche 
namentlih verfchmigten und betrügerifhen Gegnern gegenüber zu erlaubter Ber 
ſtellung und zu biplomatifcher Lift führt. Endlich aber trennen ihn von Madia- 
velli auch religiöfe Anfchauungen, und er bezeichnet es (E. 26) als eine „ruchlofe 
Meinung”, wenn man (d. h. Madiavelli in den Discorsi, ſ. VBd. VI, ©. 614) 
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geſagt habe, daß politiſche Stärke in dem antiken Heidenthum liege und hingegen 
das Chriſtenthum nur der Demuth und dem Schwachſinne förderlich geweſen ſei. 
Ueberhaupt zieht ſich eine religiöſe Folie durch fein ganzes Werk hindurch, 
indem ihm alle Geftaltung des Rechts nur dem Zwange zu dienen und nur „äußer- 
lich“ wirkſam zu fein fcheint, und er jede innere Idealität in religiöfe Stimmung 
und Frömmigkeit verlegt. Wenn er auch allerdings fi) dagegen fträubt, daß bie 
Religion als täufhenver Vorwand benügt werde (C. 27), und wenn er aud vor 
Aberglauben, und zwar namentlih (— was für feine Zeit viel fagen will — ) 
vor aftrologifhen Aberglauben warnt und im Ganzen die fittliche Kraft der Reli« 
gion hervorhebt, fo tifcht er dod au gerne Wunder-Anefooten auf (4. B. auch 
den Einfturz der Mauern Jericho's in Folge des fiebentägigen Gebetes ber I8- 
raeliten) und fteht natürlih auf dem orthodox⸗ hierarchiſchen Standpunkte, von wel- 
chem aus er z. B. Ferdinand und Elifabeth nicht oft genug preifen zu können 
glaubt. Wir begegnen bei ihm al’ den mittelalterlichen Anſchauungen von gött- 
licher Herkunft der königlichen Gewalt, von Unterfheidung zwifhen temporalia 
und spiritualia, natürlich mit Unterorbnung ber erfteren unter die Iegteren, wir 
treffen auch das banale Gleihnig von Sonne und Mend m. f. w., kurz die Auf- 
faſſung, daß die Fürſten ſchließlich doch nur Diener der „wahren Meligion feien, 
bringt überall durch. 
Nah Grundfägen eines weltlihen Staatsrechtes fehen wir uns daher ver- 
geblich bei ihm um, und 3. B. bie Corte behandelt er genau ebenfo wie fein Kö— 
nig Philipp IV. that, d. 5. er gerirt fi, wie wenn biefelben Überhaupt nicht eri- 
flirten. Die Staats-Weisheit S.'s koncentrirt fi in das Sinnbild (E. 61) vom 
Harfen-Spiele, zu welchem erftens eine fouveräne Intelligenz des Spielenden, zwei⸗ 
tens eine Mehrzahl wirkender Finger, und drittens die ſtupide Maſſe der paffiv 
angefpielten Saiten gehöre. Die Tragweite dieſes Gleichniſſes nah allen Be- 
ziehungen ſich auszumalen, muß dem Leſer überlaffen bleiben. Die nähere Ausfüh- 
rung, welche ©. gibt, zeigt uns allerdings, daß er dabei ein wohlmollendes Re— 
gime im Auge bat, indem er 3. B. auch in üblicher Weife denjenigen Regenten, 
welcher feine Gewalt nur zu feinem Privat-Bortheile ausübt, als Tyrannen be- 
zeichnet. Aber im jeder übrigen Hinficht bleibt hier eben nur die rein unmittelbare 
perfönliche Thätigkeit der Patriarhal- und Domäntal-Regierung übrig, wornach 
e8 3. B. nur ald unflug gilt, wenn das Volk mit Steuern überbürdet wir, denn 
die Steuern feien der „Zügel” des Volkes, welder Hug gehandhabt werben foll 
(E, 67). Weltklugheit und Menſchenkenntniß im Verkehre mit den Miniftern, 
unter welchen ſtets Einer das ausfchlieglihe Bertrauen des Negenten befigen und 
zugleich die Funktion des Prügelfnaben übernehmen fol, ferner Wohlfahrts-Theo- 
rie in Steigerung ber Population und Förderung des Handels und dgl., endlich 
Klugheit und Muth bei Stantsgefahren und die gewöhnlichen völferrechtlichen 
Lehren über Krieg und Friede, — dieß Alles bildet den Gegenftand mannigfacher 
Erörterungen, welche ſämmtlich nur die perfünlihe Moral des Fürften betreffen, 
nirgends aber ſtaatsrechtlich greifbar find. Brantl. 


Sachfen. 


Zwei unter dem weitverbreiteten Namen ver Sadhfen auftretende niebder- 
deutſche Völker find von vorneherein aus einander zu halten. 

Das eine berfelben, welches zuerft Ptolemäus auf dem Eingange ver fim- 
briſchen Halbinfel kennt, ift durch feine eigene Richtung in der Gefchichte wie durch 
feine Mundart hinlänglich von der alsbald zu behandelnden Bereinigung der Sad» 
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fen unterfchieven. Hinter der Elbe, weit von dem Gebiete der Römer entfernt, 
wären biefe Sacjfen !) ihnen nicht näher zur Kenntniß gefommen, wenn fie nicht 
bald als geübte Schiffer vie nörblichen Meere durchzogen, und fi durch ihre 
Angriffe auf die römifhen Küftenländer und insbefondere Britannien furdtbar ge= 
macht hätten. Mehr ven öftlichen Sachſen als den weftlihen, welche, benachbart 
und gleihnamig, die Römer nicht unterfcheiden konnten, find die Räubereien zuzu« 
jchreiben, durch welche die gallifchen Gewäſſer unſicher wurden. Am meiften war 
natürlid den Angriffen viefer überelbifhen Sachſen das ihrem Heimatlande fo 
ſchön gegenüberliegende Britannien ausgefegt, wo fie venn im fünften Jahr- 
hunderte in Folge des berühmten Zuges, welder dortfelbft ein großartiges deut- 
bes Weltreich zu gründen beftimmt war, felbft ihre Site auffhlugen, nach⸗ 
dem in der allgemeinen Bewegung der Völker auch fie fich entſchloſſen hatten, 
ihren urfprüngliden Boden zu verlaffen. Allerdings wanderten mit ihnen auch 
Angeln und Juten ein. Daß aber die Sachſen vorwalteten, ſcheint aus der Stamm⸗ 
fage und den Namen der fi bildenden einzelnen Reiche bervorzugehen. Während 
bauptfählihd von Oftfachfen und Weftfahfen die Rede ift, aber aud von Mittel 
fahjen und Südſachſen, wie noch die heutigen Namen Efjer, Weller, Mivplefer, 
und Suffer zeigen, während das glüdlihe Weftfachfen bald an der Spitze aller 
Stimme fteht, werden nur Oftangeln genannt, denen fid etwa die Bewohner 
Merciens als Weftangeln an die Seite fegen laffen, und die Juten bleiben auf 
das fieine Kent beſchraͤnkt. Entſcheidend ift für das Borwiegen der Sachſen, 
daß den Kelten bis auf heute der Engländer Sachſe heißt, ven Wälfhen Sais 
oder Saeſon, den armorifhen Bretagnern Saoz, den Galen Safunnaid, den Iren 
Sagſonach, wie auch unfer Wivelind bei der Erzählung vom Zuge der Sadjen 
nad) Britannien der Angeln nicht einmal gevenft und felbft ven Namen Angel- 
fahfen vaher deutet, vaß die britannifche Infel in. Angulo quodam maris ges 
legen fei, welder Angulus von Beda wenigftens in der Angeln Heimat zwifchen 
Sachſen und Jütland gefegt wurde, In der römijchen Kirche fcheint von ver Zeit 
bes heiligen Gregor an, und hernach bei allen Romanen, ver Name Anglia vorges 
zogen. Beda, obgleich ausgehend von ber Anglorum sive Saxonum gens und bie 
Sadjfen ven Angeln und Juten voranftellend, fchreibt eine historia gentis Anglo- 
rum, und in ber Folge drang die Benennung Anglia, Angleterre oder Eng- 
land allgemein durch. 

Abgejehen hievon haben wir es mit einer anderen für das Herz des beutfchen 
Mutterlandes nicht weniger bebeutenden Gruppe nieberbeutfher Völkerſchaften 
zu thun. 

Bon den Stänmen, welche die älteften Nachrichten in den nördlichen Um— 
——— des Harzes von der Elbe bis zur Ems erwähnen, ſind die 

ongobarden nach dem Süden gezogen, während die Chamaven ſich gegen den 
Rhein gewendet und den Franken angeſchloſſen haben. Von den Cheruskern da— 
gegen, wie den Angrivariern und Chaufen weiß man nicht, daß fie ſich anders wo— 
bin entfernten. Sie aber find es, welche nad furzer Zeit im Rüden ver Franken 
unter dem Gefammtnamen der Sadhfen?) auftreten, nad den Ale 
mannen und Franten vie dritte große Bölterverbindung im 
dritten Jahrhunderte, und zwar gegen das Ende desſelben. Insbe— 


1) Zeuß, die Deutichen und die Nahbarftimme. S. 490—495. 
2) Zeuß, a. a. D. ©. 380—397. 
Bluntſchli un Brater, Deutjhes Staats-Wörterbud. IX. 5 
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ſondere die Cherusker, im weiten Vaterlande hochberühmt durch die glanzvolle Er- 
hebung gegen die römiſche Weltherrſchaft, ſind ohne Zweifel in ihren alten Sitzen 
zurückgeblieben, als der Haupttheil der Vereinigung der Völker hinter dem Harze, 
unter denen fie ſchon im Alterthum buch Macht und Anſehen ausgezeichnet 
waren. Mit ihrem befonderen Namen find fie noch erwähnt unter den deutſchen 
Bölkern, die zu Anfang des vierten Jahrhunderts fi gegen Konftantin verbünde- 
ten, zum legten Male im Jahre 450. Die Chaufen haben wohl als die nächſten 
fähftjchen Anwohner des Meeres am meiften Seeräuberei getrieben. 

Was den Namen des Stammes?) betrifft, jo legte unfere Vorzeit von jeher in 
das althochdeutfche Sahſo, das angelſächſiſche Seara, das altnorbifhe Sari, die Vor- 
ftellung des Schwerttragenven. Widukind fagt ausdrücklich beim Berichte der ſchönen 
Sage von den Sachſen und Thüringern, einer Zufammenfunft beider Völker ge— 
denfend, wobei dieſe unbewaffnet und jene mit Waffen auftraten, daß den Sad. 
fen eigenthümlich geweſen magnorum cultellorum usus, quibus usque hodie Angli 
utuntur, morem gentis antiquae seetantes. Mit diefen Schwertern überfielen und 
ſchlugen fie ihre Feinde niever : fuerunt autem et qui hoc facinore nomen illis 
inditum tradant: cultelli enim nostra lingua sahs dicuntur: ideoque Saxones 
nuncupatos, quia cultellis tantam multitudinem fudissent. Weiter werden dem 
Hengift bei dem befannten Eroberungszuge nad England die Worte in den Mund 
gelegt, feine Waffengefährten follten auf feinen Ruf „eu Sarones, nimith eure 
ſaxas“ viefe ihre Schwerter zur Vernichtung der Gegner ziehen. Aud im Anno- 
liede wird uns bei Gelegenheit ver Anführung der vorerwähnten Sage als alte 
Sitte angefünbigt, daß vortfelbft große Meſſer Sahs biegen, und nad) der Nieder: 
machung der Thüringer ganz einfach gefungen: 

Bon den mezzirn alfo wahfin 
wurden fi geheizin Sahjfin. 

Auch mag mit diefer Stammfage die Wahl des Schwertes als des älteften 
Zeihens auf Schild und Fahne Sachſens in Verbindung ftehen, weldes dann 
jeinerzeit au mit dem Erbamt des Neichsmarfchalles auf die affanifchen und meiß- 
nishen Kurfürften übergegangen ift. 

Seitdem nun Sachſen in Niederdeutſchland erftanden, war diefer Name dem 
benachbarten Römerlande furdtbar geworben. Zu Wafjer und zu Lande fielen fie, 
‚vorzüglich feit der zweiten Hälfte des vierten Jahrhunderts, über das fremde Ge— 
biet her, feinen Bewohnern ein Shreden wegenihbrer Berwegen- 
beit und Rafhheit. Berfhievene ihrer Züge find aufgezeichnet, darunter von 
Gregor von Tours einer von einem aus dem inneren Sadfenlande mit den Lan— 
gobarten nad Italien abgezogenen Haufen ihrer ehemaligen Nachbarn, ver ſüd— 
öftlihen Sachfen. Während diefer Wanderung war ihr Yand von den fräntifchen 
Königen andern Bölfern überlaffen worden, gegen welde fie bei ihrer gegenüber 
der Unterwerfung unter die Langobarden vorgezogenen Heimkehr einen gewaltigen 
Bertilgungstrieg begannen. Aber vie Schwaben behaupteten das Yand. Die Zahl 
der Sachſen wird auf nicht weniger als 26,000 angegeben, von denen 20,000 beim 
erften Treffen gefallen, die übrigen in einem zweiten gedemüthigt worben ſeien. 

Mit dem Sturze ver thüringifhen Macht durch vie Franken fodann famen 
auch die Sadjfen in die Abhängigfeit von dem übermädtigen 
Frankenreiche. Sie fhloffen fid wie die Baiern an den Sieger an. Häu— 


I) I: Grimm, Befhichte der deutfchen Sprade. II. S. 610-612, 
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figer aber und heftiger als dieſe und die Alemannen haben fie für ihre Freiheit 
gegen den gewaltigen Gebieter gefämpft. Faſt drei Jahrhunderte hindurch wieder: 
holten fie ihre Einbrühe in das fränfifche Gebiet, ermeuerten die Franken ihre 
Angriffe und erzwangen bie verweigerten Abgaben, bis Karl der Große dem lang- 
wierigen Kampfe ein Ziel feste, und das freiheitliebenvde Volt als fiheren Be— 
ftandtheil jeinem großen Reiche einverleibte. ö 

or deſſen Sachſenzügen gefhieht nod Teine Erwähnung innerer Ab- 
thbeilungen des umfafjenpen Bölfervereines. Noch wird des— 
felben nur unter dem allgemeinen Namen Sachſen gedacht, zuweilen zur Unter 
ſcheidung von den britannifhen Sachjen mit der näheren Bezeihnung Altfachien. 
Erft feit der zweiten Hälfte des achten Jahrhunderts find die Haupttheile genannt, 
in welde die Verbindung zerfiel, ein öftliher bis an vie Elbe als Oftfalen, 
ein weftlicher bi8 zum Rhein als Weftfalen, als der britte die Bewohner des 
Uferlandes der Wefer zwiſchen dem Oſt- und Weftvolfe ald Angarier oder 
Angrarier Es hatten nämlich dem ausgedehnten, durch die bewegungsvollen 
Jahrhunderte feit feinem erften Auftreten ohne Zweifel in feinen Hauptbeftand- 
tbeilen gemifhten, durch die Aufnahme Heinerer Nachbarvölker fpäter noch ver- 
größerten Vereine fidy für feine — ehemals getrennte Theile umfaffenden — 
Hauptmaffen nad ihrer Lage neue Bezeichnungen ergeben. Den Bewohner des 
Flachlandes bezeichnete der Name Falah oder Tale, vie über das flache Land im 
Dften und Welten ausgebreiteten Mafjen die Namen Oftfalen und Weftfalen. In 
der Mitte find die Bewohner des Uferlandes der Wefer in ihrem ganzen Laufe 
von dem Zufammenfluffe der Werra und Fulda bis gegen ihre Mündung, fomwohl 
auf der Fläche als in ihrem Thalftriche, mit dem bejonpren Namen ter Engern 
benannt worden, ber wohl derfelbe ift mit den von den alten Schriftftelern vom 
unteren Weferlande genannten Angrivariern, 

Wie übrigens die Sachſen nicht auf die alten Gebiete der Völker, welche der 
Bund in fih aufgenommen, der Cherusfer, des größeren Theils der Chaufen, ver 
Angrivarier, der Heineren hinzugetretenen Völker, ſich befchränft haben, ſondern 
feit ihrer Bereinigung die Grenzen des Landes beträchtlich nach Außen erweiterten, 
läßt fih in Bezug auf die Zufammenfjegung der Beſtandtheile 
ver Sahfenverein nicht mit dem der Franken vergleihen, deſſen einzelne Völker 
nicht nur gleiher Verwandtſchaft waren, fondern fi auch felbftändig neben ein- 
ander behaupteten, wohl aber mit dem der Alemannen. Bei beiden afjimilirten ſich 
Bölker verfchievener Verwandtſchaft, wie dort bie Iuthungen den eigentlihen Ale- 
mannen, fo bier vie Chaufen den Cherusfern und Angrivariern, bei beiden find 
fpäter die Beſtandtheile fo in einander geflofien, daß feine Grenzlinien zwifchen 
ihnen zu ziehen find, bei beiven ſiegte ver oberbeutihe Charakter der Sprade. 
Denn obfhon das Atfähfifhe — wie es fcheint durch eben diefe Miſchung — 
von der weiteren Fortbildung, in der die Sprache der ſüdlichen hochdeutſchen Völ— 
fer fortjchreitet, zurüdbleibt, und aud in einzelnem dem Niederdeutſchen fih ans 
ſchließt, ſo trägt e8 doch unverkennbar, zum Reinnieverbeutfchen geftellt, ven ober» 
deutihen Charafter, 

Noch find endlich als viertes Glied der Vereinigung die Sachſen zu zählen, 
welche feit ven Zügen Karls des Großen von jenſeits der Elbemünbung befannt 
geworden find, nad biefer Lage unter den Bezeichnungen Nordalbinger 
oder überelbifhe Sahfen begriffen. Norbwärts bis zu den Dänen in 
den Eidergegenden, und gegen Often auf der Halbinfel über die Hälfte ihrer 
Breite hinüber bis zu den eingewanverten Slaven ausgebehnt, nehmen fie zum 
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größeren Theile eben die Gegenden ein, welche bie ſeinerzeit erwähnten britanni- 
Shen Sachſen inne hatten, und find wahrfcheinlih eine Mifhung aus Zurückge— 
bliebenen dieſes Volkes und aus weftelbifhen aus dem Lande des Bereins einge 
drungenen Sachſen. Daß fie den übrigen urverwandt waren, entſcheidet bie bis 
auf heute bei ven Dithmarſchen und bei ven Holfaten oder Holtfaten oder, 
wie man jett hochdeutſch durch Mißverftand fagt, in Holftein waltende Mund« 
art. In diefe zwei Gruppen nämlich fcheiven fih die Norvalbinger zunächſt, neben 
welchen als dritte Abtheilung no die Sturmarier erfcheinen. 

Allüberall wo wir Sachſen auftreten fehen, zeigt fi eine große geiftige 
NRührigkeit, verbunden mit außerordentlicher Willenskraft, was theilweife felbft zur 
Auswanderung aus dem nicht mehr heimifchen Heimatlande bie Veranlafjung gab. 

Mit folder Zähigfeit hielt in Deutjchland der Stamm gegenüber den Ber- 
fuchen ver Unterwerfung unter die fränfifhe Herrfhaft wie 
gegenüber den Berfuchen der Einführung des Chriftentbums an 
feiner Freiheit und an feinem angeftammten Götterglauben feft, daß es erft nach 
mehr denn breißigjähriger fürdhterlichfter Anftrengung Karl dem Großen im Jahre 
803 durd einen für die Sachſen höchſt ehrenvollen Frieden zu Selze gelingen 
fonnte, beides in bauernder Weife zu erreihen. In Bezug auf die geiftige Bil- 
dung im Bolfe waren da die Angelfachfen glüdlicher. Obgleich früher zum Chriften- 
thum übergetreten als die zurädgebliebenen Altſachſen, waren fie durd Einfluß 
ber freieren Kirche in Britannien weniger zum Gebrauche der lateinifchen Sprache 
gezwungen, und behielten in den firhlichen Handlungen meiftentheils die ihrige 
“bei. Werder Geiftlihe noch Könige und Vornehme verfhmähten e8 die angeborne 
Zunge fortzubilden, und daher rührt die beträchtliche Zahl von Profafchriften aus 
einer Zeit, wo bei uns mitten in Deutjchland die Mutterſprache gering geſchätzt 
wurde. Dagegen läßt das einzige anfehnliche Denkmal der altſächſiſchen Sprade, 
das Gedicht von Heliand, uns nicht zweifeln, daß eine altfächfifche Poefie vor- 
handen war, deren Weife hier gewandt und reinlid auf den Inhalt der Evan- 
gelien übertragen wird, ohne daß uns von dem wahren und wirklihen Ton ver 
verflungenen einheimifchen Lieder Kunde erübrigte. Nach einer auf den unbefannten 
Berfaffer bezogenen Dichterfage, worin er vir quidam de gente Saxonum qui 
apud snos non ignobilis vates habebatur heißt, fol ihm von Ludwig dem 
Frommen der Auftrag geworben fein, das alte und neue Teftament deutſch zu 
fingen. Es ift aber von einem Gedichte aus dem alten Teftamente, wenn es voll 
bracht wurde, feine Spur vorhanden. Welder ſächſiſchen Landſchaft der Dichter 
angehörte, ift faum ficher zu beftimmen. Mehr als ein Zeichen in der Mundart 
ſcheint auf den Sprengel von Münfter zu weifen. 

Welhe Bedeutung in politifher Beziehung ver fädhfiiche 
Stamm beim Abgange der Karolinger im öftlihen Reiche im Jahre 911 Hatte, 
beweist zur Genüge, daß als neues Oberhaupt Herzog Otto der Erlauchte von 
Sachſen vor allen anderen Großen würdig erachtet wurde. Nur weil er ob feines 
hohen Alters die Krone ablehnte, warb der fränfifhe Konrad I. zum deutſchen 
Könige gewählt, welcher felbft wieder bei feinem Ableben im Jahre 919 des ge— 
nannten Eachjenherzogs Sohn Heinrich I. zu feinem Nachfolger empfahl. Es war 
von höchſtem Einfluffe auf die Geftaltung der damaligen Berhältnifje, daß es ihm 
und feinem gewaltigen Haufe gelang, ven äußeren Beftand des Rei— 
es als eines einheitlidengegenüberpdem zentrifugalen 
Gelüfte der einzelner Stämme zu bewahren und zu be— 
feftigen, Der Olanz, welchen bie ruhmreichen Kämpfe gegen auswärtige Feinde, 
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welchen die italieniſche Krone und das wiederaufgerichtete Kaiſerthum über das 
Reich verbreiteten, diente als Stütze für deſſen Fortbeſtand, und durch die längere 
Gewöhnung an eine gemeinſame Regierung, durch das zur Regel gewordene ge— 
meinſame Auftreten gegen die romaniſchen Nachbarn im Süden und Weſten, ge— 
gen die ungarifchen und ſlaviſchen im Oſten, gegen bie däniſchen endlich im Nor- 
den erzeugte ſich allmälig ein Bewußtfein ver über aller ftammlihen Sonderung 
ftehenven höheren nationalen Einheit. Schon bei Lebzeiten feines Vaters Dtto I. 
war Otto II. zum König gewählt worden, und ohne Schwierigkeit hatte er nad 
vefien Ableben den Thron beftiegen. Ebenfo wurde Otto III. ſchon als Kind 
zum König gewählt, und bei dem raſch folgenden Tode des Baters trotz 
mander Bedenken als folder anerkannt. Am Scluffe des Jahrhunderts Hatte das 
deutſche Königthum bereits hinreichende Feftigfeit erlangt, um felbft bie gewaltigen 
Stürme ungefährbet überbauern zu können, welde eben dieſes Otto's abenteuer- 
lihe Plane binfihtlih Italiens und des Kaiſerthums erregt hatten. Weit bezeichnen- 
der noch für das, was die großen Sadfenfürften zu erreihen gewußt hatten, ift 
aber, daß von jener Zeit an ein gemeinfamer Name für das Ge- 
ſammtvolk ihres Reiches als der untrügliche Ausdruck des erwachenden natio- 
nalen Bewußtjeins auffommt, Hatte man ſchon vordem die Sprache der germani- 
hen Bölfer im Gegenfage zur romanifchen als eine gemeinfame erfannt, und als 
lingua theodisca d. h. Volksſprache, der lateiniſchen Kirchen und Gelehrtenfpradhe, 
fpäter auch den romanifchen Bolfsdialeften gegenübergeftellt, jo wurde man ſich 
nunmehr allmälig aud barüber flar, daß die linguam theodiscam loquentes 
überhaupt ein befonveres und einheitliches Volk bildeten, und gewöhnte fi daran, 
biefes mit dem von der Sprade entlehnten gemeinfamen Namen ber Theodici 
oder Teutoniei zu bezeichnen. In diefem Auflommen eines gemeinfamen Bolts- 
namens liegt aber das Harfte Zeugniß für das allmälige Erwachen eines gemein- 
famen Boltsgefühles und Volksbewußtſeins. 

Wollten wir uns im Einzelnen auf bie dem fähfiihen Stamme angehörigen 
Gebiete einlaffen, es wäre eine geringe Mühe, aus ihrer Gefhichte folgenreiche 
Greigniffe in Menge hervorzuheben. Davon kann bier feine Neve fein. Was aber 
den Stamm als foldhen betrifft, fo darf nicht unbemerkt bleiben, wie man in ben 
felben zuerft bereitS in ven Zwanzigerjahren des breizehnten Jahrhunderts ſich 
daran machte, das damalige Rechtsgebiet in einem großen ſchriftlichen 
Ganzen darzuftellen, dem fogenannten Sachſenſpiegel, einem deutſchen 
Boltsbuche größter und trefflichfter Wirffamfeit, fo daß im Bande III ©. 322— 334 
bei dem Berfaffer, dem fähfifchen Schöffen Eife von Repkow, gefagt werben fonnte, 
er babe fih, aller Hilfsmittel der Wiffenfhaft beraubt, doch mit einer ſtaunens 
werthen Geiftestraft des feiner Zeit und feinem Volke angehörigen Rechtsſtoffes be- 
mädtigt, und ihn mit folder Meifterfhaft vargeftellt, daß fein Werk eben fo raſch 
als nachhaltig als eine wahrhaft nationale That, als ein größter Dienft für unſer 
deutſches Vol in den weiteften Kreifen empfunden wurbe. Noch im Laufe des er- 
wähnten Jahrhunderts wurde der Sachſenſpiegel vielfach eigentlich nicht anders denn 
als ein Geſetzbuch gebraudt. Er hat Jahrhunderte hindurch biefes Anfegen behauptet, 
und felbft die Unterbrüdung des deutſchen Rechts durch das römiſche ſiegreich 
überbanert. 

Welche weltgefhichtlihe Rolle ſodann dem ſächſiſchen Stamme bei der viel- 
feitigen geiftigen That des fehszehnten Jahrhunderts, der Reformation und 
ihrer Begleitung zufiel, bevarf keiner befonderen Ausführung. Was nament- 
ih vie Geftaltung der damals an einem Hauptwendepunfte befind- 
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lihen beutfhen Verhältniffe anlangt, fo greift eine früher angeftellte Be- 
trahtung®) hier ganz entſchieden Plat. Wenn man bedenkt, wie gewaltig das erfolg- 
reihe Ringen nach religiöfer freiheit und kirchlicher Verbefferung auch auf dem 
politifhen und focialen Gebiete das Gefühl der vorhandenen Schäden, das Drän« 
gen nad rafcher und burchgreifender Abhilfe wach rief, wenn man ſich erinnert, 
wie damals dur halb Deutfhland über ein Jahr lang die ganze Bauernſchaft 
unter ven Waffen ftand, bereit, nicht nur an Grundherrn und Prälatur, fondern 
auch an die Landeshoheit Hand anzulegen und den freien Schweizern es nachzu— 
thun, wie bie Städte ſchwankten, und die Ritterfhaft unter Franzens von Gidin- 
gen friegerifher Leitung nnd durch Ulrichs von Hutten Feder in gleicher Richtung 
voran drängte, wenn man beachtet, wie nody um 30 Jahre fpäter in den phan= 
taftiihen Projekten‘ Wilhelms von Grumbach und Johann Friedrihs von Sad 
fen die gleihe Grundidee vurchzudt, fo läßt fi die Frage wohl aufwerfen, ob 
nit damals das deutſche Königthum, gehoben und getragen durch die vereinigten 
Kräfte der Ritterſchaft, der Städte und der Landgemeinden, die freilih ſchon faft 
im Sattel figende Landeshoheit ftürzen, und ſich an veren Stelle fiegreich zu neuem 
Glanze hätte erheben können. 

Uebrigens nicht allein auf dem vaterlänvifchen Boden fehen wir den ſächſi- 
[hen Stamm fi kräftig an allen wichtigen Angelegenheiten betheiligen, auch in 
feinen Berpflanzungen zwingt er ung Achtung ob, Aus dem äußerſten Sadjjen- 
lande im Norden gefchahen Ueberfienlungen in füblichere Gegenden in früherer wie 
in fpäterer Zeit. Bon ver PVerpflanzung einer Schaar Nordalbinger und ihrer 
Nachbarn auf dem gegenüber liegenden Elbufer durh Karl den Großen berichtet 
Eginhart. Daß iu Oftfranten Nordalbinger Site erhielten, zeigt eine Güterbeftä- 
tigungsurfunde für die Kirche Würzburg vom Kaiſer Otto aus dem Jahre 996. 
Holtfaten zogen unter Heinrih IV. an den Harz. Keine Anſiedlung aber hat 
größere Bedeutung erlangt, als die im Südmweften von Siebenbürgen. 
Es umfaßt diefes Sahfenland drei Bezirfe, nämlid an der Aluta oder Alt das 
Altland mit des ganzen Landes Hauptftabt Hermannftadt und Reps, am Maros 
das Waldland mit den Städten Reismarft und Broos, am großen Kofel das 
Weinland mit den Stäbten Schäsburg und Medjaſch. Politiſche Geltung erhielt 
biefes Gebiet, ald unter König Geyſa Il., wahrfcheinlich im Jahre 1043, durch Zu- 
fiherung befonderer Freiheiten begünftigt, zahlreiche Kolonien in der verödeten Ge— 
gend zwiſchen der Aluta, dem Maroſch und dem großen Kokel angefiedelt wurden. 
Es beftanden diefe Freiheiten, wie aus der vom König Andreas IT. im Jahre 
1224 ausgeftellten Urkunde zu erfehen ift, hauptſächlich darin, daß fich dieſe beutfche 
Devölferung 1) ihren Orafen jelbft wähite, nicht minder 2) ihre Priefter beftellte, 
deren Haupt — ber Probft von Hermannftant — nicht unter dem Bifchofe von 
Siebenbürgen, fondern unmittelbar unter dem Papft ftehen follte, weiter 3) daß 
bie Koloniften nicht mehr als jährlich 500 Mark Silber an die königliche Kammer 
zahlten, und vafür von allen anderen Laften befreit waren, ferner 4) daß fie 500 
Mann zur Vertheivigung des Landes ftellten, bei auswärtigen Kriegen nur 100, 
wenn ber König felbft, eder 50, wenn ein anderer ven Oberbefehl führte, fodann 
5) daß fie freien Handel durd ganz Ungarn treiben durften, endlich 6) jedem 
Fremden den Erwerb von Grundſtücken in ihrem Gebiete zu verfagen bereditigt 
waren. 


2) Im Bande ILS. 763, 
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So ſehen wir den ſächſiſchen Stamm nach verſchiedenen Seiten Leben und 
Krafı entfalten. Nur noch zwei Gegenſtände mögen zum Schluſſe ins Auge ge 
faßt werben. 

Bas das ſächſiſche Recht anlangt, fo war von feiner trefflihen fhriftlichen 
Bearbeitung durch Eife von Repkow in den Zwanzigerjahren des breizehnten Jahr« 
hunderts bereits die Rede. Schnell gab aud der Sachſenſpiegel Beranlaffung zur 
Abfaffung anderer zunächſt auf das Recht im nörblihen und mittleren Deutſchland 
bezüglider Schriften, wovon oben im Bande III ©. 331 gehandelt worben. Wich- 
tig aber für die geſammte deutſche Nechtsbildung warb er insbefondere auch deß— 
halb, weil er zunädft die Form gewährte, wonad feine dem ſächſiſchen Rechte ent- 
nommenen Säge für das nichtſächſiſche Rechtsgebiet nad den dafelbft geltenven 
Örundfägen im Deutfchenfpiegel und namentlih im Schwabenfpiegel umgearbeitet 
wurben. Borzugsweife zwei große Gruppen fächfifchen Rechts treten vor den übri« 
gen entgegen, das magdeburgiſche und das lübifche Stadtrecht, welche vielfach aud) 
auf die Ausbildung der Landrechte einmwirkten. Waren ja aud gerade in Magpe- 
burg und Lübeck ebenfo berühmte als thätige Schöffenftühle. Wie fehr auch ver 
fähfifche Stamm an feinem Rechte hielt, beweist einmal ſchon die einmüthige Ent- 
rüftung, mit welder Magveburgs Bürgerfhaft den fühnen Angreifer des Sadjen- 
fpiegelds — ren Auguftinermönd Johann Klenfot — verfolgte, und die hödhften 
Behörden der mächtigen Metropole alle Städte und Herren des Sachſenlandes 
zur gemeinfamen Abwehr des Frevels an ber väterländifhen Sache aufforberten, 
und das in einer Zeit, da die meiften der in Frage ftehenden Güte bereits nahe 
daran waren, von felbft dem veränderten Leben zu erliegen over wenigftens ihre 
innere Bedeutung zu verlieren, ſodann aber ganz wefentlich bie offenkundige That- 
ſache, daß das römiſche Recht gerade in den nichtſächſiſchen Ländern größere Ber- 
breitung finden fonnte als in denen des ſächſiſchen Rechts. 

Was endlih die Sprache des fähfifhden Stammes) betrifft, 
als teren älteftes Denkmal früher fehon das Gedicht vom Heliand bemerft worden 
ift, fo gehen die eigentlich niederfächfifche oder küſtenländiſche und die weftfälifche oder 
binnenländifhe Mundart mannigfadh in einander über. Entſchieden niederſächſiſch 
wird im Norden und Often der Elbe geſprochen, entſchieden weitfäliih im Weften 
ver Wefer. Als Unterfheidungszeichen laſſen ſich die ſchriftdeutſchen Laute 1 und 
ü wählen, welche nieverfähfiih & und 6, weftfälifh ei und au lauten, alfo das 
ſchriftdeutſche Wort Dieb oder lieb oder fließen —= D£f, lEf, Nöten niederfächfifch, 
und — Deif, leif, fleiten weſtfäliſch, ſodann das ſchriftdeutſche Wort Buch oder 
Fuß oder rufen = Bök, Föt, röpen niederfähflfih, und Bäuk, Fäut, räupen 
weitfäliih. Auch die Fürwortdendungen mir und mid können als entſcheidendes 
Kennzeichen gelten, welche niederſächſiſch oder Füftenländifh mi und bi, weſtfäliſch 
oder binnenlänbifch met und def lauten. Ueber die genauere Grenze der beiden 
Mundarten bemerkt Dr. Grote, fie liege von Hannover ab gegen Bremen zu unge- 
fähr zwifhen Nienburg und Hoya, während fie gegen Hamburg zu faft mit ber 
Waſſerſcheide des Elbe- und Wefergebietes Tongruire, welche überhaupt, obgleich fie 
nur in eine völlige Ebene fällt, doch ſeit Jahrhunderten mande Eigenthümlichkeit 
ſcheidet, wie fie denn auch in numismatifcher Hinficht die Grenze zwifchen ver Gro— 
ſchen⸗ und Schillingsrehnung bildet, wie fie von 1130 bis ungefähr 1430 bie 
Grenze zwifhen ver Denar- und Braftentenmünze bildete. Nad einer weiteren 


6) Bol. Bernhard ’s Sprachkarie von Deutichland, 
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Mittheilung ſcheint die geographiſche Lage der beiden Mundarten in Pommern, 
wenn man zunächſt das Landvolk ins Auge faßt, von Weſten nach Oſten im Gan- 
zen folgende zu fein: Auf einem großen Theile ver Infel Rügen und auf einem 
Striche des Feſtlandes, der von Barth über Greifswald bis mindeftens in den 
Lieperwintel auf Uſedom reicht, herrſcht die weftfälifhe, in einem andern Theile 
Rügens, in Altpommern, und öſtlich der Over bis an die Madue und an bie 
nördliche Ihne, deögleichen bei den Fluß- und Seeſchiffern biefer Gegenden, vie 
nieberfächfifche. Bon Pyritz, Stargard, Gollnow, Camin, öftlih hinauf ift lauter 
binnenländiſche Mundart, deren Härte und Schwere je nörblider und öftlicher 
befto fühlbarer wird, fo daß — mie ein hinterpommerfher Beobachter ſich aus- 
drüdte — zulegt die liebe Sprache ihm wie eine gute, fette, watſchelnde Rügen— 
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I. Statiftit. !) 

I. Das Land. Das Königreih Sachſen, welches abgefehen von einigen 
Heinen, in Thüringen nahe ber Grenze gelegenen Enklaven ein abgefchloffenes Ge— 
biet hat, umfaßt 271,913 Duabratmeilen, in der Orundgeftalt eines rechtwinkligen 
Dreieds, deſſen phyſikaliſcher Schwerpunkt in Freiberg liegt und deſſen Weft- 
grenze durch den DOftkreis des Herzogthums Sachen » Altenburg ausgebudtet er— 
ſcheint. Es bildet die ſüdöſtliche Sektion eines natürlichen Terrainabfchnitts, wel- 
hen das, zugleih Thüringen und den füplichen Theil der preußifhen Provinz 
Sachſen umfaffende, zwifchen dem Erz: und Laufiger Gebirge, dem Franfen- und 
Thüringer-Walde, dem Eichfeld und Harz, und ver Waflerfcheide zwifchen Elbe 
und Spree liegende Viereck mit dem Centrum Leipzig barftellt. 

In politifcher Beziehung zerfällt das Land in vier Regierungsbezirke: ben 
Budiſſiner, Dresvener, Leipziger und Zwickauer. Diefelben Bezirke, deren jedem 
eine Kreisbireftion für die innere Verwaltung vorfteht, find zugleih Appellations- 
gerichtsbezirke und (mit einer geringen Verſchiedenheit) Steuerkreife für die direkten 
Steuern. Andere Eintheilungen des Landes find für die Verwaltung der inpireften 
Steuern, für das Forftmefen, vie Rentämter u. ſ. w. vorhanden. Die ältere, vor 
1835 beftanbene Eintheilung in vie Oberlaufig und die Erblande, welche letztere 
in vier Kreife (den Meifiner, Leipziger, Erzgebirgiſchen und Voigtländiſchen) zer 
fielen, bat jett bezüglich der Erblande nur noch für die Wahlen ver ritterfchaft- 
lichen Landtagsabgeorbneten und bie Kreisftände Bedeutung, während in der Ober- 
faufig gewiſſe beſondere Provinzialverhältniffe beftehen. (S. unten Staats- 
verfaffung). 

I. Das Bolt. Die Bevölferung Sachſens beträgt nad der Zählung vom 
3. Dec. 1861: 2,225,240 Seelen; darunter 53,976 Wenden, Dem religiöfen 
Bekenntniß nach gehört tie weit überwiegende Mehrzahl: 2,175,392, dem evan- 





M Zeitfehrift des ftatiftifchen Bureaus des k. ſächſ. Minifterium des Innern, Leip. 1855 ff. 
(zugleich der Leipz. Zeitung beigegeben). — Staatöhandbud für das K. Sachſen, 1863. 
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gelifch-Iutherifchen Bekenntniſſe an. Hiernähft find 41,363 (davon 24,362 in ber 
Dberlaufig) Katholifen, 4515 Reformirte, 1722 Deutſch-Katholiken, 460 Griechiſch- 
Katholifhe und 233 Anglitaner. Israeliten find 1555, faft ſämmtlich in Dresden 
und Leipzig. — In den Städten (an welden Sachſen außerordentlich reich ift) 
— jest 142 — leben 819,621 ober faft 370/,, auf dem Sande 1,405,619 ober 
über 630%), der Gefammtbevöälferung. 

An Dichtigkeit der Bevölkerung übertrifft Sachſen alle veutfhe Staaten 
(mit Ausnahme der freien Städte): fie beträgt 8185 auf die Quadratmeile und 
fommt fomit der Belgiens (von 8700) am nädften. 2) — Auf die 3800 Drt« 
fhaften kommt im Durdfchnitt eine Bevölkerung von 585 Seelen; auf 236,419 
Wohngebäude eine folhe von je 9,4 (in den Städten 14,1 — auf dem Lande 
7,9) Seelen. Im Erzgebirge ift die Durchſchnittsbevölkerung eines Ortes mehr 
als doppelt fo groß als in einem ver übrigen Landestheile. 

Die Bevölkerung Sachſens ift feit 1834 bis 1861 um 39,45 Procent ge- 
fliegen. Ein» und Auswanderung wirfen auf den Bevölferungsftand verhältniß- 
mäßig wenig ein. Trog ber dichten Bevölkerung hat Sachſen im legten Triennium 
beinahe boppelt fo viel Einwohner durd Einwanderung gewonnen, als durch Aus: 
wanberung verloren. 

II. Bodenverhältniffe Drographifch betrachtet zeigt Sachſen eine 
ziemlih gleihmäßige Abvahung von Süden nad Norben. An der Südgrenze er- 
bebt ſich weftlih von der Elbe das laufiger Gebirge zu einer durchſchnittlichen 
Höhe von 1500—1800 Fuß und einer Länge von 4—5 Meilen, öſtlich das Erz- 
gebirge mit einer Kammböhe von 2000 bis über 3000 Fuß (höchſter Punkt in Sachſen: 
der Fichtelberg mit 3708 par. Fuß) und einer Länge von 18 Meilen. Zwifchen 
beiden liegt das eigenthümliche 4—5 Meilen lange Elbfandfteingebirge. Der Abs 
fall des Erzgebirges ift ein allmäliger und erreicht erft in 5—6 Meilen eine 
Tiefe von 1000 —1500 Fuß, nörblid Hiervon zeigt fi in dem ſächſiſchen Mit- 
telgebirge eine ſchwache, von Glauchau nah Lommatzſch dem Erzgebirge parallel 
laufende Wievererhebung und abermals 4 Meilen davon nörblid, eine gleiche 
noch ſchwächere in dem Oſchatzer Gebirge. Diefe 3 Höhenzüge bilden zwiſchen ſich 
zwei Baffins, deren oberes, das erzgebirgifche, die Lagerſtätte der reihen Gtein- 
fohlenflöge ift. — Das laufiger Gebirge ftellt fi als eine Mafje von Kegelbergen, 
ohne ausgebildete Thäler dar; das Elbfanpfteingebirge endlich zeigt eine wirre Maffe 
taufendfach zerflüfteter und von tiefen Gründen burchfegter Wände, Säulen und 
Bergkegel, deren romantifhe Schönheit ihnen den Namen „Sächſiſche Schweiz" er- 
worben hat. In geognoftifher Hinficht ift das Erzgebirge gneifig-granitiih, das 
laufiger granitifch- bafaltifh, vie vorherrfhende Formation des erzgebirgifhen Baf- 
fins ift das Rothliegende mit dem Steinfohlengebirge. Das ſächſiſche Mittelgebirge 
erfcheint in der Hauptfadhe als eine Granulitmaffe, während das Oſchatzer Gebirge 
aus Grauwacke befteht, das zwiſchen beiden liegende nördliche Baffin ift meiften- 
theils von einer Porphyrmaffe gefüllt. Das eigentliche Tiefland befteht größten» 
theils aus Alluvium; in dem norbweftlihen und dem füpöftlichen Theile des Lan— 
bes zeigt fih Braunfohlenformation. 3) 


2) Bor der Tbeilung 1815 hatte Sachfen auf einem Areale von 639 Quadratmeilen unge 
fähr 2 Millionen Einwohner (4420 auf die Duadratmeile); nach der Theilung auf nur 272 
Ouabdratmeilen 1,200,000 Einwohner. fo daß fi die Bevölkerung feitdem um eine volle Million 
— Ys mehr alö ter damalige Verluft betrug — vermehrt hat. 

) Naumann, Geognoftiihe Karte, und desfelben Geognoflifhe Skizze von Sachen 
in @elnig, Gäa von Sad. Dreöden, 1843, 
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Die fliegenden Gewäſſer Sachſens ergießen fi, mit Ausnahme eines Heinen 
Gebietes an der Grenze der Laufig, durch die Elbe in die Nordſee; von bem Ge: 
ſammtgebiet ver legtern fommt ungefähr der zehnte Theil: 260 Duapratmeilen, von 
bem 124 Meilen langen Lauf verfelben nur der achte Theil: 15 Meilen auf Sad: 
fen. Der zweitgrößte Fluß Sachſens, die (flößbare) Mulde hat bei ihrem Austritt 
aus Sachſen ein Gebiet von nur 2 Meilen Breite, welches fi aber nach ihrem 
Duellgebiete im Erzgebirge zu fächerförmig bis zu einer grablinigen Ausdehnung 
von 13 Duabratmeilen erweitert; die beiden Quellarme der Mulde, welche vie 
Zwidauer und Freiberger Mulve bilden, vereinigen ſich erft nad) einem 17, bez. 
131/, Meilen langen Laufe. Der Hauptnebenfluß der Mulde ift die Zſchopau. 
An der Weitgrenze Sachſens zieht fi die, in die Saale mündende weiße Elfter 
bin. Deftlih von der Elbe berühren die ſchwarze Elfter, die Spree, die Neiße 
Theile Sachſens. 

Ueber das Klima Sachfens liegen folgende Durchfchnitte zehnjähriger Bes 
obadhtung vor: 


Meereshöhe. Barometer. Thermometer. Regenmenge. 


Dresven 360° yzugen + 9,820 C. 21,28. 
Leipzig 370° azugen + 10,340 — 
Freiberg 1232 269 + 7,740 26,04, 
Oberwieſenthal 2777 2630 + 4,740 28,91. 


(Ein vorzügliher topographifher Atlas des K. Sachſen ift von dem Direftor 
der Militärplanfammer, Generalmajor von Oberreit, bearbeitet, 1860 vollendet. 
Einen phyfifalifceftatiftiihen Atlas hat H. Lange in 12 Karten mit Text, Leipzig 
1860, 61 herausgegeben.) 

IV. Güterverhältniffe. Was zunädft ven Landbau anlangt, fo 
vertheilt fih das probuftive Areal des Landes an 2,632,000 Adern bvergeftalt, 
baß 1,344,474, mithin über 500/, Aderland, 301,550 Wiefen 56,168 Weiden, 
76,024 Gärten, 3080 Weinberge, dagegen 827,226 Ader Wald, 3121 Gtein- 
brüche, 20374 Teiche find, 

Rüdfichtlich ver Theilbarfeit des Grundeigenthums ift zwifchen Nittergütern 
und fog. gefchlofienen, d. h. Ein Steuerobjelt bildenden einerfeits und zwifchen 
ſtädtiſchen, Gemeinde, und fog. walzenvden Grundſtücken andererfeits zu unter 
ſcheiden. Letztere können unbefhränft getheilt werben, von erfteren aber darf nad) 
dem Gefeg vom 30. Nov. 1843 in ver Regel nur fo viel abgetrennt werben, daß 
minbeftens 3/, der auf Grund und Boden baftenden Steuereinheiten verbleiben. 
Gemeinheitstheilungen, d. h. Theilung gemeinſchaftlich benugter ländlicher Gemeinde 
grundftüde, und Ablöfungen von ©ervituten und andern Laften erfolgen auf ein: 
feitigen Antrag (Provokation) nad dem Gefeg v. 17. März 1832 und mehreren 
Nahtragsgefegen. Diefe, fowie das Geſetz über Zufammenlegung des Grund» 
eigenthbums vom 14. Juni 1834, an deſſen Stelle jegt ein Gef. v. 23. Juli 
1861 getreten ift, und welches den Austaufd der Grunpftüde verſchiedener Defiger 
behufs Herftellung einer zufammenhängenden Wirtbfhaftsflähe nad Majoritäts- 
beſchluß der betheiligten Grunpftüdsbefiger geftattet, haben der fächfifchen Land— 
wirthſchaft bedeutenden Auffhwung gewährt. Nächſtdem dient zur financiellen Ber- 
mittelung der Ablöfungen die Landrentenbant, welder in ven 28 Jahren, 1834 
bis zu ihrem Schluffe 1861, ein Gefammtbetrag von 1,142,512 an Jahresrenten 
überwiefen worben find; das bezügliche nominelle Aktienkapital betrug nad) Ab» 
rechnung der inmittelft wieder abgezahlten Jahresrenten Michaelis 1861 noch unge: 
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führ 25 Millionen Thaler. Ihr angefchloffen ift feit 1862 die Landeskultur⸗ 
rentenbanf, welche zur Erleichterung größerer Unternehmungen für Landeskultur- 
zwecke, zunächft zur Vermittelung von Borfhüffen auf Wafferlaufberichtigungen, 
Be- und Entwäfferungsanlagen dient. Diefe legtern find durch das Gefeß vom 15. 
Aug. 1855 erleichtert, welches aud die Bildung von Genoffenfhaften zu dieſem 
Zwede orbnet, jedoch zur Zeit wegen der Schwierigkeit der Vorarbeiten noch nicht 
Erfolge in größerem Maaße erzielt hat. Außerdem dienen zur Förderung der Rand» 
wirthſchaft ſowohl mehrere befondere Lehranftalten, als auch die landwirthſchaftlichen 
Vereine 4) und der dem Miniſterium als berathendes Organ zur Seite ſtehende 
Landeskulturrath. 

Bei dem eigentlichen Aderbau iſt ver Leipziger Regierungsbezirk am meiſten, 
ver Zwidauer am wenigften betheiligt; in jenem nahm der Aderboven bei Ein— 
führung des neuen Grundſteuergeſetzes (1844) faft 620/,, in biefem nur 403/,0/, 
bes Gefammtareald ein. Bon der gefammten Aderfläche waren ungefähr 580/, bem 
Anbau der eigentlichen Getreivearten, 10%/, dem von Kartoffeln, 170/, dem von 
Klee, Gras u. f. mw. gewidmet. Der Gejammtertrag einer Iahresernte an Ge- 
treide und Kartoffeln war in den Jahren 1856—60 auf 18,356,223 Gentner 
Roggenwerth zu ftellen und ber Geldwerth auf 53,619,454 Rthlr. anzufchlagen. 
Der Ertrag war in dieſer Periode auf den Ader 12,4 Scheffel Waizen, 12,7 
Roggen, 15 Gerfte, 20 Hafer, 91,6 Kartoffeln. Doch wirb nur in den beften 
Jahren der Nahrungsmittelbevarf des Landes (pr. Kopf ungefähr 51/, Eentner, 
Roggenwerth) durch die Ernte gededt und Sachſen bevarf durchſchnittlich einer 
jährlihen Zufuhr von 1,800,000 Eine. — Der Weinbau gehört faft ausfchließ- 
ih den Elbeufern zwifhen Meißen und Pillnig an; in den 25 Jahren, 1834 bis 
1858, famen auf 1600—1700 Ader mit Wein beftellter Flähe etwa 23,000 Ei— 
mer Jahresdurchſchnitts⸗Ertrag. 

Die Biehbzudht, meift mit dem Feldbau verbunden, hat ſich neuerbings 
gleichsfalls meiltentheils fehr gehoben. Man zählte 1861 ungefähr 99,000 Pferde 
(in. 3350 Militärpferbe) 9) 638,500 Stüd Rindvieh, 372,000 St. Schaafe, 
270,500 St. Schweine, 91,000 Ziegen, 51,000 Bienenftöde. Die Schafzudt ift 
zu Folge der Abſchaffung der Hutungen und der wachſenden Konkurrenz; ausländi- 
her Wollen neuerlich fehr berabgegangen und beträgt jest faft nur ein Drittheil 
des Beftandes vor ungefähr 100 Jahren. Schlachtvieh wird übrigens neuerbings 
vielfah aus Ungarn, Pferde und Melkvieh aus den Norbfeeländern eingeführt. 

Bon Wild fommt Roth- und Schwarzwild nnr in größeren Wäldern und 
Wildparks vor; überhaupt hat fih die Quantität desfelben in neuerer Zeit ver- 
mindert. Die Jagdrechte auf fremden Grund und Boden, melde durch bie 
beutfchen Grundrechte 1849 aufgehoben wurden, find zwar durch Geſetz v. 25. 
Nov. 1858 zurüdgegeben, aber zum größten Theil (5692 von 5832 Jagbredten) 
abgelöst worden. Die eigne Ausübung der Jagd ift aber nur den vor bem 2. 
März 1849 ſchon berechtigt gewefenen, fowie den Beſitzern von mindeftens 300 


4) Die Vorfteher und Abgeordneten aller Rofalvereine in je einem der 5 bierfür beftimmten 
Kreife des Landes bilden einen Kreisausſchuß; diefem fteht ein Kreisvorftand und ein befoldeter 
Kreisfefretär vor; für dad ganze Rand fungirt, zugleich ald Referent für landwirthſchaftliche An- 
gelegenheiten, ein Generalfekretär. 

5) Zur Unterftüßung der Pferdezucht dient die mit dem Landftalamt zu Morigburg vers 
bundene Befchälanftalt, von welcher 1856/60 jährlich durchfchnittlih 71 Beſchäler auf bie 
Stationen audgefendet und von diefen 1250 Fohlen erzeugt wurden. 
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Adern zufammenhängender Iagrflähe geftattet, andere und Heinere Grundſtücke 
müffen ſich zu einem Jagdbezirke vereinigen, der die Jagd durch einen verpflichte- 
ten Jäger ausüben laffen over fie verpadhten muß. 

Der Wald, von weldem 264,865 Ader (ungefähr 26 Quadratmeilen) 
oder ungefähr 1/, des geſammten Beftandes dem Staate angehören, ift am aus— 
gevehnteften im Zwickauer, nächſtdem im füplichen Theile des Drespner Regierungs- 
bezirks; das Verhältniß des Hochwaldes zum Niederwald ift fehr verfchieden: im 
Gebirge (Zwidauer Reg. = Bezirt) 16:1, im Leipziger Reg. = Bezirk 1:55/,. Der 
größte Theil ift Nadelwald. Der Holgertrag der fählifchen Forften Tann auf wenig- 
ſtens 600,000 Klaftern und 3 Millionen Thlr. Geldwerth abgefchägt worden. 

Der Bergbau 6), zwar der ältefte berühmte Zweig der fähfifhen Volkswirth— 
haft, welhem das Erzgebirge Namen und Anbau verdankt, ift gleihwohl foweit 
er auf Metalle, namentlich auf Silber geht, in neuerer Zeit fehr an Ertrag zurüd«- 
gegangen, wogegen ver Kohlenbergbau an Bedeutung ſowohl binfichtlic des Ver— 
kaufswerths als ber Zahl der darin befchäftigten Arbeiter, ſehr beträchtlich geftie- 
gen ift. Der Metallbergbau ift Regal, jedoch die Auffuhung und Gewinnung 
der Metalle frei gegeben, unter Erfüllung ver gefeglichen Bedingungen : bergamt- 
lihe Ertheilung des Rechts zum Schürfen, Berleihung des Grubenfelvdes, Ent— 
rihtung der Bergwerksabgaben (Grubenfelpfteuer von quartaliter 3 bez. 5 Nor. 
pr. Manfeinheit von in der Negel 1000 Quadratlachter, ferner 50/, vom Rein⸗ 
ertrage, bei Gold und Silber noch 3%/, vom Rohausbringen) und Betrieb bes 
Bergbaues unter polizeiliher und volfswirthfhaftlicher Auffiht der Bergämter. 

Im Jahre 1861 waren beim Metallbergbau 394 Beragebäube (davon 21 dem 
Staate und Revieren, 250 Gewerkſchaften gehörige) im Gange, und 10,764 an= 
fahrende Mannſchaften; das Silberausbringen, hauptfählih im Freiberger Reviere 
beirug von 453,670 Gtr. Liefererz 54,900 Pfund Silber, 98,300 Etnr. Blei; 
bad Zinnausbringen 3013 Gtr., das Ausbringen an Eifen ungefähr 814,000 
Ctr. Eifenftein; außerdem wirb noch namentlich Nidel und Kobalt gewonnen. Der 
Geldwerth des Gefammtausbringens im Jahre 1861 war ca. 1,795,000 Thlr. 
— Auf den Eifenhütten waren in demfelben Jahre 1876, auf andern Hütten- 
werfen 1000 Arbeiter befhäftigt: ver Gefammtwerth der Eifenhüttenproduftion 
betrug 1,378,800 Thle. — Der Staat umterftütt das Berg: und Hüttenmefen 
abgefehen von den betreffenden Lehranftalten, theils durch Grubenvorſchüſſe, Zu- 
Ihüffe zu den gewerfichaftlihen Gruben, Abgabenerlaffe und Aequivalente für 
frühere Steuerfreiheiten, theils durch Anlegung fislaliſcher Stoln, unter denen 
beſonders der in einigen Jahren zu vollenvende, auf 11/, Millionen Thlr. Koften 
veranſchlagte Rothſchönberger oder tiefe Elbftolln zu nennen ift. Für die Verar— 
beitung ber ausgebrachten Silber-, Blei: und Kupfererze in den Silberhütten be- 
fieht die Generalſchmelzadwiniſtration zu Freiberg. 

Der Kohlenbergbau 7) auf 8 Steinkohlenwerken (theild im Chemniß- 
Zwickauer Baffin, theils im Plauenfhen Grunde bei Dresven) und 157 Braun— 


6) Jahrbuch für den Berge und Hüttenmann, von der k. Bergakademie zu Freiberg 
herausgeaeben. 

7) Eine geoanoftifhe chemiſch-techniſche und ftatiftiihe Monographie von Geinig, Stein, 
Hartig und Köttig „die Steinfohlen des KR. Sachſen“ murte im Nuftrage des Minifterium 
des Innern bearbeitet und Leipzig 1855—60 veröffentlicht. Das topograpbifhe Bureau des 
Beneralftabes gab eine Weberfichtäfarte des Erzgebirgiſchen Steinfohlenbaffins in 7 Sektionen 
heraus, welche 1863 beendigt wurde, 
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fohlenwerken (Leipziger und Zittauer Baſſin) ergab 1861 ein Ausbringen von 
über 24 Millionen Etr., im Werthe von 3,600,000 Thlr. und bejhäftigte 600 
Beamte und 14,800 Xrbeiter. Ein großer Theil diefer Kohlen wird in das Aus- 
land ausgeführt (nah Bayern, Würtemberg u. f. w. allein über 3 Millionen 
Gtr.); dagegen wurden aud ca. 2 Millionen Etr. Stein» und Braunfohlen aus 
Böhmen auf der Elbe eingeführt. — Außerdem beftehen Steinbriihe auf Sand- 
ftein, Granit und Syenit, Borphyr, Schiefer ꝛc. Die Ziegeleien producirten 1854 
gegen 100 Mill. Ziegel und Drainröhren. 

V. Das Gewerbswefen ruht nah tem Gefeß vom 15. Dft. 1861 
auf dem Princiv der Gewerbefreiheit ; jedoch find einige Gewerbe aus ficherheits- 
polizeilihen Gründen von Konceffionen abhängig, andere unterliegen theils ort3- 
polizeiliher Regelung, theils eventuell einem Widerſpruchsrechte der Benachtheilig- 
ten ; der felbftändige Gewerböbetrieb erfordert in der Regel ein Lebensalter von 24 
Jahren. Die Zuziehung von Gemwerbsgehülfen ift unbefchränft geftattet, vie von 
Kindern jedody außer dem Haufe in ber Regel nur vom 10. (von 1865 an vom 
12.) Lebensjahre an, und zwar big zum 14. Jahre nicht Über 10 Stunden täg- 
ih. Gewerbögehülfen können zum Beitritt zu Unterftägungsfaffen angehalten wer- 
den; Innungen beftehen ohne Beitrittszwang als Genoſſenſchaften felbftändiger Ge- 
werbtreibenver. Zur Bertretung des Handels: und Fabrikſtandes find 5 Handels- 
und Gewerbekammern gebildet, außerdem können Gewerbegerichte als Schiebs- 
gerichte zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſowie als Polizei » Strafbehörde 
in gewiffen gewerblidien Angelegenheiten gebildet werden. — So weit ſich feit 
dem kurzen Beftehen ver jegigen Regelung der gewerblichen Berhältniffe urtheilen 
läßt, ift diefelbe den legteren fehr fürberlih; doch find noch nicht alle Schwierig« 
feiten der Uebergangsperiode überwunden. Für Bildung von Gewerbgerichten zeigt 
fi in einigen Bezirken wenig Intereffe. 

Die Fabrikinduftrie, welcher der Auffhwung des Kohlenbergbaues fowohl Un- 
abhängigfeit von den Waſſerkräften als auch größere Koncentration, hiernächſt vie 
Erweiterung des ſächſiſchen Eifenbahnneges wefentliche Erleichterungen des Abjat- 
und Zufuhr-Berfehrs gebracht hat, ift namentlich in ven Bereihen der Baummollen- 
und Wollen - Weberei und Spinnerei, ferner der Strumpfwirkerei, Spigen- und 
Pofamenten » Fabrikation, hiernächſt der chemiſchen und pharmaceutifhen Produfte 
bedeutend. Es gab in Sachſen 1855/56 1973 Fabrif- und Fabrikverlagsgefchäfte 
mit einem muthmaßlihen Gefhäftsumfage von 52 Millionen Thalern, wovon 
über 1/, auf die Weberei, ein zweites Drittel auf die übrigen obengenannten 
Zweige ausfhließlih der chemischen Produfte kommen. Bis’ zum Gteuerjahr 
1860/61 war obige Gefammtzahl auf 2510 geftiegen. — Eine bejonders zu 
erwähnende Branche bilden die Buche, Stein-, Stahlvrudereien und verwandten 
induftriellen Etabliſſements, deren Hauptfig Leipzig iſt. Es gab 1856 in Sachſen 
110 Buchdruckereien mit 365 Preffen, welche auf 1900 Perfonen befhäftigten. 

Bon den handwerksmäßig betriebenen Gewerben find zwar die Mehrzahl nur 
für den örtlihen Bedarf, einige aber aud), wie 3. B. die Schuhmaderei in Pe- 
gau und Groitzſch, fürmliche Exrportgewerbe. Mande Probufte wie z. B. die ber 
Klempner und Bürftenmaher werden im Erzgebirge hausinduftriemäßig verfertigt. 
Man veranfhlagte 1856 die Gefammtzahl der innungsmäßigen Handwerke auf 
60,000 Meifter und 66,000 Gefellen, mit einem Gefammtverdienft von ungefähr 
17 Millionen Thalern. 

VI. Die große Bedeutung des Handels in Sadfen ift befannt, doch 
mangeln für die Schägung des Umfages in bemfelben bie näheren Unterlagen, 
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da Sachſen fein abgefchloffenes Zollgebiet hat. — Der Verkehr auf ven brei 
Leipziger Mefien ift innerhalb des Zollvereins ver ſtärkſte Meßverkehr. Ende des 
vorigen Jahrzehnds wurden demſelben jährlich durchſchnittlich 400,000 Etr. größten- 
theils aus dem Vereinsgebiet, zugeführt; die Meffen werben von ungefähr 3,500 
Handels und Fabriffirmen beſucht, unter welden 1000 ſächſiſche. 

VI. An Berfehrsmitteln der verfciebenften Art iſt Sachſen 
ſehr reich: 

1. Die Elbeſchifffahrt, welche bisher außer durch anhaltende niedrige Wafler- 
ftände und Sandbänke, insbefondere durch den Drud hoher Eibzölle litt, fieht 
einem noch größeren Aufihwung in Folge der am 4. April 1863 abgeſchloſſenen 
neuen Bereinigung ber Eibuferftanten entgegen, burch welche der Eibzoll ober» und 
unterhalb Wittenberge gänzlich aufgehoben und nur von den legteren Punkt paf- 
firenden Gütern ein viel geringerer Zoll erhoben wird. Zugleich werben bemfelben 
tie auf 31/, Millionen Thaler veranſchlagten Korreftionsbauten zu ftatten kommen, 
welche auf dem Landtage 1860/61 zur Nebultion der Breite der Elbe auf einen 
Durchſchnitt von 200 Ellen beſchloſſen worden find. Abgefehen von dem bedeuten» 
ven internen Verkehr, betrug der internationale Schifffahrtöverfehr auf der fächfi- 
ſchen Eibe 1861 gegen 2 Mill. Etr. ftromaufwärts und über 14 Mill, ſtromabwärts. 
— Den Perfonentransport auf der ſächſiſchen Elbe vermittelt die ſächſiſch- böhmiſche 
Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft. — Ein fchiffbarer Kanal ift der Grödler, welder 
oberhalb Niefa die Elbe mit der fhwarzen Elſter verbindet; bei Leipzig wird ein 
zweiter foldyer in Verbindung mit der Elſter angelegt. 

2. Landſtraßen in fisfalifcher Unterhaltung find größtentheild — gegen 400 
Poftmeilen à 7500 Meter — dauffirt, nur ein Meiner Theil — 86 Poftmeilen 
— nicht hauffirt. Sie ftehen gleih den, von Kommunen und Privaten zu unter- 
haltenden Straßen unter den Straßenbau: Kommiffionen. 

3. Das Poftwefen, welches bezüglih der Briefpoft in Sachſen Regal ift, 
(Boftgefeg vom 7. Juni 1859), übrigens fih aud vertraggmäßig über das Her- 
zogthum Sadhfen-Altenburg erftredt, umfaßte 1861 231 Poſtkurſe mit 384 ver- 
ſchiedenen Poften, mit welden allein nahe an 13 Millionen gewöhnliche Briefe 
befördert wurden. 

4. Sehr ausgedehnt und noch in größerer Erweiterung begriffen, ift das 
Eifenbahnwejen Sadhjens, welches Ende 1862 107 Meilen Eifenbahnen umfaßte. 
Hiervon find mehr als 2/, (74 Meilen) Staatsbahnen. Diefe zerfallen in zwei 
Komplere : a) die weftlihen Staats - Eifenbahnen, nämlich die ſächſiſch-bayriſche, 
(Leipzig Hof mit Seitenbahn nah Zwidau) welche zum Theil auch das Sachſen— 
Altenburgiſche Gebiet durchſchneidet, die obererzgebirgifche (Zwidau- Schwarzenberg 
mit Geitendbahn nad) Schneeberg), die niebererzgebirgifhe Chemnig-Riefa (mit 
Seitenbahn nach Gößnitz); b) die öftlihen Staats-Eifenbahnen, nämlich die jähfifch- 
böhmifche (Dresden-Bodenbach), die ſächſiſch-ſchleſiſche (Dresden-Görlitz) und bie 
Tharand⸗-Freiberger Staatseiſenbahn. Die Direktion der erſtern hat ihren Gig zu 
Leipzig, die der leeren zu Dresden. — Die Privatbahnen umfaflen nur 331/6 
Meilen, es find vie Leipzig-Drestner mit Zmweigbahnen nad; Meißen und Rö— 
derau, die gleichfalls von der letteren abzweigende Prieftemig-Orofenhainer Zweig» 
bahn, die Albertsbahn (Drespen-Tharand), die Löbau-Zittauer, Zittau-Reichenber- 
ger und Chemnig-Würfchniger (legtere für Kohlentransport); die letzteren brei find 
im Staatsbetrieb. Hierzu fommen noch zahlreiche fleinere Kohlenzweigbahnen bei 
Zwidan und im Plauenfhen Grunde. — Das Unlagefapital fir die Staatd- 
bahnen beliefen fih Ende 1861 auf 45,600,000 Rthlr. Auf den weftlihen Staats- 
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eifenbahnen nimmt der Steinfohlenverfehr eine hervorragende Stellung ein: er be- 
trug im Jahre 1861 14—15 Millionen Etr. Der Perfonenverkehr gewährte bei 
den Staatsbahnen über 280/,, bei den Privatbahnen über 310/, der Einnahmen. 
— m Bau begriffen ift die Chemnig-Annaberger Staats-Eifenbahn, ſowie eine 
Staatseifenbahn durch das öſtliche Voigtland nah Böhnen (Eger). Projektirt find 
mehrere Privatbahnen im Leipziger Regierungsbezirt, welche theils Chemnig in 
direfte Verbindung mit Leipzig, theils die an der Mulde liegenden Ortjchaften 
mit dem Eiſenbahnnetz in Verbindung fegen follen. 

5. Der Telegraphenverfehr ift zur Zeit lediglich in den Händen des Staats, 
obwohl im Gefeg vom 21. Sept. 1855 die Anlegung von Privatbahnen geftat- 
tet ift. Es waren 1862 27 Bereinstelegraphenftationen und 57 Eifenbahn- 
telegraphenftationen bem Verkehr eröffnet. Obwohl ver Tariffag für ben internen 
Verkehr fehr ermäßigt ift (gleihmäßig 8 Nor. für die einfache Depefhe von 20 
Worten), fo läßt derfelbe doch noch eine wefentlih ftärfere Benutzung wünſchen. 

VI. Bon allgemeinen volfswirtbfhaftliden Einrichtun— 
gen, bie jevod vorzugsmeife dem Handel und Verkehr dienen, ift der folgenden 
zu gedenken: 

Geldweſen. Nüdfichtlich des Münzweſens fteht Sachſen gegenwärtig in dem 
dur den Münzvertrag vom 24. Jan. 1854 hergeftellten Berbande mit den meiften 
andern deutfchen Staaten; als gefetliche Landesmünze gelten nur die Vereinsfilber- 
und Thalerfourantmünzen. An Papiergeld eriftiren Staatslaffenbillets in Ap- 
points von 1, 5, 10, 20 und 50 Rthr. im Betrage von 7 Millionen Thalern, 
außerdem einthalerige Scheine der Leipzig Drespner Eifenbahn im Betrage von 
1 Million, fowie das Papiergeld ver nadyftehend erwähnten Banlen. 

Maaß und Gewicht ift purd ein neueres Gefeg vom 12. März 1858 
georbnet, welches die frühere Mannigfaltigkeit auf ziemlid einheitliche Verhält- 
niffe zurüdführt, Gewichtseinheit ift das Zollpfund, die Decimaltheilung vesjel- 
ben für gewiſſe Zweige der öffentlihen Verwaltung ꝛc. obligatoriiy. — Maaßein- 
heit ift der Leipziger Fuß — 0,28319 franz. Meter; als Flächenmaaß die Qua— 
drat · Feſdmeſſerruthe (= 15 Fuß 2 Zoll, deren 300 einen Ader madhen); als Hohl« 
maaß für Flüffigkeiten die Dresoner Kanne (71,186 Kubikzoll, 1,8683 Pfund 
veftillirtes Waſſer von 15%,, Neaum. enthaltend), für Getreide per Dresdner Schefs 
fel (= 7,900 Kubikzoll). 

Banken. Es befteht vie Leipziger Bank, bie Chemniter Stabtbanf, bie 
landſtändiſche Oberlaufiger Banf und ver erbländifche ritterfchaftliche Krebitverein, 
legtere beide hauptſächlich dem Hnpothefenverfehr dienend. Die erfteren brei geben 
Banknoten aus, die beiden letzteren Pfandbriefe. Außerdem befteht noch die Allge— 
meine deutſche Kreditanſtalt zu Leipzig als Bantkinftitut, und für banfmäßige Vor: 
ſchüſſe dienen auch feit 1862 die bei der Tandeslotterie-Direktion zu Leipzig zeit« 
weilig verfügbaren Gelver (Lotterie - Dariehnskaffe). Hiern ächſt cirfuliren noch bie 
auf mindeftens 10 Rthr. Tautenten Noten derjenigen ausländifhen Banken, 
welche in Leipzig Auswechslungskaſſen befigen (Weimarifche, Gothaer, Geraer ꝛc.) 

Spartaffen, meift ftäbtifhe Inftitute, waren in Sachſen Ende 1859 
110 thätig mit ungefähr 151/, Millionen Thlr. Einlagen, von denen 719/, auf 
Hypotheten ausgeliehen waren. Neben venfelben beftehen häufig auch ſtädtiſche Leih— 
häuſer. Außerdem giebt es in Sachſen zur Zeit SO Spar- und Vorſchußvereine 
und zahlreiche inländifche, fowie eine nod größere Anzahl Agenturen ausländifcher 
Berfiderungsgefellfhaften. Eine vom Gtaate begründete Renten- 
verfiherungsanftalt ift die Altersrentenbanf, Für die Immobilien befteht Berfiche- 
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rungszwang bei der durch Geſetz vom 30. Auguft 1862 neu organifirten Landes⸗ 
ISmmobiliar-Brandverfiherungsanftalt. 

IX. Kulturverhältniffe. 

I. Die firhliden Berhältniffe -anlangend, fo ift a) die Berfaffung ber 
evangeliſch-lutheriſchen Kirde dergeſtalt geordnet, daß unter dem 
Minifterium des Kultus, beziehendlich den in Evangelicis beauftragten Staats- 
miniftern (f. unten), deren Refjortverhältniffe zu dem Kultusminifterium durch 
ein Regulativ vom 12. Nov. 1837 georbnet find, die äußern kirchlichen Angelegen- 
heiten durch die Kreisbireftionen, bezüglich die bei denſelben befindlichen Kirchen— 
und Schulveputationen, als Mittelbehörven (Konfifterialbehörden) und durch vie 
Kircheninfpeftionen, welhe aus den Superintendenten und ber Ortsobrigfeit bes 
ftehen, oder aud), foviel ftreitige Kirchenverwaltungsjahen anlangt, blos von den 
legteren in unterfter Inftanz behandelt werben; in rein geiftlichen Angelegenheiten 
fungiren die Superintendenten und das evangelifhe Landeskonſiſtorium, bezüglich 
das Schönburg’ishe Gefammtkonfiftorium zu Glauchau. Dem Landestonfiftorium 
liegt zugleih die Prüfung der anzuftellenden Geiftlihen ob. Superintenventuren 
(Ephorien) beftehen in ven Erblanden 37 mit 798 Parodien; in der Oberlaufig 
mit 98 Parodien find feine Superintendenten angeftellt und es werben deren 
Bunftionen von dem Kirchenrath bei der Kreispireftion zu Baugen, in einigen Be- 
ziehungen von den Magiftraten ver Vierſtädte verfehen. 

b) Für die römiſch-katholiſche Kirde in Sachſen ift das apoftolifche 
Bifariat die oberfte Behörde; unter ihm befteht ein Fatholifch-geiftliches Konfifto- 
rium, welches vie fatholifchegeiftliche Gerichtsbarkeit in unterfter Inftanz ausübt, 
während das Bifariatögericht die höchſte Inftanz in denjenigen Sachen bildet, in 
welchen das Konfiftorium in erfter, der Vicarius apostolicus in letter Inftanz 
zu entfcheiden hat. Der apoftolifche Vikar wird vom Papfte velegirt; zur Belannt- 
machung allgemeiner Anordnungen des Papftes oder bes Bilars bedarf es des 
Placet des Königs, In der Oberlaufig liegt dem Domftift St. Petri zu Baugen 
als Konfiftorialbehörde die Handhabung der bie fatholifche Kirche betreffenden An— 
gelegenheiten ob, 

e) Evangelifhereformirte Gemeinden beftehen zu Dresven und 
Leipzig ; ihre Angelegenheiten werden nad dem Negulativ vom 7. Aug. 1818 zu— 
nächſt von einem Konfiftortum verwaltet, welches bei jever Gemeinde aus den Geift- 
lihen und Borftehern derſelben gebildet wird; im Uebrigen ftehen fie unter ven 
evangelifch-firhlihen Behörden. 

d) Die deutſch-katholiſchen Gemeinden, deren jegt an 4 Orten des 
Landes beftehen, werden durch einen Landeskirchenvorſtand von 9 Mitgliedern, der 
‘ feinen Sig in Dresden bat, nad Außen vertreten. (Statut, beftätigt ven 
19. Febr. 1859.) 

In der Oberlaufig find zwei Nonnenklöfter (Eifterzienfer Orden). Das Hod- 
ftift zu Meißen ift fälularifirt; das Domkapitel zu Meißen hat 1859 im Wege ver 
Bereinbarung eine Berfaffungsreform erfahren, in Folge deren der König als 
Stiftshere die Kapitularftellen auf Vorſchlag des Domfapitels an ſolche Sachſen 
evangelifch-Iutherifcher Konfeffion verleiht, welche fih um Kirche, Unterrichtsweſen 
oder als höhere Staatsbeamte um den Staat verbient gemacht haben; wegen einer 
a. des dazu gehörigen Kollegiatftiftes Wurzen find die Verhandlungen noch 
m ange, 

II. Anlangend die Bildungsanftalten, foift a) das Elementar- 
volfsfhulmwefen durch ein Gejeg vom 6 Juni 1835 georonet. Die Schul- 
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pflicht beginnt mit dem vollendeten 6. Jahre und dauert 8 Jahre. Jede dffentliche 
Elementarfhule hat ihren Schulbezirk. Die Volksſchulen ftehen unter der Aufficht 
des Geiftlihen des Drtes, im Bereine mit einem Schulvorftaud, der auf dem Lande 
turch den Gemeinderath, in den Städten nach lokaler Beſtimmung durch Mitglie 
der der Bürgerfhaft u. ſ. w. gebildet wird. Ueber ihnen ftehen die Schulin- 
fpeftionen,, zufammnengefegt aus dem Ephorus (Superintendenten) und ber Pa— 
tronats-Obrigkeit. Die Kreispireftionen, beziehungsweife die Kirchen- und Schul- 
veputationen verfelben fungiven als Kreisihulbehörden. — Es beftanden im Jahre 
1859/60 275 Stabtfchulen (darunter 15 fatholifhe und 2 israelitifche) mit 
128,046, und 1741 Landſchulen mit 243,934 Kindern. Außerdem noch 61 Privat- 
fhulen mit 4700, und 39 Fabriffhulen mit 1500 Kindern. Im Durchſchnitt 
fommen für das Land auf eine Quadratmeile ungefähr 6 Elementarfhulen. Die 
Zahl der Lehrer betrug an den Landſchulen 1744, an ven Stabtfchulen 2121; 
es fonımen dort auf 76, bier auf 113 fhulbefuchende Kinder 1 Lehrer. — Der 
Mintmalgehalt eines felbftändigen Lehrers ift durch Gejeg vom 28. Oft. 1858 
auf 150 Thlr., in mittlern und größern Stäbten auf 180 bez. 200 Thlr., 
ausſchließlich der Wohnung feſtgeſetzt; das Einkommen iſt nad dem Dienftalter 
jteigend bis zu einem Minimum (nad 2Ojähriger Dienftzeit) von 270, 360, 
400 Thlr. in den obigen Abftufungen. — Zur Bildung derſelben beftchen 4 
Schullehrerfeminare. - 

Zur Fortbildung in elementarer und Aneignung technifcher Bildung beftehen 
in vielen Städten Sonntagsfhulen, tie, von Bereinen ober Korporationen gegrün- 
det, vom Staate unterftitst werben. 

b) Die höhern Anftalten zu weiterer Bildung der männlichen Jugend find 
theils Gelehrtenſchulen (Öymnafien) theild Realfhulen. Die erfteren 
find die beiden Landesfchulen zu Meigen und Grimma, 8 ftäbtifhe Gymnaſien 
in fieben Städten und das auf befonberer Stiftung berubenve, jetzt aber auch den 
übrigen Gymnaſien gleich berechtigte Vitzthum'ſche Gymnafium zu Dresden. Die 
Scülerzahl derfelben beträgt über 2000. — Das erft neuerlih durch Regulativ 
vom 2. Juli 1860 georonete Realſchulweſen umfaßt 5 befondere und 2 mit 
Gymnaſien verbundene Realihulen, in 6 Städten des Landes. (Ueber die Fach— 
ſchulen ſ. unten.) 

ec) Die Univerſität zu Leipzig, unter Kurfürſt Friedrich dem Streitbaren 
am 2. Dec. 1409 gegründet und 1580 ſowie 1830 reorganiſirt, iſt jetzt in ihren 
Berfaffungsverbäitniffen auf das Statut wom 23. Mai 1851 bafirt: die Unge- 
legenheiten terfelben werben unter einem Rector Magnificus theils von ver Uni- 
verfitätö-Berfanmlung, theild von dem Plenum der orbentlichen Profefforen, theils 
von dem engern akademiſchen Senat verwaltet. Sie befigt ein beträchtliches eige- 
nes Vermögen, das vom Univerfitäts-Rentamte verwaltet wird. Sie zählte im Son- 
mer 1863 über 1000 Studirende. 

Hiernächft befteht feit 1846 vie Kön. Sächſ. Geſellſchaft der Wiffen- 
fhaften zu Leipzig in der bei Gelehrten-Afademien üblichen Organifation. - 

1. Staatd:Berfaffung und Verwaltung. 

A. Die Berfaffung des 8. Sahfen beruht auf der Berfaffungsurfunde 
vom 4. Sept. 1831, welde — nachdem bie im I. 1848 vorgenommenen wefent- 
lichen Abänderungen derſelben 1850 wieter aufgehoben worden find — gegen» 
wärtig nur mit wenigen, bauptfächlich in den Gefegen vom 5. Mai 1851, 27. Nov, 
1860 und 19. Oft. 1861 enthaltenen Ergänzungen und Aenderungen noch voll- 
ftändig in Kraft iſt. Soviel hiernach 
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I. das Staatsoberhaupt anlangt, fo iſt die Krone erblich im Manns- 
ftamme des ſächſiſchen Fürftenhaufes nad dem Rechte der Erftgeburt und der agna- 
tifchen Rinenlerbfolge. In Ermangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erbverbrüde- 
rung zur Nachfolge beredhtigten Prinzen geht die Krone auf eine aus ebenbürtiger 
Ehe abftammende weibliche Linie ohne Unterſchied des Gefchlehts über, wobei die 
Näbe der Verwandtſchaft mit dem zulegt regierenden Könige, bei gleicher Nähe 
das Alter der Linie und im diefer das Alter der Perfon entfcheidet; jedoch gilt 
nach dem Uebergange wieder der Vorzug des Mannsſtammes ber Primogenitur- 
ordnung. 

u Falle der Minverjährigkeit (bis zum zurüdgelegten 18. Jahre) des Königs 
tritt Regierungsverweſung ein; ebenfo, wenn der König an der Ausübung der 
Regierung auf längere Zeit verhindert ift und für die Verwaltung des Landes 
nicht ſelbſt Vorforge getroffen hat oder bat treffen können. Die Regierungsver- 
wejung wird ftet3 von dem der Thronfolge nächſten volljährigen Agnaten geführt, 
der jedoch bei Berfaffungsänderungen an die Zuftimmung eines Familienrathes 
gebunben ift. 

Die BVerhältniffe der Mitglieder des Königshaufes, die Befugniffe des Könige 
als Haupt der königlichen Familie find in dem k. Dausgefeg vom 30, Dec. 1837 

eorbnet. 

j Der König ift das fouveräne Oberhaupt des Staates; er vereinigt in fich 
alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie unter den durch die Berfaffung feftge- 
fegten Beftimmungen aus. Seine Perfon ift heilig und unverleglih. Ohne Zu- 
ftimmung der Stände darf er weder (Erbanfälle ausgenommen) zugleih Oberhaupt 
eines andern Staates werben, noch feinen wefentlihen Aufenthalt außerhalb Yan- 
des nehmen. 

Er bezieht als Yequivalent für die Nugungen des Domainenfonds eine jährliche 
Eivillifte (gegenwärtig 570,000 Thlr.), die mit den Ständen auf die Dauer der Re- 
gierung vereinbart wird, und zur Erhaltung ver Würde der Krone auf feine Weife 
mit Schulden befchwert werben darf; die Nuyungen des Domainenfonds bleiben 
dafür der Staatskaſſe auf fo lange überlafjen, als die Eivillifte minveftens 500,000 
Thlr. beträgt. Daneben befteht noch ein k. Hausfibeifommiß, in der Hauptfache 
aus den wiffenfhaftlihen und Kunftfammlungen (insbefondere aus dem fog. Grünen 
Gewölbe, der Gemälvegallerie, Bibliothek ꝛc. zu Dresven), fowie aus dem Inventar 
und den Mobilien ver königlichen zum Staatsgut gehörigen Schlöffer gebilvet; dem— 
felben wächst alles zu, was ber König während feiner Regierung aus einem 
Privatrehtstitel erworben, foweit er hierüber nicht unter Lebenden, fo wie fein 
vorher befeffenes Vermögen, foweit er darüber überhaupt nicht verfügt hat. Diefes 
Hausfideilommiß ift gleich dem Staatsgute vom Lande unzertrennbar und unver- 
äußerlich; es ift Eigenthum des k. Haufes, aber im Befig des jevesmaligen Re— 
genten; die zu bemfelben gehörigen Koftbarkeiten dürfen in außerordentlichen Noth- 
fällen zu Staatszweden bis zur Höhe einer Million verpfändet werben. 

Außer den im Begriff der Stantögewalt liegenden Regierungsrechten fteht 
dem Könige noch der landesherrliche Episfopat in der evanzelifchen Landeskirche — 
defien Ausübung jedoch bereits jeit 1697 den evangelifch-Iutherifhen Mitgliedern 
der oberften Staatsbehörbe, gegenwärtig nad $. 41 und 57 ver Berf.-Urk. min- 
deſtens drei Stantsminiftern übertragen ift — fowie die Oberlehnsherrlichkeit zu. 
Ä I. Die Ständeverfammlung iſt in zwei Kammern abgetheilt und 
wird gebildet: a) bie erfte Kammer aus ben volljährigen Prinzen des künigl. 
Hauſes, einem der Beſitzer ber ſchönburgiſchen Receßherrſchaften, ſowie einem fol- 
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ben der ſchönburgiſchen Lehensherrfchaften, ven Befigern der Herrſchaft Wilden: 
fel8 und ber fog. Standesherrfchaften Königsbrüd und Reibersporf (in der Ober- 
(aufig) 8), je einem Deputixten des Hochftifts Meißen, des Kollegiatftiftes Wurzen 
und des (fatholifhen) Domftifts St. Petri zu Bauten 9), einem Abgeordneten 
der Univerfität Leipzig, dem evangelifhen Oberhofprediger, dem Superintenventen 
zu Leipzig, ferner 12 auf Lebenszeit gewählten und 10 auf Lebenszeit vom König 
ernannten Rittergutöbefigern und aus den erften Magiftratsperfonen zu Dresven, 
Leipzig und 6 andern vom König zu beflimmenven Städten; b) die zweite Kammer 
aus 20 Abgeorbneten der Nittergutsbefiger, 25 Abgeordneten ver Städte, 25 Ab- 
georbneten des Bauernftandes, und “früher 5, jegt nad) dem Gefege vom 19. 
Dt. 1861) 10 Vertretern des Handels- und Fabrikweſens. — In der zweiten 
Kammer hat jeder Abgeordnete einen Stellvertreter für die Fälle temporärer Ber: 
binderung. 

Die Wahlen der Abgeorbneten (fomohl der 2. Kammer, als auch ber zur 
1. Kammer zu wählenden ritterfchaftlihen Abgeordneten) erfolgen jegt nad dem 
Wahlgefege vom 19. Dt. 1861, und zwar bei den ritterfhaftlihen Abgeordneten 
(der 1. und 2. Kammer) vireft, bei den übrigen indirekt. Die erfteren werben auf 
Kreistagen (in der Oberlaufig auf dem Provinziallandtage) gewählt: die Wähl- 
barkeit ift durch den dreijährigen oder ererbten Beſitz eines Rittergutes von min- 
deſtens 2000 Thlr. (für die 1. 8.) oder mindeftens 600 Thlr. (für die 2. 8.) 
jährlihen Neinertrages bedingt. Die übrigen Abgeorbneten werben in Wahlbezirken 
durch Wahlmänner gewählt, wobei rüdfichtlid der ftädtifchen und bäuerlihen Wahlen 
auf je 500 Einwohner Ein Wahlmann gerechnet wird, wogegen in ven 5 für bie 
Wahlen ver Bertreter des Handels » und Fabrikweſens gebildeten Bezirken 
von je 18— 24 Wahlmännern je 2 Abgeorbnete gewählt werben. Für die ſtädti— 
fhen und bäuerlihen Wahlen ift ftimmberechtigt jeder mit einem Wohnhaufe an- 
geſeſſene oder 2 Thlr. (in großen Städten 3 Thlr.) an ordentlichen direkten Lan- 
desabgaben zahlende Ortseinwohner; zur Wählbarkeit als Wahlmann wird außerdem 
ein Cenfus von 10 Thlr., zu der ald Abgeorbneter in den Städten breijährige Anfäffig- 
feit im Bezirk oder breijähriger Wohnfig als Gemeindegliev und ein Cenſus von 
10 Thlr. Grundſteuer oder 10 Thlr. (in großen Stäpten 15 Thlr.) direften Steuern 
überhaupt, als Abgeoroneter auf dem Lande — Anfäffigfeit und Wohnſitznahme 
in der Gemeinde, und ein Cenſus von 20 Thlr. Grundſteuern von nichteritterlichen 
Gütern erfordert. Bei den Wahlen für den Handels- und Fabrikftand find ftimm- 
berechtigt und als Wahlmänner wählbar alle dieſem Stande aktiv Angehörige, 
welhe 24 Thlr. faufmännifhe oder 10 Thlr. Fabrikantenſteuer entrichten; zur 
Wählbarkeit als Abgeorbneter kommt das Erforderniß eines dreijährigen wefent- 
lichen Aufenthaltes im Lande Hinzu. Außerdem find allgemeine Erforberniffe der 
Stimmberedhtigung das erfüllte 25., der Wählbarfeit als Abgeordneter das 30. 
Lebensjahr. Ausgeſchloſſen von beiden find Dispofitionsunfähige, Almofenempfänger, 
Stenerreftanten, Bangueroteurs und Alkordanten, fo lange die Gläubiger nicht voll- 


8) Für diefe 5 Herrfchaftsbefiger dürfen auch unter gewiffen Vorausſetzungen deren nächfte 
Nachfolger eintreten; außerdem iſt e8 den —— der Schönburgifchen Biecefberrfehaften und 
gg Wildenfels geftattet, Bevollmächtigte, welche aber fächfiiche Rittergutsbefiger fein 
müffen , zu enden. 

9 Diefer letztere — zunähft der Dekan dieſes Stifte — au feih in feiner Eigenfchaft als 
höherer katholiſcher Geiftlicher. Gewöhnlich bekleidet der apoftol (de Vikar für das K. Sachſen 
zugleich dieſes Dekanat. 
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befriedigt zu fein erklären, von öffentlihen Aemtern, der Advokatur oder dem 
Notariat Entfegte oder Suspendirte, zu Zuchthaus- oder Arbeitshausftrafe Ber: 
urtbeilte oder geweſene Korreftionärs, endlid die wegen eines entehrenden Ber- 
gehens Angeklagten und nicht vollftändig Freigeſprochenen. Nicht wählbar find 
dienſtthuende Staatsminifter, Perfonen in ausländifchen aktiven Dienften, un- 
felbftändige Gewerbtreibende und Perfonen im Gefindedienft. Die Wahl zum Ab- 
georbneten kann wegen längerer Krankheit, nothwendiger Anwefenheit am Wohn: 
ort, oder 6Ojährigen Alters abgelehnt werben, ebenfo von denen, welde bereits 
drei orventlihen Landtagen beigewohnt haben, für den nächſten: Beamte, Geiftliche, 
Lehrer und Militärperfonen haben die Zuftimmung ihrer Dienftbehörbe einzuholen, 
die ihnen jedoch ohne erhebliche im Wefen des Amtes berubende und den GStän- 
den zur Nachricht mitzutheilende Gründe nicht verfagt werden darf. Anftellung 
oder Beförterung eines Abgeordneten im Staatsvienft, fowie Eintritt in ein be 
foldetes Hofamt macht Neumahl erforberlid. 

Die Kammern werben alle drei Jahre zu einem orbentlihen Landtage ein- 
berufen, vor deſſen Beginn jedesmal ein Drittheil der Mitglieder der 2. Kammer 
ausfheidet und einer Neuwahl unterliegt. Der König ernennt den Präfiventen der 
1. Kammer aus den Herrfchafts- oder Rittergutsbefigern in berfelben, fowie auf 
Vorſchlag mehrerer Kandidaten Seitens der betreffenden Kammer den Präfidenten 
der 2. und die BVicepräfiventen beider Kammern. Der König orbnet den Schluß 
jeves Landtags an, und fann aud die Stänveverfammlung, jedoch nicht über 6 
Monate, vertagen, fowie bie 2. Kammer auflöfen, wodurd die 1. Kammer zugleich 
für vertagt erklärt wird, 

Ueber ven Gefhäftsgang beider Kammern find die befondern Vorfchriften 
in ber Lanbtagsorbnung vom 8. Oktober 1857 enthalten. Die Kammern verhan- 
deln jede getrennt von der andern. Für bie Vorbereitung aller wichtigern Berhand- 
lungsgegenftände, fowie die vorläufige Prüfung der eingehenden Petitionen und 
Beſchwerden beftehen befondere Deputationen, theils ftetige (ordentliche), theils auf 
befondere Veranlaffung zu ernennende (außerorbentlihe); dergleichen können auch 
in der Zwifchenzeit von einem Landtage zum andern fungiren. Berathungen ver 
Kammern können nur bei Anweſenheit der Hälfte ver Mitglieder, Beichlußfaffungen 
in der 1. Kammer bei Anwefenheit der Hälfte, in ver 2. Kammer von 2/, ber 
Mitglieder ftattfinden. Die Beſchlüſſe werden in der Regel mit einfacher Majorität 
gefaßt; in gewiffen Fällen find 2/, dazu erforberlidh. Eine Separatftimme fteht 
den Abgeordneten der Rittergutsbefiger, der Stäbte und des Bauernftandes in der 
2. Kammer zu, wenn wenigftens 3/, der Anweſenden ihren Stand in feinen be» 
fonvdern Rechten oder Intereffen durch den Beihluß der Mehrheit für befchwert 
eradhten, Sind beite Kammern getheilter Anficht, jo hat ein Bereinigungsverfahren 
einzutreten, welches durch die Berathung einer aus der Mitte beiver Kammern 
bervorgehenden gemeinfhaftliden Deputation begonnen wird; bleiben auch über 
deren Borfhlag die Kammern noch getheilter Anficht, jo bedarf es zur VBerwerfung 
eines Geſetzvorſchlags oder eines Bewilligungspoftulates einer Majorität von 2/5. 
Die Anträge und Beichlüffe beider Kammern werben in einer gemeinfchaftlichen 
ftändifchen Schrift zufammengefaßt. Die Sigungen find in der Regel öffentlich, 
fönnen aber auf Antrag der K. Kommiffarien, fowie auf Berlangen eines Bier- 
theild der Mitglieder geheim werben. 

Die Gegenftände der ftänvpifhen Wirkſamkeit find in ver Berf.- 
Urkunde beftimmt und die Stänbeverfammlung darf fi nur mit dieſen, fowie den 
_ a befonders an fie gebrachten Angelegenheiten befhäftigen. Insbefon- 
ere Tann 
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a) fein Gefeg ohne Zuflimmung ver Stände erlaffen, abgeändert, oder au- 
thentiſch interpretirt werben. Eine Ausnahme hievon tritt bei den durch das Staats- 
wohl gebotenen tringenden Berorbnungen und bei ven Bundestagsbeſchlüſſen ein, 
von denen jene von jämmtlihen Miniftern Tontrafignirt und ben Stänven bei 
ihrer nächſten Zufammenfunft vorgelegt werben müfjen, dieſe aber fofort mit ber 
vom König verfügten Publikation in Kraft treten. Die Initiative in der Gefep- 
gebung fteht nad dem Gefeg vom 31. März 1849 ſowohl den Ständen als ber 
Regierung zu. Der König erläßt und promulgirt die Gefege mit Bezug auf die 
erfolgte ſtändiſche Zuftimmung. 

b) In Bezug auf das Finanzweſen haben die Stänbe für Aufbringung 
des orbentlihen und außerorbentlihen Staatsbedarfs durch Ausfegung der hiezu 
erforderlichen Dedungsmittel zu forgen, und find befugt, Nothwendigkeit, Zwed- 
mäßigfeit und Höhe der Anfäge zu prüfen und über deren Annahme, Art ber 
Dedungsmittel und Dauer ihrer Erhebung zu befchließen. Es dürfen ohne ihre 
Zuftimmung die beftehenden Landesabgaben nicht verändert, aud dergleichen Ab- 
gaben, mit Ausnahme der zur Ausführung der Bundesbefhlüffe erweislich erfor- 
derlihen Mittel nicht erhoben werden. Doc tritt in Nothfällen ein ähnliches Ver— 
fahren, wie bei vringlichen Geſetzen ein und für den Fall einer vermweigerten oder 
verfpäteten Bewilligung ift das Verfahren durch vie Gefege vom 5. Mat 1851 
und 27. November 1861 fpeciell geordnet. Auch darf vie ſtändiſche Bewilligung 
nit an Bebingungen gefnüpft werden, welche nicht das Weſen oder bie Verwen- 
bung der Bewilligung unmittelbar betreffen. — Bei jedem orbentlihen Landtage 
(alle 3 Jahre) wird den Ständen eine Berechnung über die Staats - Einnahmen 
und Ausgaben während der vorlegten Finanzperiode (von je 3 Jahren) und das 
Budget auf die nächftfolgenve breijährige Finanzperiode vorgelegt. Ohne Zuftim- 
mung ber Stände kann Fein Anlehen gültig gemacht werden, mit Ausnahme bring- 
licher Fälle, für welche ein befonveres Verfahren vorgefhrieben if — Die Ver— 
waltung der Staatsfhulvenfaffe wird durch einen ſtändiſchen Ausſchuß mit Hülfe 
von ihm ernannter, vom König beftätigten Beamten geführt; die Jahresrehnungen 
unterliegen ver Prüfung und Juftififation der Stände, — Ebenfo haben bie Stände 
über Erhaltung des Staatsguts und des fün. Hausfideikommiſſes zu wachen. 

c) Die Stände haben ferner das Petitionsredht, fowie das Beſchwer— 
der echt; fie können auch fehriftliche Beſchwerden der Unterthanen annehmen und 
wenn dieſelben auch bei den betreffenden Minifterialbehörven ohne Abhülfe geblie- 
ben find, am die Regierung abgeben, oder auch zu ihrer eigenen Sache machen 
und dem Könige zur Berüdfichtigung empfehlen. Die Stände fünnen gegen bie 
oberfte Staatsbehörde und gegen einzelne Minifterialvorftände Beſchwerden über 
die Anwendung der Gefege in der Verwaltung und Rechtspflege (und zwar auch 
jeve Kammer allein), fowie über die durch die Minifterien oder andere Staatsbe— 
hörden gefhehene Verfaffungsverlegung (in einem gemeinfhaftlihen Antrag) an 
den König bringen; endlich fteht ihmen das Recht der Anklage ver Minifter we 
gen Berfaffungsverlegung vor dem Staatsgerichtshofe zu, welder aus 12, halb 
von dem Könige aus den Mitglievern höherer Gerichte, halb von den Ständen, 
jevesmal am Scluffe eines orbentlihen Landtags bis zum nächſten Landtage er- 
nannten Richtern befteht und beffen Strafbefugniß fih auf ausprüdlihe Mißbil- 
ligung des Berfahrens oder Entfernung vom Amte erftredt. (Das Berfahren vor 
demſelben ift georbnet im Geſetz vom 3. Febr. 1838.) 

Was die befonderen Rechte der Ständemitgliever anlangt, fo fteht ihnen das 
Recht der freien Meinungsäußerung innerhalb der durch die Verf.Urk. 8. 83 ge 
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zogenen Schranken zu. Während der Dauer des Landtages darf fein Mitglied 
ohne ausbrüdliche Zuftimmung der Kammer verhaftet werben, ausgenommen bie 
Fälle des Wechſelverfahrens und die Ergreifung auf frifcher That bei einem pein- 
lichen Verbrechen. Die nit am Drt des Landtags wohnhaften Mitglieder ver 
2. Kammer, fowie die der 1. Kammer angehörenden Rittergutsbefiger und Magi- 
ftratsperfonen, fowie der Superintendent zu Leipzig erhalten Zaggelver (3 Thlr.) 
und Bergütung des Reifeaufwandes. 

II. Rehtsverbhältniffe der Staatdangehörigen Er 
werb und Berluft des Unterthanenrechts (ver Staatsangehörigfeit) ift durch das 
Geleß vom 2. Juli 1852 normirt; jeder Staatsangehörige muß zu einem Hei— 
mathsbezirke im K. Sachſen im Berhältniß der Heimathsangehörigkeit ftehen, deren 
Erwerb und Berluft in ver Hauptfache durch die Gefege vom 26. Nov. 1834 
und 12. Dft. 1840 geregelt ift. Die Ausübung der meiften politifhen Rechte ift 
noch von befonderen gefeglichen Erfordernifien (in Bezug auf Lebensalter, Dauer 
des MWohnfiges, Cenfus u. f. w.) abhängig, insbefondere aud von dem Befig der 
fog. bürgerlihen Ehrenrechte, welche an beftimmte Vorausfegungen fih knüpfen. 

Die allgemeinen Rechte ver fähfifchen Staatsunterthbanen find in ber Berf.- 
Urkunde dahin beftimmt: 

Die Freiheit der Perfon und der Gebahrung mit dem Eigenthum ift Jedem 
innerhalb der gefeglichen und rechtlichen Schranken gefichert ($. 27 ver B.-U.), die 
Berfolgung, Verhaftung und Beftrafung an das Vorhandenſein gefegliher Gründe 
geknüpft, auch im Falle der Verhaftung -beftimmt, daß deren Urfadhe binnen 24 
Stunden dem Verhafteten bekannt gemacht werben ſoll (8.51 der B.-U.). Mit 
biefem Rechte der Freiheit der Perfon hängt das Recht des Wegzugs aus dem 
Staate zufammen (8.29 ver B.-U.). Die Wahl des Berufes und Gewerbes ift 
Jedem freigeftelt (8.28 ebenv.); ebenſo genieht Jever völlige Gewiſſensfreiheit 
und gefeglichen Schuß in ber Gottesverehrung feines Glaubens ($. 32 ebenv.); 
den Mitgliedern der im Staate aufgenommenen chriftlihen Religionsgefellihaften 
ift Gleichheit der bürgerlichen und politiihen Rechte zugefichert ($. 33 ebend.). — 
Die Freiheit der Preffe ift als Grundfag in V.-U. 8.35 ausgefprohen. — In 
8.53 ebend. ift die allgemeine Bermögens-Konfiskation für unzulälfig erklärt und 
in $. 31 die Zwangsenteignung für Staatszwede an das Vorhandenfein eines 
gejeglih beftimmten oder durch dringende Nothwendigkeit gebotenen und folhenfalls 
von der oberften Staatsbehörde zu beftimmenden Falles und ferner einer alsbald 
zu gewährenden Entihäbigung gefnüpft, wegen deren Höhe dem Entſchädigungs- 
berechtigten der Rechtsweg offen fteht. 

Zum Schutze diefer Rechte fteht jedem Unterthan die Beſchreitung des Rechts- 
wegs bei behaupteter Redtsverlegung durch einen Akt der Staatöverwaltung zu 
(vorbehältlih der befonveren Beftimmungen über das Berhältnig der Juftiz zur 
Verwaltung); biernächft das Recht ver Beichwerbeführung über gefeg- und ord- 
nungswibriges Verfahren einer Behörde bei der nächſt vorgefegten Behörde, bei 
der Stänteverfammlung (unter den obbemerften Beſchränkungen), endlich bei dem 
Könige (8.36 der B.-U.) 

As allgemeine Pflichten ver Unterthanen bezeichnet die B.-U. — abge: 
jehen von der Verpflichtung zur Beobachtung der Gefege des Staated und der 
Treue gegen ben König — die Verpflichtung zum Waffendienfte (B.-U. $. 30), 
und zur Entrihtung von Abgaben zu den Staatslaften ($. 38). 

In Bezug auf alle diefe Rechte und Pflichten befteht ver in$. 55 ver B.-U. 
ausdrücklich anerfannte Grundfag der Gleichheit vor dem Geſetz. 
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Die Mitgliever des fürftlihen und gräflichen Haufes Schönberg genießen bie 
ihnen durch Bundesbefhluß vom 27. Aug. 1828 verliehenen befondern Rechte; 
ebenfo find den Grafen Solms- Wildenfels burd Urkunde vom 18. Febr. 1846 ge» 
wiſſe perſönliche Vorrechte verliehen. Abgefehen hiervon und von den oben bezüg- 
lich einiger Mitgliever der 1. Kammer erwähnten befonderen ftändifchen Rechten 
beftehen feine geſetzlichen Vorrechte des Adels. 

IV. Die Gemeindeverfaffung ift in Sadhfen durch zwei Geſetze ger 
regelt: die Stäbteorbnung vom 2. Febr. 1832 (mit einigen Abänderungen im 
Geſetz vom 9. Dec. 1837) und die Landgemeindeordnung vom 7, Nov. 1838, 
welche legtere unter gewiffen Mopifilationen auch auf vie Hleineren Städte Anwen» 
bung findet. Die gemeinfhaftlihen Grundbeftimmungen beider Gefege find: Ein- 
heit des Gemeindebezirkes; Repräfentation der Gemeinde durch von ihr felbft ge- 
wählte Bertreter in allen Gemeindeangelegenheiten,; Verwaltung des Gemeinde 
weſens durch ein von ber Gemeinde felbft gewähltes abminiftratives Organ, unter 
Kontrole der Gemeinverepräfentation, felbftändige Verwaltung des Gemeinbever- 
mögens. Der Staat hat nähft dem Oberauffichtsrecht das Recht der oberften Lei— 
tung des Gemeindeweſens im Ganzen; dagegen nehmen bie Städte auch an ber 
Staatöverwaltung einen gewiſſen Antheil durch Handhabung der Lofalpolizei und 
durch die Stellung des Stadtrathes als Organ der Staatsgewalt; ebenfo ift bie 
Erfüllung einer Reihe von allgemeinen Unterthanenpflihten, 3. B. die Armen: 
verforgung, die Militärleiftungen u. f. w. dem Staate gegenüber zunächftauf bie 
Gemeinde repartirt. 

In den Städten befteht, nad) der St.-D., ein Stabtrath als verwaltende und 
die Gemeinde nah aufen vertretende Follegiale Behörde, deren Mitglieder von 
den Gemeindevertretern theild auf Lebenszeit, theild auf Zeit ernannt werben. 
Zur Kontrole und Autorifation des Stabtrathes befteht die Vertretung ver Ge- 
meindeglieder, welche theild durch die Stabtverorbneten allein, theild in einer An- 
zahl von Städten nächſt dieſen noch von dem größern Bürgerausihuß erfolgt. 
(Das Nähere in allen diefen Beziehungen wird durch die befonveren Lofalftatuten 
beftimmt.) Diefe Kontrole bezieht fi hauptſächlich auf Prüfung und Juftifitation 
der Rechnungen über den ftäptifchen Haushalt, theils auf Beſchwerdeführung. 
Der Zuftimmung ver Oemeindevertretung bedarf es theild bei ſolchen Angelegen- 
beiten, welche die VBerfaffung und Bildung der Gemeinde betreffen, theils bei 
Berwaltung des Gemeindevermögens, insbeſondere der Erwerbung oder Veräußerung 
von Immobilien, Auflegung neuer Gemeindeabgaben, Feftftellung oder Abänderung 
bes ſtädtiſchen Haushaltplans zc. ıc. | 

Den Landgemeinden ift eine von der Gemeinde ganz unabhängige Obrigkeit 
vorgefegt, das Gerichtsamt des betreffenden Sprengels; die Berwaltungsbeamten 
ver Gemeinde find aber der Gemeindevorftand und bie Gemeinbeälteften. Vertreter 
der Gemeinde find in Gemeinden von mehr ald 25 anfäßigen Gemeinvegliedern 
die Gemeindeausfhußperfonen, deren höchſtens 27 fein dürfen; beide Klaffen, auf 
je fehs Jahre ermwählt, bilden zufammen ven Gemeinverath. In den Hleineren Ge- 
meinden vertritt bie Stelle der Gemeindeausfhußperfonen eine Verfammlung ber 
fämmtlihen Anfäßigen und einer Anzahl Unanfäßiger. 

Die Gemeindeangehörigkeit in der Stadtgemeinde entfteht durch einen auf 
jelbftändige Art begründeten weſentlichen Wohnftg im ſtädtiſchen Gemeindebezirke 
oder durch Erlangung des Bürgerrehts ohne Wohnfignahme. Alle Gemeindeglie- 
der find entweder Bürger oder Schugverwandte. Das Bürgerreht muß von denen 
erlangt werben, welche im Stadtbezirke Grundſtücke erwerben ober fi durd eigene 
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felbftänbige Thätigfeit Erwerb verfchaffen; e8 fann aber auch unter gewiſſen Vor- 
ausfegungen von Andern erworben werben. Dasfelbe bebingt in ver Hauptfache 
den Genuß der bürgerlichen Ehrenredhte, nämlich das Stimmrecht bei der Wahl 
ber Gemeindevertreter und die Wählbarfeit zu ftäbtifchen Aemtern. — Die Ge- 
meindeangebörigfeit in der Yandgemeinde wird durch Anfäßigfeit im Gemeindebezirf 
oder dur felbftändige bleibende Wohnſitznahme vafelbft begründet, wozu jedoch 
bei ſolchen, die nicht ſchon vorher Angehörige von Gemeindeglievern oder im Orte 
bheimathsangehörig waren, die ausprüdliche Aufnahme zu Gemeindegliedern Seitens 
der Obrigfeit erforderlich ift. 

B. Die Staatsvermwaltung. Die oberfte follegiale Staatsbehörbe im K. 
Sachſen ift das Gefammtminifterium, welches aus den Vorftänden ber einzelnen 
Minifterien befteht; diefe find: das Minifterium ver Juftiz, des Innern, der Fi- 
nanzen, bed Kultus und öffentlichen Unterrichts, des Kriegs und ber auswärtigen 
Angelegenheiten. (Ihre Reffortverhältniffe in den Grundzügen beftimmt tie Ver- 
orbnung vom 7. Nov. 1831, die Einrihtung der Minifterialdepartements betreffent.) 
Neben dem Minifterium beftchen noch folgende Behörden und Kollegien: ber 
Staatsrath als berathende Behörbe, vie in Evangelicis beauftragten Staatsminifter 
zur Ausübung der landesherrlihen Epiftopalrechte in der evangeliſchen Kirche, und 
die Kommiffion zur Entfcheidung über Rompetenzzweifel zwifchen Juſtiz- und Ber- 
waltungsbehörben. 

Der Organismus der den Minifterien untergeorbneten Behörden beruht tbeils 
auf dem Neal- theils auf dem Territorialprincir. Nad dem legtern ift das Staate« 
gebiet in 4 Regierungsbezirke getheilt, an deren Spitze je ein Kreisbireftor fleht; 
in der Hauptfache iventifch mit dieſen Bezirfen find tie 4 Appellationsgerichtäbe- 
zirfe und bie 4 Stenerkreife des Landes. — Bon den einzelnen Zweigen ber ge- 
fammten Staatsverwaltung ift Folgendes herauszuheben: 

I. Rechtspflege. Diefelbe wird (abgefehen von einem, in der nächſten Zeit 
feiner vertragsmäßigen Befeitigung entgegenfehenten Ausnahmeverhältniffe in ven 
Schönburgifhen Receßherrſchaften) feit 1. Dftober 1856 allenthalben nur von 
Ianbesherrlihen Gerichten geübt; als folhe fungiren in unterfter Inftanz vie (115) 
Gerihtsämter und (16) Bezirfögerichte (legtere zunächſt für die Strafrehtspflege, 
fo jedoch, daß fie in den Städten, wo fie ihren Sit haben, zugleich die Funktio— 
nen ber Gerihtsämter beforgen und außerdem in Givilprocefien Spruchbehörden 
für die Gerihtsämter ihres Bezirkes find, foweit fie von diefen darum angegangen 
werben), nächſtdem noch die Kriegsgerichte und das Univerfitätsgericht zu Leipzig; in 
höherer Inftanz die (4) Appellationsgerichte (beziehentlih auch die Bezirksgerichte) 
und das Oberkriegsgericht, in höchfter das Oberappellationegericht. 

1) Die Eivilrehtspflege anlangend ift zwar im Betreff des mate- 
rtellen Rechts ein allgemeines bürgerliches Geſetzbuch unterm 2. Jan. 1863 publi» 
cirt, die Zeit feines in Kraft Tretens aber no nicht beftimmt. Zur Zeit gilt 
noch das gemeine Recht, mobificirt durch fehr zahlreiche, z. Theil ganze Nechtstheile 
umfaffende (mie die Vormundſchaftsordnung von 1782, das Allovialerbfolgeman- 
bat von 1829, das Hüpothefengefeg von 1843 ꝛc.) Landesgeſetze und weiter ge- 
bildet dur eine fehr präjudicienreihe Praris, ſowie eine nicht minder reichhaltige 
Doktrin. Die deutfhe Wechſelordnung ift 25. April 1849, das allgemeine deutfche 
Handelsgefegbuh 30. Dftober 1861 publichrt, — 10) Ebenfo ift in Betreff des 


10) Literatur: Curtius, Handb. des in Kurfachfen geltenden Civilrechts. Th. 1—4. 
4. Aufl. Leipzig 1846 ff. Haubold, Lehrb. d. K. S. Privatrechts, 3. Aufl. Leipzig, 1847. 
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formellen Rehts der Entwurf einer Civilproceßordnung ſchon ſeit längerer Zeit 
vorbereitet; aber aud bier ruht das Verfahren zur Zeit auf der Proceforbnung 
ven 1522 und ihrer Erläuterung von 1724, mit verfchiedenen fpäteren Abänte- 
rungen, beren neuefte und bebeutenbfte im Gefeg vom 30. Dec. 1861 zu Abfürzung 
und Bereinfahung des bürgerlichen Procefverfahrene enthalten ift. Das Verfahren ift 
in ber Regel jchriftlih und ruht auf der Verhandlungs-, fowie der Eventualmarime. 
— Für ſämmtliche Eivilftreitigkeiten find in erfter Inftanz (mit wenigen Aus« 
nahmen, wo bie Appellationsgerichte eintreten) die Gerichtsämter und in ben 
Stäbten, wo Bezirksgerichte ihren Sig haben, dieſe fompetent; in zweiter Inftanz 
pie Appellationsgerichte, in dritter das Oberappellationsgericht. Bei zwei konformen 
Erkenntniſſen ift nur bei einem über 200 Thlr. anfteigenden Betrage bie Appel- 
lation an die dritte Inftanz zuläffig, bei Anfprüchen bis zu 100 Thlr. überhaupt 
nur eine Appellation geftattet. In Gheftreitigfeiten bilden die Appellationsgerichte 
die erfte Inftanz mit Ausnahme der zwifchen katholiſchen Ghegatten (in ver 
Dberlaufig auch ſchon in gewifien Fällen ver auf gemifchte Ehen bezüglichen). 
Die Gerihtsämter und Bezirksgerichte haben zugleih die freiwillige Gerichts- 
barkeit zu üben, mit Ausnahme der Lehensfahen, welche vor die Appellatione- 
gerihte zu Dresden und (für die Dberlaufig) Baugen gehören. Gewiffe dahin 
gehörige Funktionen ftehen den Notaren zu (Notariatsorbnung vom 3 Juni 1859). 

2) Was die Strafrehtspflege betrifft, fo ift a) das materielle 
Strafrecht geregelt durd das Strafgefegbuh (und Militärftrafgefegbuh) vom 11. 
Aug. 1855 mit Nachträgen vom 25. Sept. 1861, b) das Strafverfahren 
durch Strafproceforbnung vom 11. Auguft 1855, mit Nadträgen vom 25. Sept. 
1861, und Milttärftrafprocekorpnung vom 23. Apr. 1862. Das Verfahren beruht 
auf dem materiellen Unterfuhungsprincip, verbunden in allen ſchwereren Fällen mit 
der Anflageform, nächftvem auf den Grundfägen ver Unmittelbarfeit (Mündlichkeit) 
und Deffentlichkeit. Im den ſchwereren Straflahen find die Bezirksgerichte in 1., 
das Dberappellationsgeriht in 2. Inftanz fompetent; in den geringeren bie Ge— 
rihtsämter in 1., bie Bezirkögerichte in 2. Inftanz. Das Oberappellationsgericht 
ift Kaffationshof. Daneben befteht eine Staatsanwaltfhaft mit einem Staatsan« 
walte bei jedem Bezirfsgerihte und einem Oberftaatsanwalte (Generalftaatsanwalt) 
beim Oberappellationsgerichte, nebft den nöthigen Stellvertretern. — Die gericht: 
liche Polizei wird von ven Polizeibehörven und, jedoch nur ausnahmsweiſe, direkt 
von der Staatsanwaltfchaft ausgeübt: ihre Verwaltung fteht unter tem Juftiz« 
minifterium. 

II. Bolitifhe VBerwaltung!!). Die politiihe Verwaltung — einfhlieh- 
lich der Polizei, fomeit diefe nicht als gerichtliche Polizei unter das Juftizminifte- 
rium gehört — fteht unter dem Minifterium des Innern, (deſſen Gefchäftszweige 
in einer ©eneralabtheilung, welche zugleih die gefammte Wohlfahrtspolizei unter 
fih bat und vier Specialabtheilungen, für Perfonal-, Etat- und Berfaffungsfachen, 
für Sicherheits- unt Preßpolizei, für Aderbau, Gewerbe und Handel, für bie allg. 
Straf» und Berforgungsanftalten, bearbeitet werben) und wirb unter biefem von 
den Kreispireftionen, zu denen die Amtshauptleute im Verhältniß velegirter Mit- 
glieder ftehen, in mittlerer, von ven Stadträthen und ven ©erihteämtern in un- 
terfter Inftanz geführt. Neben ven letteren haben in den ehemals Patrimonialge- 
richten untergebenen Orten die Gutsherrſchaften gewiffe obrigfeitlihe Rechte, und 





14) Literatur: Funke, die Poligeigefepe und Verordnungen des K. Sachſens. Bd. 1—6. 
Leipzig 184764. u — 


90 Königreich Sachſen. 


außerdem beftehen in jebem gerichtsamtlihen Sprengel eine Anzahl vom König 
ernannter Friedensrichter als obrigkeitlihe Hülfsbeamte. — Die Sicherheitspolizei 
wird in Dresden und Leipzig von befonderen Behörden, in den übrigen Stäbten 
von den Stabträthen verwaltet. Als landespolizeiliches Inftitut befteht die Gens» 
darmerie, 

Bon hauptjählihen hierher gehörigen Einrihtungen ift Folgendes hervorzus 
heben: Die Armenpflege!2) beruht auf dem Kommmnalprincip und der Anfprud 
darauf werb durch die Heimathsangehörigfeit bebingt, welche in ber Regel durch 
die Geburt begründet wird, fofern fie nicht auf fünfjähriger Anfäßigfeit oder aus- 
drücklicher Ertheilung beruht. Der Heimathsbezirk ift in der Regel mit dem Ge» 
meindebezirt identiſch. — Für Zwede der Beflerung muthwilliger Bettler und 
Arbeitsſcheuer beftehen Landes-Korrektionsanftalten und befondere Anftalten für den 
Zwed ver Beſſerung und Erziehung fittlih verwahrloster Kinder, 

Die Mepicinalpolizei wirb in unterer Inftanz von den Bezirksärzten 
verwaltet, in mittlerer Inftanz find ven Kreispireftionen Medicinalbeifiger beige 
geben und im Minifterium des Innern find drei ärztlihe Mitglieder (Geh. Me— 
dieinalräthe) zur Mitwirkung biefür beftellt. Es beftehen eine Anzahl von Landes» 
Hell- und Berforgungsanftalten, fowohl für Geiftes- als Körperfranfe, zu Sonnen» 
ftein, Colvig und Hubertusburg. — Die unteren Beterinärbeamten find vie Bezirks— 
thierärzte. Das Beterinärwefen fteht unter der Leitung einer befondern Kommiſſion 
und eines Landesthierarztes. | 

Für die Berfiherung der Immobilten gegen Brandſchaden ift eine Lan- 
bed: Branbverficherungsanftalt eingerichtet; fie beruht auf dem Principe der Gegen» 
feittgleit; alle Gebäude find im der Regel beitrittspflichtig, ambererfeitd ift bie 
Berficherung von Immobilien bei einer andern Anftalt als diefer verboten. (Gef. 
vom 23. Aug. 1862.) Das ganze Brandverfiherungswefen fteht unter der Leitung\ 
einer befondern Kommiſſion. 

Ill. Das Finanzweſen wird von dem Finanzminifterium (in drei Abtheilungen) 
verwaltet, welhem für die einzelnen Zweige verfchievene Mittel- und Unterbehörben 
untergeordnet find. Für vie Abgabenverwaltung befteht a) für den Grenz» und 
Elbzoll, fowie die verfchievenen inneren inbireften Steuern (ausfhließlih der Stem- 
peiftener) die Zoll- und Steuerbireftion zu Dresven als kollegiale Mittelbehörde 
und unter berjelben die Haupt-Zoll- und Steuer-Wemter u. f. w.; b) für vie 
Grundſteuer, Gewerb- und Perfonalftener und Stempelfteuer die 4 Kreisfteuerräthe 
(Individualbeamte) in den Steuerfreifen als Mittelbehörben, unter ihnen die Be- 
zirköfteuereinnahmen u. ſ. w. Hinfihtlih der Verwaltung der Negalien und nuß« 
baren Rechte des Staates ift herauszuheben: das Poſtweſen unter einer Ober: 
poftdireftion zu Leipzig als Mittelbehörbe, das Bergwefen unter dem Oberbergamt 
zu Breiberg, das Staatseifenbahnweien unter zwei befonderen Direktionen zu 
Dresven und Leipzig. Für die Verwaltung der baaren Geldgefälle und nugbaren 
Rechte des Fiskus, fomeit legtere nicht für einzelne Zweige befonderen Direltionen 
unterftellt find, beftehen vie Rentämter. 

Das Budget ber legten Finanzperiode (1861 —63) belief fih auf 12,366,232 
Thaler. Im Ausgabebunget ift die bedeutendſte Poſition bie für Berzinfung und 
Tilgung der Staatsfhulden: 2,834,000 Thlr.13) Nächſtdem koftet das Militärbe- 


12) Literatur: v. Schönberg, die Armengefeßgebung des K. Sachſen. Leipzig, 1864. 
2) Am Ende des Jahres 1861 waren abgejehen von einigen Nebenpoften, 4. Tb. aus älterer 
Zeit, folgende Schulden vorhanden; Anleihe v. 1830 6,593,075 Thlr,; dgl. v. 1847 8,785,500 
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partement 2,175096 Thlr. Der Bauetat iſt auf: 3,339,461 Thlr. veranfchlagt, 
davon aber 2,379,000 Thlr. tranfitorifh für Eifenbahnzwede, inshefondere für 
den Bau ber Chemnig- Annaberger Eifenbahn. Das Departement der Finanzen 
erfordert 474,395 Thlr., das des Innern 850,495 Thlr., das der Juftiz 384,703 Thlr., 
das des Kultus und öffentlichen Unterrichts 390,883 Thlr. (darunter 62,084 Thlr. 
Univerfität Leipzig, welche außerdem aus eignen Mitteln 66,331 Thlr. bezieht, 
50,025 Thlr. Volksſchulen), Departement des Auswärtigen 94,445 Thlr., Ben- 
fionsfond 590,336 Thlr. — Diefe Ausgaben wurden dur einen Reinertrag der 
Nugungen des Staatövermögend und der Staatsanftalten an 5,117,124 Zhlr, 
(darunter 1,450,000 Thlr. Staatseifenbahnen, 1,000,000 Thlr. Forft- und Jagd» 
nugungen, 500,000 Thlr. Salznugungen, 372,000 Thlr. Boftnugungen, 350,000 Thlr. 
Lotterieüberfhuß ꝛc.) ferner durch 4,875,000 Thlr. Steuern 1%) und 2,364,228 Thlr. 
Zufag aus den verfügbaren Beftänden des mobilen Staatsvermögens gebedt. 

IV. Militärwefen. Die Armee befteht jest aus 16 Infanterie und 4 
Jägerbataillonen, 4 Reiterregimentern, 1 Regiment Fuß-Artillerie von 10 Batterien, 
1 Brigade reitender Artillerie von 2 Batterien, 1 Pionnier- und Pontonnier- 
Abteilung, 1 Brigade Kommiffariatstrain, 1 Sanitätslorps u. ſ. w. An befeitig- 
ten Plägen befigt Sachſen nur die Feftung Königftein. — Die Dienftzeit dauert 
8 Jahre (6 in der aktiven Armee, 2 in der Kriegsreferve). Diejenigen, welde 
zwifhen 67 und 68 Zoll mefjen, fowie die zum Dienft in der Linie nicht voll« 
fommen tüchtigen bilden, erftere, wenn fie binnen 3 Jahren nicht zur Erfagleiftung 
jur aktiven Armee einberufen find, eine Dienftreferve, in ver fie drei Jahre ver- 
bleiben. Es befteht Stellvertretung;; die Einſtandsſumme in Friedenszeiten beträgt 
300 Thlr. 

I. Grundzüge der Gefchichte des fächfifchen Staats. 

Den geographifdh-gefchichtlihen Kern des jegt königlich ſächſiſchen Staates bilvet 
das Markgrafthum Meißen; den Ausgangspunft ver Entwidiung des ſächſiſchen 
Staatslebens bezeichnet die Verleihung der Markgrafſchaft an Konrad von Wettin 
durch R. Lothar 1127. Zwar waren ſchon vorher Grafen von Wettin mit der 
martgräflihen Würde beliehen gewefen, allein Konrad vereinigte zuerft die ſämmt⸗ 
lien Wettin'ſchen Yamiliengüter (Grafſchaft Wettin, Grafihaft Brena mit Kam- 
burg und Torgau) und die Markgraffhaft Meißen verblieb von da an erblid bei 
dem Hauſe Wettin. 

Die Fortgeftaltung des ſächſiſchen Staats ftuft fih von da an, im Berhältniffe 
zum Staatenfyfteme Deutfchlands wie in der inneren Landesverfafjung felbft ver- 
fhieden, in 4 Perioden ab. 

1. Periode. — 1423. Die Wettiner Fürften als Markgrafen zu 
Meißen und Landpgrafen von Thüringen, Reihsfürften Deutid- 
lands. Bevorzugt durch befreunvete Kaifer und begünftigt dur baldige Abrun- 
dung ihrer Lande behaupteten ſich die Wettiner Fürften frühzeitig gegen Eingriff 
in Rechts- und Landesbefig, trog hierarchiſcher Anmaßlichkeit und dem Uebermuthe 


Thlr.; dgl. von 1857—1859 (3. Tb. dur Konverfion früherer entflanden) 32,083,000 Tbir. ; 
dal. v. 1855 4,402,200 Thir.; ſächfiſch⸗ſchlefiſche Eifenbahnfchuld 3,084. 100 Thlr.; Kaffenbillet: 
ſchuld 7,000,000 Thlr. 

14) Die direkten Steuern find die Grundſteuern, nach 9 Piennige pro Einheit = 10 Nar. 
Reinertrag nad der Grundfteuerabihägung (veranfhlugt auf 1,463,000 Ibir.) und die Gewerbe 
und Perfonalfteuer (630,000 Thr.); die inditeften ter Grenz: und (Eibzoll (1,093,000 Thtr.); 
die Bier⸗, Schlacht⸗ Branntweins, Wein, Tabak, Nübenzuder- und Stempelfteuer (zuſammen vers 
anſchlagt auf 1,787,000 Thir.) 
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von Bafallen, als Landesherren glüdlih im vollen Exrb- und Fürftenrechte dieſer 
Zeit ausprüdlih anerfannt. Wichtig durch das zwiefahe Fürftenlehen Meißen und 
(jett 1247) Thüringen erwarben fie noch die Pfalz zu Lauchſtädt, ferner die fonft 
- reihsunmittelbaren Sfr, und Pleißnerlande und Rodlig, erlangten andere Herr- 
haften als Reichslehen und fpäter über 60 Stäbte und Schlöffer im Meifnifchen 
als böhmiſche Tehnftüde. Nicht weniger Glanz verliehen dem Wettiner Haufe: 
die Würden und Erzämter, welde vie Markgrafen theild zu Hofe trugen, 
theils felbft vergaben. Kräftig wirkte vasfelbe im 14. Jahrhundert zur Ausbildung 
der Fürftenhoheit gegen die Stäbter und Ritter mit, während im Innern ihrer 
Lande der zum Staate ſich heranbildende Organismus zeitig auf Landſtandſchaft 
und beren Bewilligungen bafirt und in ver felbftänpigen Territorialjuftiz bes 
feftigt warb. 

2, Ber. — 1648. Sachſen als Kurfürftentbum des deutſchen 
Reihs im politifhen Aufftreben. Mit dem Erwerb ver Kur Sachſen (mit 
welcher nach dem Tode Kurfürft Albrecht III. aus dem Hanje Ascanten Markgraf 
Friedrich der Streitbare 1423 belieben ward) traten die Wettiner Fürften in vie 
erfte Reihe des deutſchen Reichskörpers. Sie vereinten das Herzogthum Sadhfen- 
Wittenberz, die Burggrafihaft Magdeburg und die Herrfhaft Brena nebft ven 
übrigen  feit 1288 von Thüringen abgelommenen Theilen der Pfalz mit ihrem 
bisherigen Länverbeftande, ver außerdem noch im Laufe diefes Zeitraums durch 
Erwerb des Neuftädter Kreifes, insbefondere aber beider Laufigen (pfanpweife feit 
1623, erblich jeit 1635) weſentliche Vergrößerungen erfuhr, während andererjeits 
allerdings vie Leipziger Erbtheilung von 1485 ven Beflg der Albertinifchen und 
Erneftinifhen Linien dauernd ſchied, auf deren erftere die Kurwürde und das Her- 
zogthum Sachſen 1547 übergingen. Nicht minder aber waren fie an Titeln, Wür- 
ben und Anſprüchen begabt, vie theils vom Befige der Kur und bes Herzogthums 
Sachſen (Erzmarfhallmürte, Reichs-Vikariat in den Landen des Sächſiſchen Reichs 
u. a.), theils von der perjönlichen und politifchen Bedeutung der einzelnen Fürſten 
fih ableiten laffen. Die Kur fanktionirte den Befig der immer weiter ſich ent» 
widelnden Regalien und die erbfolgerechtliche Abfchließung ver Territorien, welche 
zeitig gegen alle Juftizhoheit des Kaiſers und der Kirche gefchloffen find. Eine 
jelbjtändige Geſetzgebung (zunächſt Yandesorbnungen, dann bie Konftitutionen Kurf. 
Auguft’s von 1572, Proceßordnung von 1622 u. f. w.), melde fi namentlich 
unter ben Kurfürften Morig und Auguſt über alle Gegenſtände des ſtaatsrecht- 
lihen Intereſſes (politifche, Tirhliche und Finanz Verwaltung) verbreitete, führte 
ftetige, nad Landestheilen und Inftanzen gegliederte Organe herbei. Die Herr- 
fhergewalt — zu der auf perfönlicher Bald die innere Kirchengewalt (jus in 
sacra) in der proteftantifhen Kirche hinzutrat — bildete fih im Innern durch 
Verträge mit den Landſtänden, deren Thätigkeit fi immer mehr in dem geregel- 
ten Finanzzuſtande foncentrirte, fowie nad) außen mittelft völferrechtlicher Alte gegen 
Reih und Ausland, zur vollen Landesherrlichkeit (im Sinne jener Zeit) auf. 

3. Ber. — 1806. Der Kurftaat Sachſen in völliger Ausbildung 
zur Souveränetät. Der weftphälifche Friede fiherte Sachſen vie erfehnte 
Ruhe und deſſen Fürften das alte Anfehen im Neid) wieder, das fie auch theils 
neben, theils entgegen fremden Mächten geltend machten. Auf bie mit Kriegsruhm 
erfüllten Zeiten der legten beiven Johann George (1680—1694) folgte der glän- 
zende Königshofftaat der erften beiden Friedrich Auguſte (1694— 1763); die Drang» 
fale der preußifchen und aud noch der frühern ſchwediſchen Invafionen wurden 
unter der gefegneten Regierung Friedrich Auguſt III. verfchmerzt, eines Fürſten, 
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der die von feinem Vorgänger begonnenen Berbefferungen überall ausführte und 
kräftig zur Vertheidigung des deutſchen Wohles beitrug. Die innere Staatsorganis 
fation, welde übrigens noch nicht ganz außer dem Einfluffe der Reichsgeſetzgebung 
ftand, gewann durch Normirung des Zuftandes der Finanzen und ber landflän- 
diſchen Berfafiung fefte Stügpunfte; daneben erweiterte fi die Geltung des mo» _ 
narhifhen Principe, während faft alle Inftitute des Staates einer Reviflon und 
Bervolllommnung unterzogen wurden. 

4. Ber. — Das fouveräne Königreihd Sachſen als Glied dee 
rheiniſchen (1806—13), dann des deutfhen Bundes (feit 1815). Die 
Erlangung der Souveränität für Sahfen durch die Auflöfung der deutſchen Reichs- 
verbindung am 6. Aug. 1806 brachte zwar zunächſt feine Vergrößerung ber 
äußern Machtſtellung Sachſens, da diefe durch den Beitritt zum Rheinbunde beein 
trächtigt war; doch führten die Zeitereigniffe vorübergehend zu einer größeren Un- 
abhängigkeit der Regierungsmaßregeln von der Mitwirkung der Stände namentlid 
in Finanz und Polizeifahen, ohne daß jedoch, mit wenigen Ausnahmen, bleibende 
Einrichtungen dadurd begründet wurden. Aber aud die der Völlerſchlacht bei Leip- 
zig folgende Gefangennehmung des Königs Friedrich Auguft I. und die in deren 
Bolge (23. Oft. 1813) eingetretene Verwaltung des Landes durch ein ruſſiſches, 
dann (feit 8. Nov. 1814) preußifches Gouvernement, welches bis zum 5. Juni 
1815 Torigejett ward, blieb ohne nachhaltige Wirkung, da die in diefer Zeit ge- 
troffenen Verfügungen nad der Nüdkehr des Königs nur proviforiihe Geltung 
behielten und, bis auf wenige, durch die fpätere Geſetzgebung ſich erledigten. Die 
durch den Wiener Frieden 18. Mai 1815 berbeigeführte Verkleinerung des Sächſi— 
fhen Staatsgebietes nöthigte zu Veränderungen in der Behörbeneinrichtung und 
führte zugleidy zu theilweifer Umgeftaltung, beziehentlic Erweiterung der ſtändiſchen 
Bertretung; doch wurden burchgreifende Berfaffungsreformen, obgleidh jeit 1820 
fortdauernd von den Ständen beantragt, erft unter dem Anſtoß äußerer 
politiſcher Ereigniffe 1831 erwirkt, bis zu welchem Zeitpunfte das von K. Frie— 
drich Auguft 1. in länger als 5Ojähriger Regierung feftgehaltene Syſtem auch nad) 
feinem 1827 erfolgten Tode unter feinem Nachfolger 8. Anton im Wortbeftand 
blieb, | 

Die von der Ernennung des Prinzen Frievrih zum Mitregenten (13. Sept. 
1830) an batirende Neuzeit des Sächſiſchen Staatslebens — rüdjihtlih deren 
Darftellung wir im Uebrigen auf das vorftehend unter I. und II. Ausgeführte 
verweilen — fhuf als Grundgeſetz die Verfaſſungsurkunde vom 4. Septbr. 1831, 
in deren Gefolge ſowohl die Umgeftaltung der früheren Organifation der Verwal» 
tungs⸗ und höheren Juftigbehörden nad den nod jet beftehenden Principien, als 
aud die Aenderung der Steuergefeßgebung, legtere im Zufammenhang mit bem 
Beitritt zum deutſchen Zollverein eintrat. Gleichzeitig wurden die Kommunalver- 
faffjungs- und Heimathsverhältniffe einer durchgreifenden Neuordnung unterzogen. 
Aber erſt ver Periode der Alleinregierung Friedrich Auguſt IL. (1836 —1854) 
blieb die weitere Ausbildung der NRechts- und Verwaltungsreformen vorbehalten, 
die ſich zunächſt im der Kopifilation des Kriminalrehts (1838), ſodann in ber 
Durdführung des neuen Grundſteuerſyſtems und damit zufammenhängender Ber» 
befferung ber auf Immobilien bezüglihen Rechtsgeſetzgebung (1843) zeigte. Die 
Greigniffe des Jahres 1848 veranlaßten zwar vorübergehend eine veränderte Ge— 
ftaltung der ftändifchen Vertretung, die aber bereits 1850 wieder befeitigt warb; 
dagegen wurden feitvem und insbefonvere feit vem Regierungsantritte des K. Jo- 
hann (9. Aug. 1854) die Rechtöverhältniffe in dem verſchiedeuſten Gebieten des 
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Staatslebens in einer durchgreifenden Welfe reorganifirt und zugleich eime Kobifi- 
fation der Haupttheile der Rechtögefepgebung theils ins Leben gerufen, theils an- 
gebahnt, welhe — ohne fi der Mitwirkung zur gemeinfamen beutfchen Gefeg- 
gebung zu verſchließen — die Bedürfniſſe des Einzelftantes in einer den berech— 
tigten Anforderungen der Zeit entipredhenven Weife zu befriedigen ftrebt.*) 
Litteratur: Gretſchel und Bülau, Gefhichte des Sähfifhen Volks und 
Staats, Leipzig 1843, 3 Bde. ſdletier. 


Sächſiſche Herzogthümer, ſ. Thüringiſche Staaten. 
Saint Simon, ſ. Socialismus. 

Salinenweſen, ſ. Bergweſen und Regalien. 
Sanitätsweſen, ſ. Geſundheitspflege. 


San Marino. 


San Marino, die durch ihre Kleinheit wie durch ihr Alterthum berühmte 
Republik, liegt unter dem 44. Breitegrade auf dem vierzackigen Monte Titano, 
einem ſchroffen Eckſteine des Apennin. Dieſer ſteigt hier mit feinen Kaltwänden 
bis zu 2444 Barifer Fuß ſchroff an. Das ganze Gebiet beträgt wenig über eine 
deutfhe Quadratmeile. Der Boden bringt in der Negel nur Weizen und Mats 
hervor, im Durchſchnitt trägt nur das fünfte Korn. Der berühmte, durch treffliche 
Felſenkeller noch verbefferte Muskateller-Wein wird feit der Traubenkrankheit we- 
niger gebaut. Ein Theil der San Marinefen verdient daher fein Brod befonders 
durch Maurerarbeit in der Ebene. 

Diefe Lage mit der dadurch bevingten Mäßigkeit der Lebensverhältniffe er 
möglichte die Unabhängigfeit und die Selbftregierung, obgleih nur zwei Meilen 
davon Rimini und die ämilifhe Heerftraße liegen. — Die Geſchichte beginnt mit 
einer mönchiſch motivirten Legende, nad welder der fromme Steinmege Marinus, 
längere Jahre an dem Wiederaufbau von Rimini arbeitend, für feine Mitarbeiter 
und für die Kranken die Nächte hindurch heifend ſich aufopferte, bis fein Weib, 
eine ſchöne Dalmatinerin, ihn ſuchte und fand. Er entfloh vor ihr in eine Felfen- 
böhle der jegigen Republit und verſchanzte fih darin gegen ihre Thränen. Wir 
haben hier mohl eine Mythe: das ſchöne Weib ift der von den Hofleuten in Konftan= 
tinopel empfohlene arianifhe Glaube, welchem ein Theil ver im vierten Jahr: 
hundert in Rimini verfammelten Priefter rechtgläubig wiberftand. Vieleicht zogen 
ſich damals einige Orthodore in das Gebirge zurüd. Die nahe Vergfefte St. eo 
führt die Gründung ihres Bisthums auf einen Genofien St. Martins zurüd; 
ſchade, daß diefe Biſchöfe fpäter Jahrhunderte lang duch Rechtsverdrehung bie 
Unabhängigkeit des Städtchens San Marino hart gefährbeten. 

In einer nod vorhandenen Verhörsurfunde vom 3. Juli 1296 behaupten 
Zeugen, eine fromme Dame babe ven Hl. Marinus mit dem Gebiete befchentt, 
Papft und Kaifer ihn mit Privilegien begnadigt. Das. gehörte zum Glauben ver 
Bewohner. Der Bibliothekar der Republik, Delfico, hat in der Geſchichte derſelben 
die im früheren Mittelalter jpärlihen Spuren von der Eriftenz dieſer „erimirten 

eiftlichen Herrſchaft, eines Weichbildes im eigentlihften Sinne des Wortes" ger 
ommelt. Eine Urkunde von 885 nennt das Klofter St, M., eine von 951 die 


*, Anm. d. Red, Daß fh in den Verfaſſungs- und Verwaltungdeinrichtungen bed 
Königreichs reichlicher Stoff zu einer gründlich umgeftaltenden Reform darbietet, erheit zum 
Theil ſchon ans der obigen kurzgefaßten Darftelung. 
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gleihnamige plebs, eine von 1244 die arx (Berg- und Orenzburg) und die ourla 
oder curtis (Gerihtäftätte) von St. M. In der Reihe dieſer Worte ift wohl vie 
innere Entwidlung vom Möfterliden Keime zum bürgerlichen Gemeinwefen ange 
deutet. Merkwürdig ift, daß fhon der zweite Berengar, italienifiher Köntg, vor 
dem Kaifer Otto I. bier ein Aſyl fand. Diefes bot unfer Weichbild jeder Partei, 
aber ftets nur auf Wohlverhalten, wenn von bemfelben aus feine Zettlungen ge 
fponnen wurden. Um legtere zu verhindern, Hat bie Nepublid, welche ven Jugend» 
unterriht, auch den der Mädchen pflegte, nie in Errichtung einer Buchbruderei 
gewilligt. Aber auch für die Errichtung eines Jefuitenfollegtums, wie für die 
eines Bisthums auf ihrem Gebiete hat fie ſich ftets bedankt. 

In der eine halbe Stunde unter der höchſten burggekrönten Spige und 

unter der daran gelehnten Stadt gelegenen Vorſtadt Borgo taufchen bie Ebene 
und das Gebirg ihre Produkte aus; die Stadt bet nur tur ein einziges Thor 
einen Eingang und es ift nicht erlaubt, die Erfletterung der Felſen zu verfuchen, 
worauf fie erbaut ift. 
Dieſes Mißtrauen erflärt fih durch die Geſchichte. Wie die Ritter im Ge» 
birge war San Marino gibellinifh; feine gefährlihften Feinde waren die Mala- 
teften in dem welfiſchen Rimini. Der Bifhof von St. Leo trat feine angeblichen 
Rechte auf St. Marino mit Einwilligung des Papftes an fie ab. Aber die Heine 
Republik hatte an den diefen Gebirgen entftammenden gibellinifchen Monte Feltro 
trene Bundesgenofjen, wofür fie ihnen im Unglüd ſicheres Afyl bot und fi darin 
aud durch den päpftlihen Bann nicht irre machen ließ. Ohne Gefahr konnten fie 
nur biefen Herzogen von Urbino ihre Thore öffnen, um Beſatzung einzunehmen, 
So gelang es dem Städtchen an dem Pfade nah Rimini auh mit Waffen fein 
Gebiet zu erweitern; doch geſchah dies in der Regel. durch Kauf. 

Am gefährlihften waren der Selbftänbigfeit der Republit die feit dem fünf- 
zehnten Jahrhunderte ſich bildenden großen Fürftenthümer. Mander durch Faktio⸗ 
nen zerriffenen Stadt mochte felbft die Herrfchaft Cäfar Borgia’s als Orbnung 
fhaffend erträglich erfcheinen. Diefen Troft hatıe San Marino nicht; aber nach 
dem Tode des Bapftes Alerander V. 1503 wurde es von der Zwangsbefagung 
diefes feines Sohnes, der erften, welde es erfahren, befreit. Die Adoptivnachkom⸗ 
men ber Monte Feltro, die Rovere, übten als Herzoge von Urbino gegen bie ver 
bündete Republik viefelbe Großmuth, ob diefe gleih vom Papft Leo X. gezwungen 
worden war, Behufs der Einfegung feines Neffen in Urbino gegen ben Rovere 
die Waffen zu tragen. Es war jene böfe Zeit für die Reſte der Stäbtefreiheit, 
als die meiften Päpfte ihren Neffen erblihe Fürſtenthümer zufammen zu vaffen 
trachteten; 1542 verfuchte Paul III. das Städichen für einen Yarnefe zu über: 
fallen. Gerade dieſe umbrifhen Landſchaften charakterifirten ſich dadurch, daß fie 
die edelften und bie verruchteften Menfhen und Thaten ſchroff neben einander 
ftellten. 

"Die Rovere, welde auch in inneren Zwiftigfeiten der Heinen Republit ver» 
mittelt hatten, ftarben 1631 aus und ihr Herzogthum fiel an den Kirchenftaat, 
in weldem nun San Marino die einzige Infel der Unabhängigkeit bildete, Die 
unumfchränften Legaten der benachbarten Romagna ließen den ſchwachen Nadbar 
ihren böfen Willen öfters fühlen, indem fie angefehene Bürger von San Marino 
rechtswidrig verhafteten und die Auslieferung von Romagnolen verlangten, welde 
auf bem Gebiet ber Republit Verbrechen begangen hatten. Der Karbinal » Legat 
Alberont wollte e8 zu Ende führen. Den 24. Oktober 1739-309 er mit Truppen, 
Scergen und dem Scharfrichter in San Marino ein; der andern Tags in ber 
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Hauptlirhe des St. Marinus verfammelten Bürgerfchaft befahl er Mann für 
Mann dem Papft als Landesherrn den Eid der Treue zu leiften. Die zwei zuerſt 
Aufgerufenen gehorchten. Aber Afonfo Giangi, feit wenigen Wochen Kapitän ber 
Republik, zum Eive aufgerufen, erklärte: „am erſten dieſes Monats habe ich dem 
großen Rathe des Freiftantes des H. Marinus, meines rechtmäßigen Landesherrn, 
Treue gejhworen. Diefen Eid bekräftige ich heute.” Hieronymns Gozi wandte 
fih an den Kardinal: „Vater, diefer Kelch gehe an mir vorüber. Die Treue ge 
gen mein Vaterland und gegen deſſen Schugheiligen fann ih am wenigften in 
diefer ihm geweihten Kirche verläugnen. Es lebe St. Marinus! e8 lebe vie Frei- 
heit!" Die gamze Bürgerfhaft ftimmte in dieſen Ruf ein, welcher fi in ben 
Straßen und im Gebiete wie ein Echo fortpflanzte. Während die Bürgerfchaft ven 
Bapft um Recht anging, nahm aud in den nördlichen Ländern bie öffentliche Mei- 
nung an ihrem Schidjale lebhaften Antheil. Schon einige Jahrzehnte früher hatte 
der Engländer Addiſon die Heine Republit als eine infarnirte Idylle geſchildert. 
Die in folden Idealen [hwärmenden Zeitgenoffen erhoben gegen dieſe unwürbige 
Gewaltthat des ſchwachen Papſtthums gegen die noh Schwäderen vie Stimme 
der Entrüftung. Der Papft vedte die Würde feines Nüdzugs hinter einer Unter- 
ſuchung des politifhen Necdtsverhältnifjes. Den 5. Februar 1740 wurde dem 
Freiftaate feine uralte Freiheit feierlid wierer zurüdgegeben; dieſer Tag ift nod 
ein Befttag für die San Marinefen. — Der Ruf Gozis, wie der Ruf Manins 
1848: e8 lebe San Marco!, diefes Signal des Aufftandes gegen Defterreich, ver- 
rathen uns die ältefte lebensfräftigfte Herzwurzel dieſer italtentihen Städtere- 
ubliken. 

Mit um ſo ausgeſuchterer Höflichkeit bot Bonaparte im Februar 1797 auf 
feinem Borbeimarfhe nad dem Kirchenftaate der Bergrepublif durch Monge bie 
Bruderhand. Der große Rath lehnte die Bergleihung mit der Freiheit Athens ab 
und wollte lieber die Sittenreinheit Spartas als ihr Mufter anerkennen. Deß- 
gleihen lehnte e8 das Unerbieten einer Gebietserweiterung ab, da die Republif 
nie nach frembem Gut getrachtet habe. Das zu ihrer Verfügung geftellte Quan— 
tum Weizen zahlte man ven Orunbbefigern, von welchen es requirixt war, Wäh- 
rend biefer Zeiten fanden die wegen ihrer Bärte verfolgten Kapuziner und andern 
Mönche, werunter auch Micara, fpäter als Bapft Gregor XVI., auf Wohlverhalten 
ein Aſyl. 

So blieb die Republik des Titanengebirgs unbehelligt von der an feinen Fuß 
ſchlagenden Brandung. 

Der in fpäteren Jahren fittenftrenge Della Genga beftieg als Leo XII im 
Jahre 1823 den päpftliden Stuhl, indem er fi als Eiferer gegen den im Kar- 
dinalkollegium immer noch vertretenen „Liberalismus“ ankündigte. Er erklärte auf 
eine Denunciation hin, er werbe ven zu feiner Beglüdwünfhung herfömmlicher 
Maßen abgeſchickten Abgeorbneten des wühlerifhen San Marino nicht zur Au— 
dienz lafjen. Aber U. Onofri wußte den englifhen und ven preußifchen Ge— 
fandten Bunfen von der Unfhuld wie von dem Rechte feiner Heimarh zu über- 
zeugen. So verficherte ihn endlich aud Leo feiner Huld für dieſelbe. — Die Ber: 
ſuche der politifhen Mißvergnügten, aus den Hirten und Schmugglern in dem angren» 
zenden Apennin Guerillas zu bilden, hatten einem Bürger von San Marino den 
Anlaß zu einer Verläumdungsſchrift gegen feine Heimath gegeben. Sein Name 
wurbe in Rom dem Onofri genannt; diefer nahm ihn aber mit fi ins Grab. Das 
dankbare Vaterland errichtete Onofri im Saale des großen Raths eine Ehrenfäule, 
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rung im Frühjahre 1831 und die blutige Reaktion, die verzweifelten Banden von 
NRomagnolen, welde um I840 im nahen Apennin fih ſchlugen und felbft Rimini 
bebrohten, berührten San Marino nidt. Die Bürger nahmen gemäßigten Antheil 
an den durch Pius IX. erwedten nationalen Hoffnungen. Aber unverfehens foll- 
ten fie in die legte Kataftrophe des Baterlandes von den nad der Schlacht von 
Novara nur noch um die Ehre des italieniishen Namens kämpfenden Nepublifanern 
verwidelt werben. Nachdem Garibaldi mit feinen Rothbluſen ven Janiculus aufs 
Aeußerſte gegen die Franzoſen vertheidigt hatte, verließ er gleichzeitig mit dem 
Einzuge berfelben die ewige Stadt, um feine Schaar nad) Venedig, auf den legten 
Fußbreit italienifcher Erde zu führen, welher noh den Fremden, ihren Bomben, 
der Cholera und dem Hunger wiverftand. Aber nicht die Republif des St. Mar- 
fus, jondern bie des St. Marinus follte das Ziel und Ende dieſes tolltühnen 
Rüdzugs werben. 

Mit Sonnenaufgang des 31. Juli 1849 erreichte die zuerft von den Franzoſen, 
dann von den Defterreihern raſtlos verfolgte Truppe nach ungeheuern Entbehrun- 
gen und Gewaltmärſchen und Gefechten den fchroffen Oftrand des Apennin, un- 
weit San Marino. Jenfeits der grünen meeresgleihen Fläche der Romagna, welche 
auch ſchon von den Defterreihern bejegt war, glaubten fie das erfehnte Venedig 
aus dem blauen Meeresfpiegel auftauchen zu fehen. Aber vie öfterreihifhen Jäger 
überfielen die vor Ermattung eingefchlafene Nachhut, befhoffen ven Haupthaufen 
in einem Thalfeffel mit kongreviſchen Raketen und nahmen die einzige Kanone. Da 
warf ſich zuerſt die Frau Garibaldis, bald er felbft und fein Stab der allgemei- 
nen Flucht der Ihrigen entgegen und ließen dieſe hart vor den Mauern des 
Städtchens lagern. Garibaldi fam mit feinem Generalftab nah San Marino felbft. 
Durdy jene legte Kataftrophe überzeugt, daß feine 1800 Mann nit nur ganz 
abgerifien, ſondern auch aufgelöst jeien, erflärte er ver Regierung von San Marino, 
er fei bereit, die Waffen in deren Hände niederzulegen, fofern ſich die Defterrei= 
her verpflichten würden, feine Leute ruhig in die Heimath abziehen zu laſſen. Da 
jedvod die Unterhandlungen mit dem öfterreihifhen General zu keinem befriedigen- 
den Ergebniffe führten, fo wurde Oaribaldi von feinen Offizieren aufgefordert, 
fogleidy in der Nacht fi der öfterreihifchen Umgarnung zu entziehen. So geſchah 
es. Ihm folgten zweihundert Mann, worunter viele Offiziere. Der höchſte zurück— 
gebliebene Offizier follte auf jener Bafis weiter unterhandeln. Als am Morgen 
den vor der Stadt gelagerten führerlofen Freiwilligen der Abzug Garibaldis be- 
fannt wurde, erhob fih ein Gejchrei über Verrath; fie wollten ſich der Stadt- 
mauern zu verzweifelter Gegenwehr bemädhtigen; andererſeits waren aud die Defters 
reicher erbittert, daß ihnen das Befthaupt entgangen war. Die Einwohner hielten 
indeß ihre Thore feft befegt und die Regenten vermittelten e8, daß die entwaffne- 
ten Freiwilligen mit einem Zwangspaſſe entlaffen wurden, Die Amnzftie wurde 
ihnen weiter im Lande fchleht gehalten. — Neue Berlegenheiten entftanden durch 
die Entdeckung, daß die Bürger wohl fünfzig Freiwilligen Verſtecke gegeben hat— 
ten. Doc; überzeugte ſich Erzherzog Ernft von der Loyalität der Negenten in ver 
ganzen jehr ſchwierigen Krife und nahm die Einladung in tie Mauern ver 
Stabt an. 

Auch das nationale Königreich Italien ehrte die Unabhängigfeit, das Alter 
und die Schwähe der Republik. Die öffentlihe Meinung Italiens und Europas, 
welche ihre Flügel darüber ausbreitete, ift noch befonvers geleitet durch eine An— 
zahl von Männern aller Nationen, welhe — durch Geburt over Geift oder durch 
perfönlihe ver Republik geleiftete Dienfte hervorragend — das Bürgerrecht ders 
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felben erhielten. Canova hielt dies höher als alle feine Orden. Einer berfelben, 
der berühmte Kenner Italiens und befonvers Dante’s, Karl Witte, hat in feinem 
„Alpiniſches und Transalpinifches" (Berlin 1858) San Marino ein ſchönes Dent- 
mal in Oeftalt einer Charakteriftit und Geſchichte gefegt. Wir find derſelben in 
Dbigem gefolgt, mußten aber die Kataftrophe Garibaldis nad Hoffftetterd „Tage— 
bud aus Italien 1849" berichtigen. 

Nebſt der Lage, der Einfachheit des Lebens, dem Schuge der öffentlichen 
Meinung, hat auch die ariftofratifch-vemofratifche Berfaffung gewiß viel zur Er- 
haltung der Nepublif beigetragen. Landesherr ift der große Rath, welcher aus 
ſechszig Mitgliedern beftehend, ſich durch Kooptation aus den im Jahre 1652 an- 
fähigen Familien ergänzt, und zwar muß ein Drittheil ven wenigen patricifchen 
Familien, ein weiteres der Stabtbürgerfchaft, das dritte den Landbewohnern ange- 
hören. Wahl und Looſung wirkt zur Ernennung ber zwei halbjährigen „regierenden 
Capitäne“ zufammen. — Gerriftori berechnete im Jahre 1836 vie Be- 
wohner des engen Stäbtchens auf 1460, die der Borwerfe auf 300, die der drei 
Landgemeinden auf 4060 Geelen. 9. Reuchlin. 
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Die Familie, welcher das Haupt der hiftorifhen Rechtsſchule entftammt, ge- 
hörte zu den begüterteften und angejehenften Geſchlechtern der erbgefeffenen Ritter 
Ihaft des Herzogthums Oberlothringen, fomit zum burgundiſch-lothringiſchen Adel 
bes deutſchen Reichs. Die Herrfhaft Savigny liegt im lothringifhen Amte Char- 
mes im Stromgebiet der Mofel. Schon in den Zeiten der Kreuzzüge kämpfte ein 
Nitter Andreas von Savigny an der Seite Richard's v. England gegen Saladin, 
einen Johann von Savigny ernannte Kaifer Heinrich VII. 1353 zum Kapitän 
von Rom. In den Kämpfen zwifchen Franfrei und Deutſchland hat die Familie 
ftetS zum deutſchen Reich gehalten. Als aber Lothringen immer mehr in franzö- 
fiihe Hände gerieth, führte während des breißigjährigen Krieges im Jahre 1630 
der Graf Philipp v. Leiningen-Wefterburg den achtjährigen Paul v. Savigny ber 
proteftantiihen Religion wegen von Met nad Deutfhland. Die Iothringifche Fa— 
milie ift feither erlofhen, die Abkömmlinge jenes Paul v. Savigny aber haben 
fih als Minifter Eleinerer ſüddeutſcher Fürften im 17. und 18. Jahrhundert durd) 
Patriotiemus und Begabung hervorgethan. Der Großenfel vesjelben, Chriftian 
Ludwig Karl v. ©., Geheimer Rath in Iſenburgiſch-Birſtein'ſchen Dienften und 
Mitglied der deutſchen Neichsritterfhaft, fiedelte als Kreistagsgejandter mehrerer 
Fürſten des Oberrheinifhen Kreifes nah Frankfurt a. /M. über. 

Dort wurde ihm Friedrich Karlam 21. Februar 1779 geboren. Schon im 
11. Lebensjahre verlor dieſer den tüchtigen Vater, ein Jahr varauf die fromme 
und hochbegabte Mutter. Der PVerwaiste wurde von feinem Vormund, einem 
dreunde des Baters, dem gelehrten Aſſeſſor am Reichskammergericht, Herrn v. 
Neurath, mit großer Sorgfalt erzogen, und als fünfzehnjähriger zuerft in die 
Rechtswiſſenſchaft eingeführt; freilich, nad tamaliger Methode, in fo trodener und 
pebantifcher Weile, daß der Jüngling bier von dem künftigen Berufe eher abge- 
jhhredt werden mußte. Ein Jahr darauf bezog er die Univerfität zu Marburg, und 
wurde von dem gründlich gebildeten Profeffor ver Pantekten, Philipp Friedrich Weiß, 
einem Romaniſten aus der eleganten Holländiſchen Rechtsſchule, der namentlich der 
ganz vernachläſſigten Literärgefchichte des römischen Rechts eine ſehr umfafjende, 
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wenn aud fchriftftellerifch wenig ergiebige Thätigkeit zuwendete, mit glüdlihem Er- 
folge zur gründlichen Quellen- und Literaturforfhung angeleitet. Wie ©. ftets das 
Andenken des würdigen Lehrers in liebevoller Pietät geehrt, fo hat dieſer früh in 
dem Schüler den einftigen Reformator der Wifjenfhaft erfannt, als er ihn für 
den Erften unter Allen erklärte, welde er jemals in der Wiſſenſchaſt ein- 
geführt habe. 

Die nächſten Jahre bradte ©. theils in Göttingen zu, wo ihn jedoch 
weniger die juriftifchen Borträge — Hugo hat er nicht gehört — als ver glänzende 
Hiftorifer Spittler anzog, theil® wieder in Marburg, dann in Leipzig, Iena, Halle, 
meift kürzere Zeit, in angeftrengter Privatarbeit, welche nur durch wiederholte 
Krantheitsanfälle unterbrochen wurde. Am 31. Oktober 1800 erlangte er in Mar- 
burg die juriſtiſche Doktorwürde, und begann alsbald mit großem Erfolge 
feine Lehrthätigkeit, zuerft über Strafrecht, weldem feine gebiegene Inauguralpifier- 
tation über die formale Konkurrenz der Verbrechen angehört, ſchon im folgenden 
Sommer und von da ausfchlieglih über römiſches Privatreht, Inftitutionen und 
Röm. Rechtsgeſchichte. Bereits im Jahre 1803 erſchien fein erftes größeres Werk 
„das Recht des Beſitzes“. In diefem klaſſiſchen Buche, das von feinem feiner fpä- 
teren übertroffen worden ift und den Namen des 24 jährigen Rechtslehrers unter 
die erften deutſchen Juriften ftellte, zeigte er nicht allein höchſten Scharffinn und 
gediegenfte Gelehrſamkeit, handhabte er nicht allein die deutſche Rechtsſprache mit 
einer ver Teifing-Göthefchen Zeit würdigen Meifterfhaft — mit diefem Buche begann 
eine neue Epoche ver Rechtswiſſenſchaft. Denn, frei von allem Schul- und Au- 
toritätenzwang weiß er eine bisher für überaus fünftlih und verwidelt erachtete 
Lehre in ihrer großartigen Einfachheit gleihfam aus dem vollen Leben heraus zu 
entwideln, und indem er dem Gedankengange der großen römiſchen Juriften nach— 
geht, die echte juriftifde Methode, welde feit den großen franzöfifchen 
Civiliften des 16. Jahrhunderts verloren gegangen war, wieder ins Leben zu 
rufen. Schon bier tritt in überraſchender Vollendung tie an allen feinen Schriften 
fo body gepriefene ruhige Klarheit hervor, nämlid eine ber vollfommenen Herr- 
fhaft über dem Stoff wie ver Harmonie der eigenen Natur entfpringende Ob - 
jeftivität, welde den Stoff gleichſam zwingt, fich felbft in aller Reinheit 
dem Lefer darzuftellen. 

Auch eine höhere kulturgeſchichtliche Bedeutung wohnt dieſem Buche inne. 
Mehr als jede andere Wiſſenſchaft war im 18. Jahrhundert die Surisprudenz in 
hohlem Yormalismus, in pedantifcher Geift- und Geſchmackloſigkeit, in unfrudtbarer 
Autoritätenverehrung verknöchert. An einer geiftigen Beherrfchung des feit der Re— 
ception des römifhen Rechts in Deutſchland eingetretenen höchſt verwidelten, und 
nur auf geſchichtlichem Wege zu durchdringenden Nechtszuftandes fehlte es voll- 
fommen. Die tiefere gefhichtlihe Kenntnig des römischen wie des einheimifchen 
Rechts mangelte, trog der tüchtigen Leiftungen der franzöfifhen und holländiſchen 
Eiviliftenfhule und mancher beadytenswerthen deutſchen Arbeiten, durchaus. Was 
man als Nechtsgefchichte lehrte, war eine ganz äußerliche, „elegante“ Zuthat, welde 
auf die Rechtshandhabung Feinerlei Einfluß äußerte. Mechaniſch wendete man bie 
Beftimmungen des Juftinianeifhen „Geſetzbuchs“ an, nicht als freie Ergebniffe römi— 
her Wifjenfhaft, venen man nachzudenken, fondern als todte Geſetze, welhe man 
zu fammeln und zu orbnen habe. Start felbft zu denken, folgte man, wie die ſcho— 
laftifhe Jurisprudenz des 14. und 15. Jahrhunderts, der Autorität der Lehrmei— 
nung und des Gerichtsgebrauchs. in wirres Konglomerat von römiſchen, beut- 
hen und kanoniſchen Rechtsfägen, bier jo dort anders verftanden, ein Gemeng- 
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ſel höchſt unflarer traditionell geworbener Begriffe bildete das gemeine Recht 
Deutſchlands, vargeftellt in fchlehtem Latein, ever in noch ſchlechterem geſchmack⸗ 
lofen Deutſch. Noch ſchlimmer fah es mit der Kenntnig des einheimifchen Rechts 
aus, das man höchſt willführlid) und Fritifios aus den alten Volksrechten, den 
Spiegeln, ven Stadtrechten und neueren Landeégeſetzgebungen compilirte, Die Ge: 
lehrten verachteten es, bie Männer der Aufflärung fahen darin nur barbariſche 
Gefege. Ein namhafter Gelehrter und tüchtiger Praktiker, der preußifche Großfanz- 
fer Samuel v. Coceeji, ſchildert 1749, um die Nothwendigkeit des projeftirten preußi- 
fhen Geſetzbuchs zu erweifen, ben deutſchen Rechtszuftand in einer für die herr- 
chende Auffaffung höchſt bezeichnenden Weife: „Es fubfiftiren alle gegen vie Fon- 
fufe Kompilation des römifchen Corporis juris angeführten Mängel. Es fubfiftiret 
die Unordnung, welche aus den verfchiedenen Interpretationibus der Glossatorum, 
und aus den täglich ſich vermehrenden Responsis und Decisionibus der Redhts- 
gelehrten, nothwendig folgen und das Recht arbitrarium wachen muß. E8 jubfiftiret die 
Kolifion zwifchen dem Jure Romano und den deutfchen Gefegen, welche infonderheit 
einige neuere Doctores, um bie Ungemißheit der Rechte zu vermehren, privata 
auctoritate bei ven Haaren wieder hervorgezogen haben." 

Solden Zuftänden und Anſchauungen gegenüber hatte die rationaliftifche 
Lehre des Naturrechts leichtes Spiel. Das Beftehende erſchien fo unvernünftig, daß 
man aus ber geiftlofen Dede der Gegenwart ſich auf das Gebiet der Abftraftion 
rettete, von bem ibealen Staat und von dem ewigen, gleichen Recht für alle Men- 
ſchen träumte, weldhes man aus dem fchledhtverftandenen pofitiven Recht ſich be» 
fiebig herauskonſtruirte. — Allertings hatte jhon vor ©. der Umſchwung be- 
gennen, bie ne neuen Grrungenfhaften Deutfhlands auf dem Gefanmt- 
gebiet des geiftigen Lebens, in Dichtkunſt, Philofophie, Alterthumskunde und Ge— 
ſchichtsforſchung, äußerten auch auf die Jurisprudenz ihren Einfluß. Guftav 
Hugo war mit Ätender Kritif der herrſchenden Ungründlichfeit zu Leibe gegangen, 
hatte in tüchtiger philologifcher Forſchung eine quellenmäßige Behandlung zunächſt 
der römischen Nechtsgefchichte und deren Verbindung mit den praftifchen Discipli- 
nen angebahnt, und gebiegene Gelehrte, wie Haubold, Cramer, Schrader, Tr. 
Aug. Biener, Dirffen hatten ſich ihm angefchloffen; Männer von Geift und Ge— 
ſchmack, wie Arnold Heife, Thibaut, Hufeland, Ey. von Löhr eine gründlichere und 
zugleich anziehendere Behandlung des römischen Rechts begonnen, Allein alle viefe 
Männer ftanden noch wefentlih auf dem Boden des alten Nationalismus, und 
wenn fie aud den Werth der Nechtsgefchichte beſſer als ihre Borgänger würbigten, 
fo erblidten fie doc) die Aufgabe der Wiſſenſchaft weſentlich in einer philofophiren- 
den Methode, um die Gefege Iuftinian’s mit den Anforverungen des gefunden 
Menfhenverftandes, der natürlichen Vernunft in Einklang zu bringen. Erft in S.'s 
reicherer und durchbildeterer Perfönlichkeit wird der ganze geiftige Auffhwung ver 
Zeit auf die Rechtswiſſenſchaft übertragen, und deren näcfte und bringendfte Auf: 
gabe ebenjo Har erfaßt als formulirt. 

Doch erft ein Jahrzehnt fpäter bot fi ©. die Beranlaffung, feiner Auf- 
faffung vom Weſen des Rechts und der Rechtswiſſenſchaft dieſen klaren Ausdruck 
zu geben. In glüdliher Außeren Unabhängigfeit, emfig das gewaltige Material für 
feine „Gedichte des römischen Rechts im Mittelalter” (1815—1831, 6 Bde.) 
fammelnd, in welder er das Fortleben vesfelben auch nad) dem Sturze des römi— 
ſchen Reichs im ganzen Abendlande, wenngleih nur zum Theil gefannt und nod) 
weniger verftanden, bie wiſſenſchaftliche Wiederauferftehung desfelben in ter Gloſſa— 
torenzeit dargelegt, und in ver anfchließenden civiliftifchen Literärgefchichte bis 
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zum Beginne des 16. Jahrhunderts mit unübertreffliher Sorgfalt und Genauig— 
feit dieſen Zweig der Rechtswiffenihaft begründet hat — verbradte er vie Jahre 
1800—1808 als hochgefeierter Tehrer in Marburg und auf größeren wifjenfhaft- 
lihen Reifen in Deutfhland und Franfreih; dann als Heffen unter die Napoleonifche 
Herrſchaft gefallen war, fiebelte er nad Landshut über, warb aber ſchon 1810 
von Wilhelm von Humbold dazu auserfehen, an ver neu zu begründenden Ber— 
liner Hochſchule die Leitung der rechtswiſſenſchaftlichen Studien zu übernehmen, 
Hier im Verein mit Fichte und Schleiermader, enge verbunden mit Niebuhr und 
E. Fr. Eihhorn, beginnt die glänzenpfte Zeit feiner Wirkfamfeit. Er war ber 
erfte Rektor der neuen Univerfität, 32 Jahre bat er an berfelben als der ange» 
ſehenſte und einflußreichfte Rechtslehrer Deutfchlands gewirkt. Im dieſe Zeit fällt, 
außer dem vorftehend erwähnten Geſchichtswerk, eine größere Zahl vorzüglidher 
rechtöhiftorifher Abhandlungen, meift in der mit Eichhorn und Göfhen 1815 be- 
gründeten Zeitfchrift für gefchichtlihe Rechtswiſſenſchaft veröffentlicht ; das Ende 
viefer Periode bezeichnet fein großes dogmatifches Hauptwerk: das „Syſtem des 
heutigen römifchen Rechts" (Bd. I— V. 1840/41. Bob. VI — VII. 1847/49). 
Das Programm aber feiner wiffenfchaftlihen Richtung und ver Schule, welche fich 
alsbald um ihn gruppirte, bat er bereit 1814 ausgeſprochen in der Fleinen 
Schrift „Ueber ven Beruf unferer Zeit zur Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft“, 
veranlaßt durch Thibaut's unmittelbar vorher erfchienene Flugſchrift: „Ueber 
die Nothwendigfeit eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für Deuiſchland.“ 

Schon feit Jabrhunterten waren manche Projekte aufgetaucht, das Corpus juris 
eivilis durch ein neues foftematifches Geſetzbuch zu erfegen. Doc die Mifere ver 
teutfhen Staatszuftände hatte e8 nie zu einem ernftlihem Verſuch dieſer Rich 
tung fommen laffen. Im 18. Jahrhundert aber, unter dem Einfluß ber rationa= 
liſtiſchen Zeitanfhauungen, nad) denen durch eine einheitliche, populäre, ftreng ſyſte- 
matifch georbnete Gefeßgebung in der Lanvesfprache alle Schäten bes beſtehenden 
Rechtszuftandes geheilt, die ganze verberblihe „Willkühr“ ver Rechtögelehrten beſei— 
tigt werben fünnte, aber aud in dem ernften und reblichen Streben nach durch- 
greifender Befferung wie nad) fefterer Einigung ihrer bunt zufammengemwürfelten oder 
doch bisher nur Lofe verbundenen Provinzen, gingen die deutſchen Fürſten des 18, 
Jahrhunderts, dann die Staatsmänner der franzöfifhen Revolution an diefe Auf- 
gabe. So erhielt Preußen zu feiner bürgerlichen Proceßordnung 1794 das Allge- 
meine Lantrecht, die lange begonnene öſterreichiſche Gefeßgebung fam 1811 zum 
Abſchluß, Frankreich und mit ihm bie deutfhen Länder des linken Rheinufers, 
bald auch andere erhielten feit 1808 die franzöfifhen Geſetzbücher. An ein gemeinfams 
deutſches Geſetzbuch warb nicht einmal gedacht. So war ber größte The Deutſch- 
lants unter neue Geſetzbücher gebracht, welche zwar vie Grundlage mit dem Recht 
ber übrigen deutfhen Staaten gemein hatten, aber doch äußerlich von venfelben 
völlig geirennt. Mit dem heiligen römifchen Reich deutfcher Nation war aud bie 
deutſche Rechtsgemeinfhaft gelöst. Und ſchon unter der Napoleonifchen Herrfhaft 
waren mande Stimmen laut geworben, welche vie Annahme des franzöſiſchen Ge— 
fegbuchs in allen Rheinbundftaaten bringend empfahlen, damit alle ber gleichen 
Segnung theilhaftig würben. 

Zu den entfchiedenften Gegnern diefer antinationalen Beftrebungen hatte Thibaut 
gehört, ein patriotifcher Mann von Geift, feiner Haffiiher Bildung und gebiegener 
Gelehrfamkeit. Unmittelbar aber nad) der Befreiung Deutfchlands, nod im Som⸗ 
mer 1814 ſchrieb Thibaut, „fo recht aus ber vollen Wärme feines Herzens”, jeme 
vorerwähnte Abhandlung, in welder er zum erftenmal feit Jahrhunderten ein ges 
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meinfchaftliches veutfches Geſetzbuch des bürgerlichen Rechts dringend empfahl, nicht 
allein um der drohenden weiteren partifulären Zerfplitterung vorzubeugen, fondern 
auh um bie unleivlihen Rechtszuftände dauernd zu beffern. In unferem ganzen 
geltenden Recht fand Thibaut nur einen nicht einmal für den Gelehrten zu üßer- 
wältigenden Wuft fchlechter oder veralteter und widerftreitender Gefege, felbft in 
dem römifchen Recht fah ver fharffinnige Civiliſt, trog aller vorzüglichen Einzel- 
heiten, doch im Wefentlihen nur ein mißrathenes Geſetzbuch aus der Zeit des tief- 
ften Verfalls der Römer, von dem nur ein Meiner Theil beibehalten werben könne. 
„Ein einfaches Nationalgefegbuh, mit deutſcher Kraft im deutſchem Geiſte gear- 
beitet, wird jedem auch nur mittelmäßigen Kopfe in allen feinen Theilen zugäng- 
lih fein, und unfere Anwälte und Richter werben dadurch endlich im die Lage 
fommen, daß ihnen für jeden Fall das Recht lebendig gegenwärtig ift. Mit unferen 
bisherigen gelehrten Erörterungen haben wir und zwar immer tiefer in Philologie 
und Geſchichte hineingewühlt, aber der kräftige Sinn für Recht und Unrecht, für 
bie Bebürfnifje des Volles, für ehrwürbige Einfalt und Strenge der Gefege ift 
bei diefem mühfeligen Treiben immer flumpfer geworben. Was hätte ſich aud für 
jene Fortbildung thun laffen, da die mehrften Theile unferes pofitiven Rechts durch 
und durch verborben find, da wir ihre Gründe felten genau fennen, und ba fo 
auf der einen Geite feine Hoffnung der Befferung, und auf der anderen Seite 
wenig Gelegenheit zu belebenden Erörterungen war. Wäre dagegen ein Fräftiges, 
einheimifches Gefegbuh das Gemeingut Aller, wäre e8 von anerfannt bedeutenden 
Staatsmännern und Gelehrten verfaßt, nah reifer Prüfung und voller Benugung 
des Öffentlichen Urtheild, und wären dann aud deſſen Gründe mit unbebingter 
Dffenheit zur allgemeinen Kenutniß ‚gebracht, fo würde nun die wahre Rechtswiſſen- 
ſchaft, d. h. die philofophirende , ſich frei und leicht bewegen fünnen, und Jeder 
würde Gelegenheit und Hoffnung haben, zur ferneren Vervollkommnung biejes 
großen Nationalwerfes mitzuwirken.“ 

Hier nun trat ©. mit aller Milde, aber auch mit tiefem Ernft dem bisher 
eng verbundenen Freunde entgegen. Wie er in feinem „Recht des Beſitzes“ bie 
wahre Methode wiſſenſchaftlicher Rechtsforſchung praktiſch gezeigt hatte, fo legte er 
jet die Art an die Wurzel der herrſchenden Meinung. Thibaut hatte geflagt : 
Unfer Rechtszuſtand ift fchlecht, weil wir fo ver'hiedenes und ſchwer zu ermitteln- 
des Neht haben, das im verfchiedenen mangelhaften Geſetzbüchern höchſt umflar 
niedergelegt ift, welches überdies den Anforderungen des deutſchen Geiftes und unferer 
Zeit insbefondere nicht entfpricht, — alfo wollen wir ein gemeinfchaftliches Gefeg- 
buch machen. ©. erwiederte: Unfer Rechtszuftand ift ſchlecht, aber unfer wirkliches 
Recht ift Aicht fo fchleht, wie man glaubt, das Römifche insbefondere, wenn nur 
richtig verftanden, von unübertrefflihem Werth für alle Zeiten. Wir dürfen, um 
des augenblidlihen Notbftandes willen, nicht Teichtfinnig ein unfhäßbares Gut da- 
bingeben. Das Hauptübel liegt darin, daß wir unfer beftehenves Recht nicht ge> 
hörig verftehen. Dazu aber bebürfte es der Fritifch geſchichtlichen Forſchung, welche 
überall in die Bildungsgefhichte der Völker und ihres Rechts zurüdgreifend, nad- 
weile, wie basfelbe allmählih aus ihren geiftigen Anlagen und Kulturzuftänden 
bervorgewadhfen fei, ein Erzeugniß nicht geſetzgeberiſcher Weisheit und willführlicher 
Schöpfung, fondern ein organiſches Produkt des Voltsgeiftes, gleich feiner Sprache, 
jeiner Kunft, feiner gefammten Sitte. In großen Zügen und an ber Hand ber 
Geſchichte wies er in glänzenver, farbenreicher Darftellung die wahre Bildung des 
Rechts, das Princip der Nationalität desfelben auf — nicht ohne häufigen An- 
Hang an Montesquieu’fhe Ideen, aber in freierer, reiferer Weiſe dieſelben meiter- 
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führend. Er zeigte, wie überall ein guter Rechtszuftand ohne ein einheitliches Ge- 
ſetzbuch beftehen könne, daß die Gefeggebung nicht ſowohl die Aufgabe habe, nad 
freier Zwedmäßigfeitserwägung neues Recht zu fchaffen, als vielmehr das in ber 
Bolksüberzeugung oder in der wiſſenſchaftlichen Ueberzeugung ver Juriften bereits 
begründete Recht, wo das Noth thue, gegen Anfehtung Kar und fiher zu ftellen, 
So trat die Geſetzgebung gegen die Bolksfitte, den Ausdruck des Gewohnheitsrechts, 
und gegen die Rechtswiſſenſchaft in eine ſekundäre Stellung zurüd. 

Allein ©. erklärte fi feineswegs gegen alle Gefeggebung. Nur glaubte er, 
daß eine Kodififation mehr alternden Völkern gezieme, hingegen das deutſche Volt 
viejelbe zur Zeit noch entbehren könne, ba es einen noch lange nicht gehobenen 
Schatz echter Produktivität in fich trage; er erachtete den gegenwärtigen Zeitpunft 
zur Kodifikation nicht geeignet, weil es nod zu ſehr an ber erforderlichen geiftigen 
Durdpringung des "geltenden Rechtsftoffes fehle. Unter ſolchen Umftänden werbe 
vie Geſetzgebung felbft höchſt unreif werben, fie werde zahlreiche herrſchende Miß— 
verftändniffe und Irrthümer verewigen, fie werbe an bie Stelle einiger befeitigter 
Zweifel zahlreihere neue fegen. Was vom römifhen und einheimifchen Recht noch 
wirklich lebensfähig, was abgeftorben und zu bejeitigen fei, dieſe zur Gefeggebung 
erforderliche Grundeinfiht fehle noch vollfommen, und fei nur durch geſchichtliche 
Forſchung zu gewinnen. Und ein Jahr darauf trat er der berüchtigten Schmäh- 
fhrift des bayerifhen Staatsraths N. Th. v. Gönner „über Gefeßgebung und 
Rechtswiſſenſchaft in unfrer Zeit” in der vollen Ueberlegenheit fittliher Hoheit und 
Tiefe mit vernichtender Kritif entgegen, und vertheidigte feine Anſicht gegen alle 
abfihtlihen Verbrehungen, wie gegen alle auf der herrjchenden Unklarheit und 
Oberflählichkeit beruhenden Mißverftänpniffe 

Ohne Zweifel laffen fi gegen S.'s Auffaffung von der Aufgabe und Räth- 
lichkeit der Geſetzgebung, insbefondere der gemeinfamen deutſchen Kobififation, fehr 
gewichtige Einwendungen erheben. Wäre es ſchon im Jahre 1814 möglich gewe— 
fen, ein gemeinfames deutſches Geſetzbuch des bürgerlichen Rechts zu ſchaffen, fo 
hätte von der Durchführung diefer Aufgabe weder die allgemeine Erwägung ab» 
halten dürfen, daß die Gefeßgebung nicht fo viel beſſere, als die herrſchende Anficht 
vermeinte, noch auch die unzweifelhafte Unreife der damaligen Rehtswiflenichaft. 
Denn für die Wifjenfchaft gibt es niemals eine Reife, und die Gefeggebung, wo 
fie an ſich nöthig erfcheint, verfchieben bis die Wiſſenſchaft über alle wichtigen 
Fragen zu fiheren Löfungen gelangt ift, hieße die Aufgabe auf immer vertagen. 
Auch waltet ſtets die Gefahr ob, daß die Gefeßgebung, aud wo fie auf 
das Nothwendigfte ſich beſchränkt, ven ftillen Fortſchritt der Wiſſenſchaft durch 
Firirung unwahrer oder halbwahrer Anſicht hemme. Andererſeits hat die Ges 
feßgebung auch ficherlich nicht allein die Aufgabe, das beftehenne Recht fichernd 
zufammenzufaffen, fondern fie foll auch, wo, gleihviel aus welchen Urfachen, eine 
Stagnation der Rechtsbildung oder umgekehrt ein nicht mehr zu beherrfchenves Ueber- 
maß derſelben eingetreten ift, mit klarer Erfafjung der Zeitbedürfniffe die Entwide- 
lung förbernd, die Hemmniſſe befeitigend, die geilen Schößlinge abſchneidend felbft- 
thätig eingreifen. Und wie vielen Schäden unferes beftehenden Rectszuftandes 
würde eine gemeinfame deutſche Gefeggebung abhelfen können! Bor Allem würde 
durch fie die gewiß weber ber Rechtshandhabung noch felbft der Wiſſenſchaft förber- 
lihe formelle Geltung des Corpus juris eivilis und canoniei bejeitigt, der viel- 
fach unberechtigten Zerfplitterung unferes Rechts in den verſchiedenen Theilen 
Deutſchlands ein Ziel geſetzt, es würde das wichtige Band gemeinfamer Rechts—⸗ 
inftitutionen um die auseinanderftrebenden Glieder gefchlungen werben; es wür- 
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ben alle Kräfte ver Nation fi) ungetheilt der Einen großen Aufgabe ver Förde— 
rung des gemeinfhaftliden Nedts widmen fünnen, während gegenwärtig 
unſchätzbare Kraft nur für Feine Kreife verwerthet wird, 

Allein S.'s Oppofition hat fiherlid das Zuftandefommen dieſes teutfchen 
Geſetzbuchs nicht verhindert, weit eher die Abfaffung neuer partifulärer, nur bie 
Zerfplitterung fördernder Gefegbücher. Denn mer erwägt, welche Zuſtände alsbald 
nach den Befreiungsfriegen in Deutfchland eintraten, wie bie bringendften und 
wichtigften Aufgaben der Nation in den Protofollen des Bundestags und in ben 
Alten der Demagogenverfolgungen begraben wurden, wird ſchwerlich glauben, daß 
diefes große und ſchwierige Werk felbft der alfeitigften patrtotifhen Empfehlung 
gelungen wäre, Vielmehr befteht das große Verbienft S.'s gerade barin, daß er, 
ftatt unfruchtbarer Klagen über den tiefen Verfall des Rechts, ftatt der Vertröftung 
auf eine mögliche, aber in jener Zeit gewiß nicht erreichbare Heilung durd ein 
deutfches Geſetzbuch, thatkräftig die Neinigung des geltenden Rechts auf wiffen- 
ſchaflichem Wege, die als Vorbebingung der Gefeßgebung erforverte durchgreifende 
Regeneration ter Wiffenfhaft in Angriff nahm, und dadurch im Laufe kaum 
Eines Menfcenalters ten erfreulichften Umſchwung bewirkt hat. Mit einer ber 
früheren Generation ganz abhandengefommenen Liebe und Pietät, mit gefchärften 
Sinn für die Eigenthümlichkeit eines jeden Volkes und jede Entwidelungsepoche 
besfelben, vertieften fih unter ©.’8 eifrigfter Yörberung und Anregung zahllofe 
ältere und jüngere Gelehrte in die Vergangenheit des römischen und deutſchen Vol- 
tes. Längſt Bergeffenes wurbe fruchtbar gemacht, neue Quellen durd Zufall over 
durch emfige Nachforſchung entdeckt — die Arbeit der franzöfifhen Civiliftenfchule 
tes 16. Jahrhunderts, im gleicher Verbindung von Alterthumskunde, Geſchichte, 
Philologie und Jurisprudenz, in reiferer Weife wiederaufgenommen und geför- 
bert, der Umfang des bisherigen Wiffens überall nicht allein vermehrt, ſondern aud) 
vertieft und Eritifch gereinigt. Und fo bald und fo deutlich find die Ergebniffe vie- 
fer großen Arbeit hervorgetreten, daß nad) kaum einem Menfchenalter die Gegner 
verftummt waren, daß die hiftorifche Richtung nicht mehr Eigenthum Einer Schule, 
fonvern fiheres Gemeingut der deutſchen Wiffenfhaft geworben war. Das durfte ©. 
fhon im September 1839 in der Vorrede zu feinem „Syſtem des heutigen römiſchen 
Rechts“ erklären, in welchem er die eigene vierzigjährige Arbeit und die der Zeit- 
genoffen, wie in einem Spiegel zufammenfaffend, nicht, wie feine Gegner geglaubt 
hatten, den Gelehrten römifche Rechtsalterthümer, fondern ber deutſchen Praris das 
Ergebniß der kritiſch-geſchichtlichen Forfhung zur unmittelbaren Anwendung über- 
lieferte. Hier, wie in feinem erften Werke über den Beſitz, erwies er fih als eine 
eminent praftiihe Natur, und nur biefer Eigenſchaft ift e8 zuzufchreiben, daß fein 
Zurift unferes Jahrhunderts fi) eines annähernd gleichen Einfluffes auf die deutſche 
— rühmen darf, ſeine Autorität für dieſe faſt eine unanfechtbare gewor— 
den iſt. 

Zwei Vorwürfe hat man insbeſondere der hiſtoriſchen Schule gemacht. Man 
behauptete, daß ſie das fremde Recht zu ſehr auf Koſten des einheimiſchen be— 
günſtige. Man klagte ſie weiter an, daß ſie der Philoſophie völlig abgewendet, 
die ganze Aufgabe der Wiſſenſchaft in der äußerlichen Darſtellung des Ge— 
gebenen ſehe. 

Beide Vorwürfe find einzelnen Mitgliedern der Schule gegenüber nicht un- 
gegründet, treffen aber weder biefe felbft, noch insbefondere ©. 

Vielmehr begann gleichzeitig mit ter tieferen Erforſchung tes römifchen 
Rechtsſtoffes auch die umfaffende gefhichtlihe Ergründung des einheimifhen Rechts, 
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überhaupt erſt mit der hiſtoriſchen Schule ein wiſſenſchaftliches Studium desſelben. 
C. Fr. Eichhorn ſtand mit ©. an der Spitze ver Zeitſchrift für geſchichtliche Rechts- 
wiſſenſchaft; Jalob Grimm war fein treuefter Schüler und Freund; Johannes Merkel 
bat als S.'s Gehülfe und unter deſſen eifrigfter Anregung feine nur zu furze Laufbahn 
begonnen. ©. felbft hat in ver Gefchichte des römifchen Rechts im Mittelalter zuerft 
wichtigſte Theile der einheimifchen ARechtsgefchichte in bahnbrechender Weife behan— 
belt; er bat in dem Syſtem bes heutigen römifchen Rechts, zum Erftaunen ber 
Gegner und faft der Schüler, zahlreiche Inftitute des römiſchen Rechts, melde 
felbft die praftifh rationaliftifhe Schule bisher ganz unbefangen zu den geltenden 
gezählt hatte, für unanwendbar erflärt, weil er auf dem Wege gefhichtlicher For- 
[hung bie Ueberzeugung gewonnen hatte, daß fie auf eigentlich römifchen Staats» 
zuftänden beruhen, und darum ber Gegenwart nicht mehr angehören; ja er trägt 
wohl auch, um des praftifchen Bebürfniffes willen, manche ſchwer zu beweiſende 
Säge in das römifhe Recht hinein. Sogar über das preußifche Recht, welches 
troß bes faft breifigjähren Beftehens des befonderen Geſetzbuchs auf den Univerfir 
täten völlig ignorirt worden war, hat ©. die erften Vorträge gehalten und zur 
wiffenfhaftlihen Behandlung desſelben ven Anftoß gegeben. So hat er mehr, als 
irgend einer feiner Gegner für die Förderung bes einheimifhen Rechts und für tie 
Ausſcheidung fpecififh römiſcher Elemente gewirkt. Um fo entjchievener aber nahm er 
freilih für das gründliche Studium des römifchen Rechts, gegenüber unflarer pa» 
triotifcher Erregung, tie volle Berechtigung auch vom nationalen Standpunft aus 
in Anfprud, indem er treffend hervorhob, daß wir, ta basfelbe nun einmal einen 
höchſt beträchtlichen Theil unferes geltenden Rechts bildet, und als Bildungs- und 
Erziehungsmittel niemals entbehrlih werden wird, nur die Wahl habeu, es voll» 
fommen geiftig zu beberrfchen, oder uns von dem halbverftandenen beherrfchen 
zu laſſen. 

Nicht begründeter ift der zweite Vorwurf. Allerdings ftellte ſich ©. dem 
Raticnalismus, nicht aber ver Philofophie entgegen. Vielmehr geht er felbft in 
feiner Theorie der Bildung von Recht und Staat von dem zuerft durch Scelling 
(Borlefungen über die Methore des afademifchen Stubiums 1803) aufgeftellten, 
nur wenig mobificirten, Sate aus, daß die leitenden Rechtsideen nicht durch bie 
fubjeltiven Ideen des menſchlichen Geiftes beftimmt würben, fonbern durch ven 
in ber Weltgefhichte — und daher in jedem Bolt — fih mit innerer Nothwendig⸗ 
feit offenbarenven Weltgeift — Volksgeiſt; der Staat fei nicht eine bloße Anftalt 
um ben fubjeftiven Zwecken der Menfchen zu dienen, und empfange feine Gefete 
daher aud nicht durch deren Willführ. So gelangte er dazu, den Werth und bie 
Selbſtändigkeit eines jeden Zeitalters gleichmäßig anzuerkennen, und in jedem wirf- 
lid Gewordenen au ein Vernünftiges zu finden, zu entfhievenem Gegenſatz zu 
ber klügelnden und übermeifen Anficht, welche fich vermißt, vom Stantpunft ber 
Gegenwart aus die ganze Vergangenheit zu verurtheilen. Indem er Achtung vor 
dem geſchichtlich Gewordenen verlangte, indem er nachwies, wie nit durch Be— 
lieben der Gefeßgeber und durch Verträge ver einzelnen Menſchen Reht und Staat 
geſchaffen, fontern wie beide durch gegebene Urkräfte in Anlage und Charafter 
eines jeden Bolfes, durch deſſen eigenthümlid,e Kultur» und Bildungszuftände be- 
dingt feien, bat er dem vagen und fubjeftiven Naturreht gegenüber einen glei- 
hen Fortſchritt herbeigeführt, wie die erafte Naturforfbung mittelft des Experi⸗ 
ments gegenüber ver Naturphilofephie, melde fi vermaß, die Erfcheinungen und 
Geſetze der Natur aus dem Begriffe herzuleiten. Er hat fo für das Necht vie in- 
buftive Methode begründet, von welher allein aller Fortſchritt im ber 
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Wiſſenſchaft ausgehen kann. Er erkennt ausdrücklich die Nothwendigkeit philofophi- 
ſcher Behandlungsweiſe an, denn er ſtellt der Wiſſenſchaft die Aufgabe, nachdem 
fie das beſtehende Recht, wie es wirklich geworben, erfaunt hat, das Einzelne zu 
einem innerlihen Ganzen zu verfnüpfen, deſſen Geſetze darzulegen und in ihren 
Folgerungen zu entwideln; er erkennt bier einen unbegrenzten Fortichritt für bie 
Wiſſenſchaft an (Gef. d. römiſchen Rechts im Mittelalter Bo. VI. ©. 9). Allein 
©. Hat fih damit begnügt, das Berhältniß zwifchen der gefhichtlihen und ber 
pphilofophiſchen Rechtsforſchung feftzuftellen, die höchſte Aufgabe der Wiſſenſchaft, 
bie Auffindung der Gefege der Rechtsbildung felber aus der geiftigen und fittlichen 
Natur der Menjchheit, aus dem Geiſtesleben und der Geftaltung der wirthichaft- 
lichen Berhältniffe eines jeven Volkes, die darauf geftitte Kritif der wechfelnden 
Erſcheinungsformen des Rechts bat er nur angeveutet. Er hat den Weg zur Lö— 
fung auch diefer Aufgabe gebahnt, aber in richtiger Einfiht deſſen, was zunädft 
Noth that, deren Löſung Anderen überlaffen. Zugleih in richtiger Selbfterfennt- 
niß. Denn S. war fein eigentlich philofophifcher Kopf, auch hierin ven klaſſiſchen 
Juriften der Römer verwandt. So unübertrefflih er die induftive Methode zu hand» 
haben weiß, indem er überall von ber Har erfaßten thatſächlichen Erſcheinung zum 
Geſetze auffteigt, fo wenig ift ihm eine vollftändige Begründung des Gefeges fel- 
ber Bedürfniß. Selbft die Grundlehre der hiſtoriſchen Schule von ver Entftehung 
des Rechts hat er nicht im Einzelnen durchgeführt. Er begnügt ſich damit, in dem 
Bolfsgeift, dem Volksbewußtſein, dem Bollswillen die Duelle alles Rechts zu 
ſuchen, ohne diefe verfchiedenen Faktoren zu foheiden, und ohne auf bie tieferen 
objektiven Grundlagen zurüdzugehen, welche dieſes Bewußtfein und biefen Wil- 
len beftimmen — fo ber ertremen Partei feiner Schule den Ausweg einer göttlichen 
Offenbarung offen lafiend. Er erflärt uns nit, wie das Gewohnheitsrecht ent— 
ftanden ift und fchlägt die Vorzüge desfelben vor dem bewußteren, freieren und 
beftimmteren Gefegesreht zu hoch, deſſen Nachtheile gegen dieſes zu gering an. 
Indem die hiftorifche Schule das organiſche Wachsthum des Rechts betont, unter- 
Ihäßt fie den Einfluß ver freifchaffenden Reflexion, ja fogar der Willführ auf bie 
Rechtsbildung. Das Recht ift offenbar weit nicht in dem gleihen Maße den Na- 
turgefegen unterworfen, wie die Sprache, mit welcher es die hiſtoriſche Schule e8 
jo gerne vergleicht, und feldft die Fortbildung der Sprache vollzieht ſich nicht ganz 
auf organifhem Wege, fondern auch bier greifen fchöpferifhe Kräfte ein. — 

So hat ©, in reichſter miffenfchaftlicher Thätigfeit, auch als akademischer 
Lehrer der erfte und einflußreichfte Deutfchlands, in ausgevehnter praftifcher Wirt: 
jamfeit als Mitglied des höchſten preußifchen Gerichtshofes für bie Länder des 
franzöfifchen und gemeinen Rechts, bis zum Jahre 1842 gewirkt, Da entriß ven 
63Jährigen, zum großen Schaden ver Wiſſenſchaft, die Berufung zum preußifchen 
Suftizminifter für Gefegesrevifton der bisherigen fegensreihen Thätigkeit, der Fort— 
führung des fo glänzend begonnenen und auf eine Darftellung des geſammten 
geltenden römifchen Privatredhts berechneten Syſtems. Nur der allgemeine Theil 
wurde 1847/49 Bd. 6—8 zu Ende gebradht, und einige wenigen Lehren bes 
Obligationenrechts in 2 Bänden 1851 und 1853 veröffentliht, die Sammlung 
und Revifion aller Hleineren Arbeiten von ihm felbft zum fünfzigjährigen Doftor- 
jubiläum beſorgt: Bermifchte Schriften, 5 Bde. 1850. 

Die in dem neuen Beruf geftellte Aufgabe einer zeitgemäßen Revifion des 
preußifhen Rechts war ſchwierig, und das anerfennenswerthe Ergebniß verfelben, 
namentlich für die Verbefferung des bürgerlichen Proceffes, für das Ehefcheidungs- 
verfahren, für die Umgeftaltung des Wechſelrechts, des Strafrehts und bie ver- 
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ſuchsweiſe Reform des Strafprocefies hätte wohl auch ein geringerer Mann zu 
Wege gebracht. Den Fragen des praktiſchen Staatslebens aber, in welde ©. durch 
feine Minifterftelung bineingezogen wurde, und welche unter der Regierung Frie— 
drich Wilhelm IV. in eine ganz neue Entwidelungsphafe traten, da Alles auf eine 
Umbildung der abfoluten Monardie in einen konftitutionellen Berfaffungsftaat hin- 
drängte, war ©. in dem unflaren und wiberfpruchslofen Treiben der Berliner 
Kreife, zumal in höherem Alter, nicht mehr gewachfen. Und wie früher an feine 
Schrift über ven Beruf umferer Zeit zur Geſetzgebung, fo knüpfte ſich jest eine 
ermeuerte Unpopularität an feine minifterielle Thätigkeit. Ja man fpöttelte wohl 
darüber, daß derſelbe Mann, welcher vor 30 Jahren ber Zeit ven Beruf zur 
Geſetzgebung abgeſprochen habe, nun felber an der Spite der preußifchen Gefeg- 
gebung ſtand. So haltlos nun auch dieſer letzter Vorwurf erfcheint, im Uebrigen 
war die Unpopularität des Minifters ©. feine ganz unverbiente. 

Die Grundanfhauung, von welder ©. und feine Schule ausging, konnte 
für die praftiichen Rechts- und Staatszuftände nad zwei ganz entgegengefegten 
Richtungen wirken. Indem Recht und Staat als natürliches Ergebniß der jebes- 
maligen Volkszuſtände aufgefaßt werden, und als deren Schöpfer das Volksbe— 
wußtfein, tritt diefe Xehre, wie dem Despotismus und der revolutionären Will 
kühr, fo auch allem trägen Beharren entgegen, und muß dahin führen, daß überall 
das den veränderten Anfhauungen und Zuftänden Gemäße zur Geltung ge— 
lange. Sie trägt fomit das Princip bes raftlofen Fortfchrittes in ſich. — Sie 
fann aber auch dahin führen, jedes verftändige Eingreifen in bie einmal beftehen« 
den Staatd- und Rechtszuſtände als unzuläffig abzuwehren, das einmal gefhichtlich 
Geworvene fhlehthin als den wahren Ausdruck auch ber Heberzeuaung und Be- 
bürfniffe ver Gegenwart zu betrachten, die wahre Ueberzeugung der Gegenwart eben 
nit in ver herrſchenden öffentlihen Meinung, ſondern principiell in dem Gegen- 
theil derfelben zu erbliden. Sie fann dahin führen, in jever Eigenthümlichkeit, wie 
fie fih in buntefter Mannigfaltigfeit bier und da aus ben verſchiedenſten Grün- 
ven einmal herausgebilvet bat, eine unbebingte Nothwendigfeit zu erbliden, jedes 
Bolf in feinen nun einmal gewordenen Zuſtänden als losgelöst von ber Ent- 
widelung der gefammten Menfchheit zu ifoliren, ja wohl gar die geſchichtliche Ent- 
widelung nur bis zu einem gewiffen Punkte hin als naturwüchſig anzuertennen, 
von da an aber als unftatthaften und revolutionären Bruch mit der Bergangen- 
heit wieder rüdgängig zu machen ſuchen. Sie kann ſomit zur romantifhen Ber- 
herrlichung der Vergangenheit, ja zum Inöcherften Konfervativismus, zu Erhaltungs- 
und Wiebderbelebungsverfuchen aller innerlich abgelebten und faulen Rechtszuſtände 
führen. Und in der That hat die Mehrzahl der Männer, welche ſich mit Bor» 
liebe die gefchichtlichen Juriſten nannten, theils.aus tomantifher Schwärmerei für 
die Bergangenheit, in welche fie mit Liebe ſich verfenft hatten, theils in bewuß- 
ten Pegitimitäts- und theokratiſchen Tendenzen, theils aus Liebevienerei gegen bie 
feit der Neftauration in Deutſchland herrſchenden Regierungsmarimen, vie gefhicht- 
lihe Anfiht in dieſem letzteren Sinne aufgefaßt. 

©. ſelbſt hat es zwiſchen ven beiden möglichen Konfequenzen der geſchicht⸗ 
lihen Anfhauung zu keinem völlig Maren Standpunkt gebradt. Mit vernichten- 
der Schärfe hat er fich zu den verfchievenften Zeiten, in früheren und fpäteren 
Jahren, gegen den Despotismus in allen Formen ausgelproden. So 1815 
gegen den gleißnerifchen Th. v. Gönner, welder ihn vemagogifher Tendenzen be» 
züchtigte, 1840 gegen die Haller'ſchen Reftaurationsiveen, von denen er ſchneidend 
bemerkt, es fei bei dieſem Rettungsverfud gegen die Bertragstheorie ſchwer zu 
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fagen, welches von beiden bedenklicher ſei, die Krankheit oder das Heilmittel. Er 
vertheidigt 1832 die freie Kommunalverfaffung der preußifhen Stäbte, und er- 
achtet für jeve Monarchie demokratiſche Elemente als höchſt wünſchenswerth, beren 
freiefte Entfaltung für geboten. Er preist bie rege Theilnahme ver Bürger am 
Staatöleben, nur verlangt er freilich nicht liberales Raifonnement, fondern Hin- 
gebende, felbftverleugnende Thätigkeit für das gemeine Wohl. Er ift ein warmer 
Bertheidiger der vollen Lehr- und Lernfreibeit der deutſchen Univerfitäten 
(1832), hält eifrig den allgemeinwiffenfhaftlihen Charakter derſelben aufs 
recht, und verlangt von der afademifhen Jugend reges Intereffe für die öffent: 
lihen Angelegenheiten, aber er warnt fie vor vorjchnellem Urtheil, vor leicht vers 
fliegendem flachen Enthufiasmus, den. in fpäteren Jahren nur zu leicht vie Fältefte 
Selbſtſucht verbrängt. Er hat zu allen Zeiten gelehrt, daß es im Leben ber Völ— 
fer keinen Stillftand, fondern nur ftete organifche Entwidelung gebe, und ſpricht 
wiederum 1849 aus: „Wir fünnen unmöglid irgend einem einzelnen Zeitalter 
die Macht einräumen, durch fein eigenthümliches Rechtsbewußtſein alle fünftigen 
Zeiten zu bannen und zu beherrſchen.“ So ift er niemals und in feiner Be— 
ziehung ein Mann der hochfonfervativen und ber hochkirchlichen Partei gemefen, 
ber gegenüber er noch als Minifter (1844) die Ehegefekgebung als eine bürger- 
liche Inftitution verfiht. Allein die öffentliche Meinung hat ihn zu deren Trägern 
gezählt, und vor Allem vie Partei felber, melde fich gerne mit feinem hochſtrahlen— 
den Namen ſchmückt. Es lag an der Ungefunpheit der deutſchen und insbeſondere 
der preußifhen Staatszuftände, an ber bureaufratifch - romantifhen Sphäre bes 
Berliner Hofes, an dem fünftlich zugefpigten Gegenſatz, in welchen fi der neue 
philofophirende Liberalismus unter Gans’ Führung gegen bie Hiftorifche Schule 
ſtellte, daß ein Mann von tiefen Anfichten fih ven Verfechtern flarrer Legitimität, 
des Abfolutismus, des verrotteten Ständeweſens und bes Hochkirchenthums nur 
nähern konnte, — an ber engen perfönlichen Verbindung mit den Romantifern, 
ven Brentano’, Ahim v. Arnim u, A., an dem Einfluß hochbegabter Schüler, 
wie Stahl, daß eine ſolche Näherung ftattfand. 

S.'s Charakter ift von Verunglimpfungen wiſſenſchaftlicher, wie politifcher Geg- 
ner nicht frei geblieben. Dan hat ihm Vornehmheit und Kälte, Eitelkeit, Hang 
zur Intrigue vorgeworfen. In dem wiffenfchaftlihen Kampfe ift freilich manches 
bittere und fcharfe Wort gefallen, ver Eifer hat die Kämpfenden nicht felten bie 
Achtung auch vor dem tüchtigen Gegner vergefien laffen, und mande Schüler 
haben mit höchſt ungerechtfertigter Geringfhätung und Vornehmheit auf die Leis 
ftungen aller nicht zum engften Kreife gehörigen Männer herabgeblidt. S. ſelbſt in- 
deſſen treffen dieſe Vorwürfe nicht. Er war freilich eine vornehme Natur, aber 
nicht blos äußerlich — er ließ nichts Gemeines an ſich kemmen. „Du glaubft nicht, 
Ihreibt Clemens Brentano ber Schwefter Bettina, wie wenige man findet in ber 
Welt, die ganz frei find vom Schledhten und Gemeinen, und mie ein Mann gleich 
©. ein wahres Wunderwerk iſt“. Wo vie Wiflenfchaft zu fördern, mo ftrebenve 
Kräfte auf die richtige Bahn zu leiten und anzufeuern waren, hat feine unge: 
theilte Dingebung, Anerkennung und einflußreihe Fürſprache nie gefehlt. Mit faft 
naiver freute begrüßte er jede neue Entdeckung, fuchte er die Mittel zu deren 
vollen Ausbeute zu befhaffen, und feine zahllofe Süngerfchaft für das Ziel ver 
Wiederbelebung ächter Wiſſenſchaft zu begeiftern, aud die Schwächeren zum ernften 
Studium, zur fittlihen Auffaffung der Lernzeit wie des künftigen Berufs anzus 
leiten. Nicht genug wiffen die Schüler jüngerer und älterer Jahre, darunter 
Männer, wie Jakob und Wilhelm Grimm, Eduard Böding, den belebenden und 
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fittlich erhebenden Eindrud feiner Vorträge und feines Umgangs zu rühmen, und 
Niebuhr preist, wie in dem Gefpräh mit S. „überall der entjcheitende Punkt 
licht hervortrat, wie e8 fo leicht war, Manches zu erfragen, fo belebend, den nur 
noch halb erfhienenen Gedancken zu vollenden und zu prüfen”. Freilich mag in 
fpäterer Zeit der Grundton vornehmer Ruhe ſchärfer hervorgetreten, und bie einft 
jo unwiverfteblich feſſelnde Wärme ealtet fein, Wenn aber Bettina v. Arnim, 
welche einft S.'s Lob begeiftert gepretigt hatte, im Jahre 1842 den Minifter ©. als 
einen „leeren Tropf bezeichnet, der nichts als Dünkel und Hochmuth habe, bie fid 
ale Demuth darftellen,* und Barnhagen v. Enfe begierig diefe Aeußerung in 
feinen Tagebüchern verzeichnet, jo werden wir die Aeußerung wohl auf Rechnung 
ver unberehenbaren Stimmungen und Wanvelungen ber ercentrifchen Frau, und 
deren forgfame Aufzeichnung anf die Vorliebe Barnhagen’s für alles pikante Ge- 
ſchwätz ſetzen dürfen. 

Die Märztage 1848 gaben ©. ter wiſſenſchaftlichen Muße zurück, und mit 
Eifer benutte der GSiebzigjährige vie furze noch vor ihm liegende Zeit der Probuf- 
tivität, um wenigftens einen Theil ter Aufgabe zu löfen, welche er fich vor einem 
Jahrzehnt geftellt hatte, Doch im Jahre 1853, nachdem er nur auf Bitte eines 
Schülers und Freuntes fid zur BVeröffentlihung zweier Bände des Obligationen- 
rechts entjchloffen hatte, ftellte er jede fchriftftelleriiche Thätigkeit ein, ta bie gei- 
ftige Kraft ven eigenen hohen Anforberungen nicht mehr entſprach. In ftiller Zu— 
rüdgezogenbeit, doch mit lebhaften Intereffe allen wiſſenſchaftlichen Beftrebungen 
folgend, bat er den fpäten Abend eines reichen Lebens verbradt, dem auch äußere 
Ehrenbezeugungen, bie Theilnahme ver Schüler und Freunde zu den feltenen Feften 
des fünfzig- und dann des fechzigjährigen Doftorjubiliums nicht fehlten. Am 25. 
Dftober 1861 hat den Lebensmüden ein fanfter Tod erlöst. An feinen Namen 
aber wird ſich für alle Zeiten die Regeneration der Rechtswiſſenſchaft, die Feftftel- 
{ung der wahren Methode rechtewiffenfhaftliher Forſchung, die tiefere Begründung 
der Orundlehren von Recht und Staat fnüpfen. — 

Biographiſche Literatur: Arnpdts’ Rede zur Feier des An- 
denkens an F. €. v. ©,, 31. Oktober 1861 (Kritiſche Bierteljahrsihrift Bo. IV 
Nr. 1). Heydemann, Rede (Deutſche Gerichtszeitung 1861 Nr. 90). Ihering, 
5. €. v. ©. (Jahrbücher für Dogmatik des heutigen römifhen und deutfchen Pri- 
ratrecht8 von Ihering und Gerber. Br. V Nr. 7). R. Schmid, Savigny und 
fein Berhältnif zur neuen Rechtswiſſenſchaft. (Deutfche Vierteljahrsfhrift Nr. 97. 
Januar 1862. ©. 139—185). R. Stinging, F. €. v. ©. Ein Beitrag zu 
feiner Würdigung. Berlin 1862 (Aus den preußiichen Jahrbüchern von Haym 
Bo. IX befonvers abgebrudt). Rudorff, F. E. v. ©. Erinnerung an fein We- 
fen und Wirken. Berlin 1862. (Aus der Zeitſchr. f. Nechtsgefhichte. Bo. II ©. 
1—68 beſonders abgedrudt). Savigny, Stahl, Pernice. Berlin 1862. Chais 
van Buren, 8. Een woord ter Herinneriog (Nieuwe Bijdragen voor Regts- 
geleerdbeit en wetgeving t. XII [1862] p. 311—366). C. F. v. 8. (Law 
magazine and law review. Mai 1862, p. 76—111). Goldſchmidt. 


Die Dynaſtie Savoyen. 


Der Name Sabaudia, von welchem die Dynaſtie Savoyen den ihrigen ab— 
leitet, findet ſich in der Uebergangszeit von der römiſchen zur deutſchen Herrſchaft 
als Bezeichnung einer Provinz im Lande der alten keltiſchen Allobroger, auf dem 
rechten Ufer des Rhonelaufs zwiſchen Genf und Lyon. Sabaudia gehörte zum 
Königreich Arelat oder zu Burgundia cisjurana. Während die meiften Herren in 
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diefem Gebirgslande burgundifhen Stammes waren, ift die Abftammung der Dy- 
naftie Savoyen ungewiß. Früher rühmten fie fi ſächſiſcher Abkunft, felbft von 
MWittefind und von dem Grafen NRothar von der Norbmarf, oder fränfifcher, von 
Karl dem Großen; die neueren national-tendenciöfen Gefhichtfchreiber Piemonts, 
j. B. Cibrario, legen den Nachdruck auf die Abftammung von Adalbert II., 
Markgrafen von Jvrea „König von Italien“. — Der ältefte Befig jener Dy- 
noften war Maurienne, auf der Norbfeite des Mont Cenis, im oberen Thale des 
Arc; weßhalb die Mazziniften, um die unitalienifhe Abftammung des Haufes 
Savoyen hervorzuheben, es gerne das Haus Maurienne nennen. Als ficherer 
Stammvater der Dynaftie wird von den Piemontefen Humbert (Upert) I. mit ber 
weißen Hand genannt, nad welchem der gegenwärtige Kronprinz von Italien ben 
Namen trägt. Die ältefte Urkunde, welche feiner erwähnt, ift vom Jahr 1003. 
Er erhielt als Anhänger der deutſchen Könige für feine Unterftügung ihrer Plane 
auf Italien gegen die franzöfifhen Herrn die Grafenrechte in Chablais (dem frucht⸗ 
baren Südufer des Genfer Sees) und in Wallis. Diefe konnten als Reichslehen 
nur auf Söhne vererben. 

Oddo (geftorben um 1060) heirathete Adelheid, die Erbtochter der weitbegü- 
terten Markgrafen von Jvrea und gewann fo die Grafenrechte im Aoftathal und 
Pignerol. Unter Adelheids langer Regierung nad feinem Tode gingen von ber 
Markgraffhaft die nad Freiheit ftrebenden Städte Turin, Afti und andere füb- 
lihe Befigungen, 3. B. Saluzzo, verloren. Diefe Adelheid, Mutter Bertha’s, der 
treuen Gattin des unglüdlihen Kaifers Heinrih IV. ſuchte, nachdem fie ihm den 
gefahrvollen Uebergang über den St. Bernhard gegen Abtretung von fünf Bis- 
thümern geftattet hatte, in dem Kampfe mit Gregor VII. zu vermitteln. Auch der 
Befig des Mont-Cenispafjes feste das Haus Savoyen in die Lage, den Kaijern 
ben Preis ihrer Treue hodhzuftellen, er brachte aber auch Gefahr. Die folgenden 
Grafen von Savoyen werden nur in Schenkungen an Kirchen und Klöfter (3.8. 
an Haute combe, mir dem Yamilienbegräbniß) genannt, hielten aber feft gegen 
die Verſuche des Bifhofs von Turin, fi ihren Örafenrechten zu entziehen. Sie 
ſchloſſen Bünpniffe mit obigen Städten, welche ſich frei gemacht hatten und gaben 
ihren Städten (Sufa) Freiheitsbriefe. Humbert III., der Selige, mehr der Myſtik 
geweiht, treuer Anhänger des Papftes Alerander III. und der Lombarden, zerfiel 
mit Kaifer Friedrich Barbaroffa aud darüber, daß diefer den Bifhof von Zurin 
und feine Stadt von den Grafenrechten Savoyens erimirte. Der Kaifer rächte ſich 
für perfünliche Gefährdung durch Verwüſtung des Landes. Das Haus Savoyen 
ließ fi nie feft an die Parteien der Welfen und dar Gibellinen binden. 

Der fromme Humbert hatte vier Gemahlinnen, eine Zähringen, die andern 
aus den erften Häufern Frankreichs. Sein Sohn, Thomas I., (zuerft unter Vor— 
munbjcdaft, von 1189—1233) befeftigte und erweiterte die Grafihaft als Reichs— 
“ vilar in Italien und durch Eroberungen auf dem burgundifhen Norbufer des 
Genfer Sees im Kampfe gegen die Zähringer und die Kyburger, fpäter gegen bie 
Habsburger. Seine fünf Brüder glänzten in Frankreich, in Flandern und England 
durch Tapferkeit, Klugheit und fürftlihe Heirathen. Graf Peter von Savoyen 
eroberte die Städte und Schlöffer Moudon, Romont, und nad) hartem Widerſtand 
Yverdon. Er beeilte fih 1257, Rihard von Kornwallis als Kaifer anzuerkennen, 
machte feine Verbindungen am englifchen Hofe geltend und wurde von Richard in 
jenen Reichslanden anerkannt. 

Da Thomas I. von feiner zweiten Gattin allein neun Söhne hatte, theilte 
fih das Erbe; e8 traten auch Untertheilungen ein, theil® vorübergehende, theils 
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andauernde. Amadäus IV., Graf von Savoyen, der ältefte und Familienhaupt, 
gewann für feinen Bruder Turin wierer und legte die Feindſchaft um vasfelbe 
mit den Markgrafen von Montferrat durch eine Heirath auf einige Zeit bei. 
Kaiſer Friedrich II. ertheilte ihm für Aoſta und Chablais das Reihsfürftenthum 
und das Reichövifariat. Seine Tochter heirathete des Kaiſers Sohn Manfred, jenen 
König von Sicilien, welcher gegen Karl von Anjou 1266 bei Benevent Leben 
und Krone verlor. Bonifacius, Sohn Amadäus’ IV., wurde von dem Anjou ge 
fangen und das Land verheert. Auf die Hülfe anderer Städte geftügt, war Turin 
bald wiever eine böfe Nachbarin geworden, bis e8 vermittelft der Unterftügung 
einer Partei innerhalb der Stadt im Jahre 1280 überfallen und behauptet wurde. 
Die Berwandtfhaft mit den Königen von Franfreih und England zog das Haus 
Sapoyen aus mander Noth. Die Heirath Amadäus des V. mit Sibylla, Gräfin 
von Bauge und Breſſe, vehnte 1272 die Grenze bis an die untere Saone aus 
(jegiges Aindepartement), Da die Anjou fih auch am obern Po ausbreiteten, 
wurden Grafen aus dem Haufe Savoyen-Piemont in viele Kriegshändel hier und 
in ver Provence verwidelt, welhe den Anjou gehörte. Die Markgrafen von Monte 
ferrat auf dem rechten Poufer und die von Saluzzo, trogige Bafallen von Sa— 
voyen, waren bald Freunde bald Feinde. Dauernd waren die Erwerbungen des 
Haufes Savoyen im Cavaneſe, zwijchen Jvrea und dem Po. Das ganze Haus 
Savoyen vereinigte fi 1346 zur Eroberung von Chieri bei Turin, von Cherasco, 
Guneo und Mondovi an den nörblihen Abflüffen des Col di Tenda. 

Mitglieder des Haufes Savoyen hatten Kreuzzüge mitgemaht und fih an 
der Bertheidigung von Rhodus betheiligt. Philipp hatte Anrechte und den Titel 
eines Fürften von Morea und Achaia erheirathet; durd die Montferrat war man 
mit ven Paläologen, den Kaifern von Konftantinopel, verwandt. Die Staatsfunft 
und bie Nitterlichkeit des Haufes Savoyen faßte fih zufammen in dem 1334 ge 
bornen Sprofien der Orafenlinie von Savoyen im engeren Sinn, in Amadeus VI., 
nad feiner Lieblingsfarbe im Zurnier der grüne Graf genannt. Entweder follte 
die Welt von feinem Ruhm erfüllt werben, oder wollte er mourir de peine. Neun 
Jahre alt fiel ihm die Grafihaft zu. Sein Kanzler Wilhelm de la Baume brachte 
Ordnung in die Finanzen und errichtete die Rechnungsfammer; der Graf ftiftete 
den Orden del Collare oder dell’ Annunziata. Die waadtländiſchen Befigungen er- 
weiterte er dur Kauf, er erwarb das Yaucigny in Nordſavoyen. Auch er be- 
theiligte fih an ben Kämpfen zwifhen England und Frankreich und zwar auf 
Frankreichs Seite. Wiederholt fümpfte er mit den Mailänder Visconti, weldhe mit 
ven Anjou von Neapel-Provence verbündet die Markgrafen von Saluzzo in ihrem 
Widerftande gegen die Lehensoberherrlichfeit Savoyens unterftügten. Das Schlimmfte 
war, daß Saluzzo die engliihe Sölpnerfompagnie rief, welhe Piemont verheerte 
und Amadeus gefangen nahm; er mußte mit 180,000 Goldgulden ausgelöst wer- 
den. Bon Kaifer Karl IV. erwarb er in zwölf Diöcefen ein fo ausgedehntes Reichs- 
vifariat, daß nicht blos die legte Entſcheidung der Appellationen an die Reichsge— 
richte ihm zufam, fondern er alle verjährte Rechte des Reichs zu jeder Zeit nad 
Gutdünken follte geltend maden können. Im Jahre 1366 zog er auf genuefifchen 
Schiffen Konftantinopel gegen die Türken zu Hülfe, jchlug fie und nahm Oalli- 
poli; dann befreite er den Kaifer aus bulgarifher Gefangenfhaft und führte ihn 
nah Konftantinopel zurüd, Er ftarb, als Bundesgenoffe Ludwigs Anjou zur Er: 
oberung Neapels ausgezogen, 1383 in Apulien an der Peft. Sein Sohn Ama— 
deus VII, der rothe Graf, erbte die Zurnierluft des Vaters, aber feine Regie» 
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rung war fo milde, daß außer andern Städten am Col di Tenda das von ber 
Provence losgelöste Nizza ihn 1388 fih zum Herrn erwählte, 

Amadeus VII, ver Friepfertige, 1391 noch als Knabe Graf von Sa— 
voyen, wurbe ein Mann von vieler Umficht bei tiefer Religiofität, fein Wahlfprud : 
servire Deo regnare est. Während feiner Minverjährigfeit wurde die erfte allge- 
meine Berfammlung der drei Stände gehalten, 1430 gab er das erfte allgemeine Ge: 
jegbudy: statuta generalis reformationis; auch ftiftete er ven Orden des hl. Moritz. 
In franzöfifhen und italieniſchen Händeln zum Bermittler aufgerufen, gewann er 
Vercelli. Schon 1259 hatte ein widerrechtlich verdrängter Sproffe des Grafenhau— 
jes von Genf an ven Grafen Thomas I. von Savoyen feine Rechte vermadht. 
Seitdem hatten die Orafen von Genf die überdieß von den Bürgern zu Hülfe 
gerufenen Savoyer wiederholt als ihre Lehensheren anerkennen müffen. Als das 
Grafenhaus von Genf ausftarb, erfaufte Amadeus VIII von Sapoyen von ben 
Verwandten desfelben alle Rechte darauf. Er nahm 1405 Genevois vom Bifchof 
von Genf in Lehen. Die Streitigkeiten der Biſchöfe von Genf mit ihren Lehens- 
leuten, den früheren Grafen von Genf erneuerten fih aud in dem neuen Ber: 
hältniffe. Bald rührten fi auch vie Bürger, von republifanifchem Geiſte erfüllt. 
Kaifer Sigismund befudhte Amadeus VIII. wiederholt, um feinen Rath über bie 
Reformation der zweifpältigen Kirche einzuholen; den 19. Februar 1416 erhob 
der Kaifer in Chambery, welches gewiffermaßen die Hauptftabt war, bie Sraf- 
ſchaft Savoyen zum Herzogthun. Diefes geihah in Vorausfiht des Ausfterbens 
der Linie Piemont, welches mit Lutwigs Tod im Jahre 1418 eintrat; Ludwig hatte 
1405 vie Hochſchule Turin geftiftet. Diefe fürftliche Linie war von den Örafen 
von Savoyen wieberholt mit den Waffen an ihr Bafallenverhältnig gemahnt, aber 
oft auch von ihnen unterftügt worden. Ein Hausgefeg ficherte feit 1445 bie Un: 
tyeilbarfeit des Landes. Amadeus VIII. legte 1434, erft 51 Jahre alt, die Mes 
gierung nieder und zog fid mit Vertrauten in bie ſchöne Einfamfeit von Ripaille, 
am Südufer des Genfer Sees, weftlih von Thonon, zurüd. Bon hier berief ihn 
die Basler Kirhenverfammlung, nachdem fie ben reformfeindlihen Probft Euge- 
nius entfegt hatte, auf ven päpftlihen Stuhl, Amadeus nahm ihn als Felix V. 
ein; erft nachdem bie Kircdhenverfammlung fich aufgelöst hatte, legte Felix 1449 
auch feine Papftwürde kraft eines Vertrags nieter, weldyer dem Herzog von Sa— 
poyen große Rechte, befonvers bei Befegung der Bisthümer und anderer Firdhlicher 
Würden, zufiderte. Diefes ift die Grundlage ver firdlihen Stellung Piemonts. 
Der ganze burguntiihe Stamm war mild in firdlichen Fragen, man verbrannte 
die Keger nicht; jo fonnten die Waldenfer unangefochten in der Stille leben bis 
der Fanatismus der fpanifch-jefuitiihen Zeit aud in Zurin eindrang und Banden 
von Yolterfnechten gegen die Stillen im Gebirge hegte. Die durd; jene Privile- 
gien der Krone veranlaften Reibungen mit der Kurie famen durch den Bertrag, 
von 1741 zu einem gewilfen Abſchſuß. 

Früher als andere Herrn hatten die von Savoyen fowohl ihren Adel wie 
ihre Bürger als Fußvolk ausgebildet und ſich fo eine zuverläffigere Kriegsmacht 
als die der theuren Söldner gebildet, denen eines Sforza war fie jedoch nicht 
gewachſen. 

Ludwig, ſeit 1434 Generalſtatthalter feines Vaters, feit 1451 Herzog, 
war nicht mannhaft genug, um gleich feinen Vorfahren die nachgebornen Brüder 
und den Abel unter fefter Hand zu halten, wie es ein jo feltfam zufammengejeg- 
tes Gebiet verlangte. Heirathen mit der franzöfifhen Dynaftie öffneten dem Ein- 
fluß derſelben für eim halbes Jahrhundert die Thore. Ludwigs Gattin und feine 
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Schwiegertochter waren Prinzeffinnen von Cypern; von ihnen führten die Herzoge 
den leeren Titel eines Königs von Cypern. Ludwig ftarb in yon 1465. 

Unter dem epileptifhen AmadeusIxX., „dem Seligen“ und unter ver zu feinen 
Lebzeiten eingefegten Regentſchaft feiner Gattin Jolantha, Schwefter des Königs 
von Franfreih, Ludwigs XI., ſank die Einheit, die Macht und Selbſtändigkeit 
Savoyens; die Brüder des Herzogs, auf ihre, die norbweftlihen Provinzen (Breffe 
und Genevois) geftügt, belagerten das herzogliche Paar in Montmelian und nah— 
men es gefangen. Doch behauptete Jolantya ihre, wenn auch beſchränkte Regent- 
ihaft zehn Jahre für ihren Sohn Philibert I., welder 1482 noch nicht 17 
Jahre alt ftarb. Sein Bruder Karl J., Anfangs unter Vormundſchaft feines 
Oheims, des Königs von Frankreich, ftarb nad mit Erfolg gefrönten kriegeriſchen 
Anfängen 1490 nur 22 Jahre alt. Karls Witwe Blanfa von Montferrat trat 
für ihren neun Monate alten Sohn, Karl II, die Negentfhaft an, welche von 
feinen Obeimen und von den durch Verlegung des Negierungsfiges nad) Turin 
gereizten Savoyarden angefochten wurbe; die drei Stände mußten einen Theil ver 
böchften Gewalt üben. Ihm folgte für achtzehn Monate fein Großoheim PhilippII. 
„ohne Land“, Sohn des 1465 geftorbenen Herzogs Ludwig, im Kerfer geläutert 
und 1497 deſſen Sohn Philibert II., ver Schöne, fiehzehn Jahre alt. Diefe 
Reihe von weiblichen Vormundſchaften und kurzen Regierungen war um fo ſchlim— 
mer, als das jest ftraff geeinigte Frankreich wiederholte Kriegszüge über die Alpen 
zur Eroberung Neapeld und Mailands machte. Obgleich letztere die größte Gefahr 
für die Unabhängigkeit Savoyens war, mußten die Herzoge doch gegen Subſidien 
ihre Truppen als franzöfifhe Hülfsvölker ftellen. 

Karl III, der Gütige, Philiberts III. Halbbruder, von 1504—1553, wußte 
fih bald ver fchweizerifchen Anſprüche mit franzöfifher Hülfe, bald umgekehrt, zu 
erwehren, Als aber der Kampf um Mailand zwifhen feinem Schwager Kaijer 
Karl V. und feinem Neffen König Franz I. von Frankreich wiederholt entbrannte, 
war Savoyen zwiſchen ven beiden Mühlfteinen, Die Berner nahmen die Waadt 
und für einige Zeit auch das Chablais, und beſchützten das abgefallene Wallis 
und Genf. Kaifer Karl, für welchen Herzog Karl als treuer Bunvesgenoffe Alles 
eingefett hatte, nahm ihm Afti, Franz behielt Savoyen; Karl blieben aud) nad) 
dem Frieden von 1544 nur Bercelli, Aoſta und Nizza. 

Emanuel Philibert, ver Eifenkopf, geboren 1528, war von Kinpheit 
an Zeuge diefer Beraubung feines Haufes. Er nahm fih den Wahlſpruch: spo- 
liatis arma supersunt und trat in die Kriegspienfte Kaifers Karl V.; er zeichnete 
fi) beſonders in der Schladt bei St. Quentin aus, in welcher die Franzoſen ven 
10. Auguft 1557 gefchlagen wurden, In Folge davon erhielt er im Frieden von 
Chateau-Cambrefis von Spanien und von Frankreich die Befigungen feines Hau— 
jes zurüd; die Franzoſen behielten jedoch Saluzzo. Auch im Innern war Emanuel 
Bhilibert der Erneuerer des Herzogthums; er ordnete durd Aufhebung der Steuer: 
eremtionen die Finanzen und die Verwaltung, errichtete ein ftehendes Heer, be 
feftigte die wichtigften Städte in Piemont, baute Kriegsfhiffe; aber unter ihm 
hörten die Landftände auf. Er beſchrieb nah dem Mufter Cäſars felbft feine nie 
derländifchen Feldzüge. 

Sein Sohn Karl Emanuel I, der ihm 1580 folgte, betheiligte ſich mehr 
als Einer feines Haufes an der wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Bildung. Aber 
er war unglüclic in feinen manderlei Kriegsplanen, mußte Breſſe an Frankreich 
abtreten und auf Genf nad) einem legten Üeberfallsverſuch 1602 verzichten. Die 
Franzofen, auf deren Bürgerfriege er fpekulirte, überſchwemmten das Land wieder: 
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holt. Durch feinen jüngeren Sohn Thomas zweigte ſich die Linie Carignan ab. 
Der Nachfolger Karl Emanuels, Viktor Amadeus I. (1630), regierte unglüd- 
lich, ob er glei einen Theil des Montferrats aus der Hand Richelieus erhielt. 
Ihm folgten feine unmündigen Söhne Franz Hiazinth 1637 und 1638 Karl 
Emanuel I. 

Viktor Amadeus IT, feit 1675, zielte feine ganze Regierung über darauf, 
in verzweifelten Lagen die Unabhängigkeit Savoyens zu retten. Um fo ſchwerer 
wurden feinem mißtrauifchen Charakter die Entſchließungen, welde er trog aller 
Neigung zur Achjelträgerei zäh fefthielt. In Folge feines Beitritts zu dem Augs— 
burger Bündniß gegen Franfreih 1686 wurde Piemont von Gatinat erobert. 
Wilhelm von Oranien erfannte zuerft die ganze Wichtigkeit Savoyen-Piemonts. 
Der Herzog hatte an England und an Holland Berbündete, welche feine euro- 
päifhe Stellung jehr erhöhten, mit deren Unterftügung er den Krieg, wenn aud) 
unglücklich, fortfegte und im Frieden 1695 feine Yänder wieder erhielt. Ludwig XIV. 
nöthigte ihn aber zum Bündniß, befegte beim Ausbruch des ſpaniſchen Erbfolge 
friegs 1701 Savoyen und ernannte ihn zu feinem Generaliffimus in Italien. 
Allein der Herzog benußte die Verluſte der Franzofen zum Abſchluß eines Bun- 
deövertrags mit Defterreich; fo geheim diefer gehalten werben follte, fo erhielt 
Ludwig XIV. doch Nachricht davon und ließ das piemontefifhe Heer entwaffnen 
und gefangen abführen. Trotz verzweifelter Gegenwehr nahm Vendome die Reihe 
der piemontefiihen Selten; der Herzog, in Turin belagert, wurde ben fiebenten 
September 1706 durch den großen Sieg der deutfhen Truppen unter dem Prin- 
zen Eugen entfegt und in fein Yand wieder eingefegt, wozu er im Frieden von 
Utrecht 1713 für feine Anfprüde an vie Hinterlaffenfchaft ver fpanifchen Habs: 
burger die Tomellina, Val Sefia und Sicilien mit dem Königstitel erhielt. Er 
mußte jedod 1720 auf das Anbringen Defterreihs an dieſes Sicilien gegen die 
beinahe werthloſe Infel Sardinien abtreten und nahm dieſen Königstitel an. Er 
legte 1730 die Regierung nieder und ftarb nad einem unglüdlichen Berfuche, ſich 
ihrer wieder zu bemächtigen 1732 in ter Gefangenfhaft. Er ift unter der von 
ihm gegründeten Kirche der Superga beigefegt, von deren herrlichem Gipfel aus 
er 1706 mit dem Prinzen Eugen den Plan zur Entfegung Turins entwor- 
fen hatte, 

Karl Emanuel II. rächte fih an Defterreih, intem er in dem Kriege 
von 1734 und im Anfange des öfterreihifhen Erbfolgefriegs, in der Hoffnung, 
das eroberte Mailändiſche zu behalten, im Bunde mit Franfreih fümpfte. Allein 
darüber enttäufcht, Schloß er unter englifher Zufiherung von jährlichen 200,000 
Pfund Sterling im Jahre 1742 mit Defterreih ben Vertrag von Worms, Ob- 
gleih fi die Franzofen in Piemont feftfegten, kämpfte er mit feinen 45,000 
Dann immer fieghafter fort. Im Frieden von Aachen 1748 erhielt er zu Tortona 
und Novara das rechts vom Teffin und vom Po gelegene Gebiet von Pavia, 
aber nicht das ihm verſprochene Piacenza, ſondern nur eine entfernte Anwartichaft 
darauf. Im Jahre 1770 gab er das Geſetzbuch corpus Carolinum heraus. Schon 
fein Vater hatte das exequatur eingeführt, er machte ſich den Klerus noch unter- 
thäniger. Er ftarb 1733, zweiundfiebzig Jahre alt — ein feltener Fall in biefer 
Schein beren Mitglieder fich im ihrer ſchwierigen Weltftelung meift frühzeitig 
aufrieben. 

Sein auch der Wiffenfchaft nicht fremder Sohn Viktor Amadeus III., 
ahmte, aber mit Verſchwendung, die preußifche Soldatendreſſur nad); raſch ergriff 
er 3792 die Partei des ihm verfchwägerten franzöfifchen Hofs; ſchlecht von Defter- 
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reich, gar nicht von den italienifhen Höfen unterftügt, hielten feine Truppen bie 
Örenzgebirge Italiens, bis Bonaparte im Frühjahr 1796 ins obere Pothal vor- 
drang und der Waffenftiliftand die Franzofen in den Befig ver Feftungen fette. 
Kurz darauf ftarb er und ihm folgten nun feine drei Söhne, mit welden, ba 
Keiner von ihnen einen Sohn hatte, das alte Königshaus (li Reali) von Savoyen 
ausftarb. — Der möndifhe Karl Emanuel IV. machte dem Zeitgeift einige 
ſpäte Zugeftänpniffe durch Aufhebung ver Lehens- und Bannrechte; aber von ven 
benadhbarten Kleinen Republiken unter vem Schutze der franzöfifchen Republiken miß- 
handelt, räumte er 1798 das Feftland und begab fi auf die Infel Sardinien. 
Im folgenden Jahre rief ihn der fiegreihe Suworoff zurüd; allein Defterreidy 
verhinderte feine Rüdtehr, um Piemont unbefchräntt für feine Zwede auszubeuten. 
Nah der Schlacht von Marengo fiel das Feſtland unter franzöfifhe Herrfchaft 
zurüd und Karl Emanuel IV. legte die Krone 1802 niever; er ftarb 1819 
in Rom, 

Biltor Emanuel I. war ein guter Hausvater feiner Unterthanen, er 
wollte Gerechtigkeit, war aber befhränft und bigott. Auf Sarvinien betrieb er be— 
ſonders Wallfahrten; 1814 in feine Feftlandsftanten zurüdgefehrt, welche er 1815 
völlig und Genua dazu erhielt, gab er ſich ganz in vie Hände ber bornirteften 
Reaktion, welhe Alles und Jedes auf den Stand von 1798 zurüdjegen wollte, 
Der aus nationalem Ehrgeiz und liberalem Drange entzündete Aufftand nöthigte, 
da Viktor Emanuel I. Oeſterreich das Berfprehen gegeben hatte, ohne Verfafjung 
zu regieren, ven ehrlihen Mann (13. März 1821) zur Abdankung, indem er ven 
22jährigen Prinzen Karl Albert von Carignan zum proviforifchen Regenten er- 
nannte. — Viktor Emanuels jüngfte Tochter, Marie Chriftine, heirathete 1832 
den jungen Yerdinand II., König beider Sicilien. Schon bei Lebzeiten hielt das 
neapolitaniſche Volk fie für eine Heilige, wofür fie nunmehr aud der päpftliche 
Hof anzuerkennen bereit ift. Wichtiger tür Piemont war e8, daß ber überreaftio- 
näre Herzog Franz IV. von Modena jhon auf der Infel Sardinien eine Schwefter 
berfelben geheirathet hatte. Denn der legte männliche Sproffe des alten Königs— 
baufes, Karl Felir, war eben in Modena, als dur die Abdankung feines 
Bruders ihm die Krone zufiel. Er erklärte die ausgerufene Berfafjung und alle 
Alte der Revolution für nichtig und verbrecheriſch. Die Defterreiher bejegten Pie- 
mont. Obgleich ſich Karl Albert fogleih zu feinen Befehlen geftellt hatte, hegte 
Franz von Motena die Hoffnung, ihn von der Nachfolge zu verbrängen. Allein 
die franzöfifhen Bourbonen und Rußland ſchirmten fein und Piemonts Recht. 
Karl Felix verhängte über das Heer und über die Bürger eine blutige Reaktion, 
welche Hunderte ver beften Männer in die Verbannung ftieß. Sein Volk übergab 
er ven Iefuiten, für fich liebte er vas Ballet. Er ftarb am 27. April 1831. 

Karl Albert, von der Nebenlinie Carignan, geboren 2. Dftober 1798, 
war in beſcheidenen Umftänven in Frankreich erzogen; erft feit der Neftauration 
dachte man an ihn als den fünftigen Thronerben. Er war von fehr hoher Ge- 
ftalt, feine Gefundheit war durch frühe Ausfhweifungen, fpäter durch frenges 
regelmäßiges Arbeiten und durch Kafteiungen geſchwächt. Seine geiftigen Gaben 
waren mittelmäßig; er erfhien als unentſchloſſen, weil er feine Plane vertagte, bis 
auch gemäßigte Räthe die Stunte der Ausführung für gelommen hielten, Sein Wahl 
fprudy war der ſchon vom grünen Grafen geführte altfranzöfifche j'atans mon astre. 
Sein militärifher Muth war unerfchütterlid, Die Revolutionäre "haften ihn wie 
einen Abtrünnigen, befonvers feit er 1833 eine Militärverfhwörung blutig bes 
ftraft hatte, Schüchtern in Reformen, oronete er bie Yinanzen. Er war ganz. ber 
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Mann, fi durch die Pius IX. aufgevrängte nationale Role auch in die natlo- 
nale Bahn leiten zu laſſen. Auf die Nadricht, dag Ferdinand IT. Neapel eine 
Berfaffung gegeben, forderte auch die gemäßigte Partei, den Grafen Cavour an 
der Spige, ein Gleiches für Piemont und am 8. Februar 1848 gab Karl Albert 
das Fundamentalftatut. Auf die Nachricht von dem fortgefegten Revolutionsfampfe 
in Mailand, als biefes und Genua bie Republif auszurufen drohten, als daher für 
Piemont, — im Weften die franzöfifhe Republik, — eine ähnliche Yage wie nadı 
1796 in ſicherer Ausfiht ftand, entſchloß fih Karl Albert (23. März) in vie 
Lombardei einzurüden. Trotz Mazziniftifcher Wühlerei, wählten ihn die Lombarbei 
und die Herzogthümer, trog Manins patriotifher Bedenken wählte ibn das vene- 
tianifche Feftland beinahe einftimmig zum König. Über das piemontefifche Heer 
fheiterte vor dem Feftungsviered; im Auguft mußte Karl Albert über den Teffin 
zurüdgehen und einen Waffenftiliftand ſchließen. Da bie ihm von den vermitteln- 
den Mächten in Ausficht geftellten Bedingungen, namentlich die Abtretung ber 
Zombarbei, von Defterreih nicht angenommen wurden, fündigte Karl Albert ben 
Waffenftiliftand. Er glaubte feine und feines Heeres Ehre nur durd ein neues 
Wagniß von dem Vorwurfe feigen Verraths, melden befonvers die Zehntaufende 
Tandesflüchtiger erhoben, reinigen zu fünnen. Den 23 März wurde das piemon- 
tefifche Heer bei Novara gefchlagen, in der Naht legte Karl Albert die Regierung 
nieder, um feinem Bolfe erträglicere Friedensbedingungen zu ermöglichen. Den 
andern Tag fhloß Viktor Emannel II. einen Waffenftiliftand mit Radetzky; 
er behielt fein Land und bezahlte die Kriegskoften. Karl Albert ftarb den 28. Juli 
in Oporto, 

Viktor Emanuel II, am 24. März 1820 von einer tosfanifhen Prinzeffin 
geboren, ift von gebrungener Geſtalt, welche Schlaganfälle befürdten läßt. Liebha— 
ber der Jagd, tollfühn und Faltblütig in ver Schlacht, hat er, einmal im Nathe, 
praftifhen Blid; Jever weiß, daß er uner'hroden bei feinem Entſchluſſe beharrt. 
Trotz aller Lockungen und in ſchweren Proben hat er die Verfafjung ftets genau 
gehalten. Er nahm, unbeirrt durch den piemontefiihen Partifularismus, die Be— 
dingung der Nationalpartei an, er wagte die angeerbte Krone an die von Italien, 
indem er Cavours Leitung wiberwillig als einer Nothwendigfeit folgte. (Bergl. 
ten Artikel Italien am Schluß dieſes Werkes.) Seine Devife ift eine Säule mit 
einem Löwen und dem Motto: frangar, non flectar und mit der Rundſchrift: 
fidem servabo genusque. Der Kronprinz Humbert ift am 14. März 1844 ge» 
boren, Reudlin. 

Say. 

Jean Baptiſte Say, der bedeutendſte franzöfifche Nationalökonom, ſtammt 
aus einer bei Aufhebung des Nanter Ediktes von Nimes nach Genf ausgewan— 
derten Proteſtantenfamilie. Er iſt jedoch in Lyon geboren (5. Juni 1767), wo fein 
Vater, als in der Mitte des 18. Jahrhunderts die Toleranz gegen die Proteftan- 
ten ſolches wieder zuließ, ſich als Kaufmann nievergelaffen hatte. Er wurde, wie 
fein Bruder Horace, gleihfalls dem Kaufmannsftanvde beftimmt, und machte feine 
Lehrjahre in Paris und mit vielem Nuten längere Zeit in England durch. Ob- 
gleich er fich ftets mehr zur Wiſſenſchaft hingezogen fühlte, fo blieb er doch fei- 
nem Berufe getreu, bis er bei Claviere, damals Direktor der Lebensverfiherungs- 
gejellichaft, in welcher S. angeftellt war, das Wealth of nations von Adam Smith 
fand. Dieß ausaezeichnete Werk führte ihn wie fo manchen Andern, z. B. Ricarde, 
ganz auf die Bahn der Wifjenfhaft. Mirabeau befhäftigte ihm in feinem Courrier 
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de Provence. Zwiſchen dieſe Befhäftigung hinein machte er den Feldzug von 1792 
in der Champagne mit, verheirathete fih 1793, obgleich feine Vermögensverhält- 
niffe nicht die glänzendſten waren, mit einer Mademoiſelle Deloche und übernahm 
bie Hauptrebaftion der D&cade philosophique litteraire et politique, welde zuerft 
am 29. April 1794 erſchien. Hier legte er zuerft feine wirthſchaftlichen Gedanken 
nieder. Im Jahr 179 verließ ©. die Redaktion ver Decade und wurde Membre 
du tribunat. Dem Finanzfomitee zugemwiefen hatte er einen harten Stand gegen 
die damaligen Finanzmaxime „nit die Ausgabe auf das Weußerfte zu befchränten, 
fondern die Einnahmen auf das Aeußerſte zu fteigern”. Neben viefer aufreibenden 
Thätigkeit der hoffnungslofen Oppofition fand er noch Muße zu einer ausgebehn- 
ten fchriftftelleriihen Thätigkeit. 1802 erfchien von ihm „Olbie ou essai sur les 
moyens d’am@liorer les moeurs d’une nation, dem ſchon im Jahre darauf in 
2 Bänden fein jet fo hochberühmter Traite d’Economie politique folgte, wie er 
ihn felbft nannte une simple exposition de la manidre dont se forment, se 
distribuent, et se consomment les richesses. Sein Ruf war damit für alle Zei— 
ten begründet, für die nädhfte Zeit warb ber Trait& aber Anlaß zu einer ſchwe— 
ren Prüfung. Napoleon wollte S. wie andere große Geifter feiner Zeit für feine 
Pläne gebrauden, und flug ihm vor, den Traitd nach feinen Ideen, namentlich in 
financiellen Angelegenheiten, zu formuliren. ©. lehnte vie ab, er ließ fih und 
feine Wiffenfhaft nicht mißbrauden. Die Folge war feine Entfernung aus dem 
Tribunat und feine Ernennung zum Direktor ver droits rdunis. Obgleich in ſchlech— 
ten VBermögensumftännen und Vater von vier Kindern flug er die neue Anftel- 
lung aus. Er gründete ganz im Kleinen beginnend eine Baummollenfpinnerei in 
Auchy (Departement Pas de Calais), welche bald zu bedeutender Blüthe gelangte. 
Obwohl an einer zweiten fhon damals nöthigen Auflage feines Trait& durch bie 
Macht der Zeitumftände verhindert, lebte er in ver Wiffenfchaft weiter und fam- 
melte einen reihen Schatz ber mannigfaltigften Erfahrungen in der bewegten Zeit. 
Schriftſtelleriſch konnte er dieſen Schatz erft nad) dem Sturze des Kaiferreihs in 
einer zweiten Auflage verwerthen, bie er, nad Paris wieder übergefiebelt, veran- 
ftaltete. 

As ©. faum feinen Wohnfig wieder in Paris genommen hatte, mußte er 
im Yuftrag der Regierung eine Reife nad England machen, um deſſen wirthichaft- 
liche Zuftände kennen zu lernen, Die Frucht feiner Reife ift fein Bud) De l’Ang- 
leterre et des Anglais. Im Jahr 1815, alfo fhon 48 Jahre alt, trat ©. zuerft 
als Fehrer auf, indem er einen Kurſus Über politifche Defonomie im Athenäum er— 
öffnete, mit welchem er vor einer gewaltigen Zuhörerzahl ebenfoviel Glück machte, 
als mit feinen Schriften, obwohl er nicht frei ſprach, fondern, wie er fagte, „ver 
Klarheit halber” fih fireng an fein vortreffliches Heft’ hielt. Die Anregung feiner 
Borlefungen führte endlich dazu, daß wenigftens ein öffentlicher Lehrftuhl an dem 
Conservatoire des arts et des metiers geftiftet wurde, aber nit für Economie 
politique, das fhien flaatsgefährli, fondern für Economie industrielle. 
Erft nad der Iulirevolution wurde ©. zum Profeffor der politiſchen Defono- 
mie am Collöge de France ernannt, Neben feiner Lehrthätigkeit nahm ihm die 
fchriftftellerifche ftark in Anfprud. Im Jahr 1817 erfchien ein nationalöfonomifcher 
Grundriß in Gefprächsform, der Catdchisme de l’Economie politique, ebenfo 
eine dritte Auflage des Traite, welcher bei feinen Lebzeiten noch eine vierte und 
fünfte folgte, jedesmal vollfommener als die vorhergehende. Namentlich zeichnet fich 
bie vierte Auflage aus durch den Reichthum der in England gemadten Erfahrungen, 
welche der Berfaffer darin verarbeitete. Englifche Erfahrungen waren e8 gewiß auch, 
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welche fein Schrifthen de l’importance du port de La Villette, oder in erwei— 
terter Form unter dem Titel: Des canaux de navigation dans l’&tat actuel de 
la France in's Leben riefen. Bon Heinen Schriften erſchien nod ein Artikel sur 
la Balance des consommations avec les productions. Allein ©. war nidt nur 
auf öfonomifhem Gebiete als Schrififteller thätig. Er, welcher es fo meifter- 
haft verftanden hat, das Gebiet der politifhen Defonomie nicht zu eng und vor 
Allem nicht zu weit zu fteden, hat dennoch ‚ver Nationalöfonomie mehr oder we— 
niger entfernt liegende Gegenftände behantelt. Ich nenne nur außer den oben er- 
wähnten Auffägen in dem Courrier und ver Decade und aufer feiner erften Bro- 
düre sur la libert@ de la presse 1789, fein M&moire, feine Correspondance 
d’un docteur, feine Lettre à une dame sur le talent d’&erire, feine Frreurs oü 
peuvent tomber les bons auteurs, qui ne savent pas l’Economie politique und 
vor Allem fein Petit volume, contenant quelques apergus des hommes et de 
la societe. Ein ganz eigener Zweig feiner Thätigfeit war der ausländifchen Litte— 
ratur zugewendet. Ricarbo befämpfte er nicht nur in den neuen Auflagen feines 
Traite, ſondern fchrieb 1819 zu der Conftantin’fchen Ueberfegung ver Principles of 
political economy einen ausführlichen Noten und Kontroverfenfommentar, wie er 
ſchon 1815 einen ähnlichen Kommentar zu einem Nahdrud des Cours d’&cono- 
mie politique von Stord, einem Deutfchen, gegeben hatte. Ein Jahr, nachdem er 
Ricardo befämpft hatte, trat er gegen Malthus in die Schranken mit feinen Lettres 
a M. Malthus sur difierens sujets d’6conomie politigque notamment sur les 
causes de la stagnation generale du commerce (1820). Enblid trat er gegen M. 
Eullody auf in feinem Examen critique d’un Discours de M. Culloch. Ziemlich 
am Ende feines Lebens erfreute er die ganze litteratifche Welt mit ſei— 
nem größten fehsbändigen Werfe dem Cours de l’Economie politique pratique 
(1828—1829), welche, in freierer Form als ber Traite die Nationalöfonomie 
meifterhaft klar entwidelt. Es ift verfelbe Gegenftand, den er in feinen Borlefun: 
gen behandelte. 

Es war Zeit, daß das Werk erfchien, denn ©. überlebte e8 nur 3 Jahre. 
Seine Gefundheit war durch feine figende Tebensweife zerrüttet, dazu fam ber Tod 
feiner Gattin; er ftarb am 15. November 1832 im Alter von nahezu 70 Iahren, 
foft im gleichen Alter wie fein Vorgänger Adam Smith. Seine Werke wurden 
nad) feinem Tode noch mehrfach herausgegeben, fo find fie namentlih alle in bie 
große Collection des principaux Economistes aufgenommen, in welcher fie die Bände 
IX. —XII. füllen. Nur weniges ift darin, was ©. felbft noch nicht edirt hatte. 
3. B. vier Antrittsvorlefungen aus den Jahren 1820, 1828, 1830 und 1831, 
ein Discours und Rapport aus ver Zeit feiner Thätigfeit im Tribunat, eine Th‘orie 
de Mr. Perrier sur l’argent-monnaie. 

Seine Werte haben im Original over in Meberfegung (der TraitE und ber 
Cours find faft in alle Spraden übertragen mworben) über die ganze Erbe fi 
verbreitet und genießen überall eines ausgezeichneten Ruhmes, und mit vollem 
Recht. Des größten Anfehens erfreut ©. ſich freilich in Franfreih als der, welcher 
mit der Smithiſchen Lehre richtige ökonomiſche Kenntniffe nad Frankreich ver 
pflanzt und in eminenter Weife weitergebilvet hat. 

Daß die weitefte Verbreitung ökonomiſcher Kenntniffe in erfter Reihe ihm zu 
verbanfen ift, beweiſen ſchon vie drei Auflagen feines Cours, die fünf feines 
Catechisme und die ſechs feines Traite, während doch die Ueberfegungen dem Ab: 
fag ins Ausland Scharen thaten, In diefer Beziehung hat ©. große Aehnlichkeit 
mit unferm Rau, 
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Es find die Lehren der neuen Nationalökonomie, fpeciel der Smithifchen Lehre, 
welche S. zur Geltung brachte. Er vindicirt noch nicht, wie manche ver fpäteren 
Franzoſen feinem Baterlande den Ruhm, die Hauptgrundfäge der Volkswirihſchaft 
zuerft gefunden zu haben. Er verfudht nod nicht, wie Spätere gethan haben, ven 
Ruhm von U. Smith dadurch zu verkleinern, daß er bie meiften öfonomifchen 
Sätze als ſchon von den Phyfiofraten (vergl. Art. Quesnay) gefunden darſtellt, daß er 
deren Hauptmängel auf ein möglidft Kleines zurüdzuführen und ihre richtigen 
Lehren auf ein möglihft Großes auszudehnen fucht, fondern er polemifirt gegen 
die Orundlehre Duesnays und feiner Schüler fo gut ald A. Smith. Sehr rühs 
mend fpriht er in dem Briefe an Malthus über fein Verhältniß zu A. Smith 
alfo: „Ich verehre Adam Smith, er ift mein Meifter. Als ich die erften Schritte 
in der politiihen Defonomie machte, und als id noch ſtrauchelnd auf der einen 
Seite vor den Lehren der Hanvelöbilanz, auf ber andern vor den Lehren des 
produit net bei jedem Schritte fiel, zeigte er mir ben richtigen Weg. Geſtützt auf 
feinen „Reichthum ber Nationen”, der uns zugleich den Reichthum feines 
Genius zeigte, lernte ich allein geben.” Die neuern Nationalöfonomen haben aber 
auch viel weniger Grund, möglichft viel von der phyſiokratiſchen Lehre zu vervammen, 
als S., welcher vie phyſiokratiſche Idee in der franzöfifhen Wiffenfhaft eingebür- 
gert fand und zu befämpfen hatte, Die Phyfiofraten waren damals noch mwiderftands- 
fähig, heute find fie es nicht mehr. 

S. hat die Lehre von A. Smith, fo weit fie ihm richtig erfcheint, in ſich 
aufgenommen. Das Werk von Smith war fein Lehrer, ihm ordnete er ſich gerne 
unter, nicht fo den andern Schriftftellern, deren Werke er erft kennen lernte, als 
er in fi die Smithifche Lehre ſchon zur feinigen umgebilvet hatte. Gegen neue 
Anfihten, welhe gerade fo gut wie bie Smithifche Lehre Gemeingut geworben find, 
verhält er ſich ablehnend, ja feindlich; ich erinnere nur an feine oben erwähnten 
Driefe gegen Malthus, an die vielen Angriffe gegen Ricardo, nicht nur was Ni- 
carbo’8 und feiner „Sekte“ Forfhungsmethode angeht, fondern gegen deſſen 
Hauptlehren von der Grundrente. Auf die ganze Weiterbildung der Lehre feit 
Adam Smith giebt S. ungemein wenig. Dieß iſt verzeihlih: S. war ftolz ba- 
rauf, einer ber berühmteften Schüler von U. Smith zu fein, und ganz 
Frankreich fuchte ihm einzubilden, daß außer Adam Smith fein größerer National- 
ölonom exiftire als er. Aber auch andere Gründe wirkten mit ein, Wer einmal 
fein Syſtem fi) gebildet hat, der wird in taufend Fällen gegen einen dabei be- 
barren, nur die allerfrappanteften neuen Entvedungen werben ihn überzeugen und aud) 
diefe felten ganz. Damit foll aber nicht gejagt fein, daß ©. überall fremdes Ber- 
dienſt beftritt, er hat an vielen Stellen in Einzelheiten fich verbeffert, und frühere 
Irrthümer oder Dunfelheiten bereitwillig eingeftanden. Daß er ſich nicht für un- 
fehlbar hielt, zeigte fhon zur Genüge das verfhiedene Aeußere feiner fpätern Werke und 
Ausgaben. Auch hierin wieder eine auffallende Aehnlichkeit mit Rau. ©. fagt über 
bie neuen engliſchen Forſchungen (denn mit Ausnahme von Stord), der franzöſiſch 
fchrieb, giebt e8 eine deutſche Wiffenfhaft der Nationalölonomie für ihn fo wenig 
wie für andere Franzofen): „Was ich aufrichtig erflären kann, ift, daß mehrere 
diefer Werke Wahrheiten und Entwidlungen enthalten, welche geeignet find, vie 
Wiſſenſchaft um Vieles weiter zu fördern, und daß ich mich bei Durchleſung ber= 
felben vervolllommnet babe.” 

Man kann ©. mit Recht den Apoftel und Miffionär des fchottifchen Ge— 
lehrten auf franzöfifhem Boden nennen, und er hat die Wiffenfhaft wirflid dort 
eingebürgert. Der Schimpfname Vulgarisateur, welchen ihm List beilegt, ift für ihn 
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ein Ehrenname, Andere vor ihm haben vasfelbe aber auf falfhem Wege oder mit 
zu geringer Begabung erftrebt und darum nicht erreicht. Mit mehr oder minder 
freien Uebertragungen des Wealth of nations war e8 nicht gethan, dafür trug das 
Buch zu fehr den Charakter eines auswärtigen Produfts, e8 war zu nationaleng- 
liſch. Auch zwei felbftändigen Schriftftellern, Garnier und Canard, ift e8 vor ©. 
nicht gelungen, mit der neuen Nationalökonomie eine Schule heranzubilven und vie 
Nationalöfonomie populär zu machen, dem erften, Garnier, nicht, weil er noch 
zu fehr bemüht war, die phyfiofratifche Lehre mit der von A. Smith in Einflang 
zu bringen, dem legterer, Canard, nicht, weiler zu viel ber mathemathifhen Dar- 
ftellungsweife fi bediente. S. hat in Allem die richtige Mitte gehalten, er hat 
die Smithifche Doktrin ven Franzoſen und denen, welche nicht felbftänbig bie Smi- 
thiſche Lehre weiter zu bilden vermochten, zugänglich gemacht. 1) Schon daß er überall, 
wo nicht die englifchen Verhältniffe befonders inftruftiv find, die Beifpiele aus 
Franfreih nimmt, mußte den Lehren größern Eingang verfhaffen, als es einer 
Ueberfegung möglich war. Mehr jedoch Hat vie angenehme Form und die größere 
Dronung, welde S. in die Nationalöfonomie brachte, dazu gethan. Bon ihm ftammt 
bie jet faft allgemein übliche Dreitheilung der Nationalöfonomie in die Lehre von 
der Produktion, Vertheilung und Konfumtion der Güter, er hält biefe Einteilung 
für wichtig genug, um fie in ven Titel des Buches felbft aufzunehmen. Sonft zeigt 
fie ſich Außerlih in der erſten Auflage des Traité noch nicht. Derfelbe ift wie das 
Wealth of nations, wenn auch nidht fo willkührlich, in 5 Bücher getheilt: von ber 
Produktion, vom Gelde, vom Werth, vom Einkommen, von der Konfumtion. 
Die zweite Auflage zeigt aber eine ganz neue Geftalt, fehr Vieles darin ift um— 
geftellt, faum ein paar Kapitel ftimmen mit ver frühern Auflage. Hier ift auch vie 
Dreitheilung Außerlih durdhgeführt. Der Traitd hat nur noh 3 Bücher: Propuf- 
tion, Bertheilung und Fonfumtion. An dieſer Anordnung bat ©. in ben fpätern 
Auflagen wenig mehr geänbert, ein Kapitel wohl umgefeßt, oder ein zu großes in 
mehrere zerlegt oder in einen Anhang gebracht, oder einen Anhang in ein Kapitel 
veräntert. Ganz ohne logifhen Zwang ift dieſe Dreitheilung freilich nicht durch— 
geführt, es fällt z.B. auf, daß das ganze Geldweſen in ber Lehre von ber Pro- 
duftion abgehandelt wird, am fonberbarften ift aber wohl, daß die ganze Lehre 
von der Staatswirthihhaft und den Staatseinnahmen in dem Kapitel Konfumtion 
abgehandelt ift. Freilich fo lange man die Staatswirthfchaft nicht von der Natio- 
nalöfonomie lostrennt, muß biefelbe, falls fie nicht zerriffen werben fol, an einer 
Stelle, wenn aud etwas infonfequent, abgehandelt werben. Daß dieſe Syftematif 
feine unfehlbar gute ift, hat noch S. felbft gefühlt, indem er 1815 für feine Bor- 
lefungen die fur, vorher 1813 aboptirte Dreitheilung wieder preisgibt, für bie 
freiere Form des Vortrags ganz mit Net. Sein Cours ift wieder in 9 Abfchnitte 
getheilt: 1) Probuktion, 2) Anwendung der ökonomiſchen Principien auf bie ver- 
ſchiedenen Gewerbe, 3) Taufh und Geld, 4) Einfluß der Staatseinrichtungen auf 
bie Volkswirthſchaft, 5) Vertheilung des Einfommens unter die verſchiedenen Klaf- 
jen ber Gefellichaft, 6) Bevölferungslehre, 7) Konfumtion, 8) Finanzen und zwar 


3) In Deutichland Täft ſich dasſelbe beobcchten. Das nationalöfonomifhe Wert von 
Kraus in Königäberg. welches eine freie Ueberſetzung des Wealth of nations genannt 
werden muß, ift wohl der Lebrmeifter der preußiſchen Meformatoren nah Preufiena Wiedergeburt 
geworden, allein in weitere Kreiſe ift in Deutichland die Natlonalöfunomie erft aedrunaen, 
nachdem fe ſpecifiſch deutich geworden war. Es ift dies das Vertienft eines Mannes, der wiflen: 
ſchaftlich bei und eine Ähnliche Stellung, wie ©. in Frankreich eingenommen hat, nämlich Rau's. 
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Steuern und Schulden, 9) Ergänzungen. Man ficht aus ber Eintheilung ſchon 
äußerlich, daß barin viel mehr Volkswirthſchaftspolitik enthalten ift, er nennt es 
ja auch Kurfus der praftifhen Nationalöfonomie. 

Sp wie e8 ©. gelungen ift, den erften Theil der von ihm geſteckten Auf- 
gabe zu erfüllen, fo ift ihm mehrfach aud der zweite Theil geglüdt, nämlich bie 
Lehren von A. Smith weiterzubilden, oder wo fie ihm verfehrt erfchienen, zu bes 
richtigen. Er bat hierin ganz unbeftreitbare Verdienſte um die Nationalökonomie 
fih erworben. In Kleinigkeiten freilih fann Jeder an dem Wealth of nations et- 
was verbeffern, aber ©. ift e8 in fehr wichtigen Theilen gelungen. Er bezeichnet 
in der Vorrede zur zweiten Auflage des Trait& felbft die Punkte, welche ihm Bei 
Smith minder gut erfcheinen, nämlich daß nur die Arbeit Werthe producire, daß bie 
ganze Entwidlung der Inbuftrie der Arbeitstheilung beizumeffen fei, daß Smith ven 
Unterſchied zwiſchen relativer und abfoluter Vertheuerung der Waaren nicht richtig 
erfaßt habe, daß ein innerer Zufammenhang in den Geſetzen ver Gütervertheilung bet 
Smith fehle, daß er das Phänomen der Reichthumskonſumtion nicht entfaltet habe, daß 
die Mitwirkung der Natur in allen Produktionen ihm entgangen ſei, und endlich, 
daß er den ganzen Begriff der Produktivität der Arbeit zu eng gefaßt habe. In 
allen dieſen Stüden ift allerdings S. viel weiter in die Naturgelege der Wirth- 
{haft vorgebrungen, er hätte e8 aber, das gefteht er felbft ein, ohne Adam Smith 
nicht gefonnt. In vielen andern Beziehungen fteht er rein durch äußere Berhält- 
niffe viel höher. Eine Menge wirthfchaftliher Mißbräuche, welche in England aus 
frühern Jahrhunderten in bie Gegenwart Hineinreichten, brauchte er nicht mehr zu 
befämpfen, die Lehren der Bhnfiofraten hatten fie wiffenfchaftlich, die Revolution fat: 
tiſch vernichtet. Die bäuerlichen Laften aller Art, die Zunft: und Monopolbefchrän- 
fungen waren bereits gefallen, als S. über Nationalölonomie zu ſchreiben anfing. 
Er hatte die Erfahrungen über ſolche wirthſchaftliche Reformen vor fih liegen. 
„Bierzig Jahre, fagt er, find verfloffen, feit ich bie Volkswirthſchaft ftudire, und 
weldye Jahre! Sie wiegen vier Jahrhunderte rüdfihtlih der Erwägungen auf, 
welche fie entftehen lichen. * 

Auffallend ift e8, daß einer der ſchwächſten Theile im Wealth of nations, bie 
Rentenlehre, im Ganzen aboptirt wird, ja daß ©. mit dem Begründer ver rid- 
tigen Nentenlehre, Ricardo, völlig uneins war. In diefer Polemik war er entfchieven un- 
glücliher, als in dem Streit mit Malthus, ob eine allgemeine Ueberprobuftion 
ftattfinden Könnte. Mit diefer Lehre ift, wenn er auch fonft in der Gefchichte ver 
einzelnen Lehren ein ehrenvoller Platz verbient, fein Name wohl für alle Zeit ver- 
fnüpft, es ift die Say’ihe Lehre von ven Abſatzwegen. Die andere Lehre, 
mit welcher fein Name unzertrennlich verbunden bleibt, ift die Produktivität 
der Arbeit. Beide verdienen darum fpeciellere Beachtung. 

Der Sat, daß alle Arbeit probuftiv ift, welche Werthe hervorruft, die ohne 
Arbeit nicht zu beihaffen find, ift tie einfache Konfequenz aus dem phyſikaliſchen 
Sag, daß wir feine Stoffe Schaffen und feine Stoffe vernichten, fondern nur in andere 
Berbindungen mit einander bringen können. Was wir ſchaffen ift Werth, mas 
wir vernichten ift wieder Werth. Produktion ift Werth fhaffen, Kon— 
fumtion ift Werth zerftören. Hiebei ift es einerlei, ob ein Gegenftand Außer: 
lih eine Beränberung erleidet oder nicht, und einerlei, ob der Werth an einem 
Stoff firirt wird, oder nicht, wie S. es ausbrüdt, ob materielle oder immaterielle 
Güter geihaffen,- materielle oder immaterielle Dienfte geleiftet werben. Kein Ver— 
nünftiger zweifelt mehr taran, daß wir nur Werth fchaffen fünnen, merkwürdig 
ift aber, daß trotz ©. viele, und die mit Necht berühmteften Nationalöfonomen, 
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welche die Produktion als Werthichaffen vefiniren, ſich nicht dazu entſchließen kön— 
nen, in den Bereich der Nationalökonomie jedes Werthſchaffen, auch das ver im— 
materiellen Werthe, mit bineinzuziehen, fondern fi an vie f. g. Sachgüter an- 
Kammern. 

Auf diefer Grundlage der probuftiven Arbeit baut ©. die genannte 
zweite Hauptlehre auf, welche vorzugsweiſe feinen Namen trägt, bie Lehre von 
den Abſatzwegen (la theorie des débouchés) und von ber Unmöglichkeit einer allge— 
meinen Ueberprobuftion. ©. geht dabei von dem Sat aus, daß Probufte immer 
gegen Produkte ausgetaufcht werden, mobei das Geld nur ein Mittelgliev bilvet, 
daß aud ver Tauſch von Arbeit gegen Waaren und Arbeit gegen Arbeit ein Tauſch 
von Produkt gegen Produkt ift. Wenn behauptet wird, ed würde von einer oder 
mehreren Waaren zu viel probucirt, fo ift das falfch, vielmehr wird von allen 
allen andern Waaren zu wenig probucirt, denn fonft fanden die wenigen Waaren 
gegen bie vielen gewiß Abjag. Es fehlt nit an Konfumenten auf der Erde, ſon— 
dern an Probucenten. Jeder kann nur faufen, wenn er etwas zu verfaufen hat, und 
das bat er nur, wenn er probucirt, und. hat es um fo reichlicher, je veichlicher er 
probucirt. Es kann nicht überhaupt zu viel probucirt werben, fondern nur vor— 
übergehend in einzelnen Zweigen, was fi aber fchnell wierer ausgleicht. Die ganze 
Lehre von den Abſatzwegen ift hauptfählih gegen Malthus gekehrt, welden ©. 
auch fehr hübſch perfiflirt mit der Frage, wie denn andauernd zu viel Korn pro- 
ducirt werden könne, wenn nad) feiner ganz richtigen Bevölferungslehre die Ver— 
mehrung des menſchlichen Geſchlechtes, nur in der Unmöglichkeit genug Nahrung 
zu Schaffen, ihre Grenze finde? . 

S.'s ganze Abfattheorie ift aber nit nur Theorie, fondern läuft in eine 
fehr praftifhe Spige aus, in die Lehre, daß die natürlichen, gelegentlihen und 
vorübergehenden Stodungen des Verkehrs, die ſchon ſchlimm genug feien, nicht 
noch durch Fünftlihe und immerwährende Hinderniffe vermehrt werben bürften. 
Solche künftlihe Hinderniffe find vie ftaatlihen Verkehrsbeſchränkungen von Stabt 
zu Stadt, von Provinz zu Provinz, von Land zu Sand. Ein Land, 5. B. Eng: 
land, foheint zu viel Waaren zu produciren, wenn es in einem andern Lande, 3. 
B. Italien, nicht genügend Abſatz findet, in Wirklichkeit aber liegt der Grund des 
mangelnden Abfages darin, daß die italienischen Waaren wegen der hohen englifchen 
Zölle nicht nah England geführt werben dürfen, alfo England auch feinerfeits 
nicht fo viel nad Italien ausführen fann, als es möchte. 

Für Franfreih benugt ©. die Theorie des débouchés zum Angriff auf das 
Merkantilfyftem, auf die Abiperrung eines Landes gegen die Waaren eines an: 
dern, hätten nicht in Frankreich die Revolution den freieren Verkehr ver 
Arbeit im Innern, bie Freizügigkeit gefhaffen, jo hätte auch hiergegen ©. 
feine Säte wenden müſſen. Gegen die Schugzölle war fein Stand und ber feiner 
. ganzen freihändleriihen Schule in Franfreih aber um fo fohwieriger, Durch feine 
Lehren ift dort viel weniger im biefer Richtung erzielt worden, als in England durch 
die von A. Smith. Erſt 30 Jahre nad feinem Tode ift durch ben jüngften fran- 
zöſiſch-engliſchen Handelsvertrag die erfte und auch nur Heine Breſche in ben ftar: - 
fen Schutzwall, der Frankreich gegen die Waaren des Auslandes abfperrt, gefchof- 
jen worden, 

Geſammtausgabe ver Werke S.'s in Band IX— XII. der Collection des prin- 
eipaux Economistes 1841 ff. Alle Hauptwerfe S.'s haben mehrfahe Auflagen 
und Ueberfegungen in fremde Spraden erlebt. Der Trait& de l’Economie poli- 
tique I. Aufl, 1803. II, 1814. III, 1817. IV. 1819, V. 1826. VI. 1841, als 
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Band IX. den Collection des principaux &conomistes. Ins Deutſche überfegt 
nach der I. Auflage von Jacob 1807, nad) der III. Aufl. von Morftapt 1818, nad 
ber IV. von demfelben 1830, nach der V. von demfelben 1830 mit Hinzufügung 
ber Hauptftellen aus dem Cours. Der Cours complet de l’Economie politique 
pratique I. Aufl. 1828—29. II. 1840. III. 1851. von Horace Say, als 
Band X. und XI. des Collection des prince. Econ. Ins Deutfche überfert 
im Auszug 1828—31 von Rüder und Sporihill, vollſtändig 1828—29 von 9. 
v. Th. (Theobald), 1845 von Stirner (Schmidt). Der Catéchisme de l’Economie 
politique I. Aufl. 1817, überfegt 1827 von v. Yahnenberg; V. Aufl. 1841 im 
Band XII. der Collection des princ. Econ., darin aud bie übrigen oben genann- 
ten Schriften von ©. 

Die Litteratur über ©. ift unbeveutend, namentlich fehlt ein Hauptwerk, 
welches feinen Entwidelungsgang an der Hand der verfchievdenen Werke und ber 
Auflagen fchildert. Außer den verihiedenen Vorreden und Notentommentaren zu den 
Ausgaben und Ueberfegungen, wo bie zur Gefammtausgabe feiner Werke die erfte 
Stelle verbient, vergleihe den Artikel ©. im Dietionnaire de l’Economie poli- 
tique von Gle&ment und die Werke über Geſchichte der Nationalölonomie von Raus, 


Billeneuve Bargemont und befonder8 von Blanqui. €. Laopeyres. 
Scandinaviſche Halbinfel. 
A. Schweden. B. Norwegen. 
I. Geſchichte. 1. Geographifche und ftatiftifche Verhältniffe. 
I. Das aeltende Staatsredt. Bevölkerung. 
IN. Die Staatöverwaltung. II. Geſchichtliches 
IV. Die Gemeinden. IT. Staats- und Rehtsverfaffung. 


V. Statiſfiſche⸗. 
Schweden. 


I. Geſchichte. 

Das ſchwediſche Volk iſt in der heidniſchen Zeit aus zwei verſchiedenen, unter 
ſich aber wie mit Norwegen und Dänen nahe verwandten Stämmen, Svionen 
und Goten zufammengefhmolzen. Beide find in vorbiftorifcher Zeit eingewandert; 
die Goten, wahrfcheinlicd die zuerft angefommenen, haben fich im füplichen Theil 
des Landes, der nad ihnen Göta Nike (der Goten Reich) genannt wird, 
niebergelaffen; die Spionen im mittleren Theil, dem Sven Nife (der Spionen Reich), 
von wo feitdem die Kolonifation des nördlichen Theild, Norlands, ausgegangen ift. 
Als Anführer der Einwanderung der Svionen nennt die Sage den im ganzen 
Norden als Gott verehrten Oden. Am nördlichen Geftade des Mälar, im jekigen 
Upland, war der Hauptfit des Spionenreihs; da war der weitberühmte Götter: 
tempel Upfala’s, das gemeinfame NationalbeiligthHum; da wohnten die Upfala- 
fönige, die Nachkommen Oden's und Vorfteher der großen Nationalopferfefte. Schon 
Tacitus erwähnt der „Svionum eivitates* als zu Land und Waffer. mächtig; was 
er aber von ihrer ftreng monarchiſchen Regierungsform erzählt, fteht mit Zeug— 
niffen einheimifcher Denkmäler im Widerfprud. Denn theils durd neue Anbau— 
ten, theils durch Erbtbeilung unter Brüdern, entftanden immer mehrere Kleinftaaten, 
unter ihren eigenen f. g. Fylkes-Königen, die, wenn fie gleich ven Upfala - König 
als den vornehmften anerkannten, doch kaum in irgend einem wirflihen Unter- 
thänigfeitöverhältniffe zu ihm ftanden; und auch nachdem jene Fylkeskönige durch 
Lift und Gewalt ausgerottet waren, blieb doch den einzelnen Landſchaften ein hoher 
Grad von Selbftändigfeit. 


124 Scandinavifhe Halbinfel. 


Die ältefte Berfaffung zeigt fih uns nämlich als eine Bundesverfaffung, in 
welder vie freien grundbefigenden Hausväter, die Obalbauern, die eigentlich poli- 
tifch Berechtigten waren. Der kleinſte Rechtskreis, aus nachbarlichen Odalbauern unter 
jelbftaewählten Richtern gebilvet, wurde mit einem der alten Kriegsorganifation 
entlehnten Namen, theils Härad (von här = Heer), theils Hundari (von hundra = 
hundert; vgl. Tacitus: „centeni ex singuls pagis sunt idque ipsum inter suos 
vocantur“) genannt. Die Härade vereinigten fih zum Land iz. B. Oſtgot⸗ 
land, Weftgotland, Süvermannland u. f. f.). Diefe Lande behielten auch nad) der Aus— 
rottung der Kleinfönige, lange Zeit hindurd einen gemiffen Grab der Nationaleigen- 
thümlichkeit, mit eigener Gefeßgebung und Rechtspflege, bei. Der vornehmfte Mann des 
Landes war. der Lagman, von und unter den Bauern gewählt, dem es oblag, theils 
beim jährlihen Thing des Landes deſſen Gefet und Nechtsfitten zu wiederholen 
und mit der Einwilligung der Bauern auszubilden, theils mit einem Zwölfmänner— 
Ausſchuß die Sahen abzumahen, die feinem Urtheile anbheimgegeben wurden, 
theil8 vor dem König und, deſſen Mannen für das Land zu reden und im 
Allgemeinen ver Bauern Wortführer und des Landes Haupt zu fein. Die Lande 
zufammengenommen bildeten das Reich; das DVereinigungsband mar der gemein- 
fame König, während der Heidenzeit der götterentiproffene Borfteher der großen 
Nationalopferfefte, übrigens höchſter Anführer im Krieg, im Frieden der vornehmfte 
Hausvater, ver höchſte Richter. Seine Gewalt war jedoch beſchränkt; in bie Ge— 
ſetzgebung der Lande fonnte er nicht eingreifen, noch ohne bie Einwilligung ber 
Things irgend etwas daran verändern; über feine ordentlichen Einkünfte aus Do- 
mänen („Upfala Oed“), gewiſſen Steuern und Geldbußen hinaus konnte er feine 
Schatungen ohne Genehmigung der Steuerpflihtigen auflegen. Der König wurde 
gewählt, jedoch innerhalb des Königsgefchlehtes; er mußte fehwören, daß er bie 
Geſetze und Frieden und Sicherheit aufrecht erhalten werde. Seine Macht innerhalb der 
Lande wurde in feiner Abmwefenheit ausgeübt und feine Einkünfte wurben verwaltet 
von Hauptleuten, Länsleuten. Ihre Aemter und die damit verbundenen Einkünfte 
hießen Län (Lehen, Belehnung), eine Benennung, bie hier feineswegs ein ſolches 
Lehensverhältnig wie im übrigen Europa andeutete. 

Spionen und Goten fanden bei ihrer Einwanderung fein angebautes Land 
mit wohnhaften zu bezwingenben Einwohnern vor (wenigftens im Allgemeinen nicht) ; 
daher fein Feudalweſen, feine Leibeigenſchaft. Es gab Sklaven, aber feine Feib- 
eigenen; Kriegsgefangene und ihre Abkömmlinge machten den größten Theil biefer 
Kaffe aus, doch war die Sklaverei eine verhältnifmäßig milde und wurde im An- 
fange des 14. Jahrhunderts völlig aufgehoben. Der Freigeborne, wenn er auch 
aus Armuth einem Andern zu dienen genöthigt wurde, war doch perfönlich frei; 
die Odalbauern machten den Kern der Staatsgemeinde aus. Die Mannen und 
Hauptleute des Königs, wenn auch von hoher Geburt, reich und mächtig, ftanden 
doh lange Zeit außerhalb des Geſetzes der Bauern und deren Rechtskreiſes, meR- 
halb man auch findet, daß mündige Odelbauern nur ungern vom Könige Aemter 
angenommen haben. ß 

In diefen PVerhältniffen bewirkte das Chriftenthbum wichtige Veränderungen. 
Sein erfter Berfündiger im Spenreih war (829) Ansgarius, nahher Erzbiſchof 
von Bremen, aber erft nach dem Jahre 1000 nahm ein Upfalafönig die Taufe 
an, und völlig befeftigt war das Chriftenthum im Lande ver Uppfvear erft 
unter der Megierung König Erits des Heiligen (+ 1160). Mit dem alten Götter- 
glauben fiel auch der von ihm ten Uppfvear gegebene Vorzug; langjährige Strei- 
tigfeiten unter ben Stämmen über das Recht vem Reich einen König zu geben, 
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untergruben die alte Odalmannsfreiheit unt förberten die Erftehung einer Ari- 
ftofratie, die gebilvet war aus ben Vornehmen und Reichen, ſowohl unter den 
Dralbauern als unter den königlichen Hauptleuten, bie mit ihrem Kriegsgefolge 
vorzugsweife an den Thronftreitigkeiten Antheil genommen hatten, Die Macht ver 
Landsthinge ging thatſächlich auf die Landſchaftsmagnaten über, 

Nahrem es den Prieftern gelungen war, fih durch Privilegien vom Bolfe 
abzufondern, folgten bald vie weltlihen Großen dem gegebenen Beifpiele. Durch 
tie Alsnö Stadga von 1280 wurde vorgeſchrieben, es follte ein Jeder, der fid 
auf eigene Unkoſten zum Kriegsdienfte zu Pferde ausrüftete, dadurch feinen Bo— 
ven von Steuern befreien. Das Wichtige diefer Verordnung war, daß ſich die Reich— 
ſten und Mächtigften hierdurch von ven übrigen Odalbauern abfonderten und eine 
befondere Klaffe bildeten, fpäter Ritterfhaft und Adel genannt, die durch immer 
wachſende Privilegien fich eine überwiegende Macht im Staate anmaßten. Der 
Reihsrath wurde zum Mittelpunft der geiftlihen und weltlichen Ariftofratie. Ein 
ten König umgebender Rath ift in Schweden uralt; er befam aber hier eine neue 
Bedeutung durh die Schwächung ver alten Lanvfchaftsverfaffung und die Ent- 
ftehung einer priviligirten Ariſtokratie. Seine Mitglieder wurden theil® unter den 
vornehmften Dienern des Könige, theils unter den erften Grunpbefigern der Lande, 
theils endlih unter den Prälaten ver Kirdhe gewählt. Etwa gleichzeitig fingen vie 
Yagmänner an in ven Reichsrath einberufen zu werden und führten ihm jene 
Maht und Bedeutung, die von Alters her ihrem Amt beimohnten, zu, wurben 
aber felbft dadurd von der Demokratie in den Kreis der Ariftofratie hinüberge— 
zogen. So lange die Verfaſſung noch zwiſchen Landſchafts- und Reichsverfaſſung 
ſchwankte — und dies dauerte bis zum Anfang des 17, Jahrhunderts — war der 
Rath feine beftändige Korporation, fondern blieb in den Yandesorten zerftrent; nur 
bei wichtigeren Gelegenheiten famımelte er fih um ben König. Es kamen aber Um— 
ftände vor, wo ed dem Könige zum Bebürfniffe wurbe, ſich nicht auf feine 
eigentliben Rathsherren allein zu ſtützen, ſondern auf alle diejenigen, die ihm beſonderen 
Dienft fhuldig waren, oder deren Anfehen und Einfluß oder Kenntnifje von all: 
gemeinen Geſchäften ihre Anmefenheit wünſchenswerth machten — d. h. Lehensbe— 
figer und Frälfemänner ( Evelleute) nebft den BVorftehern ver Kirche überhaupt. 
Diefe wurden dann nebft dem Reichsrathe zu f. g. Derrentagen zufammengerufen. 
Man kann ven Rath, beſonders nad der Aufnahme der Yagmänner, und bie 
Herrentage, als die, aus dem Berfall ver alten Landsthinge ſich erhebende erfte 
Gefammtrepräfentation für das ganze Neih anfehen. Derfelbe Zeitraum brachte 
auch (1347) das erfte dem ganzen Neid gemeinfchaftliche Geſetz, welches den alten 
Landfchaftsgefegen nachfolgte. 

Das Aufblühen der Ariftofratie und deren Ausftattung mit Privilegien fand 
während der Regierung der Folkungen ftatt, bie, nachdem fie mehrere Gene- 
rationen hindurch die mächtigften Unterthanen gemefen, im Jahre 1250 den Thron 
beftiegen. Durd innere Streitigteiten ſchwächte diefe Familie nody mehr tie fünig- 
lihe Macht, bis der Berfud, des Könige Magnus Eriffen, fid wider die Herr- 
ſchaft der geiftlihen und weltlihen Magnaten aufzulehnen, feine Vertreibung und 
die Einladung feines Schwefterfohnes, des Herzogs Albrehtvon Medlen- 
burg, zur Folge hatte, Diefer warb bald genöthigt, alle Macht dem Rathe in 
tie Hände zu geben; fein Berfuh die verlorne Gewalt wieder herzuftellen ver- 
mochte einen ariftofratifhen Verein, vie Königin Margaretha, bie in Däne- 
mark und Norwegen herrfchte, einzuladen; Albrecht verlor durch eine Schlacht Arone 
und Freiheit (1389), Magaretha, nunmehr Herrin der drei nordiſchen Reiche, juchte 
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einen feften Staatenbund unter ihnen zu gründen. So entftand bie Kalmar’jde 
Union, mit welhen Namen man den Zeitraum von Margaretha bis zu Guftav 
Waſa bezeichnet, obgleich der Berband lange Zeiten unterbroden war. Die Stütze 
ber Union in Schweden war die Ariftofratie, die fi von den ausländiſchen Köni- 
gen als Beringung ihrer Erwählung immer mehr Vorrechte erzwang und während 
deren Abweſenheit die Neichsregierung führte. So wurden Verſuche gemacht, fremde 
Staatsverhältniffe und Rechtsbegriffe, dem Lehenrecht und der Leibeigenfhaft Deutſch— 
lands und Dänemarks entlehnt, einzuführen. Gegen biefe Neuerungen und bie 
Union empörte fi ver Bauernftand und griff zu den Waffen unter Anführung 
des tapferen und Eugen Engelbredt Engelbredtsfon (F 1436). Sein Werk ward 
von Anderen fortgefegt, am glüdlichften von den Sturen. Neunzig Jahre hin- 
durd vom erften Ausbrud an, war das Reid ein Tummelplag des Kampfes zwi- 
ſchen der hochariſtokratiſchen Partei, die die Union aufrecht zu erhalten ſuchte, und 
von Zeit zu Zeit wirklich wieder belebte, und der vaterlänpifchen, die auf ven 
Bauernftand geftügt, vie äußere Selbſtändigkeit und innere Freiheit des Reichs zu 
vertheidigen ſuchte. 

Uber die Sache der Union fiel unrettbar, als der däniſche König Chri- 
ftian II., der nady dem Tode des jüngeren Sten Sture ſich des Reichs bemädh- 
tigt hatte, durch eine unerhörte Gewaltthat feine Herrfhaft zu ftärken fuchte, indem 
er im jog. Stodholmer Blutbade (8. Nov. 1520) alle die ausgezeichnetften Män— 
ner Schwedens, die in feiner Gewalt waren, felbft folde, die zu feiner Erhebung 
beigetragen hatten, hinrichten ließ. Ein junger Evelmann, Guftav Eriksſon 
Waſa, der ven Nacftellungen des Tyrannen entkommen war, wurde jegt An- 
führer einer Empörung, die, in Dalefarlien beginnend, ſich bald über das ganze 
Neid hin erftredte; die Leute Chriftian’s wurben vertrieben und Guftav zum Kö- 
nig erwählt (1523). Mit unvergleihbarer Weisheit, Beharrlichkeit und Kraft re» 
gierte er das von ihm befreite Reich, ftellte die föniglihe Macht wieder ber, ja, 
Ihuf fie faft von neuem, führte ohne Gewalt die Reformation durch, und gewann 
Ihlieglih die Zuftimmung des Volkes, daß der Thron erblid) erklärt wurde (1544). 
Er hinterließ bei feinem Tode (1560) ein mächtiges aufblühendes Neid) Söhnen, 
die das Werk des Vaters bald auf's Spiel fegten. Der ältefte, Erif, von 
Zeit zu Zeit wahnfinnig, wurde durdy feine Brüder enttrohnt; der zweite, 
Johann (1568—92), ward zum Werkzeug der katholiſchen Neaktion und fuchte 
eine neue Union herbeizuführen, als er feinem Sohne Sigismund die Krone 
Polens erwarb (1587). Aber Guftav’s jüngfter Sohn, Karl, hielt das Werk des 
Vaters aufrecht, und die Verſuche Sigismunds, ven Katholicismus zu fördern und 
von Polen aus Schweden zu regieren, endigten mit feiner Entjegung (1600). 
Karl (XI.) wurde dann König, feine Regierung (bi8 1611) und die feines großen 
Sohnes Guſtav Adolph (1611—32), haben in mehrfacher Beziehung den 
Staatsverhältniffen die Form gegeben, welche bis auf unfere Zeit beftanven hat. 

In dem Streite zwifchen dem legten König vom Geſchlecht der Folkungen 
und dem Adel, fowie auch nachher zwifchen ven Freunden und den Gegnern ber 
Union, hatte man gefunden, daß bie ficherfte Stüte gegen den Adel und die Union 
beim Bauernftande zu finden fei, befonvers feitvem dieſer unter Engelbrecht feine 
politiiche Bedeutung mit ven Waffen behauptet hatte. Darum fing man auch an 
die Abgeordneten der Härade und ber Städte zu den Herrentagen zu berufen (zum 
erften Male, foviel man weiß, 1359). Die Herrentage aber, oder — wie man 
fie auch nad Guftav des Erften Zeit zu benennen anfing — bie Neidhetage 
blieben lange Zeit nur eine außerordentlihe Erweiterung des königlichen Rathes. 
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Das Geſetz kannte fie nicht; die Zeit ihrer Zufammenfünfte, das Recht an biefen 
Theil zu nehmen, hing nur vom Gutdünken des Königs ab, In ftürmifchen Zeiten 
wurben fie oft verfammelt, im ruhigen felten oder nie. Ihre Zufammenfegung wech- 
jelte gar fehr, vie Berathichlagungen waren, fo viel man aus den fpärlihen Nach— 
richten erfehen kann, gemeinſchaftlich. Karl IX. aber ftügte fi während des Kampfes 
mit Sigismund fo fleißig auf die Reichstage, daß dieſe von feiner Zeit am fefte 
Wurzel im ſchwediſchen Staatsleben faßten. Ihre erſte geſetzliche Anerkennung er- 
folgte dur eine Verordnung vom J. 1617 über das Berfahren bei den Neichs- 
tagen. Die Berathfhlagungen und die Beſchlüſſe fingen am Ende des 16. Jahr- 
bunderts an nad) Ständen zu gefhehen und feit 1600 ift die Zahl der zu ven 
Reichstagen berufenen Stände im Ganzen unverändert geblieben: Adel, Geiftlich- 
feit, Bürger und Bauern. (Die Kriegsbefehlhaber, vie von 1594 bis 1778 nebft 
dem Adel zu den Reichstagen berufen worden waren, fünnen nit als ein befon- 
derer Stand betradhtet werben). Da die NReichstage oder „die Stände des Reichs“, 
wie man fie nunmehr benannte, im Anfang des 17. Jahrhunderts die Gefegge- 
bung und die Beftenerung auszuüben anfingen, welde Rechte bis dahin den Land⸗ 
ſchaften gefeglich zugelommen waren, fo kann man fie von jener Zeit an als eine 
orbentliche Repräfentation des ganzen Reiches betrachten. Der Rath, urjprünglic) 
der Kern des Reichstages, wurde unter Guftav Adolph davon geſchieden; er ward 
nunmehr eine ftändige Behörde und der Mittelpunkt der neugegründeten Staats— 
verwaltung. In diefem Staatögebäube, deſſen Hauptzüge in ber „Regierungsform" 
( Reihsverfaffung) von 1634 gefammelt wurden, war das demofratifhe Element 
zwar nit unterbrüdt worden; der Abel aber, ver den erften Stand bildete und 
aus deffen Mitte, feinen VBorrehten gemäß, nicht nur die Reichsräthe ſondern aud) 
alle höhere Beamte gewählt werden follten, hatte body ein bedeutendes Ueberge— 
wicht, das durch die Zeitumftände nody vermehrt wurde, befonders durd eine ehren- 
volle hochadelige Vormünderregierung (1632—44) und durch die großen und glüd« 
lichen Kriege. 

Schwedens Territorialverhältniffe waren im Anfang des 17. Jahrhunderts von 
den jegigen ganz verſchieden Vom heutigen Schweden gehörte der ſüdlichſte Theil, 
Schonen, Halland, Bleking und die Infel Gotland, zum dänifhen Reich. Bohus« 
län, Jämtland und Herjeval gehörten zu Norwegen und, da Norwegen und Däne- 
marf vereinigt waren, war mithin Schweden von drei Seiten ber von verfelben 
Macht umfhloffen. Dagegen befaß Schweden feit lange jenfeits des botniſchen Meer— 
bujens Finnland, deffen Eroberung und Belehrung zum Chriftenthbum ſchon von 
Erik dem Heiligen begonnen wurte. Bald nad dem Tode Guſtav Waſa's ward 
Schweren dur die Streitigkeiten um die Länder der Schwertritter auf vie Bahn 
der Eroberungen geworfen, Eftiand warb zur ſchwediſchen Provinz 1595, Inger— 
mannland 1617, Livland 1629; durch den weftphälifchen Frieden wurden Bor- 
Pommern, Wismar, Bremen und Verden erworben. Bon Deutfhland aus erober- 
ten die Schweden den eigenen Kontinent. Durch Einfälle in Jütland wurden bie 
Dänen genöthigt, Jämtland und das Herjebal nebft Gotland und Halland 1645, 
Schonen, Blefing und Bohuslän 1658 abzutreten. 

Allein die unaufhörlihen Kriege machten das Yand arm; vie glänzenden Er— 
folge wedten bei denen, vie die Regierung und die Kriegsheere leiteten, Anſprüche 
auf Vorrechte und Belohnungen, die nicht zurüdgewiefen werden durften. Der 
Adel, in deffen Schooß jedes ausgezeichnete Berbienft aufgenommen warb, wurde 
mit Gaben und Belehnungen von den Gütern und Einkünften des Staats am 
öfteften mit erblihem Rechte überhäuft. Die Tochter Guſtav Adolph's, Chri— 
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ftina (1644—54) zeigte vor Allen eine verſchwenderiſche Freigebigkeit, welde bie 
Finanzen ruinirte und die Volksfreiheit bevrohte, Auch wurde unter ihrer Regierung 
von den unadeligen Ständen ein nahbrüdlicher Proteft und die Forderung einer 
Reduktion oder Zurüdnahme des dem Staate entfrembeten Eigenthumes ausge: 
ſprochen. Sie entging durch freiwillige Thronentfagung den Schwierigkeiten, bie fie 
zum großen Theil felbft hervorgerufen hatte, Ihr Nachfolger, Karls IX, Zodter- 
john, Kari X., Öuftav von Pfalz-Zweibrüden (1654 —60), vermochte den Abel, 
auf eine partielle Reduktion einzugehen, deren Ausführung jedoch durch bie von 
neuem ausbrechenden Kriege gehemmt wurde. Nach feinem Tode folgte (1660 — 72) 
eine neue Vormünderregierung, unter welder bie Konflifte ihren Höhepunkt er- 
reichten. Die Stände, die nad der Neihstagsorbnung Guſtav Adolph's, nur eine 
vathgebende Stimme über die VBorfhläge des Königs haben follten, fingen bald an 
fih der Initiative felbft zu bemächtigen. Sie beſchränkten jest in vielen Be— 
jiehungen die Macht der Bormünderregierung und fuchten über viefelbe eine Kon- 
trole auszuüben. Der Adel ging hierin an der Spige der Stände. Dadurch wurde 
die Widerſtandskraft des hohen Adels geſchwächt und als der junge König Karl XL, 
der 1672 die Regierung felbft antrat, während eines 4jährigen Krieges feine er- 
jten Proben in ver Regierungstunft abgelegt hatte durch einen beharrlichen Kampf 
wider alle die Schwierigkeiten, die aus einer zerftörten Staatshaushaltung ent- 
fpringen, jo trafen feine Wünſche und die der unadeligen Stände in einem Ziel 
zuſammen: Demüthigung des hohen Adels, Ordnung des Stantshaushaltes, Sturz 
des Reichsrathes und Beſchränkung der oben erwähnten Dotationen. Auf den Reichs— 
tagen von 1680 und 1682 wurben bie wichtigen Beihlüffe durch bie unadeligen 
Stände im Berein mit einem Theil des Adels, beſonders des niedrigeren, durchgeſetzt. 
Die Rechte und die Macht des Nathes wurden als auf dem Gutdünken des Königs 
beruhend erklärt und die Reduktion ward ihm in die Hände gelegt. 

Der Reichsrath aber war in die ſchwediſche Staatäverfaffung fo tief einge- 
wurzelt, daß er fie in feinen Sturz mit hineinzog; die unadelige Partei Hatte, um 
des Sieges gewiß zu fein, das Recht des Königs zum Lofungswort genommen; 
ald der Sieg gewonnen worden, war ber König unumſchränkter Souverän; die 
Macht des Nathes war vernichtet, aber die der Neihstage ebenfalls. Zwar wurden 
während der Regierung Karla XI, die Stände nod mehrmals berufen, aber vie 
Vreiheit der Berathungen war dahin und die Reichstage dienten nur dazu, ben 
Wünfhen des Königs Sanktion zu geben. Die Nebuftion wurde mit unerbitt- 
licher Strenge ausgeführt; fie machte den Adel arm, und ber Werth des Adels 
wurde zugleih durch eine unmäßige Erfhaffung von neuen Grafen, Frei— 
herren und Evelleuten vermindert. Der Staat aber ward rei, die Finanzen wur— 
den georbnet und eine ftarfe Kriegsmacht organifirt. Karl XI. hinterließ bei fei- 
nem Tode (1697) feinem Sohne Karl XII, ein mächtiges Reid und eine unbe- 
Ihränkte Alleingewalt, 

Karl XII. (1697—1718), von einem unerfättlihen Ehrgeiz angejpornt, 
von feinem Gegengewicht des Raths oder der Stände gehemmt, Fonnte, als ihn 
feine Nachbarn hinterliftig mit Krieg überzogen, durch die fchwerften Unfälle nicht 
vermocht werben, fi) mit einer ©ebietsabtretung den Frieden zu kaufen, Er fand 
ſelbſt zulegt den Tod eines Ariegers, aber nicht eher, ald nachdem bie äußere Größe 
Schwedens zufammengeftürzt war. Sein Nachfolger mußte an Rußland Livland, 
Eitland, Ingermannland und einen Theil von Finnland, an Preußen einen Theil 
von Pommern, an Hannover Bremen und Verben abtreten, Daneben hatte aber 
die hartnädige Eigenmächtigkeit Karls XII. einen ſolchen Abſcheu vor der fünig- 
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lihen Alleingewalt erwedt, daß feine Schwefter Ulrifa Eleonora (1719—20) 
durch Aufopferung der wichtigften Prärogative der Krone ihre Anerkennung als 
Königin erfaufen mußte. 

Wie Schwerens Arrondirung auf feiner eigenen Halbinfel unter Karl X., und 
das Bordringen der Nuffen an die Oftfee unter Karl XII., in der äuferen Ge— 
Ihihte Schwedens Epoche machen, fo verhält es ſich mit dem Sturz des hohen 
Adels unter Karl XI. in der inneren Staatsentwidelung. Es war beim Tode 
Karld XII. nit der Reichsrath, der die finfende Königsmacht an fih nahm: 
es waren bie Stände. Unter ihnen war ber Abel immer nod der mächtigfte, wenn 
er aud zugeben mußte, was er vorher beftritten hatte, daß bie übrigen Stände 
gefeglich gleichberechtigt feien. Der Adel felbft aber war nicht derſelbe wie vor 
Kar XI. Statt eines verhältnißmäßig wenig zahlreichen, alten und hochbegüterten 
Adels herrfhte nun auf dem Nitterhaufe ein zahlreiher zum großen Theil armer 
Beamtenatel, von dem tie Hälfte keine fünfzigjührigen Ahnen hatten. Ein folder 
Übel war feine Korporation, aus der ein Rath des Reichs mit der Bedeutung und 
Selbftändigfeit voriger Zeiten gebildet werden fonnte. Aber faft ausſchließlich im 
Beſitz aller höheren bürgerlihen und militärifchen Aemter, hatte er hinreichenden 
Einfluß, um in den meiften Fällen an der Spite der übrigen Stände zu gehen. 

War die Königsmaht 1680— 1718 unbefhränft gewefen, fo wurbe es 
während ber f. g. Freiheitszeit (1719— 72) die Macht der Stände nicht weniger. 
Eine neue 1719 angenommene und 1720 weiter ausgebildete Regierungsform, gab 
die gejeggebende Macht ganz und gar den Ständen; die herrfchende und erefutive 
Gewalf follte zwar dem König gehören; diefer aber war in faft allen Beſchlüſſen 
an die Stimmenmehrheit des NReichsrathes gebunden, und die Reichsräthe wur— 
den von den Ständen ernannt und waren ihnen verantwortlid. Nicht zufrieden, 
auf diefe Art die Politif der Regierung mittelbar durch den Rath zu beftinmen, 
griffen die Stände bei den Reichstagen unaufhörlid in die Regierung, ja fogar in 
die Rechtspflege unmittelbar ein. Die beiden Könige Friedrich I von Helfen 
(1720—51) und Adolph Friedrich von Holftein-Öottorp (1751—71) 
trugen ihre königliche Würde fo ſchlecht, daß fie die Stände zu neuen Eingriffen 
“mehr anfpornten als davon abhielten. Inzwiſchen entftanden unter den machthaben— 
ven Ständen Parteien, weldhe in ihrem haßerfüllten Wettringen um die Macht 
bei auswärtigen Regierungen Unterftügung fuchten und fo eine abſcheuliche Kor- 
ruption bei den Reihstagen veranlafßten. 

As der geniale Sohn des ſchwachen Adolph Friedrich, Guftav IT. 
(1771— 92) den Thron beftiegen hatte, gelang es ihm durch eine fee und unblutige 
Revolution (1772) die königliche Macht wieder herzuftellen, wobei er jedoch ven 
Ständen ihren Antheil an dem Gefepgebungsreht und ein beſchränktes Beihagungs- 
recht ließ; der Reichsrath blieb, aber nur als ein rathgebender, und das Recht ver 
Stände bei feiner Bildung hörte auf. Bald aber fand der König auch dieſe Ein- 
ſchränkungen beſchwerlich, insbefondere feitvem er fi) dur einen Krieg mit Ruß— 
fand geftärkt hatte, während deſſen die Oppofition gegen ihn unter ven abeligen 
Kriegsbefehlyabern eine aufrüherifche Wendung nahm. Durch einen neuen Staatö- 
ftreih beim Reichstage von 1789 fette der König eine |. g. Vereinigungs- und 
Sicherheits-⸗Akte durch, die ihm faft unbefchränfte Gewalt gab. Jetzt wurde ber 
alte Reichsrath aufgelöst, ver, obwohl er weder, wie vor 1680, ven Kern einer 
mächtigen Ariftofratie ausmachte, noch, wie während der Freiheitszeit, machtbefigenve 
Stände vertrat, doch feinem hohen Range und feinem auf Gefeg und Tradition 
gegründeten Anſehen zufolge, ein Zügel ver Königsmacht gewejen war; ftatt 
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veffen zog der König nur ein Gonfeil, zu welchem er nad Belieben Mitglieder be- 
rief, zu Rath, Die Stände, denen das Recht ausdrücklich aberfannt wurde, über 
andere Gegenftände, als die vom König vorgefchlagenen, zu berathſchlagen, behiel- 
ten doch, durch die Berwaltung der Reichsbank und der Staatsfhuld, wie durch ein 
zweideutiges Beſteuerungsrecht, einen gewiffen Einfluß. 

Nachdem Guſtav III. ald Opfer eines Meuchelmordes gefallen war, wurbe 
durch feines Sohnes, Guſtav IV. Adolph (1792—1809) verkehrte Aus- 
übung der Alleingewalt und blinden Haß gegen Napoleon, das Reich feinem Unter- 
gange nahe gebracht, von allen Eeiten von Ruſſen, Dänen, Franzofen angegriffen. 
Der König, unfähig die Vertheidigung zu ordnen und gegen alle Borftellungen und 
Warnungen taub, wurbe endlich (13. März; 1809) durch eine Revolution be— 
zwungen und die Stände traten zufammen. Diefe wählten zum König ven Bruder 
Guftavs II. Karl XII. (1809—1818), nachdem fie durch eine neue noch gel« 
tende Regierungsform (vom 6. Juni 1809) die gegenfeitigen Rechte des Königs 
und des. Volkes mit einer Weisheit und Mäßigung feftgefegt hatten, bie viefe 
Staatsummälzung vor den vorhergehenden auszeihnet und auf den Fortbeftand 
der dadurch begründeten Orbnung hoffen läßt. 

Der Friede mußte mit Abtretung von ganz Yinnland und Aland erfauft 
werben; obgleih aber das Reid durch diefe unerhörte Verſtümmelung unrettbar ges 
lähmt ſchien, wurde e8 do, durch das wiederhergeftellte Vertrauen zwijchen Regie- 
rung und Volk und durd den militärifchen Ruf und die politifhe Klugheit des zum 
Nachfolger erwählten franzöſiſchen Marſchalls Bernatotte (Karl Johann), in den 
Stand gefegt, an den Weltbegebenheiten, die Napoleon ftürzten, einen ausgezeichner 
ten Untheil zu nehmen. Die Yolge davon war die Vereinigung mit Norwegen, 
die 1814 auf Orundlage der Gleichheit und Selbſtändigkeit beider Völker durch— 
geführt wurde. Und da zu derſelben Zeit der rüdftändige Theil von Pommern an 
Preußen überlaffen wurde, fo hat Schweren feitdem mehr als irgend ein anderer 
Staat Europa’s eine Infelpolitif führen können, faft anzugänglid für einen Feind 
- zu Land und durd feine überfeeijhen Befigungen verwundbar. 1) 

Unter den Regierungen Karl XIV. Johanns (1818 —44), feines Sohnes Os- 
far I. (1844—59) und des Sohns des legteren Kari XV, (feit 1859) haben 
die Schweden in ungeftörter Friedensruhe ſich der Ausbildung ihrer freien In- 
ftitutionen und der Entwidelung der Reichthümer ihres Yandes widmen dürfen. 

NM. Das geltende Staatörecht 
wird in ben vier Örundgefegen, ber Negierungsform vom 6. Juni 1809, ver 
Reichstags-Ordnung vom 10, Februar 1810, der Succeffions-Dronung vom 26. 
September 1810 und der Preffreiheits - Verordnung vom 16. Juli 1812 zuſam— 
mengefaßt. In dieſen Orundgefegen find gewifle Veränderungen geſchehen durch 
ben jogenannten Reichs-Aft vom 6. Auguft 1815, welcher die Bedingungen ber zwi— 
jchen Schweden und Norwegen getroffenen Bereinigung unter einem König enthält; 
welcher Akt aber in Schweven kein Orundgefeg ift. Die Grundgefege fünnen nur 
durh den zufammenftimmenden Beſchluß des Königs und aller vier Stände, auf 
die Weife, die unten befchrieben wird, geändert werben. | 

Die Staats-Berfaffung ift befhränft monarchiſch, der Thron erblid, 
die Thronfolge agnatifh. Dem Könige allein kommt es zu, das Reich zu regieren; 
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er muß aber in allen Angelegenheiten, bevor er etwas entfcheiven ann, verant- 
wortlihe Rathgeber, Mitglieder eines Staatsrathes, hören, die er unter ein- 
geborenen ſchwediſchen Männern von evangelifhem Belenntniffe nad freiem Er- 
mefjen erwählt und verabſchiedet. Die Mitglieder des Staatsraths, von denen zwei 
Staatsminifter genannt werben, find 10. Bon diefen find 7 Departements-Chefs 
(gl. den Abſchnitt Verwaltung). Sie follen alle zugegen fein, wenn der König in 
Sachen von fonderliher Wichtigfeit Beſchluß faßt; in andern Sachen follen außer 
dem Bortragenden felbft noch mindeftens drei Staatsräthe zugegen fein. In Mi- 
nifterial-Angelegenheiten, welde das Verhältniß des Reichs zu fremden Mächten 
betreffen, faßt der König auf den Bortrag des Staatsminifters des Auswärtigen, 
in Gegenwart nod eines fhwebifhen und, wenn die Sache aud Norwegen be- 
trifft, eines norwegifchen Mitgliedes des Staatsrathes, feinen Entfchluß. Komman- 
doſachen (foldhe, die der König als höchſter Befehlshaber über die Kriegsmacht zu 
Lande und zu Wafler unmittelbar beforgt) entſcheidet der König in Gegenwart 
nur des zuftändigen Departementähefs. Bei der Entſcheidung der Juftiz-Angele- 
genheiten follen zwei Mitgliever des höchſten Tribunals im Staatsrathe Platz 
nehmen, Jeder Departementschef fol nah Einholung von Erklärungen und gut- 
achtlihen Berichten der zuftändigen Behörden die Angelegenheiten, vie feinem De- 
partement angehören, vorbereiten und dem Könige vortragen; aber alle anweſende 
Mitglieder des Staatsraths follen ihre Meinung von jeder Sache zu Protofoll 
erflären; dem Könige allein fteht indeß die Beichlußnahme zu. Wiverftreitet des 
Königs Entſchließung offenbar den Örundgefegen oder allgemeinen Gefegen des 
Reihe, fo follen die Staatsraths-Mitgliever dagegen kräftige Vorftellungen zu 
Protokoll erbeben. Wenn der Beſchluß der Regierungsform wiberftreitet und bie 
Borftellungen nicht geachtet werben, fo liegt e8 dem Vortragenden ob, feine Kon- 
trafignatur zu dem königlichen Beihluffe zu verweigern und feinem föniglichen 
Schreiben darf man Gehorfam leiften, wenn es nicht gehörig Tontrafignirt ift. 
Wer fo die Kontrafignatur verweigert bat, legt in Folge deffen fein Amt niever, 
welches er nicht eher wieder antreten darf, als bis die Reichsftände fein Berfah- 
ren geprüft und gebilligt haben; inzwiſchen behält verfelbe feinen Gehalt. Die 
Mitglieder des Staatsraths find für ihre gegebenen ober verfäumten Rathſchläge 
und wenn fie durch Kontrafignatur irgend einen gegen die Regierungsform ver- 
ftoßenden Beſchluß zur Ausführung gebracht haben, verantwortlid. Die Mitglieder 
des Staatöraths fünnen für fi allein nichts befchließen, alles muß dem Könige 
vorgetragen werden. Minifterial-Regierung in dem moternen Sinn ift alfo in Schwe- 
den den Orundgefegen nicht gemäß. Die Mitglieder des Staatsraths find durch 
ihr Amt weder berechtigt am Reichstage Theil zu nehmen (die gemeinfhaftlichen 
Zufammenkfünfte der Stände ausgenommen), noch davon ausgeſchloſſen. Sie fünnen 
Mitgliever des Reichstags fein, doch dürfen fie weder in vie Ausfhüffe gelangen, 
nod an der Wahl der Ausfhuß-Mitgliever ſich betheiligen. 

I. Königliche Regierung. Die Regierungsmadt des Königs im Verhältniß 
zu auswärtigen Ländern befteht nicht nur darin, daß er die Weife beftimmt, wie 
die diplomatifchen Gefhäfte follen vorbereitet und gehanphabt werben, fondern auch 
darin, daß er Verträge und Bünpniffe eingehen, Krieg erklären oder Frieden ſchließen 
fann. Will aber ver König Krieg führen, fo fol er vollftändige Berichte von ver 
Stellung Schwedens und Norwegens in Bezug auf Finanzen, BVertheidigungsan- 
ftalten u. f. w. nebft dem über ven Krieg abgegebenen Gutachten der zu Ehriftiania 
refinirenden norwegifchen Regierung einem außerorbentlihen, aus allen ſchwediſchen 
und norwegifchen zu Stodholm befindlichen Staatsraths-Mitglievern zufammenge- 
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festen Staatsrathe vorlegen. Darauf follen die Mitglieder des Staatsraths, jeder 
für fi, ihre Meinung zu Protofoll erklären; die Beihlußnahme kommt dem Kö— 
nige zu. Dabei ift aber zu bemerken, daß ohne die Zuſtimmung der Reiheftände 
feine Steuern aufgelegt und feine Anleihen gemacht werden Tünnen. Es findet fi 
freilich ein von den Reichsſtänden dem Könige gegebenes Krevitiv auf das Neiche- 
ſchulden⸗Comtoir, das für Kriegsbedürfniſſe berechnet ift, aber diefes darf nicht gebraucht 
werben, bevor die Berufung des Reichstages ftattgefunden hat. Dazu fommt, daß 
fraft des Grundgefeges die norwegifhen Truppen und Ruber-Flotte nicht ohne bie 
Zuftimmung der Stänveverfanmlung in Norwegen (Storthing) zum Angriffsfriege 
gebraudt werten fünnen, 

Die Regierungsmadt des Königs in Bezug auf die inländifchen Angelegen- 
heiten. Der König regiert durch Beamte, deren Autorität von ihm ausgeht; ihm 
kommt es zu, Behörten zu bilden und umzubilden (wenn aber Geldverwendung 
dazu nöthig iſt, fo bebarf fie der Zuftimmung der Reichsftände), Inftruftionen zu 
geben, vie Amteverwaltung zu fontroliren u. |. f., Beamte einzufegen und in den 
höchften Graben abzufegen (vgl. ven Abſchnitt Verwaltung), 

Die geſetzgebende Macht des Königs. Die allgemeine Regel ift, daß ber König 
und die Stände gemeinfchaftlih Gefege geben in ten Formen, bie unten näher 
befchrieben werben. Aber dem Könige allein kommt es zu, die fogenannten öko— 
nomifchen Gefege zu geben; dieſer ziemlich unbeftimmte Austrud begreift in fid 
die Gefeggebung der Polizei und Verwaltung, wofern fie nicht auf das Gebiet des 
allgemeinen (?) Geſetzes oder der Befteuerung übergeht. J 

Die richterliche Gewalt des Königs. Von Alters her iſt der König der höchſte 
Richter. Seine Gerichtsbarkeit iſt jetzt an 12—18 von ihm ernannte Juſtizräthe 
aufgetragen, die das höchſte Tribunal des Königs bilden und in ſeinem Namen 
Urtheil ſprechen. In dieſem Tribunal kommen dem König zwei Stimmen zu, aber 
nur in folhen Sachen, deren Vortrag und Entfcheivung er felbft beimohnt. Der 
König hat das Recht, in Kriminalfadhen Gnade zu ertheilen, nachdem das Gutad- 
ten des höchften Tribunals über das Gnadengeſuch eingeholt worden ift, Der Bes 
fhluß darüber wird im Staatsrathe gefaßt. Vom allgemeinen Gelege kann der 
König nur in den Fällen, bie das Gefeg jelbft beftimmt, Dispens geben. Das 
Reftitutionsredht wird vom höchſten Tribunal ausgeübt. 

Die Ausübung der königlichen Gewalt durch Andere, Nüdt der König ins 
Feld oder reißt er im abgelegenere Theile des Reichs oder nad; Norwegen, fo er- 
nennt er cine verordnete Megierung von brei Mitgliedern des Stantsraths unter 
einem Borfigenden, welcher entweder ein Prinz des königlichen Haufes oder ein 
Mitglien des Staatsraths fein kann, um die Gefchäfte, die ver König ihnen über- 
trägt, zu handhaben, Gewiffe Angelegenheiten pflegt der König fich vorzubes 
halten, weßhalb einige Mitglieder des Staatsrathe ihn begleiten, Neift ver König 
außer feinen Neichen, fo darf er nit die Füniglihe Gewalt ausüben, In dieſem 
Valle, wie audy in den Fällen der Krankheit, Unmündigkeit oder Thronerleoigung 
wird die Regierung von dem nächſten erbberechtigten Prinzen geführt, wenn ein 
jolcher da ift und ein Alter von 18 Jahren erreiht hat; fonft aber von einer 
aus allen 10 ſchwediſchen und 10 norwegifchen Staatsraths-Mitglievern beftehen- 
ten Interims-Regierung. Wenn der König nicht binnen 12 Monaten nady feinen 
Neihen zurückkommt, oder feine Geſundheit wieder erlangt, fo werden die Reichs— 
ftände zufammenberufen, welche hinfichtlid) der Negierung „die Anorbnung treffen, 
bie fie für die nüglichfte halten“ (alfo können fie auch zur Abfekung fehreiten; vie 
Erinnerung an den fünfjährigen Aufenthalt Karls XII, in der Türkei und bie 
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anderthalbjährigen Reifen Guſtav's IV. Adolph in Deutfchland hat offenbar biefe 
Beftimmung hervorgerufen). 

11. Die Reihsftände. „Die Reihsftänve find die Repräfentanten ves ſchwe— 
diſchen Volkes“, heißt es in der Reichstagsorbnung; aber viefe National + Reprä- 
fentation ift in vier Stände vertheilt, die unter ſich gleich berechtigt find: Adel, 
Geiftlichkeit, Bürger und Bauern. 

Bei dem Adel hat jedes geadelte und gehörig introducirte Geſchlecht eine 
Stimme; diefe auszuüben fommt demjenigen zu, welder nad ver Primogenitur- 
Ordnung das Haupt des Gefchlechts (Caput Familie) ift. Wenn das Gefhlehts- 
haupt verhindert ift, fo kann das Geſchlecht entweder dur ein anveres Mitglied 
oder einen anderen Edelmann, der vom Gefchlehtshaupt dazu bevollmädtigt ift, 
repräfentirt werben. Das Recht des Adels an ven Gefchäften des Reichstags Theil 
zu nehmen, ift nicht wie in den anderen Ständen mit der Pflicht ver Ausübung 
verbunden, daher ift die Vertretung des Adelsſtandes fogar während einem 
Reihstag den größten Veränderungen unterworfen. Es gibt ungefähr 900 Adels— 
geihlechter. Zu Anfang einer Seffion erfcheinen zuweilen 400, die fih dann 
im Laufe der Seffion zuweilen bis auf einige Zehn vermindern. 

Der Priefterftand wird theild aus von Amtes wegen beredhtigten Mit: 
gliedern, dem Erzbifchofe, ven Biſchöfen und dem Paftor an der St. Nikolaikirche 
von Stodholm, theils aus Gewählten gebildet. Diefe find folgende: a) eine ge- 
wife Anzahl von Pfarrern aus jedem Stifte; b) ein over zwei Profefjoren von 
jeder Univerfität, c) zwei umabelige, civile Mitglieder der Akademie der Wiffen- 
ſchaften. Außerdem können vie Komminifter (Hülfs- oder Nebengeiftliche) für jebes 
Stift, wenn fie e8 wollen, einen Reihstagsabgeorbneten wählen. Die Reidhstags- 
abgeorbneten des Priefterftandes find höchſtens 76, minbejtens 61. 

Im Bürgerftande haben nunmehr alle in einer Stabt domicilirten Gewerbs— 
leute, fie mögen Bürger fein oder nicht, ferner die Magiftrats-Perfonen und alle 
Befiger eines Haufes oder von Grund und Boden in der Stabt (die legterwähn- 
ten, wenn fie nicht Edelleute oder Geiftlihe find) Stimmreht und fünnen zum 
Reichsſtags-Abgeordneten erwählt werben. Stodholm fendet zum Neichstage zehn 
Abgeorbnete, Gothenburg drei u. f. w.; die geringften Stäbte können fich zu zwei 
oder drei zur Wahl eines gemeinfamen Abgeorbneten zufammenthun. Außerdem 
wählen die Theilhaber am Kupferbergwerf zu Fahlun einen und die übrigen Berg» 
werfsbefiger fünf Abgeorbnete zum Bürgerjtande, welde fein Staatsamt beffeiden 
und feinem anderen Stande zugehören dürfen. Der Vürgerftand zählt circa 65 
Reihstags-Abgeorbnete. 

Zum Bauernftande gehören die Gutseigenthümer und Hufen-Eigner auf 
den Lande und die Befiger von Kronhufen in erblichen Beſitzrecht, welche feinem 
anderen Stande zugehören und fein orbentlihes Staatsamt befleiden; dieſe wählen 
durch Elektoren einen Neihötags-Abgeorbneten für jedes Härad, tod können fich 
mehrere Härade, die demſelben Gerichtsfprengel angehören, zur Wahl eines ge— 
meinfamen Abgeoroneten verbinden. Der Bauernftand auf den Neihstagen pflegt 
aus etwa 102 Mitgliedern zu beftehen. 

Die Reichsſtände treten jedes dritte Jahr an dem Tage, welder von tem 
nächſt vorhergehenden Reichstage beftimmt worden ift, zu einem orbentlichen Reichs— 
tage zufammen und ven beftellten Wahlführern liegt e8 ob, ohne andere Borfchrift 
als den Beſchluß des legten Neichstages die Wahlen zu beforgen. Ueberdieß 
treten die Stände zu außerorbentlihem Reichstage zufammen, wenn der König fie 
dazu beruft. Der König ernennt im Anfange des Reichstages einen Sprecher für 
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den Adel (welcher Landmarſchall heißt), den Bürger- und Bauernftand; für den 
Priefterftand ift der Erzbifhof von Amtswegen Spreder, wenn er zugegen ift; 
fonft ernennt der König zum Sprecher irgend einen Bifhof. In der Gegenwart 
des Königs können die Stände feinen Beihluß fallen. Die Stände berathen, je- 
der für fi, in ihren Plenis, doch Fünnen, wenn zwei Stände e8 wünſchen, alle 
vier Stände zu gemeinfhaftlicher Ueberlegung eines beftimmten Gegenftands zu: 
fammentreten, in welhem Falle aud die Mitglieder des Staatsraths Sig und 
Stimme haben; aber e8 darf fein Beſchluß bei dieſen gemeinfhaftlihen Zuſam— 
menfünften gefaßt werben. Die Sprecher berufen, nach Berathichlagung unter fi, 
die Plena am liebften ‚gleichzeitig in allen Ständen zufammen. 

Die Initiative in NReichstags-Angelegenheiten gehört theils dem Könige durch 
Propofitionen, die an alle Stände abgegeben werben, theild jedem Reichetagsab- 
georpneten durch Motionen, die binnen eines Monats vom Anfange des Reichs: 
tages müffen geftellt werben. Petitionen von Perfonen außerhalb des Reichstages 
fünnen nicht angenommen werben. Jedes Mitglied eines Standes hat das Recht, 
in jever Sache einmal oder öfter, mündlich oder fhriftlich, doch auf feinem Plage 
ftehend und zu Protofol feine Meinung zu erklären. Alle Protofolle der Stände 
nebft den Propofitionen des Königs, den Gutachten ter Ausſchüſſe u. ſ. w. wer: 
den vollftändig gebrudt. Bom Zutritt der Zuhörer zu ven Berathungen der Stände 
ift in ven Orunogefegen nichts vorgefchrieben; er beruht alfo auf dem Gutdünken 
jeves Standes und ift von allen Ständen erlaubt worben. 

Dei jedem Reichstage werben gewiffe Ausfhüffe gewählt, welchen e8 obliegt, 
alle ihnen überwiefenen Angelegenheiten vorzubereiten und ihr Gutachten darüber 
abzugeben, nicht aber felbft eine Frage anzuregen oder einen Beſchluß zu faflen, 
gewiffe verorbnete Fälle ausgenommen. Zu den Ausfchüffen haben Zuhörer nicht 
Zutritt; ein Protokoll über die Diskuffionen wird da nicht geführt. Die Mitglie- 
der der Ausfchüffe, gleich viele aus jevem Stande, werben von den Ständen ge— 
wählt; in den Ausſchüſſen wird nach Köpfen abgeftimmt, Im Anfange jeves Reichs- 
tage werben gewählt a) ver Konftitutions-Ausshuß, welcher Anträge wegen Ab- 
änderung ber Grundgeſetze begutachtet, vie im Staatsrathe geführten Protokolle 
prüft und fein Gutachten darüber abgibt. b) Der Etats-Ausfhuß, welder ven 
Stantshaushalt unterfucht, die Stantsausgaben vorfhlägt unt die Staatseinfünfte 
berechnet. ce) Der Bemwilligungs-Ausfhuß, welcher die Beftimmung der Beiftenern 
vorfhlägt und ihren Betrag beredinet. d) Der Bank-Ausſchuß, welcher ven Zu— 
ftand der Reichsbank unterfuht und Vorfchriften für ihre Verwaltung gibt. e) Der 
Geſetzes-Ausſchuß, welher über Fragen der allgemeinen, bürgerlichen, ftrafrechtlichen 
und kirchlichen Gefetgebung fein Gutachten abgiebt. f) Der Beſchwerde⸗ und ökonomiſche 
Ausſchuß, welcher Motionen aufnimmt, die die ökonomiſche Geſetzgebung betreffen und 
feinem anderen Ausfchuffe angehören, im allgemeinen nad) der Praris ſolche Saden, 
in denen bie Neihsftände feinen Beſchluß faſſen, nur „unterthänige Wünfche‘ 
ausſprechen können, weßhalb die Wirkfamkeit dieſes Ausſchuſſes Gefchäfte vielfacher 
Art umfaßt. Zwei oder drei von dieſen Ausſchüſſen können für ſolche Fragen, die 
mehr als einem angehören, auch zuſammengeſetzte Ausſchüſſe bilden. g) Den Erpe- 
bitions-Ausfhuß, welcher vie gemeinfame Kanzlei der Neihsftände ift, und folde 
Schreiben, vie die Reihsftände ergehen lafjen, nebft dem Reichstagsſchluſſe (Rihs- 
dagsbeslut) formulirt. Außerdem fann der König, wenn er es für nöthig findet, 
bie Wahl eines geheimen Ausſchuſſes fordern, welder, durch Eid zur Verſchwie— 
genheit verpflichtet, mit ihm diejenigen Geſchäfte beräth, welde nad) feiner Mei- 
nung geheim gehalten werben müſſen und welche feinem anderen Ausſchuſſe zufom- 
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men. Die Orundgefege, die Finanzen, u. f. m. können daher niemals an biefen 
Ausſchuß gebracht werden. Derfelbe hat feine Befugniß, Beſchlüſſe zu faflen, fon- 
bern hat dem Könige nur Gutachten über die ihm zugelommenen Vorlagen abzu« 
geben. Wenn die Stände es für nöthig finden,. können fie befondere Ausfchüffe 
wählen für die Behandlung von gewiffen weitläufigen Fragen (3. B. 1817 und 
* für die Organiſation der Verwaltung, 1854 für die Branntwein-Gefep- 
gebung). 

Eine Reihstagsfrage, fie mag entweder durch die Propofition des Königs 
oder die Motion eines Reichstags-Abgeorbneten angezeigt fein, muß immer zum 
gehörigen Ausfhuß remittirt werden, bevor fie irgend einen Befchluß veranlaffen 
fann. Ein Gutachten des Ausſchuſſes wird zu derfelben Zeit an alle vier Stänve 
abgegeben, welche e8 mit oder ohne Aenderung annehmen, verwerfen ober wieder 
remittiren Fünnen. Im Allgemeinen und mit Ausnahme von gewiffen Fragen, auf 
vie wir unten zurüdfommen, werben die Neichögefchäfte durch den übereinftimmen- 
ven Beſchluß dreier Stände abgemadt. Faſſen die Stände verfchiedene Befchlüffe, 
fo daß die Stimmenmehrheit, welde für die Entſcheidung der Sache erforderlich 
ift, nicht zu Stande kommt und fchlagen die Verſuche des Ausfhuffes, die verfchie- 
tenen Meinungen zu vereinbaren, fehl, jo fällt die Frage, wenn fie fallen Tann; 
fonft geht fie zum verftärften Ausſchuſſe, d. h. der Ausſchuß, der die Sache vor» 
ber behandelt hat, wird zu einer Anzahl von dreißig (der Konftitutiong-Ausfhuß 
nur von zwanzig) Mitgliedern von jedem Stande verftärft, welche ohne Diskuf- 
fion durch Abftimmung nad Köpfen die Frage zur Erledigung bringen. Fragen, 
die nit fallen können, find diejenigen, welche Einfünfte, Ausgaben, Schulven, die 
Berwaltung der Reihsftände, ber Behörden, ver Bank und des Reihsfdhulvden- 
Eomtoirs betreffen, und diejenigen, die aus ſchon gefaßten Beſchlüſſen folgen, 
3. DB. die Redaktion der Schreiben des Expeditionsausfhuffes. 

Wenn der Reichstag vier Monate gedauert hat, kann ber König ihn auflöfen, 
Heut zu Tage ift diefe Zeit niemals hinreichend, um das Budget zu reguliren, 
weßhalb die Reichstage ein Jahr und darüber zu dauern pflegen; wenn aber ber 
König für nöthig findet, den Reichstag aufzuheben, bevor die Stände ein neues 
Budget bewilligt haben, fo hat er das Recht, die im vorigen feitgefögten Steuern 
zu erheben; denn jede übernommene Beifteuer fol bi8 zum Ende des Jahres, wo 
ein neues Budget von den Neichsftänden feftgeftellt wird, geleiftet werben, 

Den Reihsftänden kommt es zu a) wenn es nöthig ift, König, Thronfolger 
und VBormund ‚zu wählen, b) mit dem Könige Gefete zu geben. 

Die Art des Verfahrens hierbei, die verfchieben ift, je nachdem die Frage 
ein Orundgefeg oder ein allgemeines Geſetz betrifft, ift folgende: Will der König 
irgend eine Veränderung der Grundgefege vorſchlagen, fo wirb feine Propofition, 
bie immer vom Gutachten des Staatsraths begleitet fein foll, an den Konftitu= 
tions⸗Ausſchuß überwiefen; ſtimmt dieſer dem Vorſchlage bei, fo fol derſelbe bis 
zum nächſten Reichötage ruhen; erklärt fih der Konftitutions-Ausfhuß dagegen, 
fo kann doch duch Beſchluß von zwei Ständen biefelbe Wirkung herbeigeführt werben. 
Wenn auf dem nächſten Reichstage alle vier Stände den Borfchlag annehmen, foll 
er Gefeg fein; wenn aber irgend ein Stand ihn verwirft, fol er fallen. Ein 
Reichstags-Abgeorbneter Tann im Pleno feines Standes keinen Antrag auf Verän— 
derung der Grundgeſetze ftellen, hat aber das Recht, einen ſolchen dem Konftitu= 
tiond- Ausschuß zu übergeben, ohne deffen Genehmigung er von den Ständen nidt 
behantelt werben kann. Wenn ber Konftitutions-Ausfhuß entweder von felbft ober 
dem Antrage eines Reichstagsabgeorbneten zufolge irgend eine Veränderung ber 
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Grundgeſetze vorfchlägt, fo wird das Gutachten des Ausfhufles ven Ständen über- 
geben; ftimmen diefe dem Vorfehlage bei, fo ruht er bis zum nächſten Reichstage; 
verwerfen fie ihn, fo fällt er ſogleich; bleiben fie verſchiedener Meinung, und ge- 
lingt dem Konftitutions-Ausfhuffe feine Vereinbarung, fo geht die Sache zum 
verftärften Ausfchuffe und der von diefem angenommene Vorſchlag ruht. Auf dem 
nächſten Neichstage bedarf e8 der Einwilligung aller vier Stände, um den ruhen« 
den Borfhlag zur Annahme zu bringen, worauf viefer dem Könige übergeben wird, 
welcher, nachdem er das Gutachten des ganzen Staatsrathes eingeholt hat, ent= 
weder durch feine Genehmigung ven Vorſchlag zum Geſetze macht, oter den Stän- 
den bie Gründe feiner Ablehnung mittheilt. 

Aenverungen eines allgemeinen Gefetes Finnen entweder durch Propofition 
des Königs oder Antrag eines Neichstags-Abgeorbneten im Pleno angeregt werben, 
und gehen an ven Geſetzes-Ausſchuß. In dieſem Falle wird der Beſchluß der Reichs- 
ftände durch die übereinftimmende Meinung dreier Stände beftimmt; ftehen zwei 
gegen zwei, fo fällt ver Antrag. Bevor ber König in folden Angelegenheiten Propo- 
fitionen ergehen läßt, und bevor er hinfichtlich einer von ben Ständen angenommenen 
Veränderung der Gefege Beſchluß faßt, fol er nit nur den Staatsrath, ſondern 
aud) das höchſte Tribunal hören, deren Gutachten im erften Falle mit der Propofition 
des Königs an die Stände gehen. 

c) Die Neihsftände haben ferner den Staatshaushalt, das Münz- und 
Geldweſen zu reguliven. „Das uralte Recht des ſchwediſchen Bolfes ſich zu 
befteuern, wird von den Meichsftänden allein auf dem allgemeinen Reichstage 
ausgeübt," heißt e8 in der Regierungsform. Hieraus folgt das Recht, die 
Staatsausgaben zu beftimmen, und dies gefchieht nicht en bloc, fondern in allen 
Srecialitäten. Der König gibt feine „Propofition vom Zuſtande und Bebürfniffe 
des Staatswerkes“ im Anfange des Neichstages ab; diefe Propofition, die ven Bor: 
ſchlag des Königs zum Budget enthält, wird dem Etatsausfchuffe überwiefen, welcher 
darauf beim Entwerfen bes Vorichlages zum Ausgabe-Etat die Rüdficht nimmt, bie 
er für gut findet. Zur gültigen Beſchlußfaſſung ift die Uebereinftimmung breier 
Stände erforderlid); ftehen zwei gegen zwei, fo entfcheivet ver verftärfte Etatsausſchuß. 
Die Staatsausgaben werten nad neun Haupttiteln des Staatsbudgets georbnet. 
Mas die Staatseinfünfte betrifft, fo liegt e8 dem Etats-Ausſchuſſe ob, bie orbinären 
Staatseinnahmen zu berechnen und über die Aenderungsvorfchläge, die in dieſer Hin- 
fit etwa gemacht werben, fein Gutachten abzugeben; aber dieſe Einkünfte fünnen, 
nad) der angenommenen Praris und Erklärung der Gefege, nur mit Zuftimmung 
des Königs von den Ständen verändert werben. Die außerorventlihen Staatsein- 
fünfte, die Beiftenern oder die „Bewilligungen“, ihre Berechnung, die Weife, wie fie 
erhöht oder vermindert werben mögen u. f. w., gehört zur Behandlung bes Bewilli- 
gungs-Ausihufles. Wenn nicht alle vier Stände über eine Beiftener ober ihre 
Bertheilung einig find, geht die Sache an den verftärkten Bewilligungs-Ausfhuß. 
Keine allgemeinen Abgaben bürfen ohne Zuftimmung der Stände erhöht werben, ben 
Setreidezoll ausgenommen, welchen der Künig bei befürdhtetem Getreivemangel nad 
BDeihaffenheit der Umftände verändern kann. Alle Staatseinfünfte werben zu ben 
Berürfniffen, vie die Neihsftände für nöthig gehalten haben, und nach dem errichte- 
ten Etat verwendet. Die Erfparungen, die daraus entftehen, daß einige Ausgaben 
zum vorausgefegten Betrag nicht aufgehen, kann der König nah freiem Ermeſſen 
zu Zwecken verwenden, bie dem Hanptlitel des Budgets zugehören, in dem bie 
Griparungen entftanden find, wofern nicht die Stände bei der Bewilligung bes 
Anfchlages ausdrücklich vorgefchrieben haben, daß die Erfparungen refervirt werden 
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follen. Staatsanleihen können nur durch Beſchluß der Stände und von ihrer <= 
genen Behörde, dem Reichsfhulden-Comtoir, bewilligt, reſp. verwaltet werben. 
Die Domänen der Krone werben nad) den Grundſätzen, welde die Stände vor- 
fchreiben, verwaltet. Ohne ihre Zuftimmung darf Feine Veränderung vom Schrot 
und Korn der Münze geſchehen; die Bank fteht unter der Direftion ihrer eigenen 
Bevollmächtigten. 

d) Die Reihsftände haben unmittelbar oder durch Abgeorbnete die Regierung 
und tie Beamten zu Fontroliren. Auf jedem Reichstage wählen fie einen reichs— 
ftändifchen Juſtiz-Sachwalter (Justitie-Ombudsman), der die Aufficht über die Be— 
folgung der Gefege von Seite der Richter und Beamten übt und vor dem zu— 
ftänbigen Gerichte in ber gefeglihen Form Diejenigen zur Verantwortung zieht, 
bie in der Ausübung ihres Amtes die Geſetze übertreten oder ihre Amtspflicht 
nicht erfüllen. Er kann, wenn er es für nöthig findet, den Berathungen des 
höchſten Tribunal und anderer Gerichte und der Gentralbehörden beimohnen und 
hat Zutritt zu ven Protofollen und Akten aller Gerichte und Behörden, Er foll 
jährlih einen Bericht über feine Amtsverwaltung und den Zuftand der Redhts- 
pflege u. ſ. w. durch die Preffe bekannt machen und auf jevem Reichstage an die 
Stände abgeben. 

Auf jedem Reichstage fordert ber Konftitutions-Ausfhuß die Protofolle ein, 
die im Staatsrathe geführt worben find, diejenigen ausgenommen, bie Minifterial- 
Angelegenheiten und Kommandoſachen betreffen, welche nur in dem, was allgemein 
befannte und vom Ausfchuffe angegebene Fälle angeht, eingeforbert werben können. 
Auf Grund der Prüfung diefer PBrotofolle ift der Konſtitutions-Ausſchuß berech— 
tigt, im Betreff der Verantwortung der Nathgeber des Königs die Initiative zu 
ergreifen; in den Plenis der Stände kann ein Reichstagsabgeorbneter eine ſolche 
Frage nicht auf andere Weife anregen, als durch ein Begehren, daß die Bemer— 
fungen, zu denen er glaubt Anlaß gefunden zu haben, an ven Konftitutions-Aus- 
fhuß überwiefen werben follten. Auch andere Ausſchüſſe (eigentlich ber Staats— 
Ausſchuß) können Bemerkungen über die Mitglieder det Staatsrathes maden, 

- aber aud in diefem Falle muß der Konſtitutions-Ausſchuß fein Gutachten abgeben, 
bevor die Stände irgend einen Beſchluß fallen. Findet der genannte Ausſchuß 
gegründeten Anlaß zur Nüge gegen Mitglieder des Staatsrathes, fo kann er auf 
doppelte Weile verfahren. Ift er der Meinung, daß ver ganze Staatsrath oder 
irgend eines feiner Mitglieder bei feinen Rathſchlägen das wahre Beſte des Reiche 
nicht ins Auge gefaßt, oder daß irgend ein Vortragenter fein Amt nicht mit Une 
parteilichkeit, Eifer und Gefhid ausgeübt bat, fo gibt er dies den Reichsſtänden 
zu erfennen und diefe fönnen dann, wenn fie es fiir nöthig finden, beim Könige 
ven Wunſch ausfprehen, daß er denjenigen oder biejenigen, gegen welde eine Rüge 
ausgeſprochen ift, aus bem Staatsrathe entferne. Auf dieſen Wunfd nimmt ver 
König die Rüdficht, die er fir gut findet. Wenn aber der Konſtitutions-Ausſchuß 
bemerkt, daß irgend ein Mitglied des Staatsraths gegen vie Regierungsform of- 
fenbar verftoßen, oder zur Uebertretung dieſes oder anderer geltenden Geſetze ge- 
rathen, over gegen eine ſolche Uebertretung Vorſtellungen zu erheben unterlaffen, 
oder durch abfichtliche Berheimlihung einer Erklärung fie veranlaft bat, fo fol 
der Ausschuß dem reichsftändifchen Juſtiz-Sachwalter befehlen, ein ſolches Mitglied 
des Staatsraths beim Reichsgericht (Riksrätt) zur Verantwortung zu ziehen. Dies 
fes Reichsgericht ift ein Gerichtshof, welcher in ſolchen Fällen zufammentritt und 
beffen Mitglieder, unter dem Vorſitz des Präfidenten des Svea-Hofgerihts als 
Wortführer, aus vier Juftiz-Näthen, den Präftdenten aller Reichskollegien u. a. 
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zum Voraus gewählt find. Diefer Gerichtshof urtheilt nad vem allgemeinen und 
dem befonderen vom Könige und den Ständen feftgeftellten Verantwortlichkeitäge: 
fee für die Mitglieder des Staatsraths; dem Könige fteht das Begnabigungsredht 
zu, welches ſich jebod nicht fo weit erftredt, daß ber Berurtheilte wieder in ben 
Staatsdienft aufgenommen werben fann. Der Zwed, daß nur offenbare Lebertre- 
tungen bes Geſetzes, nicht politifche Anfichten den Mitgliedern des Staatsraths 
Strafe zuziehen follen, fcheint durch die Zufammenfegung des Gerichtshofes, auf 
welche die Stände feinen Einfluß haben, erreicht worben zu fein. 

Auch das höchſte Tribunal des Königs fteht unter der reichsſtändiſchen Kon- 
trole, Wenn eines feiner Mitgliever wider deutliches Gefeg Jemandem Leben, Frei: 
beit, Ehre oder Bermögen abfprechen gewollt hat, jo ift der reichsſtändiſche Iuftiz- 
Sachwalter verpflichtet und der Juſtizkanzler (ver höchſte Ankläger des Königs) 
berechtigt, einen folden Richter vor dem Reichsgericht (Riksrätt), in dem dann 
vier Staatsräthe anftatt vier Iuftizräthen Sit nehmen, zu Belangen. Außerbem 
wählen die Stände auf jedem Neichstage eine Jury, dem fogenannten Opinions: 
nämnd, der mit zwei Drittel der Stimmen erflären kann, daß höchſtens drei von 
den Mitgliedern bes höchſten Tribunals das Vertrauen der Stände verloren haben; 
diefe fol dann der König vom Amte entlaffen, doch fünnen fie ben halben Gehalt 
als Penfion behalten. Indeß ift noch niemals ein Mitglied des höchſten Tribunals 
vor dem Reichögericht angeklagt, oder durch den Opinionsnämnd verabfchiebet 
worben. 

Der Staatshaushalt wirt von den Ständen durch Repifionen Tontrolitt. 
Alle öffentlichen Rechnungen follen zuerft im föniglichen Kammergeriht geprüft 
werben, find aber, unabhängig von biefer Prüfung, einer neuen Unterfuhung durch 
die von den Ständen gewählten Reviforen unterworfen, die jährlich, ſechs aus je- 
dem Stande, zufammentreten, Die Rechnungen über alle Mittel, die aus allge- 
meinen Beiträgen ober durch Traftate mit fremden Mächten eingefommen find, 
die an den König abgegebenen Berichte des Staatdcomtoird und anderer geldver— 
waltenden Organe, alle königlihen Briefe, Protokolle und Akten, worauf dieſe 
Rechnungen und Berichte fi gründen, werben ven Neviforen vorgelegt, und ihnen 
liegt e8 ob, Erflärungen von Beamten und Behörden burd den Juſtiz-Staats- 
minifter einzufordern. Die Neviforen follen nicht nur die formelle Richtigkeit der 
Nehnungen prüfen (was ſchon im Kammergericht gefchehen ift), fondern vor allem 
unterfuchen, ob die Ausgaben mit dem Etat und den Verfaffungen übereinftimmen, 
ob die Beihlüffe des Königs, worauf die Auszahlungen ſich gründen, gehörig kon— 
trafignirt, ob die Einkünfte zu vechter Zeit und im richtigen Betrage eingelommen 
find u. ſ. w. Finden fie, daß ein von den Neihsftänden feftgeftellter Anfchlag 
überjchritten, oder daß Staatögelder zu einem anderen Zwecke verwendet worben 
find, oder haben fie etwas Anderes bei der Verwaltung zu erinnern, fo follen fie 
dies in ihrem Nevifionsberichte, der durch die Prefie bekannt gemacht wird, bemer=' 
fen, Auf den Reichstagen hat der Etatsausſchuß Zutritt zu allen Rechnungen des 
Staats; findet er irgend einen Anſchlag überfchritten u. f. w., fo erhebt er gegen 
das Staatsrathsmitglied, das den Beſchluß des Königs kontraftanirt hat, eine Rüge, 
worauf die Sache nad den obigen Borfchriften über die Verantwortlichleit des 
Stantsraths behandelt wird. 

e) Außer dieſen Gefhäften, in weldhen die Stände allein oder mit dem Könige 
das Net zu befhließen haben, können fie in jeder Sahe dem Könige ihre 
Wünſche mittheilen, auf welde ver König, nahdem er den Staatsrath gehört hat, 
die Nüdfiht nimmt, die er dem Reiche nüglicd findet. In diefer Form haben aljo 
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bie Stände Gelegenheit, ihre Wünfche und Beſchwerden an den Thron zu bringen; 
dagegen ift es in Schweben nicht gebräudlid, die Thronrede des Königs mit 
Aorefien zu beantworten. 

Die Reichsſtände, ihre Ausſchüſſe und die einzelnen Reichstagsabgeorpneten find 
unverleglich ; verfucht jemand, ein Individuum ober Korps, auf eigenen Antrieb oder 
auf Befehl, fie zu verlegen oder ihre Freiheit zu ftören, fo fol dies als Berrath 
behandelt werben. Kein Reihstagsmitglied kann für das, was es als ſolches ge= 
than ober gefagt hat, zur DBerantwortung gezogen, ober feiner Treiheit beraubt 
werben, wofern nicht fein eigener Stand mit fünf Sechstel der Stimmen einge: 
willigt bat. 

III, Die durch die Orundgefege verficherten Rechte der einzelnen 
Bürger find folgenbe: 

1) Sicherheit an Perfon und Vermögen. Der König fol Niemanden verber- 
ben oder verderben lafjen an Leib, Ehre, perfünlicher Freiheit und Wohlfahrt ohne 
gefetlihe Ueberführung und Urtheil, und Niemandem fein Gut, bewegliches oder 
unbewegliches, nehmen oder nehmen laffen ohne Unterfuhung und Erfenntniß in 
tem durch das Gefeg und bie gefeslihen Statuten Schwedens georbneten Berfah- 
fahren, Niemandes Hausfrieven flören oder ftören laffen, Niemanden von einem 
Drt nad) einem andern vermweifen. 

2) Rechtsſicherheit: der König foll Jedermann vor feinem yefeglichen zuftän- 
bigen Gerichte Recht gewähren Laffen. 

3) Gewiffensfreiheit: der König fol Niemandes Gewiflen zwingen oder zwin⸗ 
gen laffen, fondern Jedermann in der freien Ausübung feiner Religion fhügen, 
foweit durch diefelbe nicht vie Ruhe des Staats geftört oder öffentliches Wergerniß 
gegeben wird. Die Anerkennung der Gewiffensfreiheit im Grundgeſetz ift ganz und 
gar unzweidentig, doch dauerte es lange, bis bie bürgerliche und Straf-Geſetzgebung 
in Uebereinftimmung damit verändert wurde; bies ift erſt geſchehen durch die Ge- 
fege vom 23. Dftober 1860, welde die im allgemeinen Geſetze beſtimmten Hin- 
derniffe des Ueberganges von ber Staatskirche zu einer anderen Religionsgefellidhaft 
befeitigt haben. Der König, die Staatsräthe, die bürgerlihen Beamten und Rich— 
ter follen der evangeliſchen Lehre zugehören; zu NReichstagsabgeorbneten können nur 
Putheraner und Reformirte gewählt werden, aber das Wahlrecht ift auch den Be- 
fennern einer anderen chriſtlichen Lehre nicht verfagt. *) 

4) Preßfreiheit: jeter ſchwediſche Mann hat das Recht, ohne irgend ein von 
der öffentlihen Macht im Voraus in ven Weg gelegtes Hinderniß Schriften her— 
auszugeben, nur vor gejeglihem Gerichte für ihren Inhalt zur DBerantwortung 
gezogen, und in feinem anberen falle, als wenn biefer Inhalt dem Geſetze wider: 
fpricht, dafür geftraft werben zu können. In Schweren ift alfo alle Willkür in 
Bezug auf die Preffe, Privilegien, Cenfur, Unterfagung der Anonymität, Polizei- 
unterfuhungen, Verwarnungen u. f. w. durd das Grundgeſetz verboten. Jedermann 
hat das Recht, nachdem er beim Juftiz Minifter einen Erlaubnißſchein, ver nicht 
verweigert werben lann, begehrt hat, periobifche Schriften, Zeitungen und Zeit- 
Schriften herauszugeben. Wer fo den Erlaubnißfchein genommen hat, wird für den 
Berfaffer der periodiſchen Schrift angefehen und ift für ihren Inhalt verantwort- 
lich. Prefvergehen können gegen vie Religion und Sittlichkeit (wobei nicht bie 
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*) Anm. d. Ned Man fiebt, daß die fchuediiche Geſetzaebung auf diefem Gebiet immer 
noch um ein Bedeutendes hinter den Forderungen der Zeit zurück iſt. 
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Forfhung nad Wahrheit, fondern nur das, was bie religlöfen Empfindungen an- 
derer verlegt oder ihrem Glauben Hohn fpricht, für verbrecheriſch gehalten wird), 
gegen bie Orbnung des Staats und gegen einzelne Perfonen begangen werben, 
Fir den Inhalt einer Schrift ift der PVerfaffer allein verantwortlid. Wenn aber 
der Druder den Berfaffer nicht nachweiſen kann, wird er felbft als folder zur Ver: 
antwortung gezogen. In allen Breffachen foll eine Jury, die der Ankläger, ver An- 
geffagte und der Gerichtshof, jeder zu einem Drittel erwählt, entfcheiden, ob bie 
angeklagte Schrift werbrecherifch ift oder nicht, wobei zwei Drittel der Stimmen 
zu einem verurtheilenden Ausfprud gefordert werben. 

Das find furz die Grundzüge des in Schweden geltenden Staatsrehts. In 
feinen Beftimmungen von den gegenfeitigen Befugniffen der füniglihen Gewalt 
und ber NRepräfentation, in dem Schute, welchen es dem Rechte und der Freiheit 
des Einzelnen gewährt, läßt es wenig zu wünſchen übrig; was dagegen nad) all- 
gemeiner Meinung einer Berbefferung bebarf, das ift die Zufammenfegung ber 
Repräfentation, welche theils die Behandlung ver Reichstagsgeſchäfte beſchwerlich 
und langſam macht, theils viele Mitglieder der Staatsgefelfhaft vom Reichstage 
ausfchlieft, indem fie anderen einen größeren Antheil daran gibt, als ihre Bedeu— 
tung für den Staat billiger Weife fordert. Verfchiedene nicht unbedeutende, aber 
doch nur partielle Veränderungen find feit 1809 hierin eingetreten, 3. B. bie Auf: 
nahme von Repräfentanten der Univerfitäten und der Akademie der Wiſſenſchaften 
in den Priefterftand, von Bergwerfsbefigern und Befitern ftäptifher Häufer over 
Grundftüde in den Bürgerftand und, mas vielleicht die widhtigfte Veränderung 
ift, die auf dem Testen Reichstage befchloffene Aufhebung der Beſchränkung, die 
vorher vom Bauernftande Alle ausfhloß, welche einem anderen Stand zugehört 
oder im Staatsbienft eine Anftellung gehabt hatten. Auch Vorſchläge einer Umge— 
ftaltung der Repräfentation nach ganz und gar neuen Grundſätzen find verhandelt 
worden, aber bisher ohne Erfolg. Beſſere Ausficht Scheint der Vorſchlag zu haben, 
weldher am 14. Januar 1863 vom Könige den Ständen vorgelegt und vom Kon 
ftitutiong-Ausfchuffe für ruhend zum nächſten Reichstage erklärt worden ift. Nach 
dieſem Vorſchlage Hört alles nicht auf Wahl gegründete Stanbesreht und alle 
Standesvertheilung auf. Der Reichstag wird in zwei Kammern getheilt, welche 
gleich wie die jegigen Stände im Verhältniß zu einander gleihe Macht und Be- 
fugniß haben. Die Mitglieder der erften Kammer werden gewählt für neun Jahre 
von ben „Lanbstingen” und von den Stabtbevollmädtigten in ven Stäbten, bie 
an Landstingen nicht Theil nehmen. Ferner wird ein Reichstagsabgeorbneter für 
jedes Dreifigtaufend von der Bevölkerung ver Landshauptmannſchaft (Län) oder 
Stadt in die erfte Kammer geſchickt. Wählbar find ohne Nüdficht auf ven Wohn- 
fit diejenigen, die ein Alter von 35 Jahren erreicht haben und entweber einen 
Grundbeſitz von 80,000 Reichsthaler Werth, oder ein jährlihes Einfommen von 
4000 Reichsthalern befigen. 2) Die Mitglieder der erften Kammer bekommen kei— 
nen Gehalt, Die zweite Kammer wird für drei Iahre gewählt. Auf dem Lande 
wird für jeden Gerichtsfprengel ein Reichstagsabgeorbneter gewählt, wenn nicht die 
Bevölkerung 40,000 überfteigt, in welchem Fall der Gerichtöfprengel in zwei Wahl- 
freife vertheilt wird; in den Städten, die eine Bevölkerung von mehr ala 10,000 
haben, wird ein Reichstazsabgeordneter für je Zehntaufend gewählt; vie Heineren 


2) Ein ſchwediſcher Reichsthaler (Riksmynt) ä 100 dre — 11 Sur. 5,73 Pfenn, Gour, 
preuß. oder 1 Franc 431/, Gent. 
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Städte werben zu Wahlfreifen vereinigt, fo daß jeder von ihren Reihötageabge- 
orbneten wenigftens 6000, hödftens 12,000 Stabteinwohner repräfentirt. Das 
Wahlrecht hat innerhalb der Kommune, wo er wohnhaft ift, jeder daſelbſt ftimm- 
berechtigte Mann, der entweder ein Grundſtück von 1000 Reichsthaler Werth be- 
figt, oder ein foldes von 6000 Reichsthaler Werth wenigftens für fünf Jahre 
in Pacht genommen ‚hat, oder ein jährlihes Einkommen von 800 Reichsthaler 
befigt. Die Wahlen gefhehen in ven größeren Städten unmittelbar, in ben klei— 
nern und auf dem Lande entweder durch Elektoren oder unmittelbar, je nachdem 
die Stimmberechtigten felbft befchliegen. Wählbar ift jeder Stimmberechtigte, ber 
25 Jahre erreiht und wenigftens ein Jahr vor der Wahl das Wahlrecht inner- 
halb des Kreijes gehabt hat, für den er gewählt wird. Die Mitglieder der zwei- 
ten Kammer beziehen einen Gehalt. Wer nicht der proteftantifchen Kirche angehört, 
fann weber in der einen, nod ber anderen Kammer Reichstagsabgeoroneter 
werben. Nach dem jegigen Benölferungsftand würde die Zahl der Mitglieder der 
erften Kammer 119, der zweiten Kammer für das Land 131, für die Städte 
ungefähr 50 betragen. Der orbentliche Reihstag foll jährlich am 15. Januar zu- 
fammentreten und nicht ohne eigenes Begehren vor Ablauf von vier Monaten 
gefchloffen werben, wofern nit der König, während der Reihstag nody verfammelt 
ift, neue Wahlen für die eine oder beide Kammern verordnet. Die Geſchäfte wer: 
den nach dem neuen Entwurf in Ausjchüffen, vie im gleicher Anzahl von jeder 
Kammer gewählt find, vorbereitet. Faſſen bie Kammern verſchiedene Beſchlüſſe und 
fünnen dieſe nit von den Ausſchüſſen vereinbart werden, fo fällt ver geftellte 
Antrag, wenn es fi nicht um die Stantsausgaben oder die Steuern, die Berwal- 
tung, die Ausgaben und Ginfünfte ver Bank oder des Reichsſchulden-Comtoirs 
handelt. In ven legteren Fällen gilt die Meinung, weldye die meiften zufammen- 
gerechneten Stimmen in den beiden Kammern erhalten hat. 

II. Die Staatöverwaltung. 

Der König ift das Haupt der Verwaltung und regiert allein das Neid. Dod) 
haben die Beamten eine ziemlich fihere und felbftändige Stellung, die ſchon im 
17. Jahrhundert, als das Beamtenintereffe mit dem des Adels verſchmolzen wurde, 
gegründet und dann während der ſ. g. Wreiheitszeit, die faft eine Beamtenregierung 
genannt werben kann, weiter ausgebitvet wurde. Für den Eintritt in faft alle Zweige 
tes Staatsdienſtes wird ein abſolvirtes akademiſches Eramen, zum mindeften das Stus 
denteneramen, geforbert, Untergeorbnete Beamte werben von den betreffenden Be- 
hörden oder Chefs, alle einigermaßen wichtige von dem Könige ernannt. Im Al- 
gemeinen ift der Verlauf ver Sache der, daß, wenn ein Amt ledig wird, ſich vie 
Apiranten durch |. g. Anſuchungen melden, Unter den Bewerbern werben von der 
betreffenden Behörde drei vorgefhlagen; der Vorſchlag wird dem Könige übergeben, 
der jebed nicht verbunden ift, von den BVorgefchlagenen einen zu ernennen. Nur 
bei Biſchofs- und Bürgermeifterwahlen muß dieß gefchehen. Die Ernennung felbft 
(außer den von biplomatifhen Agenten und Gefandten) erfolgt im Staatsrathe, 
deſſen Mitgliever fih darüber zu äußern verpflichtet. find. Die Fähigkeit und das 
Verdienſt der Bewerber follen die einzigen Beförberungsgründe fein. Zu den höch— 
ften Aemtern ernennt der König ohne vorhergegangenen Vorſchlag. Alle Richter 
und die meiften Beamten überhaupt können nicht willkürlich abgejegt, nod ohne 
ihr eigenes Erfuchen verfegt werben; die Staatsräthe aber, Präfiventen, Generale, 
Yandeshauptleute, Oberften, im Allgemeinen alle bürgerlichen und militärifchen Chefs, 
wie alle viplomatifhen Beamten, fünnen vom Könige, wenn er findet, daß es ber 
Dienft des Reiches forbert, ihres Amtes entfegt werden, 
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Der König, als Haupt der Verwaltung, wird zunächſt von feiner in fieben 
Departements, deren jedes aus einem Departementschef nebft gehöriger Erpedition 
befteht, getheilten Kanzlei umgeben. Der Departementschef ift Mitglied des Staats- 
rathes, legt dem Könige alle zu feinem Departement gehörende Fragen vor, erpe- 
dirt die Befchlüffe des Königs und überwacht deren Ausführung. Der Departe- 
mentschef felbft hat kein Beſchlußrecht (außer in gewiffen untergeorbneten Fragen, 
3. B. betreffend die Ernennung von Beamten niebrigeren Grades im Departe— 
ment). An der Spige jeder Erpedition fteht ein Erpebitionschef, der den Gang der 
Arbeit überwacht und dem Departementschef mit dem Berfaffen von Gutachten und 
Vorſchlägen uw. dgl. m. behülflich iſt. In einigen Departements hat man für be- 
fondere Geſchäfte befondere Bureau's mit Bureauchefs eingerichtet, im Allgemeinen 
findet aber feine ſolche Vertheilung ftatt. 

Die Staatsvepartements find nur Aemter für die Vorbereitung ber dem Kö— 
nige vorzulegenden Fragen und für die Erpebition feiner Beſchlüſſe. Unter ihnen 
ftehen aber gewiffe centrale Aemter, die für ihre Berwaltuug verantwortlich find 
und felbftänviges Befhlußreht haben; jedoch vorbehaltlich des Rekurfes an den 
König. Die Älteren diefer Aemter find nah dem Kollegialfyfteme zufammengefegt 
worden; innerhalb derjenigen aber, die in neuerer Zeit hinzugefommen find, hat 
fi das bureaufratiihe Syftem geltend gemadt. Zu den erfteren gehören: das 
Kriegs- Kollegium, das Amt für das Seeweſen, das Commerce-Kollegium, das 
Kammer-Kollegium, das Staatscomtoir, das Kammergericht, das Gefunpheitsfolle- 
gium. Zu den legteren: das Gefängnißamt, das Feldmeſſercomtoir, das Amt für 
das Weg- und Waflerbaumwefen, das Amt für den Eifenbahnenbetrieb und das 
für den Eifenbahnenbau, das Amt für das Forftwefen, das Münz- und Kontrole- 
amt, das Generalpoftamt, das Telegraphenamt, das Zollamt. 

Dean hat die Bemerkung gemacht, daß die Verbindung zwifchen den Staats- 
departement®, mit ihren Chefs, und den verwaltenden Aemtern zu gering fei. Es 
find zwar die Departementschef berechtigt, den Sigungen ber ihnen untergeorbneten 
Behörden, wenn es ihnen nöthig fcheint, beizumohnen, und an ven Berathungen 
Theil zu nehmen. Allein tie Inappe Zeit der Departementöchefs geftattet ihnen 
nur felten von dieſem Rechte Gebraud zu mahen. Eine andere Bemerkung, die 
gemacht werden kann, ift die, daß nicht alle Gefchäfte unter die Staatsdepartements 
und die verwaltenden Behörden nad vemfelben Plane vertbeilt worden find, wes- 
halb jene nicht ganz genau einander entfpreden. — Das BVerhältniß unter den 
Staatsbepartements und den vermwaltenden Behörben ift durch ein königliches Schrei- 
ben vom 16. Mai 1840 beftimmt worben. 

I. Das Juftizdepartement, deſſen Chef Juſtiz-Staatsminiſter ge- 
nannt wird, behandelt alle Fragen, die die Geſetzgebung, die Organifation und 
Arbeitsorbnung der Gerichte, die Gefängniffe, die Begnadigungen u. dgl. betreffen. 
Bor 1840 war der Juftiz - Staatsminifter Mitglied des höchſten Tribunale; jet 
ift er dies nicht, fährt aber dennoch fort Thef zu fein, nicht nur der Juftiz-Staats- 
erpepition, fondern aud der niedern Juftizrevifion — einer aus 8 Revifionsfelre- 
tären beſtehenden Behörde, die alle Eivil- und Kriminalfachen, welche im höchſten 
Tribunal vorgetragen werden follen, vorbereitet. Zum Theil diefelben Fragen kom— 
men in dem Gtaatsrathe und höchſten Tribunale vor: über alle Geſetzgebungs— 
fragen muß fi das höchſte Tribunal, ebenſo wie der Staatsrath, äußern, und 
der König entfcheivet im Staatsrathe durch Begnadigung Fragen, bie der König 
im höchſten Tribunal vorher abgeurtheilt hat. Daher eine gewiffe Bermifhung in 
der Borbereitung und Expedition, weil Gefeggebungsfragen zum Bortrag, fowohl 
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im böchften Tribunal als im Staatsrathe, im Juftizdepartement vorbereitet werden, 
und weil bie Juftizrevifion Begnadigungs-, Geleit- und Difpenfationsfaden, bie 
im Staatsrathe vorgetragen werben, vorbereitet. 

Unter das Juftizpepartement gehören alle öffentliche Gerichte, alfo: 

a) Das höchſte Tribunal, aus mindeftens 12, höchſtens 18 (gegenwärtig 16 
in 2 Abtheilungen arbeitenden) Juftizräthen beftehend, erledigt als legte Inftanz im 
Namen des Königs alle ihm zuftehenden Angelegenheiten. Der König bat im 
höchſten Tribunal 2 Stimmen, wenn er beim Vortrag und der Beihlußfaffung in 
Perſon anmwefend ift. Wenn in Friedenszeiten dem hödften Tribunal von ven 
Kriegsgerichten eine Sache zur Prüfung vorgelegt wird, müſſen 2 militärifche Mit- 
glieder höheren Ranges vom König beftellt werben, um an ber Entſcheidung Theil 
zu nehmen, 

b) Gerichte zweiter Inftanz find die drei Hofgeridhte: das Spea-Hofgericht 
(zu Stodholm: 1 Präſident, 10 Hofgerichtsräthe, 15 Hofgerichtsaffefforen); das 
Gota⸗Hofgericht (zu Jönköping: gleich viele Mitglieder); das Hofgericht über Scho— 
nen und Blekinge (zu Chriftianftadt: 1 Präfivent, 4 Hofgerichtsräthe, 6 Affefioren). 
Sie arbeiten in Abtheilungen von je 5 Mitgliedern, erledigen die ihnen von den 
niederen Gerichten und den Yänsregierungen unterbreiteten Angelegenheiten, und 
find forum privil. für den Adel in gewilfen Fällen, für die Banf und das Reichs— 
Iduldencomtoir, für gewiffe Beamte in Bezug auf Amtsvergehungen u. a m. — Das 
Kriegshofgericht, aus 1 Präfidenten und 5 höheren militärifchen Mitgliedern nebft 
einem Rechtsgelehrten beftehend, ift höhere Inftanz für die Kriegsgerichte. 

ce) Die nievrigften Inftanzen find: a) auf vem Lande: die Härads-Gerichte, 
bei benen ein Härads-Richter, nebft einem Nämnd von 12 von den Bauern im 
Härad gewählten Bauern, richtet. Nur wenn jener Ausfhuß übereinftimmend ift, 
vermag er den Richter zu überftimmen. Urfprünglich hatte jedes Härad feine eigene 
Gerihtefigung (Thing) und feine eigenen Richter; jegt find an einigen Orten theils 
ein paar Fleinere Härade zu einem Thingslag vereinigt, theils einige größere in 
mehrere Thingslag getheilt worden. Die Domfaga eines Härads-Richters umfaßt 
gewöhnlich mehr als ein Thingslag. Es giebt im ganz Schweden 320 auf 102 
Domfagen vertheilte Thingslag. b) In ten Städten: Die Nathftubengerichte ber 
ftehen aus einem Bürgermeifter mit von den Bürgern gewählten Beifigern (Räd- 
män). In den größeren Städten finden fi Polizeifammern, welde (vie in Stod» 
bolm, die zum Civildepartement gehört, ausgenommen) unter dem Juftizdepartement 
ftehen. Die Konfiftorien find in gewiffen kirchlichen Sachen Gerichte erfter Inftanz, 
gehören aber nicht unter das Juſtiz-, fondern unter das Efflefiaftif-Departement). 
Befondere unter das Suftizpepartement gehörende Gerichte find: das Seeverſiche— 
rungs-Obergericht für Aſſekuranz- und Havariefahen und das Kanzleigericht für ge— 
wife Vergehungen. 

Nach ter älteren Nechtöverfaffung appellirte man von den Thingen des Hä- 
rads zu dem des Landes, dem Thing des Lagmans, und von ihm zum Könige, 
ber auf den Näfftethingen des Landes, in Perfon oder durch Delegirte, richtete. 
Dod dauerte e8 lange, bis eine unbedingte Inftanzenorbnung feftgeftellt oder be- 
achtet wurde. Es gab bei allen dieſen Thingen einen beifigenden Nänmd von 12 
Einwohnern des Härabs oder des Landes. Unter ver Verwirrung ver Union ge— 
vieth diefe Rechtsverfaffung, insbeſondere die Räfftethings, in Unorpnung. Nach ver 
ſchiedenen im 16. Jahrhundert gemachten Verſuchen, dieſe wiederherzuftellen oder 
auf anderer Art die Urtheile des Königs zu ordnen, wurde 1614 das Stodhol« 
mer Hofgericht eingerichtet, deffen Zwed war, das höchſte Tribunal des Königs zu 
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werben. Als aber der König bald ven Parteien geftattete, bei ihm das beneficium 
revisionis über bie Urtheile des Hofgerihts zu ſuchen, und befonders ſeitdem 
mehrere Hofgerichte eingerichtei waren, wurde noch eine neue Inftanz nöthig. Es 
war dies der Neichsrath, der von ben legten Jahren der Regierung Guftav 
Adolphs an bis 1789 die Revifionsgefhäfte unter Mitwirkung des Königs, wenn 
diefer perfünlich erfcheinen wollte, vornahm. Als der Nath 1789 aufgelöst wurde, 
ward das. höchſte Tribunal des Königs eingerichtet. Das Lugmansthing war jegt 
eine überflüffige Inftanz, die auf bürgerliche Rechtsſachen befhränft und 1849 auf- 
gehoben wurde. 

Zum Juftizdepartement gehören ferner: der Juftizkanzler, (der höchfte Staats— 
anmwalt des Königs, während der Juſtiz-Ombudsman jener ver Stände ift). Er 
vertritt perfönlich oder durdy ihm untergeordnete Fiskale, den König in Rechtsfachen 
und rügt bie von Richtern und Beamten begangenen Fehler; er hat deswegen zu 
den Berathungen und Protofollen aller Gerichte und Behörden freien Zutritt. 

Das Gefängnifamt befteht aus einem eneralvireftor, mit Beſchluß— 
reht, und 2 vathgebenden Mitglievern, die für die Kanzleis und die Kameral: 
Abtheilung Chefs find. 

I. Das Departement des Auswärtigen, deffen Chef ver 
Staaröminifter der auswärtigen Gefchäfte ift, behandelt vie dad Verhältniß zu 
fremden Mächten betreffenden Fragen — doch jo, daß alles was den Handel und 
die Seefahrt betrifft, im Einverftändniß mit dem Chef des Civildepartements er- 
fedigt wird. Seine Expedition heißt das Kabinet für den auswärtigen Briefwechſel. 
Es ift in 3 Abtheilungen getheilt: 1 für Handels- und Konfulatsgefhäfte, 1 für 
politiſche und minifterielle Gefhäfte, und 1 für die Verwaltung der für das De— 
partements angewiefenen Mittel. Unter das Departement gehören alle bei ven 
Geſandtſchaften angeftellte Beamte, nebſt Konfuln und Handelsagenten. 

II. Das Landwehrdepartement. Zu viefem gehört alles, mas 
auf die Organifation, Dienftausübung, Unterhaltung und Ablohnung der Armee 
Bezug bat. Der Chef diefes Departements ift nicht nur als Staatörath der Rath— 
geber des Königs in eigentlichen Regierungsgeſchäften; er ift auch Rathgeber bes 
Königs in Kommandoſachen (d. 5. folhen, die ver König, als oberfter Befehls- 
haber über die Kriegsmacht, unmittelbar beforgt, militärische Ordres über die Be— 
wegungen und den Dienft der Truppen u. f. f.); er ift auch nad) dem Könige oberfter 
Befehlshaber über die Armee und Chef des Generalftabes. Für die Vorbereitung 
und Erpebition der Regierungsgefchäfte hat er unter fi) die Kanzleierpebition bes 
Landwehrbepartements, für die Kommandofachen: die aus Dfficieren gebildete Kom: 
manboerpebition des Yundwehrbepartements, 

Unter diefes Departement gehören: 1) Das Kriegs-Kollegium, eines der alten 
Neichsfollegien aus dem 17. Jahrhundert. Es hat ven Auftrag Alles zu bewerf- 
ftelligen, was zur Delonomie der Landwehr gehört, daher aud Anorbnung und 
Rechenſchaft über die Verwendung aller für das Heer beftinnmten Summen; be- 
fteht aus 1 Präfiventen, 3 Militärmitglievern (Oeneral-Feldzeugmeifter, Forti— 
fifationsgeneral und Generalintendant) nebft 3 bürgerlichen Kriegsräthen, und ift 
in 4 Divifionen getheilt: die Artillerier, Fortifikations-, Intendanten und Abloh- 
nungs = Abtheilung, mit dazu gehörenden Comtoirs. 2) Militärbildungs- und 
Unterriditsanftalten. a) Die Akademie der Kriegswiffenfhaften, die durch Ausfegen 
von Preisaufgaben, durch Herausgeben ihrer Akten und einer Zeitfchrift die Friegs- 
wiffenfhaftlicyen Studien belebt; — b) vie höhere Artilleriefhule zu Marieberg, 
wo die Officere der Artillerie, des Ingenienrforps der Armee und der Flotte, 
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nebft Civilingenieurs, Unterricht erhalten. — c) Die Kriegsafavemie zu Karlberg, 
eine Erziehungsanftalt für fünftige DOffictere ber Armee wie der Flotte. 3) Die 
Korps der Armee. Die Generalität: Feldmarſchälle (dürfen nur im Kriege ernannt 
werben), Generale (gegenwärtig feiner), Oeneral-Lieutenants, Oeneral-Majore, Gene« 
ral-Adjutanten haben militäre Würde ohne Gehalt. Auf ven Befoldungsetat find 
nur gefeßt: a) der Chef der Gardebrigade und 5 Generalbefehlshaber, einer in 
jevem der 5 Militärbiftrifte, in bie das Reich getheilt ift. Sie find oberfte Be- 
fehlshaber über alle innerhalb des Diftriftes befindliche Truppen; durch fie werben 
alle Befehle des Königs in Kommandoſachen, ale an den König gerichteten Raps 
porte, Memoriale u. ſ. f. vermittelt. Jeder Generalbefehlshaber hat feinen Stab. 
b) ver Kavallerie-Infpeltor, der über die ganze Kavallerie die Aufficht bat. c) ber 
Oeneral-Feldzeugmeifter, Chef und Inspektor der Artillerie, der ihre wiffenfchaft- 
lihe und praftifhe Ausbildung beforgt; d) der Chef des Ingenieurkorps, befichtigt 
die Feſtungen, ift Chef ber Fortifitationsabtheilung des Kriegs-Rollegiums. Der 
Generalftab wird aus Officieren aller Grave, von Oberften herab bis zu den Lieute— 
nants, bie in der Kommanboerpedition des Qanpwehrbepartements und dem Stab 
eines befehlhabenden Generals dienen, gebildet. Einen Theil des Generalftabes bilvet 
der topographifhe Korps, das Landkarten, Plane u, dgl. entwirft und das 
Kriegsarhiv unter feiner Aufficht hat. 

Die Truppen der Armee find: A. Stehende oder Stammtruppen; biefe 
find theils angemworbene, die unmittelbar von der Staatsfafje abgelohnt und 
unterhalten werden, und (mit Ausnahme eines Regiments) zu ftetem Dienft in 
die Garnifonen verlegt find; — theild eingetheilte over rotirte. (Vgl. Br. 
V. ©. 30.) Diefe für Schweden eigenthämlihe Einrihtung ftammt aus den Zei- 
ten Karls IX, und Guſtav Adolphs, wurde aber von Karl XI. vollendet. Faft 
alle Befehlshaber der nicht angeworbenen Truppen haben angemiefene Krongüter, 
die fie bemohnen und bauen; hierin ift jedod in neuerer Zeit die Veränderung ge- 
macht worden, baß bie niebrigeren Grade einen Geldlohn beziehen, welder durch 
Verpachtung der ihnen angemwiefenen Güter aufgebraht wird. Gewiſſe Güter (Auft- 
bull genannt) haben ihr Pachtgeld (wenn fie Krongüter) oder ihre Steuern (wenn 
fie Allovial» Bauergüter find), ganz oder zum Theil, in die Schuloigfeit umge- 
wandelt, einen Reiter nebft Pferd oder einen Bootsmann zu unterhalten, 
In neuerer Zeit find einige auf diefe Art errichtete Kavallerieregimenter in Fuß— 
völfer verwandelt worden. Die ganze Einrihtung der fog Rotirung ift dadurch 
entftanden, daß die Landſchaften, um ver früher gewöhnlichen Konfkription zu ent— 
gehen, mit dem Staate die Uebereinkunft getroffen haben, eine gewiſſe Anzahl von 
Soldaten ftet3 zu unterhalten. Das gefammte Gut, das einen Solvaten unterhält, 
beißt eine Rote. Der hierdurch geftellte Solvat befommt von den Gutsbefigern 
Miethgeld, ein Wohnhaus mit Ader, und, volftändig oder zum Theil, Uniform 
und Waffen. (In neuefter Zeit find die Rotenbauern von der Pflicht befreit wor— 
den im Krieg zu refrutiren; die dann entftehenden Bafanzen werben durch bie 
Landesmiliz ausgefüllt.) Für die eingetheilte oder rotirte Mannſchaft bat folglich 
der Staat, fo lange fie nicht verwendet wird, feine anderen direften Ausgaben als 
einen Theil der Belleivung und Bewaffnung; wenn aber die Truppen kommandirt 
werben, unterhält fie der Staat. 

Der effektive Stand ver ftehenden Armee war am 31. Oftober 1861 
folgenber : 
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Dfficiere. Unterofficiere. Mannſchaft. 
Angeworbene. Eingetheilte. Summe. 


Generalität 8 — — 
Topographiſches Korps 11 — — — — 
Ingenieurkorps 30 19 118 — 118 
Artillerie 201 134 2,578 — 2,578 
Kavallerie 222 199 980 3,300 4,280 
Infanterie 1,157 1,073 2,128 20,829 22,957 
Summe 1,629 1,425 5,804 24,129 29,933 
Mufitanten — — — — 1,499 
Eingezogene oder zu anderen Zweden angewiefene Nummern 3,500. 


B. Referve-Truppen. — 1. Miliz: a) Gotländiſche Nationalmiliz. 
Auf Sotland ift feit 1811 jeder Mann vom 18. bis zum 50. (im Nothfall bis 
zum 60.) Jahre im Kriege zum Dienft verpflichtigt, und bis zum 45. Jahre all- 
jährlich zu jehstägigen Friedensübungen. Die Stärke des Korps beträgt eirca 8,500. 
b) Allgemeine Miliz. Jeder waffenfähige Mann im Alter von 21—25 Jahren ift 
zum Kriegsdienſte verpflichtet, doch ift Stellvertretung erlaubt; diefe ſ. g. Bevä- 
ring wird dem Alter nad in 5 Klaffen eingetheilt, von denen vie 2 jüngften 
einer jährlichen 15tägigen Waffenübung unterworfen find. Auch von dieſer Waffen- 
Übung darf fih eine gewiffe Zahl der Landwehrpflichtigen losfaufen, ohne dadurch 
jedoch im Kriegsfalle vom Dienfte befreit zu werben. Befehlshaber für die Miliz 
im alle vom Krieg befommt man theils in den überzähligen Officieren der Armee, 
theil® in ſolchen Referve- Dfficieren, die, mit der Schuldigfeit in der Armee zu 
bleiben, von ihren Regimentern Abſchied genommen haben, theils in f. g. Bevä- 
rings-Eliten, d. h. jenen gefchidten Landwehrpflichtigen, mit denen bie Ueberein- 
funft getroffen worden ift, daß fie gegen Lohn längere Zeit dienen follen. Die 
Milizmannfhaft beträgt ungefähr 84,000 Mann. 2. Neue und außerordentliche 
Rotirung. Diejenigen Güter, die im 17. Jahrhundert entweder übergangen over 
durch Privilegien von der Rotirung befreit wurden, haben fi jener in neuerer 
Zeit unterzogen. Sie müffen 667 Mann und 2451 Pferde ftellen. 

Stand der Armee am 31. Oftober 1861: 

Mit Officieren, Unterofficieren, Mannfhaft und Mufifanten. 


Stehende Truppen: 34,486 Mann und 5,426 Pferde. 
Referve- Truppen: Miliz von Gotland 8,574 „ 
Allgemeine Miliz 83,357 „ 
Außerord. Rotirung BET: u. (u: 
Referve » Befehl 31 „ 


Summe 127,315 Mann und 7,877 Pferde. 

IV. Das Marinedepartement. Dahin gehören alle Gefchäfte, vie 
das Ordnen und Erhalten der Seewehr, ſowohl in Bezug auf Perfonal als auf 
Schiffe und das übrige Material, betreffen. Der Chef ift, wie der des Landwehr⸗ 
departements, nicht nur Staatsratb, fondern auch der Ratbgeber des Königs in 
Kommandofahen, die die Flotte betreffen, und bat unter fi eine Kanzlei» und 
eine Kommandoerpedition. 

Unter diefes Departement gehören: 

a) Das Verwaltungsamt für die Seegefhäfte, das in ölonomifher Be- 
ziebung über die Flotte die allgemeine Auffiht hat, vie Bermentung der für vie 
Seewehr angemiefenen Mittel anorbnet und fontrolirt, für die Erhaltung ber 
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Schiffe und den Unterhalt der Truppen forgt, über die Verwaltung der Eichen- 
wälder und bes Grundeigenthums ver Flotte u. f. w. wacht. Diefes Amt ift ein 
Kollegium, das aus einem Flaggenofficier ald Chef, 2 der höheren Dfficiere der 
Flotte, die auf unbeftimmte Zeit vom König verorbnet werben, einem bürgerlichen 
Admiralitäts-Rammerrath, nebft dem Lootjendireltor, dem zweiten Chef des Kon- 
ftruftionsforps, dem Chef des Seelartencomtoirs befteht. Alle Fragen werben ge- 
meinfchaftlich behandelt und durch Stimmenmehrheit abgemadt. Zu dieſem Amte 
gehören die Kanzlei nebft ven Lootfen-, Konftruftions- und Seelarten-Comtoirs. 

b) Die Flotte ift auf 2 Stationen vertheilt: Karlskrona, wo bie große Flotte, 
unter einem befehlhabenden Admiral, und Stodholm, wo der größere Theil ber 
zur Bertheidigung der Scheren. beftimmten Flotte, unter einem Stationsbefehlshaber 
liegt. Zur Station Stodholm gehört das Depot in Gothenburg mit einem Depot- 
hef. Die Befehlshaber der Stationen find der Regierung und dem foeben er 
wähnten Verwaltungs-Amt verantwortlih. Die Flotte zählt: 

Segelfdhiffe: 6 Linienfhiffe, 5 Fregatten, 5 Korvetten, u. f. f. mit 
712 Kanonen, Dampfſchiffe 19 (darunter 2 Finienfchiffe ‚, 1 Scraubenfregatte, 
3 Korvetten) mit 216 Kanonen, Ruderſchiffe 164, wit 499 Kanonen 
und Mörfern. 

Die Stammtruppen der Flotten find folgende : 


Matrofen- und Kanonir-Korps 2 \ angeworben; 


Marineregiment 
Bootsmänner 5,676 eingetheilt und rotirt; 
Sciffsjungentorps 280 
— 7,356. 
Allgemeine Miliz. („Beväring“) 
Kauffahrtei = Seeleute, angehende Befehlshaber 301 
ni Mannfhaft 4,313 
Seemiliz, 5 Klaffen, erercirt 20,531 
— 25,145. 
Im Kriegsfalle außerordentliche und neue 
Rotirung und Eintheilung 769 
Summe 33,270, 


Dfficiere, nah dem Befoldungsetat von 1860 275, Unterofficiere 494. 

V. Das Eivildepartement. Dahin gehört Alles, "was bie innere 
Berwaltung und die Polizei betrifft (mit Ausnahme des Poft- und Zelegraphen- 
wefens, die zum Finanzvepartement, und der Geſundheits- wie Armenpflege, die 
zum kirchlichen Departement gehören); ferner das Gewerbeweien, außer was bie 
Befteuerung betrifft (au die Forftwirthfhaft ift dem Finanzdepartement zuge 
wiefen, während bie Kontrole des Branntweinbrennens, obgleidy nur die Beſteue— 
rung betreffend, zum Civildepartement gehört); die officielle Statiftif, und end» 
ih alle bürgerlihen Gefhäfte, die von feinem andern Departement behandelt 
werben. 

Unter das fraglide Departement gehören : 

Die Länsregierungen oder das Oberftatthalteramt von Stodholm 
und bie Sandeshauptleute in den Läns. Das Reid) ift in abminiftrativer Hinficht 
in die Oberftatthalterfhaft Stodholm und 24 Läns, dieſe legteren wieder in 112 
Bogteien, getheilt. 

Seit Guſtav II. Adolphs Zeit ift im Allgemeinen die Militärgewalt von 
ber bürgerlichen Regierung ver einzelnen Landesthelle getrennt; bie legtere ift inner 
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halb jedes Läns einem Landeshauptmann anvertraut worden, ber fie mit dem bei« 
georbneten Landſekretär und Landkämmerer ausübt; diefe haben jedoch nur eine be 
rathende Stimme. Der Landeshauptmann überwacht die allgemeine Sicher: 
heit und ift die höchſte Polizeibehörbe tes Läns, vollzieht die Urtheile, hat bie 
Aufficht Über das Eigenthum des Staates, über-die Steuereinnahme, die Rechen- 
{haft von den Einkünften des Staates innerhalb des Läns u. f. w. Er hat im 
Allgemeinen das Recht und die Intereffen der Krone und des Staates zu über: 
wachen, die Gebote des Königs und höherer Behörden in allen Zweigen der Ber 
waltung zu vollziehen, und führt deswegen mit allen Staatsdepartements und Aem— 
tern Briefwechſel. Die zu jeder Landeshauptmannſchaft gehörenden Fragen find 
zwifchen die Landkanzlei und das Landcomtoir vertheilt; das letztere, deſſen Chef 
der Yandfämmerer, behandelt alles die Kameral- und Steuereinnahme-Gefhäfte Ber 
treffende; die erftere, deren Chef ver Landſekretär, alle andere Fragen. Unter das 
Landeomtoir gehört: die Randrenterei, mit dem Landrentmeifter, der vie öffentlichen 
Gelder einnimmt, und nad Anweiſung des Staatscomtoirs oder der Länsregierung 
Auszahlungen macht. Der Länsregierung untergeorbnet find: Kronvögte und Läns- 
männer, beren Thätigkeit auf engere Kreife befhränft, jener des Landeshauptmanns 
innerhalb des Läns ähnlich ift; ebenfo die Härab3-Schreiber, die fih nur mit ver 
Steuereinnahme befafien. Die Stellung des Oberftatthalters zu Stodholm, vefjen 
Obliegenheiten denen des Landeshauptmanns im Allgemeinen entſprechen, ift da— 
durch mobificirt, daß fein Wirkungsfreis auf eine Stadt befchränft ift, welde ihre 
eigenen gewählten Behörben, Bürgermeifter, Magiftrat, u. f. w. hat, deren vom 
König verordneter Borfiger der Oberftatthalter ift. Zum Oberftatthalteramt ge 
hören: Unterftatthalter, Polizeimeifter, der Vogt des Königs (für Expeditionen), 
Sekretäre, Kämmerer u. A 

Das Commerce» Kollegium, mit 1 Präfidenten und 4 Commerce» 
räthen, behandelt die Gegenftände des inneren und auswärtigen Handels und die— 
jenigen Angelegenheiten, die fih auf Schiffahrt, Fabrikweſen, Gewerbe und Berg- 
bau (feitben mit dem Jahre 1857 das Dergfollegium eingezogen wurde) beziehen, 
bat über die Konfuln die Aufficht, führt mit ihnen den Briefwechſel u. ſ. f., 
und giebt ftatiftifhe Berichte hierüber heraus. Zum Commerce-Kollegium gehören : 
Kanzlei, Apvofatfisfal-Comtoir, Statiftiiches Comtoir, Manufakturen-Discontcomtoir 
und Orubenfartencomtoir. Dem Commerce-Kollegium find untergeordnet: 1 Berg— 
hauptmann und 9 Bergmeifter, die innerhalb ihrer Diftrifte über ven Bergbau die 
Auffiht haben und Berichte abgeben. 

Die Alademie der Landwirthſchaft, ein freiwilliger wiflenfchaft- 
licher Berein für die Förderung des Aderbaues und dahin gehörender Gewerbe, 
ift au in der GStaatöverwaltung verwendet worben. Ihr Berwaltungsausfhuß 
muß nit nur dem Chef dem Civildepartements mit Gutachten in Saden, bie 
bie Landwirthſchaft betreffen, an die Hand gehen, fonbern audy neben demfelben 
über die landwirthſchaftlichen Schulen, über die Stammfchäfereien und die Land— 
bauingenieurs (von dem Staate bezahlte Sachverſtändige, denen es obliegt, ben 
Landbauern mit Rath und Hülfe beim Entwurf von Anbauplänen beizuftehen) vie 
Auffiht und Kontrole führen. 

Die Stammbholländereien ftehen unter der Aufficht eines Chefs mit einem 
Sekretär, die Stutereien des Staates unter der Oberverwaltung eines Chefs 
mit Sekretär. 

Das Feldmeſſer-Comto ir beauffichtigt die Zerſtückung der Gemein- 
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güter, die Mefjung und Beftenerung bes Bodens, die Drbnung von Maß 
und Gewidt. 

Das Amt für öffentlihe Weg- und Wafferbauten beforgt 
und bewerfftelligt vie Anlegung von Kanälen, Wegen, Häfen u. f. f., falls fie 
auf Koften des Staates gebaut werten, und fontrolirt foldhe Unternehmungen, falls 
fie von Gefelihaften mit Unterftlügung aus öffentlichen Mitteln hergeftellt 
werben. Unter biefem Amt ftchen 5 Diftriftchefs, ein jeder mit feinem Diftrikte. 

Das Eifenbahnenamt ift neuerlich in zwei Behörden getheilt worben, 
eine für den Eijenbahnbetrieb und eine für die Eifenbahnbauten des Staates. 

Für die Kontrole des Branntweinbrennens tft ein befonderes 
Bureau innerhalb des Civilvepartements eingerichtet worden, wohin Berichte von 
den Oberfontroleurs ver Brennerei-Diſtrikte eingehen; dieſe wiederum fammeln 
die Angaben von den an jeder Brennerei angeftellten Kontroleurs. 

Statiftifhe Berichte werben gefammelt und veröffentlicht: für bie 
Rechtspflege von ter Juftiz-Staatserpebition, für Gewerbe und Handel vom Com>» 
merce Kollegium, für das Mebicinalwefen vom Gefunpheits-Kollegium; vie Bevöl- 
ferungsftatiftif, feit 1749 Oegenftand officieller Behandlung, ift jest, nebft jenen 
Zweigen der Statiftif, die nicht zuvor [hon von der Gentralbehörbe officiell be— 
arbeitet worden find, einem ftatiftifhen Gentralbureau übergeben 
worten. Für die Berathichlagung über die zwedmäßigfte und gleihförmige Bear— 
beitung der officiellen Statijtif hat man ein befonderes Organ, das aus einem 
Mitglied jedes der eben genannten Aemter, dem Chef des topographifchen Korps, 
dem Oberdireftor des Felpmeflerweiens, und dem Sekretär ver Afademie der Land». 
wirtbfhaft, unter dem Vorſitz des Chefs des Civildepartements und Vortrag bes 
Chefs des ftatiftifhen Centralbureaus, zufanmengefegt if. 

Stellen, die unter dem Civildepartement ftehen, find: das technologifche 
Inftitut zu Stodholm, die Chalmer'ſche techniſche Schule zu Gotenburg, techniſche 
Elementarfhulen (in Norrköping, Malmö, Derebro, Boräs), Navigationsfchulen 
(in mehreren Seeftäbten), die Bergihule in Fahlun, die landwirthſchaftlichen In— 
ftitute zu Ultuna (Upland) und Alnarp (Schonen), die landwirthſchaftlichen Schu- 
Ien (in jedem Län). 

VI. Das kirchliche Departement mag, obwohl in ver officiellen 
Ordnung unter den Departements das legte, des beſſeren Zufammenhanges wegen 
bier vor dem Winanzendepartement erwähnt werben. Es behandelt alle die Kirche 
und Geiftlichkeit, die Unterrihts- und wiffenfhaftlihen Anftalten, die Gefundheitd> 
und Armenpflege betreffende Fragen. 

Das Reich ift in kirchlicher Hinfiht in 12 Stifte, jedes unter Oberaufficht 
von Bifhof und Dom-Kapitel oder Konfiftorium, eingetheilt. Der Biſchof von 
Upfala heißt Erzbifchof und ift primus inter pares. Die Dom» Kapitel find in 
Upfala und Lund aus den Profefjoren der Theologie an den Univerfitäten, in ben 
übrigen Stiftern aus dem Domprobft und den Leftoren an der höheren Elementar: - 
fhule der Stiftsftadt zufammengefegt. Die Stifter find wieder in 174 Probfteien 
ober Kontrakte getheilt, innerhalb veren der vom Biſchof ernannte Kontraktprobft 
ber Borgefeßte der übrigen Pfarrer ift. Die Anzahl der territorialen Pfarrämter 
ift 1261, die meiften mehr als eines, gewöhnlich zwei Kirchfpiele umfaſſend. Die 
Stadt Stodholm, obwohl zum Erzbifhofsftift gehörend, hat doch ihr eigenes Kon- 
fiftorium, gebildet aus fämmtlichen PBfarrern der Stadt, unter dem Präfidium bes 
Erzbiſchof, wenn er zugegen, fonft des Pfarrers an der St. Nitolai-Kirhe. — Für 
den Hofftaat und die Garnifonsregimenter giebt es ein Hoftonfiftorium ven Hof 
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prebigern und Regimentäpfarrer. — Die Konfiftorien find theils verwaltende Kol- 
legien für die Organifation des Kirchen und Unterrichtswefens, für bie Aufficht. 
über Güter und Ginnahmen der Kirhen, Schulen, und vielen frommen Stif- 
tungen u. ſ. w., theils üben fie in Eheftreiten und über die Priefter in Bezug 
auf deren Leben und Dienftausübung eine gewiffe disciplinäre Auffiht aus. 

Die Univerfitäten zu Upſala und Lund ftehen unter ver Leitung eines 
von der Univerfität gewählten Kanzlers, eines Profanzlers (des Erzbifchofs zu Up- 
fala und des Biſchofs zu Lund) und eines aus fämmtlihen Profeſſoren gebildeten 
Konfiftoriums. Das Medico-Chirurgifhe Inftitut in Stodholm fteht unter dem 
Kanzler der Untverfität Upfala und macht einen Theil der mebicinifhen LTehranftalt 
aus, 

Höhere Elementarfhulen finden fi in 28 Stäbten, niebrigere in 
36. Sie ftehen unter der Auffiht der Biſchöfe und Konfiftorien. Außerdem hat 
Stodholm, deſſen Lehranftalten unter einer befonderen Direltion ftehen, 1 höhere 
und 9 niedrigere Anftalten, 

Bolfsfhulen für tie Ertheilung des primären Unterrichtes finden fi, 
eine oder mehrere, in jedem Kirchſpiel. 

Ulademieen und gelehrte Geſellſfchaften find: die ſchwediſche 
Akademie (18 Mitglieder), die Akademie ver Wiffenfchaften (für Naturwiffenfchaften, 
mit dem zoologifhen Neihamufeum), vie Akademie der fhönen Fitteratur, ver Ge— 
ſchichte und Antiquitäten (mit dem Antiquitätsmufeum), die Akademie der freien 
Künfte, die mufitalifche Akademie (von denen die 2 letzgenannten zugleich Unter: 
rihtsanftalten find) u. a. 

Terner find zu nennen das Reichsarchiv und dffentlide Biblio- 
thefen, unter denen vie Univerfitätsbibliothet zu Upfala die bedeutendſte ift. 

Das Geſundheits-Kollegium (1 Präfivent, zugleich General- 
bireftor ber Hofpitäler und Kranfenhäufer, 4 Mebicinalräthe) ift ſowohl eine ver- 
waltende als eine wiſſenſchaftliche Behörde. Die Fragen in Betreff der Organifation 
ber bürgerlihen und militärifhen Gefunpheitspflege, der Legitimation, Anftellung 
und Entlaffung der Aerzte, der Gefunpheitspolizei, des Apothekweſens, der thier- 
ärztlichen Einrichtungen u. f. w. gehören zu feinem Wirfungsfreis. Es giebt auf 
Anfuhen der Gerichte in Sachen ver gerichtlichen Medicin Gutachten ab, und ver- 
waltet die ben genannten Zweden angewiefenen Kaflen, Unter dem Gefundheits- 
Kollegium ftehen: das pharmaceutifche Inftitut für den Unterricht der Apotheker, 
Lehranftalten für Hebammen, thierärztlihe Einrichtungen u. a. 

Die Seraphim-Ordens-Gilde ift ein aus 4 Nittern des Ge- 
raphimerordens und dem ©eneralbireftor der Hofpitäler zufammengefegtes Ober- 
amt für vie Krankenhänfer und Hofpitäler, die fonft ihre befonteren lokalen Direk— 
tionen haben; bie Seraphimer-Orbens:Gilde aber fett Verwalter und Aerzte ein, 
bat die Dberaufficht über die Defonomie und nimmt die Rechnungen ab. 

Für die Armenpflege findet fi feine Centralverwaltung. Jedes Kirch— 
ſpiel hat die feinige; Streitigkeiten in bhieher gehörenden Fragen gehen zunächft 
an vie Länsregierung, von da an das Kammergeriht und zulegt an den König 
durd das kirchliche Departement. 

VI Das Finanzdbepartement behanvelt alle Fragen in Betreff 
bes feinem andern Verwaltungszweige überlaffenen Eigenthums des Staates, des 
Defteuerungswefens, der Steuereinnahme, der Verwendung und Rechenſchaftsablage 
bezüglih der Staatseinfünfte, ver Geld- und Krevit-Anftalten u. a. m. 

Unter diefes Departement gehören: 
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Das Kammer-Kollegium (Präfivent, 6 Kammerräthe), das theils in 
pleno theils in Abtheilungen, die Verwaltung des unbeweglihen Staatsgutes, Fra- 
gen über Grundfteuern und andere Staatslaften u. ſ. w. behanbelt und enticheivet. 
Unter dem Kammer-Kollegium ftehen die Kanzlei, ein Wovofat-Fisfals- Comtoir, 
3 Provinzcomtoird und das Kammer-⸗Archiv. 

Das Dberintendpantenamt bejorgt die Erhaltung ver öffentlichen 
Gebäude in Stodholm und im ganzen Lande. —— 

Das Forſtamt ordnet und überwacht die Verwaltung der Forſte des 
Staates, hat die Aufſicht über die Forſtunterrichtsanſtalten und die Handhabung 
der Forft- und Jagdgefege. 

Unter dem Forftamt ftehen: Oberjägermeifter, Jägermeifter, Oberjäger. Die 
Schulen find: das königl. Korftinflitut und 5 Forftwärterfhulen. Außerdem haben 
die Geſellſchaften für die Landwirthſchaft in 4 Läns vergleihen Schulen. ' 

Das Staatscomtoir (gegenwärtig ein Kollegium von 1 Präfiventen, 
und 3 Staatsfommifjarien) verwaltet die Staatskaſſe für das ganze Reich, beftreitet 
die Staatdausgaben, liefert anderen Specialverwaltungen bie ihnen angewiefenen 
Summen und führt das Reichshauptbuch. Es hat in allem, was die zur Dispofition 
der Negierung geftellten Einfünfte und die Ausgaben des Staates betrifft, das 
Recht der Krone zu bewahren und zuzufehen, daß die Borfchriften über Steuer- 
einnahme, Ablieferung und Rechenſchaftsablegung von ben untergeorbneten Aemtern 
befolgt werben. Hieher gehören Kanzlei, Kammer -Comtoir, die königliche Rent— 
fammer und das Reichshauptbuch-Comtoir. £ 

Die Einhebung der vireften Steuern gefhieht foigendermaßen: Schuldzettel 
werben auf dem Lande vom Härads-Schreiber, nad Grundbuch, Steuer- und 
Tarirungsrolle aufgefegt; darauf werben die Steuern vom Kronvogt eingenommen, 
In den Städten entfpriht dem Härads-Schreiber der Stadtbuchhalter und dem Kron» 
vogt der Stadtkaſſier; in Stodholm wird fowohl die Debitirung als die Einhes 
bung von den Stenereinnehmern der Stadt verridtet. Dann wird bie Einnahme 
den Lanbrentereien übergeben, von denen fie theild zum Staatscomtoir eingefandt, 
theils nach Anmweifung des Staatscomtoir8 oder der Yänsregierung ausgezahlt wird. 
Die f. g. allgemeine Beifteuer aber wird zum Reichsfhulden-Comtoir eingefandt. 
— Bon ven inbireften Steuern werden bie Zolleinfünfte vom Zollamt, die Poft- 
eintünfte vom Poftamt, die Branntweinftenern von ben Länsregierungen ein- 
genommen. 

Die Münze ift mit der Kontrolbehörbe (zur Kontrole der gefeglich beftimm- 
ten Beinheit von Gold» und Silberarbeiten, die um verkauft zu werben, geftempelt 
fein müffen) unter einem Öberbireltor verbunden. 

Das Generalpoftamt bejorgt die Verwaltung des Poftwefens und 
fontrolirt in Betreff der Einnahme die Poftverwalter. 

Das Telegraphbenamt fteht unter einem Generaldirektor und 3 Inten« 
danten — nämlich 1 für Redenfchaften und Einnahme, 1 für jede der 2 eleftrifchen 
Telegraphenbiftrifte, nörb- und ſüdlich von Stodholm, — Sekretär mit Kanzlei. 
— (Optifher Telegraphenlinien giebt es 1 in Stodholm und 1 in Gotenburgs 
Scheren, jede unter einem Linienchef). 

Das Generalzollamt überwaht die Handhabung ver Zollverfaffung 
und fontrolirt die Zolleinnahme. Hieher gehören: Kanzlei, Apvofatfiscal,, Kammer- 
und Revifions-Gomtoir. Für die Zollbewahung zerfällt das Reich in 8 Zollviftrikte 
(außer den Grenzzöllen gegen Norwegen hin). 

Das Kammergericht (mit 1 Präfiventen und 6 Kammergerichtsräthen) 


152 Scandinaviſche Halbinfel. 


ift theils ein Verwaltungsamt für die Reviſion aller Rechenſchaften ver Staats» 
und öffentlichen Anftalten, theils ein Gericht über Beanftandungen, bie bei ber 
Revifion erhoben werben, über Beſchwerden der unteren Behörben, über Angaben 
gegen Steuereinnehmer wegen Unterfhlagung u. f. f. Hieher gehören: Kanzlei und 
Invofatfiscal-Comtoir. Die Revifion gefhieht im Oberrevifionsdepartement, das in 
3 Comtoirs getheilt ift, eines für die von den Länsregierungen einkommenden Rechen- 
haften über bie Steuereinnahme, eines für die Rechenfhaftsablegungen ber 
Urmee und der Flotte, und eines für die der bürgerlichen Verwaltung. 

Außer diefen Aemtern der Regierung giebt e8 noch zwei reichsſtändiſche, 
beren Berwaltungsbeamten von den Ständen angeftellt und ihnen allein Reden: 
ſchaft ſchuldig find, nämlich: 

Die Bank der Reichsſtände, die allein berechtigt ift Banknoten aus- 
zugeben, die im Reid als Geld cirkuliven, wird von einer Oberverwaltung diri- 
girt, gebildet aus 12 Bevollmächtigten ber Reichsſtände, 3 von jedem Stand, bie 
bei jedem Reichätage gewählt werben. Unter ihr beforgt eine Unterverwaltung von 
6 Bank-Kommiffarien die eigentliche Verwaltung. Die Gefhäfte find auf 6 Ab» 
theilungen vertheilt. Die Reihanftalten der Bank: das Bancodisconto in Stodholm, 
Leihcomtoirs in Ootendurg, Malmd und Wisby, ftehen alle unter Verwaltung ber 
Bevollmächtigten ver 4 Stände. 

Das NReihsfhulden-Comtoir ift eine ziemlich eigenthümliche 
Einrihtung. Es wurde zuerft 1719 unter dem Namen des Comtoirs der Reichs⸗ 
ftände gebildet, um bie Tilgung der Staatsfhuld zu leiten und die bazu angemwiefe- 
nen Mittel zu verwalten; es wurde von den gewählten Bevollmächtigten der 
Stände virigirt. Als aber während ver f. g. Freiheitszeit ſich die Neichsftände ter 
ganzen Staatsverwaltung thatſächlich bemächtigt hatten, fehlen es unnöthig zwei gelb» 
verwaltenve Behörben zu haben, weßhalb das Comtoir der Reichsſtände 1766 ein- 
gezogen und die Verwaltung der Reichsſchuld dem Stantscomtoir überlaffen wurde. 
Die Folge war, daß, als die Revolution von 1772 bie Königsmacht wiederher- 
ftellte, die Verwaltung der Schuld mit dem Staatscomtoir unter des Königs Ge— 
walt fam. Nachdem aber während ber Regierung Guftavs III. die Schuld zu einem 
fo bebeutenden Betrag angewahfen war, daß bie Hülfe der Stände wieber ange: 
rufen werben mußte, wurde 1789 das Reichsſchulden-Comtoir, das feitvem fort» 
dauert, eingerichtet. Geine Pflicht ift: die Tilgung der Reichsſchuld zu beforgen, 
die von ben Reihsftänden für diefen Zwed angewiefenen Zahlungen zu bemerfftelli- 
gen, alle vemfelben beftimmten Einnahmen zu verwalten und dafür Rechenſchaft ab» 
zulegen, und beim Mangel an anderen Mitteln auf Krebit der Stände Anleihen 
zu machen. Die Einkünfte des Reichsfchuldencomtoirs find: bie f. g. allgemeine 
Beiſteuer (Einfommenftener), Spielfarten- und Zeitungs-Stempel, Ueberfhuß von 
den Einkünften des Staatshaushalts, Rente von auggeliehenen Geldern, ein 
größerer ober fleinerer Theil des Gewinns der Bank u. ſ. f. Das Comtoir wirt 
von 12 Bevollmädtigten ver Reihsftände, 3 aus jevem Stande für jeden Reichs— 
tag gewählt, bie nur den Befehlen der Neichsftände gehorchen dürfen, verwaltet. 
Unter ihnen fteht ein Kommifjariat mit 3 Kommiffarien, ein Buchabſchluß-⸗ und 
ein Revifiond-Comtoir. 

Finanzen. Bei jedem Reichstag beftimmen die Stände die Einkünfte bes 
Staats für die drei folgende Jahre. Die Ausgaben find entweder orventliche, jähr- 
lich wiederkehrende, oder außerordentliche, die nur für einmal oder für eine 
fürzere Zeit vorgefehen werben. Diefes Unterſchieds erwähnen bie Grundgeſetze 
nit, er hat ſich aber durch die Praris gebildet. Die orbentlihen Ausgaben zer- 
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fallen in 9 Haupttitel: 1 für ven königlichen Hof, 1 für jedes Staatsbepartement, 
und 1 für die Penfionen u. f. w. Des Bergleihs wegen wird bier das orbents 
liche Ausgabenbutget des Jahres 1860 mitgetheilt, nebft dem von 1841, wo bie 
jegige Eintheilung der Haupttitel zum erften Male angewendet wurde, 

1841. 


1860. 
r ot. der u R ocent ber wachs. 
Hauptiitel. Ge — an — era 
1. Der Hof 1,079,550 6,7 1,278,400 4,7 15 
2. Juftizdepart. 1,034,355 6,42 3,198,570 8,2 112 
3. Dep. d. Auswärtigen 338,475 2,1 499,200 1,7 41 
4. Landwehrbepart. 6,159,765 38,23 8,727,720 32,7 41 
5. Marinevepart. 1,997,145 12,39 3,305,100 12,2 65 
6. Eivilbepart. 1,268,550 7,87  2,206,950 8,2 74 
7. Binanzdepart. 2,071,155 12,85 4,270,450 15,8 106 
8. Kirhlihes Depart. 1,483,320 9,2 3,276,400 12,2 121 
9. Benfionen u. f. w. 682,005 4,23 1,168,920 43 711 
Summe 16,114,320 26,911,710 67 


Unter den einzelnen Ausgabspoften haben die für die Schulen den größten Zu⸗ 
wachs erfahren. Die Vermehrung in dem Juſtizdepartement befteht bauptfächlich in 
den gefteigerten Koften für die Pflege und Unterhaltung der Gefangenen (von 
587,000 bis auf 1,350,000 Rthlr.), obwohl fich pie Zahl ver Gefangenen beveutend 
vermindert. Innerhalb des Finanzdepartements haben ſich befonvers die Ausgaben 
bes Zoll» und Poftamtes, in Folge erhöhter Thätigfeit vermehrt. Beim Reichstage 
von 1856 erhielten die Beamten im Allgemeinen eine bebeutende Gehaltserhöhung; 
tamals ftieg auch der ordentliche Ausgabenetat von 19,315,380 bis auf 25,508,500 
Rthlr. oder um 320/,. 

Die ordentliden Staatsausgaben werben aus ven Staatdein- 
fünften, bie zum Staatscomtoir eingehen, beftritten. Diefe find: 1. Die orbent- 
lihen, deren Erhebung fo lange fortvauert, bis fie in gefegliher Orbnung 
abgefhafft werben; bie beventendfte unter ihnen ift die ordentliche Rente, bie Zu- 
fammenfaffung mehrerer alten, zum Theil uralten auf das Land gelegten Steuern, 
die im Budget von 1860 auf 4,656,700 Rthlr. berechnet wurde; dann ber Krons 
zehnt, jener Theil des Zehnten, der bei der Reformation zum Staat eingezogen 
und befien Betrag jet firirt worben ift; er beträgt 1,547,250 Rthle., ferner 
eine nunmehr unbebentende Kopffteuer: 560,000 Rthlr.; Pachtgeld von Königs⸗ 
böfen: 310,000 Rthlr. u. a. Kleinere. — Mehrere der orventlihen Steuern find 
In neuerer Zeit abgejchafft worden, dennoch iſt aber ihr Gefammtbetrag durch Preis- 
fteigerungen (ein großer Theil wird nämlich in natura bezahlt), richtigere Berechnung 
u. ſ. f. gewachſen. Der Gefammtbetrag wurde 1860 zu 8,171,000 Rthlr. ange 
ſchlagen. 2. Außerordentliche oder Beiftenern, bie die Stände bei jedem Reichs— 
tag bis zum nächſten Budget auf fi nehmen. Diejenigen, welde zum Staatscom- 
toir eingeben, find: Der Zoll, 1860 zu 11,100,000 Rthlr. berechnet, hat feit 
1854 jebes Jahr, außer 1858, biefe Summe überftiegen. Die Branntwein» 
fteuern; diefe Einnahme war unbebeutend, bis fie 1854 und 1857 durch Wende» 
rungen bes Geſetzes erhöht wurde. Die Einnahme ift 1860 zu 7,000,000 Rthlr. 
veranfhlagt worden, hat jevoh 1861 und 1862 über 8,400,000 Rthlr. betragen. 
— Die Bofterträgniffe, die nur auf die Erweiterung der Pofttommunifationen 
verwendet werben: 1,400,000 Rthle. Die Stempelerträgniffe: 1,300,000 
Athle., Summe: 20,000,000 Rthlr. Im Budget von 1841 waren bie außerorbent- 
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lihen Staatseinfünfte zu 7,006,500 Rthlr. berechnet. Die Gefammtfumme ver 
orbentlihen und außerordentlichen Staatseinfünfte wurde 1841 auf 13,856,000, 
1860 auf 28,971,000 Rthlr. angefchlagen; Zuwachs 109%/,. 

Das Budget von 1860 zeigte mithin einen jährlichen Ueberfhuß von über 
2 Millionen. Solche Mebreinnahmen nebft den Ueberfhüffen, vie dadurch ent- 
ftehen, daß irgend ein Einnahmentitel wirklich mehr, als berechnet worden, einge- 
bracht hat, werben von dem Staatscomtoir bem Reichsfchulden-Gomtoir übergeben, 
das wiederum für das Staats-Comtoir die erforderlihen Gelder bereit hält, um 
das Deficit zu bebeden, welches entftehen kann, wenn entweber ber ganze Yus- 
gabenetat die Einkünfte überfteigt oder auch irgend ein Einnahmentitel weniger er- 
giebt als berechnet worben ift. 

Die außerordbentliben Staatsausgaben werben nicht unter 
die Hanpttitel des orbentlihen Budgets aufgenommen, fondern bilden vie f. g. 
außerorbentliche Etatsregulirung; fie werben nicht für jedes einzelne Jahr, fondern 
für die 3 Jahre, die zufammengenommen eine Budgetsperiode ausmadhen, ange» 
wiefen. Beim legten Reichstage betrugen biefe Anweifungen 251/, Millionen (da⸗ 
runter 7,900,000 Rthlr. zur Berzinfung und Amortifirung der Eifenbahnanleihen ; 
dagegen find bie durch neue Anleihen zu beftreitenden Ausgaben für Eifenbahn- 
bauten nicht einbegriffen). Diefe Ausgaben werben nit auf das Staats-Comtoir, 
fondern auf das NReihsjchuldencomtoir angewiefen, das eigene gelpverwaltende DOr- 
gan ber Stände, deſſen Mittel von Erſparniſſen, Ueberfhüflen u. f. w. während 
berfelben Zeit auf 191/, Mill. angefchlagen wurden. Das Deficit wurde auf vie 
gewöhnliche Art gevedt: durch Uebernahme einer „allgemeinen Beiſteuer“ (Ein- 
fommenfteuer), deren jährlicher Betrag zu 2,250,000 Rthlr. ober für alle 3 Jahre 
zu 6,750,000 Rthlr. berechnet wurde; in der Wirklichkeit ergab fie 1861: 
2,397,000 Rthlr. " 

- Außer tiefen vorhergefehenen Ausgaben ift die Regierung in ven Stand ge- 
fegt unvorhergefehenen Bepürfniffen durch zwei Krebitive zu begegnen, von melden 
das größere nur im Kriegsfalle benugt werben darf, das Hleinere aber au für 
andere höchſt wichtige Zwede. Sie find auf das Reichsſchulden-Comtoir geftellt, dem 
e8 obliegt, das Geld herbeizufhaffen. 

Bil man alle jährlichen Ausgaben des Staates berechnen, fo muß man zu 
ben oben angegebenen orbentlichen 26,911,710 Rthlr. 
ein Drittel der außerordentlihen hinzufügen: 8,489,861 „ 


woraus fi) die Summe von 35,401,571 Rthlr. 

an jährlichen Stantsausgaben während der Budgetsperiode 1861—63 ergiebt. 

Schulden. Bis 1854 hatte der Staat nur eine unbedeutende Schuld, 1854 
beichloffen die Stände den Bau von Eifenbahnen für Rechnung des Staates; bie 
erforberlihen Mittel follten burd Anleihen gefhafft werden; das Anleihen aber, 
das bei demſelben Reichstage befchloffen ward, wurde nur zu einem unbedeutenden 
Theil erhoben, weil die folgenden ergiebigen Jahre durch Ueberfchüffe in den Staats- 
einfinften hinreichende Mittel gaben. Dagegen find die von den folgenden Reichs— 
tagen beſchloſſenen Anleihen, zum größten Theil außerhalb des Landes, durch Ver: 
mittlung des Reichsſchulden-Comtoirs, welches dieſe Gelder verwaltet, realifirt 
worden. Am legten Juni 1862 beliefen fi dieſe Eifenbahnenfchulden auf 
47,528,242 Rthlr., wovon das Reichsſchulden-Comtoir 10,728,560 Rthlr., theils 
bis auf weiter verzinslih angelegt, theils rüdftändig und theils zur Zahlung be— 
veit hatte, fo daß die wirkliche Schuld damals 36,799,682 Rthlr. betrug. 

Deim gegenwärtigen Reichstage (1863) hat die Negierung ein neues Eifen- 
bahnanleihen von 25 Millionen vorgefhlagen. 
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Außer den Eifenbahnfchulden hatte das Reichsſchulden Comtoir Ende 1861 
zinstragende Schulden 7,352,213 Rthlr.; dagegen zinstragende Forderungen 
10,987,454 Rthlr. 

IV. Die Gemeinden. 

Die in Schweren von Alters her ftark ausgebildete Selbftänbigkeit der Kom- 
munalverwaltung ift in den legten Jahrhunderten, befonders auf dem Lande, in 
gleihem Maße mit ver Entwidelung des Staatslebens beträchtlich geſchwächt wor» 
den, jedoch niemal® ganz erlofhen; um fo weniger als die Gemeinden, Kirchfpiele, 
Härade, Städte, ftetd gemeinfhaftlih zu verwaltendes Eigenthum, gemeinfchaftlich 
zu tragende Ausgaben, gemeinschaftlich zu beforgende Angelegenheiten gehabt haben 
— mas alles durd ihre eigenen gewählten Beamten gefchehen ift. Die Kommunal» 
freiheit ift jest in ein neues Entwidelungsftabium durd die neue Berfaffung einge» 
treten, welde vie Regierung nad dem Wunſch der Reihsftände 1862 den Gemein- 
den gegeben hat und deren Hauptpunfte hier mitgetheilt werben mögen. 

Die Kirchfpielsverwaltung, bei welcher jeder im Kirchſpiel fteuerpflichtige 
ſchwediſche Unterthan guten Rufs (tie am allerniedrigften Befteuerten ausgenommen) 
Stimmredt bat, find doppelter Art: Was die Kirhe und deren Eigenthum, das 
Bollsfhulwefen, ven Gehalt ver Priefter und der Boltsfhullehrer u. f. f. betrifft, 
wird auf Kirhfpielsfigungen, die aus allen rer ſchwediſchen Kirche angehörenden 
Stimmberedhtigten, unter bem Borfig des Pfarrers, gebilvet find, geübt. Alle anderen 
gemeinfhaftlihen Dronungs- und Haushaltungsgefhäfte werben in Kommunal- 
figungen, mit felbftgewähltem Wortführer, oder durch Kommunalbevollmädtigte er- 
ledigt. Beide Sigungen können für ihre Zwede Befteuerung beſchließen. Die De» 
legationen der erfteren find: Kirchenrath und Schulrath, auf 4 Jahre gewählt, 
von denen ber erftere die Angelegenheiten der Kirche zu verwalten und eine gewiſſe 
bisciplinäre Aufficht auszuüben, ver letztere mit ber Verwaltung der Volksſchule 
zu Schaffen hat. Die Kommunalfigung wählt einen j. g Kommunalnämnb von 
3—11 Mitgliedern, der die erefutive Behörde der Kommunalfigung ift, das ge- 
meinfame Gut verwaltet, die Debitirung und Einnahme der zur Dedung ber ge 
meinfamen Bebürfnifje bei der Sitzung beſchloſſenen Steuern bewerfftelligt, ven 
Ausgaben- und Einnahmen » VBorfhlag, welder der Prüfung der Sigung anheim 
geftellt wird, auffegt u. f. f. Die Kommunalfigung kann ihr Recht den Kommunal» 
Devollmädhtigten übertragen, bie aus dem Kommunalnämnd, nebft der dreifachen 
Zahl von der Sigung auf 4 Jahre Gemwählter, beftehen. Doch können nicht die Kom- 
munal-Bevollmädhtigten, fonvdern nur die Kommunalfigung felbft, über den Verkauf 
bes Grundeigenthums der Gemeinde, über die Auferlegung von Ausgaben für 
längere Zeit ala 5 Jahre, befchließen, oder Wahlen vornehmen, und ohne bie Be— 
ftätigung des Königs Tann die Kommunalfigung fein Grundeigenthum veräußern 
noch Anleihen auf längere Zurüdzahlungszeit ald 2 Jahre aufnehmen. 

Jede Stadt bildet eine Gemeinde (Kommune) für fih; ihre Kommunalfigung 
heißt allgemeine Rathftube. In jeder Stadt aber mit mehr als 3000 Einwohnern 
wird das Beihlußreht durch Stabt-Bevollmächtigte ausgelibt, die von ber allge» 
meinen Rathſtube auf 4 Jahre in der Anzahl von 20—60, je nad der Einwohner» 
zahl, gewählt werben. Die erefutive Behörde in den Städten, ſowohl für Staats- 
als Gemeindefachen, ift der Magiftrat (Bürgermeifter, von dem König unter drei 
von der Stabt vorgefhlagenen Kanditaten ernannt, und Rathsherren, von der Gtabt 
gewählt). Die öffentlihen Güter und Finanzen der Stadt werben von einer durch 
die Stabt-Bevollmäcdhtigten gewählten Kämmerei oder wo es biefe nicht giebt, von 
ber allgemeinen Rathſtube verwaltet. 
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Die beveutendfte unter den neuen Kommumalverfaffungen, bie in neuen For⸗ 
men eine feit Jahrhunderten unbenugte Inftitution wieder belebt, find vie fands- 
thinge. In jedem Län foll e8 ein Landsthiug geben, das aus mindeſtens 20 auf 
2 Jahre gewählten Abgeorbneten der Länsftäbte und Härade ober Thingslage 
(Städte jedody mit über 25,000 Einwohnern — d. h. Stodholm und Ootenburg 
— hierunter nicht mit einbegriffen) beftehen fol. Dem Lanbsthing kommt es zu, 
über die dem ganzen Län gemeinfamen Angelegenheiten, vie vie allgemeine Haus- 
haltung, die Entwidelung der Landwirthihaft und anderer Gewerbe, Kommunilations- 
anftalten, Gefunbheitspflege, Unterricht, öffentliche Orbnung und Sicherheit u, f. w. 
angehen, zu berathichlagen und zu beſchließen. Das Landsthing hat feine orbentlichen 
Zufammentünfte jedes Jahr im Monat September während höchſtens 8 Werktagen; 
es kann entweder auf Grund eigenen Befchluffes oder auf königlichen Befehl außer: 
ordentliche Berfammlungen halten; der Borfigende wird vom König auserfehen ; bie 
Verhandlungen find öffentlich; die Initiative fommt der Regierung, dem Landes» 
hauptmann und jedem Mitglied des LTanbtshinges zu. Das Landsthing beftimmt 
ben Steuerbetrag, der zur Beftreitung der beſchloſſenen Ausgaben von den fteuer- 
pflitigen Einwohnern des Läns geleiftet worden fol, und macht Anleihen; doch 
wird die Genehmigung der Regierung erforbert für Auferlegung von Ausgaben, 
welche eine Befteurung auf längere Zeit ald 5 Jahre erfordern, für Anleihen auf 
längere Zahlungszeit als 5 Jahre und für Veräußerung von Grundeigenthum. Für 
bie übrigen Beſchlüſſe, außer was die Gefhäftsorbnung des Landsthinges u. dgl. 
betrifft , ift vie Genehmigung der Tänsregierung nöthig; wird biefe verweigert, fo 
Tann das Thing die Frage der Prüfung des Königs anheimftellen. Nah dem zum 
nächſten Neihstage ruhenden Vorſchlag zur Repräfentationsveränderung würben bie 
Landsthinge den Auftrag erhalten, die Mitgliever der oberen Kammer zu wählen. 

Wenn ein Beſchluß dieſer Kommunalbehörben, um zur Geltung zu gelangen, 
der Genehmigung des Königs oder der Länsregierung unterliegt, fo fann zwar bie 
Betätigung verweigert, nicht aber durch eine abweichende Anordnung in die Selbft- 
verwaltung der Kommunen eingegriffen werben. Uebrigens können die zuftänpigen 
Berwaltungsbehörden ven Beihluß einer Kommunalbehörde auch dann auf erhobene 
Beſchwerde außer Kraft fegen, wenn berfelbe vie Rechte Einzelner verlegt. 

V. Statiftifches. 

Die beften fartographifchen Arbeiten über Schweben find: die Karte bes to— 
pographiſchen Korps (Mafftab 1/u0000), die in 93 Blättern, wovon feit 1860 15 
erfchienen, herausgegeben wird; — von den Hleineren Provinzlarten desfelben Korps 
(Maßftab I/ago,noo) find feit 1841 acht erfchienen und dazu eine größere von 9 DBlät- 
tern über die Umgebungen Stedholms; — Ferſſell's Karte in 9 Blättern über 
ben füplihen und mittleren Theil Scandinaviens (Mafftab 1/soo,000), 1825; — 
Hahr's Karte in 8 Blättern (Mafftab 1/,00,000), zweite Ausgabe von 1861. Bis 
bie Läng-Aarten des topographifchen Korps fertig werben, hat man bie durch Freih. 
Hermelin, am Ende des vorigen und Anfang des jegigen Jahrhunderts, herausge- 
gebenen. Die Kartenzeichnung des nörblichen Theils des Reiches ſtützt ſich noch nicht 
auf hinreichend zuverläffige Meffungen, vie jevod gegenwärtig ununterbrocden ge» 
macht werben, 

Ein geologifhes Kartenwert (Mafftab 1/sn,000) Über das fürliche und mittlere 
Schweden, auf genaue Unterfuhungen geftügt, wurde 1862 begonnen. 

Des ftatiftifhen Materials giebt es nicht wenig. Für die Bevölferungs- 
Statiftit hat man die je fünf Jahre umfaffenden Berichte der Tabellkommiſſion, 
feit 1855 des ftatiftifchen Gentralburenus, das auch in „Statiftit-Tipshrift" jährliche 
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ſummariſche Berichte veröffentlicht. Für die Gewerbe: die Jahresberichte des Com⸗ 
merce-Rollegiums über den in- und ausläntdifhen Handel, den Zuftand der Fa— 
brifen und Manufafturen, wie des Bergbaues, nebft ven Fünfjahrsberichten ver 
Landeshanptleute; für die Kriminalftatiftit: die Jahresberichte des Gefängnigamtes 
und den jährlichen Amtsbericht des Juftizminifters, welder letztere Bericht nicht 
nur bie Verbrechen, ſondern and die bürgerlichen Rechtshändel, und die Angabe 
der verlauften oder hypothecirten Grunpftüde umfaßt. Alle dieſe Schriften erfchei- 
nen gegenwärtig in gleihförmigem Aeußern unter dem gemeinfamen Titel: „Bidrag 
till Sveriges officiella Statistik" Ueber ven. Gefunpheits-Zuftand hat man bie 
Jahresberichte des Gefunpheits-Kollegiums. Ueber ven Stand ver Reichs-Bank er- 
ſcheint jährlich eine Ueberfiht, außer den wöchentlichen Rapporten, die in den Zei- 
tungen mitgetheilt werben. Zur Kenntniß der Staatöfinanzen erſcheinen jährlich ein 
Kapital-Konto zum NReihshauptbuhe und Auszüge aus ven Mechenfchaften des 
Reihefhulden-Comtoird; außerdem werben die Berichte ber Reviforen der Reichs— 
ftände über die Unterfuhung der Rechnungen der Banf, des Staatshaushaltes und 
des Reichsſchulden · Comtoirs veröffentlicht. Uebrigens finden ſich mehrere ſtatiſtiſche 
Mittheilungen in den Reichstagsverhandlungen, in den Gutachten der Comite's u. a. 
Meteorologifche Beobachtungen werden durch die Fürforge ver Akademie ber Wilfen- 
haften angeftelt und ver Oeffentlichkeit übergeben. 

Areal. Schweden umfaßt 8000 geogr. D.-M., wovon 772 aus Seen 
beftehen. Schweren ift zwar ein Bergland, doch nicht in demſelben Grade ald Nor 
wegen, ober fo, daß fi feine Berge durch befondere Höhe auszeichnen. Sein höd- 
fter Berg Sulitelma erhebt fih 6342 ſchwediſche (5791 parifer) Fuß über bie 
Meeresfläche. Während in Norwegen mehr als die halbe Oberfläche mehr als 
2000 Fuß über dem Meer liegt, wirb in Schweden dieſe Höhe nur von etwas 
wenig mehr als 1/2 (684 geogr. D.-M.) erreicht. Alle diefe hochlänvifchen Ge— 
enden finden ſich im nörblichen Theile des Reichs; denn im Süden vom Dal- 
ist giebt e8 feinen Berg, der mehr ald 2000 Fuß über die Meeresflähe er- 
ericht. Faft 1/, (2637 geogr. D.-M.) liegt weniger ald 300 Fuß über der Meeresfläde. 

Die Bevölkerung befteht faft ausfhlieflih aus dem ſcandinaviſchen 
Stamme; eine Ausnahme machen die Finnen, etwa 10,000, die Lappen, circa 
5100, und die Juden, gegen 1000. Die Volksmenge betrug den 31. Dec. 1861: 
3,917,339 Seelen, oder 489 Seelen auf die geogr. D.-M. (Nah der neueften 
Zählung Ende 1863: 4,200,000, aljo 525 auf die geogr. Quadratmeile. — 
D. Ne.) Sie ift jedoch fehr ungleich vertbeilt: die 18 Läns, die fünlich 
von Dalelarlien und Geflebergs Län liegen und, bie Seen abgerechnet , 2389 
geogr. D.-M. umfaflen, Hatten 1860: 3,228,178 Einw. over 1351 auf bie 
D.:M., während die 6 nörblihen Läns, mit einem Areal von 4839 D.:M. 
(bie Seen abgerechnet), 631,550 Einm., ober 130 auf die geogr. Q.M. hatten. 
Die Bevölferung ift mithin im füblichen Theile mehr als 10 mal fo dicht als im 
nördlichen. Das füplichfte Län, Malmöhus, hat 3478, das nörblichfte Norrbotten, 
nur 93 Einw. auf der D.-M. Land. Bon der Bevölkerung des Jahres 1860 
wohnten 434,519 (11,260/,) in den Stäbten, und 3,425,209 (88,740/,) auf dem 
Lande. Die ftäptifche Bevölkerung, im Vvergieich mit der Landbevölkerung iſt mit⸗ 
hin in Schweden ungewöhnlich gering, aber ſeit 1840 in ſtetem Zuwachs begriffen. 
Es giebt nur eine große Stadt, Stodholm, deſſen Einwohnerzahl 1860 ſich auf 
112,391 belief; ihr am nächften fommt Öotenburg mit 37,043; ferner Norrlö« 
ping mit 19,956, Malmö mit 18,919, Karlskrona mit 15 ‚300, Gefle mit 10,915, 
alle übrigen unter 10,000. 
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In Schweven hat das weiblihe Geſchlecht ein ungewöhnlich großes Meberge- 
wicht Über das männliche; es ſcheint dies vornehmlich ein Erbe aus ben fteten 
Kriegen des 17. und bes Anfanges des 18. Jahrhunderts zu fein. Im Jahre 1751, 
dem erften Jahre, für das ſich Angaben finden, verhielt fih das männliche Ge: 
ſchlecht zum weiblichen wie 1000:1124 — eine größere Disproportion als in ir- 
gend einem andern Lande befannt ift! Diefes Mißverhältniß ift feitvem in ftetem 
Abnehmen begriffen gewefen, dad nur während der Kriege, dann aber immer, eine 
Unterbrehung erlitt. 1810, nach dem legten ruffifhen Kriege, war das Berhält- 
ni 1000:1097; 1860 wie 1000:1059. Im legtgenannten Jahre war das Ver: 
bältniß zwifchen ven Gebornen männlichen Geſchlechts und denen weiblichen 1000:957 
— während des Quinguenniums 1851—1855 1000:952. 

Bon der Bevölkerung waren den 31. Dec. 1855 32,590/, verheirathet. Der 
Unterſchied zwiſchen Stadt und Land ift in biefer Hinficht fehr bebeutend; denn 
während die Verheiratheten auf dem Lande 33,430%/, ausmadten, beliefen fie fid 
in den Städten auf nur 25,35%/,, und in Stodholm auf 22,270/,. Die relative 
Zahl der Berheivatheten hat ſich feit 1805 im ganzen Reihe um nicht völlig 
40/, gemindert, in den Städten außer Stodholm 6%/,, in Stodholm 9%), — eine 
Veränderung , die, da der Wohlftand während derſelben Zeit unläugbar zugenoms- 
men bat, theils einer größeren Menge unfittliher Verbindungen, theils gefteigerten 
Anfprüchen auf das, was man, um eine Familie zu gründen, braudt, zugeſchrieben 
werben muß. 

Die Zahl der Lebendgebornen war 1860 133,161 — die größte, bie je er- 
reicht wurde; durchſchnittlich für 1849— 58: 115,198. Das Verhältniß zwifchen den 
Lebendgeborenen und den am Unfange des Jahres Lebenden war 1860: 1 Ge 
borner auf 27,6; dies ift vortheilhafter als in ben vorhergehenden Jahren; im 
Allgemeinen hat die relative Zahl der Lebendgebornen feit der Einrihtung des Ta- 
bellenamtes ein wenig, obwohl unbedeutend, abgenommen; denn vie Zahl der Xe- 
bendgebornen im Verhältniß zur Bevölkerung am Anfange jeves Jahres war: 
17511775: 1 auf 29,03; 1776—1815: 1 auf 30,74; 1816--1855: 1 auf 
30,71. Aud hier ift das Verhältniß etwas vortheilhafter für das Land als für 
die Städte; am günftigften in den beiden nörblichften Lane, Norrbotten und Wefter- 
botten. Die Zahl der Geftorbenen betrug 1860 67,501, oder 1 auf 56,1 ver am 
Anfang des Jahres Lebenden. Diefe Sterblichkeit war jedoch eine ungewöhnlich ge- 
ringe. Am größten war fie 1773, dba nad zweijährigem Mißwachs, mit vefien 
gewöhnlichen Begleitern, den Fiebern, die Zahl ver Geftorbenen 1 auf 19,3 be 
trug; dann 1809, mit feinem unglüdlihem Krieg, in welchem Jahre vie Sterblid- 
teit 1 auf 25,8 betrug. Die relative Sterblidyfeit ift durchſchnittlich geweſen: 
1751 —1815: 1 auf 36,98; 1816—1855: 1 auf 44,6. Eine fehr bedeutende 
Berbeflerung ift mithin hier zu bemerken. Auch in dieſer Hinficht ift das Land vor 
ven Städten und bie Stäbte im Allgemeinen vor Stodholm begünftigt. Am ge 
vingften ift die Sterblichkeit in Jemtland (1846—1855 1 auf 75), Wefterbotten, 
BWelternorrland. 

Zuwachs per Bevölferumg. Ein- und Auswanderungen haben in 
Schweren auf die Vollsmenge wenig Einfluß ausgeübt, denn felbft die Auswande 
rung nach Amerika ift nie bebeutend geweſen; fie belief fi für alle 5 Jahre 
1851— 1855 auf 11,448 Perfonen; auch der Einwandberungen find äußerft wenige 
Der Bevöllerungszuwachs beruht folglich faft gänzlih auf dem Berhältniß ver 
Rativität zur Mortalität. Er betrug während ver Jahre 1751—1815: 701,728 
oder durhichnittlic fürs Quinquennium: 2,63%/,, hat aber für bie legtere Periode 
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ununterbrodhenen Friedens, 1816—1860: 1,394,662 Menſchen, oder im Durd- 
fhnitt 5,119/, in jedem Quinquennium ausgemacht; und obgleid der größte Zur 
wachs während des Duinquenniums 1821—25 (7,210/,) vortommt, fo fann man 
doch nicht fagen, daß der Zuwachs abgenommen habe; denn dem Bortheilhafteften 
am nächſten kommt das legte Quinquennium 1856—1860 mit 6,05%/,; und von 
ven 4 lesten Duinquennien find drei, von den 5 vorhergehenden aber nur.eines bis 
und über 50/, geftiegen. Die Bevölkerung kann im jetigen Jahre 1863 boppelt 
jo groß als im Jahre 1767 gefhägt werden. Ein Theil des Nativitatsüber- 
ſchuſſes des Landes geht immer nad den Städten, und macht ihren Zuwachs grö- 
Ber, als er bloß durch ihren eigenen Nativitätsüberfchuß fein würde; Gtodholm 
lebt von diefem Zufhuß; denn feine eigene Mortalität ift immer, einige wenige 
Jahre ausgenommen , größer als feine Nativität gewefen. Von den Läns find es 
die 3 nörblichften, und man könnte fagen: die jüngften, Wefterbotten, Norrbotten, 
Wefternorrland, die ſich des größten Zuwachſes erfreut haben, während er in ber 
alten Mälargegend, ven Läns Upfala, Weftermanland, Stodholm und Südermann- 
land, am geringften gewejen ift. 

Kriminalftatiftil, Die Angaben, die von den ſchwediſchen Gerichten 
eingehen und auf welche der Juftizminifter feinen jährlichen Amtsbericht gründet, 
find nicht jo bejchaffen, daß aus ihnen ein Bergleih mit den Verhältniffen anderer 
Länder gewonnen werben könnte. Die ſchwediſche Geſetzgebung giebt nämlich feinen 
Anlaß zur Scheidung deſſen, was in anderen Ländern Verbrechen, Vergehen und 
Polizeiübertretung genannt wird; die meiften Gefegübertretungen werben, ohne Rück— 
ſicht aufrgrößere oder geringere Strafbarfeit, von venfelben Gerichten und im Wefent- 
lichen in gleicher Weife abgeurtheilt. Geringere Schlägereien, ungeſetzliches Bren- 
nen oder Berfaufen von Branntwein, Lärm auf öffentlihen Plägen u. dgl., ver- 
größern baher die Kriminalziffern und haben ausländifche Verfaſſer (3. B. Laing) 
veranlaßt, Schweden als in das tieffte fittliche Verderben verjunfen, zu ſchildern. 
Man hat viefem Uebelftand dadurch abzuhelfen gefuht, daß man in den Amts- 
berichten die Verbrechen Haffificirte; da fich aber jene Klaffififation nicht auf das 
Geſetz gegründet hat, ift fie willfürlih geworden, und hat Veränderungen erlitten, 
bie wiederum einen Bergleic der verſchiedenen Jahre oder die Ueberfiht der Zu- 
und Abnahme der Kriminalfahen erfhweren. Aus mehreren gewiffen Thatſachen 
fann jedoch die fihere Schlußfolge gezogen werben, daß die Verbrechen, die bis in 
die Mitte der 1840er Jahre im Zuwachs begriffen waren, ſeitdem beveutend ab» 
genommen haben. Der perjönlihen Gewaltthaten gröbfter Art wurben jährlich durd- 
fchnittlich begangen: 1845—49: 226; 1850—54: 218; 1856: 139; Schläge- 
reien: 1845—49: 4382; 1850—54: 4395 (wobei zu beadhten, daß die Bolfs- 
menge gleichzeitig um 41/,0/, gewachfen); 1856: 3828; Diebftähle: 1845—49: 
4172; 1850—54: 3739; 1856: 2646. In Betreff der durch Geldbuße nicht zu 
fühnenden und Berruf bringenden Berbrehen wurben abgeurtheilt 1857: 2578 
Saden, 1858: 2197. Mehr zufammenhängend und gleihförmig und daher mehr auf- 
Märend find die am Ende jedes Jahres erfcheinenden Berichte des Gefängniß- 
amtes; nad biefen war bie Zahl der wider Willen ver Freiheit Beraubten im 
Berhältniß zur Vollsmenge, 1845 wie 1:521 (die hödfte), 1850 wie 1:660, 
1855 wie 1:664, 1860 wie 1:845, 1861 wie 1:859. Und doch muß hier in Be- 
tracht gezogen werden, daß ein- und zweimalige Diebftähle, die vorher mit Geld« 
firafe gefühnt werden konnten, durch ein Gefeß von 1855 unbedingt mit Gefäng- 
nißftrafe belegt worten find.. Die Zahl der während eines Jahres, der Gericdhts« 
unterfuhung oder der Strafe wegen, Verhafteten betrug : 
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1845 : 8377; 1855: 8636; 1860: 7705; 1861 : 7,379; 
welche Summen, mit der Bevölkerung am Anfange des Jahres verglichen, 
betragen: 

i 1 auf 373; 1 auf 417; 1auf 491, 1 auf 523. 

Die mitwirkenden äußeren Urfahen diefer erfreulihen Veränderung find ge- 
wefen: zunehmender Wohlftand, erweiterte Gewerbefreiheit,, abnehmender Gebraud 
ftarter Getränke, und nit am wenigſten bie durch bie fräftigen Bemühungen des 
Königs Oskar durchgeführten Reformen im Gefänznißweſen, indem bie gemein- 
fame Haft mit Zellengefängniffen vertauſcht worben ift. In Betreff der unehelichen 
Geburten ergiebt fih aus den ſtatiſtiſchen Tabellen kein, gleich erfreuliches Refultat. 
Bon 100, 1776—80 Lebendgebornen waren 3,11 unehelich; die Zahl hat ſich 
aber fo vermehrt, daß fie 1851 —55: 9,33 ausmadte; zwar hat fie ſeitdem etwas 
abgenommen, fo daß bie durchſchnittliche Zahl für die Jahre 1856—59: 8,77 ift, 
zwar hat fein folgendes Jahr jene hohe Ziffer, wie das Jahr 1851, nämlid 9,55 er- 
reicht; aber das Sinken ift nicht gleich gewefen, und die brei legten Jahre zeigen 
eine höhere Ziffer als ein paar vorhergehende, weßhalb man nicht fiher darauf 
ſchließen darf, daß ein befieres Verhältniß definitiv eingetreten ſei. Der Unterfchieb 
zwifchen Stabt und Land ift hier ein fehr bedeutender, und befonderd nimmt Stod» 
holm einen Play ganz für fi ein. Bon 100 Lebendgeborenen 1856—59 waren 
unehelih: in Stodholm 42,3, in ben übrigen Städten 17,8, auf dem Lande 
6,88; während ber 40 Jahre 181655: beziehentlih 41,2, — 17,2 — 5,78. 

Gewerbe. Das natürliche Hauptgewerbe des Landes ift der Aderbau. Seine 
Produkte waren auch in älteren Zeiten für bie Bedürfniſſe des Landes völlig hin⸗ 
reichend. Während der großen Eroberungskriege aber, die durch Aushebungen und 
Steuern Arbeiter und Kapital dem Ackerbau entzogen, änderte ſich dieſes Berhält- 
nig und Schweden wurde von der Mitte des 17. Jahrhunderts an ein getreide- 
einführendes Sand. Die frieblihen Zeiten, bie im 18. Jahrhundert einfielen, ver- 
beflerten dies nicht, weil man nur danach ftrebte, durch gefünftelte Aufmunterung 
anderer Gewerbe ven Unternehmungsgeift und das Kapital dahin zu ziehen. Erft in 
neuerer Zeit hat Schweben angefangen, Getreide für fein einenes Bedürfniß 
und zur Ausfuhr hinreichend zu produciren. Die Einfuhr betrug 1781—90 in jähr- 
lihem Durchſchnitt 4,800,000 Kubitfuß 3). Bon 1840 an hat Schweden (ein Jahr 
ausgenommen) mehr Getreide aus- ale eingeführt. Die Ausfuhr ift während ber 
10 Jahre 1840—49 um durchſchnittlich 1,550,000 Kub.⸗F. jährlich größer ge- 
wefen, als die Einfuhr; während ber Jahre 1850—59 um 4,288,000; 1860: 
10,850,000; (Durchſchnitt für die Jahre 185860: 9,837,000). Die Getreide 
preduktion iſt folglid im fortwährenden bedeutenden Zunehmen begriffen. Die 
Gegenden, die vorzüglich Getreide über das eigene Bedürfniß hinaus hervorbringen, 
find die beiden Läns von Schonen, Weft- und Oſtgotland, nebft den vier Läns 
um den Mälar, — Die Viehzucht hat nicht mit der Entwidelung des Aderbaues 
gleichen Schritt gehalten. Nod werben Butter, Talg, Häute, Wolle eingeführt; bie 
Einfuhr Hievon betrug 1860: Butter 20,126 Etr.; Talg 36,673 Etr.; Häute 
pürre 44,415 Ctr., naßgeſalzte 20,937 Ctr., bereitete 2256 Ctr.; Wolle 25,482 
Eir.t) Bon Seiten des Staats ift für die Aufmunterung und Beförberung bes 
Aderbaues Vieles gethan worden; zunächſt mag hier an die verbefjerten Kommu⸗ 


3) 100 ſchwed. Kub.⸗ruß — 47,618 preußiſche Scheffel, = 26,172 franzöflfche Hectolitred. 
* 1 Gr. oder 100 jdwed. Pd. = 85.0165 preuß. Pfund = 42,5082 Kilogrammes, 
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nifationsanftalten erinnert werben, wie an das Aufgeben des alten Shftems, durch 
gefünftelte Mittel gewiffe Gewerbe zu befördern, worurd das natürliche Haupt- 
gewerbe fein Recht wieder gewonnen hat. Unmittelbar zum Beften des Landbaues 
bat man eingerichtet: bie Akademie der Landwirthſchaft zu Stodholm (1811) mit 
Erperimentirfelde, zwei landwirthſchaftliche Inftitute bei Uituna in Upland (feit 
1847) und Alnarp in Schonen (feit 1859) — das ältefte bei Degeberg in Weft- 
gotland, 1837 eingerichtet, hat aufgehört; — landwirthſchaftliche Schulen in jedem 
Län; Stammbolländereien (feit 1844) gegenwärtig 14; Schäfereien u. a. In allen 
Läns find landwirtbfchaftliche Vereine, die mit den Länsregierungen in Berührung 
ftehen, gebildet worben; landwirthſchaftliche Zufammenfünfte, Ausftelungen von 
Vieh, Geräthen u. dgl. werben in den meiften Läns jährlid und gemeinfam für 
das ganze Reich jeves zweite Jahr abgehalten. 

Die Entwidelung des Landbaues ift von einer gefteigerten Belaftung des 
Grundeigenthums mit Schulden begleitet worden. Am Ende des Jahres 1858 wurde 
die auf Yandgütern hypothecirte Schuld auf 280 Millionen angefhlagen, und im 
Laufe von 1859 famen nody 53 Mil. dazu. Da e8 aber Feine zuverläffige Werthbe- 
ftimmung giebt, mit welder diefe Ziffern zu vergieichen wären, fo geben fie von dem 
Berhältnifie feine deutliche Vorſtellung. Bor 1835 beliefen fi die jährlichen Hypo— 
thecirungen nicht auf 10 Mill., vor 1849, zwei Jahre hindurch, auf 20 Mill.; 1849 
—55 durchſchnittlich auf 26 Mill; 1856 auf 35 Mill.; 1857 auf 54 Mill.; 1858 
auf 511/, Mill.; 1859 auf 53 Mil. Diefer große Zuwachs dürfte zunächſt der 
Steigerung des Handels mit Orundftüden und den höheren Preifen zuzufchreiben fein, 
da gewöhnlich ein Theil des Kaufgeldes gegen Hypothek ftehen bleibt, und wie fehr 
fih jener Handel entwidelt bat, geht daraus hervor, daß Grundſtücke auf dem 
Lande 1831 für 23 Mill. 1845 für 35 Mill., 1855 für 67 Mill., 1857 für 94 
Mill., 1858 für 661/, Mill., 1859 für 631/, Mil. verfauft wurden. Sowohl biefer 
—— Handel, wie der Zuwachs der Schuldbeladung rührt großentheils von der 

eichtigkeit her Geld anzuleihen, die ven Gutsbeſitzern durch die Hypothekenvereine ge— 
währt worden iſt; der erſte dieſer Vereine wurde in Schonen 1836 gebildet; es 
find ihrer gegenwärtig 10. Da fie dur ihre verſchiedene Wirkſamkeit einander ſcha⸗ 
beten und durch die Konkurrenz auf dem Geldmarkte einander vie Gefchäfte erfchwerten, 
fo wurde 1861 eine allgemeine öffentlihe Hypothelenbank eingerichtet, die allein das 
Ausleihen und Amortifiven beforgt und von welcher vie Öypothefenvereine ihre An- 
leihen erhalten, 

Die Forſtwirthſchaft ift für ein Land von Schwebens Lage und Klima 
äußerft wichtig ; leider wird der Berbraud ohne gehörige Rüdficht auf den Nachwuchs 
betrieben, fo daß nad) der Anfiht der Sachverftändigen ver erftere ven letzteren über- 
fteigt. Mehrere Gegenden leiden ſchon an Holzmangel und die Wälder Norrlands wer- 
den durch den Bedarf des Shiffbaus erfchöpft. 

Der Bergbau ift lange ein Hauptgewerbe gewefen. Die Silber- und Kupfer: 

ruben find früher ergiebiger gewefen, als jest; 1861 war der Silbergewinn 2207 

fund, von Garkupfer 36,000 Ztr. Eifen iſt das wichtigfte Mineral Schwerens; bie 
Produktion ift im Steigen und betrug 1861: Roheifen 3,885,000 Etr. Stangen- 
eifen 3,408,000 Etr., Eifenmanufaltur und Stahl 503,000 Etr. Das treffe 
lichfte Eifen wird aus den Gruben Danemoras im Lan Upfala erhalten; der größte 
Eifengewinn aber fällt auf Wermland, Dalelarlien und das Län Derebro. Die Öewine 
nung war vielen Befchränkungen, die in den legten Jahren abgefchafft worden find, 
unterworfen. Zur Unterftügung dieſes Gewerbes haben die Eifenwerksbefiger ſelbſt 
1747 das Eifenfomtoir gebildet, dad durch Anleihen und Auflauf dazu beitragen 

Bluntfgliun Brater, Deutſches Staats -Worterbuch. IX, 11 
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fol, bei niebrigen Konjunkturen bie Preife zu erhalten, und durch feine techniſchen 
Beamten bie Fortfchritte des Gewerbes fördert, — und 1833 die Hypothekenkaſſe ver 
Eifenwerköbefiger, die eine Leihanftalt ift Außer der Bergſchule in Fahlun, die eine 
Lehranftalt des Staats ift, unterhält die Bergfocietät eine zweite In Philipsftabt. Der 
Bergbau befchäftigte 1861 22,427 Arbeiter, 

Fabriten und Manufakturen find aud in Schweden immer von ber Regie- 
rung beſchützt geweſen. In dem Zeitraum, ber dem Tode Karld XII. nachfolgte, 
wurden fie theil® durch Schugzölle und Verbote auswärtiger Fabrikate, theils durch 
unmittelbare Unterftlügung mit Darlehen oder Prämien aufgemuntert; und biefes 
Syſtem hat, obwohl gemilvert, lange fortgelebt. Seit dem Reichstag von 1818 
ift die Zollgefeßgebung liberaler geworben; aber erft feit dem Reichätage von 1854 
bat Schweden grundfäglih das Prohibitiv-Syftem aufgegeben und fi den Freihan- 
belögrunbfägen angenähert; es giebt jest feine Verbote der Einfuhr, und die Zoll- 
taren find im Allgemeinen niebrig. Der Werth der erzeugten Fabrikwaaren wurbe 
1840 zu 21 Mill., 1850 zu 37 Mill., 1860 zu 69 Mil. Rthlr. gefchägt. Die 
Zahl der an den Fabriken angeftellten Urbeiter war 1840: 15,410; 1850: 
23,427; 1860: 30,757. Unter ben Fabrifen nahmen kurz vor dem amerifanifchen 
Bürgerkriege die Baummollenfpinnereien fowohl in Bezug auf den Fabrifations- 
werth (12,182,000 Rtbir.), als auf die Zahl der angeftellten Arbeiter (1860: 
4021) den oberften Plag ein; ihnen am nächſten famen bezüglich der Arbeiterzahl 
bie Tuchfabriken (mit 2981) und mechaniſche Werkftätten (mit 2913); in Bezug 
aber auf ven Fabrikationswerth nehmen die Zuderfiedereien (11,925,000 Rthlr.) 
“bie zweite und die Tuchfabriken (9,190,000 Rthlr.) die dritte Stelle ein. 

Zu den Fabriken wird nit das Branntweinbrennen gezählt, das jedoch jet, 
da feit 1861 fein Hleinerer Keffel ald von 300 Kannen (30 Kub.⸗F.) angewendet 
werben barf, ein Fabrifgewerbe ift. Erſt feit derfelben Zeit, da bei jever Bren- 
neret ein Kontroleur angeftellt worden ift, kann man mit volllommener Gewiß- 
heit den Betrag der Fabrikation bemefjen. Diefer war 1861: 14,007,000 und 
1862: 14,376,000 Kannen. 

Mit Handwerksarbeiten befchäftigten fich 1860 in ben Städten und auf dem 
Lande 56,861 Menſchen. 

Der inländifhe Handels- und Schifffahrtsbetrieb, früher mit ſchweren 
Feſſeln belegt, ift jegt frei. Mit ihm waren beſchäftigt 1850: 1665 Schiffe von 34,884 
Laſten, 1860: 1929 Schiffe von 40,822 Laften. Ungefähr 2/3 dieſer Schiffe wer- 
den von eigenen Befigern, den Yandleuten der Scheren und an den großen Seen, 
beſonders in den Läns Stodholm und Gotenburg, geführt. Ein großer Theil des 
inländifhen Waarenumfages wird durh die Dampfſchiffe beiorgt, deren Geſammt ⸗ 
zahl 1860: 203 von 9332 Pferbefräften war; nur einige wenige gingen ins Aus- 
land. Bon den vornehmften Kanälen wurben beſchifft: 


Bon Segelſchiffen: Bon Dampfihiffen: 
1850 1860 1850 1860 
Der Kanal von Trollhätte 3763 5559 296 1120 
Der Göta-Kanal 1574 3339 346 948 
Kanal von Södertelje 1840 2167 881 1638 


Die auswärtige Handlung und Seefahrt hat fi gleichfalls fehr entwidelt. 
Der Gefammtwerth der Ein- und Ausfuhr wurde 1835 zu 51 Mil., 1840 zu 
58 Mill,, 1850 zu 73 Mill., 1860 zu 169 Mil. Rthlr. gefchägt. Die mit Fracht 
von und nad dem Ausland angelommenen und abgegangenen Schiffe hatten 1850 
858,000, 1860 737,000 Laften, Die wichtigſten Einfuhrwaaren find: Zuder, 
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rober, wovon 1860 35,707,000, und raffinirter, wovon 3,671,000 Pfo. (wäh⸗ 
rend 20 Jahren faft verbreifadht) eingeführt worden find; am nächſten fam vor 
dem amerifanifchen Krieg die Baumwolle, wovon, um die Baummolleninduftrie, 
die 20 Jahre vorher nicht mehr als 1,853,000 Pfo. verwendete, zu nähren, 1860 
19,226,000 Pfd. eingeführt wurden. Bon Kaffee wurden 1840 5 Mill., 1850 
8 Mill., 1860 15 Mill. Pfo. eingeführt; der Verbrauch hievon, wie von Zuder, 
bat ſich folglih in 20 Jahren verbreifaht. Bon Salz wurde 1860 etwas mehr 
ale 2 Mil. Kub.-F., von Wolle 21/, Mil. Pfo. und von Tabaksblättern 4 Mil. 
Pfd. eingeführt. — Unter den Ausfuhrwaaren find die Holzwaaren obenan zu 
ftellen. 1860 wurden 1,390,000 Dugend Bretter und Planen und 620,000 
Ballen ausgejchifft; wiewohl groß, ift doch dieſe Ausfuhr geringer als 1855 und 
1856. Bon Stangeneifen betrug die Ausfuhr 1860 2,296,000 Etr., bie größte, 
die je vorgefommen; von Getreide: 10,850,000 Kub.-$., ebenfalls größer, als 
je vorber. 

Die Zolleinnahme betrug 1860 13,422,000 Rthlr., wovon der Zuder 
3,333,000, gewebte Zeuge 2,400,000, Kaffee 1,515,000, Tabak 1,333,000 u. 
f. f. bezahlt haben, 

Bon fremden Ländern ift e8 England, das mit Schweden ben größten 
Handel treibt; die Ausfuhr dahin wurde 1860 zu nahe 42 Mil. (480/, der Ge- 
fammtausfuhr) gefhägt; fie umfaßte mehr als die Hälfte der Ausfuhr des Stan- 
geneifens, und mehr als 2/3 der des Öetreides; die Einfuhr wurde zu 161/, Mil. 
Rthlr., darunter 7 Mil. Pfd. Baummolle, 11,770,000 Kub.⸗F. Steinkohle, ge= 
ſchätzt. Die größte Einfuhr fam von Lübel her, 18 Mil. Rthlr., darunter ge- 

ört aber Silber zu 3 Mill. Rthlr.; übrigens befteht fie aus Wolle, Kaffee, 

eberarbeiten u. f. w. Die Ausfuhr dahin beträgt etwas über 4 Mill. Es ift 
eigentlich der Handel Hamburgs mit Stodholm und anderen Städten an ber Oft« 
fee, der den Weg über Lübel nimmt. Nah Dänemark gehen Eifen und Holzwaa- 
ren; von ba werben eingeführt Thran, Del, Kolonialwaaren; nad Frankreich: 
Holzwaaren und Eifen; weggeführt wird Wein, Salzu.a.m, Mit Norwegen wer- 
den ausgetanfcht: Getreide gegen Häring; mit Nordamerika: Eifen gegen Baum 
wolle und Tabak u. f. f. Die ganze Handelsflotte Schwedens zählte 1840: 
87,779 Laſten; 1850: 112,983, 1860: 154,342. Auch Landmannſchiffe nahmen 
an der auswärtigen Seefahrt Theil, 1860 mit 20,608 Laſten, vornehmlich aus 
den Läns Gotenburg, Stodholm, Malmöhus und Wefterbotten. 

Kommunilationsanftalten. Die öffentlihen Wege werben von 
den Grundbeflgern unterhalten und find im Allgemeinen in gutem Zuſtande. Auch 
die Fortihaffung Reifender durch Skjuts ift eine Obliegenheit ver Grundbefiger, 
die verpflichtet find, ſich & biefem Zmwede bei ven Oafthöfen mit Pferden einzu- 
finden, wo nit jene Schuldigkeit auf ihre Unkoften von einem Entrepreneur 
übernommen worben ift. Gegenwärtig geht jedoch hierin eine Veränderung vor 
fih, indem das Poſtamt angefangen bat, für vie allgemeiner befahrnen Linien 
Poſtdiligeneen, die ſowohl Poft als Reiſende fortfhaffen, zu halten. 

Kanäle find für ein Land, das fo viele dadurch zu verbindende natürliche 
Waſſerkommunikationen hat, fehr wichtig. Die beveutenpfteri find folgende: ver 
Götafanal, 1810—32 gebaut, verbindet die Oftfee mit dem Wetter, und ben Wet- 
ter mit dem Wener; — der Trollhättelanal, ein älterer 1793—1800, ein jünge- 
rer von größeren Dimenfionen 1838—44 gebaut, durch welchen die Trollhätte— 
Fälle im Götaftrom umgangen werben; durch biefen und den Götakanal fteht das 
Kattegal in Verbindung mit der Oftfee; — der Söderteljekanal, der einen kürzeren 

11* 
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Weg vom Mälar nad) der Oftfee öffnet; — der Hjelmarfanal, ver den Hjelmar 
mit dem Mälar verbindet u. f. w. | 

Eiſenbahnen. Dem ftändifchen Beichluffe zufolge ertheilte die Regierung 
1852 Privilegien mit Zinsgarantie für eine Gefellihaft, die es auf ſich nahm, 
eine Eifenbahn zwifchen Köping am Mälar und Hult am Wener zu bauen. Die 
Geſellſchaft hat nie ihre Schuldigkeit erfüllt, nur die Linie Derebro - Arboga ift 
(1857) fertig geworben. Auf dem Reichsſtage von 1856 wurbe das Zinsgarantie- 
foftem aufgegeben und dagegen befchlofjen, daß alle Hauptbahnen vom Staat gebaut, 
die Nebenbahnen aber an Privatunternehmer überlaffen werben follen. Bon ben 
Hauptbahnen find gegenwärtig fertig und dem Berfehr geöffnet: pie Bahn Stodholm- 
Gothenburg, 421/, Meilen 5) Derebro-Halsberg (an der Bahn Stodholm-Gothenburg), 
2,4 Meilen; von der Bahn von Malmö (am Derefund) nad Fallöping (an der Linie 
Stodholm-Gothenburg) 14 Meilen norbwärts von Malmö und 31/, Meilen füp- 
wärts von Falköping. Bon den übrigen durch Privatgeſellſchaften gebauten Eifenbah- 
nen iſt die zwifchen Gefle und Fahlun (8,6 Meilen) die wichtigfte. 

Banken. a) Die Bank der Reichsſtände (feit 1668) mit einem Grunpftod 
von 15 Mil, treibt gewöhnliche Banfgefchäfte mit Ausleihen, Discontiren, Depofi- 
ten und Aufe und Abfchreiben u. f. w.; fie bat das Recht, Papiergeld, „das als 
Münze im Reiche anerkannt werben fol", alfo mit Zwangfurs, auszugeben, Für Die 
Banknotenausgabe gilt die Orundregel, daß die Banknotenſchuld um höchſtens 30 Mil. 
über die metalliihe Baluta gehen darf, wobei zu bemerken, daß zur metalliichen 
Baluta alles gemünzete und ungemünzete Gold und Silber gezählt wird, das bie 
Bank, entweder in ihrer eigenen Verwahrung, oder für ihre Rechnung im YAuslande 
beponirt, befigt, ferner daß zu jener Schuld gezählt werben nicht nur die umlaufen- 
den Banknoten, fondern auch die Depofitenfhuld und (das Krebitiv des Reichsſchul—⸗ 
denkomtoirs und Borfhüffe für Poftenremißwechfel abgezogen) die ungebraudhten 
Theile bewilligter Kaſſakreditive. — Stand der Bank Ende 1861: 


Debet: 
Metalliſche Baluta 21,976,079. 77 
Schuldforberungen der Banf 68,376,899. 43 
Staatsanleihefond 6) . 3,000,000, — 
93,352,979,. 20, 
Kredit: 
Leihbankenſchuld 9,791,469. 70 
Geldſcheinſchuld: 
Umlaufende Banknoten 37,267,309 — 
— Einſatzſcheine 209 80 
Rückſtändige Depofitenu, Krebitive15,485,070 15 
52,752,588. 95 
Staatsanleihen in Hamburg 3,194,234. 52 
Kapitalrüdftand 27,614,686. 33 


Summe: 93,352,979. 20 


5) 41 fchwed, Meile = 36,000 Fuß — 1,44 geogr. M. 

6) Der „Staatsanleihenfond“ beftand aus einer zur Abhülfe der durd die Handelätrifis 
von 1857 verurfachten Gefchäftöverlegenbeiten, in Hamburg erhobenen Anleihen von 12 Mill. die 
von der Bank verwaltet und 1862 zurüdbezahlt wurde, 
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Die Bank Hatte alfo ven 81. Dec. 1861 über 


ben Grunbfonb 15,000,000, — hinaus 
einen Rüdftand von 12,614,686. 33 


27,614,686. 33, 
der Werth des unbeweglichen Gutes und ber Inventarten der Bank nicht mitberechnet. 
Der Gefammtnettogewinn der Bank während ber 





Jahre 1834—61 betrug 38,203,644 

davon find angewieſen worben 
zur Verftärtung des Grundfonds 7,500,000 
dem Reichsſchuldencomtoir übergeben 18,088,958 
Rüdftand über ven Grundfond hinaus 12,614,686 
38,203,644 


b) BPrivatbanten, von Privatgefellihaften unter öffentlicher Kontrole 
gebilbet, mit dem Recht, eigene Geldſcheine auszugeben, beftehen jet zwölf. Die ältefte 
ift die von Schonen (1831). Die Gefammtfumme ver umlaufenden Geldſcheine betrug 
am 31. Dec. 1861: 30,600,000; der Schulden auf Depofiten und Auf» und Ab- 
ſchreiben 19,300,000, 

ec) Filialbankten, gegenwärtig 22, ebenfalls von Privatvereinen gebildet 
und verwaltet, bürfen feine eigenen Gelpfcheine ausgeben, haben aber zu einemfge- 
wiffen Betrag ihres Grundfonds Kredit bei der Bank der Reichsſtände. 

Für die Verwaltung ber Fleinen Erfparnifje gibt 8 Sparbanten. Die 
erfte wurde in Gothenburg 1820 gebildet. Ende 1860 war beren Anzahl 145 mit 
200,932 Theilhabern und einem Kapital von 29,093,260 Rthlr., von welcher 
Summe 2,092,562 die Ueberſchüſſe der Sparbanken über den Antheil ver Intereflen- 
ten hinaus ausmachten. Bon ber Bevölferung des Jahres 1860 war mithin jeder 


19. Kopf Theilhaber an einer Sparbant, mit einem Guthaben von 134 Rthlr. 37 Dre, 
Dr. €. G. Ralmftröm. 


; Uorwegen.!) 


1, Geographiſche und ftatiftifche Verhältniſſe; Bevölkerung. 


Norwegen, das nördlichſte Reich in Europa, wird gegen N. von dem Eis- 
meere, gegen D. von Rufland und Schweden, gegen ©. und W. aber von ber 
Nordfee begrenzt, liegt zwifchen bem 570 57' 45" und 719 11° 40" n. Br, 
220—290 5. 2, von Ferro, und umfaßt ungefähr 5800 geogr. D Meilen mit 
ungefähr 1!/, Millionen Einwohner. Die größte Länge von ©. gegen N. beträgt 
240, die größte Breite von O. gegen W. dagegen nur 60 Meilen. Das Land 
bildet die weſtliche Hälfte der ſtandinaviſchen Halbinfel und ift eigentlich eine ein- 
zige große Felsmaſſe, welhe aus dem Meere emporfteigend ſich allmälig gegen ©. 
und DO. ſenkt, und von tiefen Meereseinfchnitten geſpalten wird. Vorherrſchend 
befteht die Felsmaffe aus Gneiß, neben welchem auch Granit und Syenit auftritt. 
Norwegen zerfällt in mehrere harakteriftiich geſchiedene Abtheilungen, welde man 


3) Der erfte und zweite Abſchnitt des obigen Artikels wurde von Profeffor Frederik Brandt 
in Chriftiania in deutfcher, der dritte von Kandidat Joh. Herm. Thorefen dafelbft in norwegi⸗ 
fher Sprache verfaßt. Die fprachliche Meberarbeitung der erften beiden und die Ueberfeßung des 
dritten Abfchnittes beforgte der Unterzeichnete, wobei der zweite Abfchnitt, mit Zuflimmung des 
Verfaſſers, erheblich gekürzt wurde; doch glaubte der Unterzeichnete auch in den Punkten die 
Darftellung Profeffor Brandts ihrem Inhalte nach unverändert wiedergeben zu follen, wo feine 
eigene vechtöhiftoriiche Ueberzeugung von derfelben abwich. Konrad Maurer. 
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als das nörblihe, und weſtliche, dann das ſüdliche ober öſtliche Norwegen zu 
bezeichnen pflegt, und wozu dann noch das centrale oder Hochland als eine 
weitere Gruppe hinzutritt. Die Ufer der zahlreihen Meerbufen (Fjorde), welche die Sce 
in die Felfenmafle einſchneidet, zeigen fruchtbare Felder. Die füplihe und ſüdöſtliche 
Abdahung des Landes bildet eine beträchtliche zufammenhängende Strede mit meh» 
reren tiefen Einfenfungen, welche ven Meerbufen im weftlihen Theile des Landes 
entfprehen und theils Binnenfeeen mit füßem Waffer (ver größte darunter, Mjöſen, 
ift 131/, M. lang und liegt 400° über dem Meere), theils weit geftredte Thäler 
bilden, die, von bebeutenden Ylüffen burchftrömt, der Richtung von NW. gegen 
SD. gleihmäßig zu folgen pflegen. Die Hauptthäler find: Defterdalen, von 
dem Hauptfluffe Norwegens, Glommen, durdftrömt, Gudbrandspal, Lou— 
gens Thalfurde, Waldresdal, von dem Beina-Fluſſe, und Hallingdal, 
von einem gleihnamigen Fluſſe durchftrömt, enblih Numedal,. die Thalfurde 
des Logen-Fluſſes. Diefe ganze Lanpftrede ift im Wefentlihen von fpäterer 
Bildung und umfaßt die reichſten und beftbevälferten Gegenden des Reiches. Die 
centrale Partie des Landes zeigt Ebenen von bebeutender Ausdehnung, aber in 
einer Höhe, in welder die menſchliche Kultur aufhört; auch hier finden fid) Seen, 
wie 3. B. den Bygdin-See in Walpres, in einer Höhe von 3500° über dem Meere. 
—: Die natürliche Beſchaffenheit Norwegens ift fomit der eines Alpenlandes ge- 
rade entgegengefegt. Während hier die Ebene den Grundplan bildet, auf welchem 
die Gebirge, fei e8 nun als ifolirte Kuppen oder als zufammenhängende Ketten 
emporfteigen, ift dort die Felsmaſſe ald Grundlage, das urbare Land dagegen 
als eine Reihe von Einfhnitten und Abſenkungen in derfelben zu betradhten, und 
wenn man in Norwegen von „Gebirgsketten“ fpricht, ift doc eigentlih nur an 
Waſſerſcheiden zu denken. Nur in biefem Sinne ift es zu verftehen, wenn man 
fagt, daß fih die Gebirgskette „ſjölen“ von ©. gegen N. erftrede und Bis 
ungefähr 621/,0 n. Br. die Grenze zwifchen Norwegen und Schweben bilde; von 
da ab geht die Wafferfcheide gerade gegen W. unter dem Namen Dovrefjäld 
(3—4000' Mittelhöhe) und bildet die Grenze zwifchen dem nördlichen und fü- 
lihen Norwegen, d. h. zwifchen Trondhjems- und Hamar-Stiften, bis an das 
Meer. Unfern des Meeres nimmt aber der höchſte Theil der Kette wieder eine 
ſüdliche Richtung, und ftredt fih unter dem Namen Langfjäldene (d—5000' Mit: 
telhöhe) zwiſchen dem weſtlichen und öftlihen Norwegen, d. h. Bergens- und Ehri- 
ftiania-Stiften bin, bis fie fich in den fladhen Ebenen des Chriftianfands-Stiftes . 
verliert. Die höchſten Punkte Norwegens find: Store Galdhöpiggen im Gubbrands- 
dal, 8200' über dem Meere und Skagaftölstinden in Sogn, 8100’. Ungefähr 
150 IM. von Norwegen liegen über der Grenze des ewigen Schnees, und un- 
gefähr die Hälfte des ganzen Landes in einer Höhe von mehr als 2000° über 
dem Meeresfpiegel. Die Seeküſte vesfelben ift von einer faft ununterbrochenen 
Reihe von Infeln umgeben, melde als Yortfegungen der, durch zahlreiche in pa- 
rallele Richtung eingehende Fjorde in eine Reihe von Halbinfeln zerfplitterten, 
Küſte anzufehen find, und welde nicht nur die Ufer des Feftlandes wie ein Boll- 
wert gegen die Gewalt des Meeres hüten, fondern aud der Schifffahrt eine 
nicht geringe Erleichterung bieten. 

Das Klima ift der Vegetation im Allgemeinen fehr günftig. Im öftlichen 
Theile des Landes ift zwar die Winterfälte ziemlich ftarf, zuweilen bis 300 R.; 
aber der Sommer ift dafür fehr warn und vie Temperaturverhältniffe find im 
Ganzen ziemlich feſt und feinem plöglihen Wechfel unterworfen. Das weftliche 
Norwegen dagegen hat ein Küftenklima; der Winter ift dort nicht fo kalt, aber 
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auch ver Sommer nicht jo warm und beiderfeits zeigt das Thermometer felten mehr 
ala + oder — 100 R., dagegen herrſcht dort Häufiger Regen und Näffe. In 
Ehriftianta beträgt die jährliche Mitteltemperatur + 4,30, in Tronphjem 3,40 R., 
bie Mittelwärme des Sommers in Ehriftiania + 12,49, in Trondhjem + 129, 
die Mittellälte endlich des Winters, beziehungsweife — 49 und 3,80 R. Merkwürdig 
ift die verhältnigmäßig hohe Temperatur ber nörblihften Landestheile (Norblandene 
und Finmarken). Am Norblap, 719 n. Br., ift die mittlere Iahrestemperatur 
+ 0,1, die mittlere Temperatur des Sommerd + 59 und die des Winters — 
40 R. Der Hauptgrund dieſer Erfheinung liegt im Golfftrome, welder unter 
dem 62. Grade die norwegiſche Küfte berührt und von da an eine nörbliche Rich— 
tung eben biefer Küfte entlang verfolgend, feinen Lauf gegen Spigbergen und bie 
Bäreninfel zu fortfegt. Eine folge biefer klimatiſchen Berhältniffe ift, daß die Grenze 
der Kulturpflanzen in Norwegen ſich nörblicher hinaufzieht als irgend anderswo in 
der Welt. Man baut Weizen bis zu 65° n. Br., Roggen bis 691/,0, Haber bis 
69%, Gerfte bis 701/,9, Kartoffeln und Turnips gebeihen bis 700; vie Lerche 
wädst bis zu 631/20, die Fichte bis 67%, die Kiefer bis 709, und die Birke 
bis zu 719. Hanf wird bis zu 679 und wilder Hopfen bis gegen ven Polarkreis 
hinauf gebaut; bie Birne reift noch unter 631/,0, der Apfel und die Pflaume bis 
zu 64°, die Kirſche, fowie aud die Johannisbeere und die Stachelbeere bis zum 
661/,. Grade n. Dr. Ebenfo geht auch die Kulturgrenze in Norwegen verhältniß- 
mäßig weit höher über die Meeresflähe hinauf als anderwärts; doch ift biefelbe 
in verſchiedenen Landestheilen eine verſchiedene und finkt allmählig, je weiter man 
gegen Weften geht. In den tiefen Thälern von Hardanger (600) und Sogn (61°) 
ift die Obſtkultur von ziemlicher Bebeutung.?2) Die Dauer der Winterfälte im In- 
neren bed Landes ift aud für die Kommunikation von großer Wichtigkeit, indem 
die Schlittenfahrt auf den mit Schnee bevedten Wegen und über die mit ftarfem 
Eis belegten Seen dadurch weſentlich erleichtert wird. 

Die Einwohner gewinnen ihren Unterhalt vorzugsweife buch Aderbau, 
Viehzucht und Fifhfang. Der Aderbau, wiewohl er fih noch Feineswegs auf 
demjenigen Stanbpunfte befindet, welchen er erreihen könnte, und fortwährend ge- 
gen eine ungünftige Natur anzufämpfen hat, bildet boch die hauptſächlichſte Nah- 
rungsquelle der Norweger. Seine wichtigften Erzeugniffe find Roggen, Gerfte, Ha- 
ber und Kartoffeln, und fein jährliher Ertrag kann auf einen Geldwerth von un« 
gefähr 18 Mil. Thaler preuß. veranfchlagt werben; doch reicht die Kornprobuflion 
noch nicht zur Erhaltung der Bevölkerung bin, und bie jährlihe Einfuhr an Ge- 
treide beträgt über eine Million Tonnen. Die Viehzucht wird weſentlich geför- 
bert durch bie trefflihen Bergmweiden, auf melde die Bauern im Sommer ihre 
Heerben treiben, und auf welchen fie eigene Sennhütten befigen; aber freilich ver- 
anlaßt deren Benügung die Bauern aud allgemein zur Haltung eines größeren 
Bichftandes, als welden fie den -Tangen Winter über gut ernähren können, und 
oft genug tritt darum Futtermangel ein. Für die nörblihften Gegenden find zu« 
mal die Renntbiere wichtig. Hier, wo ber Aderbau aufhört und für die Haltung 
von Pferden und Rindvieh die Berhältniffe nur wenig geeignet find, muß bas 
für diefe Gegend wie gefhaffene Rennthier faft allen Bebürfniffen der Bevölkerung 
genügen. Es fucht felber feine Nahrung unter dem Schnee vor; als Laftthier ver- 


2) Dergleihe Schübeler, über die geograpbifche Verbreitung der Obflbäume u. f. w., 
Hamburg 1857 und desfelben Kulturpflanzen Norwegens, Ehriftiania 1862. 
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tritt e8 das Pferd, durch feine Mil und fein Fleifch gewährt es ben Leuten ihre 
Nahrung, durch fein Fell Kleidung: kurz, die Nennthierheerden bilden faft den 
einzigen Reihthum ver Finnen, und es gibt deren, welche bis zu 3000 folder 
Thiere befigen. Leider wird biefe wichtige Nahrungsquelle durch die politifchen 
Reibungen mit Rußland gar fehr verfümmert und die Regierung hat ſich fogar 
veranlaßt gejehen, in ven Grenzpiftriften das Halten von Nennthieren völlig zu 
verbieten. Die Gefammtzahl der Rennthiere in Finmarken beträgt ungefähr 
117,000; ver jährliche Ertrag der gefammten Viehproduktion Norwegens kann 
dagegen auf etwa 22 Millionen Thaler preuß. berechnet werden. Bon außerorbent- 
licher Wichtigkeit find die großen periodifhen Fifhereien an der Weſtküſte 
Norwegens; fie verfhaffen einem großen Theile der Küftenbemohner feinen Unter- 
halt und tragen andererſeits aud zur Ausbildung der normegifhen Seeleute fehr 
erheblich bei. Gegenftand des Fiſchfanges find hauptſächlich der Häring und ber 
Dorſch. Der Häringsfang fällt befonders in die Monate Januar und Februar, 
aber auch wieder in den Juli und Auguft, zu melden Zeiten die Häringe in un- 
geheuren Mengen die norwegifche Küfte beſuchen; der Dorſchfang, welcher übrigens 
faft nur in den nördlichen Lanbestheilen, vom 62. Grade an, und zumal in Lo— 
foden betrieben wird, fällt in die Winterzeit, Januar bis April, ift aber von noch 
weit größerer Bedeutung. Der Dorſch wird theils nur an der Luft getrodnet 
(Stodfifh), theils gefalzen und dann getrodnet (Klippfifh); ausgeführt wird er 
zumal nad) Belgien und dem Mittelmeere. Wichtig ift aud die Ausfuhr von Hum— 
mern und Mafrelen, welche zumeift nad England gehen. Es beträgt aber die jähr- 
liche Ausfuhr an Häringen ungefähr 600,000 Tonnen (zu 120 Maß), an Stod- 
fiſch 27 Millionen Pfund, an Klippfiih 38 Millionen Pfund, an Thran ungefähr 
7 Millionen Maß und an Fiſchrogen, welder in Franfreih als Köder beim Sar- 
bellenfange verwendet wird, an 31/, Millionen Maß. Bon Hummern werben 
jährlih an 900,000 Stüd ausgeführt. — Die Erträgniffe der Jagd find öfono- 
mifh nur von geringer Bedeutung; dagegen bildet, wie die Fiſcherei für die weft- 
lihen und nördlichen Theile des — ſo für die öſtlichen Bezirke im Innern 
desſelben der Wald bau eine Hauptnahrungsquelle. Die Wälder liefern nicht nur 
das hauptſächlichſte Baumaterial und das Brennmaterial für den inländiſchen Be— 
darf, ſondern auch noch einen bedeutenden Ueberſchuß für die Ausfuhr. Die Wald— 
produkte werben theils verarbeitet, als Dielen und Bretter, theils unverarbeitet, 
als Rundholz und Balken ausgeführt: die vielen Flüſſe erleichtern dabei ſehr ven 
Transport und zahlreihe Wafjerfälle bieten die bequemften Gelegenheiten zur An- 
lage von Sägmühlen. Die häufigften Holzgattungen find Kiefern und Fichten; 
doch giebt e8 im Süden aud einige Eichen- und Buhenwaldungen, und bie Birke 
kommt bis in die nörblichften Diftrifte hinein vor. Uebrigens fteht die Waldkultur 
noch auf einer fehr primitiven Stufe. Kein Forftgefeg zieht. ver willführlicen und 
unverftändigen Benugung der Wälder Seitens ihrer Eigenthlimer irgend welche 
Schranke und eine forftmäßige Bewirthſchaftung ift faum dem Namen nad) bekannt; 
Menfhen und Thiere wetteifern mit einander in der Verheerung dieſes zwar 
großen, aber doch keineswegs unerfhöpflichen Reichthumes des Landes, Doch Laffen 
fih in den legten Jahren einige Anzeihen von Beflerung verjpüren. Der Staat 
beftrebt ſich ſowohl durch die Anftellung mehrerer Forſtbeamten, als auch durch 
eine beſſere Adminiſtration der öffentlichen Waldungen, dem Uebel Einhalt zu thun, 
und ein Geſetz aus dem Jahre 1863 hat ſogar verſucht, die Freiheit der Privat- 
eigenthümer hinfichtlih der Verwüſtung ihrer Wälder einigermaßen zu beſchränken. 
Die jährliche Ausfuhr an Zimmerholz, Dielen u. f. w. beträgt ungefähr 350,000 
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Laften (zu 167 Cubikfuß) und repräfentirt einen Geldwerth von ungefähr 10 Mil- - 
lionen Thaler preuß.. — Die Gebirge Norwegens bergen in ihrem Schooße einen 
bedeutenden Reihthum an Metallen. Sehr wichtig find die Eifenwerke im füh- 
lihen Norwegen, welche ein vorzügliches Produkt liefern, und beträgt die jährliche 
Eifenprobuftion des Landes an 70,000 Schiffspfund (zu 320 Pfund). Sehr be 
deutend ift auch das Kupferwerf Röraas, welches, um die Mitte des 17. Jahr⸗ 
hunderts gegründet, jährlih etwa 1500-2000 Schiffspfund Garkupfer liefert. 
In Numedal giebt e8 aud reiche Silbererze, und das im Jahre 1624 angelegte 
Silberwerk von Kongsberg hat vordem jährlich ungefähr 20,000 Mark geliefert; 
in ten legten Jahren hat aber deſſen Produktion fehr abgenommen. Die Fabrik— 
und Manufaltur-Induftrie Norwegens ift noch von geringer Bedeutung; 
doch verbienen bie Branntweinbrennereien, die Bierbrauereien, fowie aud die Baum- 
wollfpinnereien und Webereien als großartigere Etabliffements erwähnt zu werben. 
— Sowohl die günftige natürliche Lage des Landes, als auch der Umftand, daß 
defien Einwohner ihre dringendſten Lebensbenürfniffe aus dem Auslande beziehen 
mäfjen, während umgekehrt ihre wichtigften Erzeugniffe, die Holz- und Fiſcherei⸗— 
waaren, ihren hauptfählichen Abfat in fremden Ländern finden, rufen einen regen 
Berfehr mit dem Auslande hervor. Schiffahrt und Handel find demnach von 
jeher die wichtigften Gefchärtszweige für die Norweger gewefen, und befonvers in 
den legten Jahren hat die Frachtfchifferei einen fehr bedeutenden Auffhwung ge- 
nommen. Während ihr im Jahre 1814 nur 1651 Schiffe mit 69,092 Kommerz- 
laften gedient hatten, dienten ihr im Jahre 1862 bereits 5541 Schiffe mit 283,396 
KRommerzlaften (d. 5. ungefähr 700,000 englifchen Tonnen) und mit einer Be- 
mannung von 34,817 Köpfen; der Gefammtertrag der norwegiſchen Frachtichiff- 
fahrt fann auf etwa 9 Millionen Thaler preuß. angefhlagen werden. Dabei bilden 
die ausgedehnten Fifchereien und bie ganze Xebensweife ver Küftenbevölferung, 
welche von ihrer früheften Kindheit an mit der rauhen See zu kämpfen hat, bie 
Norweger zu ausgezeichneten Geeleuten heran, wie denn die norwegifhen Ma- 
trofen in der ganzen Welt rühmlichft befannt find. — Trotz ber großen Schwie- 
rigfeiten, welche bie natürliche Befchaffenheit des Landes einem ordentlichen Syfteme 
ber inneren Kommunikation entgegenftellt, ift doch, zumal in ven legten Jahren, 
das Kommunilationswefen zu einer verhältnigmäßig hohen Stufe der Boll» 
kommenheit gebiehen. Die Geſammtlänge der normwegifchen Landſtraßen beträgt 
ungefähr 2400 veutfhe Meilen, und außerbem giebt es noch 4 Eifenbahnen von 
zufammen 30 d. M. Länge; ein vollftändiges Telegraphenneg umfaßt nahezu das 
ganze Land und hat eine Längenausvehnung von etwa 379 d. M. — Die Be- 
völferung Norwegens ift vorzugsweife eine ländliche; doch ift die ſtädtiſche Be— 
völferung in rafher Zunahme begriffen. Die gefammte Bevölkerung in den Stäbten 
betrug im Jahre 1855 etwa 200,000 Seelen; die wichtigſten Städte aber find: 
Chriftiania, die Hauptftadt des Reichs und der Gig der Regierung, mit etwa 
56,000 €.; Bergen, mit etwa 26,000 E.; Trondhjem, mit 16,000 E.; Sta- 
vanger, mit 12,000 E.; Drammen, mit 10,000 E.; Chriftianfand, mit 9500 €, ; 
Frederikshald, mit 7500 E.; Larvif, mit 5000 E.; Horten, das Hauptetabliffe- 
ment ber norwegifhen Marine, mit 4500 E.; Arenbal, mit 4500 €.; Kongs- 
berg, mit 4500 €; Moß, mit 4000 E.; Skien, mit 4000 E.; freberifsftabt, 
mit 3509 €; Kragerdö, mit 3500 €; Tromfd, mit 3000 E.; Tönsberg, mit 
3000 €. und Mandal, mit 3000 €. u f. w. 

18. Gefchichtliches. 

Die Frage nad der Alteften Bevölterung Norwegens führt in bas 
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. Dunkel der graueften Urzeit zurüd. Doch darf als ausgemacht angefehen werben, 
daß das Land urfprünglid von einem Bolle Tſchudiſcher Herkunft bevölkert 
war, welches mit feinen Rennthieren auf ven Gebirgen ein Nomadenleben führte, 
ſehr einfahe Waffen und Geräthichaften von Stein und Knochen benüßte und 
deſſen Ueberrefte nur noch in den nörblichften Gegenden erhalten find (die Lappen 
oder Finnen). Die große Keltiſche Invaflon, welche einmal ganz Europa über- 
fiuthete, und welche durch Broncegeräthſchaften ſich auszeichnet, hat fih auf Nor- 
wegen nicht erſtredt. Die jegigen Bewohner Norwegens, die Norbmänd, wie 
fie fi felber nennen, gehören dagegen zu dem norbijchen Zweige ver großen ger- 
maniſchen Völkerfamilie. Noch lange nachdem der fürliche oder deutſche Zweig die— 
ſes Geſammtvolkes durch das Donauthal heraufziehend der keltiſchen Vorbevölkerung 
Mitteleuropa abgerungen hatte, ſcheint der nordiſche Zweig ſeine Wanderungen 
durch die Steppen des nördlichen Rußlands fortgeſetzt zu haben, und erſt ein paar 
Jahrhunderte vor Chriſti Geburt ſcheinen ſeine verſchiedenen Stämme, und zwar 
auf verſchiedenen Wegen und zu verſchiedener Zeit in ihre jetzigen Wohnſitze ein- 
gewandbert zu fein. Während die Gautar über die DOftfee nad dem fürlichen 
Schweden und nah Dänemark, die Spiar aber über das Aalandsmeer nady dem 
mittleren Schweden hinübergegangen zu fein fcheinen, zogen bie Norbhmenn wohl 
nördlich um den botnifchen Meerbufen herum, und verbreiteten fi von dem nörd⸗ 
lihften Theile Norwegens aus, den einzelnen Fjorden und ben Thälern des innes 
ven Landes folgend, ſüdwärts, in eine Reihe von Stämmen geſchieden, welde 
durch ausgedehnte Gebirge und Waldungen von einander getrennt, eıft fehr all- 
mäblig bei wachſender Kultur ſich näher rüdten; bie finnifche Urbevölferung bes 
Landes wurde verdrängt und wich theils in die Grenzgebirge, theils in den äußerften 
Norden zuräd. Ein vierter Stamm norbifcher Herkunft, die Rorolanen ober 
Ruotfolainen, blieb jenfeits der Oftfee zurüd; aus ihm erwuchſen vie heutigen 
Ruffen, welche, freilich ganz flavifirt, im Mittelalter noch den regften Verkehr mit 
ihren Stammgenofjen in ven norbifhen Landen unterhielten. 

Die Norweger fühlten fi zwar von jeher als ein eigenes Volk; einen Staat 
aber bildeten viefelben zunächſt noch feineswegs. Schon während der Wanderung 
ſcheint das Bolt in kleinere Haufen von ungefähr 120 Yamilien ſich getheilt zu 
haben, welde als Heere (her) bezeichnet und von einem Herfir geleitet wurben, 
der als das angefehenfte Familienoberhaupt zugleich der Rechtspflege und dem Got- 
tesbienfte vorftand; bei wichtigeren, zumal kriegeriſchen Anläffen feinen ſich auch 
wohl ſchon mehrere Heere zu einem Volke (Folk, vergl. Fylling = Schlachtord⸗ 
nung) vereinigt, und dem tapferften und mächtigften Herfen als gemeinfamem Füh— 
rer (fplkir) unterworfen zu haben. Diefelbe Verfaſſung wurde nun auch bei ber 
Niederlaffung beibehalten und fie ift es, welche wir fhon in den älteften Zeiten 
in Norwegen gegeben vorfinden. In Harden (heröd) war das Land vertheilt, 
deren jede mit ben übrigen nur in fehr geringer Verbindung ftand; ter Herfir 
übte in jeder Harde als ein patriarchalifcher Vorfteher die ganze Staatsgewalt aus, 
während das Volk in feinen Berfammlungen (thing) zumeift felbft feine Angelegen- 
beiten orbnete. Mehrere Harben bildeten eine Volksſchaft (fylli), welde Ber- 
bindung indeffen nur für das Heerweſen von erheblicher Bedeutung war; anftatt 
ber Fyllir ftehen freilih an deren Spige ſchon nad den älteften uns erhaltenen 
geſchichtlichen Ueberlieferungen Könige (fonungar), aber nur die Aufficht über 
das Heerweſen und der Oberbefehl im Kriege war biefen anvertraut, während fie 
auf die inneren Angelegenheiten ver Volkſchaft faft ohne Einfluß waren, und ber 
Königsname war jomit ebenfo wie der Jarlsname urſprünglich nichts als kin Eh— 
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renname für vornehme Kriegshäuptlinge, weßhalb denn auch Könige vorkommen 
fonnten, welche beſtändig auf Wilingsfahrten herumfhwärmten, ohne irgend weldes 
Land, oder doch ohne mehr als einen Hof zu befigen, auf welchem fie allenfalls 
mit ihren Leuten überwintern fonnten (herfonungar, nesfonungar, fälonungar). Ueber- 
haupt war die einzige Autorität, welche anerkannt wurde, eine patriarchaliſche, und im 
Uebrigen jeder freie Mann fein &igener Herr; Sg: frei war zumal aud das 
Anrecht des Einzelnen an Grund und Boden. Das Land, weldes der normwegifche 
Stamm befegte, war unbewohnt, oder doch nur von jedes Widerftandes unfähigen 
Nomaden bewohnt geweien, und Nichts hatte demnach die willführlihe Befiger- 
greifung durch die einzelnen Einwanderer gehindert, während von einer georbneten 
Bertbeilung des Landes durch die Häuptlinge, wie folche als Lohn des Friegeri- 
fen Dienftes und nad deren Gunft (beneficium) in eroberten Ländern vorzukom⸗ 
men pflegt, hier keine Spur zu finden ift. Der Eigenthümer befaß in Norwegen 
fein Grundſtück ebenfo frei wie feine Perfon; er hatte es Niemanden zu verban« 
fen, und Niemand konnte es ihm entziehen, es fei denn durch eine Gewaltthat. 
Das Grundeigenthum war fomit vollfrei (odhal, allodium), nicht Lehen, und 
brachte feinen Befiger in keine Unterthänigfeit zu irgend einem Herrn; felbft der Be- 
griff eines ftaatlichen Obereigentbums und daher fließenden Beftenerungsrechtes 
war völlig unbefaunt und jede Grundftener (landhlyld) wurbe als Pachtzins, wie 
jede Kopfftener (nefgildi) als ein Zeichen der Knechtſchaft betrachtet. 
©ewaltige Bewegungen, welde den gefammten Norben erfhütterten, gingen 
der Bildung eines normwegifhen Einheitsftanates voran. Nachdem ber 
Ihonifhe König Ivar vidhfadhmi das mächtigfte unter den ſchwediſchen Königäge- 
ſchlechtern, das ber Ynglingar zu Uppfalir vertrieben hatte, war deſſen Gefammt- 
reich an feinen Tochterfohn, Haraldur hilditönn, gefallen, den Erben der mädhti- 
gen Dänenkönige zu Hleivhra auf Seeland, aus dem Stamme der Skjöldungar. 
ange Jahre hatte dieſer gefeierte König das vereinigte Dänen- und Schwedenreich 
beherrſcht, bis fich in feinem hohen Alter Sigurbur bringur, fein eigener Bruders» 
fohn, wider ihn erhob. Leute aus Norwegen, Schweden und Rußland verbanden 
fih unter ihm gegen die vorwiegend deutjdh-gothifhe Bevölkerung des Dänenreiches, 
zu welchem damals aud das ſüdliche Norwegen gehörte, und bie nordiſchen Ele— 
mente in dieſem Reiche felbft fchloffen fi ihnen an; in der großen Schladt zu 
Bravellir in Deftergötland (um 720) fand Haraldur den Tod und Gigurbhur 
erbte deſſen ganzes Reich, welches er noch im ſüdlichen Norwegen weiter ausbehnte. 
Sein Sohn, der gewaltige Heerfönig Ragnar lodhbrok, erweiterte das Reich noch 
mehr; unter feinen Nachfolgern aber ging basfelbe bereit8 wieder in Trümmer, 
und neuerbings lebte wieder die alte Kleinftaaterei im Norven auf. — Es war 
aber einer der vertriebenen Ynglinger, Halfdan hvitbeinn, König über meh» 
rere Boltihaften des öftlihen Norwegens geworben, und feine Nachfolger hatten 
dazu noch einige Theile des fühlichen erworben; aus feinem Stamme war Half- 
dan ber Schwarze, welder das ererbte Reich fo fehr erweiterte, daß er be» 
reitö nahezu ein Drittheil des Geſammtlandes beherrſchte. Ein gewaltiger König, 
und bei feinen Unterthanen ſehr beliebt, wußte er feine Herrfchaft dadurch zu be⸗ 
feftigen, daß er die meiften ber dazu gehörigen Volkſchaften zu einem einzigen 
Ding verband (den Eibhfifjathing), mit gemeinfamen Volksverſammlungen und ge: 
meinfamem Gefege (den Eivhfifjathingslög), vereinigte. Halfdans berühmterer Sohn, 
Daraldur ver Schönhaarige, (hinn harfagri, 860—933) vertheidigte bereits 
in jungen Jahren das Erbe feines Vaters mit Erfolg gegen mehrere benachbarte 
Könige, welche ihm basfelbe ftreitig machen wollten; er beſchloß aber nach errunges 
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nem Stege fofort auch ganz Norwegen unter feine Herrfhaft zu bringen und 
wußte auch diefes ungleich größere Unternehmen glücklich durchzuführen. Eine Bolf- 
haft nach der andern wußte er einzeln zu unterwerfen, und nachdem er im ber 
großen Schlacht im Hafursfjörbhur (bei Stavanger, um 872) auch bie legten 4 
Fylkiskönige beftegt hatte, welche ſich wieder ihn vereinigt hatten, diente ihm ganz 
Norwegen vom Eismeere und weißen Meere im N. bis zum Götafluffe im ©, 
ja fogar Herjedalen, Jämteland und Wärmeland im heutigen Schweben, bann bie 
Färder, Shetlandsinjeln und Orknöer, fowie die Hebuden und die Infel Man an 
der britifchen Küfte, wurden ihm unterthan. Mit Waffengewalt hatte König Harald 
fein Reich gegründet und als ein erobertes Land behandelte er e8 denn aud, ohne 
auch nur zu Gunften feiner urfprünglichen Erblande einen Unterſchied zu machen. 
Den Bauern ent3og er ihr Odel, d. h. er betrachtete fi) als den eigentlichen 
Herrn des ganzen Landes, und legte willführlich deffen Bewohnern Steuern auf; 
mit unerbittliher Strenge hielt er allerwärts im Reihe den Landfrieven aufredt, 
und nad allen Seiten hin ſuchte er feine Gewalt zu befeftigen und eine regel— 
mäßige Verwaltung mit Iarlen und Herfen als königliche Beamten über engere 
und weitere Bezirfe zu begründen. Viele Bauern, deren Unabhängigfeitsgefühl 
dur die neue Ordnung der Dinge allzu ſchwer verlegt war, verließen ihr Va— 
terland ; ein Theil von ihnen wanderte nad) dem eben damals neuentvedten Island 
aus, um dort einen unabhängigen Freiftaat zu gründen, ein anderer Theil bage- 
‚gen gefellte fih ven Wilingerm zu, welche Plünderungszüge nad; fremden Landen 
unternahmen, und damals erfämpfte Rolf, ver tapfere Sohn eines ver mädhtigften 
Jarle, aber wegen Plünverung im Inland aus Norwegen vertrieben, das Herzog- 
thum Normandie und die Hand einer Tochter des Frankenkönigs Karls des Ein- 
fältigen. Zulett untergrub übrigens Harald felbft feine eigene Schöpfung, indem 
er, altem Herfommen folgend, beftimmte, daß feine fämmtlichen Söhne den Königs- 
titel führen und das Reich unter fich theilen follten, vorbehaltlich nur ihrer Unter- 
werfung unter bie Oberherrfchaft eines einzigen, welcher als Oberfönig über ven 
Uebrigen ftehen follte. Beftändige Zwietracht unter den Brüdern und bie Zerfplit- 
terung bes Reiches mußten bie Fofge biefer Verfügung fein. — Eirikuroblohör 
(Blutart) war von feinem Bater zum Oberfönige beftimmt worden; aber in un- 
aufhörliche Kämpfe mit feinen Brüdern verwidelt und aud beim Volke verhaft, 
fonnte er ſich nur furze Zeit behaupten. Der jüngfte Sohn Haralds, Hakon, am 
Hofe des englifchen Königs Aedhelſtan erzogen, machte fich, von feinem Pflegeva- 
ter unterftügt, auf, ihm das Reich zu entreißen, und da er dem Volke fein Opel 
zurüdzugeben verhieß, ſchloß fi ihm rafch das gefammte Volk an; von Allen 
verlafien, mußte Eirif aus dem Lande meiden. Hakon Apdhalfteinsfoftri, 
aud der Gute genannt, wurde ein ausgezeichneter König (935— 61). Die Wieder- 
herftellung des Odelsrechtes führte unter ihm zu einem wejentlih veränderten 
ftantsrehtlihen Spfteme. Das monardhifhe Princip zwar wurde feineswegs auf- 
gegeben und das alte Fylkisfönigthum lebte nicht wieder auf; aber neben dem 
-Königthum als Stantsgewalt wurde die VBolksfouveränität unumwunden anerkannt, 
das Beſteuerungsrecht fiel weg, und als Grundlage ver königlichen Gewalt ftellte 
fi jet eine Uebereinfunft mit dem Volke heraus, welche durch eine feierliche An- 
. erfennung (Huldigung) fanftionirt wurde. Hafon orbnete ferner die Rechtsverfaſſung 
ber nörblichen und weftlihen Landestheile, wie fein Großvater dies bereits hin— 
fichtlich der Hochlande gethan hatte; auf ven 3 großen Berfammlungen (Froftathing, 
Gulathing, Eivhfifjathing) trat fortan einmal in jedem Sommer bie Bevölkerung 
der fämmtlichen zu jebem einzelnen Dingverbande gehörigen Volksſchaften zufam- 
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men, um Gericht zu halten und über bie gemeinfamen Angelegenheiten zu berathen 
und zu beihliegen. Enplih gaben bie fortwährenden Angriffe, welche die Söhne 
des vertriebenen Eirils mit Unterftügung des Dänenkönigs auf Norwegen machten, 
zur Einführung einer georbneten Kriegsverfaflung für diefes Reich Veranlaffung, 
durch welche die Landesvertheivigung in bemjelben auf einen feften Fuß gefegt 
wurbe. Durch alle diefe Einrichtungen wurde die Einheit des Reiches jo jehr be- 
feftigt und geftärkt, daß deſſen Bewohner trog aller Umwälzungen, welche bie ſpä— 
tere Zeit nod brachte, fi fortan ſtets als ein einziges Volk betrachteten und fühl- 
ten. Minver glüdlid war Hakon dagegen mit feinen Verſuchen, das Chriſtenthum, 
welches er in England angenommen hatte, in Norwegen einzuführen; an dem hart⸗ 
nädigen Widerſtande des Volkswillens fheiterten alle feine biesfälligen Beftrebun- 
gen. — Bei einem erneuten Einfalle ver Söhne Eirits wurde 8. Halon durch 
einen Pfeilfhuß tödtlih verwundet. Selbft ohne Erben, überließ er das Reich fei- 
nen Gegnern, den Eiriksſöhnen, welde fofort 4 Jahre lang eine üble Regie— 
rung führten, bis fie endlich durch den ebenfo liftigen als tapferen Hakon Jarl mit 
Hülfe des Dänenkönigs vertrieben wurden, welcher Letere noch immer die Anfprüche 
feines Haufes auf Norwegen nicht vergeffen konnte. Der Form nad unter däniſcher 
Dberhoheit, in Wirklichkeit aber völlig unabhängig, berrfchte nun Hakon 30 Jahre 
lang über Norwegen, und der Sieg, welden er über vie vom Dänenkönig wider ihn 
aufgeftifteten Jomswilinger im Hjörungavogur gewann (986), befeftigte auch äußer- 
lich feine Selbftherrlichkeit Dänemark gegenüber. Ein eifriger Heide und mit. ben 
glänzenpften Eigenſchaften begabt, war Hakon bei feinem Volke jehr beliebt, bis ihn 
zulegt fein Glüd übermüthig machte; jo fehr verhaft wurde er nunmehr durch 
fein gewaltthätiges Benehmen, daß er, als Dlafur Tryggpafon, ein Ur- 
entel des fchönharigen Haralds, welcher als Wiling die See durchſchwärmt und 
‚in Italien ſich ein Heines Reich erkämpft hatte, fi gegen -ihn nach Norwegen 
wandte, von dem ganzen Bolfe verlaffen, einen ruhmlofen Tod fand. König Dlafur 
(995—1000) herrſchte mit Kraft und Energie, und wußte das Königliche Anfehen 
wefentlich zu befeftigen, ohne darum die Liebe feiner Unterthanen einzubüßen. Er 
legte die wichtige Stadt Nidharos (Trondhjem) an; als die Hauptaufgabe feiner 
Regierung betrachtete er aber die Einführung des Chriftentbums in feinem Reiche 
und durch unerfchätterliche Strenge, welche freilich nicht felten in die härtefte Gran- 
famfeit ausartete, wußte er dieſes fein Ziel nicht nur in Norwegen, fondern auch 
auf den Färdern, Shetland und ven Orkneys, ja fogar in Island und dem eben 
neu entvedten Grönland zu erreichen. Doch fiel Dlafur fhon im Jahre 1000 
in der Svolderer Schladht gegen die Könige von Dänemark und Schweden, welde 
mit Eirikur, einem Sohne Hakon Jarls, ſich gegen ihn vereinigt hatten. — Die 
Sieger theilten fofort Norwegen unter fih, doch fo, daß ber däniſche wie ber 
ſchwediſche König die Verwaltung ihrer Antheile unter ihrer Oberhoheit dem Iarle 
Eirikur und deſſen Bruder Speinn überließen. Die Regierung der Jarle (1000 
bis 1015) war weder hart noch ungerecht, aber ſchwach; die Macht der Häuptlinge 
nahm in bevenflihem Grade zu und die Unterfönige aus Haralds des Schönhaa⸗ 
rigen Gefchleht, welde im Innern des Landes noch herrſchten, waren von ben 
Jarlen faft gänzlic unabhängig. Das Chriſtenthum gerieth wieder in Verfall im 
Lande. Endlich gelang es im Jahre 1015 einem Ururenkel des jhönhnarigen Ha- 
ralds, Dlafur Haraldsfon, welcher bisher gleichfalls als Wiling ſich herum- 
getrieben Hatte, die Jarle zu vertreiben und ſich zum Alleinherrſcher über Norwe- 
en zu machen. Er verbient mit vollem Rechte den Ehrennamen eines zweiten 

ifters dieſes Meiches zu tragen, Unabläffig bemüht, die Einheit des Stantes zu 
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befeftigen, den Frieden und bie Ordnung im Lande fiher zu ftellen, und Bildung 
und Sitte unter feinen Landslenten zu verbreiten, wußte er bie Unterfönigthümer 
völlig zu unterbrüden, und ben übermüthigen Häuptlingen im Lande mit fräf- 
tigem Ernſte entgegenzutreten; das Chriftenthum ftellte er wieder her, und fuchte 
das. Heiventhum. bis auf feine legten Spuren zu vertilgen; er orbnete aufs Neue 
die gefammte Rechtsverfaſſung des Landes, indem er die älteren Geſetze revidiren 
und verbefjern ließ, das Chriſtenrecht (d. h. die auf das kirchliche Leben bezüglichen 
Beftimmungen) ihnen beifügte, und aud ber Hofhaltung (hirdh) und dem Beam- 
tenwefen eine fefte Einrihtung gab. Den Verkehr fuchte er aufzumuntern, und 
erbaute unfern der Mündung des Glommen eine neue Stadt, Sarpsborg. Uner- 
müdlich war der König in feiner Thätigteit und beftändig durchzog er die verſchie— 
denen Bezirke des Landes, um bie Beobachtung feiner Anoronungen felber zu 
überwachen. Aber den ftolzen Häuptlingen, welde unter den früheren Regierungen 
eine allzu große Unabhängigkeit zu erringen gewußt hatten, war eine jo fräftige 
Regierung unerträglich und auch bem übrigen Volke gefiel die Strenge nicht, mit 
welcher der König feine Geſetze handhabte; leicht wurde es jomit dem Dänentd- 
nige, Knut dem Großen, welder eben damals England erobert hatte und nad Art 
feiner Väter nun aud Norwegen fi zu unterwerfen trachtete, die Aufregung im 
Lande zu fhüren. Als es zum offenen Kriege zwiſchen Anut und Dlaf fam, ver- 
ließ das norwegifhe Volt fofort viefen feinen König, und als biefer von dem ihm 
verſchwägerten Schwebenfönige unterftägt fein Rei wieder zurädzugewinnen ver 
fuchte, verlor er in ber berühmten Schlaht zu Stiklaſtadhir (31. Auguft 1030) 
an ein von den Häuptlingen gefammeltes Bauernheer Sieg und Leben. — Knut, 
welcher feinen Sohn Sveinn als König über Norwegen feste, behandelte biefes, 
obwohl er deſſen Befig nur ber Gunft feiner Häuptlinge verdankte, ald ein ero- 
bertes Land und bald machte fich der Ariftofratie jowohl, welche unter einem aus- 
ländiſchen Negenten größere Unabhängigfeit erhofft Hatte, als aud dem übrigen 
Boite, das Demüthigenve feiner Stellung fühlbar. Eine gerechtere Würbigung bes 
erſchlagenen Königs brad) fich jegt Bahn und das Bol bereute feine Undanfbar- 
feit gegen benfelben. Das Gerücht verbreitete fih, daß an feiner Begräbnißftätte 
Wunder gefhehen und fofort wurbe der König durch Volksbeſchluß heilig geſprochen; 
als Nationalheiliger wurde St. Dlaf fortan in Norwegen verehrt, und ber Ab» 
glanz feines Heiligenfcheines verſchaffte feinen Geſetzen und dem Königthume über- 
haupt eine faft göttliche Autorität. Jetzt führten aud die Häuptlinge, mit einem 
Male die eifrigften Anhänger Olafs geworden, beffen jungen Sohn, Magnus, 
aus Rußland zurüd, wo er erzogen worben war, vertrieben K. Speinn mit feinen 
Dänen und huldigten Ienem als ihrem Könige. Wohl forderte, nachdem Sveinn, 
wie kurz zuvor K. Knutur, verftorben war, des Erfteren Bruder, 8. Hörbhafnutur 
von Dänemark Norwegen mit Waffengewalt zurüd; allein der Streit werb durch 
einen Erbvergleich beigelegt, vermöge deſſen ber Ueberlebende beide Reiche vereinigen 
follte, und da ber Dänenkönig im Iahre 1042 ftarb, wurde wirflih dem Magnus 
in Dänemark ohne Wiberftand gehulbigt. Dänemark freilih ging dem Könige bald 
wieber verloren, indem Sveinn Ulfsfon, ein Schweſterſohn K. Knuts, welchen Mag⸗ 
nus als Jarl über das Land geſetzt hatte, die Treue brach und fi unabhängig 
machte; aber Norwegen wenigftens war jegt ein anerkannt felbftändiges Reich ge- 
worden, deſſen nationale Einheit im Bewußtfein feiner eigenen Angehörigen ab- 
folut feftgeftellt und das von Haralbur barfagri begonnene Wert nunmehr vefinitio 
zu Enve geführt. 

Im Laufe des nächſtfolgenden Jahrhunderts machte die ftantliche Entwidlung 
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Norwegens noch erfreuliche Fortfchritte. Das Königthum zwar wurbe, bem alten 
Herlommen entfprechend, noch wiederholt unter mehreren Königsſöhnen getheilt; 
von einer Realtheilung aber des Landes felbft ift fortan nicht mehr die Rebe. 
Unter Magnus Dlafsfon noch erfolgte die erfte fehriftliche Aufzeichnung der Gefege, 
welche bis dahin nur im Gevächtniffe des Volkes aufbewahrt worden waren. 8, 
Harald der Strenge (F 1066) erbaute die Stadt Oslo, Olaf der Fried- 
fertige aber (F 1093) gründete nicht nur die Städte Bergen und Stavanger, 
fondern unter ihm entwidelte fi überhaupt das ſtädtiſche Weſen mit allen dazu 
gehörigen Einrichtungen ganz vorzugsweiſe Fräftig; das Gildenweſen wurbe ein- 
gerichtet, Handel und Verkehr mit dem Auslande beförbert u. dgl. m. Auch fonft 
beftrebte fich diefer König, eine kultivirtere Lebensweife in feinem Reihe emporzu- 
bringen; die Königliche Hofhaltung und die innere Verwaltung bradhte er in befjere 
Ordnung und auch die Firhlihen Angelegenheiten wurden durch zwedmäßige An- 
orbnungen geregelt. Seine Enkel, Sigurbhur, Eyftein und Olafur (1103 
bis 1130), fegten fein Werk erfolgreih fort, und zumal Sigurd, welder an ben 
ge perjönlihen Antheil genommen hatte, betrieb mit Eifer die Befeftigung 
und Ordnung der kirchlichen Berhältniffe. Das Land wurde jegt in fefte Dib— 
cefen eingetheilt, ver Zehnt wurde eingeführt, Klöfter wurden errichtet; daneben . 
aber wurde auch der Handel und der Aderbau nad) Kräften gefördert. — Unmit» 
telbar nach Sigurds Tod begann aber eine mehr als 100jährige, für Norwegen 
höchſt unglüdliche Periode, während beren fortwährend verſchiedene Prätendenten 
um den Thron fi ftritten. Sigurd felbft hatte einen Irländer, Gilhrift, nadıe 
dem berfelbe durch die Eifenprobe feine Abkunft erwiefen hatte, als feinen Bruder 
anerkannt und dieſes Beifpiel verfehlte nicht, zu Nahahmungen anzureizen. An⸗ 
fangs zwar wurben die Kämpfe faft nur unter ven Haustruppen ber Könige felbft 
geführt, und griffen jomit nicht tiefer in das Volksleben ein, wenn aud die Macht 
der Häuptlinge dadurch in eben dem Maße ftieg, in welchem das Königthum an 
Anfehen verlor. Bald aber trat auch die Kirche, welche inzwifchen ihre Stellung 
befeftigt und gelegentlich der Sendung des Kardinals Nikolaus Brakeſpeare (1152) 
einen eigenen Metropvlitanfig zu Nidaros erlangt hatte, als Theilnehmerin am 
Kampfe auf. Da man den Mannsftamm des ſchönhaarigen Haralds völlig ausge- 
ftorben glaubte, hatte ver mächtige Häuptling Erlingur Ormsfon feinem Sohne 
Magnus, deſſen Mutter eine Tochter K. Sigurbs war, huldigen laſſen; was 
am Erbrechte etwa noch fehlte, wünjchte verfelbe durch eine feierliche Krönung und 
Salbung des Knaben zu decken, welde als eine göttliche Beftätigung feiner Ge» 
walt gelten mochte, und die Mitwirkung des Erzbifchofes zu ſolchem Behufe erkaufte 
er durch das Unerbieten, das Königthum von dem heil. Dlaf zu Lehen zu neh- 
men. Die Kirche alfo, oder vielmehr der Erzbifchof von Nidaros als Stellvertreter 
des heil. Diafs, follte fortan als Oberherrin über die weltliche Staatsgewalt gel⸗ 
ten und ihre eigene Verfaſſung wurde viefer ihrer herrſchenden Stellung gemäß 
ganz im hierarchiſchen Geifte umgeftaltet. Hinwiederum erhob fi mehrere Jahre 
fpäter, als das Königthum des Magnus Erlingsfon bereits völlig befeftigt ſchien, 
gegen ihn eine neue Partei. Aus armen, geringen Leuten beftehend, welche von 
ihrer bürftigen Bekleidung mit Baumrinden den Spottnamen ber Birkenbeine er- 
hielten, gab fie dem Streite eine völlig neue Wendung, indem fie ihm den Cha- 
rakter eines Kampfes der Demokratie gegen die vereinigte geiftliche und weltliche 
Ariftofratie aufprägte, und jegt wurde denn auch das gefammte Bolt in denſelben 
bereingezogen. Anfangs zwar vermochten die Birkenbeine nur wenig auszurichten; 
nachdem aber ber ebenfo kluge als tapfere Sverrir, angeblih dem Mannsſtamme 
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des alten Königshauſes entfproffen, an ihre Spite getreten war, errangen ſie raſch 
die Oberhand, und nach 5jährigem Kampfe mußte das ganze Land fi ihnen un« 
ierwerfen. — König Sperrir, weldyer für den legitimen Erben des Thrones gels 
ten wollte, erkannte die von Erlingur mit der Kirche gefchloffene Uebereinkunft 
nit an und wollte von feiner Lehenshoheit der Kirche über das Königthum wif- 
fen, indem er dieſe vielmehr umgefehrt den Landesgefegen unterworfen wiſſen 
wollte. Aller Widerſtand des Klerus war vergeblid; der König achtete des päpft- 
lichen Anathemes nicht und erzwang fogar von den Biſchöfen trog desſelben feine 
Krönung. Andererfeits führte fein Sieg zur völligen Vernichtung der alten Arifto- 
fratie, und da die hervorragenden Männer feiner eigenen Partei geringen Stan- 
des und ungebilvet, und darum ohne alles Anfehen beim Volke waren, konnten fie die 
Stüge ihrer Autorität nur im Königthume fuchen. An die Stelle ver alten pa- 
triarchaliſchen Häuptlinge trat demnach eine Beamtenariftolratie, und das König- 
thum gewann dadurch einen erheblihen Zuwachs an Macht, welche fich fofort in 
der Beftellung königlicher Beamter (ſyslumenn) für die verfchievenen Bezirke, und 
in wirffamerem Eingreifen in die Verwaltung äußerte; fogar die Rechtſprechung 
wurde nunmehr vom Könige ernannten Rechtsvorftehern (lagmenn) unterftellt. Ob» 
wohl aber König Sperrir mit Kraft und Weisheit regierte, blieb doch nicht nur 
der Klerus fortwährend fein grimmigfter Feind, fondern aud beim Volke war feine 
Herrſchaft nichts weniger als beliebt; feine ganze Regierungszeit hindurch hatte er 
mit immer erneuerten Aufftänden zu kämpfen und zumal die von Biſchof Nikolas 
Arnafon geftiftete Partei der Baglar (d. h. Krummftäbler) führte 22 Jahre lang 
gegen ihn und feine Nachfolger einen erbitterten Kampf. Doch behaupteten fich 
nah Sperris Tod (+ 1202) feine Nachfolger, wenn aud nicht ohne beftändige 
Kämpfe mit mancherlei Gegenkönigen, und feinem Enkel, Salon Hakonarſon 
(1217—63), gelang es endlich, ven Bürgerkriegen ein Ende zu maden, nachdem 
bie fänmtlichen Kronprätendenten im Kampfe oder fonft ihr Ende gefunden hat- 
ten. Während dieſer inneren Erſchütterungen hatte aber die neue, mit K. Sverrir 
emporgelommene Ariftofratie dem Königthume gegenüber größere Selbftänbigfeit 
erlangt, und wenn fie zwar bie volfsthümliche und patriarchaliſche Gewalt der al 
ten Häuptlinge niemal® zu erringen vermochte, fo erwuchs fie doch zu einer ge— 
fonderten politifhen Macht im Staate, und bilvete fi zu einem Geburtsavel aus 
gleich dem der englifhen Barone, mit welden fie jogar unter dem nächſtfolgenden 
Könige die gleichen Titel und Namen erhielt. 

Ein ausgezeichneter Regent war K. Hakon Hafonarfon, und unter feiner langen 
Regierung erreichte Norwegen den Höhepunkt feiner Macht. Nach glüdliher Been- 
digung der Bürgerkriege genoß das Land ungeftörten Frieden und machte in allen 
Richtungen raſche Fortſchritte. Handel und Gewerbe hoben fid; bie Wiſſenſchaften 
blühten; die Blutrache wurde abgeſchafft und ſonſt noch Manches in den Geſetzen 
gebeſſeri, ja ſogar eine durchgreifende Revifion derſelben vorbereitet. Das Heer- 
weſen wurbe den Bedürfniſſen ber Zeit entſprechend organifirt, der Streit mit der 
Kirche durch Karvinal Wilhelm von Sabina als päpftlichen Legaten zumeift zu 
Gunften der Krone gefhlichtet, die Gottesurtheile wurden abgefhafft, endlich das 
Princip der Untheilbarkeit der Staatögewalt, fowie eine beftimmte, auf bie ehe- 
liche Abftammung und das Recht ber Erftgeburt begründete Thronfolgeorvnung 
feftgeftellt. Island und Grönland, deren Bevölkerung faft ausfchlieglih aus Nor- 
wegen ftammte, wurben mit dem Mutterlande vereinigt, und die mächtigſten Fürften 
des Auslandes bewarben fi um bie Freundſchaft bes normegifchen Königs. In 
ben legten Jahren feiner Regierung indeſſen erfolgte ein Rüdſchlag. Der ſchottiſche 
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König Alerander III. fuchte fi der, von Alters her zu Norwegen gehörigen, He— 
buden zu bemächtigen. König Halon z0g mit einem ftattlichen Heere wider ihn 
nah Schottland; aber er verlor die Schlacht bei Largs (1263), und ftarb 
kurz nachher. Sein Sohn und Nachfolger ſchloß mit dem Schottenkönige 
den Frieden zu Perth (1266), durch welchen er die Hebuben gegen einen 
jährlihen Tribut an ihn abtrat. Eben diefer König Magnus Halonarfon 
(1263—80) führte aber aud die von feinem Bater vorbereitete NRevifion 
der Geſetzgebung aus. Die vier für bie verfchievenen Dingverbände gelten- 
den Gefege (vie Froftathingse-, Gulathings-, Eidfrifjathings- und Borgar- 
thingslög) wurben auf ein einziges, für das gefammte Reich gültiges Lanb- 
recht reducirt, und eim entfpredhendes Gefegbudh (die Jonsboh) aud für Island 
ausgearbeitet. Nicht minder wurde für die Städte ein mit dem Landrechte wejent- 
lich übereinftimmendes gemeinfames Geſetzbuch verfaßt, fowie aud) die ganze Ver- 
waltung durch eine neue Hoforbnung (hirdhſtra) auf fefteren Fuß gebracht. Durch 
diefe bedeutenden Arbeiten, welche dem Könige den Ehrennamen des Gefegverbefie- 
rers (lagabätir) eintrugen, gewann die norwegiſche Rechtsverfaſſung fehr viel an 
Einheit und Feftigkeit; aber wenn ſchon vorher die Autorität des gefrönten und 
gefalbten Königs „von Gottes Gnaden“ nad ven Begriffen ver Beit gar fehr 
geftiegen war, fo trug biefe neue Geſetzgebung noch gar viel dazu bei, die Theil- 
nahme des Volkes an den Staatsangelegenheiten zu beſchränken und zumal traten 
‚ öniglihe Verordnungen (rettarbätur) fortan an die Stelle der gefeßgeberifchen 
Beichlüffe des Volls an feinen Dingftätten. Auch die kirchliche Geſetzgebung hatte 
K. Magnus zu revidiren beabfihtigt; nach diefer Seite hin fcheiterte er aber an 
dem kräftigen Wiverftande feines Erzbifchofes, welder ihn fogar nöthigte, vie 
fänmtlichen Forderungen der Kirche, zumal veren freie gefeßgebende und richter- 
lihe Gewalt mit voller Unabhängigkeit von jeder Einmifhung des Staates aus- 
drüchlich zuzugeſtehen. Auch viegmal war übrigens ber Sieg der Kirche nur von fur- 
zer Dauer. Als 8. Magnus ftarb, verweigerten die Vormünder feines minderjäh- 
rigen Sohnes die Anerkennung des mit der Kirche gefchloffenen Bergleiches und 
in dem hierüber ſich erhebenden Streite unterlag die Hierarchie. Die ältere kirche 
liche Geſetzgebung konnte unter folhen Umftänden weder von weltliher noch von 
geiftlicher Seite umgeftaltet werben. Im Uebrigen hatten Eirifur Magnusfon 
(1280— 99) und deſſen Bruder, Hakon V. (1299 — 1319), langwierige Strei- 
tigkeilen mit den Hanfeftädten zu führen, welche ben norwegifhen Handel ganz 
an fich zu ziehen fuchten; der Legtere zumal war ein tüchtiger Regent, welder 
nicht nur nach Außen die Feinde des Reiches im Zaume zu halten, fondern aud 
im Innern dem Uebermuth des Klerus und der Ariftofratie kräftig entgegenzutre=. 
ten wußte. Die Aufhebung freilich der Würde der Lendirmenn oder Barone, zu welcher 
er im Jahre 1308 fchritt, und welche bie weltliche Ariftofratie des Landes völlig 
vernichtete, ließ dem normwegifhen Volke zugleih auch feine einzige zu Recht be- 
gründete nationale Vertretung zu Grunde gehen. Uebrigens blühten während ver 
ganzen bier gefhilverten Zeit die Künfte und Wiffenfhaften in Norwegen wie nie 
zuvor. Der Dom zu Trondhjem, deſſen Bau Erzbifhof Eyfteinn (F 1188) begon- 
nen und befien Nachfolger fortgefegt hatten, war ein Meifterwerf ver gothiſchen 
Baulunſt, defien prächtige Ueberrefte noch jest Bewunderung erregen. Das Stu- 
dium der Geſchichte wurde mit größtem Eifer betrieben. In den Gebichten ver 
gleichzeitigen Stalden verewigt, dienten bie Helventhaten der alten Könige und 
berühmten Häuptlinge als ver beliebtefte Stoff für die Unterhaltung des Volkes; 
von Geſchlecht zu Gefchlecht fortgepflanzt, gewannen berartige Erzählungen (ſögur) 
BluntfQli un Brater, Deutſches Staate ⸗Wörterbuch. IX, 12 
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in ber mündlichen Ueberlieferung bereits eine fefte Geftalt, und im 12, und 13. 
Jahrhundert entwidelte fich, zumal auf Island, eine rege Thätigkeit in Bezug auf 
deren Aufzeichnung: ihr verdanken wir es, daß eine anfehnliche Zahl folder „Sa- 
gen” bis auf den heutigen Tag erhalten ift. Selbft die blutigen Bürgerfriege, 
welhe auf Island wie in Norwegen alle öffentlichen wie privaten Verhältniffe zer 
rütteten, vermochten den Sinn des Bolfes von feinen literarifchen Beftrebungen 
nicht abzulenken, und die Mächtigſten im Lande ftanden aud in biefer Beziehung 
an der Spige. König Sverrir hatte felbft eine gelehrte Erziehung genoffen und 
von ihm oder doch unter feiner Leitung wurde eine merfwürbige Abhandlung über 
die Verhältniffe der Kirche zum Staate verfaßt, welde von ungewöhnlicher kano⸗ 
nifher Gelehrfamkeit zeugt. Derfelben Zeit gehört eine andere berühmte Schrift 
eines unbefannten Berfafjers an, der „Königsfpiegel”, welche verſchiedentliche Be— 
lehrungen über Hoffitten, Kriegsweſen, Regierungsgrunpfäge, Naturmerfwürbigfeiten 
u. dgl. m. enthält. Unter den Nachfolgern Sverris und zum Theil von ihnen felbft 
wurden fodann zahlreiche mittelalterlihe Ritterromane ins Norwegifche überfett, 
und zumal 8. Hakon Sperriffon und defien Sohn K. Hakon Hafonarfon, ſowie 
die Gemahlin des König Hakon V. Magnusfon, Euphemia, find in tiefer Be- 
ziehung auszuzeichnen. Andererſeits verfaßte der berühmte islänbifche Häuptling 
Snorri Sturlufon eine ausgezeihnete Sammlung ter norwegiſchen Königsfagen von 
den älteften Zeiten an bis auf Magnus Erlingsfon herab; die Geſchichte des 
Sverrir wurde fofort nad deſſen Tod von dem isländiſchen Abte Karl Ionsfon 
gefchrieben, und ein Brubersfohn des Snorri, Sturla Thorbharfon, zeichnete vie 
Gefchichte der Könige Hakon Hakonarſon und Magnus lagabätir auf. Dabei be- 
dienten fich die Norweger in ihrer Litteratur wie in allen öffentlichen Verhandlun⸗ 
gen ftets ihrer Mutterfprache, nicht wie dies dazumal anderwärts der Brauch war, 
des Lateinifchen, und die alte normwegifche Sprache erreichte darum einen Grad 
von Bolltommenheit und Eleganz, hinter welchem bie ſchwediſche und däniſche Sprache 
weit zurückblieb. 

König Hakon V. war ver legte Sprößling des alten Königsgefchlechtes und 
nach feinem Tode ging das Reih an fremde Dynaftieen über. Im Zufams- 
menhange damit zeigt die ganze folgende Geſchichte Norwegens einen allmähligen 
Berfall in politifcher ſowohl und wirthichaftlicher, als in nationaler Beziehung. 
Der Schwerpunkt des norwegiſchen Staatslebens war immerbar in der Perfönlich« 
feit des Königs gelegen, und es fehlte gänzlih an Einrichtungen, melde ver Re— 
gierung gegenüber das vollsthümlihe Element hätten vertreten Fünnen, Die alten 
Dingverfanmlungen waren allmählig in Abgang gerathen; bie Ariftofratie, welche 
in England um biefelbe Zeit und unter vielfah ähnlichen Verhältniffen als das 
fräftigfte Bollwerk gegen Untervrüdung fich erwies, war in Norwegen ihrer redit- 
lihen Autorität und Stellung beraubt worden; die Kirche aber und deren Haupt, 
der Erzbifhof von Nidaros, welde allenfalls noch die nationalen Beftrebungen zu 
vertreten im Stande gewefen wäre, hatte doch auch wider allzu viele beſondere, 
von denen des Volks abweichende Interefjen zu verfolgen, als daß fie unter allen 
Umftänven bei dieſem hätte genügende Unterftügung finden können. Um fo rafcher 
ſank unter dem Einflufje ſchlechter Regierungen auf der einen, und innerer Par- 
teireibungen auf ber anderen Seite die Macht und Bebeutung des norwegifchen 
Staates; der nationale Charakter ſchwand aus der Verwaltung und felbft vie Yan« 
desſprache wurde aus den dffentlihen Verhandlungen verbrängt und hörte auf, bie 
Kulturfprache der gebildeten Leute zu fein. — Hakons Nachfolger war deſſen Toch⸗ 
terfohn, Magnus, ein Sohn des ſchwediſchen Eirikls. Durch ihn wurde Mor 
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wegen mit Schweben vereinigt unter Beibehaltung übrigens der politifhen und 
abminiftrativen Selbftändigfeit beider Reiche; doch wurde bie Verbindung bald wie- 
der gelöst, indem Magnus, ein völlig untauglicher Regent, genöthigt wurde, bie 
Regierung von Schweden an feinen Sohn Eirif, die Regierung von Norwegen 
aber an feinen Sohn Hakon abzutreten. Wohl erwarb Hakon VI. fpäter eben- 
falls wieder die Krone von Schweden; aber auch dießmal banerte bie Verbindung 
beider Reiche nicht lange. Als ein furdtbares Nationalunglüd, welches unter feiner 
Regierung Norwegen betraf, muß dagegen ber ſchwarze Tod erwähnt werben, eine 
peftartige Epidemie welche im Winter 1349/50 das Reich verheerte, und ihm faft 
ein volles Drittheil feiner Bevölkerung koſtete. — Hakon VI. war mit Marga- 
rethe, einer Tochter des Dänenkönigs Waldemar, verheirathet. Nach feinem Tode 
(1380) erbte zunächft fein junger Sohn, Olaf, beide Reihe; als aber auch 
biefer nach wenigen Jahren ftarb, (1387) wurde fofort Margarethe als Reichs— 
verweferin in Norwegen wie in Dänemark angenommen. Später wurde aud in 
Schweden, wofelöft man mit König Albrecht unzufrieden war, gehulbigt, und ba- 
mit waren alle drei Reihe unter einem Scepter vereinigt. Diefe Verbindung fuchte 
Margarethe dadurch zu befeftigen, daß fie diefelbe auf einer Berfammlung zu Kal- 
mar (1397) von ben Großen aller drei Reiche zu einer ewigen Union unter die— 
fen erheben, und zugleih dem Sohne ihrer Schweftertohter, Erid von Pom=- 
mern, als König ber drei Lande huldigen ließ. Jedes Reich follte freilich troß ber 
Union feine eigene Geſetzgebung und Berwaltung behalten und jedes in einem 
Reichsrathe eine gefonderte nationale Vertretung befigen; aber während dieſer Reichs— 
rath in Schweden ſowohl wie in Dänemark eine anerfannte politifche Inftitution 
war, deren Macht und Einfluß dem des Königs nahezu gleih kam, war berfelbe 
in Norwegen eine neue Einrihtung, welche dem Königthume gegenüber im Be» 
wußtfein des Volks feine fefte Wurzel zu ſchlagen vermochte, und nad) wie vor 
glaubte der Norweger in ber Perfon des Königs alle Regierungsgewalt koncentrirt, 
während fein Reihsrath ihm nur eine berathende Stellung neben bem Könige 
einzunehmen ſchien. Dazu kam, daß der bänifche Reichsrath fich bald in die Ange— 
legenheiten der beiden andern Reiche einzumiſchen wußte, und daß däniſche Edel 
leute, vom Könige begünftigt, im Wiverfpruche mit den ausprüdlichen Beftimmun- 
gen der Unionsurkunde in die norwegifche Aominiftration ſich eindrängten; viele 
vom däntfchen Abel erwarben Lehen in Norwegen, Manche wurden fogar Mitglie- 
der bes norwegifchen Neihsrathes. Kein Wunder, wenn unter folhen Umſtänden 
das Land zurüdging; zumal beffen Handel verfiel immer mehr und gerieth faft 
ganz in bie Hände der Hanfa, welhe in Bergen ein eigenes Comptoir einrichtete 
und eine vom Staate nahezu unabhängige Genoffenfhaft bildete. — Die ganze 
Untonsperiovde (1397—1537) war von unaufhörlihen inneren Wirren erfüllt. 
Fortwährend maften die Dänen des Rechts fih an, ven Thron zu befegen; bie 
anderen Reiche aber, und zumal Schweden, ließen fid dies nicht ruhig gefallen, 
wiewohl es der däniſchen Partei fhließlich zumeift gelang, ihre Prätendenten durch— 
zufegen. Nach dem Tode des zweiten Unionskönigs, Chriftopher von Baiern 
(1448) wählten die Schweden Karl Knutsfon zu ihrem Könige uno aud) die 
Norweger fchloffen fih ihm an; aber fchon im folgenden Jahre (1450) mußte 
piefer die Regierung von Norwegen aufgeben, und wurde hier dem in Dänemarf 
erwählten 8. Chriftian I. von Oldenburg gehuldigt. Bon ihm wurben bie 
Orkneys fammt Shetland für die Ausſteuer feiner Tochter an Schottland verpfändet, 
und niemals wurde dieſe Pfandſchaft wieder eingelöst. Seinem Sohne, 8. Hans 
(1481—1518), und feinem Entel, Chriſtian IL, (1513—23), gelang es zwar, 
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wiederholte Erhebungen in Schweden zu unterbrüden ; als aber ver Letztere kurz nad 
feiner Krönung in Stodholm (1520) trog gewährten freien ©eleite eine große Zahl 
der mächtigſten Angehörigen des ſchwediſchen Adels hinrichten ließ, erhob ſich neuer- 
dings das ganze Volk wieder ihn und jegt wählte ſich Schweden in Guftav I. aus dem 
Geſchlechte Waſa einen eigenen König, um für immer aus der Union auszufheiden. 
Auch in Dänemark feiner Willkührherrſchaft wegen verhaßt, überdieß von der Hanfa 
befriegt, verließ Chriftian rathlos feine Yänder (1523) und wurde vom dänifchen Adel 
fofort feiner Krone verluftig erklärt. Während man in Dänemark Chriftians Obeim, 
Friedrich I., zum Könige wählte, hing Norwegen noch länger an dem rechtmäßigen 
Könige feft, welcher hier, trog feiner Strenge, beim Volke beliebt war; doch trug 
ſchließlich auch hier die dänifche Partei den Sieg davon, Chriftian wurbe in Norwe— 
gen, wohin er inzwifchen zurückgekehrt war, hinterliftiger Weife gefangen (1532) und 
die norwegifche Erhebung, an deren Spige der Erzbifhof Olaf Ingebriktfon ftand, 
mit der größten Strenge unterbtüdt. Noch einmal fuchte unter Erzbifchof Olafs Xei- 
tung die nationale Parthei in Norwegen die Selbftändigkeit ihres Vaterlandes zu 
behaupten. Als nad) Friedrichs I. Tod (1533) von dem dänifchen Abel, welchem 
auch die Geiftlichkeit ſich anſchloß, deſſen Sohn, Chriftian IIL., zu deſſen Nady- 
folger erwählt wurde, während ber Bürger- und Bauernftand, von der Hanfa 
unterftügt, für den gefangenen Chriftian II. einftand und damit ber zweijährige 
Bürgerkrieg in Dänemark ausbrah, welder unter dem Namen ver Grafenfehde 
befannt ift (1534— 36), erklärte fih Norwegen für Chriftian II. und fpäter, als 
diefer von feiner Gefangenſchaft nicht Iosfommen konnte, für deſſen Schwiegerfohn, 
Kurfürft Friedrich von der Pfalz. Aber auch dießmal war die däniſche Uebermacht 
zu groß. Bon der dänifchen Adelspartei wurbe Norwegen bezwungen, der Erzbi- 
ſchof mußte die Flucht ergreifen (1537) und jegt erklärte König Chriftian ILL, 
daß Norwegen auf Grund des wieverholten Bruches feiner Verpflichtungen gegen 
die Union als ein von Dänemark erobertes Land behandelt werden und fomit für 
die Zufunft nur noch als eine däniſche Provinz gelten folle. Und in der That 
war die GSelbftändigfeit und Unabhängigkeit des Reiches von jegt ab völlig bahin, 
wenn aud jene treulofe Verfügung nicht ihrem vollen Wortlaute nad durchgeführt 
werben konnte. Ein eigenes Land zwar blieb Norwegen nad wie vor und es be- 
hielt feine eigenen Geſetze und Einrichtungen; aber der norwegifhe Reichsrath 
wurde aufgehoben und das Land von Dänemark aus regiert, wie es denn dem 
Dänenkönige als folhem unterworfen galt. Auch die gewaltfame Einführung 
ber Lutherifhen Reformation in Dänemark und Norwegen durch Chri« 
ftian III. wirkte zunächſt nachtheilig. Da der alte Olauben in Norwegen wenigftens 
noch lange im Herzen des Volks fortlebte, trat zunächſt nur eine um fo größere 
geiftige Verfinfterung ein. Ueberdies hatte im Reichsrathe fortan der Adel aus- 
Ihlieglih Sig und Stimme, während vordem die Bifchöfe und Prälaten doch ei- 
niges Gegengewicht gegen denſelben gebilvet hatten. Endlich floß das Gut der 
Kirchen und Klöfter, welches jett eingezogen wurde, theils in die königliche Kaffe, 
theils in die Zafche der Herrn vom Übel, der neuen Kirche dagegen und der Schule 
verblieb davon nur der geringfte Theil. 

Während der folgenden drei Jahrhunderte fällt die Geſchichte Norwegens mit 
der dänischen zufammen. Die inneren Angelegenheiten des Landes wurben wenig 
beachtet. Däniſche Evelleute, welche in Norwegen als Lehensherren eingejegt wur- 
den, brüdten die Bevölkerung und riffen die beften Güter im Lande an fi. Die 
Uebermadt der Hanfa zwar wurde um die Mitte des 16. Jahrhunderts ge- 
broden; aber der norwegiſche Handel nahm darum doch feinen höheren Aufſchwung, 
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da das Zunftwefen und mandherlei Privilegien ihren hemmenden Einfluß auf venfelben 
ausübten. Endlich brachten auch die häufigen Kriege mit Schweden viel Unglüd über 
Norwegen, welches Land fie doch eigentlich nur wenig angingen; während bes 
Krieges 3. B., welcher die Jahre 1563— 70 erfüllte, wurden mehrere Theile des 
Landes verheert, und die Städte Sarpsborg, Oslo und Hamar in Aſche gelegt. 
König EChriftian IV. zwar (1588—1648) war um bie Wohlfahrt feiner nor» 
wegifhen Unterthanen beforgt. Er befuchte wiederholt das Land und fuchte dem 
Eigennuge feiner Lehensherren Schranken zu fegen. Er ließ das Geſetzbuch, deſſen 
alterthHümlihe Sprache den Richtern nahezu unverftändlich geworben war, in bie 
gangbare dänifche Sprache überfegen (1604), und überwadhte mit Nachdruck bie 
Uebung der Rechtöpflege. Er legte die Städte Chriftianta, Chriftiansfand und 
Kongsberg an und förderte eifrigft Handel und Gewerbe, zumal aber die Schiff» 
fahrt; aud der Holzwaarenhanvel und der Bergbau nahmen unter ihm einigen 
Auffhwung, wie denn zu feiner Zeit das Silberwerk zu Kongsberg und das Kupfer- 
werk zu Röraas entdedt wurden. Auch für das Kirchen- und Unterrichtömwefen trug 
er Sorge; er verfaßte eine neue Kirhenorbnung (1607) uno fuchte die heimlichen 
Ueberrefte des Katholicismus möglihft zu vertilgen, in Chriſtiania aber ftiftete er 
ein Gymnaſium. Allein die Uebermacht des Adels behinderte nur allzu fehr ben 
guten Willen des Königs, und überdies waren feine ewigen Kriege für das Land 
fehr drüdenv. Im Kalmarer Kriege (1611—13) und zumal in dem letzten Kriege 
des Königs (1643—45) hatte Norwegen ſchwer zu leiden; in dem legteren büßte 
dasſelbe feine alten Provinzen Iemteland und Herjedalen ein, und unter Chriftiang 
Nachfolger, Friedrich IIL., mußte auch vie norwegifhe Provinz Baahuslehn 
an Schweden abgetreten werben (1658). — Als der Uebermuth des däniſchen Adels 
zu einem dem Bolfe wie dem Könige unerträglichen Grade geftiegen und durch 
benfelben geradezu ber Beftand des Staates aufs Spiel gefetzt worden war, wurbe 
durch eine Revolution in Kopenhagen (1660) die alte Berfaffung umgeftürzt und 
dem Könige die Erblichkeit feiner Würbe und die abfolute Souveräni— 
tät übertragen. Auf die ftantsrechtliche Stellung Norwegens hatte inbeflen dieſer 
Borgang keinen nachtheiligen Einfluß, vielmehr kann man fagen, daß biefes Land 
durch denfelben gewann, indem Norwegen, feitvem ver königliche Abfolutismus an 
bie Stelle des Abfolutismus des dänischen Reichstages getreten war, wenigftens 
auf gleihen Fuß mit Dänemark geftelt wurde. Die nächſten Folgen der Ver— 
faffungsänderung waren für Norwegen entfchieven günftige. Die Uebergriffe des 
Adels hörten allmählig auf und die Verwaltung wurde im beffere Ordnung ges 
bracht; das verderbliche Lehensweſen wurde befeitigt und durch eine Eintheilung 
des Reiches in fefte Regierungsbezirke (Aemter) erjegt. Der oberfte Gerichtshof 
wurde beftellt, das Kriegsweſen geregelt und eine Pofteinrihtung eingeführt. Ein 
neues allgemeines Landrecht löste das alte, no von K. Magnus lagabätir her 
ftammende ab, und die ſchon lange vorbereitete legislative Einheit mit Dänemark 
wurbe dadurch erreicht. Die Kriege, welche unter Chriftian V. und Friedrich IV, 
mit Schweden geführt wurden (1675—79 und 1709—20), brachten für Norwegen, 
obwohl fie zumeift auf norwegifchem Boden durchgefämpft wurden und jomit vor- 
zugsweife deſſen Einwohnern zur Laft fielen, wenigftens keinen bleibenden Schaden 
und zumal feinen weiteren Verluft an Land; nad Beenbigung bes legten großen 
nordifchen Krieges aber genoß das Reich das ganze 18. Jahrhundert hindurch eis 
nes ununterbrodhenen Friedens. Handel und Schifffahrt blühten während dieſer 
frievlihen Zeit, der allgemeine Wohlftand des Volkes ftieg. Die Künfte und Wife 
fenf&haften ſchritten rafh voran. Die Regierung, wenn fie aud bie Forderungen 
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ber Zeit und bie Zuftände bes Landes nicht immer verftand und häufig in ber 
Wahl der Mittel fehlging, war dod mild und wohlwollend. Aber einerfeits bie 
abfolute Regierungsform, welche dem Volke jede geſetzliche Mitwirkung bei der Re— 
gierung entzog, ambdererfeit8 bie dem Norweger angeborene loyale Gefinnung, 
ſammt dem behaglichen Gefühle ver allgemeinen Wohlfahrt und dem Bewußtfein 
von bem väterlihen Wohlwollen feiner Könige hatten zur Folge, daß das Bolt 
bezüglich der öffentlihen Angelegenheiten in einer beftändigen Unmündigkeit erhal- 
ten wurde; es enthielt fi aller Kritif über feine Regierung und ſah lediglich mit 
findlihem Vertrauen zu feinen guten Königen hinauf. Die Cenfur war fchon durch 
das Geſetzbuch Chriftians V. eingeführt worden. — Die Litteratur begann im 
18. Jahrhundert einen rafchen Auffhwung zu nehmen; aber die alte norwegifche 
Sprade war, obwohl fie im Munde ver Bauern faft unverändert fort lebte, ala 
Kulturſprache ſchon längſt von der dänifchen fo vollftändig verbrängt, daß die alten 
Schriftwerke ins Däniſche überfegt werden mußten, um dem gebildeten Norweger 
verftändlich zu werben und die neuere Litteratur entwidelte fih fomit, auf bie 
dänifhe Sprache angemwiefen, als ein gemeinfames Eigenthum beider Völker. Der 
Norweger Ludwig Holberg (1684—1754) darf geradezu als der Bater dieſer 
neueren dänifchenorwegifchen Litteratur angefehen werben und in dem legten Biertel 
des Jahrhunderts übten die norwegifchen Dichter Tullin, Storm, Weffel, die Brüder 
Frimann, I. N. Brun u. a. einen beveutenden Einfluß auf deren Ausbildung aus. 
Eine ausführliche Geſchichte Norwegens fchrieb in lateinischer Sprache der Isländer 
Thormodhur Torfafon (Torfäus). 
Inzwifchen machten die neuen liberalen Ideen, welche in ber zweiten Hälfte bes 
18. Jahrhunderts zum Durchbruche gelangten, aud) in der däniſch-norwegiſchen Mo- 
narchie ihren Einfluß geltend. In der kurzen Zeit des Struenfeeifchen Minifteriums 
(1771—72) erging eine Menge von Verfügungen in freifinnigfter Richtung, welche 
einen bedeutenden Einfluß auf die Zuftände des Reichs äußerten, wenn auch viele von 
ihnen in der fofort folgenden Realtionsperiode wieder aufgehoben wurden. Der loya- 
Ien Gefinnung des Volles und feinem öfonomifchen Wohlftande war es zu banken, 
wenn ſich in Norwegen troßdem zunächſt noch Fein Streben nach größerer politifcher 
Selbſtändigkeit regte. Auch bemühte fich die Regierung, durch mancherlei eingreifende 
Neuerungen deſſen Lage zu verbeffern; der Handel mit Finmarken, welcher bisher als 
ein Regal behandelt und feit Friedrich IV. an eine Kompagnie von Ropenhagener Bürgern 
übertragen worden war, wurbe freigegeben (1787) und zur Anlage der Städte Tromfs, 
Hammerfeft und Wardð gefchritten, mehrfache Berbefferungen im Rechtsweſen und in 
der Militärverfafjung wurden durchgeführt u. dgl. m. Dennod war nicht zu verhin- 
bern, daß die Erfhüttungen, welche bie franzöfifche Revolution in ihrem Gefolge 
hatte, zufegt auch die lethargifche Ruhe ftörten, in welcher das norwegiſche Volk fo 
lange gefhlummert hatte. Es fehlte im Grunde nur eine Veranlaffung, welche die nie 
erlofhenen Gefühle für Freiheit und Vaterland im Volke zu frifchem Leben erweden 
möchte, und diefe fand ſich jett. Als nämlich England, durch den Tilfiter Frieden bedroht, 
Dänemark überfiel und feine ganze Flotte auszuliefern zwang (1807), wurde thatfüch- 
lich alle Verbindung zwifhen Dänemark und Norwegen aufgehoben und in dem fofort 
folgenden Tjährigen Kriege mit England blieb Norwegen faft ganz ſich felbft überlaffen; 
fein Handel wurde vernichtet, fein Geldweſen in Berwirrung gebracht, jede Zufuhr ab- 
— und an die Stelle des früher blühenden Zuſtandes trat eine allgemeine 
andesnoth. Klar zeigte ſich jetzt, in welch unnatürlicher Stellung das Land zu Däne— 
mark ſich befand und patriotiſche Männer traten offen für die nationalen Anſprüche 
auf. Wenn aud eine völlige Trennung von Dänemark, in welcher freilich ſchon da⸗ 
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mals eine Partei bie einzige Rettung ſah, dem Gefühle des Volles noch immer fern 
lag, fo machten ſich doch die Anforderungen auf eine größere nationale Selbftändigkeit 
jegt unabweisbar geltend; zugleih lehrte die allgemeine Noth das Volt Selbftver« 
trauen und in einer Zeit, welde großartige Anftrengungeyg und Opfer für das ge 
meine Wohl erheifchte, erwuchs aus dem allgemeinen patriotifchen Gefühle ein nicht 
minder allgemeines Bewußtfein der nationalen Solidarität, welches in wirkfamfter 
Weiſe dazu beitrug das Volk zur Selbftregierung zu befähigen. Mitten im Kriege 
wurde die Gefellfhaft für Norwegens Wohl geftiftet, welche, gleichzeitig für 
Kunft und Wiffenfhaft, für Landbau und Gewerbe wirkend, durch Schrift und Wort 
das Bolt für eine beffere Zukunft vorbereitete. Die Regierung fah diefe nationalen Res 
gungen freilich nicht mit günftigen Augen an; aber fie konnte doch nicht offen ger 
gen biefelben auftreten und mußte fi vielmehr darauf beſchränken, durch Nad- 
giebigfeit die loyale Stimmung des Volkes zu ftärfen. Durch die Errichtung einer 
norwegifhen Univerfität in Chriftiania (1811) erfüllte fie jest fogar einen 
lange gehegten fehnlichen Wunfc der Nation. 

In dem kurzen Landkriege, welcher mit Schweben als dem Verbündeten Eng» 
lands zu führen war, erwies fi zwar das Glüd den norwegifhen Waffen günftig, 
fofern der Statthalter, Prinz Chrifttan Auguft zu Schleswig-Holftein-Auguftenburg 
eine ſtarke ſchwediſche Armee zurüdzutreiben und fogar felbft in Feindesland ein- 
zubringen wußte (1808—9); die enbliche Loslöfung Norwegens von Dänemark 
aber vermochte jegt nichts mehr zu hindern, Rußland, welches feierlich verfprochen 
hatte den englifhen Ueberfal von Kopenhagen zu rächen, verpflichtete ſich nichts— 
beftoweniger gegen Schweden, um deſſen Beitritt zu der großen Koalition gegen 
Napoleon zu erfaufen, die Abtretung Norwegens von Dänemark zu erzwingen, 
und nachdem die Macht des franzöfiihen Kaiſers durch ben ruſſiſchen Feldzug er- 
fhüttert und durch die Völferfhlacht bei Leipzig vollends gebrodhen worden war, 
rüdten die Schweben, von den Verbündeten unterftügt, in Holftein ein; nad) kurs 
zem Kampfe wurde 8. Friedrich VI. von Dänemark genöthigt, im Kieler 
Frieden (ven 14. Januar 1814) Norwegen an Schweden abzutreten. — Die 
Norweger waren num freilich nicht geneigt, fich fo ohne Weiteres von einem Kö— 
nige an ben andern verfhadern zu laffen. Sie machten geltend, daß K. Friedrich 
zwar für feine Perſon auf die Regierung zu verzichten, aber nicht Land und Volt 
einem anderen Staate zu überliefern berechtigt fei; fie erklärten fi bemnad für 
unabhängig und Norwegen für ein felbftändiges Neid. Der däniſche Statthalter, 
Prinz Ehriftian Friedrich (verfelbe, melder fpäter als Chriftian VIII. den 
dänifchen Thron beftieg), übernahm proviforifh die Regierung und berief eine 
Nationalverfammlung nach Eidsvold, um über die Angelegenheiten des Baterlandes 
zu berathen. Diefe Berfammlung erklärte Norwegen für ein felbftändiges und un- 
abhängiges Land, einigte fih über ein Verfafjungsgefeg (vom 17. Mai 1814), 
welches die Regierung einem konftitutionellen Könige, vie gefeggebende Gewalt 
aber und das Befteuerungsreht einem aus Volksabgeordneten gebildeten Storthinge 
übertrug, und erwählte den Prinzen Ehriftian Friedrich zum Könige. Allein dieſer 
wußte die in feine Hand gelegte Würde nicht zu behaupten. Als Karl Johann mit 
feinem kriegsgeübten Heere in Norwegen einfiel, leiftete das norwegiſche Heer, von 
begeifterter Baterlandsliebe befeelt, zwar ven tapferften Widerftand, vermochte aber, 
weil ſchlecht geführt, dennoch nichts auszurichten; der ſchwache K. Chriftian verlor 
den Muth und da aud der ſchwediſche Kronprinz einen friedlichen Vergleih einem 
erbitterten Kampfe gegen das ganze Volk vorzog, wurde eine Unterhandlung ein- 
geleitet und eine Konvention zu Moß (14. Auguſt) abgeſchloſſen, durch melde 
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Chriftian zur Einberufung des Storthings und zur Nieberlegung feiner Krone in 
beffen Hände fich verpflichtete. Durch eigene Kommiſſarien trat fofort der Schweben- 
fönig in unmittelbare Verhandlungen mit dem Stortbinge, welches die Thronent« 
fagung König Chriftians annahm, die volle Souveränität als hiedurch an das 
Voll heimgefallen erklärte, und in Folge deſſen für die Bolfsrepräfentation das 
Recht in Anſpruch nahm, nun ihrerfeits über die Angelegenheiten des Reiches 
zu verfügen. Die Vereinigung mit Schweden unter bemfelben Könige wurde fofort 
beſchloſſen, jedoch unter Beibehaltung der vollen Selbſtändigkeit und Unabhängigfeit 
beider Reiche; die Berfaffung vom 17. Mai 1814 wurde demzufolge einer Revi- 
fion unterworfen, um die durch die Union nöthig gewordenen Modifikationen in 
Ordnung zu bringen; enblid wurbe der König Karl XIII. von Schweben zum 
Könige von Norwegen erwählt (den 4. November 1814). Damit war ber Frieden 
gefhloffen und Norwegen war nah 277jähriger politiſcher Unmündigkeit endlich 
wieder in die ihm gebührende Stellung eines freien und felbftändigen Gliedes ver 
europäifchen Staatenfamilie eingetreten; zugleich war das Land aber aud in Ber- 
bindung mit einem Nachbarſtaate getreten, zu deſſen Verbündeten es durch feine 
geographifche Lage nicht nur, fondern auch dur die Sinnes- und Lebensart bei- 
der Bölfer von der Natur gefhaffen erfcheint, — eine Verbindung, welche das 
wahre Glüd und Geveihen beider Reiche denn aud) in der That mächtig geförbert hat. 

Norwegens Gefhichte feit dem Jahre 1814, unter Karl XIIL, Karl Io» 
hann (1818—44) deffen Sohn Oskar (1844—59), endlich unter dem jet res 
gierenden Sohne diefes Lesteren, Karl, zeigt die erfreulichften Fortfchritte nad) 
allen und jeden Richtungen hin. Während der Nation beim Beginn ihres felbftän- 
digen Staatslebens nahezu Alles fehlte, und Alles erft von Neuem gefchaffen 
werben mußte, fieht Norwegen fich jett mit Allem ausgerüftet, was in geiftiger, 
wie in materieller Beziehung einem Staate eine glüdlihe Eriftenz und ebrenvolle 
Stellung verbürgen fann. Seine Berfaffung entfpricht vollfommen ben Bepürfnif- 
fen des Volkes und bildet die unerſchütterliche Grundlage für deſſen weitere Ent» 
widlung. Die Gefeggebung bat nad allen Seiten hin ebenfo rafhen als befonne- 
nen Schrittes alte Uebelftände befeitigt. Der Adel wurde im Jahre 1821 abge 
Ihafft; die Kommunalverwaltung im Jahre 1836 nad den liberalften Principien 
organifirt. Handel und Gewerbe wurben Schritt vor Schritt von den alten Schran- 
fen befreit; die Rechtspflege wurde vielfah verbeffert und im Jahre 1842 eine 
neue zeitgemäße Strafgefeggebung erlaffen; die Armenpflege und das Unterridts- 
wefen wurden ven Anſprüchen der Neuzeit entfprechend auf feften Fuß geftellt; das 
Heerwefen wurbe auf dem Principe der VBollsbewaffnung neu aufgebaut und das 
Kriegsmaterial in vortrefflihden Stand gebradht; die Kommunikation im Lande 
wurde durch gute Chauſſeen und Eiſenbahnen erleichtert, ein Telegraphenneg über 
alle wichtigeren Punkte defjelben gezogen, eine Neihe newer Städte gegründet, Und 
während alles dieſes geleiftet wurde, minberten fich fortwährend die öffentlichen 
Abgaben, flieg der Kredit des Staates und hat ver Wohlftand des Volkes aller- 
wärts fichtlich zugenommen, Die glüdliche Lage ver flanvinavifhen Halbinfel ge- 
ftattet den verbündeten Völkern an dem Principe der Neutralität fefthaltend von 
den Reibungen unter den übrigen europäifhen Mächten unberührt zu bleiben und 
jo mögen fie, ven Werken des Friedens ſich ausſchließlich widmend, ihre Aufgabe 
darin fuchen, daß fie die Ueberlegenheit des Menſchen über eine rauhe Natur zu 
behaupten und gegen die mancherlei Hemmniffe anzufämpfen trachten, welche dem 
Fortſchreiten der Menſchen zu immer größerer geiftiger wie leibliher Vollkommen . 
heit ſich entgegenftellen ! Ä 
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III. Staatd: und Mechtöverfaffung. 

Zufolge des Grundgeſetzes vom 17. Mat 1814, welches um ber Union 
mit Schweden willen unterm 4. November desſ. 9. einigermaßen mobificirt wurbe, 
bildet Norwegen ein freies, felbftändiges, untheilbares und unveräußerliches Neid, 
welches mit Scieben unter einem Könige vereinigt und deſſen Regierungsform 
die einer beſchränkten Erbmonardie ift. Das Princip der Souveränität Norwegens 
ift denn auch Schweden gegenüber foweit durchgeführt, als dies bei ver Ges 
meinfamfeit des Staatsoberhauptes nur immer möglich ift. Norwegen bat feinen 
eigenen Staatdrath, in welchen nur norwegiſche Staatsbürger ernannt werben 
dürfen, und welcher minveftens aus einem Staatsminifter und 7 anderen Mit» 
gliedern zu beftehen hat, von denen ber Staatsminifter und zwei Staatsrärhe bet 
dem Könize während feines Aufenthaltes in Schweben zu verbleiben haben. Aller- 
bings wird vorausgefegt, daß das Königshaus ſich der Regel nad dort aufhalte; 
jedoch ift der König verpflichtet, fih jedes Jahr einige Zeit in Norwegen aufzu- 
halten, foferne nicht wichtige Hinderniffe entgegenftehen, und ver Reft des Stants- 
rathes verbleibt bier, an deſſen Spige der König, wenn er will, einen Statthalter 
oder Vicekönig fesen kann. Der König fol fi überbies in Norwegen frönen Iaf- 
fen, und zwar fol die Krönung in der Domkirche zu Trondhjem vor ſich gehen. 
Zu Staatsämtern kann der König der Regel nah nur eingeborene Norweger be- 
fördern und Fremde darf er nur als Lehrer an ber Univerfität, als Aerzte oder 
Konfuln an fremden Plägen anftellen; überdies iſt er befugt, als Statt halter 
ebenfowol einen Schweden als einen Norweger zu ernennen. Doch bat man in 
dieſem Amte und darin, daß dasfelbe mit einem Schweden foll beſetzt werden fün- 
nen, zumal in der neueren Zeit vielfach eine Inkonfequenz und einen Berftoß 
gegen den Grundſatz der Gleichberechtigung Norwegens in ber Union erbliden 
wollen, und wieberholt werben darum Beſchlüſſe über deſſen Abihaffung gefaßt, 
ohne daß biefelben doch die königl. Sanftion hätten erlangen können. Inzwifchen 
ift das Amt in den letzten 10 Jahren unbeſetzt geblieben und wird dies wohl aud 
in der Zukunft bleiben. Die Unabhängigkeit des Neiches von Schweden wird fer- 
ner durch die Beftimmung bezeichnet, daß basfelbe feine eigene Banf und fein 
befonveres Münzweſen haben fol, daß es nur für feine eigenen Staatsſchulden 
haftet, und daß die norwegiſche Staatslaffe in Norwegen zu verbleiben, und nur 
für deffen Benürfniffe verwendet zu werben hat; ferner dadurch, daß Norwegen 
feine eigene Flagge, nur mit einem Unionszeichen verfehen, befigt. Ebenfo hat man 
die Bermifhung des Heeres foweit möglich zu verhindern gefucht, indem man be— 
ftimmte, daß in Friedenszeit feine andern als norwegifche Truppen in Norwegen 
und feine norwegifhen Truppen in Schweben liegen follen; nur das Recht ift dem 
Könige zugeftanden, daß er in Schmweben eine aus reimilligen beftehende norme- 
gifhe Garde halten und daß er auf kurze Zeit, d. h. höchſtens auf 6 Wochen im 
Jahre, die nächften Truppen vom Heere beider Reiche zu WBaffenäbungen an jedem 
Punkte innerhalb der beiden Reiche zufammenziehen darf, doch fo, daß in keinem 
alle mehr ald 3000 Mann von der Streitmacht des einen Reiches in Friedens» 
zeit in das andere gezogen werben. Die norwegifche Flotte fol ihre Werften und 
in Friedenszeiten ihre Stationen und Häfen in Norwegen haben, fowie aud bie 
Kriegsfchiffe des einen Reiches nicht mit Seevolk des andern bemannt werben dür⸗ 
fen, außer ſoweit biefes ſich freiwillig anmwerben läßt. — Hinwiederum ift eine 
Folge der Verbindung beider Neiche die, daß fie dem Auslande gegenüber als eine 
Einheit in Betracht fommen, daß fie demnach Krieg und Frieden gemein haben, 
und ebenfo eine gemeinfame biplomatifche Vertretung, während daraus noch keines⸗ 
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wegs mit Nothwenbigfeit fi ergiebt, baf fie, wie doch thatfächlich der Fall ift, 
aud das Konſulatweſen gemeinfam haben, oder daß Verträge mit fremden Mächten 
für beide Reihe gemeinfam abgefhloffen werden müſſen. 

Norwegens Eigenfhaft als einer befchränkten Monarchie bringt mit fich, daß 
nur bie exefutive Gewalt beim Könige ift, während das Recht der Geſetzgebung 
und der Befteuerung vom Volle dur das Storthing ausgelibt wird, welches 
aus zwei Abtheilungen befteht, dem Lagthing und dem Obelstbing. Das Storthing 
befteht zur Zeit aus 111 Mitgliedern, 37 aus den Städten und 74 aus ben 
Landbezirken, welche nit unmittelbar von den Stimmberehtigten, fondern von 
Wahlmännern gewählt werben, bie für jede Stabt und jeden Pfarrfprengel von 
ben dahin gehörigen Stimmberechtigten gewählt werben, Stimmberedhtigt find nur 
diejenigen norwegifchen Staatsbürger, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben, 
im Lande 5 Jahre anfäffig gewefen find und nod fi aufhalten, und melde ent- 
weder a) Beamte find oder gewefen find, ober b) auf dem Lande matrikulirten 
Orundbefig?) zu eigen, oder auf länger als 5 Jahre gepadhtet haben, ober c) 
Stabtbürger find und in einer Kaufftabt oder an einem GStapelplage (Ladeſted) 
einen Hof oder Orunpbefig im Werth von mindeftens 300 Reichsthaler Silber 
(ungefähr 450 Mark Hamburger Banko) haben. Das Stimmredt wird ſuspendirt 
a) durch gerichtliche Anklage wegen Berbreden, pn) durch Stellung unter Kuratel, 
ce) durch Faliffement oder Bankerott. Das Stimmrecht geht verloren: a) durch die 
Berurtheilung zu Zwangsarbeit, oder einer anderen entehrenden Strafe, b) durch 
den Eintritt in den Dienft einer fremden Macht ohne Genehmigung ver Regie- 
rung, e) durch den. Erwerb des Bürgerrechtes in einem fremden Staate, d) durch 
bie Ueberführung defien, daß man Stimmen erfauft, die eigene Stimme verkauft 
ober in mehr als einem Wahlbezirke geftimmt hat. Jeder Stimmberedtigte, welder 
30 Jahre alt ift und 10 Jahre lang im Reiche fi aufgehalten bat, ift zum 
Storthinge wählbar, und zwar werben von ben oben befprodhenen Wahlmännern 
bie Abgeordneten für jedes Amt und in der Megel aud für jede Stabt aus ben 
ftimmberechtigten Eingejefjenen des Amtes oder der Stadt gewählt. Das Storthing 
tritt jedes dritte Jahr am erften Tage des Dftobers in der Hauptftabt des Reihes 
zufammen und bleibt jo lange verfammelt, als es nöthig befunden wird, doch ohne 
des Königs Genehmigung nicht über 3 Monate, ein Zeitraum, der fi inzwiſchen 
beftändig als ungenügend erwiefen bat, indem im Allgemeinen 7—8 Monate ver- 
gingen, ohne daß die Verhandlungen des Storthings zu Ende gebradt werden 
fonnten. In außerorventlihen Fällen kann der König das Storthing auch außer 
der gewöhnlichen Zeit zufammen berufen. Die Funktionen des Storthings laffen 
fih unter drei Hauptflaffen bringen, je nachdem fie die gefeggebenpde, finan— 
cielle oder fontrolirende Gewalt betreffen. Hinfichtlih der zuerft genannten 
wird die oben erwähnte Eintheilung des Stortbings in ein Odelsthing umd 
Lagthing bebeutfam. Das Storthing wählt nämlich fofort nad feinem Zuſam- 
mentritte unter feinen Mitglierern ein Biertheil aus, welches das Lagthing bildet, 
während bie übrigen drei Viertheile das Odelsthing ausmahen. An dem legteren 
Thinge muß jeder Geſetzvorſchlag, fei es nun von deſſen eigenen Mitgliedern oder 
von der Regierung auerft vorgebracht werben. Wird der Vorſchlag hier angenom-= 


3) Altes Grundeigentbum im Norwegen, außer Ainmarfen, iſt auf einen gewiflen ®ertb 
veranichlagt, much welchem die Abgaben an die Staatskaſſe und an die Kommumen fi bemeflen, 
und welcher in einer auf öffentliche Veranitaltung ausgearbeiteten und gedrudten Matrikel ver— 
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men, fo wird er dem Lagthing zugefanbt, welches ihn entweder annimmt ober ber- 
wirft und legteren Falls mit feinen Bemerkungen zurüdichidt. Diefe werden num 
vom Odelsthinge in Ueberlegung gezogen und ber Entwurf wird fobann entweder 
auf fi beruhen gelaffen, over mit ober ohne Veränderungen an das Lagthing 
zurüdgegeben. Ift ein Borfchlag aber zweimal vom Odelsthing dem Lagthing vor« 
gelegt und zum zweiten Male von viefem abgelehnt worven, fo treten fofort beide 
Abtheilungen zufammen und zwei Drittheile ver Stimmen geben nun die endliche 
Entfcheidung. Zur Annahme eines Gefeges wird aber überdies noch die Santtion 
bes Königs erforbert; doch ift das Königliche Veto nur ein fuspenfives, nicht ein 
abfolutes, indem ein Borfchlag, welcher unverändert auf 3 einander folgenden or» 
dentlihen Storthingen angenommen worden ift, aud ohne die Föniglihe Sanftion 
zu erhalten, Gefeg wird. Doch hat das Storthing nur zwei Male (1821 und 
1842) von diefem Rechte, feinen eigenen Willen durchzuſetzen, Gebraud gemacht 
und beide Male hat die Regierung, um in der Form die Fönigliche Autorität auf 
recht zu erhalten, dem zum britten Male wiederholten Beſchluſſe die königliche 
Sanktion ertheilt. Die financielle Gewalt des Storthings befteht in dem Befteuer 
rungsrechte, vem Bewilligungsredhte, jomie dem Rechte, das Geldweſen des Reihe 
zu beauffidtigen und die Berwaltung der Staatögüter und der Regalien zu nor- 
miren. Das Storthing legt alle Steuern, Abgaben, Zölle und andere öffentlichen 
Laften auf, welche invefjen nicht länger als bis zum 1. April des nächften Jahres 
nad dem Zufammentritte eines neuen orventlihen Storthings gelten, wenn fie nicht 
von biefem ausdrücklich wieder bewilligt werben. Ebenfo fteht die Aufnahme von 
Anlehen auf des Reiches Krevit dem Stortbinge zu. Kraft feines Bewilligungs- 
rechtes lann das Storthing das Ausgabenbudget fo fpecialifirt einrichten, ald es 
felbft für dienſam erachtet; doch bleibt der Negierung vorbehalten, für die Zwi— 
fhenzeit zwifchen zwei Storthingen einftweilige Gehalte und Penfionen zu beiwilli- 
gen, welde indeſſen der Revifion des Storthings unterliegen, Weiterhin kommt 
dem Storthinge das Recht zu, die Kontrole zu führen über die Mitglieder des 
Staatörathes, des Storthings felbft, ſowie des oberften Gerichts, welche, foferne 
fie ala folde etwas verbrodhen haben, vom Odelsthinge vor dem Reichegerichte 
angeklagt werben fünnen, weldyes aus dem Lagthinge und dem oberften Gerichte 
befteht. Die genaueren Regeln über die Borausfegungen der Strafbarkeit der ge 
nannten Bunktionäre und über bie Art der Strafe beftimmt die privatrechtliche 
Geſetzgebung; nur bezüglich der Mitglieder des Staatsrathes fchreibt das Grund- 
gejeß vor, daß fie, wenn fie einen vom Könige im Staatsrathe gefaßten Beſchluß 
für der Verfaffung oder dem Landesgefege widerfprehend, oder dem Reiche augen- 
ſcheinlich ſchädlich erachten, dagegen kräftige Borftellungen machen und ihre Mei- 
nung dem über die Staatsrathöverhandlungen zu führenden Protokolle einverleiben 
follen. Wer nicht in diefer Weife proteftirt hat, gilt ald mit dem Könige einver- 
ftanden und haftet für den Inhalt des Befchluffes. 

Die rihterlide Gewalt fteht den Gerichten zu, deren Organifation 
inzwiſchen nur fomweit das Reichsgericht und das oberfte Gericht in Frage ift, durch 
das Grundgeſetz feftgeftellt ift. Das oberfte Gericht, welches minveftens aus einem 
Juftitiarius und 6 Beifigern beftehen fol, urtheilt in allen Sachen in legter In- 
ftanz, und feine Urtheile fönnen in feinem Falle angefochten oder einer Revifion 
unterworfen werben. Die felbftändige Bebeutung der richterlihen Gewalt neben 
ber geſetzgebenden und vollziehenden hat das Grundgeſetz möglichft zu fichern ge- 
fucht, und ift in biefer Beziehung zu bemerken, daß Niemand beftraft werben kann, 
außer auf Grund eines Urtheils, wie dena fogar die vom Könige ernannten Beam- 
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ten im Allgemeinen von ber Megierung nicht entlaffen werben können, vielmehr 
vor den Gerichten zu Belangen find. Ebenfo kann das dem König zuftehende Be— 
gnadigungsrecht nicht ausgeübt werben, ehe die zu begnabigenven Gerfonen gericht» 
lich verurtheilt find. 

Abgefehen von den angeführten Beftimmungen über Norwegens Verhältniß 
zu Schweden, fowie Über ven Wirkungskreis der verfchiedenen Staatsgewalten und 
deren Berhältniffe zu einander enthält das Grundgeſetz eine Reihe von Vorſchrif- 
ten, welche zunächſt leitende Grundſätze aufftellen für vie privatrechtliche 
Legislation, oder welche ven Beftand einzelner Zuftände fichern und dem Volle vie 
Ausübung gewiffer Rechte gewährleiften follen. Als foldhe mögen folgende ange: 
merkt werden: Die evangeliſch-lutheriſche Religion ift Staatsreligion; zu ihr fol 
ber König und follen der Regel nad) alle Beamten fich befennen und der Erftere 
hat fie aufrecht zu halten und zu ſchützen. Preffreiheit fol gelten. Keinem Gefege 
tarf zurüdwirkende Kraft verliehen werben. Niemand barf verhaftet werben außer 
in den geſetzlich vorgefchriebenen Fällen und in ver gefetlich vorgefchriebenen Weiſe. 
Hansfuhungen dürfen nur in Kriminalfällen ftattfinden. Die Tortur darf ganz 
und gar nicht fattfinden. Jedermann, ohne Rüdficht auf Abkunft oder Vermögen, 
ift zur Vertheidigung des Baterlandes verpflichtet. Neue und dauernde Beihrän- 
ungen der Nahrungsfreiheit vürfen für die Zufunft Niemanden ertheilt werben. 
Erbliche Vorrechte, perfünlier oder gemifchter Art, dürfen Niemanden zugeftanden 
werben. Wer bewegliches oder unbewegliches Gut zu öffentlihen Zweden abtreten 
muß, fol vollen Erſatz von der Staatskaſſe erhalten u. dgl. m. 

Sinfitli der Beränderungen des Grundgeſetzes iſt beftimmt, 
daß, foweit die Erfahrung die Nothwendigkeit von folden zeigt, ber betreffende 
Vorſchlag an einem orbentlihen Storthinge einzubringen und durch den Drud be— 
fannt zu geben ift; doch fteht e8 erft dem nächften ordentlichen Storthinge zu, zu 
entſcheiden, ob die vorgefchlagene Veränderung ftattfinden folle oder nicht. In kei— 
nem Falle indefjen folhe Veränderungen ven Principien des Grundgefeges 
widerſprechen, ſondern immer nur Diodififationen einzelner Beftimmungen enthal- 
ten, welde ven Geift ver Berfaffung nicht Ändern, und zwei Drittheile des GStor- 
things müſſen über viefelben einig fein. Das Grundgefeg Ipricht fi barliber nicht 
aus, wiefern dem Könige Aenderungen des Orundgefeges gegenüber ein Beto zu— 
ftehe und deßhalb haben fi denn auch verfchiedene Meinungen hierüber geltend 
gemadht, indem einige ihm ein abfolutes, Andere ein fuspenfives Beto beilegen, - 
wieder Andere aber gar jedes Veto abfpredhen wollten. Die zuerft angeführte Mei- 
nung bat indeſſen die triftigften Gründe für fih und ift aud neuerbings bie 
allgemeinft angenommene. 

Der Theil des Staatörathes, welher während der König in Schweden fich 
aufhält, in Norwegen verbleibt, führt in des Königs Namen die Regierung bes 
Neiches in den Fällen, melde er felbft verfchreibt und wird darum aud gewöhn- 
ih „Die norwegifhe Regierung" genannt. Zufolge der berzeit gel« 
tenden Inftruftion für die Regierung vom 11. Dftober 1825 follen nur die wich- 
tigeren Sachen vom Könige perfönlich erledigt werben, nämlich ſolche, welde bie 
Annahme, Aufhebung oder Veränderung allgemein gültiger Gefege und Borfchrif- 
ten, die Ernennung und Entlafjung von Beamten, dann Begnabigungs-, Orati- 
fifations-, Gehalts- und Penflonsfadhen betreffen und fogar derartige Sachen kön— 
nen von der Negierung in Chriftiania endgültig abgethan werben, wenn im eih- 
zelnen Falle Beichleunigung der Entſcheidung nöthig ift. Dagegen Tann der Regel 
nad Feine Angelegenheit von dem König in Stodholm erledigt werben, ohne daß 
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die Erinnerungen der norwegifhen Regierung eingeholt worden wären, es müßten 
benn triftige Hemmniſſe foldes verbieten. Jedes der in Ehriftiania anweſenden 
Mitglieder der Regierung ift Vorftand eines ihrer Minifterien oder Departements, 
deren zur Zeit 7 find, nämlih: 1) Das Departement für das Kirchen- und Un« 
terrihtöwefen, 2) das Departement für das Juftize und Polizeimefen, 3) das Der 
partement für das Finanz: und Zollmefen, 4) das Departement für das Innere, 
5) das Departement für die Armee, 6) das Departement für die Marine und 
das Poftwefen, endlih 7) das Departement für das Revifionswefen. In einzelnen 
Fällen kommt zufolge der oben erwähnten Inftruftion vom 11, Oftober 1825 dem 
betreffenden Departementsvorſtande bie endgültige Entſcheidung der in fein De— 
partement einſchlagenden Saden zu; in bei Weiten den meiften Fällen ift vage 
gen feine Funktion eine nur fonfultative, indem die Entſcheidung dem Könige felbft 
ober der norwegifhen Regierung zufteht. — Unter ver Regierung ftehen die Amt- 
leute als weltliche und die Biſchöfe als geiftlihe Obrigkeiten. Das Land zer 
fallt in 6 Bisthiimer und 17 Aemter, mit Ausnahme der Städte Chriftiania und 
Bergen, welche befondere weltliche Obrigkeitsbezirfe bilden. Jedes Amt zerfällt wie- 
ber in Bogteien, von welden jede wieder aus mehreren Dingbezirfen (Thinglag) 
befteht, veren Bezirke zumeift mit den Pfarrfprengeln zufammenfallen. Die Anzahl 
dieſer letteren beträgt 378, abgefehen von den Städten Chriftiania, Bergen, 
Trondhjem und Stavanger, welche aus 14 Pfarreien beftehen. In jener Vogtei 
ift ein Bogt (Foged) angejegt, welder die Steuern und Abgaben eintreibt, die 
Urtheilsfprüdhe vollzieht, und überhaupt die Beobachtung der Geſetze überwadt. 
Unter ihm ftehen die Tehnsleute (Lensmändene), welche keine Beamten find, 
aber von den Amtleuten ernannt werden und deren in der Regel in jedem Ding» 
bezirte einer iſt. In den Stäpten hat ein Stadtvogt (Byfogven) den Dienft 
des Bogtes zu verfehen, welchem zugleich bie richterliche Gewalt zukommt; doch 
beftehen in ven größeren Städten neben dem Stadtvogte noch eigene Magiftrats- 
und Bolizeibedienftete. 

Die Gerichte beftehen in erfter Inftanz aus den gewöhnlichen Unterridhtern, 
deren Stelle in ven Städten, wie eben bemerft, von den Stadtvögten, 
auf dem Lande aber von dem Sorenſkriver (d. 5. gefhtworenen Schreiber) 
bekleidet wird, welcher die richterlihe Gewalt in mehreren Dingbezirken zu haben 
pflegt, und welchem übervies bie Beforgung des Berlaffenfhafts- und Auktionswe- 
ſens in feinem Amtsbezirke, fowie das Notariatswefen übertragen iſt. Den Unter 
gerichten kommt bie Jurisdiktion in den meiften Eivil- und Kriminalſachen zu; 
doch beftehen neben ihnen eigene geiftlihe und militärifhe Gerichte, 
fowie in ben größeren Städten Polizeigerichte. Das Recht der Anklage fteht dem 
Amtmanne zu, ſoweit die einzelne Sache nicht vor ein geiftliches oder Militärge- 
richt gehört, welchen Falls dasſelbe dem Bifchofe und beziehungsmweife dem Bri« 
gadechef übertragen ift. — Die Urtheile der Untergerichte können vor den Stift s- 
obergerihten angefochten werben, deren für Ehriftiania-Stift zwei, mit je 4 
Mitgliedern, beftehen, während Ehriftionfands, Bergens, Tronphjems und Tromfde 
Stift nur je ein, aus 3 Mitgliedern beſtehendes befigen. Bon den GStiftsoberge- 
richten gebt der Zug an das oberfte Gericht, von deſſen grundgeſetzlich feit- 
geftellter Organifation bereits die Rebe war. 

Norwegens Kommunalverfaffung ift durd zwei Gefege v. 14. Jan. 1837 
georbnet, nach welchen im jeder Stabt und jeber Pfarrei Borfteher (Formänd) 
beftehen follen, welche unter ven Stimmberechtigten gewählt, die Rechte ber Ge— 
meinde zu überwachen, die orbentlihe und fparfame Verwaltung ihrer öfonomifchen 
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Angelegenheiten zu beauffihtigen, und in allen anderen Beziehungen den Nuten 
und Bortheil der Gemeinte zu wahren, fowie auch die Obrigfeit mit den Auf- 
Härungen und Bemerkungen zu unterftügen haben, welde etwa in die Gemeinde 
betreffenden Angelegenheiten verlangt werden Könnten. In Sachen von größerer 
Bedeutung können bie Vorfteher nit für fih allein Befchlüffe faffen, müſſen fie 
vielmehr mit den fogemannten Repräfentanten zufammentreten, welde in 
gleicher Weife wie fie felbft gewählt werden, deren Zahl aber drei Mal fo groß 
als die der Vorfteher if. So weit die Kommunalverwaltung Beſchlüſſe faßt über 
Ausgaben, welche von der Gemeinde auf länger als die nächſten fünf Jahre ger 
tragen werben follen, ober über bie Veräußerung von Orundftüden und Beflgun- 
gen, woburd bisherige Einnahmen der Gemeinde aufgegeben, oder doch vermindert 
werben, muß bed Königs Zuftimmung eingeholt werben, damit der Beſchluß Gül- 
tigfeit erlange. — In ben Landbezirken hat man außer ben oben beſprochenen 
Bfarreivorftehern aud nod) Amtsvorſteher, welde aus ven fänmt- 
lichen Wortführern jener erfteren Borfteherihaften beftehen, und einmal im Jahre 
mit dem Amtmanne und den Vögten zufammentreten follen, um das Budget ber 
Amtstommune feftzuftellen, während fie im Uebrigen der engeren Gemeindeverwal⸗ 
tung nicht übergeordnet und nicht berufen ſind, deren Beſchlüſſe zu ändern. 

Die norwegiſche Armee, deren oberſter Befehlshaber der König ſelbſt ift, 
wird in feinem Namen von dem Chef des Armeedepartements verwaltet, welcher 
zugleich, fo lange der König nicht jelbft in Chriftiania ſich aufhält, deren oberfter 
Befehlshaber ift. Unter dem Armeedepartement beforgt der Armeeintendant bie Be— 
Kleidung, Ausrüftung und Verpflegung des Heeres, — der Oeneralfeldzeugmeifter, 
welcher zugleich Chef der Artillerie ift, die Habrifation der Munition und Waffen, 
der Transportmittel u. dgl, — ber Generalkriegskommiſſär das Konftriptionswefen, 
— ver Generalauditeur die Rechtspflege und der Generaldirurg das Mebicinal- 
weſen. Das Heer befteht aus ter Linienarmee und deren Kriegsverftärkfung, aus 
der Linienreferve und aus ber Landwehr, Die Linienarmee, welde im Frieden 
12,000 Mann beträgt, im Kriege aber auf 18,000 Mann verftärft wird, befteht 
aus einem Generalftabe, einer Ingenieurbrigabe, einer Artilleriebrigabe, einer Ka- 
valleriebrigade und fünf Infanteriebrigaden. Die Linienreferve, 6—7000 Mann 
ftart, ift in Friedenszeiten mit der 4—5000 Mann ftarten Landwehr verbunden, 
welche in 40 Divifionen eingetheilt if. Die Heerergänzung gefchieht theils durch 
Werbung, welche doch nur bei der Linie vorfommt, die 2000 Geworbene zählen 
fol, theile durch Konfkriptien der geſammten 22jährigen Mannſchaft im Lande. 
Jedem Konfkribirten fteht frei, ehe er in den Dienft tritt, für fi einen Erfag- 
mann zu fielen; tod muß jeder eine 30tägige Erercierfchule durchmachen und 3 
Jahre in der Landwehr dienen, Zur Ausbildung von Unterofficteren hat man bei 
jeder Brigade eine Unterofficiersfhule, mit einer Rehrzeit von 14 Monaten bis 3 
Fahre. Die Ausbildung der Dffictere erfolgt für die Infanterie und Kavallerie an 
der Kriegsichule zu Chriftiania, wo die Lehrzeit A—6 Jahre währt und für ben 
Generalftab, das Geniewefen und die Artillerie an der militärifhen Hochſchule 
ebendafelbft, deren Lehrzeit drei Jahre dauert. 

Die norwegifhe Marine wirb von dem Chef des Marinebepartements 
verwaltet, welcher, wenn er anders ein Geeofficier iſt, in ber Regel in des Königs 
Namen das Kommando über die Flotte führt. Diefe befteht zur Zeit aus 4 Fre 
gatten, 5 Korvetten, 1 Brig, 4 Schooner, 5 Schleppbampfern und 2 Dampflano- 
nenbooten, alfo zufammen aus 21 Schiffen mit 249 Kanonen und 1760 Pferbe- 
feäften, wozu dann noch eine Ruberflottill: von 125 Fahrzeugen mit 203 Kano⸗ 
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nen binzulommt. Bemannt wirb die Flotte durch Konfkription unter den Seewehr⸗ 
pflictigen, in welcher Beziehung im Wefentlichen diefelben Negeln gelten, wie be» 
züglich der Landmacht. Die Seewehr beft:ht aus den Diftriktsfeetruppen und veren 
Kriegsverftärkfung, der Diftriftsfeetruppen-Referve und der Küftenwehr, wozu dann 
nod ein feemilitärifches Korps kommt, welches aus Artillerie und Matrofenfom= 
pagnien fammt einem Handwerkerkorps befteht. Für die Ausbildung der Officiere 
befteht eine eigene Seekriegsſchule in Frederiksvärn, welde indeſſen jegt nad) Hor- 
ten, der Hauptftation der Flotte, verlegt werben foll. 

Norwegen befigt eine Universität, melde im Jahre 1811 geftiftet ift, 
33 ordentlihe und A auferorbentlihe Lehrer, dann 10 Stipendiaten, und 
5—600 Studenten zählt und eine Bibliothef von 150,000 Bänden befigt. 
Es beftehen ferner 11 gelehrte Schulen und 5 Mittelfdhulen, 
fowie mehrere Privatunterrihtsanftalten behufs der BVorbereitung auf bie 
Univerfität. Der allgemeine Shulunterridt if für bie Städte 
durch ein Gefeg vom 12. Juli 1848, für das Land dur ein Gefeg vom 16, 
Mai 1860 organifirt und für die Ausbildung von Lehrern für die Vollsſchulen 
befteben 6 Shullehbrerfeminarien. Außerdem giebt es Taubftum>» 
meninftitute. Größere Mufeen, Bibliotheken un Bildergal- 
lerieen finden fi außer in Ehriftiania auch no in Bergen und Trondhjem. 

Die Einheit für das Längenmaß bildet der normwegifhe Fuß, welder 
12/,, der Ränge eines Pendels beträgt, der unter 459 n. Br. an der Meered- 
flähe in Iuftleerem Raume im Durchfhnitte eine Schwingung in der Sekunde 
macht (alfjo = 0,3137 franzöfifhe Meter), Der Fuß hat 12 Zoll, der Zoll 12 
Linien; umzgelehrt geben 2 Fuß eine Elle, 6 Fuß einen Faden und 10 Fuß eine 
Ruthe. Die norwegifhe Meile beträgt 36,000 Fuß und ift fomit gleich 11/, geo- 
“ graphifhen Meilen. Die Einheit für das Flähenmaß ift die Tonne Lands, 
welche 10,000 [Ellen beträgt und in 4 Maße zu 2500 [Ellen fich theilt. 
Die Eintheilung für das Hohlmaß ift ver Pott, welcher ven Raum von 54 
Kubitzollen füllt und fomit 0,9651 franzöfifchen Litres entſpricht; 32 Potter neh» 
men fo viel Raum ein als ein Kubikfuß. Der Pott enthält 4 Pegel. Eine Tonne 
Korn enthält 144 Potter und zerfällt in 8 Schäffel zu je vier Viertelmaßen, zu 
je 2 Achtelsmaßen; dagegen enthält die Tonne Fiſch oder flüffiger Waare nur 
120 Potter. Das norwegifhe Gewicht ift von dreierlei Art: Handelsgewicht, 
Silbergewicht, Apothekergewicht. Das norwegifche Handelspfund fol 1/ga des Ge- 
wichtes eines norwegifchen Kubikfußes veftillirten und Iuftfreien Waffers fein, bei 
größter Dichtigkeit des Waflers in Luftleerem Raume und fomit 498,114 fran- 
zöſiſchen Grammen entſprechen. Ein Pfund enthält 2 Mark oder 32 Loth zu 
je 4 Quintchen, zu je 4 Drt zu je 16 Aß zu je 16 ran; umgefehrt geben 16 
Pfund ein Lispfund, 20 Lispfund ein Schiffspfund, ferner I2 Pfund ein Bis- 
merpfund, 3 Bismerpfund ein Vog. Das norwegifhe Silbergewicht foll mit dem 
ächten kölniſchen Gewichte Übereinftimmen und feine Eintheilung ift diefelbe wie 
Keim Hanvelsgewichte, fo daß alfo 1 Pfr. = 2 Mart=32 Loth = 128 Duint- 
den = 512 Ort = 8192 A = 131,072 Gran beträgt Das Medicinalge- 
wicht foll mit dem Nürnberger Apothekergewicht übereinftimmen; das Pfund zer- 
fällt in zwölf Unzen, zu 8 Dradmen, zu 3 Strupeln, zu 20 Gran. — Das 
norwegifhe Geldpwefen ift durch ein Gefeg vom 14. Juni 1816 georbnet. 
Die Einheit bildet für dasfelbe der Speciesthaler, welcher in 5 Ort oder 120 
Schillinge zerfällt und deſſen Gehalt dahin normirt ift, daß 91/, Speciesthaler 
aus der Mark feinen Silber ausgemünzt werben; ber Speciesthaler entfpricht 
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fomit 3 Mark Hamburger Banko, oder 11/, Thaler Preußifh, oder 2 fl. 371, kr. 
rheinifh. Außer dem groben Curant zu ganzen, halben, fünftel, zehntel und fünf- 
zehntel Specieöthaler giebt e8 auch filberne und kupferne Scheidvemünzen zu 4, 2, 
1 und 1/, Schilling. 

Durch eine Stiftungsurfunde vom 14. Juni 1816 wurbe die Bank von 
Norwegen begründet, welhe eine Leib, Giro- und Depofitenbant ift. Sie gehört 
einer Aktiengefelfchaft, unterliegt aber der Kontrole des Storthings, welches aud 
deren Verwaltung ernennt. Die Bank befigt einen Fond von 3,125,000 Spth. 
in baarem Silber, neben einem Nefervefond von ungefähr einer halben Millton 
Spth. Auf diefen ihren Fond ift die Bank berechtigt, Wertbzeichen bis zu einer 
gefeglich beftimmten Grenze auszuftellen, welde als gefeglihe Bezahlungsmittel 
angenommen werben müffen, welche aber auch die Bank verpflichtet ift, auf An— 
forberung jederzeit nach ihrem Nennwerthe baar einzulöfen, Man bat Banfzettel 
zu 100, 50, 10, 5 und 1 Speciesthaler; der Gefammtbetrag der zur Zeit um» 
laufenden Bankzettel aber beläuft fih auf ungefähr 7 Millionen Spthlr. Nur in 
geringerem Umfange wird baar Geld in Norwegen als Umfagmittel gebraudt; 
die cirfulirende Münze beläuft fih zur Zeit auf einen Betrag von ungefähr 2 
Millionen Spthlr., fo daß die Gefammtcirkulation im Lande auf ungefähr 9 Mil- 
lionen Speciesthaler veranfchlagt werben darf. Außerdem ift für Rechnung bes 
Staats eine Hypothekenbank errichtet, welde beſtimmt ift, ven Grundbe— 
figern auf ihren Grunbbefig Anlehen zu gewähren, und welche ein Grundkapital 
von 1 Million Spthlr. befigt. Ueberbies beftehen auch noch mehrere Privat» 
banken, veren inveffen feine berechtigt ift, Wertbzeichen für Geld zu emittiren, 
Endlich beftehen auch noch zahlreihe Spartaffen an verfchievenen Orten im 
Lande, welche zufammen einen Betrag von ungefähr 13 Millionen Spthlr. unter 
ihrer Verwaltung haben. 

Die legte Berfammlung des Storthings hat für die Jahre 1863—66 Staats 
ausgaben im Betrage von 4,770,000 Spthlr. jährlid verwilligt, von welchen 
1 Million jährlih auf die Armee, 400,000 auf die Marine treffen, 99,000 auf 
den König und das königlihe Haus, 180,000 auf das Wegweſen, 29,000 auf 
die Hebung des Landbaues und der Viehzucht, 18,000 auf bie Waldwirthſchaft, 
19,000 auf vie Hebung der Fifchereien, ungefähr 416,000 auf das Poftweien 
und die Dampfihifffahrt, an 98,000 auf das Telegraphenwefen u. dgl. m. — 
Ale direkten Steuern an die Staatöfaffe find feit dem Jahre 1836 auf» 
gehoben; nur kommunale Ausgaben und der größte Theil der Ausgaben auf das 
Wegweſen fallen dem Grundbeſitze zur Laſt. Die weientlichfte Staatseinnahme Nor- 
wegens bilvet ber Zoll, welder auf 2,850,000 Spthlr. jährlih veranfdlagi 
wird, die Abgabe vom Branntmwein mit 510,000 Spthlr., der Malzauf- 
ſchlag mit 250,000 Spthlr., die Stempeltaren mit 74,000 Spthlr., bie 
Einnahme von ver Poft und ver Dampffhifffahrt mit 321,000 Spthlr. 
und vom Telegraphenweſen mit 61,000 Spthlr. u, dgl. m. Die Ge-- 
fammtheit der Staatseinnahmen für die Budgetperiode 1863—66 iſt auf etwa 
4,614,000 Spthlr. jährlich veranſchlagt. — Die Staatsfhuld beträgt ungefähr 
7,400,000 Sptblr. und das Altivvermögen bed Staats etwa 5,800,000 
Spthlr. 
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„Wenn es überhaupt ſchwer iſt, die Wirkſamkeit eines Staatsmannes mit ges 
nauem Maße zu meſſen, fo ift dies noch weit mehr ver Fall, wenn, wie beim 
General Scharnhorft, diefe Wirkfamteit mit einem befcheidenen Zurüdhalten ver 
Perfönlichleit verbunden if. Man muß darauf Verzicht leiften, den Antheil des— 
jelben an der großen Begebenheit altenmäßig auszuſcheiden und der Welt vorzu- 
legen, Aber der vorurtheilslofe Beobachter Preußens in feiner fehsjährigen Krifis 
wird in das Urtheil einftimmen, daß diefer merfwürbige Mann für das damalige 
Preußen als der Kern und Schwerpunft des politifhen Wiberftandes, als der Keim 
und das lebendigfte Bildungsprincip zu ftantsbürgerlicher. Gefinnung angejehen 
werben fann. Die Wiedergeburt des preußifchen Heeres, die Vereinigung der Stände 
im Bolf, die Schöpfung der Landwehr, der hartnädige Wiverftand gegen den Klein: 
muth der Zeit und das Miftrauen der Parteien, find eben fo viele Anker, vie 
die Hand biefes geſchickten Piloten in den Zeiten der gewitterfchweren Atmofphäre 
ausgeworfen, und an melden das Föniglihe Schiff ven losbrechenden Stürmen 
getrogt hat.“ 

Mit viefen Sägen fchließt der I. Abfchnitt der kurzen biographifchen Skizze!), 
melde Clauſewitz's Meifterhand verfaßt bat, und von welder der vorliegende Auf- 
fa als gebrängter Auszug zu betrachten ift. 

©. wurde am 10, November 1756 auf dem kleinen Pachtgute Hämelfee im 
Hannöveriſchen geboren und erhielt feine Erziehung auf der von Graf Wilhelm 
von Büdeburg errichteten Militärfchule zu Wilhelmftein?). In hannöveriſchen 
Dienften, und zwar zuerft in der Kavallerie, dann in der Artillerie, fing ©. feine 
friegerifche Laufbahn an, und machte die Feldzüge von 1793, 1794 und 1795 
bei der alliirten Armee in Flandern und in Holland mit. Noch während des Feld— 
zuges von 1793 ſchrieb er das „Taſchenbuch für Dfficiere”, welches noch jest in 
Deutſchland für ein klaſſiſches Werk in dieſem Fache gilt; der folgende Feldzug 
gab ihm Gelegenheit, feine kriegeriſche Tüchtigkeit praftifh zu beweifen. Er war 
Artilleriehauptmann fund befand ſich beim hannöverifhen General von Hammer- 
ftein als erfter Generalftabsofficier, als diefer im Frühjahr 1794 Menin fo ruhm- 
voll vertheidigte und fih dann mit der Garnifon durchſchlug. Nach dem eigen- 
händigen Berichte Hammerfteins an feinen Herrn, den König von England, ift 
ed „allein den Fähigkeiten und Talenten des Hauptmanns S., feiner ganz un— 
vergleihlihen Bravour, feinem nie ermüdenden Eifer und der von ihm gezeigten 
bewundernswerthen Eontenance” zu verbanfen, daß ber von dem General ent» 


1) Unter dem Titel: „Ueber das Leben und den Charakter von Scharnhorft. Aus dem Nach— 
laſſe des Generals Glaufewig“, im zweiten Hefte, Jahrgang 1832 der Hiftorifcspolitiichen Zeit: 
fhriit von Leopold Ranke veröffentlicht, alfo noch vor der Zeit, zu welcher das klaſſiſche Wert 
tes nämlichen Verfaſſers: „Vom Kriege” der Deffentlichkeit übergeben wurde. Bei der ungewöhn- 
lichen Segabung, die Glaufewig auch als hiſtoriſcher Schriftfteller in allen feinen Arbeiten an den 
Tag legt, und bei den genauen und freundfchaftlichen Beziehungen, in denen er wie.zu Gneifenau, 
jo auch zu Scharnhorft ftand, ift es unnöthig, auf den Werth diefer biographiichen Skizze noch 
bejonders aufmerkfam zu machen, 

2) Bekanntlich ift die Heine Fefte Wilhelmsſtein auf der fünftlich gebildeten Infel des Stein- 
hudermeeres erbaut; der Umftand, daß S. bier feine erfte milttärifche Bildung genoß, ift wohl 
Das einzige Gute, welches aus der militärifchen Grille des berühmten portugieſiſchen Feldherrn 
entfprang, in feinem Duodezländchen eine unüberwindliche Feftung mit einer Garnifon von 50 
Mann zu befigen, 


Bluntſchli un Brater, Deutfäeh Staats-Wörterbu. IX. 13 


194 Scharnhorſt. 


worfene und freilich auch meiſterhaft ausgeführte Plan, ſich durchzuſchlagen, ſo 
gänzlich gelungen iſt. 

Nach dem Kriege bis zum Oberſtlieutenant geſtiegen und mit vielen militär— 
literariſchen Arbeiten beſchäftigt, vertauſchte S. im Jahre 1801 auf Anrathen des 
Herzogs Karl von Braunſchweig den hannöveriſchen Dienſt mit dem preußiſchen 
und wurde auf die Empfehlung des Herzogs in die Artillerie verſetzt. Obwohl er 
den Ruf eines tüchtigen und gelehrten Militärs mitbrachte, empfingen ihn dennoch 
in dieſem Korps, wie das gewöhnlich iſt, viel Neid und Widerſtand, was ihn be 
wog, feine Verſetzung in den Generalſtab nachzuſuchen, wo er 1804 als General—⸗ 
Duartiermeifter-Lientenant angeftellt ward, 

Seine Thätigfeit in dem Zeitraum von 1802 bis 1806 war hauptſächlich 
auf den Unterricht ver Infanteriee und Kavallerieofficiere gerichtet. Er erweiterte 
ihn zu einer Afademie, übernahm vie Stelle des Direktors und lehrte perſönlich 
-denjenigen Theil der Kriegskunſt, der bis dahin auf Kathedern und in Büchern 
nod wenig zur Sprache gefommen war, ben eigentlichen Krieg. Die Bildungsan- 
ftait, welche auf dieſe Weife durch ihn gefhaffen wurde, befteht noch jest in ver 
preußifhen Armee und bat ven größten Theil ihrer Generalftabs-Dfficiere gebilvet. 

Im Jahre 1806 gehörte der inzwifchen zum Oberft ernannte ©. zu jenen, 
welche den Krieg gegen Frankreich für nothwendig hielten, und als Chef des Ge— 
neralftabes des Herzogs von Braunfhweig hatte er Antheil an dem Plane, mitten 
durch den Thüringerwald über die franzöſiſchen Duartiere in Franken herzufallen. 
In ver Schlaht von Auerſtädt ſelbſt wurde er in der linken Geite leicht verwun- 
bet, was ihn aber nicht abhielt, bei der Armee zu bleiben. Bon viefer bilveten fi 
befanntlid) auf dem Nüdzuge drei Korps; das eine unter dem Befehle des Feld— 
marfhalls Kalkreuth, 20,000 Dann ftart, hatte in der Schlaht von Auerftäpt 
gar nicht gefohten, und vereinigte fi in der Gegend von Magdeburg mit dem 
zweiten, welches ber Fürſt Hohenlohe aus den Trümmern feines bei Jena geſchla— 
genen Heeres gefammelt hatte; das dritte, unter dem Oenerallieutenant von Blü- 
her, bildete die Arrieregarde. Der Oberſt ©. hatte bei Auerftädt feinen fomman«- 
birenden General, Herzog von Braunſchweig, und durch die veränderte Eintheilung 
ber Armee feine Stelle verloren; denn beim Fürſten Hohenlohe befand fich der 
befannte Oberft von Maſſenbach als Oeneralquartiermeifter. Er ſchloß fi daher 
an den Generallieutenant von Blücher an, welcher ſchon damals in der Armee 
den Ruf eines Fräftigen und tüchtigen Solvaten hatte. Als erſter Generalftabs- 
Dfficier leitete er die Bewegungen biefer Arrieregarde, die zwei Märſche hinter 
dem Gros der Armee unter Hohenlohe zurüddlieb, weil Blücher fih nicht ent- 
fliegen konnte, in forcirten Märſchen, welche die Truppen noch vollents aufge- 
löst und zum Gefechte ganz untauglich gemacht haben würten, fein Heil zu ſuchen. 
Diefer Abftand von zwei Marfchtagen rettete zwar die Arrieregarde unter Blücher, 
zu dem indeß auch das Korps des Herzogs von Weimar geftoßen war, vor ber 
Kapitulation, welche Fürft Hohenlohe für fein Korps ſchon am 28, Dftober bei 
Prenzlau abſchloß, aber nur auf eine furze Frift. Am 6. November wurden ©. 
und Morf bei der Erftürmung von Lübeck gefangen; am folgenden Tage unter« 
zeichnete Blücher zähneknirſchend die Kapitulation von Ratlau. In Folge derfelben 
erhielt ©. auf Blüchers Drängen augenblidlih vermittelft Auswechslung feine 
Breiheit wieder und begab fi zur See nad Preußen, wo ihn ver König zum 
Generalquartiermeifter der Armee unter dem Befehle des Generallieutenants von 
Leſtocq ernannte, 

Soweit e3 vie Schwäche des preufifchen Heeres und die nur noch furze 
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Dauer des Krieges erlaubten, bob fich der Ruhm der preußifhen Waffen etwas, 
©. gehörte immer zu jenen, welche für eine edle, rüdjihtslofe Aufopferung und 
das ehrlihe Aufbieten der legten Kräfte, wie dies in der Schlacht von Eilau von 
vem Heinen preußiſchen Heere geſchah, feine gewichtige Stinime abgab. Nach dem 
Tilſiter Frieden ernannte der König den Oberft ©., in Anerkennung feiner Ber- 
tienfte und mit richtiger Würdigung feiner Fähigkeiten, zum General und Chef 
ver Kommilfion zur Reorganifation der Armee. Und mit dieſem Zeitpunfte beginnt 
vie hohe Bedcutſamkeit, welche ©. für die Umbildung des preußifhen Heerwefens 
und dadurch für den Berlauf des großen Befreiungsfampfes in den Jahren 1813, 
14 und 15 erlangt bat, 

Borläufig konnte fein ganzes Streben nur dahin gehen, der preußifhen Ar- 
mee, deren Stärke burd den Tilſiter Frieden auf 40,000 Mann feftgefegt war, 
ſolche Keime ſchnellen Wahsthums einzuimpfen, daß fie, wenn der Drud von 
Augen nachlaſſen follte, fchnell zu bedeutender Stärke fi entwideln könne. Die 
Hauptzwede, melde ©. fi bei der Reorganifation der Armee vorfegte, waren: 
1) eine ber neuern Kriegsart entfprechende Eintheilung, Beſchaffenheit und Aus- 
rüftung; 2) Bereblung ver Beftanptheile und Erhebung des Geiftes. Daher die 
Abſchaffung des Syſtems ver Anwerbung von Ausländern, eine Annäherung an 
die allgemeine Berpflihtung zum Kriegspienfte, Abfhaffung ver körperlihen Stra— 
fen, Einrihtung guter militärifcher Bildungsanftalten. 3) Eine forgfältige Auswahl 
derjenigen Offictere, welche an vie Spite der größeren Abtheilungen geftellt wur- 
ven. Das Dienftalter, welches bis dahin in der preußifchen Armee eine allzu große 
Herrfhaft ausgeiibt und verfelben ihre Führer gegeben hatte, mwurbe in feinen 
Rechten befchränft und dagegen ver für den Augenblid ſehr Heilfame Grundſatz 
aufgeftellt, daß biejenigen vorgezogen werben müßten, die bis zulett im Kriege 
gevient, oder ſich auf irgend eine Art in bemjelben ausgezeichnet hätten. In ver 
That find aud unter S.'s Aominiftration die meiften der Männer zuerft hervor« 
gezogen worben, bie fpäter zu den ausgezeichnetften Führern gehörten. Endlih 4) 
neue, ber heutigen Kriegsart angemefjene Uebungen. Obwohl nun nicht geläugnet 
werben fann, daß die gänzlich gebrochene und hoffnungslofe Stimmung, in welder 
König Friedrid Wilhelm III. nad dem ZTilfiter Frieden alle auf vie Erftarfung 
und Neubegrüntung feines Staates bezüglihen Pläne beinahe willenlos der Ener» 
gie feiner Minifter und dem ernften Willen feiner Unterthanen zur Ausführung 
überließ, aud dem General ©. die Realifirung feiner Ideen wefentlid erleichterte, 
fo darf doch auch der Widerſtand nicht zu gering geachtet werben, "ver biejem hies 
bei aus Standesvorurtheil und geiftiger Trägheit, Eitelfeit und Feigheit, Miß- 
trauen und Schmwachherzigfeit von vielen Seiten emporwuchs. Und vielleidht nur 
die Mäßigung und Billigfeit des Urtheiles, vie Feftigfeit der Seele, welche S.'s 
großer Charakter all’ diefen Hemmniſſen ftetig und beharrlic entgegenfegte, geftate 
teten ihm, endlich das erfehnte Ziel. zu erreichen. 

Wie fih unter feinen Rathſchlägen die preußifhe Armee neu geftaltete, wie 
fie, befreit von den vielen Mißbräuchen eines langen Friedens und einer despoti— 
fhen Willkührherrſchaft, aus dieſem Läuterungsprocefje mit verjüngtem, friſchem 
Geifte hervortrat, mitten im Frieden kriegerifches Selbftgefühl gewann, mußten Alle 
bezeugen, welche fie mit vorurtheilsloſen Blide beobachtet haben; außer ihnen aber 
bezeugt es der ewig denkwürdige Tag von Groß > Görfhen, wo in ver Dürre 
einer fegenlofen Schlacht der Ruhm ver preußifchen Tapferkeit junges, frifhes Laub 
bervortrieb. 

Der König hatte den General S., ohne ihm den Namen eines Kriegsmi« 
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niſters zu geben, faltiſch an die Spitze bes Kriegsdepartements geſtellt. Freiherr 
vom Stein war damals der erfte Minifter; die genaue Verbindung, in welche 
hiedurch diefe beiten ausgezeichneten Männer mit einander traten, erleichterte bie 
Grundlegung zu Preußens innerer Vergrößerung und Ermannung. Durd Steind 
neue Organifation der Civilabminiftration fam Sparſamkeit und Ordnung in bie 
Finanzen; zugleih that vie politifche Verfaffung ver bürgerlihen Geſellſchaft durch 
feine tiefgreifenden Reformen — Aufhebung der Erkunterthänigfeit, die neue 
Städteordnung und andere verwandte Mafregeln — einen mächtigen Schritt vor- 
wärts, woburd dem Bürgerftande Bertrauen und neues Leben eingeflößt wurbe. 
In gleicher Weife ftrebte ©. in den Schranken feiner Wirkfamfeit nah Erreihung 
eines ähnlichen Zieles, und dies zwar mit einem Geifte weifer Sparfamfeit und 
politifcher Klugheit, die Bewunderung verdienten. 

. Mit allem Schlendrian alter Aominiftrationsgrundfäge brechend, allen Wider- 
fpruch der fogenannten Männer vom Handwerk zurüdfweifend, immer nur in das 
Wefen der Sache eindringend, ſchuf er in wenigen Jahren, ohne Aufwand außer: 
gewöhnlicher Mittel und ohne außerorbentliche Unterftügung, die Ausrüftung und 
Bewaffnung eines dreimal fo großen Heeres als die preußifhe Armee felbft war. 
Er ftellte die Feſtungen her und führte bei der Armee ein Syſtem ein, wornad 
alle drei Monate eine Anzahl Rekruten eingezogen, ausgebildet und wieder ent« 
laffen wurden, was dem Lande eine Menge mindeftens nothdürftig gebilveter Krie- 
ger verfchaffte, die beim erften Aufrufe fih zur Fahne ftellen fonnten. Was aber 
das Wichtigfte war: er bereitete die Idee einer allgemeinen Landwehr nah dem 
Beifpiele Defterreihs vor. Obgleich dieſe Idee damals nicht zur wirklichen Aus— 
führung gelangen konnte, jo war es dod von entjheidender Wichtigfeit, daß fie 
nah und nach in den Köpfen reifte und ſich allgemein verbreitete, dann daß der 
Glaube an die Möglichkeit einer folhen heilbringenden Inſtitution Wurzel im 
Volke faßte. 

Der Zuſtand der öffentlichen Meinung in Preußen war damals, wie er un— 
ter ſolchen Umſtänden überall ſein wird. Es hatten ſich im Großen zwei Parteien 
gebildet, deren eine — ſelbſtverſtändlich die an Zahl geringere, aber alle bedeu— 
tenden Perſönlichkeiten in ſich faſſende — auf neue Kriege, auf unvorhergeſehene 
Greigniffe, auf Volfswiderftand rechnete und daher Nichts fo fehr fürchtete, als 
daß ſich Preußen duch einen zu engen Anſchluß an Frankreich für den günftigften 
Moment die Hände binden oder wohl gar, anftatt einen folchen herbeizuführen, 
veffen Eintreten verhindern würde. Die andere Partei, der große Haufe muth- 
und kraftloſer Egoiften, ſah in der unbedingten Unterwerfung unter Napoleons 
Willen den einzigen Weg ber Rettung: jeden Berfuh, Frankreich von feiner Höhe 
zu ftürzen, betrachtete fie al8 eine That des Wahnfinns; jeden Schein des Wider— 
ftandes, jede den Franzoſen mißfällige Mafregel hielt fie für einen Berrath am 
Baterland. Daß ©. von biefen Leuten nur Anfeindungen, feine Beftrebungen nur 
Hinderniffe zu erfahren hatte, läßt ſich ebenfo leicht erklären, als daß die in gamz 
Deutſchland und Preußen aufgeftellten Organe ver franzöfifchen Polizei mit ver- 
doppelter Aufmerkſamkeit über den Reorganifator des preußifchen Heeres wachten. 
So lange ber Freiherr vom Stein Minifter blieb, Toncenteirten fich freilich die 
Feindfhaft der „Partei des Friedens mit Franfreih um jeben Preis" und das 
Mißtrauen der Napoleonifhen Polizei hauptſächlich auf viefen gewaltigen Mann. 
Nachdem aber Stein 1808 in Folge des befannten Briefes entfernt worben, bes 
feitigte die disfrete Ruhe, in welder fi das Minifterium Altenftein hielt, jeben 
Vorwand zu Angriffen gegen dasſelbe von Seite Napoleons. Defto ausſchließücher 
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richtete fih dagegen ber Verdacht ver franzöfiichen Polizeiagenten gegen den an 
der Spige des ſich neugeftaltenden preußifchen Heerweſens ftehenden General, deſ⸗ 
jen Name zudem von der allgemeinen Stimme in Verbindung mit dem „fittlich- 
wiffenfchaftlihen Vereine” gebracht wurbe, ber fich gerade um biefe Zeit in Kö— 
nigsberg bildete und fpäter unter dem Namen „Tugendbund“ eine zweifelhafte 
Berühmtheit erlangt hat. Thatfache ift, daß S. den anfangs unbeftreitbar eblen 
und erhabenen Beftrebungen dieſes Bundes günſtig geftimmt war, daß einzelne 
Mitglieder desfelben ihn als das Haupt der anti-franzöfifchen Partei betrachteten, 
ihm ihre Plane und Wünfche mittheilten und durch ihn eine Verbindung mit dem 
Könige anknüpfen zu können hofiten. Aber jo wenig wie Stein, ift ©. je Mit- 
glied viefes Vereines, noch viel weniger einer feiner Stifter geweſen. Sein klarer 
und praftifher Verſtand ließ ihm leicht erfennen, daß die Laften, unter deren Wucht 
Preußen und Deutfchland fhmerzlih ftöhnten, nicht durch wohlgemeinte ivealiftifche 
Phantafien zu heben jeien, und daß nur die frifhe That dieſen Zuftänden ein 
Ende machen könne. Er ſah deßhalb aud die Auflöfung des Tugendbundes, weldye 
ber König am legten Tage des Jahres 1809 verfügte, ohne Bedauern vor fich 
gehen, und wandte fi um fo eifriger feiner amtlichen Wirkſamkeit zu. 

Das Mißtrauen, womit man von Paris aus jeden feiner Schritte verfolgte, 
wurde jedoch durch S.'s taktvolles und verfchloffenes Benehmen und durch fein 
abſichtliches Sichfernhalten von allem politifchen Parteileben eher vermehrt als vers 
mindert, und wenn er aud bei dem geraden Charakter Friedrich Wilhelms III. 
nicht zu befürchten hatte, den gegen ihn zahlreich eingehenden Denunciationen end» 
lich zum Opfer fallen zu müffen, fo durfte er, wie bie Berhältniffe vamals Tagen, 
doch einem Antrage Frankreihs auf feine gänzliche Entfernung mit jevem Tage 
entgegenfehen. Als deßhalb im Sommer 1810 anftatt des in jeder Beziehung un— 
zulänglihen Minifteriums Altenftein der Graf Hardenberg an die Spite ver 
preußiſchen Regierung gelangte, gab aud ©. die Stelle ald Chef des Kriegsvepar- 
tements auf, blieb aber im Dienfte und behielt die ganze Armirungsangelegenheit 
der Armee in feiner Hand, da die neuen Behörden angewiefen wurben, über alle 
Gegenftände von Wichtigkeit fein Gutachten einzuholen. 

Im Jahre 1811 fing man an, in Deutſchland, befonvers in Preußen, den 
Drud der Atmosphäre zu fühlen, ber fih durch das furdtbare Ungemitter des 
folgenden Jahres entladen follte, Aus der hilflofen Situation, in der fih damals 
das preußifche Gouvernement zwifchen feinen beiden zum erbittertften Kriege rüften- 
den Nachbarn, Rufland und Frankreich, befand, gab e8 nad der Anficht der Be— 
wegungspartei nur einen Aueweg, nämlich: im feſten Anfhluß an Rußland, und 
wo möglich auch an Defterreih, einen -Tegten verzweifelten Entfheidungsfampf gegen 
Frankreich zu verfuchen. Unter ven Wenigen, die in Berlin die Ausführung dieſes 
Planes bevorworteten, befand fih ©.; er war aber auch ber Einzige, der einen 
Berfuh machte, denſelben zu realifiren. Er unternahm im Sommer 1811 eine 
fehr geheim gehaltene Reife nad Petersburg, um im Auftrage des Königs bie 
Allianz mit Alexander einzuleiten, der ihn zwar mir Freundfchaftsbetheuerungen 
überfchüttete, aber aus felbftfüchtiger Vorſicht ven beftimmten Abſchluß hinauszö— 
gerte. So mußten freilich die Hoffnungen der Patrioten fcheitern: den 24. Februar 
1812 erfolgte ver Abſchluß des franzöfifchepreußifhen Bündniſſes. 

©. zog fid hierauf nah Schlefien zurüd und nahm an den Begebenheiten 
nicht eher wieder Antheil, als bis die Ruſſen an ver Grenze von Schlefien erſchie— 
nen. Sobald fi der König nah Breslau begeben hatte, berief er den General 
©. zu fih, deſſen perfönliche Anweſenheit am Hoflager wejentlih dazu beitrug, 
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die Bewegung des preußifchen Kabinets gegen das neue Ziel zu befchleunigen. Am 
27. Februar traf Stein in Breslau ein; feinem Vorſchlage gemäß wurde ©. un- 
gefäumt nad) Kaliſch gefandt, um ven zwifhen Hardenberg und Amftett abgefchlof- 
fenen Traktat zu unterzeichnen. Kaifer Alexander empfing ihn wie einen alten 
Freund; wohl mochte er fühlen, daß er ©. für 1811 eine Genugthuung ſchul— 
dig fei. 

: Die große Ausrüftung, durch welche fi) Preußen zu einer der erften Rollen 
in biefem Kriege emporzufhwingen tradhtete, die wirkliche Aufrihtung des im Ge- 
heimen zubereiteten großen Gebäudes konnte nicht in wenigen Wochen bewerkſtel— 
ligt werben; denn für bie Ausrüftung der Landwehren, welche die preußische Hee— 
resmacht verboppeln follten, hatte nicht weniger ald Alles nod) zu gefchehen. Es 
war vorauszufehen, daß Napoleon innerhalb ſechs bis acht Wochen mit einer 
neuen Armee in Sachſen erfcheinen würde, Der Theil des preußiichen ſtehenden 
Heeres, der aus Rußland zurüdgelommen war, ftand im fernen Dftpreußen und 
mußte neu organifirt werden. Die andere Hälfte lag in Weftpreußen und Pom- 
mern zerftreut, und nur etwa 15,000 Mann mochten davon in Schlefien liegen. 
Aus diefen wurde ın wenig Wochen eine fernhafte, im jeder Hinficht vortreffliche 
Armee von über 30,000 Mann unter dem alten Blücher vereinigt, während Ge— 
neral York fein Korps bis auf 20,000 Mann ergänzte und General Billow in 
Pommern eines von gleiher Stärke bildete, jo daß Preußen feinen neuen, durch 
einen langen und beſchwerlichen Feldzug ftarf geſchwächten Verbündeten fhon beim 
Beginne des Feldzuges mit einer Madıt von beinahe 80,000 Mann unterftüßen 
konnte, Wenn man bedenkt, daß die für Mitteleuropa verwendbare Macht Ruf- 
lands damals ſelbſt kaum 80,000 Mann betragen haben mag, fo wird man ben 
Werth diefer erften jchnellen Hülfe Preußens zu würdigen vermögen. Und wenn 
and, wie die Schlachten von Grofgörfhen und Bauten bald bewiefen, bie ver- 
einigten Kräfte der jungen Allianz im Anfange nicht ftarf genug waren, der neuen 
‚ franzöfifchen Armee zu widerftehen, fo braden fie doch die erfte Gewalt des Stro- 
mes und führten den Waffenftillftand herbei, wodurch die Zeit gewonnen wurde, 
welche Defterreihs Rüftungen und bie Einrichtungen der preußifchen Landwehr 
erforberten. ©., vom König in diefen Tagen zum Oenerallieuienant ernannt, ging 
als Chef des Generalftabes der fchlefifchen Armee mit diefer nah Sachfen. Seiner 
von allen Seiten durch unbebingtes Vertrauen geehrten Perfönlichkeit ift e8 haupt: 
fächlich zu danken, daß in bie Operationen die nöthige Verbindung und Einheit 
fan, deren Mangel bei dem getheilten Oberbefehl verbündeter Heere in ber Negel 
Ihmerzlih empfunden wird, Er beforgte dabei die Organifation und Ausrüftung 
ber Landwehr nad) allen Kräften und befeitigte durch das Gewicht feines Anſe— 
bens die zahlreihen Hinderniffe, mit denen ganz neue Einrichtungen überall zu 
kämpfen haben. 

In ter Schladht von Großgörſchen, am 2. Mai, in welder fi Blücher mit 
edler Selbjtverläugnung unter die Befehle des jüngeren Wittgenftein ftellte, trat 
auch ©. beſcheiden auf die Stelle zurüd, vie ihm als Generalquartiermeifter eines 
untergeorbneten Korps zukam. Bei dem mörberifhen Gefechte zwiſchen Grof- und 
Kleingörfchen wurde er von einer Gewehrkugel am linfen Beine bleffirt. Er mußte 
fi vom Schladhtfelde entfernen und wurde nad Zittau in der Oberlaufig gebradit. 
Da er feine Wunde nicht für gefährlich hielt, fo wollte er die Zeit, in welcher 
er als Officier nicht nüglich fein Ffonnte, benügen, um nad) Wien zu gehen und 
dort die Entfcheitung herbeizuführen. Tag und Nacht eilte er, um vie öfterreichifche 
Hauptftadt zu erreichen, erhielt aber, noch auf dem Wege, die Andeutung, er jolle 
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nicht nad Wien fommen, um das Miftrauen ver Franzofen nicht zu weden. Mit 
derfelben Eile reiste er nun nah Prag zuräd; aber auf dem Wege vorthin ver» 
ſchlimmerte fich feine Wunde derart, daß er, wie er am 27. Mai an Knefebed 
fhreibt, in Iglau „in Sieber und Schmerz liegen bleiben mußte.“ In Prag wurde 
fein Zuftand bald lebensgefährlih und am 29. Juni, einen Tag, nachdem zu 
Reichenbach ver bedingte Beitritt zur großen Allianz von Defterreid unterzeichnet 
war, erfolgte jein Tod, der nicht allein in Preußen mitten unter den großen Be- 
wegungen bes Augenblides tief empfunden wurde, fondern auch in dem fremden 
Prag eine allgemeine, ſchmerzliche Senfation hervorrief. Sein innig mit ihm ver- 
bundener Freund, der treue Gehülfe aller feiner Arbeiten, General von Gnei— 
fenau (f. d. Artikel), trat zum Glücke Preußens an feine Stelle und vollenvete, 
was ©. begonnen. 

Die irdiſchen Ueberrefte S.'s ruhten viele Jahre hindurch auf dem Militär- 
firhhofe zu Prag; fpäter wurben fie auf dem Invalivenfirhhofe zu Berlin 
beigefegt. 

©. war nit, was man im gewöhnlichen Leben einen geiftreihen oder genia- 
len Menſchen nennt; dazu fehlte feinem Geifte die zwar ſchimmernde, aber oft 
ſchädliche Beigabe einer glänzenden Phantafie. Diefer Mangel wurde jevody weit 
aufgewogen burd die ruhige und durchdringende Schärfe feines Verſtandes und 
dur ein höchſt klares Vorftellungsvermögen. Zwei Eigenthümlichfeiten aber waren 
es namentlich, die S.'s Denken auszeichneten und hauptſächlich beigetragen haben, 
feiner Wirkfamfeit die Bedeutung zu verleihen, die ihr zukommt. Die erfte war 
die völligfte Unabhängigkeit der Meinung, fo daß kein Anſehen, weder das eines 
großen Namens, noch das des Alters und der Verjährung, ihn einzuſchüchtern ver- 
modten. Die zweite war, daß er eine große Vorliebe für die Kraft des hiftorifchen 
Beweiſes in allen Zweigen des menschlichen Wiffens empfand. Diefe beiden Eigen» 
ſchaften befähigten ihn zur Vollendung der Hauptaufgabe feines Lebens: der Reor- 
ganifirung des preußifchen Heerwefens im Geifte der neueren Zeit, welche er mit 
folder Originalität und mit fo praftifhem Erfolge vurdführte, daß fie troß ihrer 
Jugend den bärteften und entſcheidendſten Prüfungen fi vollfommen gewachſen 
zeigte. Darin aber lag eben S.'s eigenthümliche Bedeutung, daß er nicht nur mit 
prophetifchem Blide vie dem gemeinen Sterblichen verhüllte, erft im Werben be- 
griffene Zukunft zu erkennen, fondern daß er das ihrem Wefen Entjpredyendfte mit 
fiherer Hand zu verwirklichen vermochte. 

Den Heinlihen und engherzigen Stimmungen, bie bald nad den glorreichen 
Zagen der Erhebung über Deutfhland und Preußen hereinbraden, konnte freilich 
der frifche, volfsthümliche Geiſt feiner Schöpfung nur als demagogiſches Gefpenft 
ericheinen, wie ihnen aud ganz natürlicherweife ©. als der Typus des militärt- 
ſchen Revolutionärs beſonders verdächtig fein mußte Und aud in unfern Tagen 
wieder fahen wir bie preußifche Regierung fein Syftem Punkt für Punkt aufgeben 
und zu Principien zurüdzufehren, deren ftarres Fefthalten den preußiſchen Staat 
fhon einmal, im Dftober 1806, dem Untergange nahe gebracht und fein Heer der 
gänzlihen Auflöfung entgegengeführt hat. Bei der politifchen Intelligenz des preu= 
ßiſchen Volkes fteht zu hoffen, daß es ſich des gewaltfamen Hineinzwängens in 
ein veraltetes, auf Bevorrechtung eines einzigen Standes begründetes Syftem zu 
erwehren und baburd eine Wiederholung der Tage von Jena und Auerftäbt zu 
verhindern wiflen wird. 

Wie aber aud in nächfter Zukunft die Würfel fallen mögen, darüber fann 
dem vorurtheilslofen Beobachter fein Zweifel entftehen, daß troß dieſer fcheinbaren 
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Rüdichritte den von S. zuerft zur Geltung gebraten Grundfägen über Organi- 
fation der bewaffneten Macht eines Staates früher oder fpäter ber unbebingte 
Sieg zufallen muß. Nicht eine einzige jener großen Ideen, deren Wahrheit ein 
Jahrhundert nah ihrem Entftehen von feinem Bernünftigen mehr angezmeifelt 
wurde, bat ihren Eroberungszug im Reiche der Geifter begonnen, ohne daß fie 
bei ihrem erften Auftauchen auf Widerftand und Hemmniffe aller Art geftoßen 
wäre; erft im Ueberwinben berfelben ftärft ih, dur den Kampf geläutert, ihre 
überzeugende Kraft, mehrt fih die Zahl ihrer Anhänger, So auch ging es und 
wird es mit der Schöpfung S.'s gehen. Im Anfange zwar, als es nur bie Er- 
reihung des nächſten Zwedes, vie Befiegung Napoleons und bie Wiedererlangung 
der früheren Machtſtellung galt, griff man in Preußen von Seite der Regierenden 
begierig und mit Freuden nad Allem, was biebei mithelfen konnte. Nahbem aber 
ter Zwed erreicht, nachdem der Rieſe zu Boden geworfen war und die neue Mis 
Yitärorganifation ihre Schulpigkeit gethan hatte: was war natürlicher, al8 daß „man 
fie wieder geben” hieß! Ihr Schöpfer war zudem tobt, man brauchte feine Rück— 
fihten der Pietät mehr genen ihn zu beobachten. Aber feine Gegner und Wider- 
faher, die Anhänger des Alten, die Dummföpfe und Bequemen, fie alle lebten 
noch und vereinigten ihre Kräfte, fo gefahrbrohende Neuerungen im Keime zu er- 
ftiden. Und was die Ehrgeizigen ohne Verbienft nicht aktiv zu befeitigen vermodh- 
ten, das bewirften in paffivem Unmuth vie Verbienftvollen ohne Ehrgeiz. Dazu 
drängten die politifhen Verhältniffe im In» und Auslande jeven Tag mehr von 
den liberalen Bahnen ab, und der Widerfpruh, daß in einem Staate, wo das 
Bolt feine Rechte hatte, eben tiefes Bolt pie Waffen haben follte, war 
zu auffällig, als daß nicht alsbald eine Löfung in dem Sinne zu gewärtigen ge 
wefen wäre, wie fie ben wieder zur Macht gelangten Geſellſchaftsklafſen wünſchens⸗ 
werth fchien, um fo mehr, als biefe dabei auf den Beifall ver Spigen ber bewaff- 
neten Macht felbft rechnen konnte, 

In der That fonnten S.'s Ideen eines Volksheeres ihrem inneren Wefen 
nad nur in einem Staate zu lebensfähiger Wirklichkeit gedeihen, in welchem das 
Bolt als ſolches politiſche Bedeutung, politifchen Einfluß befaß, und befanntlih _ 
war bies im Anfange biefes Jahrhunderts nirgendwo in Deutfhland, und nir- 
gendwo weniger als in Preußen feit dem Jahre 1816, der Fall. Ueberhaupt voll 
ziehen ſich durchgreifende Veränderungen in feinem Berufskreis unter zäherem Wi- 
berftande, als gerade im Deere, da in feinem die freie Diskuffion fo befchräntt ift, 
als dies — und wie bie Berhältniffe einmal liegen, mit gutem Grunde — im 
Heere ver Fall ift. Andrerſeits befigt aber fein Stand, feine Körperihaft im Staate, 
jelbft nicht das Beamtenthum und bie Geiftlichkeit, in politifcher Beziehung und 
für das ftantliche Leben eine tiefer eingreifende Bedeutung als vie Armee. Eine 
Aenderung in der Beziehung der bewaffneten Macht zum Staate muß baher un- 
ausbleiblih einen totalen Umfhwung ver ftaatlichen Berhältniffe felbft zur Folge 
haben. In ver Regel wird freilich der umgekehrte Fall eintreten und tie Verän— 
derung ber inneren politiihen Beziehungen erft eine ſekundäre Wirfung auf bie 
Stellung bes Heeres im Staatsförper ausüben, und von biefem Stanbpunfte aus 
betrachtet, erfheint die S.'ſche Militärorganifatton als ein Anahronismus, wie bie 
jeßige al8 eine contradictio in adjeeto zu betrachten ift: als Preußen noch ohne 
Berfaffung war, befaß es die Elemente einer VBollswehrorganifation, und von ber 
Zeit an, da es ſich endlich einer Verfaffung erfreuen durfte, fteuerte man wieber 
einer Rabinets-Heerorganifation entgegen. 

Glücklicherweiſe Hatte S. nicht mehr den Kummer, den Froft einfallen zu 
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fehen, ver bie von ihm gepflanzten Früchte zerftörte, aber leider ward ihm aud 
nicht mehr vergönnt, den glänzenbften und vollfommenften Triumph zu erleben, 
mit welchem bie Jahre 1813, 1814 und 1815 die Anftrengungen feiner beften 
Jahre krönen follten. In noch fräftigem Alter ſchied er von dieſer Erde, geachtet 
von allen Zeitgenoffen, verehrt und bewundert von ber feinen Anzahl verjenigen, 
die unter feinem unſcheinbaren Aeußern, feinem verfhloffenen Wefen, feinen ver: 
legenen und edigen Formen, das eble Herz, die feltene Charafterfraft und den ge= 
waltigen Geift erfannt hatten, mit welchen ihn tie Vorfehung fo reichlich ausge— 
ftattet. Er ftarb vielleicht zu früh für die Schöpfung feines Lebens, aber gewiß 
nicht zu früh für feinen Ruhm, denn immer wird die Nachwelt dankbar des hans 
növerifhen Pächterfohnes gedenken, der nad Geburt und Erziehung ein Kind bes 
achtzehnten Jahrhunderts, die wefentlihen Eigenthümlichkeiten des neunzehnten fo 
Har und richtig erfannt und darnach fein weltgefhichtlihes Handeln beftimmt hat. 
Litteratur: Der oben erwähnte Auffag von Claufewig in Ranke's 
biftorifchepolitifher Zeitfhrift; dann Bo yen's Beiträge zur Kenntniß des Gene- 
ral8 von Scharnhorft. Berlin 1833. — Um ſich über die Bedeutung von Scharn- 
horſt's Heeretorganifation zu unterrichten, empfehlen wir die 1861 bei Charifius 
in Berlin erfchienene Brohüre: „Das preußifche Volk in Waffen und die neue 
Militärorganifatton.” 8. Hörmann. 


Schaumburg-Lippe. 


Das von hannover'ſchem, preußiſchem und kurheſſiſchem Gebiet begrenzte Für— 
ſtenthum Schaumburg-Lippe, auch Bückeburg genannt, hat ein 
Areal von 8,05 Q.M. und nach der neueſten Zählung (1861) eine Be— 
völferung von 30,774 Seelen, wovon 4219 auf die Refivenzftant Büdeburg 
treffen. 

Das Fürftenthum ift ein Beftanbtheil ver alten Graffhaft Schauenburg an ber 
Weſer. Adolf von Schauenburg wurbe zu Anfang des 12. Jahrhunderts mit der erbli- 
hen Grafihaft Holftein und Stormarn belehnt. Eine Theilung im Jahr 1281 über: 
wies dem Grafen Adolf dem Aelteren das Stammland feiner Familie, die Graf- 
Ihaft Schauenburg, fammt der holfteinifhen Herrfchaft Pinneberg, während feine 
beiden Brüder die Rendsburger und Kieler Linie begründeten. Bis zum Tod 
Adolfs VIIL, 1459, blieb Holftein im Befite ver Schauenburger, die von 1375 
bis 1459 zugleih Herzoge von Schleswig waren. Nah dem kinderloſen Tod 
Adolfs VIII. wählten die vereinigten Stände von Schleswig und Holftein ven 
dänifhen König Ehriftian I. aus dem Haufe Oldenburg zu ihrem Herzog und 
Örafen, wogegen biefer (1460) vie feierliche Zuficherung gab, daß die beiden Län— 
ber ewig ungetheilt beifanımen bleiben follten. So wurde die verderbliche Perfo- 
naiunion mit Dänemark gefhaffen, vie erft vor Kurzem Yer Tod Friedrichs VII. 
gelöst hat. Der nächfte berechtigte Erbe in Holftein wäre nah Adolfs VIII. Tod 
Graf Otto II. von Schauenburg-Pinneberg geweſen, ein Nachkomme Adolf des 
Aelteren. Er verzichtete jedoch gegen Geldentſchädigung durch den Vertrag zu 
Divesiohe (1460) auf feine Anfprüche zu Gunften Chriftians I. und blieb in 
Holftein auf die Herrfhaft Pinneberg befchräntt. 

Im Jahre 1640 erlofh das Schauenburgifhe Haus mit Otto VI. von 
Schavenburg-Pinneberg, die Herrichaft Pinneberg wurde mit Holftein vereinigt; 
bie über die Graffchaft an der Weſer entftandenen Erbftreitigkeiten endigten da— 
mit, daß ein Heinerer Theil an Braunſchweig, das Uebrige an Heflen-Kaffel fiel, 
jedoch der Graf Philipp von Lippe » Alverbiffen, ein Bruder der Wittme Dtto’s 
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VI., die Hälfte ver Grafſchaft zu Lehen erhielt. Diefer Philipp ift der Stifter des 
gräflihen und feit 1807 fürftlichen Haufes Schaumburg-Lippe. Als die Hauptlinie 
1777 mit feinem Urenfel, dem portugiefifhen Feldmarſchall Graf Wilhelm, aus- 
geftorben war, fuccebirte Philipp Ernft von der Linie Alverdiffer. Im Jahr 1807 
trat Graf Georg Wilhelm als fouveräner Fürſt dem Rheinbunde und 1814 dem 
teutfhen Bunte bei. In Folge einer langjährigen Erbftreitigkeit mußte 1838 das 
Amt Blomberg an Lippe überlaffen werben. 

In der Gefhichte der Grafſchaft erfheinen die Yandftände frühzeitig als eine 
ſehr einflußreihe Körperfhaft. Da jedoch die Geiftlichfeit nicht zur Theilnahne be— 
rechtigt war, und noch weniger der Bauernftand, -aud die jpäterhin zugezogenen 
unbeveutenden Städte eine fehr untergeorpnete Stellung einnahmen, fo lag biefer 
Einfluß ganz in ven Händen ber Ritterfhaft. Schon die häufige Abwefenheit der 
Grafen, die abwerhfelnd in ihrem Stammland und in Holftein reſidirten, auch zu— 
mweilen, einer friegerifhen Neigung folgend, in fremde Militärbienfte eintraten, mußte 
den Ständen zu ftatten fommen, Koftfpielige Fehden, zu melden namentlid) der hol- 
fteinifche Befit vielfachen Anlaß gab, brachten eine ftets fih erneuernde Schulvenlaft 
mit fih, deren Tilgung die Stände nicht ohne Öegenleiftung bewilligten. Bei dem Man— 
gel einer Primogeniturorbnung, bie erft im 17, Jahrhundert eingeführt wurde, fnüpf- 
ten fich faft an jeven Todesfall Erbfolgeftreitigfeiten und die verfchiedenen Bewerber 
mußten um fo mehr barauf bedacht fein, wetteifernd nad) ver Gunft ver Stände 
zu ftreben, da das Land für Theilungen zu Mein war. So kam es, daß bie 
Schaumburgifhen Stände Jahrhunderte hindurch in Steuerbewilligunge-, Geſetz- 
gebungs- und Negierungsfadhen eine entfcheivende Macht ausübten. Noch in ver 
zweiten Hälfte des 16 Jahrhunderts, nad dem Tod Otto's IV., festen fie eine 
republifanifche Zwifchenregierung durch: fünf Jahre fang verwalteten, an ber Stelle 
eines Landesherrn oder fürftlihen Negenten, ſtändiſche Kommifjäre und Negierungs- 
beamte die Grafſchaft. Im Laufe des 17. Jahrhunderts änderten fi) die Verhält- 
niffe und die Bedeutung der Landſtände ſank allmählig fo tief, wie um viefelbe 
Zeit faft überall in Deutſchland. Die gemeinfhaftlihen Landtage, die nad ver 
Theilung von 1640 noch ftattfanden, hörten bereit 1661 auf, die landesherrliche 
Gewalt fette fi) Über das Recht der Stände hinweg, die nur ſchwachen Wiber- 
ftand leifteten und envlih, zu Anfang des 19. Jahrhunderts, ganz verſchwanden. 
Dod war 1791, in Folge eines langjährigen, vor den Reichsgerichten geführten 
Proceffes, der fog. Landesvergleich zu Stande gefommen, ein zwiſchen ver Yantes- 
berrfhaft und ven Unterthbanen (nicht den Ständen) abgefhloffener Pakt, welcher 
zum Schuß ber letteren, namentlich in Anfehung des Beſteurungsrechtes, gewiſſe 
Grundfäge feftitellt. (Abgedr. bei Zachariä, Die deutſchen PVerfaffungsgef. ter 
Gegenwart. ©. 1061). 

Im Jahr 1816 wurde der Vorfchrift ver Bundesafte entſprechend, eine land— 
ſtändiſche Verfaſſung wieder eingeführt. Die furzgefaßte Verordnung vom 15. 
Januar (Zachariä, ©. 1067) regelt die Zufammenfegung des Landtags, welcher 
aus den „wirklichen Befigern adeliger Güter," 4 Deputirten der Städte und 
Fleden und 6 Deputirten der „Amtsunterthanen” befteht, räumt vem Lanbtage 
das Steuerbemwilligungsreht nad Maßgabe tes Landesvergleihs von 1791, das 
Petitions- und Beſchwerderecht ein und behält feine gutachtliche Aeußerung über 
„allgemeine Landesgeſetze,“ fowie feine Zuftimmung hinfihtlid derjenigen Geſetze 
vor, die „auf die Yandesverfaffung einen wefentlihen Einfluß haben." Der erfte 
Landtag, 1818, befchäftigte fi mit der Regulirung des Finanzhaushaltes; 1844 
wurde — nachdem fchon 1810 die Leibeigenfchaft aufgehoben war — ein Ab— 
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löfungsgefeß vereinbart. Die Früchte des Jahres 1848 waren ein neues Wahlge 
fe und ein Geſetz über die Verantwortlichkeit der Regierungsmitglieder. Das 
nächfte Jahr bradte auch in Schaumburg einen Rückſchlag. Der im September 
zur Vereinbarung einer neuen Berfaffung berufene Yanbtag wurde fehr bald unver« 
richteter Dinge» vertagt und die liberale Möärzregierung durch Männer erfegt, 
welche der reaftionären Strömung folgten. 

Kaum in irgend einem anderen deutſchen Lande hat fih die Reaktion fo be- 
quem und frieblih ihrer Aufgabe entledigt. Weber die angekündigte Berfaffungs- 
reform wurde vollzogen, noch eine Oftroyirung vorgenommen, noch auch vie alte 
Verfaſſung wieder in Wirkfamfeit gefett. Der perfönlich beliebte Fürft Georg Wil- 
heim, deſſen Regierung (anfangs unter Vormundſchaft) von 1787 bis 1860 ge- 
währt Hat, zog e3 vor, zu der patriarhalifch-abfolutiftifhen Regierungsform feiner 
Jugendjahre zurüdzufehren: ein Landtag ift feither nicht mehr berufen, aber aud 
bie Bundesverfammlung mit einer Beſchwerde der Schaumburgifhen Stände oder 
Unterthanen niemals behelligt worden. In dem Bewußtfein, daß ihm die Be- 
dingungen eines gefunden felbftänpigen Staatölebens fehlen, läßt fih das Heine 
Sand, fo lang es nicht durch empörende Bedrückungen oder durch einen heftigen 
Anftop von außen erregt wird, biefen Zuftand der Staats-Redtlofigfeit um fo 
gleihmüthiger gefallen, da der Ihaumburgifhe Bauer gewöhnt ift, in feinem reich- 
begüterten Fürften mehr ven Gutsheren als den Landesherrn zu fehen. 

Die oberfte Feitung der Landesangelegenheiten wird von einer Regierung be- 
forgt, deren Mitglieder nach alter Art zugleih den Juftizjenat bilden. Auch in ben 
unteren Inftanzen find Verwaltung und Rechtspflege verbunden. Das Land ift in 
vier Aemter getheilt, die Magiftrate von Stabthagen und Bückeburg find für 
ihren Stadtbezirk zugleich Civiljuftizbehörben wie die Aemter, und ber erfigenannte 
ift noch im Befis der Kriminalgerichtsbarfeit. Als höchſte Inftanz fungirt das mit 
Braunfhweig und Lippe zemeinfhaftlihe Oberappellationsgeriht in Wolfenbüttel. 
In bürgerlihen Rechtsſachen gilt das gemeine Civilrecht und ber gemeine Civil 
proceß, in Straffahen die Carolina, gemildert dur die Praris, und der Inqui- 
fitionsproceß. Auf demfelben alterthiimlihen Standpunkt befinden fi andere öffent: 
liche Einrihtungen, namentlih die Orbnung des Gewerbewejens. 

Die Bevölferung befennt fi, mit Ausnahme von 13—1400 Reformirten, 
Ratholifen und Juden, zur evangelifch = Intherifchen Kirche, deren Angelegenheiten 
dur ein Konfiftorium in Büdeburg verwaltet werden. Die hauptſächlichſten In— 
duftriegweige des Ländchens, das im Allgemeinen für wohlhabend gilt, find Garn: 
und Leinweberei, die wichtisften Bodenerzeugniffe: Getreide, Steinfohlen und Hol. 
Der fünmweftlichfte Theil des Fürſtenthums, in der Ede gelegen, welde die Wefer 
bildet, bevor fie durch die porta westphalica aus dem Hügelland in vie Ebene 
bei Minden tritt — ein Hauptfhauplag ber Kämpfe zwifchen Römern und Ger- 
manen — bat von feinem noch jetst nicht verfhwundenen Reichthum an Buchen- 
waldungen die Benennung Budigan erhalten, die aud dem Namen der Haupt: 
ftabt zu Grunde liegt. . 

Am Bundestag bildet Schaumburg-Pippe mit Lippe, Waldeck, beiden Reuf, 
Heflen-Homburg und Piechtenftein, die 16. Kurie in ber engeren Verſammlung; 
innerhalb der Kurte führt e8 eine von fieben Stimmen. Es unterhält ein Kontin- 
aent von 516 Mann, die durch Konffription geftellt werben und zu 41/, jähriger 
Dienftzeit nebft 1 Jahr Referve verpflichtet find. Zu ven militärifchen Erinnerungen 
tes Landes gehört die im Steinhuber Meer, einem zwifchen Hannover und Schaum: 
burg geteilten anfehnlichen See, von dem obenerwähnten Grafen Wilhelm auf 
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gebaute Feftung Wilhelmftein. Es war mit dieſem Spielzeug eine Kriegsſchule ver— 


bunden, bie fid rühmen fann, dem General Scharnhorft fiine erſte militärifche 
Ausbildung gegeben zu haben. 


Schifffahrtsgefese. * 


1. Allgemeines. 6) Frankreich. 
1. Speciellee nnd Geſchichtliches. 7) Dänemark (Sundzoll). 
1) England. 8) Deſterreich. 
2) Nieverlande, Hayti, Neugranada, Bene 9) Belgien, Uruguay, Ecuador, Spanien, 
zuela, Bolivia, Centralamerika. Argentiniſche Republik, Peru, Türkei, 
3) Brafilien und Thili, Italien, Ebina, Javan, 
4) Hanfeftäbte. 10) Die vereinigten Staaten von Norb- 
5) Medlenburg, Hannover (Staber Zoll), amerika. 
Oldenburg, Pres$en. 11. Flußſchifffahrt insbefondere, 


1. Allgemeines. | 

Die Schifffahrt, insbefondere die Seefhifffahrt, hängt auf das. Innigfte mit 
dem gefammten Verkehrs- und Hanvelsleben einer Nation zufammen, Sie ift eines 
der wirkfamften Mittel zur Kräftigung und Förderung des Handel und damit 
folgeweife der Imbuftrie, des Ackerbaues und der ganzen Kultur. Namentlich 
gilt das im eminenten Grade von der Seefhifffahrt, durch welde ver natio- 
nale Handel unmittelbar zum internationalen, refp. zum Welthandel erhoben wer- 
den mag. Daß dann die Schifffahrt, beſonders die Seeſchifffahrt eines Volkes, 
daß ſchon eine bedeutende Handelsmarine zugleih eine politifche Bedeutung 
haben und die politifhe Stellung und ben politifchen Einfluß der Nation fördern 
müfje, wird von Niemand geläugnet werden. Das durch Schifffahrt und Handel 
gefteigerte nationale Verfehrsleben erzeugt Geld und Reichthum und giebt ſchon 
dadurch dem Staate eine Fräftige Unterlage für feine Politit, das Geeleben 
ftärkt den nationalen Geift, härtet und ftählt ihn, wedt die Unternehmungsluft, 
verfhafft genaue Kenntniß von dem Kulturzuftande, wie von der Politif anderer 
Bölfer und Staaten und bildet durch diefes Alles ftantsmännifche Auffaffung und 
politifhe Charaktere in der Nation aus. Ä 

Gefteigert wird diefer Einfluß der Schifffahrt auf den Stadt ganz befonders 
durch die Schöpfung einer Kriegsmarine. Denn viefe wird das ganze militä- 
riſche Syſtem des Staates unterftügen nnd ihn befähigen, aud in den fernften 
MWelttheilen feinen politiichen Einfluß durch Friegerifhe Mittel zur Geltung zu 
bringen, feine und feiner Angehörigen Intereffen im Auslande zu fchügen und zu 
fürdern, Kolonien zu begründen umd geeigneten Falles felbft eine Politif der Er— 
oberung zu treiben. Jedenfalls fteht fo viel feft, daß nur die Staaten, welde im 
Beſitz einer tüchtigen Kriegsmarine fich befinden, im ber Gegenwart an der ei: 
tung ber politifhen Gefchide der Welt, ja auch nur Europa’s, wirkliden und 
dauernden Antheil haben, und daß die eigentlihen Seemächte die tonangebenven 
Staaten der morernen Welt find. 

Eine anfehnliche Kriegsmarine wird aber erft möglich auf Grund der Griftenz 
einer großen Handelsmarine und wo leßtere vorhanden ift, da erfreut fich, zum 
Theil gerade durch deren fegensreihe Einwirkungen, die Nation zugleich eines folden 
Neihthumes, daß fie dem Staate die Mittel zur Schaffung und Unterhaltung einer 
überall fehr foftfpieligen Kriegsmarine nebft den dazu nöthigen Arfenälen, Häfen 
und anderen Marineeinrichtungen mit Leichtigkeit gewähren kann. (Siehe den Ar- 
tifel Flotte.) Es ift zwar vie nothwendige natürliche Vorausfegung für die Eri- 
ftenz einer nationalen Schifffahrt eine durch Fluß: und Seelage begünftigte Yan- 
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desbeſchaffenheit. Kein Waffer, keine Schiffe. Auch bietet überhaupt eine ſolche Natur« 
befchaffenheit des Landes eine gute Bürgſchaft für die Entwidelung eines großen 
Handelslebens, alfo für die national-öfonomifhe Grundlage ver Schifffahrt, aber 
dies Alles doch erft dann, wenn die Nation über diefe naturwüchfigen Hebel ihrer 
Wohlfahrt die nöthige Einfiht erlangt und davon tüchtigen Gebrauch gemacht hat, 
alfo in Zeiten einer mächtig angewadfenen Bevölkerung, eines vorgefchrittenen 
Kulturlebend und auf Grund der dadurch gefteigerten nationalen Bedürfniſſe. 
Ferner dürfen nicht internationale Hinverniffe entgegenftehen, wie mädhtigere riva- 
lifirende Nachbarn. Die Schifffahrt der alten Hanfa ſchmolz zufammen mit dem 
Wahsthum nationaler Scifffahrtsftanten in England, Dänemark, Portugal 
u. f. w. Die Niederlande mußten vor der Uebermaht Englands weichen und fi 
mit einer Seeſchifffahrt zweiten und dritten Ranges, troß ber günftigften Seelage 
begnügen. Neugriehenland vermag bis jegt wegen geringer Bevölkerung, mangel« 
bafter Kultur und wegen mächtiger Rivalen troß ber sänftgfen Lage feine Sciff- 
fahrt, felbft nur auf dem Mittelmeere, nicht über das Niveau einer bürftigen 
Mittelmäßigkeit zu erheben. Endlich darf die Staatsverfaffung eines Volkes kein 
Hinderniß für die Entwidlung einer großen nationalen Marine abgeben, wie dies 
in Deutfhland ver Fall if. Zu Neichszeiten gehörten die großen materiellen 
Interefien der Nation überhaupt nit zu den ftaatlihen Aufgaben von „Kaifer 
und Neid“, fondern wurden einzig und allein den Meinen Territorien überlaffen, 
und eben vefhalb mußte die Hanfa, gänzlich verlaffen von Reichswegen, ven em— 
porfommenven nationalen Seemäthten des Nordens und Weftens Plag machen und 
zwar gerade in den an ſich für ihr Wachsthum günftigften Zeiten, nämlich als Ame- 
rifa entvedt und der Seeweg nah Oſtindien aufgefunden war und ſich fomit ven 
weftlihen Staaten Europas neue Handelsbahnen eröffneten. In Bundeszeiten fteht 
die Sache nicht viel befjer, namentlih da Preußen der einzige bedeutende Staat 
an ber eigentlich deutfchen, nämlich nordifchen Seeküſte, feine Gebiete an der Nord» 
fee und damit die direkte Stellung zum Weltfeehandel verloren hat und durch den 
Kriegshafen an ver Jahde allein nicht wieder gewinnen wird. Die übrigen deutſchen 
Seeftaaten, aud an der Nortfee, find zu Fein, um wirkliche Nepräfentanten einer 
nationalen deutfhen Echifffahrt werden zu fünnen. Ohne ein energifhes Zufam« 
menfaffen aller deutfhen Marinen auf Grund einer ftrafferen politiſchen Organi- 
fation wird Deutfhlands Handelsſchifffahrt, trog der verhältnigmäßig großen Zahl 
ver Schiffe, felbft nicht einmal das einer fo großen Nation würdige Ziel für feine 
Handeldmarine erreihen, nämlich ein wirkliches Mitwerben in allen Gebieten des 
Welthandels; am wenigften wird es zu einer tüchtigen, ver Größe ver Handels— 
marine entfprehenden deutſchen Kriegsjlotte kommen, die doch wieder allein bie 
Bürgſchaft giebt für die geſicherte Eriftenz der Handelsmarine, gegenüber neidifchen 
Rivalen in Europa und anderwärts, Dem preußifchedeutfhen Zollverein gebricht 
es aber an jeder feften und centralen Organijation, um bier auch nur einigermaßen 
den nationalen Bedürfniſſen entſprechen zu können, 

Doch unter Borausfegung einer günftigen Naturbefhaffenheit des Landes wird 
eine große und thatkräftige Nation, wenigftens mit der Zeit und allmälig, ſolche 
Schwierigkeiten der politifchen und internationalen Konjunfturen überwinden, falls 
nur bie national-öfonomifhen Grundlagen der Schifffahrt in einem gefunden Han- 
delsleben und überhaupt in einem großen Nationalreichthum vorhanden find und 
in tüchtiger Weife gepflegt werben. Dazu gehört vor Allem Einfiht in vie Gefege 
der Entwidelung der nationalen Wohlfahrt und das darauf gegründete Handeln 
nad national-öfonomifhen Principien, Diefe Einfiht muß vorhanden fein bei dem 


206 Schifffahrtsgefeße. 


Volke wie bei ver Regierung und es muß fid) darauf insbefontere eine gefunde 
Handelspolitik bauen, denn fie ift die vernünftige Grundlage ver Schiff— 
fahrtspolitif. Lestere muß dann wiederum den Geift ver Schifffahrtsge- 
fege beftimmen, welche von der Regierung zur Hebung der nationalen Schifffahrt 
zu erlaffen find. Indeſſen wird body eine ſolche Stantsthätigkeit gerade auf dieſem 
Gebiete, wo das Ganze erft durch vie ökonomiſche Thätigkeit ver Maſſe des Vol— 
fes in den Einzelnen und in ganzen Klaffen, Gejellichaften und Korporationen eir 
nigermaßen zum Wachsthum gelangen kann, ohne die naturwüchſige und fortwäh— 
rend gefteigerte Mitthätigfeit des Volles keine wirkſamen Erfolge haben. Was nügt 
die befte Schifffahrts- und Handelspolitif der Staatsmänner, was nügen bie beften 
Shifffahrtsgefege, wenn nit ein reiches Material an Geld und Schiffen im 
Lande fid, findet und unternehmungsluftige See- und Hantelsleute in großer Zahl 
vorhanden find? Hat doc felbft die fo befangene Shifffahrts- und Handelspolitif, 
welche ſich in ber engliihen Navigationsakte von 1651 ausſpricht, große Erfolge 
für England herbeiführen können, weil jenes Material und jener Unternehmungs- 
geift bei den Englänvern damals und bis zur Gegenwart in wunderbarer Fülle 
vorhanden war, 

Dod wie dem aud) fein möge, es muß davon ausgegangen werben: bie 
wahren Grundfäge ver Schıfffahrtspolitit und mithin der Schifffahrtsgefege liegen 
in einer gefunden Hanvelspolitif überhaupt. Wie die legtere gemäß den Forderun— 
gen der jegigen Wifjenfchaft befhaffen fein müſſe, ift oben in den Artikeln Han— 
delspolitit (Br. IV. ©. 634 ff.) und Hanbelöverträge (Bd. IV. S. 663 ff.) hin- 
länglich erörtert und wir begnügen uns, auf das dort Öejagte zu verweifen, inden 
wir bier nur eine kurze Anwendung machen wollen. 

Zunächſt ift aud auf diefem Gebiete nicht zu vergeffen: vie Wiffenfchaft ftellt 
immer nur mehr ober weniger allgemeine, abftrafte Grundfäge auf, welche nad) 
Maßgabe der gefhichtlid in einem beftimmten VBolfe und Staate gegebenen Ber: 
bältniffe, ver lofalen, zeitalterlihen und Machtzuſtände des befonveren Staates nur 
eine relative Verwirklichung durd den Staatsmann finden fünnen, wenn er wirk— 
lid den realen Bedürfniſſen feines Volkes entſprechen will. Namentlich ift das 
heutige Tages von der Wiſſenſchaft erfannte Princip der freien Bewegung des 
internationalen wie nationalen Hantelöverfehrs bis jegt nur ein theoretifches 
Ideal, was nod nirgends in der Welt volle Verwirklichung gefunden hat, und 
welches auch der Staatsmann der Gegenwart zwar als leitende Geſichtspunkte für 
die Schifffahrtspolitif feines Landes fefthalten muß, aber von welchem für ihn 
durch die natürlihen und insbefondere geſchichtlichen Verhältniſſe feines Volkes ſich 
zahlreiche Mopififationen und ſelbſt Ausnahmen ergeben werben. Schen vie aner- 
fannte TIhatfache, daß das Schußzolljyftem, wenn aud in mancherlei Modi— 
fifationen, nod in den meiften Staaten das herrſchende für ben ganzen Handels— 
verkehr ift, kann von der Scifffahrtspolitif eines Landes nicht unberüdfichtigt ge— 
laffen werden und wird diefe Politif ihre pofitiven und negativen Maßnahmen nod 
dadurch beftimmen laffen vürfen, falls fih nad den beſonderen Umftänden davon 
ein Vortheil für das eigene Land zu ergeben ſcheint oder dadurd die nadhtheiligen 
Folgen der Schifffahrtspolitif anderer Staaten für und abgewendet oder doch gemindert 
werden können. Namentlid mögen unentwidelte Handels- und Scifffahrtszuftände 
einer Nation, welche nad den gegebenen Naturgrundlagen bei ungeftörter Ents 
widelung felbft gegenüber mächtigen Rivalen ein höheres Kulturftadium auf öfono- 
miſchem Gebiete zu erringen hoffen darf, es nöthig und nüglid machen, 
ih der Stügen des Schutzſyſtemes noch zeitweilig zu bedienen. Gleiches darf von 
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der Schifffahrtspolitit eines Volkes gelten, beffen merfantile wie politifche Ver— 
bältnifje der geſchloſſenen Koncentration entbehren und welches darum zunächft auf 
viefe Koncentration hinarbeiten wird. Die deutſchen Zuftände find gerade dadurch 
merkwürdig harafterifirt. Freilich ift eine folde Schifffahrtspolitif immer nur 
von relativem Werthe und ihre Erfelge hängen zum Theil von Umftänden, melde 
für die Nation zufällig find, oder dod von der Eriftenz großer und immer jelte- 
ner Perjönlikeiten ab, melde in genialer Weife die ganze Lage ver Dinge im 
nationalen wie internationalen Leben zu überfchauen und darnach erft die zeitwei- 
lig beften Mittel und Hebel zu finden wiffen. 

Namentli wird es fih zum Schug der nationalen Schifffahrt empfehlen und 
bildet zugleih die praftifhe Regel in den meiften dem mationalen Schutzſyſtem 
hulbigerden Staaten, daß die Gleichſtellung der nationalen mit den fremden Schif— 
fen in Betreff der Abgaben, Hafen- und Lootjengebühren, Tonnengelver, Feuer 
und Leuchtthurmgelder und in anderen Dingen von der Reciprocität abhängig 
gemacht wird. Statuirt man aber einmal einen Unterfchied in der Behandlung der 
nationalen und fremden Schiffe, fo wird man wohl thun, alle fremben Nationen 
auf einem Fuß zu behandeln und nicht das Syftem differentialer Begünftigungen 
weder in Betreff der Güter nody der Schiffe gegenüber den verfdiedenen Natio- 
nen eintreten zu laſſen; denn ein ſolches Differentialfyftem ift ein Gewebe maßlo— 
fer und nie gänzlid zu befeitigender Wirren und führt in feinen Gefolge fort 
währende Klagen, Beſchwerden und Forderungen der fremden Nationen mit fic. 
Hält ein Staat an dem Princip der Meciprocität für die gleiche oder body ver- 
hältnißmäßig gleihe Behandlung der fremden Schiffe mit den feinigen feft, fo 
nennt man diejenigen Nationen, welche fih ver höchſten Vortheile für ihre Schiffe 
in unferen Häfen erfreuen, reſpektive ven unfrigen ganz oder doch relativ gleichge- 
ftellt find, die höchſt, oder meift begünftigten. 

Im Oanzen find ‚lokale Privilegien für einzelne Gebiete unferes Staates 
nicht empfehlenswert. Befonvers find Stapelrehte zu verwerfen, d. h. 
Berechtigungen einzelner Hanvelspläge auf Umſchlag der durch fie tranfitirenden 
Güter und auf Uebergabe an vie lofalen Handels und Transportmittel, alfo na= 
mentlih auch an vie lokalen Schiffe, denn fie ftreiten gegen den Begriff der wirth- 
ſchaftlichen Solivarität des Güterlebens und erfcheinen namentlich gegenüber ven 
heutigen Forderungen von der Schnelligkeit des Verkehrs, dem Eijenbahnen und 
Dampffchiffe zu Gebote ftehen, als ein Anachronismus. Mehr empfehlen fi ſchon 
die Freihäfen und Entrepots, namentlid in Staaten mit dem firengeren Schuß 
zollſyſtem, und vie Unterftügung ver Handelswelt durch Krevitgeben von Seiten 
res Staates für die zu verzollenden Waaren der Schiffe. (Siehe den Artikel von 
„Freihafen“.) Die aueſchließliche Berechtigung der nationalen Flagge in den Ko— 
lonieen gemäß dem fog. Kolonialfyfteme wird heutigen Tages immer weniger 
als ein fahgemäßes Mittel zur Hebung unferer Marine angefehen und mit Recht, 
denn gerade fie ftreitet gegen das befonvers für den Welthandel fo unentbehrliche 
Princip des freien Verkehres, vertheuert die Frachten, ſchließt tie Kolonieen von 
ven Vortheilen, welche gerade ihnen ver Verkehr mit den Fremden gewähren kann, 
aus und iſt alfo geradezu ein Hemmniß für deren Fräftige Entwidelung. Aehn— 
liches gilt von dem gleihfalls mehr und mehr verjhwindenten Vorbehalt ver 
Küftenfhifffahrt für die nationalen Schiffe (Cabotage). Alle dieſe Bes 
fhränfungen müffen in ber Gegenwart mehr oder weniger als bloße Hinverniffe 
des Verkehrs gelten, da dieſer Verkehr überall in ver Lage tft, durch internatios 
nale Beziehungen den Charafter des Welthandels anzunehmen und dadurch viels 
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mehr die nationale Schifffahrt zu heben als ſolche Lokale Begünftigungen es irgend 
zu thun im Stande find. 

Diefe Einfiht hat fich denn aud bei den modernen Seevölkern fo verbreitet, 
daß die überlieferten Schranken im Berlaufe der legten Decennien mehr und mehr 
zu fallen beginnen, indem man zum Theil nicht einmal für nöthig hält, ver reci— 
profen Behandlung der eigenen Schiffe in den fo begünftigten Staaten fid zuvor 
zu vergewifjern, fondern mit Recht erwartet, e8 werde die Billigfeit oder die Klug- 
heit die fremden Staaten von felbft zu gleichen freifinnigen Maßregeln beftimmen. 

Die ftaatsmännifche Uebung einer ſolchen Scifffahrtspolitif, wie wir fie eben 
gefchilvert, wird zunächſt der Handelsmarine zu Gute kommen. Aber nady dem oben 
bereits Erdrterten wird es feinem Zweifel unterliegen, daß gerade durch dieſe na— 
turgemäße Hebung der Handelsmarine zugleich die Förderung der Kriegsmarine 
bewirkt werbe, venn indem die fo geführte Politit das Wahsthum des Verkehrs 
überhaupt fördert, die Zahl der Hanvelsfahrzeuge vermehrt und den Nationalreidy- 
thum erhöht, hat der Staat die nöthigen Mittel und Materialen zur Verfügung für 
feine Kriegsflotte. Schließlich wollen wir bier no einige Maßregeln hervorheben, - 
deren Handhabung gleihmößig beiden Marinen virefte Bortheile gewähren muß, 

Es gehört dahin überhaupt die Ermunterung zum Schiffbau durd den Staat. 
Freilich darf das Maß ter bier gebotenen Begünftigungen nicht: fo weit reichen, 
daß eine Ueberzahl von Schiffen gebaut wird, melde im Handel feine Bejhäfti- 
gung finden. Zu den Begünftigungen der Art gehören Prämien für die Erbauer 
von Schiffen, Befreiung oder doc; Ermäßigung der Zölle für Schiffbaumaterialien 
aller Art, welche vom Auslande einzuführen find, Verbot der Ausfuhr von Schiffs: 
baubolz, oder doch von gewiffen Arten desſelben, welche bei uns ſich felten finden. 
Freilich gilt allen folhen Monopolen und Privilegien gegenüber der Einwand, 
daß fie im Widerfpruche ftehen mit der heutigen Natur des Verfehres als eines 
überall internationalen, aber fie können fich doch auch noch jetzt nad den beſonde— 
ren Berhältniffen empfehlen. Jedenfalls wird durch alle diefe Maßregeln eine An» 
zahl von tüchtigen Schiffbauern in unferem Lande gefchaffen, über weldye ver Staat 
auch für feine Kriegsfchiffe verfügen kann. 

Beſonders zweckmäßig ſcheint es, wenn der Staat durch Prämien dafür forgt, 
daß möglichft viele Schiffe in der Handelsmarine jo gebaut werben, daß fie geeig- 
neten Falles vom Staate angelauft und zu Kriegszweden verwendet werben fün- 
nen. Der Staat hat dann in der Handelsmarine für Kriegsfälle eine Reſerve 
von kriegstüchtigen Schiffen, was um fo nöthiger wird für Mittelmächte, welche 
eine große Kriegsflotte ſtändig nicht unterhalten können und trog ber heutigen Ver— 
pönung der Kaperei in diejer Reſerve eine anſehnliche Unterftügung ihrer Streit- 
fräfte finden werben. 

In der Regel fucht man aber jetzt noch überall durch folgende ſehr beſchränkende 
Borihriften Über die Bedingungen, unter welden ein Schiff den Nationali- 
tätscharakter erlangt, die nationale Schifffahrt zu heben. Dahin gehört erft- 
lich die Forderung, daß ein Schiff innerhalb unferes nationalen Seegebietes ge= 
baut fein müffe, um für ein nationales zu gelten. In Preußen wirb allerdings 
ein ſolches Erforderniß nicht aufgeftelt. In Rußland ift nur vorgefchrieben, daß 
im Inland gebaute Schiffe während der erften drei Jahre von Entrichtung der 
Laftgelver in ruffiihen Häfen befreit find; und ſolche „Baufreiheitsgelver” kamen 
fonft au in Preußen vor. In anderen Staaten findet eine Naturalifirung von 
fremden Schiffen ftatt gegen Zahlung einer Abgabe und Erfüllung gewiffer Förm— 
lichfeiten, wie in Vefterreih, Hannover, Oldenburg, Dänemark, Schweden, Bel- 
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gien, Portugal und dem bisherigen Königreih Sardinien. In Frankreich können 
in der Regel nur folhe Schiffe naturalifirt werden, welde in Kriegszeiten von 
franzöfiihen Behörden als gute Prife erklärt find oder wegen Kontravention gegen 
bie Landesgeſetze konfiscirt wurden. Doc ift neuerlich Naturalifirung gegen Abga- 
ben geftattet, 3. B. für norbamerifanifhe Schiffe durd Dekret vom 25. Auguft 
1861. Aud in England ift die Naturalifation ſehr befchränft. Ueber die Hafen- 
ſtädte vgl. Abſchn. II. Ziff. 4. — Wenn in Frankreich die Fürforge für den na» 
tionalen Schiffbau fo weit geht, daß ein franzöfifches Schiff fhon durch Hauptre- 
paraturen im Auslande feinen Nationalharakter verliert, fo galt zwar auch in 
England bis 1849 Aehnliches, aber anderwärts findet fich diefe Beftimmung felten, 

Daran reiht fi in den meiften Staaten die Forberung, daß das Schiff aus⸗ 
ſchließliches Eigenthum unferer Staatsangehörigen fei, indem nur Griechen» 
land und Frankreich es hinlänglich finden, daß das Schiff zur Hälfte nationales 
Eigenthum fei, um für national zu gelten. Ferner ift zam Nationalcharakter eines 
Schiffes in Preußen, Hannover, Medlenburg, ben Hanfeftädten, Dänemarf, ven 
Niederlanden, dem bisherigen Königreih Sardinien und in England nöthig, daß 
der Kapitain (Schiffer), in Schweden und Spanien, daß Schiffer und Steuermann, 
in Frankreich, Griechenland und Nordamerika, daß fümmtlihe Offictere nationale 
Unterthanen find, eine Forderung, durch welche der nationalen Marine eine hin- 
längliche Anzahl von feefundigen Officieren, namentlid auch für Kriegsfälle, ge 
fihert werben fol und durch welche zugleih für die Sicherheit und Wohlfahrt des 
nationalen Schiffes, feiner Mannfhaft und Ladung in ber Fremde geforgt wird, 
Nur in Rußland, wo es überhaupt an der hinlänglihen Zahl von Geeleuten, 
namentlich gebildeten, bis jett fehr fehlt und man vefhalb nothwendig fremde 
Geeofficiere braudt, ftellt man dieſe Forderung weniger, gibt fi aber (3. B. noch 
im Ufas vom 1. Juli 1846) den Anjchein, als ob dies nichts als ein Zugeftänd- 
niß zu Gunſten fremder Nationen fei. 

Um fih dann zugleih der gehörigen Anzahl von nationalen Geeleuten zu 
vergewifjern, auf die man ſich in Kriegäzeiten doch allein verlaffen kann, ift in 
den meiften Staaten vorgefchrieben, daß die Schiffsbemannung entweber zu zmei 
Drittel (Defterreih, Spanien, Nordamerika) oder zu brei Biertel (Frankreich, Eng- 
land, Portugal, dem bisherigen Königreich Sarbinien, Griechenland) oder doch über 
die Hälfte (Schweven), oder zu einem Biertel (Rußland) aus nationalen Unter- 
thanen beftehen müſſe. In den Hanfeftäbten, Dänemark, Medlenburg, Oldenburg, 
Hannover und Preußen findet fi eine folche befhräntende Beftimmung nicht. Da— 
ran reihen ſich denn auch als ein wichtiger Inhalt der Schifffahrtsgefege Beftimmun- 
gen über die Aushebung ver Seeleute der Handelsmarine zur Mannſchaft ver 
Kriegsmarine. Allzu firenge Geſetze in diefer Beziehung bewirken leicht, daß bie 
nationalen Matrofen der Hanveldmarine fih durch Verheuern auf fremden Scif- 
fen dem Kriegsvienfte in ihrem Baterlande zu entziehen ſuchen; doch mindern neuerlich 
Auslieferungsverträge in etwas folhe Defertionen. Die englifde Art, in Kriegs— 
zeiten die nöthigen Mannſchaften durch ſog. Matrofenpreffen zunädft im ei- 
genen Lande zu erlangen, ift ein turbulenter Nothbehelf und die öfter8 von Eng— 
land geübte Pragis, die Matrofenpreffe auch auf die Mannſchaften neutraler Han— 
delsſchiffe auszudehen, ift eine ſchändliche, wölferrechtswitrige Anmaßung, welde 
hoffentlich in Zukunft nicht mehr vorfommen wird. 

Es ift zwar an fi) gewiß zwedmäßig, daß jeder Staat genaue Regifter 
über feine ganze Handelsmarine, nad) Zahl, Tragfähigkeit, Bauart ꝛc. der Schiffe 
führt, und es finden ſich in allen Staaten dahin zielende Vorſchriften. Aber es 

Bluntſchli und Brater, Deutihes Staats-Wörterbud. IX. 14 j 
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fragt fi), ob e8 nun gerade nothwendig erfheint, von Eintragung in bie betref- 
fenden Regifter des Staats und von Ausftellung eines folden fog. Regiſter— 
briefes oder Certifikates den nationalen Charakter des Schiffes abhängig zu 
machen. In Schweden werden an Schiffspofumenten zum Beweis der Nationalität 
verlangt: Beilbrief, Meßbrief, Mufterrolle und Freibrief. In Nordamerika ift fürm- 
liche Regiftrirung ein Recht für folde Schiffe, welde in ben vereinigten Staa— 
ten gebaut find und fih im ausſchließlichen Eigenthum bortiger Bürger befinden; 
es find aber von folhen Schiffen nur diejenigen verpflichtet zur Einregiftrirung, 
welche im auswärtigen Handel bejhäftigt find; die in Norbamerifa gebauten, je- 
doch ganz oder theilmeife im fremden Eigenthum befindlichen werben nicht regiftrirt 
und bie im Ausland gebauten, jedoch im Eigenthum von Norbamerifanern ftehen- 
den erhalten nur eine certificate of ownership. In England müffen alle natio- 
nalen (refp. naturalifirten) Schiffe regiftrirt werden zur Erlangung einer officiellen 
certificate of register zum Beweis der Nationalität, ſobald das Schiff ein Ded 
bat oder 15 Tonnen und darüber mißt, einem Unterthban von Grofbritanien, 
Guernſey, Ierfey, der Infel Man oder den Kolonien in Aſien, Afrika oder Ame- 
rika gehört und feewärts geht, fo daß alle englifhen Küftenfahrer, aud in ven 
Kolonieen (ſowie zugleih die Schiffe der Kriegsmarine und ver königlichen Yamilie) 
von der Regiftrirungspfliht ausgenommen find. Auch in Frankreich find die Re— 
gifterbeftimmungen fehr ftreng und ähneln den englifchen. 

Das allgemeine veutfhe Handelsgefegbud von 1861, Art. 432 
ff., enthält über Sciffsregifter folgende Beftimmungen. Für bie zum Erwerb durch 
“ die Seefahrt beflimmten Schiffe, melden das Recht, die Landesflagge zu führen, 
zufteht, ift ein Schiffsregifter zu führen. Das Schiffsregifter ift öffentlich, die Ein- 
fiht vesjelben ift während ber gewöhnlichen Dienftftunden einem Jeden geftattet. 
Die Eintragung in das Schiffsregifter darf erft geſchehen, nachdem das Recht, die 
Landesflagge zu führen, nachgewiefen ift. Vor der Eintragung in das Schiffsre— 
gie darf das Recht, die Landesflagge zu führen, nicht ausgeübt werben. Die 

anbesgefege beftimmen die Erforberniffe, von welchen das Recht eines Schiffes, 

die Landesflagge zu führen, abhängig ift. Sie beftimmen die Behörden, welche das 
Shiffsregifter zu führen haben. Sie beftinmen, ob und unter weldhen Borausfeguns 
gen die Eintragung in das Schiffsregifter für ein aus einem anderen Lande er- 
worbenes Schiff vorläufig durd eine Konfulatsurfunde erfegt werben kann. Die 
Eintragung in das E diffsregifter muß enthalten: 1) die Thatſachen, melde das 
Net des Schiffes, die Landesflagge zu führen, begründen; 2) die Thatjachen, 
welche zur Feftftellung der Iventität des Schiffes und feiner Eigenthumsverhältniſſe 
erforberli find; 3) den Hafen, von weldem aus mit dem Schiffe die Seefahrt 
betrieben werben fol (Heimathshnfen, Regifterhafen). Ueber die Eintragung wird 
eine, mit dem Inhalte derfelben übereinftimmende Urkunde (Certififat) ausgefertigt. 
Die Landesgefege künnen die Küftenfahrzeuge von biefem Beftimmungen ausnehmen. 
Nah den angeführten fakultativen Beftimmungen des veutfhen Handelsgeſetzbuches 
find jegt die Schiffsregifter in den deutſchen Staaten, namentlih aud Preußen, 
eingerichtet. 

Wichtig find auch die polizeilichen Beftimmungen über das Verhalten ver 
Schiffe in den Häfen, Buchten, Strömen, über Lootfenwefen, über Bergung ge- 
ftrandeter Schiffe, über das Verhalten fremder Kriegsfchiffe in unferem Seegebiete, 
über die Anzahl der Nettungsboote, welche ein Schiff mit fi führen muß, über 
bie Laternen und Geeleuchten am Bord jeves Schiffes, namentlich zur Verhinderung 
bes Zufammenftoßens und Ueberfegelns der Schiffe, ferner über das Errichten und 
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Reſpektiren der Tonnen, Leuchtthürme u. f. w., endlich über Schiffsabgaben aller Art, 
welche leßteren füglich nicht eine Quelle der Staatseinnahmen fein follten, fon- 
bern fih auf die mäßige Höhe des Bedarfs zum Unterhalt der Schifffahrtsbequem- 
lichkeiten aller Art befchränfen und möglichft einerlei Art fein follten, während fie in 
vielen Ländern fih in zahllofen Heinen Sonderabgaben für die Benügung ber ein- 
zelnen Schifffahrtsvortheile präfentiren. 

Sodann hat jeder Seeftaat feine befondere Fürforge auf bie Ausbildung eines 
gehörig theoretiih und praktiſch geſchulten Seefchiffer- und Lootfenperfonals zu 
richten, namentlich zur gg here tüchtigen Officieren und Steuerleuten; dazu 
dienen nautifhe Lehranftalten, Navigations- und Admiralitätsſchulen. Mit Recht 
ift bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes für die nationale Wohlfahrt in den meiften 
Staaten vorgefchrieben, daß die Seeofficiere, und befonders auch die Steuerleute, 
ihr Gewerbe erft auf Grund eines Befähigungszeugniffes der Regierung ausüben 
dürfen, wenn fie aud nicht gezwungen find, gerade auf den betreffenden ftaatlichen 
Lehranftalten ihre Bildung zu erwerben. Auch ift zumeift die Anorbnung getroffen, 
daß das Gefchäft der See- wie der Binnenlootfen nur von ſolchen Perfonen bes 
trieben werben darf, welche von ben verfafjungsmäßig dazu befugten Staats- oder 
auch Kommunalbehörden, aud auf Grund befonderer Prüfungen, angeftellt find 
und welche dann unter einer gewiffen militärtfchen Disciplin ftehen. Häufig ift im 
gefährlichen Seewafler, namentlih auch ſchon beim Einlaufen in die Häfen, ven 
fremden wie einheimifchen Schiffern der Zwang auferlegt, ſich der dort ftationir- 
ten Lootſen gegen Lohn zu bevienen. 

Die Schifffahrtsgefeggebung aller Länder ift insbefondere noch darauf bedacht 
gewejen, für Aufrehtkaltung der Mannszudt unter den Schiffsleuten auf See— 
ſchiffen Anordnungen zu treffen und zu dem Behufe dem Sciffsführer (Kapitain) 
eine mehr oder weniger ausgedehnte visfretionäre Disciplinargewalt, bie für Noth- 
fälle, bei Empörungen und andern ſchweren Verbrechen, ſogar zu einer kriminellen 
Strafgewalt ausgedehnt ift, anzuvertrauen. 

Das Inftitut der Konfuln ift bekanntlich vorzugsweife der Förderung des 
Handels, beſonders des Seehandels, und mithin der Schifffahrt jever Nation ge- 
widmet. (Siehe ven Artikel „Handelskonſultate“.) Mithin muß ſich die Schifffahrts- 
gefeßgebung hauptfählih aud auf die ganze Stellung der Konfuln erftreden und 
viefen die Pflicht auflegen wie die Möglichkeit gewähren, ven nationalen Schiffen und 
Seeleuten in jeder Beziehung einen wirffamen Schuß, fowie VBortheile aller Art zu 
Theil werben zu laffen. Hervorgehoben ſoll in dieſer Beziehung nur eine neuerlich 
in den meiften Staaten getroffene Einrichtung werden. Um verunglüdte natio- 
nale Schiffsleute im Auslande nicht hilflos zu laffen, ift ven Konfuln zur Pflicht 
gemacht, die in Folge von Strandungen und Schiffbrüchen, von Aufbringung durd) 
feindliche Kaper oder Seeräuber, oder aus anderer Beranlaffung in einem hülflofen 
Zuftande ſich befindenden Seeleute zu ihrer Rückkehr in das Vaterland zu unter- 
ftügen. Die Führer der Schiffe ihrer Nation follen verbunden fein, dergleichen 
nationale Seeleute auf Anweifung des Konfuls in ihre Schiffe gegen Entſchädigung 
aufzunehmen und in dem Hafen ihrer Beftimmung abzufegen. Es wäre wünſchens— 
werth, daß dieſe Beftimmung zu Gunften anderer Paffagiere und namentlich von 
Auswanderern weiter ausgebehnt würde, als bisher gefchehen‘ ift. 

Die Hafenpolizei wird in ven verfehievenen Staaten überall nach Vore 
fchrift der befonderen, den Lolalverhältniffen angepaften Hafen- und Lootſenord⸗ 
nungen gehandhabt und die Hafenabgaben find theils dadurch, theils durch bejon- 
dere Tarife genau beftimmt. Einflußreih auf die Schifffahrt find aud die Dun- 
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rantäne= over Kontumazanftalten, welche Einfchleppung anftedenver Krank. 
heiten durch die Seeleute, Pafjagiere wie Güter der anfommenden Schiffe verhin- 
bern follen. Die Schiffer müffen fi) deßhalb in ihrem Abgangshafen ein Gefunpheis- 
atteft ausftellen laffen, um wo möglich nit durch die Quarantäneinjpeltion am 
baldigen Verkehr im Ankunftshafer verhindert zu werben, Uebrigens find jegt bie 
Kontumazfriften überall auf ein billiges Maß herabgefegt. 

II. Specielles und Gejfchichtliches, 

Nach diefen mehr allgemeinen Erörterungen über Inhalt und Bedeutung ver 
Schifffahrtsgefeßgebung wenden wir und zu einer kurzen Charakteriftif ver Schiff: 
fahrtsgefeggebung der wihtigeren Seeſtaaten und verbinden bamit 
zugleich eine Weberfiht der hiftorifhen Entwidelung ver Schifffahrtspolitif, 
Dabei fcheint e8 angemeffen, vie einzelnen Staaten nah gewiffen Hauptgruppen 
auf Grund des verwandten Charakters ihrer Schifffahrtsgefetzgebung zufammen- 
zuftellen, 

Zunächſt wollen wir diejenigen Staaten hervorheben, in welchen wenigftens 
im Princip gegenwärtig das Syftem der freien Schifffahrt aufgeftellt und 
gehanphabt wird, 

1) &8 gehört dahin jegt vor allem Großbritannien, Denn biefer. weltbe- 
herrſchende Seeftaat, welcher am Tonfequenteften und offenfundigften bis in bie 
neueften Zeiten dem monopoliftiihen Syfteme der nationalen Schifffahrt gehuldigt 
bat, ift auch der erfte gewefen, ver den Forderungen ber modernen national-öfo- 
nomifhen Wiffenfhaft zu Gunften der Freiheit des Handeld und der Schifffahrt 
wenigftens im Princip nachgegeben und feine Schifffahrtsgefeßgebung vom Geifte 
biefes Principes gewaltig hat durchdringen laffen. Freilich würde es eine große Nai- 
vität befunden, wenn man fich einbilden wollte, die Engländer hätten das moderne 
Syftem zu Gunſten der abflraften Principien des Freihandels bei ſich aufgerich— 
tet; fie, die großen Praftifer und noch größeren Egoiften, thaten dies einzig und 
allein aus fpecifild englifhem Bedürfniß, indem die englifhe Handelsmarine nicht 
mehr hinreicht um den ungeheuer gewachjenen Verkehr genügend zu befriebigen. 

So lange im Mittelalter die britifhe Nation und nicht weniger die Dänen, 
Schweden, Norweger, Rufen noch nicht zum Bemußtfein über ihren eigenen Be- 
ruf zur Betreibung und Förderung ihres nationalen Handels und fomit ihrer na- 
tionalen Schifffahrt gelangt waren, überließen fie willig dieſen Betrieb den Han— 
jeaten, die deßhalb die umfaffenpften und zum Theil merkwürbigften, ja für un» 
jere Zeit faum noch verftändlichen Privilegien und Monopole von diefen norbifchen 
Staaten erhielten, und Jahrhunderte lang, Anfangs mit Gewalt, fpäter mehr durch 
diplomatiſche Schlauheit und Gewandtheit, zu behaupten wußten. 

Sowohl in den Zeiten der allmälig finfenden Handels- und Seeherrſchaft 
der Hanfeaten, deren Flor ſich überall mwefentlih auf Monopole gründete und mit 
deren Fall aufhörte, als jpäter Hulvigte dann England und huldigten alle anderen 
Staaten Europas dem nationalen Egoismus im Handels: und Schifffahrtsleben. 
In England nicht minder wie in Holland, Franfreih, Spanien und Portugal fuchte 
man das Heil in einem möglichft exkluſiven Schutzſyſtem zu Gunften ver natio- 
nalen Schifffahrt. England tritt, wenigftens feit der Mitte des 17, Jahrhunderts, 
nur deßhalb in diefer Beziehung ftärfer hervor, weil es zuerft fein Syftem in ei- 
nem umfafjenden Gefege proflamirte und mit einer rüdfichtslofen Konfequenz dur) » 
zuführen ſuchte, namentlid) aber auch, weil es — ſcheinbar auf Grund diefes Syſtems, 
in Wirklichkeit aus ganz anderen Gründen, nämlich weil die Nation des gehörigen 
Reihthumes, der günftigen Seelage, ber großartigften Handelsbeziehungen, des 
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tüchtigften Unternehmungsgeiftes ſich erfreute und ben minder wichtigen aber höchft 
gefährlichen Rivalen, den fie in ven benachbarten Holländern hatte, ziemlich bald 
zu befiegen im Stande war, — die größte Handels- und Kriegsmarine fi ver- 
ſchaffte und ſich zur erften Seemacht ver Welt erhob. Doch wird man den Be- 
wunberern ber engliihen Navigationsakte von 1651 mit ihrem engherzigen 
nationalen Schifffahrtsfyfteme foviel zugeben müffen, daß unter dem Schuße die— 
ſes Syſtemes die Nation zum Bewußtfein ihrer maritimen Kräfte für Friedens— 
wie Kriegszmede gelangte, dieſe Kräfte koncentrirte und gefchloffen verwerthete, na⸗ 
mentlih nachdem fie fih auch friegeriih im Kampfe mit Holland erprobt hatten. 

Die älteren ſchifffahrts-politiſchen Gefege Englands find in Pardeſſus' be 
fannter Sammlung (lois: maritimes) zum Theil abgevrudt. Die Regierung Hein» 
richs VIII. erkannte das Hauptprincip der früheren gefeglihen Beftimmungen durch 
Einfuhrverbote in Betreff gewiſſer Handelsartifel, fofern diefelben nicht in engli- 
fhen Schiffen (im Eigenthum englifher Rheder und mit englifchen Seeleuten bemannt) 
einliefen, entſchieden an. Die Königin Elifabeth ſchloß bereits im 5. Jahre ihrer 
Regierung fremde Schiffe von der englifhen Fifcherei und vom Küftenhan- 
del aus und publicirte noch im 43. Jahre ihrer Regierung, 1601, ein neues ma— 
ritimes Statut. Zur vollenditen Höhe erhob ſich aber dies nationale Schutzſyſtem 
unter dem Diktator Cromwell, deſſen Abfichten bei diefer Steigerung in der Na— 
vigationsafte vom 9. Dftober 1651 allerbings zunähft auf eine Hebung 
ber Kriegstüchtigfeit der engliihen Schifffahrt gingen und fi in den glänzenden 
Siegen gegen Holland fofort verwirflichten, wobei denn freilich durch die beſchrän— 
fenden Beftimmungen der Akte dem Handel, namentlih dem auswärtigen, manche 
Wunde gefchlagen wurde, die fremben Waaren von England thener bezahlt wur- 
den und im Ganzen die Vermehrung des Reichthums der Nation erft erfolgte durch 
bie fpäterhin gewonnene Weltauspehnung des englifhen Handels. Dies ift im We- 
fentlihen das Urtheil Adam Smiths über dieſe Alte und es wird heutzutage 
demfelben Jedermann leicht beitreten Fönnen. Die Akte wurde nad Reftauration 
der königlichen Gewalt mit geringen Veränderungen durch Statut 12 Karls IT. 
c. 18 vom 13. September 1660 beftätigt 1). Da die Satungen dieſer Afte welt— 
berühmt find, da fie 200 Jahre in England geherrfcht haben und da ihr Inhalt 
wefentlich ver Prototypus des ganzen jest noch in fo vielen Staaten herrſchenden, 
wenn auch meift fehr mobificirten nationalen Schußfyftemes geworben ift, fo foll 
bier eine kurze Ueberfiht der Beftimmungen gegeben werden. 

1) Bezeichnend find die Einleitungsworte des berühmten Gefeges in ber Re- 
vifion Karls II., denn fie harafterifiren am beften feine fociale wie politifhe Ten- 
denz: „Da Gott durch befondere Güte gegen England gewollt bat, daß fein Reich— 
thum, feine Sicherheit und feine Macht in feiner Marine beftehe, fo haben ver 
König, die Lords und die Gemeinen, im Parlamente verfammelt, verorbnet, daß 
zur Vermehrung der Marine und der Schifffahrt im ganzen Königreich folgende 
Vorſchriften beobachtet werben." 

2) Allen Schiffen, deren Eigenthümer, Befehlshaber und brei Viertel der 
Matrofen nicht britiſche Unterthanen find, ift bei Strafe des Verluſtes von Schiff 


1) Das Original der Alte findet fich abgedrudt im General treatise of dominion of the 
sea S. 670—679 London, 3. Aufl., 3. anno, doch wohl 1706), ſowie in dem befannten, bis 
in die neuefte Zeit immer wieder neu aufgelegten Werfe: (he ship-master’s assistant, nament» 
fih in der 8. Aufl. London 1799. S. 292 ff. * 
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und Gut verboten, nad britifchen Kolonien zu handeln over in Großbritannien 
Küſtenhandel zu treiben. 

3) Landesprobufte Aflens, Afrikas und Amerifas dürfen nur in englifchen 
Schiffen nad engliihen Befigungen gebracht werben. . 

4) Europätfhe Waaren und Erzeugniffe dürfen nad England nur in folden 
"Schiffen, welche bireft aus den Erzengungsländern fommen, transportirt werden. 
Diele Artikel, namentlich alle aus Rußland und ver Türkei, dürfen nur in englifchen 
ober in Nationalfchiffen der Erzeugungsländer oder doch nur in Schiffen ber Drte, 
wo fie gewöhnlich verladen werben, nad England eingeführt werben; doch unter 
liegen dann andere als enaliihe Schiffe höheren Abgaben und Zöllen. 

5) Ueberhaupt aber kommen alle beftehenden wie künftigen Abgabenerleichte- 
rungen nur engliihen Schiffen zu Gute, 

6) Fiſche, Thran und Fiſchbein von Fiſchen, welche nicht von englifchen 
Schiffen gefangen und nad England gebradt find, zahlen den boppelten rem» 
denzoll. 

7) In der Regel follen ſelbſt britiſche Schiffe aufßereuropäifhe Waaren 
nur aus ben Erzeugungsländern nad England transportiren dürfen, bod find 
gewiffe Ausnahmen gemadit. 

8) Die Produkte der englifhen Kolonteen dürfen nad feinem andern euro— 
pätfchen Lande als nah England gebracht werben. 

Diefe Akte hat faft 200 Jahre das englifhe Handels- und Schifffahrtsleben 
beherricht. Denn wenn auch im Laufe der Zeit mande Modifikationen feftgefett 
wurben und England wegen ber Repreffalien und Metorfionsmaßregeln, melde 
andere Staaten gegen das egoiftifhe Syftem zu ergreifen für gut fanden, ſich zu 
AZugeftänpniffen verfland, fo ift doc erft in der Mitte des 19. Jahrhundert? das 
nationale Schutzſyſtem der Akte felbft befeitigt und die trabitionelle Tendenz auf- 
gegeben worben, die Fremden von dem englifchen Scifffahrtsverfehr möglichft 
ganz auszufhließen. E8 mag genügen, hier einige gefhichtliche Daten zur Beleuch- 
tung hervorzuheben. 

In Anfehung ber drei Hanfeftäbte und Danzigs bob Karl IL. 1661 vie 
Navigationsafte auf, weil er ihre Konkurrenz für zu unbedeutend halten mochte 
und dieſe Städte ſich es ficherlich fehweres Geld hatten koften laffen, um bei den 
englifhen Staatsmännern einen gewiſſen Erfat für ihre alten Privilegien durchzu— 
ſetzen. Doch wurde das Privileg Lübel ſchon 1662 wieder entzogen, weil Lübecks 
damals noch ziemlich bedeutender Handel auf der DOftfee die Engländer flirten 
ließ. Die übrigen Städte blieben priviligirt bis zu ben Zeiten der franzöfifchen 
Revolution. Uebrigens waren fpäter Malta, Gibraltar und Helgoland nad deren 
Erwerb durch England von den Beftimmungen der Navigationsafte ausgenommen 
und galten in Bezug auf die Einfuhr nad) England in der Regel als Ausland. 
- — Sodann ftellte 3. und 4. Viktoria 95 eine andere gefegliche Ausnahme zu Gun» 
ften der Dampfihiffahrt auf, indem in Bezug auf Dampfichiffe einer Nation auch 
folhe Häfen für nationale erflärt wurden, welche zwar biefer Nation nicht ge— 
hören, aus denen aber ihre Dampffchiffe gewöhnlich auslaufen, fo zu Gunften PBreu- 
ßens, Hannovers, Oldenburgs, Medlenburgs und der Hanfeftäbte gleihmäßig alle 
Häfen von der Maß bis Memel (mit Ausnahme der bänifchen). 

Sodann fah fi) England genöthigt, wegen der Netorfionsmaßregeln andrer 
Staaten durch befondere Verträge mehr und mehr einzelne Staaten von der Härte 
ber Navigationsafte in vielen oder einigen Punkten, je nah den Umftänden aus— 
zunehmen. Vgl. ven Artikel „Schifffahrtsverträge.“ Dod wurde im Gan- 
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zen das Syſtem der Alte als Regel feftgehalten. Durch Parlamentsafte vom 5, 
Juli 1825 (von Georg IV. c. 73) warb dann biefe Akte in eine neue Form ge- 
bracht, wobei jedoch gleichfalls der mefentliche Charakter unverändert blieb. Durch 
die Parlamentsafte vom 28. Auguft 1833 (3. und 4. William 1V. c. 54.) und 
zulegt vom 4. Auguft 1845 (8. und 9. Viktoria c. 88) erhielt die Akte vie legte 
Reviſion und Betätigung, bis endlich fie und das ganze nationale Schugfyften 
zu Gunſten des Principes des freien Handels über ven Haufen geworfen wurbe 
durch die Alte vom 26. Juni 1849 (12. und 13. Viktoria c, 39), weldy’ letztere 
aber erft mit dem 1. Januar 1850 in Kraft trat und fich nennt: eine Parlaments» 
afte um bie zur Förderung britifcher Aheberei und Schiffahrt beſtehenden Gefege 
zu verbeffern. Diefelbe Eonftituirt im Wefentlihen die Freiheit für auswärtige 
Schiffe im Handel von und nah England fammt den Kolonien. Doc blieb bie 
Schifffahrt an den Küften Großbritanniens und Irlands mit den umliegenden In— 
feln, fowie an den Küften der britifhen Befigungen in Afien, Afrika und Amerifa 
den britiſchen Schiffen noch ausſchließlich vorbehalten, bis auch dieſe Schranke 
durch Freigebung des Küftenfhifffahrt in Großbritanien, Irland und den Infeln 
Guernfey, Jerſey, Alderney, Sark und Man, wenigftens theilweife, in der Parla- 
mentsafte v. 23. März 1854 gefallen ift. Namentlich ift durch die Alte von 
1849 der Handel nad den englifchen Kolonien und ben Befigungen ber oftinbi- 
fen Kompagnie den fremden Schiffen freigegeben. Ebenfo find die Schranken 
gefallen, nad welchen die Produkte fremder Länder nur unter britiſcher Flagge 
ober der Flagge des Produftionslandes, die außereuropälfhen fogar nur direkt von 
borther, nicht indireft von Häfen des europäifchen Kontinentes aus zum Konfum 
in das vereinigte Königreich eingeführt werden durften. Es ift bie auswärtige 
Flagge in Betreff aller diefer Fahrten der britifhen völlig gleichgeftellt, und ins- 
befondere jede Bevorzugung engliiher Schiffe in Betreff ver Schiffsabgaben und 
Daarenzölle gefallen. In legterer Beziehung fol bier noch hervorgehoben werben 
bie Parlamentsafte (Kap. XLVII) vom 1. Aug. 1861. Dadurch ift beftimmt, daß 
die Hafenabgaben ihrer Höhe nah nur nad) der Summe der Ausgaben für Hafen- 
zwede zu normiren feien. Dadurch ift ferner der fog. Paſſagezoll vom 1. Ian. 
1862 an abgefhafft (Thl. II. 44) und find alle Differentialgebühren von dem— 
felben Tage ab (Theil VI. 10) befeitigt. Unter legteren find alle Gebühren, Ab- 
gaben und Taren begriffen, welde von fremden Schiffen oder von ben in frem- 
den Schiffen ausgeführten Waaren erhoben wurden, die nit unter gleichen Um- 
ftänden auch von britifhen Schiffen oder von ben in britiſchen Schiffen geführten 
Waaren zu Erhebung famen, jo daß in dieſer Beziehung bie fremde Flagge mit 
der britifhen ganz gleichgeftellt und fein Mehrbetrag von ihr erhoben wird, es 
fei denn, daß die Zolllommiffarien mittelft Parlamentsakte ausnahmsmweife und aus 
ben darin erwähnten Gründen (nämlich zur Ausführung von Retorfionsmaßregeln 
bei mangelnder Reciprocität) ermächtigt würben, zum Nuten Ihrer Majeftät, wie 
ed dort jehr naiv beißt. 

Was die Küftenfchifffahrt anbelangt, fo ift fie fpäter auch für einzelne Kolo- 
nieen freigegeben, 3. B. durch Geheimrathsbefehl vom 1. December 1855 für bie 
Kapfolonie und für die Kolonie Viktoria durch Geheimrathsbefehl vom 21. Juni 
1856; fodann aber ift dies geſchehen auf rund der Reciprocität durch Verträge, 
3. B. in Betreff der jonifhen Infeln. Yerner ift eine Ausdehnung ſchon möglich 
auf Grund von Nr. V. ver Navigationsafte vom 26. Juni 1849, da dadurch bie 
britifhen Behörden ermächtigt werden, auf Erfuchen ber Legislatur oder der ge 
eigneten gefeßgebenden Behörden einer britifhen Befigung den Transport von Gü⸗ 
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tern und Paſſagieren von einem Theile folder Befigung nad einem andern in 
anbern als britifchen Schiffen mittelft Geheimrathsbefehl gutzuheißen oder felbft zu 
geftatten. Freilich ift nach derſelben Akte die britifche Regierung aud noch ermädh- 
tigt, den Handel zwifchen zwei ober mehreren Befigungen, „welche Ihre Majeftät 
im Geheimrathe für die Zwecke der Navigationsafte vom 26. Juni 1849 fir 
benachbarte Befigungen erklärt" auf Antrag biefer Beflsungen den alten Be- 
ihränfungen des Küſtenhandels zu unterwerfen. Hinſichtlich der Beflgungen ver 
oftindiihen Kompagnie iſt der Generalgouverneur von Indien im Mathe befugt, 
die Küftenfchiffahrt auf andren als britiſchen Schiffen unter Beringungen und Be- 
ſchränkungen, bie er für gut befindet, zu geftatten (Aft VI. ver Nav. A. v. 26. 
Juni 1849). 

England verlangt in der Regel, damit alle dieſe Vortheile für die fremden 
Flaggen eintreten, nicht die Reciprocität; aber e8 erflärt denn doch die Nav. Akte 
vom 26. Juni 1849 im Art. X und XI, daß die englifche Regierung ſich vorbe- 
halte, die Schiffe folder Länder, in melchen bie brittfchen Schiffe ben nationalen 
nicht völlig gleihgeftellt find, in ihrem Berfehre mit England und feinen Be- 
figungen nad Umftänden entſprechend zu befchränten. England thut dies aber nur 
in Nothfällen. . 

Uebrigens bat bie Oftinbifche Kompagnie hinſichtlich des Handels- und Shiff- 
fahrtönerfehres Feine Privilegien mehr, ja es ift ihr bie Betreibung des kaufmänni— 
fchen Verkehres ſelbſt unterfagt (22. April 1834). Britifche und im Folge der 
Nav. Akte von 1849 auch fremde Schiffe dürfen, wie ſchon oben angegeben, nach 
Dftindien freien Handel treiben. 

Hervorzuheben ift noch, daß außer biefen allgemeinen Geſetzen das britifche 
Schiffswefen durch ſehr zahlreihe und umfangreihe Parlamenteaften in polizeilicher 
und politifcher Beziehung zur Hebung des Schiffsbaues, zur Förderung des Zu— 
ftandes der Seeleute, zum Wohle ver Paffagiere, befonvers der Auswanderer, in 
Betreff ver Berge und Lootfenverhältniffe, in Betreff der Dampfichifffahrt 2c. ge- 
fetsgeberifch regulirt ift. Befonders großartig mar die legislative Thätigkeit in ber 
Zeit der Regierung ber jett regierenden Königin Viktoria. Die betreffenten Parla- 
mentsaften find z. B. abgebrudt in dem berühmten immer wieder neu aufgelegten 
Werke Abbotts (Ford Tenterven) treatise of the law relative to merchant 
ships and seamen. 

Die Wirkungen der Etablirung des freien Schiffahrtefnftemes für England 
haben ſich übrigens bereits als die günftigften ermiefen. Zeitweilige Stedungen 
in ber englifchen Rhederei hatten ihre befonteren Gründe, und das engliſche Handels— 
amt erflärte im Frühjahr 1859 die Klagen ver Rheder, daß bie Fremden durch 
bie neuen Beflimmungen einen bebveutenden Bortheil erlangt, aber feine Zuge- 
ftänpniffe gemacht Hätten, darum wieder zur befchränfen feten, mit Recht für völlig 
unbegründet. Was den auswärtigen Hantel anbelanat, fo wies ber Bericht des 
Handelsamtes nad, daß blos drei fremde Regierungen aegenüker Großbritannien 
in ver fraglichen Beziehung nit vollftändige Reciprocität eintreten laſſen. Hin- 
fichtlich Diefer Staaten ift aber die Antheilnahme an dem Bbritifchen Handel als 
jo gering nachgewieſen, daß Netorfionsmafreneln meber jene zur Gewährung der 
Reciprocität veranlaffen, noch den Bbritiihen Schiffen irgend eine erhebliche Er- 
leihterung fchaffen fünnten. Was ben Küftenhandel anbelangt, fo atebt der Bericht 
zwar zu, taß bier bie Reciprocität in weit weniger Fällen aemährt werbe, zu— 
gleich aber mird durch ftatiftiihe Tabellen unumſtößlich feftgeftellt, daß „der 
Antheil der fremden Schiffe an dieſem Zweige bes Verfehres (an ben engliſchen 
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Küften nämlid ) ganz und gar verfchmwinde und daß man fagen fünne, praktiſch 
übten bier noch immer die britifchen Schiffe des Monopol aus." 

Auch die abftrafte Frage nad) der Wirkung, welche eine unbefchränfte Kon— 
kurrenz auf die Sciffahrtsintereffen Großbritanieng ausübe, wird in dieſem Be- 
richte zu Gunften des beftehenden Zuftandes erledigt. Das Hanvelsamt ftellt für 
einen Zeitraum von 16 Jahren, 1842 bis 1857, ftatiftifche Ueberfichten über 
den Berfehr fremder und einheimifcher Schiffe im britifhen Handel zufammen, und 
e8 erhellt hieraus, daß in ven 8 Jahren vor Abſchaffung der alten Navigations- 
gefege bie Britifhe Flagge um etwa 2,900,000 Tonnen, und in ven 8 Jahren 
nachher um 4,200,000 Tonnen zunahm, während bie fremben Flaggen, obwohl 
fie in ber letteren Periode um 4,400,000 Tonnen anwuchſen, doch aud in ber 
erfteren Periode fhon um 1,800,000 Tonnen fich gefteigert hatten. Hieraus wird 
der Schluß gezogen, daß die vermehrte Theilnahme der fremden Flaggen mehr in Folge 
der allgemeinen Bebürfniffe des Landes, als in Folge der veränderten Gefetgebung 
eingetreten fei, und daß der Aufſchwung der hritiſchen Marine ungeftört feinen 
Fortgang genommen habe. Bekräftigt wird dies auch noch durch den Nachweis, 
daß die Neubauten von Segel- und Dampfſchiffen in Großbritannien, welche zwi— 
fchen 1842 und 1849 eine Abnahme zeigten, ſich zwifchen 1850 und 1857 wieber 
mehrten. Ferner wird durch Zahlen feftgeftellt, daß der Fortichritt der britischen 
Marine im überfeeifhen Handel, wo die Konfurrenz praftifch eriftirt, ein größerer 
war, als bei dem Küftenhanvel, wo bie fremben Flaggen nur ganz unbebeutend 
fonfurriren. Kurz das Handelsamt meist nad, daß ver Verkehr fremder Schiffe im 
englifchen Handel fhon vor 1848 eine faft fo rafche Steigerung wie nachher ge= 
zeigt und daß derjenige ber Britifhen ohne Schwierigfeit oder Hemmung bis 
Ende 1857 in Blüthe geftanden habe, und das wird auch durch bie Erfcheinungen 
ber legten Jahre beftätigt. Gibſon, der Präfivent des englifhen Handelsamtes, 
fonnte mithin im Auguft 1861 im Unterhaufe auf dahin gehende Interpellationen 
nur entfhieden Gutes, namentlich auch in Betreff des reciprofen Verhaltens ber 
auswärtigen Staaten gegenüber ven Begünftigungen des englifhen Syſtems ber 
freien Schifffahrt, berichten. Beim vireften Handel, jagte er, ſei bereits in allen 
Ländern bie englifhe Flagge der Nationalflagge völlig gleichgeftellt. Hinſichtlich des 
indireften Handels finde gegenwärtig nur nod in brei Ländern — Frankreich, 
Spanien und Portugal — für die einheimischen Schiffe eine günftigere Beband- 
lung als für die Britifchen ftatt. In Frankreich aber habe dieſes Differentialiyften 
durch den jüngften Hanbelsvertrag mit England von 1860 wefentlihe Modifikatio— 
nen erlitten. Wenn übrigens Großbritannien für die Aufhebung feiner alten Schiff- 
fahrtsgefege im Auslande bis jett nicht überall bie entfprechenden Gegenfonceffior 
nen gefunben habe, fo fei dennoch die Mafiregel den Intereffen ber britifchen 
Rhederei keineswegs nachtheilig gemefen. Die letztere erfreue ſich im Gegentheil, 
wie das regelmäßige Steigen der befradhteten Tonnenzahl bemeife, eines fehr pro— 
fperirenden Zuftandes. Beifpielsmeife fet für das erfte Halbjahr des Taufenden Jah— 
res (1861) die gefammte Tragfähigfeit der unter britifcher Flagge mit Ladung ein« 
und ausflarirten Schiffe auf 5,951,722 Tonnen berechnet, wogegen biefelbe in der Zeit 
vom 1. Sanuar bis 30. Juli 1860 nur 5,628,589 Tonnen und in ber entſpre— 
chenden Periode von 1859 nur 5,429,277 Tonnen betragen habe. 

2) Die Niederlande find bi jetzt der einzige europäiſche Staat, welcher 
England in der Erhehung des Principes der freien Schifffahrt zum Landesgeſetze 
gefolgt ift. Das Zollgefe vom 26. Auguft 1822 hatte die frühere Verſchiedenheit 
in Betreff der niederländifchen und fremden Flagge feftgehalten. Unter dem Ein- 
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fluffe der englifhen Reformen aber warb im Jahre 1850 eine Reihe von Verorb- 
nungen publicirt im Geiſte der neuen englifchen Geſetzgebung, namentlih unter 
Etablirung des Princips der Gleichftellung der fremden mit den nationalen Schif- 
fen ohne die Forderung der Reciprocität weiter feftzuhalten, jedoch unter gewiſſen 
Beſchränkungen und Bedingungen in Betreff der Zufuhr aus niederländiſchen Ko— 
lonien und unter Borbehalt von Retorfionsmaßregeln. 

In Betreff ver außereuropäifhen Länder mag bier die Bemerkung ge— 
nügen, daß in den Staaten von Hayti, Neugranada, Benezuela, Bor» 
livia und Gentralamerifa feine Begünftigung der Nationalflagge weder in 
Bezug auf Schiffsabgaben, noch in Betreff der Waarenzölle ftattfinvet und nur 
ver Küftenhanbel, foweit nicht auf Grund befonberer Verträge Ausnahmen gemacht 
find, in der Regel den einheimifhen Schiffen vorbehalten ift, obgleich auch biefer 
z. D. in Neugranaba feit März 1854 frei gegeben ift. 

3) An die Gruppe derjenigen Staaten, melde principiell das Syſtem bes 
- freien Handels für ihre Scifffahrtsgefeßgebung anerkannt haben, laſſen fich dieje— 
nigen Staaten anreihen, welche das Reciprocitätsjyftem fefthalten, alfo bie 
Gleichſtellung der nationalen und fremden Flagge von ber durch Berträge geficher- 
ten Bedingung abhängig machen, daß Fremde nur dann begünftigt werben, wenn 
in ihrem Baterlande auch die Flagge des betreffenden Staates der nationalen 
gleichgeftellt wird, obgleich biefelben principiell den nationalen Schuß fefthalten, 
Differentialabgaben kennen und die Cabotage der Nationalflagge vorbehalten. Es 
gehören dahin Brafilien, Chili, aud bie vereinigten Staaten, von welchen 
weiter unten ausführlicher gefprochen werben foll. 

Im Kirhenftaate findet nad Edikt vom 28. Februar 1833 in Bezug 
auf gewiſſe Schiffsabgaben Gleichheit der fremden mit der nationalen Flagge unter 
Borausfegung der Neciprocität ftatt. Die Küftenfhifffahrt fheint ganz freigegeben 
zu fein. Die übrigen italienifhen Staaten — abgefehen von Benebig unter öfter- 
reichifher Hoheit — hatten vor Einverleibung in das neue Königreih Italien 
verfchievene Schifffahrtsgeſetzgebungen. Toskana erfreute fich, da der Haupthafen 
des Landes, Livorno, ein Freihafen ift, im Ganzen der Segnungen ber freien 
Schifffahrt. In Neapel- Sicilien herrſchte dagegen das Syſtem der Diffe- 
rentialabgaben, ſowohl hinſichtlich der Schiffe als der Güter, obwohl Meffina und 
Brindifi Freihäfen find. Auh in Sardinien war bie nationale Schifffahrt 
ſowohl hHinfichtlih der Schiffsabgaben, als aud der Aus- und Einfuhr gewiſſer 
Handelsartikel begünftigt. Der Haupthafen des Landes, Genua, ift aber ein Frei- 
bafen. Im neuen Königreihe Italien ſcheint man mehr geneigt, das alte 
farbinifhe Schutzſyſtem feftzuhalten, welches aber überall fi geneigt zeigte, 
auf ver Bafis der Reciprocität durch Specialverträge der fremden Flagge viele Ber- 
günftigungen zu gewähren, fo aud z. B. dem Küftenhandel feit 1855. Ueber ven 
jesigen Zuftand fehlt e8 an beftimmten Angaben. Es ift nur befannt, daß ber 
fardinifhe Zollterif auf Süd- und Mittel - Italien im Jahre 1860 ausgebehnt 
worben ift. 

4) Bon den deutjchen Seeftanten ftehen die Hanfeftäpte dem Princip ber 
freien Schifffahrt am nädften. Ia in Hamburg werben ſämmtliche Nationen 
in Rüdfiht aller und jeder Handels- oder Schifffahrtsabnaben gleihmäßig behan- 
delt. In Lübeck unterliegen fremde (nicht beſonders privilegirte) Flaggen einer 
Verboppelung des Laſt- (Tonnen:) Geldes, doch find ſämmtliche deutſche und 
bie meiften anderen europäifchen Flaggen privilegirt. Auh find alle Dampfihiffe, 
welche regelmäßige direfte Fahrten auf Lübeck unterhalten, vom Laſtgelde ganz be— 
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freit. Bei Tootfengebühren und fonftigen unerheblichen Schiffsgelvern und Abgaben 
an die Hafenbeamten wird zwiſchen lübifcher und frember Flagge nicht unterfchie- 
den und brauchen bie oben näher bezeichneten Dampfichiffe nur dann Lootſengeld zu 
bezahlen, wenn fie wirklich einen LRootfen an Bord nehmen. Auch bei ven Waaren- 
zöllen ift Fein Unterſchied zwifchen nationaler und fremder Flagge. Reciprocitäts- 
verträge geftatten die Gabotage. In Bremen findet bei Waarenzöllen kein Unter: 
fhied der Flagge ftatt. Dagegen wurde durch Verordnung vom 8. April 1840 
beftimmt, daß frembe, nicht durch Verträge begünftigte Flaggen bei der Seeeinfuhr 
von Gütern noch einmal fo viel (11/5 Quote) für das Schiffspfund Abgabe zah- 
fen als einheimifche und privilegirte. Die übrigen Schiffsunkoſten, ala Hafen-, Loot⸗ 
fen= ꝛc. Gelber, find für alle Flaggen gleih. Für national wird in Bremen ein 
Schiff gehalten, welches das ausſchließliche Eigenthum von bremifhen Staatsge- 
noffen ift und von einem Bremer Kapitatn geführt wird. In Lübeck wirb außer- 
dem noch verlangt, daß es mit zu Lübeck enrollirten Seeleuten bemannt fei. In 
Hamburg muß das Schiff ausſchließliches Eigenthum dortiger Bürger ober 
Staatsangehöriger und der Kapitain ein Bürger fein. In Hamburg und Lübeck 
. bient ber Seepaß zum Beweis ber Nationalität, in Lübeck wird das Eigenthums- 
certififat auf Grund des von fämmtlichen Theilhabern zu beſchwörenden Eigen- 
thums ertheilt unb vertritt bie Stelle des Seepaffes. Als beſonders tüchtig find 
die neuerlichen verſchiedenen Geſetze der Hanfeftänte über die Verhältniſſe der 
Schiffsmannfhaften, über Auswandererfchiffe, über Dampffchiffe 2c. zu erwähnen. 

In den neuerlichen Verträgen ber Hanfeftäbte mit fremben Staaten ftellen 
fih die erfteren auf ven Fuß der Neciprocität und find bereit, der fremden 
Flagge alle Vortheile zu gewähren, welche bie ihrige in dem betreffenden Auslande 
genießt. 

5) In Medlenburg wird in ben verſchiedenen Haupthäfen des Landes ein 
verfchiedenes Princip befolgt. Denn während in Wismar bei den verfchiebenen 
Gebührentarifen zwifchen einheimifcher und fremder Flagge nicht unterſchieden wird, 
fo ift in Roftod die einheimifche Flagge, wenn aud in befchränftem Maße, be— 
vorzugt und wird bier ſowohl in Bezug auf Waarenzölle als aud auf Schiffsab- 
gaben fehr vetaillirt, auch mit Unterfheidung von Roftoder und anderen medlen- 
burgifhen Schiffen, unterfchieden. Die Küftenfahrt ift auch für fremde Schiffe ala 
geftattet anzufehen, va wenigſtens fein ausdrücklich entgegenftehendes Geſetz eriftirt, 
doch iſt diefelbe in Staatöverträgen bisweilen ausprüdlich reſervirt. Uebrigens ge— 
währt Medlenburg in neueren Staatöverträgen gern bie Reciprocität. In Han— 
nover werben nur biejenigen fremben Flaggen, in deren Häfen die hannoverſche 
Flagge nicht der nationalen in diefer Beziehung gleichgeftellt wird, größeren Schiffs- 
abgaben unterworfen. Bei Waarenzöllen findet fein Unterfchien zwifchen ben frem- 
den umb nationalen Flaggen flatt. Die Cabotage ift zwar im Allgemeinen nicht 
ber nationalen Flagge vorbehalten, indeſſen wirb fie fremden Flaggen nur nad 
dem Princip der Reciprocität, namentlich in neueren Verträgen, geftattet. Uebrigens 
find Harburg und Geeſtemünde Freihäfen. Ferner ift noch hervorzuheben, daß bie 
größeren Beihränfungen des Stader oder Brunshäufer Zolles für pie bie Elbe 
nad Hamburg paffirenden Schiffe nah langen Beſchwerden und Verhandlungen 
endlich befeitigt find. Der Zoll ift dur Staatsvertrag Hannovers mit den betref- 
fenden Staaten vom 22. Juni 1861, gegen Zahlung billiger Entfhäbigung in 
gewiffen Kapitalfummen abgelöst und aufgehoben. Die Zotalfumme ber Entſchä⸗— 
digung betrug 2,857,3382/, deutſche Thaler, wovon zahlten Preußen 34,489, 
Defterreih 1273, Belgien 19,413, Bremen 40,334, Brafilien 1013, Dänemart 
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209,543, Spanien 37,789, Frankreich 71,166, ©roßbritanien 1,033,3331/,, 
Hamburg 1,033,3331/,, Lübeck 8885, Medlenburg 15,855, Norwegen 64,258, 
die Niederlande 169,963, Portugal 16,213, Rußland 7983 und endlich Schweden 
92,495 Thaler. 

In Didenburg gibt e8 feine Differentialzölle zu Gunften gewilfer Flaggen. 
Mit der Cabotage ift es wie in Hannover. Die nationale Flagge ift in Betreff 
der Schiffsabgaben bevorzugt, felbft in dem Freihafen Brafe. 

Die Grundzüge ber preußifhen Scifffahrtsgefeggebung bildet die Kabi- 
netsorbre vom 20. Juni 1822. Diefelbe war infoferne befonders wichtig, als fie 
die Gleihftellung der fremden Flaggen von der Reciprocität abhängig machte und 
dadurch namentlich der engliſchen Schifffahrt wegen der hohen Abgaben für bie 
fremde Flagge erhebliche Verlufte bereitete. Dies bewog England zur Nachgiebigkeit, 
nachdem es fich ſchon gegenüber Nordamerika dazu entſchloſſen hatte. Es wurden 
ſeit 1824 Verträge mit Preußen und anderen Staaten auf der Baſis der Gegen- 
feitigfeit abgefchloffen. 

Demnach fteht für Preußen feft: 1. die Cabotage ift den preußiſchen Schif- 
fen vorbehalten, aber nachdem durch Gefe vom 5. Februar 1855 die Möglichkeit 
gegeben war, das Verbot der Küftenfchifffahrt für fremde Schiffe durch Fönigliche 
Verordnung zu Gunften folder Länder außer Anwendung zu fegen, in melden 
die preufifhen Schiffe zum Betriebe ver Küftenfchifffahrt zu gleihen Rechten mit 
ven einheimifchen zugelaffen werben, ift durch Verträge vielen Nationen auf Grund 
ber Neciprocität auch die Küftenfchifffahrt in Preußen geftattet, 3. B. England, 
Niederlande, Sardinien, Schweren-Norwegen, Belgien,Tübed, Hamburg. Alle bela— 
denen aus- und eingehenven fremden Schiffe bezahlen in preußiihen Häfen an 
fih erhöhte Hafenabgaben, obgleich auch hier nach dem Princip der Gegenfeitigfeit 
viele vertragsmäßige Ausnahmen beftehen. Uebrigens fließt der Mehrbetrag nicht 
in die Staatskaſſe, fondern ift vom Hanbelsminifter zum Beften der preußifchen 
Nhederei zu verwenden. 3. Der Transport der fir Rechnung des Staats reifen- 
den Güter fol vorzugsweiſe durch preußiſche Schiffe beforgt werben. 4. Es beftehen 
nad dem Tarif des preußiſch-deutſchen Zollvereins feine Differentialbeftimmungen 
für die Waaren-Ein-, Durch- und Ausfuhr zu Gunften der nationalen oder zur 
Benadhtheiligung der fremden Flagge oder in Bezug auf direkte und indirekte Ein- 
fuhr. 5. Nur ein foldes Schiff, welches ausfhliegliches Eigenthum preußifcher Un- 
terthanen ift, gilt als ein preußifches und ift zur Führung der preußifchen Flagge 
berechtigt; der Beweis der Nationalität ift durch den Beilbrief zu führen, fiehe 
darüber Näheres ſchon oben. 6. In ver Negel bezahlen nichtpreußifhe Schiffe ven 
doppelten Betrag der Flaggengelver und fonftigen Schiffsabgaben. 

6) Was Frankreich anbelangt, fo fteht dasfelbe mit feiner ganzen Han— 
dels⸗ und Schifffahrtsgefeßgebung auf dem Boden des nationalen Proteftionsfyftems 
und ift mit prohibitiven und erflufiven Maßregeln, Differentialzöllen und vergleichen 
zu Gunften ber eigenen Schifffahrt und zur Abwehr der Konkurrenz mit ber frem- 
den Flagge ebenfo freigebig wie England geweſen. Dod hat der Abſchluß des 
franzöfifch-britifchen Handelsvertrages vom 23. Januar 1860 in Frankreich eine 
wirtbfchaftliche Reformbemegung zu Gunften des freien Handels und der freien 
Schifffahrt wenigftens eingeleitet, namentlid für die Staaten, mit denen Franf- 
rei in neueften Zeiten Verträge abgefhloffen Hat und zu benen insbefonbere 
auch Belgien gehört. Befonvers ift der für bie beiberfeitigen Flaggen billige und 
auf das Princip der: Gleichheit baſirte Schifffahrtsvertrag zwiſchen Frankreich 
und Belgien vom 1. Mai 1861 hervorzuheben. Daran wird ſich ber Vertrag 
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mit Preußen fliegen. Doch macht aud die Gefeßgebung felbft, abgefehen von 
Bertragsbeftimmungen, eine reformatorifche Bewegung. Schon bie Gefete vom 5. u. 
23. Mai 1860 und die Defrete vom 16. Januar und 24. Februar 1861 find 
in biefer Beziehung wichtig geworben, indem fie in der Berzollung von Robftoffen, 
beziehungsweife von wichtigeren Kolonialwaaren wefentlihe Erleichterungen berbei- 
führten. Das Geſetz vom 3. Juli 1861 hat endlich den Handel der franzöfifchen 
Kolonien völlig freigegeben. 

Dei der eminenten Bebeutung Frankreichs im jetigen Scifffahrtsleben Eu— 
ropas fcheint e8 angemeffen, bier die Geſchichte feiner Schifffahrtspolitit kurz zu 
darafterifiren, wie es oben in Betreff Englands gefchehen ift. Wir folgen dabei 
einem Berichte, den der Handelsminiſter NRouber an den Kaifer Napoleon im 
Jahre 1862 abgeftattet hat und der im Moniteur 1862 Nr. 122 und auszugs- 
weife im preuß. Handelsarchiv 1862, Bd. II, S. 17 ff. und 81 ff. ſich findet. 2) 

Die Gefhichte der Scifffahrtögefeßgebung Frankreichs vor 1860 hat feit der 
Mitte des 17. Jahrhunderts zwei Perioden durchlaufen, deren Scheide die Revo» 
Intion von 1789 bildet. Der erfte Abſchnitt fteht im engften Anfchluffe an das 
Merkantilfyften. Die im Bergleihe mit der fpäteren Zeit freifinnige Gefeggebung 
während vesfelben würde überrafchen, wenn man überfehen wollte, vaß Frankreich 
damals fi noch im Beſitze zahlreiher und blühender Kolonien befand, deren Han— 
bel es ſich ausfchlieglih vorbehalten hatte, Fremden Schiffen war feit der Ordre 
vom 11. Juni 1670 der Befuh aller Kolonialhäfen bei Strafe der Konfisfation 
unterfagt; nur unter der Bedingung durften die Kolonieen ihre Probufte an das 
Ausland verkaufen, daß franzöfiihe Schiffe den Transport der Waaren bemwerfitel- 
ligten. Jedoch auch diefe Befugnig ward durch eine Rechtsentfcheidung vom 24, 
Januar 1708 aufgehoben und eine Orbonnanz vom 26. Yebruar 1719 mußte 
das Berbot der landesfremden Schiffe oder Waaren an ven franzöfifchen Injeln 
und der Ausfuhr von Zuder oder anderen Produkten erneuern, Erft mit dem Jahre 
1784 traten hierin einige Erleichterungen ein. In dieſem Verhältniſſe ift der wich— 
tigfte Grund dafür zu fuchen, daß die auswärtige Marine bei ihrem Einlaufen in 
franzöfiihe Häfen bireften Einſchränkungen nit unterworfen war. Bon 1640 big 
1740 beziehungsweife 1765 zahlte fie bei Zwiſchen- und Küftenfahrten nur ein 
einfaches Tonnengeld von 50 Sous per Tonne, Durch den Utrechter Friedens» 
traftat hatte fih Holland von der Entrichtung felbft diefer Abgabe frei gemacht, 
bie Übrigens dur die Edikte von 1740 und 1765 dahin erhöht wurde, daß bie 
Hafenabgaben bei der internationalen Schifffahrt 5 Franken, bei der Küſtenſchifffahrt 
10 Franken per Tonne betrugen. Abänderungen in diefen Sägen blieben nidt aus 
und namentlid eine urfprünglic den Niederlanden gemachte Konceffion* fand all- 
mälig Ausdehnung auf die Hanjaftänte, auf Dänemark, Schweven und England ; 
die fpanifche Flagge wurde nady den Vereinbarungen des fog. Yamilienpafts zwi- 
fhen ven beiden Zweigen des Haufes Bourbon auf dem Fuße ber franzöfiichen 
behandelt. Schiffe — nur als Transportmittel betrachtet — fanden in der Weife 
Zugang, daß neue Schiffe nad dem Tarife von 1664 2 Fr. 10 Sous zu 
entrichten hatten; diefe Abgabe ftieg 1713 um 5 Proc., wurde aber aufgehoben, 
als eine Rathsentjcheidung vom 22. März 1779 alle Hanvelsabgaben von See— 
Ihiffen bei deren Einlaufen in das Königreich befeitigte. Alte Schiffe waren von 


2) In Betreff jperiellerer Angaben über einzelne gefepliche Beſtimmungen jeit der Ordonnanco 
— la Marine von 1681 verweilen wir auf die Noten in Pardeſſus Ausgabe dieſer Dre 
onnance. 
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1664 an vollfommen frei, mußten jedoch im Ankunftshafen zerftüdelt werben ! 
Anders lag die Gefepgebung beim Auslaufen aus franzöfiihen Häfen. Hier 
beftanden für die fremden Handeldmarinen in den einzelnen Provinzen nicht min- 
der abweichende als läftige Einfhränfungen; jo mußte beifptelsweije in Guyenne 
der nah dem Auslande beftimmte Wein, wenn er auf einheimifhen Schiffen zum 
Transport kam, 17 Livres per Tonne zahlen, während auf der Ausfuhr in aus- 
ländifhen Schiffen eine Abgabe von 50 Liv. per Tonne ruhten. 

Nah der Revolution ſchritt die konftituirende Verſammlung zur Herftellung 
eines einheitlichen QTarifes für das ganze Neid. Diefer wurde am 15. März 1791 
publicirt und enthielt ven damals herrſchenden Ideen der Freiheit gemäß, gar fei- 
nen Vorbehalt zu Gunften der einheimifhen Handelsmarine; dieſelbe wurde in ber 
internationalen Schifffahrt der freien Konkurrenz aller Flaggen preisgegeben. Ins 
veffen währte dieſes Berhältnig nur kurze Zeit. Schon nach zwei Jahren, am 1. 
März 1793, bob der Konvent ſämmtliche mit den fremden Mächten gefchlofjenen 
Allianz und Handelsverträge auf und verfünvete nad Ablauf von weiteren ſechs 
Monaten, am 21. Sept. 1793 das ald „Navigationsakte“ bekannte Geſetz. 
Die wichtigften Beftimmungen besjelben waren: 1. Nur folhe Schiffe gelten als 
franzöftihe und haben auf die hierdurch begründeten Befreiungen und Borrechte 
Anſpruch, welche in Frankreich oder einer franzöfiihen Befigung erbaut und Eigen» 
thum eines Franzoſen find und deren Officiere und Dreiviertel der Mannſchaft 
zu den Landeseingeborenen gehören. 2. Waaren und fonftige Handelsgegenftände 
dürfen auf direktem Wege nur von franzöfifhen Schiffen oder von Schiffen des 
Produftionslandes weggeführt werben. 3. Die Beförderung von Hanvelögegenftän- 
den oder Produkten Frankreichs und der franzöfiichen Kolonien aus einem franzö- 
ſiſchen Hafen nad dem andern ift allen fremden Schiffen unterfagt. 

Die innige Berwandtfchaft diefes Gefeges mit der Cromwell'ſchen Navigations- 
akte von 1651 fpringt in die Augen. Die Flagge anderer Staaten war nunmehr 
von dem Seeverkehr Frankreichs volftändig ausgefhloffen; die Küftenfahrt und 
alle Berfehrsbeziehungen zwifchen dem Mutterlande und den Kolonien waren lediglich 
ber franzöfiihen Rhederei vorbehalten. Allein eine wirkffame Handhabung fanden 
bie Beftimmungen diefer franz. Navigationsakte zu keiner Zeit. Ihrer Ausführung 
traten die Kriege der Revolution und des erften Kaiferreiches entgegen, welche im 
Interefje des franzöſiſchen Gewerbebetriebe und Handels die neutrale Flagge be- 
günftigen und verfelben auch bei der Küftenfahrt Zulaß gewähren mußten. Ja bie 
Seekräfte Frankreichs erwiefen ſich aud nad Herftellung des Friedens als durdh- 
aus unzulänglid, dem Bedürfniſſe zu entjprehen, und jo warb unter der Reftau- 
ration davon Abftand genommen, alle Anorbnungen des Geſetzes vom 21. Sept. 
1793 in das Leben treten zu laffen. Vielmehr erhielten fremde Schiffe wieder das 
Net, die Erzeugniffe des Bodens und ver Induſtrie dritter Staaten in franzöft- 
Ihen Häfen einzuführen. Die Küftenfahrt dagegen und der Seeverfehr mit den 
Kolonieen blieb lediglich der einheimifchen Rhederei vorbehalten, und es blieb 
ebenjo das Berbot der Naturalifation fremder Seefhiffe und die Vorſchrift wegen 
ber Zufammenfegung der Schiffsmannfhaft in Kraft. 

Das die zweite Periode charakterifirende Syftem der Differential-Abgaben ent- 
Ipriht dem Gefege vom 17. December 1814. Zwar legte dasſelbe auf Verlangen 
der inländiſchen Rheder vorab einen Zufhlag nur auf den Transport tropifcher 
Erzeugniffe unter fremder Flagge; indeſſen ſchon das Geſetz vom 28. April 1816 
verallgemeinerte das hierin enthaltene Princip, welches die Eingangsgebühr je nad) 
der Entfernung abftufte, die von den Waaren bis zur Ankunft in dem Beftim- 
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mungshafen zurüdgelegt werben mußte. Wie ſich bei dem Zuder die Differen- 
tialabgaben rüdfihtlih der Einfuhr auf franzöfiihen Schiffen ftellten, zeigt das 
nachſtehende Beiſpiel. 100 Kil. Zuder aus Indien zahlten 60, aus anderen 
außereuropäifchen Ländern 70, aus Entrepots 75 Franken. — Hierzu fam aber 
noch, daß die frembländifhe Flagge ohne Unterjchied eine Abgabe von 80 Franken 
entrihten mußte, daß aljo unter Zugrumblegung der Berechnung per Tonne bie 
franzöfifhe Flagge bei der weiteften Schifffahrt durd einen Aufſchlag von 100 big 
200 Fr. geſchützt war. 

Bei den nicht den Differentialabgaben unterliegenden Waaren traten nad dem 
Gefege von 1816 nachſtehende Zuſchläge zu den Schifffahrtsabgaben ein. Bis zu 
50 Sr. Zoll betrug der Zufchlag 1/;, des Zolles, von 51 Fr. bis 300 Fr. 1/ao; 
dagegen fiel allerdings der Zufchlag beim Zoll über 300 Fr. fort. An der Land- 
grenze war Übrigens jede Einfuhr tropiſcher Erzeugniffe und ſehr fperriger Güter 
unbedingt verboten. 

Neben viefen unmittelbar auf die Waaren gelegten Abgaben mußte das zur 
Beförderung dienende Fahrzeug ein Tonnengeld von 3 Frs. 75 Cts, per Tonne 
Nominalmaß zahlen. Ä 

Die Differentialabgaben beftehen vorzugsweife auf der Baumwolle. 100 Kilogr. 
Baummolle mußten bei der Einfuhr auf franzöfiihen Schiffen aus den vereinig- 
ten Staaten Amerikas 20 Frs. und aus Entrepots 30 Frs., bei der Einfuhr auf 
fremden Schiffen 35 Frs. zahlen. 

Seit 1820 ließen es die vereinigten Staaten an energiichen, jedoch erfolglo- 
fen Borftellungen biergegen nicht fehlen. Ein zwifhen den beiden Ländern entftan« 
dener Zariffrieg wurbe durch den Bertrag vom 24. Januar 1822 dahin beendigt, 
daß man fi für alle ven Schiffskörper belaftenden Abgaben, ſowie für die direkte 
Beförderung der einheimifhen Boden- und Induftrieerzeugniffe ver beiven Län— 
der die Behandlung auf. dem Fuße der einheimifchen Flagge zuficherte. 

Hiermit war das Princip der Gegenfeitigfeit bei der direkten Schifffahrt 
inaugurirt. Bereitd den 26. Januar 1826 folgte der Handelövertrag mit Große 
britannien, in welchen beide Länder bei dem direkten Verkehre ſich wechjelfeitig bie 
Behandlung wie der einheimifhen Flagge zufiherten. Man ſann nunmehr auf 
legislatorifhe Maßregeln, die franzöfifche Rhederei aus der ungünftigen Lage zu 
befreien, in welcher fie ſich der mwohlfeileren, freier und kräftiger entwidelten Ma— 
rine anderer Staaten gegenüber befand. So wurde das Normalmaß für bie 
Schiffe im Anfhluß an die Gefeßgebung der bedeutenderen Hanvelsftaaten refore 
mirt, die Abgaben bei ver Eivesleiftung zur Franzöftrung von Fahrzeugen aufge 
hoben und fonft noch im Einzelnen vielfach erleichternde Anorbnungen getroffen. 

Dennod blieb das 1816 angenommene reftringirende Syftem nicht nur in 
Kraft, fondern e8 wurde fogar durch die Gefege vom 7. Juli 1820, 27. Juli 1822 
und 17. Mai 1826 noch verftärft. Selbſt die Juli-Dynaftie ließ ſich zu erneuter 
Bevorzugung ber einheimifchen Handelsmarine bereit finden. Die Gefege vom 2, 
Juli 1836 und vom 6. Mai 1841 gewährten mit Ausnahme des Zuders einen 
Nachlaß des fünften Theiles der Abgaben für bie direkt auf franzöſiſchen Schiffen 
importirten Bodenerzeugniffe der jenfeits des Sundafanals belegenen Länder. Ebenſo 
wurde das Syſtem der Zuſchläge zu den Schifffahrtsabgaben und jenes der Dif— 
ferentialzölle eher gefteigert ald ermäßigt, beifpielsweife bei den Delfrüchten nad) 
dem Gefege vom 9. Juni 9845. Daneben gewann der Grundſatz ber Gegenfeitig« 
feit der direlten Schifffahrt von Tag zu Tag mehr Oeltung. Neue Hanvelsver- 
träge wurden dahin abgefchloffen, jo mit Holland 1840, mit Dänemark 1842, 
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mit Rußland 1845, Hierbei ift zu bemerken, daß der franzöfifh-holländifhe Ber: 
trag ſich nicht einfach auf den Schiffsverkehr beſchränkte, vielmehr für die Einfuhr 
zu Lande die Prohibitivbeftimmungen in Art. 22 des Gefeges vom 28. April 
1816 aufhob. Bis zum Beginn des Jahres 1862 hat Frankreich im Ganzen 26 
Schifffahrtsverträge abgefchloffen, allein fo weſentlich dieſe Verträge immerhin burd) 
bie ftet8 bewahrte Behandlung auf dem Fuße der einheimischen Flagge die un» 
mittelbaren Verkehrsbeziehungen zwiſchen Frankreich und jenen Ländern erleichtert 
haben, fo ungenügend erweist fid) doch die gegenwärtige Lage der franzöfijchen 
Schifffahrtögefeßgebung, wenn man erwägt, daß das Princip der Differentialab- 
gaben nad dem Urfprungslande unverändert geblieben ift. Auch jegt noch unter- 
liegt das englifche Schiff, weldes aus Indien oder aus Amerika Zuder oder Kaffee 
in die franzöfifchen Häfen einführt, allen ven Laften und Abgaben, die auf ſolchen 
ven franzöfifhen Schiffen nicht gleichgeftellten ausländifhen Schiffen ruhen, und 
die in vielen Fällen die Summe der eigentlihen Befradhtungstoften wenn nicht 
überfteigen, jo doch erreichen. Ein weiterer Umftand, aus dem die verhältnißmäßige 
Unbedeutendheit ver franzöfifchen Handelsmarine hergeleitet zu werben pflegt, ift neuer- 
dings in Wegfall gekommen. Er beftand darin, daß Schiffe, ald Transportmittel 
betrachtet, zu theuer waren. Die mit England und Belgien abgefchloffenen Verträge 
haben wenigftens dieſen beiden Ländern gegenüber die Prohibitivbeftimmungen des 
Gefeges vom 21. September 1793 befeitigt, Die franzöfifchen Rheder können 
gegen Entridhtung gewiffer Gebühren in den genannten Staaten fi die Seeſchiffe 
bejchaffen, melde fie zum Transport nöthig haben. Schon 1847 wurde ein Ber- 
ſuch zu Erleichterungen nad diefer Seite hin gemacht; indeſſen fand eine Gefeg- 
vorlage, nach welcher die freie Einfuhr der für den Schiffbau erforverlihen Roh— 
materialien geftattet werben follte, nicht die Genehmigung aller Faltoren der Ge- 
ſetzgebung. Gelegentlich des orientalifchen Krieges wurde mittelft faiferlichen Defrets 
vom 17. Oktober 1855 gegen Erlegung einer Abgabe von 10 Procent des Werths 
bie vorläufige Einfuhr fremder Schiffe geftattet; aber diefe in der nächſten Zeit 
öfters verwehrte Erlaubniß hörte mit dem 17. Dftober 1858 auf. 

Trotz aller viefer Begünftigungen, welche ver franzöſiſchen Rhederei in jo hohem 
Maße nad) dem immer noch wefentlich feftgehaltenen Protektionsfyfteme zu Gute 
fommen, ftellt fich, wie der Bericht des Hanvelsminifters detaillirt nachweist, der 
verhältwigmäßige Antheil der franzöfifhen Rhederei an der Gefammtihifffahrtsbe- 
wegung Frankreihs nur auf 37 Procent. Frankreich hat gewiß Urſache, ſich nad) 
anderen Mitteln und Wegen als bie bisherigen umzufehen, um zu einer reellen 
Bermehrung feiner maritimen Kräfte zu gelangen. Namentlic wird e8 dabei bie 
tiefgreifende Veränderung in Anfchlag zu bringen haben, welche vie Sciffsbaufunde 
in neueften Zeiten erfahren hat, feit Eifen und Eifenbleh mehr und mehr noth- 
wenbige Requifiten werden, und wird gleichzeitig in Erwägung ziehen müfjen, 
weldyen bedeutenden Einfluß die großen transatlantiihen Dampfihifffahrtslinien 
haben, die mit reichlicher Staatsunterftügung entweber ſchon hergeftellt find, oder 
demnächft eingerichtet werden. Die franzöftfche Regierung ſcheint fih auch über 
dieſes Neformbebürfniß völlig Kar zu fein und hat gelegentlich gegenüber englifchen 
Nequifitionen im Frühjahr 1862 vie Erklärung abgegeben, daß fie eine Abände- 
rung der Schifffahrtsgefeggebung nicht ſowohl zum Gegenftand von Verträgen mit 
fremden Mächten zu machen, als vielmehr, um eben principiell aufzuräumen, alle 
bevartigen Abänderungen im großen Style und im Wege der Geſetzgebung jelbft 
zur Ausführung zu bringen gedenke. Jedenfalls enthält bereit8 ver Schifffahrts- 
vertrag, welcher zwifchen Preußen und Sranfreih im März 1862 paraphirt wurde 
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und ſich eventuell auf den ganzen Zollverein erftreden fol, einen wefentlihen Fort- 
jhritt auf dem Wege ber von Frankreich mit Abſchluß des englifhen und belgi— 
ihen Bertrages eingeleiteten Reformen. 

Bis jegt läßt freilich die beftehende franzöſiſche Schifffahrtsgeſetzgebung ncd) 
Bieles zu wünfhen übrig. Das Syſtem der Differentialzölle hinſichtlich der eigent- 
lichen Schiffsabgaben wie die Waarenzölle zu Gunften der nationalen Flagge ift 
no ftreng genug, wenn aud größere oder geringere Ausnahmen zu Ounften vie: 
ler Nationen, namentlid bisher amerikanischer, neuerlich auch europälfcher, gemacht 
find, Uebrigens ift Marfeille ein völliger Freihafen in Bezug auf Schiffsabgaben 
feit 1817 dur‘ Ordonnanz vom 10, September. 

7) die däniſche Schifffahrtögefeggebung baſirt noch gegenwärtig hauptſäch— 
li auf der Zollverorbnung vom 1. Mai 1838, weldye übrigens, wie alle derar— 
tigen Beftimmungen auch für Holftein-Schleswig maßgebend war und eine voll 
ftändige Zufammenftellung der Waarenzölle bei der Einfuhr, fowie auch vie Be— 
flimmungen wegen ber die Schiffe betreffenden Abgaben und Auflagen enthält, 
Darnad wird zwifchen privilegirten und nicht privilegirten Staaten unterſchieden, 
doch find faft alle Staaten privilegirt. Neuerlih neigt fih aud Dänemark zum 
Princip der Neciprocität, namentlid in Betreff der Cabotage. Der Handel mit 
Grönland und ven Fardern wird ausſchließlich auf königliche Rechnung betrieben. 
Bon dem Berfehre mit Island find andere Nationen durch bedeutende Differential: 
zölle ausgeſchloſſen. Altona galt zwar Hinfihtlih der Wanrenfendungen nad) I8- 
land für inländiſch, dagegen hinfichtlic der Ausfuhr von Island für fremd. Kin 
Gefeg vom 9. Juni 1847 bat eine Befreiung von Schiffsabgaben in gewiſſen 
Fällen für Schiffe, welde in däniſchen Häfen einlaufen, verfügt und ward basjelbe 
laut Befanntmahung vom 6. Dftober 1850, auch auf Dänfc- Weftindien (St. 
Eroir, St. Jean und St. Thomas) ausgedehnt, fowohl für däniſche, als aud 
Schiffe folder Nationen, in deren Kolonien oder wenn fie feine foldhen befiten, 
in deren eigenen Häfen den däniſchen Schiffen in ähnlichen Fällen ebenfalls Be— 
freiung von Sciffsabgaben eingeräumt ift. Die Erhebung des Sundzolles für 
die dänifche Staatsfaffe hat mit vem 1. April 1857 in Folge eines ‚Staatöver- 
trages Dänemarks mit den bisher damit bejchwerten Staaten d. d. Kopenhagen 
14. März 1857 gegen eine Entſchädigungsſumme von cirka 301/, Mil, Thaler 
däniſcher Reichsmünze aufgehört. Auch hat dabei Dänemark auf jede weitere Durch— 
ſuchung von Schiffen, welde den Sund paffiren, verzichtet. Beſtehende Leuchtfeuer 
und fonftige Scifffahrtsanftalten bat Dänemark aud ferner zu erhalten, reſp. 
zu vermehren; es muß den Lootfendienft im Sunbe und ben Belten gehörig über- 
wachen, darf die Zaren ver Lootjen nur im Interefje der Schifffahrt erhöhen, ven 
fremden wie bänifchen Privatunternehmern den Betrieb der Schlerpihififahrt im 
Sunde und in ven Belten nidyt wehren zc. Die Ablöfungsfumme, welde von den 
einzelnen Staaten in gewiffen Raten zu entrichten ift, ift auf jeden Staat nad) 
Berhältniß feiner bisherigen Schifffahrt im Sunde repartirt. Darnach zahlen z B. 
England und Rußland jedes cirfa 10 Millionen, Preußen eirka Al/z, Nieverlanve 
11/,, Frankreich 12/, Millionen zc, 

8) Defterreih 8 Scifffahrtspolitik fteht noch aufdem Standpunfte des nationa= 
len Schuges, ift aber neuerlich zu Reformen aller Art geneigt und hat namentlid) 
das Princip der Reciprocität fi) angeeignet. Die Berordnung vom 30. Oktober 
1845 (gültig feit 1. März 1846) ſucht vie bisher in ven öſterreichiſchen Häfen 
des adriatifhen Meeres fehr ungleihen Schiffsabgaben zu regeln und zu verein- 
fahen, unter Begünftigung ver nationalen Flagge, doch fo, daß ſämmtliche deutſche, 
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fowie bie meiften europäifchen und einige außereuropäifchen ver nationalen wiederum 
gleichgeftellt find, namentlich dur Verträge auf Grund ber Neciprocität. Es wird 
nun ftatt ver bisher jehr zahlreichen Heineren Schiffsabgaben, welde unter den 
verfchiedenften Namen erhoben werben, eine einzige Hafenabgabe mit dem Namen 
Tonnengebühr gezahlt. Der Waarenzolltarif vom 5. December 1853 (übrigens mit 
fehr vielen fpäteren Veränderungen und Zufägen) enthält feine differentialzollmäßige 
Begünftigung der nationalen Flagge. Die Cabotage ift den Nationaljchiffen, deren 
Charakter eigenthümlich beftimmt ift, vorbehalten. Venedig ift ein Freihafen und 
aufs Neue unterm 27. März 1851 als folcher beftätigt, doch erftredt fich die 
Freiheit nur auf den Hanbelöverfehr und vollftändige Enthebung von allen Aus— 
und Einfuhrzöllen, da anderweitig bie beftehenden Geſetze gelten. Aehnlich ift das 
Berhältniß in Fiume und Trieſt, welche gleichfalls für Freihäfen gelten. 

9) Bon den übrigen Staaten geben wir, des beſchränkten Raumes wegen, 
nur eine furze Notiz. Die Aufhebung der Differentialzölle auf Waaren, doch unter 
Beibehaltung der Differenz in Schiffsabgaben ift feftgehalten in Belgien (Ber- 
ordnung vom 19. Juli 1856, gültig ſeit 1. Januar 1858), in Uruguay, 
Ecuador. Die Gleihftellung der fremden und nationalen Flagge hinſichtlich der 
Shiffsabgaben unter der Bedingung der Reciprocität, mit Beibehaltung der Dif- 
ferentialzölle findet fih in Spanien, Peru, in der Argentinifhen Re 
publif. Zur Deffnung ihrer Häfen für bie fremde Schifffahrt haben fi) neuerlich 
entichloffen die Türkei, welde bis 1856 nur vertragsmäßig privilegirte fremde 
Flaggen zum Handelsverkehr zuließ, China und Japan, wo das alte türkifche 
Syſtem nody gilt und erft durch die neueften Verträge mit den europäiſchen Mäd- 
ten einige Erweiterungen ziemlich prefärer Art erfahren hat. 

Endlich find hier nody die Bereinigten Staaten von Norbamerifa zu 
erwähnen. Freilich wird der jegige Bürgerkrieg vielleicht zu einer gänzlidhen Um— 
formung der bisherigen Schifffahrtspolitit in diefem großen Lande führen. Im 
Sahre 1787 bereits erließ der Kongreß ein Dekret, welches ganz entſchieden eine 
Nahahmung der Cromwell'ſchen Scifffahrtsafte in fih ſchloß und zunächſt gegen 
Englands Beihränfungen ankämpfte. Namentlih war darin beftimmt, daß alle 
fremden nad) den Vereinigten Staaten von Nordamerika handelnden Schiffe einen 
halben Dollar mehr für jede Sciffstonne entrichten follten als die einheimifchen 
und dieſes Tonnengeld wurbe jpäterhin auf 1 Dollar erhöht. Ferner war beftimmt, 
daß Waaren, in fremden Ediffen eingeführt, zehn Procent mehr an Zoll entrich— 
ten ſollten, al8 bei der Einfuhr in einheimifchen Schiffen gezahlt wird. England 
machte allerlei Verſuche, um dieſe Mafregeln von ſich abzuwenden, aber fo lange 
es jelbft von ber Strenge feines nationalen Schugfyftems nicht abgehen mochte, 
waren biefe Bemühungen fruchtlos und fo entſchloß es ſich endlich zu Konceffionen, 
da die Nachtheile des norbamerifunifchen Syſtems für England fehr groß waren. 
Im Jahr 1815 wurde zwijhen England und Norbamerifa ein Handelsvertrag 
abgefhloffen (3. Juli) mit der Feſtſetzung, daß gleihmäßige Abgaben für bie 
Schiffe beider Yänter in ven beiderfeitigen nationalen Häfen zu entrichten feien 
und ebenfo wurde die Gleichftellung der Zölle auf Waaren für ven Transport in 
ven beiverfeitigen Nationalſchiffen ftipulirt. Diefer Vertrag ift am 6. Auguft 1827 
erneuert und ift feitdem bie norbamerifanifhe Scifffahrtsgefeggebung im eifte 
diefer Verträge nur wenig reformirt worden. Die Kongrefalte vom 27. April 
1816 (und 30. Auguft 1842) verfügte noch, daß, foweit nicht ſchon fonftige 
Abgaben beftänden, für die Einfuhr von Waaren in fremden Schiffen ein 
Aufihlagszoll von 10 Procent der tarifmäßigen Säge erhoben werden folle. 
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Ferner feste die Kongreßakte vom 1. März 1817 feft, daß Feine Landes⸗ ober 
Induftrieerzengniffe aus einem fremben Hafen in bie Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa eingeführt werden bürfen, außer in Schiffen ver Vereinigten 
Staaten, oder in Schiffen, welche wirklich Bürgern oder Unterthanen des Urfprungs» 
oder Fabrifationslandes, oder des Landes, in welchem jene Erzeugniffe allein zur 
Ausfuhr verſchifft werben können, oder gewöhnlich verſchifft werden, ausſchließlich 
angehören. An Schiffsabgaben haben fremde Schiffe die alten Extraabgaben immer 
noch zu zahlen, nämlih I/, Dollar Tonnengeld und 1/, Dollar Leuchtfeuergeld pro 
Tonne (Kongrefafte vom 20. Juli 1790, 17. März 1804 und 14. Januar 1817). 
Doch follen gemäß wiederholten officiellen Erklärungen und gemäß ber mit frem— 
den Staaten abgeſchloſſenen Staatöverträgen von allen dieſen Belaftungen bie 
Schiffe derjenigen Staaten frei fein, welde feine analogen Beftimmungen zum 
Nachtheil der Flagge der Vereinigten Staaten von Nordamerika fefthalten; aud 
ift der Präſident der Bereinigten Staaten durch Kongrefafte vom 24. Mai 1828. 
und 31. Mai 1830 ermächtigt, die Differentialabgaben für vie Schiffe dieſer Staa- 
ten aufzuheben. In tem Waarenzolltarif von 1842, 1846 und 1857 finbet ſich 
zur Begünftigung der nationalen Schifffahrt und ver bdireften Einfuhr keine an- 
bderweitige Beftimmung, als daß Thee und Kaffee, direkt aus den Propuftions- 
plägen eingeführt, in amerikaniſchen Schiffen zollfrei zugelaffen werben follen, woge— 
gen dieſe Artikel anderweitig 20 Procent Eingangszol vom Werthe bezahlen. Die 
Begünftigung der zollfreien Einfuhr ift auch auf die Einfuhr von Kaffee, welder 
Produkt der nieverläntifhen Befigungen ift und aus nieverlänbifchen Häfen in ame 
rikaniſchen Echiffen eingeführt wird, ausgevehnt. Die dem Reciprocitätsprincipe 
zufolge mit ven amerifanifhen Schiffen gleichgeftellten Flaggen nehmen jaud) an 
biefer Begünftigung Theil. Die Cabotage zwifchen ven Häfen der nordamerikaniſchen 
Freiſtaaten ift den Nationalfhiffen vorbehalten. 

Uebrigens find neuerlichft durch die während des Bürgerfrieges erlaffene neue 
Alte (zur Vermehrung der Einnahme von Einfuhren, zur Bezahlung der Zinfen 
ber öffentlihen Schuld und anderen Zweden) vom 5. Auguſt 1861 (mebft Tarif) 
die Zölle von Waaren und insbefondere die Schiffsabgaben fehr erhöht worden. 
Namentlih zahlen vom 1. December 1862 an alle einheimifhen wie fremden 
Schiffe bei der Einfuhr in norbamerifanifhe Häfen außer ber gefeglich bereits 
vorgejhriebenen Tonnengelpfteuer, eine Tare oder Tonnengehaltsfteuer von 10 Cts. 
per Tonne Mafgut des Schiffes, doch regelmäßig in jedem Jahre (bei verſchiede— 
nen Fahrten) nur einmal; ferner ift vorbehalten, daß irgend welde Privilegien 
und Rechte in Bezug auf Tonnengehaltitener, weldye fremden Nationen durch Ver— 
träge mit den Bereinigten Staaten garantirt find, nicht dadurch beeinträchtigt wer- 
ben; enblid find die Bürger der BVereinigten Staaten (unter Aufrechterhaltung des 
Gefeges vom Auguft 1856) in Betreff des Guanoerportes auf ein Jahr nod 
begünftigt. 

Im Gegenſatz diefer erorbitanten Beftimmungen der neueften Geſetzgebung des 
alten Nordamerikas find die jüngften Scifffahrtsfagungen des revolutionären Sü— 
dens, alfo der fog. konföderirten Staaten, im höchſten Grave freifinnig. Es hat 
nämlich die ſüdliche Konföderation im Februar 1861 feftgefegt: 1. daß eine Reihe 
* Artikeln zollfrei eingeführt werben dürfen, und 2. daß der Küſtenhandel frei 
ein folle. 

Wegen ver Schifffahrtsgefeßgebung ver wichtigften Staaten in Kriegszeiten 
fiehe die Artikel Prifengerichtsbarkeit, Seerecht, Seelrieg, Kriegstontrebande, Neu: 
tralität. 
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III. Flußſchifffahrt insbefondere, 

Die Schifffahrtsgeſetzgebung in Betreff der Flüſſe und Ströme bietet 
weniger Schwierigkeiten dar. Es handelt ſich hauptſächlich um die Unterhaltung 
des Fahrwaſſers, um die deßhalb und wegen des Anlandens nöthigen Uferbauten, 
um Häfen, Anlandsplätze, Leinpfadrecht, Holzflößungen, um das Verhältniß ver 
Benutzung für Dampfſchifffahrt, Fähren, Brüden und deren Durdläfje für größere 
Schiffe, um Verbindung mehrerer Ströme durch Kanäle, um Berbefferung des 
Stromlanfes, endlich um die Schifffahrtsabgaben, welche füglih nicht als Quelle 
ber Finanzeinnahmen des Staates oder der den Fluß beherrſchenden Städte dienen, 
jondern fid) auf das Maß der Unterhaltungstoften, welde zum Beften der Schiff: 
fahrt auf dem Strome wirklidy verwendet werben, befchränfen jollten. Leider ift das 
jelten ver Fall und fo wird die Schifffahrt auf Strömen, welde wie Rhein, 
Wefer, Elbe, Donau, die Gebiete mehrerer Staaten durchfließen, wegen der 
- finanziellen Beſchwerungen von Seiten aller oder doch noch einiger dieſer Staaten 
bis zur neueften Zeit vertheuert und befhwert. Bon den Bemühungen der euro- 
päiſchen Mächte auf und nad dem Wiener Kongreffe zur Regelung und Erleich— 
terung der Schifffahrt auf Strömen, melde mehrere Staaten burdjchneiden, joll 
in dem Artikel: Schifffahrtsverträge gehandelt werben. | 

titteratur: Ortolan, Diplomatie de la mer (2 toms Paris 1845). Soet- 
beer, Schifffahrtsgefege und Handelsverträge. (Hamburg 1848.) v. Kaltenborn, 
Seereht $. 19—31. (Bo. I. S. 28—70). Nizze, Seeredt, Thl. J., ©. 102 ff. 
Das vollftändigfte Material findet ſich im preußifhen Handelsarchiv. Berlin feit 
1847, in Duart, jährlid 2 Bände; darin wird die Gefeßgebung und Statiſtik 
aller Handels- und Seeſtaaten betaillirt hervorgehoben und werben namentlich aud) 
die betreffenden Stantöverträge ihrem Texte nad geliefert und zugleich erläutert. 
Bergl. auch de Cussy phases et causes célèbres du droit maritime des nations. 
2 toms. Leipzig 1856. v. Kaltenborn. 
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1. Seeſchifffahrt. 

Die Schifffahrtsverträge unter Staaten haben zunächſt und vor Allem bie 
Natur der Handelsverträge, indem fie die Förderung des nationalen Handelsver- 
fehres durd das Medium der Schifffahrt ſich zum Ziele fegen. Deßhalb verweifen 
wir unfere Leſer wegen der allgemeinen Natur diefer Verträge auf den Artikel 
„Handelsverträge” (Bd. IV. ©, 663 ff.). Nicht felten beziehen ſich aber die Edjiff- 
fahrtsverträge unter Seekriegsmächten audh auf die Kriegsmarinen ber fon- 
trabirenden Staaten und enthalten Beftimmungen über deren Zulafjung und Ver— 
haltung in ben beiverfeitigen Gewäffern, über deren Berhältnig zu Kapern, über 
die Behandlung der gemadten Prifen, über das Verhältniß ver zum Geleit neu— 
traler Handelsihiffe im Seekriege beftimmten Convoyſchiffe, über das Verhältnif der 
Kriegsichiffe Friegführenner Mächte in neutralen Gebieten, über das ben Kriegs- 
Ihiffen zuftehende Durchſuchungsrecht. Hiervon ift gehandelt in den Artikeln Durch- 
fuchungsrecht, Kriegsfontrebande, Prifengerichtsbarkeit, Seekrieg. 

Der Inhalt ver Schifffahrtsverträge erftredt fi auf die meiften Gegenftände 
der Scifffahrtsgefeggebung und wird e8 genügen, in dieſer Beziehung auf das 
im Artikel „Schifffahrtsgefege” Gefagte zu verweilen. Dort find auch bereits aus der 
Geſchichte der Schifffahrtsverträge viele Specialitäten hervorgehoben. Sodann fällt 
aber viefe Gefchichte ver Schifffahrtsverträge mit der Geſchichte ver Handelsver— 
träge jo weſentlich zuſammen, daß wir zum Berftändniß zunächſt auf die unter 
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dem Artikel: Handelsverträge gegebene hiftorifche Entwidelung Bezug nehmen 
und es fomit genügen wird, bier nur noch wenige kurze Andeutungen zu geben, 
um baran eine Ueberfiht der Schifffahrtöverträge ver wichtigften Staaten zu reihen. 

Die Handels: und Shifffahrtöverträge fließen ihrem Inhalte nah fo ſehr 
zufammen, daß fehr häufig verjelbe Vertrag zugleich als Handels- und als Schiff: 
fahrtsvertrag gelten muß. Solche Verträge aus früheren Zeiten find gewöhnlich ſehr 
einfach und beichränfen ſich auf einige Punkte, veren Regelung von den fontra- 
birenden Staaten ald ein bringendes Bedürfniß anerfannt wurde. So enthält 3. 
B. der Traktat zwiſchen England und Norwegen von 1269 nur die Beftimmung, 
baß ben beiberfeitigen Hanbelsleuten und ihren Gewerben, Schiffen, Gütern alle 
Sicherheit und bei Stürmen, Schiffbrähen und Strandungen alle Hülfsleiftung 
verfproden wird. Der Bertrag Englands mit ben flandriſchen Staaten, 1338, 
fette die freie Ausfuhr der englifhen Wolle und die völlige Freiheit und Sicher: 
heit fürrben beiderſeitigen Handel in ben Seeplägen und Häfen feſt. Namentlid) 
find aber in den älteren Zeiten Zufagen von Privilegien und Monopolen aller 
Art Hauptgegenftand der Scifffahrtöverträge. Wir heben nur diejenigen hervor, 
welche vie Hanfeaten mit den nördlichen Staaten abfhloffen. Jeder glaubte natür- 
lich bei dieſen Privilegirungen und Monopolifirungen zu gewinnen; doch mußten bie 
Monopole der Verträge vor Abſchluß des Vertrages nicht felten dur große Sum— 
men heimlich oder aud wohl öffentlich abgefauft werben, Die Geſchichte weiß von 
Beſtechungen ver Art genug zu beridten. Wirthſchaftliche Principien und Syfteme 
wurden aber bei viefen älteren Verträgen faum zu Grunde gelegt. Man fuchte nur 
ben durch die befonvern lokalen Verhältniffe gegebenen und mit faufmännifcher 
Routine erkannten Vortheil ſich zu fichern. Eine wefentlihe Eigenthümlichkeit trat 
hauptfählih dann hervor, wenn von den beiden Kontrahenten nur ber eine Al⸗ 
tiohandel, der andere einen folden Paſſivhandel trieb, daß dem Iegteren mehr oder 
weniger ausſchließlich durch die Schiffe des anderen die fremden Provufte zuge- 
führt wurden; denn hier fommen die Begünftigungen der Schifffahrt, welde 
der Bertrag ftipulirt, direft nur dem einen Kontrahenten zu gute, mie dies bei 
den Klteren Berträgen ver Hanfa und noch jett bei denen der europäiſchen Gee- 
ftaaten mit China, Japan und anderen oceanifchen Ländern der Fall ift. Auch 
Portugal, Spanien, Rußland, die Türkei haben bis ins vorige Jahrhundert mit 
anderen enropäiſchen Staaten meift nur ſolchen Baffivhandel getrieben und mithin 
enthielten auch hier die Traktaten befonders nur Begünftigungen der Schifffahrt 
des einen Kontrahenten, wenn aud damit nicht gejagt fein fol, daß der andere 
Kontrahent keine anderen ökonomiſchen Vortheile gehabt habe. 

Erft als die Staaten mehr und mehr über vie Principien und über das 
Syftem einer nationalen Shifffahrtspolitif Kar wurden und zunächſt das 
Syftem des nationalen Schutzes unter englifchem Vorgange mehr oder weniger 
fonfequent fefthielten, nahmen die Verträge mehr einen durch ein nationalwirtbihaft- 
liches Syftem getragenen Geift an, ber freilih ganz befonbers darauf gerichtet ift, 
trotz der einfeitigen Proteftionen ber eigenen Flagge den anderen Kontrahenten, 
gleihviel durch welche Mittel, zu Konceffionen zu Gunften unferer Schifffahrt zu 
beftimmen. Bon biefem Geifte der Handels- und Schifffahgsverträge feit dem 17. 
Jahrhundert ift unter dem Artikel Hanbelsverträge (Band IV: ©. 666 ff.) hin- 
länglich geſprochen. Jeder Staat, der dieſes Proteftionsfyftem verfolgte, Großbri— 
tanien voran, ſchloß Traktate nur um Vortheile und Begünſtigungen für ſeine 
Handlung und Schifffahrt in anderen Ländern zu erhalten, nicht um ſie anderen 
Nationen zuzugeſtehen. Lange ließen ſich nun die Staaten ohne große Schifffahrt 
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ſolche Anmaßungen ber tonangebenben Seeftanten gefallen. Aber allmälig und na- 
mentlih je mehr fie zu der Einſicht über ihren eigenen Beruf zur Entwidelung 
einer aktiven Thätigkeit im Sciffsleben gelangten, fetten fie diefen Beftrebungen 
MWiderftand entgegen. Do hat es 3. B. England lange genug verftanden, durch 
kluge Traftaten Portugal auszubenten; wir erinnern nur an ben fog. Methune- 
vertrag, den ber Ritter John Methune zum unvergänglihen Ruhme feiner po— 
Litifhen Klugheit zu Gunften feines Vaterlandes den 27. December 1703 abſchloß. 
Ebenfo wurde Spanien von England übervortheilt im fog. Aſſientotraktat 
(vom 26. März 1713 und beftätigt im Utrechter Friedensfhluß Art. 12). Diefer 
Name bedarf der Erklärung. Man nannte nämlih in Spanien den Bertrag mit 
einer Nation oder Handelögefelfchaft, wodurch ihr unter gewiſſen Bebingungen und 
Abgaben die Sklavenlieferung aus Afrika nah dem fpanifhen Amerifa auf eine 
beftimmte Zeit überlaffen und ausſchließlich übertragen wurde, Wffiento ober 
Aſſientovertrag. Spanien felbft trieb dieſen Handel nicht direkt, fondern immer 
nur durch DBermittelung anderer europäticher Nationen. 

Schon in den Handeldverträgen, welde England mit Franfreih und den Nie- 
derlanden im 17. und 18. Jahrhundert abſchloß, neiat man ſich wentgftens hin 
zum Princip ber Gegenfeitigfeit. Aber erft Nordamerika wußte burch fein ener- 
gifches Erwidern des britifhen nationalen Proteftionsfyftemes England zur vollen 
Nachgiebigfeit zu beftimmen. Es gefhah dies im Handelsvertrag von 1815, ber 
fhon im vorhergehenden Artikel charafterifirt ift und gleihmäßige Abgaben für 
die Schiffe und Güter beider Nationen feftftellte. Als dann die neuen füdameri- 
kaniſchen Freiftaaten ſich anfchidten, ähnlich wie Nordamerika es gethan hatte, mit 
einer proteftioniftifchen Schifffahrtsgefeßgebung vorzugehen, fo fam England diefem of» 
fenbar gegen dasſelbe gerichteten Schlage dadurch zuvor, daß es ben Schiffen jener 
Republifen eine gleiche Behandlung wie den englifchen in englifchen Häfen zuficherte, 
unter der Borausfegung einer gleihen Behandlung ber engliihen Flagge in den 
Häfen dieſer Staaten; und wirflih find auf dieſen Fuß der Neciprocität eine 
Reihe von Verträgen von biefen Freiftaaten mit England und fpäter mit anderen 
europäifhen Staaten abgeſchloſſen. a 

‚England entfhloß ſich dann, das Princip der Reciprocität auch auf europäifche 
Staaten anzuwenden. Die Krone wurde dazu dur Parlamentsafte unter Georg IV. 
ausdrücklich ermächtigt, Ebenſo etablirte Preußen dieſes Princip für feine Schiff: 
fahrtsgefeggebung (durch Kabinetsorbre vom 20. Juli 1822) und fo fam zunädft 
ein Vertrag zwiſchen ihm und England, 2. Auguft 1824, zu Stande, welcher mit 
dem Charakter des englifchnorbamerifantfhen übereinftimmt. Ueberhaupt fchloffen 
dann Preußen und England Berträge auf diefen Fuß hin mit anderen Staaten 
ab. So England mit Dänemark, Schweden, Hannover, den Hanfeftädten, im Jahre 
1826 (26. Januar) mit Franfreih mit der ausprüdlichen Beftimmung, daß bie 
Schiffe des einen Volkes in dem andern Lande feine höheren Tonnen-, Hafen>, 
Leuchtthurm- und andere Abgaben entrichten follten, als bie einheimifchen, und daß 
die unter britifcher Flagge in Frankreich eingeführten Waaren feine höheren Zölle 
zahlen follten, als wenn fie unter franzöfifcher Flagge eingingen; woburd alfo 
Branfreid feinem Differentialfyfteme gegenüber England ſchon entjagte. 

Die bei weitem größte Mehrzahl der neueren und neneften Scifffahrtsver- 
träge ift nun im Großen und Ganzen nody in bemfelben Geifte abgefaht. Die 
Staaten hielten meift ihr nationales Protektionsfuften, reſp. fogar die bifferentiale 
Begünftigung principiel für ihre Schifffahrtsgefeßgebung feft, entſchloſſen fich aber 
zu Konceffionen der gedachten Art durch Verträge, deren Hauptinhalt in ver Gleich— 
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ftellung der Flaggen der Kontrahenten in den Hauptpunften, nämlich hinſichtlich 
der Waarenzölle wie Schiffsabgaben befteht. Meiſt wird auch ftipulirt, daß Schiffe 
welche in Nothfällen die Häfen des andern Landes angehen, frei von allen 
Zölen und Sciffsabgaben find. Die Küftenfahrt wurde anfangs in den meiften 
dieſer Verträge no der nationalen Flagge vorbehalten; aber auch dieſe Begünftie 
gung ver nationalen Flagge ift in den neueren Verträgen, namentlich feit 1850 
gefallen, auch bier unter Vorausfegung der Reciprocität. 

Auch diejenigen Staaten, welde neuerlih, wie befonders England und Nie- 
derland, für ihre Scifffahrtögefeggebung das Princip der Freiheit der Schifffahrt 
aufgeftellt haben, nüpfen zwar die Gewährung bes freien und gleichen Sciffsver- 
fehrs für die fremde Flagge an fi nicht ausprüdlih an die Bedingung der Re— 
ciprocität, behalten ſich aber regelmäßig legislative Retorftonsmaßregeln gegen foldhe 
Staaten vor, welche ihr überliefertes Syftem der nationalen Protektion rüdfichts- 
(08 aufrecht erhalten, und haben ſich aud in den neueften Verträgen noch ausbrüd- 
lich die Gegenfeitigfeit zufihern laffen. Dabei hat namentlich England den Triumph 
gehabt, daß faft alle Staaten die Forderung ber Reciprocität gegenüber England 
erfüllten, wie dies unter dem Artikel Schifffahrtsgefege bereits näher angegeben ift. 

Ein Verzeihniß der bis 1847 abgefhloffenen Schifffahrtsverträge mit über- 
fihtliher Angabe ihres Inhaltes, namentlih unter Charafterifirung der gewährten 
Reciprocität giebt Sontbeer (in feinem Werke Schifffahrtsgefege ꝛc.). Nizze 
(Allg. Serreht ©. 143 fi.) bat wenigftens äußerlich viefe Aufzählung ver 
Berträge bis 1856 ergänzt, ohne aber den Inhalt der Verträge näher anzu— 
geben. Im Preußiſchen Handelsardhiv, welches feit 1847 erfcheint, finden 
fih die feit legterem Jahre bis zur neueften Zeit abgefchloffenen . Verträge nicht 
nur angegeben, fondern wörtlich abgedrudt und zumeift durch befondere Erörterun« 
gen erläutert. 

Hier ift no der Barifer Friedenskoöngreß vom Jahre 1856 zu er- 
wähnen, von welhem unterm 16. April 1856 eine Deklaration erging, welche im 
höchſten Grade für die Schifffahrt in Kriegszeiten von Bedeutung ift und ziemlid) 
vollftändig die Tendenzen zur Verwirklichung bringen foll, welche mehr oder wes 
niger fonfequent gegenüber den maßlofen Prätenfionen Englands alle anderen Gee- 
ftaaten in überaus zahlreihen Berträgen während des ganzen vorigen und im 
Anfang diefes Jahrhunderts in Betreff der Reform des Seekriegsrechts und ins— 
befonvere zu Gunſten der neutralen Schifffahrt in Kriegszeiten durchzuſetzen ſuch— 
ten. Die kontrahirenden Mächte erklärten: 1) Die Kaperei ift und bleibt abge- 
ſchafft; 2) die neutrale Flagge dedt die feinvlihe Waare, mit Ausnahme der Kriegs: 
fontrebande; 3) die neutrale Waare mit Ausnahme der SKriegstontrebande 
unter feindlidyer Flagge ift nidt nehmbar (n’est pas saisissable); 4) Blo— 
kaden müſſen, um redytsverbindlih zu fein, effektiv fein, d. h. durch eine be— 
waffnete Macht aufreht erhalten werben, welche wirklich im Stande ift, ven Zus 
gang zu dem feindlichen Küftenlande zu wehren (pour interdire l’accds). Dadurch 
wird eine großartige Reformirung der Schifffahrtsverhältniffe in Kriegszeiten an— 
geftrebt, obgleich noch nicht vollfommen gefihert. Denn wenn audy die allermeiften 
Staaten diefen Rechtsfägen des Parifer Kongrefies nachträglich beigetreten find, fo 
ift doch Nordamerika nicht unbebingt auf die Reform eingegangen, indem es durch 
die Note des Staatsſekretärs March an den franzöfifchen Gefandten zu Wafhing- 
ton vom 28. Juni 1856 die Anerkennung des erften Grundfages wegen Abſchaf— 
fung der Kaperei verweigert, obgleih die übrigen Punkte acceptirt hat. Da nun 
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nad dem 24. Parifer Konferenz - Protofoll vereinbart ift: daß bie aufgeftellten 
vier Punkte der Deklaration untrennbar fein follen, fo ift Norbamerifa bis 
jett an feinen ver vier Punkte gebunden, no find andere Mächte gehalten, in 
Betreff viefer vier Punkte gegenüber Norbamerifa eine Milverung ver bisherigen 
Seekriegspraris eintreten zu laffen. Uebrigens fiehe wegen ver hiſtoriſchen Ent- 
widelung der das Kriegswefen und die Kriegsmarine betreffenden Scifffahrtäver- 
träge die Artikel: Kriegsfontrebanve, Neutralität, Seefrieg, Durhfuhungsredt. 

Endlich mag hier die Bemerkung Plat greifen, daß das internationale See- 
und Schifffahrtsrecht durch alle diefe Verträge nur in gemwiffen Hauptpunften all- 
gemein ficher geftellt ift und daß e8 an anbermweitigen allgemeinen Fetfegungen 
(namentlich Fraft Gewohnheit) vielfach fehlt, fo daß dieſes großartige Gebiet des 
internationalen Verkehrslebens wefentlih nur auf einfeitigem partifulären Recht 
der einzelnen Staaten beruht und vom allgemeinen Standpunkte fehr viele Lücken 
bat und fehr vielen Zweifeln Raum läßt. 

I. Flußſchifffahrt. 

Die Schifffahrt auf ven Flüſſen, welche mehrere Stantsgebiete durchſtrömen, 
bedarf der völferrechtlichen Regulirung in Form von Berträgen. Siehe darüber 
ben vorhergehenden Artikel Abſchn. IIT. Es ift dies um fo nöthiger gewefen, ba 
bis in diefes Jahrhundert hinein die meiften Staaten wenig für bie Förberung 
der Schifffahrt gerade folher Flüffe, deren Lauf und Mündungen fie nicht allein 
beherrfchen, thaten und ver Lauf diefer Flüffe zumeift durch zahlreiche Zollftätten, 
Stapelrehte und ähnlihe Einrichtungen zum größten Nadtheile der Schifffahrt 
beſchwert war. Namentlich gilt dies vom Rhein, deffen Benutzung zur Schifffahrt 
eben deßhalb bis in dieſes Jahrhundert hinein ziemlich unbereutend war. Mit ver 
gefteigerten Verbreitung gefunber national-öfonomifher Einfiht unter den Staats- 
männern {ft man aber mehr und mehr ernftlic darauf bedacht gewefen, viefe 
Hemmniffe des Schiffsverfehrs auf ten Strömen zu befeitigen, namentlih in Bes 
treff der deutſchen Flüſſe, welche ganz befonters dem Schickſale unterworfen find, 
den Gebieten mehrerer Staaten anzugehören. Doch verhintern gerade hier bis zur 
Gegenwart financiele und andere Fleinliche Nücdfichten, befonvers auf der Elbe, 
noch vielfach eine freie Schifffahrt. 

Epoche machend ift in dieſer Beziehung der erfte Parifer Frieden vom 30. 
März 1814. In Artikel V. vesfelben wurde zum erften Male ver Grundfag von 
ber Freiheit ver Schifffahrt auf einem Fluſſe, nämlih auf dem Aheine, für 
Jedermann, von dem Punkte an, wo er fchiffbar wird, bis zu feinem Aus- 
fluffe (jusqu’ & la mer), ausgefproden und die möglichfte Feftftellung desſelben 
Grundfates zu Gunften anderer mehreren Staatsgebieten gemeinfchaftlih angehö- 
renden Flüffen dem in Ausficht geftellten Wiener Kongreffe übermwielen. Erleichte- 
rungen hatte zwar ſchon der Neichsveputationshauptfchluß vom 25. Februar 1803, 
fowie die ſich hieran ſchließende Konvention über den Rheinfchifffahrtsoftroi vom 
15. Auguft und 1. Oftober 1804 für die Rheinfchifffahrt gewährt. Die Rheinzölle 
waren daburd aufgehoben, aber doch unter Vorbehalt der Eingangszölle (droit de 
douane) und eines Schifffahrtsoftroi, der gemeinfhaftlih von Franfreih und dem 
deutſchen Reiche angeordnet und erhoben wurde. Der Ertrag des Oktroi im Gan- 
zen hatte zunächft die Koften der Erhebung, ver Verwaltung und der Polizei zu 
beftreiten, während ber Ueberſchuß in zwei gleiche Theile getheilt wurde zur Unter- 
haltung des Leinpfades und ber für die Schifffahrt erforderlichen Arbeiten. Auf 
den Neft der zum rechten Rheinufer gehörigen Hälfte des Reinertrages aus diefem 
Dftroi waren dann manderlei Dotationen und Rentenzahlungen angewiefen und 
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insbefondere warb darauf hypothecirt: 1) eine Summe zur Ergänzung ber Dota- 
tion des Kurfürften Erzkanzlers (bisherigen Erzbifhotes von Mainz) und 2) zur 
Bezahlung gemiffer fubfiviarifh und bebingungsweife hierauf angewiefenen Renten, 
Mainz und Köln wurben aber damals noch als Umfchlagspläge, d. h. Plätze, wo 
die zu Berg oder zu Thal fahrenden Schiffe ihre Ladung löſchen und auf andere 
Schiffe verladen mußten, beibehalten. 

Die Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815 ſprach dann aber in Art. 109 
den Grundſatz der freien Schifffahrt (entidrement libre) in ber feierlihen Form 
einer völferwertragsmäßigen Erflärung für alle fchiffbaren Flüſſe aus, melche bie 
Gebiete mehrerer Staaten trennen oder burdlaufen, und in Art. 108 übernahmen 
bie Staaten eines fo gemeinfamen Flußgebletes die Verpflichtung, durch gemein- 
fame Uebereinfunft die Schifffahrt auf ſolchen Flüffen in dieſem Geifte zu orbnen. 
Auch ſtellt die Kongrefafte die fpeciellen Gefihtspunfte für ſolche Anorbnungen 
auf: nämlich, daß 1) ſowohl für die Erhebung der Scifffahrtsabgaben, ald auch 
für die Handhabung der Polizei gleihförmige und dem Handel möglihft vortheil- 
hafte Syſteme aufzuftellen feien; 2) daß namentlich tie Schifffahrtsabgaben in un- 
veränberlicher Weife feftzufegen und fo einzurichten feien, daß feine ins Einzelne 
gehende Unterfuchung der Ladung weiter ftattfinde, als zur Verhütung von Unter: 
fchleifen nöthig fei; 3) daß insbeſondere bei Feltftelung der Schifffahrtsabgaben 
von der Rüdfiht auf Ermunterung des Handels durch Erleichterung der Sciff- 
fahrt als leitendem Grundgedanken ausgegangen werden folle, wobei auf den Rhein- 
fhifffahrtsoftroi als beiläufig maßgebendes Vorbild hingewiefen wurde; mithin 4) 
baß jeder Uferftaat für die Erhaltung des Leinpfades und des Flußbettes inner- 
balb feines Gebietes zu forgen verpflichtet fei, damit die Schifffahrt auf feine 
Hinverniffe ftoße; 5) daß feine neuen Stapel- und Umfchlagspläge errichtet und 
felbft die beſtehenden nur foweit beibehalten werben bürfen, als e8 die Uferftaaten, 
abgefehen von dem Iofalen Intereffe der privilegirten Plätze, für die Schifffahrt 
ımb den Handel im Allgemeinen für nöthig und nüglich finden möchten; 6) daß 
das Eingangszollweſen (les douanes) der einzelnen Uferftaaten nit mit dem Shyr 
fteme der Schifffahrtsabgaben vermengt werben dürfe; endlich 7) daß ein von ben 
Uferftaaten errichtetes gemeinfchaftliches Reglement nur mit Einwilligung aller 
Theilnehmer verändert werben könne. Vergl. Wiener Kongrekafte Art. 110—116. 
Mebrigens haben ſich die Mitglieder des beutfchen Bundes durch Bundesbeſchluß 
vom 3. Auguft 1820 noch nachträglich ausdrücklich verbindlich gemacht, diefe Be— 
ftimmungen ver Wiener Kongreßakte zu Gunften der freien Flußſchifffahrt unver- 
brüchlich zu befolgen. 

Ferner ift in Bezug auf Deutfchland nod hervorzuheben die Beftimmung bes 
Bundesbefhluffes vom 27. Februar 1832, daß ftehende Brüden über Grenzflüffe 
des deutſchen Bundes, aus Gründen militäriicher Sicherheit, ohne vorgängige Prü— 
fung ihrer Zuläffigfeit aus dem militärifchen Gefihtspunfte und ohne Zuftimmung 
des Bundes nicht angelegt werben dürfen; doch bezieht ſich dieſe Bundesfagung 
wohl nur auf Brüden an ſolchen Punkten dieſer Flüffe, mo das Ufer auf ber ei— 
nen Seite deutſch, auf der anderen fremblänbifch (franzöſiſch) ift. 

In der 16. Beilage zur Wiener Kongreßakte ift ſodann ein Reglement für 
bie Rheinfchifffahrt (in 32 Artifeln) und für die Schifffahrt auf dem Nedar, Main, 
Mofel, Maas und Schelde aufgeftellt und als mafgebende Grundlage von ben 
Kongrefmächten anerfannt. In Gemäfheit diefer allgemeinen Grunbfäge find ſpä— 
ter völferrechtliche Uebereinfünfte der Uferftaaten errichtet worden, welche dann in 
ber nachfolgenden Zeit mancherlei Zufäte und Berbefferungen erfahren haben, ohne 
daß man jevod das erwänfchte Ende der Reform im Sinne einer gefunden Ediff- 
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fahrtspolitif fchon jest erreicht hätte. Für den Rhein ift zu nennen bie Schiff- 
fahrtsfonvention vom 31. März 1831 mit den Gupplementarartifeln. vom 20. 
November 1834, 1. Auguft 1837, 17. Juli 1838, 27. Juli 1839, Dftober 1845, 
30. Mai 1846 u. f. w., fowie vielen Specialverträgeu zwifchen einigen einzelnen 
Uferftaaten unter fih. Für vie Elbe: Elbſchifffahrtsakte vom 23. Juni 1821, 
nebft Revifionsafte vom 18. September 1824, Ergänzungsakte vom 14. April 
1844 und anderen Abänderungen, Verbefferungen und Separatverträgen. Für vie 
Wefer: Schifffahrtsafte vom 10, September 1823, nebft Revifionsafte vom 21. 
December 1825, ſowie anderen Ergänzungen und Geparatverträgen. Für bie 
Ens erfhien eine Afte, 13. März 1843. Auch die Berhältniffe ver Lahn, des Main, 
der Mofel, des Nedars find ähnlich regulirt. 

Unter den Beftimmungen über die Schifffahrt auf gemeinfchaftlichen deutſchen 
Flüſſen find nod hervorzuheben die Satungen über die Donau. Hier finden ſich 
ſchon Beftimmungen in Baffarowiter Frieden vom 27. Juli 1718 zwifchen Defter- 
reih und der Pforte; fodann im Tefchener Bertrage vom 13. Mai 1779 zwifchen 
Defterreih und Neupfalz; im PVertrage zwifchen Defterreih und ber Pforte vom 
24. Februar 1784; zwifchen Defterreich und Bayern im Bertrage vom 31. Au— 
guft 1784 und 14. April 1816; im DBertrage zwifchen Defterreih und Rußland 
vom Jahre 1840 und 1851. Endlich ift die Donaufcifffahrtsafte vom 6. November 
1857 zwifchen Defterreih, Bayern, der Türkei und Württemberg zu erwähnen, 
nebft öfterreihifcher Vollzugsverordnung vom 29. Januar 1858. 

Wegen des Amazonenftromes paciscirten Brafilien und Peru 23. Ofto- 
ber 1851; wegen des Dniefter Defterreih und Rußland 7./19. März 1810 
und 9./21. November 1818; Rußland und Pforte 28. Mai 1812; wegen des 
Duers Spanien und Portugal 31. Auguft 1835 und 23. Mai 1840; wegen 
des St. John Großbritannien und Vereinigte Staaten von Nordamerika 9. Au- 
guſt 1842 und biefelben Staaten wegen tes Gt. Lawrence 5. Juni 1854. 
Wegen des Parana bie argentinifhe Konföberation und Großbritannien 24. 
November 1849; vdiefelbe Konföberation und Franfreih 31. Auguft 1850 und 
10. Juli 1853. Wegen des Bo, Pruth, der Oder, Weichſel, Trame erifti- 
ren gleichfalls Verträge, endlich auch wegen ver Schelde, deren Verhältniffe ſchon 
im Münfter’fchen Vertrage vom 30. Januar 1648 zwifchen Holland und Spanien 
regulirt wurden, dann neuerlihft zwifhen Belgien und Nieverland 5. November 
1842, 20. Mai 1843, 29. Iuli 1846. Der Scheldezoll ift durch Verträge zwi- 
ihen Belgien und den betheiligten Staaten 1863 aufgehoben gegen eine Entſchä— 
bigungsfumme von cirfa 36 Mill. Franken, von welchen aber Belgien 1/, ſelbſt 
übernimmt, fo daß die übrigen Staaten nur 24 Millionen Abfindungsfumme zu 
zahlen haben. Vergl. ven belgifchenieverlänpifhen Vertrag vom 12. Mai 1863. 

Litteratur. v. Sted, Berfuh über Handels- und Scifffahrtöverträge. 
Halle 1782. (Ift wichtig für die Gefchichte und Charafteriftif des alten proteftio- 
niſtiſchen Schifffahrtsfyftemes). F. de Cussy, phases et causes c@lEbres du droit 
maritime des nations. 2 tms. Leipzig 1856. Die Berträge find abgevrudt in ver 
befannten Sammlung von Martens, fowie aud im Preußiihen Handelsarchiv 
(jeit 1847 erfcheinend), doch hier meift nur in deutfchen Ueberfegungen. Ein Ber- 
zeihnig von Schifffahrtsverträgen aus ven letzten Decennien (bis 1847) mit An- 
gahe ihres Inhaltes giebt Soetbeer, Scifffahrtsgefege und Hantelöverträge zc. 
(Hamburg 1848). Bon den allgemeinen Werfen über Bölferreht liefert das Beſte 
über die internationale Schifffahrt pas des Nordamerifanere Wheaton. Vergl. aud) 
def. Wurm, fünf Briefe über die Freiheit ver Flußſchifffahrt. Leipzig 1858. 
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Die Iubelfeier feines Geburtstages am 10. November 1859, wie fie nicht 
blos im Baterlande, fondern in allen Welttheilen, wo fi ein Kreis von Deutfchen 
zufammenfand, mit Begeifterung begangen wurbe, hat Mar bewiefen, daß das Bolf 
in Schiller einen Träger feiner Kultur verehrt, daß das Nationalgefühl, dem er 
in den Befreiungsfriegen den Ton angegeben, auch in einem neuen Aufihmwunge 
fih an ihn Mmüpft. Die dichterifche Größe ruht bei ihm auf ber menfchlichen und 
der evelfte Gehalt der Errungenfchaften feines Jahrhunderts ift in feinen Werten 
niedergelegt, und fie find ber Jugend wie eine weltliche Bibel geworden; ber Jbea- 
lismus, der frei und muthig nad dem Ewigen trachtet, im Geifte das Bild ver 
Welt, wie fie fein fol, entwirft und als Ziel ver Entwidelung es ber Wirklichkeit 
gegenüberftellt, bejeelte fein Thun und Denken; „wie er innerlich gereift und 
unter dem Drude der Berhältnifie zu dem Höchſten auf- und fortftrebend, nicht 
ermüdete in der Arbeit ver Seldftbildung und im Dienfte der Idee, fo fand und 
findet an ihm ber Deutfhe das Symbol feines eignen Nationalwefens, feiner 
eignen menſchlichen Beftimmung, das Symbol feines welthiftorifhen Schidjals." 
(Hillebrand.) 

Ein politifches Syftem hat S. nicht gehabt, aber fein Herz ſchlug warm für bie 
Menfchheit; „er predigte das Evangelium ber Freiheit”, wie Göthe fagt, und fie 
warb bie Seele feiner Dichtungen, indem fie feine Werfe durchwandernd fid fort 
während läuterte. Er war der Dichter der Idee durch bie Macht des Willens: 
er ging vom Gedanken aus und fuchte nach Geftalten für ihn, und nicht das in- 
dividuelle Leben, fondern das öffentliche, die allgemeinen Angelegenheiten des Jahr» 
hundert und bie Forberungen ber Zeit, nicht die ftille Entfaltung der weiblichen 
Natur, fondern die Kämpfe des Geiftes und die Thaten männlicher Charak- 
tere erfennen wir als fein eigentliches Gebiet; fein Gemüth ift fein ruhiger Spie- 
gel der Welt, fondern mit einem „Ueberſchuſſe von Selbſtthätigkeit“, wie W. v. Hums 
boldt treffend fagt, geht er ven Dingen entgegen, leiht er ben Geftalten feiner 
Werke die eigene Stimme und macht fie zu Spredern feiner Anſichten; er will 
wirken, wie fein Pofa als „ein Abgeorbneter der ganzen Menfchheit” ihre Sache 
führen, „ber Inguifition den Dold ins Herz ſtoßen“, — „Wahrheiten, vie 
jedem der es gut mit feiner Gattung meint, die heiligften fein müſſen, und bie 
bis jegt nur das Eigenthum der Wiffenfhaften waren, in das Gebiet der ſchönen 
Künfte herüberziehen, mit Licht und Wärme befeelen und als lebendig wirkende 
Motive in das Herz pflanzen.” Dazu aber macht er mit der Stärke feines Wil- 
lens den merkwürdigen Bildungsgang von einer roh gewaltigen Naturfraft durch 
das Stubium der Gefchichte und ver Philofophie zur Tünftlerifhen Vollendung, 
indem er das Heiligtum ver Poeſie und ven Play neben Göthe ſich erobert. 
Aber auch in Gefhichte und Philofophie verhält er ſich gemäß feiner Selbftänpig- 
keit nicht blos lernend, fondern auch Iehrend, als Profeflor wie als Schriftfteller. 
Freilich ift ihm die Gefchichte eigentlich nur Material für feine Phantafie, und er 
hat weder den Abfall der Niederlande noch den breißigjährigen Krieg zu Ente er- 
zählt. Dort wollte er die Empfinduna, die ihm die Betrachtung des Kampfes ge- 
madt, aud in dem Lefer wieder weden, aber mehr noch als Redner denn burd) 
die fachlich trene Darftellung der Wirklichkeit: er wollte zeigen, wie Lift und Ge- 
walt des Despotenthbums an ver menschlichen Freiheit zu Schanden werben, er 
wollte der Zeit ein unverwerfliches Beifpiel aufftellen, was Menfhen wagen bür- 
fen für die gute Sade und ausrichten mögen durch Vereinigung. Im breißigjähri- 
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gen Krieg waren e8 die Charaktere Guſtav Adolfs und Wallenfteins, die ihn ans . 
zogen, und wie ein bramatifher Dichter zeichnete er fie, indem er bie Begeben- 
heiten aus ihnen ableitete. Er wollte felber nit als Duelle fünftiger Hiftorifer 
gelten, aber er hat redlich mitgeholfen, die Kunft der gefhichtlihen Darftellung 
auszubilden und aus der Schule fie in die Nation einzuführen. Erfolgreicher noch 
wirkte er auf dem Gebiete der Philofophie, wo er eine Brüde von Kant zu Schel- 
ling flug, wo er zu den Begrünvern ber Aeſthetik gehört, und bie Idee ber 
Schönheit im Leben wie in der Kunft durch bie vortrefflihen Abhandlungen über 
Anmuth und Würde, über naive und fentimentale Dichtung, durch die herrlichen 
Briefe über äfthetifche Erziehung fomohl entwidelte ald an einer Fülle von Bei- 
ſpielen veranfchaulichte. Und dabei find alle feine Gedichte von philofophifchen Ge- 
halt, eine großartige Gedankenlyrik, und feine Dramen ebenfo auf Ideen gebaut 
als meiftens auch biftortihen Stoffen gewidmet. 

Was konnte S. in dem damaligen Deutfhland zur Ausbildung feines poli- 
tiihen Sinnes finden? Die Scheineriftenz des Reichs, die elende Kleinftanterei und 
bie fürſtliche Willführ, die hier als aufgeflärter Despotismus das Wohl ver Un— 
terthanen zu fürdern fuchte, dort die Unterthanen ausfog oder gar verfaufte? Als 
fein Freund Wolzogen fi) nach Paris begeben, ſchrieb ihm der Dichter, erfüllt 
von den Verſtellungen des dortigen politifhen Lebens: „Wie Hein und. armfelig 
find unfre politifchen Berhältniffe dagegen! Aber freilich muß man Augen haben, 
die von großen Uebeln, welche indeß unvermeidlich einfließen, nicht geärgert werben. 
Der Menſch, wenn er vereinigt wirft, ift immer ein großes Weſen, fo Hein aud) 
die Individuen und Details ins Auge fallen. Aber eben darauf fommt es an, 
jeves Detail mit diefem Nüdblide auf das große Ganze zu deden oder mit phi- 
loſophiſchem Geifte zu fehen. Mir für meine Kleine ftille Perfon erfcheint die große 
politifche Geſellſchaft aus der Hafelnußfchale, woraus ich fie betrachte, etwa jo wie 
einer Raupe der Menſch vorfommen mag, an dem fie hinauffriecht. Ich habe ei- 
nen unenblihen Reſpekt vor dieſem großen drängenden Menjchenverein, aber mein 
Sinn dafür ift nicht geübt, nicht entwidelt.” Bon der Hafelnußfchale aus überflog 
©. wie Herder, wie Wieland, wie Göthe zunächſt das Vaterland und wandte fich 
der ganzen Menfchheit zu; er war in der Jugend Kosmopolit; für eine Nation 
zu fchreiben dünkte ihm gering, das Wirken auf die Menfchheit reizte feinen Ehr— 
geiz. Aber mehr und mehr erkannte er, daß die Menſchheit ein Organismus von 
Völfern ift, die einander ergänzen, indem jedes feine Gabe walten läßt, daß ber 
Einzelne als Glied feines Volkes im Ganzen lebt, und fo geht denn in feinem 
MWallenftein ver Gedanke des Vaterlandes auf, von deſſen Boden der Kriegsheld 
die Fremden hinwegtreiben, dem er ein Friedensfürſt werden will, fo erfheint ihm 
in der Jungfrau von Orleans die Befreiung von der Fremdherrſchaft ald eine 
religiöfe, gottgeweihte That, und die Nation verpflichtet, alles an ihre Ehre zu ſetzen, 
und im Tell endlich hören wir bie herrlichen Worte: 

Die angebornen Bande fnüpfe feit, 
AnsTPaterland, ans theure, fehließ did an, 

Das halte feft mit deinem Herzen; 

Hier find die ftarfen Wurzeln deiner Kraft! — — 
Drum haltet feft zufammen, feft und ewig, 

Seid einig, einig, einig! 

©., der Held des Geiftes, hatte Geiftliher werden wollen, aber der Herzog 
Karl von Württemberg ſteckte das talentvolle Soldatenfind in feine Karlsſchule, wo 
feine Theologie gelehrt ward; der Jüngling ftubirte Meticin und der Drud des 
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Jahrhunderts Taftete auf ihm in Geftalt der militärifhen Schulzudt; der Auffchrei 
feines Genius dagegen waren die Räuber. Sie find revolutionär; Karl Moor ift 
eine Art von Danton, das Recht, die Tugend follen durch Gewalt und Schreden 
herrſchen; „ftelle midy vor ein Heer Kerle wie ih, fagt der Dichter aus feinem 
Munde, und aus Deutjd,land fol eine Republik werden, gegen die Rom und Sparta 
Nonnenklöfter fein follen!” Die franzöſiſche Republik erklärte ihn fpäter neben 
Waſhington, Kosciusfo und Wilberforce zum Ehrenbürger, und ein Heiner deutfcher 
Fürft fagte zu Göthe: „Wäre ich der liebe Gott und hätte die Welt fchaffen wol- 
len und gefehen, daß Schillers Räuber in ihr erſcheinen würven, jo hätte ich bie 
Welt ungefhaffen gelaffen!" Die Räuber wurden 1782 in Mannheim aufgeführt; 
dorthin flüchtete der Dichter, als er nichts anderes als Medicinifches bei Feftungs- 
ftrafe fürder veröffentlichen ſollte. Auch im Fiesco hat vie Nepublif feine Sym- 
pathieen, das Stück fhildert ven Kampf monarchiſchen Ehrgeizes gegen viefelbe. 
Der Gegenſatz der Stände, das Menfhenreht im Streit mit ihren Borurtheilen 
bildet die Grundlage zu Kabale und Liebe. 

In diefen Werken feiner jugendlichen Wilpheit ift der Dichter revolutionär, 
und die Freiheit ift ihm Umfturz des Beſtehenden; im Don Karlos wird fie zur 
Neform. Poſa verfündigt das Evangelium der Freiheit, das Ideal des humanen 
Staats, der durch Fortbildung des Beftehenden durd den Regenten felber herge- 
ftellt werden fol. Der Fürft foll Gedankenfreiheit geben, der unnatürlichen Ver— 
götterung entfagen, ein Menſch mit Menſchen, ein König von Millionen Königen 
fein, jede Kraft foll fih ſchön entfalten, jeder Beruf feine Ehre haben. 

Die Revolution brad in Frankreich aus. ©, folgte ihr gleich. Klopftod, Her- 
ber, Wieland, Forfter, Kant und Fichte mit herzlichfter Theilnahme; aber nur- bie 
drei legteren vermodten aud noch während ven bald eintretenden Gräueln ben 
Gedanken feft zu halten, daß fie wie ein Wetter die Welt reinige, daß die bluti— 
gen Scredensthaten felber auf Rehnung des vorhergegangenen Regiments zu fegen 
feien, das ein Geſchlecht groß gezogen, roh und vererbt genug, um fie zu begeh- 
ren. ©. hatte im Herbft 1792 große Luft zu einer Neife nad) Paris. Ja als ver 
Konvent dem unglüdlihen König den Proceß zu machen begann, dachte er als 
Mithandelnder in das weltgefhichtliche Drama einzugreifen. Er hoffte, daß man 
ihn in Frankreich -als Wortführer der deutfhen Nation anfehen und darum feine 
Stimme nicht wirkungslos verhallen werde; er wollte die gute Sache der Freiheit 
vertheidigen, und für den König und deſſen Unſchuld ftreitend zugleich gewichtige 
Wahrheiten zum Bortheile ver Völker jagen. Sobald Empfänglichkeit zu hören ta 
fei, dürfe man nicht ftumm und unthätig bleiben; hätte jeder freigefinnte Kopf 
gefhmwiegen, jo wäre nie ein Schritt zu umferer Verbeſſerung gefhehen. Am 8. 
Vebruar 1793 fchrieb er an Körner: „Ich habe wirklid eine Schrift für den Kö— 
nig fhon angefangen gehabt, aber es wurde mir nicht wohl darüber, und fo liegt 
fie nun nod da. Ih kann feit 14 Tagen feine franzöfifhe Zeitung mehr Iefen, 
jo edeln viefe elenden Schinderfnehte mid an." Er mußte wie fein Pofa fagen: 
das Jahrhundert ift meinem Ideal nicht reif, ich lebe ein Bürger der Zukunft! 

Und dann fchrieb er die Stelle in dem Lied von der Glocke, daß der Menſch 
in feinem Wahn ver fchredlichfte ver Schreden fei, daß vie Fadel des Lichts in 
der Hand der Blinden nicht ftrahle, fondern zünde, Städte und Länder einäfchere, 

Wo rohe Kräfte finnlos walten, 

Da kann fi fein Gebild geftalten; 
Denn fid) die Völker felbft befrein, 
Da kann die Wohlfahrt nicht geveihn, 
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Aber ift denn die Freiheit nicht fortwährend Selbftbefreiung, ift fie nicht bie 
Selbftbeftimmung des Einzelnen wie der Völker? Auch der wohlwollende aufge: 
Härte Despotismus eines Friedrich und Jofeph II. kann fie nicht ſchenken, fie will 
errungen fein, fie ift ftets des Mannes, des Bolfes eigne That. Die Berfaffung 
des Staats, die Ordnung des öffentlichen Lebens bildet fih von innen heraus 
naturwüchſig durd Sitte und Gewohnheit, dann im Fortſchritte ver Entwicklung 
zu felbftbewußten Leben durch die Selbftverwaltung und die Theilnahme des Volks 
an der Geſetzgebung durd feine Vertreter. Auch bier fann man gegen die parla- 
mentarifhe Regierung eine Stelle aus dem Demetrius anführen: 

Was ift die Mehrheit? Mehrheit ift der Unfinn! 
Berftand ift ftetS bei Wen’gen nur geweſen. 
Bekümmert fih um's Ganze wer nichts hat? 
Hat der Bettler eine Freiheit, eine Wahl? 

Er muß dem Mächtigen, der ihn bezahlt, 

Um Brot und Stiefel feine Stimm’ verlaufen. 
Man fol die Stimmen wägen nnd nicht zählen; 
Der Staat muß untergehen früh oder jpät 

Wo Mehrheit fiegt und Unverftand entfcheidet. 

Seitdem das allgemeine Stimmrecht fih als ein fo brauchbares Werkzeug in 
der Hand einer ſchlauen Gewaltherrſchaft erwiefen, wird es nicht mehr fo unbedingt ' 
gepriefen und verlangt; es ift weit mehr das Ziel, zu dem die politifche Reife das 
Bolt führen mag, als der Ausgangspunkt feiner Freiheit. Und Recht hat ©. in 
theoretifhen Dingen; da eine Frage duch Abftimmung entfcheiden zu laffen ift finn- 
(08. Oder fol die Volksverſammlung durch Handaufheben ausmachen, ob es einen 
Gott, eine Unfterblidkeit ver Seele giebt, ob S. oder Göthe der Größere fei? 
Aber anders ift es in praftifhen Dingen. Wie man Luruswaaren oder Lebensmittel 
befteuern, ob man einen Hanbelövertrag abjhließen will, das ift allerdings eine 
Frage, vie der Staat nad der Majorität derer, die es für zwedmäßig erachten, 
die es verfuchen wollen, erledigen fann. Der Minderheit fteht e8 frei, für ihre 
Unfiht zu arbeiten, fie zur Mehrheit, zur herrichenden zu machen. Das ift dann 
ber Weg, wie ohne Umfturz und ohne fortwährende Bevormunbung der-Staat fi 
entwicelt, die Gefete zum Ausdruck bes geläuterten Bolfswillens werben, und an 
bie Stelle ver Reaktion und Revolution die felbftbewußte Reform, vie wirkliche 
Staatskunft tritt. Und das liegt ganz im Geifte Schillers. 

Wie die Räuber ein Vorfpiel der Revolution gewefen, jo hielt dann S. dem 
auffteigenden Geftirne Napoleons feinen Wallenftein wie einen Spiegel entgegen, 
fo fang er von der Errettung des vaterländifhen Bodens aus fremder Knechtſchaft 
in der Jungfrau von Orleans und mehr noh im Tell, und warb dadurch ber 
Prophet der deutfhen Befreiungskriege. Jetzt heißt e8 wieder: 

Eine Grenze hat Tyrannenmacht! 

Wenn der Geprüdte nirgends Recht kann finden, 
Wenn unerträglich wird die Laft, greift er 
Hinauf getroften Muthes in den Gimmel 

Und holt herunter feine ew’gen Rechte, 

Die proben bangen unveräußerlich 

Und unzerbrechlich wie die Sterne felbft. 

Der alte Urftand der Natur kehrt wieder, 

Wo Menſch dem Menfhen gegenüberfteht. 

Zum legten Mittel, wenn fein andres mehr 
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Berfangen will, ift ihm das Schwert gegeben. 
Der Güter Höchſtes dürfen wir vertheiv’gen 
Gegen Gewalt! | 

Jet ſchildert er gerade das ſich felbft befreiende und damit feine Gefittung, 
feine Wohlfahrt wahrende Volk, jegt führt er uns in die Rathsverſammlung, in 
die tagende Volksgemeinde, bie da weiß mas fie will, und ihren Beſchlüſſen bie 
That folgen läßt. Es ift zugleich der Sieg des dritten Standes, der Sieg des 
allgemeinen Bürgerthbums, ver in dem Schweizerkrieg erfochten wird, Attinghau- 
fen ter Edle und Melchthal der Bauer reichen fih die Hand zum Bunde. Und 
wenn noch ein Shaljpeare das Volk nur ironiſch als die haltiofe viellöpfige Menge 
behandelte, ein Göthe nur durd die individuellen Züge feiner Volksfcenen im Eg- 
mont ergößte, fo war ©. ver Erfte, welder das Volk als organifches Ganzes in 
feiner Tüchtigfeit, ald den würdigen Träger feiner hervorragenden Führer vichterifch 
veranjhaulichte. 

Aber wenn der Sklave, der die Kette bricht, darum noch nicht frei wir, 
weil Freiheit Selbftbeherrfhung, fittliche Lebensführung ift, wie fol die Menſch— 
heit aus dem Notbftande des Naturfiantes zu dem Vernunftſtaat übergehn? Das 
war das Problem, das den Dichter während ver Schredenszeit Frankreichs bejchäf- 
tigt, das er in ben Briefen über äfthetifche Erziehung zu löfen fuchte „Wahr ift 
es, das Anfehn der Meinung ift gefallen, vie Willtür ift entlarot, und obgleich 
noch mit Macht bewaffnet, erfchleicht fie doch feine Würde mehr; der Menſch ift 
aus feiner langen Inbolenz und Selbfttäufhung aufgewacht, und mit nachbrüd- 
licher Stimmenmehrheit forbert er. die Wiederherftellung in feine unverlierbaren 
Rechte. Aber er fortvert fie nicht blos; jenfeit8 und diesſeits fteht er auf, ſich ge- 
waltfam zu nehmen, was ihm nad feiner Meinung mit Unrecht verweigert wird, 
Aber in der niedern und zahlreihern Klaſſe ftellten fich uns rohe gefeglofe Triebe 
dar, die fich nad) aufgelöstem Bande ver bürgerlihen Orbnung entfeffeln und mit 
unlenkſamer Wuth zu ihrer thierifchen Befriedigung eilen. Auf ber andern Seite 
geben uns die civilifirten Klafjen ven Anblid der Schlaffheit und einer Depravation 
des Charakters, die defto mehr empört, weil die Kultur felbft ihre Quelle iſt.“ 
Hier kann nur Erziehung und Bildung helfen. „Fallen wird das Gebäude des 
Wahns und der Wilführ fallen muß es, ift ſchon gefallen, ſobald bu 
gewiß bift, daß es fich neigt; aber in dem innern, nicht blos in dem äußeren 
Menfhen muß es fih neigen.” Es kommt darauf an, den Charakter zu verebeln, 
die Gedanken zum Ewigen zu erheben, das Nothwendige anziehend barzuftellen, 
ed zu einem Oegenftand der Triebe zu machen. Und das ift die Aufgabe ver Kunft. 
Wie vie Sriehen, fo follen aud wir durch das Morgenthor des Schönen in das 
Land der Ertenntniß, der Freiheit eingehen; die Litteratur fol der Politik vorar- 
beiten; wir follen uns zum Ideal erheben, um dann die Wirklichkeit nach feinem 
Borbilde zu geftatten, die harmonischen Perfönlickeiten follen aud eine harmoniſche 
Geſellſchaft hervorbringen. Schon Gervinus hat darauf hingemiefen, wie die Nation 
wirflich den Weg geht, ven ihr der Dichter vorgezeichnet, durch jugendliche Wünfche 
zum praftiifchen Wirken gelangt, ben Uebergang von der Poeſie zur Politit, aus 
der anfchauenden zur handelnden, von der äfthetifchen zur moraliſch wollenden Na— 
tur madt. „Wir haben doch ein Etwas von einem Baterlands- und Staatdfinne 
erhalten, von rem in S.'s Zeit noch kaum eine Spur da war; wenn ber Weg 
zum Handeln und zum verftändigen Benugen des Yebens durch Empfindung und 
Einbildungsfraft hindurchgeht, jo haben wir in dem Gebiete der legteren bewiefen, 
taß wir wenigitens auf dem Wege find; wenn Blüthe Hoffnung giebt zur Frucht, 
fo dürfen wir uns einer Ausfiht überlaffen.“ 


240 Schiller. 


Auf religiöfem Gebiet fordert S. vor allem Gewiffensfreiheit. „Rein Geſetz 
darf den Fortfehritt ver Kultur hemmen, fagt er in „Lykurg und Solon“; dieſes 
gilt von Neligions- wie von politifhen Gefegen; beide find verwerflih, wenn fie 
eine Kraft des menſchlichen Geiſtes feffeln, wenn fie ihm in irgend etwas einen 
Wiverftand auferlegen. Ein Gefeg z. B., woburd eine Nation verbunden würde, 
bei dem Glaubensfhema beftändig zu verharren, das ihr in einer gewiſſen Periode 
als das vortrefflichfte erſchienen, ein ſolches Geſetz wäre ein Attentat gegen bie 
Menfchheit, und feine noch fo fcheinbare Anſicht würde e8 rechtfertigen können. Es 
wäre unmittelbar gegen das höchſte Gut, gegen den höchſten Zweck der Gefellichaft 
gerichtet. Unter der Hülle aller Religionen liegt, wie e8 in ber Vorrede zur Braut 
von Meffina heißt, die Religion felbft, die Idee des Göttlichen. An Gott, dem 
heiligen Willen und größten Gedanken, an Freiheit und Unſterblichkeit hielt ©. 
mit Kant unzerbrüdlich feft; die Religiofität war ihm nicht Buchftabendienft, fon» 
dern die Geſinnung ver Liebe, die Reinigung des Herzens, die Erhebung des Ge- 
miüths. Freilich gaben ihm weder die Orthodoxie, nod der Nationalismus feiner 
Zeit feine volle Befriedigung, und aus ihren Kreifen heraus konnte er einmal 
ſehnſüchtig nad den Göttern Griechenlands zurüdbliden. Er hätte zugleih ein re» 
ligiöfer Reformator fein müffen, wenn man bei ihm eine befjere Auffaffung des 
Chriftenthbums ſuchen wollte, als er vorgefunden. Aber er ftrebte einer ſolchen nad. 
Die hriftliche Religion erjcheint in der Maria Stuart wie fie die Seele tröftet 
und läutert, das Leid der Königin wird verflärt, indem fie es ald Buße der Sünde 
binnimmt, und die erlöfende Gnade Gottes wirft verföhnend auf das Gemüth. 
Und in der Jungfrau von Orleans durchdringt ſich das Neligiöfe und pas Poli— 
tifhe und die Befreiung der Heimath, das naturgemäße Bolksleben, in welchem bie 
ewigen Ordnungen in die zeitlichen hineingebilvet werben, erfcheinen als ein gott- 
gebotenes Werk. „Wer es glaubt, dem ift das Heil’ge nah! — Nehmt die Öott- 
heit auf in euren Willen, und fie fteigt von ihrem Weltenthron! — Allen gehört 
was du denkſt, denn eigen ift nur was bu fühleft; daß er dein eigener fei, fühle 
den Gott, den du denkſt!“ Diefe und fo manche andere Ausſprüche bemweifen, wie 
©. an dem großen Gedanken fefthielt, daß Gott als der Eine fih in Allem er- 
faßt, daß wir durch die Hingabe unfres Willens mit ihm eins werben und 
Glieder feines Neihes find. Wir fchliegen mit den Worten der beiden größten 
Freunde S.'s: Wilhelm von Humboldt fohrieb: „Bon Niemand läßt fih mit fo 
viel Wahrheit jagen, daß er die Angft des Irvifchen von ſich geworfen hatte und 
aus dem engen dumpfen Leben in das Neid des Ideals geflohen war; er lebte 
nur von den hödjften Ideen und ben glänzenpften Bildern umgeben, welche ver 
Menſch in fih aufzunehmen und aus ſich hervorzubringen vermag.” Und Göthe 
fagte zu Edermann: „Er war immer im abjoluten Befig feiner großen Natur, 
er ift fo groß am Theetifch wie er im Staatsrat geweſen fein würde. Nichts 
genirt ihn, nichts engt ihm eim, nichts zieht den Flug feiner Gedanken herab, was 
in ihm von großen Unfichten lebt, geht immer frei heraus ohne Rüdfihi und Be— 
verfen. Das war ein rechter Menſch, jo follte man auch fein! ©, war eben 
diefe Chriftustentenz eingeboren: er berührte nichts Gemeines, ohne es zu verebeln." 

Die Litteratur über ©. gibt das zu feinem Jubiläum in Wien erfchienene 
Schillerbud. Ich verweife vornehmlich . auf die Schriften von Hofmeifter, Grün 
und Scerr, fowie auf die Darftellungen von Gervinus und Hillebrand in ihren 


Litteraturgefhichten, und auf meine vier Denkreden auf deutſche Dichter. 
M. Carriere. 
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Schleswig-Holftein wird im Nachtrag am Schluß des Wertes folgen. 
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Auguft Ludwig v. Schlöger war geboren am 5. Juli 1735 zu Jaggſtadt im 
Hohenlohe-Riräbergifhen Gebiete. Seinen Vater, einen Dorfpfarrer, verlor er 
fhon im 5. Lebensjahre, fand aber bei theilnehmenven Verwandten gute Pflege 
und Erziehung, fo daß er ſchon im 17. Lebensjahre die Univerfität Wittenberg 
bezog und dort 3 Jahre Theologie ftubirte; dieſe und verwandte philologifch-hi- 
ftorifhe Studien, namentlid der orientaliihen Spraden, fette er feit 1754 in 
Göttingen fort. Er wollte fi beſonders zu einer Reife nad dem Orient vorberei- 
ten, doch nahm er 1755 eine Stelle ala Hauslehrer in Schweden (Stodholm, 
fpäter Upfale) an, und fehrieb dort, außer einigen Zeitungsartifeln für den Ham- 
burger „Poftreuter" und Fragmenten einer ſchwediſchen Gelehrtengefhichte, in 
ſchwediſcher Sprache den „Verſuch einer Hanvelsgefhichte" (Stodholm 1758; 
deutſch von Gadebuſch, Roftod 1761). Seit 1759 finden wir ihn aber, nad einem 
furzen Aufenthalte in Lübeck, wieder in Oöttingen, befonders mit mebicinifchen, 
fowie auch juriftiihen und politifhen Studien beſchäftigt. Schon wollte er 1761 
als Doktor der Medicin promopiren, um dann nad dem Oriente abzugehen, als 
er in Folge eines Vorfchlages des damals in Göttingen anmwefenden Büſching 
einen Ruf nad Petersburg annahm. Sch. erhielt hier zunächſt nur eine Privatftel- 
lung bei dem bamaligen ruffifchen Reihshiftoriographen Müller und mibmete 
fih mit Eifer der ruffifhen Sprade. 1762 ward er dann Adjunkt bei der Afa- 
demie und Lehrer an der Rafimowstifhen Erziehungsanftalt. Seiner Berufung zum 
Profeſſor in Göttingen im Jahre 1764 vermochte er nicht Folge zu leiften, da 
ein Berbot des ruffifchen Senats ihn an der Abreife verhinderte. Dagegen wurbe 
er num zum Profefior ter Geſchichte und der Afademie zu Petersburg ernannt und 
wurben feinen wiffenfchaftlihen Arbeiten alle Begünftigungen von Seiten bes 
Staates zu Theil. Auch erhielt er zweimal die Erlaubniß zu einer Reife nad) 
Deutihland, Auf der zweiten Neife forderte er dann von Deutſchland aus feinen 
Abſchied aus ruffifhen Dienften, um einen Ruf als Brofeffor der Politit zu Göt- 
tingen anzunehmen. Die Ruffen verfagen ihm nicht das Zeugnif, daß er ven erften 
Anftoß zu einer eingehenden Erforſchung der älteren ruffifchen Geſchichte ges 
geben habe. 

In Göttingen, wo Sc. feitvem bis an fein Rebensende als Docent und Schrift« 
fteller wirkte und wo er feine gelehrte Mufe nur zeitweilig, in damals fehr un— 
gebräudhliher Weile und darum zum Staunen, ja zum Theil unter dem Gefpötte 
feiner philifterhaften Kollegen, durch größere Reifen, namentlih nad Frankreich 
und Stalien unterbrad, beginnt num feine eigentlich epochemachende Thätigfeit, in- 
dem er in vielerlei Beziehung als wiffenfchaftliher Neformator auftrat. Freilich Die 
von ihm in den verfchievenen wiſſenſchaftlichen Gebieten geftedten neuen Wege und 
Ziele verfolgte er felbft nicht vollftändig und verwirklichte insbefondere feine iven- 
len Poftulate nit in abgerundeten umfaffenden Werfen und einem fyftematifchen 
Ausbau. Aber er gab die entſchiedene Anregung und hatte ven glüdlihen Erfolg, 
daß die alten abgetretenen Wege verlaffen und bie von ihm felbft nicht gelieferten 
foftematifhen Ausführungen bald von Anderen zu Stande gebradyt wurden. 

In diefer Weife übte Sch. zunächſt einen fegensreihen Einfluß auf die deutſche 
Gefhihtsfhreibung, indem er eine neue Methode der Behandlung in Gang 
brachte. Das todte Ausfprehen von Zahlen und Namen, von einzelnen und ver« 
einzelten Alten und Thatfahen, befonvers des Kriegslebens, worin bis dahin bie 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Stants-Wörterbud. IX, 16 
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deutſche Geſchichtsſchreibung im Ganzen beſtanden, verwarf er als ungenügend. 
Er forderte eine geiſtreiche Durchdringung und Beherrſchung des Stoffes, eine 
pragmatiſche und philoſophiſche Behandlung. Freilich war er ſich hierüber nicht ſehr 
klar, ja voller Wunderlichkeiten, und lieferte in ſeinen eigenen Ausführungen nur 
Unbedeutendes; Männer wie Iſelin, Pütter, Schmidt, Herder haben hier mindeſtens 
ebenſo viel eingewirkt als Sch. Aber ſeine Verdienſte bleiben trotzdem noch groß 
genug. Wenn auch die gegenſeitigen Verketzerungen Sch.’8 und Herders den Ruhm 
des einen wie des antern in dieſer Sphäre zu verkleinern drohten, jo ift body bie 
unparteiifche Nachwelt beiven gerecht geworben. Hervorzuheben ift bier befonders 
Sch.'s kurzes Buch: Vorftellung der Univerfalhiftorie. Gött. 1772, Bd. II. 1773, 
wovon bie dritte Auflage mit dem veränderten Titel: „Weltgefhichte nach ihren 
Dauptabtheilungen” Bd. I., 1786 erſchien. Daneben ift noch zu nennen: Borbe- 
reitung zur Weltgefchichte für Kinder 1779. 2. Auflage 1802 (auch franzöfifch, 
ruſſiſch und ungarifch). Die größeren gefchichtlihen Arbeiten Sch.'s bieten fein 
binlänglich Fritifch gefichtetes Material dar und haben jest nur nod wenig Ber 
deutung. 

Ebenfo epochemachend ift Sch.'s Einfluß auf die Behandlung der Wif- 
fenfhaft der Statiftil. In feiner „Theorie der Statiſtik nebft Ideen über 
das Studium der Politif überhaupt“ Heft I. Einleitung (Oöttingen 1804) brach 
Sch. für diefe Wiffenfhaft, welche bisher nur ein Sammeliurium von ein- 
zelnen Zahlen und Thatfadhen gewefen war, eine neue Bahn. Einmal erklärte er, 
daß die Statiftif die Wiffenfchaft ver Staatsmerkwürbigfeiten fei, und firirte fo 
ihren Begriff, freilich ohne ihn in dieſer Definition zu erfhöpfen, da er vie Sta— 
tiftit des VBolfslebens weniger in Anjhlag bradte. Sodann betonte er, daß 
die Statiftif lediglich aus Ergebniffen der Gefchichte beftehe; oder wie er ſich be- 
zeichnend ausdrückt, daß die Statiftif eine ftillftehende Gefhichte, die Geſchichte eine 
in Bewegung gefette Statiftit fei: eine Auffaffung, die freilich manches Mifver- 
ftändniß in fich Schließen mochte. Aber fo viel ſteht feft, daß die wiffenfchaftlichen Ziel 
punfte, welche ſchon Sch. ter Statiftik fette, erft feit den legten Decennien biefes 
19. Jahrhunderts, feitvem das ftatiftifche Material von Stantswegen vollftänbiger 
gefanımelt wird, glüdlich verfolgt und erreicht werben. 

Eine Ausführung feiner Gedanken in fyftematifhen Werken hat Sch. auch auf 
dem Gebiete der Statiftif nicht verfucht. Er behandelte überhaupt das ftatiftifche 
Material mehr aud dem Gefichtspunfte der Politif und Staatsreformen. Er ging 
darauf aus, die ftaatlihen Verhältniſſe aus ihrer bisherigen Verborgenheit and 
Licht zu ziehen, und kritifh zu prüfen. Nicht ſyſtematiſche VBollftändigfeit in An- 
jammlung des Stoffs, fondern Hervorhebung von pilanten und interejjanten Ein- 
zelheiten zur Belehrung des Volkes, zur Geißelung verwerflicher Regierungsgrund- 
füge, ift dabei fein Ziel. Er wollte im Gegenfaß zur damals in Staatsfahen 
herrſchenden Heimlichkeit überall die Deffentlihfeit im politifhen Leben aner- 
fannt wilfen und bridte dies in feiner frappanten Weife fo aus: „Deipotie und 
Statiftit vertragen fi nicht zufammen.” Man darf daher mit R. v. Mohl das 
Urtheil über Sch.'s ftatiftifche Arkeiten fällen: fie find nicht blos literarifhe Pro- 
dukte, ſondern politifhe Thaten, namentlid in der von Sch. intendirten Wirkung 
auf das eben. Somit ift es denn ganz natürlih, daß Sch. feine bedeutendſten 
ftatiftifhen Leiftungen in feinen mehr politifchen Zeitfchriften: „Briefwechſel“ und 
a niebergelegt hat, von denen ſogleich noch befonvers zu berichten 
ein wird. 

Hier ift aud der Ort, die beiden Heinen Grundriffe zu erwähnen, welde Sc). 
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zu jenen merkwürdigen und die Wiffenfhaft in pilanter, freilich nicht felten ſeich— 
ter ober doch übereilter Weiſe unmittelbar an das tägliche Leben und felbft an bie 
brennendften politiſchen Tagesfragen anfnüpfenden Reiſe- und Zeitungs Kol- 
legien herausgab. (Entwurf zu einem Reife-Kollegium nebft einer Anzeige des Zei: 
tungs= Kollegii.. Gött. 1777. Nähere Anzeige des fog. Zeitungs -Kollegii ibid. 
1791.) Auch diefe fonderbaren Kollegien haben die Wirkung gehabt, daß man fid) 
auf Univerfitäten mehr und mehr entſchloß, vor einer wiſſenſchaftlichen Darlegung 
der politiſchen Gefchichte der neueften Zeit und Gegenwart nicht zurüdzufcreden. 
Dis auf Sch. hatte man felten gewagt, die unmittelbare Gegenwart mit der Tadel 
der Wiffenfhaft vom Katheder herab zu beleuchten. 

Indem wir die fehr unbedeutenden Beiträge Sch.'s zur Titeraturgefhidte 
und Theologie füglih mit Stillfhweigen übergehen, wenden wir uns zu feiner 
eigentlich publiciftifhen Thätigkeit. Hier begnügte fi Sch. keineswegs mit rein 
wiffenfhaftlihen Beftrebungen, fondern hatte ganz entſchieden die Tendenz, das 
praktiſche Staatsleben zu kritifiren und zu reformiren. Die Principien, von denen 
er bei viefen feinen theoretifch-praftifhen Studien auf politifchem Gebiete ausging, 
und bie Ziele, welche er fi babei ftedte, können freilich vom Standpunkte ber 
heutigen Staatswiffenfhaft wie Staatspraris weber als tief noch als fühn bezeid)- 
net werben. Bom heutigen Standpunkte aus darf Sch.'s Liberaliemus ein fehr haus- 
badener und philifterhafter genannt werben, dem es an jeder gebiegenen Grund— 
lage fehlte. Weber die demokratiſchen nod die ariftofratifchen Elemente des po» 
litifchen Lebens vermochte er vollftändig zu würdigen. Die Bedeutung der Perfön- 
lichkeit und Freiheit des Menſchen als folden im Staats- und Gemeindeleben ift 
Sch. noch wenig erfdloffen. Bon dem Berufe der kleineren Lebens- und Rechtskreiſe 
im Staatsweſen zur autonomifhen Gelbftändigfeit und Thätigkeit hat er kaum 
eine Ahnung; von einer wahrhaft organifhen und hiſtoriſchen Auffaffung ver 
Dinge, von dem Berufe der Nationalität im politifchen Leben im Gegenſatz zur 
Dlafirtheit des fog. humaniſtiſchen Weltbürgerthbums weiß er wenig. Doch war Sch. 
weit davon entfernt, gänzlih im Weltbürgertfume untergehen zu wollen. Er hatte 
ein warmes Herz für fein deutſches Vaterland und merkwürdig ift es, in welder 
Weife er ſich eine Berbefferung der politifhen Lage Gefammtveutichlands vorftellte. 
„Er wünſche, fo ſchrieb er noch ziemlich jung einft aus Lübeck, Deutfchland unter 
einen Herrn, ed möge num der — ober ber König von Preußen fein.” Der legtere 
müfje damit anfangen, fi ganz Deutfchland zu unterwerfen. 

Gegenüber den verſchiedenen Berfaffungsformen des Staats fteht Sch. ziemlid 
rathlo8 da. Zwar ift er entſchieden Monardift; er verfteht aber aud das Weſen 
der Republif und des Volksſtaates nur nah ihren ſchlechten Seiten zu erfennen. 
Bon der konftitutionellen Monardie der modernen Zeit hat er eine hohe Meinung, 
aber feinen Haren Begriff. Er fagt von ihr in verzweifelter Nefignation: „Diejes 
Ideal einer vorzüglich glüdlihen Regierungsform ift bekanntlich mehr als ein Ideal. 
England hat fie verwirklicht; Nom in feiner erften Periove hatte fie zum Theil, 
Aber nicht Philofophie, nicht Romulus, nicht der Graf v. Leicefter Haben fie er 
funden, fondern der Zufall, geleitet durch Bonfens, begünftigt durch Konjunltu« 
ren." Sch. war ein gleich heftiger Feind ber monardifchen Defpotie wie der erklu— 
fiven Oligarchie und vollends der Pöbelherrfhaft. Aber er war geneigt, jebe 
Republik für eine Pöbelherrfchaft zu halten und war in ver Praris mit dem frei- 
finnigen Abfolutismus, der zu feiner Zeit in einigen Staaten, namentlid in Preußen 
ih fand, vollkommen zufrieden. Ein gewiffes, ziemlih unbeftimmtes Maß von 
Vreiheit in der individuellen, wifjenfchaftlichen, veligiöfen, politifchen Sphäre, na— 
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mentlich auch Preßfreiheit und in Verbindung damil eine ziemlich ausgedehnte Def- 
fentlichkeit, ſowie in Folge derſelben eine gerechte und humane Regierung des mo— 
narchiſchen Staates, das war es etwa, was Sch. verlangte. Das Mehr, worüber 
er ſich aber ſelbſt nicht recht klar war, betrachtete er in nüchterner Reſignation als 
ein entferntes Ideal, woran man ſich ſonnen könne, aber deſſen Verwirklichung 
mehr dem Glücke, als der freien Thätigkeit der Menſchen anheimfalle. Gegenüber 
dem gewaltſamen Gang der Ereigniſſe in Nordamerika und Frankreich ließ er ſich 
von ber Ueberzeugung nicht abbringen, Reform und Fortſchritt in politifhen Din- 
gen müſſen langfam und auf friedlihem Wege zur Reife fommen. Er fprach ven 
Wunſch aus, daß die Deutfchen Feine ähnlichen NRevolutionen erleben möchten. 
„Menjchenfreundliche Regierungen, Reichsgerichte und Preffreiheit mögen uns auf 
friedlichem Wege, fagte Sch., die großen Refultate der Revolutionen bringen.“ 

Trog jener Schwächen ftand Sch. mit feiner politifhen Auffaffung vollkommen 
auf der Höhe des Zeitalters, wenigſtens mas Deutſchland anbetrifft. Nur Wenige 
möchten ihn bier überragt haben, auch nit F. K. v. Mofer, der zwar das Hof- 
und Minifterleben unendlich rüdfichtslofer als Sch. kritifirte, aber in Bezug auf bie 
allgemeinen Principien wie Ziele wohl faum klarer als diefer gewefen ift. Die 
Deutfhen fingen damals eben erft an, aus ber politifdhen Stagnation feit dem 
30jährigen Kriege ſich langſam zu politifchen Gedanken und Thaten zu erheben. 
Die Maffe war fogar das ganze 18. Jahrhundert hindurch noch völlig gleichgüle 
tig gegen Politik. Sch. hat das große Verbienft, zu einem guten. Theile dazu beiger 
tragen zu haben, daß die deutſche Nation, wenigftens in den gebilveteren Schich— 
ien, für ein politifhes, und zwar ein freies politifhes Leben wieder empfänglic 
wurde, wenn aud ven legten und gewaltfam überflürzenden Anftoß bier nicht ein- 
zelne Schriftfteller oder überhaupt die Wiffenfchaft und Preſſe, fondern die großen 
Ereigniffe der franzöfifhen, weniger der norbamerifanifchen Revolution gegeben 
haben. 

Die Erfolge, welche Sch. als Publicift in Theorie und Praris hatte, errang 
er aber wieberum nicht durch gefchloffene ſyſtematiſche Werke, ſondern wefentlic) 
durch feine journaliftifche Wirkfamkeit. Leider war feine Art und Weife dazu an- 
gethan, dieſe Erfolge allmälig zu vermindern. Zunähft mußte zwar Jedermann 
durch die reihen Schäße des Wiſſens, welche Sch. in muthiger Freimüthigkeit aus 
allen Gebieten des politiihen Lebens, zur Belehrung und Warnung für Groß und 
Klein mit kritiſchen Erörterungen ber Deffentlicyfeit übergab, angezogen und von 
lebhaften Intereffe für Staat und Geſellſchaft erfüllt werden. Auch war feine ori- 
ginelle Kernfpradhe mit ihren Kraft und Witworten, mit ihren kühnen Wendun— 
gen und trefflihen Bildern geeignet, einen größeren Leferfreis als nur bie ge 
lehrte Welt zu feffeln. Freilich offenbart ſich gerade in ven politifhen Betrachtun— 
gen Sch.'s häufig ein bivinatorifcher Geift, eine elaftifhe Sprungfraft, mit welcher 
er nicht felten über feinen eigenen und den Standpunkt des Zeitalters hinauseilt, 
ja bisweilen finden wir in Sch.'s Erörterungen ein geniales Blitzen und Leuchten. 
Diefem Allem find fehr bedeutende Erfolge zuzufchreiben, welche er namentlich 
burch feine politiihen Journale zu erringen mußte. Aber diefe Erfolge verminder- 
ten ſich allınälig aus mandherlei Gründen, welche zum Theil in ven Verhältniffen, 
oder aud in gewiſſen Mängeln Sch.'s lagen. Er hat befonders als Publicift etwas 
Rhapfodifches, Fragmentariſches, Uncuhiges, Zerfahrenes. Die Principien und Ziele 
find gleih unbeftimmt. Deswegen wurben bald die fonfequenten Denfer an ihm 
irre; und ald er — eigentlid im Widerſpruch mit feinen eigenen Gruntfägen — 
gegen die Ideen des neuen Norbamerifa’s und des neuen Frankreich polemifirte, 
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verlor er auch feinen Einfluß auf die Maffe zum großen Theil. Dazu kam, daß 
Sch. ſich oft Uebertreibungen, Härten, Wunderlichkeiten und Geſchmackloſigkeiten zu 
Schulden fommen läßt, daß feine Sprache eine ungehobelte, oft rohe und unfläs 
tbige ift und es ihm überhaupt an jedem äfthetifhen Sinne und jenem Maßhalten 
fehlt, wodurd die gebilveten Geifter zulegt am meiften gefefjelt werben. Das durch 
bie Schiller, Göthe, Wieland verwöhnte Zeitalter fand die Sch.'ſche Koft allmälig 
jhon der Form nad; ungeniehbar, und da auch der Inhalt in Folge des Ideen— 
umfhwunges, ven Frankreich hervorrief, zum Theil veraltet erſchien, fo wurben 
bie politifchen Arbeiten Sch.'s allmälig zur Seite geftellt. Um 1800 war feine Thä- 
tigfeit ſchon eine gebrochene zu nennen. Seine eigene Zeit war ihm nun voran— 
geeilt und andere und beſſere Repräfentanten berjelben traten auf. 

Bon ſyſtematiſchen Werken politifher Art nennen wir, obgleih fie heutiges 
Tages bereits faft gänzlid veraltet find: Systema politices (1773), ein kurzes 
Syſtem der Staatswiffenfchaft. Ferner: Allgemeines Staatsrecht und Staatsver— 
fafjungslehre (1793). Auch dieſes immerhin noch jegt intereffante Büchlein gewährt 
nur eine flizzenhafte und nicht felten rhapſodiſche und räthjelhafte Ueberſicht ver 
einfchlagenden Materien. Borausgefhidt ift als Einleitung eine Enchflopäbie der 
Staatswiffenfhaften und einen Anhang bildet die Prüfung der Grundſätze des 
allgemeinen Staatsrechts, welde Karl Friedr. v. Mofer mit einer polemiſchen Er- 
örterung gegen Sch. aufgeftellt Hatte (in feinem neuen patriot. Archiv, Br. I. 
Mannheim 1792. ©. 568). 

Die politifhen Journale Sch.'s find ver fog. Briefwechſel und vie Fortfegung 
veffelben: die Staatsanzeigen. Der vollftänbige Titel des erfteren ift: „Briefmech- 
fel meift politifhen und hiſtoriſchen Inhalts" (Heft 1—60 oder Br. 1—10. 
1777—80). Damit ift nicht zu verwechjeln der „Briefwechfel meift ftatiftifchen 
Inhalts”, wovon nur das 1. Heft (1775) erſchienen ift. Die Staatsanzeigen um— 
faſſen Heft 1—72 oder Bd. 1I—18 und erfchienen 1783—1793. Daran reiht 
fi nod eine Fleine interefjante und geiftuolle, ven Sch. felbft beſonders hervorge— 
hobene Schrift: „Briefe nad Eihftädt, zur Vertheidigung der Publicität überhaupt 
und der Sch. hen Staatsanzeigen insbefondere” (Franff. 1785). Durch dieſe beiten 
Zeitfchriften hat Sch. ganz beſonders fegensreih auf die Reform der politifchen Zu— 
fände in Deuſchland gewirkt, indem er die politifhen Handlungen und GEreigniffe 
ber Zeit einer kritifhen Beurtheilung unterwarf und — damals etwas Neues in 
Deutfhland — vor den Richterftuhl der öffentlihen Meinung z0g. Sch.'s Name 
wurbe dadurch ein geachteter wie gefürdhteter im ganzen heiligen Römijchen Reiche 
deutſcher Nation. Selbft Maria Xherefia und Joſeph II. trugen ben Beröffent- 
lichungen und Kritifen des Göttinger Publiciften in Staatefahen zuweilen Red;- 
nung, und ein Fürftbifhof von Speyer Eonnte ſich herbeilaffen, in einem Runt- 
ſchreiben an alle Reihsmitftände die Sch.'ſchen Gedanken und Kritiken über Religion 
und Staat, befonders über Speyerſche Zuftände anzufeinden und dabei Sch. felbft 
für einen Neihsfeind zu erflären. Mit ver Gediegenheit und dem GStoffreihthum 
heutiger Unternehmungen ähnlicher Art können fih allerdings dieſe Zeitjchriften 
nicht meffen; aber damals hatten fie, wenigftens zeitweilig, eine ganz enorme Wich— 
tigkeit. Hatten die Staatsanzeigen in ihrer Blüthezeit e8 bis zu dem namentlich 
tamals ſehr erheblichen Abfat von 4400 Eremplaren gebradt und warfen fie ben 
Herausgeber einen NReingewinn von 3000 Thalern ab, fo ſank freilich fpäter aus 
den angebeuteten Gründen die Zahl der Abonnenten beveutend. Indeſſen daß bie | 
Staatsanzeigen bereit8 im Jahre 1793 eingingen, lag do nit an dem Mangel 
einer binlänglihen Zahl von Lefern, fondern an anderen Dingen. Es waren viel- 
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fach Beſchwerden bei der Hannöverſchen Regierung von Seiten einzelner Reichs— 
ſtände wegenJ nhalt und Form der Veröffentlichungen in dem Staatsanzeiger erhoben. 
Die Regierung beachtete dieſelben ſo lange weniger, als Sch. ſich hütete, dieſe ſeine 
eigene Tanbesregierung ſelbſt anzugreifen. Aber im Jahre 1796 wurde die Sufpen- 
fion feiner bisherigen Genfurfreiheit ausgefprodhen und ihm bie fernere Herausgabe 


ſeiner Zeitfchrift, fowie jeder anderen periodiſchen Schrift unterfagt. Die Cenſur— 


freiheit erhielt er wieder im Jahre 1800. Dagegen wurde das Verbot ber Heraus- 
gabe eines politifhen Journals aufrechterhalten, und fo finden wir denn Sch. in 
ven letzten Jahren feines vielbewegten Lebens nicht mehr mit politifhen, fondern 
faft nur mit hiſtoriſchen Studien beſchäftigt. 

Mit feinem 70. Lebensjahre zog er fih von allen Berufsgefhäften zurüd. 
Im Jahre vorher, 1804, hatte der Kaifer Alerander von Rußland ihm den Adels— 
brief ertheilt und der alte Herr hatte darüber eine faft kindiſche Freude an ben 
Tag gelegt. Dagegen machte die Schmach ver franzöfifchen Zwingherrfhaft nod 
einen tiefen Einprud auf ihn; er verzagte keineswegs an ber Wiedergeburt Deutfch- 
lands, verzweifelte aber daran, diefelbe noch erleben zu dürfen. Im Unglüdsjahre 
1806 erklärte er: „Wir Deutſche find zwar in unferer jegigen Lage (Ronftitution) 
arme Schafe, vie ſich blindlings von Einzelnen leiten laffen müſſen; aber wir find 
im Ganzen als Nation immer noch gefund; die Anzahl der Drehfranfen unter 
uns ift unendlich Klein, Wie! wenn uns nun das Shidfal andere Leithämmel 
gäbe?" Wenige Monate aber vor feinem Tode äußerte er fi, indem er gefaßt 
feinem Lebensende entgegenfah, Über die geringe Ausfiht auf baldige Beflerung in 
folgender Weife: „Ich verachte dieſes Iumpige Menfchenleben, eben weil ich es fo 
lange gelebt habe, tief, und kann beſonders an die jegige Generation, beftehend 
en gros aus Tyrannen, NRäubern, Feigen und Dummföpfen, auch mechants, Un: 
dankbaren u. f. w. nur mit verbiffenem Ingrimm denken, daß ich durchaus feine 
Erlöfung zu erleben mehr hoffen darf.” Er ftarb am 9. September 1809. 

Kann man ihn auch nicht unter die großen Männer der Nation zählen, fo 
verbient ev doch jedenfalls ven Namen eines bedeutenden Mannes, dem wir mande 
gute Anregung in Theorie und Prarie des Staatslebens zu verdanken haben. Die 
glückliche Verbindung gelehrten Forſchungsgeiſtes mit dem heiligen Eifer für bas 
Beſſere auch im praftifchen Leben, wie wir fie bei Sch). finden, iſt ein Segen überall, 
ift aber ganz befonderd bei den Deutſchen hoch zu ſchätzen, deren Häupter ber 
Wiſſenſchaft nur allzu oft mit einem Leberfluß an Kenntniffen einen Mangel an 
Sinn für das Leben verbinden. Das Fahrige, Heftige, Leidenfhaftliche in Sch.'s 
Natur, was ihn auf wiſſenſchaftlichem Gebiete in zahllofe Feindfhaften felbft mit 
den Beten (Mofer, Herver, Büſch, Schirah u. U.) verwidelte und in feinem 
Privat und Familienleben zu einem argen Pedanten und Heinlichen Tyrannen 
machte, verhinderten ihn, größere wilfenfchaftlihe Werke von dauerndem Werthe zu 
ſchaffen, aber für fein Zeitalter vireft und für unfere Gegenwart wenigſtens mit- 
telbar hat er vielfach verbienftlich gewirkt. 

Sein Sohn Chriftian Schlözer hat des Vaters „Deffentliches und Pri- 
vatleben aus Driginalurfunden” (2 Bde., Leipzig 1828) herausgegeben. — Ye: 
bensbefchreibungen lieferten auh Döring (Zeit 1836) und Bod (Hannover 
1844). Ueber die wiſſenſchaftliche und praftifch-politifche Wirkſamkeit Sch.'s ift be- 
ſonders die trefflihe Schilderung Roberts v. Mohl in feiner Geſchichte und Li- 
teratur der Staatswiffenfchaften Bo. II. (Erlangen 1856) ©. 439—459 zu ver- 


gleichen, v. Kaltenborn. 


Schmalz. 247 


Schmalz. 

Theodor A. H. Schmalz war geboren zu Hannover am 17. Februar 1760. 
Seine Gymnaſialbildung erhielt er zu Hannover und Stade und abſolvirte dann 
zu Göttingen den vollſtändigen theologiſchen Kurſus in ven Jahren 1777—80. 
Als Hauslehrer aber begann er fi dem Studium des Rechts zu widmen, wes- 
halb er fih 1783 wieder nah Göttingen begab, wo er fi ſchon 1785 als Do- 
cent der Rechte habilitirte, um 1788 einem Rufe ald außerordentlicher Profeſſor 
nah Rinteln Folge zu leiften. Nachdem ev dort im folgenden Jahre Ordinarius 
geworben, warb er 1789 nad) Königsberg berufen und dort 1798 zugleich zum 
Konfiftorialrath fowie 1801 zum Kanzler und Direktor der Univerfität ernannt. 
1803 ging er in gleicher Eigenfhaft als Profeffor und Univerfitätspireftor nad) 
Halle, verließ aber viefen Ort, als Halle zum Napoleonifhen Königreic) Weft- 
phalen gefhlagen wurde, und folgte feinem König nah Memel. Sodann privati- 
firte er zeitweilig in Berlin, warb aber 1809 zum Mitglieve des Kanımergerichts 
und 1810 zum Profeffor und Ordinarius der Juriftenfakultät an ver neuen Unis 
verfität zu Berlin ernannt, als deren erfter Rektor er fungirte, 

Sch. hat ſich ftets als ein warmer Patriot erwiefen, und wenn fein Sinn 
mehr auf Preußen als auf Deutſchland gerichtet war, fo ift dies begreiflich bei 
einem Manne, deſſen Jugend» und Mannesalter in ‚die Zeit des völligen Ruins 
des politifhen Lebens von Geſammtdeutſchland fällt und deſſen Geiftesrichtung 
den erft im 19. Jahrhundert mehr hervortretenden Ideen der Nationalität prin= 
cipiell fern ftand. Da Sch. außerdem in jeder Beziehung eine praftifchnüchterne 
Natur war, welcher alles Ideale fehlte, jo mußte er mit dem Idealismus der Zeit 
nad) dem Befreiungsfriege und feinen abftraften bald kaiſerlichen bald republifanifchen 
Einheitögedanfen bald in Konflikt gerathen, wobei e8 ihm paffiren Fonnte, daß er 
zugleih mit dem Verkehrten und Abenteuerlichen in diefen politiihen Beftrebungen 
der Zeit aud ben gefunden Kern und bie richtigen Grundgedanken verfannte und 
insbefonvere fi zum modernen Konftitutionalismus in eine feindlihe Stellung 
begab. Diefes Auftreten verwidelte ihn in einen feharfen Streit mit den Kory- 
phäen ber neuen Zeit. Er hatte fih als Schriftfteller und Docent bereits einen 
tüchtigen Namen erworben, al8 er die Heine politiſche Schrift: „Berichtigung einer 
Stelle in ver PVenturinifhen Chronik für das Jahr 1808" zu Berlin im Jahre 
1815 herausgab und darin den Tugendbund und die idealen politifchen Beftre- 
bungen, welche fid daran fnüpften, namentlicdy die geheimen Verbindungen u. ſ. w., 
verurtheilte. Dies erregte einen allgemeinen Sturm gegen ven Berfaffer; die bedeu—⸗ 
tendften Männer, wie Niebuhr, Schleiermader, Korpe, Fr. Förſter, Krug, Rühs, 
Ludw. Wieland, Lüders und Andere traten mit Gegenfhriften auf. Doch fand 
aud Sch. BVertheitiger und ber Streit nahm einen folden Charakter und ſolche 
Dimenfionen an, vaß e8 in dem damaligen Stabium der politiihen Bevor- 
mundung ſelbſt wiffenfhaftlicher Streitigkeiten möglich war, daß durch eine königliche 
Berorbnung vom 6. Januar 1816 bei einer namhaften Gelt- und Freiheitsftrafe 
jeve Schriftftellerei in diefer Sache, fei es für oder wider, verboten wurde. 

Später trat Sch. als ein eifriger Vertheidiger des fchroffen Legitimitäts- 
princips hervor und erflärte ficy mamentlid zu Gunften Don Miguels von Por— 
tugal. Ueberhaupt neigte er in feinen fpäteren Jahren zu einem ſtarren Dogma- 
tismus in Bezug auf Recht und Staat hin, während er früher eine mehr ver- 
mittelnde Stellung eingenommen und der Philofophie (im Geifte Kants) wie ber 
Geſchichte in Betreff ver Theorie wie der Praris des Rechts einen gleihmäßigen 
Einfluß zuerkannt Hatte. Seine urfprünglic theologische Geiftesrihtung machte ſich 
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um dieſe Zeit inſofern wieder geltend, als er auch in religiöſer Beziehung einem 
pietiſtiſchen Rigorismus anheimfiel. Sch. ſtarb zu Berlin den 20. Mai 1831. 

Als Schriftſteller iſt er ziemlich fruchtbar geweſen. Alle ſeine Arbeiten zeichnen 
ſich zunächſt durch eine Formgewandtheit aus, wie fie in damaliger Zeit bei 
unferen Iuriften und Publiciften höchſt felten gefunden wurde, Sodann find dies 
felben immer geiftreich gefhrieben, und wenn Sch. aud weit davon entfernt ift, 
den Ruf eines gebiegenen Schriftftellers zu verbienen, vielmehr eine gewifle Dber- 
flächlichkeit allen feinen Schriften vorzuwerfen tft, jo hat er doch anregend gewirkt 
und war auch als Docent fehr gefhätt. Man darf ihn als einen immerhin an- 
zuerfennenden Vorläufer der neueren hiſtoriſchen wie philofophifhen Auffaſſung 
des Rechts- und Staatslebens betrachten. Er war ſich völlig Mar tarüber und hat 
dies häufig ausgefproden, daß die Rechts- und Staatsverhältnifje erft durch bie 
Verbindung von philofophifher und Hiftorifher Forſchung richtig zu erfennen und 
zu behandeln feien. Freilich fällt die Blüthe feiner wiffenfhaftlihen Thätigfeit in 
eine Zeit, wo bie gefchichtlichen wie bie philoſophiſchen Rechtsſtüdien noch fehr 
unvolllommen waren und auf den Umſchwung, der im Berlauf des 19. Jahr- 
hunderts eintrat, vermochte Sch. nicht mehr einzugehen, Aud hat er fih von dem 
wechfelfeitigen Verhältniß jener beiden Faktoren niemals eine deutliche Anſchauung 
gebilvet und fteht nur fo viel feft, daß er in feiner früheren Epoche tem Natur- 
recht das Uebergewicht einräumte, während er fpäter ſich mehr dem fireng Ge— 
ſchichtlichen zuwandte. Uebrigens enthalten die verfchievenen Werfe von Sch. feine 
irgendwie neuen Forſchungen und gelangen aud nicht zu neuen Refultaten, fon= 
dern verarbeiten nur in geiftreicher und nicht felten recht glüdlicher Weife vie For— 
{Hungen Anderer zu Lehr: und Handbüchern, Hauptfählid zum akademiſchen Gebrauch. 

Sch. trat zuerft als Schriftfteler auf mit ten „Denfwürbigfeiten des Grafen 
Wilhelm zu Schaumburg-Lippe” (Hannover 1783). Bon den fonftigen zahlreichen 
Schriften beziehen fi einige auch auf römifches und deutſches Privatredt. Wir 
heben hier nur noch hervor folgende Werke: Enchklopädie des gemeinen Rechts 
(1790 und öfter). Encyflopätie ver Kameralwifienfchaften (1797. 2. Aufl. 1819). 
Kleine Schriften über Recht und Staat. 1. Theil (1805). Handbuch des kano— 
nifhen Rechts (1815. 3. Auflage 1834), welches befonders ſtark naturrechtlich 
gefärbt ift. Das europ. Völkerrecht (1817). Staatswirthfchaftslehre in Briefen 
an einen Erbprinzen (1818). Anficht der ftänbifhen PVerfaffung der preufifchen 
Monarchie (1822), welhe Schrift anonym unter’ der Signatur $. I. d. V. er- 
ihien. Das deutſche Staatsreht (1825). Grundgeſetze des deutfchen Bundes (1825). 
Hervorzuheben ift noch beſonders das Heine Bud: „Staatsverfaffung Groß— 
britanniens” (Halle 1806). Sch. ſchlug tamit, wie R. v. Mohl (Geld. u. Fit. 
des Staatsw. II. 47) richtig bemerkt, eine neue Bahn ein, indem er das gefammte 
öffentliche Recht Englands nad) der Seite der Berfaffung wie Verwaltung in einer 
Meberfiht darlegen wollte. War er in Grreihung dieſes Zieles auch nicht fehr 
glüdlih, fo war doch der Gedanke Iobenswerth, ten fpätere Schriftfteller auf 
Grund befjerer Quellen und einer tiefern ſtaatsrechtlichen Erfenntnig mit Erfolg 
ausgeführt haben. — Bon ven naturredhtlihen, im Anfhluß an Kant abge- 
faßten und durch Klarheit ausgezeichneten Schriften Sch.'s nenne ih: das Recht 
der Natur. 1. Theil: Das reine Naturredt; 2. Thl.: Das natürliche Staatsredt; 
3. Thl.: Das natürlihe Familien- und Kirhenreht (Königsb. 1795). Erklärung 
der Rechte des Menfhen und des Dürgers (Königsb. 1798; auch Leipzig 1823). 
— Die Berbienfte Sch.'s in Betreff des Völferrehtes habe ich in meiner: „Kritik 
bes Völkerrechts“ (Leipz. 1847) ©. 114 Note und ©. 173 ff. hernorgeheben, 
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Diefer deutiche Sprachforfcher, Gefhichtsfhreiber und Publicift intereffirt uns 
bier füglih nur in feiner legtern Eigenfchaft. Friedrich Jakob Schmitthenner ift 
am 12. März 1796 zu Oberdreis im Fürſtenthum Wien geboren und beſuchte, 
nah feiner Gymnafialoorbereitung zu Idſtein, die Univerfitäten Marburg und 
Siegen, um anfangs Mebicin, dann aber Philofophie, Geſchichte und Theologie 
zu ſtudiren. Nach vollendetem Kurfus erhielt er fofort eine Pfarrftelle, gab aber 
jpäter den geiftlihen Stand auf und wurbe Proreftor des Pädagogiums zu Dillen- 
burg, feit 1827 Direktor des Echullehrerfeminars zu Idſtein. Neben feiner amt: 
lihen Thätigfeit zeichnete er ſich durch eine tüchtige literarifche Wirkſamkeit aus, 
welche fi auf tie deutſche Sprachforſchung und die deutfche Gefhihtsfhreibung 
bezog, und zwar vor Allem den elementaren Zweden der Schule dienen follte, 
aber zugleih einen allgemeinen wiffenihaftlihen Werth beanfpruchen burfte. 

Namentlich durch feine gefhichtlihen Forfhungen als ein geiftuoller Kenner 
der focialspolitiihen Verhältniffe der Menfchen allgemein befannt geworben, erhielt 
Sch. im Jahre 1828 die Profeffur für Gefchihte und Staatswiffenfhaften an 
ber Univerfität Gießen und verwandte von nun an feine ganze geiftige Kraft auf 
das Studium ber politifchen Wiſſenſchaften. Doch konnte er zeitweilig der Ver— 
fuhung nicht wiberftehen, in die Carriere ver höheren Büreaufratie einzutreten. 
Seit 1832 finden wir ihn als Mitglien des Oberftubien- und Oberfhulrathes zu 
Darmftabt. Indeſſen [hen nad drei Jahren kehrte er nah Gießen in feine afa- 
demifhe Wirkfamfeit zurüd. Als er nad des bekannten PBubliciften Pölig Tore 
eine Berufung als Profefjor ver Staatswiffenfhaften nad Leipzig erhielt, lehnte 
er biefen fehr verlodenden Auf ab und zog e8 vor, in den einfachen und befcei- 
benen Berhältniffen Gießens zu bleiben. Dafür erfreute er fi des vollften Ver: 
trauens feiner Mitbürger und wurbe wiederholt zum Mitglied der Stänbever- 
fammlung gewählt, in welcher Eigenfhaft er durch feine Kenntniffe und nicht 
weniger durch fein verfühnliches Weſen im Streite der Parteien fegensreih wirkte. 
Er war ein Mann ter Reform; aber er wollte dieſelbe im gefunden Anſchluß an 
die geſchichtlichen Ueberlieferungen realifirt willen. Deßwegen verfchloß er fidh nicht 
gegen ten Fortgang des deutſchen Staates „zu demofratifhen Formen”, wie er 
e8 nannte, und war durch die Ereigniffe und Beftrebungen bes Jahres 1848 
nicht überraſcht. Ic habe dies voraus gefehen, erflärt er in ber Vorrede zu feiner 
Schrift über den Pauperismus, und fügt harafteriftifch für feine ganze Art und 
DWeife hinzu: „Innig ift außerdem die Befriedigung meines Herzens, daß ich noch 
auf der Erde mar, als ver fchwarz-roth-golone Adler aus dem Bann, in den fie 
ihn Hleinlih gelegt hatten, erlöst warb und unter dem Jubel von Millionen über 
Deutſchland aufſchwebte. Allein eben fo tief bedaure id, daß jener Fortgang nicht 
auf dem Wege frieplicher Reform, fondern dur einen gewaltfamen Sturm erfolgt 
ift, der uns von Weften her eine Menge Illuſionen mitgebradht hat, und daß bei 
dem Bruce der alten Formen vielfach eine fittliche Fäulniß und manieartige 
fanatifche Gelüfte zum Vorſchein gefommen find, die id in meinem Volke nicht 
vorhanden und nicht Teiht möglih glaubte. Wenn auch die letteren faft alle 
tieferen Erjhütterungen ver fittlihen Welt, wie Epidemieen vie Revolutionen in 
ber Natur, begleiten und vorübergehen, fo weiß id doch nun ganz gewiß, daß 
mein Thema (über den Bauperismus nämlich) noch intereffanter werben wird, als 
es leider jegt fchon ift, und wibme daher meine Darftellung nicht blos meinen 
Zuhörern, fondern allen Denkenden der Nation,” Sch, ſchrieb diefe Worte mitten 
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in den Wirren des Jahres 1848 am 1. Juni nieder und ſchied aus biefer Welt, 
noch ehe die Sturmmellen der Zeit ſich wieder ganz beruhigt hatten, am 19. Juni 
1850, 

Bon feinen ftaatswirthihaftlihen Schriften find folgende befonders hervor» 
zubeben: Grundriß ber politifchen und hiftorifhen Wiſſenſchaften. Gießen 1830—32. 
3 Bde. Ueber den Charakter und die Aufgaben unferer Zeit in Beziehung auf 
Staat und Staatswifjenfchaft. 1832. Ueber das Kultur: und Schulwefen. 1839. 
Do. 1. Am bebeutenpften aber find feine: „Zwölf Bücher vom Staate.“ 1839 ff. 
Freilich find dieſelben leider unvollendet geblieben. Es find davon in 2 Bänden 
nur 6 Bücher erſchienen, von denen die fünf erften ven erften Band füllen und 
von folgenden Gegenftänden handeln: Buch I. von dem Weſen des Staates und 
der Staatswiſſenſchaft. Buch II. Geſchichte der Staatswiffenfhaft. Diefe beiden 
erften Bücher erjchienen zuerft 1832 unter dem oben fchon genannten Titel: „Ueber 
den Charakter und die Aufgabe unferer Zeit in Beziehung auf Staat und Staats- 
wiſſenſchaft.“ Buch III. enthält unter dem Namen Ethnologie ungefähr diefelbe 
Wiſſenſchaft, welche Schlözer Metapolitif nannte. In Bud IV. wird das natür- 
liche Privatreht abgehandelt, doch hauptfählih nur in denjenigen PBartieen, bie 
für Staatsrecht und Politif von entſchiedener Wichtigkeit find, wie bie Lehre von 
dem Verhältniß des Naturrechts zu dem pofitiven, von der Natur der Gemeinheit 
und von dem Wefen des organiſchen Rechtsverhäftniffes, in größerer Vollftändig- 
feit bargeftellt. Unbefriedigt durch die fubjeftiv-rationaliftifche Geftaltung, welche 
diefe Wiffenfhaft in den erften Decennien biefes Jahrhunderts unter uns ange 
nommen hatte, ging Sch., wie er dies ©. VII des Vorwortes jelbft ausdrücklich 
erklärt, auf die Anfihten von Ariftoteles zurüd. Dod kann die Ausführung biefer 
Partie nicht für bedeutend gehalten werben. Das fünfte Bud) liefert eine klare Ueber— 
fit über die Nationalökonomie, mit entfchieden gelungenen Ausführungen. „Man 
pflegt gewöhnlich”, fagt Sch. 1. c., „drei Syſteme dieſer Wiffenfchaft aufzuführen, 
das Merkantilfyftem, das phufiotratifhe und das Induſtrieſyſtem Adam Smith's. 
Bon diefen eriftirt aber das fogenannte Merkantilſyſtem nicht als eine fpekulative 
Theorie; e8 ift mehr ein aus der unmittelbaren Auffaffung von Erfcheinungen 
abgeleitetes praftifches Princip. Das phhfiofratifche und das Inbuftriefyftem ftehen 
fi) darin gegenüber, daß jenes die Produftion des Werthes der Naturfraft, dieſes 
die Erzeugung des Tauſchwerthes der Arbeitskraft zufchreibt; beide ftimmen darin 
überein, daß fie bie Nationalwirthfchaft nur als ein Aggregat von Privat- 
wirthſchaften faffen und Freiheit und Völferglüd durch die Zerfegung ver Gefell- 
ſchaft in ihre Atome bebingt meinen. Diefe Auffafiung hat fi) als durdaus un- 
zulänglich erwiefen, um bie Erfcheinungen des Gewerbslebens aus ihr zu erflären, 
fogar als verderblich, mo man praftiihe Mafnahmen aus ihr abgeleitet Bat. 
Mehrere venfende Schriftfteller haben daher bereits bie Einfeitigfeit diefer Syſteme 
zu ergänzen, fo wie die Gegenfäte zu vermitteln gefucht, und die Wiſſenſchaft 
fteht beſonders durch die Bemühungen deutſcher Gelehrter der Wahrheit viel näher. 
Man wird nad) fo vielen trefflihen Vorarbeiten und bei dem tiefern wiflenfhaft- 
lihen Bewußtſein unferer Zeit faft unwillfüriich zu dem Gedanken gedrängt, bie 
Nationalötonomie [ynfretiftifch und ald organifhes Syftem zu be— 
greifen. Diefer Gedanke ift daher aud bie Seele des fünften Buches.“ 

Wir haben durch viefe eigenen Worte Sch.'s feinen nationalöfonomifchen 
Standpunft hinlänglich gekennzeichnet und wenden uns jegt zur Charakteriftif 
feiner politifchen Auffaffung. 

Sc. Hat von den übrigen fieben Büchern, welche fein Werk: „Zwölf Bücher 
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vom Staate” umfaffen follte, nur noch das fiebente vollendet und publicirt. Dies 
ift betitelt: Grundlinien des allgemeinen ober idealen Staatsrechtes (Gießen 1843), 
als dritter Band des ganzen Werkes (der zweite ift nie erfchienen). Auch hierin 
fteht Sch. auf dem Boden der organifch-hiftorifhen Auffaffung und entwirft ung 
auf dieſer Grundlage eine feine Charafteriftit des Staatswefens. Doc ift das 
Buch weniger von dogmatiſcher und fuftematifher Bedeutung. Die biftorifchen 
Partieen über die Staatsverfaffungen des Alterthums und des Mittelalters bilden 
einen ſehr wefentlichen Theil besjelben. Die philofophiihen Ausführungen über 
das allgemeine Wefen des Staates, bei melden fih Sc. hauptſächlich an die 
Gedanken des Ariftoteles und Schellings anſchließt, liefern dann zwar des Geift- 
reihen und Trefflihen fehr viel und werden immer ſchätzbare Beiträge zum Ber: 
ſtändniß über das wahre Weſen des Staates bilden. Aber die Anwendung auf 
die welthiftorifche Staatsform der Gegenwart, auf den monarchiſchen Konftitutio- 
nalismus, hat Sch. nur in bürftiger Weife gemacht und ftatt der belehrenden 
Ausführungen nur furze, bisweilen unverftänbliche Andeutungen gegeben, ja 
wejentlihe Charaktere gänzlih mit Stillfhweigen übergangen. Hervorzuheben ift 
noch die reihe und wahrhaft kritiſche Benugung der früheren Litteratur in biefem 
größeren Werke Sch.'s, fowie vie hohe und ariftofratifhe Stellung, welche er ber 
Wiſſenſchaft gegenüber der Tagesmeinung vinbicirte und welde er felbft unter 
ben gewaltigen Einbrüden ver Maffenbewegung von 1848 laut und offen zu 
proffamiren den Muth beſaß. In der fhon erwähnten Vorrede der Schrift über 
das Proletariat, weldhe vom 1. Juni 1848 batiri ift, heißt es am Schluß: „Das 
Urteil der Maffe ift unter Umftänden fehr refpeftabel wegen ver Maffe des Ur- 
theils. Allein in Sachen ver Wiſſenſchaft erkenne ich das Princip der Majorität 
nicht an und lege auf allgemeine Abftimmung feinen Werth." v. Kaltenborn. 
Schmuggelhandel, ſ. Zollanſtalten. 


Die Scholaſtiker. 


Wäre der pythagoräiſche Lehrſatz nicht ſchon längſt entdeckt geweſen, das 
Mittelalter hätte wahrlich nicht einmal dieſen gefunden. Die Geſchichte der Geiſtes— 
Kultur muß es ja leider laut bezeugen, daß von den nahezu breitaufend Jahren, 
auf welche fie jett zurückblicken kann, e8 — gering gerechnet — ein ganzes Jahr- 
taufend ift, um meldes die Menfchheit bezüglich des geiftigen Fortſchrittes durch 
ausſchließliche Auftoritätsfucht betrogen worden ift; denn während biefer ganzen 
langen Periode waltet im Gebiete des Geiſtes jene vollendetfte Unfelbftändigfeit, 
welche lediglich von Zufuhr eines traditionell werdenden Materiales abhängig, 
nit einen einzigen Gedanken von fih aus erzeugt. Ja felbft wenn in anderen 
Beziehungen das Mittelalter durch die Romantifer des hriftlich-germanifchen Staates 
gepriefen und zuweilen fehr zubringlich empfohlen wurbe, fo beruht auch dies auf 
Unfenntniß der mirfliden Gefhichte; denn man leſe nur z. B. ven einen oder 
anderen Ponitentiarius, und man wird zum Entfegen Einſicht befommen, welche 
Rohheit und welcher Sündenpfuhl gerade in gewiſſen Kreifen beftanden bat. Was 
dabei allmälig auf eine Befferung in Sitte und Wiffen Hinüberleitete, war eben 
nur ber unverwüftliche allgemeine Trieb des Fortfchrittes, in welchem vie Menſch— 
heit überhaupt mit gefteigerter individueller Thatkraft aus niedrigeren Kulturfiufen 
zu höheren ſich emporarbeitet. Hiezu bot naturgemäß ver Realismus des Lebens 
den fruchtbaren Stoff dar, und aus den realen Berhältniffen des Staates und 
bes Rechtes erwuchs ein Gedankenkreis, an welchen fich vie Wucht der urfprüng- 
lihen traditionellen Ideen ſchon vorher eiwas abgeſchwächt hatte, bis zulegt die 
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individuelle Freiheit des Geiftes überwog und durch die mafjenhafte Zufuhr der 
wiebererwachenden Litteratur des antifen Realismus der Einfturz des Gebäudes 
mittelalterliher Anfhauungen vorbereitet wurde, Aber an eben jenen Punkten, wo 
die geiftige Kultur mit dem Abſchluſſe des Altertbumes und dem Eintritte der 
hriftlihen Ideen ſich befunden Hatte, mußte nad mehr als taufend Jahren das 
14. und 15. Jahrhundert nun mit felbftändigerer Thätigkeit wieder zu beginnen 
verfuchen. 

Infoweit hier von ven Scholaftifern gefprochen werben fol, kann es ſich 
natürlih nur um jene Ideen und theoretifhen Anfichten handeln, welche bezüglich 
bes Staates Fundgegeben wurden.!) Aber alle ſolche Ideen und Anfichten berubten 
im Mittelalter ftet3 auf irgend einer traditionellen Litteratur, welche als bindende 
Auktorität ausschließlich den Gedankenkreis beherrfchte.2) 

Zunächſt und vor Allem wirkten in folder Weife die Religonsurkunden, in welchen 
in mannigfacher Weife die hriftlichen Ipeen ihre Darlegung gefunden hatten; aber 
neben biefe trat fofort mit dem Entftehen einer ecclesia docens jener Stoicismus, 
welder als die formelle Macht ver Methode dem gefammten Schulbetriebe des fpäteren 
Altertfums eingewohnt hatte und nun aud als das Formelle fih in die lehrende 
Behandlung des neuen Inhaltes hinüberzog. Dabei wurden nun, indem das Alter- 
thum e8 überhaupt nie und nirgends zu einer „Rechts“-Philoſophie, fondern nur 
zu etbifch-philofophifhen Konftruftionen der „Gerechtigkeit gebracht hatte, all jene 
Anfihten maßgebend, welche die Stoa (und mit ihr auch Cicero) über die Gerech— 
tigkeit als die auf die Gemeinfchaft bezüglihe Tugend, über die Frömmigkeit als 
bie gegen die Götter geübte Gerechtigkeit, über das göttlihe Welt: „Gejeg" und 
namentlich über jene Unterfcheidung zweier „Staaten” ausgeſprochen hatte, beren 
Einer al8 der große und „wahre Staat die Götter und die Menfhen umfaßt, 
während der andere berjenige ift, welchen uns die „zufällige Bebingung ber Ge— 
burt als „Bürger” eingefchrieben Hat, womit dann auch die ftoifhe Formulirung 
der Begriffe ius naturale, ius gentium, ius civile zufammenhängt. AU Solches, 
was als ftoifhe Schulmweisheit auch noch in den Inftitutionen und Pandekten 
wiebererfcheint, aber ſchon aus ver fpäteren Römerzeit durch bie Aeußerungen 
mehrerer Grammatiker, Scholiaften und KRompilatoren in den Umfreis des Schul- 
wiffens der erften chriftlichen LTehranftalten hinüberglitt, bedurfte nur einer leifen 
Umfegung in ben Ideenkreis des Chriftenthbumes, zumal ba ber neuteftamentliche 
Sprahgebraud der Worte „Gerecht“ und „Gerechtigkeit“ hiezu die Hand bot. 

So geftaltete fi durch Verſchmelzung der biblifchen und der „ſtoiſchen“ Schul: 
auftorität gleihfam naturgemäß auf litterarifhem Wege der Tradition die hriftlic- 
theofratifhe Auffaffung des Staates, wie fie uns (um von Anderen abzufehen) 
hauptſächlich bei Auguftinus (354—430) entgegentritt. In folgerichtiger Weife 
beftehen die Grundzüge dieſer Anfiht darin, daß der irbifche Staat in einen 


i) Val. Bluntfchli, Weber den Unterfchied der mittelalterlichen und der modernen Staat®- 
dee. Münden, 1855. 

2) S. auch meine Schrift: Meber die geſchichtlichen Vorftufen der neuern Rechts: Philofopbie. 
Münden, 1858. — Was die „Geſchichte der Logik“ auf ibrem jpeciellen Gebiete biöber gethan 
bat und noch tbun wird, das Nämliche muß auch in den übrigen Zweigen geifliger Erzeugnifie 
betreffs tes Mittelalterd erft nech gelciftet werden, um das übliche falbungsvolle Gerede über 
Philoſophie der Mittelalter oder über „bervorragende Männer” deäfelken vollends zu befeitigen. 
Dem Kenner ericheint es aeradezu Lächerlih, wenn man von Lehren oder Anfichten 3. B. eines 
Albertus Magnus oder Thomas von Aquin fpricht, denn es gibt nur Lehren und Anfichten, 
welhe in den von ihnen benüßten Quellen vorliegen. 
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wefentlihen Zufammenhang mit dem Sünvenfalle gebracht wird (d. civ. dei, XIX, 
15), baher einerfeit8 die Himmlifhgefinnten bemfelben feine Beachtung ſchenken 
und anbrerfeits das bürgerliche Geſetz nur Außerlid durch Schug und Strafe 
wirfe, nie aber eine innerlihe Beſſerung oder Entwöhnung von den irdiſchen 
Gütern bezweden könne; daß ferner die Aufgabe des Staates nur in Herftellung 
bes irbifchen Friedens liege und fonad die Ehriften in dieſer Beziehung, infofern 
biefer Friede als folder nichts Berwerfliches ift, dem Staate bei ihrer Gemein- 
ſchaft mit Irvifchgefinnten gehorchen follen; daß aber endlich biefer irdiſche Friede 
nur Mittel des himmlifchen Friedens fein könne, und demnach der weltliche Staat 
im Dienfte des himmlifhen Staates, d. h. ver Kirche, ftehen müſſe. So finden 
wir auch ſchon bei Auguftinus (Comm. in Evang. Joh.) den bireften Ausſpruch, 
daß „Gott durd die weltlihden Kaifer und Könige dem Menjchengefchlehte vie 
menſchlichen Rechte zutheilt”. 

Sowie nun Auguftinus in folden Fragen für bie nächſten Jahrhunderte der 
hauptſächlichſte Führer war, fo ift es nicht zu wundern, wenn bie genannten An- 
ſchauungen zu einer Zeit, in welder bie weltliche Macht mit der Kirchengewalt 
in Kollifionen fam, feitens der Hierardie in verftärfter Doſis ausgefprodhen wur- 
ben. Und was in fpäteren Jahrhunderten als ber maßlofefte Uebergriff hätte er- 
feinen müfjen, war in jener Zeit nur die rüdhaltslofe Durchführung ber damals 
noch ungebrodhenen Ronfequenz bes theokratiſchen Princtpes, welches außerdem auch 
noch eine Stüge an der lehenrechtlihen Auffaffung finden konnte, wornad alle 
Gewalt als eine verliehene galt und fonad die Spige dieſes Lehenſyſtemes in dem 
von Gott felbft beauftragten oberften Lehensherren, d. h. im Papfte, erblidt wers 
den durfte So fprad e3 gegen Ende des 11. Jahrhunterts befanntlih Papft 
Gregor VII. (und allerdings an ven Sprud „Prineipiis obsta“ erinnernb) 
unumwunden aus, daß bie Welt durch zwei Lichter gelenft werbe, nämlich durch 
die apoftoliiche Gewalt als Sonne und durch bie föniglihe Macht ale Mond, 
und daß, fowie legterer nur kraft der erfteren leuchtet, ebenfo Kaifer und Könige 
nur durch den Papft beftehen, weil diefer durch Gott befteht. Ia die dem Monde 
analoge Herrfhaft wird fogar als eine Anftiftung des Teufels bezeichnet, welcher 
das „Recht des Stärkeren" begründete, fo daß nur durch Unterorbnung unter bie 
wahre Sonne die weltlihe Regierung fanktionirt und legitim werben Fünne, Auch 
das Gleichniß von Seele und Leib oder bie Bergleichung mit zwei Schwertern 
u. dgl. wurde zur Berbeutlihung jenes dienftbaren Verhältniffes gewählt, in 
welhem alle weltlihe Macht gegenüber ver geiftlihen Gewalt ftehe.3) 

Häufig genug noch wurben in den folgenden Jahrhunderten dieſe Grundſätze 
wiederholt und polemifh gegen die reale Rechts- und Staatsentwidlung gefehrt. 
In relativ milderer Form traten fie auf, indem man — ſeitens der proteftan« 
tifhen Scholaftifer eben fo fehr wie feitens ber katholiſchen — alle Redhtsinftitute 
fhlieglih aus der Moraltheologie abzuleiten übernahm. Die fchredlichfte Folge 
aber war, daß der Staat feinen weltlihen Arm dem kirchlichen Fanatismus zur 
Berfügung ftellte und fich an Tauſenden von Morden betheiligte, welche zu ver- 
üben vie Kirche zur Ehre Gottes für zweckdienlich hielt (audy tie nicht-katholiſche 
Kirche that, wo fie die Macht dazu hatte, dad Gleihe; man denke z.B. nur an 
Servet in Genf). 


3), ©, Joh. Voigt, Hildebrand als Papft Gregor VII. (2. Aufl. 1846. ©. 172 ff.) Wie 
bei Gregor die Theorie zur Progie geworden, ſ. in Kürze auch oben Bd. VI, ©, 379 ff.) 
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Die Moral-Theologie beihäftigte fih mamentlih feit Petrus Lombar— 
dus (geft. 1164), dem Führer aller theologifhen Kafuiftif, unabläffig mit Fragen, 
welde aus folgender Stelle des Römerbriefes (8. 2) gefloffen waren: „Wenn 
bie Heiden, welche das Geſetz nicht haben, von Natur aus das Geſetzmäßige thun, 
fo find viefe, während fie das Gefeg nicht haben, fi felbft Geſetz,“ wobei dann 
im Hinblide auf jene traditionellen Sculbegriffe des ius naturale, ius gentium, 
ius civile fih Alles um die Worte „von Natur aus" und „find fich felbft Ger 
ſetz“ drehte. Und fowie ſelbſt Abälard (geft. 1142) vie lex naturalis in ben 
allgemeinen Sittenvorſchriften des Evangeliums erblidte, fo zeigt ſich aud ber 
ciceronifirende Moralift Johannes von Salesbury (gef. 1180), ber Zeit- 
genofje Heinrichs II. und des Thomas Bedet, als hervorragender Bertreter des 
theokratifchen Principes und der hierarchiſchen Politif, fo daß feine ausführlichen 
und mit rhetoriſcher Gelehrſamkeit geſchmückten Erörterungen über den Tyrannen- 
morb jedenfalls eine befondere Beachtung verdienen, wenn er auch zugleih von 
der Möglichkeit ſpricht, daß unter den geiftlihen Gewalthabern gleichfalls Ty— 
ranmen fi finden könnten. 

Die Erweiterung des Stoffes, welche im 12. Sahrhundert durch das ein- 
tretende Studium des römiſchen Rechtes und durch das Decretum Gratiani an- 
wuchs, brachte in den allgemeinen und principiellen Anfhauungen feine Aenderung 
hervor, denn die Kanoniften ftimmten ohnedieß für unbebingte Guperiorität ber 
geiftlihen Herrſchaft über der weltlihen, und aud bie Glofjatoren bewegten fid 
in ziemlich unfruchtbaren Rontroverfen über jene Pandektenftellen, welche vie ftoifche 
Schul⸗Theorie betreffs des ius naturale u. dgl. enthalten. 

Wohl hingegen trat im 13. Jahrhundert in Folge einer mafjenhaften Stoff- 
zufuhr eine Wendung ein. Die Schriften des Ariftoteles nämlih, von melden 
man bis dahin nur einen Theil der die Logik betreffenden gefannt hatte, traten 
nun auf einmal insgefammt, theild in griechifch-lateinifcher, theils in arabiſch— 
lateiniſcher Bearbeitung, ſelbſt mit Einſchluß älterer griechifcher und arabiſcher Er- 
Härer, in ven geiftigen Gefidhtöfreis des Abendlandes; und es ift für die Gefchidhte 
der philofophifhen Theorien überhaupt fehr zu beachten, daß das fog. „Wieber- 
erwachen des Alterthums“, was die ariftotelifche Litteratur betrifft, um zwei Jahr— 
hunderte früher ftattftand, als jene Gefammterneuerung des Antifen. Die Wirkung 
aber des Ariftotelismus war eine ganz eigenthümliche; denn nachdem man fid 
bis dahin Jahrhunderte hindurch im Gebiete der Logik mit köhlergläubiger Auf- 
toritätsfuht an den Spruch „Ne quid adversus Aristotelem” gewöhnt Hatte, 
übertrug man diefe Anficht, weil fie einmal durch Tradition geheiligt war, als 
eine jelbftverftänpliche auch auf die neu auftauchenden ariftotelifhen Schriften (auch 
auf unädhte, welche bei dem gänzlihen Mangel an aller Kritik für ächt gehalten 
wurden), und während man von Plato (mit Ausnahme des Timäus) noch feine 
Schriften feldft kannte, wohl aber aus den auf die Neuplatonifer zurüdweijenden 
Arabern einen Synkretismus platonifher und ariftotelifcher Lehre auffog, ver- 
quickte man nun biefen platonifirenden Ariftotelismus mit fpefulativen Erörterungen 
des hriftlihen Dogma’s. Die gründliche Unklarheit jener Zeit läßt fi) für Jeden, 
der aud nur oberflächlihe Kenntniß ver Philofophie befigt, deutlich vor Augen 
ftellen, wenn wir in Kürze fagen, daß man damals alles Ernftes glaubte, man 
könne zugleich Ariftotelifer und trinitätsgläubig fein ®). 





%), Jene Dominifaner ſahen jedenfalls Marer, weiche bei Beranftaltung der Gefanmtautgabe 
der Werke des Thomas von Aquin (i. 3. 1570) den Text deöfelben durch Weglaſſung derjenigen 
Stellen fälichten, welche mit tem Koncilium Tridentinum nicht in Einklang ftanden. 
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So in Allem und fo aud in den Auffaffungen des Staates und des Rechts. 
Abgefehen von Bincenz von Beauvais (geft. 1264), welcher in feinem 
Speculum doctrinale, naturale, historiale (das Spec. morale als 4. Theil ift 
unächt und gehört erft dem 14. Jahrhundert an) eine Enchklopäbie des damaligen 
Wißbaren gab und dabei die Angaben über Privatreht aus Azo's Summa iuris 
und jene über öffentliches (römiſches) Recht aus Helinands Historia universalis 
fhöpfte, und aud abgejehen von Albertus Magnus, welder überhaupt ohne 
allen felbftändigen Berftand den Ariftoteles erneuerte und babei Hunderte von 
Büchern ercerpirte (es gilt die aud von feinen naturwiffenfhaftliden Schriften), 
ift e8 hauptfählid Thomas von Aquino (1225—1274), an melden JIahr- 
hunderte hindurch fidy theologische Schriftfteller anlehnten. Den Ethicismus der 
ariftotelifhen Politik (f. Bd. I, ©. 345) überfegte Thomas in jenen ver Morale 
theologie und fo bewegte er fi in dem widerſpruchsvollen Unternehmen, den Ari— 
ftoteles8 zu chriftianifiren. Er acceptirt die ariftotelifche Unterfcheidung zwiſchen 
Tugenden ber Gewöhnung und Tugenden der Dentthätigkeit (f. ebend. ©. 346, 
vgl. Summ. theolog. I, 2, 56), aber nur, um in legteren den auf die göttliche 
Offenbarung gerichteten Intelleftus zu preifen, er acceptirt mit Bergnügen ben 
Stanbpunft des Ariftoteles, daß die praftifche Verſtändigkeit fih nur auf pas 
Gebiet des Anders-fein-fünnenten beziehe (ebend. II, 1, 91), aber nur um das 
theoretifche Erkennen durch das göttliche Gefeg bedingen zu laſſen. Ia er ift ein- 
verftanden mit dem Socialitätsprincip, mwornad der Menfch „von Natur aus ein 
zu ſtaatlicher Gemeinſchaft beftimmtes animalifches Weſen“ ift (Bd. I, ©. 348), 
aber er verbindet damit das auguftinifche „inbaerere deo”, welches natürlidy ein 
ganz perfönlic Individuelles ift (wie z. B. auch Stahls Nechts-Philofophie). D. h. 
er legt fich die Sache fo zureht (Summ. c. gentil. III, 113 ff.), daß vie lex 
naturalis bei den Menſchen auf die Erhaltung der gejellfchaftlihen Geſammtheit 
abziele und fomit über das Individuum binausgehe, Hingegen aber zugleich bie 
lex divina zu Hülfe fomme, tamit das Individuum als folches feinem Zwecke 
zugeführt werde. So kann Thomas die arifiotelifhe Ethik beiziehen und die dor— 
tige Zugendlehre nad arabifchen Vorbildern mit den vier platonifhen Tugenden 
in Einklang zu bringen verfuhen, und er fann namentlich vor Allem die An— 
gaben des Ariftoteles über „Gerechtigkeit“ (iustitia distributiva und iustitia com- 
pensativa, f. Bd. I, ©. 253) ausjhreiben, wodurch er zu hundertmaligen Wieber- 
bolungen dieſes Kapiteld bei allen Thomiften Beranlafjung gab; aber es bleibt 
ihm vabei die Auffaffung beftehen, daß dies eben nur die iustitia mundana ſei, 
welche auch ohne die wahre göttliche Tugend geübt werben fünne, denn höher liege 
jenes Berhältniß, in welchem der Menſch ala Bürger des himmliſchen Staates zu 
Gott fich befinde, und ten virtutes acquisite, welde auf das indifche Reih und 
die menſchlichen Güter fid) beziehen und auch bei den Heiden vorkommen können, 
feien jene Tugenden als Ergänzung gegenüberzuftellen, welche durch göttliche Gnade 
dem Einzelnen eingegofjen werben (infunduntur, d. 5. die fogenannten drei theo- 
logifhen Tugenden: Glaube, Hoffnung, Liebe). In Letzterem natürlich findet Tho- 
mas die hriftliche Wendung ber ariftotelifhen „Weisheit”, und während er auf 
dieſe Art für die Ethik zu einem Determinismus der Intelligenz gelangt, welcher 
uns bier des Näheren nicht berührt, fann er mit dieſem geiftlihen Vorbehalte für 
das Weltliche auch Einzelnes aus der ariftoteliihen Staatsweisheit herübernehmen, 
wovon fogar die Sklaverei nicht ausgefchloffen bleibt (Summ. theol. II, 1, 92), 
infofern dieſelbe nach der Nelativität, welche ven irbifhen Zweden überhaupt an- 
klebt, zuweilen ja aud dem Beherrſchten zu Gute kommen fönne (vgl. Bd. I, 
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©. 358). — Uebrigens ift die unter den Werken des Thomas erhaltene Schrift 
De regim. prineip., welde auf das Detail der ariftoteliihen Politit nod näher 
eingeht, nicht von ihm verfaßt, fondern wohl aus feiner Schule hervorgegangen, 
fann aber erft gegen Ende des 14. Jahrhunderts gefchrieben fein. Nicht unwichtig 
ift in derfelben die Erörterung (I, 6) über DBerweigerung des Gehorfams gegen: 
über einem Tyrannen. 

Was aber bei dem Dominikaner Thomas in chriſtlichem Ariftotelismus zu 
Einem iveellen Gipfel fublimirt war, hielt der Franzisfaner Wilhelm Decam 
(geft. 1347) dualiftifh aus einander. Ueberhaupt ja ift der Gegenfat dieſer bei- 
den geiftlihen Orben für jene Zeit von großem Belange, indem die Dominikaner 
als die gelehrten Herren gleihfam vie ecelesia docens barftellten und aud an 
der damals allein maßgebenden Parifer Univerfität ſich feftfesten (vgl. oben 
Bd. VII, ©. 404), hingegen die Franziskaner als ecelesia militans fih unter 
das niedere Bolt mifchten und den unmittelbaren religiöfen Bebürfniffen desfelben 
ſtets näher ftanden. Letzterer Orden auch war es, welcher über die praftifhe Bes 
deutung der theoretifchen Frage, ob Chriftus und die Apoftel Eigenthum befeffen 
hätten, in Konflift mit Papſt Johann XXII. gerieth (vgl. ebend, ©. 405), wo- 
mit nicht blos die große Franzisfanerverfammlung zu Perugia (1322), fonvern 
auch bald hernad jene maffenhafte Wanderung zufammenhing, in welcher (1328) viele 
Mitglieder des Orvens mit ihrem Generale Ceſena fih nah Münden zu Ludwig 
dem Bater flüdhteten. Unter dieſen war aud Decam, welder ſchon vorher in Paris 
fhriftlih und in Perugia mit berebter Zunge fi gegen den Papft geäußert hatte. 
Sowie er zu Ludwig befanntlic gefagt Hatte: „Vertheidige du mid mit dem 
Schwerte, ich werde dich mit der Feder vertheidigen”, fo that er feinerfeits auch 
Leßteres in feinen Schriften Compendium errorum Johannis XXII. und Disput. 
super potestate pontif. eccles. atque princ. terrestr. Das Entſcheidende dabei 
Liegt für den allgemeinen Ideengang weniger darin, daß Occam ben von Ludwig 
proffamirten Gegenpapft (Nikolaus V.) anerkannte, nod auch eigentlid in ber 
Lehre, daß das geiftliche Reich bei ver Irrthumsfähigkeit des Papftes feine ge- 
nügende Bertretung nur in einem allgemeinen Koncilium haben könne, fonbern 
principiell in der fiharfen Trennung, mit welder Occam bie weltliche und bie 
geiftlihe Macht als zwei verſchiedene Reihe „wie 3. B. Vranfreih und das 
Römische Rei” einander gegenüberftellt, jo daß dem Kaifer bei Eingriffen ver 
Kirche in das weltliche Gebiet (3. B. im Eherechte) felbft eine richterliche Gewalt 
über den Papft zugewiefen wird. Dabei jedoch befleißigt fich, mas wohl zu be— 
achten ift, Occam in tbeologifhen Fragen der firengften Orthodoxie, fowie er aud) 
in ver Logik dem ausgebilvetften Scholaftieismus angehört. 

Sowie aber ſchon bei den Franzisfanern reale Berhältniffe tie eigentlichen 
Erzeuger folder Anfichten waren, durch welche der bis dahin traditionelle Ge— 
dankenkreis gelodert wurde, fo ift das Gleiche aud bei jener berühmten Schrift 
ver Fall, welche in der nämlihen Zeit gemeinfhaftlid von Marfilius von 
Padua (geft. 1328) und feinem Freunde Johann von Jandun (geft. 1320) 
verfaßt wurde und ben Titel „Defensor pacis“ trägt.) Sie kämpft mit aller 
Energie gegen ven Defpotismus der Kirche und ftellt fih mit Entſchiedenheit auf 
den Standpunkt der Volfsfouveränität, indem in den Willen der Gefammtheit der 





8) Im Jahr 1545 zog man diejelbe wieder beroor und gab jie in deutfcher Ueberſetzung 
als „Bridfchirmbuch” heraus (gedruckt in Neuburg). 
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Bürger nicht blos die erfie Urſache aller Geſetzgebung, ſondern aud der Fürften- 
gewalt (prineipatus) verlegt wird, wornad fi) als bie befte Regierungsform bie 
Wahlmonardie ergebe, innerhalb deren jevod dem Vollke noch ftets, da nur nad 
dem einftimmigen Willen der Bürger jede Regierung verfahren müſſe, die Be— 
fugniß einer beffernden Aenderung (facultas corrigendi) vorbehalten bleibe. 

Und wenn wir nun no den größten Italiener jener Zeit, nämlid Dante 
Alighieri (geft. 1321) erwähnen, — jedoch der Kürze halber nur auf einen früheren 
Ürtitel, Bo. II, ©. 685 ff. verweifend —, fo betreten wir biemit erft vollends 
jenen Boden, auf welchem nicht blos, wie bei Dante, das Princip der weltlichen 
Herrſchaft philoſophiſch idenlifirt wurbe, fonvern bald aud in realer Bethätigung 
die theokratifche Anfhaunng einem politiihen Individualismus wich, welcher theo⸗ 
retifh fih an dem Naturalismus des wiebererwachenden Alterthums nährte und “ 
gerade in Italten im 15. Jahrhundert durch antifcholaftifche Litteratur und Kunft 
zum reihen Ausbruch fam.6) 

Uber die Theologen fpannen, während ber Uebergang in die „neuere Zeit" 
ſich mannigfach verwirflichte, ihrerfeits erflärlicher Weiſe den Faden, wie er durch 
Thomas von Aquino geſchürzt worben war, unbeirrt fort, und zunächſt ſchon das 
14. und 15. Jahrhundert zeigt uns wahrlich eine Legion von Moral-Theologen, 
welche als Achte Kinder en en der Scholaftit den ſämmtlichen Umfreis des 
Rechtsgebietes an die göttlichen Gebote anknüpfen und hiemit in taufendmaligen 
Wiederholungen die ariftotelifhe iustitia distributiva et compensativa verbinden. 

Ja man würde fehr irren, wenn man, wie gewöhnlich gefchieht, glauben 
wollte, daß mit dem Eintritte der Reformation die Scholaftif zu Grabe getragen 
worben ſei. Wenn nirgends anders, fo hatte fie ſich jevenfalls auf den theolo— 
giſchen Kathedern der Univerfitäten radikal eingeniftet, und wir finden e8 ungeredht- 
fertigt, wenn man, in der Gefchichte der Philofophie beim 16. Jahrhundert von 
„legten Scholaftitern" fpricht, denn dies fönnen wir leider noch nicht heutzutage, 
vieleicht auch noch in ferner Zukunft nicht. Inſoweit jene fpäteren Scholaftiter 
nicht bireft gegen bie Humaniſten und gegen die Antike polemifirten, ließen fte ſich 
allenfalls herbei, aus jener neuen Materlalien-Zufuhr für ihre Kundgebungen ben 
Schmuck rhetoriſcher Gelehrſamkeit zu entlehnen, und fo zweigte fi) die Literatur 
ber Dominikaner, welche ſchon im 13. Jahrhundert dienſtbare Werkzeuge der Inqut- 
fition gewefen waren, in die fchriftftellerifche Thätigkeit der Jeſuiten hinüber. Das 
ſcholaſtiſche Princip der Theofratie blieb dabei das gleiche (vergl. auch Bd. VII, 
©. 418 f.),nur waren die Jefniten gewandt genug, e8 bald klug zu mildern (Bellarmin 
und Andere, f. Bd. II, ©. 40 ff.), bald fanatifch zu fteigern (Mariana und Suarez, 
ſ. Bd. VI, ©. 538 ff.) 

Andrerfeits aber hatten auch die Proteftanten, was rechtsphiloſophiſche Grund» 
füge betrifft, ihre Scholaftifer aufzumeifen, indem nicht blos Melauchthon felbft 
(welcher — nebenbei bemerft — mit der Verbrennung Servet’s fi vollfommen 
einverftanden erklärte) und auch Oldendorp (geft. 1564) den theologifhen Stant- 
punft fefihielten, wornach die NRechtsverhältniffe aus ven zehn Geboten abgeleitet 
wurden, fondern noch fpäter John Selven (geft. 1654) und ſodann all jene Theologen 
das Gleiche thaten, welche in dem durch Pufendorf angeregten Streit über bie 
Integrität (Stand der Unfhuld vor dem Sünvenfalle) als Gegner der modernen 








6) Jac. Burdhardt, die Kultur der Renalffance in Stallen. Bafel, 1860, ein jeden» 
fans —— reichhaltiges Werk, welches nad der litterargefchichtliden Seite ſich cbenbürtig er⸗ 
gänzt durch: Georg Voigt, die Wieterbeicbung des klaſſiſchen Altertbume, Berlin. 1859, 


Bluntfpli un Brater, Deutides Staatt ⸗Worterbuqh. IX, 17 
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Ideen auftraten; fo Samuel Rachel, Valentin Alberti (geft. 1697), Lubw. v. 
Sedendorf (geft. 1692), Nicol. Bedmann und Andere, 

Erft feit Thomaſius (f. d. Art.) erhielt im 18. Jahrhundert durch den all- 
feitigen Umſchwung ver Wiſſenſchaften die Scholaftif empfindlichere Stöße, als ihr 
bie Reformationszeit beigebradht hatte. In der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
ift e8 zum legten Male ver Fall, daß uns noch Dugende von gleichzeitigen Folianten 
und Quartanten unter dem Titel Philosophia Thomistica oder Philosophia Scoti- 
stica u. dgl. begegnen, in welden aud das Rechtsgebiet völlig nad) jenen Bor- 
bildern des 13. und 14. Jahrhunderts befprodhen wird. Ein fo zähes Leben hatte 
die Scholaftit namentlich an den Univerfitäten erwiefen, denn überhaupt ja ver- 
ſchloſſen ſich bis zur Periode des Wolffianismus die Hörfäle und die Lehrbücher 
fo ziemlich gänzlid dem Fortſchritte der Philofopbie, 

Daß aber die Scholaftif auch durd den Fortichritt des 18. und 19. Jahr— 
hunderts nicht völlig zum Ausfterben gebradht wurde, dafür liegen die fpredyenven 
Zeugniffe in manchen Kathever-Philofophen der Neuzeit, fowie in den Romantifern 
ver biftoriihen Schule und in ben praktiſchen (— oder wohl unpraftifhen — ) 
Politifern der Reftaurations-Staatslehre vor. Exempla sunt odiosa, 


Schotten, j. Kelten. 

Schottland, ſ. Großbritannien. 

Schriftſäßigkeit, j. Gericht. 
Schuldbeitreibung.*) 


Die für den praktiſchen Rechtsverkehr fo überaus wichtige Zwangsexekution 
für Geldforderungen bat wohl, obſchon die neuen Proceforbnungen vielfadhe Ber- 
befferungen eingeführt haben, nod nicht die Geftaltung erhalten, die in Sicherheit, 
Einfachheit, Wohlfeilheit dem Bedürfniß genügend entfpricht. Die Theorie des ge— 
meinen Procefjes hat dieſes Gebiet fehr ftiefmütterlich behantelt, es erfcheint als 
Nebenfache, als bloßer Anhang des gewöhnlichen Proceffes, und die Partikularge- 
feßgebungen, denen die nähere Anordnung anheimgefallen ift, haben, wie der Er- 
folg zeigt, wohl faft durchweg von ber hergebrachten Schwerfälligfeit und Um— 
ſtändlichkeit, welche die Exekution zu fehr als Rechtsſache und Proceß behandelt, 
noch nicht hinlänglich ſich losgemacht. Bei den umfaſſenden Reformen, die im Pro— 
ceßweſen angeſtrebt werden und die der große Verkehrsaufſchwung immer bringen- 
der verlangt, lohnt es fich wohl der Mühe, auf eine ganz eigenthümliche ſchwei— 
zeriſche Einrichtung aufmerffam zu machen, welde vie Schulverefution fehr praf- 
tiſch ausgebildet hat und im Leben ſich vortrefflih bewährt. Sie hat wefent- 
lid dazu mitgeholfen, dem Kreditwefen aud im Kleinverfehr wenigftens in einigen 
Kantonen ver Schweiz eine fehr bedeutende, anderwärts nicht leicht jo vorfommende 
Entwidlung zu verfhaffen, und ift von ver Geſetzgebung bier feit alter Zeit mit 
ganz befonderer Sorgfalt, mehr als das Procehverfahren felbft, gepflegt und wei— 
ter gebildet worden. Zur Grundlage hat fie, wie dies im Einzelnen nadhgewielen 
worden ift!), das Vollziehungsverfahren, das ſchon im Mittelalter in den Städten 


Prantl, 


*) Anm. d. Ned. In Anbetracht, daß die Shuldbeitreibung in einigen Kantonen der Schweiz 
fehr viel emergiicher und gemeinnüßlicher eingerichtet ift al8 der Megel noch in Deutfchland, haben 
* einen ſchweizeriſchen Rechtsgelehrten gebeten, ein Bild jenes eigenthümlichen Verfahrens zu 
geben, 

1) Die Schulobetreibung nach ſchweizeriſchen Rechten in der Zeitſchrift für Schweizer -Redt 
Br. VII. S. 3 ff. 
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und Landſchaften galt; ihre Erhaltung hängt wefentlih damit zufammen daß ber 
römifhe und kanoniſche Proceß der Schweiz fremd blieb; ihre auch jegt noch vor- 
handene Lebenskraft aber hat darin ihren Grund, daß fie nicht ftationär blieb, 
fondern dem Bedürfniß gemäß von dem eigenen Boden aus fortwährend weiter 
entwidelt wurde. In folgenden Punkten liegt vornehmlich das Beſondere biejer 
Einrichtung: 

1) Die Vollziehung ift von dem gerichtlichen Procefje ganz getrennt und be- 
fteht dafür eine felbftändige befondere Organifation. Sie erſcheint auch nicht ein- 
mal vorherrfhend in ver Geftalt der Vollftredung wirklicher Urtheile; vielmehr 
bedarf. es, um fie in Gang zu fegen, in den meiften Kantonen bei Geldforderun— 
gen aller Art nur des einfeitigen Begehrens des Gläubigers. Er verlangt von 
dem Beitreibungsbeamten in fohriftlicher übrigens ganz formlofer Eingabe, welche 
nur den Betrag und die Art der Forderung kurz bezeichnet, daß er den Schulpner 
zur Zahlung binnen beftimmter Frift (3—4 Wochen) unter Androhung der Pfän- 
bung oder anderer Rechtsnachtheile auffordere. Ohne weitere Kognition der Sache 
wird nun die Mahnung, das fogenannte „Rechtsbot“ im fchriftliher Ausfertigung 
dem Schuldner zugeftellt und im Protofolle vorgemerkt. Zahlt der Schuldner wäh- 
rend ber beftimmten Frift nicht und ergreift er auch fonft keine Schritte gegen bie 
Betreibung, fo erfolgt nach Ablauf der Frift die Pfändung, oder je nady Art der 
Borderung andere Rechtsnachtheile, meift von felbft ohne daß es hiezu aud nur 
eines weiteren Begehrend vun Seiten des Gläubigers bedarf. Der Schulpner, der 
die Frift hat verftreichen laffen, muß nun die Durchführung der Erefution bis zu 
ihrem Schluffe ſich gefallen laſſen oder zahlen, eine Beftreitung der Erefution kann 
in der Regel nicht mehr ftattfinden, wohl aber bleibt ihm gegen Uebernahme des 
Beweiſes, daß er nichts gefchuldet habe, Zurüdforderung nody vorbehalten. — Wil 
ber DBetriebene die Erefution verhindern, fo muß er binnen ber durch das Redhts- 
bot angefegten Frift die Forderung beftreiten oder wie man ſich ausbrüdt, „Recht 
vorſchlagen“; es bedarf aber hiefür einer befonderen Rechtshandlung und genügt ge- 
rade in den Kantonen, in denen biefe Einrichtung am meiflen entwidelt ift, bie 
bloße Erklärung des Betriebenen nicht. Der Gerihtspräfident muß angegangen 
und um Bewilligung des „Rechtsvorſchlags“ erſucht werben; ergeben fi bie Gründe 
der Beftreitung bei ganz fummarifher Anhörung berfelben fofort als völlig unge- 
nügend und unzuläffig, fo fol die Bewilligung verweigert werben. Wird fie er- 
theilt, fo fällt die Betreibung zunächſt dahin, dem Kreditor bleibt nun überlaffen, 
den Weg des fummarifchen oder des ordentlichen Proceſſes gegen den Schuldner 
zu ergreifen. In ſolcher Weife wird immer, auch für die durch Urtheil bereits gut- 
geheißenen Geldforderungen, die Erefution eingeleitet. 

Diefes den Schulbegriffen jo ſtark widerfprehende Berfahren trägt einer 
Thatfache Rechnung, die von der Doktrin und Geſetzgebung in der Regel viel zu 
wenig beachtet wird. Wohl überall ift in der großen Mehrzahl von Fällen, in 
denen für eine Forderung amtliche Hülfe in Anfprucd genommen werben muß, bie 
Berpflihtung des Angefprochenen gar nicht ftreitig, die gerichtliche Entſcheidung 
eines Procefjes gar nicht erforderlich, fondern tritt da8 Bedürfniß amtlihen Ein- 
ſchreitens nur ein, weil der Pflichtige nicht erfüllen Tann oder will, Weßhalb num 
in allen viefen Fallen — und es beziehen fich viefelben gar nicht blos auf grund- 
berrlihe Gefälle, Steuern, Abgaben, wofür allein in der Regel Erleichterung ge— 
ftattet wird — die Einreihung einer förmlichen gerihtlihen Klage mit den hierüber 
ergebenden Koften verlangen? Namentlich bei periobifch wiederkehrenden Leiftungen, 
fo Zinfen von grundherrlichen Kapitalien, ift e8 dem Kreditor gar nicht gleichgül— 
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tig, ob er jedes Mal bei Säumniß des Pflichtigen die Weitläufigfeit der Erhebung 
einer Klage Über fid) nehmen muß. Sollen Forderungen folder Art im Berfehre 
beliebt werben, jo muß bafür geforgt werben, daß die Vollziehung leicht und ein- 
fach erlangt werben könne. Die Nöthigung für den Betriebenen, wenn er bie For- 
derung beftreiten will, pofitive Schritte zu thun und nicht blos paſſiv ſich zu ver- 
halten, ift eine praftifch gar nicht unweſentliche Erſchwerung des grundlofen Ab- 
läugnens einer Schuld, und wenn auf ber andern Seite allerdings die Gefahr 
muthwilliger und chikanoſer Anhebung einer Betreibung Mar vorliegt, fo wirkt 
berfelben doch der Umftand entgegen, daß der Betreibende in ſolchem Falle für 
Koften und Schavenserfag einzuftehen hat. Am fchlagenpften ſprechen in ſolchen 
Dingen die Zahlen, und mögen daher folgende dem Rechenſchaftsbericht des zür- 
cheriſchen Obergerichtes über das Jahr 1862 enthobene Angaben hier Plat 
finden, 

In diefem Jahre wurden im Kanton Züri im Ganzen 120,140 Rechtöbote 
für Forderungen aller Art ausgeftelt; Rechtsvorſchläge wurden ausgewirft in ber 
Zahl von 12,043, alfo bei ca. 109), der Betreibungen. Auf dem Wege des fum- 
marifchen Proceffes wurden 3053 Fälle erledigt, auf dem Wege des orbentlichen 
Proceffes, und zwar in Streitfahen aller Art, nicht blos über Geldforderungen, wur: 
ben bei den Kreis- und Bezirfsgerichten 2674 Klagen eingebracht. Mehr als 
100,000 Betreibungen Hatten alfo ohne alle gerichtliche Betheiligung ihren 
Fortgang. 

Eine wefentlihe Ergänzung und Berbefferung biefes Verfahrens, das aber 
nur in wenigen Kantonen in genügender Weife fid findet, liegt in der Einrich— 
tung eines damit in Verbindung ftehenden und dazu paffenden fummarifchen Pro- 
ceffes. Es ſoll die Möglichkeit vorhanden fein, in Fällen, in denen die Betreibung 
durch Rechtsvorſchlag gehemmt worben ift, die Liquidität der Forderung aber leicht 
hergeftellt werben fann, auf fummarifhem Wege Wiederaufhebung ver Hemmung, 
wie man im Kanton Zürich fagt, „Rechtsöffnung“ zu erlangen. Ganz auf dem 
Wege praktiſcher Erfahrung haben ſich hierüber in Züri allmälig beftimmte 
Grundſätze gebildet, die im Leben, wie allgemein anerkannt wird, ſich fehr bewäh- 
ven. Der gleihe Gedanke Liegt diefer Proceßart zu Grunde, der zu bem gemein- 
rechtlichen Erefutivproceß geführt hat, nur ift die Anwendung ausgebehnter, for- 
mell weniger beftimmt abgegrenzt. Alle Geldforderungen, welche fofort, ohne daß es 
eines Zeugenbeweifes bedarf, fei e8 durch Hffentlihe oder Privaturfunden, -oder 
durch das Geſtändniß des Betriebenen liquid gemacht werden können, eignen fid) 
für biefes Verfahren. Einreden des Schulpners, die nicht fogleich vollftändig her- 
geftellt werden können — in weldem Falle natürlih der Anfpreder abgemwiefen 
wird — werben je nad) der Art des Beweifes für die Forderung mehr oder we— 
niger berüdfichtigt. Beruht die Forderung auf einer öffentlichen Urkunde, fo bebarf 
es, um Rechtsöffnung zu finden, Einreven, die wenigftens bis zur Wahrſcheinlich— 
feit bergeftellt find; in andern Fällen fann genügen, daß zureihende unverdächtige 
Beweismittel angeboten find oder doch die Einfprachegründe nicht als offenbar un- 
zureichend ſich varftellen. Es ift dabei wie bei dem Erefutioprocefje die Meinung, . 
daß, wenn auch NRehtsöffnung ertheilt und vie Vollſtreckung durchgeführt wird, 
Nüdforberung unter nachträglicher Geltendmachung der ad separatum verwiefenen 
Ginreden nicht ausgefchloffen ift. Auf der andern Seite ſoll difandfes Vorbringen 
von Einreven, die vorläufig berüdjichtigt werden müffen, dadurch möglichſt unſchäd— 
lid) gemacht werben, daß ungeachtet der Verweigerung der Rehteöffnung die Beftel- 
lung eines proviforifchen Pfandrechtes auf Fahrhabe für die Forderung bewilligt 
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werben kann. Diefe Grunbfäge verlangen freies Ermeffen des Richters über bie 
Beweisfragen und muß auch dasſelbe um fo eher eingeräumt werben, als ber 
Zürderifhe Eivilproceg — abgefehen vom Paternitätsproceg — den Eid als Be- 
weismittel gar nicht Fennt, weder den zugefchobenen, noch den Notheid. Der Ent- 
fheid liegt in der Einzellompetenz bes Bezirksgerihtspräfidenten, Nelurs an das 
DObergeriht ift aber geftattet und das Berfahren, das in ganz formlofer Weife 
mündlich oder jchriftlih geführt wird — nur der Refurs ift nothwendig ſchriftlich 
— geftattet dem Richter die freiefte Bewegung. Auf diefem Wege wird es mög— 
lih, eine große Menge von Streitfällen zu fehr ſchneller, wohlfeiler und dem 
Rechte doch genügender Erledigung zu bringen. Formel ſchließt ſich dieſelbe enge 
an das Erefutionsverfahren an, fie erfcheint al& ein bloßer Inciventpunft in 
bemfelben. 

2) Die Behörden, welde die Schulpbetreibung zunächft leiten und ausführen, 
find nicht die Gerichte, fondern die Vollziehungsbeamten der Gemeinden, die Ge— 
meindammänner ober die Gerichtsweibel. In Zürich beftehen neben ven Gemeindam- 
männern eilf fogenannte Schuldenſchreiber, je einer für einen der 11 Bezirke des 
Kantons, die nıit Leitung der Betreibungen, und zwar als ihrem alleinigen Ge- 
ſchäfte, betraut find. Sie nehmen vie Begehren und Angaben in Empfang, fertigen 
die Rechtsbote, Pfandfcheine u. f. f. aus, führen die Protofolle und Kontrolen, 
während die unmittelbare Vollziehung, namentlidy vie Ausführung von Pfändungen 
und Berfteigerungen, Sache der Gemeindammänner ift. Es wird alfo tie Betrei- 
bung zunädft als eine Adminiſtrativſache betrachtet; indeſſen beſteht doch Zuſam— 
menhang mit den Gerichten. Die Rechtsficherheit und gehörige Handhabung ver 
gefeglihen Ordnung wird dadurch gewahrt, daß die Gerichte Dberaufficht üben 
und Befchwerben über das Verfahren bei den Gerichten angebracht werben können. 
Auch ift wenigftens in einigen Kantonen eine fehr ftrenge Verantwortlichkeit der 
handelnden Beamten eingeführt. Da viefelben meift von den Gemeinden ſelbſt nur 
für eine kurze Amtsdauer gewählt werben und dem Bolfe fehr nahe ftehen, fo Liegt 
die Gefahr hauptſächlich nad der Seite hin, daß gefegwidrige Nachſicht und Scho- 
nung geübt werde, und es findet ſich deßhalb die Beftimmung, daß, wenn ein dem 
Gefege widerſprechender Fehler oder Verzug aus Abfiht oder Nachläſſigkeit ftatt- 
gefunden hat, der Beamte felbft aus eigener Taſche vie Forderung, für melde 
betrieben wurde, bezahlen muß, wogegen er in die Nechte des Gläubigers eintritt. 
Nur wenn er unter Depofition der Summe gerichtlih den Beweis zu leiften ver- 
mag, daß der Fehler feinen Schaben verurfadt habe, Tann er fi frei machen. 

3) Die Art und Weife der Erefution ift unmittelbar durch das Gefeg genau 
vegulirt; es bebarf Feiner befonderen Anträge des Gläubigers, Feiner gerichtlichen 
Beichlüffe und Dekrete. Das Gefeg beftimmt die einzelnen Schritte, die gefchehen 
mäffen, die Friften, in denen fie auf einander folgen, je nachdem für vie Forde— 
rung bereit Pfandredte an Grundſtücken oder Fahrhabe beftehen oder nicht, je 
nachdem es fih um eine gewöhnliche oder eine Wechfelforverung Handelt. Es hat 
jede Betreibung ihren regelmäßigen beftimmten Verlauf, der nur durch beſondere 
Stundungsbewilligung des Gläubigers unterbrohen werben kann, Die Exefutions- 
mittel find meift die gewöhnlichen, Pfändung durch Einjchreibung der betreffenden 
Öegenftände in Pfandzettel und Protofolle, wobei früher an dieſen Sachen durch 
Vertrag oder Betreibung begründete Pfandrechte vorgeftellt werben, und Berfteige- 
rung ber hiedurch erlangten oder aud ſchon vor der Betreibung beftellten Pfän- 
der. Im Gefege ift beftimmt, welche Gegenftände als dem Schuldner unentbehrlid) 
nicht gepfänvet werben dürfen, und auch das Verfahren regulirt, das ftattfinden 
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fol, wenn im Beſitze des Schuldners befinbliche Gegenftände von dritten Perfonen 
als Eigenthum angefprodhen werben. Die Berfteigerung folgt nad älterem Ber- 
fahren der Pfändung gewöhnlich auf dem Fuße nach; im nenerer Zeit wirb das 
durch die Betreibung begründete Pfandrecht mehr dem Vertragspfandrecht gleich 
geftellt und dem Gläubiger während längerer Zeit überlafien, Berfteigerung zu 
verlangen. Die fhwierige Aufgabe, bei der BVerfteigerung einen dem Werthe ber 
Sache entſprechenden Erlös zu erhalten und zu fihern, bat zu fehr mannigfaltigen 
gefeglihen Beftimmungen geführt, bie freilih der Natur ber Sache nad ihren 
Zweck oft nur fehr unvolllommen erreichen können. Wo kein lebhafter Verkehr ift, 
und nicht geboten werben will, da bleibt am Ende nichts anderes übrig, als dem 
Gläubiger felbft die gefhägten Gegenftände zu überlaffen und begreift ſich daher, 
daß in den Kantonen ber innern Schweiz von alter Zeit noch die Uebung befteht, 
die amtlich gefhägten gepfänbeten Sachen ohne Berfteigerung dem Gläubiger zum 
Schatungspreife, zumellen unter einem beftimmten Abzug, zu überantworten, Hat 
bie Berfteigerung zu einem Mefultate geführt, fo wirb ber Erlös auf die Pfand» 
rechte je nad) ber Zeit ihrer Entftehung vertheilt und den Gläubigern zugefchidt. 

Bei Grundftüden, namentlih wo es fih um einen bäuerlichen Hof, faft das 
ganze Vermögen des Schulpners, handelt, Liegt e8 nahe, zu ber Liquidation alle 
Kreditoren, auch die nicht verfiherten, da fie dabei mitbetheiligt find, herbei zu 
ziehen, und bat fi befhalb in einigen Kantonen, in Zürich nach der neueften 
Geſetzgebung, der Satz gebildet und erhalten, daß Pfandrechte an Grundſtücken 
nur im Generalkonkurſe realifirt werben können. Die Betreibung des Gläubigers, 
der Pfandrecht an Grundſtücken bat oder fonft auf Grundſtücke greifen will, führt, 
wenn er binnen mehreren gefeglichen Friften keine Befriedigung erhält, direkt zum 
Konkurfe. Zunähft von bäuerlichen Berhältniffen ausgegangen, hat diefe Behanp- 
lung allgemein Anwendung auch auf andere Berhältniffe und alle Grunbftüde 
gefunden und gilt als dem praftifhen Bebürfnig im Ganzen fo gut entfprechen, 
daß fle ungeachtet der großen Beränderungen, melde die neuere Zeit gebracht hat, 
ungeachtet des fehr lebhaften Verkehres mit einzelnen Grundſtücken, aud von dem 
neueften Rechte noch feftgehalten wird. Einige Kantone laffen fogar auch an Fahr- 
habe eine Pfändung nicht gefhehen und befteht die Betreibung hier nur in wie- 
verholten Zahlungsgeboten, deren beharrlihe Nichtbeachtung Eröffnung des Kon- 
furjes zur Folge hat. Wie im ältern Römifchen Recht die missio in bona, fo ift bier 
der Konkurs die alleinige Art und Weile des amtlichen Einfchreitens. Für eine 
folhe Behandlung läßt fi nicht ohne Grund geltend machen, daß eine indirekte 
aber ernftlihe Nöthigung des Schulpners, felbft für Zahlungsmittel zu forgen, für 
den Krebitor leicht eben fo vortheilhaft fein fann als die Pfändung, während ber 
Schuldner weniger Gefahr Läuft, feine Sachen verfchleudert zu fehen, und daß, 
falls der Schuloner nit im Stande ift, binnen längerer Frift Befriedigung zu 
befchaffen, materielle Infolvenz in ver Regel vorhanden fein wird. 

Zu dieſem Berfahren gehört dann übrigens aud ein eigenthümlicher Kon- 
kurs. Es findet fi noch das fogenannte Zugverfahren, wornad eine Berfteige- 
rung der Maffe nur ausnahmsweife eintritt und die Aktiven namentlid) der Grund- 
ftüde den Kreditoren in ver Regel in natura zugewiefen werben. Je der letzte 
Pfanpgläubigern „zieht", erwirbt fein Pfand zu Eigenthum, infofern er nicht auf 
das Pfandrecht verzichten will ober von einem ambern unverſicherten Krebitor 
„überſchlagen“ wird. Er tritt damit felbft perſönlich als Schuldner in alle vor- 
gehenden mit beffern Pfandrechten verfehenen Forderungen ein. Es bedarf alfo ber 
gerichtlichen Liquidation der Maffe, der wirklichen Bezahlung der Forderungen, gar 
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nicht, au das unverpfändete Gut fann unter Uebernahme der privilegirten Forbes 
rungen von Krebitoren, welche das Riſiko übernehmen und felbft dann liquidiren 
wollen, gezogen werben. Der Konkurs, infofern wenigftens nicht Proceffe entftan- 
den find, fommt auf dieſe Weife zu fehr ſchneller Durchführung, eine lange koſt⸗ 
fpielige gerichtliche Verwaltung findet nicht ftatt, es treten nur an Stelle des Ge- 
meinfhuldners andere Perfonen als Schuldner ein. Leichte einfache Detreibung in 
Berbindung mit einem fo einfachen Konkureverfahren, ift ohne Zweifel ver Haupt⸗ 
grund, weßhalb in den betreffenden Kantonen Grund und Boden auch des kleinen 
Bauern einen ſehr großen, anderwärts kaum ſo vorkommenden Kredit gefunden 
hat. „Schuldbriefe“, die eine Forderung mit Hypothekarrecht an ſolchen Grund« 
ftüden bezeugen, find ein Werthpapier geworben, das faft wie ein Inhaberpapier 
im Umlaufe ſich befinbet. 

Die Erekution für Wechſelforderungen unterſcheidet ſich von ber gewöhnlichen 
zunächft nur dadurch, daß die Friften viel Fürzer find; fie geht ebenfalls auf das 
Bermögen, führt fofort zur Pfändung, und wenn dieſe feine Dedung bringt, ers 
folgt Konkurseröffnung. Schuldverhaft findet nur ausnahmsweiſe da Anwendung, 


wo das Bermögen feine Befriedigung bringt. 


4) Die Koften der Betreibung können bei ber bezeichneten Art und Weife 
ber Ausführung fehr gering bleiben, und Liegt hierin ber Hauptgegenfag gegen 
das franzöfifche Erefutionsfpftem, das fonft in der Lostrennung von dem gericht- 
lien Proceßverfahren und der eingeräumten Selbſtäudigkeit nahe liegende Analo- 
gien hat. Unndthige Formalitäten beftehen nicht; die Angabe bei dem Betreibungs- 
beamten gefchieht zwar fhriftlih, aber in formlofefter Weife, vie feinerlei Koften 
bringt. Jeder kann diefe Angabe machen, ohne hiezu eines Anwaltes oder Geſchäfts— 
agenten zu bebürfen. Die gefeglihen Taren für die einzelnen Betreibungsakte find 
wenigftens in einzelnen Kantonen fehr gering, in Züri 3. B. für das Rechtsbot 
und deſſen Anlage 20 Eentimes, den Pfandſchein und die Pfändung 1 Fr. 20 Ct., 
ben Rechtsvorſchlag 30 Et., die Rechtsöffnung 30 Et. u. f. f. Diefe Wohlfeilheit 
{ft um fo wichtiger, als die Koften definitiv auf dem Schuldner laften, infofern er 
wenigftens nicht ganz vermögenslos ift, und gewiß verftößt nichts fo fehr gegen 
das Billigkeitsgefühl, als wenn demjenigen, ber fonft bebrängt ift, für bie Exe- 
fution gegen ihn felbft noch neue Laften aufgebürbet werben, 

5) Die bezeichnete Erekution findet Anwendung auf alle Geldforderungen. 
Für Anfprüde anderer Art gefhieht die Vollziehung je nad der Beſchaffenheit 
der Sache durch geeignete Befehle oder Verbote des Gerichtspräftpenten, ohne daß 
hiefür eine befondere Organifation befteht und Bedürfniß ift. Indeſſen ift vie 
Möglichkeit vorhanden, auch auf Forderungen, die urfpränglid nicht auf Geld ge— 
richtet find, den Nechtötrieb in Anwendung zu bringen. Es gefchieht dies dadurch, 
daß alternativ auf die Naturalleiftung oder in Schägung berjelben auf Bezahlung 
einer entjprechenden Geldfumme getrieben wird. Erfolgt dann bie urfprüngliche 
Leiftung nicht freiwillig und wird gegen die Schägung feine Einfpradhe erhoben, 
fo können bie weiteren Erelutionsafte ergehen, wie wenn nur eine Geldforderung 
vorliegen würde. 

Dies find die Hauptpunfte, auf denen die Eigenthümlichkeit der ſchweizeriſchen 
Erefutionsweife beruht. Es verfteht fih von felbft, daß die Ausführung im Ein- 
zelnen noch gar mande feinere Fragen hervorgerufen bat, deren Entſcheidung und 
Dronung die Praris hat übernehmen müſſen und auch wirklich übernommen bat. 
Näher darauf einzutreten kann hier nicht ber geeignete Ort fein. Es muß bie Ber- 
fiherung genügen, daß fo lebhaft, vielgeftaltig und künſtlich auch der moderne 
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Verlehr geworben ift, doch für bad Bedürfniß besfelben bie dargelegte einfache 
Geftaltung der Erefution völlig angemeflen geblieben ift, und während mit Bezug 
auf den eigentlichen Proceß Reform und Umgeftaltung vielfach angeftrebt wird, 
Niemand daran denkt, an ben Grundlagen des Betreibungsverfahrens irgend et: 
was Mefentliches zu Ändern und nur etwa nod weiterer Ausbau auf dem gege- 
Genen Grunde in Frage fteht. Es möchte daher kaum einem Zweifel unterliegen, 
daß dieſe Grundlagen auch außerhalb der Schweiz Beachtung verbienen. Zwar 
läßt fih nicht läugnen, daß diefelben in Zufammenhang ſtehen mit der einfachen, 
volfsthümlichen, ungelehrten Juftiz und der eigenthümlichen Stellung ber Gemein» 
vebeamten, wie fie in ver Schweiz ſich finden; auch trägt eingewurzelte Gewohn- 
heit zu Ertragung der Strenge der Erefution gar vieles bei. Eine einfache Nad- 
ahmung wird daher anderwärts kaum möglih. Allein es find im diefer Einrichtung 
Gedanken verkörpert, die der überall ſich wieberfindenden Natur der Sache ent- 
ſprechen, und follte e8 wohl angehen, diefen Gedanken auch anderwärts eine Aus: 
führung zu geben, weldye ver vafelbft beftehenden Organifation der Gerichte und 
des Proceſſes fih anpaſſen läßt. Trennung der Erefution von dem gerichtlichen 
Proceſſe, Zulaſſung der Anhebung berfelben aud ohne fürmliche gerichtliche Klage, 
einfache aber in der Hauptſache gejeglih feſt beftimmte Vollziehung mit ftrenger 
Berantwortlikeit der Beamten, Erweiterung und Bereinfahung des Exekutions— 
procefjes, Anſatz geringer Gebühren und Sporteln, das find die Punkte, auf vie 
es wejentlih anfommt, und bie überall ausführbar fein follten. Mehr als die 
Theoretifer fi oft denken, hängt an ber befriedigenden Löſung diefer Aufgabe. 
Sie bat ein hohes, nicht blos juriftiihes, fondern auch volfswirthichaftliches 
Intereſſe. Fr. v. Wyb. 
Schuldentilgung, ſ. Staatsſchulden. 
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1. Der Staat und die verſchiedenen Gebiete des II. Das päbdagogiſche Rechtsgebiet des Staates 

Unterrichtsweſens. im Verhältniß au den Anſprüchen ver Ge— 

meinte und ber Kirche, 

I. &8 fann natürlich unfere Aufgabe nur die fein, das Schul» und Unter 
richtsweſen vom Standpunkte des Staates aus, alfo innerhalb derjenigen Grenzen 
zu befprehen, welde fih von felbft ergeben, fobald an vie Stelle des rein päta- 
gogifhen Standpunftes der politifche, der ſtaatsrechtliche tritt. Belanntlid hängen 
alle, auf diefem Gebiete obſchwebenden, praftiihen Fragen mit einer theoretiſchen 
zufammen, beren Pöfung bis zur Stunde auf verfchiedenen Seiten noch im fehr 
verſchiedenem Sinne auszufallen pflegt. Wir meinen die Kontroverje bezüglich der 
Stellung des Schulwefens in dem Gefammtorganismus des öffentlihen Lebens, 
Das Verhältniß ver Schulorganifation gehört im der That zu den vermideltften. 
Denn es begegnen ſich auf biefem Gebiete vor Allem Staat und Kirche, und 
ed gewinnt oft den Anfchein, als handle es fih nur nod um bie einfache Alter- 
native, weldhem von dieſen beiden Gemeinfchaften der Löwenantheil in ber zu trefs 
fenden Berftändigung zufallen müffe. Und dod hat — um für jegt noch von den 
Intereffen der Individuen, Familien, Gemeinten zu ſchweigen — aud die Schule 
in fich ſelbſt ihre eigenthümliche Art, und in Folge davon ihre eigenen Yorberun= 
gen zu ftellen. Aber allerdings befteht gleih von vornherein zwifchen jeder anderen 
Einwirkung, die hier zu berüdfichtigen wäre, und ber von Staat und Kirche ein 
gewichtiger Unterfchier, der vor Allem Mar herausgeftellt und anerkannt fein will. 

Delanntlid) hat jede urſprüngliche Aufgabe der Menfchheit den Trieb, ſich 
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ihre eigene Gemeinſchaft zu bilden, innerhalb deren fie gelöst fein will. Aber zu 
wirklichen äußerem Beftande haben es blos die bürgerliche und die religiöfe Gemeinde 
gebracht. Kirche und Staat find bie beiven einzigen großen Lebensgemeinſchaften. 
Die Schule ift eine Erziehungs- und Bildungsanftalt, aber eben darum, weil fie 
zunächſt nicht das Volk, nicht die Erwachſenen umfaßt, nichts dem Staat und ber 
Kirche als ein Drittes irgendwie Vergleihbares. Man könnte ſich zwar denken, daß, wie 
bie religiöfe, wie die politifhe Aufgabe ver Menfchheit in eigenen Gemeinfhaften in 
Angriff genommen werben, fo auch eine künſtleriſche auf der einen, eine Wiſſens— 
gemeinde auf der andern Seite beftände, Dann würde der leßteren natürlich das 
Schulwefen von Rehts wegen als Domäne anheimfallen. Da ee nun aber eine 
ſolche Gemeinde nicht giebt und nicht geben Tann, fo entfteht die Frage, melde 
von den beiden vorhandenen Lebensgemeinfchaften ihre Stelle zu vertreten hat. 
Die Kirche ftellt in Begründung ihrer Anſprüche immer das Geſchichtliche in erfte 
Linie; und es ift ja eine unbeftrittene und landläufige Wahrheit, daß fie e8 ges 
wefen ift, bie während des langen Schlafes ächt wiſſenſchaftlicher Forſchung wer 
nigftens das Bewußtſein der fhon errungenen Schätze bes Wiſſens in der menſch— 
lihen Geſellſchaft erhalten hat. Es gab in ver That eine Zeit, wo nicht blos ber 
geiftlihe Stand ziemlich genau zufammenfiel mit ver „Wiffensgemeinde*, fondern 
wo and durch feine Dienftleiftung das Wenige ins Werf gefett wurbe, was für 
Hereinziehung des anderen Theile der kirchlichen Genoſſenſchaft, der Laien, in 
diefe Wiffensgemeinde gefchehen ift. Anvererfeits ift es heutzutage der Staat, ber 
unter Berufung auf die Unhaltbarkeit der Schranken, innerhalb welcher die Auf- 
gabe der Wiffenfchaft fih nad Anficht der Kirche halten follte, die Unterftägung 
und Pflege der Wiffenfhaft als eine ber wichtigften feiner Obliegenheiten betrady 
tet. Zwar ift an fih Mar, daß dieſe Forberung nie den Sinn haben kann, bie 
Wiſſenſchaft etwa nach chineſiſchem Zufchnitte zur eigentlichen Staatsfahe zu machen, 
alles Unterrichtsweſen ausfhlieglih in die Hand zu nehmen und in ber Staats- 
fhule zu monopolifiren; aber der moderne Staat verdankt der den Feſſeln der 
Autorität entwachfenen, autonomen Wiſſenſchaft und der in ihrem Gefolge einher- 
gehenden Boltsbildung in fo hohem Grade die eigene imponirende Stellung, bie 
er einninmt und das gehobene Bewußtfein feiner Aufgabe und Bedeutung, daß 
er je länger je weniger gleichgültig fich erhalten fann gegenüber ven Bewegungen auf 
dem Gebiete des Wiſſens. Je mannigfaltiger und reichhaltiger die Thätigfeit der 
Bürger ift, welche der Staat auf allen Stufen der Verwaltung, der Rechtspflege, 
des Gewerbelebens u. f. f. entwideln und frei gewähren läßt, deſto größeren Nach- 
drud muß er in feinem eigenen Intereffe darauf legen, daß dieſe Bürger aud 
gehörig gefhult find; denn al’ jene Freiheit hat feinen Berftand, wenn fie nidyt 
getragen wird von tüchtiger Bildung, wenn nicht Das ganze Bolf durd einen forg- 
fültigen Schulunterricht ihres Gebrauchs fortwährend fähiger und würdiger ge- 
macht wird. Einen Haffiihen Ausprud bat dieſe moderne Auffaffung des Berhält- 
niffes von Staat und Wiſſenſchaft gefunden in folgender Beftimmurg der Berfaj- 
jung des norbamerifanifchen Staates New- Hampfhire: „In Erwägung, daß 
für die Aufrechterhaltung einer freien Berfaffung die allgemeine Verbreitung nüß- 
licher Kenntniffe weſentlich nothwendig ift, und daß es hiezu fein befferes Mittel 
giebt, als die Bervielfahung der Mittel und Vortheile ver Erziehung, ift es Pflicht 
der Gefeggeber und Obrigfeiten, fortwährend vie Wiffenfhaft zu unterftügen und 
anfzumuntern”. Im Uebrigen vgl. hierüber die Artikel „Kulturpolizei” und „Er- 
ziehung“, beſonders Bd. III, ©. 431 f. und Br. VI, ©. 150 f. 

Seinen nädhften und wahrnehmbarften Ausflug findet diefes ftantlihe Recht 
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ber Kulturpflege und Kulturpofizei (vgl, Bd. VI, ©. 149) in dem f. g. Schul: 
zwang, welhen ber Staat zuerft in Norbamerila in der Mitte bes fiebzehnten 
Jahrhunderts und feither in immer fteigendem Umfang ausgeübt hat (vgl. Bo. III, 
©. 433, VI, ©. 152, 369). Natürlich ergeben ſich die Schranken dieſes Rechtes 
aus bemjelben Interefie an der humanen Bildung aller Staatsangehörigen, woraus 
es felbft ſich ableitet. Nur darauf müffen in jedem Falle die Bemühungen bes 
Staates gerichtet fein, daß ter Fluß der nothwendigen Bildungsquellen überall 
gefichert fei, nicht aber Braucht er fie allenthalben und an Alle felbft zu bieten. 
Nicht nur wird daher der Schulzwang zu fiftiren fein, wenn eine Familie dur 
Privatunterricht vie Leiftungen des vom Staat gebotenen Unterrichts erſetzt, fon- 
dern auch öffentlichen Privatfchulen Tann der Staat einen freien, durch gemiffe 
beftimmte allgemeine Anforderungen beſchränkten Spielraum belaflen; ja er fann 
ſolche ſich von felbft darbietende Kräfte als Mithelfer in ſeinen eigenen Intereffen 
nur willfommen beißen. Infonderheit wird fidh diefes Gewährenlaſſen auf die weib— 
lichen Bildungsanftalten erftreden (ogl. Bo. I, ©. 724 f. VI, ©. 155 f.), 
Dod wurden bie für ſolche Ausnahmsfälle in Anwendung kommenden Grunbd- 
füge ſchon Bd. VI, ©. 152, 367 f. beſprochen. Hier haben wir e8 mit ben georb- 
neten Schulen zu thun und mit den Unterfhieden, welche fich geltend machen, 
wenn das Verhaͤltniß verfchiedener Arten derfelben zum Staate in Rede fteht. Zu- 
nächſt handelt es fi) um bie Einreifung aller Schul- und Bildungsanftalten des 
Landes in Einen Iebensfräftigen Organismus, um die Öliederung des gan- 
zen Schulweſens. Der erfte Pädagoge, welcher das gefammte Unterrichts- umd 
Erziehungswefen als ein organiſches Ganzes gefaßt und Plan und Ordnung in 
einer Weife, wie fie den modernen Ideen von menſchlichem Gefellihaftswefen ent- 
ſpricht. hineingelegt hat, ift wohl Johann Amos Eomen ius, wenn er in fei- 
ner Didactica magna (1638) folgende vier Stufen des Unterrichtes unterſcheidet: 
Mutterfhule, Volfsſchule, gelebrte Schule, Univerfität. Es müſſe fein, meint er, 
eine Mutterfchule in jevem Haufe, bie ſich die Pflege des Gemüthes und bie, 
überall an dem Nächftliegenden anhebende, Uebung der Sinne zur Aufgabe ftelle. 
Was er in diefer Beziehung ale Vorläufer Peſtalozzi's und Friedrich Frö— 
bels forderte, gehört unmittelbar ber Pädagogik an und fällt außerhalb des Be- 
reiches unferer Betrachtung. Diefe wird es vielmehr ausſchließlich mit den drei, 
reſp. zwei folgenden Stabien des Schulwefens zu thun haben. Wie nämlich in 
jedem Haufe eine Mutterfchule, fe fol nad den ſchöpferiſchen Ideen jenes Man— 
nes in jeder Gemeinde eine deutſche Schule, eine Volksſchule zu finden fein, 
welde die Kinder vom fehsten Fahre an aufnimmt. Damit war, wie wir noch 
ſehen werben, die Forberung ver Volksbildung auf ihre rechte Grundlage geftellt. 
Kinder, melde Talent zu gelehrten Studien zeigen ober fähig find, in Staat3- 
ober Kirchendienſt einzutreten, gehen aus der veutfhen Schule mit der Zeit über 
in eine lateiniſche; und eine folhe foll in jeder Stabt fein. Die Gelehrten 
Thule war fomit als etwas für fih Selbftändiges aufgefaft, und es erfchienen 
die |. g. „unlateinifch bleibenden“ Kinder niht mehr, wie dies im Gefolge bes 
einfeitig humaniftifchen Schulweſens des Neformationszeitafters der Fall gewefen 
war, als geiftige Mifgeburten, als Menfchen mit unausgewachſenem Geift. Die 
lateinifche Schule ift vielmehr etwas Neues, eigenen Zwecken Dienendes, und end» 
lich wird felbft ver Univerfität — eine folhe foll nach dem Plane des Co— 
menius in jeder Provinz fein — ihr Play innerhalb diefes von ver Familienfchule 
anhebenden Organismus angewiefen. Während aber hier bie wahrhaft univerfellen 
Studien auf wahrhaft univerfelle Weife betrieben werben follen, hat die moderne 
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‚ Zeit in folgerichtiger- Durchführung des von Comenius und Anderen batirenben 
pädagogifhen Realismus noch einer Reihe von Fachſchulen Dafein verliehen, bie 
gleichfalls innerhalb des Bereiches unferer Befprehung fallen werden. Dagegen 
verweifen wir, was Univerfitätswefen betrifft, theils zurüd auf das Br. VI, ©. 
156, 370 fa. ©efagte, theild vor auf den eigenen Artikel, welchen das Staats- 
wörterbuch hierüber bringen wird. 

1) Nah den Zielpunften des Unterrichts ſcheiden ſich alfo bie verſchiedenen 
Schulen. Ift diefes Ziel diejenige Bildung, welche zu einem gewiffen Berufe er- 
forderlich ift, fo entfteht die Fahfchırle, fei es die gelehrte Schule oder bie 
inbuftriellen Zwecken dienende Realſchule. Immerhin aber wirb es noch eine andere 
Art von Schule geben, welde von der Fachſchule entweder vorausgefegt oder in 
fih aufgenommen wird, eine Schule, welche den Menſchen als folden und als 
kräftiges Glied einer religiöfen ober politiihen Gemeinfhaft heranzubilden hat. 
Dies aber ift die eigentliche Volksſchule. 

Bei der großen Wichtigkeit, weldye der in den lichteften Vordergrund bes öf— 
fentlihen Lebens hervorg etretenen Volksſchulfrage dermalen zufommt, ift e8 einiger 
maßen verwunderlich, daß über die Aufgabe und Stellung, welche vie Volksſchule 
innerhalb des gefammten Organismus bed Unterrichtsweſens einnimmt, bis jet 
unter ben Schulmännern felbft keineswegs eine vollftändige Uebereinftimmung er⸗ 
zielt worben ift (vgl. jedod über das Lehrgebiet ver Vollsſchule im Allgemeinen 
Br. VI, ©. 153). Wo immer in einem Staate die Reform des Volksſchulweſens 
auf die Tagesorbnung gefegt wir, da fehlt ed nie an zum Theil von Ideologen, 
zum Theil aber auch von praftifhen Schulmännern felbft ausgegangenen Kundge⸗ 
bungen, die in ihren Forberungen ebenfo weit über das gejunde Maß bes von 
der Volksſchule zu Leiftenden hinausgehen, als die von Seiten der Hierarchie und 
des Junkerthums erhobenen Anfprühe dahinter zurüdhleiben, Gerade wie e8 von 
letzterer Seite nicht felten offen ausgefprohen wird, daß neben der Unterweifung 
im hergebrachten Kirchenglauben nothdürftige Kenntniffe im Lefen, Schreiben und 
Rechnen volllommen genügend, und was baräber ift, nur vom Uebel fei, fo wirk 
von Geiten der radifalen Reformer die Behauptung aufgeftellt, e8 habe eine 
Volksſchule überhaupt nichts geleiftet, wenn fle den Schüler nicht durch reichlichen 
Unterricht in der Naturkunde und Geometrie, in der Landwirthſchaft und den Ge- 
genftänden des gewerblidhen Lebens auf eine Höhe geftellt hat, von der aus er 
ohne Weiteres getroft feinen fpäteren Wanderungen, feinen Gefhäftsverbindungen, 
feinem ganzen Berufsleben entgegenfehen könne. „Es gab wohl eine Zeit, in wel- 
her man Grund hatte, fi über das Zuwenig zu beflagen, aber in manden Yän- 
dern ift man nun in ben Strudel des Zuviel gerathen, und hat flatt die Jugend 
mit einfacher und gefunder Hauskoſt zu fpeifen, mit großen Koften Abfälle von 
pornehmern Speifen gefauft, die ihr ven Magen verderben" Gluntſchli's 
Staatsrecht, 3. Aufl, TI ©. 346). Eben foldye allzu hoch geſchraubte Anforde» 
rungen an das Reformwerk find ſchon mehr als einmal eine paffende Handhabe 
für Diejenigen geworben, die es für ihres Berufes eradhten, allerorts den leiten» 
den Stantsbehörben fowohl, wie dem Volksverſtande ven Gefhmad an jedweder 
Schulreform beftens zu entleiven. Man muß ſolchem bewußten oder unbewußten 
Spielververb gegenüber auch hier um fo mehr das Erreihbare ins Auge fafjen, 
als diefes ganz zufammenfällt mit dem, was eine nüchterne Betrachtung, auch ganz 
abgefehen von vorhandenen Mitteln, von beftehenden Schranken und Bedingungen, 
als das allein Vernünftige und Sachgemäße erkennt. 

Fürs Erſte alfo fprehen wir jenen Idealen der rabifalen Reformer vie Er- 
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reihbarfeit ab. Der Plan, die verwirrende Mannigfaltigfeit des fpäteren Berufs: | 
lebens ſchon in den erften Unterricht der Jugend hineinzutragen, die glüdliche Kin- 
beszeit aufzuftören mit Gedanken an fünftigen Erwerb und ans Gefchäft, ift nicht 
neu. Er ift im Gegentheil veraltet, längft als unpraftifch anerfannt. Der Verſuch 
ift in großartigfter Weife gemacht worden in der im Jahr 1797 zu Berlin ge= 
ftifteten Realſchule, darin ſchlechterdings Alles gelernt werben follte, was man für 
das Leben braucht, wo daher in buntefter Mifhung neben den Elementarfenntnif- 
jen aud Geographie, Polizeiordnung, Geometrie, Zeichnen, Honigban, Architektur, 
Diät, Arithmetik, Bergwerfstunde, Naturgeſchichte, Handelslehre u. f. f. gelehrt 
wurde Dafür hat man, abgefehen von allem anderen, einfach feine Zeit. Es muf- 
ten daher in der Periode des erften Exrperimentivend die armen Berliner Knaben, 
welche die Realſchule Kefuchten, in diefer täglich elf volle Stunven figen. Und ein 
nicht viel geringeres Maß von Zeit müßte heute noch ein Lehrer beanjpruchen, 
wenn er bie Schüler der Volksſchule fo weit fördern follte, daß fie ohne weitere 
Borbereitung alsbald ihre landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Geſchäfte anzu- 
treten im Stande wären. Die Volksſchule hat aber ſchlechterdings Feine Fachmenſchen, 
fondern eben nur den Menſchen an ſich im Auge. Nicht mit den Fortſchritten auf 
irgend welchem Einzelgebiete ver menſchlichen Thätigkeit hat fie vor Allem gleichen 
Schritt zu Halten, weder mit ver Entwidelung der Literatur, noch der Inbuftrie, 
oder was man fonft fhon für Lebensmächte angerufen hat, tie ver Vollsſchule 
gleihfam als Normativ dienen follten, fondern blos die aus dem Gefammtertrag 
aller Arbeiten auf dem Gebiete ver Natur- und Geifteswiffenfhaften erwachſenden 
Begriffe von menfhenwürbigem Dafein, der allmälig aber fiher anfteigende Höhe- 
Un nationaler und religiöfer Bildung ift es, was die Bolfsfhule ins Auge zu 
affen hat. 

Eben darum laſſen fi aber aud Ziel und Leiftungsfähigteit der Volksſchule 
nicht abfolut feftftelen. Das wechlelfeitige Berhältnig von Urſache und Wirkung 
zwifchen der Volksſchule und dem Gefammtbildungszuftend eines Volles bringt es 
mit fi, daß jenes Ziel zu verfchiedenen Zeiten und in verſchiedenen Ländern ein 
verſchiedenes ift. Jet noch wird es fogar in einem und demfelben politifhen und 
kirchlichen Verbande für die Jugend des Lanbvolfes im Allgemeinen minder hoch 
geftellt werben müffen, als für die Stadtſchule. Auch der Unterſchied zwiſchen ein» 
fachen und erweiterten oder gehobenen, d. h. in Folge einer Vermehrung ber Lehr: 
Kräfte zu weiteren Leiftungen befähigten Volksſchulen kommt hier in Betracht. Im 
Weſentlichen aber find es biefelben Anforderungen, die fich heutzutage am jede 
Vollksſchule ftellen laſſen und geftellt werben müſſen: Forderungen, wie fie eben 
unfern bermaligen Begriffen von normalem Menfchenwefen entftanımt find. Es 
muß, wie ja die erzieherifche Thätigkeit nie ganz von ver unterrichtenben zu tren- 
nen ift, bie geiftige und gemüthliche Grundlage aller fpäteren Tüchtigfeit und 
Thätigkeit in der Schule gelegt oder gefeftigt werben ; es muß Innigfeit des Ge— 
müthes und Stärke des Charakters gepflanzt und gepflegt werben. Aber nicht min— 
der gehört in den Kreis ihrer Aufgabe auch die Bildung und Pflege des gejunden 
Berftands. Die Wege, auf denen vie Schäße der Außenwelt importirt werben, 
müffen früh geöffnet, aepflegt und geebnet werden. Das träumeriſche Wefen, darin 
fo viele Kinder am liebften fortlesen, muß der Gewöhnung Plag machen, ſcharf 
zu beobachten und genau aufzufaffen. Dies bezieht fih auf vie ftumme Sprade 
der Natur ebenfo, wie auf die hörbare des Geiftes. Ein Kind, welches die Volks— 
ſchule verläßt, muß die Mutterfprache Leicht verftehen, richtig und lesbar jchreiben 
und fertig leſen können. Denn dies ift und bleibt die unumgänglidfte Borbetingung für 
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alle weitere Entwicklung des geiftigen Bildungstriebes. Mit eigentlich grammatifchen 
Unterrichte follte e8 dagegen nicht geplagt fein; hierin thut man unjeres Erachtens 
in manchen deutſchen Volksſchulen, ja felbft in Mittelfhulen zu viel, wie denn bie 
Theorie des deutſchen Spradunterrichtes dermalen überhaupt noch päbagogifh am 
wenigften durchgebildet und auf allgemein anerkannte Reſultate gebracht ift. Das 
Rechnen muß bis zu den im gewöhnlichen Geſchäftsleben vorfommenden Aufgaben 
fortgeführt und fo gelehrt werden, daß die Kinder nicht das unmittelbar Praftifche 
im Auge haben, d. h. Kunftftüde und Kunftgriffe ſich merken, die fie jpäter wieder 
vergeffen, ſondern aud bier foll es auf geiftige Entfaltung und Erftartung in 
erfter Linie abgefehen fein. Die Kinder follen den inneren vernünftigen Grund ber 
Methode begreifen, die Methode daher zu jever Zeit wieder felbft erfinden können, 
falls fie viefelbe wieder vergeffen hättın. Mit dem Zeichenunterricht follen wo mög- 
lih die Anfänge der Geometrie verbunden fein. Praftifche Nutanwendungen ver- 
ftehen fi für den mathematifchen und geometriſchen Unterriht von felbft. Ebenfo 
follen die Kinder das Allgemeinfte von Erb- und Himmelsfunde und Naturlehre 
inne haben, fo viel wenigftens, als nöthig ift, um zu wiffen, wo man ift im 
Weltall, um die im gewöhnlichen Leben bemerkbaren und die für den wirthfchaft- 
lichen Erwerb bedeutſamſten Naturerfheinungen richtig zu beurtheilen, um frei zu 
werden von der Uebermacht der Phantafle, die gefhäftig ift, aus den unverarbei- 
teten Eindrücken der Außenwelt abergläubifche Vorſtellungen zu erzeugen. Dagegen 
erhält die Phantafie gefunde Nahrung aus dem Unterricht in Gefhichte und Geo— 
graphie, vor Allem natürlich in der vaterländishen Geſchichte; aud das Kind in 
der Volksſchule fol fi patriotifh angeweht und erhoben fühlen in ver Anfhauung 
vergangener Größe und Herrlichkeit. Die Volksſchule kann menſchliche Bildung, 
wenn biefe nicht etwas rein Abftraftes fein fol, durchaus nur in nationaler Ric 
tung und Form erfireben. — Endlich foll der Singunterricht keineswegs blos ven 
tirchlichen Geſang im Auge haben, ſondern auch durd Mitteilung edler und an« 
ftändiger weltlicher Lieder dem Singen von verderblichen Gaffenlievern in Dorf 
und Stabt entgegenwirken. Auch Leibesübungen follen nach Maßgabe ver örtlichen 
Mittel und Umſtände in Gang gebradht werben. 

„Was jedes jugendliche Herz erfreut und veretelt, was die Liebe zur Tugend 
und zu dem Baterlande nährt, was über die. Erfcheinungen des täglichen Lebens 
aufflärt und fähig macht, mit Haren Augen in die Wirklichfeit zu ſchauen, das 
und nicht unordentliche und aufblähende Brucftüde der Gelehrſamkeit, nicht ein dürf⸗ 
tiger Abriß von wifjenfchaftlihen Syftemen der Geographie, Mathematif, Phyſik 
u. f. f. werde der Bolksjugend geboten" (Bluntfhli, a. a. D.) Wo fo viel 
in einer Weife erreicht wird, taß Lehrer und Kinder mit Luft und Liebe ihren 
Weg zufammengehen, da hat vie Volksſchule ihre Aufgabe erreicht; denn biefe be- 
fteht in Kurzem darin, vie Kinder in den für das Leben innerhalb ver kultivirten 
Geſellſchaft im Allgemeinen nöthigen Kenntniffen zu unterrichten und mit der häus- 
lihen Erziehung und auf Grund ihrer mitzuwirken, daß biefelbe zu verftänbigen, 
religidesfittlihen Menfchen und tüchtigen Mitgliedern des Gemeinwefens heranges 
bildet werben. Mchr oder weniger von dieſem Gefichtspunfte aus wird heutzutage 
in Deutfchland und in der Echweiz bie gefanmte Volksjugend gebiltet und einem 
ähnlichen Ziele firebt man, wenn auch nur langfam und ungleihmäßig, aud in 
ben meiften übrigen civilifirten Ländern zu l). 


1) Dal. in vorliegendem Werke für Europa überhaupt Bd. I, ©. 460, für Preufen 
1, 8. 178 f. vn, ©. 311 fg, Defterreih Vi, ©. 507 f., Franfreid I, S. 685, 698 
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2) Als vorbereitend für die Volksſchule Finnen Kinderpflegen und Klein- 
finderbewahranftalten gelten, barüber vgl. Bo. VI, ©. 152. Anderſeits 
fließen fich ergänzend an die Volksſchule an die weiblide Arbeitsſchule 
(vgl. Bd. VI, ©. 153) und bie fogenannten Fortbildungsfhulen Die 
Fortbildungsihule, zu deren Beſuch natürlich Fein Zwang obwaltet, taugt überall 
da nichts, wo in derſelben die nämlihen Lehrgegenftände, welde ſchon in ber 
Volksſchule getrieben wurden, namentlich der religiöfe Memorirftoff, noch einmal 
abgehandelt und zu biefem langweiligen Gefchäfte gar der Sonntag, deflen vor 
Allem der Lehrer zu feiner eigenen Erholung bebarf, verwendet wirb (vgl. über 
Sonntagsfhule, Chriftenlehre u. dgl. Br. VI, ©. 153 f.). | 

Sol die Fortbildungsfchule fruchtbar gemacht werben, jo muß fie aud einen 
Bortbildungsunterricht, d. h. einen über die Aufgabe der gewöhnlichen Werftags- 
volksſchule hinausgehenten Unterricht gewähren. Ein folder Unterriht muß fi 
aber auf dem Lande in nähere Beziehung zu den Kenntnißgbebürfniffen der Land— 
wirthfchaft treibenden Bevölkerung, in den Stäbten zur gewerblichen Inbuftrie jegen. 
Für die Stadt bezeichnet die Aufgabe der beftehenden Gemwerbefhulen, für 
das Land die Aufgabe analog gedachter Landwirthſchaftsſchulen den Richt- 
punkt, auf welchen hin die Fortbildungsfhulen in Thätigkeit gefegt werben follen. 
Dort gilt e8 Handwerker, hier Landwirthe zu erziehen. Auf dem Lande follte da- 
ber der Volksſchullehrer, jobald er die Befähigung für eine derartige Lehraufgabe 
erlangt bat, auch die Verpflichtung haben, biefelbe gegen eine mäßige Vergütung 
ber Gemeinde, welche fie in Anſpruch nimmt, zur Verfügung zu ftellen, In ven 
Städten müffen als regelrechte Fortbildungsfchulen die Gewerbefhulen eine immer 
allgemeinere Berbreitung finden. Die gewerbtreibende Bevölferung wird, namentlich 
wo Gewerbefreiheit ftattfindet, immer eindringlicher die Erfahrung machen, daß 
allein erweiterte Schultenntniffe und Einfichten die Gewähr vafür bieten, daß bie 
Kinder in dem täglich ernfter werdenden Kampfe um’8 Dafein fi über Wafler 
halten können (vgl. Bv. I. ©. 465). Zunädft wird daher die Gründung foldher 
Schulen Sache der Gemeinden fein. Aber auch der Staat kann durd freie Eröffnung 
berjelben auf die Berufstüchtigfeit ganzer Volksklaſſen wohlthätigft einwirken. Ueber 
ihre Einrichtung vgl. Bv. VI, ©. 155. 

Mit Erwähnung der Gewerbefhulen haben wir dasjenige Gebiet betreten, 
wo bie gebietende und verbietende, die unmittelbar eingreifende Thätigkeit des 
Staats (Kulturpolizei) aufgehört, und an ihre Stelle die mehr anregende und för— 
dernde (Kulturpflege) ihren Anfang genommen bat (vgl. Bo. VI, ©. 153). Denn 
e8 kann ja naturgemäßer Weife der Staat Niemand zum Beſuch meiterer Lehr- 
furje zwingen, fondern höchftens von Solchen, welde auf ftaatlihe Stellen und 
Aemter Anſpruch zu erheben gefonnen find, für welche befonvere und erhöhte Be- 
rufskenntniſſe oder wiffenfchaftlihe Ausbildung erforderlih find, den Ausweis über 
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f., Holland Vıt, ©. 284 f., Belgien II, ©. 25 f., Großbritannien IV, ©. 485 f., Portugal 
vıll, S. 179, Bayern I, ©. 716 f, Hannover IV, ©. 697 fg., Baden I, ©. 643 (jedoch 
find Hier ſchon 1858 Veränderungen eingetreten, und fleht jeßt eine allgemeine Schulreform 
bevor), Dfdenburg VII, S. 367, 371, Luxemburg VI, S. 473 f., Medlenburg VI, S. 595 
f.. Heſſen V, ©. 147, 149, 164, Naffau VI, ©. 145, Lippe VI, S. 439 f., Braunfchweig 
ıl, ©. 250 f., Anbalt I, S. 245, Frankfurt HI, ©. 601, Hamburg IV, S. 783 f. Bres 
men IV, S. 764, Lübeck IV, ©. 744, Dänemark II, S. 670 f., Schweden IX, S. 150, Finnland 
IV, S. 30, Rußland überhaupt Vin, S. 809, die Oftfeeprovinzen IX, ©. 60, Gorfica VI, ©. 27, 
Griechenland IV, ©. 400 f., Algier 1, &. 163, Brafilin 11, 6. 222 f., China 1, S, 455 f.; 
die Übrigen Länder in den noch folgenden Lieferungen, 
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eine beftimmte Schulbildung verlangen und diejenigen, weldye bie betreffenden Fach- 
ſchulen nicht beſucht haben, ausſchließen. Dahin gehören aud gewiſſe Pri- 
vatberufe (Aerzte, Apotheker, Hebammen u. f. w.), deren Ausübung aus polizei« 
lichen Gründen auf Perfonen beſchränkt werden muß, welche den erforderlichen Grad 
von Kenntniffen befigen. Doc ift ein gewiſſes Ziel in vielen der hierher gehörigen 
Richtungen in gewiffen Fällen auh ohne Schulbildung erreihber, und find für 
folhe, welde ſich vie nöthigen Fähigkeiten auf anderem Wege erworben haben, 
unter Umftänden Ausnahmen zu verftatten. In dem Artikel über „Lehr und Lern— 
freiheit”, vgl. befonders Bd. VI, ©. 368 f., wurbe in diefer Beziehung das 
für die verfchiedenen Stufen des Unterrichts in Betracht Kommende mitgetheilt. 

Bon Schulzwang kann bezüglid der Gewerbefhulen oder gar der Iand- 
wirthichaftlichen Anftalten ſchon deßhalb nicht die Rede fein, weil ein großer Theil 
bes untern Standes ihrer in der That nicht bedarf, infofern ihm die praftifche 
Fortbildung, welche das Leben felbft gewährt, volltommen genügt. Diefe Schulen 
follen daher überhaupt nur den Unterricht, welchen der angehende Landwirth auf 
dem Gute, oder der Lehrling in der Werkftätte feines Meifters findet, erfegen und 
das Unvollkommene und Fragmentarifche vesfelben ergänzen; eben um ver größeren 
Wiſſenſchaftlichkeit, um der überlegteren Methode willen, die in öffentlihen Schu- 
len berrfcht, werben folde Schulen vor Allem die Männer liefern, von welden 
die felbftändigen Fortſchritte des landwirthſchaftlichen und gewerblichen Lebens 
ausgeben. 

Dabei ift aber wohl im Auge zu behalten, daß eigentliche Wiffenfhaft, Me— 
chanik, Nationalökonomie und dergleichen keinesfalls in den Lehrplan der Gemerbe- 
ſchulen und (niederen) landwirthſchaftlichen Schulen gehört. In diefer Beziehung 
gilt vielmehr von ihnen ganz basfelbe, wie von den Volksſchulen, an die fie 
fi) durchaus anfhliegen. Ihr Zwed ift nicht, in das Heiligthum der Wiſſenſchaft 
jelbft einzuführen, fondern diefelbe von Seiten der praftiihen Brauchbarfeit zu 
verwerthen, Diefe Schulen werden fid daher in Allem, was Einfachheit der Me— 
thode, was Strenge der Disciplin betrifft, an bie Volksſchule anſchließen. Ja aud 
bezüglich der Lehrgegenftände unterſcheiden fie ſich von jener nur infofern, als bie 
befondere Richtung auf eine beftimmte Berufsgattung, die man irrthümlicher Weife 
ſchon in der Volksſchule hat antreffen wollen, bier allerdings in ven Vordergrund 
tritt. Es wirb daher auf Unterricht in ber leichten Handhabung der Mutterfprache, 
in der Mathematit und Geometrie, nit minder aber aud in den Naturwifjen- 
haften, Soweit biefelben eine nahe und leicht verftänbliche Anwendung auf inbu- 
ftrielle und landwirthſchaftliche Berufsfreife bereit3 gefunden haben, vor Allem an- 
fonımen, Dagegen wird nur für folhe Schüler Unterriht im Franzöſiſchen oder 
Engliſchen erforderlich fein, weldye dieſe Schulen als Mebergangsftufen zu höheren 
tehnijchen benugen, feien viefelben nun Specialfachſchulen oder Realgymnafien und 
polytehnifhe Anftalten. 

3) Eigentlihe Specialfachſchulen, um biefen zuerft ein kurzes Wort zu 
widmen, giebt e8 in Deutſchland in buntefter Auswahl, Eine obere Ordnung ber- 
jelben bilden die größern Anftalten für Landwirthſchaft (vgl. Bo. VI, ©. 335 f.), 
für Forft-, Bau⸗, Bergbaumefen, Gewerbeinftitute, Handelsakademien, höhere Kriegs- 
Schulen, Hochſchulen für bildende und zeichnende Künfte; während zu den Anftalten 
niederer Ordnung die Thierarzneiinftitute, die Aderbaufchulen, die Schullehrerjemi- 
narien, die Navigationd- und die zahlreihen Handelsſchulen gehören, über welche 
Wichard Lange das Votum abgiebt: „Ich Habe auf dieſen Hanvelsfchulen mit 
ihrer Handelsgeſchichte, Handelsgeographie u. ſ. f. nicht viel Wiffenfchaftlichteit ent« 
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decken können.“ „Auch das praftifche Element, das häufig auf eine reine Erzie- 
hung ad hoc hinausläuft, ſcheint nicht immer genügend zu fein.“ (Randglofien, 
1863, ©. 184.) | 

Hauptfählih aber find bier, als für den Geſichtspunkt des Staats von Be- 
deutung, diejenigen Anftalten zu nennen, welche zwar bie praftifden Zwecke ver 
einzelnen Berufsflaffen nit außer Augen laffen, aber die mathematifhen und 
phyſikaliſchen Wiffenfchaften do vor Allem in ihrem ganzen Umfange und Zu: 
ſammenhange, fomit aud in denjenigen Beziehungen zum Lehrgegenftande machen, 
deren praktiſche Bedeutung nicht unmittelbar wahrnehmbar ift. Die Anſprüche, 
welche in unferer Zeit die technifhe und materielle Bildung als eine felbftändige 
und überall in unferem Geſellſchaftsleben höchſt beventende mit vollem Recht zu 
machen befugt find, haben ſolche Anftalten in großer Menge hervorgerufen, deren 
Zweck zunächft nicht, oder nicht allein, die Zurihtung der Zöglinge für einen be> 
ftimmten Beruf ift, fondern diejenige wiſſenſchaftliche Durchbildung überhaupt, 
welche denen unentbehrlich ift, die fih im den manderlei höheren technifchen 
Berufsfreifen mit freier Sicherheit zu bewegen im Stande fein müſſen. Dahin 
gehören nicht blos die eigentlihen Realfhulen und Realgymnafien, fo 
fern ſolche als Geitengänger ber gelehrten Mittelfhulen aufgetreten find, fondern 
auch die ihnen Übergeorbneten polytehnifhen Schulen, welde in ihren obe- 
ven Klafjen genaue Verwandtſchaft mit der Univerfität aufweifen (vgl. Bd. VI, 
©. 156 f.). Bon dem gefammten Zweige des Gelehrtenſchulweſens unterjcheiden 
ſich dieſe Anftalten fhon dadurch hinlänglich, daß bier der Sprachunterricht über- 
haupt nicht fo fehr in den Vordergrund tritt und fich überbies nicht auf die an— 
tifen, fondern auf die modernen Spraden erftredt. Den eigentlihden Meittelpunft 
bes Lehrftoffes bilden aber diejenigen Wiffenfchaften, welche vorzüglich auf das 
praftifche Leben der Techniker und höheren Induftriellen Einfluß üben, alſo Ma- 
thematif, Geometrie, Naturgefhichte, Naturkunde, Mechauik, Chemie; ala Grund— 
lage der künſtleriſchen Ausbildung tritt die Kunftgefhichte auf, und als hier zu 
übende Hauptfertigfeit die Zeichenkunft. Gemeinfames Gentrun aller viefer Wif- 
fensgebiete wird aber immer ber Unterricht in der Mathematif bleiben, in deren 
Gefolge auch die Nothwendigfeit einer beftimmten Ordnung der Lehrfächer einher- 
geht, fo Bieles fonft in den oberen Kurfen einer polytehnifchen Anftalt dem er: 
ftarkten Lerntriebe und dem Selbſtſtudium der Schüler überlaffen bleiben mag. 

4) Wenn das Auftreten von Realgymnafien und polytehnifhen Schulen als 
bedeutendſtes Signal jenes Umſchwungs auf dem Gebiet des geiftigen Lebens betrach— 
tet werden kann, welder mit dem Namen Realismus angedeutet ift, jo bat in ben 
eigentlihen Gelehrtenfhulen (Tyceen, Gymnaſien zc.) der Humanismus feine 
Bildungsftätten fih geſchaffen. Diefelben find daher aud älteren Datums, als bie 
realiftifhen Anftalten; fie langen auf die Eulen Trogendorfs und Sturmd 
zurüd, während bie Realfchule erft in ven Beftrebungen Frandes und Heders 
eine deutlich umriffene Geftalt erkennen läßt. Bekanntlich ift der ganze Gegenſatz, 
welcher endlich zu der mohlthätigen Scheivung beider Arten von Mittelſchulen 
führte, zuerft auf tem Gebiete der Gelehrtenfchule aufgetreten. Man wollte eine 
Zeit lang geradezn dieſe Iegtere ihres überfommenen Charakters entfleiden und fie 
wo möglich in ein realiftifches Inftitut umwandeln. Die Frage, ob humaniſtiſche, 
ob realiftiihe Bildung das Zweckmäßige und Wünfchenswerthe, war lange in erſter 
Linie auf der Tagesordnung und beſchäftigt z. B. noch das ältere Rotted-Welder- 
Ihe Staatslerifon (BP. XII, ©. 14 fg.) vorzugsmweife. Mit der Zeit hat man ein- 
gefehen, daß der ganze Gegenſatz fein willkürlich gemachter, fondern ein in ber 
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geiſtigen Organiſation des Menſchen begründeter iſt. Es find vie Anfhauungsfor- 
men der Zeit und des Raumes, es iſt das Nacheinander und das Uebereinander 
der Dinge, was auf dieſen Dualismus der Geiſtes- und der Naturwiſſenſchaften führt; 
und damit hängt wieder zuſammen die ganz verſchiedene Art von geiſtiger Arbeit, 
die hier und dort geleiſtet wird. Die Naturwiſſenſchaften ſind meiſt im Stande, 
ihre Induktionen bis zu ſcharf ausgeſprochenen allgemeinen Regeln und Geſetzen 
durchzuführen, die Geiſteswiſſenſchaften haben es dagegen überwiegend mit Urthei— 
len nach pſychologiſchem Taktgefühl, mehr aus künſtleriſcher, als ſtreng logiſcher In— 
duktion zu thun. Das Urtheil läßt ſich bier nur gewinnen, wenn eine ſehr große 
Maſſe von einzelnen Thatſachen ähnlicher Art im Gedächtniſſe bereit find, um ſchnell 
mit der gerade vorliegenden Frage in Beziehung gefegt zu werden. Eines ber erften 
Erforberniffe für diefe Art von Studien ift daher ein treues Gedächtniß, verbun- 
den mit einer fein und reich ausgebildeten pfychologifchen Erfahrung, alfo auch mit 
einer gewiſſen Wärme des eigenen Gefühle. Dagegen in ven erperimentirenden 
und mathematifh ausgebildeten Fächern der Naturwiſſenſchaften vie bewußte logiſche 
Thätigkeit des menfchlichen Geiftes in ihrer reinften Form auftritt. - Hier ift we- 
fentlihe Bedingung für jeden Fortfchritt, daß der Gedanke auf Einen Punkt kon- 
centrirt bleibe, ungeftört von Nebendingen, ungeftört auh von Wünſchen und von 
° Hoffnungen, und nur nad) feinem eigenen Geſetze fortſchreite (vgl. Helmholg: 
Ueber das Berhältnig der Naturwilfenfhaften zur Geſammtheit ver Wiſſenſchaften, 
1863, ©. 10, 17, 23). Virtwofität zu erreichen nad biefen beiden Richtungen 
war bis jegt nur ganz wenigen Menſchen befchieden und wird, je maffenhafter vie 
Aufgaben beiderfeits fih häufen, auf die Dauer immer unmöglicher fein. 

So hat denn aud der pädagogiſche Streit zwijchen Realismus und Huma— 
nismus mit Recht zu einer berartigen Schlichtung aeführt, daß nunmehr beiverlei 
Arten von Anftalten neben einanver beftehen, jede nah dem ihr eigenthümlichen 
Princip durchgeführt und ausgeftattet, beide höchſtens, wie dies z. DB. in Würt- 
temberg der Fall ift, dur die gemeinjame Unterlage einiger vorbereitender Jah— 
reskurſe mit einander geeinigt. Ein foldyes gemeinfames Fundament ift deßhalb 
nit vom Uebel, weil die allgemeinften Kenntniffe der lateinifhen Sprache, welche 
in jenen vorbereitenden Kurſen beigebracht werben, auch für den fünftigen Techni— 
fer fein todtes Kapital abgeben, abgejehen davon, daß fie ihm das Erlernen ber 
modernen Spradyen weſentlich erleichtern. Aber auch auf den höhern Stufen des 
realiftifchen Unterrichtes gehen einzelne, an fi dem humaniſtiſchen Studium ange- 
hörige allgemein bildende Fächer nebenher, wie Geſchichte, Literatur u. dgl. Dem 
ganz entſprechend wird in ven gelehrten Schulen ver Unterricht in den klaſſiſchen 
Sprachen nicht blos ergänzt duch ein grünbliches Verſtändniß der einheimifchen 
Bollsipradye und Literatur, fondern es finden auch neuere Spraden, vor Allem 
bie franzöfifhe, Berüdjichtigung, e8 wird die Natınkunde mwenigftend jo weit ges 
trieben, als Kenntnignahme von derfelben jedem auf Bildung Anſpruch erhebenven 
Menſchen unerläßlih if. Vor allem aber ift es vie Mathematit, welde, wenn 
gleich nicht in der Ausvehnung wie auf Nealfchulen, fo doc immerhin bis zu ei» 
ner ſolchen Höheftufe getrieben werden foll, daß fie ihren logiſch bisciplirenden 
Einfluß in vollem Maße ausüben kann. Im Uebrigen vgl. über das Verhältniß 
ber Realſchule zu der gelehrten Schule Bd. VI, ©. 154 f. 

Ueber den Bildungswerth der klaſſiſchen Studien und ihre innere Beredhtigung, 
als Mittelpunkt der Jugendbildung aufzutreten, herrſcht unter kompetenten Beur— 
theilern heutzutage faum noch ein Zweifel, Es ift dies vie Schule, weldye befannt- 
lih alle großen Staatsmänner Englands durchgemacht haben, und ver auch bie 
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anglifanifche Geiftlichkeit e8 verbankt, wenn fie troß ihres fo eng gezogenen theo- 
logifhen Geſichtskreiſes doch nod fo viel freien Blick in vie Welt, fo viel Inte- 
rejle für die Bewegung der Wiſſenſchaft auf amveren Gebieten und eine oft fo 
feine, mit attifchem Salz gewürzte Berebtfamfeit befigt. Bluntſchli fpridt fi 
darüber a. a. O. ©, 356 f. folgendermaßen aus: „Die höhere mifjenfchaftliche 
Grziehung muß den Schüler einreihen in die Grundlagen unjerer Kultur, erfüllen 
mit dem frifchen und ſchönen ©eifte der Borzeit, in welcher die Menſchheit gleid- 
fam ihre Jugenbblüthe entfaltet hat. Sie muß viefelbe hindurchgeleiten durch die 
reihen Erfahrungen der früheren Jahrhunderte, nicht um in dieſen gefangen zu 
bleiben, fondern um der Stufe, auf welder nun die Menſchheit fteht, bewußt zu 
werben, und auf ihr mit erweitertem und freien Blide vorwärts zu fchreiten. An 
der Hand ver Griechen und ber Römer find bie neueren Völker in geiftigen Din- 
gen. ähnlich wie burd das Chriſtenthum in religiöfer Beziehung, erzogen worden, 
und dieſe welthiftorifhe Erfahrung fol fi in dem Leben der einzelnen höher ge» 
bildeten Individuen wiederholen. Wer einen anderen Weg geht, Tann wohl mandes 
Ziel erreichen, e8 wird aber in feiner Bildung immer eine leere Stelle fein, bie 
von den ausgezeichnetften Männern als ein erhebliher Mangel ſchmerzlich em- 
pfunden wird, In den Haffifchen Studien ift ein gemwiffer Duft, ein Glanz, ein 
Übel, die zu voller und ſchöner Entfaltung des wifjenfhaftlichen Geiftes unent- 
bebrlih find. Sie fpannen und üben die Kräfte des jugenblichen Geiftes aufs 
Höchſte und doch dem Alter gemäß, werden feinen Sinn für Schönes, Großes und 
Edles und ftärken feine Schwungfraft." Dazu tritt aber noch ein weiterer, vie 
6108 formelle Geiftesgymnaftit betreffender Gefihtspunft, bezüglich deſſen wir auf 
Helmholg a. a. O. ©. 19 verweifen: „Die beiden Haffifhen Sprachen, Grie— 
chiſch und Lateiniſch, Haben neben ihrer auferorbentlich feinen fünftlerifchen und 
logiſchen Ausbildung den Vorzug, den bie meiften alten und urfprünglichen Sprachen 
zu theilen fcheinen, daß fie durch fehr volle und deutlich unterfchiedene Flexions— 
formen das grammatifaliiche Verhäliniß der Worte und der Sätze zu einander 
genau bezeichnen, Durch langen Gebraud werben die Sprachen abgefhliffen, die 
grammatifaliichen Bezeichnungen im Intereffe praftiiher Kürze und Schnelligkeit 
auf das Nothwendigfte zurüdgeführt und dadurch unbeftimmter gemadt. Das läßt 
fih aud) an den modernen europäifchen Spraden im Bergleih mit dem Lateini- 
{hen deutlich erkennen; am weiteften ift in biefer Richtung des Abfchleifens das 
Englische vorgeſchritten. Darin ſcheint e8 mir auch weſentlich zu beruhen, daß bie 
modernen Spradhen als Unterrichtsmittel viel weniger geeignet find, als bie 
älteren”. 

Den Mittelpunkt aller Unterrihtsgegenftände auf Oelehrtenfhulen müfjen dem- 
nach die Haffifchen Studien bilden; und zwar ift es, wenn bierin Refultate erzielt 
werden follen, unumgänglich nothwendig, daß dem Stubium ber lateinifhen und 
griehifchen Sprache unbebingt die meifte und befte Zeit gewidmet werde. Belannt- 
lich Haben viefe Unterrichtszweige, vor Allem der des Lateinlernens, auf den frühes 
ven humaniftifchen Schulen geradezu allein und ausſchließlich geherrſcht. Dazu war 
eine pebantijche Methode getreten, welde den Scillern häufig ben Genuß ver 
Schätze bes Alterthums eher zu entleiden, als zu eröffnen geeignet war; und eben 
diefe Wahrnehmung ift es gewefen, welche den Gegnern der humaniſtiſchen Bil— 
dung den meiften Stoff zu ihren Anflagen, ihrer Behauptung, daß auf gelehrten 
Schulen nur todte Gelehrfamteit gepflanzt und der offene Sinn für die Fortſchritte 
und Bedürfniſſe des Lebens verftopft werde, den meiften Schein verliehen bat, 
Seitdem aber durch Männer wie A. v, Böckh die Alterthumswiſſenſchaften als 
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folhe fonftituirt und auf den Univerfitäten zu fo hoher Blüthe gebichen find, ift 
diefe Gefahr einer tobten Gelehrtenbildung nicht blos geſchwunden, fondern es ift 
an mehr ald einem Ende des Gelehrtenſchulweſens eher das entgegengefegte Extrem 
aufgetreten, wornach voreilig Sinn und Geift der Alten erfchloffen werben wollen, 
noch ehe hierzu der Schlüffel einer eraften und ſcharfen Sprachkenntniß gefeilt war. 
Schon die anf Gelehrtenfchulen neueren Schnittes bergeftellte Verbindung der klaſ— 
ſiſchen Studien mit ausführlierer Darftellung der alten Geſchichte, an welche fich 
dann naturgemäß auch mittlere und neue Geſchichte anſchließt, thut das Ihre, um 
die Ausartung des Sprachſtudiums in Heinlihen Gedächtnißkram zu hemmen, wäh- 
rend die wiſſenſchaftliche Beihäftigung mit dem Chriftenthum und feiner Gefchichte 
einerfeits, die gename Einführung in die vaterländifche Literatur andererfeits einem 
zu einfeitigen und ausſchließlichen Einfluffe des griechiſchen und römiſchen Geiftes 
auf die heranwachſende Jugend wehren. Die bisher genannten Nebenfächer follten 
aber genügen, um den Zweck zu erreichen. Eine Ueberladung der gelehrten Schulen 
mit allem möglihen Bildungsftoff auf Koften des klaſſiſchen Lehrftoffes halten wir 
fehr vom Uebel. Nicht blos verliert dadurch die Schule ihren einheitlichen Charak— 
ter, fondern auch der jugendliche Geift wirb überreif, überfättigt; und ver legte 
Gewinn derartiger Bildung find körperliche Schwäche und geiftige Zerftreutheit und 
Schlaffheit. 

Ueber ſonſtige Einrichtung, über Disciplin, über den öfonomifchen Theil die— 
fes Schulwefens ift bereit8 Bd. VI, ©. 155 das Nöthigfte gefagt. Hier ſei nur 
noch bemerft, daß die Art und Freiheit der Univerfitäten, wenn ſolche aud in ven 
obern Kurfen der polytehnifhen Schulen am Plage ift, dod den Gymnaſien fremb 
bleiben muß. Die Lehrfächer find nod genau vorgefchrieben, und vom regelmäßi- 
gen Befuche wenigftens der Grundfäher ſollte nicht ohne dringende Beranlafjung 
Dispenfation zu erlangen fein. Auch der Unterricht muß fo gut wie bie Schulzudht 
nod von der Univerfitätsfitte merflih unterfcheiden. 

Ueber die Kunftpflege von Seiten des Staates ift ſchon Bd. VI, ©. 
167 f., über bie Stellung, welche in einem auch wiſſenſchaftlich wohl organifirten 
Staate die Akademie einnehmen follte, Bd. J. ©. 110 f. erſchöpfend gehandelt, 

II. Erziehung (vgl. ven Artifel Bd. III, ©. 428 fg.) und Unterricht bilden 
eine geiftige Ehe, um in harmoniſcher Werhfelwirkung die Menfchheit ihrem Ziele 
näher zu führen, indem durch abfihtlihe und überlegte Einwirkung der Mündigen 
auf das noch bildfame innere Leben bes Kindes die Entwidelung biefes Iegteren 
zur vollen perjönlichen Reife gefichert und gefürbert werben fol. 

1) Das Nädftliegende wäre nun freilih, daß jede Familie ihre Kinder felbft 
erzieht und unterrichtet, und bis zu einem gewiffen Grade kann ihr diefe wichtigfte 
Aufgabe von Niemand abgenommen, kann die Thätigfeit von Vater und Mutter 
durch nichts erfet werden. Auch wenn Kirche oder Staat die Verpflichtung fühlen, 
fi) der Erziehung von Unmündigen, 3. B. von vermögenslofen Waifen, ganz 
anzunehmen, können fie doch aud im günftigen Falle nur nachbilden und erfegen 
wollen, was die fehlende Familie nicht thun konnte. Infofern daher die öffent- 
liche Erziehung und der Schulunterricht als gejelliger Unterricht den Gegenfaß zur 
Familienerziehung und zum Einzelunterricht darftellen, werden fowohl dieſem, mie 
jenem gewiffe naturgemäße Schranken gefett fein, die wir felbit in denjenigen 
Staaten des Alterthums, wo die öffentlihe Erziehung zur Grundlage des bürger- 
lihen Lebens gemacht war, wie bei Perfern und Griechen, noch bis zur einem 
gewiffen Grade anerkannt finden. Diefelben Bölfer zeigen freilid) auch, wie auf einer 
gewiffen Höheftufe der geiftigen Bildung das, was die Familie zu leiften vermag, 
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nicht mehr ausreicht und von Seiten ded Staates eine ergänzende Thätigkeit ein- 
treten muß (vgl. Bv. VI, ©. 150 f.). So jehr man nun heutzutage in Folge 
veränderter Anjchauungen über die Rechte tes Staates an den Einzelnen von den 
überfpannten Forderungen, die das klaſſiſche Alterthum bezüglich der öffentlichen 
Erziehung ftellte, zurüdgelommen ift, jo wenig man mehr an ein unmittel- . 
bares Eigenthumsrecht des Staates an die Kinder glaubt, fo wenig daher auch 
die auf Nationalerziehung gerichteten terroriftiihen Vorſchläge des franzöfifchen 
Konventes oder die philofophiichen Ideale eines Fichte einen Anhaltspunkt in . 
dem Öffentlihen Bewußtfein der Zeit gefunden haben: fo entfchieven hat man dafür 
bezüglidy des Unterrichtes, den Römer und Griechen nod eher der Willfür 
und dem Zufall überliefen, das Moment der Geſelligkeit betont. Wie jede Civili- 
fation darauf beruht, daß Jeder Eines treibt für Alle, fo hat man biefes Princip 
der Arbeitstheilung vor Allem auch auf das Unterrihtswefen angewandt. Den 
gefelligen Unterricht, dem ſchon bie Natur des Kindes Vorſchub leiftet, den die 
Natur der Sache nicht minder erfordert, da ja die Kinder überhaupt nicht in gegen- 
feitiger Abgefchloffenheit heranwachfen, ſondern ſchon durch die Geſelligkeit der Spiele 
nit einander in Verbindung treten, ließ das Interefje fiir methodiſche Richtigkeit 
und fachliche Gleichförmigkeit als wünfchenswerth, die wachſende Arbeitslaft der 
einzelnen Hausväter geradezu als nothwendig erjcheinen. Nicht daß Staat ober 
Kirche eines Kinvderfeminars bedürfen, fondern daß die Familien eine bedeutende 
Portion der zunächſt ihnen zufallenden Unterrichtspflicht gemeinfamen Bertrauens- 
männern zu überlaffen genöthigt find: darin liegt der ausreichende Grund 
ber Beveutung, ven das Schulwelen in unferem focialen Leben gewonnen hat. Wie 
eine Anzahl von Familien zur Gemeinde ſich vereinigt, fo erwächst aus gemifjen 
gemeinfamen Aufgaben des Familienunterrihts, aus folden nämlih, die eine 
gemeinfame Arbeit zulaffen, die Gemeindeſchule. Somit bewegt ſich das Interefie 
der Neuzeit mit berfelben Nothwendigkeit um die Schulhäufer, wie das des flaf- 
ſiſchen Alterthums um Paläftren und Gymnaſien. 

Einer rein theoretifhen Betrachtung zufolge ift daher der Staat, von befien 
Standpunkte aus das Schulweſen bier in’s Auge zu faſſen ift, jo wenig wie bie 
Kirche, deren Anfprühe mit jenen des Staates in der Regel in Konflikt kommen, 
direft bei demfelben betheiligt; man kann vielmehr die ganze Streitfadhe zwijchen 
Kirdhe und Staat als eine folche betrachten, darin es fih um die Frage 
handelt, welder von dieſen beiden Gemeinſchaften e8 gebühre, Vertreterin ber 
fehlenden Wiffensgemeinde, (vgl. oben ©. 265) zu fein. Wo folde Kompetenz: 
ftreitigfeiten verwidelter werben, ba befteht aber das rechtlich und ſachlich allein 
Zuläffige darin, dag man auf die einfachften und urfprünglichften Beftanbtheile 
aller kirchlichen und ftaatlihen Gliederung zurüdgeht, in ihnen feinen Ausgangs- 
punft nimmt, um beide Rechtsgebiete, die num einmal feit Jahrhunderten vielfach 
in einander übergreifen, Mar zu jondern und jo eine felbftändige Schulerganifation 
durchzuführen. In der That ftrebt auch einer folden Behandlungsweife der Sache 
bie geſchichtliche Entwidlung unjres deutſchen Volksſchulweſens auf allen ihren 
Stufen zu, infofern fie auf allen ihren Höhepunften den Begriff einer Schul— 
gemeinde in ben Vorbergrund treten läßt. 

Mit größerem Recht, als jene Klofterfchulen, die im Staate Karl des Großen 
weithin gepflegt wurben, laffen ſich als Anfänge der beutfchen Volksſchule jene 
mittelalterlihen Stadtſchulen, Schreibefhulen oder deutſchen Schulen betrachten, 
welche vom Staate ignorirt, von der Kirche untertrüdt, von den Magiftraten aber 
eingerichtet und erhalten wurben (Bd. IV, ©. 120). Dasſelbe war aber aud 
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wieder der Gedanke Luthers, der die Schule als eine Ergänzung ber Familie 
betrachtet und daher Eltern, weldhe ihre Kinder nicht in die Schule ſchicken, an 
benfelben dafür aud die Hölle verdienen läßt; an die „Bilrgermeifter und Raths- 
herren“ richtet er daher fein Senpfchreiben, daß hriftlihe Schulen follten auf: 
gerichtet und erhalten werben, nicht an die Häupter des Staats und der Kirche, 
der beiden „göttlichen Orpnungen”, für melde doch nad Luthers Anſchauung die 
Schule Träger und Pfleger zu erziehen hat. Denfelben Grundgedanken entwideln 
bie reformatorifhen Kirchenordnungen, indem fie, von dem Princip ver Theilung 
der Arbeit ausgehend, die Arbeit des Schullehrers ald das gemeinfame Surrogat 
der höchſtens in unvollftändiger Weiſe Leiftbaren Arbeit der fümmtfihen Hausväter 
auffaffen. „Weil die Schulmeifter und ihre Gefellen — fagt die Brandenburger 
Ordnung von 1573 — anftatt der Eltern find, follen fie fih der Jugend auf’s 
Treulidhite annehmen." „Als wir auch — heift es in der MWürttemberzer von 
1559 — etlihe namhafte und volfreihe Flecken und gemeinhin ſtark fchaffende 
Unterthanen haben, fo ihrer Arbeit halber nicht alle Zeit, wie Noth, ihre Kinder 
ſelbſt unterrichten und meifen können: damit dann biefelben arbeitenden Kinder in 
ihrer Jugend nicht verfäumt, vornehmlih aber mit dem Gebet und Katechismus 
und daneben Schreibens und Lefens, ihrerhalb und gemeinen Nutzens wegen, deſto 
beffer unterrihtet und chriftlih auferzogen werben, wollen wir deutſche Schulen.“ 
Leicht nachweisbar ift auch, daß jene Iateinifhen Schulen der Refermationszeit, 
welche von vornherein nicht vom Gefdhichtspunfte der Gemeinde, fondern von dem 
des Staats- und Kirchendienftes aus organifirt wurden, wenigſteus dem eigentlichen 
Bolfsunterriht hemmend in den Weg traten, weil fie die Meinung beförberten, 
als feien Knaben, die e8 zu lateinifcher Bildung nicht Kringen, überhaupt feine 
geiftig völlig ausgeborenen Menfchen; bezeichnend nicht minder, daß dagegen bie 
reformatorifhen Mädchenſchulen, wie eigentlihe Volksſchulen ihrem Inhalte, fo 
ihrem Zwecke nad bienftbar waren den Intereffen der nächſten Gemeinfchaften, 
ber Familien. Auch Flattich ging in feinem Reformationswerf nicht über bie 
Grenzen feines Haufes hinaus; er war doch zunächſt nur ein Hausvater, ber 
fremde Kinder wie feine eigenen erzog. Bon demfelben Grundgedanken der „Mutters 
ſchule“ ging dann befanntlih Peftalozzi bei feinen Reformen aus, und Zeller, 
der feine Ideen in Preußen einführte, gründete in feiner „Schulmeifterfchule” 
Alles auf den Sat: die Schule ift Familienerziehungsanftalt. Daß die Schule 
zunähft Sache der Familien und Gemeinden, nit der großen ftaatlichen oder 
kirchlichen Gemeinfchaften fei, ift der leitende Gedanke des Hauptführers der gegen- 
wärtigen pädagogiſchen Bewegungen in Rheinpreufen, des Lehrers Dörpfeld. 
Sehr deutlich aber weifen vie ſich geftaltenden Beſoldungsverhältniſſe ver Lehrer 
auf das in Rede ftehenvde Princip Hin, infofern vie kirchlichen Mittel zwar ven 
Grundſtock der meiften Schullehrerpfründen bilveten, ſchon frühe aber vie Gemeinden 
zum Bezahlen von Schulgeld, zur Ueberweifung gemwiffer Theile des Tiegenfchaft- 
lihen Gemeindegutes an die Schule und vergleichen Feiftungen angehalten wurden ; 
zum Beweife, daß man ven Nuten der Schule bald nah einem anderen Maaf- 
ftabe berechnete, als der war, den die zumächft liegende Beranlaffung ihres Ent- 
ftehens, ver Kirchliche Zwed, an die Hand gab. Nur aushülfsmeife, wo die Ge— 
meinbemittel nicht ausreichten oder nicht flüffig gemacht werben fonnten, tritt endlich 
aud der Staat auf mit Anfangs nur auferorbentlich geringen Zufhüffen. Wenn 
diefe feither auch beträchtlich geftiegen find, fo warb man doch neuerdings, wo bie 
Zuftände ver Volksſchule vielfach Gegenftand landftändifcher Verhandlungen geworben 
find, zur Anerkennung des Satzes, daß die Serge für Gewährung der allgemeinften 
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Bildungsmittel zunächſt Sache der Gemeinde ift (vgl. Bo. VI, ©. 151), in ver 
Regel durch die Logik der Thatſachen felbft gebrängt, ſobald es ſich darum handelte, 
für die Aufbringung des Bedarfs und für die Unterhaltungspflit der Volks— 
ſchulen eine Bafis zu gewinnen. Dffenbar neigt man fi in unferem Staatsleben 
immer deutlicher dem Grundſatze einer möglichft uneingeſchränkten Selbftbeftimmung 
der Gemeinde zu, welde als Schulgemeinve über die Schule beftimmte, durch die 
allgemeine Gefeggebung natürlich befchränfte Rechte ausübt. Man denke nur am 
die Oldenburger „Schulachten“ (vgl. Bd. VII, ©. 371) und an bie Rechte per 
Lokalgemeinde in der preußfchen Rheinprovinz. Doc) ift mehr oder weniger auch 
in ganz Preußen der Elementarunterriht vorzugsweife Sache der Rommunafver- 
waltung, und ber Staat tritt mit feiner Beihülfe nur in folden Fällen ein, wo 
die Armuth der Gemeinde und bie eigenthümliche Tage der fonfefftonellen Verhält- 
niffe feine Unterftügung dringend erheiſchen (vgl. Bb. VIII, ©. 312), 

Gehen wir von dem entwidelten Gemeindeprincip aus, fo liegt bie 
naturgemäße Betheiligung von Kirche und Staat am Schulwefen auf ver 
Hand. 8 ift die zur Einzelgemeinbe erweiterte Familie, parauf der Schulunterricht 
als gefelliger Unterricht in feine Möglich keit zurüdgeführt, daraus fein 
Entfteben erflärt werben muß; es ift das in Kirche und Staat auseinander- 
gehende Gefammtleben der Menfchheit, in welches eingeordnet er feine Wirt 
Yihfeit, fein Beſtehen findet. Namentlich in Berug auf den Staat ift 
dies unmittelbar klar, da ja ber Wirkungsfreis ver Gemeinde dem des Staates 
fo verwandt ift, daß, wo die Cinzelgemeinde bezitalih des Schulweſens bas 
Ihre nicht thun würde, alsbald der Staat eintreten müßte (val. Bb. VI, ©. 151). 
Da nun die Einzelgemeinde in demſelben Grabe leiftungsfähiger wird, als ber 
Unterricht ihren eigenften, nächftliegenden Intereffen zur Befriedigung dient, da fie 
mithin auf ven Elementar- und Bolfsunterriht den meiften Einfluß üben kann, 
fo folgt, daß umgefehrt das höhere Schulwefen naturgemäk der Pflege der gröheren 
Lebensgemeinfchaften anheimfällt; und fo findet denn auch thatfächlich jene obige 
im Allgemeinen befchriebene Ablöfung der Kirche durch den Staat ihre Anmenbung 
auf vie höheren Lehranftalten. Je höher hinauf, deſto ausſchließlicher fällt heut- 
zutage das Schulwefen in den Wirkungsfreis des Staates (vgl. Br. VI, ©. 152). 
Zuerft haben fi die Hochſchulen von dem firchlichen Verbande frei gemadt. Dies 
geſchah theilmeife ſchon bei ihrer Gründung; es haben fih in Deutihland Uni— 
verfitäten gebilvet als ſelbſtändige Korporationen. außerhalb jedes bürgerlichen over 
firhlihen Lebens ftehend. Erft viel fpäter ergriff diefe Bewegung auch die Mittel- 
ſchulen. Wie folde vielfach ſchon in ihrem Urfprunge auf die Ginzelgemeinde 
zurüdgehen und von diefer erhalten werden, fo haben fie auch konfeſſionellen 
Charakter bezüglich der anftellbaren Lehrkräfte (vgl. Bo. VIII, ©. 312), und 
werben an ſolchen Anftalten vielfah nur faftifch dem Princin der Barität, welches 
der Staat fonft vertritt, KRonceffionen gemacht (vgl. Br. VTI, ©. 145). Aber 
unlengbar liegen ſolche Zuftände nicht in der Richtung der gefunden Entwidlung 
unferes Staats- und Schulmefend. Wo viefe nicht natürlich aehemmt wird, ba 
haben fi daher audy in der That Gymnaſien, Pädagogien, Lyceen, Realfchulen, 
PBürgerfhulen, vom Einfluffe der Kirche emancipirt und eine felbftändige Stellung 
errungen. Bon dieſer Zeit datirt es, daß für die Lehrftelfen an dieſen Mittel- 
ſchulen nicht mehr bios philologiſch ausgebildete Theologen, fondern blos Philolegen 
verwendet wurden. 

Wie nun aber fo in fucceffiver Weife das gefammte Unterrichtewefen aus 
ber Hand der Kirche in bie des Staates übergegangen ift, dieſer ihr ſtufenweiſe 
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von oben nad) unten zu den Bortritt abgemonnen hat, fo mußte fchließlih in 
diefen Proceß auch die unterfte Stufe des Schulmefens, das eigentliche Volksſchul— 
wefen, hineingezogen werden. Die Konfequenz des Princips verlangt gebieterifch 
diefe Ausdehnung feiner Tragweite auch auf die Volksſchule; erft damit wird bie 
ganze an fich berechtigte und nothwendige Entwidlung ihren naturgemäßen Ab- 
ſchluß und Ruhepunft finden. Nur ein Unterfhied wird, wo es fih um bas 
Berhältnig der Volksſchule zum Staate handelt, deutlich hervortreten; er beruht 
auf ver Thatfache, daß je weiter das Unterrichtswejen auf feinen unteren Stufen 
aufgefaßt wird, auch jene auf den höchſten Stufen ftatthabende Teiftungsunfähigfeit 
der Familie in ftetem Abnehmen begriffen ift, daher aud die Tragweite des vireften 
Eingreifens des Staates eine in gleichem Berhältniffe fih mindernde fein wird. 
Hier handelt es fid ja um biejenige Bildung, melde blos dem Menſchen als 
folhen auf einer gewiſſen Höhe ver Kultur eignet. Hier wird daher aud am 
meiften auszurichten fein mit dem Princip, wornach die Schule urfprünglich weder 
als Kirchen- noch als Staatsanftalt betrachtet fein will, fondern als beruhend auf 
den urfprünglichften und einfachften Formen des menſchlichen Geſellſchaftslebens, 
auf der Familie und derjenigen Einheit von Familien, die wir Gemeinde nennen. 
Hier wird auch am leichteften nachweisbar fein, wie, unbefchadet des Grundfages, 
wornad das gefammte Schulmefen Staatsangelegenheit ift, doch aud bie andere 
große Lebensgemeinfchaft, die Kirche, einen je nad Umftänven weitergehenden Ein- 
fluß auf den Unterricht behaupten mag. Natürlich müffen ja jene Familien, um 
hinfihtli der Bildung ihrer Kinder gemeinfame Bebürfniffe zu hegen und gemeinfam 
zu beren Abhülfe zu wirken, von einer gewifjen Gleihmäßgfeit ver Lebensanſchauung 
überhaupt getragen fein. Diefe Gleichmäßgkeit aber lag am Anfang der Ent- 
widlung unferes deutſchen Volksſchulweſens entſchieden, und liegt nod heutzutage 
zu einem großen Theile auf dem religiöfen Gebiete. 

Daß dies nämlid im Reformationgzeitalter der Fall war, kann durchaus 
nicht bezweifelt werden. Die Volksſchule war in ihrem erften Stadium entſchieden 
Konfeffionsanftalt; der Meßner, d. 5. eine Art Unterpfarrer, wurde zum Scul- 
lehrer gemadt; vie Gemeinde, auf welder feine Schule ruhte, war die Kirchfpiels- 
gemeinde. Dies ift die Wahrheit des Satzes, daß die Volksſchule eine Tochter 
der Kirche fei. Aber fo wenig ift diefer Charakter ausfchlieglihes Eigenthum ver 
Boltsfhule der Reformationgzeit, daß vielmehr auch die blühendften Schulen jener 
Epoche, die den Triumph des Humanismus verfündigenden Anftalten Trogen- 
dorfs und Sturm’s auf der einen, bie Lateinfchulen der Jefuiten (vergl. 
Bd. VII, ©. 417) auf der anderen Geite ganz ebenfo ftreng Fonfeffionellen 
Charakter tragen und ausſchließlich für proteftantifhe oder katholiſche Frömmigkeit 
erziehen. Wie nun aber heutzutage die Anfprüdhe der Kirche auf ſolche Anftalten 
immer mehr auf ven einen fid rebuciren, den Religionsunterridt an benfelben 
entweder felbft zu beforgen, oder, wo er von einem Lehrer der Anftalt gegeben wird, 
zu überwaden, fo wird Aehnliches auch auf dem Gebiete des Bolfsunterrichtes zu 
erwarten fein. 

Zwar ift es eine firhliche Behörde geweſen, melde zum erftenmal in officieller 
Weiſfe in Deutſchland es ausgefprohen hat, daß vie Schule als Staats- und nicht 
als Kirchenanſtalt betrachtet fein wolle (Oberkonfiftorium zu Berlin am 18. Juli1799). 
Doch läßt es ſich immerhin verftehen, wenn im Allgemeinen bie Kirche fidh diejen 
Anfprühen des modernen Staats gegenüber ſpröd beträgt und biefelben oft genug 
wie verbedte Injurien betradhtet. Denn das Auftreten des Staates als Vertreter 
der Kulturpflege und Kulturpolizei involvirt — ausgefprodener oder unausge— 
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fprochener Maßen — die Vorausfegung, daß bie Kirche mit ber Zeit unfähig 
geworden ift, den aufftrebenden Mächten ver Neuzeit gerecht zu werben, daß ihre 
Diener bei den veränderten und fortgefhrittenen Lebensverhäftnifien ber früheren 
Stellung nicht mehr gewachfen find. Daher denn bie Kirche bis auf den heutigen 
Tag in Fatholifhen und proteftantifchen Ländern oft genug blos äußere Macht- 
fragen in Bewegungen zu erbliden vermag, welde doch nimmermehr fo weite Aus- 
dehnung zu gewinnen vermocht hätten, wenn nicht durch das Hineinragen einer 
veralteten, fchwerfälligen Dogmatik in unfer focialpolitifh fo gänzlih umgeſtaltetes 
und intelleftuwell vertieftes Gefammtleben ver ſich fchärfenne Wahrheitsfinn und 
ber wachſende Bildungstrieb empfinplich verlegt worben wären. An fi aber liegt 
gewiß nichts für das richtige Ehrgefühl eines Geiftlihen Verletzendes in der That- 
fache, daß die Fortichritie der Erziehungstunft und insbefondere des Schuiunter- 
richts in den legten fechzig Jahren fo bedeutend gewefen find, daß ber geiftliche 
Stand, obgleich aus feinen Reihen nicht die wenigften und nicht die unbedeutendſten 
pädagogiſchen Größen hervorgegangen find, doc im Allgemeinen ſchon durch feinen 
eigentliben Beruf gehindert fein mußte, gleihen Schritt mit jenen Fortſchritten 
zu halten. Dasfelbe gilt von ber anderen Thatfache, daß im Gegenfage zu ber 
Zeit, welche die erften Anfänge des Volksſchulweſens hervorgebracht hat, ein Um— 
fchwung ſowohl in der allgemeinen Denfungsart, wie in den Fonfeffionellen Ber: 
hältniffen der Gemeinden eingetreten ift. Auch in ven einfachften Landgemeinden 
trat das politifhe Intereſſe immer felbftbewußter dem kirchlichen an die Seite, 
während andererfeits viele Gemeinden ihren einheitlichen konfeſſionellen Charakter 
mit dem paritätifchen vertaufchten. Es ift natürlih, daß im demſelben Maße ver 
Staat bebeutfamer und einflufreicher in das Volksſchulweſen eingreifen mußte; und 
in der That kann er fih, wenn von Geite der Geiftlichfeit immer nur die Gefchichte 
angerufen wird, um zu beweifen, daß aus kirchlichen Mitteln, oder doch mweninftens 
unter firdlichen Titeln, ver bei Weiten größte Theil des Einkommens ter Schul- 
Ichrer fliege, auch feinerfeit8 auf eine Gefchichte berufen, welche in nicht undent» 
lihen Spuren das Wohlthätige ter ftaatlihen Einflüffe, welche vie Volksſchule 
erfahren hat, erkennen läßt, und teren Erträgniffe, wenn fie gleich nicht in Zahlen 
ausgerechnet werben fünnen, dod jenen unbeftreitbaren Verdienften ver Kirche gegen- 
über aehalten zu werben verdienen. 

Dahin gehört, daß die Kinder des Volks heutzutage nicht mehr deshalb das 
Leſen Iernen, weil dasſelbe als konfeffionelle Pflicht und Tugend erfcheint, ſondern weil 
unfere Kulturverhältniffe mit abfoluter Nothwendigkeit daranf drängen. Es iſt ja nicht 
in Abrede zu ftellen, daß mit ber Zeit das Schreiben, fpäter noch das 
Pechnen zu hervorragenden Lehrgegenftänden in der Volksſchule geworben find, 
daß jest auch Zeichnen, Naturfunde, Sprachkenntniſſe hinzutreten, — alfo 
lauter Gegenſtände, melde offenbar weltlicher, nicht kirchlicher Natur find. 
Thatſache ift vor Allem, daß erft, feitvem ver Staat am Volksſchulweſen ſich ein- 
nehenver betheiligt hat, jene Grundfenntniffe allgemeiner und beffer verbreitet worben 
find, als früher unter der ausfchliehlichen Leitung ver Kivche, welche Abrichtung zu 
firchlichen Dienften und Uebungen höher ſchätzte, gefchehen konnte. Wäre die Schule 
wirflich nur Kirchenanftalt, fo würde c8 ja von vornherein an jeder Veranlaſſung 
fehlen, in Bezug auf den Lehrſtoff über den Religionsunterriht und feine einfachite 
Torausfegung, das Leſenkönnen, binauszugehen; die erweiterten Lebensverhältnifle, 
denen die Schule dienen muß, fümen nicht zu ihrer Berechtigung. Es ift wahr, 
daß die Kirchenfchulen das ältefte von Belang auf dem Gebiete des deutſchen Volks⸗ 
ſchulweſens ſind. Es iſt aber ebenſo wahr, daß ſie längſt untergegangen ſind. 
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Gerade die von den Küftern beforgten Pfarrfchulen ver Reformationszeit, vie ihr 
Ziel im Memoriren des Katechismus fanden, verloren alle Bedeutung hinter den 
ftaatlich geordneten Volksſchulen ver folgenden Jahrhunderte. Denn erft feit der 
Staat ſich des Volksſchulweſens angenommen hat, ſeitdem neben den Kirdhenorb- 
nungen felbftänbige Schulorbnungen auftraten, find auch gewiſſe Vorbedingungen 
jeber gebeihlichen und ftetigen Volksbildung zu erreihen geweſen. Geordnete Bifi- 
tationen wurden anberaumt, Schullehrerfeminarien gegründet, der Schulbefuh auf 
das ganze Jahr ausgedehnt, und bie Eltern der ausbleibenden Kinder beftraft. 
Namentlih in Folge der Tettgenannten, in Preußen erft 1763 eingeführten Maf- 
regel war der Einfluß der mweltlihen Obrigkeit anf das Volksſchulweſen in ftetem 
Steigen begriffen; und der Staat erlangte je länger, je vollere Berechtigung, dem 
Pochen der firhlihen Gewalten auf den urfprünglichen Charakter der Schulpotation 
gegenüber dieſe von feiner Seite gefchehenen Bemühungen und ihre Erfolge in bie 
andere Wagfchaale zu werfen und zuverfichtlich zu behaupten, daß erft, feitbem er 
in energifcher Weife auf dem Gebiete des Schulmefens aufgetreten ift, die große 
Entwidelung vesfelben auch gerade auf den unterften, tem Bolksfchulunterricht 
angehörigen Stufen begonnen bat. 

Auf folhe Nechtstitel nicht minder, mie auf jene allgemeinen im erften Ab- 
ſchnitt geltend gemachten Intereffen, gründet ſich das immer weiter greifende Auf: 
fichtöreht des Staates über das Schulweſen. Gegenüber ver Kirche wie ber 
Einzeigemeinde fommt es ihm zu, bie Oberleitung des gefammten Schulmwefens in 
die Hände zu nehmen. Zu biefem Behufe muß der Staat aber eine befondere Fadı- 
behörbe fchaffen, melde für vie verfchiebenartigen und verfchiedenftufigen Schul: 
organismen bie gleichmäßigen Impulfe eines gemeinfamen Herzichlages ſichert. Es 
taugt nicht, ſich Hierfür, und ſei e8 auch blos bezüglich des Volksſchulunterrichtes, 
ver firchlichen Draane zu bedienen. Von ſolchen wird ver Natur der Sache nad) 
jede einzelne Schulfrage weniger von dem einfachen Gefihtspunfte der Schule, als 
in fombinirter Erwägung der Zielpunfte und Intereffen der Kirhe und Schule 
in Erwägung genommen. Weberbies führt eine folhe Einridtung in paritätifchen . 
Staaten zu der zweckwidrigen Konfequenz, daß das gefammte Volksſchulweſen in 
zwei oberften kirchlichen Behörden gar eine boppelte Spite gewinnt, bie dann wieder 
mühſam mit der ftaatlichen zufammengebunden werben muß. 

Die in Rede ftehende ftaatliche Stelle wird alfo ihre Fürſorge den allgemeinen 
Berhältniffen zumenven , die fich gleihförmig über alle Gemeinden erftreden, fo 
lange dieſe nicht independent daſtehen. Ein ſolcher Punkt betrifft 3. B. die Be- 
flimmung binfihtlich der Zahl ver Kinder, welche in einer Schule vereinigt fein 
müffen, um bie Hinzunahme eines zweiten Lehrers nothwendig erfcheinen zu laffen. 
Gerade bier ift e8 meift unverftändiger Eigennuß der Gemeinde, welcher noch immer 
der, von ber ftaatlihen Behörde zu vertretenden beſſern Einfiht das Feld nicht 
völlig geräumt bat. Diefe muß daher fortwährend darüber wachen, daß feinerlei 
Intereffe der Schule blos felbftfüichtigen Zweden der Gemeinbe geopfert werde; fo 
muß der Gemeinde gegenüber auch die Dauer der Schulzeit (vgl. darüber Bd. VI, 
S. 153) geſetzmäßig beftimmt und aufrecht erhalten werden. Ferner gehört in das 
befchriehene Gebiet der ftaatlihen Kompetenz die Wahl der Lehrmittel, wenigftens 
im Allgemeinen, ebenfo aud die Vorzeihnung der Unterrichtsgegenftände, ja felbft 
ber Methode. Infonderheit aber eignet dem Staate die Sorge für Bildung, Aus- 
fommen und Rechtsverhältniffe der Volksſchullehrer. Mit der numerifhen Zunahme 
der Schulen und Schnllehrer bat ſich das Uebel überfpannter Anforderungen an 
bie Lehrer eingeichloffen. Es ift Sache des Staates, für die moralifhe Gefundheit 


282 Schule. 


ver Bolfsfhule zu forgen, indem er dem Ueberhanpnehmen ver Vielwifferei und 
des gelehrten Dünkels unter ven Volksſchullehrern durch eine zwedmäßige, einfache 
Seminarbildung vorbeugt. Die Seminarbildung fell den Lehrer Feinesmegs 
zum Natur- und Gefchichteforfcher oder zum Theologen in ver eigentlichen wiffenfchaft- 
lihen Fachbedeutung erziehen; fie fol ihm anleiten, daß er alles das überfehen 
lernt, was auch bei der möglidft hödften Erweiterung in der Volksſchule vor- 
fommen fann (vgl. Kar! Schmidt: Zur Reform der Lehrerſeminare, 1863, ©. 8). 
Hinter diefem Ziele zurüdgeblieben zu fein, ift ber Hanptmangel der preußifchen 
Negulative, die fonft, fofern fie dem Zuviel in ven Weg treten, manches Gute 
enthalten. Das Seminar muß Xehrer bilden, vie „miffen, was fie wollen, und 
fönnen, was fie ſollen.“ Iſt außerdem aud die Weiterbildung ver ſchon geprüften 
Lehrer durch zweckmäßige und weitherzige Einrichtungen gefichert, fo wird auf dieſem 
Wege der Lehrerſtand am eheften jenes revolutionären Charakters entfleidet werben, 
ver ihm vielfach jett anhaftet; es wird am ficherften jenem überreizten Stanves- 
gefühl geftenert werben, kraft deſſen bie Boltsfchullehrer Häufig als Schöpfer eines 
neuen Kultus auftreten, an Staat und Gemeinde übertriebene Beſoldungsanſprüche 
machen und überhaupt in fehr charakteriftiicher Weife die Intereffen ihres Standes, 
welchen endlich „gebührende Rechnung getragen werben” müſſe, fortwährend mit 
dem Intereſſe der Schulreform felbft verwechſeln. Dem Staate wird das Recht, 
ausfchweifenden Anfprücen entgegenzutreten, in dem Maße meniger beanftanvet 
werben, als er bie gerechten Begehren biefer Klaffe wohlwollend anerfennt und ſich 
bemüht, beſſer gebilvete, freier geftellte und würdiger befolvete Lehrer zu fchaffen. 

Dagegen läßt fich nicht abfehen, wie auch die z. B. von ber preußifchen Ver— 
faffung als Pflicht des Staats anerfannte Unentgeltlihfeit des Volksſchul— 
unterridtes begründet werben fol, da vielmehr bie Eltern es fint, welche dem 
natürlichen Rechte gemäß die Koften ver Erziehung ihrer Kinder in erfter Linie 
zu tragen haben; nur aushülfsweife hat Gemeinde, Kirche oder Staat einzutreten, 
zumal ba es allerdings der Mehrzahl der Menſchen eigen ift, Alles, wofür fie 
unmittelbar beiftexern, viel mehr zu werthen und forgfältiger zu behandeln, als 
was ihnen unentgeltlicd geboten wird (Bluntihli, a. a. O. ©. 351 f.). Was 
endlich die Koften ver Schulhäufer und ihres Bedarfs betrifft, fo hängt das Berhält- 
niß defien, was der Staat gegenüber der Kirche oder ber Gemeinde zu leiften hat, 
meift von den an dem verſchiedenen Orten individuell beftimmten Redjtsverhält- 
niffen ab. 

Wir haben im Bisherigen das Nechtsgebiet des Staates befchrieben, auf deſſen 
Behauptung er auf jeven Fall beftehen muß, und babei in erfter Linie die Frage 
im Auge gehabt, um die e8 fi in der Gegenwart vor Allem handelt, die Volks— 
ihulfrage. Wenn gerade hier auf Seite des Staates im der Regel Geneigtheit 
vorhanden ift, förderliche und durch die Natur ver Sache felbft gebotene Beziehungen 
zur Kirche aufrecht zu erhalten und fich in Bezug auf Vollsfhulpflege wenigfiens 
der umtergeorbneteren Tirchlihen Behörden als Organe zu bedienen, fo haben ſich 
dafür die Vertreter des Schullehrerftandes je länger je mehr einer, wie es ſchien, 
folgerichtigeren Betrachtungsweiſe angefhloffen und völlige Emancipation von 
der Kirche, unbedingten Anſchluß an den Staat verlangt, mobei der Werger 
über die Unbequemlichkeit ver Ortsfchulinfpeftion, die Wahrnehmung der Trägheit, 
Unpünftlickeit und Unfähigkeit vieler Pfarrer, die Suht nad Popularität auf 
Seiten der hinter den Lehrern ftehenden Agitatoren, furz alle möglichen richtigen 
und unrichtigen Motive mitgewirkt haben. Zu Grunde hat aber immer das richtige 
Gefühl gelegen), daß die Schulen, feitdem fie unter ftaatlihe Kontrofe genommen 
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und von ben Berürfniffen der weltlichen Gemeinde beeinflußt wurben, nicht mehr 
das find, was fie urfprünglih waren, und für was fie von Seiten ber Kirche gern 
ohne Weiteres noch heute genommen erben. 

Daraus folgt aber keineswegs, daß vie Schulftube — wie man fid das auf 
jener Seite gern als lieblihes Eldorado auszumalen pflegt — ganz ebenfo zu einer 
Domäne des Staates erhoben werden müßte, wie bie Bureaus und Amtsftuben 
ber Aominiftration, Das für alle wahre Freiheit Gefahrdrohende einer derartigen 
Durhführung bes reinen Staatsprincips liegt anf ber Hand. Eine ſolche Allregie- 
rung könnte vor Allem den befonderen Anfprüchen und Wünſchen ber Ortsgemeinde, 
auf welche ja gerade beim Bolksunterricht fo großes Gewicht zu legen ift, nie gerecht 
werden; file wilde unvermeidlich zur Herrſchaft der Schablone und zur Anwendung 
des Brofruftesbettes führen. Es ift darum in der That höchſt verwunderlih, wenn 
Stimmen, die das bureaukratiſche Centralifationsfyftem auf anderen Gebieten ver- 
werfen, es gerabe auf eim fo lebensvolles Gebiet erftredt fehen wollen, wie das 
des Bolksunterrichts iſt; diefes wird ja, fo fehr immer fefte Regel, Uniformität 
und Trabition der Behandlung das Uebergewiht haben müſſen, doch in jebem 
Bezirke wieder etwas anders gefärbt und begrenzt fein. Aus allgemeinen Bermal: 
tungsarumbfäßen bes Staates ift es ja nicht abzuleiten, wenn z. B. bie Bepürfniffe 
eines Lehrers in Oftpreußen mit ver Hälfte deſſen beftritten werben fünnen, mas 
ein Lehrer in der Rheinprovinz braucht. Ja felbft ver Lehrplan für die einzelne 
Lokalſchule foll nad den Vorſchlägen des badiſchen Oberfchulrathes von Lehrer und 
Ortsſchulbehörde erfimalig entworfen werben, ehe die Regierung ihn endgültig feft- 
fest — eine Anfiht, bie jedenfalls zeigt, mie weitgehende Rüdfichten auf Lokal— 
interefjen eim befonnener Liberalismus unbeſchadet ber einheitlichen Leitung des 
Schulweſens burd den Staat nehmen zu müſſen glaubt. 

Diefer Beſchränkung der ftaatlihen Oberauffiht durch die inzelgemeinve 
tritt aber noch eine andere nicht minder wichtige Schranfe zur Seite. Die Aufgabe 
der Volksſchule geht nämlich weniger ausfhlieglih, als die ver höheren Schulen 
im Unterrichten auf; fie umfchließt auch das Erziehen. Eine Erziehung ohne Reli- 
gion ift aber zum minbeften der Mehrzahl ber Zeitgenoffen nicht denkbar; in— 
ſonderheit gibt es für das beutfche Bolt ohne religiöfe Bildung fein gefundes, 
geiftiges und fittliches Leben; und muß darum aud der Staat ein ausgefprocdenes 
und beftimmtes Intereſſe an der religtöfen Erziehung der Jugend haben (vgl. 
Br. III, ©. 434). Es befigt namentlich gerade ver Religionsunterricht, 
neben dem Unterricht in der vaterländiſchen Geſchichte, allein die Mittel, die un- 
geheure Macht der kindlichen Phantaſie zu bändigen; bie Religion ift e8, welche 
neben ver in Volksſchulen ohnehin nur fpärlich getriebenen Gefhichte dieſe Phantafie 
ansfüllt mit heiligen und erhebenden Bildern; und daraus befist fie auch die Mittel, 
die zarten Keime des Gemüthslebens im Kinde in ihrem ganzen Reichthume zu 
wecken. Wollte man aber ben modernen Staat auch nad dieſer Richtung als 
Surrogat für die bisherigen Leiftungen der Kirche aufbieten, fo würbe man ben- 
felben weit über feine eigentlichen Pflichten hinaus in Anſpruch nehmen und ihn 
in eine Situation bringen, darin fohlieglih nur feine Infolvenz zu Tage treten 
fönnte, während er allen billigen Anſprüchen gerecht zu werben vermag, fobald 
er der Kirche als ihre arbeitstheifta zu Teiftende Aufgabe die Pflege des religiöfen 
Unterrichts und Lebens überläßt. Gehört in Sachen des Unterrichtes dem Gtaate 
das. entfcheidende Wort, fo bat in Sachen ber religiös-fittlichen Bildung die Kirche 
das Meifte und Befte zu leiften. „Wie Vater und Mutter bie häuslihe Erziehung 
gemeinfam Ieiten, fo haben Staat und Kirche gemeinjam: bie öffentliche Erziehung 


284 Schule. 


bes Volkes zu pflegen. Die fchroffe Trennung und Epaltung der ftantlihen Ein- 
wirfung und ber firhlihen Sorge würbe zerreißen, was zufammen gehört; und bie 
Folgen berfelben wären nicht minder ſchädlich, als e8 für die Privaterziehung bie 
Scheidung ber Eltern ift" (Bluntſchli, a. a. D. ©. 347). So fehr der moderne 
Staat betheiligt ift an dem Auffhwung der Wilfenfchaften und Kitnfte, fo wenig 
bat er vie religtössfittliden Motive ans fich felbft hervorgebracht, von mweldyen vie 
Ariftlihe Entwidelung der Völker getragen wird. Vielmehr ift es die Kirche, welche 
bis zur Stunde noch thatfählih ihr Eigenthumsrecht in dieſer Beziehung aufrecht 
erhält, fo oft fie auch zugibt, daß viele fittlichen Güter ber heutigen Menfchheit, 
die mit der Religion zufammenhängen, eine fhon auf ben erften Blick erfennbare 
religiöfe Etiquette nicht mehr an fih tragen. Wollte der Staat aud in dieſe Auf- 
gabe der Kirche eintreten, fo müßte er an die Stelle der gefchichtlich gewordenen Religion 
irgend ein Produkt des politifchen Maffinements fegen, wie etwa durch Gefeg vom 
9. Floreal VI. in ben von ven franzöfiichen Revolutionstruppen offupirten Rhein» 
landen an die Stelle des Religioneunterrichtes eine republifanifche Sittenlehre trat, ber 
Schwur zu unauslöfhlichem Haſſe der Tyrannei und Aehnliches. Dort haben dann 
freilich die Gemeinden, welche über dem neuen Kredo der alleinſeligmachenden Staats- 
weisheit die Köpfe fhüttelten, ihrerfeits den Geiftlihen den Einfluß auf die Schulen 
thatfächlich wieder eingeräumt, welchen der Staat ihnen entzogen hatte; e8 wurbe 
gegen bie neue Religion fortwährend proteftirt, und felbft 1848 fein Verſuch zur 
Wiedereinführung der religtonslofen Schulen gemacht. Aber aud das moderne 
Frankreich felbft ift von jenen Experimenten befanntlich zurüdgefommen, und es 
darf, troß aller klerikalen Einflüffe, die baran und darum hängen, als ein an 
fi) kerngeſunder Gedanke begrüßt werden, wenn das franzöfiihe Unterrichtsgeſetz 
vom 15. März 1850 vie Alleinherrfhaft ter ftaatlichen Univerfität befeitigt und 
für die Oberleitung und Aufſicht des Schulweſens ein Zuſammenwirken ftaatlicher 
und firchlicher Organe geforbert hat. 

Dies ift eben darum das Richtige, weil bie ganze Frage allein vom Princip 
der Schulgemeinde aus zur reinlihen Löſung gebradyt werben kann, weil eben feine 
Gemeinde für fih allein vafteht, jede vielmehr eingeordnet ift in den allgemeinen 
ftaatlichen und kirchlichen Verband. Wenn daher namentlich die Volksſchule ſich auf 
Grund der Ortsgemeinde erbaut, fo werben in Bezug auf die Ausbildung biefes 
Schulweſens mächtige Einflüffe, bald vom ftaatlichen, Bald vom firdlihen Gefammt- 
leben ausgehend, vielleicht auch Konflifte zwifchen beiden Seiten, gar nicht aus- 
bleiben können. 

2) Die eigenthümliche Verquickung der drei Lebensgebiete macht ſich beſonders in 
brei Fragen bemerflih, in welchen wir alsbald ven drei großen Knoten begegnen, 
an welchen jede Schufreform der Gegenwart fi zu verfuchen bat. Was das Ver— 
hältniß zwiſchen Staat und Kirche betrifft, fofern beide am Schulweſen fidh be: 
theiligen, ift e8 die Frage bezüglich der Ortsſchulinſpektion; anlangend das 
Verhältniß der Schule zur Kirche, ift e8 die Frage bezüglich der Verbindung des 
Schullehreramtes mit dem Mefnerpienft; envlih ift e8 das PVerhältniß ber 
Schule zum Staat, welhes die Kommunalſchulfrage in’s Leben gerufen hat. 
In jeder diefer drei Richtungen fordert man Seitens der Schulreform Befeitigung 
jener alterthümlihen Spuren kirchlicher Abhängigkeit; in jeder wird eine gründliche 
und genaue Anseinanderfegung auf tem Gebiete des Schulwefens durchweg ab- 
bängig fein von dem Grade der Unbefangenheit, womit man das Berhältniß von 
Kirche und Staat in’8 Auge faht. 

So lange die Kirche der Zuftändigkeit des Minifteriums bes Innern unter: 
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fteht und ein Departement des Staates bildet, fo lange fließt auch der That- 
beftand, daß dieſelbe Perfon als Schullehrer dem Staate, ald Mefner der Kirde 
dient, fo zwedwibrig er fein mag, body wenigftens feinen Wiverfprud in fi. Wo 
bie Kirche frei neben dem Staate ſich bewegt, muß ſchlechterdings auf ein billiges 
Ausfommen gefonnen werben, da — befonders in fatholifhen Orten — der Unter- 
richt zum Nachtheil der Schule oft genug unterbrodhen und ausgefegt werden müßte 
um der Mefnerverrihtungen tes Lehrers willen, und da überhaupt Niemand zweien 
Herren dienen kann. Nicht die Schulgemeinde bedarf der Mefnerbienfte, fondern 
die kirchliche Gemeinde, Nun wird freilid die bürgerlihe Gemeinde nicht immer 
geneigt fein, aus eigenen Mitteln den bedeutenden Ausfall zu decken, welcher ent« 
fteht, fobald die Mefnergehalte nicht mehr in die Schulbefoldungen eingerechnet 
werben. Soll aber, um dieſe financiellen Schwierigkeiten zu befeitigen, der Lehrer 
aud zu der kirchlichen Gemeinde in ein Dienftverhältniß treten, fo könnte das in 
Folge einer billigen Vereinbarung nur bezüglid des Organiftendienftes und folder 
Theile der Mefnerei gefchehen, welde dem Schulunterrichte in feiner Weife zum 
Nachtheil gereihen und nit an ſich ald des Lehrers unwürdig erſcheinen. 

Bon einer anderen Seite her erweist ſich die Umgeftaltung der Wechſelwirkung 
zwiſchen Staat und Kirche als nothwendig, wenn wir die Frage der Ortsſchul— 
infpettion in's Auge fallen. In ber Regel läßt heutzutage noch der Staat feine 
Oberherrlichkeit durd die in feinem Dienfte ftehenden Diener der Kirche ausüben, 
Geiftliche find mit der Bezirksfghulvifitatur fowohl, wie mit der Lofalinfpektion 
betraut; und dagegen kann man bei der Verwandtfhaft der Aufgaben ver Kirche 
und der Schule im Allgemeinen dann wenigſtens nichts einwenden, wenn in bem 
Bildungsgang der Geiftlichkeit Sorge getragen ift, daß fie aud für viefe Funktion 
vorbereitet werde. Ihre Befugniffe find es dann, den ganzen Gang des Unterrichts 
zu leiten und im Geleiſe zu halten, die allfeitige Durdführung und Innehaltung 
des Lehrplanes zu bewerfftelligen, das Berhalten des Lehrers zu beauffichtigen, 
feine Leiftungen zu prüfen, für feine und ber Anftalt ökonomiſche Berhältnifie 
Sorge zu tragen. Dies Alles aber thun fie nicht als Pfarrer, fondern als Beauftragte 
bes Staates, wie fie auch die bürgerlihen Standesbücher führen (vgl. Bo. VI, 
©. 151, 153). So wird es allerdings nur fein Fünnen, fo lange jenes Berhältniß 
wechjelfeitiger Unterordnung von Staat, Kirhe und Schule vorhält. Es kann aber 
feinem Zweifel unterworfen fein, daß diefer Zuftand nur ein Uebergangsftadium 
bezeichnet. Sobald nun — worauf Alles hinausdrängt — die Kirche aus jenem 
Berhältniffe ausgeſchieden ift, wird fih auf ftantlihem Gebiete das Bedürfniß 
einer Umgeftaltung des eigenen Beftandes fühlbar machen. Es wird bei der gänzlich 
veränderten Sachlage das Mandat der Geiftlihen als Schulinfpeftoren zum min- 
veften einer Erneuerung bebürfen; und auch dies hätte, da der Staat gar nicht 
mehr ohne Weiters über die Geiftlichen verfügen darf, erft das Entgegenfommen 
bes freien und guten Willens berfelben zur Borausfegung. Beſſer ift es daher 
jedenfalls, wenn man grundfagmäßig zu Werke geht und vie Schule auf ihre eigenen 
Füße ftellt. Dann aber ift die Oemeinde als Schulgemeinde zu organifiren, welche 
ihren berechtigten Einfluß auf das Schulweſen durch den Ortsfchulrath ausübt. 
In diefem müffen neben dem Geiftlihen, dem Lehrer, dem Arzte, dem Bürgers 
meifter noch eine Anzahl von gewählten Bamilienvätern Sig und Stimme haben. 
Freilich wird es der von biefer Kommiffion gewählte Vorftand fein, welcher vor« 
zugsweife thätig in Bezug auf Schulaufficht ſich verhalten wird; und dieſe Stelle 
wird dem Geiftlihen, aud; wenn er nicht von Amtswegen Präfivent ift, doch dann 
jhwerlich entgehen, wenn ex irgend dazu geeignet und der Mann des Bertrauend 


286 Schule. 


ber Gemeinde iſt. Anträge aber auf gänzlihe Ausſchließung der Geiftlichfeit vom 
Schulweſen oder gar auf Befeitigung der Ortsfhullommiffion überhaupt, find als 
unnatürlihe Forderungen eines übertriebenen Standesgefühls ver Schullehrer zurüd- 
zuweiſen. 

Wenn ſomit eine Schulreform, die allen kirchlichen Einfluß ausgeſchloſſen 
wünſcht, weder in dem Gebiete des Wünſchenswerthen, noch auch nur des Erreich— 
baren liegt, ſo würde doch, wofern etwa die Wahl nur zwiſchen Konfeſſions— 
oder Kommunalſchulprincip freigegeben wäre, der Staat in nicht geringe 
Verlegenheit gerathen. Denn mit dem Anſpruch der Konfeſſionsſchule auf unver- 
fümmerten Beftand kann er fi ſchon deshalb immer weniger befreunden, weil im 
Gefolge der Konfeffionsfhule aud die geiftfihe Schulauffiht unumgänglich noth- 
wendig einhergeht. Je jelbftändiger die Kirhe dem Stante gegenüber fteht, deſto 
mehr ift es einfache Pflicht der Selbfterhaltung für den leßteren, ven Schullehrerftand 
nicht mit gebundenen Gliedern dem möglicherweife feinvjelig den Staatszweden 
gegenübertretenden Klerus auszuliefern, die heranwachſende Jugend nicht ausjchlie- 
lid) einer von dieſem Klerus geleiteten Schulbildung zu unterwerfen. Schon bier 
ift e8 daher Sache des Staates, durch Einrihtungen, wie die oben bejchriebenen 
find, ſich die Möglichkeit zu wahren, feinen Einfluß in den Gemeinden zur Geltung 
bringen und die Konjequenzen des geiftlihen Ortsjhulinfpeftorats, wo fie gefahr- 
drohend werben, breden zu fünnen, Wenn aber aud aus dem vorliegenden Ber- 
hältnifje ver Einzelgemeinde zur Kirche folgt, daß in fehr zahlreihen, ja in ben 
meiften Fällen ein Geiftliher der thatfächliche Leiter der Schule ift, fo brauchen 
ja die zwifchen der Gentral- und Lofalfchulbehörde mitten inne ftehenden Organe 
(Beirksfhulvifitaturen u. dgl.) um fo weniger einen kirchlichen oder fonfeffionell be- 
ftimmten Charakter an fi zu tragen. Werben viefe Befugniffe in weltliche Hände 
gelegt, und zwar womöglich in folde, die das Geſchäft nicht nebenher und beiläufig, 
fondern als Hauptberuf treiben, fo kann auf diefem Wege das Mißliche, was bie 
Schulinſpektion des Geiftlihen für den Schullehrer mit fih zn führen fcheint, 
wieder vollftändig ausgeglichen werben, fo daß feinerlei Einengung der Schule 
durch etwaigen zelotifchen Eifer zu befürchten ift. Denn nicht vom kirchlichen, wohl 
aber vom klerikalen Einflufje ift die Schule dann in der That emancipirt. 

Aus dem Gefagten geht hervor, wie weit die Beftrebungen, die darauf aus- 
gehen, jede Spur des nad dem Princip der kirchlichen Gemeinfhaft eingerichteten 
Konfeſſionsſchule zu verwifhen und eine einzig nad dem Princip der ftantlichen 
Gemeinde eingerichtete Gemeindefhule an ihre Stelle zu feten, berechtigt, wie weit 
fie unberedhtigt find. 

Für unberehtigt und unpraftifch zugleich halten wir fie, infofern fie darauf aus- 
gehen, den Religionsunterricht entweder ganz aus dem Verbande der Lehrgegen- 
fände zu entfernen, oder ihn doch dem Einfluffe ver Kirche dadurch zu entziehen, 
daß man an die Stelle des kirchlich konfeſſionellen Unterrichtes einen ſog. natür- 
lihen Religionsunterricht treten läßt. Vielmehr wird ganz in gleicher Weife, wie 
bie menſchliche Kultur, um ſich nicht in leere Abftraftion aufzulöfen, dem Schüler 
in der Volksſchule in nationaler Form nahetritt, fo auch die religidfe Pflege nur 
im Geift einer befonderen Konfeſſionskirche geübt werden können. So viel Unlauteres 
und Mifverftandenes jeder gefhichtlihen Religion immer anhaften wird, fo hat doch 
jener „allgemeine Religionsunterriht”, auf den man radifaler Seits vielfach den— 
felben Werth legt, wie bie franzöfifhen Revolutionärs auf ihren republifanifchen 
Katechismus, überhaupt nichts Praftifches, am wenigften für den Volfsunterricht. Wo 
man, wie in Nafjau (1817), einen derartigen Verſuch wagte, hat man ihn bald 
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wieder aufgeben müflen (1846). Es gibt eben einmal feine ſolche abftrafte Kom 
munalreligion. Eine Aushülfe höchft zweifelhafter Art ift es, wenn in norbameri- 
fanifhen Staaten an die Stelle des Religionsunterrichtes das einfache Bibellefen 
ohne Erklärung getreten ift. Wie eine ſolche Praris an fi ſchon den Gipfel der 
Geiftlofigfeit repräfentirt, fo trägt fie auch nichts weniger als paritätifchen Charakter, 
da fie ganz das Extrem der bhyperproteftantifhen Buchftabenvergötterung darſtellt. 
Namentlid aber find die Lehrer felten im Stande, die gezogenen Grenzen ber 
Enthaltfamfeit innezuhalten; und dies macht uns felbft gegen jo beachtenswerthe 
Borfhläge, wie der von Karl Schmidt a. a. DO. ©. 128 fg. gemadite, miß- 
trauifh. Thatfählih find eben vie Lehrer felbft entweder fatholifch oder prote- 
ftantifch oder jüdifch erzogen; e8 wird daher der von ihnen ertheilte Religions» 
unterricht mehr oder weniger immer das katholiſche, proteftantifche oder jüdiſche 
Gepräge an ſich tragen. Da: jünifhe Kind wird ſich nicht gefallen laſſen wollen, 
daß im Gebet ver Name Jeſu genannt wird; der Chrift ebenfo wenig, daß dieſer 
Name gefliffentiih umgangen wird. Der Katholit wird fich verlegt fühlen, wenn 
das Zeichen des Kreuzes nicht gebraudt, der Proteftant nicht minder, wenn bie 
Mutter Gottes angerufen wird. Die Lehrer aber brechen beftändig ihre erzwungene 
Inbiffereng; fie haben das donum continentiae nit. Statt des Streites über 
die verſchiedenen Auffafjungen der Religion wird man in Eonfeffionslofen Schulen 
den ewigen Streit über die fortwährenden Verſtöße gegen das Enthaltfamfeits- 
edift wiederfehren fehen; es wird fi bald eine Maſſe von Unzuträglichleiten und 
Wirrſalen herausftellen, aus denen man ſchließlich Doc; nur die Lehre ziehen wird, 
daß das ganze Verhältniß eine ſchonendere und delifatere Behandlung verlangt. 
Nicht einmal in der Richtung darf das beftehende Zufammenwirken von 
Kirche und Staat aufhören, daß forthin etwa in einer und verfelben Schule eine 
firenge Scheidung der Lebensgebiete durchgeführt, d. h. aller Religionsunterricht 
dem Lehrer abgenommen und dem Geiftlihen übertragen würbe. Wie man Kirche 
und Staat neben einander hat, fo würde man dann im Grunde auch zwei An— 
ftalten neben einander haben: eine Schule für geſellſchaftliche, wiſſenſchaftliche, 
ftantlihe Erziehung, und eine für die religidfe Seite des Lebens. Das hieße aber 
bem geradezu entgegengefegten Ziele zuftenern, als dasjenige ift, welches fih uns 
immer mehr als das im Auge zur behaltende herausgeftellt hat. Auf diefe Weife 
wiürben gerade die jchrofiften Gegenſätze, welde das geiftige Leben ver Gegenwart 
in ſich birgt, vecht abſichtlich in die Schule hineingetragen, und daburd ſchon das 
junge Gemüth bis auf den Grund gejpalten. Es könnte gar nicht fehlen, daß 
dieſe beiden Schulen in die alerheftigften Zwiftigfeiten mit einander gerathen müßten, 
Was im gefelihafrlihen Leben trog aller Gegenfäge frieblic beigelegt wird, das 
würbe durch eine derartige Geftaltung des Schulwefens zum töplichften Kampfe 
ausarten müſſen. Wenn aber ftatt deſſen das ganze Volk fortwährend die Einheit 
feiner ftantsbürgerlihen und feiner kirchlichen Qualitäten verwirklicht, warum follte 
man nicht von Anfang an in der Schule dieje Einheit herftellen? Sie wird aber 
nicht hergeftellt, wenn das Kind iq dem Neligionsunterrichte einen Bildungszweig 
fießt, den nur ein folcher Menſch, der zugleich Pfarrer ift, in der Schule vertreten 
fann, und andererſeits kann es dem wahren Anjehen, ver wirklichen Autorität des 
Lehrers am wenigften Nuten bringen, wenn jeder Antheil an der religidfen Bil- 
dung ihm verjagt bleibt. Davon wollen wir gar nicht reden, daß durch jene 
radikale Trennung aud der beftehende Kompromiß, vermöge deſſen ver Lehrer ſich 
am Religionsunterricht betheiligt, dafür aber auch meift aus kirchlichen Mitteln 
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befoldet wird, aufgehoben, und e8 der Kirche nahe gelegt würde, ihre Gelder 
zurüdzuziehen und einen Kampf auf Leben und Tod anzufünden, 

Der Staat wird daher wohl tyun, feine diefer Seite der Schulpflege zuge» 
wendete Thätigfeit vor Allem darauf zu befhränfen, daß er dem für die Leiſtungs— 
fäbigleit der Bolfsfhulen fo bevenflihen unverhältnigmäßigen VBorwiegen des Reli— 
gionsunterrichtes fo viel möglich zu fteuern und biefen Lehrgegenftand in ſach— 
gemäßen Scranfen (2—-3 Stunden wöchentlich in jeder Klafje) zu halten beftrebt 
ift. Obligetorifcher Lehrgegenftand der Volksſchule muß der Religionsunterricht 
nad wie vor bleiben, und der Lehrer hat fih an demfelben zu betheiligen, wo ihn 
die firdliche Gemeinde dazu auffordert. Dann müffen aber aud in Sachen des 
Neligionsunterrichtes und der hierzn erforderlichen Vorbildung der Scullehrer 
Berbindungswege zwiſchen Schule und Kirche offen gehalten, und der Kirchenbehörde 
freigeftellt werden, ob fie dem von der Schulbehörbe geprüften und angeftellten 
Lehrer den Neligionsunterricht übertragen will oder nit. Nur darf in feinem Falle 
das Princip der Selbftändigfeit, womit die Kirchen den Neligionsunterricht über- 
wachen oder beforgen, eine Ausvehnung gewinnen, darunter die einheitliche Yeitung 
aller Unterridhtsanftalten durd den Staat Noth litte, 

Bom Standpunfte der Gemeindefchule aus wird ſich aber die Frage nad 
dem fonfeffionellen Charakter einfady fo löfen. Nicht weil der Staat ein paritätifcher 
ift, muß auch die Schule jeder Einzelgemeinde einen paritätifhen Charakter au fi 
tragen, fondern weil die Einzelgemeinde fatholifch, weil fie evangelifch ift, ift auch 
ihre Schule mit einem Ffatholifchen ober mit einem evangelifhen Schullehrer be- 
ftellt. Die Eltern haben ein unbeftrittenes Recht, ihre Kinder -in der Neligion 
erziehen und unterrichten zu laffen, zu der fie fi befennen. Nur in den zahlreichen 
Fällen, wo die politifhe Gemeinde mit der Eonfefjionellen nicht zufammenfält, 
wird daher die Kommunalfhulfrage praktiſche Bedeutung erlangen. Hat man oft 
einfach; auf vie Analogie der Lyceen, Gymnaſien und Realſchulen vermeifen zu 
dürfen geglaubt, um eine grundfäglice und allgemeine Einführung ver Kommunal- 
fchule zu fordern, fo yat man vergeffen, daß der Befud jener Anftalten der freien 
Entfhliegung der Eltern anheimgegeben ift, während bezüglich der Volksſchule ein 
Zwang befteht; man bat ferner vergefien, daß aud dort meift bezüglich des 
Neligionsunterrihtes eine Einrichtung befteht, der ganz ähnlich, welde für vie 
Volksſchule die zwedmäßigfte ift. So lange der Konfelfionsunterfhied im Leben 
des Bolfes nody eine ‚fo bedeutende Macht ift, würbe ein Lehrer anderer Konfeffion 
in der Volksſchule wenigftens nur Gegenftand beftändigen Mißtrauens und Quelle 
enblofer Streitigfeiten werben. Bon der Geite ber ift den gemachten Erfahrungen 
zufolge eine allmälige Einfhläferung des konfeſſionellen Bewußtfeins in den Ge— 
meinden nicht zu erwarten. Den wirklichen Thatbeftand hat vielmehr ſchon am 
27. April 1822 das preußifche-Kultusminifterium richtig dahin befiimmt: „Die 
Abficht, durch ſolche Schulen größere Verträglichkeit unter ven verſchiedenen Glaubens» 
genoffen zu befördern, wird auch felten oder niemals erreicht, vielmehr artet jede 
Spannung, die zwiſchen ven Lehrern und dey, Eltern der Schuljugend ausbricht, 
gar zu leicht in einen Neligionszwift aus, der nicht felten eine ganze Gemeinde 
dahinreißt".2) . 


2) Die unbedingte und zwangẽweiſe Einführung reiner Kommunalfchulen, d. h. Schulen, die 
ohne alle Rückſicht auf tie Tonfeflionellen Unterfchlede eingerichtet find, würde auch für den ach— 
fungswertben Liberalismus, Der das Volk damit zu beglücken vermeinte, nur ten Anfang des 
Endes bedeuten. 


Schule. 289 


Anders liegt die Sache freilih in gemifchten Gemeinden. Schon wenn bier 
wegen der großen Zahl der Kinder mehrere Schulen vorhanden fein müffen, und 
Gelpmittel wie Kinderzahl beider Konfeffionen hinreihen, daß jede ihre eigene 
Schule haben kann, fo wird Trennung in verſchiedenen Konfeffionsfhulen doch 
nur da das natürlichfte fein, wo wirklich der Konfeffionsunterfchied den durch— 
ſchlagendſten aller in der Gemeinde vorhandenen Unterſchiede bildet. Dies ift aber 
in den Städten feltener der Fall, und fo wird unter Umftänden aud ber Ge- 
ſchlechtsunterſchied bei Trennung der Schulen als maßgebend auftreten können, 
wiewohl e8 im Interefje der recht verftandenen GSittlihkeit liegt, die beiden Ge- 
ſchlechter, jo lange es thunlich ift, vereinigt zu unterrichten, wir alfo keineswegs 
principiell den Geſchlechtsunterſchied dem Konfeffionsunterfchied vorziehen möchten, 
wo es fi darum handelt, einen zwingenden Grund zur Trennung der Schule 
aufzuftellen. Dafür erſcheint aber das Konfeffionsprincip allerdings völlig verwerjlich 
überall, wo Ein Schulhaus und Ein Schullehrer vollftändig hinreichend fein 
würde, während eine ftrenge Durchführung des Konfeffionsprincips für die politiſche 
Gemeinde eine doppelte Beläftigung nach ſich ziehen würde. Die politifhe Gemeinde 
braudt ſich von den Konfeffionsgemeinden feine unnöthigen Zahlungen viftiren 
zu laffen; fie darf von ihnen nicht gehindert werben, wenn fie für Tehrgegenftände, 
die an ſich nicht Eonfeffioneller Natur find, die Kräfte zufammen zu faflen wünſcht. 
Darum follte die politifche Gemeinde für die vieleicht Heine Kinderzahl der fon- 
feffionellen Minorität befondere Lehrer, Schulhäufer, Dotationen befhaffen müſſen ? 
Hier ift alfo ver Punkt, wo das Gemeindeprincip feine überlegene Bedeutung geltend 
machen, an die Stelle der Konfeffionsfhule die gemifchte Schule treten muß, d. h. 
eine Schule, wo entweder zwei Lehrer verfchievener Konfeffion angeftellt find, welche 
fi in den Religionsunterricht teilen, oder aber der eine Lehrer der Konfeffion ver 
Mehrzahl angehört, während für die religiöfe Unterweifung des anderen Konfef- 
fionstheiles die betreffende firdhliche Gemeinde, alfo vor Allem der Geiſtliche des— 
felben, einzutreten hat. Jedenfalls aber wird eine ſolche gemiſchte Schule ſich durch 
getrennten Religionsunterriht von den einfachen Schulen unterſcheiden. Es ift feine 
Frage, daß ſolche gemifchte Volksſchulen, wenn venfelben aud nicht in der Form, ' 
die fie in Holland angenommen haben, das Wort gerevet fein foll, doch der all 
gemeinen Lage unferer ftaatlihen Berhältniffe in ver Gegenwart vollfommen ent- 
fprehen. Je länger je mehr wird nicht blos der Staat, fondern aud jede Einzel- 
gemeinde eine gemifchte Bevölkerung aufweifen, bie aber dennody mit gleichen 
Bedürfniſſen und Anfprühen an Kenntniffe und Bertigfeiten zufammenlebt, fo daß 
nicht abzufehen ift, weßhalb der Staat eine Trennung im Unterriht handhaben 
foll über den Punkt hinaus, der allein nod trennt, das religiöfe Bekenntniß. 

Es ift nun freilich etwas Anderes, Schulen neu zu gründen und dabei von 
den konfeffionellen Differenzen abfehen; etwas Anderes, Schulen, welche von jeher 
fonfefftonellen Charakter trugen, aus derartigen Zwedmäßigfeitsrüdfichten in ges 
mifchte zu verwandeln. Es würde als ein Akt despotiſcher Willfürhandlung einer 
momentanen liberaliftiihen Stimmung oder Verſtimmung erfcheinen, wenn man in 
legterem Falle das Gemeindeprincip nicht audy in ter Hinfidht wahren wollte, daß 
man den Beſchluß der politifhen Gemeinde, melde Zufammenlegung der Konfej- 
fionsfhulen verfügt, bis zu einem gewifjen Grade abhängig machen würde von 
den vorangegangenen Beihlüffen der Firchlihen Gemeinden, weldhe in bie beab— 
fihtigte Trennung willigen. Dabei wäre nur vorzufehen, daß aud) wirklich der Wille 
ber Mehrheit, d. h. aber aud der Mehrheit in den beiden Konfeffionen, zum 
freien Ausdruck gelangen kann, und daß die politifhe Gemeinde gegen übertriebene 

Bluntfhli und Brater, Deutfches Staats-Wörterbuß, IX. 19 
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Anforderungen ver. Konfeffionsgemeinden, ebenfo wie dieſe gegen eine ungleiche, 
alfo ungerechte Behandlung durch die politifche Gemeinde, geſchützt wilrben.3) 

In diefer ober einer entfprehenden anderen Form wird es möglich fein, auf 
der einen Seite durch den als einheitlichen Maßſtab aufgeftellten Begriff ber 
politifhen Gemeinde die auseinanberftrebenden Sonderintereffen ver Konfeffionen 
zu wahren und größtmögliche Einfachheit der Schulverhältniffe zu erzielen, auf ber 
anderen Seite aber auch nicht blos die Einheit der mit den Konfeffionsfchulen 
beginnenden Entwidelung unferer Volksbildung feftzuhalten, der heiligen Natur: 
macht, weldhe allem gejchichtlihen Werben zukommt, gerecht zu werben, und fid 
zugleih die Berechtigung zu wahren, fih für den Umbau der Schulverhältnifie 
der beftehenden Fonds und Gelpmittel, foweit dies wünfchenswerth erfcheint, zu 
bebienen. Ein ſolches Verfahren erſcheint auf einem, durch eine fo lange Gefchichte 
bereits fultivirten Boden allein zuläffig und allein Erfolg verheißenv. 

Es wird ſonach der Streit um Kommunaljhulen nur dann zum reinlichen 
Austrag gebracht werben fünnen, wenn von feiner Seite als Ziel behandelt wird, 
was an fi nur Mittel ift, Das Ziel der Volksſchule Liegt ja immer nur in ihrer 
allgemeinen Unterrichts- und Erziehungsaufgabe; dieſes will von beiden Geiten 
in's Auge gefaßt fein. Ein gegenfeitiges Entgegentommen thut alſo Noth, eine 
billige Auseinanderfeguug und Bereinbarung zwilhen Kirche und Staat zu einem 
gebeihlichen Zufammenwirfen, wie e8 ven Rechten beider Genoffenfhaften, vor Allem 
aber auch den Bedürfniſſen einer religiös-fittlihen Volkserziehung entfpridt. Zur 
Berwirklihung einer folhen Erziehungsaufgabe wird ber Staat die Mitwirkung 


3) In diefer Beziehung erfüllen die im Sommer 1863 dem Minifterium des Innern unter: 
breiteten Vorfchläge des badifchen Oberfchulrathes fo fehr dad Maaß des Billigen und Gerechten, 
daß wir fie ald Mufter einer umfichtigen Behandlung diefer fchwierigen Verhältniſſe mittheilen 
zu follen glauben, wenn auch dermalen bezüglich ihrer Ausführbarkeit noch feine Belege vorliegen: 

„Die Vollksſchulen, welche ala gefonderte Konfeſſionsſchulen bereits vor dem Geſetz v. 28. Auguft 
1835 beftanden oder fpäter auf Gemeindefoften errichtet worden find, können auf den Antrag 
der politifchen Gemeinde in gemifchte Schulen, d. h in Schulen, an welchen Lehrer beider Kon 
feffionen angeftellt werden fünnen,, der NReligionsunterricht jedoch für jede Konfeffion getrennt 
gegeben wird, unter der Bedingung verwandelt werden, daß 1) die Mebrkeit der ftinnmfähigen 
Einwohner eines jeden Konfeffiondtheils bei getrennter, durch die Staatöverwaltungsbehörde ge 
feiteter Abftimmung fih dafür erflärt, und 2) das jeden Konfeſſionstheil eigenthümliche Schul: 
vermögen getrennt erbalten und nur deſſen Erträgniß für die gemeinfchaftliche Schule verwendet wird. 

„Hat eine als öffentliche Volksſchule beftehende Konfefionsihule 3 Jahre lang andauernd 
weniger ald 20 Schuifinder, fo ift die politifche Gemeinde nicht an die Zuftimmung der Mitglieder 
diefes Konfeffionstbeils gebunden, wenn fie eine gemifchte Schule, an welcher auch ein Lehrer von 
der Konfeffion dieſes Feige a wirft, gründen will und die Mehrheit des andern Kon: 
feffionstheils ihre Zuftimmung gibt. 

„In Orten, wo nur der eine Konfeffionätbeil eine Volksſchule beſitzt, kann der andere Kon: 
feffionstheil, fobald er in 3 aufeinander folgenden Jahren 40, oder wenigſtens mehr fehufpflichtige 
Kinder zählt, ald der erftere, von der politifchen Gemeinde verlangen, daß fie entweder eine ge: 
mifchte Schule berftelle, oder auch ihm in Gemäßheit der für die Begründung der Volksſchulen 
giltigen Vorfhriften eine beſondere Konfeffionsfchule errichte. 

„Bemifchte Echulen, welche durch Verbindung von getrennten Konfeffionsfchufen entftanden 
find, können nach 5 Jahren oder nach je weiteren 5 Jahren auch wieder in getrennte Konfeſſions— 
fhulen aufgelöst werden, wenn dieſes von der Mehrheit der flimmfähigen Einwohner beider 
Konfeffionen in getrennter, von den Staatsverwaltungsbeantten geleiteter Abftimmung befchloffen 
wird. Jeder Konfeffionätheil zieht dann fein beigebrachtes Vermögen wieder an ſich, aus Gemeinde 
mitteln wird jedoch zu den Konfeffionsfchulen nicht mehr beigetragen, ald erforderlich wäre, wenn 
die Trennung nicht ftattgefunden hätte. 

„Wo getrennte Konfeffionsfähulen auf Gemeindekoften beftchen bleiben, muß die Schule des 
Heineren Konfeſſionstheils in diefelbe Klaſſe gefept werden, wie die des größeren ” 
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der Kirche immer in Anfpruh nehmen müſſen; und fobald die proteftantifche Kirche 
nur freigegeben und auf ihre eigenen Füße geftellt ift, fo bärgt auch ihre ganze 
Entwidelung bafür, daß fie fih freundlih und frieplih zu dem Staate ftellen 
werbe. Wo fie fich recht verfteht, da glaubt fie an Feine religiöſe Entwidelung, 
welche abgelöst von aller weltlichen Bildung beftehen könnte; fie bedarf des 
Zufammenhangs mit dem Kullurleben, und gerade die Schule wird dieſen Zu- 
fammenhang zu vermitteln und aufreht zu erhalten dienen. Etwas anders wird 
ſich das Verhältniß freilich geftalten gegenüber ver fatholifhen Kirche, Die Schwierig- 
feit liegt darin, daß zwar in ber Theorie auch fie gern zugibt, daß die Schule 
nit blos Staatsfahe und Kirchenfadhe, fondern daneben auch Gemeinde und 
Familie berechtigt feien. In der That aber verfchwinden hier Gemeinde und 
Familie ganz hinter der Kirhe, d. h. hinter ber Kirchenbehörve, Es hängt das 
natürlich mit dem Gegenfage von Klerifern und Laien, mit ber ganzen ariftofra- 
tifhen Verfaſſung der römifhen Kirche zufammen. Allein eben dieſes Verhältniß 
gibt ja auch fonft Beranlaffung zu einer Reihe von Konflikten, aus denen ſchließlich 
nur entweder das kanoniſche Recht oder das moderne Staatsrecht ſiegreich hervor- 
gehen kann. Wie dieſer Streit enbigen wird, ift uns nicht zweifelhaft; ebenſo 
wenig, daß, wo nur der Staat feine Pflicht thut und feinem Souveränetätsredht 
nichts vergibt, der Augenblid nicht ausbleiben wird, da aud) bie Kirche Urſache 
bat, neu gewonnene Stellungen gegenüber den verlorenen in Anrechnung zu bringen. 


Schußzölle, ſ. Zolliyftem. Holgmann. 
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Bereits bei den Mlemannen ift des Volkes der Yuthungen Erwähnung ge» 
fhehen, welches wohl in den Wirren unter Katfer Gallien ſich neben venjelben 
niebergelaffen hatte, ja bald in ihren Berein trat, und unter ihrem Namen — 
wiewohl ein eigenes abgefondertes Volt bis zum Jahre 430, da Aetius dasfelbe 
befämpfte — erjheint. Während die eigentlihen Alemannen jenfeits des Nedar, 
wohnten fie hinter der Alb. Gegen fie ift wohl unter Probus ver Pfahl über vie 
Donau erbaut worden, Ueber die Höhen gebrängt, auf denen fih Nedar und 
Main trennen, mußten fie damals fid) noch rüdwärts über die Rednigebene ver- 
breiten. Wie ihr Name verfhwindet, heißen der Alemannen Nachbarn und Bundes- 
genoffen Suaven oder Sueven. Sie haben ſich eben unter Aufgebung ver 
alten Bezeihnung biefen ehemals großen und weitverbreiteten Namen beigelegt, 
wie unter anderen deutſchen Völkern ihre früheren Nachbarn, die Weriner, die an 
ber Eibe zurüdgeblieben und fpäter Sueven heißen, Nordſchwaben zum Unterſchiede 
von den mächtigeren Sueven im Süden. Zwar läßt die fogenannte Beutingerifche 
noch im erften Biertel des dritten Jahrhunderts verfertigte Völkerkarte die silva 
marciana ober den Schwarzwald zwifhen ihnen ſcheiden, wie noch bis auf heute 
biejes jchöne und wichtige Waldgebirg den alemannifhen und ſchwäbiſchen Volks— 
ſchlag trennt. Nur ſehr ſchwer aber ift forthin eine beftimmte Grenze zwifchen ben 
beiden zahlreihen Stämmen nadhzuweifen. Dan kann nur fagen, der alemanniſche 
Name haftet am Oberrhein und im Weften, ver ſchwäbiſche tiefer im Often, jener 
in der franzöfifhen Nähe, vdiefer mehr nach deutſchem Sprachgebraud.!) Beite 
Bölferfhaften find wie zu einem Stamme verſchmolzen. Aud) beide Namen find als 
Sefammtbezeichnung in Gebrauch gekommen. Der Name Alemannen umfaßte — 





ı) Jakobs Grimm's Geſchichte der deutſchen Sprache I, S. 499, 
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wie früher bie Iuthungen — auch fpäter noch die Schwaben. Dagegen fteht bie 
Bezeihnung Suaven oder Sueven, die naher ald Schwaben ven Plag allein 
behauptet hat, auch ſchon früh?) in gleihem Umfange mit jener. Die bald nad 
ber zweiten Hälfte des festen Jahrhunderts unter König Siegbert von Auftrafien 
in das Sadjfenland geführte Kolonie behielt das alemannifhe Volksrecht als lex 
Suavorum. Der Alemanne Otfried fendete aus dein Haffifhen Weißenburg feine 
Evangelienharmonie ausprüdlid „in Suaborichi“ nah Sankt Gallen, das doch in 
Alemannien lag. Lange fort wechjelt die Bezeihnung Herzogthum Alemannien und 
Herzogthum Schwaben. Beide Völker traten eben auf dem Gebiete ver Geſchichte 
in immer nähere Berührung, bis allmälig der Name Alemannen im bisherigen 
Sinne weit, und jener Theil des Stammes, der mit jenem bes eigentliden 
Schwaben — weldes burd die Staufer jo hohe Bedeutung erlangt — fo zu 
jagen politifch zufammenfält, auh unter deſſen Namen fortan mitbegriffen 
wird, welcher ja ſogar — zur Bezeichnung des fünmweftlihen Deutſchlands und 
feiner Bewohner bis an die Weftgrenze des bayeriihen Stammes — ben ber 
Alemannen überlebt hat. 

Wir wollen uns deshalb in Hinfiht auf die bedeutenvderen Züge aus 
bem gefhihtlihen Leben der fortan fo eng verbundenen Stämme 
nicht auf Wiederholungen einlaffen, ſondern verweilen in viefem Bezuge auf die 
oben Bd. I, ©. 125 bis 132 gegebenen Andeutungen, namentlic aber auf Merfel’s 
trefflide Kommentare de republica Alamannorum, und auf die Behandlung in 
dem Mufterwerfe deutfcher Kulturgefhichte, in Stälin's württembergifher Geſchichte. 

Hiefelbft eröffnen fih auch die herrlichften Blide in die innere Ent- 
widelung des eigentlihen Schwaben, ermöglicht und genährt durch mächtige 
Herrengefchlechter, durch ſchöne geiftlihe Anftalten, durch felbftbewußte Städte. 

Verweilen wir nur ein wenig beiden ſchwäbiſchen Herrengefhledhtern, 
bebeutend nicht allein der Zahl nad, fondern — was das wichtigere ift — ein- 
fiußreih auf die Geftaltung nicht blos des Stammes, fondern auch der Geſchicke 
des Gefammtvaterlandes, jo wollen wir bier nicht weiter von den Häufern von 
Dillingen, Helfenftein, Kirchberg, Neifen, Dettingen, Rechberg, Urach, Urslingen 
und anderen, von dem Pfalzgrafengefchlehte von Tübingen, von den mit ben 
Zähringern zufammenhängenden Herzogen von Ted reden, Zwei Häufer aber mögen 
befonders erwähnt fein, deren Sproffen noch heutzutage deutſche Länder beherrfchen, 
das ver Grafen von Württemberg und jenes ver Örafen von Zollern. 
Den Glanzpunkt der ſchwäbiſchen Dynaften jedoch bilden die Staufer. Zwar 
frönt ihre Etammburg nimmer den von einer Reihe ftolzer ſchwäbiſcher Bergfeften 
In größerem cder geringerem Rahmen umfänmten Hohenftaufen. Noch aber be 
herbergt das zu ihrer Familiengrabftätte beftimmte Klofter Lorch einen Theil der 
ivdifchen Meberrefte ver Glieder dieſes großartigen Herrfherhaufes. Und weit über 
Schwaben hinaus reicht der Ruhm desſelben. Eben der Landſchaft Schwahen, 
welcher in dieſer Periode bie meiften Könige und Kaifer entftammten, blieb nun 
auch diefer ihr alter Name dauernd, während die Benennung Alemannen, welde 
vor ber Zeit der Staufer mit Schwaben gleichbedeutend war, wie vorhin bemerkt 
worden ift, durch das Anfehen des ſchwäbiſchen Stammes, das die Staufer ge 


2) Satten die JZutbungen — fragt Zeuß in feinem Werke über die Deutfcher und die Nach— 
barſtämme S. 317 — die vom Oftlande kamen, wo ſich ſchwäbiſche Weiſe am längſten erhalten 
hat, den alten ehrwürdigen Namen auch bei den Alcmannenvölfern mwicder aufgefrifcht? 
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fhaffen haben, nad und nad für Deutfhland überhaupt, am Ende ausſchließlich 
für dieſes gebraucht wurbe, 

An dem höheren Schwunge, welcher bier überall in dieſem Zeitraum ſich 
fund gibt, ift natürlich aud das eigentliche Schwaben nicht unbetheiligt. Seinen 
Adel fehen wir zur Befreiung der geheiligten Stätten des Morgenlandes in bie 
gewaltigen Kämpfe gegen bie Ungläubigen ziehen. Gehörte fhon in der Heimat 
der BVorftritt im deutſchen Reichsheere zum eiferfüchtig bewachten Vorrechte der 
Schwaben: aud in der Werne fäumten fie nicht, fo manden Sarazenen ihre 
„Streihe" gewichtig fühlen zu laffen. Aber aud zu Haufe wirkten gute Kräfte 
für das geiftige Leben, und insbefondere hatte bier Dichtung und Gefang 
ſich treuer Pflege zu erfreuen. Wir fennen um 1180 den Milo von Söflingen 
als Minnefänger. Albert, wahrſcheinlich ein Stiftsgeiftlicher von Augsburg, über 
feste zu Anfang des breizehnten Jahrhunderts das von dem Neichenauew Abte Berno 
ausgearbeitete Leben des heiligen Ulrich in deutfche Neime. Von weiteren Dichtern 
und Sängern fei nur an Gottfried von Neifen, an Ulrich von Türheim, an ven 
Grafen von Kirchberg, an den jugendlichen König Konradin gedacht. 

Auch die Entwidelung in Bezug auf das Recht verdanft Schwahen 
nicht ihren fchlechteften Theil. Es verfteht fi) bei dem Betracht der engen Ber» 
bindung bes alemannifchen und ſchwäbiſchen Stammes wohl von felbft, daß man 
ebenfo wenig, als man bie lex Alamannorum, wovon oben Bd. I, S. 126 und 127 
die Rede gewefen, auf den alemannifchen Landſtrich einfchränfen darf, ihm umge— 
fehrt den fogenannten Dentfhenfpiegel und den fogenannten Schwaben- 
ſpiegel zu entziehen einen ftihhaltigen Grund hat. Gerade diefe beiden aber 
find fo ziemlich entfhieven im eigentlichen Schwaben entftanden. Um das Jahr 1260 
nämlich entſchloß ſich ein NRechtsfundiger in Augsburg, einen wahrfdeinlid von 
Magdeburg ftammenden Tert des Sachſenſpiegels, der fi im Landrechte etwa auf 
der Stufe des magdeburg » breslauer Rechtes befand, im Lehenrechte bereits die 
Mehrzahl der Erweiterungen in fi aufgenommen hatte, zu einem allgemeinen 
deutſchen Rechtsbuche zu verarbeiten, weldes er — an den Namen bes Borbildes 
anknüpfend — ald Spiegel aller veutfhen Leute?) bezeichnete. Er begann 
fein Wert mit dem beliebten Buche der Könige, weldes auf älteren Vorlagen 
berubt, ohne daß fich ficherer nachweiſen ließe, wie viel von der Form, in welcher 
es bier vorliegt, Verbienft des Verfaffers ift. Auch wie weit er es führte, ift nad) 
den vorhandenen Hülfsmitteln nicht zu beftimmen. Sein Zwed war, dem Leſer 
Beiſpiele zur Nacheiferung oder Abfchredung vorzuführen, wie ein gleiches Streben 
auch in manden andern Theilen des Werkes hervortritt. Die Eingänge bes 
Sacdhjenfpiegels fügte er im einer feinen Zweden entſprechenden Umbildung an. 
Bei der Verarbeitung des Rechtsbuches felbft hielt er fi) wefentlih an die Ord— 
nung des Vorbildes. Seiner Abficht gemäß aber befeitigte er alle nur auf Sachſen 
bezüglichen Beftimmungen, aud wohl manches, was bereits als veraltet erfcheinen 
mußte, Andererfeit3 war er auf eine Weiterbildung und Mehrung des Rechtsſtoffes 
bedacht, bald die einzelnen Artikel feiner Vorlage ermweiternd, bald felbftftänbige 


3) Val. über ihn und feine Stellung zum Sachſen- und Schwabenfoiegel Ficker in den 
Sitzungsberichten der philoſophiſch-hiſtoriſchen Klaffe der wiener Akademie XXIII, ©. 115—216 
und 221—292, Homeyer in dem Eikungsberichte der philofophiichsbiftorifchen Klaſſe der berliner 
Akademie vom 14. December 1857 und Ficker's gegen eine von Dr, v. Daniel's ausge— 
nangene Veröffentlichung gerichtete Abhandlung „Weber die GEntftebungszeit des Sachſenſpiegels 
und die Ableitung des Schwabenfpiegeld aus dem Deutfchenfpiegel.“ 


294 Schwaben, 


Abschnitte einfchiebend. Außer dem römifhen und kanoniſchen Rechte und den Reicht: 
geſetzen leitete ihn vielfach Das zu Augsburg geltende Gewohnheitsreht, damals 
noch ungefchrieben oder in einzelnen Aufzeihnungen vorhanden, woraus fih — 
falls auch keine unmittelbare Benutzung ftattgefunden hat — manche Ueberein- 
fimmung mit dem nah 1276 vollftändig aufgezeichneten Stadtrechte ergeben 
mußte. Bald kam das Werk in Umlauf. Berthold von Regensburg hatte bei einer 
feiner Predigten eine Stelle desfelben vor Augen. Noch im folgenden Jahrhunderte 
wurden Abfchriften davon gefertigt. Um das Jahr 1280 ſodann unternahm ein 
anderer Rechtskundiger in Augsburg eine Verarbeitung und Bervollftändigung 
desſelben, beftimmt wie dieſes für alle veutfchen Leute, fpäter unter dem Namen 
Schwabenfpiegel?) befannt. Das Bud) der Könige behielt er bei. Die gereimte 
Borrede lieh er wahrfcheinlih fallen. Die Prologe verarbeitete er in eine aus 
führliche Vorrede, zu welder er außerdem Schriften des Bruders David von 
Augsburg und des eben erwähnten Berthold benügte. Tür den erften Theil bes 
Landrechtes hielt er ſich dann weſentlich an bie Arbeit des Vorgängers, ließ faft 
nichts ausfallen, fürzte nur eine eingeflodhtene Erzählung, erweiterte aber manche 
Kapitel oder änderte doch ihre Faffung und fügte einige ganz neu hinzu. Bei ben 
Mehrungen fußte er auch vielfach auf dem augsburger Stadtrechte, deſſen voll- 
ftändige Aufzeihnung unmittelbar vorher erfolgt zu fein feheint. Seine Haupt 
aufgabe war dann eine dem bemerften erften Theile entſprechende Verarbeitung 
des zweiten Theiles des Landrechtes, wie weiter des Lehenrechtes, deren Behandlung 
im fogenannten Deutfhenfpiegel nichts mehr als eine flüchtige, oft inkorrekte 
Ueberfegung der niederbeutfhen Vorlage war, bei welder nur eine ganz ober 
flächliche Befeitiaung fpecififh ſächſiſcher Beftimmungen und wenige und unbe 
beutende Wenderungen und Zufäte ven innern Zufammenhang mit bem erften 
Theile befunden. Hiebei nun fußte er durchaus auf der Ueberſetzung des Sachſen⸗ 
fpiegels, welche ihm in dem Werke des Vorgängers vorlag. Die Ordnung desfelben 
behielt er Bei, nur daß er das Reichsrecht vom Enbe an ven Anfang des zweiten 
Theiles ftellte. Den ſächſiſchen Urfprung der Vorlage wußte er weniger gefchickt zu ver- 
decken, als jener, und die Spuren aller Berfehen, welche verfelbe ſich bei der Hebertra- 
gung des Sachfenfpiegels hatte zu Schulden kommen Iaffen, find in ihren Nahmir- 
fungen auf die Verarbeitung zu verfolgen, bei welcher ein Zurüdgehen auf den ſäch— 
ſiſchen Urtert demnach nicht ftattgefunden hat. Wie rafch dieſe Arbeit überall nicht allein 
Eingang fand, fondern im praftifchen Leben zur Geltung gelangte, das beweist 
zur Oenüge folgender Umftant. Während das Lehenrecht, foweit wir es verfolgen 
fünnen, faft ungeändert blieb, warb das Landrecht noch manden Aenderungen unter- 
worfen, bis es zu den eftaltungen gelangte, in welchen es die allgemeinfte Ber- 
breitung erhielt. In den Einzelheiten der Faffung gingen die Texte fo fchnell aud- 
einander, daß ſich felbft unter den älteften Glievern der einzelnen Formen bie 
erheblichften Abweichungen zeigen. Bon eigenthümlichem Interefje aber find hiebei 
die durch Mehrung und Kürzung des Stoffes herbeigeführten Wenderungen. 
Während fih beim Sachſenſpiegel durchweg eine Richtung auf Mehrung besjelben 
zeigt, überwiegt beim Schmwahenfpiegel das Streben nah Kürzung. So ergab ſich 
allmälig neben dem muthmaßlichen Urterte eine zweite Hauptform durch Kürzung 
der beiden vorliegenden Theile. Die Hinzufügung eines dritten, zum Theil mit 


4) Der Kürze wegen verweifen wir bezüglich der Ausgaben von Lafibera und Bader: 
nagef, wie hinfichtlidh feiner werfchiedenen Formen bier nur auf Kider am vorhin angeführten 
Orte XXIII, S, 223—267. . 
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Benutzung auögefallener Kapitel des Urtextes, bezeichnet bie britte, und fodann 
Kürzung desſelben vie vierte Hauptftufe der Entwidelung. Erft damit hatte das 
Rechtsbuch die Geftalt erlangt, welche wir als vie normale bezeichnen können. 

Hätten wir es bei den zwei erwähnten Rechtsbüchern mit einer, wenn auch 
immerhin hervorragenden, fo doch lediglich alemanniſch-ſchwäbiſchen Arbeit zu thun, 
wir würben und dann fürzer haben faſſen müffen. Allein dem ift nicht fo. Wir 
haben es hiebei mit einer Äußerft wichtigen Darftellung des außerſäch— 
fifhen Rechtes im Gegenfage zum fähfifhen zu thun. Insbefondere nämlid, 
ergibt fih fhon aus dem erften Theile des Deutjchenfpiegeld, ter eben dem 
Schwabenfpiegel zu Grund liegt, daß die ſchon dort vorhandenen Abänverungen 
des Sachſenſpiegels bewußt und in der Abficht vorgenommen find, die Rechtsſaͤtze 
besfelben, der zunädft nur die Form gewährte, für das nichtfächfifche Rechtsgebiet 
nach den biefelbft geltenden Grundſätzen umzuarbeiten, Der beveutenpfte Theil des 
ſüddeutſchen Rechtes, das alemanniſch-ſchwäbiſch-bayriſche, ift hier vers 
treten. Gerade die Entſtehung in Augsburg und die nahe Berwandtichaft mit dem 
bortigen Stadtrechte ift hiebei fehr beachtenswerth. Die Lage dieſer ftolzen Stadt 
erflärt vie gleichzeitige Benugung des alemannifchen und bayerifchen Volksrechtes 
am leichteften, und nicht minder die ſcharf hervortretende Rüdfihtnahme auf bie 
Intereffen des bayerifhen Herzogshaufes. Allerdings war der Bifhof von Augs- 
burg ſchwäbiſcher Fürft Wir finden ihn durchweg auf ſchwäbiſchen Hoftagen, fehr 
felten auf denen zu Regensburg. Aber er wirb doch aud wieder mehrfach in Ver— 
bindung mit Bayern gebracht. Nach der Orbnung des Hofes zu Negensburg follte 
auch er den Tag des Herzogs fuchen, und König Rudolf zählt ihn noch im 
bayerifhen Landfrieven von 1281 zu den Bifchöfen des Landes Bayern, Es be- 
barf ferner feiner Erörterung, welchen Einfluß gerade in jenen Theilen Schwabens 
die enge Verbindung Konradin’8 mit dem bayerifchen Herzogshaufe geübt haben 
muß. Aber nicht allein das, Der Schwabenfpiegel iſt auch eine unbeftrittene Quelle 
für die in das zweite Viertel des vierzehnten Jahrhunderts fallenden Rechtsbücher 
des Ruprecht von Freifing, und namentlich für vie oberbayerifche Land- und Stadt: 
gefeßgebung Ludwigs des Bayers, deren Geltung bis in das fechszehnte Jahr: 
hundert eine längft. ausgemachte Thatſache ift. 

Damit wollen wir natürlich in feiner Weife zu ber Anficht verleiten, als ob, 
abgefehen von dieſer Geftaltung des beveutendften Theiles des ſüddeutſchen Rechtes, 
der alemanniſch-ſchwäbiſche oder hier ver fhmwäbifche Stamm mit dem bayerifchen 
fortan eine einheitliche Entwidelung genommen hätte. Tritt uns bei diefem ganz 
entfchieden das wohl nicht mit Unrecht fo zu nennende dynaſtiſche und bis zu einem 
fehr hohen Grade Eonfervative Element entgegen, fo finden wir dort unverkennbar 
einen dem alemannifhen Stamme nahe verwandten, wenn aud 
nicht die Geſammtbevölkerung fo ganz und gar durchdringenden 
demofratifhen Zug vor. Er äußert fih ſchon frühzeitig in ben zahlreichen 
ſchwäbiſchen Neichsftänten, wie Lindau, Kempten, Augsburg, Donauwörth, Nörb- 
lingen, Ulm, Zübingen, Shwäbifhhall und anderen, und blieb natürlich auch 
insbefondere bei den politifchen Ereigniffen nicht ohne Einfluß. Man venfe bei— 
jpielöweile nur an den ſchwäbiſchen Bund. Oder follte man die Betheiligung von 
Hoch und Nieder in Schwaben an all den Kämpfen verfennen, welde zulegt zur 
Slaubensfpaltung führten, und an den gewaltigen Folgen berfelben ? 
| Dar es ihm ſchließlich auch nicht beſchieden, als einheitlihes Ganze 
mit Bewahrung feines Namens, ber ung im ſchwäbiſchen Kreife nochmal 
entzegentritt, fi bis in unfere Zeit fort zu erhalten, fo ift es doch weniger un- 
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glücklich, als das anderwärts der Fall gewefen, in der Weife zerriffen worben, 
dak fein an die Südweſtgrenze von Bayern ftoßender Theil diefem Neiche zufiel, 
mit veffen tonangebendem Stamme es fchon feit langer Weile in vielfachen Be- 
rührungen geſtanden. Daß aber diefes politifche Verhältniß auf die Eigenthümlich- 
feiten des Stammes nicht von wefentlihem Einfluffe war noch ift, das bemeist, 
wie auch fonft, vor allem anderen am meiften die Sprade. Die in ver Mitte 
zwifchen dem alemannifchen und bayeriſchen Dialekt befindliche Hauptabftufung der 
füddeutſchen oder oberbeutfhen Mundarten ift eben die des ſchwäbiſchen Stammes, 
der, wie von früheren Zeiten ber, jo auch noch in unferem Jahrhunderte geiftige 
Naturen mit gerechtem Stolze die feinigen nennen Tann, deren Namen im ge: 
fammten deutfchen Baterlande und theilweife weit über basfelbe hinaus in höchfter 
Achtung ftehen. Schon ehedem haben wir bemerkt, daß der ſchwäbiſche oder von 
Scmeller fogenannte weftlechifche Dialeft an der Donau oberhalb des Lechs und 
ihren Zuflüffen zu Haufe ift, auch im größten Theile des Nedargebietes herrſcht 
und am Main und norbwärts besfelben immer mehr mittelveutfche Aehnlichfeiten 
annimmt. Nachdem bereit8 oben Bb. I, ©. 133 und 134 mie 699 und 700 
die nähern Andeutungen gemacht worben find, dürfen wir uns hier darauf befchrän- 
fen, in diefer Beziehung dahin zu verweifen. Rodinger. 


Schwarzburg, Fürftenthümer, ſ. Thüringen. 


Karl Philipp Schwarzenberg. 


„Der Geſundheit des Feldherrn, der uns troß ber Anmefenheit dreier Mo- 
nardhen zum Siege führte!” fo Tautete der Trinkſpruch, den ver alte Held Blücher 
am 18. Juni 1817 auf das Wohl Schwarzenbergs zu Karlsbad ausbradhte, mo 
fi) die beiden Kampfgefährten zur Feier des Sieges von Waterloo bei einem Feſt— 
male begegneten, 

Diefe wenigen aber berebten Worte find die treffendfte und zugleich fchmeichel- 
baftefte Anerkennung der edlen Charaktereigenfchaften, wie ver großen Berbienfte 
des Fürften Sch. um den Erfolg des europäiſchen Pefreiungsfrieges. Nicht alle Zeit- 
genoſſen waren fo billig, dem öfterreichifchen Heerführer Gerechtigkeit wiberfahren 
zu laſſen, wie dies Blücher und auch Gneiſenau, ſich hierdurch felbft ehrend, zu 
allen Zeiten gethan. Sehr viele und unter ihnen namentlich jene, melde zu bem 
aroßen Werke der Befreiung Europas vom Napoleonifchen Joche während des 
Kampfes das Wenigſte beigetragen, thaten nah glüdlih erfochtenem Siege das 
Möglihfte, den Ruhm und felbft den auten Namen des gemeinfamen Oberfeld- 
herrn durd niedrige Anfeindungen und Schmähungen zu befubeln. 

Fürft Karl Philipp zu Schwarzenberg wurde am 15. April 1771 zu Wien 
aeboren. Bon ber Wiege an zum Soldaten beftimmt, widmete er ſich ſchon in früher 
Jugend mit Vorliebe ven körperlichen Uebungen, in welden er es aud, von Na— 
tur fräftig und gewandt, bald zu einem hoben Grade von Bolltommenheit brachte. 
Dabei wurde jedoch auch die Ausbildung von Geift und Gemüth bes jungen 
Fürften nicht verfäumt, ber beim Ausbruche des Kriegs aegen die Türfen ala 
Lieutenant in das Infanterie-Reniment Wolfenbüttel eintrat. Gemeinfam beftandene 
Gefahren und gleiche ritterlihe Gefinnung verbanden ihn zu dieſer Zeit in enger 
Waffenbruderſchaft und Freundfhaft mit dem ebenfalls beim Fatjerlichen Heere in 
Slavonien ftehenden, nur wenige Jahre älteren Fürften Joſeph Poniatowsky. 
Schon im Sommer 1790 zum Major befördert, wohnte Sch. den Feierlichkeiten ber 
Krönung Leopolds II. in Frankfurt bei, durch deren Glanz fein Ehrgeiz lebhaft 
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angeregt und in ihm ber Trieb geweckt wurbe, ſich einer hervorragenden Stellung 
in der Monarchie durch höhere wiffenfchaftlidhe Bildung würdig zu maden. Bei 
Beginn des Feldzuges 1792 gegen Franfreid in das Chevauzlegersregiment La— 
tour verfett, wußte fih Sch. durch kühne und glüdliche Tapferkeit bald die Achtung 
und Anhänglichfeit der dieſes Regiment bildenden Wallonen zu erringen und blei- 
bend zu erhalten, nachdem viefelben ven 2Ojährigen Oberftwacdhtmeifter als ein durch 
feine hohe Geburt ſchnell emporgefommenes Glückskind mit fichtlihem Mißtrauen 
in ihre Reihen aufgenommen hatten. 1793 im Februar zum Oberftlieutenant, 
fhon im nächſten Jahre zum Oberſten und Kommandanten bes Küraffierregiments 
Zeihmwis befördert, nahm Sch. an allen Gefechten und Schlachten der Feldzugsjahre 
von 1793 bis 1795 Antheil und führte mit feinen ihm treu ergebenen Reitern 
häufig fede und immer von Erfolg gefrönte Waffenthaten aus, Seine glänzendſte 
ift jedoch die Attaque, die er mit feinen Küraffieren und 12 englifhen ſchweren 
Schwadronen am 26. April 1794 bei Chatillon unternahm; eine Attaque, die in 
ber Gefhichte der Taktik unter ven herporragendften Leiſtungen der Neiterei zur 
allen Zeiten eine bleibende Stelle einnehmen wird. Bei tem Angriffe nämlich, den 
die franzöfifche Armee, um den Entſatz von Landrech zu bewerfftelligen, an viefem 
Tage auf die Stellung ver Verbündeten an der Sambre unternahm, rüdte gegen 
deren rechten Flügel unter Herzog von Morf, der republifanifche General Chappuis 
mit 30,000 Mann vor. Bon einem dichten Nebel begünftigt, gelang es ber fran- 
zöfifhen Kolonne, die Borpoften zu überrafchen und ungebinvert bis an das Lager 
des Herzogs von York vorzubringen. Da fprengte Fürft Sch. mit feinen Küraſſie— 
ren und ben englifhen Reitern gegem die auf dem linken Flügel des Feindes auf: 
geftellten 2000 Pferde, warf fie in ftürmifhen Anfalle über den Haufen und 
jagte dann auf die gefchloffenen Maffen des Fußvolkes zu. Diefes empfing bie 
fhmweren Schwabronen zwar mit entichloffenem Feuer, aber der Anprall biefer 
Tapfern war zu mächtig. Bataillon auf Bataillon zertrümmerte ver gewaltige Stoß, 
und bald wälzte fih das ganze Korps in wilder Flucht gegen Cambray zurüd. 
Dur den Säbel gefallen lagen 3000 Franzofen auf dem Schlachtfelde, die übri- 
gen 27,000 waren vor 2400 Reitern, denn Infanterie und Artillerie der Ber- 
bündeten hatten ihr Feuer eingeftellt, beinahe ohne Widerſtand auseinandergeftoben. 
General Chappuis und fein Stab wurden aefangen, 32 Kanonen erobert, bie 
Feftung Landrech Fapitulirte nah 4 Tagen. Der Maria-Therefienorden wurde bem 
jungen Oberften noch auf dem Schlachtfelde durch den Kaifer Franz verliehen. 
In den Jahren 1796, 1797 und 1799 beim Heere des Erzherzogs Karl 
in Deutfhland, häufig als Führer der Vor- oder Nachhut verwendet, wurde Sch. 
fhon im September 1800 zum Feldmarfhalllieutenant befördert und beim Heere 
des Erzherzogs Johann mit tem Kommando über drei Brigaben bes rechten Flü- 
gels betraut. Aus Böhmen über Paffau nah Hohenlinven vorrückend, gelang es 
ihm, nach der unglüdlihen Schlaht vom 3. December durch beifpiellofe Thätigkeit 
und Befonnenheit dem Mefte des öfterreihifch-bayerifchen Heeres den Rückzug zu 
ermöglichen. Die Ernennung zum Inhaber des 2. Uhlanenregimentes belohnte ben 
Fürften nah Abſchluß des Waffenftillftandes zu Steyer am 25. December für 
feine Friegerifchen Leiftungen in biefem Feldzuge. Nachdem er fi) noch während 
der Kriegsjahre im Januar 1799 mit der Gräfin Hohenfeld, verwittmweten Fürftin 
Eſterhazy vermählt hatte, fandte ihn Kalſer Franz im Juni 1801 zur Beglüd- 
wünfhung des auf den ruffifhen Thron gelangten Zaren Alexander nad Peters- 
burg; nad feiner Heimfehr zog ſich Sch., ſoweit es feine Dienſtpflicht als Truppen- 
diviſionär in Wien erlaubte, auf feine Herrſchaft Worlid in Böhmen zurüd, Bor 
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Ausbrudy des Feldzuges von 1805 zum Bicepräfidenten bes Hofkriegsrathes und 
geheimen Rath ernannt, wurbe er furz vor Eröffnung ber Feindſeligkeiten mit ver 
befannten Sendung nad Münden beauftragt, wo er durch fategorifches Auftreten, 
in ähnlicher Weife wie 50 Jahre fpäter Fürft Menſchikoff in Konftantinopel, ven 
Kurfürften von Bayern zur Theilnahme an ber Koalition beftimmen follte. Die 
undentfche Politit, in welche Defterreihs ehrgeizige und gewinnfüchtige Wünfche 
feit Jahrzehnten das benachbarte Bayern getrieben hatten, konnte durch eine ſolche 
Aufforderung in der legten Stunde nicht mehr umgewandelt werden, Fürft Sc. 
mußte unverrichteter Dinge zu dem Heere bes Erzherzogs Ferdinand abgehen, bei 
dem er eine Divifion, aus 30 Bataillonen und 28 Schwadronen beftehend, fomman- 
birte. Wie er und ber nominelle Oberfeloherr Erzherzog Ferdinand ven. faktifchen 
Armeelommandanten Feldmarfhallieutenant Mad vergeblih über die wahre Lage 
ber Dinge aufzuflären ftrebten — wie fi, als das Scidfal der Armee in Ulm 
buch die genialen Kombinationen Napoleons entſchieden war, dieſe beiven mit ei- 
ner Schaar von 2000 Reitern burch die feinblihen Aufftelungen über Dettingen, 
Nürnberg nad) Eger durchſchlugen, ift heute noch unvergeffen, als einzig glänzen- 
ber Punkt in der dunklen Nacht ver fchmählichen Ulmer Kataftrophe. 

Nach Beendigung des unglüdlihen Krieges zog ſich der Fürft wieder in fein 
ländliches Stillleben zurüd, wo er, auf fein Anſuchen der Stelle des PVicepräfi- 
benten im Hofkriegsrathe enthoben, im Schooße feiner Familie und in der Ruhe 
landwirthſchaftlicher Befchäftigung Troſt fuchte für die Befümmerniffe, mit welchen 
ihn die Niederlage feines Bateriandes und die beifpiellofe Zertrümmerung des 
preußifchen Heeres nah den Tagen von Iena und Auerftädt erfüllt harten, Die 
internationalen Verwicklungen, welche fpäter den Krieg Defterreids mit Frankreich 
1809 zur Reife braten, nahmen die Dienfte des Fürften wieder in Anſpruch. 
Auf ausprüdlihen Wunſch des Kaifers Alexander wurde Sch, zum Botfchafter in 
St. Petersburg ernannt, wo er im Januar 1809 — Seinen Bemühungen 
allein hatte Oeſterreich zu verdanken, daß der Kaiſer Alexander, trotz der gegen 
Napoleon einggangenen Berpflihtungen, mit dem vertragsmäßigen Theil feiner 
Streitkräfte nicht gleichzeitig mit Napoleon gegen Oeſterreich in die Schranken trat. 
Erſt als die Siege um Regensburg dem Zaren die Unmöglichkeit eines Widerſtan— 
bes dargethan hatten, reiste Sch. zur Armee zurück, mo er noch zeitig genug ankam, 
um fih in der Schladht bei Wagram und auf dem Rüdzuge nad Znaym an ber 
Spige einer Kavalleriediviſion rühmlich auszuzeichnen. 

Nach dem Wiener Frieden zum General der Kavallerie befördert, berief ihn 
das Bertrauen feines Monarchen auf die Stelle eines Botfhafters in Paris, weldye 
vor ihm der neue Minifter des Auswärtigen Graf Metternich eingenommen hatte. 
Als Organ biefes Staatsmannes, deſſen damalige Politif der Friede um jeden 
Preis und die innigfte Freundſchaft mit den Tuilerien war, vermittelte Sch. bie 
Unterhandlungen, in deren Folge ſich die Tochter des ftolzen Kaiferhaufes dem 
Emportömmling der Revolution vermählen mußte. Bei den biefen Ereigniffen fol- 
genden Feierlichkeiten traf jedoch den Fürften ein ſchweres Unglüd, deſſen Erinne- 
rung einen bleibenden und düſteren Schatten auf fein übriges Leben zu werfen 
beftimmt war. Bei einem Fefte nämlich, das ver Fürft als öſterreichiſcher Botſchaf—⸗ 
ter am 1. Juli 1810 zu Ehren der Kaiferin Marie Louiſe veranftaltete, brady in 
dem eigens biefür erbauten hölzernen Ballfanle plöglid Feuer aus, weldes das 
ganze Gebäude in wenigen Augenbliden verzehrte. Unter den vielen dabei Berun- 
glüdten beflagte Sch. feine Schwägerin, die Gemahlin des regierenden Fürften Jo— 
ſeph, welche mit ihrer Familie zum Beſuche nad Paris gelommen war, Gelt die— 
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fem ſchrecklichen Momente ward Fürft Sch., deſſen Geſundheit ſchon 1793 durch 
einen Sturz mit dem Pferde gelitten hatte, von einer Abſpannung des Geiſtes 
und einer Zerrüttung der Nerven gepeinigt, vie ihn niemals wieder einen gefun- 
ben Schlaf genießen ließen und auch Urſache feines fo frühen Todes wurben. Nur 
wenig vermodte ihn für biefes Seelenleiven vie faft freundihaftlihe Aufmerkſam⸗ 
feit zu entſchädigen, mit der ihn feit dem Unglüdstage Napoleon behandelte, welcher 
zufolge der bei diefem Anlaffe von Sch. bewiefenen Seelenftärke von höchſter Ach— 
tung gegen ihn durchdrungen war. Auf fpeciellen Wunfd des franzöfifhen Kaifers 
wurde auch der Fürft an vie Spige der öſterreichiſchen Operationsarmee berufen, 
als der fih ſchon feit lange vorbereitende Zwieſpalt zwiſchen Franfreih und 
Rußland im Feldzuge von 1812 zu einem furdtbaren Ausbrud kam. 

Man hat dem Fürften, der Anfangs nur die 30,000 Mann Defterreicher, 
fpäter aber auch das VII. Korps der großen Armee, welches aus Sachſen beſtehend 
von Reynier geführt war, befehligte, und fomit ven äußerſten rechten Flügel des 
verbündeten Heeres en chef fommtandirte, vielfah den Vorwurf gemacht, durch 
Unentfchloffenheit in feinen Operationen und dadurd, daß er außerorbentlichen Ber: 
hältniffen nicht außerorventlihe Anftrengungen entgegengefegt habe, ben unglüd- 
lichen Ausgang des Krieges von 1812 wefentlich mitverfhulbet zu haben, Es wäre 
überflüffig, durch eine eingehenve Unterfuhung ven erften Vorwurf der Unentfchloffenheit 
des Fürften Sch. zu entträften; die mehr und mehr zur Geltung gelommene un- 
parteiiſche hiſtoriſche Kritit bat darüber bereit? ihr Enburtheil gefällt. Zur Wi- 
derlegung des zweiten Borwurfs, daß ber rechte Flügel nicht das Aeußerſte zur 
Rettung des Hauptheeres geleiftet habe, genügt einfach die Durdficht der in Na— 
poleons Armee während des ganzen Feldzuges erlaſſenen Bulletins von Nr. 1 bis 
28. Denn nur biefe und ähnliche Nachrichten gelangten bie ganze Dauer des 
Krieges hindurch an Fürft Sch. durch den in Wilna zurüdgebliebenen Herzog von 
Baſſano, deſſen verftedter Natur und blinder Anhänglichkeit an feinen Herrn es 
wiberftrebte, ein durch Napoleons eigenfte Schuld hervorgerufenes Mißgefchid der 
franzöfifhen Waffen der ganzen Wahrheit nad einzugeftehen, wenn auch ber ein- 
zige Weg zur Rettung nur durch diefe Wahrheit führen konnte. So blieb felbft 
den franzöfifchen Heerführern Macdonald, Oudinot, Biltor, Gouryon, St. Eyr, 
Augerean zc., die wirkliche Tage der Dinge bei der Hauptarmee bis zum 29. Bul- 
Ietin, d. 5. bis zum legten Augenblide verborgen; um wie viel forgfältiger ver- 
fhwieg fie Maret den Generalen der Verbündeten, Sch., Dort, Wreve. — Es 
ift nicht zu läugnen, daß das öfterreichiiche Korps nur ungern in biefen Krieg zog; 
dies hielt aber den Fürften, der trog feiner perfönlihen Zuneigung zu Napoleon 
gleiche Gefühle wie die Truppen begte, nicht ab, den Befehlen feines Kaiſers ge 
treu, die ihm obliegende Pflicht als Solvat aufs Gemwiffenhaftefte zu erfüllen. Ab- 
gefehen von den empfindlichen Schlägen, die er ven Ruſſen unter Saden bei 
Horodegna im Auguft und bei Wolkowisk im November beibradhte, bewies er 
feine Pflichttreue durch den Schuß, den er den Sachſen während feiner Unterhand- 
lungen mit den Auffen angebeihen ließ, dann burd den Inhalt des im Januar 
1813 mit den Ruffen abgefchloffenen Waffenftillftandes, der den Franzofen und 
Bayern ebenfo zu Statten fam, wie ben Polen und Sachen. Aber wenn Sch. auch 
feinen Augenblid zögerte, das Intereffe des Alliirten feines Monarchen mit allen 
Kräften zu förbern, fo vergaß er doch niemals fein Selbftgefühl als Defterreicher 
zu bewahren. Bekannt ift bie ftolge Antwort, bie er nach der Schlacht bei Horo- 
detzna ertheilte, ald Napoleon vie Namen der einer befondern Auszeihnung Wür- 
digen zu erfahren wünſchte, um ihnen bie Ehrenlegion verleihen zu können: „das 
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ganze Heer habe ſich trefflich gefchlagen; bie eine befondere Auszeihnung Ber- 
dienenden würden von ihrem eigenen Herrfcher nie überfehen und genügend 
belohnt”. 

Nach Beendigung des Feldzuges kehrte Fürft Sch., den fein Kaifer auf den 
Wunſch Napoleons unterm 2. Dftoter 1812 zum Feldmarſchall ernannt hatte, 
auf feinen Geſandtſchaftspoſten nad Paris zurüd, wo er im April 1813 eintraf. 
Die freundliche Zuvorkommeuheit, welche der große Heerführer dem Feldmarſchall 
fortwährend bewies, widerlegt hinlänglich die Vorwürfe, welche vie gekränkte Eitel- 
feit der Franzofen fpäter über das Benehmen Sch.'s im Kriege von 1812 er» 
hoben hat. 

Es war das Iegte Mal, daß die beiden Männer in frievliher Weile zufam- 
mentrafen, denn bald darauf begab fich Napoleon zu feinem Heere nad Deutjd- 
land und wenige Wochen fpäter der Fürft nad Böhmen, wo er Mitte Auguft 
1813 durch Befhluß der drei verbündeten Monarhen den Oberbefehl über ſämmt— 
liche zum Kampfe gegen Frankreich vereinigten Heere übernahm. Nur ungern folgte 
er dem am ihn ergangenen Rufe, denn bei feinem richtigen Blide und ven Er- 
fahrungen feines vielbewegten Lebens konnte ihm die Gefahr nicht verborgen blei- 
ben, die bei dem bevorftehenden Kriege in ver vielgeftaltigen Zufammenfegung des 
alliirten Heeres, gegenüber der in einer Hand foncentrirten Kraft der franzöftfchen 
Armee liegen mußte, Obwohl er jedoch die Größe feiner Aufgabe nicht unterjchägte, 
fo hoffte er doch ſchon vor Beginn des Kampfes auf ein glüdliches Ende. „Wir 
werben vier gegen einen fein”, äußerte er im Sommer 1813 gegen einen Freund; 
„rechne ich zwei weg, weil wir fo viele find, ſo bleiben immer noch zwei!" — 
Aber auch fein Anderer wäre ven Schwierigkeiten feiner neuen Stellung mehr ge- 
wachſen geweſen, als es Sch. war. Mit dem Rufe eines bewährten Heerführers 
vereinigte er das unbedingte Bertrauen des öſterreichiſchen Heeres und die Achtung 
der übrigen Armeen der großen Allianz, welche ihm feine meift vom Glüd gefrön- 
ten Unternehmungen erworben hatten; dazu brachte er eine reiche Erfahrung in 
politifchen wie in militärifhen Dingen und einen, troß feines Seelenleivens unge: 
brochenen, jugendlich frifhen Kampfesmuth mit. Seine hohe Geburt und das An- 
fehen, beffen er aud als Staatsmann überall genoß, beredtigten ihn zudem, in 
einem Heerzuge den Oberbefehl zu führen, bei dem fich ein ruffifcher Zar aktiv 
betheiligte, und welchem zwei andere gefrönte Häupter perfönlich folgten. Um endlich bie 
bei den Kooperationen zahlreicher verbünveten Heere unvermeidlich entftehenven 
Neibungen, Eiferfüchteleien und Unbotmäßigfeiten zum Bortheil des gemeinfamen 
Unternehmens mit Schomung und Klugheit auszugleihen und die dadurch ent— 
ftehenden Hinverniffe zu ebnen und wegzuräumen, hefähigte ihn die edle Milve 
und Selbftverläugnung feines Charakters, die mit den gewinnenbften äußeren for: 
men gepaart war, Mag man auch — und in mander Beziehung mit Recht — 
dem Oberfeloherr der Verbündeten in den Jahren 1813 und 1814 den Borwurf 
machen, daß feine ftrategifchen Entwürfe ver Genialität, feine taftifhen Operatio— 
nen häufig der Kühnheit und Entfchievenheit ermangelten, — das darf man und 
fol man nie vergeflen, daß ohne eine Perfönlichkeit wie jene des Fürften Sch. 
an der Spite der Heere, das Bündniß felbft vielleicht fchon im Herbfte 1813, 
jedenfalls aber im Frühjahre 1814 in Stüde zerfallen wäre. Um den Riefentamf 
glücklich zu Ende zu führen, mußte eben Alles zuſammenwirken: ver Heldenmuth 
ter Preußen und Ruſſen, Defterreiher und Bayern, vie Kühnheit Blüchers, Norks, 
Wrede's, Württembergs ꝛc., bie Oenialität Scharnhorft’8, Gneifenau’s, Tol’s, — 
aber auch die Charaktergröße Sch.'s. Hätte irgend einer viefer Faktoren gefehlt, 
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das Rejultat wäre niemals dasjenige geworben, was es zum Wohle Europas 
wirklich werd. 

Der enge Raum geftattet uns nur im Borbeigehen des Verlaufs der glor- 
reihen Befreiungsfriege zu erwähnen, deren Geſchichte zudem ſchon längft und für 
alle Zeiten bleibendes Gemeingut der ganzen deutſchen Nation geworben ift, und 
bie um fo mehr bleiben wird, als bie darauf folgenden Zeiten bis in die Gegen— 
wart traurig genug befhaffen find, um mit defto freubigerem Stolze die Erinne- 
rung an diefe wahrhaft großen Zage feftzuhalten. Bermöge der Trachenberger 
Hebereinfunft war das Heer der Verbündeten befanntlih im drei getrennte Armeen 
getheilt, deren eine, die Norbarmee, etwa 150,000 Mann, unter dem Rronprinzen 
von Schweden, an der Havel und Spree, die zweite, die fchlefifhe Armee, etwa 
95,000 Mann unter General Blücher, an der Katzbach aufgeftellt waren, währen 
die dritte und Hauptarmee, etwa 240,000 Mann, unter Fürft Sch. von Böh— 
men aus gegen Napoleon vorrüden folltee Der Angriff auf Dresden mißlang 
durch die Berzögerung feiner Ausführung, und ver Rüdzug dur die fteilen Schludy- 
ten des Erzgebirges mürbe in eine unorbentlihe Flucht ausgeartet fein, wenn 
nit Eugen von Württemberg und Oftermann durch den Helvdenmuth der ruffifchen 
Garden die Thermopylen von Kulm vor Vandamme gejhügt hätten. Die Schläge 
bei Kulın, Großbeeren, Katzbach, Dennewig vrüdten Napoleon endlich in die Ebe— 
nen von Leipzig zurüd, wo er in ben benfwürbigen Oftobertagen von 1813 den 
überlegenen Kräften der Alliirten erlag. Mit Recht bat man in dem taktischen 
Verlauf diefer Riefenfhlaht eine Aehnlichkeit mit der ſtrategiſchen Individualität 
des Feldzuges vom Auguft bis Dftober 1813 zu erkennen geglaubt. Diefelbe Um— 
fit, diefelbe Ruhe, dasſelbe Felthalten des Hauptzwedes von Seite der Alliirten 
jest, da das Schlachtfeld kaum einige Meilen fahte, wie vormals, da es über Län⸗ 
ber fich erftredte. Und wie Napoleon bis dahin ftrategifch in jeder feiner Bewegun- 
gen gelähmt wurde und nie zur Ausführung deſſen, was er wünſchte, kommen 
fonnte: jo aud bier; und wie die Nothwenbigfeit, in die man ihn gebracht hatte, 
bei Leipzig zu ſchlagen, ein ftrategifcher Sieg war, fo folgte aus den Ähnlichen 
Mafregeln jegt ein taktiſcher. Ein großes Verdienft, welches fih Sch. um den Sieg 
bei Leipzig erwarb, befteht darin, daß hauptſächlich er. es war, der in richtiger Er= 
fenntniß von Napoleons Ueberlegenheit als Feldherr und von der Bebeutung eines 
entiheidenden Erfolges über ihn, darauf drang, daß alle nur immer verwendbaren 
Truppen zur Schlacht herangezogen wurden, und daß namentlich die ruſſiſche Re— 
ferve am 16. noch redtzeitig von Altenburg eintraf. Daß die Entfcheidung des 
Kampfes nicht jhon am 16. Dftober, an welhem Tage Fürft Sch. noch einmal— 
zum legten Male — perfönlich bie Reiterei der Reſerve im gefährlichften Momente 
der Schlacht gegen ben Feind vorführte, gegeben, und daß die Feindſeligkeiten im 
Laufe des 17. unterbrochen wurben, ift lediglich die Schuld des Kronprinzen von 
Schweden, der das zweideutige Spiel, weldes er früher in der Umgegend von 
Berlin getrieben, an ven Ufern der Pleige und Elfter fortfette und ſich nur lange 
jam und zögernd der Wahlftatt näherte. Am 18. brach dann endlich das Gottes— 
gericht über den franzöfifchen Kaifer herein, der mit dem Mefte feines Heeres über 
Wrede's tapfere Schaaren hinweg unaufhaltfam nad) dem Rheine eilte, deſſen vech» 
tes Ufer fein Buß aud nicht wieder betreten hat. Noch zwei lange Monate ver- 
gingen indeß, ehe das Heer der Verbündeten in breiter Fronte, von Bafel bis 
Koblenz, diefen Strom überſchritt und ſich zur Fortfegung des Kampfes auf feind- 
lihem Gebiete anſchickte. Möglich, daß — wie von vielen Seiten behauptet wird 
— der Fürſt Sch. nit genügende Entjchlofjenheit entwidelte, um die auf einen 
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faulen Frieden hinwirkenden diplomatifhen Maulmürfe ihres Einfluffes im Haupt- 
quartier der brei Monarchen zu berauben; möglich aud, daß — wie gleichfalls 
behauptet wird — Sch. felbft nicht Willens war, den Kampf gegen Frankreich 
bis zur Entthronung Napoleons fortzufegen. Aber ehe man deßhalb den Fürften 
Sc. verurtheilen wollte, muß man doch billigerweife auf bie fein Handeln be- 
ſtimmenden Anjchauungen Rückſicht nehmen, die in feinem Geifte durch Erziehung, 
Herkunft und fociale Stellung entftanden waren. Als Angehörigen eines ber äl- 
teften deutſchen Fürſtengeſchlechter mußte ihm die rüdfichtslofe Energie, mit welcher 
die Partei Steins auf Abfegung und Gefangennahme widerfpenftiger oder unver- 
Käffiger Lanvdesfürften drang, im höchften Grave Mißbehagen erweden. Als Gene- 
tal, der das Kriegshandwerk in der Schule Lascys gelernt hatte, widerſtrebte feinen 
zwar klaren, aber pebantifhen ftrategifhen Anfichten bie geniale, Alles an Alles 
ſetzende Kühnheit in Gneiſenau's Kombinationen. Als Defterreicher endlich, deſſen 
Baterland trog wiederholter Niederlagen niemals den zehnten Theil des Drudes 
zu verſpüren hatte, den fi Napoleons despotifhe Willkür fonft wohl über Bun- 
desgenoſſen und Befiegte, namentlid über das niedergeworfene Preußen zu ver- 
hängen gefiel, Tag ihm ver Gedanke nahe, den Schmwiegerfohn feines Katfers auf 
dem franzöfifhen Throne und feinem Baterlande Defterreih die Möglichkeit einer 
engen auf gegenfeitige Vortheile gegründeten und deßhalb dauernden Allianz mit 
Napoleon, dem gefährlihen Feinde und nüglichen Verbündeten, zu erhalten. Aber 
wenn ihn auch feine Neigungen abbielten, fih den Beftrebungen ver deutſchen 
Partet beim Heere mithandelnd anzufchliegen, fo wies doch Sch.'s ehrenhafter, 
biederer Charakter jede Abweihung von dem Wege treulichfter Pflichterfüllung ent 
ſchieden zurüd, als einmal die Fortfegung des Kampfes im Sinne dieſer Partei 
entfehieben worden war. Es war eben auch in Sch. nicht die Genialität der Be- 
gabung, fondern die Tüchtigkeit und Lauterkeit feines Charakters, die ihn — wie 
Wellington — zum Höchſten befähigten. 

Dreifig Tage nah dem Nheinübergange, während Napoleon noch kaum von 
dem Wahne zurüdgelommen war, bie Verbündeten würben ſich an ben achtund⸗ 
achtzig Feftungen, welche die Norb- und Oftgrenze feines Reiches dedten, verbluten, 
ftand Fürft Sch. mit 150,000 Mann auf dem berühmten Plateau von Langres, 
Blücher mit 50,000 Mann im Thale der Mans, 30,000 Mann bedrohten Thon; 
bie Referven näherten fi der Saone. Nachdem die große Armee in der zweiten 
Hälfte des Januar über die Marne an bie Aube vorgerüdt und dort ihre Berei- 
nigung mit ber ſchleſiſchen Armee vollzogen hatte, blieb dem feindlichen Heere nur 
nch die Ebene zwifchen Paris, Troyes und Rheims für feine Aufftelung. Am 
öftlichen Rande diefer Ebene und zugleih am Fuße der Hochebene von Langres 
bei Brienne ging denn auch ber erfte Alt des Feldzuges von 1814 vor fid. Fürft 
Sch., um feinem alten Waffengefährten Blücher Gelegenheit zu einer Revande für 
den Unfall vom 29. Januar zu geben, überließ biefem für ben Schladhttag mit 
eiferfuchtslofer Selbftverläugnung den Oberbefehl über beide vereinigte Heere. Nach 
der fiegreihen Schlacht zogen die Armeen getrennt den ebenfalld getrennt zurlid- 
weidhenden Franzofen nad, aber Napoleons meifterhafte, an feine fchönften Zeiten 
von 1796 erinnernden Manoeuvres zwifchen Seine und Marne, zwangen bie allüir- 
ten Feldherrn, fi einander wieder zu nähern, Sch. wi zwar vorerſt durch feinen 
Rüdzug über die Seine und Aube dem ihm zu gefährlich dünkenden Zufammen- 
ftoße mit Napoleon aus, brach aber, als fich diefer gegen Blücher wandte, der bie 
Marne abwärts gezogen war, wieder über Bar fur Aube gegen Brienne vor. 
Kaum dort angelangt, mäherte fi ihm aud wieder Napoleon, der Blücher bis 
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an die Aisne gebrängt hatte, aber von ihm bei Laon blutig abgewiefen worben 
war. Der taktiſch zurüdgefchlagene ftrategifche Angriff des franzöftfchen Kaifers bei 
Arcis beftimmte vdiefen, bei Bitch über die Marne zurüdzugehen und über St. 
Dizier gegen Chaumont in den Rüden des öſterreichiſchen Heeres zu ziehen. Wäh- 
rend biefer kühnen Bewegung vereinigten fih Sch. und Blücher an der Marne 
zum zweitenmale, nur um fid wieder zu trennen, aber diesmal um in gemeina- 
mer Richtung auf den Parallelftragen von Chalons-Montmirail-Meaur und Bitry- 
Sezanne-tagny vor Paris zu rüden. Bon den Anhängern des Fürften Sch., na- 
mentlich von deſſen Biographen Profefh und nad ihm von Thielen, wird behaup⸗ 
tet, daß der Fürft fhon am Tage nad der Schlacht von Arcis, alfo am 22. März, 
den Plan gefaßt und im Hauptquartier Pougy dem Kaijer von Rußland und bem 
Könige von Preußen vorgefhlagen habe, ohne Rüdfiht auf Napoleons Bewegung 
und mit dem fchlefifchen Heere vereinigt nad Paris zu marſchiren. Es ift über- 
flüffig, auch bier nochmald den unfrudtbaren Streit über die von fo vielen Seiten 
für fo viele verſchiedene Perjünlichkeiten in Anfprud genommene Urheberſchaft die- 
fer Operation zu erneuern, Unferer ſchon anderwärts wiederholt ausgeſprochenen 
Anfiht nach (vergleiche die Artifel Gneifenau und Radetzky) mag dieſer Gedanke 
zu jener Zeit möglicherweiſe in vielen Köpfen gleichzeitig aufgetaucht fein, aber das 
Berdienft, ihn zuerft ausgefproden zu haben, gebührt unzweifelhaft Gneiſe— 
nau allein. 

Am 28. März endete die Schlacht von Paris den Widerftand Frankreichs, 
und am legten Tage dieſes Monates erfolgte der Einzug der fiegreichen Heere in 
die ſtolze Hauptftabt, die feit mehr als zwei Jahrhunderten feinen triumphirenden 
Feind innerhalb ihrer alten Mauern gejehen hatte. Am 5. Mai 1814 legte Fürft 
Sch. den Oberbefehl über vie verbündeten Kriegsheere niever und begab fi dann, 
vol Sehnfucht nah der Stille feines Haufes und nad dem Wiederfehen der Sei- 
nigen, auf fein Schloß Worlik in Böhmen, aus deſſen ländlicher Abgefchievenheit 
ihn nur die Aufforderung des Kaifers Alerander in das lärmende Treiben des 
Kongrefies für kurze Zeit nad Wien zu ziehen vermochte. Bon Worlif aus ver- 
fügte er ih aud im Mai 1815 an den Rhein, um dort das Kommando über 
die Aheinarmee zu übernehmen. Die Riefenfämpfe von Ligny und Waterloo ende— 
ten jevodp in wenig Tagen den Feldzug, und Mitte Juli zogen bie öſterreichiſch- 
bayerifhen Truppen zum zweitenmale in Paris ein, 

Im Oktober kehrte Sch. wieder nad Böhmen zurüd, von der Hoffnung be- 
feelt, nunmehr nad erfüllter Tagesarbeit ven Abend feines Lebens in heiterer und 
wohlvervienter Ruhe zubringen zu können. Aber die Erfüllung viefes Wunſches 
blieb ihm verfagt; fein früheres Seelenleiden, das vor den geiftigen und Förper- 
lihen Anftrengungen ver Kriegsjahre gänzlich gewichen zu fein fchien, gewann in 
der Zeit der Ruhe wieder neue Macht über ihn. Wieverholte Reifen nad Italien 
und Steyermarf, die Hulbigungen von Fürften und Völkern, vie ihm überall zu 
Theil wurden, feldft die Tiebevollfte Pflege feiner Bamilie wie feiner Freunde, ver- 
mochten den Franken Geift nicht mehr zu erheitern, vor deſſen Auge beftändig die 
fchrediihe Brandfcene vom Juli 1810 zu leuchten fchien. Zur Heilung einer Läh— 
mung, von der er feit Januar 1817 befallen war, befuchte Sch. in den folgenven 
Jahren jeven Sommer bie Bäder von Teplig und Karlabald, wo er wiederholt 
mit feinem alten Waffengefährten Blücher zufammentraf, deſſen Tod im Septen- 
ber 1819 ihm tief erfchätterte. Im Frühjahr 1820 begab er ſich in der Abficht 
den Homdopathen Hahnemann zu Fonfultiren, von Böhmen über die Schlachtfelver 
von Kulm und Dresden nad) Leipzig, wo ihn noch einmal die Erinnerung am die 
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Dfktobertage des Jahres 1813 mit freudiger und ftärfender Stimmung. erfüllte, 
Aber dieſes Wieberaufflammen feines früheren Sinnes war nur trügerifher Schein 
und das Borfpiel des gänzlichen Erlöſchens; am 15. Dftober Abends endete Sch. 
. = Armen feiner Yamilie. In Worlit, feinem Lieblingsaufenthalte, liegt er 
egraben. 

Literatur: Vor Allem ift Hier zu erwähnen die Haffiihe Biographie: 
Denfwürbigkeiten aus dem Leben des Feldmarſchalls Fürft Karl zu Schwarzen- 
berg, Wien 1823 von U. Prokeſch, (gegemwärtig öfterreih. Internuntius in 
Konftantinopel und Feldmarihalllientenant), ferner: „Der Feldzug der verbündeten 
Heere Europas 1814 in Frankreich unter dem Oberbefehl des Fürften Schwarzen- 
berg“ von M. ©. Thielen, Wien 1856. Claufewig, Feldzug von 1814. 
— Verſchiedene Hefte der öfterreichifchen Militärzeitfchrift. 8. Hörmann. 

Schwarzenberg, Felir, ſ. Defterreid. 

Schweden, j. Scandinavifdhe Halbinfel. 


Die Schweiz — Schweizerifche Eidsgenofjenfchaft. 


I. Geſchichte. 3) Repräfentativ-vemofratifger Charakter 
1) Helvetia bis zur Entflehung ver Gidagenoſ⸗ ter neuen Schweiz. 
ſen ſchaft. 4) Grundrechte. 
2) Die alte Gidsgenoſſenſchaft bis 1788, B. Die Organifation des Bunde«a. 
'3) Die neue Schweiz feit 1798, 1) Bundesverfammlung. 
1. Deffentlihes Recht. 2) Bundesrath. 
A, Grundcharakter der ſchweizeri— 3, Bundesgeridt. 
ſchen Berfaffung. 4) Bereich der Bunpeshoheit im Ein— 
1) Die Schweiz als Bunbesftaat. zelnen. 
2) Die Schweiz als europäiſcher Staat; C. Die Kantonalverfaffungen. 
ihre Neutralität, (Bol. die Note am Schluß des ı. Abſchn.) 


1. Geſchichte. 

1) Helvetien bis zur Entftehung der Eidsgenofjenfhaft. Als die 
erften, gejhichtlih beglaubigten Bewohner des Landes zwifchen ven Alpen und 
dem Jura, zwifchen Rhein und Rhone erfcheinen die Delvetier, ein Zweig des 
großen gallifch-teltifhen Völferftammes, in Religion, Berfaffung und Sitten den 
übrigen Zweigen ähnlid. In den Wallifer Alpen wohnten Bevölferungen unge- 
wiffen Urjprunges, wie die Biberer, Beragrer, Mantuaten und Sedu- 
ner. Am Ausfluffe ver Rhone aus dem Leman fanden fi die galliſchen Allo- 
brogen. In den Thälern, in welden ver Rhein entjpringt, wohnten bie Rhä— 
ter, nad den Einen Stammpäter ver italienifhen Etrusfer, nad den Andern de— 
ren Abkömmlinge. Die in neuefter Zeit angeftellten Forſchungen haben Spuren 
einer uralten Bevölkerung an ven Reften der Pfahlbauten und eine bei ihr 
fih entwidelnde Kultur in der fortfchreitenden Verarbeitung, den „Zeitaltern” des 
Steines, des Erzes und des Eiſens nachgewieſen; allein über dieſe Bewohner ver 
durch Pfahlbauten in ven Seen getragenen Anfievelungen ift man noch nicht zu 
unbeftrittenen hiſtoriſchen Echlüffen gelangt. Als die Helvetier im Jahre 58 v. 
Chr. ein fruchtbareres Land in Gallien fi erobern wollten, wurben fie durch 
Zulius Cäfar befiegt und gezwungen, in ihre Heimath zurüdzufehren, die von ba 
an in immer größere Abhängigkeit von Nom gerieth. Einige Zeit naher theil- 
ten die Bewohner des Wallis ihr Schidfal; 42 Jahre fpäter unterlagen bie Rhä— 
ter ebenfalls der römiſchen Kriegstunft. Rom theilte den Befiegten feine Eivilifation 
mit. Bom 2. oder 3. Jahrhundert an drang das Chriftenthum beinahe gleichzeitig 
in Helvetien wie in Gallien ein. Bom 3. Jahrhundert an wurbe Helvetien durch 
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die Stürme der Völkerwanderung getroffen und allmäfig von germanifchen Stäm- 
men befegt. Zu Anfang des 5. Jahrhunderts ließen fih die Nlemannen in dem 
Lande zwiſchen Nedar und Aare niever, dem. nachherigen Alemannien, welches das 
nördliche und öſtliche Helvetien im fich begriff. Die Burgunder nahmen die Ge— 
genden vom Jura bis zum Mittelmeere und von der Ware bis zu den Rhonemün— 
dungen ein, das nachherige Burgund, weldes das weftliche Helvetien in ſich ſchloß. 
Die Oftgothen bemädhtigten ſich mit Oberitalien auch Rhätiens. Die Alenan- 
nen blieben in dem großentheils entoölferten Yande reine Germanen, die Burgun— 
ber der weftlihen Schweiz und die Oftgothen vereinigten fi hingegen mit ben 
bisherigen Bewohnern, aus der Mifhung entftanden Romanen. Am Ende des 
5. und in der 1. Hälfte des 6. Jahrhunderts wurden biefe Stämme, fo weit fie 
Helvetien bewohnten, den Franken unterworfen. Unter ver meift traurigen Derr- 
ihaft ver Merovinger, bei den Theilungen, welde im fräntifchen Reiche eintraten, 
gehörten gewöhnlidy das nördliche und öftlihe Helvetien zum Königreiche Auftrafien, 
das weftlihe zum Königreiche Burgund. Wiederholt befämpften fie fih. Der Ges 
genfag zwiſchen alemannifher und romanifcher Bevölkerung trat hervor. Das 
Chriſtenthum breitete fi aud unter den alemannifhen Bevöiferungen aus; eine 
Menge Klöjter und Stifter entftanden, von welchen eine relative Civilifation über 
das Yand ausging. Unter den erften Karolingern, insbefondere unter Karl dem 
Großen, welder ſich bisweilen in Helvetien aufbielt, nahm vasfelbe an dem Ge- 
deihen Theil, welches dieſe Herricher ihrem weiten Reiche zu verjchaffen mußten. 
Allein unter den fpätern Karolingern, unter welchen auch in Helvetien bie fid) 
entwidelnde Lehensverfafjung die frühere Gauverfaffung durchbrach, wurbe es wie- 
ber auseinander geriffen. Nachdem das weftliche. kurze Zeit zum cisjuranifhen Bur— 
gund gehört hatte, wurde es durch Rudolf I. 888 zum Kerne des transjuraniſchen 
bohburgundifchen Reiches. Unter dem veutfchen Heinrich I., dem Vogler, erhielt Ru— 
bolf II. von Burgund aud einen Theil des alemannifchen Helvetiens. Aubolf III, 
von Burgund überließ jedoch fein ganzes Reich an Heinrih II. und Konrad II, 
jo daß das romanifche Helvetien 1034 wieder an bie deutfchen Kaifer fil. Wäh- 
rend des 10. Jahrhunderts entftanden und entwidelten ſich auch hier Städte. 
Unter den fränfifhen Katfern wurde Helvetien wie das ganze übrige Reich durch 
die Kämpfe zwifchen Kaiſerthum und Papftthum zerriffen. Bom Ende des 11, 
Jahrhunderts erhoben ſich in ihm die Herzoge von Zähringen, Keftoögte über Zü— 
rich, Reichsverweſer im helvetifchen Burgund, Gründer der Städte Freiburg im 
Uedtland, Bern und einer Reihe anderer. Durh den Tod Berchtold V. erloſch 
1218 viefes mächtige Haus, das bei längerer Fortdauer wohl die Landeshoheit 
über Helvetien erworben hätte. Durch fein Ausfterben erhoben ſich die Grafen von 
Savoyen im romanifchen Helvetien, im alemannifchen fiel ein Theil ihrer Hinter 
laffenfhaft an das Reich zurüd; ein anderer fam an einzelne große Familien. 

2) Bon Entftehung der Eidsgenofjenfhaft bis zur Ummwälzung 
1798. Im 13. Jahrhundert, in welchem nad) vem Untergange ver Hohenftaufen das 
Rei in Anarchie verfallen war, die Reihsftände fih möglihft unabhängig mad)- 
ten, fi vielfah in Einigung zu wechſelſeitigem Schuge verbanven, der hohe Abel 
feine Hausmacht auszudehnen und die Landeshoheit zu erringen fuchte, geſchah ein 
Gleiches im Einzelnen in Helvetien. Die Stiftung der [hweizerijhen 
Eidsgenoffenfhaft ging in den um ven Bierwalbftätterfee liegenden Bergthä- 
lern, in ven drei Ländern Uri, Schwyz und Unterwalden vor fi. Das 
Haus Habeburg fuchte hier einzelne ihm zuftehende Rechte auszudehnen, fid neue 
zu erwerben, rings um ben See volle Landesherrſchaft zu gewinnen; bie Länder 

Vw luntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. IX. 20 
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wiberftanden und fuchten ihrerjeits jene Rechte des Haufes Habsburg aufzuheben!t). 
Meder hatten die drei Yänder volle und ganze Neihsunmittelbarfeit und vertheibig- 
ten blos ihre Freiheit gegen die rechtswidrige Ujurpation der Habsburger — die 
verbreitete Darftellung früherer Zeit; noch waren fie urfprüngliches Herrenland 
und ihr Kampf blos ein glüdliher Aufitand gegen das Recht des Haufes Habs- 
burg — die Darftellung einiger Schriftfteller neuerer Zeit, ſondern „Uri hat fid) 
jener Herrichaft fortvauernd und mit Erfolg erwehrt, nur unter dem alten Grafen 
Rudolf und unter feinem Urenkel, König Albrecht, vorübergehend in beftimmter 
Gefahr, bleibend unter Habsburg zu gerathen; Schwyz, dasjelbe Ziel anftrebend, 
erreichte in Kaifer Friedrichs IT. letter Zeit Unabhängigkeit von Habsburg, ward 
aber unter den Königen Rudolf und Albrecht dem Habsburgiihen Haufe beftimmt 
unterworfen; Unterwalden, an innerer Einheit hinter Schwyz zurüdftehend und 
darum minder fräftig und entfchieven, theilte deſſen Beftrebungen, gelangte aber 
erft nad König Albrechts Tode zu gleicher freier Stellung wie Schwyz“ ?). Eine 
Uenderung der frühern Verhältniffe war notbwendig geworben; fie ging nicht ohne 
Kampf vor fih und ein ruhmvoller Sieg blieb den tapfern Landleuten. Ihnen 
verdankt die Schweiz ihr Dafein. So entftand nad) dem Tode des Königs Rudolf 
von Habsburg den 1.-Auguft 1291 der erfte urfundlihe Bund der 3 Waldſtätte. 
Sie verfpradhen einander in guter Treue und gelobten ſich eidlih mit Rath und 
That, mit Leib und Gut gegen Alle und Jede, melde ihnen Gewalt anthun ober 
Schaden zufügen möchten, beizuftehen. Bei Streit unter ihnen follten die verftän- 
digften Männer ihn zu fhlichten fuchen. Würde ein Theil fi ihrem Sprude . 
nicht fügen, fo follten die andern ihn dazu nöthigen. Nachdem fie am Morgarten 
1315 ben erften Sieg über Defterreih errungen hatten, wurbe der Bund mit dem 
Beifügen erneuert, daß fein Land ohme ber andern Zuftimmung einen Herrn an- 
nehmen wolle, Aus viefem Kerne entwidelte ſich binnen eines halben Jahrhunderts, 
der heroifhen Jugendzeit der Eidsgenoffen, in fortgefegten glüdlihen Kämpfen 
gegen den hohen Adel und gegen das Haus Habsburg-Defterreih der Bund ber 
„VII. alten Orte;“ 1332 trat dem Bunde der drei Länder die Stadt Yuzern 
bei, 1351 die Reichsſtadt Zürich, 1352 Glarus und Zug, 1353 die Reichsſtadt 
Bern. Der Grundgedanke des Bundes war die Erhaltung und 
Ausbildung freier Bürger- und Bauergemeinden, unter der Ober- 
herrlichkeit des deutſchen Neiches, Die Verbündeten verpflichteten ſich gegenfeitig zu 
bewaffnetem Zuzuge, unter ihnen entftehenvde Streitigkeiten ſchiedsrichterlich aus— 
tragen zu laffen, zur Anerkennung von Beftimmungen über ven Gerichtsſtand und 
zur Gewährung freien Kaufes, Eine fernere Entwidlung erhielt das Bundesrecht 
1371 durch den Pfaffenbrief, 1393 durch den Sempacherbrief, welde Beftim- 
mungen gegen Immunität der Geiftlichen, gegen fremde, namentlich geiftlihe Ge— 
richte, gegen unerlaubte Seldfthülfe, foldhe zum Schutze des Landfriedens und eine 
Kriegsordnung enthielten. 

Bom Ende des 14. Jahrhunderts an trat in der Stellung der Eidsgenof- 
jen eine große Veränderung ein. Bis dahin hatten fie ihre Selbſtändigkeit 
gegen die drohende Uebermacht Oeſterreichs in dieſen Gegenden vertheidigt. Nun 
war die Macht des hohen Adels gebrochen und diejenige Defterreihs tief erſchüt— 


2) Bluntſchli, Geſchichte des fehweizerifchen Bundesrechtes, Zürich, 1849 — in der nach— 
folgenden Darftellung vielfach angeführt. 
„96. v. Wyß, Ueber die Gefchichte der drei Länder Uri, Schwyz und Unſerwalden. 
Zürich, 1858, 
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tert. Bon diefer Zeit an ftrebten fie während des ganzen 15. Jahrhunderts mit 
großem Erfolge nah Ausbreitung ihrer Herrfhaft und Entwidelung 
ihres Gebietes. So nahmen fie 1415 dem Herzog Friedrich von Defterreich, 
über welchen der Bann der Kirche und die Reichsadht verhängt waren, ven Yar- 
gau. Bereits maren fie in der erften Hälfte diefes Jahrhunderts fo erſtarkt, daß 
der alte „Zürichkrieg”, welder von 1436 bis 1450 über vie Verlaſſenſchaft des 
legten Grafen von Toggenburg zwiſchen ihnen geführt wurbe, ihre Selbftänbigfeit 
nicht mehr in Frage ftellte, obgleih Züri fich gegen die übrigen Eidsgenofjen 
zeitweife mit Oeſterreich verbündete. Während diefes Krieges traten fie 1444 durch 
den Heldenfampf bei St. Jakob an der Birs gegen die Armagnaken zum erften 
Male den Franzofen entgegen und erregten bei dem Dauphin, dem nachherigen 
Ludwig XI. von Franfreih, den Wunfh, fich ihrer Rriegstüchtigfeit für feine 
Zivede zu bevienen. Bald nachher, 1460, nahmen fie Defterreich den Thurgau. 
Erzherzog Sigismund von Defterreich, der ſich zu ſchwach fühlte, die Eidsgenofjen 
mit eigener Kraft zu befiegen, überließ daher 1469 das an bie Eidsgenoſſenſchaft 
grenzenbe vorberöfterreichiiche Gebiet dem mächtigen Herzog Karl von Burgund 
als Pfandſchaft. Kurze Zeit nachher, 159 Jahre nah der Schlaht am Morgarten, 
ging er 1474 mit den Eidsgenofjen die „ewige Richtung” ein, durch welche De- 
fterreih die vollftänpige Anerfennung der Eidsgenoſſenſchaft in 
ihrem damaligen Umfange und die endlide Berzichtleiftung auf 
alle öfterreichifche Anjprüche innerhalb dieſes Gebietes ausſprach. Vermittler war 
dabei Ludwig XI. von Franfreih, der Gegner Karls von Burgund. Nachdem durch 
ihn veranlaßt fhon 1452 und 1453 KarlIV. mit den Eidsgenoffen „ewige gute 
Freundſchaft“ eingegangen war, ſchloß er felbft 1494 mit ihnen ein Bündnif, 
vorzugsweiſe um fie zum Kriege gegen feinen Gegner, Karl von Burgund, zu trei= 
ben. Bald brach dieſer aus; in ven Schlachten bei Hericourt 1474, Granfon und 
Murten 1476 und Nancy 1477 wurde die Macht Karls gänzlich gebrochen; in 
ver legtern verlor er felbft fein Leben. Schon früher hatten die Eidsgenof- 
fen vorzugsmweife ihre Siege als Fußvolk über das zu Pferde fechtenve 
Ritterthum errungen; in dieſen Schlachten trat nun neben der Tapferkeit der Ein- 
zelnen bie Ueberlegenheit eines in Maffen fämpfenden nationalen 
Bußvoltes über pie Reiterei und bie Werbetruppen jener Tage her- 
vor; fie bezeichneten dadurch den Hebergang zu ber Taktif der neueren Zeit. Durch 
diefen Krieg griffen die Eidsgenoffen zum erften Male in den Gang ber euro= 
päifhen Politik ein. Die Siege felbft waren ruhmvol für fie und hoben 
fie außerordentlich in der Achtung der Nachbarvölker. Aber indem fie im Intereffe 
des franzöfifchen Königthumes und von ihm verleitet Burgund brachen, handelten 
fie gegen ihre eigenften Intereffen. Sie zerftörten eine Mittelmacht zwiſchen Franf- 
reich und Defterreih, die ihr natürlicher Verbündeter gemefen wäre; fie geriethen 
von biefer Zeit an immer mehr unter den Einfluß der franzöſiſchen Politik. Unter 
dem Eindrude diefer Siege ſchloß Herzog Sigismund von Defterreihh 1477 mit 
den Eidsgenofjen die „ewige Erbeinigung”, eine Alltanz, durch welche bie beider— 
ſeitige Kriegshülfe beftimmt wurde. Nach dem Burgunderfrieg hatte die Eidsge- 
noffenf&haft eine innere Krifis zu überftehen. Die Länder, die Landleute im Ge— 
birge, waren allmälig eiferfüchtig auf die Städte, ihre zunehmende Macht, ihren 
ſich erweiternden Gebietsumfang geworben. Diefe verlangten, daß die Kriegsbeute 
nad der Zahl der Krieger vertheilt werben folle, die Länder verlangten gleiche 
Theile. Als die Städte Freiburg und Solothurn Aufnahme in den Bund verlang« 
ten, konnten fi die Boten der Stände 1481 zu Stanz nit verftänbigen, ver 
20 * 
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Ausbruch eines inneren Krieges ſchien anvermeidlid. Da gelang es dem „frommen 
Manne*, Bruder Nikolaus von der Flüe, eine Verſöhnung herbeizuführen. Durch 
das Stanzerverkommniß gelobten fi die Orte neuerdings gegenfeitigen 
Frieden, Beftrafung einzelner Friedensbrecher, Schu der obrigfeitlihen Gewalt, 
um ber durch die Burgunderkriege eingeriffenen Berwilvderung ber Sitten entge- 
genzutreten, eine Beftimmung, von welder eine fpätere Zeit falſchen Gebrauch 
madhte — Bertheilung der eigentlichen Kriegäbeute nad Anzahl der am Kriege 
theilnehmenven Perfonen, die Eroberung nad ven Orten; endlich wurden Freiburg 
und Solothurn in den Bund aufgenommen. Am Schluſſe des 15. Jahrhunderts 
hatten die Eidsgenofjen noch einen Krieg zu beftehen, welcher für ihre Stellung 
zum deutfhen Reiche entjcheidend war. Die vrei Länder hatten ihre Kämpfe 
gegen das Haus Habsburg-Defterreih begonnen, um ihre unmittelbare Beziehung 
zu Kaifer und Neih, ihre Reihsunmittelbarfeit zu erhalten; noch während bes 
ganzen 14, Jahrhunderts hatten fie ſich als Glieder des Neiches betradhtet. Im 
35. Jahrhundert hatte einerfeits die Macht des Reiches und des Kaifers als folder 
jehr abgenommen und die Macht der Fürften als Landesherren fehr zugenommen, 
anbererjeits Hatte die Eidsgenoſſenſchaft ein eigenes politifches Princip ihres Da- 
jeins, das einer Vereinigung von Republifen befommen. Enve bes 15. Jahrhun- 
derts trat eine entgegengejegte Bewegung nad) Einigung im beutfchen Reiche ein, 
Auf dem NReihstage zu Worms, 1495, auf den nädhftfolgenden wurden entſchei— 
dende Schritte gethan zur. Handhabung des Landfriedens, zur Hebung einer Kriegs— 
verfafjung und zur Bildung eines hohen Gerichtähofes, des f. g. Reichskammerge— 
richtes, Die Eidsgenoſſen follten viefelben anerkennen, Allein „ver Natur der Sache 
nad) konnten ſich diefe Anmuthungen dort nit Raum ſchaffen, wo man bes Yand- 
friedens nicht bedurfte, den man ſich felbft gegeben, und ſchon ein ziemlich gut- 
geordnete Staatsweſen befaß 3)." Dadurch Fam es im Jahre 1499 zwifchen dem 
Kaifer ald Herr von Borberöfterreih, und dem ſchwäbiſchen Bunde einerfeite, ven 
Eidsgenofjen und den mit ihnen befreundeten Graubündnern amdererfeitd zum og. 
Schwabenfriege Die Eidsgenoffen, die Schweizer, wie fie nach dem Lande 
Schwyz von biefer Zeit an immer häufiger genannt werben, blieben in allen größe 
ven Schlachten Sieger und wurden daher im Friedeusſchluſſe als frei von Reichs— 
fteuern und Reichsgericht erklärt. Damit war aud) ihre Unabhängigkeit anerkannt; 
von nun an waren fie nicht mehr Glieder, blos noh „Verwandte“ des heil. 
römiſchen Reiches. In Folge dieſes glüdlichen Krieges nahmen fie 1501 die Städte 
Baſel und Schaffhaufen und 1513 das Land Appenzell in den Bund 
auf, Oeſterreich ernemerte 1511 die Erbeinigung mit ihnen, von va an blieb das 
Berhältniß ein fortvauernd freundliches, Wie in bie Kriege mit Burgund, fo wur— 
den bie Eidsgenoffen Ende des 15. und Anfangs des 16. Jahrhunderts vorzugs⸗ 
weile duch Frankreich in bie italienifchen Kriege verwidelt, melde damald 
der Papft und die Republik Venedig, der Herzog von Mailand, der römiſch-deutſche 
Kaifer, Frankreich und Spanien mit einander führten. Zuerft nahmen fie an ben 
felben als Hülfstruppen im Solde der Könige von Frankreich Theil; dann traten 
fie gegen Frankreich als Bundesgenoffen des Papftes und als felbftändige Macht 
im Kreiſe der Friegführenden Staaten auf. Als Krieger zeigten fie bie vollfte Dan 
nesfraft; fie erhöhten noch den Ruf ihrer militärifchen Tüchtigkeit, zumal durch Die 
Schlacht von Novarra 1513, in welder fie das franzöfifche Heer befiegten. Allein 


3) Ranke, Deutiche Gefchichte. 1. 106, 
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fie verfolgten kein geiftig Far erfanntes Ziel, ihre Theilnahme an den italieniſchen 
Kriegen war noch weniger glücklich für fie, als die an den burgundifchen. Während 
fie in der Lombardei als beftinnmende Macht auftreten wollten, erlagen fie im ei- 
genen Lande den Intriguen der Mächte, die vorzugsweife durch Geld ſich Parteien 
fauften und durch dieſe den entſcheidenden Einfluß zu fichern fuchten. Hobe und 
Niedere gaben ſich einer Berkäuflichkeit Hin, vor der Ehre und Zucht ſchwanden. 
Erft nad ven Tagen von Marignano, 1315, ver erften großen Schlacht, in wel- 
her die Eidsgenoffen nicht Sieger blieben, fingen fie an zu begreifen, daß es nicht 
ihre Aufgabe fei, offenfiv in der Neihe der europäiſchen Mächte aufzutreten. Andere 
unglüdlihe Sölpnerzüge kamen hinzu. Im Jahre 1516 fchloffen die Eidsgenoffen 
mit Franfreih den „Emwigen Frieden“, die Grundlage aller folgenden Ber- 
träge. Durch denfelben wurde ben beiderfeitigen Angehörigen freier Hanbel und 
Wandel gefichert, ven einzelnen Orten wurben Jahrgelder verheifen, ven Eidsge- 
nofjfen wurde eine einmalige größere Summe als Entihäbigung für Kriegskoſten 
gegeben. Fünf Jahre fpäter, 1521, wurde ein engeres Bündniß gejchloffen, durch 
weldyes dem Könige von Frankreich geftattet wurde, Truppen in der Schweiz zu 
werben. Durch diefe Verträge wurde die Schweiz immer enger an Frankreich ge- 
bunden, immer mehr vom beutfchen Reihe getrennt. Bon diefer Zeit an nahmen 
die Eidsgenoffen nicht mehr unmittelbaren Antheil an ven Bewegungen und Kämpfen 
der großen europäiſchen Politit. Als einzige Frucht ihrer wiederholten frühern und 
fpätern langen Kämpfe in Ober-Italien blieben ihnen auf der Südſeite des Gott: 
hard das Livinerthal, vie Herrfchaft Bellinzona, Lugano, Locarno, Menprifio und 
das Bal Maggia. So beftand denn die Eidsgenoffenfhaft im Anfang bes 16. 
Jahrhunderts aus den 13 Drten over Ständen Züri, Bern, Luzern, 
Uri, Shwyz, Unterwalben, Zug, Ölarus, Bafel, Freiburg, So— 
Iothurn, Schaffhauſen und Appenzell, deren jeder fein eigenes Gebiet 
hatte. Außer dieſen waren mit ber Eidsgenoſſenſchaft eine Anzahl benachbarter 
Stäpte, Länder und Herren in der Weife verbunden, daß fie, ohne wirkliche Glie— 
der der Eidsgenoſſenſchaft zu fein, doch mit einzelnen oder allen Orten verfelben 
in dauernde Verbindung getreten waren, daher fid) an ihre Macht anlehnten und 
großentheils ihr Schickſal theilten: die zugewandten Orte. Diejelben waren: 
die feine Republit Gersau am Bierwalpftätterfee, der Abt von Engelberg, 
die Stadt St. Gallen, der Abt von St. Gallen mit ber ihm zugehärigen 
Landfhaft Toggenburg, die Stadt Biel, vie Grafen von Neuenburg und 
Balengin, der Bifhof und das Land Wallis, die drei rhätifhen Bünde, 
von welden ber Zehntgerichtenbund fih jedoch erft Ende des 16. Sahrhunderts 
mit einzelnen Orten bireft verbünbete; die Statt Mühlhaufen im Sundgau, 
die Stadt Rottweil in Schwaben, die Stadt Genf und ver Bifhof von Ba— 
fel-Bruntrut, biejer jedoch erft feit Ende des 16. Jahrhunderts. Neben ven Land— 
ſchaften, welche einzelnen Orten ausfhließlih angehörten, gab es andere, welche 
einer größern ober kleinern Anzahl eidsgenöſſiſcher Orte gemeinfhaftlich unterworfen 
waren, Diefe gemeinen Herrfhaften waren: Die Grafihaft Baden 
(im Yargau), die freien Aemter im Wagenthal, vie Graffcaft 
Thurgau, Sargans, die Herfchaft Rheinthal, die vier „ennetbir— 
gifhen” Bogteien Lugano, Locarno, Menprifio und Mainthal 
(Bat Maggia), vie Sraffhaft Bellenz (Bellinzona), die Stadt Rappers- 
wiyl, die Herrfhaften Utzn ach, Gafter um Gams, bie Bogtein Shwar- 
zenburg, Murten, Drbe, Grandfon und Tſcherlitz (Echallens). 

In den Orten berubte vie Berfaffung ver „Länder“ auf der Volks— 
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gemeinde, „Landsgemeinde“ aller „freien Landleute“. Diejenige ber Stäbte, melde 
fi allmälig ein Gebiet erworben hatten, war in ber Stadt foncentrirt; ihr Schwer- 
punkt (ag weniger in ver Gemeinde, als im Rath, der die ausgezeichueteren Bür- 
ger umfaßte. Aber aud in den Stäbteorten wandten fi die Regierungen in wid)- 
tigen Landesangelegenheiten, wenn es fi um Krieg oder Frieden, um Bündniſſe, 
um neue Steuern oder Achnliches handelte, an die Landgemeinden und legten 
ihnen ſolche duch Mitglieder aus ihrer Mitte vor oder beriefen Abgeorbnete der 
Gemeinden zur Berathung ein. Die Aufnahme in das Bürgerrecht der Städte war 
ſehr leicht. Die Orte hatten ihr Gebiet und die gemeinen Herrfchaften nicht mit 
abfoluter Macht erworben. Die Bevölkerungen berfelben genoffen theils altem Her- 
fommen, theils Verträgen und Schenkungen gemäß ber mannigfaltigft abgeftuften 
Rechtſamen und Freiheiten. Manche unter ihnen, 3. DB. der Thurgau, hatten um- 
fonft gehofft, als felbftändiger Ort der Eidsgenoſſenſchaft einverleibt zu werben; 
um fo mehr hielten fie an dieſen Freiheiten, und benugten bie fi ihnen barbie- 
tenden Gelegenheiten, fie anerkennen und beftätigen zu laffen. Für die gemeinfa- 
men Interefien der aus Bündniffen felbftändiger Republifen entftandenen und er- 
weiterten Eidsgenofienfhaft ritten die Boten der einzelnen Orte zufammen, 
um zu tagen, zur „gemeineidsgendffifden Tagſatzung“. 
Diefe behandelte die Fragen, welche die gemeinfamen Rechte und Interefien betra- 
fen, alfo die Frage des Krieges und des Friedens mit auswärtigen Mächten, bie 
gemeinen Herrfchaften, die Sorge für den inneren Frieden und Aehnliches mehr. 
Dod beruhten ihre Beichlüffe mehr auf Vereinbarung als auf Abftimmung je 
nad) der Mehrheit. Die Stadt Zürih nahm unter den Orten bie erfte Stelle ein. 
Als der „vorberfte Ort“ wurde fie allmälig zum „Vororte“ und erhielt als 
Be eine, allerbings fehr befhräntte, Leitung der gemeinfamen Eidsgenöſſiſchen 
eſchäfte. 

In den erſten Decennien des 16. Jahrhunderts trat in der Eidsgenoſſenſchaft 
wie in den Nachbarländern das Ereigniß ein, welches für lange Zeit den bedeu— 
tendſten Einfluß auf ihr Leben äußern ſollte: die Reformation. Wie anderswo 
war es in der Schweiz dahin gekommen, daß vielfach der Gottesdienſt zum äußer— 
lichften Lippendienft herabgefunfen und die Sitten ver Geiftlichfeit arg vermilvert wa— 
ren, und daß ber Volksglaube an die Gnadenmittel der Kirche in jchamlofefter 
Weiſe wucherlich ausgebeutet wurde; umfonft hatten die an der Schweizergrenze 
in Konftanz und Bafel verfammelten Koncilien die Kirchenverbeflerung angeftrebt. 
So fan denn die Reformation, dieſes „Inſichgehen“ eines bebeutenden Theiles 
ber Kirche. Zuerft ergriff fie durch Zwingli Zürich, dann Bern, Bafel, Schaffhau- 
fen, St. Gallen, Appenzell und drang in die gemeinen Herrfchaften ein. Die in- 
nere Schweiz jedoch trat ihr bald entgegen, obgleich aud in ihr die Kirche ſich 
einer bejjernden Rückwirkung durch die Reformation nicht entziehen konnte. Beide 
Slaubensparteien ſuchten ihrer Auffaffung des Chriftenthums den Sieg zu verſchaf— 
fen. Doch ftrebten fie in Anerfennung der Selbftänvigfeit der einzelnen Orte we— 
niger danach, in diefen felbft, als vielmehr in ven gemeinen Herrfdhaften ihre 
religiöfe Meinung zur Geltung zu bringen. Um ſich für alle Fälle zu verftärken, 
ging zuerft Zürid 1527 und 1528 ein „hriftliches Burgrecht“ mit Bern und 
mit Konftanz, alfo einer nicht im Bunde befindlichen Stadt ein. Ihrerfeits fchloffen 
nun die 5 fatholifchen Orte Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug 1529 
einen Bund mit König Ferdinand von Ungarn, Erzherzog von Defterreih, ber 
Hauptftüge der Fatholifhen Partei in Deutſchland, welcher die Gefahr fteigerte, 
daß tie Eidsgenoffenfchaft des Glaubens wegen auseinander falle. Die beiden 
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Parteien wurben dadurch feinpfeliger geftimmt, bald ergriff Zürich vie Waffen. 
Dod; gelang e8 den Bermittlern, den Boten einer Anzahl Stände und Länder, 
dieſes Mal nod ohne vorhergegangenen Kampf ven erften Lanpfrieden 
von Kappel 1529 zu Stande zu bringen. In demfelben war bereits das Princip 
ver Parität, ber ftaatlihden Gleichberechtigung beider chriſtlichen Kon- 
feffionen enthalten. Kein Ort follte den andern, aud die Eidsgenoſſenſchaft nicht 
einzelne Orte zur Beibehaltung oder zur Abänderung ihres hriftlihen Glaubens 
zwingen dürfen. In den gemeinen Herrſchaften follte die Mehrheit der regierenden 
Drte nicht wider die Minderheit in Glaubensfachen entſcheiden. Es wurde ven 
Unterthanen felbft und zwar jeder Kirchgemeinde bie freie Wahl eröffnet, welder 
Olaubensrihtung fie folgen wolle. Was die Mehrheit der Kirchgemeinden beſchloß, 
galt für die Kirchgemeinde, Auch der Einzelne follte um feines Glaubens willen 
nicht beftraft werben. In den einzelnen Orten hingegen wurben biefe Grundſätze 
ver Parität nicht für das eigene Gebiet anerkannt. Das Ferdinandifhe Bündniß 
wurbe aufgelöst. Durch dieſen Landfrieden befeftigte ſich die Reformation in den 
evangelifhen Ständen ; in den gemeinen Herrſchaften fiel ein immer größerer Theil 
ver Bevölferung dem reformirten Glauben zu. Dadurch fteigerten ſich die Anfprüche 
Zürichs, das gegen den Inhalt des Landfrievens die Reformation mit Anmaßung 
und leivenfhaftlider Hitze auszubreiten fuchte. Daher ergriffen die Fatholifchen 
Drte die Waffen; in ver Schlacht von Kappel 1531 unterlag Zürich, fiel Zwingli 
und bald nachher fiegten diefe Drte auch am Gubel, Der nod vor Ablauf des 
Jahres gejchloffene zweite Landfrieden von Kappel anerkannte zwar bie beis 
ven Konfeffionen in den regierenden Orten, ftellte ebenjo in den gemeinen Herr 
ſchaften den Fortbeftand der reformirten Gemeinden nicht in Frage, aber fo 
weit der Wille der Gemeinden oder Einzelner in ven Gemeinden für die Reftau- 
ration des Katholicismus zu gewinnen war, wurde biefe unterftägt. Zürich mußte 
dem driftlihen Burgerreht ſowohl innerhalb der Eidsgenoſſenſchaft als mit aus- 
ländiſchen Herren und Stäbten entfagen. In einem bedeutenden Theile ver Eibs- 
genoffenfhaft in weldem bie Reformation fid) Geltung verfhafft hatte, wurde ber 
Katholicismus hergeftellt. Dagegen fand die Reformation für dieſe Verlufte einen 
Erfag im weftliden, romaniſchen Helvetien, das zugleich in diefer Zeit po— 
Litifh der Eidsgenoſſenſchaft, größtentheils dem Stande Bern anheimfiel. Schon 
1519 hatte die Stadt Genf, um fidy der nad) der Herrfchaft über fie ſtrebenden 
Herzoge von Savoyen zu erwehren, mit Freiburg ein Schirm: und Burgredt eins 
gegangen, hierauf dasſelbe 1526 mit den beiden Städten Freiburg und Bern er- 
neuert. Als Genf fi der Reformation zuneigte, kündigte das katholiſche Freiburg 
den Bund auf, das reformirte Bern hingegen blieb vemfelben treu. Da der Her- 
zug von Savoyen 1536 Genf befehbete und dieſe Stadt dem Unterliegen nabe 
war, kam ihr Bern zu Hülfe, erklärte Savoyen den Krieg, nahm das favoyifche 
Waadtland, Chablair und Ger und zugleid vie Befigungen des Biſchofs von Lau— 
ſanne. Sofort führte es in dieſen Landen die Reformation ein. Genf, durch Bern 
der äußerſten Gefahr entronnen, wurde bald durch Calvin der geiftige Mittelpunkt 
ber: Reformation für die umgebenden romanischen Länder. Die allgemeine Wieder: 
erhebung des Katholicismus während der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
wirkte auf die Schweiz zurück. Bern fah fic) gezwungen, im Laufanner Vertrag 
1564 einen Theil der Savoyen genommenen Landſchaften, die am linffeitigen Ufer 
des Genfer Sees gelegenen und Ger zurüdzugeben. Die Jefuiten fanden in ten 
katholiſchen Drten Eingang, eine ftändige Nuntiatur wurde 1586 in ber Eidsge— 
nofienfhaft gegründet. Im gleichen Jahre fhloffen die katholifhen Drte den ſ. g. 
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goldenen oder borromäifchen Bund, durch welchen bie einzelnen katholiſchen Orte 
auf ihre Unabhängfeit in Glaubensfachen verzichteten und fidh fo viel möglich von 
den übrigen Eidsgenoffen, den „Abtrünnigen” trennten; 1587 gingen fie überdieß 
ein Bündniß mit Philipp IT., Herrn von Mailand, ein. Durch jenen Bund, ven 
fie nady den zwei folgenden Neligionsfriegen erneuerten, wurde die Glaubensipal- 
tung der Eidsgenoſſen zu einer politifchen erweitert; von num an ſtanden ſich zwei 
Eivsgensffenfhaften gegenüber, die nur durch ein loſes Band verbunden waren. 
Dennod wurden fie nit in den breißigjährigen Krieg verwidelt, der Deutfchland 
fo furchtbar zerrüttete, Wiederholt war die Gefahr drohend, aber fie entgingen 
ihr doch immer glüdlich. Im Jahre 1632 vereinigten fie fich fogar über den Grund— 
faß, daß in den gemeinen Herrſchaften nicht die Mehrheit ver regierenten Orte 
über Religionsſachen entfcheiden, fondern ein Vergleich und wenn nöthig eine Ent- 
ſcheidung durch unparteiifhe Schiedsrichter getroffen werben folle, fo daß alfo ver 
Grundſatz der Parität in Glaubensfahen für die gemeinen Herrfhaften konſequent 
durchgeführt wurde. 

Durd) den weftphälifhen Frieden wurde denn aud) 1648 vie Unab- 
hängigkeit der Eivsgenoffenfchaft vom deutfhen Reiche als ein ſchon Bisher be 
ftandenes Verhältniß anerkannt. Wenige Jahre nachher brady der f g. Bauern 
krieg aus Wie überhaupt im 17. Jahrhundert die Regenten beinahe in ganz 
Europa die Staatsgewalt zur abfoluten zu machen und die aus dem Mittelalter 
ftammenden, oben angebeuteten Rechte und Freiheiten der Bevölferungen zu be 
Ihränfen oder ganz aufzuheben trachteten, fo verfolgten die Negierungen der Städte 
in ihrem Gebiete ein ähnliches Beftreben. Die Landleute empfanden dies bitter; 
bie Bewohner der gemeinen Herrfchaften Hagten ebenfalls über den Drud ihrer 
Laudvögte. Zu biefen Gründen der Mifftimmung kamen nod) eine aus allgemei- 
nen Beitverhältniffen hervorgehende Entwerthbung des Grundeigenthums und Aehn- 
liches. Die Landleute erhoben fich daher 1653 vorzugsweife im Gebiete der Stünbe 
Bern, Luzern, Solothurn und Bafel, ſowie in den „freien Aemtern“ für ihre 
nittelalterlichen Freiheiten, die fie bis zu völliger Selbftherrlichkeit auszudehnen 
fuchten, um eine den Landleuten der Länder ähnliche Stellung zu erhalten. Sie 
unterlagen in mehreren Treffen und wurden mit Därte beftraft. Zwar thaten vie 
Regierungen der Städteorte zunächſt Einiges, um den Befchwerden ihrer Untertha— 
nen abzubelfen; aud die Tagſatzung fuchte eine beffere Verwaltung der gemeinen 
Herrſchaften herbeizuführen, aber ihre Beftrebungen hatten feinen weſentlichen Er: 
folg. Ebenfo blieb ein von Züri gemachter Verſuch der Erneuerung und Ber- 
bejferung der Eidsgenöſſiſchen Bünde fruchtlos. Statt vie Lehren zu beherzigen, 
weldhe in dem Aufftande lagen, gaben fich die Regierungen der Stäbteorte dem von 
Frankreich, insbefondere von Ludwig XIV. ausgehenden Streben nad unumſchränk— 
ter Negierungdgewalt immer mehr hin. Ende des 17. unt Anfang des 18. Jahr 
hunderts wurde die Aufnahme in das Bürgerrecht der regierenden Städte gefchlof- 
fen, in Bern, Freiburg, Solothurn und Luzern ftellten fi innerhalb des Kreifes 
der Bürgerfchaft die Patriciate feft. In den gemeinen Herrfchaften waren es vor: 
zugsweife die Landvögte aus ven demokratifchen Ländern, melde ſich Willfürlichfeiten 
und Bedrückungen aller Art erlaubten; fie kauften ihre Stellen in viefer oder jemer 
Weife von den Yandsgemeinden jener Orte und hielten fich dafür an den Unter 
tbanen ſchadlos. Kaum war die politifhe Noth des Bauernkrieges vorüber, welde 
katholifche und evangelifhe Regierungen zu gemeinfamen Maßnahmen wider bie 
aufgeftandenen Unterthanen vereinigt hatte, fo trat die alte Entzweiung der Kon: 
feffionen wieder in den Vordergrund. Ueber den „freien Zug“, d. h. über bie 
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Frage, ob Angehörige eines Ortes zu einer andern Religion übertreten und frei 
wegziehen können oder nicht, fam e8 1656 wieder zum Krieg. Er bradite den Re— 
formirten nit den gehofften Erfolg, durch den Verfuft des Treffens bei Bilmergen. 
In dem bald folgenden dritten Landfrieden von 1656 mußten fie daher auf 
die Anerkennung dieſes Grundſatzes verzichten. Innerlich zerriffen, ergab fi bie 
Eidsgenofienfhaft um fo leichter dem Einfluffe, welchen in ver 2. Hälfte des 17. Jahre 
hunderts Ludwig XIV. an der Spitze Franfreichs über einen großen Theil Eu- 
ropas ausübte. Durch ven Bertrag von 1663 wurden die frühern Bünde mit ben 
„fürgeliebten großen Freunden, Eid» und Bunbesverwandten des alten Bundes 
oberbeutfcher Lande” erneuert und in mehreren Beziehungen ausgedehnt. Bald aber 
-follten die Eidsgenoffen ihre Willfährigkeit bereuen. Lubwig XIV. bemächtigte ſich 
1668 ber an ihren Grenzen gelegenen, Spanien angehörenden Freigraffchaft Bur- 
gund, der Franche-Comt£, ließ 1679 an den Thoren der Stadt Bafel den Bau 
der Feſtung Hüningen beginnen, riß 1681 die Reichsſtadt Straßburg an fid und 
hielt eine Reihe Beftimmungen des Bundes von 1663 nicht. Zwar wurden ba= 
durd 1668 die Eidsgenoffen zur bleibenden bundesrechtlichen Drganifation des 
eidsgenöſſiſchen Heerwefens, zu dem „Eidsgenöſſiſchen Defenfionate” gebracht. Alle 
Orte und die gemeinen Herrfchaften Hatten fi) mit ihrer Mannfhaft im 1., 2. 
und 3. Auszug bereit zu halten, um einer an fie ergehenden Mahnung fofort 
Folge leiften zu können. Jeder Auszug beftand aus 13,400 M. nebft einer Anzahl 
Geſchützen. Ferner trug Bern fehr dazu bei, daß nad dem Erlöfchen des fürft- 
lihen Haufes Longueville zu Neuenburg die Stände des Fürftenthums den König 
von Preußen zum Fürſten wählten, nicht ven franzöfifhen Prinzen Conti, ber 
Neuenburg in gänzlice Abhängigkeit von Frankreich gebracht hätte, Obgleich vie 
Eidégenoſſen durch die Kämpfe der fie umgebenden Großmächte vielfach bedroht 
waren, ließen fie fih tod nicht abhalten, über einem Konflifte zwifchen den Be- 
wohnern des Toggenburg und ihrem Lanbesherrn, dem Abte von St. Gallen, 
welcher allmälig eine konfeffionelle Färbung annahm, 1712 neuerdings die Waf— 
fen gegen einander zu ergreifen. Diefes Mal blieb, vorzugsweife durch die zweite 
Schlacht bei Vilmergen, in welcher die Truppen ber 5 fatholifhen Drte ben 
Dernern gänzlich unterlagen, der Sieg den reformirten Stäbtefantonen. In dem 
vierten Landfrieden 1712 fahen fih jene gezwungen, ven Ständen Zürid) 
und Bern die Graffhaft Baden, die Stabt Rapperswyl und einen Theil ter 
Freien Aemter ganz zu überlaffen, Bern in bie Mitregierung anderer aufzu— 
nehmen und in dieſen die Parität ver Stände aud in politiihen Sachen anzu= 
erfennen. . 

Bon ta an traten die Fonfeffionellen Fragen in der Eidsgenoffenfchaft wie 
anderswo während des 18. Jahrhunderts mehr und mehr in den Hintergrund, 
Immerhin hatten die Religionstriege, als beren Refultat vie Barität der Kon» 
feffionen in ver Eidsgenoffenfhaft blieb, ihr weniger Opfer gefoftet als 
den Nadıbarläntern. Zunächſt jedoch benutzte Ludwig XIV. den Groll der Beſieg— 
ten, um bie fatholifchen Orte zu der Bundeserneuerung von 1715 zu bringen, 
in welcher er durd eine neue Beftimmung als Bermittler bei innern Zwiftigfeiten 
anerfannt wurde und fogar das Recht erhielt ala Proteftor das Bundesrecht, nö— 
gen Falles mit Gewalt aufreht zu halten, alfo dasjenige einer bewaffneten Ein- 
miſchung. In geheimen Urtifeln wurde ausgefprocdhen, daß der Bund vorzugsweife 
bie Herftellung des Katholieismus, d. h. die Aufhebung ver den katholiſchen Or⸗ 
ten ungünftigen Beringungen bes letten Landfrievens zum Zwede habe. Glüd: 
licher Weife für die Eidsgenoſſenſchaft hinderten nach dem bald folgenden Tode 
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Ludwigs XIV. theils Schwäche, theils eine weniger konfeffionelle Politit Frankreich, 
diefe Richtung zu verfolgen. Erft gegen Ende des Jahrhunderts gingen 1777 
ſämmtliche Orte mit Ludwig XVI. einen neuen Bund, ein Defenſivbündniß auf 
50 Jahre ein, das fi ohne Wiederholung fo gefährvenver Beftimmungen an das 
frühere von 1663 fchloß. Während eines bedeutenden Theiles des 18, Jahrhun- 
derts genoß die Eidsgenoffenihaft einer Ruhe, welde fie in ben vorhergehenden 
Zeiten nicht gekannt hatte, Durch tiefelbe begünftigt, unter Regierungen, bie zwar 
fehr ängftlih über ihre Autorität wachten, daneben aber meiftentheild gute Haus- 
halter waren, hoben fi im ganzen Lande Induftrie und Aderbau ꝛc., entwidelte 
fi in den Städten geiftiges und milfenfhaftlihes Leben. Nur die Stabt Genf 
war währen eines großen Theiles des 18. Jahrhunderts von innern Kämpfen 
zwifchen den verſchiedenen Klaffen der Bevölkerung zerriffen, die im Kleinen ein 
Borfpiel zu den großen Bewegungen bildeten, bie Ende besfelben in: Frankreich 
ausbrachen. 

Die Ideen, aus melden bie erfte franzöfifche Revolution hervorging, hatten 
bald in einem Theile der ſchweizeriſchen Bevölkerung ein Echo. Einzelne Aufftände 
fanden im Unterwallis und in Züri ftatt. Sie wurden mit Härte unterbrüdt 
und bie in ihnen enthaltenen Mahnungen, beffere Verhältniſſe zwiſchen Regierun— 
gen und Regierten herzuftellen, unbeachtet gelaffen. Daneben aber wagte e8 vie 
Eidsgenoſſenſchaft doch nicht, entfchloffen gegen das revolutionäre Frankreich aufzu— 
treten, das fie immer mehr bevrängte. Schon 1793 hatte es ſich das fürſtbiſchöflich 
bafelfhe Pruntrut, 1797 die graubünbnerifhen Landſchaften Beltlin, Cleven und 
Worms der ciralpintfhen Republit einverleibt. In den erften Monaten des Jahres . 
1798 braden beinahe in allen Theilen der Schweiz Bewegungen aus; zu fpät 
cedirten jett bie Regierenden in Schmwäde, was fie früher aus freien Gtüden 
hätten geben follen. Bon einer Anzahl Schweizer gerufen, rüdten die Franzofen 
im Anfange des Jahres 1798 in das Waadtland ein; zögernd und zu fpät nahm 
Bern den Kampf auf; es unterlag nad tapferm Wiverftande bei Neuenegg, Frau- 
brunnen und im Grauholze; bald nachher mußten auch die Landleute ver Urfan- 
tone troß ihres bei Rothenthurm und am Morgarten bewährten Heldenmuthes 
fi der beginnenden neuen Ordnung der Dinge unterziehen. 

3) Vom Jahre 1798 bis auf die neuefte Zeit. Der loſe auf ven 
manniafaltigften. Nechtsverhältniffen aufgebaute Staatenbund follte nun auf ein- 
mal durch eine ver franzöfifchen Direktorialverfaffung von 1795 nadhgeahmte, ver 
Geſchichte und den Zuftänden der Schweiz widerſprechende Konftitution zum Ein— 
heitsftaate werden. Die „Berfaffung der helvetifhen Republik“ 
enthielt als erften der „Hauptgrundfäge”: „Die helvetifche Republik madt einen 
unzertheilbaren Staat aus." Folgten andere: „Die Gefammtheit der Bürger ift 
der Souverän oder Oberherrfcher. Die Regierungsform, wenn fie aud jollte ver— 
ändert werben, fol allezeit eine repräfentative Demokratie fein,“ foldhe 
über Freiheitsrechte, über jede Art von Gottesvienft: „der erlaubt ift, wenn er 
bie öffentliche Ordnung nicht ftört und nicht Herrfchaft oder Vorzug verlangt", 
über Preffreiheit, über Steuern und Auflagen: „die zum allgemeinen Nugen ange 
wandt werben und mit bem Vermögen, den Einkünften und ber Einnahme ber 
Steuerbaren im Verhältniſſe ftehen follen.” Das Land wurde in 22 Kantone ge— 
theilt. Die „Geſammtheit ver Bürger" übt die Souveränetät durd die Annahme 
oder Berwerfung der Stantsverfafiung und durch Erneuerung von Wahlmännern, 
je eines auf 100 Aftivbürger, in den Primarverfammlungen aus, Die Wahlkorps 
der Kantone wählten die Deputirten für das geſetzgebende Korps, die Mitgliever 
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ober Gerichte und der Berwaltungsfammern. Die geſetzgebende Gewalt wurbe durch 
zwei Räthe ausgeübt: den Senat beftehend aus A Deputirten jedes Kantons und 
aus den gewefenen Direftoren, ven Großen Rath, welder für bie erfte Wahl aus 
8 Abgeorbneten jedes Kantons beftand, für bie Folge nach Verhältniß der Be- 
völferung zufammengefetst werben follie. Der Senat hatte die Schlüffe des Großen 
Rathes zu genehmigen ober zu verwerfen. Die vollziehende Gewalt war einem 
durch die Räthe gewählten, aus 5 Mitgliedern beftehenden Bollziehungspireftorium 
übertragen, das burd 4 von ihm ernannte Minifter regierte. Unter ihm fanden 
an der Spige der Kantone die Megierungsftatthalter, unter dieſen bie Unterftatt- 
halter in den Diftriften und bie Agenten in den Gemeinden; neben ven Gtatt- 
haltern hatten die DVerwaltungsfammern für „bie unmittelbare Vollziehung ber 
Geſetze über die Finanzen, den Handel, die Handwerke, den Aderbau u. f. w., zu 
forgen. Der Einheitöftaat, welcher durch dieſe Beftimmungen geichaffen werben 
follte, bie gegen die bisherige Stellung der Kirchen gerichteten Beſtimmungen er: 
regten von vorneherein in einem beveutenden Theile der Bevölkerung entjchiedene 
Abneigung. Die Staatsform der repräfentativen Demokratie hingegen, einige andere 
ber oben angeführten Hauptgrunbfäge, welche theils im Wefen ver Schweiz, theils 
in dem bed modernen Staates überhaupt beruhen, find durch mande Kämpfe hin- 
durch die Grundlage des neuern ſchweizeriſchen Staatsrechtes geworben. Der Wiber- 
ftand gegen bie neue Orbnung der Dinge wurde burd die Gewaltherrfchaft und 
Räuberei der Agenten und Truppen ber franzöfifchen „Mutterrepublit” gefteigert. 
Im Jahre 1799 wurde überbieß das Land zum Kriegsfhauplage für die öfter- 
reichiſchen, ruffifchen, franzöſiſchen Armeen und litt dadurch außerordentlich. Dazu 
famen noch fortwährende Parteiungen in ver helvetifhen Negierung felbft. Nicht 
volle zwei Jahre dauerte die Berfaffung von 1798. Nachdem der General Napoleon 
Bonaparte Ente 1799 vie Direftorialverfaffung geftürzt und als erfter Konful 
die Errichtung einer mit ber Geſchichte Frankreihs mehr im Zufammenhange 
ftehenden neuen Monarchie angebahnt hatte, begann in der Schweiz eine föde— 
raliftifche Bewegung, um ebenfalls im Anfchluffe an ihre bisherige Gefchichte 
und im Gegenſatze zu ber aufgebrungenen Einheit des helvetifchen Staates den 
Kantonen wieder mehr Haltung zu verſchaffen. Mehrere Berfuche, eine fchweizerifche 
Berfoffung zu bilden, wurben gemadt, allein keiner hatte dauernden Erfolg. Im 
Herbfte 1802 erhob ſich ein großer Theil der Bevölkerungen gegen vie helvetifche 
Menierung ; e8 fam zum Bürgerfriege zwifchen den Anhängern ver alten und neuen 
Ordnung der Dinge. Diefem machte das Machtwort des erften Konfuls und das 
Einrüden einer franzöflfhen Armee ein Ente. Eine Konfulta von Abgeorpneten 
wurde nach Paris berufen, weicher der erfte Konful beim Beginne ver Berathungen 
fchriftlich erflärte: „Die Natur hat Euch zum Föderativſtaate gebilvet; die Natur 
zu befiegen fucht fein vernünftiger Mann.“ 

In der Bermittlungsafte vom 13. Februar 13803 wurden daher 
wieder der Föderalismus das leitende Princip und die füberirten Einzelftanten 
bie Grundlage des Bunvesbaues. Die 13 alten Orte wurben in ihren Gebietsgrenzen 
bergeftellt mit Ausnahme Berns, von welchem Waadt und Yargan getrennt blieben. 
Die fehs neuen Kantone waren St. Gallen, Graubünden, jevody ohne die der 
italienifchen Republik einverleibten Landſchaften Beltlin, Kleven und Worms, Aargau, 
Thurgau, Teffin, die italieniichen frühern gemeinen Bogteien mit dem Livinerthal 
umfaffend, und Waadt. Genf und das bifchäflich - bafelifche Gebiet behielt Frank: 
reich; auch Wallis und Neuenburg blieben losgeriffen, jenes als eine unter franzö— 
ſiſcher Schirmhoheit ftehende Sonderrepublik, dieſes dann 1806 von Preußen an 
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Branfreic abgetreten und als franzöfifches Fürftenthum dem Marſchall Berthier 
verliehen. In den demofratifhen Ländern wurde die alte Landsgemeindeverfaffung 
mit einigen Berbefferungen wieder eingeführt‘; die übrigen Kantone wurden nad) dem 
Repräſentativſyſteme eingerichtet ; die vormals fonveränen Städte erhielten fein 
Vorrecht vor ten Yandesfreifen in der Zahl ver Repräfentanten, welche die Großen 
Näthe der Kantone bildeten, die gefetgebenve Gewalt hatten und Die Regierungen 
wählten. In ber Bundesverfaffung garantirten fid) die Kantone wechfelfeitig Ber- 
faffung, Gebiet, Freiheit und Unabhängigkeit gegen fremde Mächte fowohl als 
gegen Eingriffe anderer Kantone oder einzelner Yaktionen. Zu dieſem Zwed wurde 
die Drganifation einer Bundesmiliz von 15,203 Mann feftgeftellt. Fernere wichtige 
Beftimmungen waren: Unzuläffigfeit von Unterthanenlänvern, Aufhebung aller 
Privilegien des Wohnortes und der Geburt, fowie einzelner Berfonen und Familien, 
freie Niederlaffung ver Schweizer in allen Kantonen, freier Umlauf ver Lebens: 
mittel, des Viches und der Handeldwaaren, Unterfagung von Allianzen einzelner 
Kantone unter ſich oder mit einer fremden Macht. Sechs Kantone: Freiburg, Bern, 
Solothurn, Baſel, Züri und Luzern follten in jährlihem Wechſel Direftorial- 
fanton fein. Das Stanbeshaupt berfelben, Schultheiß oder Bürgermeifter erhielt 
ben Titel eines Landammanns ber Schweiz, hatte das Siegel der Republik, ver- 
mittelte die viplomatifchen Verhandlungen und wachte über vie öffentliche Ruhe und 
Sicherheit. Die Tagfagung beftand wieder aus den Geſandten dev Kantone, bie 
nad Inftruftionen ftimmten, Die 19 Geſaudten hatten 25 befchliegende Stimmen, 
indem 6 Kantone mit mehr ald 100,000 Seelen Bevölkerung je 2 Stimmen er- 
hielten. Der Tagſatzung allein ftand e8 zu, mit 3/, der Stimmen Krieg zu er- 
Hören, Frieden zu ſchließen und Allianzen einzugehen, ferner andere Verträge zu 
ſchließen. Sie verfügte über die Truppenfontingente der Kantone und traf alle 
nötbigen Mafregeln für die Sicherheit und Ruhe der Schweiz nad innen und 
nad außen. Der Tagfakung und dem Landammann ver Schweiz war eine ftänbige 
eidgenöffifche Kanzlei, beftehend aus einem Kanzler und einem Staatsfchreiber bei- 
gegeben, welche dem Direktorialfanton folgte. Diefe Berfaffung entſprach als ſolche 
in der That den Bebürfniffen der Schweiz beinahe in allen Beziehungen und zeugte 
von der großen ftaatsmännifchen Einſicht des erften Konfuls. Seine Vermittlung 
litt aber an einem Gebrechen, das 11 Jahre fpäter den Sturz derfelben nach fid) 
zog. Er trat ausfchließlih als Mebiator auf und „ftatuirte” fie ohne Betheiligung 
ber übrigen enropäifhen Großmächte, fo daß fie als ein ausfchlieglich franzöſiſches 
Wert erfhien. Auch nachher hielt er feine Schirmhoheit über vie Schweiz felt. 
Sie mußte fofort eine Defenfivallianz und eine Militärkapitulation für 16,000 
Dann mit Franfreih eingehen. Später mußte fie fih dem Kontinentalfyfteme ans 
fchließen. Im Jahre 1810 verfügte er den Anfchluß des Wallis an Franfreih als 
Departement tes Simplon; bald nachher ließ er den Kanton Teſſin durch franzö— 
fiihe Truppen und Zollbeamte befegen. Immerhin genoß die Schweiz durch bie 
Meriationsverfoffung im Innern einer Ruhe und Freiheit, welche fie der großen 
Mehrheit des Volkes theuer machte. 

Napoleon hatte das Schidjal der Schweiz fo fehr an fein eigenes gefeitet, 
daß fein Sturz nicht ohne Nüdwirfung auf fie Bleiben konnte. Als Ende bes 
Sahres 1813 ein Theil der Heere des gegen ihn verbünteten Europa's fich ber 
nördlichen Schweizergrenze näherte, erflärten die Mächte, fie fünnen eine Neu- 
tralität nicht zulaffen, bie unter den gegenwärtigen Berhältniffen nur dem Namen 
nad) beftehe; fie werden die Neutralität der Schmeiz von tem Tage an anerfennen, 
wo bie Schweiz frei und unabhängig fein werte, Die [hweizerifhen Milizen 
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mußten fih vor ihren gewaltigen Armeen zurüdziehen; dieſe rüdten durch bie 
Schweiz in Frankreich ein. Die Geſandten Ruflands und Defterreihs erklärten, 
die beftimmte Abficht der verbündeten Mächte. gehe dahin, daß die VBermittlungs- 
afte als ein Werk fremder Willkühr und Gewalt aufgehoben werdg fie empfahlen 
die beförberliche Herftellung eines neuen Bundesvereines. So brady in Folge ver 
Stöße von außen die Mevdiationsverfaffung zufammen. Ueber diejenige, welche fie 
erfegen wollte, trat unter den Schweizern felbft ein heftiger Hader ein. Bon Frei- 
burg, Solothurn und insbejondere von Bern, in weldem eine eifrige patricifche 
Neaftionspartei die Oberhand erhalten hatte, wurde ‚die Derftellung des Rechts— 
zuftandes vor 1798 angeftrebt. Diefen legitimiftifhen Tendenzen trat ver alte 
Borort Züri, fid) der neuen Entwidlung des eidsgenöſſiſchen Bundeslebens ent- 
ſchieden annehmend, entgegen, Die Mächte unterftügten ihn, indem fie erklärten, 
fie werden nur die Verfammlung aller 19 Kantone als vie rehtmäßige Reprä- 
jentation der Schweiz anerkennen. Aus den Berathungen der in Zürich verſam— 
melten Tagſatzung ging der Bundesvertrag von 1815 hervor; fein Inhalt, ein 
Kompromiß der ſich entgegenftehenden Parteien, war das freie Erzeugniß der 
Schweizer felbft. Schon vorher hatte der Wienerfongreß, um die Territorialftreitige 
feiten der Kantone zu fchlichten, am 20. März 1815 eine eventuelle, fpäterhin 
beftätigte Erklärung erlaffen, durch welche der unverlegte Beftand ber 19 Kantone 
anerkannt wurde. Wallis, das Gebiet von Genf und das Fürſtenthum Neuchatel 
famen als drei neue Kantone an die Schweiz. Das vormals zum Kanton Waadt 
gehörige Dappenthal wurde demſelben zurüdgegeben. Das Bistum Bafel fiel an 
die Kantone Bern und Bajel, zum größern Theile an ven erftern, der aud bie 
Stadt Biel erhielt. Neuenburg, von welhem das Eöniglich-preußifche Haus wieder 
als fürſtlich neuenburgiſches Befit ergriffen hatte, wurde ald Kanton unter der 
ausprüdlihen Bedingung aufgenommen, daß die Erfüllung aller Verpflichtungen 
als Glied der Eidsgenoffenfhaft ausfchlieglich die in Neuenburg reſidirende Regie- 
rung betreffen werde, ohne daß dafür eine weitere Genehmigung erforberlid, fei. 
Am 26. März 1815 trat der König von Sardinien zu Gunſten des Kantons 
Genf, um ihn zu arrondiren, einige Öebietstheile ab, wogegen die Provinzen 
Chablais, Faucigny und das nörblid von Ugine gelegene Gebiet in der von allen 
Mächten garantirten ſchweizeriſchen Neutralität begriffen fein follten, d. h. daß, 
fo oft die Nachbarmächte ver Schweiz fih in dem Zuſtand begonnener oder ernft- 
ih drohender Feindfeligfeiten befinden werben, die in diefen Provinzen ftehenden 
Truppen des Königs von Sarbinien ſich zurüdziehen und wenn nöthig zu 
diefem Zwede die Straße des Wallis einfchlagen können, daß die bewaffneten 
Truppen feiner Macht fi in den obigen Provinzen weder aufhalten, noch fie 
durchziehen follen mit Ausnahme derjenigen, welche die ſchweizeriſche Eidsgenoffen- 
haft für gut finden würde in ihnen aufzuftellen. Diefe Beftimmungen wurden 
ebenfalls in die Wiener Kongrefafte aufgenommen. Im zweiten Pariferfrieven, vom 
20. November 1815, wurde überdies der Schweiz von Franfreih ein Theil der 
Landſchaft Ger längs des Oenferfees abgetreten, um zwifchen Genf und Waadt 
eine birefte Verbindung herzuftellen. Unter vem gleihen Datum gewährten vie 
Mächte ver Schweiz eine „förmliche und rehtsfräftige Anerfen- 
nungderimmerwährenden Neutralität,” fie anerkannten, „daß 
die Neutralität und Unverlegbarfeit der Schweiz, fowie ihre Unabhängigkeit von 
jedem fremden Einfluß dem wahren Interefie aller europäifhen Staaten entfpredye.” 
In diefer für den Territorialbeftand und die Unabhängigkeit der Schweiz gegen- 
Über dem Auslande im Ganzen fehr günftigen Weife fam ver neue Bunde$ 
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vertrag vom 7. Auguſt 1815 zu Stande. Ein Vergleich der wichtigften 
Deftimmungen besfelben mit denjenigen ver Mebiationsalte zeigt den Rüchſchritt zu 
ber frühern allzu ausgebehnten Kantonalfouveränität: Die XXII „fouveränen" Kan- 
tone „vereinigen‘ fich burch den Bund zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängigkeit 
und Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte und zur Handhabung der Ruhe und 
Ordnung im Innern ; fie gewährleiften ſich gegenfeitig ihre Verfaſſung und ihr Gebiet. 
Zu diefem Zwede wird das Truppenkontingent der Kantone im Verhältnig von 2 Mann 
auf 100 Seelen feftgeftellt. Unter den einzelnen Kantonen follen feine dem allge: 
meinen Bunde oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige Verbindungen gefchloffen 
werben ; der Genuß der politifchen Rechte kann nie das „ausſchließliche“ Brivi- 
legium einer Klaffe von Kantonsbürgern fein. Die Tagfatung befteht aus ven 
nad) Inftruftionen ftimmenden Gefandten ver XXII Kantone, jeder Kanton hat eine 
Stimme. Die Tagfagung erklärt mit 3/, der Stimmen Krieg und fchließt Frieden 
und errichtet Bündniſſe mit auswärtigen Staaten; in allen übrigen Beziehungen 
entſcheidet die abfolute Mehrheit. Sie trifft alle erforberlihen Maßregeln fir die 
äußere und innere Sicherheit der Eidsgenoſſenſchaft, beftimmt die Organifation ber 
Kontingentstruppen und ordnet im Einverftänpniffe mit den Kantonsregierungen 
bie Auffiht über die Bildung und Ausräftung des Milttärkontingents an. Die 
Leitung ber Bunvesangelegenheiten, wenn fie nicht verfammelt ift, wirb einem 
Bororte mit den bis zum Jahre 1798 ausgeübten Befugniffen übertragen. Der 
Borort wechſelt unter den Kantonen Zürih, Bern und Luzern je zu zwei Jahren 
um; bemfelben ift die eidsgenöſſiſche Kanzlei beigeorbnet. Für Lebensmittel, Landes 
erzengniffe und Kaufmannswaaren ift der freie Kauf und für dieſe Gegenftände, 
fowie aub für das Vieh die ungehinderte Aus- und Durdfuhr von einem Kanton 
zum andern geftattet. Der Fortbeſtand der Mlöfter und Kapitel und bie Sicherheit 
ihres Eigentyums, ſoweit e8 von den Kantonsregierungen abhängt, find gewähr— 
leiftet. — Noch ftärker geftaltete die Reftauration die Kantonalverfaffungen 
um. In den alten Städtekantonen erhielten bie vormals fouveränen Städte in 
den Großen Räthen, damit auch in ben Regierungen und in allen Stellen das 
entſcheidende Uebergewicht. Auch in den neuen Kantonen traten Modifikationen ein, 
durch melde fie fich den alten annäherten. Das Fürftenthum Neuenburg mit einem 
Gouverneur, Staatsrath, Yandftänden und Municipalräthen wies eine eigenthüm— 
lihe Verbindung monarchiſcher, ariftofratifher und demokratiſcher Elemente auf. 
Die Berfaffung der demokratiſchen Länder blieb ſich im Ganzen gleich. Doch wurde 
in Schwyz, wo nad ben alten Beftimmungen der Mebintiousverfaffung die Bürger 
der äußern Bezirfe mit den alten freien Landleuten bes innern Landes gleihbe- 
rehtigt waren, der Landrath fo getheilt, daß ber Bezirf Schwyz die Hälfte der 
Mitglieder, die übrigen 6 Bezirke die andere Hälfte erhielten. Im Wallis bes 
bauptete die beutfche, vormals herrfhende in 8 Zehnten getheilte Bevölkerung des 
Oberwallis das Uebergewicht Über die welſche des in 5 Zehnten getheilten Unter- 
wallis. 

Die Zeit von 1815 bis 1848, während welder der Bundesvertrag beftand, 
zerfiel in zwei verfchiedene Perioden, deren erftere ſich bis 1830, veren letztere 
fi bis 1848 erftredte. Jene war eine Zeit ver Ruhe, die bis zur Trägheit aus— 
artete, dieſe eine Zeit großer Aufgeregtheit voll Erſchütterungen und Revolutionen. 
In jener gefhah nur Weniges für Ausbildung der Bundesverfaffung und Bunbes- 
gefeßgebung; das Bedeutendſte waren die Anfänge einer erhöhten Sorge für bad 
eidsgenöſſiſche Kriegsweſen; ähnlich verhielten ſich im Ganzen die Kantone. Während 
diefer Zeit ftantliher Ruhe entwidelten und verbreiteten ſich aber bedeutender noch, 
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als gegen Ende des 18. Jahrhunderts Induftrie, Wohlftand und moderne Bildung 
bei einem beträchtlichen Theile der Bevölkerung. 

Ueberall erhoben ſich die Mittellaffen zu einem Gefühl der Selbftänbigfeit, 
das durch ven herkömmlichen Vorzug regierender Familien leicht verlegt wurbe, und 
indem fie fi aus den Hauptftäbten und Hauptorten in die Nebenftädte und Neben- 
orte und in die größern Gemeinden des Landes ausbreiteten, erfchien auch ver 
Borzug ber erftern nicht mehr hinreichend gerechtfertigt. Die fociale Umgeftaltung 
bereitete fo eine Aenderung der Verfaſſungen vor. 

In der Periode von 1830 bis 1848 wurde diefe Berfaffungsänderung voll- 
zogen. Borerft in den Kantonen, ſpäter in dem Bunde, aber nad) venfelben Staats- 
grundjägen und in derjelben politifhen Richtung. Das moderne Princip der reprä- 
jentativen Demokratie, defjen Einführung zuerft in der helvetifchen Revo- 
Iution von 1798 verfuht wurde, fam nun immer mehr zur Anerkennung. Den 
erften und ftärfften Anſtoß gab die franzöfifche Iulirevolution von 1830. Wie 
in Frankreich, jo hatte ſich aud in den Schweizerfantonen die Reftauration unfähig 
erwiejen, fie entfprad) weder den Bedürfniſſen des Bolfes nody den Ideen ber neuen 
Zeit. Da fie jene nicht befriedigte und dieje eher befämpfte als verwirklichte, fo 
gerieth fie in allgemeine Mißachtung und ftürzte bei dem erften heftigeren Angriff 
ohnmächtig zufammen. In einer großen Zahl von Kantonen wurden die Berfaffungen 
umgebildet, bald mehr bald weniger frievlid oder gewaltfam. Die Geſchichte der 
einzelnen Reformen und Revolutionen haben nicht blos ein großes Interefje für 
die Bewohner viefer Republiken, fondern aud ein Intereffe für den veutjchen 
Politifer, der bier zwar im Kleinen, aber in merkwürdig Harren Erſcheinungen 
die politiihe Bewegung der heutigen Völker, die Kämpfe ver Parteien, die Erfolge 
oder Niederlagen ber Regierungen ftudieren kann, Aber für die Aufgabe des Staats- 
wörterbuches muß es genügen, einige gemeinfame Grundzüge biefer Umgeftaltungen 
hervorzuheben. 

Ueberall richtete fi) der Kampf gegen die halbe Reftauration der alten arifto- 
kratiſchen Elemente; gegen das Patriciat, wo e8 noch, wenn auch nur thatfächlic 
in dem vorzugsweifen, nicht mehr ausfchließlihen Befig der Gewalt war, gegen 
bie Vorrechte der Stäbtebürger vor den Landleuten, gegen die Erhebung ber alten 
Landleute über die neuen Landleute. Es war ein Kampf der modernen Gefammt-« 
bürgerfhaft gegen die Träger der gefchihtlichen Autoritäten. Meiftens ftanden an 
der Spite dieſes Kampfes vie Häupter und Führer der nächftfolgenden Schichte der 
Geſellſchaft, welche ihrer fteigenden Ueberlegenheit über den engeren und abgejchlof- 
fenen Kreis der bisherigen oberften Klaffe zuerft bewußt ward. Burgdorf erhob fi) 
gegen Bern, Winterthur gegen Züri, Lieftal gegen Bafel, Olten gegen Solo» 
thurn u. ſ. f., aber auch in den Ländern Einfieveln und Lachen gegen Schwyz, 
Menzingen und Baar gegen Zug, Herisau gegen Trogen. Die Idee der republi— 
kaniſchen Rechtsgleichheit wurbe auf die Fahne der Partei gefchrieben. Ihr hatten 
die Bertreter des ariftofratiihen Vorzugs feine andere entgegen zu fegen, als bie 
eines alternden hiſtoriſchen Rechts, welches von Tage zu Tage ſchwächer murbe, 
Mit diefer demokratifhen Tendenz, welde dem politifhen Charakter ver ganzen 
Weltperiode entſprach, verbanden fi) die Kulturbeftrebungen ver nenern Zeit. In 
den alten Negierungen waren mehr die Routine und eine gewiffe traditionelle Ge— 
ſchäftskunde, als wifjenfchaftliche Kenntniffe und Einſicht repräfentirt. Viele Mit- 
glieder, fogar der oberften Regierungs- und Gerichtsbehörden, hatten fich in fremden 
Kriegspienften oder auf dem. Bureau des Kaufmanns oder etwa nocd auf irgend 
einer Amtakanzlei, verhältnigmäßig wenige durch Stubien auf Univerfitäten zu ihrem 
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öffentlichen Berufe vorbereitet. Nun aber hatten mande jüngere Männer ange: 
fangen, einen wiffenfchaftlichen Studiengang einzufhlagen und mit den alten 
Marimen geriethen die „neuen Theorien" in Kampf. Auch in den weitern Kreifen 
ver Bürger und Landleute regte fi das Verlangen nad beffern Schulen und nad 
erhöhter und allgemeiner Bildung. Dazu famen die modernen Staatsideen, bie 
weit verbreiteten Anfihten über die nothwendige Trennung der Gewalten, eine 
gleihmäßigere Vertretung, die Mitwirfung der Bürger bei den öffentlid;en Ge— 
ſchäften, die unverjährbaren Grundrechte der Freiheit u. f. f. Diefer Verbindung 
einer demokratiſchen Grundanſicht mit höhern Kulturintereſſen entſprach die reprä- 
ſentative Demokratie als die für die ſchweizeriſchen Republiken natürlichſte und die 
zeitgemäße Verfaſſungsform am beſten. Sie wurde daher in allen Städtekantonen 
und ebenfo in manchen vormaligen reinen Demofratien wenigftens annähernd ein- 
und burdhgeführt. 

Gleich zu Anfang diefer Bewegung zeigte fih’E, daß der Bund außer Stande 
fei, die kantonale Umgeftaltung zu hindern oder zu leiten. Die Tagfagung ſprach 
ſich am 17. Dec, 1830 einftimmig für das Princip der Nichtintervention aus, 
und verzichtete fo auf jede beveutende Einwirkung. Freilich führten die innern 
Parteifämpfe in einzelnen Kantonen doch im Berfolg zu einzelnen Interventionen, 
aber viefelben fielen nun eher noch zu Gunften der Umgeftaltung aus, indem tie 
mädhtigeren Kantone, die in ſich felber dieſe vollzogen hatten, verwandte Beftrebungen 
aud in andern Kantonen ſchützten. Die Partei des reftaurirten Rechtszuſtandes von 
1815 ſchloß fi zwar in dem fogenannten Sarnerbund ebenfalls enger zujammen, 
aber fie war ſelber aus ben ganz heterogenen Elementen, den Demofratien ber 
innern Schweiz, der Stadt Bafel und dem Fürſtenthum Neuenburg zufammen- 
gejegt und fogar zur Vertheidigung ſchwach, zum Angriff ganz unfähig: fie ver 
mochten es nicht zu hindern, daß die Landfchaft Bafel fih von der Stadt Bafel 
trennte und der alte Städtefanton Bafel in zwei Kantone zerfiel, und unterlag in 
dem ungleichen Kampfe mit der liberalen Stänvemehrheit vollftändig. Auch Neuen: 
burg wurde genöthigt, fih als bloßen „Kanton” der Schweiz zu verhalten, Aber 
bie damaligen Verſuche einer Bundesreform im Sinne der Bewegung mißglüdten 
ebenfalls; ver kantonale Particularismus war nod nicht zu bewältigen. 

Inzwifchen bildeten ſich die Parteigegenfäge allmählig fchroffer heraus in 
Folge der innern Kämpfe und der Widerſprüche zwifchen den reformirten Kantons- 
verfaffungen und der ncch nicht reformirten Bundesverfaffung. Innerhalb der Be— 
wegungsparteien machten fid die radikalen Elemente mehr geltend und unter ben 
Parteien der Erhaltung verfudte man es nun, durch Hinweifung auf religiöfe 
Autoritäten ven Mangel an politiihen Ideen zu erfegen. Der liberal = radikalen 
Partei, die hauptfählih von Bern aus geführt wurde, aber in der äußern Schweiz 
überall zahlreichen Anhang und aud manche talentvolle Führer hatte, trat all- 
mählig eine Fatholifh-ultramontane Partei entgegen, deren Leitung Luzern über: 
nahm und die vorzüglih in den Walpftätten eine Stüge fand. Man verfuchte es, 
von Zürich her, eine liberal-konfervative Mittelpartei zu bilden, welde zugleid 
gegen den Radifalismus und gegen ben Ultramontanisnus fid) wende und diefelbe 
gewann almählig in manchen Kantonen ein wachjendes Anjehen. Aber nun wurden 
die Volksleidenſchaften durch die Kämpfe Über vie aarganifhe Klofteraufhebung, 
mehr noch durch die Iefuitenberufung Luzerns und die Freifhaarenzüge heftiger 
aufgeregt, und in Folge deffen verlor jene Mittelpartei, bevor fie ftarf genug war, 
die Leitung zu übernehmen und ihre Gefinnung durch Thaten zu bewähren, den 
Einfluß; es kam zu neuen Stegen des Radikalismus in den Kantonen Zürich, 
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Ct. allen, Waadt und Genf. Der katholifhe Sonverbund der fieben Fatholifchen 
Stände von 1846 wurde von ter Tagfagung als unverträglid mit dem Bunbes- 
recht erfiärt und in einem wenig blutigen Feldzug von der großen Mehrheit ver 
äußern Schweiz raſch überwältigt (1847). 

Nun war die Bundesreform vollftändig gereift. Die Kantonalfouveränetät, 
für welde der Sonderbund gefämpft hatte, war nun ihrer Ohnmacht gegenüber 
den liberalen und reformatorifhen Tendenzen der neuen Zeit überführt worden, 
Die liberal-ratifale Partei hatte gefiegt und fonnte nun in ihrem Sinne die Um— 
geftaltung ver Bundesverfafjung vollziehen. Da zeigte fi aber zugleich, daß bie 
principielen Kämpfe der Liberal-Konjervativen doch nicht ohne Wirkung auf den 
Geiſt auch der Sieger geweſen war. Die Umgeftaltung der Bundesverfafjung wurde 
nicht im Geifte der helvetijchen Revolution, ſondern in dem fortgefchrittenen Geifte 
der ſchweizeriſchen Reform mit Mäßigung und Billigfeit vollzogen. Glücklicher 
Weiſe nöthigten die Erfütterungen Europa’s im Jahre 1848 die Nahbarmädte, 
ihre ganze Aufmerkſamkeit auf die eigene Umgeftaltung zu richten nnd ſich jeder 
Einmiihung in die ſchweizeriſche Bundesreform zu enthalten. So fam das neue 
Werk, die Bundesverfafjung vom 12. Sept. 1848, in ten Berathungen ver Tag- 
fagung zu Stande und wurde nun nad dem neuen Staatöprincip, daß die Mehr- 
heit der Kantone verbunden mit der Mehrheit der Schweizerbürger berechtigt fei, 
bie rehtsverbindlihe Annahme auszufprehen, der Abftimmung ſowohl ver Kantone 
als ver Gefammtbürgerfhaft ver Echweiz vorgelegt und angenommen. 

Das gemeinfame Leben der Schweiz hat feither große Fortſchritte gemacht. 
Als europäifher Staat hat die Schweiz an Anſehen und Achtung gewonnen, ihre 
Finanzen find wohlgeorbnet, ihr Kredit ift groß, ihre Kriegstüchtigkeit ift mehr 
als zuvor ausgebildet, viele Eifenbahnen und Bergftraßen find dem BVerfehre neu 
eröffnet worden, für die wiffenfhaftlihe Kultur ift insbefondere durch die Gründung 
bes eidsgendffishen Polytehnitums erhebliches geſchehen; ver Geift einer durch das 
Recht bedingten und gehaltenen Volksfreiheit hat ſich durch alle Kantone und über 
alle Städte und Landſchaften verbreitet. Die politiihe Bildung hat ſich jehr ge— 
hoben; die Revolutionen in den Kantonen baben aufgehört und die Sonderbünde 
jever Art find verfhwunden. Die Schweiz darf mit Befriedigung auf die neuefte 
Periode ihrer Geſchichte zurüdbliden; ihre Natur und ihre Verfaffung paſſen zu 
einander und die Mängel ihres öffentlichen Lebens laffen fih durch Anftrenguug 
und insbeſondere durd erhöhte Geiftesfultur heben, ohne jene zu verlegen und 
diefe zu ändern. 9.8 

II. Deffentliches Necht. 

A. Grundcharakter ver f[hweizerifhen Verfaffung. 

1) Die Schweiz als Bundesftaat. Bis zum Jahre 1798 war bie alte 
Schweiz ein Staatenbunp, d.h. ein Verband fouveräner Staaten (Ariftofratien, 
Herrſchaft des Patriciats, in den einen, der Stabtbürgerihaft in den andern Städte 
fantonen. Demotratien in den Ländern und einige zugewandte geiftliche und weltliche 
Fürftenthümer) ohne eine ftaatlihe Gefaumtorganifation. In Folge der helvetifchen 
Revolution ging fie in die Form des Einheitsftaates über mit repräfentativ- 
demokratiſcher Berfaffung. Die Mediation war wieder zu der Form des Stanıen - 


*) Anm. d. Red. Die Krankheit des Berfaffers nöthigte die Redaktion, diefen erften Ab: 
fhnitt des Artiteld zu ergängen, ven zweiten Abjchnitt, Berfaffung, neu zu bearbeiten und den 
dritten, Statiftit, auf den Anhang zu verfchieben. 
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bundes zurädgefehrt, aber mit verftärkter Gentralgewalt, die Reftauration hatt« 
ſich noch mehr den früheren Zuftänden vor 1798 angenähert und die Gentralgee 
walt wieder geſchwächt, aber fie hatte doch noch hen neuen Kantonen Rechtögleid: 
heit mit den alten und Selbſtändigkeit gewährt, und die Gegenfäge zwiſchen einer 
bevorzugten herrſchenden und einer unterthänigen Bevölkerung gemindert. Erft bie 
Verfaſſung von 1848 hat vie Schweiz, nad dem Vorbild der nordamerikaniſchen 
Berfafjung, zu einem repräfentativ-demofratifhen Bundes: 
ftaate ausgebildet, 

Demgemäß giebt es in der Schweiz eine zwiefade Geſtallung des Volks 
und ein boppeltes Staatshbürgerredt: einmal ver Kantone, ſodann 
des Bundes. Jever Schweizer ift Bürger eines Kantons und Schweizerbürger 
und es giebt einerfeits ein Zürcher-, Berner», Luzernervolt uff. 
andrerfeits ein Schweizervolf. Die Kantone find als wirflide Staaten 
organifirt, fie haben ihre eigene und durchaus felbftändige Gefeggebung, Regierung, 
Berwaltung, Gerichtsbarkeit u. f. f., und ber Bund ift ebenfo ein wirklicher 
Staat, indem er ihm eigene Organe hat für die Bunvesgefeggebung, die Bun- 
besregterung, das Bundesgericht u. ſ. f. Sowohl die Kantone find fouverän, d. h. 
fie befigen eine unabhängige, jelbftändige und einheitlihe Staatshoheit, als ber 
Bund ift fonverän; und keineswegs find die Kantone bloße Unterabtheilungen bes 
Sefammtftaates, auch nicht Bafallen der Bundesgewalt. 

Diefe Doppelfouveränetät auf vemfelben Gebiete und gegenüber 
venfelben Perfonen wird dadurch ermöglicht, daß der Bereich der Bundesangelegen- 
heiten, über welche das Schweizervolf fei e8 unmittelbar, fei e8 durch feine Ver— 
treter, entjcheidet, unterfchieden wird von dem Bereich des Kantonallebens, in wel- 
dem das Volk des betreffenden Kantons ebenfo felbftändig waltet. Wie in allen 
zufammengefegten Staaten, fo ift daher die Ausſcheidung der beiberfeitigen Ko m- 
petenzen von größter Bebeutung und unerläßlih für eine geredhte Entjchei- 
dung allfälliger Konflikte zu forgen zwifchen der Bunveshoheit und der Staats 
boheit der Kantone. Die fchweizerifhe Bundesverfaffung ift in der Beftimmung 
des Princips ber Ausfheidung der Kantonalfouveränetät günftig, aber fie forgt 
binwieder in der Handhabung bes Konfliltsverfahrens dafür, daß die Bundesſou— 
veränetät nicht durch die Kantonalfouveränetät gelodert oder gar aufgezehrt werde, 
In der erften Hinfiht nämlich ſpricht die Verfaſſung (Art. 9) den Satz aus, 
„daß die Kantone fouverän feien, ſoweit ihre Souveränetät nicht durch die Bun- 
desverfaſſung beſchränkt ift." Es erſcheint alfo die Kantonaljouveränetät als felbft- 
verftändliche Negel, die Bunbesfouveränetät dagegen als eine durch ausdrückliche 
Beftimmung der Bundesverfafjung begründete Beſchränkung biefer Regel. Die 
Kantonalfouveränetät bedarf zunächft Feiner anvern als der ftaatlihen Begründung 
überhaupt, um als berechtigt zu erfcheinen; um die Bunvesfouveränetät zu recht- 
fertigen, muß man fih auf einen Artikel der Bundesverfaffung berufen können. 
Über wenn der Bund und ein Kanton fi fireiten über die Kompetenz, dann darf 
es natürlich nicht zum Kriege zwifchen ihnen fommen, wie zwijchen zwei getrenn- 
ten Staaten, fonbern es forgt die Bundesverfaffung für friedliche Erledigung 
des Streite® und zwar in der Weife, daß fie den vereinigten Räthen 
der Bundesverfammlung, in welden die fänmtlichen Kantone und das Schweizer 
volf ihre Vertretung erkennen, den Entſcheid anheimgiebt (Art. 80), fomit in biefer 
Hinfiht der vollen Bundesautorität das Uebergewicht verſchafft. 

2) Die Shweiz als europäifder Staat; ihre Neutra— 
lität. War die alte ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft nur almählig aus dem 
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dentfchen Meich, deſſen Glied fie noch im 15. Jahrhundert war, zu einem getrenn= 
ten und felbftändigen Staat herausgewachſen, fo war fie in den legten Jahrhun— 
derten und ebenſo während der Bermittlungsperiode von 1803— 1814 in Gefahr, 
unter eine Art von Schughoheit Franfreihs zu gerathen. Ihre volle Unabhängig- 
feit nach Außen, feit 1815 allgemein anerkannt, war in feiner Periode ihrer Ge- 
fhichte unzweifelhafter und unangefochtener als gegenwärtig, ſeitdem fie auch vie 
Bande der Militärkapitulationen, die fie früher mehr oder weniger mit fremden 
Staatsintereſſen verbanden, gelöst, und für die Zukunft durch die Bundesverfaffung 
unterfagt bat. 

Als europäifher Staat hat die Schweiz auf die fogenannten „föniglichen 
Ehren“ Anſpruch und ift demgemäß berechtigt, Gefandte erften Rangs (Botichafter) 
wie zu empfangen fo auch zu ſchicken. Inveflen zieht fie e8 vor, ihre geſandtſchaft— 
liche Vertretung im Geifte republifanifcher Einfachheit einzurichten und behilft ſich 
fogar gewöhnlich mit Geſandten der dritten oder vierten Rangflaffe, mit Minifter> 
refidenten oder bloßen Gefdhäftsträgern, oder unterläßt es ganz, Geſandte zu ver- 
ſchicken und begnügt fib mit bloßen Konfuln. Seitvem der neue Bund befteht, 
find zwar and) in diefer Hinſicht einige Fortfägritte gemacht worden, aber für vie 
verwidelten politifhen und Kulturaufgaben der Neuzeit noch nicht in dem ermwünfch- 
ten Maße. Eine gefandtfchaftliche Bertretung in London, Berlin und Washington 
dürfte mit der Zeit neben der biäherigen in Paris, Wien und Turin nöthig wer- 
den und das ganze Konfulatwefen eine Erweiterung über die bloßen Handelsinte— 
reffen hinaus auch bezüglih aller internationalen Kulturbeziehungen erfordern. 

Die völferrehtlihe Beveutung der Schweiz tft bei weitem größer als ver 
Umfang ihres Gebietes und tie Zahl ihrer Bewohner fließen laffen. Die Gründe 
dafür find: 1) ihre Lage in dem gebirgigen Centrum Europas, durch welde fie ' 
Frankreich von Defterreih und Deurfchland von Italien trennt und hinwieder den 
Berkehr aller dieſer Länder vermittelt; 2) ihr eigenthümlih nationaler Charakter, 
indem fie felbft aus Bruchtheilen der deutfchen, der franzöfifhen und ber italieni- 
Shen Nationalität zufammengefügt und deßhalb vorzugsweife berufen ift, der natio= 
nalen Denkweiſe volle Freiheit zu gewähren und zugleich die nationalen Gegen- 
füge friedlich zu verbinden, und politifch zu einigen; 3) ihre politifche Verfaffung, 
indem fie mitten in dem monarchiſchen Staateniyftem Europas einen republifani= 
fhen Staatenverband darſtellt und deßhalb die Aufgabe hat, das republifanifche 
Staatsprincip faft allein noch in der europälfchen Bölferfamilie würdig zu vertre= 
ten; 4) die Mannigfaltigteit ihrer innern Gegenfäge in politiihen und religiöfen 
Barteien, in Kulturftufen und Kulturbeftrebungen, in wirthſchaftlichen Verhältniſſen, 
fo daß fie nicht unwahr als ein republikaniſcher Mifrofosmos und das Wieverbilo 
des monarchiſchen Mafrofosınos von Europa bezeichnet worden ift; 5) ihre auf vem 
allem beruhenve ewige Neutralität. 

Die ſchweizeriſche Neutralität ift nit etwa, wie man das zu» 
weilen dargeftellt hat, ein Geſchenk des Wiener Kongrefies. Sie ift das nothwen- 
dige Refultat einer dreihundertjährigen Geſchichte und der ganzen neueren Geftal- 
tung Europas. Aber immerhin find die ausdrückliche Erklärung des Wienerfongrefe 
ſes vom 20. März 1815, daß das allgemeine Intereffe Europas die Neutralität 
der Schweiz erfordere, die Zuftimmung der Tagfagung vom 27. Mat 1815 und 
die Nentralitätsurfunde vom 20, November 1815 („la neutralite et Y’inviolabilit6 
de la Suisse et son ind&pendance de toute influence @trangere, sont dans les 
vrais inter&ts de la politique de l’Europe entidre*) werthvolle Beurfundungen 
diefer eigenthümlichen Stellung der Schweiz. Würde die Schweiz biefelbe aufgeben 
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und an ber Politik der großen Nahbarmächte einen Antheil nehmen, ober würde 
fie zugeftehen, daß diefe fi in ihre innern Parteifämpfe einmiſchten, fo könnte 
wohl die Anziehungskraft ver großen Mafjen und insbeſondere der mächtigen Na- 
tionalitäten, fich ftärfer erzeigen als der fchweizerifhe Verband, und die repu— 
blifanifche Selbſtändigkeit würde fo leicht in Abhängigfeit fommen von den ftärkern 
Stantögewalten der Mächte. Die Schweiz wäre alfo der Gefahr der Auflöfung und 
der Meviation oder Annerion ausgeſetzt. Ihre Freiheit, ihre Kultur und ihr Reich— 
thum find geficherter, wenn fie feinen ftaatlihen Theil nimmt an den europäiſchen 
Streitigkeiten. Aber aub für Europa hat dieſe Neutralität einen hohen Werth. 
Die großen Nahbarftaaten werden durch die neutrale Schweiz an verwundbaren 
und gefährlichen Stellen gegen feindliche Angriffe gefichert. Die Schweiz ift gleich— 
ſam eine natürliche große Bergfeftung und im Befig der Duellen des Rheins 
und der Rhone; das Donau: und das Pogebiet empfangen aus ihren Bergen 
wichtige Zuflüffe. Sie hat daher wie die Alpenpäffe, fo auch die Eingänge in bie 
großen Flußgebiete befegt. Zugleich dient vie neutrale Schweiz als ein Zufludts- 
ort für die Verfolgten aller Parteien, als eine Friedensftätte, an deren geheiligten 
Grenzen ſich die Brandung des Krieges bricht, in welde vie Wuth der Partei- 
leidenſchaft nit überfhäumen und in welder fogar der Zorn der politifhen Ge— 
rehtigfeit auch den Schuldigen nicht ergreifen darf. Diefes Aſhl aber ift ein 
großer Segen für die gefpannten Zuftände Europas, dem die Schweiz den Dienft 
eines Ventils leiftet, eine wichtige Förderung der Menſchlichkeit und eine Rettung 
für viele begabte aber unglüdlibe Individuen vor ſicherem Untergang. Endlich ift 
biefe Neutralität ver Schweiz, in welcher ſich deutfche und wälſche Bewohner in 
brüverlicher Gemeinfhaft zufammen finden, ein Borbild und eine Bürgſchaft der 
- künftigen Berbündung der großen europäifchen Völker zu einer friedlichen Lebens- 
gemeinſchaft. 

Mit Unrecht hat man zuweilen die Bundesverfaſſung von 1815 als eine 
Bedingung dieſer Neutralität dargeſtellt. Die Annahme einer neuen Berfaffungs- 
ordnung war damals wohl eine Vorbevingung für die urkundliche Beftätigung der 
Neutralität, aber keineswegs hat die Schweiz auf ihr natürliches Recht der Ber- 
faffungsreform verzichtet, noch ift das völferredhtliche Verhältniß der Neutralität 
an eine einzelne ftaatsrehtliche oder bundesrechtliche Einrichtung gebunden. Die 
ſchweizeriſche Neutralität fann mit den Mitteln des heutigen Bundesftants ebenfo- 
gut und noch kräftiger gewahrt werben, als mit denen des frühern Staatenbundes, 
und dadurch wird ihr Beitand und ihre Anerkennung am beften gefichert. 

3)RepräfentativedemofratifhberCharafterder neuen 
Schweiz Der Geſammtſtaat ift gegenwärtig als repräfentative Demo- 
fratie geordnet und es ift fomit die heutige Verfaſſung des Bundes in Harmonie 
mit der Berfaffung der meiſten — faft aller größern — Kantone. Das einzige 
Fürſtenthum, das noch in der Reftaurationsperiove in den Bund als Kanton auf- 
genommen war, hatte im Jahre 1848 vie monardifche Spitze befeitigt, und ber 
Kanton Neuenburg hatte damals viefelbe repräfentativ-demofratiihe Verfaffungsform 
angenommen, welche alle andern ähnlich gearteten Kantone befaßen. In die Bun 
desverfaſſung aber von 1848 wurbe austrüdlih der Grundſatz aufgenonmen, daß 
bie ſämmtlichen Kantone nad „republikaniſcher“ Berfaffungsform geordnet fein müffen. 
(Art, 6.) Auch die ariftofratifche Staatsform ift nicht mehr geftattet. Neben ven reprä- 
fentativen Demofratien find nur noch die unmittelbaren Demokratien zuläffig. Die 
Zahl viefer hat fih aber ebenfalls vermindert. Die Kantone Schwyz und Zug näm- 
ih find zu der entwidelteren Form ber Nepräfentativvemokratie übergegangen; 
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nur in Uri, Unterwalvden, Glarus, beiden Appenzell üben nod die Landsgemeinden 
die oberfte Gewalt aus, und in Graubünden werben die Gefege der allgemeinen Ab- 
fiimmung aller Bürger unterworfen. Ale andern Kantone find wie der Bund re= 
präfentative Demofratien. 

In beiderlei Staatsformen wird die Stantshoheit (Souveränetät) dem 
Bote als Recht zugeihrieben, welches feine Berfaffung mit Freiheit ſelbſt be- 
ftimmt und jeder Zeit zur Abänderung derſelben berechtigt ift. Der ideologifche 
Gedanke ewiger Berfaffungsformen ift fomit verworfen, und es wirb anerkannt fo- 
wohl, daß die abfolute Mehrheit der Bürger eine Berfaffungsrevifion zu Begehren 
beredhtigt fei, als daß feine Berfaffungsänderung rechtsgültig werde, wenn nicht die 
Mehrheit ver Bürger fie gutheißt. (Urt. 6.) Die Revifion der Bunbesverfaffung 
ift zur Abftimmung des Schweizervolls zu bringen, fobald entweder eine Abthei- 
lung der Bundesverfammlung oder 50,000 Schweizerbürger die Revifion verlangen. 
(Art. 114.) Die Initiative zur Berfaffungsrevifion kann alfo von den einzelnen 
Bürgern ausgehen und zur Abftimmung über die Berfaffung werben alle Bürger 
berufen, die Feftfegung der Verfaffungsbeftimmungen aber gefchieht entweder durch 
bie gewohnten Organe der Geſetzgebung oder auch durch beſonders gemählte Ver— 
faſſungsräthe. 

Auch die unmittelbare Demokratie wird nicht mehr wie die antik-helleniſche 
fo verſtanden, daß die Landsgemeinde regiert, ſondern nur fo, daß ſie die Geſetze 
giebt und die Megierung wählt und kontrolirt. Sie hat fih alſo der repräfentati- 
ven Demokratie fehr angenähert, Wohl aber unterſcheidet fich dieſe von ihr da— 
durch, daß fie den Unterfchied zwifhen den Vertretern des Volks und der Gefammt- 
bürgerfhaft ſchärfer hervorhebt, grundfätzlich die tüchtigften und fählgften Männer, 
„die Wägften und Beſten“ zu Vertreterin wählen läßt, und die Ausübung ber 
Staatshoheit in der Regel diefen gewählten Ausfhüffen und Beamten anvertraut. 
Es ift das alfo von dem ariftofratifchen Standpunkte aus eine durch ariftofratifche 
Elemente ermäßigte und modificirte Demokratie. Bon der eigentlihen Ariftofratie 
aber unterfcheidet fie ſich dadurch, daß die Beſſern, welche die Volksherrſchaft aus- 
üben, dieſes nicht ald geborene Herrn zu eignem Rechte thun, ſondern als ge— 
wählte Bevollmächtigte und Beauftragte des Volks, nicht aus eigener, fondern aus 
abgeleiteter Autorität. Das Recht ver Herrfhaft bleibt feiner Quelle und der fort- 
wirkenden Idee nad dem Volk, die Ausübung ber Herrfhaft wird an die Beften 
durch Wahl übertragen. (Vgl. Art. Demokratie.) Als Volk ift aber aud hier nicht 
die aufgelöste und unorganifhe Menge der Bürger und nidt bie Summe ber 
Regierten zu denken, ſondern bie verfaffungsmäßtg geordnete einheitliche Gefammt- 
bürgerihaft. Das Volt als ein Ganzes mit Einem Willen ift ber Inhaber ber 
Staatögewalt. Dem Gefeg, dem Regierungsalt, dem erichtsurtheil, die im Na- 
men des Volks durd feine bevollmächtigten Organe erlaffen find, müffen fi alle 
einzelnen Bürger unterorbnen; und es fteht den einzelnen Bürgern nit das 
Recht zu, mwillfürlih in beliebigen VBollsverfammlungen die Staatshoheit auszu- 
üben oder ten verfaffungsmäßigen Anorbnungen ber Behörden den Gehorfam zu 
verfagen, 

Diefe repräfentativ-bemokratifche Verfaſſungsform entfpricht offenbar der Na- 
tur und ter gefhichtlihen Entwidlung der Schweiz, die von Anfang an auf bür- 
gerlihe und bäuerlihe emeinfreiheit im Gegenfag zu Fürftenhoheit und Adels— 
berrichaft begründet war, Obwohl biefelbe zuerft in Norbamerifa ausgebilvet, dann 
von da nad Frankreich verpflanzt und durch franzöfifhe Einwirkung zuerft zu 
Ende des vorigen Jahrhunderts in die Schweiz eingeführt worben ift, jo fanden 
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fih da doch vom Mittelalter ber, hauptſächlich in ven Stäbten, und in ven alten 
Gemeindeverfafjungen ganz verwandte Rechtsanſchauungen und Inftitutionen, und 
erhielt fie in den großen republikaniſch erzogenen Mittelflaffen eine fihere Grund» 
lage und eine nicht leicht zu erſchütternde Stüge. Der ſtädtiſchen Kultur erfchien 
bie unmittelbare Demokratie theils zu roh, theils zu läftig und unbequem. Die 
repräfentative Demokratie befriebigte das Selbftgefühl der Maffen und ihre An- 
ſprüche auf Rechtsgleichheit und zugleich berüdfichtigte fie in der Vertretung das 
Bedürfniß höherer Bildung und Gefhäftsfunde. Sie wurde daher, einmal ein- 
geführt, in fehr furzer Zeit in der Schweiz heimisch und ging raſch in die Volld- 
fitten über. 

4) Grundrechte. Die Bundesverfaffung bezeichnet es ausdrüclich als 
einen Zwed bed Bundes: „Schug der Freiheit und der Rechte der Eidsgenoſſen“ 
(Art. 3). Zwar find die allgemeinen Grundrechte der Schweizer in der Bundes- 
verfaffung nur in wenigen Sägen und ohne ſcharfe grundfägliche Formulirung be— 
dacht, der Schweizer ift gegen ſolche Abftraftionen mißtrauifh — ; aber dieſe Rechte 
werben in der Praris gefhüst, der Bund tritt, wenn fie verlegt werben, aud den 
kantonalen Autoritäten entgegen und hebt die Gefegesbeftimmungen, Regierungsbe- 
ſchlüſſe und felbft Urtheile auf, welche jene gewährleifteten Rechte auch der einzel- 
nen Bürger mißachtet haben. In viefer Hinfiht nimmt der Bund allerdings eine 
übergeorbnete und Fontrolivende Autorität in Anſpruch. Er kann nit Anderes 
anorbnen in kantonalen Dingen, aber er lann fantonale Anorbnungen aus dem 
Grunde für unwirffam erklären, daß fie das Bundesrecht verlegen. Die Beveutung 
diefer Bundesgarantie ift um fo umfaffenvder, als der Bund auch auf diejenigen 
Rechte feinen Schub auspehnt, welde durh die von ihm anerkannten Kantons 
verfafjungen gemährleiftet werben. (Art. 5.) Befchwerben über die Mißachtung 
verfaffungsmäßiger Rechte können bei der Bundesverfammlung anhängig gemacht 
werben, welche viefelben entweder von der Hand weist, ober einer Prüfung un 
terwirft und das Nöthige von fih aus als politifche Autorität verfügt, oder end- 
lih an das Bundesgericht zu rechtlicher Erledigung übermittelt. (Art. 74.) 

Hervorgehoben find die Gleichheit vor dem Gefeg (Art. 4), melde 
insbejondere auch fo verftanden wird, daß fein Kanton die Schweizerbürger „rift- 
liher Konfeffion” aus andern Kantonen in Gefeg und Gerichtöverfahren anders 
behandeln darf als feine eigenen Bürger (Art. 48); das Net ver freien Nie- 
dberlaffung für alle Schweizerbürger, „welde einer der chriftlichen Konfeffio- 
nen angehören”, im ganzen Umfang der Eidsgenoffenfhaft, nad nähern bundes— 
verfaffungsmäßigen Beftimmungen. (Art. 44.) Diefes Recht wird burd die ent» 
widelte Bundespraris nicht blos gegen den Kanton geſchützt, welder die Aufnahme 
ohne Grund verweigert, ſondern aud gegen den Heimatsfanton, welcher feinem 
Bürger, der fi anderswo nieberlafen will, unbegründete Hinderniſſe bereitet. 
Mit dem Recht der Nieverlaffung ift das Recht des Öewerbebetrieb?, des Erwerbs 
von Liegenfhaften, und fogar die Ausübung der politifhen Rechte, felbft des Stimm- 
rechts beit Kantonalwahlen, nur nidt das Gemeinde- und Korporationsredt und 
daher auch nicht das Recht auf Armenunterftügung verbunden. Die alten Bürgerge- 
meinben mit ihren Nutungsgütern und ihrem Armenweſen werben auch von ber 
neuen Bundesverfaffung noch den befondern Einrichtungen ber Kantone überlaffen und 
nur ausgefprochen, daß fein Kanton einem Bürger fein Bürgerrecht entziehen darf, 
und Ausländer nur zu Bürgern aufgenommen werben bürfen, wenn fie aus ihrem 
bisherigen Staatsverband entlaffen werben (Art. 4 B.), die legtere Beftimmung 
wird indeſſen mit Recht nicht enge und nicht formell interpretirt. Gegenüber an- 
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dern Kulturvölkern fällt es auf, daß jene Rechte nur ven Schweizerbürgern einer 
chriſtlichen Konfeſſion verbürgt find, nit aud den Juden noch anbern 
Berfonen, welche ſich als Nichthriften befennen. Die Beſchränkung, welde auf bie 
Dauer unhaltbar ift, da fie der Natur des Rechts widerftreitet, welches nicht auf 
dem Glauben beruht, erklärt fich theil® aus ven überlieferten Eonfeffionellen Ge- 
wohnheiten und Anfichten, theils aus der Abneigung eines großen Theils der Be- 
völferung gegen die Anfiebelung von Juden. Durd den eben mit Franfreih ab- 
gejchloffenen Handelsvertrag hat auch dieſe mittelalterliche Abſchließung einen 
Bruch erfahren. Als die Bundesverfaffung es endlich wagte, „ven aner-» 
tannten Kriftliden Konfeffionen im ganzen Umfang ver Eibs- 
genofienfhaft die freie Ausübung des Gottesdienſtes“ zu ge 
währleiften (Art. 44), jo war das ein fo großer Fortfchritt gegen bie alte konfef- 
fionelle Engherzigfeit fehr vieler Kantone, daß man fich fcheute, das Princip des 
konfeffionslofen Rechts auszufprehen. Da dem Bund überdem das Recht vorbehalten 
blieb, auch feinerfeits für den Frieden unter den Konfeffionen zu forgen, fo erlieh 
er in diefem Sinne ein Gefeg Über die gemifchten Ehen (v. 3. December 1850), 
in welchem er dieſelben gegen die pfäffiihe Unduldſamkeit ſchützte und das Nedt 
des Vaters über die religidfe Erziehung der Kinder zu entſcheiden, anerkannte, 
Ebenfo wurde ein Gefeg über die Scheidung gemifchter Ehen, vom 3. Februar 
1862 nöthig und hierin die Kompetenz des Bundesgerichts erweitert. 

Auch die Preßfreiheit wird vom Bunde gewährleiftet, aber vie Preß— 
gejeßgebung den Kantonen überlafjen, unter ber Kontrole des Bundesraths (45). 
Bon diefem Recht der Kontrole machten die Bundesbehörben wiederholt Gebraud). 
Das Recht „der Bürger, Bereine zu bilden” ift anerkannt, fofern ſolche 
weber in ihrem Zweck noch in ben bafür beftimmten Mitteln rechtswidrig ober 
ftantsgefährlih find.” (46.) Die Geſetze gegen den Mißbrauch dieſes Rechts, 
werden von ben Kantonen erlaffen. Die Bunvesverfaffung erwähnt zwar bier ber 
Kontrole des Bundes nicht, aber ver Bund hat fich feither für kompetent erklärt, 
gegen fantonale Unterbrüdung der Bereinsfreiheit Schug zu gewähren. Anerfen- 
nung bes Petitionsrechts, Unverleglichkeit ves Briefgehbeimniffes, 
Freizügigkeit, Abichaffung der Abzugsrehte, Sicherung bes Ge— 
rihtsftandes des Wohnorts für den Schuloner und gegen unbefugte Arrefte, 
Berbot ver AUsnahmsgerichte, Abjhaffung ver Todesftrafe für poli- 
tifche Bergeben, Aſylrecht u. ſ. f. find weitere grundrechtliche Beftimmungen 
der Bunbesverfaffung. 

B. Drganifation des Bundes, Bundesbehörden. 

1) Die Bunvdesverfammlung. „Die oberfte Gewalt des Bundes wird 
durch die Bundesverfammlung ausgeübt", melde wieder norbamerifanifche Kongreß 
in zwei Häufer, in zwei Räthe abgetheilt ift: a) den Nationalrath, welder 
durd; unmittelbare Voltswahlen bejegt wird und aus Übgeorbneten des Schweizer: 
volles befteht, und b) den Ständerath, welder von den Kantonen gewählt 
wird. Die Vertretung des Nationalvaths beruht auf dem Gedanken ver Einheit 
bes Schweizervolks, obwohl die kantonale Umgrenzung für die Wahlkreife 
benugt wird; der Stänberath dagegen, welder an die alte Zagfagung erinnert, 
ift auf das föderale Princip gebaut, indem vie Kantone als Einzel- 
ftaaten in ihm vertreten werden. Jeder ganze Kanton ernennt zwei Mitglieder, 
jever Halblanton ein Mitglied in ben Stänberath. Der Kanton Bern mit einer 
Bevölkerung von 467,000 Seelen fteht hier an Stimmredt dem Kanton Zug, 
mit nicht ganz 20,000 Seelen, und Züri mit 266,000 Seelen fteht dem Kan- 
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ton Uri mit nicht völlig 15,000 Seelen gleich. Jeder dieſer Kantone hat zwei 
Stimmen, Aber dieſe Gleihheit der Stantenvertretung bei ungleihen Madtver- 
bältniffen erhält durch die Volfsvertretung im Nationalrath, in welhem vie Volks— 
zahl in’s Gewicht fällt: „Auf je 20,000 Seelen ver Gefammtbevdlferung wird 
ein Abgeordneter gewählt“, ihre Ergänzung und Berichtigung. Der Nationalrath 
wird je auf 3 Jahre gewählt, die Gefandten zum Ständerath können noch 
leichter von den Kantonen gewechfelt werben; viele Kantone wählen biefelben all- 
jährlih nen. | 

Die Gefahr der bloßen füderalen Vertretung ift Mangel an Einheit und da— 
her an Wirkſamkeit der Gefammtorgane, Spaltung, Schwäde; vie Gefahr ver 
unitarifchen Vertretung ift Zerftörung ver Selbftändigfeit der Einzelftaaten. Dort 
fommt die Macht des Ganzen, bier die Freiheit der Glieder, nicht zur Geltung. 
Die Bundesverfaffung ſucht jener Gefahr durd die Einrichtung des Nationalraths 
und biefer Gefahr durch den Stänverath zu entgehen; und indem fie beide Prin- 
cipien mit einander verbindet, beide Räthe auf Berftändigung und wechſelſeitige 
Beachtung hinzumeifen, ohne welche ein fo Fomplicirtes Staatswefen nicht ge- 
veihen kann. Diefe Verbindung ſcheinbar widerftrebender Gegenfäge erfchwert zwar 
die Bewegung des politifchen Lebens, aber fie erhöht e8 auch und macht es reicher 
und fruchtbarer, 

Mit dem Zweilammerfyftem in ver fonftitutionellen Monarchie ift es infofern 
ähnlich, als aud hier die Gefege und Beihlüffe, um zu rechtöverbindlicher Wirk— 
famfeit zu gelangen, vorerft in zwei getrennten Verſammlungen felbftändig berathen 
nnd entjchienen werben und der Zufammenftimmung beider bedürfen. Ueberdem ift 
ver Nationalrath den zweiten Kammern ähnlich geftaltet und läßt fi der Stän- 
derath, obwohl auf dem Princip der Verbündung von Staaten und nicht auf dem 
der Ariftofratie ruhend, doch nicht unpaffend mit den Erſten Kammern vergleichen, 
indem aud in ihm die gefchichtlichen Mächte vorzugsmeife berüdfichtigt find, und 
er ebenfo eher der Erhaltung wie der Nationalrath eher der Bewegung dient. 
Aber die fchweizerifhe Einrichtung unterfheidet fih von dem Zweikammerſyſtem 
ber fonjtitutionellen Monarchie dadurch, daß fie Die Bundesregierung (den Bunbesrath) 
nit als dritten Faktor der Gefepgebung anerkennt — obwohl der Bundesrath 
auch durd feine Vorſchläge und feine Theilnahme an der Berathung einen erheb- 
lihen Einfluß darauf äußert — fondern vielmehr die Bundesverfammlung dem 
Bundesrathe überorbnet. Ueberdem ift dafür geforgt, daß nicht etwa durch einen 
dauernden Widerfprud; zwifchen beiden Berfammlungen die Gefeggebung ins Stoden 
fomme und die Ausübung der oberften Gewalt gehindert werde. Da im runde 
beide auf Volkswahl beruhen, indem die Kantonsbehörden, weldhe die Stänberäthe 
zu wählen haben, felber wieder aus wechjelnden Boltswahlen hervorgehen, fo würde 
das Schweizervolf durch feine Wahlen der Nationalräthe, oder die Kantone durch 
ihre Wahlen ver Stänveräthe bald wieder die ernſtlich geftörte Harmonie herftel: 
len. Borübergehend kann wohl die Entzweiung ber beiden Räthe einen Vorſchlag 
befeitigen, aber auf die Dauer ift feine Lähmung des Staates zu befürdten. Ue- 
berdem beftimmt die Bunbesverfaffung, daß für die Wahlen und für die Entſchei— 
dung der Kompetenzftreitigfeiten, die fofort und jederzeit erledigt werben müſſen, 
beide Abtheilungen zu Einer Berhandlung fid) zufammen finden und mit abfoluter 
Mehrheit aller Stimmenden entjchieden werde (80). 

Die Befugniffe der Bundesverfammlung find fehr ausgedehnt. Sie ift über- 
haupt die oberftr Autorität und ihr vornehmlich die Ausübung der Bun- 
besfouveränetät anvertraut. Insbefondere geht die ganze Bundesge— 
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feggebung von ihr aus, und kommt ihr auch die Reviſion ver Bundes— 
verfaffung zu Sie übt aud wichtige Handlungen der Bundesregie- 
rung aus, indem fie über die Anerkennung auswärtiger Staaten entfcheibet, völ- 
ferrechtliche Verträge und Bündniſſe mit auswärtigen Staaten abfchlieht, tie Maf- 
regeln für vie äußere Sicherheit anorbnet, für Behauptung der Unabhängigkeit 
und Neutralität der Schweiz forgt, Kriegserflärungen erläßt und Friedensfchlüffe 
gutheißt, die Verfaffungen und das Gebiet der Kantone gewährleiftet, Maßregeln 
für die innere Sicherheit, für die Handhabung von Ruhe und Ordnung trifft, Am— 
neftie und Begnatigung gewährt, bie Bundesverfaffung handhabt, über das Bundes— 
heer verfügt, das Zoll- und Poftwefen, Münzen, Maß und Gewicht orbnet, öf— 
fentlihe Anftalten und Werke errichtet n. f. f. Sie wählt den Bundesrath, das 
Bundesgericht, den Kanzler, den General, den Chef des Stabs, eidsgendffifche Re— 
präfentanten, fie übt die Oberaufſicht über bie eidsgenöffifhe Verwaltung 
und Rechtöpflege und entfcheidet über Beſchwerden ber Kantone oder 
einzelner Bürger, über Verfügungen des Bundesraths und über ſtaatsrechtliche 
Streitigfeiten der Kantone. 

Sie verfammelt ſich jährlich mindeſtens einmal zu orbentliher Situng. Ihre 
Mitglieder, auch die Ständeräthe find nicht an Inftruftionen gebunden. Die Mehr- 
heit der Stimmen gilt als Beſchluß des betreffenden Rathes. 

2) Der Bundesrath. Die regelmäßige oberfte Gefhäftsleitung und 
Berwaltung wird einem aus fieben Mitgliedern beftehenden Kollegium übertragen, 
beffen Mitgliever von der Bundesverfammlung auf 3 Jahre frei aus allen Schmwei- 
zerbürgern gewählt werben, und aus denen alljährlih von der Bundesverſamm⸗ 
lung der Bundespräfident und deſſen Stellvertreter ernannt werden. Die Mitglieder 
des Bundesrathes dürfen nicht zugleich ein anderes öffentliches Amt, insbefondere 
auch Fein Kantonalamt befleiven. Die ganze Inftitutton ift fomit eine national- 
ſchweizeriſche. Sie unterſcheidet fih von dem alten ftaatenbündlichen Syſtem ber 
vorörtlihen Regierung, welches vor 1798 und wieder nach 1815 beftanven und die 
Leitung der Bundesangelegenheit der vorörtlihen Rantonsregierung übertragen hat, 
ebenfo wie von ter Mediationsverfaffung, melde ven erften Magiftraten bes 
wechfelnden Vororts zum Landammann der Schweiz erhöht hat, dadurch, daß fie 
die Bundesregierung von der Kantonalregierung gänzlih trennt und auf die all» 
gemeine Ermädtigung der Bundesverfammlung als der Vertreterin des Schmeizer- 
volks gründet. Sie ift aber auch von dem Bollziehungsdireftorium ber helvetiſchen 
Republif von 1798 dadurch verfchieden, daß fie den Unterfchied von Regierung 
und Minifterium nicht fennt, fondern in dem Bundesrathe die ſämmtlichen Teiten- 
den Negierungsämter einigt und gleihmäßig vertheilt. Von dem norbamerifanifchen 
Syſtem eines durch Wahlmänner der Nation gewählten regierenden Bundespräft- 
denten mit feinen Miniftern ift fie noch mehr verfchieden. Aber fie ift in Ueber- 
einftimmung mit dem in der Schweiz herfömmlichen und vormiegenden Syſtem der 
follegialen, von den Großen Näthen oder den Landsgemeinden gewählten Regie 
rungsräthe. Die Hauptvortheile des ſchweizeriſchen Syſtems find die geficherte 
Harmonie der Regierung mit vem Geſetzgebungskörper, die Entfernnung der Ge- 
fahr vor einer diktatoriſchen Politit Eines Mannes, die Vermeidung der großen 
Wahlaufregung, eine gewiffe demokratiſche Gleichheit ver Bunvesräthe unter ſich 
und mit andern Würden. Aber dasſelbe enthält auch eine geringere Einheit inner- 
halb der Negierung, macht es möglih, daß fi inmitten ver Regierung Parteien 
bilden und bekämpfen, ſchwächt in Folge deffen die Autorität und die Ener- 
gie der Leitung und bringt die Regierung in eine jo bedeutende Abhängigkeit von 
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ber Bundesverfammlung, daß fie zumeilen wie eine bloße Kommiffton dieſer für 
bie Verwaltung und Gefhäftsbeforgung betrachtet und behandelt wird. 

Dem Bundesrath kommt zwar die wirklide Bundesregierung, nidt 
bloße Bundesverwaltung zu, aber er ift auch in jener Eigenfchaft nicht 
allein der Kontrole der Bunbesverfammlung unterworfen und für feine Amtöfüh- 
rung verantwortlih, ſondern in wichtigen Fällen fogar angemiefen, die Entjchel- 
bung der Bundesverfammlung einzuholen, und immer verbunden, ſich der Autorität 
der Bunbesverfammlung unterzuorbnen; deßhalb wächst feine eigene Autorität, 
wenn bie gejeggebenden Räthe nicht verfammelt find, und wird mehr beengt, wenn 
bie Bunbesverfammlung einberufen ift. Er hat das Recht des Geſetzesvorſchlags 
und der Begutachtung aller andern Gefegesanträge, aber nicht Das Recht weber 
der Sanftion noch des Veto gegenüber den Gefegen, welche die Bunbesverfamm- 
lung beſchloſſen hat. Er forgt für die Ausführung und Beachtung der Bundesge— 
fege und überwacht in dieſer Hinfiht auch die Thätigkeit der Kantonalbehörben. 
Ueberdem leitet er die ganze Verwaltung in Diplomatie, Kriegswefen, Finanzen, 
Kulturanftalten u. ſ. f. und vertheilt zu biefem Behuf die Geſchäfte nad Depar: 
tementen unter die einzelnen Mitgliever. Es werben unterfchieden, ein politifches, 
ein Militär-, ein Juſtiz- und Polizeis, ein Handels und Zollvepartement , ferner 
ein Departement für das Innere, eines für pas Poſt- (Eifenbahn-) und Bauweſen 
und eines für die Finanzen, 

Der Sig der Bundesverfammlung und der Bundesregierung ift bie Stadt 
Bern. Bis 1798 war die Stadt Zürich ver Vorort der Eidsgenoſſenſchaft, obwohl 
damals mit weit geringerem Einfluß. In der helvetifchen Periode wechſelte ver Sig ber 
Bundesleitung zwifchen Luzern, Yarau und Beru. In der Vermittlungsperiode gab 
es fechs jährlich wechjelnde Vororte: Freiburg, Bern, Solothurn, Bajel, Zürid 
und Luzern, die dann 1815 auf drei je zu zwei Jahren wechſelnde Vororte 
Züri, Bern und Luzern vermindert wurden. Die eipsgendffifhe Kanzlei 
wanderte fo von Zeit zu Zeit aus einer Stadt in die andere, aber damit kamen 
auch bald die Einflüffe ver Oftfchweiz, bald der Weſtſchweiz, und hinwieder ber 
Gegenſatz der reformirten und der Fatholifhen Schweiz zu einer zeitweife verftärf- 
ten Geltung. Auch Bern ift nicht etwa wie Washington ausſchließlich Bundesftadt, 
jondern zugleid die Haupiftabt des größten und mädhtigften Kantons gleichen Na- 
mens. Auf die politiihe Atmofphäre des Bunbesfiges übt daher die Stimmung 
Berns natürlich eine ſtarke Wirkung bleibend aus; und es würde die ftänbige 
Anlehnung der bundesftantlihen Regierung an ben ftärfften Kanton ver Schweiz 
noch viel fpürbarer, wenn das gefellichaftliche Leben Berns weniger in ſich abge- 
ſchloſſen und geneigter wäre, fich mit den übrigen eidsgenöfftihen Elementen zu 
affimiliren, In Bern ift nun die Bundesfanzlei, einen Kanzler an ber 
Spige, auch zu einem feſten Wohnfige gelangt. 

3) Das Bundesgeridt befteht aus eilf Mitglievern, welde von ber 
Bundesverfammlung je auf drei Jahre gewählt werben. Dieſes Bundesgericht ift 
feine ftändige Behörde und bat daher auch keinen feften Amtsſitz. Deßhalb find 
diefe Stellen vereinbar mit den Rantonalämtern und die Mitglieder erhalten feine 
Befoldung, fondern nur Taggelver. Die ganze Inftitution ift ſomit wenig feft und 
weber ihre Würde fo erhöht, nod ihre Unabhängigkeit namentlih von Partetein- 
flüffen fo gefihert, als es für ven oberften Gerichtshof des Gejammtftaats er- 
wartet wird. 

Das Bundesgericht urtheilt als Civilgericht und zwar in einziger In— 
ſtanz: 1) über die Procefje zwifhen Kanton und Kanton oder zwiſchen Kanten 
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und Bund, die nicht finatsrechtlicher Natur find, 2) über Brivatllagen gegen ben 
Bund über 3000 Fr. Streitwerth, 3) über Heimathlofigfeit, 4) ald Kompromiß- 
gericht in Streitigkeiten zwiſchen Korporationen oder Privaten mit einem Kanton 
oder einer andern Körperfchaft, wenn der GStreitgegenftand 3000 Fr. überfteigt; 
ber Grund diefer Ausdehnung liegt in der Umverläffigfeit der fantonalen Juſtiz 
in ſolchen Fällen; 5) in Erpropriattonsfällen bezüglih der Eifenbahnen. 

Ueberdem ift das Bundesgericht zugleic Strafgericht: 1) gegen Beamte 
bed Bundes wegen Verlegung ihrer Amtspflicht, 2) wegen Hochverraths gegen bie 
Eidsgenofjenfhaft und Aufruhrs oder Gewaltthat gegen die Bunbesgewalten, 3) 
wegen völferrechtliher Verbrechen und Vergehen; 4) wegen politifcher Verbrechen 
und Bergehen, wenn eine bewaffnete eidsgenöſſiſche Intervention nöthig geworben 
ift. In diefen Fällen werden Gefhmworne zugezogen, welche über die Thatfrage 
urtheilen, und es wird fowohl eine Anklagelammer als ein Kaſſationsgericht gebildet. 

Endlich ift das Bundesgeriht auch ftaatsrehtlidhes Gericht, infofern 
e8 über Berlegung der dur die Bundesverfaffung garantirten Rechte urtheilt, 
wenn folhe Klagen von der Bundesverjammlung an basfelbe gewiefen werben. _ 

Dagegen ift das Bundesgericht weder Obergeriht noch Kafjationsgericht ge- 
genüber den Kantonsgerichten, die vielmehr in ihrem Bereich oberfte Gerichte find. 
Eine Ausnahme tritt ein, wenn es fih um Anwendung der Bundesgeſetze 
in den Kantonen handelt. Damit die Einheit und Wirkfamfeit der Bundesgeſetzge— 
bung überall gewahrt bleibe, wird das Bundesgeriht zum Raffationshofe 
für alle darauf bezüglichen Rechtsfragen, auch wenn dieſelben zunädft von ben 
Kantonsgerihten bei Behandlung ihrer Juftizfompetenz entſchieden werden. 

Auf der andern Seite werden aber auch geringfügige Vergehen, vie ihrem 
Begriffe nad) in die Bundestompetenz einfchlügen, ver Einfachheit und Wohlfeil- 
heit wegen den Kantonsgerihten zur Beurtheilung überlaffen. 

4) Der Bereih der Bundeshoheit im Einzelnen. I Aeu— 
Bere Beziehungen. Borzüglih in ben völferrechtlichen und biplomatifhen Be— 
ziehungen macht fi) die Bundeshoheit geltend, im Gegenfa zu der Kantonalhe- 
heit, welche hier faft ganz verfhwindet. Der Bund (Bundesrath) empfängt fremde 
Geſandte und beglaubigt die fehmeizerifchen Gefandten. Den Kantonen ift mit frem- 
den Regierungen fein amtliher Verkehr anders geftattet, als durch Bermittlung 
des Bundesrathes: es gilt das auch von dem brieflihen Verkehr. Eine Ausnahme 
macht nur der Berfehr der untergeorbneten Verwaltungs-, Polizei- und Gerichts- 
behörden in Sachen der Staatswirthſchaft, ver Nachbarverhältniſſe, der gerichtlichen 
und polizeilihen Requifitionen. Indeſſen ift eine Requifition auf Auslieferung ſchon 
nicht mehr dieſer Verhandlung anheimgegeben, fondern übt der Bund hier feine 
Kontrole zum Schuß der perfünlichen Feeiheit aus. Auch die „Verwendung für 
Schweizerbürger im Ausland“ beforgt der Bundesrath, ohne fich jedoch in Privat- 
ftreitigkeiten derfelben im Ausland irgendwie einzumifchen, fo lange nody die kom— 
petenten Landesbehörden angerufen werden können; wohl aber nimmt er ſich feiner 
Landsleute an, wenn Schweizer im Ausland „den internationalen Grundfägen oder 
beftehenven Verträgen zuwider“ behandelt werben. 

Die Anerkennung auswärtiger Staaten und Regierungen ift ausſchließlich Bun- 
desſache und für die Kantone verbindlih. Bünpniffe, Zoll- und Handelsverträge 
kann nur der Bund mit auswärtigen Staaten abſchließen. Den Kantonen ift es 
zwar nicht ganz verwehrt, auch Verträge mit fremden Staaten abzufchließen, denn 
die Kantone bleiben völferredhtlihe Gemeinwefen, aber nur in untergeorbneten 
Dingen der Wirthichaft, des Nachbarverkehrs, der Polizei, und es bevürfen dieſe 
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Berträge ver Genehmigung des Kontrolivenden Bundesraths. Unter ſich felber dür⸗ 
fen die Kantene ebenfalls Berträge, aber feine politiſchen Sonderbünde mehr ſchließen 
und auch in diefer Hinficht wird Bundeskontrole geübt. 

Werden durd den Inhalt folder Verträge des Bundes mit dem Auslande Dinge 
georbnet, welche an ſich in den Bereich der Kantonalgefeggebung und Kantonallom- 
petenz gehören, fo entfteht die fehiwierige Frage, ob diefelben nun gegen ben Wil: 
len des betreffenten Kantons zu Recht beftehen? Der Bund wird fi) davor hi: 
ten müflen, joldye Dinge zu orbnen, ohne der Zuftimmung der betheiligten Kan- 
tone ficher zu fein. Wenn aber einmal ver Bertrag abgeſchloſſen ift, Dann bat der 
auswärtige Staat ein Recht auf Bollziehung und die Bundesautorität muß dafür 
forgen, beziehungsweife der Kanton diefer Nothwendigkeit ſich fügen. 

Endlich ift der Bund allein kompetent, Krieg zu erklären und Frieden zu 
ſchließen, aber auch ganz allgemein berechtigt, alle Maßregeln zn ergreifen, welde 
zur Behauptung der Unabhängigkeit und Neutralität ver Schweiz nöthig erſchel— 
nen, alfo nicht blos kriegeriſche, ſondern ebenfo polizeiliche Maßregeln, wie z. B. 
bie Internivung von fremden Flüchtlingen. In diefen Dingen tft aber die Kompe- 
tenz der Bundesverſammlung entfcheidenv. 

HU. Innere ftaatsrehtlihe Befugniffe, 

a) Militärhoheit des Bundes. Der Bund darf feine ftehenden 
Truppen halten; au in den Kantonen giebt e8 feine ftehenden Truppen mehr, 
obwohl die Bundesverfaffung es ihnen bis auf 300 Mann geftattet. Wohl aber 
hält der Bund ein ziemlich beträchtlihes Inftruftionsperfonal, vorzlg- 
lich in den Waffengattungen, welde eine wiffenfhaftliche Bildung erfordern, und 
in biefem thatſächlich einen ftehenden Officiersftab, der zur Ausbildung und Leitung 
des Bundesheeres unentbehrlich ift. 

Nah der Bundesverfaflung befteht in der Schweiz die allgemeine Wehrpflicht 
für alle Schweizerbürger, mit wenigen befchränfenden Ausnahmen, Sie beginnt 
mit dem angetretenen zwanzigften und enbigt mit dem vollendeten vierundvierzigſten 
Altersjahre. 

Das Bundesheer wird and ven Kontingenten der Kantone 
gebildet, fo jevoh, daß der Bund fir die Einheit der Leitung, ver Bewaffnung, 
des Unterrichts forgt. Wenn die Truppen aus dem Kantonalvienft in den eidsge— 
nöffifchen Dienft berufen werden, fo ſchwören fie der Eidsgenoſſenſchaft Treue, 
und führen fo lange verfelbe fortoauert, nur bie eidsgenbſſiſche Fahne und ftehen 
ausfhlieglih unter eidsgenöſſiſchem Kommando. 

Das Bundesheer befteht a) aus vem Auszug, wozu jeder Kanton auf je 
100 Seelen 3 Mann zu ftellen hat. Sie werben aus den Altersklaſſen bis höchſtens 
34 Jahren genommen; b) aus der Reſerve, melde halb fo ftarf ift und aus 
Mannſchaft befteht, tie zuvor im Auszug gedient bat. Mebervem kann der Bund 
in Zeiten der Gefahr c) über die Lanbwehr der Kantone verfügen. Der 
Beftand des Bundesheers betrug am 31. December 1863: 

Genie, Artillerie. Kavallerie. Scharfſchützen. Infanterie. Total. 


a) Auszug 1344 7592 1883 5711 68,911 85,441 
b) Referve 790 5067 1110 3322 35,332 45,631 

2134 12,659 2993 9033 104,243 131,072 
ec) Landwehr 631 A388 1058 4755 52,704 63,536 


Dazu kommt der eidsgenöffifhe Stab, welder am 1. Ian. 1861 
folgenden Beſtand hatte: 
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Generafftab. Genie. Artillerie. Juſtiz. Kommiffariat. Geſundheit. Total. 
a) Oberften 40 2 9 4 — 1 56 


b) Oberftlientenants 39 5 11 4 8 4 71 
c) Majore 39 7 19 6 20 9 100 
d) Hauptleute 41 16 21 26 16 52 172 


Dazu noch 93 Oberlieutenants, 109 I. Unterlieutenants und 17 II. Unterlieute- 
nants und 44 GSefretaire, zuſammen ein eidsgendjfifhes Stabsperfonal von 662 
Mann. Die Ernennung und Beförderung diefer Officiere gefchieht durch den Bun- 
desrath, auf Vorſchlag der Kantone, oder des Oberbefehlshabers, der Infpeftoren 
und der Chefs der Stabsabtheilungen. Bis zum Grade des Hauptmanns wirh 
auf das Dienftalter geahtet, von da an aufwärts aber frei beförbert, nur mit 
Zurehnung von 2 Jahren Dienftzeit in dem vorhergehenden Grab. 

Die Mannfhaften und die Trainpferde find auf die Kantone nad einer Ma- 
trifel vertheilt; vie Eidsgenoſſenſchaft übernimmt aber auf ihre Kaffe eine Anzahl 
von Gefhügen und andern Ausrüftungsgegenftänden. Ebenfo ift ter Unterricht für 
Genie, Artillerie, Scharfſchützen und Kavallerie Bundesfache, der für Infanterie 
Dagegen Kantonalfahe, aber unter Bundesfontrole. Das Kriegsmaterial gehört 
größten Theil den Kantonen, wird aber von dem Bunde beauffichtigt. 

b) Die BPolizeihoheit des Bundes ift dagegen faft ausſchließlich auf 
bie politiſche Polizei beſchränkt, im Intereſſe ber völkerrechtlichen Stellung 
der Schweiz und ihrer Sicherheit und Neutralität und im Intereffe bes innern 
Friedens. In der Hauptjahe gehört die Polizei den Kantonen zu. Am meiften 
wird die Bundespolizei beſchäftigt mit den Verhältniffen von politiichen Flüchtlin- 
gen, Deierteuren und Heimatlofen. 

e) Juſtizhoheit. Das Juftizvepartement hat eine Anzahl von Beihwer- 
ben zu erledigen, welche fid zumeift auf das Niederlaffungswefen, auf bie Gleich— 
ftellung ver Eidsgenoſſen mit den Kantonsbürgern in den Kantonen, auf bie Voll— 
ziehung gerichtlicher Urtheile in andern Kantonen, den Gerichtsſtand, Arrefte, An- 
wendung von Staatsverträgen und Konkordaten unter den Santonen u. f. f. be- 
ziehen. Durch die Thätigkeit diefes Drpartements vorzüglih, dem lange Dr. Fur— 
rer vorftand, hat fi eine ſtaatsrechtliche Praris von wiffenfhaftlihen Werthe 
ausgebildet, welche in dem Werte Ullmers dargeſtellt ift. 

d) Sinanzhoheit. Die Finanzen ver Schweiz ftehen günftig. Zwar ift 
ihr Reinvermögen nur gering, indem die Domänen durchweg den Kantonen ange— 
hören, Es betrug Ende 1851 nur ein Reinvermögen von 7,777,928 Fr., 
worunter nur 1,760,907 Fr. verfügbares, das Übrige gebundenes Vermögen; aber 
Ende 1863 bereits 11,515,996 Fr., worunter 3,390,778 Fr. verfügbare Kaffe, 
Die Pafftven, größtentheil® von einem Darlehen aus der Zeit des Nemenburger- 
ftreites mit Preußen herrührend, betrugen Ende 1863 nur 4,636,336, die durch 
andermeitige Aftiven über jenes Reinvermögen hinaus gededt find, 

Die Haupteinnahme bilden die Grenzzölle, melde auf Rechnung ver 
Eidsgenoffenfhaft erhoben, aber theilmeife noch in Folge des Loskaufs der frühes 
ren Rantonalzölle an die Kantone abgegeben werben müſſen. Da indeſſen ver Ge— 
fammtertrag bebeutend geftiegen, während bie Abgabe an die Kantone wefentlich 
diefelbe geblieben ift, fo ift die Vermehrung diefer Einnahmsquelle vorzugsmeife 
dem Bunde zu Gute gefommen, 


Roheinnahme, Reinertrag. Un die Kantone, 
1851 4,892,644 1,848,686 1,705,216 
1861 8,137,834 4,635,073 2,462,405 


1863 8,540,483 5,035,584 2,473,195 


884 Die Schweiz. 


Die Verwaltungstoften (Grenzwache) betragen beinahe 110/, der Roheinnahme. 

Die Boftverwaltung ift zwar ebenfalls eidsgendffiid, aber wieder mit 
Entfhädigungen an die Kantone ſchwer belaftet. Die an bie Kantone zu bezah- 
lende jährliche Entſchädigung beträgt: 1,486,560 Fr., und da der Reinertrag dieſe 
Summe nicht immer dedte, jo hat aud die Erhöhung bes Gefammtertrags bisher 
der Bundesfaffe noch feine wirklichen Einnahmen geliefert. 


Roheinnahme, Reineinnahme. 
1849 4,898,327 1,050,064 
1857 8,279,989 1,523,863 
1863 7,744,082 1,608,907 


Fir die Poftverwaltung Haben vie financiellen Rückſichten nur einen ganz 
untergeorbneten, die Verkehrsrüchkſichten den entſcheidenden Werth. Die Unzahl ber 
Reifenden, welche die Poften benugen, betrug 1863 773,882 Perfonen; die Zahl 
der Briefe ift von 15,106,117 im Jahre 1850 auf 33,311,271 im Jahre 1863 
geftiegen. Auf jeden Kopf find jährlich 12,73 Briefe zu rechnen, ein Verhältniß, 
das nur in England mit 20,52 auf den Kopf übertroffen wird. In Frantkreich 
werben 7,25,-in Prenfen 8,01, in Baden 7,63, in Bayern 6,25, tn Sachſen 
7,25 auf den Kopf gerechnet. 

Dagegen gewährt das ebenfalls ſehr ausgebildete Telegraphenmefen, 
das von Anfang an als eidsgenöſſiſche Anftalt behandelt worden ift, bereits eine 
financielle Einnahme, im Jahr 1863 eine Reineinnahme von 82,360 Fr. Die 
Zahl der Depefchen betrug 1863 bereits 456,871 und zwar 298,778 interne und 
116,212 internationale Depeſchen. 

Aus den Ausgaben find hervorzuheben: die Ausgaben für ſämmtliche oberfte 
Bundesbehörden (Nationalaty, Ständeraty, Bunbesrath, Bundesgericht, Kanzlei 
und Benfionen) betrugen im Jahr 1861: 290,661 Fr. und im Jahr 1863: 
362,458 Fr. Die Departementalausgaben betrugen 1863: 603,689 Fr., die Mi- 
(tärverwaltung 3,301,965 Fr. und das Polytehnilum 381,376 Fr. Die Gefammt- 
einnahmen beliefen fi in ber | 

Staatsrehnung von 1863 auf 19,495,890 $r. 
die Gefammtausgaben von 1863 auf 18,671,651 Fr. 


Ueberfchuß 824,239 Fr. 

e) Volkswirthſchaftspflege. Der Bunbestompetenz vorbehalten find 
außer den Zölen, Poften und Telegraphen aud das Münzregal und bad 
Maf- und Gewihtsfyftem. Früher hatte jeder Kanton feine eigenen Münzen 
und mande Kantone aud einen befondern Münzfuß. Das Bundesgefeg vom 
7. Mat 1850 führte einen einheitlichen ſchweizeriſchen Munzfuß nah dem franzö⸗ 
ſiſchen Frankenſyſtem ein und in kurzer Zeit verſchwand die frühere Münzver- 
wirrung. Es wurde nun aud 1854 eine eidsgenöſſiſche Münzftätte errichtet. 

Das Eiſenbahnweſen wurde zwar nicht als Bundesſache erklärt, fonbern 
zunächſt ber Rantonalgefeggebung überlaſſen; indeſſen die große Bedeutung dieſes 
internationalen Verkehrsmitteld veranlaßte doch die Bundesbehörden, die gemein— 
ſamen JIntereſſen zu ſchützen. Einen Anhalt gewährte die Beſtimmung ber Bundes⸗ 
verfaffung (Art. 21), daß der Bund berechtigt ſei, „im Jntereſſe der Eidsgenoſſen⸗ 
ſchaft oder eines großen Theils derſelben öffentliche Werke zu errichten oder zu 
unterſtützen“ und zu dieſem Behuf die Erpropriation zu fordern. Im Jahre 1852 
fam die wichtige Frage zur Entſcheidung und die Bundesverfammlung erflärte ſich 
grundſätzlich dafür, „daß ber Bau und Betrieb von Eiſenbahnen den Kantonen, 
deziehungsweiſe ver Privatthätigfeit überlaſſen bleibe,“ daß aber die Konceffionen 


Die Schweiz. 335 


der Kantone der Bundesgenehmigung unterliegen. Für die Zukunft behält fich der 
Bund überdem das Recht des Rückkaufs ver einzelnen Bahnen vor, und zwar in 
dem Sinn, daß bei einem Rückkauf nah 30, 45 und 60 Jahren ver Bund ben 
2öfahen Werth des durchſchnittlichen Reinertrags der legten 10 Jahre, nah 75 
Jahren den 22!/sfahen und nad 90 Jahren den 2Ofachen Werth bezahlt. Der 
Bund nahm überdem das Recht in Anſpruch, einzelne Kantone theild zu Koncef- 
fionen, theils zur Bewilligung von Anjhlüffen zu nöthigen, wenn eine neue Eifen» 
bahn im eidsgenöſſiſchen Intereffe fei. Die Streitigkeiten darüber wirkten eine Zeit 
lang der Geldintereffen wegen, die daran gebunden waren, ftärfer auf das Partei- 
weien, als die politifhen Gegenfäge, und wurben zum Theil mit großer Leiden⸗ 
ſchaft geführt. 

Für Flußkorrektionen wurde die Beihilfe des Bundes mit Erfolg 
angeiprochen. An vie Nheinforreftion gab er ben Kantonen Graubünden und 
St. Gallen einen Zuſchußkredit von 2,800,00 Fr. Auch für die Reuß, die Rhone 
und insbefondere die Korreftlon der Juragewäffer intereffirte fi der Bund. Ueber« 
dem unterftügte er ven Bau von Gebirgsftraken hauptſächlich im Intereſſe 
der militärifhen Berbindung ber verfhiedenen Thäler, und gab an bie Brünig-, 
Furka⸗, Oberalp-, Arenftraße und das Bünpnerftraßenwefen ſehr beveutende Bei- 
tragsſummen. 

f) Kulturpflege. Die Kulturpflege gehört vorzugsweiſe in den Bereich der 
Kantone. Dem Bund ift vorbehalten, eine eipsgendffifhe Univerfität 
und eine polytehnifde Schule zu gründen (Art. 22). Die bisherigen 
Verſuche, die erftere herzuftellen, find aber jedesmal an der Eiferfudht der Kantone, 
den widerftrebenden Wünfchen der beutfhen und der franzöfifchen Schweiz und an 
dem unentwidelten Intereffe mancher Gegenden und Bevölkerungsfiaffen für bie 
höhere Geiftesbildung gefcheitert. Der Gedanke ift aber nicht aufgegeben und das 
Bedürfniß einer höchſten Bildungsanftalt der Art, welches durch die drei Kantons— 
univerfitäten Zürich, Bern und Bafel doh nur unvollftändig befriedigt wird, noch 
im Wahsthum begriffen. Dagegen ift 1854 e8 geglüdt, eine polytehnifhe Schule 
in Zürich zu errichten, welche bald zur Blüthe fam, aber noch fehr einer forg- 
fältigen uud humanen Pflege bedarf, um die großen Hoffnungen zu erfüllen, melde 
auf dieſelbe gefegt wurden. 

II. Die Kantonalverfaffungen 

1) Die Öruppen der Kantone, Obwohl ſämmtliche Kantone zu einem 
ſchweizeriſchen Gemeinwejen eng verbunden find, jo find fie unter fih doch in 
Umfang, Volkszahl, Yandesart, Geſchichte und Kultur fehr verſchieden. Diefe 
Mannigfaltigkeit im Einzelnen zu jhildern, dazu reiht der Raum, den das Staats- 
wörterbuch für den Artikel Schweiz gewähren fann, nicht aus. 

Die verſchiedenen Kantone, in der alten Eidsgenoffenfhaft auh Drte und 
Stände genannt, Tiefen fih vor der Revolution hauptſächlich gruppiren: a) nad 
dem Alter ver Bünde: e8 gab 8 alte Orte: Züri, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus und Zug; 5 neue Drte: Freiburg, Solothurn, Bafel, 
Schaffhauſen und Appenzell; ſodann eine Anzahl zugewandter Orte, wie bie 
Abtei und die Stadt St. Gallen, Biel, Mühlhaufen, Rotweil, Graubünden, 
Wallis, Neuenburg, Genf, Bisthum Bafel in verfchievenen und wechſelnden Ver— 
bältniffen; enblih gemeine Vogteien, wie befonders das Aargau, Thurgan, 
Rheinthaal, Sargans und bie italieniſchen Vogteien; b) nah dem Gegenſatze ber 
Städte und Länder: die Stäbtelantone waren: Zürih, Bern, Luzern, Frei- 
burg, Solothurn, Bafel und Schaffhaufen unter den eigentlichen Orten; bie Länder: 
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Uri, Schwyz, Unterwalven, Glarus, Zug, Appenzell; c) nad der Konfefjion: 
Der Gegenfag der katholiſchen und der reformirten Konfeffion fpaltete eine Zeit 
lang die Eidsgenoffenfchaft ähnlid wie Deutihland in eine fatholifhe und eine 
proteftantifhbe Schweiz. Katho liſch blieben: Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalven, 
Zug, fodann Freiburg, Solothurn, zu denen fpäter Teſſin und Wallis hinzufamen; 
reformirt wurden: Zürich, Bern, Bafel, Schaffhaufen, denen fih Waadt und 
Neuenburg in der Yolge anreibten. Einen paritätifhen Charakter nahmen 
bie Kantone Glarus, Appenzell (Außerrhoden proteftantifh, Innerrhoven katholiſch), 
Graubünden, Aargau, Thurgau und feit 1815 Genfan. Der paritätifche Charakter ift 
alfo vorzüglich in ven gemeinen Herrihaften und in den zugewandten Orten ausgebildet 
worden. Die Urfhweiz um den PVierwalpftätterfee her ift bis auf die neuefte Zeit 
faft ausſchließlich Fatholifch geblieben; die angefehenften und gebilveteften Kantone 
ver alten Schweiz aber vertreten entjhieden die Reformation. Im Ganzen verhält 
fi die veformirte Bevölkerung der Schweiz zu der fatholifhen ungefähr wie 
3 zu 2. 

Auch heute noch wirken die alten Gegenſätze einiger Maßen fort, aber nicht 
mehr mit der frühern Stärke. Unter den Kantonen, alten und neuen jeder Art, 
beſteht nun Rechtsgleichheit; die Verfaſſung der frühern Städtekantone iſt nun 
gleichmäßig überall über die Landſchaften ausgebreitet; endlich ſchützt die Eids— 
genoſſenſchaft die verſchiedenen Konfeſſionen überall und ſucht auch die Schweiz 
allmälig die politiſche und Rechtsordnung von der Abhängigkeit von den religiöſen 
und kirchlichen Vorſchriften und Beſchränkungen zu befreien. Im Staate ſind die 
Konfeſſionen geeinigt. 

Der Gegenſatz der Nationalitäten gehört vorzugsweiſe ver neuen Schweiz 
an, denn die ganze alte Eivsgenoffenfhaft der XIII. Orte war deutſch; die 
romanifhen Beltandtheile waren damals entweder nur zugemwandte Orte oder ge- 
meine Herrfhaften oder Unterthanen einer deutſchen Stadt. Nur in Freiburg 
mifchte ſich deutſches und mwelfches Element, aber das Patriciat blieb länger deuiſch 
als die Stadt. In der neuen Schweiz dagegen erfcheint das romaniſche Element 
in voller Selbftändigfeit und zeichnet fih aus durch Bildung und modernes poli- 
tiſches Bewußtfein. Die neue Schweiz ift daher wefentlih zwei- beziehungsmeile 
dbreifpradig. In der Bundesverfammlung fpridt jeder im feiner Sprache und bie 
Geſetze und Beſchlüſſe werden in deutſcher und franzöfifcher, in der Negel aud in 
italienifcher Sprache verkündet. Die franzöfifch ſprechende Bevölferung verhält fi) zu 
der deutſch (alemanniſch) ſprechenden ungefähr wie 1 zu 3, Aber es ift der Schweiz 
gelungen, das Problem der heutigen Zeit ihrerfeits zu löſen; indem fie ven ver 
ſchiedenen Nationalitäten volle Freiheit verftattet in allen Kulturverhältnifjen und 
jede in ihrer Art achtet, wahrt fie den Frieden der Nationalitäten und einigt bies 
felben im Bunde der Freibeit. 

Die XXI Kantone der neuen Schweiz, oder wenn wir die Halbfantone ale 
Staaten rehnen, die XXV Republifen verfelben halten alle noch mit zäber 
Eigenart an ihrer fantonalen Selbftänvigfeit feft, wenn gleich) die moderne Ent- 
wicklung der Kleinftaaterei nicht günftig ift, mancher diefer Kantone nur ungenügende 
Kräfte befigt, um die Anforderungen aud eines einen modernen Staates zu 
erfüllen, und es felbft für einige größere nüglic wäre, ihre enge Unterlage zu 
erweitern. 

Die heutigen Kantone gruppiren fi, je nach verſchiedenen politifchen und 
wirthfchaftlichen Strömungen und Aufgaben bald fo, bald anders; inveffen bilden 
die beiven Kantone Bern und Züri, jener durch die eigene Größe, durch ben 


Die Schweiz. 837 


Bundesfig und durch eine gewiffe Energie des Charakters, dieſer durch inbuftrielle 
und geiftige Kultur hervorragend, oft zwei Gentren, um melde fich die übrigen 
Kantone gruppiren. Zumellen tritt aud der Gegenfaß der Oſtſchweiz mit 
Zürich, der innern Schweiz mit Luzern, ver deutſchen Weftfhweiz 
nit Bern und ber ſüdweſtlichen romaniſchen Schweiz mit Genf ober 
Waadt an der Spike beveutfam hervor. 

2) Geſetzgebung. Ueberall wird die Geſetzgebung ter Kantone durch 
Eine Berfammlung, entweder wie in ben meiften Kantonen durch die Volks— 
vertretung, ven Grofen Rath (Landrath) over wie noch in ein paar 
Ländern dur die Volksverſammlung, die fandsgemeinde ausgelbt. Das 
Zweilammerfyftem, für die Bundesverfammlung wohl anwendbar, paßt nicht zu 
dem engen Raum und den gleichmäßigen Berhältniffen ver einzelnen Kantone Die 
Großen Räthe find fehr zahlreich; die von Zitrih und Bern über 200 Mitglieder, 
in Züri 1 auf 1200 Einwohner, in Bern 1 auf 2000 Einwohner; in andern 
Kantonen 100 und mehr Mitglieder, Luzern 100, Solothurn 107, Bafelftabt 134, 
St. Gallen 150 Mitgliever u. f. f. Der Heinfte Landrath von Urt hat 55, Zug 
67 Mitglieder. 

Die Wahlen in die Volfsvertretung werben meiftens in Wahlkreifen und 
feltener in den ®emeinden vorgenommen, und zwar burchweg in unmittelbarer 
Abftimmung der Urwähler. Stimmberedtigt find, mit ganz geringfügigen Aus- 
nahmen, alle Echmeizerbürger. Nur in einigen Kantonen ſucht man die etwaigen 
Mängel der zertheilten Wahlkreiſe durch einige mittelbare Wahlen des gefammten 
Großen Nathes zu ergänzen, Eine Berbefferung ter bisherigen Wahlmethode nad) 
ven Vorſchlägen von Hare iſt aud im der Schweiz bisher nod nicht verfucht 
worden, obwohl fie in fo Heinen Gemeinwefen am eheften durchzuführen wäre. 

Die Großen Räthe (Ranpräthe, dreifahen Landräthe) ftellen 
das Volk des Kantons in feiner Oefammtheit und Einheit dar und find daher an 
keine Inftruftionen der Wähler gebunden. Sie üben in ben Repräfentativvpemofratien 
die höchſte geſetzgebende Gewalt aus; in vielen Kantonen aud dann, wenn Ver— 
faffungsgefege in Frage find, die freilich immer ter Volksabſtimmung unterliegen, 
in andern nur, wenn nicht ein eigener Verfaſſungsrath erwählt wird, Ueberdem 
prüfen fie den gefammten Stantshaushalt, bewilligen Steuern, haben das Recht, 
den Voranſchlag zu beftimmen und die Staatsrehnung zu genehmigen; ihnen ges 
bührt die Kontrole über die ganze Staatsverwaltung; die Staateverträge bebürfen 
ihrer Billigung; fie üben zuweilen aud ein Recht der Begnadigung aus nament- 
lich bei Tobesurtheilen, und der Amneftie, zumal bei politifhen Bergehen. Bei 
-Kompetenztonfliften zwifchen Verwaltung und Juftiz haben fie oft den Entſcheid, 
oder ernennen zu diefem Behuf Konfliftlommiffionen. Ueberdem üben fie durch 
viele wichtige Wahlen einen fehr großen Einfluß aus auf die ganze Verwaltung. 
Die Mitglieder der Kantonsregierungen und bie oberften Gerichte werben in ben 
meiften Kantonen dur fie auf eine Anzahl Jahre gewählt. Die Ausübung der 
Staatshoheit (Souveränetät) im Namen des Volkes ift in den repräfentativen 
Demofratien vornehmlich, dieſer Volfsvertretung anvertraut. 

Sie verfamneln fih alljährlich, oft zwei und mehrere Male, aber immer nur 
zu kurzen Sitzungen von wenig Tagen. Der Gegenſatz deutfher Kammern und 
diefer Großen Räthe zeigt fich nirgends ſchroffer, als in diefer Beziehung. Alle 
Gefchäfte werben im kürzeſter Frift erledigt; bedarf eine frage einer längeren 
Prüfung, fo geſchieht diefe durch Kommiffionen, welde auch dann zufammentreten, 
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wenn bie Großen Räthe nicht verfammelt find, und welche fi gewöhnlich mit mind- 
liher Berichterftattung begnügen und nur ihre Anträge fchriftlih formuliren. 

In einigen Kantonen, den eigentlihen Demofratien, üben nod Lande 
gemeinden bie oberfte Gewalt aus, in welchen alle ftimmberechtigten Landleute 
alljährlich mindeftens zn Einer ordentlichen Verſammlung zufammentreten, und 
welche unter dem Borfige der regierenden Landeshäupter über Annahme oder Ber- 
werfung der Gefege abftimmen. Es gefchieht das noch in Uri, Ob- und Nidwalven, 
Glarus, Appenzell Außerrhovden und Innerrhoden. Indeſſen auch da bedarf man 
zue Vorberathung einer Bolfsvertretung, melde wieder ald Großer Rath 
oder als Landrath, ober dreifacher Landrath die Gefegesvorfhläge — wenigftens 
in. der Negel — im einzelnen burdhberathet und feftitellt. Der Hauptunterſchied 
der Landsgemeinde- und ber eigentlichen Nepräfentativverfaffung befteht darin, daß 
in jener fi) die verfammelte Bürgerfchaft felber die Sanftion der Gefege und 
insbefondere die Wahl der Regierung vorbehalten hat, während in biefer die Ver: 
tretung auch diefe fonveränen Befugniffe ausübt. Nur in ein paar Kantonen ift 
es den Bürgern geftattet, Anträge an bie og. irrt zu bringen, aber dieſelben 
bedürfen ebenfalls der Vorberathung durch die Yandräthe. 

. Ebenfo werben in drei Kantonen die von der Bollsvertretung bejchlofjenen 
Sefege der Abftimmung ber Bürger in ven Gemeinden unterworfen (Sant- 
tion), in Oraubünden nad alter Sitte, in Schwyz zum Erſatz der früher 
einheitlihen Landsgemeinde und in Bafeland in Folge der BVerfaffungsrevifion 
von 1863, | 

Eine andere — ebenfalld demokratifhe — Form, die Autorität der Großen 
Räthe durch Bolksabftimmung zu befchränfen, ift das Veto, das in manden 
Kantonen eingeführt ift, d. b. die negative Befugnig der Bürger durd Erklärung 
ihrer Nichtzuftimmung ein von der Vertretung befchlofjenes Gefeg unmwirkfam zu 
machen. Es ift zuerft in St. Gallen eingeführt worden, hat ſich dann aber über 
die Kantone Luzern, Solothurn, Schaffhaufen und Thurgau verbreitet. Den Inte 
reffen der Kultur ift es fat ebenfo ungünftig, wie die Sanktion der Gefete in 
den Demofratien, und für bie Intereffen der freiheit ift es entbehrlich. 

3) Regierung und Berwaltung. Der Unterfchied zwifchen politiſcher 
Regierung und abminiftrativer Berwaltung tritt in den Kantonen 
gegenwärtig noch weniger al3 früher hervor, weil die politifhe Leitung vornehm- 
lid) den Bundesbehörden zugehört. Die Aantonsregierungen find daher mehr als 
früher oberfte Berwaltungstollegien geworden. Aber fie find in biefer 
Eigenſchaft felbftändig und nicht etwa bloße Unterbehörben der Bundesregierung. 

In den Repräjentativdemofratien befteht gewöhnlich ein NRegierungsrath 
(Kleiner Rath) von meiſtens 7—9I, in einigen Kantonen aud von weniger, in andern 
von mehr Mitgliedern, welde von den Großen Räthen auf kurze Amtspauern — 
meiftens auf 4 oder 6 Jahren — gewählt werben. Nur in Genf wird der „Con- 
seil d’Etat* von dem „Conseil General“ aller ftimmfähigen Bürger gewählt. In 
biefem Kanton allein ift es daher zu dauernden Kämpfen zwifchen der gefeggebenven 
und ter Regierungsautorität gefommen; in allen andern Kantonen ift die Unter: 
ordnung der lettern unter die erftere unzweifelhaft. Nur wenig ragen aus ben 
Kollegien ihre Borftände hervor, meiftens nun Präſidenten des Regierungs- 
raths genannt und gewöhnlich alle Jahre wechſelnd, weniger als die Bürgermeifter, 
oder Schultheißen oder Landammänner der alten eidsgendffifchen Orte, 
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bäupter und Schranlenämter, an ber Spite die fandammänner und 
Landesftatthalter u. f. f. noch beftimmter hervor, und um bie engere Regie— 
rung (Standesfommiffion, Rath) her fchließt fi oft noch ein zweiter 
Ring als fogenannter zweifaher Rath an. Die repräfentativen Demo- 
kratien ziehen wohl zu einzelnen Kommijfionen bürgerliche Elemente bei, aber nicht 
zu ber Regierung, obwohl eine richtige Verbindung von befolveten Berufsämtern 
und von unbefolbeten Bürgern für manche öffentliche Geſchäfte nützlich wäre und 
dem repräfentativen Grundcharakter der Berfaffung zufagte. 

Diefen Kollegien kommt die fogenannte „vollziehende Gewalt” zu. Unter 
dem ungenauen Ausdruck wird aber nicht blos die Bollziehung der Geſetze und 
noch weniger die Vollziehung der richterlichen Urtheile, weldye großentheils von ben 
Gerichten jelbft geleitet wird, fondern bie gefammte Oberleitung und Berwaltung 
verftanden, ſoweit fie nicht ausnahmsweife durch die Großen Räthe felbft ausgeübt 
wird und nicht zur Rechtspflege gehört. Ueberdem haben fie das Recht der Ini— 
tiative für die Gefeggebung, bereiten alle wichtigeren Anträge an die Großen 
Räthe vor und begutachten die Anträge, welche durch Anzüge an die Geſetzgebung 
gelangen. Aber fie haben weder das Recht der Sanftion von Gefegen noch das 
Beto. Sie promulgiren die Gefege, wie fie enbgültig von den Großen Näthen 
feftgeftellt find. In ver Altern Verfafjung waren die Großen Näthe felber nur ein 
weiterer Ring, ber fih um ben engern Rath anfchloß. Seitdem das Princip der 
„Zrennung der Gewalten” nad der amerikaniſch-franzöſiſchen Staatslehre einge- 
führt worden ift, find die beiden Behörven getrennt. Wohl aber fünnen in ven 
meiften Kantonen die Regierungsräthe zugleich zu Mitglievern der Großen Räthe 
gewählt werden und nehmen dann gewöhnlich auch in ver gefeßgebenden Behörbe 
eine einflußreihe Stellung ein. Für da8 Innere und die Polizei, die Finanz— 
und die Militärverwaltung, öffentlihe Bauten, das Erziehungs- 
wejen und bie Beziehungen zu der Kirche u. f. f. theilen fie ſich hinwieder in 
Departemente oder in Kommiffionen. Zumeilen werden für das Schulweſen aud) 
befondere Oberbehörden, Erziehungsräthe und für das Kirchenwefen Kirchenräthe 
mit erhöhter Selbſtändigkelt eingerichtet, fo jevodh, daß der Regierungsrath immer 
nod die Oberleitung oder doch die Dberauffiht behält. Auh das Vormund— 
fhaftswefen wird in der Schweiz meiftens und richtiger als in Deutjchland 
als eine wirthichaftlihe Angelegenheit und daher durch Vormundſchaftsbehörden 
der Gemeinden und Bezirke verwaltet, welche wieder unter der obervormundſchaft— 
lichen Aufficht der Regierung ftehen. Ebenſo gebührt diefer die Oberaufficht über 
die Verwaltung der Gemeindegüter und die öffentlihen Stiftungen. Gewöhnlich 
ift der Regierungsrath auch das oberfte Berwaltungsgeriht in verwal«- 
tungsredhtlichen Streitigkeiten, welche den Civilprocefjen ähnlich, aber ſumma— 
rifher, verhandelt und durch motivirtes Urtheil erledigt werden. Indeſſen ift bie 
Berwaltungsgerichtsbarkeit nicht fo vollftändig ausgebildet, wie in Frankreich und 
nit jo unabhängig gejtellt, wie in Baden. 

Das Kantonsgebiet ift gewöhnlich in Bezirke zerlegt, und biefe beftehen 
hinwieder aus einer Anzahl Gemeinden. Die Bezirke bilden feine Körperfhaften, 
fondern find nur Abtheilungen des Gebiets zu den Zweden der Verwaltung, melde 
oft von Bezirfsftatthaltern (früher Obervögten, Oberamtmännern) theils allein, 
theils in Verbindung mit Bezirksräthen ausgeibt wird. Die Gemeinden da— 
gegen find zwar auch unterfte Verwaltungsbezirte und haben zu dieſem Behuf oft 
ftaatlihe Ammänner an der Spite, aber fie find zugleidd — und bas ift ihre 
wejentlihere Bedeutung — felbftändige Körperſchaften und haben zu dieſem Behuf 
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ihre eigene Organifation (Gemeinderäthe mit Gemeindepräfidenten) und ihre eigenen 
Gemeindegüter und Gemeindewirthſchaft. Das Gemeindewefen ift die Grundlage 
ber fchmeizerifchen Freiheit und die Grundbebingung der politifchen Bildung. In: 
deffen ift diefe fo wichtige Inftitution gegenwärtig in einer fchwierigen Umbildung 
begriffen aus dem ältern, mehr perfünlihen und familienartigen Bürgerver: 
band in die eigentliche auf dem Wohnfig berubende Ortsgemeinde. Eine 
andere Ausfcheidung, welde der neuern Zeit angehört, der eher privatrechtlichen 
Nutzungs- und Öenoffengemeinde aus der öffentlich-rechtlichen politiſchen 
und Ortsgemeinde, welde für die gemeinfamen Wirthichafts- und Kultur: 
bebürfniffe des Drtes (Stadt, Fleden, Dorf u. f. f.) forgt, ift größtenteils nun 
vollzogen. Im Einzelnen ift die Mannigfaltigfeit der gefeglichen Einrichtungen 
ſehr groß. 

4) Gerichtsweſen. Die Gerihtsorganifation ift in den Kantonen fehr 
mannigfaltig. In einigen Demofratien haben ſich nody mittelalterliche Einrichtungen 
erhalten und ift die Juftiz noch nicht von der Verwaltung ausgefchieen, 3. B. in 
Obwalden ift der Negierungsrath zugleih Kriminal- und Polizeigericht und ber 
Landrath Revifionsinftang für Civilurtheile, wenn glei auch hier der Sonderungs: 
trieb der neuern Zeit zu einem befonderu Kantonsgeriht (Appellationsgericht) den 
Anftoß gegeben hat. In Appenzell Innerrhoden ift der Große Rath noch oberfte 
Inftanz in Civilfahen und handhabt die Blutgerichtsbarkeit, während dagegen ber 
früher ähnlich organifirte Kanton Appenzell Außerrhoden neuerlich die Reformen 
unferer Zeit mit den Sitten des Landes zu verbinden geſucht und ein felbftänbiges 
Obergericht gefhaffen und demſelben ein Kriminal- und Polizeigeriht erfter Inftanz 
aus den Kleinen Räthen untergeorpnet hat. Auch in Bafelftant haben ſich mande 
Defonverheiten, 3. B. ein eigenes Baugeriht und Ehegericht erhalten; die ander: 
wärts in die allgemeine Gerichtsorganijation aufgelöst worden find. In den meiften 
Kantonen ift diefelbe aber nad modernen Grundfägen umgebildet worben. 

Für die bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten ift das Inftitut ber 
Sriedensrihter oder Bermittler in den meiften Kantonen eingeführt. 
Es find das durchweg Männer aus dem Bolf, vor melde alle Streitigkeiten ge- 
bracht werben müffen, bevor die Klage an die Gerichte gelangt, damit fie die 
Parteien zu vergleichen ſuchen. Diefe Entwidlung Hat fih ungemein nützlich be 
währt, indem die meiften ivilftreitigkeiten auf dieſem Wege befriedigt werben. 
Ueberbem gibt e8 in der Schweiz eine Schuldbeitreibung ohne gerichtlichen 
Proceß (f. diefen Art.), welche ven Geldkredit fördert und eine Mafje von Procefien 
vermeidet. 

Meiftens befteht in den Kantonen das Syſtem von zwei Inftanzen 
in Civilfahen, eine bezirfsgerihtlicde erfte Inſtanz und eine oberge 
rihtlide over fantonsgerihtlidhe Appellationsinftanz. Für geringe 
Fälle gibt e8 zuweilen Untergerichte (Zunftgerichte) als erfte Inftanz, fo daß dann 
die Bezirksgerichte Appellationsinftanz werden. Die beiden Inftanzen find Richter: 
follegien, welche aber auf furze Amtsdauer, die oberfte Inftanz meift von ben 
Großen Räthen, die Bezirksgerihte oft von Wahlmännern der Bezirke gemählt 
werden und eben beshalb ihre Unabhängigkeit von dem Parteimefen nur mit 
Miühe behaupten, Die befte Gewähr für die richterliche Selbftändigfeit und Ein- 
fiht liegt in den Fortfhritten der Nehtswiffenfhaft und in ber Anerkennung und 
Beachtung diefer Fortfchritte von Seite des Volks. 

Die Strafgerihtsbarkeit ift zu großem Theile denfelben Behörden 
übergeben, wie die Eivilgerichtsbarfeit, Inteffen gibt e8 in manden Kantonen eine 
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unterſte polizeirichterliche Inſtanz bald von Einzelrichtern (Bezirksgerichts— 
präſidenten oder Friedensrichtern), bald von kleinen Kollegien (Kreisgerichten) für 
bloße Polizeiübertretungen, wenn dieſe nicht etwa noch von den Gemeinde- oder 
Verwaltungsbehörden geſtraft werden. Das Bezirksgericht iſt gewöhnlich 
ordentliches Strafgericht erfier Inftanz für Bergehen. Für vie ſchweren Ver— 
brechen dagegen gibt es in manchen Kantonen beſondere Kriminalgerichte 
als erſte Inſtanz oder nun Schwurgerichte als einzige Inſtanz, aber mit 
Kaſſationsverfahren. | 

Das Geihworneninftitut ift erſt feit der Annahme der neuen Bundesver- 
fafjung in einer größern Anzahl von Kantonen eingeführt worven, in ähnlicher 
Weife, wie in ben deutſchen Staaten. Die leitenden Affifenrichter werden gewöhn— 
lih aus den Mitgliedern der Obergerichte bezeichnet und bie Geſchwornenliſten 
durch Wahlen der Bürger gebildet. Auch in dieſer Hinſicht befteht fein gemein» 
ſames Recht. Die Kantonalgefeßgebungen haben die Einführung der Gejhwornen- 
geridhte jebe nach ihrer befondern Auffaffung ausgeprägt. Es ift das ein offenbarer 
Mangel, der ein gemeinfames Rechtsbewußtſein und eine gemeinfame Rehtsmiffen- 
ſchaft nit auffommen läßt. 

Als oberfte Inftanz, gegenüber ven Schwurgerichten als Kaffationshof, fungirt 
gewöhnlih das Obergeridt. 

Diefe Obergerichte ftehen felber unter der Oberauffiht der Großen Räthe, 
welche zwar fich nicht in die Juſtiz einmifchen, aber die Mitglieder der Obergerichte 
zur Verantwortung ziehen dürfen und ſich die Rehenfhaftsberichte vorlegen laffen, 
aber fie üben hinwieder die Oberaufſicht über alle gerichtliche Thätigkeit aller 
untern Aemter in weiteftem Sinne aus, auch über die Friedensrichter, Rechtötrieb« 
beamten, über die Führung der Grundbücher unt der Pfandbücher für Fahrhabe, 
die Berhörämter, über die Bezirksgerichtspräſidenten, welche hauptfählic in Rechts— 
trieb- und Befigesfällen eine ausgedehnte, felbftändige Gerichtögewalt üben u. f. f. 

literatur: Cherbuliez de la Democratie en Suisse. II. tom. Paris 
1843. Bluntſchli, Gefhichte des ſchweizeriſchen Bundesrechts. 2 Bände, 
Züri 1849. Kaifer, Schmweizerifches Staatsreht. 3 Bände. St. Gallen 1858 
bis 1860. Ullmer, Staatsrechtliche Praris der fchweizerifchen Bundesbehörben. 
Züri 1862. Blumer, Handbuch bes ſchweizeriſchen Bundesſtaatérechts. 2 Bde. 
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IM. Das Schwurgeridt in Frankreich. 

I. Die Einführung des Schwurgerichts in Deutichland. Es ift 
no immer ein fehr verbreiteter Irrthum, daß die Einführung des Gefhwornen- 
gerichts in Deutfhland im Jahre 1848 eine ganz unvorbereitete und überrafchenve 
geweſen, — gleichſam ein Blitz aus fcheinbar heiterem Himmel, wie die Revolution 
in diefem Iahre überhaupt, Es fol nun zwar nicht in Abrede geftellt werben, 
daß die Bewegung von 1848 eine befchleunigte Einführung des Gefhwornen- 
gerichts mit fich gebracht habe. Ja wir fünnen fogar zugeben, daß dieſe Einführung 
ohne jene Bewegung vielleicht gar nicht erfolgt wäre. Aber es muß jenem Irrthum 
gegenüber wiederholt daran erinnert werden, daß man fi in Deutfchland ſchon 
vor dem Jahre 1848 nicht nur mit ver Geſchichte dieſes merfwürbigen Inftituts 
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aufs Eifrigfte befhäftigte,, fondern daß aud die Frage feiner Einführung 
in Deutſchland (joweit e8 nicht ohnehin ſchon eingeführt war — d. i. in ben auf 
dem linken Rheinufer gelegenen, vorher unter franzöfifcher Herrihaft befindlichen 
Gebieten) ein Gegenftand äußerſt lebhafter Kontroverfe gewefen. 

Ueber die Entftehung der Jury haben Biener, Phillips, Grimm, 
Rogge, Maurer, Reynolds, Dahlmann, Mideljen, Wilde, 
Daniels, Köflin, Öundermann u. 4. die allereinläßlichften Unter: 
fuhungen geführt. Ueber den Werth und vie Aufnahme berfelben in Deutfchland 
bat fih nit nur feit der berühmten Schrift Feuerbach's „Betrachtungen 
über das Geſchwornengericht“, Landshut 1813, bis zu ven Verhandlungen ber 
Germaniften zu Lübeck im Jahre 1847 eine nah Inhalt und Umfang fehr reiche 
Literatur angehäuft, — fondern wir finden bie Juryfrage in biefer Zeit aud auf 
ber Tagesorbnung mehrerer deutſchen Volfövertretungen ; fo namentlih in Bayern, 
wo das äußerſt intereffante Referat des berühmten I. v. Rudhart „über ben 
Entwurf eines Geſetzbuches über das Verfahren in Strafſachen“ (d. i. der bayerifche 
Entwurf von 1831), — aus deſſen Nachlaß 1848 herausgegeben von G. Hohe 
— ſich in fehr entſchiedener Weiſe für das Geſchwornengericht ausgefprodhen hat. 

Hält man eine, wenn aud nur flüchtige Ueberſchau über die mannigfaltigen 
Bemühungen in Literatur und Legislation, aus dem früheren unhaltbaren Yuftande 
des Strafprocefjes zu einigermaßen befrievigenden Einrichtungen zu gelangen, fo 
ſcheint die Umgeftaltung weit eher zum Staunen über fpäten, ald frühen Eintritt 
zu berechtigen. Wir heben aus ber bezeichneten Literatur nur beifpielsweife bie 
Shriften von Feuerbach (Betrachtungen über Deffentlihfeit und Mündlichkeit 
der Gerechtigkeitöpflege. 2 Bde. Gießen 1821 und 1825), Zentner („Das 
Geſchwornengericht mit Deffentlichfeit und Mündlichkeit“ 2c. Freiburg 1830. 2. Ausg. 
Heidelb. 1848), das vielbefprohene Gutachten ver preußifhen Immediat— 
juftizglommiffion von 1818; Möhl „Ueber das Geſchwornengericht.“ 
Heivelb. 1838; Höpfner „Ueber ven Anklageproceh und das Geſchwornengericht.“ 
Hamb, 1844; Rintel „Bon der Jury,” Münfter 1844; Welder im 9. Bde. 
bes Staatslexikons; Zahariä „Die Gebrechen und Reform des deutſchen Straf 
verfahrens." Göttingen 1846; Biener „Abhandlungen aus dem Gebiete ber 
Rech tsgeſchichte.“ Leipzig 1846, und die Abhandlungen von Mittermaier 
und Köftlin hervor. !) 

Der Kenner dieſer Literatur und der vermaligen Stvafprozefizuftände weiß auch, 
daß die Vertheidiger des Geſchworneninſtituts ihre Argumentation keineswegs auf 
bie rein politifhen Gründe (Boltsthämlichkeit und Nothwendigkeit einer un- 
mittelbaren Theilnahme des Volks an der Rechtspflege im Eonftitutionellen Staaten) 
beſchränkten, ſondern aud rein juriftifche Gründe für vasfelbe vorzubringen 
hatten. Es ift zwar nicht Alles haltbar, was in diefer Richtung geltend gemacht 
wurbe, insbefondere muß man ber Behauptung entgegentreten, als befäßen bie 
rechtsgelehrten Richterbeamten bie zur Funktion ber Gefhwornen erforberliden 


1) Unter den deutfchen Freunden des Geſchwornengerichts aus früherer Zeit find hervorzu—⸗ 
beben Zuftus Möfer, Kant und Hegel, Klüber und Zahartä. Gegen dasfelbe haben 
fi früher (vor 1848) unbedingt ausgefprocen: namentlib Savigny (in einer 1846 verfaßten 
amtlichen Denkfchrift unter dem Titel: Die Principien in Beziebung auf eine neue Strafproc 
ordnung. Ginen Auszug daraus f. in Goltdammer’s Archiv für preuß. Strafreht Br. VI, S. 
469 ff.), Wächter und Pfordten (die beiden feßteren in der Germaniſten-Verſammlung zu 
* en — während fi) Heffter, ein früherer Gegner des Inftituts, ebendafelbft für dab⸗ 
elbe erflärte), 
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intelleftuellen Eigenſchaften (Unbefangenheit, Lebenserfahrung) in geringerem Maße, 
als die nicht redhtsgelehrten Gefchwornen. Wir kommen unten darauf zu fprechen. 
Ein jehr triftiger Grund für die Einführung der Jury ließ ſich aber aus ver 
Natur der dringend nothwendigen Beweisrehtsreform ableiten. Die 
Anfiht vom Zufammenhange des Gefchwornengerichts mit dem Beweisrecht — fie 
mag nun richtig oder unrichtig fein — hat in ber That nicht wenig zur Ein— 
führung besfelben in Deutfhland beigetragen. Sie findet fich 3. B. ganz aus- 
führlich entwidelt in den Schriften von Welder, Zentner und Rudhart.?) 
Die Reform des früheren Beweisrechts war ebenfo nothwendig, wie die Einführung 
der Münplichkeit und Deffentlichfeit. Wie es fid) bei allen großen Veränderungen 
im Strafverfahren immer in erfter Reihe auch um eine mehr oder minder tief» 
gehende Umgeftaltung des Beweisrechts Handelt, fo auch bei ver Reform des 
Jahres 1848. Zwar galt e8 bei biefer Reform nicht etwa, neue Beweismittel an 
die Stelle der bisherigen zu fegen, wie im Mittelalter, als das Gottesurtheil, 
das Duell und das Eidhelferinftitut obfolet geworden waren, Man war fchon 
längft im Befige der allein rationellen Beweismittel: Zeugen, Urkunden, Indicien 
und Geftänpniß. Ja e8 handelte fih auch nidt mehr um die richtige Werthbe- 
ftimmung dieſer Beweismittel; die bis zur Abjurbität und Brutalität der Folter 
getriebene Ueberſchätzung des Geftändnifjes war — wenigftens in der Theorie — 
Ihon geraume Zeit überwunden; 3) das Zeugnig war ihm gleichgeftellt und die 
Indicien waren wenigftens fo weit anerfannt, daß auf fie allein allenthalben vie 
höchſte Freiheitsftrafe gebaut werden konnte. 

Gleichwohl war die zu treffende Aenderung von nicht geringerem Belang, 
als jene Herftellung neuer Beweismittel. Die Aenderung betraf nichts Geringeres, 
als die Geltung der ridterlihen Ueberzeugung von der 
Skhuldfrage im fontreten Falle, oder mit anderen Worten bie 
Entfeffelung der Thatfrageentſcheidung von den bindenden gefeglihen Beweis— 
regeln. Es fehlte zwar aud vor dem Jahre 1848 nicht an legislativen Erſchei— 
nungen, welche bie richterliche Ueberzeugung von der Schuld des Angeklagten als 
eonditio sine qua non für das „Schuldig“ aufftellten. Allein aufer der richter: 
lichen Ueberzeugung war immer nod ein gejeglid vorausbeftimmtes Maß von 
BDeweismitteln zu einem Schuldig erforverlih. Diefe fogenannten negativen 
BDeweistheorieen fanden aud in der Doktrin mehrfach Billigung und BVBertretung, 
während man ſich gleichzeitig in Geſetzgebung und Doftrin immer mehr und ent- 
ſchiedener von den die richterliche Heberzeugung förmlich ignorirenden fogenannten 
pofitiven DBeweistheorieen abwanbte. Eine folde pofitive Beweistheorie hatte 
z. B. das bayerifche Strafgefegbuh von 1813 aufgeftellt. Es war in berfelben 
nicht nur befohlen, daß der Richter die Schuldfrage zu verneinen habe, falls nicht 
die genau vorgefchriebene Zahl von Beweismittel mit ven ebenfalls genau vorge- 
fchriebenen Eigenfhaften vorhanden fei, — fonbern auch, daß der Richter im 
alle des Borhandenfeins die Schulbfrage zu bejahen habe, — und zwar beides 
ganz abftraft ohne Rüdfiht auf die konfrete Ueberzeugung des Richters. 

Lag nun au in den negativen Beweistheorieen eine theilmeije Anerfennung 
ver richtlihen Ueberzeugung und infoferne unbeftreitbar ein Fortſchritt, jo war aud) 


— auch Feuerbach „Betrachtungen über die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit“ ꝛc. 11 
. 418. 


3) ©. dagegen z. B. die Mittheilungen aus der Pragis von Welder in feinem Staate 
legiton a. a, O. 
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dies doch immer nur eine Halbheit. Der Geſetzgeber, welcher eine ſolche negative 
Beweistheorie aufſtellt, geht doch noch immer von der irrthümlichen Anſicht aus, 
als ſei es möglich und ſeine Aufgabe, für alle Fälle abſtrakt vorauszubeſtimmen, 
wer ſchuldig ſei nnd wer nicht, oder wann eine Anklage für bewieſen gehalten 
werden könne; er will ebenfo, wie ber Geſetzgeber der pofitiven Beweistheorte, 
etwas entfcheiden, was er nicht entjcheiden kann, ohne ſich mit der Wirklichkeit in 
Widerſpruch zu fegen; beide fehen nicht ein, daß ihre Syfteme mit ber Bielge- 
ftaltigkeit des Lebens unvereinbar find; beide abftrahiren, wo die Abftraftion une 
ftatthaft if, — nur der eine mehr, der andere weniger. Die Beweis- oder Schuld» 
frage fann eben vermöge der unabjehbaren DVielgeftaltigkeit des Lebens nur fonfret 
beanwortet werden, d. h. nad) konkreter Würdigung der im einzelnen Falle zu Tage 
gelommenen Beweismittel, — und auf diefem Grunde beruht vie Nothwendig— 
feit, daß die Schuldfrage nah der freien Leberzeugung bes Richters be- 
antwortet werbe, 

Eben an diefe Freiheit der rihterlihen Thatfrageentſcheidung wurde nun. ein 
Argument für das Gefhmwornengericht angefnüpft, indem man — gewiß nicht ohne 
Grund — eine äußere Bürgfhaft für die Nichtigkeit der Thatfrageent- 
ſcheidung verlangte und behauptete, es laſſe ſich hiefür feine beffere Bürgſchaft 
finden, als „vie Uebereinftimmung ver Ueberzeugung einer gewiſſen Anzahl unbe 
ſcholtener über jeten Verdacht einer Parteilichkeit erhabener unabhängiger Männer." 

Bei vechtögelehrten Nichterfollegien vermißte man nit nur die nöthige Un- 
abhängigkeit und Unparteilihfeit (namentlih für politifche Ver-⸗ 
brechensfälle), fondern aud die zu einem ausgevehnten Rekufationsredhte erforder: 
lihe und überhaupt Vertrauen einflößende Anzahl von Nidtern. Dabei nahm 
man aber faft überall einen inneren unzertrennlihen Zufammenhang zwiſchen ber 
juriftifchen (technifchen) und politiihen Seite des Gefcdhworneninftituts an und man 
hielt legtere durchaus nicht für untergeordet. „Die Jury" — fagt Rudhart 
a. a. O. S. 58 — „fol nidt blos in Betracht kommen als ein vorzügliches 
Mittel, das Volk mit den Gefegen vertraut zu machen und das öffentliche Leben 
zu erhöhen, fowie als eine Beringung wahrer Gerihteöffentlichfeit, da es nah 
dem Zeugniffe ver Gefchichte feine dauernde und wahre Gerichtsöffentlichfeit giebt, 
wenn das Volk nicht thätigen Antheil an ter Rechtsverwaltung, als an feiner 
eigenen Sache nimmt; fondern auch als ein wefentlicher Theil der Staatsverfaſſung 
einer gemäßigten Monarchie und als ein unentbehrliches Schugmittel der Unab— 
hängigfeit und Reinheit ver Nechtepflege, alfo eines der wichtigften Theile ver 
öffentlichen Freiheit.“ ... „Die üffentlihe Wreiheit und bie Gerechtigkeit her 
Strafrechtspflege fordern, daß die Macht, das „Schuldig* auszufprehen und bie 
Macht zu ftrafen nit in Einer Perfon vereinigt ſeien.“ „Diefe Meinung (daß 
befoldete Richter zu abhängig feien von der Staatsregierung) wirkt auf das An— 
jehen der Gerichte und der Nechtspflege, welche nicht nur keuſch und unbefledt 
fein, fondern aud über vie Möglichkeit ve Verdachts, es nicht zu fein, 
geftellt fein muß." Aehnliche Betrachtungen in größerer oder geringerer Ausführlichkeit 
findet man ſchon geraume Zeit vor 1848 aud noch an vielen anderen Orten, fo 
namentlid) in ven bereits angeführten Schriften von Zentner, Welder, 
Mittermaier und Köſtlin. Ueberall wird das Gefhmorneninftitut fomohl 
als politiihe Einrichtung wie als Rechtsanſtalt gepriefen und es ift befonders 
merfwirbig, daß feine Gegner im Anfchluß an Feuerbach weit mehr ven 
politifhen, als den juriftifhen Werth anzuerkennen geneigt find. Damit hängt es 
auch zufammen, daß man faft gar nicht von der Mitwirfung einer Jury in ber 
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Civilrechtspflege, fondern regelmäßig nur von ber Mitwirkung in ber 
Kriminalrehtspflege fprah und auf viefe fein Neform-Berlangen beſchränkte. Die 
weitere Befchränfung auf vie Urtheilsjury Hatte ihren Hauptgrund wohl barin, 
daß das geltende franzöfifche Recht in Frankreih und den Staaten bed linfen 
Rheinufers die Anktlagejury nit beſaß. Es fehlte inveffen auch nicht an 
Stimmen, welche die Anklagejury forderten; fo 3. B. Rudhart. 

Wie man nah alle dem über die Aufnahme ver Jury unter die Forderungen 
des Jahres 1848 und über deren Gewährung in Staunen gerathen fonnte, ift in 
ver That ſchwer zu begreifen. Es ift ſchwer zu begreifen, wie man insbejonbere 
nachträglich fo vielfadhy an der vorzugsweifen Betonung der politifhen Bes 
deutung Anftoß nehmen kann, da doch nichts natürlicher ift, ald daß dem BVolfe, 
und zwar im Jahre 1848, vie Jury gerade als politifches Inftitut befonders werth- 
voll erſchien, nachdem die Strafjuftiz der beſoldeten Richterbeamten hauptfählid in 
den politiihen Proceſſen fo großes Miftrauen und fo ernfte Unzufriedenheit erregt 
hatte, Man follte überhaupt nicht vergeflen, in welchem inneren Zufammenhange 
die Strafgerichtsverfaffung mit ben politifhen Zuftänden der Völker fteht, und 
daß faft regelmäßig mit großen politifchen Veränderungen eine beteutenve Umge- 
ftaltung der Strafgerichtöverfaffung Hand in Hand geht. Bei einer aufmerkfamen 
Betrachtung des Umfanges und Inhaltes ber im Jahre 1848 eingetretenen polis 
tifhen Umgeftaltungen in Deutfhland müßs es fehr auffallen, wenn tamals neben 
den befannten Forderungen des Vereins- und Verſammlungsrechtes, der Preffreis 
heit ꝛc. die des Gefhwornengerichts gefehlt hätte. 

I. Die Entwicelung des Schwurgerichts in England. Nadı 
dem wir uns fomit vie gefhichtliche Thatſache ver Einführung des Gefhmwornen« 
gerihts in Deutfchland Har gemacht haben, künnen wir uns der näheren Betrachtung 
diefes wichtigen Inftitutes felbft zuwenden. Um aber basfelbe in feiner heutigen 
Geftalt und in feinem inneren Weſen gehörig zu begreifen, ift es nothmenvig, 
einen wenn auch nur oberflächlichen Blid auf feine Entftehung und geſchichtliche 
Ausbildung in England zu werfen; fowie e8 aud zur Beurtheilung der jett bei 
und in Deutſchland beftehenden Einrichtungen erforderlich ift, die Einführung ber 
Jury in Frankreich zu Serüdfichtigen und die franzöfifchen mit den englifhen Ein- 
richtungen zu vergleichen. 

Unter ven verſchiedenen Anfihten über ben Urfprung des Gefchwornengerichts 
bat ſich — wenn auch nicht ohne bedeutende Anfechtung, namentlih von Köft- 
lin‘) und Gundermanns) — bis jest nod immer die Biener’fheh) 
als herrichende zu behaupten gewußt. Im neuefter Zeit hat fie im Wefentlihen wieber- 
holte Anerkennung von Marquardſen, Maurer, Tippelsficd, 
Mittermaier, Glafer und Gneift”) gefunden. Die beiden großen 





+) Mendepunft des deutichen Strafverf. im 19. Jahrhundert. Tübingen 1849. 

59 Geſchichte der Entſtehung der Jury in England. Münden 1847. Ueber die Einſtimmig— 
as ter —— München 1849 und neuerlich wieder in feinem Engliſchen Privatrecht. Tü— 
ngen 1864. 

6) Zuerft in Kürze entbalten in feinen Beiträgen zur Gefcichte des Inquiſitionsproceſſes 
und des Geſchwornengerichts. Leivgig 1827 und in den Abhandlungen aus dem Gebiete der 
Rechtägefchichte. Leipzig 1846, — fodann ausführlich in den 3 Bänden feines „Geſchwornenge— 
richte“, Leipzig 1852 und 1855. 

7) 5. jetzt auch deffen „Geſchichte und heutige Eeſtalt der engliſchen Kommunalverfaſſung“. 
2. Aufl. 2 Pre, Berlin 1863. Das bedeutendſte engliſche Werk über Die Geſchichte der Ge— 
fchwornengerichts ift das — auch ſchon von Biener berüdfichtigte — von W. Forfyth »history 
of trial by jury«, London 1852. 
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Artikel in Weiske's Rechtsleriton Br. 10 (von Schwarze) und in Erf und 
Gruber's encyhklopädiſchen Wörterbuhe („Geihwornengeriht” von Heimbad) 
fließen ſich im hiſtoriſchen Theile genau an Biener’s Unterfuhungen an. 

A. Nach diefen Unterfuhungen ift nun vor Allem ausgemadt, daß die Civib 
jury, d. 5. die Thätigfeit eines beeivigten aus 12 Männern (liberi et legales 
homines) beftehenden Gemeindeausſchuſſes in Giviiftreitigfeiten zur Entſcheidung 
von ftreitigen Thatfragen — älter, als die Kriminalurtbeilsjury, und daß biefe 
nah dem Borbilve der erfteren entftanden ift. Wahrfcheinlich ift die Giviljurk 
nordiſchen Urjprungs und von ven Normannen (nah Eroberung Englands 
buch Herzog Wilhelm — Schlacht bei Haftings 1066) aus der Normandie nad) 
England verpflanzt worden. Es würde zu viel Raum in Anfprucd nehmen, wenn 
wir die hiefür beigebradhten Nachweiſe vorführen wollten. Wir verweiſen bezüglid 
ber Gefhworneninftitute in Island, Rußland, Dänemark, Schweden und in ber 
Normandie auf die Unterfuchungen von Dablmann, Wilda, Midelfen, 
Maurer, Barntönig und Biener. 

Zum Berftändnifje ver Role, welche vie Civiljury bei ihrem erften Auftreten 
in England fpielt, ift e8 nun aber notäwendig, die englifhe Gerihtsper 
faffung bes 12, Jahrhunderts zu betrachten. Es gab in der Mitte des 12. 
Jahrhunderts in England folgende Gerichte: 

1) Die Niedergerichte der fogemannten libertates. Dazu gehörten: a) bie 
Gerichte der Städte und vieler Fleden (burga), b) bie curiae baronum ober 
dominorum, c) bie curiae ber Biſchöfe und Aebte auf den Beflgungen ber Kirche. 

2) Was nad Abzug diefer Immunitäten vom Lande übrig war, ftand unter 
ber Gerichtsbarkeit des Graffhafts-Vorftandes (vicecomes, seyregerefa, sheriff), 
— placita comitatus. 

3) Ueber allen Landesgerichten fiand vie euria regis, die nicht blos für bie 
ſchwereren Berbrechensfälle und gewiſſe Civilfahen ausſchließlich zuftändig war, 
fondern an welche auch amdere Kriminal- und Civilfahen mit Umgehung ber eigent- 
lich kompetenten Gerichte gebracht werden konnten, placita coronae. 

Die Graffhaftsgerichte (placita comitatus) und die curiae baronum waren 
nad; altgermanifhem Volksrechte mit den zur Gerichtsfolge (secta) verpflichteten 
Grundbeſitzern befegt; ähnlich die Stabtgerichte. Ueberbies hatten die vicecomites 
aud noch die Verpflichtung, die Hundertſchaften, in welche ihre Grafſchaften einge 
theilt waren, in beftimmten Terminen zu bereifen, bafelbft außer verfchiedenen 
anderen Juftiz und Aominiftrativgefhäften vie Vifitation der fogenannten Frei- 
bürgſchaften oder Zehnſchaften (d. h. die aus je 10 Mann beftehenven Bürg- 
ſchaftsvereinigungen) zu beforgen und die damit zufammenhängenden Rügegerichte 
abzuhalten. j 

Die ceuria regis beftand aus vom König ernannten Juftitiarien; Vorſtand 
war ber capitalis justitiarius Angliae als Gtellvertreter des Königs. Noch ehe 
fi} die curia regis in die noch jetzt beſtehenden drei hohen Gerichtshöfe von 
Weftminfter fpaltete, hatte man zur Bewältigung der Gejhäfte und zur Koften- 
erfparung (nad mehrmaligen Berfuhen) im Jahre 1176 auf ber Reichsverſamm⸗ 
lung zu Nottingham die periodiſche Abſendung von Mitgliedern der curia regis 
(justitiarii itinerantes) in bie verſchiedenen Grafſchaften beſchloſſen, um durch fie 
die geſammte Jurisdiktion dieſes Gerichtshofes ausüben zu laſſen, — eine Ein- 
richtung, die im Wefentlihen noch heute in England fortbefteht. . 

Zu ten wirkfamften Mitteln, den Umfang der Jurispiktion der curia regis 
(namentlich aud im fistalifchen Intereſſe) zu erweitern, gehörte num eben bie Ein- 
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führung ber Civil-Jury, und zwar als einer fehr willtommenen Erſatzes für 
das gerichtliche Beweismittel des Zweilampfes. Unter die normänniſchen Feudal⸗ 
einrichtungen, mit welden ſich bie angelfähfifhe Bevölferung am Wenigften be- 
freunden konnte, gehörte nämlich auch ver gerichtliche Zweikampf als Beweis— 
mittel. Deshalb verorbnete ein Reihstagsbefhluß unter Heinrich II. (1154— 1189), 
daß bei gewiffen Eivilrechtsftreitigkeiten, bei welchen bisher das Duell als alleiniges 
Beweismittel gegolten, fortan beive Parteien zur Umgehung des Duells berechtigt 
fein follten, bei ber curia regis bie Bitte um Feftftellung des Rechts auf dem 
Wege einer Rekognition durch 12 glaubenswürbige Männer (per XII legales 
homines) aus ver betreffenden Hundertſchaft anzubringen (se ponere in assisam 
et petere recognitionem). Wurde dieſem Geſuche (des Beklagten) von ber curia 
regis entiprodhen, fo erhielt zunächft das betreffende Nievergericht ein königliches 
breve de pace, d. 5b. ein Inhibitorium, weil nur bie curia regis eine recognitio 
ober assisa abhalten konnte. Sovann aber befam der vicecomes auf Antrag bes 
Klägers durch königliches Refkript den Auftrag, 4 ehrenhafte Mitglieder des Ritter 
ftandes (IV legales milites) feiner Grafihaft zur Wahl von 12 legales homines 
aufzuforbern, welch legtere dann auf ihren Eid zu entfcheiden hatten, welche von 
beiden Parteien Recht habe (utrum A. vel B. majus jus habeat in terra illa). 

Der Ausfprud viefer Geſchwornen konnte, da fie ſtets aus der Nachbarſchaft 
oder ber betreffenden Hundertſchaft, in der das ftreitige Grundſtück gelegen, gewählt 
wurden, auf eigener finnliher Wahrnehmung oder auf leicht einzuziehender unmittel- 
barer Erkundigung beruhen und ftellt fi daher als eine Art von Gemeinde 
Zeugniß (Zeugnig von Gemeinde-Repräfentanten) dar, durch welches inbeflen ber 
Streit ebenfo definitiv entfchieven wird, wie durch Duell. Einwendungen konnten 
gegen dieſe Gefhwornen in ähnlicher Weife vorgebracht werben, wie gegen Zeugen; 
fowie fie auch im Falle falfcher Ausfage verfelben Strafe unterlagen, wie falfche 
Zeugen. Die nichtswiſſenden Gefhwornen wurden durch andere erfegt; im Falle 
mangelnder Einftimmigteit trat das aflortiare ein, d. h. e8 wurben fo viele hinzu- 
genommen, bis entweder 12 Stimmen für ven Kläger oder für den Beklagten 
beifammen waren. 

Die ausſchließliche Befugniß der justitiarii itinerantes zur Abhaltung 
folder assisae fonnte bei dem mohlthätigen Charakter diefer Einrichtung (als 
Palliativ gegen das Duell) natürlich nicht verfehlen, der Jurisdiltion des könig— 
lihen Gerichts eine große Erweiterung zu verfchaffen, und zwar um fo weniger, 
als fi die vicecomites oder sheriffs im Mittelalter vielfachen Amtsmißbraud zu 
Schulden fommen ließen. 

Neben viefen Rekognitionen (over Affifen, wie fie fpäter regelmäßig genannt 
werden) fommt aber ſchon frühzeitig (jedenfalls zu Königs Johann's Zeit) noch 
eine andere Civiljury unter dem Namen jurata vor, bie ſich wahrfheinlid auf 
dem Wege der Praris nah dem Borbilde der assisa gebildet hat und zur Ent- 
ſcheidung von flreitigen, namentlich präjubiciellen Inciventfragen und Erceptionen, 
wo feine assisa ftattfinden fonnte, in Anwendung fam. Wir brauden uns aber 
bei dem Unterſchiede zwifchen dieſer und jener Civiljury um fo weniger aufzuhalten, 
als beide ſchon feit dem 14. Jahrhundert in einander aufgegangen find, und als 
dieſer Unterfchied fi) doch nur auf unmefentlihe Punkte bezieht, fo daß die end» 
liche Berfchmelzung beider Inftitute auch nicht ausbleiben konnte. Es ift in Bezug 
auf die Civiljury nur nod hervorzuheben, daß im Mittelalter im Falle des Ueber- 
einfommens der Parteien bei faft allen Eivilflagen eine Entſcheidung durch 
jurata möglih war. 
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B. Sowie nun hienach in Civilſachen eine Jury an bie Stelle des Zwei- 
fampfes geſetzt wurbe, fo trat fpäter (am Anfang des 13. Jahrhunderts) aud im 
Kriminalverfahren an die Stelle von Duell (und Oottesurtheil) eine ver 
Civiljury nachgebilvete Kriminaljury zur Entfcheidung über die Wahrheit einer 
Anſchuldigung. Um nun aber die Stellung begreifen zu fünnen, welche die Urtheils- 
jury im Kriminalverfahren anfänglid eingenommen, ift e8 nothwendig, das Kri— 
minalverfahren zu fennen, welches vor ver Einführung der Urtheilsjury 
üblid war, — und e8 find hiekei vor Allem bie beiden Fälle zu unterfcheiden, 
wo nur eine Privatanflage (appellum) und wo bereits die Beſchuldigung durch 
den Ausfprud einer Nügejurh (indietamentum) vorlag. 

a) Es gab am Anfang der normännifhen Zeit eine doppelte Rügejurh, bie 
vom vicecomes und bie von ben reifenden Richtern abgehaltene. Letztere war von 
ungleich höherer Bedeutung als erftere und ift auch für uns aus dem boppelten 
Grunde von größter Wichtigkeit, weil aus ihr im 13. Jahrhundert die Kriminals 
urtheilsjury (fleine Jury) hervorgegangen und weil fie zugleich die Vorläuferin 
ber heutigen englifhen großen oder Anklagejury geweſen if. Nah Biener 
bat das ſchon im angelfächfifhen Nechte vorhandene (und da mit den fogenannten 
Freibürgſchaften oder Gefammtbürgihaften, fowie mit der Freipflegefhau zufammen- 
hängende) Rügeinftitut feine entjhievene Form als Nügejury mit 12 Geſchwornen 
ebenfalls erft in ver Normannenzeit nad) vem Vorbilde der assisae erhalten, Die 
Nügejury des vicecomes ift zwar älter als bie der justitiarii itinerantes, aber 
auch Tegtere ift jedenfalls ſchon ebenfo alt, wie die Einrichtung ber reifenven 
Richter felbft (1176). Sobald der königliche Richter auf feiner Rundreife (circuit) 
an dem Site des abzuhaltenden Nügegerichts angelommen war, verpflichtete 
er bie (für jede Hunbertfchaft ſchon vor feiner Ankunft erwählten) 12 Rügemänner 
(Ritter oder Freifaffen) eivlih über Alles, worüber fie gefragt werben würden 
(eapitula itineris), die Wahrheit zu fagen und die ihnen ertheilten Aufträge 
auszuführen. 

Die Rüge der 12 Ritter oder Freiſaſſen ftellt ſich als eine feierliche Anklage 
bar, welche, wenn fie bei näherer Nachforſchung gegründet erfchien, zur Folge hatte, 
daß der Gerügte fi dem Gottesurtheil (durch Feuer oder Wafler) unterwerfen 
mußte und im Falle des Unterliegens mit der herfümmlichen Strafe beftraft wurde, 
Neinigte fih der Gerügte duch das Gottesurtheil, fo mußte er gleichwohl für fein 
ferneres gutes Berhalten Bürgen ftellen und wurde überdies in den ſchweren Ber- 
brechensfällen Iandesverwiefen. In Bezug auf den Zufammenhang zwifchen biefer 
Nügejury und der heutigen engliſchen Anklagejury mag fogleid hier bemerkt 
fein, daß ſchon im Jahre 1368 von Juftitiarien über diefelben Punkte nicht blos 
bie Feine Hundertfhafts-Nügejury befragt wird, fondern aud eine vom vicecomes 
aus der gauzen Grafſchaft ernannte, große Rügejury von 24 Gefhwornen (Rittern). 
Wahrſcheinlich diente die große, aus 24 Rittern beftehende Civiljury (Ober 
jury), — welde in folden Fällen zu entſcheiden hatte, wo das Verdikt einer 
assisa oder jurata (mitteld einer attincta) als falſch angefochten worden war, — 
dem Juftitiar zugleih ald große Nügejury, und fheint deren Aufgabe in 
Straffadhen darin beftanden zu haben, in zweifelhaften Fällen analog der Funftion 
ver großen Civiljury nad Auftrag des Juftitiars die Rügen der Hundertjchaften 
nod einmal zu prüfen. 

Die Meine Rügejury ift im Laufe des 16. Jahrhunderts untergegangen und 
das heutige englifhe Strafverfahren kennt außer der Urtheilsjury nur nod) bie 
große oder Anklagejury, welde aus mindeftens 12 und höchſtens 23 Geſchwornen 
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befteht. Die Zahl 23 hat ihren Grund wohl darin, daß zu einem bejahenden 
Berbift der Anklagejury (true bill) minbeftens 12 übereinftimmende Bota gehören 
und daß bei 24 Botanten ſich leicht 12 bejahende und 12 verneinende Stimmen 
gegenüberftehen können. Die Funktion der Ankiagejury ift aber wefentlid feine 
andere, als die der alten Rügejury. 

b) Was nun aber den anderen Fall — die Privatanklage — betrifft, 
fo war diefe in der Regel mit einer förmlichen Ausforderung zum Zweifampfe 
verbunden, — einem Beweismittel, welches, wie fhon bemerkt wurde, zwar ben 
Neigungen der normännifchen Eroberer entſprach, bei der angelfähftichen Bevölke— 
rung aber fehr unbeliebt war und aud von dem königlichen Gerichte ſowohl we— 
gen feiner Unzuläffigteit in gewiffen Fällen (3. B. wenn eine ber Parteien eine 
rau war), ald auch, wegen feiner inneren Unzweckmäßigkeit mißbilligt wurde. 

Wenn fih ver Angeklagte in dem Zweikampfe hielt, bis bie Sterne am Him- 
mel waren, fo war er damit von ber Anklage frei. Unterlag er, fo war er ſach— 
fällig. War ver Ankläger zum Duell unfähig, fo wandte er fi wohl in der Regel an eine 
Rügejury, was dann nad Umftänden Unterwerfung des Angeklagten unter das 
Öottesurtheil zur Folge hatte. In Ermanglung einer Rüge mußte der kampfun— 
fähige Kläger durch Ordal beweifen. War der Angeklagte unfähig zum Duell, fo 
mußte er fi ebenfalls dem Gottesurtheil unterwerfen. Dasfelbe trat endlich im 
Valle der handhaften That (d. i. der Ergreifung auf frifcher That oder auf der 
Flucht) ein. 

Oottesurtheil und Zweikanipf waren alio vie Hauptbemeismittel im angel 
ſächſiſch normanniſchen Strafproceß, und beire ftanden bereit? am Ende bes 12, 
Jahrhunderts mit der damaligen Civilifatton und Aufklärung in entſchiedenſtem 
Widerſpruche. Dem Reinigungseide und dem Eidhelferinftitute war nad) Obigem 
fein beveutender Spielraum gelajien. Die Erfahrung hatte fie als fehr trügerifche 
Wahrheitserforfhungsmittel dargeftellt. Es Fonnte alfo aud nicht etwa davon bie 
Nede fein, den Eiphelfern das Gebiet der unhaltbar geworbenen beiden anderen 
Beweismittel einzuräumen. Und doch beftand ein unabweisbares bringendes Be- 
dürfniß nach einem Erfag für das Gottesurtheil und den Zweitampf. 
Diefer Erfag fand fih für den Kriminalproceß in derfelden Einrichtung, die auch 
im Civilproceß an bie Stelle des Zweilampfes getreten war. Er befteht in dem 
Zeugniß der durch eine Jury vertretenen Gemeinde oder Nahbarfchaft (vieine- 
tum, patria). 

C. Den unmittelbaren äußeren Anſtoß zu diefer Reform gab das 4. latera- 
nenfifhe Koncil 1215 unter Innocenz III., durch welches dem Klerus die früher 
übliche Mitwickung bei den Oottesurtheilen geradezu verboten wurde, und zwar 
unter ausbrüdliher Bezugnahme auf die bereit3 vorangegangenen Verbote des 
Zweikampfes. Bermodten nun aud firchliche Verbote ven ohne klerikale Mitwirkung 
ftattfindenden Zweikampf nicht zu befeitigen, fo war dies doch ganz anders bei ven 
Gottesurtheilen, die ohne Mitwirkung ver Geiftlichkeit nicht vorgenommen werben 
fonnten. Man war alfo genöthigt, anftatt des Gottesurtheils zunächft dem Ange— 
klagten ein anderes Mittel zu geben, ſich zu vertheidigen und feine Unſchuld zu 
beweifen. Diefes Mittel aber konnte nad Obigem ber Reinigungseid ebenfowenig 
fein, wie das Duell, und zwar letteres fchon aus dem Äußeren Grunde nicht, 
weil das Ordal meiftens in den Fällen ftattfand, wo das Duell unftatthaft war, 
Wir finden daher fehon im Jahre 1221 die der Civiljury analoge Einrichtung, 
daß in den Fällen, wo früher Ordal ftattfand, durch den Sprudy von 12 bejon- 
ders beeitigten Männern aus der Nachbarſchaft (veredietum patriae) Über Schuld 
und Nichtſchuld des Angeklagten entſchieden wurbe, 
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Diefe Einrichtung wurde dann durch die Praris bald dahin ausgedehnt, 
daß der Angeklagte auch im Falle einer mit Ausforderung zum Kampfe verbundes 
nen Brivatanklage das Duell durch Berufung auf eine Jury (se ponere 
super patriam) abwenden fonnte, fo daß nun der Beweis oder die Entfcheidung 
über die Schuld des Angeklagten fowohl im alle eines indictamentum, als eines 
appellum durch eine Jury geliefert wurde und ein Kriminalverfahren ohne Ur- 
tbeilsjury fi als Ausnahme darſtellte, z. B. im Falle des Geftänpnifjes oder ver 
contumacia des Angeſchuldigten. 

Dem Duell war hienach ein fehr geringer Spielraum geblieben. Im Valle 
eines indietamentum (es fei num ver Rügejury oder der fogenannten Koronerjury) 
war basfelbe ganz ausgefchloffen. Bei appellum hatte zwar ver Angeklagte in ver 
Negel noch die Wahl zwifchen Duell und Jury; allein fein Sieg im Zweilampfe 
hatte nicht mehr die frühere gänzlich befreiende Wirkung; es konnten gegen ben- 
jelben nicht blos polizeilihe Sicherheitsmaßregeln Platz greifen, fondern fogar nod 
eine Unterfuchung ex officio. Wo endlih das Duell nicht zuläffig oder der An- 
Häger oder der Angeklagte fampfunfähig war, mußte fich legterer überall dem 
Wahrfpruche einer Jury unterwerfen. Ia unter Umftänvden trat anfänglich fogar 
ein phufiiher Zwang zur Unterwerfung unter eine Jury ein (durch Gefängniß, 
prison fort et dure). 

Die Urtheilsjury beftand urfprünglich wohl aus denſelben Perfonen, 
welche vie Rügejury gebildet hatten, wobei aber dem Angeklagten natürlich ein 
Rekufationsgreht eingeräumt war. Erft fpäter fand überall eine beſondere Berufung 
und Bildung der Urtheilsjury Statt und ftellte es ſich als Gewohnheit feft, hiebei 
viejenigen zu refufiren, die etwa in der Sache ſchon als Mitglieder der Rügejury 
funttionirt hätten, — welcher Rekufationsgrundfag im Jahre 1351 unter Eduard III. 
ausdrückliche gefeglihe Anerfennung erhielt. 

Die zwölf Gefhwornen mußten fhwören, die an fie geftellten ragen ber 
Wahrheit gemäß zu beantworten, worauf fie vom Ridyter die Weifung erhielten, 
einen Wahrfprud darüber abzugeben, ob der anweſende Beſchuldigte des ihm zur 
Laft gelegten Verbrechens ſchuldig fei oder nit. Mit dieſer a May Fe 
fih die Gefhwornen zur geheimen Berathung, ohne daß irgend eine Vorführung 
von Beweifen oder fonftige Sachverhandlung vor denſelben ftattgefunden hätte. 
Die Gefchwornen mußten aud bier, wie in Civilfahen, ihren Wahrfpruh nad 
ihrem eigenen Wiffen abgeben, weldes fie ſchon vor ihren Zufammentreten 
befaßen oder nad) mitgetheilter Anklage durch eigene Privatthätigkeit anderweitig 
gefammelt hatten. Die Kenntnig der abzuurtheilenden Fälle konnte aber auch von 
den Geſchwornen erwartet werben, fo lange fie aus der Nachbarſchaft (Hundert- 
ihaft) des Angeflagten genommen wurden und folange alle Verbrechen durch bie 
ebenfalls aus der Huntertiheft genommene Rügejury bei den reifenden Richtern 
zur Anzeige gebracht werben mußten. Die Erklärung der Jury war eben damals 
in Kriminalfadhen ebenfo wie in Civilfahen eine Art von Öemeindezeugniß. 
Daher aud das Erforberniß der Einftimmigfeit, daher die Freiſprechung des An- 
geflagten, wenn die Gefhwornen nichts wußten; daher die Zweifel über die Zu— 
läffigkeit einer Jury bei heimlich verübten Verbrechen, wie Vergiftungen; daher bie 
Nekufationen nad den civilrechtlichen Grundſätzen über die Rekufation von Zeugen ; 
daher das Wegfallen der Mitwirkung der Gefchwornen, wenn der Angeklagte ein 
Geſtändniß ablegt, — eine Einrichtung, welche noch heute befteht, mie bie Ein- 
ftimmigkeit. Hegte der Richter Verdacht, daß die Gefhwornen die Wahrheit ver⸗ 
beimlicht haben, fo konnte er fie zur Verantwortung ziehen, fie um die Gründe 
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ihres Spruches fragen, Ebenfo wenn fie nicht einftimmig werben konnten, in wel- 
hem Falle aber aud Zwang durch Hunger anwendbar war. 

D. Die weitere Entwidelung der englifhen Jury befteht ſodann darin, 
daß fie die Zeugenqualität abftreift, und fih vollftändig zur Richterin heraus- 
bildet, d. 5. daß fie ihren Wahrfprud nicht mehr auf eigenes Wiffen und. priva= 
tim eingezogene Erkundigung baut, fondern auf das Nefultat einer vor ihr als 
Richterin in folenner Weife gepflogenen Beweisverhandlung, welde namentlich 
in der Bernehmung des Anklägers, des Angeklagten, fowie der Zeugen und Sach— 
verftändigen befteht. Sichere Spuren von Zeugenvernehmungen vor der Kriminal- 
urtheils-Jury finden ſich exft feit dem 16. Jahrhundert. Bor der Anklagejury fan- 
den ſchon früher Zeugenvernehmungen ftatt und im Civilproceß entwidelte ſich ein 
BDeweisverfahren vor der Jury bedeutend früher ald im SKriminalproceß. Der 
Hauptgrund, welder ein Beweisverfahren vor ber Urtheilsjury nöthig machte, 
war der, daß diefe ebenfo wie die Ankiagejury nicht mehr aus der einzelnen Hun- 
vertichaft, fondern aus der ganzen Graffchaft genommen wurbe und daher weder 
eigene Wiſſenſchaft bei den Geſchwornen vorausgefegt, noch die gehörige Privatin- 
formation fo leicht verlangt werben konnte, Der vollftändige Untergang der Zeu- 
genqualität bei den Geſchwornen ift bereits in der Mitte des 17. Jahrhunderts 
eine vollendete Thatſache, wie die Beftimmung aus dem Jahre 1650 entnehmen 
läßt, daß der Geſchworne, welcher eigene Wifjenfhaft in der fraglichen Sache be- 
fige, dies anzeigen folle, damit er fofort als Zeuge vernommen werben fünne. 
Der Grund der früheren Ausbildung eines Bemweisverfahrens im Civilprozefje liegt 
ohne Zweifel in dem häufigen Gebraude von Urkunden bei Abfchliegung von 
Privatredhtsgefhäften. An die Produktion der Urkunden und Urkundszeugen ſchloß 
fich leicht der Gebraud an, aud andere Zeugen zu probuciren. 

Noch langſamer als der Anfchuldigungsbeweis bat ſich aber ver Berthei- 
digungsbeweis entwidelt. Man fcheint anfangs gar feine Zeugen des Ange— 
ſchuldigten zugelaffen zu Haben; fpäter ließ man fie zwar zu, lud fie aber nicht 
gerichtlih vor und beeidigte fie nicht. Dies wurde erft im Jahre 1695 für Hod- 
verratbsfälle und 1702 für alle Kriminalfahen angeorbnet. Was enplid einen 
rechtsverftändigen Bertheidiger betrifft, fo wurbe erft im Jahre 1836 geſetzlich 
ausgeſprochen, daß ein folder in allen Fällen zugelaffen werben müſſe; eine regel« 
mäßige Beftellung ex officio befteht auch jet noch nicht. 

E. Für die Form des Berfahrens diente der Civilproceß ebenjo wieder 
als Vorbild, wie bei der Entftehung der Kriminalurtheilsjury; fie hat fih unter 
dem Einfluffe der Eivilprocefform ausgebildet. Das heutige englifche Beweisver- 
fahren in Strafſachen ift faft ganz dasfelbe, wie das von Fortescne um 1460 
als Civilverfahren gefchilverte: Der Anwalt (counsel) des Kläger8 oder wenn ein 
folder nicht vorhanden ift, der vorfigende Richter legt den Geſchwornen den Fall 
vor und vernimmt die Anfhuldigungszeugen, an welche die Gegenpartei Kreuzfra« 
gen ftellen kann (cross-examination). Hierauf producirt der Angeklagte feine Ent- 
laftungszeugen, welde von feinem Anwalte — rejp. dem Richter — verhört wer- 
den und ebenfall® wieder vom Gegner ins Kreuzverhör genommen werben können. 
Nah Beendigung der Beweisverhandlung und des Plaidoyers der Anwälte re— 
fumirt der Richter die probucirten Beweile, verweist auf bie Regeln des Beweis- 
rechts (law of evidence) und ertheilt ven Gefhwornen die Belehrung über die 
rechtlichen Merkmale des fraglichen Verbrechensbegriffes, 

Im alle eines Geſtändniſſes des Angellagten fällt, wie ſchon bemerkt, 
die Mitwirfung der Gefhwornen weg und fpricht der Richter fofort nach furzer 
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Prüfung der Glaubenswürdigkeit des Geſtändniſſes das Urtheil. Wenn gewiſſe 
präjudicielle Umſtände ſehr zweifelhaft erſcheinen, z. B. die Zurechnungsfähigkeit 
des Angeſchuldigten, Kauſalzuſammenhang zwiſchen Mißhandlung und Tod, oder 
ob die fragliche Giftſubſtanz wirklich Gift ſei, — ſo kann die Verhandlung vom 
Vorſitzenden auf dieſe Frage beſchränkt und nach Umſtänden jede weitere Verhand— 
lung abgeſchnitten werden. In der Regel erfolgt der einſtimmige Wahrſpruch 
der Geſchwornen, der entweder auf ſchuldig oder nicht ſchuldig lautet, nach kurzer 
Berathung im Sitzungsſaale ſelbſt. In den ſeltenen Fällen, wo nach längerer 
Berathung keine Einſtimmigkeit erzielt werden kann, wird die Jury entlaſſen und 
kommt die Sache zur wiederholten Verhandlung vor anderen Geſchwornen. 

Das Inſtitut der förmlichen Frageſtellung, wie es ſich im franzöſiſch— 
deutſchen Schwurgerichtsproceſſe findet, iſt dem engliſchen ebenſo unbekannt, wie 
dem in mehrfacher Hinſicht ſehr beachtenswerthen ſchottiſchen Rechte. Der vor- 
ſitzende Richter hat den Geſchwornen nicht beſondere Fragen vorzulegen, ſondern 
dieſe haben nur die einzige Frage zu beantworten, ob der Angeklagte nah Maf- 
gabe der vorliegenden Anklageſchrift ſchuldig fei oder nit. Außer der einfachen 
Bejahung und VBerneinung tft aber den Gefhwornen jett auch geftattet, ven An- 
geflagten im geringeren Grade für ſchuldig zu erflären und denſelben der Gnade 
des Königs zu empfehlen. 

Entfheidungsgründe werben von ben englifchen Geſchwornen in ber 
Regel ebenfowenig abgegeben, wie von ven deutſchen. Nur in dem Falle, wenn 
fie den Angeklagten wegen Unzurehnungsfähigfeit für nicht ſchuldig erklären, müf- 
fen fie dies angeben, weil in viefem Falle die Regierung das Recht hat, den An- 
geffagten in eine Irrenanftalt zu bringen. Im Uebrigen find die Geſchwornen im 
engliſchen Rechte abfolut unverantwortlid und weber an bie Negeln des Be- 
weisrechts noch an die Belehrung des vorfigenden Richters über die rechtliche Qua— 
lifitation der That gebunden. 

Wollen fie über die rechtliche Dualififation der That nicht in einem allge 
meinen bejahenden Wahrfprude (Generalverdikt) entſcheiden, weil fie darüber im 
Zweifel find, fo können fie ein fogenanntes Specialverdikt abgeben, d. h. fie 
beſchränken ſich auf die fpecielle Feſtſtellung der von ihnen für bewiefen gehalte- 
nen Thatſachen und überlafjen die Subfumtion verfelben unter das Gefeg (oder 
die juriſtiſche Qualififation) dem vorfigenden Richter. Sie machen aber in Krini- 
nalfadyen felten von dieſer Befugniß Gebrauh, und von irgend einer gejeglichen 
Beſchränkung der englifhen Jury auf Feſtſtellung des Thatſächlichen, wie dies in 
der Abficht des franzöfiichen Geſetzgebers liegt, kann im englifchen Rechte bei ver 
Allgemeinheit der oben bezeichneten Frage offenbar nicht die Rede fein. Der fiherfte 
Beweis dafür, daß die englifhe Jury nicht blos Richterin der That fei und daß 
die Unterfheidung zwiſchen Thatfrage und Rechtsfrage dem englifhen Geſchwor— 
neninftitute nicht zu Grunde liege, befteht eben in dem fogenannten Specialver- 
dikte als ausnahmsweifen Wahrfpruche gegenüber vem die Negel bildenden Gene— 
ralverdikt. Wenn daher auch englifche Schriftfteller den Sag aufftellen: de facto 
judicant juratores, de jure judices, jo wiverfpricht dies geradezu der beftehenten 
Einrichtung, welche aud nicht erft durch die fogenannte Libellafte vom Jahre 
1792 eingeführt wurde, Durch dieſes Gefeg wurde vielmehr nur bie Negel des 
Generalverdifts aud für die Prefvergehen gegen die in diefer Beziehung erhobenen 
Zweifel befeftiget. 

Wenn auch die Gefhwornen im Mittelalter zur Berantwortung gezogen 
und beftraft werben konnten, falls fie gegen bie Beweisregeln oder bie ihnen ge— 
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gebene juriftifche Direktion des Richters veribicirten, und wenn fle aud im älte- 
ren Rechte von dem Richter über bie Gründe ihres Wahrfpruches befragt werben 
fonnten, fo ift doch von alle dem im jetzigen englifhen Rechte nicht mehr vie Rebe, 
Bon befonderer Wichtigkeit war in dieſer Entwidelung ihrer Unabhängigfeit der 
berühmte Fall Bufhel 1670 unter Karl II, wo die 12 Richter der oberften Ge— 
rihtshöfe von England ausfpraden, daß die Verurtheilung ver Gefhwornen (we⸗ 
gen Freifprehung in dem ebenfalls ſehr berühmten Procefje gegen die Quäder 
Penn und Mead) nicht zu rechtfertigen fei. Schon vor beinahe 300 Jahren hat 
Thomas Smith in feinem Werke de republica Anglorum (1565) die Beftrafung 
von Gefhwornen wegen Nichtbefolgung der richterlihen Direktion als thran» 
en und wiberfpredhend gegen bie Freiheit und die Gewohnheiten von England 
ezeichnet. . 

F. Bei der Betrahtung der oben furz geſchilderten Entwidelung der Urtheils- 
jury hat man fi zu ber Trage veranlaßt gefeben, warum denn die rechts— 
gelehrten Rihterbeamten die Funktion der Beweisfrageentidei>» 
dung nicht felbft übernommen haben, nachdem die Geſchwornen nicht mehr 
ald Gemeindezengen auf Grund eigenen Wiffens veridichrten, fondern auf Grund 
von Beweisverhandlungen, — da es doch abjurd wäre, zu behaupten, daß vie 
engliſchen Juriften hiezu weniger befähigt gewefen, als die franzöfiihen und deutſchen? 
Als Antwort auf diefe Frage muß ter Hinweis auf den allmäligen Eintritt 
diefer Umwandlung in Civil- wie Kriminalfachen dienen, fo daß die Umwandlung 
faum bemerft wurde und die frage, ob das Gefhworneninftitut entbehrlich fei, in 
ber fritifchen Zeit ihwerlih auftauhen konnte. Als fie aber fpäter wirtlid, auf« 
tauchte, wurde fie von ben rechtsgelehrten Richtern entſchieden verneint, indem fie 
den vielfältigen hohen Werth dieſes Inftituts, namentlih aud in politifher Be— 
ziehung, volftändig zu würdigen wußten und überdies eine offen bekannte Abnei- 
gung hatten, insbefondere in Kriminalfachen, zu der Berantwortung der Proceßlei— 
tung und der Strafausmeffung aud noch die der Schulvigerflärung auf ſich zu 
nehmen. Daß das englifhe Recht die den Richtern übertragenen Funktionen ber 
BProcefleitung und Strafausmeffung für gewichtig und jchwierig genug hält, um 
venfelben nicht auch noch die Thatfrageentfcheidung aufzubürden, ergiebt ſich auf’s 
Klarfte daraus, daß der vorfigende Richter regelmäßig nit einmal die Zeu- 
gen verninmt, um feine möglihft unparteiifhe Stellung zu bewahren und 
nidt die Verantwortung des Refultates der Beweisverhandlung auf fih nehmen 
zu müſſen. 

Außer der gemwöhnlihen Anklagejury fennt das engliſche Recht noch eine 
befonvere Koronerjury, welde in Fällen eines auffallenden Todes über 
bie Todesurfahe ein Urtheil fält. Bon Einführung dieſes Inftituts in 
Deutfhland Tann nicht die Rede fein; es ift auch in England entbehrlid). 
Wir brauden uns alſo dabei ebenfomwenig aufzuhalten, wie bei anderen 
befonderen englifhen Arten von Urtheilsjury, 3. B. der Specialjurg und ver 
jury de medietate linguae. 

Weit Iehrreicher wäre es dagegen, vie Geftaltung des Schwurgerichts in je— 
nen Ländern zu betrachten, welche vasfelbe nicht, wie wir, erft aus Frankreich 
bezogen, fondern unmittelbar von England erhalten haben: Schottland, Ir» 
land, Nordamerifa und insbefondere Malta. Allein biezu fehlt und der 
nöthige Raum und wenn wir e8 uns auch nicht verfagen Fünnen, bie und da 
wenigftens auf einige beſonders bemerkenswerthe Einrichtungen des ſchottiſchen 
Rechts Hinzudenten, fo müſſen wir und im Uebrigen doch damit begnügen, auf 

Bluntſchli und Brater, Deutiges Staats⸗Wörterbuch. IX. 23 
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bie betreffende Literatur zu verweifen, namentlih auf Mittermaier’s „Eng- 
lifches, fehottifches und norbamerifanifhes Strafverfahren.“ Erl. 1851.8) 

IH. Das Schwurgericht in Franfreich. Indem wir uns alfo 
ber Einführung des Gefchworneninftituts in Frankreich zuwenden, finden wir, 
daß fich bier bei feiner Würbigung gleih von Anfang an ver politifche 
Standpunft geltend madt. Es ift befanntlih eines der größten Berbienfte 
von Montesquieu, feine Landsleute auf die Vorzüge der englifhen Staats- 
einrichtungen aufmerffam gemacht zu haben, und unter den Inftitutionen, be 
ren Nahahmung er dem franzöfifchen Geſetzgeber empfohlen, nimmt das Ge— 
Ihwornengericht einen hervorragenden Play ein. Da Montesquieu überdies der- 
jenige ift, welcher zuerft den inneren Zufammenhang der Strafgerichtsverfafjung 
mit der Staatsverfafjung und den politifhen Zuftänden überhaupt gründlich bar- 
gethan, fo verftebt es ſich von felbft, vaß bei ihm die politifche Seite des Ge- 
Ihwornengerihts im Borbergrunde fteht, und es kann dies um fo weniger befrem- 
den, als befanntlih auch ſchon die englifchen Juriften bes vorigen und 17. Jahr- 
hunderts, durch die Erfahrung belehrt, ven politifhen Werth ihrer Jury vollftän- 
dig erfannt hatten.) Das Geihwornengeriht war für Montesquien die Durd- 
führung feines politifhen Grundprincips der Trennung und Tpeilung der 
Gewalten auf vem Gebiete der Strafjuftiz. 10) 

Die Auffaffung von Montesquien blieb aber nicht blos in Frankreich maß- 
gebend, fondern fie war auch für die deutſche Auffaffung einflußreih. Ihr folgten 
in Frankreich zunähft die Eneyklopädiſten und ihr Anhang in Italien, 
namentlich Beccaria. 1!) Allenthalben erblidte man in dem Geſchwornengericht eines 
ber ftärfften Bollwerke gegen den Abjolutismus und eine der fiherften Bürgfchaf- 
ten der bürgerlichen Freiheit. Als man daher unter Ludwig XVI. an eine Reform 
des Kriminalprocefjes ernftlihd Hand anlegte,12) zeigte fih der Einfluß des eng- 
liſchen Rechtes bereits fo mächtig, daß der Parlamentsabvofat Comeyras, Mitglied 
ber Reformlommiffion, in feinem Berichte 1789 ein öffentlihes Berfahren 
mit jury empfahl. Nod entjchievener lautet die Erflärung von Sieyes in feiner 
berühmten Schrift: „Qu’ est ce que le tiers-état?“ 1789: Le jugement par jures 


8) Aus der deutfchen Literatur über das englifche Strafverfahren find noch hervorzuheben: 
Rüttimann „Ueber die englifche Strafrechtöpflege*. Zürich 18375 — Henty Stephen „Danb- 
buch des englifchen Strafrechts und Strafverfaffung“, überfeßt und erflärt von E. Mühry. 
Göttingen 1843; — 3. Glafer „Das englifchefhortifhe Strafverfahren.” Wien 18505 — W. 
a Enger des englifchen Bemweisrechts“ bearbeitet von H. Marquardſen. Seidel: 

era 1851. 

9) „Unter Jakob It, hat die Freifprehung der Bijchöfe gegenüber der Verfolgung eines des— 
potifhen Monarchen die dauernde Ueberzeugung binterlafen, daß in dem einftimmigen Geſchwor— 
nenſpruch die ſtärkſte Garantie liegt, welche eine Gerichtöverfaffung gegen PBarteiletvenfhaft über- 
haupt gewähren kann.” Bneift. Geſchichte und heutige Geftalt der engliihen Rommunalverfaf- 
fung 2. Aufl. Berlin 1863 S. 310. 

u darüber Gneift „Die Bildung der Gefchwornengerichte in Deutfchland.” Berlin 
1849. ©. 109, 

11) S, Staatäwörterbuh, Artifel Beccaria. 

12) Durch die Revolution wurde, wie Helie I pag. 675 fagt, ber Fall des in den Dr- 
donnanzen von 1539 und 1670 enthaltenen Kriminalproceſſes nur befchleunigt; er war ſchon fange 
vorher vorbereitet. Seit dem 16. Jahrhundert hat er bereits lauten Tadel erfahren, namentlich 
von Ayrault und Zoyfeau. — Bezüglih der franzöfifhen Kriminalprocefge- 
fhichte verweien wir im Allgemeinen auf den erften Band des unten angeführten Werkes von 
Helie und a die Werke über franzöfifche Nechtögefchichte von Warntönig und Stein und 
von W. Schäffner. " 
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est le veritable garant de la libert@ individuelle en Angleterre et dans tous 
les pays du monde, ou l'on aspirera & £tre libre. 

Die Einführung der Jury in Ariminalfahen wurde von der konſtituirenden 
Berfammlung am 30. April 1790 beſchloſſen und die Konftitution von 1791 ent- 
bielt die förmliche Reception ſowohl der Anklagejury, als der Kriminalurtheilsjurg. 
Die Einführung von Gefhwornen in den Civilproceß wurde von Anfang an ver» 
worfen, wiewohl es ihr nicht gänzlih an empfehlenden Stimmen fehlte. Diefe 
fonnten aber bei der vorherrfchenden Betonung der politiihen Geite ver Jury 
ebenfowenig zur Geltung gelangen, wie bie wenigen Stimmen, die fid) gegen bie 
Jury überhaupt erhoben. 

Indeſſen trat das Inftitut erft mit dem 1. Jänner 1792 ins Leben und hatte 
fogleih unter der unmittelbar folgenden Schredensherrfhaft eine ſehr ernfte Probe 
zu beftehen, welde fie aufs Ehrenvollfte beftand. Die nad den erften gefeglichen 
Beftimmungen über die Bildung der Gefhwornenbant aus der Bürgerfhaft ge- 
wählten Gefhwornen konnten weder durch Drohungen noch durd andere Mittel 
zu willenlofen Werkzeugen der Schredensmänner gemacht werben, und die Madıt- 
baber fahen ſich in Berfolgung ihrer blutigen Zwede genöthiget, eben jene gefeg- 
lichen Beftimmungen in der Art zu Ändern, daß der verwilderte, blutdürſtige Pö- 
bel auf der Geſchwornenbank figen konnte. Man dehnte die Jurpfähigfeit auf alle 
25 Jahre alten citoyens aus und legte die Auswahl nad) freieftem Ermeſſen in 
die Hand ver Nationalagenten des Diſtrikts. Aber felbft in dieſer Frage eines 
Geihworneninftituts fanden die Schredensmänner noch nicht ein fo bequemes 
Werkzeug für ihr Treiben, als fie braudten, daher fie geradezu nah rüdfichtslo- 
jefter Willführ ihre erprobten Trabanten als ftändige und befoldete Geſchwornen 
in die Revolutionstribunale fegten. Es bedarf hienach wohl faum der Bemerkung, 
daß gewiß fein Unbefangener aus dieſem Monftrum von Gericht einen Grund 
gegen das Gefhwornengericht ableiten wird. Es war eben feine Jury mehr, fon- 
dern ein befolvetes ftändiges Gericht, zufammengejegt aus blutvärftigen Raubthie— 
ven mit der Masfe von Gefhwornen. 13) Natürli war die Reorganifation des 
Gefhwornengerihtd eines der dringendſten Geſchäfte nah dem Sturze ver 
Schredensherrfchaft. Sie erfolgte zunächſt theilmeife durch die Konftitution vom 
Jahre 1794 und durd den Code vom 3. brumaire an IV (25. Oftober 1795), 

Im weiteren Berlaufe der politifhen Geſchichte Frankreichs und unter 
ihrem Einfluffe erfuhr aud das Gefchworneninftitut mehrfache Umgeftaltungen, bie 
fi) namentlih auf die Zufammenfegung ber Jurylifte, auf die Frageftellung und 
auf die zu einer Berurtheilung erforberlihe Stimmenzahl bezogen, Ja es kam for 
gar dazu, daß das Inftitut jelbft in Frage geftellt wurde, und es fehlte in ben 
Stantsrathöfigungen bei den Berathungen über eine neue Strafproceforbnung in 
den Jahren 1804 und 1808 nit an gewichtigen Gegnern vesjelben. Wäre Na- 
poleon bei diefen Berathungen nicht für dasſelbe eingetreten, fo unterliegt es 
feinem Zweifel, daß es abgejhafft worden wäre, wie denn auch die Anflagejury 
wirklich abgefhafft wurde, weil Napoleon fi gegen biefelbe ausfprad. Die 
Einführung einer Eiviljury konnte bei Berathung der Strafproceforbnung nicht 
in Frage fommen, fie fam aber aud bei der Rebaktion des Code de procedure 
nicht zur Sprache. Für die Kriminalurtheilsiury ſprach fi Napoleon deßhalb aus, 
weil e8 im Intereſſe der bürgerlichen Freiheit liege, die Entſcheidung über Freie 


23) S, darüber namentlih A. Buchrer „Die frangöfijchen Revolutiondtribunale und das 
Geſchwornengericht“. Erlangen 1854, 
23 * 
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beit, Ehre und Leben nicht demfelben Richter zu überlaffen, welchem in Privat- 
rechtäftreitigleiten das Urtheil zuftehe, — und ein Richter, der in Kriminalſachen 
zugleih über vie Thatſache und den Rechtspunkt zu entfcheiden habe, befige eine zu 
große Gewalt. Auch feien zur Entſcheidung der Thatfrage feine befonderen jurifti- 
ſchen Kenntniffe erforderlich. 

Abgeſehen von dem häufigen Wechſel in ven Beſtimmungen über die zu ei- 
nem bejahenden Wahrſpruch erforverlihe Stimmenzahl und anteren mehr unter: 
georbneten Punkten hat das heutige franzöfifhe Schwurgeriht noch dieſelbe 
Seftalt, die es durch dem feit 1810 in Geltung befinvliden Code d’instruction 
. eriminelle erhalten und in welder es auch in den deutſchen Ländern des linken 
Rheinufers Eingang gefunden hat. Diefe Gefeggebung hat für ganz Deutfchland 
dadurch die höchſte Bedeutung gewonnen, daß man ſich daſelbſt befanntlich faft 
überall bei Einführung des Schwurgerichts das geltende rheiniſch-franzöſiſche Recht 
zum Muſter genommen, jo daß dieſes großentheils für die neuen deutſchen Straf— 
proceorbnungen gewifjermaßen als Mutterredht in Betracht gezogen werben 
muß. 14) 

IV. Die deutfche Gefeggebung. Es kann hier nicht unfere Abſicht fein, bie 
Gleichheit oder Aehnlichkeit des neuen deutſchen mit dem franzöfifchen Strafprocekredte 
im Detail nachzuweiſen; nur einige ven Schwurgerichtöproceß betreffenden Hauptpunfte 
mögen bier angeführt fein:15) Beide Rechte haben im Großen und Ganzen viefelbe 
Strafgerihtsorganifation: ald Drgan für die Anklagefunttion die Staats: 
anwaltfhaft (ministöre public) bei allen Gerichten; — ſodann ein befonderes 
Drgan für die Funktion der Borunterfuhung, und ein befonderes für bie 
Entjheidung der Frage, ob wegen einer beftimmten That gegen eine beftimmte 
Perfon eine fürmlihe Anklage zu erhesen fei. Wie das geltende franzöſiſche Recht 


14) Unter den Bearbeitungen des franzöfiichen Strafproceßrechts nimmt den erften Rang 
das von 1845—1860 erfchienene 9 Bände ftarfe Werk von Kauflin Helie ein: Trait& de 
l’instruetion Criminelle ou theorie du code d’instr, crim, — Eine fürzere ſyſtemat. Dar: 
ftelung ift Tre butien Cours de droit crim. (2 tom.) Paris 1854; ausfübrl. Kommentar: 
Rogron »Les Codes frangais expliquese. 3, edit 11. part. Paris 1847. Lexitaliſche Bear: 
beitung ded ganzen Kriminalrechts: Morin Reperloire general du droit crim, (2. tomes) 
Paris 1851. Deutſche Bearbeitungen: Daniels „Grundfäge des rheiniſchen und franzöſiſchen 
Strafverfahrend". Berlin 1849. Höhfter „Lehrbuch des franzöfifken Strafproceffes“. Bern 
18 


50, 

15) Schon vor 1848 bat das damals franzöfifcherheinifche, jept franzöfifchedeutide Etraf 
proceßrecht namentlich in Mittermaier’3 „Deuiſchem Strafverfübren" 2 Bde. Heidelberg 1845 
einläßliche Berüdfihtigung gefunden. Seit diefes Recht überall in Deutfchland in's Leben getreten 
ift, hat fih die deutſche Wiſſenſchaft — in Kompendien, Monographieen un? eier — detr 
Bearbeitung des neuen Rechisſtoffes wit großem Eifer gewidmet, Hier mögen hervorgehoben fein: 
Mittermaier „Die Gefepgebung und Redtsübung über Strafverfahren nah ihrer neueften 
Fortbildung“. Grlangen 1856; x W. Pland „Spyftenatifhe Darftelung des deuftſchen 
Strafverfahrens,“ Göttingen 1857; Schwarze „Kommentar zur St. P.O. des K. Sachen“, 
Leipzig 18555 Schletter Lehrbuch des f. ſächſ. Strafr. Peipzig 18565 Stemann „Darftellung 
des preuß. Strafverfahrens“, Berlin 18585 Franp „Der preußifche Strafproceß“, 2. Ausg. Leip⸗ 
zig 18555 Löwe „Der preußiſche Strafproceß“, Breslau 18615 Walther „Lehrbuch des bayer. 
Strafptoceßrechts mit Nüdfit auf andere Geſchgebungen“, Münten 1859; Zahartä „Hund: 
vuch des deutſchen Strafproc.“, Göttingen 1860, 1861 und 1863 (noch nicht gang fertig); 
Frübwald „Handbuch des öſterreich. Strafprocefied“, 2. Aufl. Wien 18565 Rulf „Kommentar 
zur Et:P:D, für das K. Oeſterreich.“ 2 Bode. Wien 1857. Herbft Einl, in das öfterreid. 
Strafproceßrecht. Wien 1860; Hye-Glune! „Die leitenden Grundfäge der öfterreih. St. O. 
vom 29. Zult 1i853,“ Wien 1854; Rüttim ann „Die zürcheriſchen Geſetze betr, die Organlſation 
der Rechtöpflege und das Strafverfahren“, Zürich 1853, 
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zu biefer Funktion feine Jury heranzieht, fo iſt viefelbe auch in den beutfchen 
Strafproceforbnungen überall rechtögelehrten Richterkollegien überlaffen. Als erfen- 
nende Gerichte haben wir in beiten Rechten für die geringften Strafſachen (con- 
traventions de simple police, Uebertretungen), Einzelrichter (Friedensrichter, juge 
de paix), für die fchwerften Fälle (erimes) Schwurgerichte (assises), für dad da- 
zwifchenliegende Gebiet (delits) Kollegien von (meiftens 3 reſp. 5) rechtögelehrten 
Richtern. (Bezirkögerichte in erfter und Uppellationsgerichte in zweiter Inftanz.) 
An der Spite dieſer Gerichte fteht ein Kaffationshof, deſſen Thätigfeit auf 
Herftellung und Erhaltung einer einbeitlihen und korrekten Rechtsanwendung im 
Lande berechnet ift. 

Sehr weſentlich unterfheiden fich einige deutſche Gefeßgebungen von ber fran= 
zöfifhen in den Beftimmungen über die Bildung der Geſchwornenbank. 
Während das franzöfifche Recht einem ohnehin fehr mächtigen Apminiftrativbeans 
ten (dem Präfeften) die Auswahl der Geſchwornen aus der Urlifte anvertraut, 
haben ſich deutſche Geſetzgebungen in Berüdfihtigung des Grundgedankens bes 
Gefhmwornengerihts (unmittelbare Theilnahme des Volkes an ver Strafrechtspflege) 
für das Princip entſchieden, daß die Gefhwornenlifte aus Voltswahl hervorgehen 
müſſe. Dagegen finden fih in Bezug auf die Bedingungen, an melde bie Fähig- 
feit zum Öelmwornenbienfte geknüpft ift, keine weſentlichen (principiellen) Unter- 
ſchiede zwifchen der franzöſiſchen und deutſchen Gefeggebung. 

Das Verfahren zerfällt — wenigftens in den beveutenderen (den Schwur- 
gerihten zugewiefenen) Strafſachen — in 2 Hauptfchnitte: in bie geheime und 
ſchriftliche Vorunterſuchung und bie öffentlihe und mündliche Hauptverhandlung. 
Im Schwurgerichtsprocefje fehlt dem Angeklagten niemals ein Bertheibiger; 
der Staatsanwalt bat aber in demfelben mehrfache Vorrechte vor dem Bertheibiger, 
z. B. bei dem Rechte, Fragen an die Zengen zu ftellen. Dagegen bat ver Ange: 
klagte überall das letzte Wort. Der Angeflagte, die Zeugen und Sadverftän- 
digen werben burhans vom Präfiventen vernommen, der Staatsanwalt und ter 
Angeklagte können nur einzelne Fragen an biefelben ftellen. Dem Präfiventen ift 
in Bezug auf feine doppelte Aufgabe als Dirigent der Beweishandlung und als 
Inquirent eine ausgebehnte disfretionäre Gewalt eingeräumt, die für das Re— 
fultat des Proceſſes außerorbentlid, einflußreich werben kann. Das englifhe Kreuz- 
verhör bat nur in der Zürcher und preußifhen Gefeßgebung Aufnahme gefun- 
den und auch hier nur in verfümmerter Geftalt. Ebenfo findet ſich in zwei beutfchen 
Strafproceßorbnungen die dem engliſchen Rechte entlehnte — dem franzöfifchen 
fremde — Einrichtung, daß durch das Geſtändniß des Angellagten bie 
Thätigkeit der Geſchwornen ausgefchloffen wird: in ber mürttembergifhen und 
preußifchen. 

Das Inftitut der Frageftellung haben vie veutfhen Strafprocegorbnungen 
ſämmtlich recipirt. Wir finden überall Haupt: und Nebenfragen, eventuelle und 
primäre, deren Inhalt theild aus der Anflagefchrift und dem Berweifungserfennt- 
niß, theild aus den Ergebniffen der Hauptverhandlung gefhöpft wird. Das Ver— 
weifungserfenntniß ift für die Frageſtellung nur infofern maßgebend, als auf bie 
darin enthaltene —— eine Frage geſtellt werden muß und als keine Frage 
auf eine andere, wie die im Verweiſungsbeſchluſſe bezeichnete That geſtellt werden 
darf. Dieſe Fragen haben ſich die Geſchwornen nicht ſelbſt zu koncipiren, ſondern 
fie werben ihnen, nach geſchloſſener Verhandlung, vom Präſidenten oder Schwur— 
gerichtshoſe genau formulirt vorgelegt mit dem Bemerken, daß fie ihre Berathung 
und Abftimmung auf den Inhalt biefer mit Ia oder Nein zu beantwortenden 
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Fragen zu befchränten haben. Die Geſchwornen bütfen zwar bie an fie geftellten 
Fragen auch theilmeife verneinen, aber jede Ueberſchreitung des Inhaltes der Fragen 
durch den Wahrfpruch gilt als ein exc&s du pouvoir. 

Die von der befferen franzöfifchen Jurisprudenz bereits als unhaltbar erfannte 
Beſchränkung der Gefhmwornen auf die bloße Thatfrage fpielt in den deutſchen 
Geſetzgebungen eine fehr große Rolle!6) und fügt dem ganzen Schwurgerichtspro= 
ceffe durch die dadurch herbeigeführten Schwerfälligkeiten, Verwickelungen und Nul- 
fitäten nicht geringen Schaden zu. Hier find das Berlaffen des franzöfifhen Ab— 
weges und der Anſchluß ans englifche Recht dringendſtes Bedürfniß. Indeſſen ha— 
ben ſich bereits einige Geſetzgebungen von jener Beſchränkung ferne gehalten, z. 
B. die bayeriſche und braunſchweigiſche. 

Die braunſchweigiſche Geſetzgebung von 1849 iſt auch noch mehrfach in an- 
derer Beziehung hervorzuheben. Sie hat nicht nur bei der Frageftellung einen be 
fonderen Weg eingefhlagen, fondern audy das englifdhe Erforberniß der Stimmen- 
einhelligkeit feftgehalten und das Rechtsmittel der Appellation fallen gelaffen. Nach 
ber braunfchweigifchen Strafproceßordnung ftellt der Staatsanwalt nad) dem Schluffe 
des Beweisverfahrens die den Geſchwornen vorzulegenden Fragen auf und fann 
darüber zwifchen ihm und dem Bertheidiger eine Debatte ftattfinden, nach deren 
Schluffe der Gerichtshof die Fragen definitiv feftftellt. Nach den übrigen Geſetz— 
gebungen liegt die Initiative bei der Frageftellung in der Hand des Präfidenten 
und erfolgt viefe erft am Ende feines Schlußvortrages. Der Staatsanwalt, der 
Dertheidiger und die Gefhwornen Fünnen gegen bie Frageftellung Einwendungen 
erheben und weitere Fragen beantragen. 

In Bezug auf den Schlufvortrag des Präfiventen unterſcheiden ſich ei- 
nige Oefeßgebungen vom franzöfifchen Rechte darin, daß fie die Refapitulation ber 
Bemweisführung (resume) nit aufgenommen haben, weil darin eine Berleitung 
der Gefchwornen zur Unaufmerkſamkeit liege und eine wirklich ganz unparteiifche 
Nefapitulation nicht möglich fei; fo 3. B. die bayerifche Geſetzgebung. 

Die Bildung des Wahrfprudhs geht in den veutfchen Proceßordnungen 
fo ziemlich auf dieſelbe Weiſe vor fi, wie in der franzöftfhen. Die meiften ver- 
langen zu einem bejahenden Wahrfprude 8 Stimmen (b. i. 2/5; Majorität). Die 
jest aufgehobene Beftimmung des C. J. art. 351, wornad der mit 7 gegen 5 
Stimmen zu Stande gefommene bejahende MWahrfprud zu feiner Giltigkeit ber 
Zuftimmung der Majorität des Gerichtshofes bedarf, hat in Deutſchland nur theil- 
weife Nahahmung gefunden. Eine Verpflichtung zur Angabe von Entſchei— 
dungsgründen findet ſich nirgends. Dagegen hat die Beftimmung des franzd- 
ſiſchen Rechts überall Eingang gefunden, daß der Gerichtshof im Falle eines be— 
jahenden Wahrfpruchs, den er für materiell unrichtig hält, befugt fei, die Ur- 
theilsfällung auszufegen und die Sache zur wieberholten Verhandlung 
und Aburtheilung an die nächſte Alflfe zu verweifen. Ebenfo ift das fogenannte 
Berihtigungsverfahren recipirt worden, d. 5 die Befugniß und bie Ber- 
pflihtung, die Gefhwornen zur Berbefferung des Wahrfprucdes ins Berathungs- 
zimmer zurüdzufchiden, falls verfelbe in ſich widerſprechend, unvollftändig, umfor« 
reft oder unklar fein follte. Endlich ſtimmen die deutſchen Gefeggebungen im 
Großen und Ganzen auch in der Lehre von ven Rechtsmitteln mit der fran- 
zöftfhen überein, fowie fie auch das Kontumacialverfahren nad bie 


16) S. darüber H. Meyer „That: und Nehtöfrage im — Berlin 1860, 
und Glaſer „Die Frageſtellung im Schwurgerichtsverfahren“, Wien 1 
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fem Borbilde in ver Art geregelt haben, daß babei feine Mitwirkung von Ge- 
ſchwornen ftattfindet. 

V. Prüfung des englifchen, franzöfifchen und deutfchen Nechts. 

1) Der befte Maßftab für eine unbefangene Prüfung des in Vorftehendem 
ſtizzirten franzöſiſch-deutſchen Schwurgerichtsproceffes dürfte fih aus einer Ber- 
gleihung desſelben mit dem englifchen ergeben, deſſen Mängel und Vorzüge bei 
einer ſolchen Bergleihung ebenfalld am beutlichften hervortreten werben. 

Der Hauptfehler der franzöfifch-veutfchen Gefepgebung, in dem zugleich 
alle Detailfehler ihren Grund haben, befteht darin, daß fie fich zu wenig dem 
englifd,en Borbilde angefchlofjen. E8 wäre allerdings ein Berfallen in Anglomanie, 
wollte man alle ftrafprocefredhtlihen Einrihtungen Englands für nachahmungs— 
würbig erflären. Auch das englifche Recht ift feineswegs frei von Mängeln. 
Dahin gehört trog aller Widerreve der Mangel eines Staatsorganed für bie 
Bunftion der Anklage (wie Schottland ein ſolches befigt), Über welchen indeſſen erft 
an einem anderen Orte (f. den Artikel „Staatsanwaltfhaft") näher zu fpredhen fein 
wird. Werner gehört hieher, daß in England aud in ben fchmwerften Fällen nicht 
von Amtswegen dafür geforgt wird, daß ber Angeflagte einen rehtsverftän- 
digen Beiftand Habe. Zu mißbilligen ift, daß dem Angellagten nicht geſetzlich 
bas legte Wort gegeben ift. Ungenügend ift das englifhe Recht in feinen Be- 
fimmungen über bie Urtbeilsanfehtung. Nach unferen heutigen Anfichten 
von ber Bedeutung des Geftänpniffes können wir die oben angeführte pros 
ceffuale Wirkung besfelben nit billigen. Wiewohl wir fie hiſtoriſch begreifen 
und vom praftiihen Standpunkte aus nichts dagegen einzumenben haben, jo bil- 
ligen wir doch, daß bie franzöfifche Gefeßgebung auch im Falle des Geftänpniffes 

die Mitwirkung der Jury eintreten läßt. 

. Auch können wir uns nicht entfchließen, für Einführung der Anklagejury 
in Deutfhland zu fprehen. Es ift bei der Anklagejury ebenfo wie bei der Ur- 
theilsjury zwifchen dem politifhen und jwriftifhen Standpunkte zu unterfcheiden. 
Bom juriftifhden Standpunkte ließe ſich die Anklagejury in derſelben Weife 
rechtfertigen, wie bie Urtbeilsjurg. So wenig bei leßterer von einer juriftifchen 
Nothwendigkeit vernünftigerweife gefprodhen werben kann, ebenfowenig bei 
erfterer. Nothwenbig wäre die Jury bier wie bort nur unter der VBorausfegung, 
daß fie geiftig und moralifh mehr befähigt wäre für bie ihr übertragene Funktion, 
als rechtögelehrte Nichter, — was wohl ohne Weiteres als eine abfurde Behaup- 
tung bezeichnet werben muß. Hier wie dort kann vom juriftifhen Standpunkte aus 
nur von einer Zuläſſigkeit die Rebe fein. Diefe Zuläffigkeit ter Anklagejury 
beruht aber darauf, daß bie Frage, ob Verdacht genug gegen eine Perſon vorhan⸗ 
den fei, um gegen biefelbe eine fürmlihe Anklage zu erheben, ebenfowenig eine 
Rechtsfrage ift, wie bie frage, ob Beweis genug vorhanden, um den Angeklagten 
für überführt zu erklären. In beiden Fällen wird vorausgefegt, daß die Beant- 
wortung diefer Fragen nicht nad, gefeglihen Beftimmungen über das Maß und 
die Beſchaffenheit (Quantität und Dualität) der Beweis-, refpektive Verbadhts- 
gründe zu gefchehen habe. Unter viefer VBorausfegung kann die eine Frage eben- 
fogut von Niht-Redtöverftändigen beantwortet werden, wie die andere. 

Die weitere Frage, ob die verbächtige Perfon vor ein Strafgericht zu ftellen 
ſei und vor welches, müßte aber im Falle einer bejahenden Entſcheidung ber An- 
Hagejury ebenfo den rechtsgelehrten Richterbeamten vorbehalten bleiben, wie bei dem 
Enburtheile die Frage, ob und welde Strafe gegen ven für fhuldig Erklärten 
zu verhängen fei; und die Gründe, aus denen ein für ſchuldig Erflärter dennoch 
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(von der Strafe) freigefproden werben kann, wären zum Theil biefelben, wegen 
deren auh das Strafverfahren gegen einen von der Anklagejury für verbädhtig 
Erflärten eingeftellt werben müßte, 3. B. Mangel des Antrags des Beleivigten 
in den fogenannten Antragsfällen, Verjährung, Mangel eines anwendbaren Straf- 
eſetzes ꝛc. 

2 Gegen ein derartig organifirtes Anklagegericht mitz Zuziehung von Gefhwor- 
nen, in deren Gegenwart eine Kurze Verhandlung zwiſchen dem Staatsanwalte 
und dem von einem Bertheidiger unterftügten Angellagten auf Grund ver Vor— 
unterfuhungsalten gepflogen würde, ließe fi) vom juriftifden Standpunkte aus 
faum eine gegründete Einwenbung erheben. 

Bom politifhen Standpunkte aus fünnte dagegen die Anklagejury nur in 
dem alle für nothwendig erflärt werben, wenn dem Poftulate einer unmittel- 
baren Theilnahme des Volkes an der Strafrehtspflege nit auf andere 
und befjere Weife genügt werben könnte. Denn eben in viefem Poſtulate Liegt, 
wie wir unten fehen werben, ver politifche Nechtfertigungsgrund für das Geſchwor⸗ 
nengeriht überhaupt. Kann aber viefem Poſtulate auf andere und befjere Weife 
Genüge geteiftet werden, fo wäre die Einführung einer Anklagejury nicht nur eben 
deßhalb überflüffig, fondern aud überdies aus dem Grunde ſchädlich, weil 
der Geſchwornendienſt unbefchavet feiner Natur als Ehrenpflidt von dem Ber- 
pflichteten doch gewiß als eine ſehr bedeutende Steuerlaft empfunden wird, und 
weil außerdem auch nod durch die Einführung der Anklagejury trog ber Un- 
entgeltlichfeit des Geſchwornendienſtes eine fehr große Juſtizvertheuerung herbeige- 
führt würde. 

Kun läßt ſichzaber offenbar nicht in Abrede ftellen, daß eine Theilnahme des 
Bolfes an der Urtheilsfällung viel mehr politifhen und praftifhen Werth 
hat, als eine Theilnahme an der Anklagefunftion. Sowie die Rügejury in Eng- 
land einer früheren und niederen Entwidelungsftufe angehört, als die Urtheilsjury, 
jo würde aud gewiß das heutige England nicht einen Augenblid mit der Ent- 
ſcheidung zögern, wenn es nur die Wahl hätte zwifchen feiner Anklage- und Ur« 
theilsjury. In unferen vermaligen deutſchen Berhältniffen dürfte aber die Heran- 
ziehung ver fähigen Staatsbürger zu einem doppelten Gefhwornendienfte nicht nur 
jehr ſchwierig und bevenklih, fonbern geradezu unmöglih fein. Die damit ver 
bundene Juftizvertheuerung überhaupt und insbefonvere die doppelte Belaftung 
der jurhfähigen Staatsbürger würden fiherlid am Ende aud die Urtheilejury 
gefährden. 

Es waren auch Ähnlide Erwägungen, welde in Frankreich bei ver Abfafjung 
bes Code d’instr. cerim. zur Abſchaffung der Anklagejury geführt haben, und 
ähnlihe Erwägungen werden am Ende wohl aud in England zu dieſem ſchon 
vielfady gewünjchten Refultate führen. Hat ja doch aud das ſchottiſche Nedt 
keine Anklagejury. Indem das franzöfifhe Recht die Entſcheidung über die Frage, 
ob gegen eine beftimmte Perfon eine förmliche Anklage erhoben werben folle, ven 
rechtögelehrten Richterbeamten überläßt, verbient es gewiß ben Vorzug vor der 
engliihen Einrichtung. Nur hätte es fi mit dem Syfteme des einfachen Anklage— 
gericht8 begnügen follen, d. h. mit der Einrichtung, daß die fogenannte Raths— 
fammer (eine aus etwa 5 Richtern beftehenve Abtheilung der Bezirksgerichte) auch 
in ben ſchwurgerichtlicheu Fällen den Beſchluß nad durchgeführter Borunterfuhung 
zu faſſen habe. 

Aus derſelben Rückſicht auf die Steuernatur der Geſchwornendienſtes müſſen 
wir es auch billigen, daß die franzöſiſch-deutſche Geſetzgebung ſich mit dem Ge— 
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fehwornenbienfte in ven ſchweren Verbrechensfällen begnügt. Man hat fid 
befanntlih audh in England veranlaßt geſehen, leichtere Fälle ohne Mitwirkung 
von Geſchwornen aburtheilen zu laffen. 

Sodann halten wir es auch für zwedmäßiger, für die zu einem Wahrſpruche 
erforberlihe Stimmenzahl an dem unferem gerichtlichen Gewohnheiten entfprechenden 
Majoritätsprincip feftzubalten. Die Einſtimmigkeit ver englifchen 
Jury hängt ohne Zweifel mit ihrer früheren Zeugenqualität zufammen und hat 
alfo feit der Ummandlung ver Gefhwornen in Richter ihre Bafis verloren. Be 
fanntlich fordert auch das ſchottiſche Recht nicht, daß die (aus 15 Geſchwornen 
beftehende) Jury einftimmig fei. 

2) Sp wenig wir nun aber in ven gebadhten Beziehungen Anftand nehmen, 
dem franzöflfchen Rechte wor dem englifchen entichieven den Vorzug zu geben, ebenfos 
wenig vermögen wir unfere Anficht zu unterprüden, daß das franzöſiſche 
Recht mit dem englifchen in ben allerwichtigften Beftandtheilen des Schwurgerichts- 
proceffes faum einen Bergleih auszuhalten im Stande fei. Wir wollen hier nicht 
mehr darauf zurüdfommen, zu welchen Mißlichkeiten die franzöfifhe Beſchränkung 
ber Jury auf die Entſcheidung ver Thatfrage und das auf Mißtrauen gegen bie 
felbe beruhende Inftitut der Frageftelung führen, — Mißlichkeiten, von denen 
der Engländer faum eine Ahnung hat. 

Dean thut auch Unrecht, wenn man tem franzöfifchen Rechte zum Vorwurfe 
macht, daß es die Geſchwornen nicht nach einem law of evidence entſcheiden läßt, 
fondern lediglich nach ter myfteriöfen intime conviction. Intime conviction be— 
deutet ſoviel wie freie (innere) Ueberzeugung, d. 5. frei von bindenden Beweisregeln. 
Der Gegenfag von intime convietion ift ein Syſtem von ſolchen bindenden Be- 
weisregeln und das englifche law of evidence ift keineswegs ein foldhes Syſtem. 
Auch die englifhe Jury giebt ihr Verdikt nah freier (innerer) Ueberzeugung, wie 
die franzöſiſche Mit ver Verweifung auf die intime conviction hat das franzd- 
fiiche Recht keineswegs die Willführ der Gefchwornen proflamirt. Es ift zwar 
rihtig, daß der Code d’instr. crim. Art. 342 ausdrücklich alle (auch nur an- 
weifenden) Regeln für vie Würdigung der Beweife verwirft; aber eben verfelbe 
Artikel weist auch die Gefhmwornen an, ſich zn fragen: quelle impression ont 
faite sur leur raison les preuves rapportdes contre l’aceus® ... . Der 
Unterfchied zwiſchen englifhem und franzöfifhem Rechte befteht alſo keineswegs 
darin, daß dort Gefeg, hier Willkühr walte, fondern darin, daß es in Frankreich 
mehr vom Zufall (von der intelleftuellen und moralifhen Tüchtigkeit ber gericht- 
lichen Organe) abhängt, melde Summe von Einfiht und Erfahrung im konkreten 
Valle zur Findung der Wahrheit aufgehoten wird,‘ während England in feinem 
law of evidence eine reiche Erbſchaft an Einfiht und Erfahrung befigt, die in 
jevem Falle zur Dispofition fteht. Hiezu kommt dann no die wohlthätige Wirkung 
biefes Beweisrehts, daß nicht nur die Ankiagefchriften, ſondern aud bie Ber: 
handlungen felbft mehr auf das Wefentlihe und Wichtigfte befhränft werben, daß 
viele Zeugen und Fragen an biefelben wegfallen, indem fie nach dem Beweisrechte 
unzuläffig oder bedeutungslos find. 

Worauf e8 aber bier vorzüglih anfommt, das ift erftens die Stellung bes 
vorfigenden Richters und zweitens die Form des Beweisverfahrens, indem gerade 
hierin die große innere Verſchiedenheit zwiſchen englifhen und franzöfifhen Rechts— 
anfhauungen überhaupt am Klarften und Entidiedenften hervortritt. 17) Allerdings 


—— 


17) Eine vollſtändige Kritik des ganzen franzöſiſch-deutſchen Strafproceßrechts kann hier nicht 
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hat der vorfigende Rihter in England und Schottland aud fehr audge- 
dehnte Befugniffe, ja in gewiſſer Beziehung geht feine Macht fogar noch weiter, 
ala die des franzöfifchen, Es gefchieht z. B. in England nicht felten, daß der 
Richter, noch ehe der Vertheidiger fpricht, den Ankläger fragt, ob er nicht befiere 
Beweiſe habe, ald die vorgebradten, und im Falle ver Berneinung biefer Frage 
die Geſchwornen direft zum Ausſpruch not guilty veranlaßt; — oder ber Richter 
fragt die Geſchwornen nad dem Scluffe der Verhandlung, ob fie es für nöthig 
hielten, daß er ihre Zeit dur die charge in Anfpruch nehme, worauf die Ge- 
ſchwornen mit Nein antworteten und fogleidy ihr not guilty ausſprechen; — ober 
wenn enbli zwei Perfonen wegen Todtſchlags in einem Raufhandel angeklagt 
find und der Ankläger nicht beftimmt angeben fann, wer von beiden dem dritten 
‚die tödtliche Wunde beigebradht habe, fo erflärt der Richter ohne Zögern und ohne 
Bedenken, daß fih die Anklage nicht aufrecht halten laffe und bie Jury fpridt 
ihr not guilty. 

Im franzöſiſch-deutſchen Proceffe würde ein ähnliches Eingreifen des Präfi- 
benten unzweifelhaft Nichtigkeit begründen. Wie fommt es, daß der freiheitsliebende 
Engländer einen ſolchen - materiellen Eingriff des Föniglichen Beamten verträgt, 
während ſich der abfolutiftiiche Code d’instr. erim. fo entſchieden dagegen fträubt ? 
Aus dem praftiihen Sinne des Engländers allein läßt fi dies nicht erflären; 
fo weit geht fein praftifher Sinn nicht, daß er blos um Zeit zu fparen fein fair 
trial der Diskretion eines ſolchen Beamten preisgäbe, wie der franzöfifhe Affifen- 
Präfident if. Der Grund davon liegt vielmehr darin, daß er gegen ben Miß- 
braud der biöfretionären Gewalt des Präftventen anderweitige Garantieen und 
daß dieſer eine mit folhen Befugniffen wirklich verträgliche Stellung hat. 

Während nämlich der franzöfifch = deutfche Präfivent als fürmliher Unter 
fuhungsridter mit dem Angellagten, den Zeugen und Sachverſtändigen 
die umftändlichften Verhöre anftellt, ihnen BVorhaltungen, ja Drohungen macht, 
wenn ihre Ausfagen nicht mit den in den Vorunterfuhungsprotofollen enthaltenen 
Depofitionen übereinftimmen, während er mehr ober weniger unbewußt und un- 
willkührlich, durch die Natur der Funktion getrieben, mit allen in feiner viäfre- 
tionären Gewalt liegenden Mitteln darauf binarbeitet, daß fich feine fubjeftive 
vorgefaßte Vermuthung als wahr herausftelle, — während deſſen überläßt ber 
borfigende Richter in England das Gefchäft ver Beweisführung für die relevanten 
Behauptungen in der Regel den Urhebern berfelben und beſchränkt feine Thätigkeit, 
wie oben gezeigt wurde, auf Beobachtung und formelle Leitung der Berhanblungen 
im Interefje des Rechts und der Gerechtigkeit. Da er fih über die Beweisver⸗ 
handlungen Noten macht, bie 'er in feiner charge mittheilt, fo ift es ſchon des— 
wegen nad der Meinung der englifchen Inriften nothwendig, baß er nur rubig 
zuböre und nicht durch die Leitung des Verhörs in Anfprud genommen werde. 
Das englifhe Recht hält es nicht für möglich, daß berjenige ein unparteiifches 
resume über bie Beweisproduftion liefere, der ben Beweis durd feine inquiſito— 





gen werden. Insbefondere müffen bier Me großen Mängel in den Beftimmungen über bie 
Borunterfuhbung, bie Urtheilsanfechtung und ten Kontumazialprocen unerörtert 
bleiben. Ueber feßteres fiehe meine Echrift über „Die Rechtsmittel im Strafverfahren” 2 Abthei⸗ 
lungen, Münden 1853 und 1855; und im Allg zur Kritif des Code d’instr. crim. Legra- 
verend »Des lacunes et des besoins de la legislation frangaise.«a 2 vol. Paris 1842; 
Feuerbach „Betr. über die Deffentlickeit 2.” 11. S. 329 f.; Mittermaier „Die Gef 
gebung und Rechtsübung über Strafverfahren nach ihrer neueften Bortbildung.“ Erlangen 1856, 
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riſche Thätigkeit felbft probuchrt hat. Der vorfigende Richter hat zwar aud nad 
englifhem Rechte die Befugniß, ragen an die Zeugen und Sachverſtändigen zu 
ſtellen; allein es tft Sitte, daß er von berfelben nur ausnahmsweiſe, und zwar 
gewöhnlih nur in Ermangelung eines Bertheidigers zum Schutze des Angeklagten 
Gebrauch mache. In diefem Sinne heißt e8 „the judge is the counsel for the 
prisoner.* Die Hauptaufgabe des Richters in England und Schottland während 
des Beweisverfahrens befteht in der Sorge dafür, daß die Negeln des den Schug 
der Unſchuld bezweckenden Beweisrechts vom Ankläger nicht verlett werben. 

Was fodann die Form des Beweisverfahrens betrifft, fo bietet 
der engliſch⸗ſchottiſche Proeeß das Bild eines mit gleichen Waffen geführten Kampfes 
zwifchen dem Ankläger und dem Angeflagten. Quisquis praesumitur bonus donec 
probetur contrarium. Der Angeklagte hat die Bermuthung ver Nihtfhuld für 
fi; der Staat erfennt dieß als Recht an umd legt dem Ankläger die Pflicht auf, 
feine Anklage zu beweilen. Das engliſche Recht muthet nicht dem Angellagten zu, 
daß er felbft ven Beweis feiner Schuld ganz oder theilweife liefere oder dem An⸗ 
Häger die Bemeisführung erleichtere (Nemo semet ipsum accusare tenetur), 
m. a. W. es werben mit dem Angellagten feine inquifitorifchen Verhöre angeftellt, 
und zwar weder von Seiten des Borfigenden, noch des Anklägers. Der Ungellagte 
hat keine peinlihen Vorhaltungen auszuftehen, wenn feine jegigen Angaben mit 
den früheren nicht übereinftimmen. Kein ehrgeiziger Präfivent Tann va in Ber- 
ſuchung gerathen, feine geiftige Ueberlegenheit über einen ungebilveten Angeflagten 
in liftigen und verfänglichen Fragen glänzen zu laflen. Man fucht Alles zu ver« 
meiben, woburd bie ohnehin durch bie Natur jedes Strafprocefjes bedingte miß- 
lihe Stellung des Angeklagten noch mehr verfhlimmert werben könnte. Man be= 
genügt fi) ihm zu fragen, ob er fi etwa freimillig ſchuldig befennen wolle, — 
und anftatt ihm Willkommenheit eines Geftänpniffes zu zeigen, macht der Richter 
ihm ernftlihe und einvringliche Vorftelungen über die aus einem Geftänbniffe 
hervorgehenden Rechtsnachtheile, ja e8 kommt nicht felten vor, daß er ihn zur 
Zurüdnahme vesfelben bewegt. 

Das .englifche Recht hält es aber noch feineswegs für genügend, daß ber 
Angeklagte feinem Berhöre unterworfen werde, ſondern e8 räumt ihm auch in 
Dezug auf die Beweisführung biefelben Rechte ein, wie dem Ankläger. Wie biefer, 
fei e8 nun eine Privatperfon oder ein Beamter, feine Zeugen und Sachverſtändigen 
felbft producirt und eraminirt, fo aud ber Angellagte, und ebenfo wie ber An- 
Mäger das Recht hat, ohne befontere Erlaubniß und ohne Vermittelung des Bor- 
figers direft an die Zeugen und Sadverftändigen feines Gegners Fragen zu 
ftellen, ebenſo aud der Angeklagte. Der Engländer würde e8 für eine Berküm- 
merung feines fair trial halten, wenn er feine Zeugen und Sachverftändigen nicht 
felbft vernehmen und die feines Gegners nicht in's Kreuzverhör nehmen dürfte, 

Als eine wahre partie bonteuse ber franzöfifchen Gefepgebung muß endlich 
auch nod die Einrichtung hervorgehoben werben, daß bie Bildung der Ge— 
ſchwornenliſte faft ganz in ber Hand bes Präfelten liegt, 18) und es ift ein 
wunderbarer Beweis für bie unverwüftliche innere Zrefflichkeit des Geſchwornen⸗ 
inftituts, daß nicht einmal eine folde 50 Jahre fortgefegte Berunglimpfung feine 
Disfrebitirung herbeizuführen vermochte, Allerbings ift die Bildung der Geſchwor⸗ 
nenlifte aud in England einem Aominiftratiobeamten anvertraut: nämlih dem 
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* * S. darüber namentlich Feuerbach „Betracht. über die Deffentlichkeit ı.” 11. ©. 
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Grafſchaftſheriff. Allein es bedarf wohl nicht einer näheren Auseinanderſetzung 
des himmelweiten Unterſchiedes der Stellung des engliſchen Sheriff und der Stel— 
lung des franzöſiſchen Präfekten. Da wir in Deutſchland nirgendwo einen fo une 
abhängigen Regierungsbeamten haben, wie ber englifche Sheriff ift, und ba das 
Geſchwornengericht wefentlih auf der unmittelbaren Theilnahme des Volks an ver 
Strafrehtepflege (Urtheilsfällung) beruht, fo muß basfelbe fo viel wie möglich 
aus Volkswahl hervorgehen. Unter Volk ift aber hier in einem Tonftitutionell 
monarhifhen Staate nicht die ungeorbnete Maſſe aller Staatsangehörigen zu 
verftehen, fondern dem Principe der politifchen Nepräfentation gemäß das durch 
feine gefeglih erwählten Repräfentanten vertretene Volk, und zwar nit das Volk 
im Ganzen, fondern (damit die Schwurgerichtstilbung mit ver übrigen Straf: 
gerichtsverfafjung übereinftimme) das Bolt nach feinen Provinzialabtheilungen, d. i. 
dur die Provinziallandtage (Kreisvertretung, Landrath). Eine foldhe Einrichtung 
befteht, 3. ®. in Bayern. Bolltommen billigen muß man es aber, daß bie franzö- 
ſiſch-deutſche Geſetzgebung ebenfo wie die englifhe die Juryfähigkeit an gewiſſe 
Bedingungen knüpft und nur gewiffe Kategorieen von Staatsbürgern zum 
Geſchwornendienſte beruft. Denn das ift natürlich die allererfte Borausfegung für 
eine gebeihlihe Wirkfamfeit des Gefhmworneninftituts, daß die Gefhwornen bie 
nöthigen moralifchen und intelleftuellen Fähigkeiten befigen, um Vertrauen zu ge- 
nießen. Nachdem man nun früher über den Vorzug eines Genfusfyftems 
vor einem Kapacitätenfyftem geftritten, bat man ſich neuerlich mit Recht 
für die Kombination beider Syſteme entſchieden. 

VI. Rechtfertigung des Gefchworneninftituts. Nach vorftehenden Er- 
örterungen bebarf es wohl nicht mehr einer fehr weitläufigen Beantwortung ber 
Frage, ob und in wiefern das Gefhiworneninftitut zmedmäßig und was von 
den gegen feine Einführung in Deutfchland vorgebrachten Gründen zu halten 
fei. Bunächft beziehen wir uns bier auf das, was oben von ber Anklagejury 
gefagt worden if. Bom juriftifch techniſchen Standpunkte aus kann aud) 
bei der Urtheilsjuryg nur von einer Zuläffigkeit, nicht von einer Nothwendigkeit bie 
Rebe fein, und zwar aus dem oben angeführten Grunde, weil die Urtheilsjurg nur 
dann juriftifch nothwendig wäre, wenn fie für bie ihr zugewiefene Aufgabe höhere 
Befähigung befäße, als ein qualitativ und quantitativ gehörig befettes Kollegium 
von rechtsgelehrten Richtern, — was fih im Allgemeinen nicht behaupten läßt. 

Die juriftifhe Zuläffigfeit einer Urtheilsjury (oder ver Entfheidung 
der Shuldfrage burd eine Jury) läßt ſich aber nicht läugnen, wenn man 
diefe Aufgabe ver Urtheilsjurg näher betrachtet und den Inhalt der Schulofrage 
in feine Beftanbtheile zerlegt. Für’s Erſte ift nämlid die That» oder Beweisfrage- 
entſcheidung nad Befeitigung aller gefeglihen Beweistheorie gar Feine juriftifche 
Operation mehr. Sodann ift die Frage, ob die That eine ſchuldvolle fei, d. h. 
ob fie dem Handelnden als eine frei gewollte zur Schuld zugerechnet werben könne, 
allerdings eine juriftifche, aber feine ausſchließlich juriftifhe, indem bie 
friminalrechtlihe Zurechnungslehre dieſelbe ift, wie bie ver Ethik und Piychologie, 
beren Grundbegriffe in Schule und Kirche zum Gemeingute aller Staatsangehörigen 
gemacht werben. Als ſpecifiſch juriftifche Frage bleibt daher nur die juri- 
ſtiſche Qualifikation übrig, bezüglich deren aber die Jury weder das erfte, nod) 
das legte Wort hat. Es kömmt verfelben hierin weder tie Initiative zu, noch fehlt _ 
ed an der Kontrolle (Berihtigungsverfahren und Urtheilsausfegung), und außer: 
dem wird den Geſchwornen über bie juriftifhe Dualififation vom vorfigenden 
Richter die nöthige Belehrung ertheilt. 
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Außer diefem Rectfertigungsgrunde laſſen fi aud vom juriftifchen Stand⸗ 
punkte no andere Gründe für das Gefchwornengericht geltend maden. So nament- 
lich der ſchon oben in der Einleitung angeführte und neuerlid wieder von Ölafer19) 
bervorgehobene Grund, daß durch die Abſchaffung der gefeglichen Beweistheorie 
eine wenn auch ungenügende Garantie für materiell richtige Entſcheidungen zu 
Berluft gegangen und hiefür ein Erfat nöthig fei. Diefer Erfag aber fann kaum 
durd irgend eine Einrichtung beffer geleiftet werden, als durch Einführung einer 
Urtheilsjurg. Denn dadurd wird nicht nnr die jeßt doppelt bedeutende Gewalt 
der Urtheilsfälung getheilt, ſondern aud eine fo beträdtlihe Bermehrung 
der Urtheilsfinder (für die Entiheidung der Schuldfrage) hergeftellt, 
wie dies eben nur auf dieſe Weife möglich if. Daß aber im Allgemeinen vie 
Zahl ver Richter von Einfluß ift auf die Nichtigfeit der Urtheile, bedarf wohl 
feiner weitern Auseinanderfegung. 

Das einzige Bedenken, das fih vom juriſtiſchen Standpunkte gegen die Ur- 
theilsjury erheben läßt, bezieht fih auf ihre Freiheit von der Verpflichtung, Ent- 
[heidungsgrümde anzugeben. Es ift hier nicht der Ort, über den Werth 
dieſer Berpflihtung ausführlih zu fprehen und wir wollen aud bier die Frage 
unerörtert lafjen, ob es zwedmäßig und möglich fei, von den Geſchwornen Ent- 
fheidungsgründe für ihre That» oder Beweisfrageentfcheidung zu fordern. Die 
Borberung aber dürfte doch ftatthaft fein, daß vie Gefhwornen im Falle eines 
verneinenden Wahrfpruches angeben, ob fie die an fie geftellte Frage wegen 
mangelnden Beweifes oder deßwegen verneint haben, weil fie der Anficht gewefen, 
daß ſich die bewiefenen Thatfachen nicht unter die in der Frage aufgeftellte juri: 
ſtiſche Qualifikation fubfumiren laffen. Denn bei der Rechtsunfunde der Geſchwornen 
ift ein Irrthum über dieſe juriftifche Brage doch unleugbar leicht möglich und es 
liegt eben doch gewiß im Interefje einer guten Juftiz, daß dergleichen Irrthümer 
wo möglich wieder gut gemacht werben. 

Bom politifhen Standpunkte aus muß aber allerdings das Geſchwornen⸗ 
inftitut als ein für unfere vermaligen Berhältniffe und Zuftände in Deutſchland 
nothwendiges bezeichnet werden, infoferne auf diefem Gebiete, wo Zeit und 
Drt überall in erfter Linie zu berückſichtigen find, von einer Nothwendigkeit über 
haupt die Rebe fein kann. So wenig man von einer abjoluten Nothwendigfeit 
ber Preßfreiheit und anderer derartigen Staatseinrihtungen ſprechen fann, ebenfo 
wenig von einer abfeluten Nothwendigkeit des Konftitutionalismus im Allgemeinen 
oder von abfolnter Nothwendigfeit des Geſchworneninſtituts. Allerdings läßt fid) 
aber unter Hinweifung auf feine. dem Konftitutionalismus entſprechende Natur eine 
relative Nothwendigfeit besfelben für unfere Zuftände behaupten, — und der 
Grund dieſer Nothwendigkeit befteht in dem allgemeinen fonftitutionellen 
Princip der unmittelbaren Theilnahme des Volles an den wefentliden 
Funktionen des ftaatlihen Lebens (bier an ber Strafrechtspflege). 

Man hat nad) unferem Dafürhalten velllommen zutreffend das Schwurgeridht 
als die gerade dem Weſen der fonftitutionellen Monarchie gleihfam auf den Leib 
angemeffene Strafgerichtseinrihtung bezeichnet. Für's Erfte ſpricht hiefür ſchon 
ber Umftand, daß die Entwidelung ber Jury auf jenem Boden vor ſich gegangen, 
der zugleih das Haffifche Land des Konftitutionalismus ift. England ift die Wiege 
der modernen (fonftitutionellen) Monarchie, und das innerfte Wefen ver Fonftitu- 


— — — 


19) Zn der öſterreich. Revue 1. Bd. 1864, ©. 102 ff. 
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tionellen Monarchie beſteht in der Verſöhnung und Vermittelung des monarchiſchen 
Prineips mit der bürgerlichen Freiheit. Soll dieſe Verſöhnung bei uns nicht Eingang 
finden ? Zur tonftitutionellen Monardie gehört aber auch eine Theilnahme des 
Volkes an ver Rechtspflege fo gut wie an der Geſetzgebung. Freilich müſſen im 
ber Fonftitutionellen wie in der abfoluten Monarchie alle Zweige der Staatsgewalt 
in der Hand des Fürften vereinigt fein; es darf bier feiner fehlen. Aber daraus 
folgt nit, daß nicht an der Ausübung einzelner Staatsgewalten eine Theil- 
nahme bes Bolfes ftattfinde und unter denjenigen, wo bie Theilnahme nad) ber 
Natur der Funktion und den Bedürfniſſen des Volles nothwendig ift, fteht in 
erfter Reihe aud die Strafrechtöpflege. Die Monarchie fann fih aber vie Theil 
nahme tes Bolfes an der Strafrechtspflege in der Form ber Jury um fo eher 
gefallen laſſen, als dabei nit nur die monarchiſche Form des von den ernannten 
rechtsgelehrten Richterbeamten gefällten Endurtheils (im Namen des Monarchen) 
volltlommen gewahrt wird, fondern das volfsthümlihe Clement unter eine mehr- 
fache Kontrole des Beamtenelements geftellt ift. 

Wenn daher von Unverträglichkeit des Geſchwornengerichts mit 
dem monarchiſchen Princip gefproden wird, fo ift dies nur dann 
richtig, wenn man Monarchie und Abfolutismus iventifichtt, Man vergift babet, 
daß vie Vorftellung eines abfolnt centralifirten und ausſchließlichen Rechts des 
Monarhen auf Juftizpflege aller deutſchen Geſchichte Hohn ſpricht. Nach ächt 
deutfcher Rechtsgemohnheit ift der Monarh nur in dem Sinne oberfter Richter _ 
und Inhaber der Juſtizhoheit, als ver königliche Beamte überall nur den Vorſitz 
und bie Leitung bes Gerichtes hat, während das Urtheil vom Volle felbft over 
von Bolfsrepräfentanten geſprochen wird, und infoferne als überdies jede Gerichtsr 
barkeit im Staate nur vom Monarden verliehen werben kann. 

Auch folte man überhaupt mit dem Prädikat der Unverträglichkeit diefer ober 
jener Einrihtung mit der Monarchie in fo bewegter Zeit, wie die jegige ift, etwas 
vorfictiger umgehen. Wenn man immer auf's Neue Geſchwornengericht, Preffrei- 
heit, Budgetbewilligungsrecht, Einkammerſyſtem, Lanbtagsinitiative, Minifterver- 
antwortlichkeit zc. für antimonarhifh erklärt, und doch den Fortbeſtand dieſer 
Staatseinrihtungen in Monarhieen dulden muß, fo leiftet man wahrlich ver 
Monarchie einen Dienft von fehr zweifelhaften Werthe. Wenn man glaubt, mit 
ver Behauptung, daß die Theilnahme des Volks an der Strafrechtspflege eine 
demokratiſche Einrichtung fei, die Berwerflichkeit der Jury für unfere ftaatlichen 
Berhältnifje darthun zu können, fo überfieht man, daß fih in allen unferen poli- 
tifhen Inftitutionen fehr viele demokratiſche Elemente vorfinden, deren Beleitigung 
ohne Umſturz des ganzen Staatsgebäudes nicht möglich wäre. 

Bei der Juryfrage ift Überdies die Frage nicht zu umgehen, ob bie rechts— 
gelehrten Richterbeamten das Vertrauen des Bolkes in dem Make bejigen — 
nicht ob fie dasfelbe verdienen —, um fie an die Stelle der Gefhwornen feßen 
zu fönnen. Denn nit darauf fommt es bier an, ob das Mißtrauen begründet 
ift, ſondern ob e8 befteht. Und wenn aud die jegigen vechtsgelehrten Nichte r- 
beamten das vollfte Vertrauen verdienen, was man leider nicht als ausnahmsloſe 
Regel behaupten kann, 20) — wer vermag es in Abrede zu ftellen, daß fie als 
Drgane des früheren geheimen ſchriftlichen Inquifitionsprocefies das entſchiedenſte 








20) „Neuere Beat in deutichen Staaten“ — bemerft Zahariä in f. Handbuch ©. 
277, Note 10 — „die Gefege über Disciplinarverfahren gegen Richter, Verordnungen, welche den 
Michtern verbieten, die vechtliche Exiftenz eines Gefeges zu prüfen und fie für den Fall der 


Schwurgeridht. 367 


Mißtrauen verdient haben? Iſt e8 zu wundern, wenn ber Bankrot des früheren 
deutſchen Strafverfahrens feine Träger und Pfleger mitverfchlungen hat? Wer 
über die Befhaffenheit der früheren Strafrehtspflege in 
Deutſchland nähere Auskunft haben will, den können wir unter Anderem auf bie 
in Rotted und Welder'3 Staatsleriton Bd. 9 der I. Aufl. (Art. Jury) enthaltene 
Schilderung verweifen. 

Auch müſſen diejenigen, welde über Schmälerung der Souveränetätörechte 
und der Ridhtergewalt Hagen, darauf aufmerkſam gemadht werben, welchen Zu- 
wachs bie flrafrichterlide Macht durch vielfahe Beſchränkung der neuen Gefeg- 
gebung auf möglichft allgemein gehaltene Vorſchriften in ven Lehren des fogenannten 
allgemeinen Theild, ſodann durch die faft ausnahmslofe Aufftelung von relativ 
unbeftimmten Strafen mit fehr weiten Strafrahmen und endlich durch die — auch 
für die forreftionellen Straffahen erfolgte — Abſchaffung aller bindenden Beweis- 
regeln erhalten bat. Ueberbies fteht der Wahrſpruch der Gefhwornen nit nur 
unter ber formellen, ſondern aud materiellen Kontrolle der rechtögelehrten Richter. 

Es muß fodann bier aud wieder daran erinnert werden, daß die Strafs 
gerichtöverfafjung in naturgemäßem, unlösbaren Zufammenhbange mit 
den allgemeinen politiſchen Zuſtänden eines Volkes ſtehe. Wenn 
auch Deffentlichkeit und Mündlichkeit vieleicht in früherer Zeit befriedigt hätten, 
fo ift dies eben jest thatfächlich nicht mehr der Fall; — und wo man das Ge- 
ſchwornengericht einmal längere Zeit befeflen hat, da wird ed fi gewiß erhalten, 
fo lange es nicht den ihm allerdings nothiwendigen Boden der bürgerlichen Freiheit 
wieder verloren hat, wie dies 3. B. in Defterreih und Sachſen am Anfang des 
vorigen Decenniums der Fall war. Als Beweis dafür, wie das Berlangen nad) dem 
Gefhwornengeriht immer mehr in Europa um fid greift, mag endlich noch ange— 
führt fein, daß bereits ein gouvernementaler Entwurf zu feiner Einführung in 
Rußland vorliegt. Selbſt ſolche Schriftfteller, welche dem Geſchwornengericht 
nicht beſonders freund find, geben zu, daß fi vasjelbe in Deutſchland überall 
gut bewähre. ©. z. B. Schwarze in Weiske's Rechtslexikon ©. 64 ff. a. a. O. 
Aus allen deutſchen Ländern liegen die günftigften Zeugnifje vor. 

Aus Obigem ergiebt fi aber aud von felbft, daß es die größte Verkehrtheit 
ift, ven Gefchwornen die politifhen Proceffe zu entziehen. Denn wenn 
bie Rechtfertigung des Gefhmwornengerichts Hauptfählih und „weſentlich“ auf politifchen 
Erwägungen beruht, jo ift dasſelbe nad Abzug des fraglihen Wirkungstreifes in 
der That nur mehr eine Rumpfjury. Die Gefeggeber, bie eine foldhe Berftämmelung 
des Geſchworneninſtituts vorgenommen, haben fi fhwerlid die unausbleiblichen 
Wirkungen ihrer Anordnung vollfommen Kar gemacht. Es ift nämlid eine nicht 
in Abrede zu ſtellende Thatfache, daß das Publikum bei politifhen Procefien in 
ber Staatsregierung immer mehr oder weniger eine Partei erblidt. Segen wir nun 
ven Fall eines verneinenpen Wahrfpruces, 21) fo findet derſelbe bei dem 
Bublitum entweder Beifall oder, was viel feltener ift, Mißfallen. Findet er Miß— 
fallen, fo ift der Staatsregierung der Bortheil des Märtyrertfums und damit 
eine viel vauerhaftere Stärtung gewonnen, al® ihr eine Verurtheilung durch ein 








Anzweiflung bedrohen, können jedenfalls nicht dazu dienen, die Meinung von der Unabhängigkeit 
des Michterftandes zu flärken, ſowenig wie die wiederholten, das Schickſal der Einzelnen in Frage 
ſtellenden Reorganijationen der —— 

21, Es handelt ſich bier offenbar nur um dieſen Fall. Denn im Falle eines bejahenden Wahr 
fpruches werden uniere Gegner über die Geſchwornen keine Klage erheben. 
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mehr oder weniger abhängiges Beamtenkollegium zu verſchaffen vermocht hätte. Fand 
aber das Verbift Beifall, dann wäre bie Verurtheilung durch ein Beamtenkollegium 
ein großer Schaden gewefen. Die abſchreckende Wirkung ift bei Verurtheilungen 
wegen politifcher Verbrechen erfahrungsgemäß äußerft gering, und jedenfalls tft fie 
gedber, wenn Gefhworne dazu mitgewirkt Haben. Die gefährlichften politifchen 

erbrehen find offenbar biejenigen, welche ben beabfichtigten Erfolg haben, — 
und gerade dieſe gehen immer ftraflos aus; wo die Strafe Platz greifen fann, da 
war die Gefahr natürlich gering. Für die politifhen Proceffe ift das Geſchwornen⸗ 
gericht / nicht nur eine politifche, ſondern auch eine juriftifch-technifche Nothwendigkeit, 
weil die Staatsregierung, von der die rechtsgelehrten Richterbeamten alle mehr 
oder weniger abhängig find, in dieſen Proceſſen wenigſtens äußerlich die Stellung 
einer Partei einnimmt. Aus diefen und ähnlihen Gründen haben fi denn auch 
Hilgard und Andere, die dem Gefhwornengericht im Allgemeinen nicht ges 
wogen find, für bie Ueberweiſung ber politiihen Procefje an Geſchworne ausge- 
fprochen. 22) Preußen und bie übrigen Staaten, welde ven Schwurgerichten 
die politifchen Procefie entzogen haben, follten daher dieſe venfelben ſobald wie 
möglich zurücdgeben. 23) 

Außer dem Einwande der demofratifhen Natur des Gefchworneninftituts bat 
man vemfelben noch viele andere entgegengeftellt, die fo unzutreffenv, ja mitunter 
lächerlich find, daß es geradezu Raumverfhwendung wäre, ſich auf eine nähere 
Widerlegung berfelben einzulaffen. In viefe Kategorie gehört wohl gewiß aud bie 
von Trummer („Berhältniß der heutigen Strafgefeggebung zum Chriſtenthum“ 
Frankfurt 1856) aufgeftellte Behauptung, daß das Gefchwornengericht mit dem 
Chriſtent hum nidt verträglich ſei. 

Wenn ſodann dem Geſchwornengerichte aus der „Unumſtößlichkeit“ des 
Wahrſpruches ein Vorwurf gemacht wird, ſo iſt dagegen erſtens zu erinnern, daß 
eine abſolute Unumſtößlichkeit gar nicht beſteht. Denn auch abgeſehen von der oben 
angeführten Befugniß des Gerichtshofes zur Urtheilsausſetzung im Falle eines 
materiell unrichtigen (bejahenden) Wahrſpruches kann der Wahrſpruch ſowohl in 
Folge einer Nichtigkeitsbeſchwerde, als auch in Folge einer Reviſion (Geſuch um 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens) umgeſtoßen werben. Fürs Zweite iſt es al- 
lerdings richtig, daß es gegen ſchwurgerichtliche Urtheile keine Appellation, alſo auch 
feine birefte Anfechtung der Thatfra eentfheidung giebt. Allein der Werth eines 
NRechtsmitteld zur Anfechtung der Thatfrageentfheidung bei unveränberter Ak— 
tenlage (d. h. ohne neue relevante Thatſachen oder neue Beweismittel) ift im 
mündlichen Verfahren und unter der Vorausfegung des Princips der freien rich— 
terlichen Ueberzeugung für tie That: oder Beweisfrage bekanntlich höchſt proble- 
matifh, — und was die Fälle betrifft, wo nad der Urtheilsverfündung neue 
relevante Thatfahen oder neue Beweismittel auftauchen, fo wäre es bie Auf- 
gr der Geſetzgebung, hierauf das Rechtsmittel der Reviſion in entſprechender 

eife auszudehnen. 

Entlih hat man das Inftitut unter Anderem auch deßhalb für verwerflich 
erflärt, weil es fih nicht auf deutſchem Boden entwidelt hat, — als ob ber 


22) Freilich kommt der umgekehrte Fall auch vor, fo 5. B. Tippelskirch. 

23) In Bayern wurde zwar 1852 dem Landtage von der Staatöregierung der Entwurf eis 
nes Gejepes vorgelegt, wodurd die politiichen Verbrechen den Schwurgerichten entzogen werten 
follten. Alein diefer Verſuch fheiterte und fo wirken noch jet in Bayern Gefchmorne nit nur 
in allen Etaatöverbrechendfällen mit, fondern auch bei Preßvergehen. 
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frühere Kriminalproceß ein vaterlänpifches Probuft gemwefen, und als ob in Kul- 
turfragen dem Princip des Nativismus überhaupt irgend eine Geltung zuge= 
ftanden werben könnte. Im Hinblid auf unfere Stammverwanbtfhaft mit ben 
Engländern darf man überdies die Jury tod gewiß für viel homogener erklären, 
als den früheren römiſch-kanoniſchen Inquifitionsproceß, und wenn auch das eng- 
liſche Geſchwornengericht weſentlich verfhieden ift von dem altdeutſchen Schöf— 
feninftitut,2%4) fo bat dasſelbe mit dieſem doch viel mehr Verwandtſchaft und 
Aehnlichkeit, als mit der Strafgerichtsverfafjung im früheren gemeinen und parti= 
fularen deutſchen Kriminalprocefje). Die Schöffen hatten allerdings nicht blos 
die Schultfrage zu entfcheiden, wie die Gefchwornen, fontern das ganze Urtheil zu 
fprechen ; aber die Schöffen waren jo wenig ftändige befoldete Richterbeamte wie 
die Geſchwornen, und es liegt in ber Schöffenverfafjung ebenfo, ja in noch ume 
faſſenderem Maße das — nah Obigem — wefentlihe Princip der Theilnahme 
des Bolfes an der Rechtspflege, wie in dem Inftitute der Jury. Endlich ift nicht 
zu überiehen, daß bie in der Gefhichte der englifchen Jury eine fo große Rolle 
fpielenden Rügegerichte ein altveutfches Rechtsinftitur find. 

Im Wefentlihen dreht fih der Schwurgerichtöftreit no immer um biefelben 
Fragen und Argumente, 2%) die ſich bereits in der oben angeführten Schrift von 
Feuerbach finden. Feuerbach Hat es aber fpäter befanntlih als ein Mifverftänd- 
niß bezeichnet, daß man ihn zu den unbebingten Gegnern des Gefchmwornengerichts 
rechnete. Unter der Borausfegung gewiſſer Staatseinrichtungen und öffentliher Zu- 


24, ©. über die Schöffengerichtäverfaffung und den aftdeutfchen Proceß außer den die deutiche 
Rechtsgeſchichte überhaupt behandelnden umfaffenden Werken von Eichhorn, Grimm, Philipps, 
Zöpfl, Walter und Waig, — G. 2. Maurer „Gefchichte des altgerman.‘ ꝛc., Heidelberg 1824; 
Rogge „Das Gerichtsöwefen der Germanen”, Halle 18205 Unger „Die altdeutiche Berichtävers 
faffung”, Göttingen 1842. Albrecht »Doctrina de probat, secund, jus german. medii aevi.« 
Regiomont 1825 und Comment, jur, german. antiqui doctr. de probat. adambr. Regiom. 
1827; Jolly „Ueber das Beweidverfabren nach dem Rechte des Sachſenſp.“, Mannheim 1846; 
Sachſe „Das Beweisverfabren nach deutfchem Rechte 2c.”, Erlangen 18555 Pland „Lehre vom 
Beweisurtheil“, Göttingen 18485 Siegel „Geſchichte des deutſchen Gerichtäverfahrens“, I. Bd. 
Gießen 1857; Köftlin „Wendepunft des deutſchen Strafverfahrend“, Tübingen 1849. _ 

25) Diejenigen, welde ſich damit als-,Hiftorifer“ legitimiren Ay müffen glauben, daß fie 
dad Gefchwornengericht verwerfen, weil wir dasjelbe nicht auf dem Wege „organifcher an frühere 
Einrichtungen anfnüpfender Entwidelung‘ erlangt baben, darf man wohl fragen, ob fie ernftlich 

lauben, daß auf diefem Wege etwas Beſſeres — oder vielleicht auch nur balb jo Gutes ald das 

hwurgericht erzielt worden wäre? Oder hätte man etwa gar warten follen, bis fich vielleicht 
auf diefem Wege die Jury felbft „entwicelt” baben würde! — Die Hiſtoriker ſollten fich erinnern, 
daß auf ähnliche Weije, wie wir das Geſchwornengericht erhalten haben, ſchon oft wahre Bedürf- 
niffe eines Volkes befriedigt und treffliche Staatseinrichtungen bergeftellt worden find. Auch wird 
dies ficherlich noch öfter geſchehen, und wieleicht find ſolche Umgeftaltungsprocefje in Wahrheit gar 
nicht jo „unorganiſch“ und „deſultoriſch“, ald man gewöhnlich anzunehmen pflegt. Bei genauerer 
Unterfuchung ließe fich vielleicht die organifche Entwidelung doch finden. 

26, Von den DBertheidigern der Jury wurden früher und werden noch jet bisweilen als 
Vorzüge derfelben Dinge angeführt, welche das Anftitut bei vernünftigen Leuten leicht in Mißfre- 
dit bringen könnten, Dahin gehört 5. B. die früber oft aufgeftellte abjurde Bebauptung, daß bie 
Geſchwornen einen befonderen Wahrheitsinſtinkt befähen, — und die zuerft von 3. Mö— 
fer audgefprochene und noch jet zu börende Meinung, ein Hauptvorzug der Jury, beflehe darin, 
daß das Geſetz Überall nur in dem Sinne zur Anwendung komme, wie ed der gemeine Menfchen- 
verfland (und der Verbrecher felbft) auslege. Das Gefeß darf nur im Sinne des Geſetzgebers 
angewendet werden, dem fich der Geſchworne wie jeder andere Nichter unterordnen muß. Jede Ab- 
weichung hievon ift Willkühr und Anarchie. Bon einer Omnipotenz der Jury fann daher 
in diefem Sinne ebenfowenig die Rede fein, wie in einem andern. 


Bluntfgii uns Brater, Deutider Staats ⸗Wörterbuch. IX. 24 
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fände war er für basfelbe; für unvereinbar hielt er dasſelbe nur mit dem Abſo⸗ 
lutismus, nit mit der befchränften Monardie, 27) 

Seit 1848 hat die Jury mehr oder weniger heftige und bebeutende Angriffe 
von Nöllner,23) Hye,? ) Shwarze,?0) Drtloff,3t) Bollert??) und Wiarda 3) 
erfahren. Dagegen hat fie auch vielfache Bertheidigung gefunden, fo z. B. in ven 
neueren Schriften von Mittermaier,34) Ölafer,) Schwarz, Haager??). 
Eine merfwürbig objeftiv gehaltene furze Zufammenftelung aller Gründe für und 
gegen das Geſchwornengericht enthält ber fchon oben angeführte Auffag von Th. 
Hilgard d. Aelt.38), welder 23 Jahre lang in der bayerifchen Nheinpfalz als 
Vertheidiger und Afifenpräfivent bei Schwurgerichtsverhandlungen mitgewirkt hat, 
und während eines 18jährigen Aufenthaltes in Norvamerifa das dortige Schwur- 
gericht genau kennen zu lernen Gelegenheit Hatte, 

Was die Zwedmäßigfeit einer Civiljury betrifft, fo verweijen wir auf ven 
Ürtikel in diefem Staatswörterbuch: „Civilrechtspflege“. 

Bedarf es nach Vorftehendem noch einer befonderen Definition des Geſchwor— 
neninftituts, fo fann man basfelbe mit Webergehung alles Unwejentlichen und nicht 
Eigenthümlichen allenfalls als den die Schuldfrage entfcheidenden Beftanbtheil eines 
Strafgerichts bezeichnen, welcher aus eiwa 12 Perfonen befteht, die zwar gewiſſe 
gefeglihe Eigenfhaften befigen müſſen, aber feine rechtsgelehrten ftändigen Richter— 
beamten find, fondern möglihft aus Volfswahl hervorgehen und für jeden einzel- 
nen Fall beſonders berufen und verpflichtet werben, Walther. 


Seegebiet. 


Darunter verfteht man überhaupt das Meer, namentlich nad feiner ſtaats— 
rechtlichen und völferrehtlihen Seite, Wenigftens wollen wir, im Sinne des 
Staatöwörterbudhes, das Seegebiet nur von diefem Gefihtspunfte aus einer Be— 
tradtung unterziehen. Dabei ift es von Wichtigkeit, zwifchen dem nationalen 
und dem freien Seegebiete zu unterfcheiden. Jenes fteht unter der rechtlichen 
Hertſchaft eines beftimmten Staates und darf als Eigenthum vesfelben im. poli- 
tiihen Sinne betrachtet werben. Es ftehen dem betreffenden Staate dort ganz 
befondere Nechte zu, welche namentlich im Seekriege wegen ver Beftimmung und 
Ausfheidung des frievlihen und neutralen Gebietes und wegen der hieraus 


— — 


27) ©. „Erklärung des Präfidenten von Feuerbach über ſ. angeblich geänderte Ueber— 
jeugung in Anſehung der G. G.“ Erlangen 1819. 

28) Die deutichen Yuriften ꝛc. Kaſſel 1854. 

29) In feinen leitenden Grundfäßen der öfterr, StPO, v. 1853. Wien 1854. 

30) In Weiste's Rechtolexikon (10 Bde.) und in Schletters Jahrb. IV.S. 33 ff. (Im feiner 
neueften, foeben erſchlenenen Schrift „Geſchwornengericht und Schöffengericht” empfleblt Schwarze 
anftatt der Jury eim aus rechtögelehrten Michtern und Schöffen nad Art der neueren polizet- 
lichen x engerichte zufannmengefeßtes Kriminalgeriht. Anm. d. Red.) 
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31) In der Münchner Krit. Neberſch. VI, ©. ff. 
2) Die franzöfifchen Inftitute im neuen deutfchen Strafpreceh. 1 Hit. Das Geſckwornen⸗ 
— 1860. S. dagegen meinen Aufſatz in der Münchner krit. Vierteljahrsſchrift. 111, 


33). Bedenken gegen das Schwurg. Hannover 1862. 

29 3. B. in feinen neuen- Artikeln im Gerichtsſaal 1863, 

38) Neueflens in der öfterreich. Mevue 1 Bd. 1864. S. 102 ff. („Die Schwurgerichtsfrage 
In Orfterreih”); 

%) „Für das Schwurgericht — Entgegnung auf die Schrift Wiarda's — Celle 1862, 

97), Im Arch, des Krim.R. 1857, S. 257 ff. 

38) Im Arc. des Arim.-R. 1855 ©. 216 ff, und 340 ff, 
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fließenden Befugniſſe und Verpflichtungen für die ſich in dieſem Gebiete Auf— 
haltenden von Wichtigkeit werben. Bleibt ber betreffende Staat in einem Gee- 
kriege neutral, fo ift aud fein nationales Seegebiet als ein neutrales Gebiet zu 
betrachten, in weldem die Kriegführenden Teinerlei Triegerifhe Alte vornehmen 

und insbefondere aud das fogenannte Durchſuchungsrecht nicht ausüben dürfen. 
Ferner haben die Staaten in ihrem nationalen Seegebiete die Befugniß, über jede 
Annäherung Fremder Auskunft zu verlangen und jegliche Sicherheitsmaßregel zu 
ergreifen, Befeftigungen anzulegen, Briedensftörungen zu verhindern und dagegen 
faktiſch zu interveniren, insbefondere den Aufenthalt fremder Schiffe, namentlich 
Kriegsfchiffe, beftimmten Förmlichkeiten zu unterwerfen, refpeftive zu bejchränfen. 
Auch fteht dem Staate die Befugniß zu, fein nationales Seegebiet zu gewiſſen 
Zwecken ausfhlichlid zu benügen, namentlich zur Fiſcherei, zum Bernfteinfang, 
zur Küftenfchifffahrt und Aehnlichem. Sodann hat der Staat das Recht, hier das 
Embargo auszuüben, Abgaben von den dort landenden Schiffen zu erheben, bie 
jenigen, weldye dort ohne Legitimation fegeln, des Schleihhanbels für verdächtig 
zu erklären. Endlich darf der Staat in feinen nationalen Gewäfjern von fremden 
Schiffen den fogenannten Schiffögruß verlangen. 

Es gehören zum nationalen GSeegebiete zunächft die Ausmündungen 
ber Flüffe und Kanäle, die Seehäfen um Seelandungspläge (Rheven), 
ſowohl die fünftlihen, als die natürlihen. Die Grenze zwifchen Fluß und Meer 
bildet vechtlich die zwifchen den beiden äußerſten Uferpunften gedachte Linie. Ob 
dabei auf den Uferbeftand zur Zeit der Fluth oder Ebbe Rüdficht zu nehmen, ift 
theoretijch zweifelhaft, Doch dürfte Hier nur auf den äußerſten Punkt, ver zur 
Fluthzeit von der See regelmäßig nicht mehr erreicht wird, zurüdgegangen werben 
dürfen; denn nur er iſt einigermaßen feftftehend und bildet die eigentliche Teft- 
landsgrenze, von welchem aus dann aber das fogenannte Küftenmeer zu bes 
rechnen ift. 

Zum nationalen Seegebiete gehören nämlich ferner bie fogenannten Küften- 
meere. Das Wafler bildet an den Küften juriftifch nicht die Grenze des Staats» 
gebietes, fondern es wird bie Sache feit alten Zeiten fo angefehen, als ob ver 
Grund und Boden unter dem Wafler und die See felbft bis auf eine gemwiffe 
Strede hinaus noch zum Gebiete des angrenzenden Staates gehöre. Dabei ift es 
ziemlidy gleichgültig, ob man dieſe fogenannten Küftenmeere als freies Meer (mie 
Heffter) oder als Eigenthum des betreffenden Staats bezeichnet, wenn man nur, 
wie es ja auch Hefiter thut, dem Staate eine Anzahl erflufiver Hoheitsrechte, wie 
wir fie oben gejhilvert haben, darin einräumt. Doch fcheint es richtiger zu fein, 
die Küftenmeere als Eigenthum (Obereigenthum, Staatseigentbum, Imperium) des 
angrenzenden Staates zu bezeichnen, wie denn ſchon das römifche Recht für dieſe 
Anſicht angeführt werben kann, wornad der Eigenthümer des das Meer berüh- 
renden Privatgrundftüdes Anfprud auf den unter dem Meere befindlichen angren- 
zenden Grund und Boden als Fortfegung feines Grundftüdes harte. Wie weit 
der Staat auf das angrenzende Meer fogenannte Eigenthumsanſprüche geltend 
maden dürfe, wie ausgedehnt in die offene See hinein alſo das Küftenmeer jedes 
Staates ſich erftrede, ift zwar in der PBraris zu verfchievenen Zeiten verſchieden 
beftimmt worden und läßt ſich auch wohl theoretifch nur relativ feftfegen. Indeſſen 
fcheint doch hier der Grundſatz, daß jede Herrſchaft und ber darauf begründete 
Rechtsanſpruch illuſoriſch fei, ſoweit derſelbe nicht geltend gemacht werben Tann, 
einen hinlänglihen Anhaltspunft für die Ausdehnung der Küftenmeere zu gewäh- 
sen. Demgemäß hat man denn feit Bynkershoek, alfo feit zwei Jahrhunderten, 
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mehr und mehr und jest ziemlich allgemein in Praris und Theorle angenommen, 
daß das ganze Küftenmeer, foweit als von ber Küfte aus Kanonen vorüberfegelnde 
Schiffe erreihen fünnen (quousque mari e terra imperari potest) zum Geege- 
biete des angrenzenden Staates gehöre, denn, fagt man mit Recht, terrae (sc. 
civitatis) dominium finitur, ubi finitur armorum vis. Darin ftimmen alle neue- 
ren Autoren überein und damit ftehen auch Staatöverträge und andere öffentliche 
Urkunden im Einklange. Freilich ift diefe Beftimmung über vie Ausvehnung bes 
Küftenmeeres in’ die offene See hinein nur relativ. Denn über das Maß ber 
Kanonenſchußweite befteht feine völlige Einigung. Es bifferiren die Meinungen 
bier zwifchen brei franzöfifchen Lieues und zwiſchen drei geographifhen Meilen 
(60 auf ven Breitengrad) = 3 Heinen Seemeilen, fo viel wie eine deutſche Meile 
ober eine große Seemeile. In dem Frieden zwiſchen England und Franfreid von 
1763 ift das erſtere Maß feftgehalten, wogegen in fpäteren Verträgen und 
namentlih aud von England das andere längere Maß angenommen worben ft, 
fo daß man jest diefe Berehnung als die gewöhnliche in ber Praris anfehen 
darf. Vergleiche den engliſch-nordamerikaniſchen Vertrag vom 20. Dftober 1818, 
ven englijch-franzöfifchen Vertrag vom 2. Auguft 1839, das belgiiche Gefeg wer 
gen ber Zollauffiht vom 7. Juli 1832. Die Theoretifer haben früher hierüber 
. manches Spitfindige gejagt. Trefflich ſcheint uns, und ift vielleicht maßgebend für 
bie fünftige Praris, eine Aeußerung des Franzofen Ortolan. Diefer erflärt näm«- 
li, das ganze Maß der Auspehnung des Küftenmeeres für relativ nah Maße 
— der Trag weite der Geſchütze des Zeitalters, alſo nach Maßgabe der 
öglichkeit der Ausdehnung der Geltendmachung einer Herrſchaft in das Meer 
hinein von dem äußerſten Punkte des Feſtlandes aus. Er ſagt (Diplomatie de 
la mer I, p. 175): la plus forte portéée du canon, selon les progrès com- 
muns de l’art à chaque é 0que, est la meilleure mesure universelle à adopter, 
und die neuefte Erfindung der weittragenden gezogenen Gefchüge, von der Ortolan, 
als er dies fchrieb (1845), noch nichts mußte, ift geeignet, die Nichtigkeit von 
Ortolan’s Anfiht zu befunden. Uebrigens ſcheint es keineswegs nothwendig zu 
fein, daß nun aud) wirklich immer Kanonen bereit liegen, um die nationale Eigen- 
Ihaft des Küftenmeeres feftzuhalten; doch wird es für den Staat zweckmäßig fein, 
gleihfam zur Dofumentirung feine® Rechts und zur Geltendmachung in ftreitigen 
Fällen, Kanonen aufzupflanzen. Heffter ift freilich zum Theil anderer Anficht und 
behauptet wenigftens für die Aufrechterhaltung der Neutralität die Nothwendigkeit 
der Aufpflanzung von Kanonen, fann aber wohl ſchwerlich vie Praris für dieſe 
‚jeine Behauptung anfügren. Vergleihe dagegen Hautefeuille, droits et devoirs 
des nations neutres (Paris 1848 ff.) I. pag. 290 und v. Kaltenborn, Kriegs- 
fchiffe auf neutralem Gebiet (Hamburg 1850) ©. 10. 

Endli gehören zum nationalen Seegebiete die fog. Eigentbumsmeere. 
Diefelben find zwar vielfah von den Theoretikern in Frage geftellt. Aber die 
Praris hält an dem Begriffe feft und wie es fcheint mit Recht. Die offene See 
fann allerdings an ſich nicht als ein Gegenftand einer eigentlich rechtlichen Herr- 
Ihaft angefehen werben. Aber infoweit, auch abgefehen von ven Kiftenmeeren, 
gewifje Meerestheile einen gewiſſen abgejchloffenen Charakter haben, rings oder 
doch mejentlih von den Landgebieten desfelben Staates umfchloffen werben, ferner 
infofern ihre ausſchließliche Beherrſchung zur Sicherheit des betreffenden Staats 
nothwendig erfcheint und folhe Meerestheile zugleich wenigftens in gewiſſer Weife 
gegen das Einlaufen fremder Schiffe durch militäriihe Befeftigungen geſchützt find 
oder doch leicht gefchügt werben fünnen, darf man dem betreffenden Staate eine 
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mehr oder weniger ausſchließliche Herrſchaft (ſog. Eigenthum, Staatsobereigenthun, 
imperium) zufprechen, alfo von Eigenthumsmeeren reben. 

Es gehören dahin: 1) alle Seeeinbrühe in das frühere Tandgebiet, 3. B. 
die Einbrüde der See in die friefifchen Rande und namentlih die holländiſche 
Zuyhderſee. 2) Meerbufen, wenigftens foweit fie jenen oben angedeuteten gefchloffe- 
nen Charakter haben; ebenfo können hierher Buchten, Rheden, Häfen gerechnet 
werden. 3) Der große und Meine Belt von Seiten Dänemarks. Dänemark be- 
hauptet übrigens auch die Herrfchaft über das Meer 4 Meilen um Island und 
15 Meilen um Grönland; doch ift diefe Prätenfion aus den Zeiten batirend, wo 
beſonders italienifche Autoren den Küftenftaaten 50, 60, ja 100 Meilen ins Meer 
hinein eine Herrfchaft zufpradhen und fcheint jest obfolet. 4) Das Marmor: 
meer unter türfifcher Hoheit. 5) Die Meerenge zwiſchen Schottland und Irland 
von Seiten Großbritanniens. 6) Die preußifhen Haffe an ver Oder-, Weichiel- 
und Niemenmündung. 7) Die Meerenge von Meffina unter italienifcher Hoheit. 

Dagegen haben die frühere nationale Eigenfhaft gegenwärtig verloren: 1) 
ver bothnifche Meerbufen feit Abtretung Finnlands an Rußland durch den Frieden 
von 1809; er foll nach Heffter unter fchwebifcher und ruffifher Hoheit allein ſtehen; 
2) das ſchwarze Meer. Es ftand fonft exkluſiv unter türfifcher Hpheit; aber ſeitdem 
Rußland einen Theil des Küftenlandes Ende des vorigen Jahrhunderts unter feine Herr- 
fchaft brachte, war die türkifche Hoheit bereits faftifch aufgehoben und als im Frie— 
den von Adrianopel 1829 das ſchwarze Meer vom Mittelmeere ber und nad) dem— 
felben den fremblänpifchen Handelsſchiffen geöffnet worden war und nur frembe 
Kriegsſchiffe (durch Bertrag zwifchen Großbritannien und ber Pforte 1841) ausge 
ſchloſſen wurden, fonnte jene türkiſche Herrſchaft auch formell mwefentlich als aufge 
hoben betrachtet werben. Merkwürdige und mie es fcheint für Rußland auf bie 
Dauer unerträglihe Beftimmungen find in Betreff ver Schifffahrt auf dem ſchwar— 
zen Meere durd den Parifer Friedensſchluß vom 30. März 1856, Art. 11 und 
12, durch die europäifhen Großmächte, die Türkei und Sardinien getroffen. Dar- 
nad find felbft die beiden Uferftanten in Betreff ihrer Kriegsmarinen im fhwar- 
zen Meere befchränkt, indem Rußland wie tie Türkei nur je 6 Dampficiffe von 
50 Metres Länge auf dem Wafferfpiegel, von einem Gehalt von höchſtens 800 
Tonnen und 4 leichte Dampf oder Segelfahrzeuge (nicht über 200 Tonnen groß) 
ort halten dürfen. Die europälfhen Mächte, welhe ven Vertrag unterzeichneten, 
haben aber das Recht, zur Sicherung ber Ausführung der Beftimmungen des 
Bertrags zu Gunften der Donauſchifffahrt je zwei leichte Kriegsfahrzeuge an den 
Mündungen der Donau jeberzeit zu ſtationiren. Anderweitig ift indeß fremden 
Kriegsfchiffen das ſchwarze Meer unterfagt. Dasfelbe ift für neutralifirt und den 
Handelsmarinen aller Nationen geöffnet erflärt. 3) Auh bie Prätenfion ber 
Türkei von einer privilegirten Herrfhaft Über das aegätfhe Meer ift wohl 
jest unpraltiſch, feitvem Griehenland als felbftändiges Reich veftaurirt ifl. — Das 
kaſpiſche Meer ift Eigenthbum der Grenzftaaten mit dem ausſchließlichen Rechte 
Rußlands (gegenüber Perfien) dort Kriegsſchiffe zu halten. 

Zum freien Seegebiete oder zu ben freien Gemwäffern, wie man fi gern 
auszubrüden pflegt, gehört im Allgemeinen die fog. offene See, alfo alle Meere 
und Meerestheile, welche nicht unter die verfchiedenen Arten des nationalen Sees 
gebietes zu rechnen find, ſowohl die großen Haupttheile des freien Meeres (vie 
Deeane, Oftfee, Nordfee zc.), ala aud die natürliden Berbindungs— 
ftraßen zwiſchen ven verſchiedenen Hauptmeeren. - 

Was zunächſt die offene See anbelangt, fo ift heutigen Tages überall zuge- 


374 Sergebiet. 


ftanden, daß viefelbe in feines Staates Eigenthum fei, fondern zu den res com- 
munes omnium gehöre und mithin aud bie freie Benutzung jeder Nation gleich- 
mäßig zuftehe, namentlic) in Betreff ver Schifffahrt, des Fifchfangesac. Freilich im Mit- 
telalter jchrieb man, im Anfhluß an die Lex 9 D. de lege Rhodia (14. 2) mit dem 
Ausſpruche des Kaifers Antonius: Ego quidem mundi dominus, lex autem maris, 
dem römifchen Kaifer die Herrfchaft des gefammten Meeres zu; fpäter theilte der 
Papft das große Weltmeer unter verfchievene Monarchen (Spanien, Portugal) 
nad beftimmten mathematifchen Linien. Venedig erflärte fih für ven Beherricher 
bed adriatifchen Meeres, Genua des ligurifhen Meeres. Spanien und Portugal 
reflamirten das Cigenthbum an ben von ihnen entdedten Meeren, Großbritannien 
beanfpruchte die Souveränetät über die vier, bie britifhen Infeln umſchließenden 
Meere (the narrow seas), jevoh ohne eine genaue Beftimmung der damit ver- 
bundenen Rechte und nur beftimmt den Schiffsgruß durd) Streihen der Flagge 
und bes Toppfegeld von Fremden bort verlangend. Aber ſchon feit Hugo Grotins 
und befien berühmter Schrift „Mare liberum“, gegen des Engländers Selden 
Schrift „Mare Clausum* gerichtet, find alle biefe Prätenfionen überall in bex 
Theorie erfhüttert und jegt bürfte wohl nur noch Großbritannien das Eigenthum 
in den narrow seas geltend zu machen juhen und Dänemarf, wovon oben ge= 
fprochen ift, das Meer um Grönland und Island vieleicht noch für ſich zu for= 
dern geneigt fein, 

Sodann find hier die natürlichen und nothwenbigen Berbinbungäftraßen, 
Meerengen, zwifchen ven Haupttheilen der großen Meere hervorzuheben, welche 
für den Schifffahrtsverkehr der verſchiedenen Völker untereinander nothwendige 
Straßen find und ohne veren Freiheit zu allen Zeiten, im Krieg und Frieden, 
ber Geeverkehr fehr gehemmt fein würde. Diefe Straßen, fo eng fie au fein 
mögen, find vennody nit der nationalen Herrfhaft ver angrenzenden Länder 
(Staaten) unterworfen und bie Grenze der Küftenmeere verfelben wirb hier dadurch 
bebeutend enger; fie reicht nämlich bis zu den Punkten, innerhalb welcher fic) die Fahr— 
ten der durchſegelnden Schiffe zu halten pflegen. Zu dieſen freien Berbindungsftraßen 
gehören: 1) ver Sund. Wenn trogbem Dänemark im Sunde Iahrhumdertelang 
von den paffirenden Handelsfhiffen eine ziemlich hohe Abgabe (Sundzoll) erhob, 
jo war dies eine Abnormität und beruhte auf rein hiftorifchen Gründen. Es ift 
aber mit Recht diefer Sundzoll dur Bertrag Dänemarks mit ven betheilig- 
ten Geeftanten vom 14. März 1857, vom 1. April vesfelben Jahres ab gegen 
eine Summe von 30,476,325 Thalern dän, Reichsmünze, an ber bie einzelnen 
Staaten verhältnigmäßig participiven, aufgehoben und hat fi Dänemark durch 
denſelben Bertrag entſchließen müſſen, auch den Tranſitzoll aufzugeben, den es auf 
den anderweitigen Verbindungsſtraßen und Kanälen zwiſchen der Nordſee, Elbe 
und Oſtſee bis dahin erhoben hatte. Manche behaupten übrigens, daß auch bie 
beiden Belte nicht zu den Eigenthumsmeeren Dänemarks gehören, ſondern unter 
den Gefichtspunft der natürlichen nothwendigen Verbindungsſtraßen fallen und 
mithin zum freien Seegebiet gehören. Uebrigens wurden der Brunshäu= 
fer oder Stader Zoll von Hannover und der Schelpezoill von Belgien 
im nationalen Gewäſſer erhoben. Aber auch fie find zu Gnnften des freien Sciff- 
fahrtsverfehres neuerlich gefallen. 2) Die Meerenge ven Gibraltar. 
3) Die Magellanftrafe. 4) Eigenthümliches gilt in Betreff der, Dar- 
dbanellen und des Bosporus, Gie feinen fammt dem Marmormeer aud) 
jest noch unter türkifcher Hoheit zu ftehen, wennfand Nizze dies bezweifeln will. 
Allerdings aber muß jegt die Türkei den fremden Hanbelsichiffen feit der Freierflä- 
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rung, veſp. Nentralifirung des ſchwarzen Meeres die Durchfahrt geftatten und 
bürfen felbft Die Kriegsſchiffe der den Parifer Bertrag von 1856 ſchließenden 
Staaten zur Kontrole der für die Donau getroffenen internationalen Beſtimmun— 
gen, von welden oben bereit gefprochen ift, bier frei paffiren. v. Kaltenborn. 


Seefrieg. 


Die allgemeinen Grundſätze des Völkerrechts in Betreff bes Krieges find 
in dem Artifel „Krieg, Sriegsrecht" (Bd, IV ©. 99 ff.) bereits dargelegt wor- 
den. Auf ihrem Fundamente erheben fich bie beſondern Satzungen bed Seekriegs⸗ 
rechtes mit mancherlei Abjonderlichkeiten umd zum Theil nicht geringen Abweichun⸗ 
gen von den Berhältniffen und Grumpfägen des Landkrieges. Die natürlihe Eigen- 
thümlichleit der See und bes Geelebens überträgt ſich mit einer gewiſſen Noth- 
wenbigfeit aud in bie Rechtsverhältniſſe hinein, welche auf Grund des Seeverkehres 
fih geftaltet haben, doch fol nicht geläugnet werben, daß auch die Eiferfuht, vie 
Herrſchſucht und überhaupt das Intereffe der Nationen manderlei Zufälliges, 
Willfürlihes und nicht felten recht Schlimmes in dieſem Gebiete gejchaffen und 
fomit dem Seelriegsrechte in vielen Partieen einen vielfach prefären und mißlichen 
Charakter aufgeprägt haben, fo daß man vom Standpunkt nicht bios der Huma- 
nität und Gittlicjkeit, fondern im Vergleich mit den Satzungen und Bildungen 
im Ranbfriegsrechte felbft vom Standpunkte des Rechtes aus begründete Bedenken 
gegen bie geltende Praxis haben und wünſchen darf, es werbe mit wer fortichreiten- 
den Kultur der nad Völkerrecht lebenden Nationen endlich mehr und mehr beffer 
werben und eine Reform an Haupt umd Gliedern ſich voßgichen. Bis jegt find, 
und zwar erft in allerneuefter Zeit, nur ſchwache Anfänge einer Reform in gewiffen 
Details herporgetreten. Wir denken dabei hauptſächlich an die 4 Reformfätze bes 
Parifer Friedens vom Jahre 1856. Aber wir werben unten fehen, wie auch diefe 
noch weit davon entfernt find, wirklich als ein gefichertes Gemeingut ber inter- 
nationalen Welt betrachtet werben zu können. 

Der Schauplatz des Seekrieges ift außer den nationalen Seegewäſſern ber 
kriegführenden Mächte die offene See mit ihrem unermeßlichen Charakter. Dies 
giebt dem Seekriege im Gegenfag zum Landfriege vom Anfang etwas Maflofes 
und Furdtbares, erftredt jeden Seekrieg Über alle Welttheile hinaus und führt 
fomit eine Unficherheit des Berfehres der feinvlihen wie der neutralen Nationen 
herbei, welche im Landfriege kaum vorhanden iſt und welche dort jedenfalls außer 
den Mriegführenden Nationen nur noch die nächſten Nachbarn heimſucht. Alle ein- 
zelnen Inftitute des Seekriegsrechtes zeigen diefen maßlofen Charakter wieder und 
laboriren in Folge deſſen an einer großen rechtlichen Unbeftimuntheit, mithin an 
vielen Willkürlichkeiten und Zufälligkeiten. 

An der Spige des Seekriegsrechtes fteht der harte Sa, daß alles feindliche 
Privat- und Stantseigenthum, Schiffe wie Güter, auf der See, in den freien Ge 
wäfjern, wie in den nationalen Geegebieten den Kriegführenden als gute Beute 
verfallen find. Im Unterfchiede vom Lanpkriege ift mithin jeder Seekrieg eine Art 
von Raubfrieg; denn im modernen Landkriege ift von einer Verrückung des Pri- 
vateigenthums in Folge feindliher Invafion längft nicht mehr die Rede und un— 
terliegt jelbft das feinbliche Staatseigentbum nur vorübergehenden Dispofitionen 
und Nugungen. Daß die neutrale Flagge feindliche Güter ſchütze, aljo feindliche 
Güter an Bord von neutralen Schiffen fiher vor der Nehmung find, ift zwar 
von ven Neutralen feit langem verlangt und im Parifer Frieden von 1856 feft- 
gefegt, aber auch heutigen Tages no nicht allgemein anerkannter Völlerrechtsſatz. 
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Ja felbft die neutralen Güter find am Bord feinplicher Schiffe, troß ber entgegen⸗ 
ftehenden Beftimmungen vesfelben Parifer Friedens, noch nicht frei von der Gefahr 
der Nehmung. 

Gehen wir nun nad diefen allgemeinen Betrachtungen bie einzelnen Inftitute 
des Seekrieges durch, um darnach das Weſen des letztern näher zu charafterifiren 
und fhlieglih von den neueften Reformbeftrebungen auf dem Gebiete des Gee- 
kriegsrechts zu ſprechen. 

Zunächſt iſt die ſogenannte „Kaperei“ hervorzuheben, in welchem Inſtitute 
ſich die Maßloſigkeit des Seekrieges inſofern äußert, als der Krieg hier mit Hülfe 
von Privatunternehmern geführt und dieſen ausdrücklich das Beutemachen zur See 
als ein Privilegium gewährt wird. Zwar kennt auch der Landkrieg fogenannte 
Freilorps und Freifhaaren, aber dieſen ift wenigftens im Princip das Beutemachen 
verboten. Man nennt aber Kapereien Unternehmungen von fremden oder einhei- 
mifchen Privatperfonen, welche in Kriegszeiten mit befonderer Genehmigung 
einer kriegführenden Hauptmacht ein oder mehrere Schiffe auf eigene Koften in 
der Hauptabfiht auszuräften, dem Feinde an Schiffen, Mannfhaften, Gütern, 
bejonders an Zufuhr Abbruh zu thun und zugleih denjenigen Handel neutraler 
freundſchaftlicher Staaten mit dem Feinde zu verhindern, der im Geefriege als 
unerlaubt angefehen wird, alfo gegen Kontrebande, fowie gegen Durchbrechung ber 
Blofade zu vigiliven, überhaupt den neutralen Verkehr, befonders Frachtverkehr 
zur See zu fontroliren und innerhalb gewiſſer Schranken zu halten. Es ift felten, 
daß ein und dieſelbe Perfon das ihr gehörige Schiff auf eigene Koften ausrüftet 
und zugleich als Kapitän fommandirt, obwohl dies durchaus zuläfftg iſt. Gewöhn- 
lich ift der Unternehmer verfchieden von dem Kapitän. Auch eriftirt in ver Regel 
nicht blos ein Unternehmer, ſondern es thun fih Mehrere zu einewGeſellſchaft 
zufammen und übernehmen nad beftimmten Antheilen die Koften ber Lieferung 
des Schiffes felbft, fowie die Koften von deſſen friegsmäßiger Ausrüftung. Unter 
biefen tritt dann ein gewöhnliches Gefellfchaftsverhältnig ein und wird der gemachte 
Gewinn nad) Verhältniß der Antheile der Einzelnen vertheilt, wenn nicht etwas 
Befonderes verabredet iſt. Diefe Unternehmer, alfo die Rhederei, ernennen 
fodann entweder einen aus ihrer Mitte oder einen Fremden zum Kommandeur 
(Kapitän) des Schiffes und ertheilen ihm befondere Inftruftionen, die er nicht 
überfchreiten darf, Ueberhaupt aber fteht ein ſolcher Kapitän zu jenen Unternehmern 
wie jeder andere Schiffskapitän zu feiner Nheberei. Er bat nicht felten, wie über- 
haupt die Mannſchaft, Antheil am Gewinn, auch wohl am Berluft. Doch ift es 
zuläffig, wenn aud nicht ganz gewöhnlich und rathfam, dem Schiffer und ven Manns 
haften blos eine beftimmte Befoldung (Gage) zu geben. Wenn die Kaper nicht 
felten vom Staate manderlei Beihülfe an Geld, Naturalien, Waffen, Munition 
geliehen oder gegen Bezahlung erhalten, fowie von manden Laften anderer Schiffe 
befreit werben, fo modificirt dies das Verhältniß in der Negel nicht bedeutend. — 
Die ftantlihe Genehmigung zur Kaperei erfolgt durch Kaperbriefe (lettres de 
marque, auch de commission) oder Marfbriefe, Commisbriefe. Nur eine frieg- 
führende Hauptmadt, keine bloße Hülfs- oder alliirte Macht darf nah Völkerrecht 
zur Kaperei privilegiren. Wer ſich Kaperbriefe von beiden friegführenden Mächten 
zugleich ausftellen läßt, gilt als Seeräuber. Außer diefer Legitimation miüffen die 
Kaperunternehmer in allen Staaten nod Kaution beftellen zur Gewähr dafür, 
daß bei der Kaperunternehmung die Regeln des Völker- und Kriegsrehts im All 
gemeinen und insbefondere die betreffenden Kaperreglements, deren e8 in allen 
Staaten giebt, gewiffenhaft beobachtet werden, Namentlich fol ver Kaper das neu- 
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trale Gebiet refpeftiren, auch wohl nicht in pie Mündungen felbft der feindlichen Flüſſe 
bineinfahren, ba er nur zur See Beute machen darf. Auch Fifcherböte find meiften- 
theils wie gegen feindliche Angriffe überhaupt, fo auch von Seiten der Kaper ges 
fihert. In Bezug auf die Friegerifhe Durchführung ber Unternehmung fteht übrie 
gend der Kaper-Rommandeur unter den Befehlen des Admirals der Kriegöflotte 
und muß benfelben in jeder Beziehung Folge leiften. Auch ift dem Kaper ganz 
befonders faft überall ausdrücklich vorgefchrieben, das neutrale wie feinplihe Gut 
mit VBorfiht und Schonung zu behandeln, und foll vasfelbe nicht unmittelbar 
burch den At der Friegerifchen Nehmung (Kaperei), fonvern erft durch prifen- 
gerihtlide Zufprehung, gute Beute des Kaptors — gerade wie bei den 
Nehmungen durch Staatskriegsſchiffe — werben. Ferner ift zur Kontrole des Ber» 
haltens des Kapers es ihm in der Regel zur Pflicht gemacht, einen beſonderen 
Schreiber am Bord zu haben, der ein Journal über die ganze Thätigkeit des 
Kapers führen und namentlich über den At ver Nehmung ein genaues Protofoll 
mit einem Inventar über das gefaperte Schiff aufnehmen muß. Zumeiſt vürfen 
auch die Kaper nicht zugleih Handel treiben und darum feine eigentliche Ladung 
an Bord nehmen, doch wohl nur deßhalb, weil dieſe fie zu fehr an ber glüdlichen 
und ſchnellen Durhführung der Unternehmung hindern würde, fo daß alfo, wo 
fein derartiges ausprüdliches Berbot eriftirt, der Handel und vie vesfallfige Ein- 
nehmung von Ladung den Kapern nicht an fi als verboten angefehen werben barf. 
Verner ift in neueren Zeiten ben Kapern wohl überall unterfagt, ihre Beute auf 
der See wieder frei zu laſſen und dafür eine Ranzion, d. h. Löſegeld in Baar 
oder in Wechſeln, gegen Ausftellung eines Yreibriefes, der das entlaffene 
Schiff gegen jede weitere Nehmung von Seiten berfelben feintlihen Macht auf 
der keftimmten Fahrt fichert, anzunehmen. Man hält mit Recht dergleihen Ran» 
zionirungsverträge, wie fie mit Seeräubern noch heutigen Tages abgeſchloſſen 
werben, fir feeräuberifhe Ausartung der Kapereiunternehmung. Der Kaper bat 
dann felbft oder durch Andere, over durch einen Theil feiner Mannfhaft, die er 
anf das Schiff fest, vie Prife in einen Hafen feines Souveräns aufzubrin- 
gen. Wenn aber die Nehmung in fehr entlegenen Gewäffern gefhah, ober fonft 
eine Noth dazu treibt, darf er bie Prife auch in neutrales Gebiet fiher Bringen. 
Sonft ließ 3. B. England feine im Mittelmeere gemachten Priſen nad Livorno 
bringen. Bergl. aud den Traktat zwiſchen Frankreich mit Norbamerifa von 1778 
und mit Nieberland von 1781, fowie das franzöfifche Dekret vom 18. September 
1793, während bie ältere franzöſiſche Geſetzgebung der berühmten Ordonnance de 
la Marine dagegen war. Dabet ſcheint nad Theorie und Praris feftzuftehen, daß 
der Neutrale dies geftatten dürſe, nicht aber daß er es müfle. Vergl. Traftat 
zwifhen Schweden und Norbamerifa von 1783. Art. 18 Nr. 4. Dagegen ift es 
zweifelhaft, ob ber Neutrale die gerichtliche Zufprehung der Prife durch feine 
Gerichte oder auch durch die Konfuln des Friegführenden Staates geftatten dürfe, ohne 
jelbft feine Nentralität zu verlegen, Die Regel ift allerdings, daß die Priſenge— 
richte der friegführenden Staaten allein befugt find, dem Kaper feine Priſe als 
gute Prife zuaufprechen. Siehe ven Artikel „Prife und PBrifegerihtsbar- 
feit". Die Befagung feinvliber Kriegsfchiffe, fowie letztere ſelbſt nebſt Munition 
und Waffen muß der Kaper, doch meift gegen Entgelt, an feinen Souverän aus— 
liefern. Bon der ihm zugefprohenen Bente mußte er fonft häufig gleichfalls einen 
Theil dem Souverän abgeben. Werden die Gefangenen ausgemechfelt, nicht aus- 
gelöst, fo kann auch der Kaper Fein Löfegeld Keanfpruchen. Haben mehrere 
Schiffe, feien es bloße Kaper over auch Kaper mit Kriegsſchiffen, gemeinfchaftlic 
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eine Priſe gemacht, fo theilen fie die gemachte Beute, doch findet nameuntlich im 
legtern Falle zufolge der beſonderen Beftimmungen ter Prifen- und Kaperorbuurigen 
bisweilen ungleiche Bertheilung ftatt, und können Berträge zwiſchen mehreren ge 
meinfam operirenven Kaperfchiffen barüber ganz befonvere Bertimmungen treffen. 
— Mit Beendigung des Krieges hört natürlich das Recht der Kaperei von jelbft 
auf. Auch wird es überall fo angefehen, als ob auch ohne Beendigung bes Krie— 
ged Der Souverän in jedem Augenblide ven Kaperbrief wieder zurüdnehmen dürfe, 
doch würde, wenn ber Brief auf eine beftimmte Tängere Zeit ausgeftellt war, dem 
Kaper das Recht zuzuſprechen fein, unter Umftänden eine Entihäbigung wegen 
der Ausrüftungsfoften zu verlangen. 

Aus tiefer Darftellung wird man zur Genüge erfehen, daß bas Inftitnt der 
Kaperei völferredhtlich mit beveutenden Schranken umgeben ift, welche vor Bill 
fürlichketten und Ausfchreitungen ver Kaper fihern follen. Aber erfahrungsmäßig 
find viefe beſchränkenden und fichernden Beftimmungen in der Praris ohne ven 
gewänfchten Erfolg gewefen. Bielmehr weiß die Gefchichte dieſes und des vorigen 
Jahrhunderts von vielen Schänblichfeiten der Kaperführer zu berichten. Dies umd 
bie ganze Tendenz bes Inftituts, weldes die Friegerifche Privathülfe zur Unter 
flüßung ber Staatskriegsmacht in Anſpruch nimmt, die ohnehin gehäffige Jagd 
auf das Privat und Staatseigenthum des Feindes maßlos ausdehnt und die durch 
den Seefrieg an fi ſchon gedrückte Lage der Neutralen leicht gu einer unerträgs 
lihen macht, haben das ganze Inftitut in diefem Jahrhundert als verwerflid er⸗ 
fdeinen laſſen. Schon der große Franklin verdammte die Kaperei. Norbamerifa 
und Preußen verzichteten in dem Bertrage von 1785 auf die Anwendung berfel- 
ben, aber in ben fpätern Redaktionen dieſes Vertrags ift der Verzicht unterbrüdt 
werben. Thatfählih unterblieb fie auch ſchon im ruſſiſch⸗türkiſchen Kriege von 
1767— 74, Ebenfo waren die Britifch-franzöflfchen Nefolutionen im Jahre 1854 
gegen die Anwendung des Imftituts gerichtet, bis endlich der Pariſer Friedend- 
traftat von 1856 am 16. April ausdrücklich die Abfchaffung ver Kaperei and- 
ſprach. Doch davon weiter unten. 

Der Namen für Kaper find vielerlei: Privatlaper, Meerfhäumer, Freibeuter, 
Korfaren; franz. armateurs, corsaires, batimens armes en course; engl, pri- 
vateers, freebotters. Die Kaper ver feindlichen Gegenmaht nennt man Kreuzer, 
croisseurs. Uebrigens ift es jevem Kauffahrer geftattet, fi gegen feindliche An- 
griffe der Kaper und Kriegsfchiffe zu vertheidigen, vefpeltive diefelben bei der Ber- 
theibigung zu nehmen und ift e8 früher vorgefommen, daß man ben Kauffahrern 
noch befontere Kommifftonsbriefe von Seiten ihres Triegführenden Staates wmitgab, 
durch welche fie ausprüdlih zur Nehmung des angreifenden Gegners ermächtigt 
wurben. Neutrale Schiffe verfallen aber ſtets ſchon dur felden Widerſtand ven 
Kapern und Kriegsfchiffen als gute Beute. 1) 

Ferner müflen von den Inftituten des GSeefrieges ganz befonders bie eigent- 
lihen Kriegsfchiffe des Staats hervorgehoben werben. Diefelben find, mehr 
noch als die Handelsfchiffe und Kaper, mit Recht als die wandelnden Gebietötheile 
ihres Staates in frempnationalen wie in offenen Gewäſſern bezeichnet und erfreuen 
fi im Ganzen der Privilegien der Erterritorialität (fiehe diefen Artifel Bo. III). 
Ihr Verhalten in Kriegszeiten in neutralen Gewäſſern muß ein durchaus frieb- 


1) Vergl. G. F. v Martens: essai concernant les armateurs, les prises et surlout 
les reprises (Göttingen 1795, auch deutſch). Valin in feinem Commentar zur ord. de la marine 
und in feinem trait6 des prises, v. Kaltenborn im Pölig-Bülau Jahrbüchern 1849, 
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fiches fein, fie dürfen das neutrale Gebiet weder zum bireften noch inbireften An⸗ 
griff ihres kriegeriſchen Gegners benugen, noch fi daſelbſt rüften u. f. w. Daran 
reiht fi naturgemäß bie Lehre von den Nehmungen und Wiebernehmungen, von 
Brifen und Reprifen der feindlichen, refpeftive neutralen Schiffe und Güter, 
von der Priſengerichtsbarkeit. Diefe ſeekriegsrechtlichen Materien gehören 
zu den zweifelhafteften und prefärften des internationalen Rechtes und bedürfen 
vor Allem einer Reform im großartigen Style, ohne daß dazu bis jett bie ge— 
ringfte Ausfiht vorhanden wäre. Es ift aber hiervon bereits im Artitel Prien 
und Prifengerichtsbarfeit (Bd. VIII) gefprochen worden. Ebenfo tft das an Konteo» 
verfen reiche und nicht weniger ver Reform bedürftige ſog. Durdfuhung®- 
recht ber Kriegsſchiffe wie Raper, um ſich über bie feindliche oder neutrale Dua- 
lität von Schiffen und Gütern, über Blokadebruch, Kriegstontrebande und üher 
das völferrechtsgemäße Verhalten ver Nentralen zur See zu vergewiſſern, ift fer- 
ner das Inftitut des fog. Konvoi's als Sicherung gegen Durchſuchung, ift end» 
lich die Ausdehnung des Duchfuhungsredhtes in Sriedenszeiten zur Unter- 
brüdung des Negerhandels an der Weftküfte von Afrika bereits im Artikel 
„Durchſuchungsrecht“ (Bd. III.) erörtert worden. Ferner ift die wichtige 
und zu fo vielen Streitigkeiten und Beſchwerden der Neutralen Anlaß gebenbe 
Materie von der Blokade, alfo das fog. Blokaderecht, fhon unter Artitel BIo- 
kade (Bd. IT?) dargelegt worden. Bon den Satzungen des Parffer Friedens 
in Betreff der Verurtheilung der papiernen Blokade werden wir im Verfolg noch ſprechen. 

Der neutrale Frachtverkehr wird dann nicht blos durch die Blokade⸗ 
verhältniſſe, ſondern auch durch andere Inſtitute des Seekriegsrechts bedeutenden 
Beſchränkungen und Hemmungen unterworfen. Es gehört dahin zunächſt daB Ber- 
Bot, gewiffe Artikel dem Feinde überhaupt zuzuführen, nämlich die fog. Kriegs— 
Fontrebande; doch davon ift bereits im betreffenden Artikel Bo. VI viefes 
Staatswörterbuches befonders gehanbelt worben. Auch in Betreff dieſes Gegenftan- 
bes des Seekriegsrechtes thut eine Reform in wefentlihen Punkten Noth. — So— 
dann maßt fi die friegführende Gegenpartei zumeift an, den Neutralen ven 
Küftenhbandel (Cabotage) an der Küfte des kriegeriſchen Gegners, fowie ben 
Handel mit den feindlihen Kolonien zu verbieten, wenn beide Arten dieſes 
Handels nicht bereits im Friedenszeiten den Neutralen verftattet geweſen find. 
Ebenfo fol der Neutrale von anberweitigen außerorventlihen, erft während ber 
Kriegszeit gewährten fog. Licen zen ber Kriegführenden feinen fihern Gebrauch machen 
dürfen, indem jeberzeit die eine Kriegspartei befugt fein fol, die von der andern 
Partei den Neutralen gewährten Picenzen nicht zu refpeftiren und dem bei ſolchem 
Handel betroffenen Neutralen als des Bruches ber Neutvalität, ber verftedten 
Kriegshülfe u. ſ. w. zu bezüchtigen und zu beftrafen. 

Endlich find bier no die befonderen Befhränfungen des neutralen 
Frachtverkehres zu erwähnen, welde ben neutralen Schiffen, aud abgefehen von 
Kriegskontrebanden, ben Transport feindliher Güter unter neutraler Flagge 
verbieten und zugleich bie nemtralen Güter an Borb feinbliher Schiffe ver Ge 
fahr der Nehmung ausfegen. Die Theorie wie bie Braris bat freilich in Betreff 
biefer beiden Punkte fortwährend gefhwantt und zu verfchiedenen Zeiten find ver 
ſchiedene Syfteme aufgeftellt und in ber Praris befolgt worben.3) Das eine Shftem 


2) Dergl. dazu v. Kaltenborn, Seerecht Bd. II S. 398 


ff. 
& ae befonders über das Geſchichtliche v. Kaltenborn, Seerecht Bd. 11, 8. 234, 
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beruht in der Marime: feindliches Gut, wo es ſich findet, auch auf neutralen 
Schiffen, wird konfiscirt; dagegen ift neutrales Eigenthum auch in feindlichen 
Schiffen gefihert, abgefehen von Kontrebande. Dem entfpricht pie Parömie: „Frei 
Schiff, unfrei Gut” auf der einen und: „Unfrei Schiff, frei 
Gut" auf der andern Eeite. Diefer Sat fteht bereits in ber berühmten mittel- 
alterlihen Seerechtsaufzeihnung des fog. Consolato del Mare und galt überhaupt 
währen bes Mittelalters bis zum 17. Jahrhundert faft unbefhräntt. Namentlich 
haben fi die großen italienifchen Freiftaaten für dieſen Sag damals erflärt und 
England hat ihn bis auf die neueften Zeiten mehr oder weniger als ven Sat 
des allgemeinen Bölferrehts zu proffamiren für gut befunden. Auch andere Stan 
ten, doch mit einer gewiffen Konfequenz nur nod Spanien, haben ben Sat gut 
geheißen. Endlich find für die Richtigkeit dieſes Satzes die bedeutendſten theoreti- 
hen Autoritäten eingetreten, wie Grotius, Toccenius, Vattel, Heineccius, Byn—⸗ 
kershoek, Satobfen, Robinfon, endlich noch aus neuefter Zeit Wheaton, 

Nur zeitweilig hat daneben ein ganz anderes Syftem ſich Geltung zu ver- 
ſchaffen verfucht, welches namentlich Franfreich und zu Zeiten auch Spanien auf: 
ftellten. Seit circa 1400 erflärte Franfreih: „Feindliches Schiff wird mit allen 
darauf befindlichen, felöft neutralen Gütern Konfiscirt”, mit der Parömie: „unfrei 
Schiff, unfrei Gut" und fogar nicht felten zugleich: Neutrales Schiff ver- 
fällt, wenn e8 feinbliches Gut geladen hat, mit der Parömie: „Unfreti Gut, 
unfrei Shiff*. Erft im Utrechter Traftate gab Frankreich dies harte Recht 
auf, doch nur zum Schein; denn ber Vertrag mit den Hanfeftäbten von 1716 und 
1769 führte zum Theil das alte firenge Syftem zurüd, von weldem bie Hanfea- 
ten erft durch den Bertrag von 1789 ſich zu befreien vermocdhten. Dagegen wurde 
zu Gunften ver Dänen, Niederländer und Schweben bereit8 am 21. Dftober 1744 
die Freiheit der neutralen Schifffahrt ausgefprochen und ber Traftat mit Nord» 
amerifa von 1778 fomwie zum Theil das Parifer Reglement vom 26. Juli 1778 
bewilligte den Neutralen den Satz: „Frei Schiff, frei Gut“, alfo un— 
beſchränkte Freiheit ihres Schiffsverkehres mit Ausnahme der Kontrebanbe, des 
Blokadebruches ꝛc., doch wurbe dadurch am fich noch nicht der andere Sag: „Un- 
frei Schiff, unfrei Gut” aufgehoben. Gegen Ende des Jahrhunderts aboptirte 
dann Frankreich zeitweilig die Säte des Consolato del Mare ähnlih mie Eng— 
land und verftieg ſich zu einzelnen erorbitanten Maßregeln. Entjeglih hart war 
unter Anderm das Dekret vom 29. Nivose 1798. Aber Alles das hatte feinen 
Beftand, bis zulegt Napoleon I. 1812 den Grundſatz: „Brei Schiff, frei Gut“ 
wieder proffamirte, wie er fagte, „als einen immer (!) von Frankreich befolgten.” 
Aus diefer Darftellung ergtebt ſich, daß Frankreich fi durch momentane Eindrücke 
zu einem verzweifelten Schwanfen in biefer ganzen Trage feit 150 Jahren hat 
verleiten laſſen. 

Endlich bat fich feit dem 17. Jahrhundert ein drittes Shftem geltend zu 
maden verfucht, welches vorzüglich in neuern Zeiten unter ben mittlern und na— 
mentlich nörblichen Seemädhten Beifall und Unterſtützung gefunden hat, während 
England, wenn auch nicht ganz gleihmäßig und entſchieden, bis in bie neneften 
Zeiten dagegen kämpfte und Frankreich, fowie felbft Rußland, welches dieſes Syſtem 
zeitweilig offen proffamirte, ſchwankten. Der Hauptfat ift Hier der in der Maje— 
ftät des neutralen Staates fihherlich begründete Sat: „Die neutrale Flagge deckt 
die feindliche Ladung“ mit der Pardmie: „Frei Schiff, frei Gut“ (le 
pavillon couvre la cargaison), während man in Bezug auf neutrale Güter von 
Seiten der betreffenden Mächte ſich ſchwankend verhält und bald die Freiheit des neu— 
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tralen Gutes im Sinne der Parömie: „Unfrei Schiff, frei Out” ver- 
langt, bald fi die Konfisfation von neutralen Gütern in feindlihen Schiffen ge- 
fallen läßt nad) der Parömie: „Unfrei Schiff, unfrei Out“ (la robe 
d’ennemi confisque celle d’ami). Wir übergehen bier die älteren, namentlich mit 
der Türkei abgefhlofjenen Berträge. Wir gehen nur zurüd bis zur fog. bewaff« 
neten Neutralität von 1780, welde Rußland beſonders gegen die eng« 
liihen Anmaßungen bervorrief und welde hauptfählih nur den Sag proflamirte 
„Brei Schiff, frei Gut” im Sinne ver Unabhängigkeit und Gelbftändig- 
keit der neutralen Flagge, während der fi daran fließende Sag: „Unfrei 
Schiff, frei Gut” nicht weiter erwähnt wurde, obgleich er ſich von felbft 
zu verftehen ſchien und felbft die englifhe ven Neutralen fo ungünftige Praris 
diefen zweiten Sag in der Regel zu Gunften ver neutralen Güter anerkannt hat. 
England gab zeitweilig den Demonftrationen der bewaffneten Neutralität nad, 
aber nur zeitweilig; denn mit dem Ausbruche bes neuen franzöfifhen Seekrieges 
wurden bie Neutralen in der alten Weife befchwert, befonders Dänen und Schwe- 
den, bie demnach bald in Rußland auf Wieverherftellung der bewaffneten Nen« 
tralität drangen. Aber erft als der Kaifer von Rußlands feine gegen Frankreich 
abgefchidten Truppen zurüdgezogen hatte, fam den 16. December 1800 vie Kon— 
vention zur Herftellung der bewaffneten Neutralität zwijchen 
Rufland, Dänemark, Schweden und (18. Dec.) Preußen zu Stande, welde ven 
Grundſatz von 1780 wiederholte. Indeffen es geriet bald Alles wieder in Ber- 
fall. England jchloß bereits 1794 mit Norbamerifa einen Traktat, nad welchem 
das feinplihe Eigenthum am Bord neutraler Schiffe als gute Prife erklärt wurbe. 
Auch der Vertrag zwiſchen Preußen und Norbamerifa von 1799 ift im biefer Be- 
ziehung wenigftens unbeftimmt und bereits im Jahre 1801 gelang es Grofßbritan- 
nien, mit Rußland einen Bertrag abzufhliegen, in welchem Rußland das Syſtem 
der bewaffneten Neutralität gänzlich verläugnete und in Artikel 3 zugeftand, daß 
das feindlihe Eigentum auf neutralen Schiffen gute Beute fein folle, jedoch mit 
Ausnahme des Falles, wo die Neutralen die Produkte oder Fabrikate des feind- 
lichen Landes fhon erworben hätten und für ihre eigene Rechnung transportirten. 
Im legteren Paſſus lag ſcheinbar eine große Konceffion von Seiten Englands, 
aber es war das nur eine Yale und zugleih eine Fundgrube von Streitigkeiten 
und Pladereien. Dänemark und Schweden traten nichtsdeſtoweniger dieſem englifch- 
ruſſiſchen Vertrage gleihfals bei, Die bewaffnete Neutralität war ſomit gänzlid 
zerfallen und wurde auch dadurch nicht wieder reftaurirt, daß Rußland bald das 
rauf abermals eine Schwenfung machte, die Seekonvention von 1801 mit Eng« 
land vernichtete und 1807 wiederum das Princip dieſer Neutralität proklamirte, 
Vielmehr war aus diefem fortwährenden Schwanten felbft der beveutenpften See— 
mächte über die oberften Rechtsgrundſätze wegen tes neutralen Seefrachtverkehres 
auf das Evidentefte erfihtlih, daß es überhaupt keine allgemeine Praris, keine 
irgend feftftehenden Rechtsſätze in dieſem Zweige des Seelebens gab und dies barf 
auch von der nachfolgenden Zeit bis zur Gegenwart heran behauptet werben, 
Auch dem Wiener Kongreffe von 1814/15 war e8 nicht vergönnt, die vielfach 
Ihon damals als ein Bedürfniß anerkannte Reform des Seekriegsrechtes in An— 
griff zu nehmen und in den folgenden langen Friedensjahren wurde von den 
Staatsmännern wenig oder gar nit an Reformen in biefem Gebiete gedacht. 
Dagegen darf man es den völferrechtlihen Schriftftellern nahrühmen, daß fie 
überall laut dies Reformbedürfniß ausfpraden und zugleih die Punkte ziemlich 
beſtimmt bezeichneten, von welden die Reform auszugehen habe. Hier follen nur 
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bie kritiſchen Bemerfungen des Preußen. Heffter und des Nordamerilaners 
Wheaton, auch des befannten Heinrih Bernhard Oppenheim, fomie 
bie unabläffigen Beftrebungen des trefflihen Hamburger Bubltciften Wurm in ihren 
zahlreihen Schriften über Völkerrecht hervorgehoben werden, Namentlich it Wurm 
„derjenige, weldher die Reform mit Entjchievenheit ins Auge faßte und welchem es 
durch feine perfönlihen Beziehungen zu den tonangebenven englifhen Staatsmän- 
nern gelang, auch diefen die Augen über das Reformbedürfniß zu öffnen und bie- 
jelben mehr und mehr zu Gunften der Neutralen zu ftimmen (Ruffell, Balmerfton). 
Endlich zeigte fi) aud; der neue Kaifer der Yranzojen, Napoleon III., den See 
rechtsreformen im Sinne der bisherigen neutralen Forderungen und überhaupt im 
Geifte der Humanität und eines möglichft freien Verkehres in Kriegszeiten 
ehr geneigt. Die Segnungen biefer günftigen Stimmung in den höchften Regio— 
‚nen offenbarten ſich dann bereits während des Geefrieges der Weftmächte gegen 
Rußland in den Jahren 1854 bis 1856, indem man jchon damals von ber An- 
wendung ber Kaperei zeitweilig abjah, die alte Strenge in Betreff der Blokaden 
und Kriegskontrebanden vielfach milderte und überhaupt tie Neutralen mit fcho- 
nender Rüdficht behandelte, Doch dürfen bier die Grauſamkeiten, weldye die eng- 
liſchen Kriegsſchiffe an den ruſſiſchen DOftfeeküften, befonders Finnlands verübten, 
nit unerwähnt bleiben, wenn biefelben auch mehr aus dem Unmuthe der Admi- 
rale und DOfficiere über die Erfolglofigfeit der englifhen Seeunternehmung in der 
Oſtſee, als aus Grundfägen und Marimen der Staatsmänner zu erftären find. 
Davon legte der Parifer Friede von 1856 das unzweidentigfte Zeugniß ab. Denn 
bei ven Berhandlungen vesfelben wurde aud die Seekriegsrechtsreform von den 
engliſchen wie franzöfifchen Staatsmänuern fofort für ein entjchiedenes Bedürfniß 
‚erklärt und Kaifer Napolen ſprach perjönlih fein Intereffe an dem Zuftandelom- 
men einer folden Reform aus. Trotzdem aber ift es nicht zu einer, wie wir oben 
gejehen haben, Hier überall nöthigen Reform ber oberften Principien des See— 
kriegsrechts und aller wejentlihen Inftitute desfelben gefommen, fondern man hat 
ſich beguügt, einige allerdings wichtige, bisher befonders fontroverfe oder doch den 
Neutralen fehr beſchwerliche Punkte hervorzuheben und viefelben in der den Neus 
tralen und überhaupt der Freiheit des Verkehres günftigften Weife zu fafjen. Et— 
was Neues ift dabei gar nicht geſchaffen worden, ſondern man hat dabei bie be- 
treffenden Inftitute des Seekriegsrechtes nur in dem Sinne rechtlich normirt, wie 
es die in den großen Seekriegen des vorigen Jahrhunderts meift neutralen Mit— 
telmädhte und wie es die Theoretifer, namentlich die deutſchen, in ziemlicher Ueber— 
einftimmung feit langem geforvert haben. 

Die Parifer Deklaration vom 16. April 1856 ſpricht nun aber fol 
gende vier Güte in Betreff der Seerechtsreform aus. Erften 8: die Kaperei 
ift und bleibt abgeſchafft. Zweitens: die neutrale Flagge deckt die feindliche 
Waare (alfo „frei Schiff, frei Gut”), mit Ausnahme der Kriegsfontrebande. 
Drittens: bie neutrale Waare, mit Ausnahme der Kriegskontrebande, unter 
feinblicher Flagge darf nicht weggenommen werden (aljo „unfrei Schiff, frei 
But"). Envlih viertens: Blokaden müflen, um rechtlich bindend zu fein, 
effektiv fein, d. h. fie müſſen durch eine hinreichende Kriegsmacht ausgeübt 
werden, durch welche der Zugang zum feindlichen Küftengebiete thatfächlich gehin- 
dert wird. — Weiter ift man in Betreff ver Reform des Seekriegsrechts nicht 
gekommen und auch biefe, im Ganzen fehr beſchränkte Reform ift noch nicht all» 
gemein anerfannt, jo daß auch in Betreff dieſer vier Punkte, mwenigftens bis auf 
einen gewiffen Grad, bie alte Unficherheit des Seeiriegsrehts immer noch fortbes 


ftebt. Was aber insbefondere den vierten Punkt wegen ber Blokade anbelangt, fo 
bat der jüngſte deutfcheränifche Krieg von 1863/64 zur Genüge gezeigt, daß auch 
für diejenigen Mächte, welche die vier Sagungen der Parifer Deklaration zu ven 
ihrigen gemacht haben, ver Streit über die Handhabung des Blokaderechtes durch 
jene Sagung fo gut wie gar nicht entſchieden ift; denm jene Satzung wegen ver 
Nothwendigkeit der Effektivität ver Blokade zu ihrer rechtlichen Verbindlichkeit ift 
fo vehnbar, daß Dänemark fid) herausnehmen konnte, die langgeftredte Oftfeeküfte 
Preußens durd wenige Schiffe als effektiv blofirt zu erflären, trotzdem daß bie 
preußifchen, an den Küften ftationivten Kriegsjchiffe wiederholt die däniſchen Kriegs- 
fahrzeuge von ven Blofadeftationen vertrieben und legtere oft Tage lang völlig uns 
fihtbar waren, 

Zunähft war überhaupt die Deklaration nur verbindlih für die Pacifcenten 
bes Parijer Friedenstraktates. Doch find die meiften Staaten derſelben jpäter bei- 
getreten, nur nicht Nordamerika. Letzleres hatte zwar erft jüngft in einem Vertrage 
mit Rußland vom 22. Juli 1854, wie ſchon früher in ven Verträgen mit ven 
Gentrale und Südamerikaniſchen Staaten feit 1824, vesgleihen im Wejentlichen 
in den Verträgen mit Preußen 1799 und 1828 fo ziemlich biefelben Säge, welche 
in ber Deklaration ausgefprodhen find, gutgeheigen. Auch hatte die nordamerifanifche 
Regierung bald nad) dem Ausbrude des Krieges von 1854 zwiſchen ven Weft- 
mächten und Rußland zwei Grundſätze, die Sicherheit des neutralen Handels be- 
‚treffend, allen Seemädhten zur Erwägung anbeimgeftellt, nämlich 1) daß die neu- 
trale Flagge Feindes Gut deden folle, wenn: legteres nicht im Kriegsſchmuggel 
beftehe und 2) daß alles am Bord von Kauffahrern kriegführender Staaten be- 
findliche neutrale Eigenthbum, ebenfalls mit Ausnahme des Kriegsſchmuggels, von 
der Kondemnirung frei fein folle. Dies find die Säge 2 und 3 ber Parifer De- 
KHaration. As nun aber Nordamerifa von den Mächten des PBarifer Friedens, 
doc, merkwürdiger Weife nicht von England (und der Türkei), zum Beitritt zur 
Parifer Deklaration aufgefordert wurde, jo flimmte e3 zwar den Punkten 2: und 3 
bei und war aud mit ver vierten Sagung in Betreff der Blokade einverftanden; 
dagegen lehnte es die Annahme des erften Punktes wegen Abſchaffung ver 
Kaperei entfchieven ab. Die Botſchaft des damaligen Präfidenten ver Bereinigten 
Staaten von Nordamerifa Pierce vom December 1856 fpricht fich hierüber wie 
folgt aus: „Was den andern Artikel der Parifer Deklaration betrifft, fo kann ich 
den Verſuch der Mächte, vie außer Frage ftehende Regel über die Kaperei abzu- 
ändern, gewiß nur liberalen und menfchenfreundlichen Abſichten zujchreiben. Ohne 
Zweifel beabfihtigen fie damit indirekt dad Princip zu billigen, daß alles 
fhwimmende Privateigenthum, auch wenn es den Bürgern kriegfüh— 
render Staaten gehört, von der Beſchlagnahme frei fein fol, und wäre ver Bors 
ſchlag fo gefaßt gewejen, daß er dem Princip volle Geltung gegeben hätte, fo 
würde ih ihm Namens der Vereinigten Staaten bereitwillig meine Zuftimmung 
ertheilt haben. Aber die vorgefchlagene Maßregel reiht für jenen Zwed nicht aus. 
Es ift wahr, daß wenn fie zur Annahme gelangt, das Privateigenthum einer Art 
des Naubes entzogen würde, aber dabei bliebe e8 einer anderen Angriffsart aus- 
gejeßt, welche mit gefteigerter Kraft geübt werden könnte. Die Angriffskraft großer 
Seemädte würde dadurch erhöht, die DVertheivigungsfähigkeit ver anderem ver— 
ringert. Obgleih der vorgejhlagene Verzicht auf die Angriffsmittel, welche bie 
Kaperei bietet, jeinem Wortlaute nad) ein gegenfeitiger ift, würbe er doch im ber 
Praxis der Aufgebung eines Rechtes gleichlommen, welches für eine Klaſſe von 
Staaten von geringem Werthe iſt, für eine andere und viel zahlreichere. Klaſſe 
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aber die höchſte Wichtigkeit hat. Man hätte nicht erwarten follen, daß eine, ihrem 

Zwede fo wenig entſprechende und in ihren Wirkungen fo ungleiche Mafregel vie 
Zuftimmung aller Seemädte erhalten werde. Das Privateigenthbum würde ber 
Ausraubung dur die bewaffneten Regierungsfreuzer nach wie vor ausgefegt blet- 
ben. Ich babe mich bereit erklärt, allen Grundfägen der Parifer Erklärung beizu- 
pflihten, vorausgefegt, daß der die Abſchaffung der Kaperei betreffende Sat fo 
amenbirt werben kann, daß der, wie anzunehmen ift, urſprünglich beabfichtigte 
Zwed, bie Sicherheit des ſchwimmenden Privateigenthums, erreicht würde, Wir 
jhlagen daher zu der Erklärung, daß die Kaperei abgefchafft ift und Bleibt, das 
Amendement vor: und daß das Privateigenthum von Unterthanen und Bürgern 
eines friegführenden Staates auf dem Meere von der Beſchlagnahme durch die 
Öffentlichen bewaffneten Schiffe des andern Kriegführenven befreit fein foll, aus 
genommen es befteht in Schmuggel. Diefer Berbefjerungsantrag ift nicht nur jenen 
Staaten, die uns zur Annahme ver die Kaperei abjhaffenden Deklaration auffor- 
berten, fondern allen andern Seemächten vorgelegt worben. Bis jegt ift er noch 
von feiner Macht verworfen, und von allen, die eine Nüdäußerung gethan haben, 
günftig aufgenommen worden. Mehrere dem amerilanifhen Borjchlage geneigte 
Regierungen haben einen endgültigen Beſchluß darüber nur vorbehalten, um ſich 
mit anderen, die auch an der Konferenz Theil nahmen, zu berathen. Ich Habe 
jedoch die Genugthuung, melden zu können, daß ber Kaifer von Rußland unfere 
Modifikation volftändig und ansprüdlid gebilligt hat und mitwirken will, andere 
Mächte zum Beitritte zu bewegen; ähnliche Verheigungen find über bie Geneigt- 
beit des Kaiſers der Franzoſen eingelaufen. Der gegenwärtige Stand dieſer wid- 
tigen. Frage berechtigt zu der Hoffnung, daß ein fo humanes und gerechtes, für 
die Wohlfahrt Handeltreibender Nationen fo wichtige® und ber Aufklärung bes 
Zeitalters jo angemefjenes Princip den Beifall ſämmtlicher Seemächte erlangen 
und dem Völferrechte einverleißt werben wird. Meine Anfichten über dieſen Ge— 
genftand find vollftändiger dargelegt in der hier in Abjchrift vorgelegten Antworts- 
note des Stantsjefretärd an die auswärtigen Mächte, mit befonderer Bezugnahme 
auf die betreffende Mittheilung Frankreichs." 

Soweit der Präfivent Pierce, ver jedenfalls die Reform des Seekriegsrech— 
tes von einem weit großartigeren Gefihtspunfte auffaßte, als er in jener Parifer 
Deklaration feftgehalten worben ift. Aber der Erfolg des nordamerikaniſchen Wiber- 
fpruches gegen die Abfhaffung der Kaperei ift gewefen, daß überhaupt vie in jener 
Deklaration beabfichtigte, immerhin anerfennenswerthe Reform in ihrer allgemeinen 
praltiſchen Wirkjamfeit in Frage geftellt wird. Gegenüber Nordamerika gilt nun 
noch das alte, fo völlig unbeftimmte, ftreitige und harte Recht und fcheint es felbft 
eben vefhalb an einer hinlänglichen Bürgſchaft zu fehlen, daß aud nur vie Theil- 
nehmer an der Deklaration in künftigen Kriegsfällen die Grundſätze der Della- 
ration fefthalten werden. Doch ift dies im legten deutſch-däniſchen Kriege von 
Preußen, Defterreih und Dänemark weſentlich geſchehen. Aber man vergleiche nur 
die Aeußerungen Phillimore's über die ganze praftifche Bedeutung der Reformde- 
Haration! Und wenn aud England vor der Hand an den Grundfägen ver De- 
Haration noch im letzten dinefifchen Kriege laut Order in Council vom 7. März 
1860 feftgehälten hat, jo darf nicht überfehen werten, daß dies formell fo einge 
leitet ift, daß dies Fefthalten immer fi nur auf den einzelnen Sal bezieht. 

Schließlich erwähnen wir nod die Bremer Seerechts-Agitation mit ihren Re— 
folutionen in Betreff der Reform des Seekriegsrechtes. Am 2, December 1859 
fand nämlich zu Bremen eine von beinahe 300 Mitgliedern des dortigen Han 
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delsſtandes beſuchte Verſammlung zum Schutze aller Privatintereſſen auf der See 
in Kriegszeiten ſtatt, welche nach lebhafter Verhandlung vier Reſolutionen einftim- 
mig annahm, von denen wir bie beiden erſten hervorheben: 1) Die Unverletz- 
lichkeit der Perfon und des Eigentbums in Kriegszeiten zur See, unter Ausdeh— 
nung auf die Angehörigen kriegführender Staaten, fomeit die Zwecke des Krieges 
fie nicht nothmwendig befchränfen, ift eine unabweislihe Forderung des Rechtsbe— 
wußtjeins unferer Zeit. 2) Der Senat der Freiftadt Bremen foll viefen Grund— 
fa möglichft vertreten und bei den beutfchen und andern Mächten auf feine Hand» 
habung dringen, 3) und 4) befürworten Maßregeln zur Empfehlung dieſes Sates 
in allen Kreifen, fremden Staaten ꝛc. — Diefer bremifhen Proflamation 
haben fi auf dem Kontinente, vorzüglid in Deutſchland, viele Stimmen ange- 
ſchloſſen, z. B. in Hamburg, Stettin, in Oberbayern, Bielefeld, Breslau (vie 
Handelskammern), die zweite hannoverſche Stäntefammer. In Frankreich ers 
Härten die beiden Hanvelsfammern zu Borbeaur und Marfeille ihre Zuftimmung 
und befiirworteten deren Beachtung bei der Regierung, und in ähnlichem Sinne 
erklärte fich der Handelsftand zu Gothenburg. Bergl. hierüber Bremer Handels- 
blatt vom 21. Januar 1860. Allmählig haben fih aud vie Anfichten in ber 
englijhen Preffe, fo wie aud aus dem englifhen Handelsſtande theils in zuftim- 
mender, theil® in verwerfender Weife geäußert. Dem erften höhnifchen Artikel der 
Zimes vom 10. December 1860 haben die Daily News und der Economift 
treffend geantwortet und das Intereffe Englands an einer Reform des Seerechts 
nad Maßgabe der Bremer Refolutionen dargelegt. (Bgl. Heffter, Völkerrecht. 4. Aufl. 


1861. ©. 459 ff.) v. Kaltenborn. 
Seerecht. 
1. Grundbegriffe, IV, Die Seerechtsaufzeichnungen und Gejchge- 
11. Gincheilungen. bungen ver einzelnen Staaten. 
III. Quellen und Konftruftion des internationalen V. Sauptgrundfäße des feerechtlichen Verkehrs. 
Seerchhts. ‘ VI. Ueberfit ver Inflitute des Seerechts. 


1. Das Seeredht umfaßt den Kreis derjenigen Rechtsverhältniſſe, welche fich 
auf Grundlage des durch die See vermittelten Verkehres bilden. Es ift ein eigen- 
thümliher Zweig des allgemeinen Berkehrs- und Handelsrechts und 
bat in feiner verfchievenen Ausdehnung zugleich einen mehr oder weniger interna= 
tionalen Charakter, ftügt ſich demnach auf das Völkerrecht im modernen Sinne. 
Das Shifffahrtsredht umfaßt nod mehr als das Seerecht, indem es ſich über 
die Rechtsverhältniffe ver Schifffahrt ſowohl auf vem Meere als auf ven Flüffen, Ka— 
nälen und Landſeen verbreitet; das Seerecht ift eben nur das © ee ſchifffahrtsrecht 
und hat im Unterjhiede von dem Fluß- und Binnengewäſſer-Schifffahrtsrecht mehr 
jenen allgemeinen internationalen Charakter, da das lettere mehr den nationalen 
Typus am ſich trägt. Auf Grund, diefer natürlichen und faktiſchen Verſchiedenheit 
find denn auch bie Rechtöverhältnifie des Seeverkehrs vielfach verſchieden von de— 
nen des Fluß— und Binnenſeeverkehres, und während letztere im Allgemeinen ſich 
mehr nach den Grunpfägen für den Lanpverfehr, namentlih für ven Landfracht⸗ 
verkehr ausgebilvet haben, find die Grundſätze des Seeverkehres eigenthümlicher 
Art und find zugleih die Seerehtsverhältniffe viel mannigfaltiger und groß- 
artiger. 

e Es ift bezeichnend für uns Deutfhe, denen die beiden „Seen bie Dftfee 
und die Nordſee, allein von ven Gebieten des großen Weltmeeres, und aud fie 
nur theilweiſe angehören und für die nur noch ver Außerfte Zipfel des abriati- 
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[hen Meeres durch Oeſterreich eine direkte Beziehung hat, daß wir nur von See: 
reht und nit von Meerredt fprehen, und daß man fich überhaupt in tech— 
nifcher, namentlich jurivifcher Beziehung, im Deutſchen nicht des Ausprudes Meer, 
fondern See bebient (Seemann, Seeweſen, Seeſchiffe, Seehandlung, Seearfenal ıc.). 
Ganz anders heißt e8 bei den Franzofen droit maritime und die Engländer find 
auch in dieſer Beziehung großartig und mannigfaltig, denn fie haben alle mög- 
lihen Ausprüde für den Begriff Seerecht: naval, maritime, marine law; sea- 
law; law of the sea; law of maritime commerce; law of shipping and na- 
vigation. Lateiniſch heißt Seeredht jus maritimum sive nauticum. 

II. Eintheilungen. Nach dem äußerlihen Umfange des Gebietes, innerhalb dej- 
fin das poſitive Seerecht praktiſch gilt, unterfheivet man das allgemeine, 
univerfelle Seereht von dem partifulären, nationalen, lofalen, ftatutari- 
chen. Bisweilen verfteht man unter dem allgemeinen Seereht auch wohl das phi- 
lofophifche oder natürliche; aber gewöhnlid venft man bei dem Ausprude an das 
praltifhe europäifh=amerifanifche Seerecht, welches die Grundſätze aufftellt, 
die überhaupt unter allen ihren Seeverlehr auf ver Bafis des Rechts regu- 
livenden Bölfern, aljo allgemein, univerfell gelten, im Unterſchiede vom frangö« 
fiihen, preußifchen, hanſeatiſchen ꝛc. Seerecht. 

Nach den Quellen unterſcheidet man ſowohl das gemeine als das partikuläre 
Seerecht in Gewohnheits- und in Vertrags-Seerecht, dagegen iſt das 
durch Gefete (Staatsgeſetze) unmittelbar feſtgeſetzte Seerecht immer nur partilku— 
lares (ruſſiſches, engliſches ꝛc.); denn für das gemeine (europäiſch-amerikaniſche) 
Seerecht find Geſetze (Staatsgeſetze) keine, wenigſtens feine unmittelbaren Redts- 
quellen. Uebrigens nennt man das Seerecht eines Reiches (oder Staatenbundes) 
gemeines (oder auch allgemeines) im Gegenſatz zu dem ver einzelnen Länder, Pro— 
vinzen und Stäbte, 3. B. gemeines deutſches Seerecht im Unterſchiede des parti- 
fulären Hamburgifchen ꝛc. 

Die Abtheilung in Friedens- und in Kriegsfeerecht ift leicht verftänd- 
ih. Das völferrechtliche Inftitut des Krieges erzeugt in feinem Einfluffe auf den 
Seeverkehr einen eigenthümlichen Kreis feerechtliher VBerhältniffe, welche das © ee- 
friegsredht bilden (fiehe Artikel „Seekrieg“). 

In der Beſchränkung auf ven Seeverfehr der Privatperfonen untereinander 
ift das Seerecht Privatfeereht; auf die Beziehungen feerechtlicher Art zwifchen 
der Staatögewalt und den Unterthanen eines Landes angewendet, wird es zum 
Staatsfeereht und dieſes ift allemal partifulares Seerecht, indem es einen 
Theil des pofitiven Staatsrechts jedes einzelnen feehandeltreibenden Volkes bildet 
und fih namentlih durch finanzielle, jubiciäre, polizeiliche und militäriſche 
Beftimmungen harakterifirt. (Siehe den Artikel „Schififahrtsgefege”.) Endlich 
unterfheidet man in Bezug auf die Verkehrsverhältniſſe der Staaten unmittel 
bar unter einander und mittelbar auch deren Unterthanen, das fog. Bölker— 
feeredt (oder wie man es auch wohl nennt See-Völkerrecht). Das Staats- 
und das Bölferfeerecht zufammen bilden das öffentlihe Seerecht. Das 
Privatfeereht kann entweder partifuläres, oder auch allgemeines, nämlich euro— 
päifch-amerifanifches fein und bat im legteren Falle jedenfalls einen gewifjen in— 
ternationalen und öffentlihen Miſchcharakter, venn es ftellt die Regeln auf, welche 
in allen nad Völkerrecht lebenden Staaten für den Geeverkehr der Unterthanen, 
untereinander und mit Fremden, mehr oder weniger allgemein anertannt werben. 
Wenn fomit das allgemeine europäiſch-amerikaniſche Privatfeerecht wenigftens indi- 
velt in den Kreis des internationalen Rechts gehört, jo iſt dagegen das Völker⸗ 
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Seerecht, wie das auch ſchon der Name andeutet, unmittelbar Theil des Völker⸗ 
rechts und der internationale Theil des allgemeinen Privatſeerechts iſt eigentlich 
nichts als ein untergeordnetes Glied des Völker-Seerechts und ſomit des Völker⸗ 
rechts felbft. Demnach faßt man beides unter dem Namen des internationa= 
len Seerechts zufammen und handelt davon zum großen Theil in ven Dar- 
ftelungen des pofitiven Völkerrechts. 

111. Dasinternationale Seerecht wird anf folgenden Duel- 
len geihöpft. 

Es gehören dahin 1) die Gewohnheiten und Ufancen, fowie der Gerichts- 
gebrauch in diefer Sphäre des Verkehrslebens, doch da es an internationalen Ge— 
richtshöfen fehlt, jo fegt der Gerichtsgebraud zunächft immer nur partikulares Necht 
feſt, welches erft durch andere Duellen und namentlid durch Vermittlung ber Wif« 
ſenſchaft als allgemeines bezeichnet und wirklich zum allgemeinen erhoben werben 
fann, 2) Die Bölkerverträge, foweit fie ſeerechtlichen Inhaltes find. Frei- 
lich finden fi in ihnen, da fie nie von allen Seevölfern gemeinfam geſchloſſen 
finp, bireft nur mehr ober weniger ausgebehnte partikularrechtliche Beftimmungen 
für die abſchließenden Staaten; inbefjen laffen fih doch aus dieſen Satzungen 
allgemeine Rechtsgrundſätze durch eine wiſſenſchaftliche Procedur entnehmen, indem 
man biejelben an dem allgemeinen Weſen ver internationalen Verkehrsverhältniſſe 
im Geeleben prüft und barnad die partikulären Sonverbeftimmungen und Zus 
thaten non dem mehr allgemeinen Inhalte ausjceidet. Die Uebereinftimmung ver 
Sagungen, welche fih in den verjchievenen Völferverträgen verfchiedener Völker 
in Betreff ber. einzelnen Inftitute und Grundſätze des Seeverkehrs findet, ift übri- 
gens fo groß, daß diefe äußerliche Gleichheit leicht einen Anhaltspunkt giebt, um 
gemeine Grundſätze aus den Völfervertragsfagungen aufzuftellen. 3) Infofern, doch 
noch beſchränkter dürfen and bie einzelnen Landesgeſetze über ben Geever- 
tehr als eine indirefte Quelle des internationalen Seerechts gelten; fie beziehen 
fih aber meift nur auf das internationale Privatfeereht und das Staatsfeeredht. 
4) Die Natur der Sade, was bier nichts Anderes ift als das Wefen ver 
See- und überhaupt der DVerkehrsverhältniffe unter den modernen Kulturvölfern, 
5) Das römifhe Recht kann für das internationale Seereht der Gegenwart 
etwa nur als jogenannte raison éecrite gelten und erjcheint mehr als ein Hülfs- 
mittel zur Begründung ber eigenthümlihen Natur ver ſeerechtlichen Satungen, 
denn als eine Quelle. Dazu ift das römiſche Recht in Bezug auf biefen Zweig 
des Rechts fehr wenig ausgebildet und würde ſchon deßhalb eine fehr ſpärliche 
Duelle fein. 6) Die von ver Wiſſenſchaft aufgeftellten Rechtsſätze find auch 
im Gebiete des Seerechts noch nit wirkliche praktiſche Satzungen des pofltiven 
Rechts; denn der wejentlihe Charakter alles pofitiven Rechts, der äußere Beftand 
durch die Handlungen der Menſchen fehlt noch; fie find nur eine Anforderung 
Recht zu werben, find es aber noch nicht felbft, am wenigften vie ivealen Poftulate des 
fogenannten Naturrechts. Aber das, was man wifjenfhaftlihes Recht nennt, ift 
doch ein hauptſächliches Hülfsmittel, um in jedem einzelnen Falle aus ven ander- 
weitigen Quellen das pofitive Recht zu ergründen und zu begrünben.!) 7) Enplid) 


1) Die Natur der Sache und das Naturrecht, deren Begriffe nicht völlig zufammen fallen, 
verfchmelzen, wie es mir ſcheint, die Engländer namentlid; im Gebiete des Seerechts zu einem 
Ganzen, bei welchem noch eine gewiffe unbeftinnmte Rüdfiht auf Moral und Biltigkeit verlangt 
wird und dem fie zugleich den Charakter des römifchen jus gentium ald eines Gemeinrechtes 
für alle Menfhen und Völker vindiriren, in ihrem fog. common-law, weldes im See und 
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muß hier noch eine beſondere Art von Gewohnheitsrecht, das wenigſtens 
zum Theil auch den Charakter eines wiſſenſchaftlichen Rechts in der Gegenwart 
zu haben ſcheint, hervorgehoben werden. Es ſind das die mittelalterlichen 
Seerechtsbücher, welche entweder bloße Privataufzeichnungen von Lokal-, 
Provinzial-, oder Nationalrechten waren (Seerecht von Oleron, von Amſterdam, 
von Wisby, das Consolato del Mare, die ſogenannten Rhodiſchen Seegeſetze :c.) 
oder eine direkte öffentliche Specialgefeßgebung enthalten (Hanſeatiſches Seerecht, 
namentlihd nod von 1591, revidirt 1614) oder enblid als eine bloße wifjenfdaft- 
lihe Ausarbeitung ſeerechtlicher Satzungen angefehen werben dürfen (Guidon de 
la mer aus dem Ende des 16. Jahrhunderts, nämlich fpeciel über Affefuranz- 
wejen), welche aber ſämmtlich ſehr kurze Zeit nad ihrer Entftehung, ähnlich wie 
bie deutſchen Landrechtsbücher des Sachſen- und Schwaben-Spiegels im Mittelal- 
ter, eine mehr ober weniger allgemeine praktiſche Gültigfeit bald im Norden, 
wie namentlih das Seereht von Wisby, bald im Süden und Weften Europa’s, 
wie namentlid dad Consolato del Mare, erlangten, und melde trog 
ihres zum großen Theil hohen Alters und troß ihres zum großen Theil antiquirten 
Snhaltes, wenigftens theilweife noch, namentlich in England und Nordamerifa, wo bie 
neuere Öefeggebung auf diefem Gebiete wenig thätig gewefen ift, ald Quellen in ver 
Praris betrachtet werben, als eine Art von traditionellem Gewohnheitsrecht oder 
aud als eine Art von wiffenfchaftlihem Rechte. Dazu fteht feft, daß nicht blos 
der allgemeine Charakter, fondern vielfach die detaillirten Beftimmungen biefer alten 
Seerechte in die neueren Partifularrehte aufgenommen find und fomit zum Theil 
die Grundlagen des neueren Rechtes bilven?). Siehe unten Ziff. IV. 

Aus diefer Ueberfiht der Duellen des internationalen Seerechts wird zur 
Genüge hervorgehen, daß die wiffenfhaftlihe Konftruftion desſelben ihre ſehr 
großen Schwierigkeiten bat, und wird man es natürlich finden, daß fehr viele 
Partieen desfelben im höchſten Grave zweifelhaft und beftritten find, namentlich 
im Gebiete des eigentlichen Völkerſeerechts und bier wieder befonders des See— 
kriegsrechts (fiehe die Artikel „Seekrieg“, „Priſe“). Freilich wird hierbei das Ur- 
theil aud durch die Einwirfung der nationalen Sonderintereffen befangen und 
getrübt und gelangt deshalb oft zu falſchen Auffaffungen und Behauptungen über 
das was Rechtens fei. Der Vorwurf eines nationalen Egoismus fann aber dabei 
am meiften den britiſchen Schriftftelern wie Prifenrichtern gemacht werben, wäh: 
rend ſich die franzöfifchen in neuerer Zeit und ebenfo die nordamerikaniſchen zugleich 
wit den deutſchen, italienifhen, holländifhen und flanbinavifchen mehr dem fosmo- 
politifhen Standpunkte zugewandt haben. 

IV. Da das internationale Seereht auf dem nationalen beruht und feine 
Sätze erft ein volles Verſtändniß durch die fpeciellen Sapungen in den Seerechts— 
normen ber einzelnen Bölfer erhalten, fo ift e8 angemefjen, hier eine Ueber: 
ſicht des Seerehtsbeftandesinden einzelnen widtigeren 


Handelörecht ald lex mercatoria figurirt. Es ift das eine wohlgemeinte, aber völlig unllare Auf 
faffung, die ihre großen Gefabren in fich jchließt und den rechtlichen Entſcheidungen nur allzu 
leidht eine große Willfür einräumt. Recht fiibar tritt dies leßtere in den prifengerichtlichen 
Entiheidungen der Engländer hervor, welde in der That unter der Maske der Billigfeit und 
der Natur der Sache, tes natürlichen Rechtes, nicht felten die reine Willkür verbergen, Siehe 
ben Artikel Priſe und Prifengerichtäbarfeit. 

2) Die befte Sammlung diefer alten Seerechte und überhaupt der Seerechte bis 1700 
findet ſich bei Pardessus, collection de lois maritimes anterieures au XVIII. siecle. 
(6 Suartbände. Paris 1829—1845). Siehe unten Ziff. IV, 
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Staaten zu geben. Auch wird dieſe Ueberficht dazu dienen, einen Blick in bie 
biftorifche Entwidelung der Seerechtsgeſetzgebung zu werfen und insbefonbere bie 
maßgebende Thätigfeit ber einzelnen Völker dabei in Mares Licht zu ftellen 3) Bgl. 
übrigens ſchon die Artikel Schifffahrtögefege und Scifffahrtsverträge, 

Die feerehtlihen Satungen ver Griehen und Römer find unbeben- 
tend, troß ber berühmten Lex Rhodia, alfo ber Seegefege ber Infel Rhodus, 
welche in authentifcher Weife nicht auf die moderne Zeit überliefert find und von 
denen auch im römifchen Rechte uns nur einzelne Bruchftüde vorliegen, namentlid 
in Betreff des fogenannten Seewurfes. Die fogenannten Rhodiſchen Seege- 
fege, welche im Mittelalter eine Rolle fpielen, find nicht echt, fondern eine Samm- 
lung aus der Zeit erft nad Juftinien, etwa aus dem 7. Iahrhundert, und aus 
drei verfchiedenen Stüden nad und nad zufammengefegt. Die gleihfals im Mit- 
telalter hochberühmten Affifen oder Gewohnheiten des König- 
reichs Jerufalem enthalten nur 7 Kurze Kapitel über Seerecht und rühren 
von Gottfried von Bouillon her (circa 1000 nad Ch.). Eine ganz befonders be- 
deutende Rolle fpielen unter ben mittelalterlichen Seerechtsquellen die fogenannten 
Roolesou Jugemens d’Ol&ron (Oleyron, Lyron). Es ift bies fein 
Lokalrecht der Infel Dleren an ber franzöftfchen Weftküfte, ſondern ein mehr all- 
gemeines Recht für den ganzen franzöfifchen Welten, entftanden circa 1100, ur: 
ſprünglich, wie e8 fcheint, aus 24, jest zumeift mit den fpäteren Zuſätzen aus 47 
kurzen Artikeln beſtehend. Diefe Rooles erlangten bald über Franfreihs Grenzen 
hinaus eine praftifhe Autorität, befonders in England, Nieverland und Nord— 
deutſchland. Der Tert ift altfranzöfifh. Das fogenannte Seereht von 
Damme (over Weftfapelle) ift nichts als eine wörtliche Ueberſetzung ber erften 
24 Artikel der Nooles für die ſüdlichen Niederlande (Flandern, Seeland). Selb- 
ſtändig ift eine feerechtliche Aufzeihnung für das nördliche Holland im ben foges 
nannten Gewohnheiten von Amſterdam (ober Endhunfen oder Stavern) 
aus der Zeit vor 1400. Hochberühmt ift ferner und war Jahrhunderte Yang im 
Norden Europas von allgemein praktifcher Bebentung, ja ift in Holland bis vor 
wenigen Decennien und in Schweden, Dänemark, England und Nordamerika nod 
jegt als praftifh amerfannt, das fogenannte Seerecht von Wisbyy. Das- 
felbe wurde lange Zeit für die Quelle der Rooles d’Oldron und ver nieverländi- 
ſchen Rechte gehalten; es ift aber neuerlich allgemein anerkannt, daß es eine bloße 
Kompilation aus der erften Hälfte des 14. Jahrhunderts in 72 furzen Artikeln 
fei, von denen 1—12 und 71 und 72 fpeciell lübiſche Sagungen find, während 
Artitel 13—36 die niederdeutfche Ueberfegung der 24 erften Artikel ver Rooles 
d’Oldron und Art. 37—70 ebenfolhe Ueberfegung des Seerechts von Amfterdam 
enthalten. Es ift dies wie die bisher genannten Aufzeichnungen eine Privatarbeit 
zu Gunften ber redtlihen Sicherung des hanfeatifhen Seeverkehres in den nor» 
bifchen Gewäſſern. Die Infel Gothland mit der Stadt Wisby war nämlich eine 
bedeutende Station des hanfeatifhen Handels in der Oftfee; dort feheint die Samm- 
lung entftanden und aus biefem Grunde ihr der Name Seereht von Wisby bei- 
gelegt zu fein. Der fogenannte Guidon de la mer, melder erft im Aus— 
gange des 16. Jahrhunderts (zwifchen 1556—84) in Frankreich entftanden ift, 
ift eine private wiffenfchaftlihe Ausarbeitung über Seeaſſekuranzweſen als Er- 
gänzung des Consolato del Mare, in welchem hiervon noch nichts fteht. 


3) Dal. v. Kaltenborn, Europ, Seereht, Bd. 1,8. 7 ff. 


390 0. Seerecht. 


Dies „Konſulat zur See" ſelbſt hat aber im Süden und Weſten Europas 
eine noch größere Berühmtheit als im Norden das Wisby'ſche Seerecht erhalten 
und g nad der Anſicht der Engländer noch jest als ein traditionelles allgemei- 
nes Gewohnheitsrecht für alle modernen Seevöllker, foweit fein Inhalt nit durch 
bie neuere Entwidelung antiquirt ift. Auch darf man dasſelbe mit Partefius ge- 
rabezu als die Bafis aller gegenwärtigen Seerechte von Europa bezeichnen. Es 
ift gleichfalls nur eine Privatarbeit, urfprünglic in romaniſcher Sprache abgefaft 
(in Barcelona oder Marfeille), dann aber erft in der italieniſchen Webertragung 
mehr allgemein verbreitet und berühmt geworben. Die Abfaffung fällt, wie es 
ſcheint, erft ins 14, Jahrhundert, Das Wert ift allmälig entftanden und ziemlich 
umfangreih (zumeift in 334 Kapitel abgetheilt). 

Die Receffe der Hanfa und bie Gefege ver franzöfifhen und ſpaniſchen 
Fürſten und ber italienifchen Republifen find die erſten gefeggeberifhen 
Aufzeihnungen ſeerechtlicher Art. Die Receſſe find aber für See 
recht nicht bedeutend und dasfelbe gilt von dem hanſeatiſchen Seereht von 1591, 
revidirt 1614, alfo aus ber Zeit des gänzlichen Berfalles ver Hanfad). Bon ven 
Geerehtsaufzeihnungen der einzelnen Hanfeftäbte ift nur das in den Hamburger 
nod) jet gültigen Statuten von 1803 (1605) ftehende (Theil II, Titel 13—19) 
hervorzuheben. Auch die Seerechtsaufzeihnungen der übrigen norbbeutfchen Staaten 
waren ſtets unbebeutend, abgefehen von Preußen, wo befonvers Hervorzuheben 
das preußiſche Seereht von 1727, welches in England und Rorbamerifa als eine 
Art von raison 6erite vielfacdy noch heutiges Tages in der Praris benutzt wird, 
fowie die umfaffenden feerehtlihen Satzungen in dem allgemeinen Tandredit für 
die preußifhen Staaten von 1794 (Theil II, Titel 8 8. 1389— 2451). Jetzt 
gilt aber in Preußen das im Ganzen treffliche Seeredht des deutſchen Han- 
delsgeſetzbuches, welhes hoffentlich bald in allen veutfchen Staaten publi- 
cirt fein wird. 

In Dänemark iſt das Geereht König Friedrichs IL. von 1561 (revibirt 
1572 und 1642) antiquirt durch das Geſetzbuch Königs Chriftian V. von 1683, 
in welhem (Buch IV) das Seerecht erfhöpfend abgehandelt ift und welches 1683 
auch in Norwegen publicirt wurde und hier wie dort mit fpäteren Zufägen 
noch das praftifche Redht bildet. In Schweden gilt die ſeerechtliche Geſetzgebung 
Karls XI. von 1667, obwohl durch neuere Geſetze mobifichtt. 

Bon eminenter Wichtigkeit, und zwar nicht blos für Franfreih, fondern für 
das gefammte Gebiet des Seeverfehres, ift die feerechtliche Gefepgebung Frant- 
reichs. Die Orbonnanzen der franzöfifhen Könige Über ſeerechtliche Verhältniſſe 
reihen bis auf das Jahr 1373 zurüd und find ebenfo zahlreich als wichtig, ja 
zum Theil mweltberühmt. Die älteren find in der Orbonnanz von 1584 ſämmtlich 
zufammengefaßt und biefe Tettere, fowte eine andere ſchätzbare von 1629 wurben 
dur die großartige Schöpfung der Ordonnanz Ludwigs XIV. von 1681 
zu Antiquitäten berabgefeßt. Diefe ordonnance de la marine du mois 
d’aofit 1681, vorzüglich durch bes berühmten Colbert's Thätigfeit zu Stande ge 
bracht, zerfällt in 5 Bücher und dieſe in Titel und umfaßt nicht blos das ganze 
Privatfeereht (mit Einfluß der Seeaſſekuranz, ver Prifen und Geefifcherei) fon 


4, Das oben ſchon erwähnte Merk des Franzoſen Bardeffus enthält alle obigen Seerechts⸗ 
aufzeichnungen im Driginal und Uebertragungen und giebt eine vortreffliche Pritiiche Entſtehungs⸗ 
nefchichte derfelben. Deutſche Ueberſetzungen der ältern Geerechte finden fih in Engelbreät, 
corpus jur, naut, (1. und einz. Bd. Kübel 1790), 
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dern erſtreckt ſich auch auf einige Punkte der Seepolizei und Adminiſtration. 
Die in der Ordonnanz von 1681 aufgeftellten Rechts grundſätze blieben das 
ganze 17. und 18. Jahrhundert hindurch faft unverändert. Den ſchönſten Denkſtein 
bat Balin durd feinen Kommentar zur Orbonnanz (zuerft 1760 und öfters, neuefte 
mit Rüdficht auf die fpätere franzöfifche Gefeßgebung beforgte Ausgabe von Becane, 
Paris 1829) verfelben gefetst. Er durfte mit Recht fagen: „Enfin ce qui met le com- 
ble à l’&loge de notre ordonnance c’est à quelques decisions prös, elle est de- 
venue en quelque sort la loi générale de toutes les nations de l’Europe commer- 
gantes sur mer.* — In privatrechtlicher Beziehung ift dann zwar die Drbonnanz 
Ludwigs XIV. formell duch ben von Napoleon I. veranftalteten Code de com- 
merce, welcher mit dem 1. Jan. 1808 in Kraft trat und aud) das Seerecht enthält, 
verbrängt worben. Aber die feerechtlichen Grundſätze, wie die Detailbeftimmungen des 
Napoleonifhen Code find, mit wenigen Ausnahmen, aus der Orbonnanz Königs Lud⸗ 
wig entnommen, fo daß mehr eine Adoption, als eine Berftoßung ber Bourboniſchen 
Drbonnanz durch Napoleon ftattgefunden Hat. Die Orbonnanz bildet aber ober 
fpricht doch mwenigftens, nad dem Urtheife aller ſeehandeltreibenden Völker, zum 
großen Theile die noch jetzt gültigen Sagungen des gemeinen Europäifh-Ameri- 
fanifhen Seerehts aus, und buch bie verfchiedenen Nachbildungen des Napo- 
leonifhen Code de commerce in ben weſtlichen und füdlihen Staaten Europa’s 
und felbft in Südamerika, werben zugleih ihre Grundfäge, wenn aud auf mehr 
inbirefte Weife und zum Theil mit erheblihen Veränderungen und Zufägen, wie 
fie durch die partifularen Bedärfniffe und den Geift des 19. Jahrhunderts ge- 
boten wurden, als partikularrechtliche Satzungen in den einzelnen Seeftaaten aufge- 
ftelt. && gehören dahin Belgien, die italienifhen Staaten, Oriehenland , welche 
den Code, alfo die Orbonnanz aboptirt haben. 

An den Code lehnen ſich aber auch an die mehr felbftändigen und werth- 
vollen Seerechtögefeggebungen Spaniens. (Codigo de Commereio3) v. 30. Mai 
1829, gültig feit 1. Januar 1830), Hollands (Wefboek van Koophandel, 
gültig feit 1. Oftober 1838) und Portugals (Codigo commercial Portuguez 
oom 18. Sept. 1833) an. Sowohl das ältere als das neuere Holländiſche Recht 
ift von hohem Wertbe. 

England md Norbamerifa erfreuen ſich Feiner umfaſſenden jeerechtlichen, 
beſonders privatfeerechtlichen Gefeggebung. Das Meifte beruht auf Ufanz und 
Gerichtsgebrauch, befonderd auf Präjudicien. Doch gibt es, namentlih in England, 
einzelne trefflihe Specialgefege, au aus neueften Zeiten. Das norbamerifanifche 
Recht ift au im diefer Beziehung nur das mobificirte englifche. ©) 

V. Im Folgenden follen die oberften redtlihen Grundlagen 
bes Seeverkehres dargelegt werben. Aus dem Begriffe des unter den Bölfern 
und Staaten eriftirenden Bandes humaner und internationaler Gemeinfhaft und 
Ordnung, pofitiv aus dem Wefen des europäiſch-amerikaniſchen Staatenfyftemes, 
welches feit ven letzten 3 Jahrhunderten fi mehr und mehr zu konſolidiren und 
zu organifiren begonnen hat, folgt mit Nothwendigfeit der Grundſatz von einem 


5) Diefer ſpa niſche Codigo beruht im feerechtlichen Theile auf der berühmten Ordonnanz 
von Bilboa v. 1737, welche Ießtere fich wieder an die frangöfifche Ordonnanz v. 1681 anfıhließt. 

6), Eine Zufammenftellung der Texte der neuern Handelörechtägefepgebungen in den einzelnen 
Staaten, jedoch in franzöfifcher, nicht immer genauer Ueberſetzung liefert A. de St. Joseph, 
concordance entre les codes de commerces ötrangers et le code de commerce Frangais 
(Paris, 2, ed. 1851). 
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allgemeinen Verkehrsrecht der Staaten untereinander, ſowohl direkt durch 
die unmittelbaren Organe des Staats (Souverän und Beamte), als auch indirekt 
durch die beiderfeitigen Unterthanen, durch die Privaten der verſchiedenen Staaten 
unter fi und mit fremben Staaten und beren Organen, fo daß vom Anfang 
an und dem Princip nad jeder Staat berechtigt ift, einen Verkehr mit andern 
Staaten zu treiben, und zugleich jeder Staat verpflichtet ift, diefen Verkehr zu geftatten. 
Das internationale Verkehrsrecht eriheint hiernach als eine höhere Ordnung über 
den einzelnen Staaten, gegenüber welcher eine gänzlihe Verkehrsfperre, als 
wider das Völkerrecht, als ein Rechtsbruch erſcheint. Doch wie überhaupt durd 
bie völferrechtlihe Gemeinfhaft unter den Staaten die Souveränetät berfelben 
nicht aufgehoben werben fol und demnach jede politifche Organifation auf völfer- 
rechtlihem Gebiete in der Souveränetät ihren Maßſtab und ihre Schranfe hat, 
fo darf auch durch dieſes allgemeine Berfehrsreht jene principielle Souveränetät 
der Staaten nicht vernichtet werben und ed bürfen demnach ſchon vom Anfang 
an nähere Beftimmungen und Mopififationen biefes internationalen Verkehres durch 
die Souveränetät als gerechtfertigt erfcheinen. Das ift benn auch die Praris des 
pofitiven Bölferrehts der Gegenwart. Siehe den Artifel Handelsverträge. 

Alles dies gilt denn auch im Beſondern vom internationalen Seeverfehr. Auch 
er fteht unter ven Gefegen des Völkerrechts. Seine rechtliche Nothwendigkeit ift 
überall anerfannt; doch fteht auch hier feft, jever Staat darf benfelben nad} feinen 
eigenen Bedürfniſſen näher beftimmen, auch beichränfen, mit polizeilichen und mili- 
tärifhen Sicherungen umgeben, zu Finanzzweden benugen, dabei den Schuß feiner 
nationalen Induftrie und feines nationalen Handels in Rüdficht nehmen, endlich 
denfelben insbefondere zu Kriegszwecken mobificiren. Aber diefe Beſchränkungen 
und Movififationen dürfen über das wirkliche Maß des Bebürfniffes des Volkes 
und Staates nicht hinausgehen. Sie dürfen fi nicht bis zur völligen Abfperrung 
und Berfchließung gegen ven fremden Seeverkehr fteigern. Wenigftens rechtfertigt ſich 
Solche Verſchließung nur als eine temporäre Mafregel, namentlich in Kriegszeiten, 
3. B. zu Blofabezweden, und ift aud da nad praktiſchem Völkerrecht an beftimmte 
faktiſche Vorausſetzuugen gebunden, von beren Eriftenz bie rechtliche Wirkfamfeit 
der Maßregel abhängt. Siehe den Artikel Seekrieg. Freilich find die Grenzen für 
die Thätigkeit des Staats in Betreff der Beichränfungen des fremden Seeverfehred 
feine abfolnten und finden im jedem einzelnen Falle leicht Kollifionen ftatt. Aber 
nad dem ©efagten fann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß bie Befugnif zu einer 
folhen, namentlih höchſten Beichränfung des Seeverfehres immer als eine Aus- 
nahme von ber Negel des freien Verkehres daſteht und erft durch die Eigen- 
thümlichfeiten ber befondern Verhältniffe und Zuftände des Volks und Staats ihre 
Ausnahmeeriftenz erlangt und refpeftive rechtfertigt. Das Normale ift für bie 
Staaten des europäifch-amerifanifhen Staatenfyftems der freie Seeverkehr und es 
bedarf nicht erft der befonderen Berträge unter diefen Staaten, um jedem berjelben 
und feinen Unterthanen den Geeverfehr in fremden Gebieten zu geftatten; dieſe find 
hierzu nur nöthig für Staaten, welde nicht bie Geſetze des europäifchen Bölfer- 
rechts anerkennen, alfo z. B. für China, Japan. Selbft die Türfet geftattet, ſeit⸗ 
dem fie in das europätfche Staatenfyftem durch den Parifer Frieden von 1856 
eingetreten, principiell die Freiheit des Geeverlehres, aud ohne bie ehemals 
nöthige Exiftenz von befonderen Verträgen mit den Staaten, deren Unterthanen 
in der Türfei Handel treiben wollen. Siehe überhaupt den Artikel Seegebiet. 
Auch ift unverkennbar in allen modernen Kulturftaaten die Tendenz ter Staat 
männer wie der Verlkehrsleute darauf gerichtet, jene Ausnahmefagungen von ber 
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Freiheit des Seeverkehres zu mildern und zu mindern, reſpektive gänzlich zu be— 
ſeitigen. Das alte Prohibitivſyſtem wird zur völligen Seltenheit. Das nationale 
Schutzſyſtem verliert mehr und mehr ven Boden für feine fortdauernde Eriftenz. 
Die Pahpladereien hören mehr und mehr auf. Die Zölle vermindern fih und 
die Zollabfertigungen vollziehen fih auf das leichtefte und bequemfte zc. Die Land⸗ 
und Seefperren aus den Zeiten des erften Napoleon feinen ſchon jett faum noch 
möglich. 

VI. Hieran mag fi eine kurze Meberfiht der einzelnen Gegen- 
ftände und Inftitute des Seerechts reihen. Bor den Schiffen als ven 
Transportmitteln zur See ift im Artikel „Flotte” gehandelt. Bon der Natio- 
nalttät und der Regiftrirung der Schiffe ift unter „Schifffahrtögefete” das Nöthige 
mitgetheilt. Die Flagaen find die Aufßeren Zeihen, die Schiffspapiere bie 
Beweismittel über die Nationalität der Schiffe. Diefelben find in Friedens- wie 
in Kriegszeiten von der größten Wichtigkeit, theils um ver Rechte ans den nationalen 
Schifffahrtöverträgen fih zu erfreuen, theils um der Privilegien der Neutralität 
ficher zu fein ze. Man unterfcheivet brei Arten biefer Papiere: 1) Stamm papiere, 
namentlich über das Eigenthbum und bie Nationalität des Schiffes, und dahin ger 
hören Bielbrief, Kaufbrief, etwaige prifengerihtlihe Kondemnationsafte, Naturali- 
fationsaften, Rhederbrief, Namensveränderungsbofument des Schiffes, Regifter- 
brief oder Regiftercertifitat. 2) Papiere hinfihtlih der Ladung, alfo Certepartien, 
Connoffemente, Ladungsmanifeft, Zollveffarationen, Urfprungscertififate. 3) Pa- 
piere in Betreff der Reife: Mufterrolle (Mannfchaftsverzeichniß), Bürgerbrief des 
Kapitäns, Seepaß, Gefunpheitspaf, Zollveflarirungspofumente, Inventarium, 
Journal, Schiffsbuch (Rechnungsbuch), Reiſepäſſe der Papiere, ſog. Türkenpaß 
(ſonſt bei Reiſen im Mittelmeeee). 

Die Schiffsabgaben ſind läſtige Beſchränkungen des Seeverkehres und 
ſollten auf ein Minimum herabgeſetzt werben (ſiehe Artikel „Schifffahrtsgeſetze“). 
Die Privilegien ſegelfertiger Schiffe ſind überall anerkannt und dienen zur 
Begünſtigung des freien Seeverkehres. Zu Gunſten des erweiterten Kredites des 
Schiffseigenthums ſind privilegirte Forderungen an Schiffen in den meiſten Staaten 
ſehr zahlreich anerkannt. Das Schiffseigenthum hat rechtlich manches Eigen— 
thümliche, namentlich wenn mehrere Perſonen Eigenthümer des Schiffes find (Zu⸗ 
ſammenrheder, Rhederei). Einen erheblichen Theil des Vrivatſeerechts bildet das 
Rechtsverhältniß zwiſchen der Rhederei, dem Schiffer (Kapitain) und den 
übrigen Seeleuten, endlich den Paſſagieren, von welch letzteren die Aus— 
wanderer aus Europa nach den transatlantiſchen Ländern neuerlich ganz beſonders 
durch die Vorſorge der einzelnen Staaten rechtlich geſchützt werden. Wichtig iſt 
ferner die Lehre von den Lootſen. Das Inſtitut des Seefrachttrans— 
portes bietet im Unterſchiede vom Landfrachtverkehr eine Menge eigenthümlicher 
Rechtsſätze und Nechtsverhältniffe dar und gehört zu den fchwierigften in ber mo- 
dernen Jurisprudenz. Befonbers hervorzuheben ift dabei Die Certepartie 
(Chartepartie, charta partita), d. h. die Urkunde über einen Kontrakt, durch welchen 
das Schiff ganz oder zu aliquoten oder andern großen Theilen zur Befrachtung 
vermiethet wird, und da8 Connoffement (connaissement, bill of lading, 
Ladeſcheine, Seewechſel), d. b. diejenige von dem Befrachter meift gefertigte, von 
dem Schiffer aber durch feine Namensunterfhrift ausgeftellte Urkunde, durch welche 
derfelbe den Empfang ver Waare am Bord befennt und fi zum guten Transport 
und aegen Empfang ber Frachtfumme zur Abgabe an die richtige Adreſſe ver- 
pflichtet. Das Connoſſement ift ein allgemeines Werthpapter, welches, namentlich 
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wenn es wie häufig an Ordre geſtellt iſt, bie Natur eines Orbrerapieres (Wech⸗ 
ſels) erhält, durch Indoſſemente übertragen werden kann und auch Seewechſel heißt. 

Große Schwierigkeiten bietet die rechtliche Seite der Ha varien und See 
fhäden dar. Die Havarien umfaflen alle Schäden und Koften, welde das 
Schiff und Gut in den Häfen over auf See treffen, mit Ausnahme des eigent- 
lihen Scheiterns und Unterganges des Schiffes. Man unterfheidet: 1) orbinäre 
(fommune, Kleine) Havarie. Darunter werben alle gewöhnlichen Unkoſten verftanden, 
welche ein beladenes Schiff theils im Ausgangshafen, theils auf ber Reife und 
bis e8 im Beſtimmungshafen feſtgemacht ift, regelmäßig und abgefehen von eigent- 
lihen Seeſchäden zu entrichten bat. In dieſe Klaſſe der orbinären Havarien 
gehören namentlich Ankergeld, Lootſengeld, Feuergelder, d. h. Abgaben zur 
Erhaltung der Leuchtthürme, Tonnen- und Baakengelder, Hafengelder, ordinäre 
Quarantänegelder, Zölle, welche gemeinſchaftlich für Schiff und Gut zu zahlen 
ſind, Löſchungskoſten, Abgaben an die Seebehörden und Kaſtelle, Koſten des Convoi 
und der Admiralſchaft ꝛc. Alle dieſe Koſten wurden früher und zum Theil bis auf 
die neueften Zeiten als gemeinfchaftlihe Laft von Schiff und Gut angefehen, fo . 
daß die Radungsintereffenten fie zu einem gewiſſen Procentantheile mittragen mußten 
(häufig das Schiff zu einem Drittel, die Ladungsintereſſenten zu Zweidrittel). 
Jetzt ift das nicht mehr üblih. Das Schiff trägt dieſe Unkoſten allein und bie 
Rheder ſchlagen den Labungsinterefienten die ehemaligen Beiträge auf bie Fradt. 
2) Die partifuläre oder befondere oder einfache Havarie. Dahin gehören alle 
Schäden und Koften, welche nicht gemeinfhaftlih von Schiff und Gut getragen 
werben, fondern die von dem einzelnen Befrachter oder dem Nheder, wen von beiden 
und ſoweit fie jeden treffen, zu tragen find. Namentlich gehört hieher jeder Schaben, 
ber durh Zufall oder durch Schuld des Rheders, des Schifferd, der See- 
leute, des Befrachters, der Paflagiere, der Lootfen oder britter Perfonen Schiff 
oder Gut trifft; ferner der Schaden, der dur; inneren Verderb der Waaren und bed 
Schiffes entfteht; die natürliche und regelmäßige Abnutzung bes Schiffes durch bie 
Einwirkungen des Seewaflers, ber Luft, des Windes ꝛc., auch ohne daß ein be— 
fonderes Seeunglüd einwirkt; man nennt biefe natürliche Verringerung des Werthes 
des Schiffes durch jede einigermaßen längere Reife Slitage 3) Die Hava- 
rie groffe (große, gemeinfihaftliche, ertraorbinäre Havarie). Es zieht ſich durch 
das praftiiche Seerecht in feinen einzelnen Inftituten mehr oder weniger der Grund- 
gedanke hindurch, daß zwiſchen Schiff und Gut wie eine gewiſſe faktiſche, fo auch 
eine rechtliche Gemeinfchaft beftehe. Am vollfommenften ift dieſer Grundſatz 
ausgebildet in dem Inftitute der Havarie groffe. Wenn nämlich in einer brobenden 
Gefahr zum Beften von Schiff und Gut, in der Abficht, um beides zu retten, 
von dem Schiffer Handlungen vorgenommen werden, durch welche Schiff oder La— 
bung vernichtet oder beſchädigt oder fonft außerordentliche Koften zu ſolchem Zweck 
aufgewandt werben, fo fol ver dadurch den einzelnen Eigenthitmern von Schiff 
und Gut zugefügte Schaven, refp. follen jene Koften gemeinfhaftlid von allen 
Schiffs - und Fadungsintereffenten getragen werben, und zwar im Verhältniß bes 
Werthes ihrer einzelnen Eigenthumsftüde zur Zeit unmittelbar vor dem Havarie- 
groffeereigniffe, fo daß alfo der Beſchädigte nicht ganz fhablos gehalten wird, 
fondern nad dem Procente des Werthes feines Gutes vor dem Ereigniffe zur 
Dedung des Schadens mitbeiträgt. Die natürliche VBorausfegung dabei ift aber, 
daß durch jene abfichtlihen Handlungen und Beſchädigungen wirklich das übrige 
Schiff und Gut aus der obſchwebenden Gefahr errettet worben fet. Das Inftitut 
war, wenigftens zum Theil, ſchon den Griechen und Römern befannt, doch be» 
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ſchrünkten bie Alten dasſelbe mweientlih auf ben Fall des Seewurfes und 
dahin geht vie berühmte Lex Rhodia de jacetu (d.h. Seewurf). Aber ver See⸗ 
wurf, alfo wenn einzelne Theile des Schiffes oder der Labung in der Abficht, 
das Schiff aus einer Gefahr zur retten, in bie See geworfen werben, ift nur ein 
ganz vereinzelter Fall ber modernen Havarie groffe. Es gehören dahin nod viele 
andere Fälle, z. B. wenn Mafte, Taue gefappt, Segel zerfchnitten werben, wenn 
man Böte oder Anfer oder dergleichen im Stiche läßt (um fi 3. B. vor See— 
räubern durch eilige Flucht zu retten), Löcher in’s Schiff Haut (um durch einſtrömendes 
Waſſer 3. DB. einen Schiffsbrand zu Töfchen). Ferner gehört dahin ber Fall des 
Prangens (Hartfegeln,, Prefien), d. 5. wenn man das Schiff, um durch 
ſchnellſte Fahrt einer Gefahr (auf Klippen zu ftoßen oder vom Feinde gefapert 
zu Werben) au entgehen, durch Aufſetzen aller Segel übermäßig anftrengt 
und dabei Mafte brechen, Segel zerreißen, das Schiff aus ben Fugen geht. 
Berner ber Fall des freiwilligen Strandens, fowie die Koften bes Ab- 
bringens des fo geftranbeten Schiffes; ferner die Koften, welche durch das An- 
laufen eines Nothhafens entftehen ꝛc. ꝛc. Die Urkunde über die Berechnung und 
Aufmahung der in Havarie groffe zu deckenden Schäden und ber dazu erforber- 
lihen Zahlungsbeiträge ber einzelnen Schiffs- und Ladungseigenthümer heißt Dis- 
pache; ber Auffteller der Berechnung heißt Dispacheur. Die Regulirung ver 
Havarie groffe gehört zu den ſchwierigſten Rechtögefchäften. 

Hervorzuheben find namentlih noch bie Inftitute ver Bobmerei und der 
Seeverfiherung. Letztere bedarf ver Definition nicht, obgleich bemerkt 
werben muß, daß bie Seeaſſekuranz wegen der Eigenthümlichkeit der Seegefahr 
die fchwierigften Rechtsgeſchäfte barbietet. Die Bodmerei ift derjenige Bertrag, bei 
welchem der Gläubiger auf ein Schiff (fammt deſſen Fracht) und beffen Ladung 
ober auf das eine oder das andere gegen eine bebungene Prämie (hohe Zinfen) 
ein Pfand-Darlehen in der Art hergibt, daß bas Schiff oder refp. bie Ladung 
oder beides zugleich verhaftet fein follen, daß aber, wenn biefe verpfändeten Objelte 
ganz ober theilmeife zu Grunde gehen, der Darleiher den Anfprucd auf fein Kapital 
fammt Prämie verhältnigmäßig verliert. Zumächft darf die Aheberei das Schiff, ver Be- 
frachter das Gut verbopmen. Namentlich ift aber der Schiffer (Kapitän) auf der Reife 
zum Abihlu von Bopmereien ſowohl auf das Schiff als auf die Gitter berechtigt, wenn 
er Geld zur Fortfegung der Reife nöthig hat und anderweitig keins auftreiben kann. 
Aber bei dem Krebit, welcher heutiges Tages in der Handelöwelt herrfcht, kommt 
der Schiffer viel feltener als ehemals in die Nothwendigkeit, Geld durch bas 
läftige Bobmereigeihäft aufzunehmen. Darum fommt das Inftitut wohl noch oft 
genug vor, aber ift im Ganzen nicht mehr fo im Gebraud wie ehemals. 

Das alte Strandrecht (jus Hitoris), aud wohl Grundruhrrecht genannt, 
wornad jeder Okkupant Eigenthümer ſchiffbrüchiger Güter und felbft des von ter 
Mannfhaft verlafienen, geftrandeten Schiffes wurbe, ift jegt, wenigftens den Nechten 
nach, bei allen Kulturvölfern in ein bloßes Bergungsredt verwandelt. Der 
Berger hat zunächft gegenüber dem ſich meldenden Gigenthümer einen Beraelohn 
(Bergegeld) für die geborgenen Gegenftände nach Verhältniß von deren MWerthe 
geſetzlich zu beanfprudhen, falls der Eigenthümer nicht vorsieht, das Gut zu bere- 
linquiren nnd fi fo von der Zahlung bes Bergelohnes frei zu machen. Melvet 
fi fein Eigenthümer, fo verfällt das Gut gewöhnlich dem Fiskus, der aus dem 
Erlös des verkauften Gutes den Bergelohn zahlt. 

Bon ben Inftitnten des üffentlihen Seerehts, namentlich auch des Staats- 
ſeerechts, ift in den Artikeln Hanvelsfonfulate, Handelsverträge, Schifffahrtsgefege, 
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Schifffahrtsverträge, Seegebiet, bereits hinlänglich geſprochen. Ebenſo find bie 
eigenthümlichen Verhältniſſe des Seekriegsrechtes in den Artikeln Seegebiet und 
Seekrieg ſpeciell dargelegt. 

Die Seeräuberei iſt ein verbrecheriſches Gewerbe und bildet mithin kein 
Inſtitut des Seerechts, wenn auch mancherlei rechtliche Wirkungen ähnlich wie bei 
Kapern ſich an ſie knüpfen. Im Unterſchiede von den Kapern (ſiehe Artikel Seekrieg) 
fahren die Seeräuber (Freibeuter, Korſaren, Piraten) unter willkürlicher Flagge 
aus eigener Macht gegen Jedermann und blos in der Abſicht Beute zu machen. 
Die Seeräuberei iſt häufig im Gefolge langwieriger Seekriege, namentlich der 
Kaperei. Doch ſind inſelreiche Meere und buchtenreiche Küſten Hauptſitz derſelben 
ſtets geweſen. Berüchtigt ſind die ciliciſchen Seeräuber, welche Pompejus im 
Jahre 67 v. Chr. unterdrückte, die normanniſchen vom 8.—11. Jahrhundert; 
dann die Flibuſtier in Weſtindien; die griechiſchen, die bis 1828 ihren Haupt 
ſchlupfwinkel in Karabuſa auf Kreta hatten, die norbafrifanifhen der Barbaresfen- 
ftaaten, die noch bis vor Kurzem in Thätigfeit waren; jett namentlich nod die 
perfifchen und invifchen im perfifchen Meerbufen, die malayiſchen im oftindifchen 
Archipel. — Jedes Schiff ift zum Widerſtand gegen ein Naubfchiff berechtigt. Die 
Ranzionirungsverträge mit Seeräubern haben im Allgemeinen biefelbe Wirkung, 
als wenn biefelben mit den Führern von Kapern und Kriegsichiffen abgefchloffen 
wären. Jeder Staat bat das Recht, die gefangenen Seeräuber (zumeift mit dem 
Tode) zu beftrafen und ift zur Auslieferung an den Staat des Seeräubers nit 
verpflichtet. 

Bon der Titeratur des Seerehts tft oben ſchon gelegentlih, zum Theil 
in den Noten geiprochen. Hier fol! nur nod eine Ueberſicht über vie neueften 
Werke der verſchiedenen Nationen über diefen Gegenftand gegeben werben. 

1) Deutfhe Werte. Das felbft in der neueften Zeit noch oft citirte 
Wert von Fried. Johann Jacobſen, Geereht des Friedens und Krieges in 
Bezug auf Kauffahrtichifffahrt (Altona 1815) ift ohne felbftändiges Urtheil, unter 
ftarter Benutzung ber Engländer (befonders Abbott's) abgefaßt und in vielen 
Partien veraltet. Eine bloße Zufammenftellung von Rechtsfällen ift vesfelben 
Autors Bub: Seerecht der Engländer und Franzofen (Hamburg 1803—5). 
Neuere Werke find von Meno Pöhls, Seereht (der 4. Theil feines allgemeinen 
Werkes über Handelsrecht), Hamburg 1830—33 ; Karl v. Kaltenborn, Grund- 
fäe des praktiſchen europätfchen Seerechts, befonders im Privatverfehre, mit Rüd- 
fit anf alle wichtigeren Partikularrechte. Berlin, 2 Bode. 1851; Nizze, allge 
meines Seerecht der civilifirten Nationen, NRoftot 1857; Spetbeer, Sammlung 
officieller Attenftüde in Bezug auf Schifffahrt und Handel in Kriegszeiten (Ham- 
burg 1855 ff.), befonders das Schlußheft mit den: Grundzügen des Seevölker— 
rechts der Gegenwart. Nein populäre Werke find: Tedlenburg, Hanblerifon 
für Rheder, Verfiherer und Schiffsfapitäne, Bremen 1856; derſel be, Hand» 
buch für Schiffsfapitäne, ibid. 1856; Imborft, Handlerifon aller Schiffs 
unfoften 2c. ibid. 1857. 2) Holländifhe Werke Wir erwähnen nur: Ab- 
bink, Het Zeeregt en de Zee-Assecurantie-Wetten aller Volken. Amfterdam 
1852 —54. 3) Italienifhe Werke. Die ältern berühmten Autoren, mie 
Feretti, Stracha, Rocci, Targa, Cafaregis, Azuni, find veraltet. Hervorzuheben 
it: Piantanida, della giuvisprudenza maritima. Mailand 1806—8. Lue- 
chesi-Palli, prinzipi di diritto publico marittimo. Neapel 1840, auch fran- 
zöſiſh. A) Englifhe Werke. Reddie, an historical view of the law of 
maritime commerce (Evinburg und London 1841); derfelbe, Researches 
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historical and eritical in maritime international law (Evinburg 1844 ff.). Das 
gangbarfte Werk über englifhes Seerecht ift: Abbott (Lord Tenterben), treatise 
of the law relative to merchant chips and seamen. 8. ed. by Shee (London 
1847 und öfter); darin befinden fih im Anhange guch die neueren wichtigeren 
das Seerecht betreffenden Specialgefege Englands abgedruckt. Wichtig find aud 
die verjchiedenen Sammlungen (reports) ſeerechtlicher Entjcheidungen von Robinjon, 
Edwards, Dodfon, Greene, Acton, Steward. 5) In Nordamerika genießt das 
eben genannte Abbotfche Werk großes Anfehen und hat vafelbft mehrere mit An 
merkungen verjehene Auflagen (von I. Story) erlebt. In bes berühmten James 
Kent commentaries on american law (Neu-York 1826 und öfter) ift auch das 
Seerecht kurz, aber gut abgehandelt und find auch für Norbamerifa die Neports 
von Wichtigkeit z. B. von Crand, Holcombe, Wheaton. In Wheaton's Ei&mens 
du droit international ift die feerechtliche Partie beſonders werthvoll. 6) Bon ber 
zahlreihen franzöfifhen *iteratur nenne ih nur: Pardessus, cours de 
droit commercial, wovon Theil 3 das Seerecht umfaßt und aud in’s Deutfche 
von Schiebe überfegt if; Boulay-Paty, cours de droit commercial martime 
(Rennes et Paris. 4 toms. 1821. fj.); Beaussant, code martime ou lois de 
la marine etc. 2 toms. Paris 1839 fl.; Bravard-Veyritres, manuel du 
droit commercial (Paris, 3. ed. 1846; auch gibt e8 einen Brüffeler Nachdruch), 
worin die Orbonnanz von 1681 und der Code zufammengeftellt find; Cauchy, 
le droit maritime international. 2 vol. Paris 1863. 


Sekten, |. Diffidenten, Kirchenhoheit. 
Sekundogenitur, ſ. Fürſtliches Haus, 
Selbftverwaltung, ſ. Büreaufratie, Gemeinde, Staats— 


verwaltung. 
Selbſthülfe, ſ. Strafrehtspflege 


Semitiſche Völker und ſemitiſches Necht. 


f 

Ueber Stammverwanbtfhaft ver Völker entſcheidet zunächft die Sprache, wo— 
fern nicht, was man jedesmal erft beweifen müßte, ein Volk bie feinige verlernt 
und jene eines andern angenommen bat, So dürfen wir uns billig wundern, 
daß man den Bereich des Semitisinus noch heut zu Tage zu weit abftedt; aber 
nit von jeder betreffenden Völkerſchaft eriftirt, welches Idiom fie geredet habe, 
ein ficheres Wiffen, und vie Völfertafel 1. Mof. K. 10 übt nod immer zuviel 
maßgebenvden Einfluß. Dadurch zwar, daß fie Kanaan, Sidon namentlich, d. i. 
die Phönicier, auf Ham zurüdführt, läßt man fih nit mehr beirren, inbem 
biemit nur — was eine anderweitig gewiſſe Thatſache — deren Herkunft aus 
dem füblichen, dem Erdgürtel Hams, ausgefprocdhen werde; dem Gedanken jebod, 
daß jenes Verzeihniß nicht blos nach ethnologifhem, fondern aud) nad) geogra- 
phifhem Gefihtspunfte angelegt worden, wird nod mehr, als bisher gefchehen, 
Volge zu geben fein. 

Anfänglich fragte es fich nicht um ſemitiſche Völker, foudern um vie femi- 
tiihen Spraden; mit biefem Namen bezeichnete zuerſt I. G. Eihhorn die 
Familie, zu welder das Hebräifche erftens und das Aramälfhe, das Arabiſche 
nebft dem Wethiopifchen gehören. Semiten find fo vorab die Phönicier ihrer 
Sprade halber, welde nicht etwa blos mit dem Hebräiſchen verwanbt, fondern 
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ein hebrätfher Dialekt ift; und mit Doive£ felbft wie mit Zovd'gag wurde nur 
Schem überjegt, d. i. der Rothe, Stammvater der rothen Rafje, wie Ham 
folder der ſchwarzen und der weißen Iaphet. Haben wir aber demgemäß bie 
Vhönicer vor Andern hieher ‚zu ziehen, fo find ihre ſüdlichen Nachbarn, die aus 
Kreta gekommenen Philiftäer, ebenfo gewiß auszufchließen. Sie waren von Haufe 
aus, fheint es, thefjalifhe Peneften, und die wenigen Ueberbleibfel ihrer Sprade 
weifen auf arifches Vollsſthum bin: Dajon war nit der wirkliche Name ihres 
Fiſchgottes, fondern ift hebräifche Ueberfegung des philiftäifchen Minds. Ebenfo 
endlich liegen, wie die Eigennamen von Königen und Städten, zum Theil aud 
von Göttern darthun, Afiyrer und Chaldäer über den Kreis des Semitismus 
hinaus, und wenn man in Babylon fpäterhin aud ſyriſch, d. h. aramäiſch ſprach, 
jo hatten doch ihre Erbauer die Stadt nicht minder unfemitifch benannt, als bie 
Afiyrer ihre Ninive, Wenn wir aber überhaupt die Semiten nur zu dem Ende 
von den übrigen Völkern ausfondern, um des Bodens und zu verfichern, welden 
im Ganzen verfelbe Nationalgeift beherrſchte und aus welchem verwandte Welt- 
anſchauungen, ſtaatliche Gebilde u. f. w. fproßten: fo dürfen wir auch nicht außer 
Acht laffen, daß in ganz Syrien unter die Semiten zahlveih fremde Nationati- 
täten eingefprengt find; daß 28 z. B. neben den rothen (nicht ſchwarzen) Syrern 
auch weiße gab, Asvxoovgog, bis gen Sinope hinauf, fo das Spuren indiſcher 
Sitte [don 1. Moj. 24, 2, 53. 29, 26 verzeichnet find. Wir werben auch nicht 
vergeſſen, daß ſüdliches und ſüdöſtliches Arabien von Alters her indiſches Land ift, 
bevedt mit Kolonien ver Inder, welche an die Semiten wohl Bildungselemente 
abgaben, dagegen feine von dort empfangen konnten. Ferner wird tim Auge zu 
behalten fein, daß die Griechen, wenn fie von einzelnen Phöniciern fprechen, nur 
über deren Land, nicht über ihr Volksthum ausfagen. Kadmus (Pamas, jr.) 
fonnte von Phöniciern nit als Morgenländer (gedem), von Griechen fo nicht 
mit einem hebräiſchen Worte bezeichnet werden, und Agenor 3.8. ift ein griechiſcher 
Name, Und enplih wurde bie Heimath der Semiten zu verfchiedener Zeit von 
Fremden unterjoht und überfluthet. Alfo werden wir, was namentlich durch oft- 
aflatifche Eroberer, und was feit Alerander durch die Seleuciden und Römer ein- 
floß, nicht unbeſehen als ſemitiſches Gut hinnehmen und werben unterjcheiven 
zwiſchen altarabiſcher Ordnung des Chalifenreihes und den Sagungen ber neuen 
Moslimreihe, ver türfiihen Atabegs und der Mongolen. 

Der femitifche Volksgeiſt, wie er aus frühefter Zeit durch bie Hebräer, fo 
dann durch Phönicier und Syrer, enblid durch die Araber uns befannt ift, läßt 
fi zunächſt beftimmen als ven natürlichen Geift, welcher der Natur feine Macht 
des denkenden Ic, entgegenzufegen bat, ſondern von ihr überwältigt und mit ihrem 
Inhalte erfüllt wird. Auf diefer Stufe hat der Geift die Natur noch nicht negativ 
gejeßt, noch nicht ein eigenes Reich gegründet und fi dahin zurädgenommen; 
in die Sinnlichkeit ergoffen, ift er auf den Genuß angemwiefen und eingerichtet, 
ben äußern Eindrüden gegenüber ſchwach und haltlos, heftig und ungezügelt in 
feiner Leidenſchaft. In folder Stellung zur Welt mangeln ihm ferner von vorne 
herein die Mittel, fie zu begreifen, und im Gefühle feiner Unfähigkeit giebt er 
e8 zum voraus auf, fie auf dem Wege des Denkens in fein Eigentyum zu ver- 
wandeln: der Semitismus befigt feine eigene Wiſſenſchaft. Er kennt feine Kritil, 
keine Gefhihtsforfhung und wirklichen Pragmatismus; erft bei ven Arabern 
ſcheidet ſich die Geographie von der Hiftorie aus und vom Unterſchiede ber Rebe 
gattungen zeigt ſich nirgends ein Mares Bewußtfein. So gibt es auch feine Ueber 
lieferung des Wilfens; Jeder fängt von vorne an und „bei Greifen ift Weisheit" 
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(Hiob 12, 12). Der ſemitiſche Geift verhält fi rein empfangend. Arabiens dürrer 
Sand faugt auf, aber bringt nichts hervor; das Willen der Araber ift größten- 
theils aus Griechenland verpflanzt und ihre Philofophen, wie 3. B. Pharäbi und 
Shazzäli, find unfemitifher Nationalität. Auch hat der Semite, was an ihn ge 
bracht warb, in feiner Inbolenz nicht immer verftanden. Die Bebeutung des 
mythiſchen Nimrod wurde nicht erfannt und in jenem tieffinnigften Philofophen 
der Zendlehre durfte 1. Mof. 8. 3 das Symbol die Idee erdrücken und das 
böfe Princip wurde zum Thier des Feldes. Initiative, an welder es im Orient 
überhaupt dem Handeln gebriht, mangelt bier aud der Theorie; felbft zur größten 
That des Semitismus, der Trennung Gottes von der Welt, bedurfte es bes 
fremden Anftopes: im Auslande nennt Moſes zuerft den armenifchen Aftuats 
d. i. astvat zend. mit entfprehendem Namen Jahve, den Seienden, der abjolut 
ift und dem allein wahres Sein zukommt. | 

Der natürliche Geift ift als folder aud der unfreie. Der Natur unterworfen, 
welde er nicht verfteht und deren Scredniffe auf ihn einbringen, fühlt er ſich 
bald abhängig von ven vorgeftelten Mächten, in denen er die Naturkräfte per- 
fonificirt oder aud von einer Macht, welche noch über der Natur ſei. Dem jemi- 
tiſchen Geifte wejentlih ift das Abhängigfeitsgefühl, und fo geht durch Alles 
hindurch ein veligiöfer Grundzug. 

Der Menſch ift Gott gegenüber die perfonificirte Schwäche (Enosh); „Knecht“ 
(abd, adam — chädäm) bedeutet geradezu auch Menſch, und die Eigennamen 
find gemeinhin auch bei Phöniciern und Arabern mit einem Worte, welches 
irgendwie Gott bezeichnet, zufammengefegt. Furcht Gottes ift nicht nur Anfang 
der Weisheit, ſondern aud die dem Sterblichen zuftehende Weisheit felbft (Hiob 
28, 28). Der Semite glaubt, aber philofophirt nit. Dem Nachdenken über Gott 
und göttlihe Dinge wird fein Erfolg verheißen, vielmehr darin Selbftüberhebung 
und unberechtigte Annäherung an Gott erblidt. Die Gottheit ift überhaupt miß- 
günftig und eiferfüchtig (vgl. Herod. VII, 10,5. III, 40.1, 32), und, der gegen ben 
Thurmbau zu Babel einfhritt (1. Mof. K. 11, vgl. Hiob 21, 22), liebt auch richt 
bimmelftürmende Gedanken. Gegentheild bat der Semite im Supranaturalismus 
das faft Unmögliche geleiftet; Zeugniß davon giebt die ganze Geſchichte dieſer 
Bölfer von Anfang an bis herab zur Ventilirung der Frage, ob der Goran er- 
ſchaffen fei over nidt. 

Volgerichtig hat der Semite fein Bewußjein von dem Weſen des Geiftes 
als eines Andern und Höheren, denn die Natur. Die Seele aud des Menfchen 
ift ihm mit ihrer Aeußerung oder ihrem Symptom ivdentifh: fie ift Athem (Jeſ. 
2, 22), von Gott eingehaudt (vgl. Hiob 34, 14, 15), ftedt im Blute oder ift 
das Blut (5. Mof. 12, 23) und fie theilt das Schidjal aller Naturbinge, endlich 
und vergänglicdy zu fein. Der Hebraismus, aus welchem das Chriſtenthum und 
ſchließlich der Islam fi gebar, kannte von vorneherein feine Unfterblichkeit; erft, 
feitvem durch afiyrifchen und. halväifhen Krieg ihm der Often wieder aufging, 
faßt er, beeinflußt von der Zendlehre, ven Gedanken einer Auferftehung des Fleiſches 
(ef. 26, 19. Ezech. K. 37), und zu demjenigen eigentlicher Unfterblichfeit erhebt 
er fi noch fpäter. Hieraus folgt dann auch, daß ein Menſchenleben feinen uns 
verhältnigmäßig größern Werth haben konnte, als das eines Thierd. In ber 
femitifhen Welt wird nod zur Zeit des Chalifats Menfchenblut ohne viel Um— 
ftände vergoffen, faft wie man einen Baum fält oder eine Staude ausreißt; und 
im ganzen Gebahren ver Geſellſchaft gelangt die Subjektivität nicht zu ihrem 
vollen echte, Beweis deſſen die Leviratsehe der Hebräer, welde auf die Gefühle 
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der Oatten, auf Zu- ober Abneigung feine Rüdfiht nimmt. Auch bielt man 
deshalb es nicht für ungerecht, daß Kinder für vie Schuld der Väter geftraft 
werben, wie wenn der Sohn nidt als Einzelmejen felbftändig geftellt wäre, fon- 
bern mit der Familie zufammenhinge untrennbar wie Zweig und Aft mit dem 
Stamme. Ueberhaupt läßt ſich erwarten, daß das Nechtögebiet nicht mit vielen 
Gedanken durdfpidt, daß das jus fasque nicht turchgängig in feine wahren Formen 
gefaßt fein werde. Der natürliche Geiſt reflektirt ſich hier mit am früheften im 
Herlommen der Blutradhe, in der das Rechtsgefühl von der Leidenſchaft zum 
Ziele des Mordes gefpornt wird. Das hebräifche Gefeg hat fie blos eingefchränft 
und in ven Geſchichten arabifcher Völkerſchaften fpielt fie eine Hauptrolle, fo daß 
fie felbft vieljährigen Krieg anfahen kann. Das zweite, was der Semitismus mit 
feinem juriſtiſchen Denken zu erjhwingen vermag, ift einfaches Vergeltungsrecht, 
daß ih Einem thue, wie er mir gethan hat (3. Moſ. 24, 19, Richt. 15, 11): 
das berühmte „Aug’ um Auge u. f. w.“ (2. Mof. 21, 24. fj.). Aber verborgene 
Schuld, und auf welder Seite das Recht ſei, herauszufinden, füllt wie alles 
Unterfuhen dem Semiten jhwer; daher die übertriebene Geltung, welde dem 
Zeugenbeweis eingeräumt wird: ein Mißbrauch, der um fo gefährlicher, weil im 
Drient von jeher wenig Ehre, Treue und Wahrhaftigkeit zu finden ift. Berufung 
von Sprud der Volksgemeinde an den König kommt vor (2. Sum. 14, 4 f.); 
aber bei feinem ſemitiſchen Volke gewahren wir einen georbneten Inftanzenzug 
weder im Straf- noch Civilrecht. Das legtere betreffend, jo ift z. B. das Eheredt 
bei den Hebräern ziemlich ausgebildet und der Goran hat ein Erbredt aufzu- 
weifen vol genauer Beftimmungen im Einzelnen (Sur, 4), aber gemeinhin läßt 
fi die ratio legis vermiffen und ausbleibt überall eine echt wifjenjchaftlide 
Begründung. 

Das Vorſtehende läßt uns ahnen, wie ber unfreie Geiſt ſich zum Rechts 
ftante und zum Staate überhaupt geftellt haben werde. Die Religion beherrſchte 
das Bewußtjein des Einzelnen und durchdrang das Leben der Geſammtheit; fie 
ließ den Staat nicht 108 zu eigener felbftändiger Entwidlung. Die Geſetzgebung 
der Hebräer trifft in den meiften Dingen den Kultus an; vie Geſchichte geht bei 
ihnen wie bei den ältern Islam großentheils in Kirchengeſchichte auf. Nicht allein 
Israel war eine Theofratie, fondern auch der Chalife war, was der Name befagt, 
Stellvertreter Gottes und zugleich geiftliches wie weltliches Oberhaupt. Man weiß, 
wie weit der politifche Einfluß jener weſentlich religiöfen Sekten, der Pharijäer 
und der Sadducäer, ſich erftredte, wie tief er ging: faum minbere Bedeutung 
hatten im Islam die vier Selten, in welde viefer fi) fpaltete, und die Garmaten 
im 10. Jahrhundert waren eine religiöfe Partei gleich wie dies die Wahhabiten 
find. Wenn aber auch die Religion nicht einen Riegel gefhoben hätte, der ſemitiſche 
Geift ift auch ohne das nicht für wirkliche Staatenbildung eingerichtet und ange 
fegt. Indem lediglich vie Subjektivität von der Natur follicitirt wird, findet fid 
bei den Semiten feine objektive Poefie, nichts von Epos oder eigentlihem Drama 
— ebenſo wenig vermag der Semitismus ben Stoff des möglihen Staates ger 
danfenmäßig zu geftalten und ber Welt, welche er felbft erzeugt, das Siegel des 
Geiftes aufzubrüden. Zu einem Berfaffungsftante kommt es auf dieſem Boden 
nicht, und recht bezeichnen dünkt es uns, daß ber Wechfel in ven dormen der 
Regierung hier den umgekehrten Gang nahm, als in Hellas: erſt die natürliche 
Demokratie, dann Monarchie (als theofratifhes Königtkum oder Chalifat), welde 
jhliegli in Priefterherrfhaft auslauft; wogegen die Griechen nad ber priefter- 
lichen Zucht bald aud der Königsherrſchaft entwachſen und bei ber moAıg, bei 
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gebildeten Demofratie anlangen. Die höchſte dem Semiten erreihbare Staatsform 
ift die abfolute Monardie, entweder Wahlreich wie in Edom (Jeſ. 34, 12) oder 
daß das Königthum fih wie aller Befig vererbte. Wenn nun Cicero fagen fann 
(de prov. cons. $. 10), vie Juden und Syrer feien zur Dienftbarfeit geboren, 
fo fragt fih nur, wie biezu fich vie altarabifche Freiheit verhalte. Aber es ift 
dies eine Freiheit, wie des Wildes auf dem Felde, die invivibuelle, deren volles 
Maaß annoch in der Türkei herrſcht, und fie bethätigt ſich weſentlich als Unbot- 
mäßigfeit: „es gibt feine Herrſchaft“, lautet ein alter Spruch: „wenn nicht ges 
horcht wird.“ Und auch diefe Freiheit hatte ihre Schranfen. Der Familie fegte 
die Natur ein Haupt, und, fofern mehrere Familien zufammenhalten, ift dies ver 
Sheh: unter einem Schech aber muß Jeder ftehen; „wer feinen Schedh hat, 
deſſen Schech ift der Teufel. Ein Stammeshaupt kann aber mehrere Stänme 
unter ſich vereinigen und wird fo König; ober auch Noth der Zeiten ftiftet das 
Königthum: dann ift im Staate nur Einer, der König, frei, bei Gleichheit aller 
Uebrigen. Die Sklaven des Königs fonnten felbft wieder Sklaven befigen; aber 
irgend Übel, einen Ständeunterfhied unter Freien gab es nicht, weil feine Freien: 

jede dadurch bevingte Form des Volkslebens fällt fo vorab weg. Die Republifen 
Zyrus und Carthago bilden gegen das bier Gefagte feine Inftanz, denn bei ihnen 
haben wir e8 nicht mehr mit rein femitifhen Berhältniffen zu thun. Die Phönicier, 
an das Meer gebrängt und zur Handelſchaft genöthigt, wie die Hebräer fpäterhin, 
änderten überhaupt ihren Charakter; die Bevälferung war mit Einwohnern nicht 
femitifher, nicht phöntcifher Abkunft untermifcht, und der Verkehr mit allen Na- 
tionen jchleppte fremde Ideen ein. Auch hielt fi im eigentlihen Phönicien das 
Königthum Jahrhunderte hindurch, und mas Garthago anlangt, fo zeigt die Auf: 
führung des dortigen Demos, zu jeder Zeit Ärger, als die Natur ber Re— 
publif mit fich bringt, wie wenig dieſe Staatsform dem Volksgeiſte ange. 
mefjen war. 

Zulegt wird e8 bei jevem Berfaffungs- oder Regierungsprincip auf die Art 
und Weife feiner Durchführung ankommen. Bei den femitifchen Völkern wurde, 
wie nod jet ver Yall ift, wenig regiert und dies Wenige fchleht. Seit Salomo 
fein Land in zwölf Finanzkreife getheilt hat (1. Kön. 4, 7 f.), ift die Bermal- 
tung in diefem Theile des Drients wefentlich eine fistalifche geblieben. Das Jubel- 
jahr, in feiner Grundidee erotifh, war gewiß ein ſtaatsmänniſcher Gedanke, 
nämlih, daß je mit dem fünfzigften Jahr alles Grundeigenthum an den früheren 
Befiger zurüdfalle: es follte dadurch dem Unheil der Cotifundien, welche auch 
Italiens Verderben geworden ſind, vorgebeugt werden; allein das wohlthätige 
Geſetz trat nicht oder blieb nicht in Kraft, während man das Sabbatjahr, ein 
mehr nur religiöfes Inftitut, bis in die fpäteften Zeiten beobachtete. Im Ganzen 
brachte das politiihe Denken der Semiten es nicht weiter, als einen Richter, was 
auch der König war, und einen Amtmann zu fegen, auf arabiſch Kadhi und 
Wali, und auch das wäre nie gefchehen, wenn nicht die Unordnung, Folge von 
Sorglofigfeit und Saumfal, allzu läftig, ja ganz unerträglich werben — 

hig. 
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Sicherbeitspolizei. 

So beftritten die Grenzen des der Polizei einzuräumenden Gebietes im All- 
gemeinen find — vgl. hierüber den Artikel „Polizei“ — fo einftimmig anerkannt 
ift es doch, daß bie Gefammtheit derjenigen Mafregeln, welhe man unter bem 
Ausdrucke „Sicherheitspolizei" zufammenzufaffen pflegt, einen Hauptbeſtandtheil 
der Polizei bilde. Ohne Zweifel fommt dieſe Einftimmigfeit daher, daß das, was 
nad) richtiger Anfhauung als das Wefen der Polizei bezeichnet wird, nämlid die 
Sorge des Staates für dad Gemeinwohl mittels Ausübung feiner gebie- 
tenden und zwingenden Autorität — im ©egenfage zur blos anre- 
genden, belehrenden, ſchirmenden und fördernden, mit Einem Worte pflegenden 
Staatsthätigkeit — in feinem Theile der Wohlfahrtsforge fo ſehr hervortritt, als 
in ber Sorge für bie Eriftenz und Sicherheit des Staates und ber Einzelnen. 

Zweierlei kann hiebei unterfchteven werden, nämlich die Sorge für die Eri- 
ftenz und Sicherheit des Staates, welhe man auch Staatspolizei oder hohe 
Polizei zu nennen pflegt, und bie Sorge für die Eriftenz und Sicherheit der 
Einzelnen, welche man im Gegenfage zur Staatspolizei als „Individualpolizei" 
zu bezeichnen vorgefchlagen hat. : 

Durchgreifend iſt dieſe Eintheilung allerdings nicht, denn e8 giebt viele fiher- 
heitspolizeilihe Maßregeln, welche ebenfowchl ftaatspolizeilicher als individualpolizei— 
licher Natur find. Immerhin lafjen ſich die hieher gehörigen Mafregeln, je nachdem 
der eine ober der andere Geſichtspunkt vorherrfcht, nad dieſem Unterſchiede zmed- 
mäßiger überbliden, al8 nad) der von Andern mehr hervorgehobenen Rüdficht, ob 
die Sicherheit a) gegen ſchädliche Naturereigniffe und Elementarkräfte oder b) gegen 
ſchädliche menfchlide Handlungen gewahrt werten fol; ob das Eine oder das 
Undere der Fall fei, ift vom polizeilichem Standpunkte aus gleichgültig, und häufig 
werben ſchädliche Naturereigniffe und Elementarkräfte durch willkürliche menſchliche 
Handlungen in Wirkſamkeit geſetzt und umgekehrt verbrecheriſche Handlungen durch 
Naturereigniſſe und Elementarfräfte veranlaßt. Jedenfalls unrichtig und von ber 
Wiſſenſchaft allgemein verurtheilt ift die von Mohl verfuchte Ausſcheidung der: 
jenigen ficherheitspolizeilihen Maßregeln, welde gegen den bösartigen oder ver 
kehrten Willen oder den Unverftand ver Menſchen gerichtet find, aus dem Gebiete 
der Polizei und Zutheilung derfelben zum Gebiete der Juftiz unter dem Namen 
„Präventivjuftiz" oder „Rechtspolizei”, Allerdings find es Nechtsftörungen, gegen 
welche die Polizei hier auftritt; allein fie tritt doch weniger in Bezug auf bie 
Rechtsverletzung als folhe auf, als in Bezug auf den Schaden, welcher daraus 
für den Berlegten und vielleiht aud; für Andere entfpringen könnte. Diefe vor- 
herrſchende Beziehung muß für die Stellung der „Rechtspolizei” innerhalb bes 
polizeilichen Gebietes entſcheiden. Hat ja umgefehrt auch die eigentliche oder „wieber- 
herſtellende“ Juftiz einen wefentlih fördernden Einfluß auf die allgemeine Wohl: 
fahrt, ohne daß es deswegen heute noch Jemandem beifäme, die Juftiz als einen 
Beſtandtheil der Wohlfahrtsforge oder ber Polizei zu bezeichnen. 

. 1. Im Gebiete ter Staat&polizei wäre zu fpredben von Beauffihtigung 
der Prefje, worüber jedoch die Artikel „Preßfreiheit“ und „Preßpolizei“ (Bd. 
VIII. ©. 229 und 239 des Staatswärterbudes) und von den Berſamm— 
lungen und Bereinen, worüber gleichfall8 die befondern hievon handelnden 
Artikel nachgefehen werden wollen. | 

Ein anderer bieher gehöriger Gegenftand ift die Beſchränkung des 
Waffenbefiges. Die frühere Sitte, immer bewaffnet einherzugehen, ift 
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weniger,in Folge von Berboten, als in Folge der allgemeinen Ueberzeugung, daß 
ſolche läftige Tracht bei dem heutigen Zuftande der öffentlichen Sicherheit nicht 
mehr nothwendig fei, abgefommen. Nur das Tragen und Berfertigen oder Yeil- 
bieten gewifjer Waffenarten, welche Leicht verborgen gehalten und zum Meudyel- 
morde mißbraudt werben können, namentlid der in Stöden verborgenen, ber 
Sadpiftolen, Dolde u. ſ. w. pflegt in neuern Gefegen und Berorbnungen ver- 
boten zu fein. Die Abgaben für das Tragen von Jagdgewehren (für Iagpfarten 
oder Gewehrpäffe) haben zugleich einen financiellen Zwed, indem fie einer Lurus- 
ftener fi) annähern. Bewaffnete VBolksverfammlungen find unftatthaft; fie bilden 
an und für fi eine Bedrohung der äffentlihen Ruhe. Ebenfo ift allgemeine Ent- 
waffnung gerechtfertigt bei fiheren Anzeichen eines fich vorbereitenden und noch 
mehr in Folge eines ſchon ausgebrodhenen Aufſtandes. 

So wenig das Reifen an fi) etwas Beventiiches oder Gefährliches ift, fo 
ift doch eine gewiffe Beauffihtigung ber Reiſenden von jeher als 
ein unentbehrlihes Hälfsmittel zur Erhaltung der öffentlihen Sicherheit betrachtet 
worden. Hieher gehört mamentlih das Paßweſen, v. h. die Einrichtung, daß 
jeder Reifende mit einem fhriftlichen, Ziel, Dauer und Zweck der Reife angebenvden 
und eine Perfonalbejhreibung, ſowie die Unterſchrift des Inhabers enthaltenden 
Ausweife der Polizeibehörde verfehen fein und tiefen Ausweis oder Paß überall, 
wo er fi aufhält, fowie auf jevesmaliges Verlangen eines Polizeibevienfteten vor- 
zeigen muß. Daß der Paß wirklih am Orte des Aufenthaltes, der dortigen Polizei- 
behörde vorgezeigt wurde, wird dann von ihr auf dem Paſſe bejcheinigt (ver Paß 
wird „viſirt“). Was auch im neuerer Zeit gegen diefe Einrichtung vorgebradht 
worden ift,!) grumdfäglid und vollftändig aufgeben wird man fie nicht dürfen, 
da e8 ohne fie nahezu unmöglid ift, verbädtigen Fremden auf die Spur zu 
kommen, und da fie auf der andern Geite eine nicht zu unterfhägende Schutzwehr 
des Publitums gegen Verwechſelung mit verbädhtigen Perfonen und daraus her— 
vorgehende Mißgriffe der polizeilichen und ftaatsanwaltfchaftlihen Organe bildet. 
Für eine große Klafje von Reiſenden, nämlidy für alle völlig felbftänvigen und der 
Polizeibehörve als vollkommen zuverläffig und ficher befannten Perfonen, ift in 
Deutihland feit 1851, um dem burd die Eijenbahnen gefteigerten Verkehre zu 
entfprechen, eine wejentliche Erleihterung eingeführt worden, indem geftattet wurde, 
anftatt der Päſſe ver Paßkarten ſich zu bedienen, welde nicht für die be— 
ſtimmte Reije, ſondern für das ganze Kalenderjahr ausgeftellt und auf fein be= 


1) Bol. 3.8. den Art, „Fremde, Fremdenrecht”, Bd, III. S. 761 des Staatswörterbuches. 
Zugegeben mag werten, daß Mohl zu meit gebt, wenn er den Paß als einen Erlaubniß 
ſche in bezeichnet. Das Formular lautet gewohnlih: „Das . . . Amt erjucht biemit ſämmtliche 
Behörden den N. N., weicher nah . . . . reiöt, ungehindert und ficher reifen zu lafjen“, oder: 
„Dad ... Amt ertbiilt dem N. N. gegenwärtigen Ausweis zur Reife nach . .“ 

[3ufag der Red. Zur Zeit des firengen Paßweſens gingen die Behörden von der 
widerrechtlichen Annahme aus: „Jeder Reiſende ift verdächtig, und verpflichtet, fich durch Vor— 
weifung des Paſſes von dem Berdachte zu —— Nur der geſteigerte Verkehr durch die Eiſen⸗ 
bahnen bat wieder den natürlichen Satz almählig zur Geltung gebracht: Reiſen verdächtigt nicht. 
Damit der Fremde wie der Einbeimiiche verdächtig werde, müſſen andere und bejontere Gründe 
des Verdachts vorliegen. Dann erft wird es für den Nerrächtiggewordenen nüplich fein, wenn er 
eine Legitimationsurkunde über feine Perfon befigt. Es iſt alſo in der Regel nicht eine Paß— 
pflicht, jondern im SHinbli auf ausnahmsweiſe Ertebnifje im Intereſſe der Perſon die Nüßlich— 
feit eines Pafjes zu begründen. Es ziebt fein Zand in Europa, wo mehr und aus den ver: 
fhiedenften Staaten und Nationen Reifende zufammenftrömen, als die Schweiz, und die Sicher: 
beit der Perfonen und des Eigenthums bat in der Schweiz nicht abgenommen, feitdem die 
fehweizerifchen Behörden in der Regel von den Reifenden feinen Paß mehr fordern.) 
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ftimmtes Reiſeziel befhränft find, auch feiner Bifirung bedürfen. Auch für diejenigen, 
die noch gezwungen find, fi der Päfle zu bevienen, worunter namentlich auch die 
Angehörigen der dem. Paßkartenverein nicht beigetretenen Staaten, fowie die nad 
folden Staaten Reifenden gehören, mag nad Zeit und Umftänden jede mögliche 
Erleichterung, namentlich bezüglich des fo läftigen Viſirens, geftattet werden. Immer 
aber muß vie Polizeibehörde hierin im Nothfalle auch fireng zu verfahren berechtigt 
fein. Für Reifen der Landesangehörigen innerhalb der Landesgrenzen ift in ber 
Regel die Erholung eines Pafſſes oder einer Paßkarte nicht mehr vorgefchrieben; doch 
fol die Polizei demjenigen, der gleihwohl zur Vermeidung von Anftänven einen 
folhen Ausweis wünſcht, denſelben nicht verweigern. Doch werben gewiſſe Ein- 
wohnerflaffen, deren Beauffihtigung befonders nothwendig ſcheint, 3. B. die von 
herumziehenden Gewerben ſich Nährenden, zur Erholung von Inlandspäffen immer 
angehalten, und auch eine allgemeine, auf alle Einwohner fi anftrebende Maß— 
regel der Art kann für unruhige Zeiten nicht ausgefchlofien fein. Auch Hanpwerls- 
gejellen und Dienftboten müſſen nad ven beftehenden Borfhriften immer mit Aus- 
weifen verfehen fein, vie jedoch nicht die Form der Päſſe haben, ſondern die fort- 
laufender Bücher, worin die Namen und Zeugniffe der Meifter und Dienſtherrſchaften 
eingetragen werben. Diefe Wander-, Arbeits- und Dienftbotenbüder 
dienen zugleich als Anhaltspunkte bei Gingehung neuer Gefellen- oder Dienftverhält- 
niffe. Wie auch das Paßweſen in Folge des ftetö zunehmenden Verkehres ſich noch ge- 
ftalten möge, die Polizei wird unter allen Umftänden verlangen müffen, daß jeder 
Fremde fi auf Verlangen über feine Perſon ausmeife, nnd dies wird immer am beften 
durch eine obrigfeitlihe Urkunde gefchehen. Die Austellung eines Pafjes oder einer 
fonftigen Reifeurfunde fann übrigens nur demjenigen verweigert werben, von 
welhem ein Mißbrauch zu befürdten ift. Ein ſolches Bedenken wirb z. B. ge 
rechtfertigt fein gegenüber militärpflichtigen Perfonen, insbefondere, wenn fie fid) weit 
von ihrer Heimat entfernen wollen, ferner gegenüber befannten Landftreihern und 
Bettlern u. |. wm. — Eine das Paßweſen ergänzende Mafregel der Fremden- 
polizei find die von den aftwirthen zu führenden Fremdenregiſter, in 
welde Tag für Tag Namen, Stand, Reifeziel u. f. w. der übernadhtenden Fremden 
eingetragen werben und welche ſodann ver Polizeibehörbe zur Einficht vorgelegt 
werben. Aucd den Privatperfonen die Anzeige der bei ihnen übernadhtenden Fremden 
zur Pflicht zu machen, ift in Städten von einigem Umfange nothwendig; in Heinern 
Drten, wo bie Anwefenheit eines Fremden ohnehin fogleic allgemein befannt wird, 
fann e8 darin leichter genommen werben. 

Zur höchſten Spite gipfelt fi die Frembenpolizei in den Maßregeln 
gegen die Landſtreicher, d. h. gegen Perfonen, vie ohne beftimmten 
Wohnſitz oder mit Berlaffung ihres Wohnortes gefhäfts- und arbeitslos umher- 
ziehen, ohne ſich Darüber ausweifen zu fünnen, daß fie die Mittel zu ihrem end— 
lihen Unterhalte befigen ober eine Gelegenheit hiezu aufjuchen.2) Häufig betreiben 
vergleichen Perfonen einen Heinen Hauſirhandel oter fie find zugleid Mufifanten; 
aber wo biefer Erwerb nicht ausreicht, muß der Bettel und bei günftiger Gelegen— 
heit auch der Diebftahl aushelfen. Gegen dieſe Klaffe müſſen alle vorhin erwähnten 
Mafregeln der Fremdenpolizei aufs Schärffte gehandhabt werden. Aber dies genügt 
nch nicht. Die Landſtreicherei an und für fih ſchon wird als Polizeiübertretung 
geftraft und jeder Landftreicher, der als folder betroffen wird, ift fofort von den 


2) Dies ift die Begriffebeſſimmung des neuen baheriſchen Polizeiſtrafgeſetzbuches Art. 88. 
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Polizeiorganen aufzugreifen und in feine Heimat, wenn er eine foldie hat, zu 
ſchaffen. Für heimatlofe Tandftreiher aber muß eine Heimat nad den geſetzlichen 
Beftimmungen ermittelt und ihre Anfäffigmahung in jeder thunlicen Weife be- 
wirkt werben. Um bie Gemeinden zur Aufnahme folcher mitunter fehr läftigen Per- 
fonen gemeigter zu machen, ift es rathfam, die Berpflegungs- und Unterftügungs- 
foften , wenn fidy foldhe ergeben, auf die Staatsfaffe zu übernehmen. Damit un- 
verbefferliche Lanpftreiher dieſen böfen Hang nicht auf ihre Kinder vererben, ift 
vorgefhlagen worben, ihnen dieſe Kinder abzunehmen und fie auf Gemeinde-, 
äußerften Falles ſelbſt auf Staatskoſten zu erziehen. Diefe Maßregel hat aber, 
wenn fie fonjequent durchgeführt werben follte, ihr Bebenklihes, indem bie Er- 
leiterung , welde dem Bagabunden durch die amtliche Fürforge für feine Kinder 
zugeht, ihn in feinem Hange zum herumziehenden Leben: beftärft, und indem bie 
Koften am Ende unerfhwinglih werben könnten. Man befchränft fich daher ge- 
wöhnlich darauf, folhe Kinder im öffentliche Pflege zu nehmen, die von ihren ohne 
befannten Aufenthaltsort vagabundirenden Eltern zurüdgelafien worben find. — 
In allen diefen Beziehungen find die Zigeuner als eine eigentliche VBagabunden- 
nation befonders ins Auge. zu faflen. 

Dezüglih der hiemit verwandten Mafregeln gegen die Bettler wird auf 
ben Artikel „Armenpolizei” Bd. I. ©. 416 des Staatswörterbuches hingewiefen. 

Mit den Lanpftreihern ebenfalls nahe verwandt, aber noch viel gefährlicher 
für die öffentlihe Sicherheit find die Gauner oder Jauner, d. h. die gewerbs- 
mäßigen Diebe und Räuber. Sie find an vielen Orten förmlich organifirt zur 
Umgehung von Geſetz und bürgerlicher Orbnung und haben fogar ihre eigene 
felbfterfundene Sprache, das fogenannte Jeniſch oder Rothwälſch. Wir haben über 
die Gauner und ihre Sprache in Deutfchland eine fehr zahlreiche Literatur. Mohl 
zählt nicht weniger als 14 verfchievene Klaffen von Gaunern auf, je nad ben 
Gegenftänden, auf vie fie ihre Thätigfeit richten, nad) den Mitteln, vie fie dabei 
anmwenben, nah Zeit und Drt ihres Auftretens u. ſ. w. Die Einfchreitung gegen 
diefe Menſchenklaſſe ift zunächſt Sache ter ftrafenden Gerechtigkeit; allein gerade 
bier ift ein Hauptfelo für die Thätigkeit der die Juſtiz unterftügenden ober gericht. 
lihen Polizei. Bolizei und Juftiz begegnen ſich hier, die eine in dem Beftreben, 
Sicherheitöftörungen vorzubeugen, die andere in dem Beftreben, bie verübten 
Rechtsverlegungen zu beftrafen. Die Gauner zu verfolgen, ihren Schlihen nachzugehen 
und ihre Schlupfwinfel ausfindig zu machen, ift für den einen Zweig ber Staats- 
thätigkeit fo wichtig, wie für ben andern; beffer gelingen wird es in der Regel 
der Polizei und ihren zahlreichen Organen. Eine befondere Aufmerkſamkeit muß 
biebet auch auf die Diebsherbergen und auf die Hehler gerichtet werden. Verzeich— 
niffe und Befchreibungen, nad Umftänven fogar Photographieen der gerichtskundig 
gewordenen Gauner find allen Polizeibehörben mitzutheilen. Bei Tröplern und 
Pfandverleihern ift häufig nachzuſehen, ba geftohlene Sahen bei ihnen unter- 
gebracht zu werden pflegen ; zwedmäßig werben viefelben aud angehalten, ftets 
ſchriftliche Berzeichniffe ihrer Waaren und beziehungsmeife Pfänder zu führen. 

Unterbrüdung von Auflauf, Aufftand und Aufruhr 
gehört zu den mwichtigften und ſchwierigſten Aufgaben ver Sicherheitspolizei. Man 
nimmt zwedmäßig mit Mohl in den fo eben gebraudten Ausprüden eine breifadhe 
Abftufung an. Auflauf ift hiernach eine Zufammenrottung, bei welder bie 
verfammelte Menge nur mit Worten Mißfallen oder Verlangen austrüdt, ohne 
zu Thätlichfeiten gegen PBerfonen und Eigenthum oder zur Berweigerung des Ge— 
horfams gegen die gefeglichen Behörben zu ſchreiten. Aufftand ift es, wenn 
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pie lärmende Menge eine beftimmte im ber Befugniß einer Behörbe liegende Hand- 
lung verhindern ober erzwingen will, oder wenn fie felbft geradezu ihr Vorhaben, 
allenfalls unter Mißhandlung von Perfonen und Zerftörung von Eigenthum, 
burchzufegen verfuht. Der Aufftand fteigert fih zum Aufruhr oder zur Em- 
pörung, wenn dem Staatöoberhaupte und feinen gefeglichen Organen aller und 
jever Gehorfam verfagt, vielleicht fürmlih aufgekündigt wird. Nach biefer 
dreifachen Abftufung find aud die Mittel, drohenden Zufammenrottungen vorzu= 
beugen oder ſchon entftantene zu untervrüden, verſchieden. Die allgemeinfte und 
fiherfte Borbeugungsmaßregel gegen Wiverfeglichkeit und Aufftand ift natürlich 
eine gute, wohlmwollende Regierung. Aber nicht immer reicht dies aus. Auch Be- 
Vehrungen , die bei Anzeichen öffentlicher Unzufrievenheit in Zeitungen ober Ber: 
fammlungen vorgebracht werden, haben nicht immer ben gewünſchten Erfolg. 
Kommt es alfo gleihwohl zu einem Auflaufe, fo ift vor Allem fchleunigft zu 
unterſuchen, ob nicht die Urfache der Aufregung in wirklich vorhandenen Uebel: 
ftänden liegt. Läßt fi dies nach augenblicklichem Ermeſſen annehmen, jo ift Ab- 
hülfe, wenn möglih, fofort zu gewähren ober bei verwideltern Berhältniffen 
wenigftens zu verfprechen, wobei e8 guten Eindruck machen wird, wenn mit ber 
Ausführung des Verſprechens wenigftens fofort der Anfang gemacht werden kann. 
Auf diefe Weife wird oft der Aufregung ein friedliches Ende gemacht werben 
fünnen; die Beftrafung derjenigen, welche fi gegen das Strafgefeg verfehlt haben, 
bleibt natürlich der Juftiz vorbehalten. Sind aber die Forderungen der Menge 
unvernünftig und ungebührlih, fo daß ohne Schwäche nicht nachgegeben werben 
darf, fo wird ein vorfichtiger Polizeibeamter fich gleichwohl vor fürmlicher Einfchreitung 
bitten, ehe er ſich verfichert hat, daß ihm die uöthigen Zwangsmittel zur Seite ftehen. 
Iſt dies nicht der Fall, fo wird er e8 mit vernünftigen Vorftellungen verfuchen müſſen 
und dadurch wielleicht Die beften Bürger auf feine Seite bringen, jedenfalls aber Zeit 
gewinnen, bis bie nöthige Mannfhaft am Plate if. Mit geringen Mitteln 
die Unterbrüdung des Auflaufes „vergeblich verfuchen, heißt demfelben nur Nahrung 
geben. Rathſam ift e8 auch bei drohendem Auflaufe, fih der öffentlichen Glocken 
zu verfihern, damit nicht durch Sturmläuten die Aufregung vermehrt werbe. Iſt 
die nöthige Macht vorhanden, fo muß ſchnell und Fräftig eingefchritten werben; 
je fchneller und kräftiger es geichieht, defto mehr wird e8 der Menge einleuchten, 
daß fernerer Widerſtand fruchtlos wäre. Wie es hiebei mit Peiziehung militä- 
riſcher Hülfe au halten fei, darüber ift im Artikel „Polizeidienſt, Organe desſelben“ 
das Erforverlihe bemerkt worden. Im Falle eines fürmlihen Aufftandes muß bie 
zur Verfügung ftehende Macht beträctlicher fein, als bei einem bloßen Auflaufe. 
Es können dann auch die Wirthshäufer gefchloffen oder es kann weniaftens eine 
frühere Bolizeiftunde feftgefet werden. Das Beifammenftehen mehrerer Perfonen 
auf den Straßen ift zu verbieten. Die Verbächtigen find zu entwaffnen. Die 
fremden, wenn fie nicht als ganz unverbächtig befannt find, werben ausgewieſen, 
jedenfalls die erft jetst herbeikommenden nicht zugelaflen. Das Hauptaugenmerk 
fei auf die Verhaftung der Rädelsführer gerichtet, die aber am beſten entweber 
por dem fürmlichen Ausbruche des Aufftandes oder im erften Augenblide nad 
einem erfolgten Siege und zur Bervollftändigung vesfelben gefchieht. Ift es end» 
lih gar zum Aufruhre gefommen, fo bleibt, wenn bie verfuchten gütlichen Mittel 
ohne Erfolg waren, nichts übrig, als der Belagerungsſtand (f. diefen Artikel), und 
die Rolizei tritt vor der Kriegskunft zurüd. Damit ift freilich nicht gejagt, daß 
die Polizei num unthätig werden bürfte; vielmehr muß fie unter Anleitung des 
Militärbefehlshabers in Höchfter Thätigkeit zur Wieverherftellung der Orbnung, 
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Aufbewahrung der Gefangenen und Ueberlieferung berfelben an die Gerichte, Er— 
fennung ber Getödeten, Unterfuhung verdächtiger Häufer u. f. w. mitwirken. 

1. Die Sorge für die Eriftenz und Sicherheit der Einzelnen 
ift durch die Sorge für bie Eriftenz und Sicherheit des Staates bedingt, und fo 
fommt es, daß bie bisher aufgezählten fidherheitspolizeilihen Mafregeln alle mehr 
oder weniger, wie bereit® im Eingang hervorgehoben wurde, auch die Sicherheit 
der Einzelnen bezweden und verbürgen. Bei den Maßregeln gegen Gauner und 
Landſtreicher ift die Rückſicht auf die Privatficherheit fo bervortretend, daß man 
biefe Mafregeln in der That nit zur Staats= oder hohen Polizei zu rechnen 
pflegt. Doch find diefe Mafregeln immerhin allgemeinerer Natur ald mande noch 
aufzuzählende. 

Bei der Sorge für die Exiſtenz des Einzelnen iſt zunächſt der ſogenannten 
Bevölkerungspolizei zu gedenken, wovon jedoch ber Artikel „Bevölke— 
rung“ Bd. II. S. 118 u. ff. des Staatswörterbuches ſpeciell handelt. Aus 
dieſem Artikel, mit welchem bezüglich der Erſchwerung des Heiratens auch noch 
die Artikel „Niederlaſſung, Freizügigkeit“ Bb. VII, ©. 298 ff.,) verglichen 
werben wolle, ift erſichtlich, daß zu eigentlich polizeilichen Maßregeln in viefem 
Gebiete wenig Gelegenheit gegeben ift. 

Ferner gehört hieher die Gefunpheitspolizei, worüber das Staats- 
wörterbuh ebenfalls einen beſondern Artifel (Bd. IV, ©. 300) gebradht hat. 
©ejundheitspolizeilicher Natur find auh die Maßregeln zur Rettung Scheintodter, 
worunter die Leichenhäufer die erfte Stelle einnehmen. Diefe zwangsmäßig einzu- 
führen, hat man bisher aus Nüdfichten der Pietät meiftens Anftand genommen; 
nah Umftänden, 3. B. bei anftedenden Krankheiten, muß aber vurdhgegriffen 
werden, da das Leichenhaus aud zum Schute der Hinterbliebenen bient. 

Nicht minder ift die Armenpolizei bereits Bd. I ©. 403 u, ff. 
und die ebensmittelpolizei Bd. VI ©. 347 abgehandelt worben. 

Eine weitere Aufgabe der Polizei in viefer Richtung ift ver Shug des 
Lebens gegen äußere Gefahren, und zwar fomohl gegen ſolche, die 
nicht von andern Menſchen herrühren, als gegen Angriffe anderer Menſchen. In 
erfterer Beziehung find zu erwähnen: 1) Vorkehrungen gegen das Einftürzen und 
Herabfallen von Gegenftänden; Aufficht auf Dächer, Wände, Gerüfte, auf Schau- 
tribünen, auf hervorragende Theile aller Art an Gebäuden, auf baufällige Häufer 
überhaupt, ebenfo auf Brüden und Stege; Mafregeln gegen Erbftürze, über 
bangende Felfen, Lawinen. 2) Borforge gegen das Hinabftürzen in bie Tiefe oder 
ins Wafler, alfo für Geländer an Brüden, Abhängen und Brunnen. 3) Maß: 
regeln gegen Beſchädigung im der Dunkelheit auf den Straßen, alfo für vegel- 
mäßige Straßenbeleudhtung in allen einigermaßen bebeutenden Gemeinden und für 
außerordentliche Beleuchtung der einzelnen Häufer bei Truppendurchmärſchen, Brand» 
unfällen, Aufläufen u. dgl., ferner für Aufftelung von Warnungslaternen bei in 
den Straßen ftehenden Fuhrwerfen, bei Neubauten u. f. w. 4) Anftalten gegen 
Ungfücsfälle bei großem Gebränge, alfo namentlich Auffiht auf Wagen und 
Pferde, die bei vergleichen Gelegenheiten am beften gar nicht geduldet werben, 
ferner Eröffnung möglichft vieler Zugänge. Theater, Koncert- und Ballſäle ver- 
dienen in biefer Beziehung befondere Aufmerkfamteit. 5) Berbote einzelner unvor- 
fichtiger Handlungen, 3. B. des ſchnellen Reitens und Fahrens in engen Straßen, 
ver Leitung von Pferden und Fuhrwerfen durch Kinder, des Fahrens mit Schlitten 
ohne Geläute, des unbewachten Stehenlaffens von Pferden und beipannten Fuhr⸗ 
werfen, des unvorſichtigen Schiefens. Die Errichtung von Schießftätten darf nur 
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mit polizeilicher Erlaubniß flattfinden. 6) Vorſichtsmaßregeln gegen gefährliche 
Thiere, insbefondere gegen wüthende Hunde. In leterer Beziehung empfiehlt ſich 
Einführung einer Hundefteuer, durch welche Mancher fich veranlaßt fehen wird, 
feinen Luxushund zu halten; periobifche Unterfuhung aller Hunde durch einen 
Thierarzt; fodann bei ausgebrohener Wuth Gebot des Einfperrens aller Hunde 
und Tödtung aller trog ergangener Vorſchrift umberfchweifenden, mit Ausnahme 
jedoch derjenigen, die einen Menſchen gebiffen haben und daher zur möglichen 
Beruhigung vesfelben in ficherem Gewahrfam aufzubewahren und zu beobachten 
find, 7) Borkehrungen gegen Unglüdsfäle im Winter durch Glatteis, alfo An- 
orbnung des Beftreuens der Straßen mit Sand, Sägmehl u. vgl. 8) Vorkeh— 
rungen gegen Grplofionen, namentlid von Pulvermühlen und Dampfmafchinen. 
Zu Errihtung und Aufftelung der einen wie der anderen ift jedenfalls polizei» 
lihe Erlaubniß nothwendig. Pulvermühlen find entfernt von Wohnorten zu errichten 
und leicht zu fonftruiren, damit nicht die Widerſtandskraft des Gebäudes eine 
etwaige Exrplofion no gefährlicher mache, Auch der Transport von Pulver bedarf 
forgfältiger Ueberwadhung; Fuhrwerke, die mit Pulver beladen find, mitffen burd 
Eignale (etwa ſchwarze Fähnchen) Fenntli gemacht und bürfen nicht im Innern ber 
Drte aufgeftellt werben. Pulverhändler bürfen nur eine feine Quantität in ihren 
Häufern und Läden aufbewahren u. f. w. Aehnlihe Maßregeln werden zu ergreifen 
fein bezüglich des in nenefter Zeit mafjenhaft eingeführten und gebrauchten Stein ober 
Erdöls. Bei Ertheilung der Konceffion zur Aufftelung von Dampfmafhinen müſſen 
die nöthigen technifchen Vorſchriften nach dem Urtheile Sachverſtändiger ertheilt wer» 
den, namentlih auch über Sicherheitsventile. 9) Schuß der Reifenden zu Land 
und zu Wafler gegen die mit der Reife verbundenen Gefahren. Bei Eifenbahnen 
ift, außer den bereit8 erwähnten Mafregeln ver Dampfmafchinen, beſonders noth- 
wendig die Feftftellung eines erlaubten Marimums der Gefhmwindigkeit, Regelung 
der Bahnzüge zur Vermeidung von Zufammenftößen, ferner Verbote des Betretend 
der Bahn außer den ausnahmsmeife erlaubten Zeiten und Orten u. f. w. Bei 
Dampfihiffen ergibt fih, ebenfalls abgefehen von den Dampfmafchinen, als noth- 
wenbige Polizeimaßregel befonders bie Anoronung von Beleudhtung bei Nacht und 
von börbaren Signalen bei Nebel, tann Einhaltung firenger Orbnung beim 
Aus» und Einfteigen an den Landeplätzen. Für Poftwagen und Omnibus find 
Konftruftionen, die das Ummerfen herbeiführen können, zu verbieten, zwedmäßige 
Sperrvorrichtungen vorzufchreiben, das Ausweichen zu orbnen u, dgl. Wieder andere 
Anorbnungen find nothwendig zur Sicherung des Lebens der Seereiſenden, z. B. 
Vorſchriften über ven Bau der Schiffe, Über die Menge des Waflers, der Arzneien 
u. f. w., melde jedes Schiff im Verhältniffe zur Zahl feiner Bemannung mit 
zunehmen hat, Errichtung von Leuchtthürmen, Sorge für tüchtige Lootfen. 

Auch die Mafßregeln ver Feuerpolizei und die ver Wafferpolizei 
gehören in gewiſſem Betrachte hieher, doch ift bie Rüdficht auf Erhaltung und 
Sicherung der Eriftenz und des Lebens nicht, fondern die Sorge für das Ber- 
mögen der Bürger bier vorherrfdhend, und pflegen deshalb dieſe Materien unter 
der Wirthihaftspolizei abgehandelt zu werben, 

Aehnlich verhält es fih mit ven Mafregeln gegen Betrug, al 
Auffiht auf Geld, Maß und Gewicht, insbefondere auf Jahr- und Wochen: 
märkten, Borkehrungen gegen Verkauf geringhaltiger Gold- und Gilberwaaren, 
Berbot des Haufirens ohne polizeiliche Erlaubniß, Verbot von Kollekten ohne 
folhe Erlaubniß, Unterbrüdung der Hazarbfpiele und Aufficht auf falfche Spieler, 
Einjhreitung gegen Schaggräber und Geldmacher, ſowie gegen Geiſterbeſchwörer. 
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Mande (3. B. Mohl) zählen die ganze freiwillige Gerichtsbarkeit hieher, aber 
mit Unrecht, da der juriftifche Gefichtspunft hier vorherrſcht. Siehe ven Artikel 
„PBolizei”, ®b. VIII ©. 132, 

Was tie Siherung des Lebens gegen Angriffe Anderer 
- anbelangt, jo muß ſchon der Ungeborne gefhügt werben buch Maßregeln 
gegen Kinbesabtreibung, als Verbot ver Abgabe abtreibender Mittel in Apothefen . 
ohne ärztliche Vorſchrift, Entfernung folder Pflanzen, die zu einer Abtreibung 
gebraucht werben fünnten, von öffentlihen Orten, und ber Neugeborne 
durch Verpflichtung ſowohl der Eltern als der Hebammen und der Hebärzte zur 
Anzeige jeder Geburt. Einige Volizeigefege verlangen, daß an Frauen, die im Zu= 
ftande vorgerüdter Schwangerſchaft verfterben, der Katferfchnitt vorgenommen merbe. 

Ferner gehört hieher das Verbot der Selbſtvertheidigung durch Selbſtgeſchoße 
oder Fußangeln, das Verbot der Abgabe von Gift von Seiten ber Apothefer an 
anbere, als polizeilich dazu ermächtigte Perfonen, nebft den Vorfihtsmaßregeln 
über Behandlung des Giftes in den Apotheken (Giftfhrant, Giftbuch u. ſ. w.), 
möglichſte Verhinderung von Sclägereien und zu dieſem Behufe Beauffihtigung 
größerer Boltszufammenkünfte, Verbot des Tragens anderer als hölgerner Waffen 
bei Maskeraden, ferner Berbot des Kaftrirens von Anaben, die als Disfantfänger 
ausgebildet werden follen u. f. w. Ueber das Duell bringt das Staatswörterbuch 
einen bejondern Artikel („Zweikampf“). 

Die Ehre des Einzelnen wird gewahrt durch Einfchreitung gegen öffentliche 
Verhöhnung, Kagenmufiten, Bereatrufen, befonderd aud durch preßpolizeiliche 
Mafregeln (die des Zufammenhanges wegen in den Artikeln „Preßfreiheit” und 
„Vreßpolizei“ befprochen werben) und durch Verhinderung folder theatralifhen 
Borftellungen, dur welche eine noch lebende oder kürzlich verftorbene Perfon dem 
Gelächter oder der Verachtung und dem Haffe der Menge preiögegeben wird. 

Mafregeln gegen Freiheitsbeſchränkung find: Berhinderung bes 
Mißbrauches von Irrenanftalten, Krankenhäuſern, orthopätifchen Inftituten, Er- 
ziehungsbäufern zu gewinnfücdhtigen Zweden; Cinfhreitung gegen Kuppler und 
Kupplerinnen, fowie gegen Päderaſten; Aufficht auf Ausftellung körperlicher Sehens— 
würbigfeiten (Wilde, monftröfe Kinder, Riefen, Zwerge u. dgl.) und auf Seil- 
tänzer und Kunftreiter, welche Kinder mit fih führen; Verbot ver Werbung für 
fremde Kriegsdienſte ohne landesherrliche Erlaubniß; Auffiht auf Auswanderungs- 
agenten und Verbot ber Uebernahme foldher Agenturen ohne polizeiliche Ermäd- 
tigung, Einfhreitung gegen Mißbrauch des Erziehungsredhtes (f. der Artikel „Er: 
ziehung, geiftige und flttlihe”) und ver bienftherrlichen Gewalt (f. den Artikel 
„Geſinde, Gefindeorbnung"). 

III. Als Mafregeln, welche dem ganzen Gebiete ver Sicherheitspolizei ange- 
hören oder doch bie Zwede derſelben vielfeitig beförvern, fint noch zu nennen: 

1) Die Unterftügung der Strafrechtspflege durch die Polizeiorgane oder bie 
gerihtlihe Polizei. Hievon handelt ein befonderer Artikel des Staats- 
wörterbuches, 

2) Die Handhabung des Nachtwachedien ſtes im jeder einzelnen Gemeinde, 
Die Aufftelung befolveter Nahtwächter ift dabei wohl ver reihenweiſen Berfehung 
bes Dienftes durch die Ortshürger vorzuziehen. Unzweckmäßig ift das Rufen 
ber Nachtwächter, wodurch Diebe u. dgl. auf das Herannahen ver Wade auf- 
— gemacht werden; die Kontrole des Dienſtes kann auch auf andere Weiſe 
geſchehen. 

3) Zeitweilige Beranftaltung von Streifen des Sicherheitsperſonals, wobei 
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alle Ortſchaften eines Bezirkes begangen werben, um Lanbftreicher, Bettler, arbeits- 
loſes Gefindel, Deferteure und fonft gefährlihe Menſchen aufzugreifen. Eine aus 
Polizeibeamten und Gendarmerie-DOfficieren gebildete Streifkommiſſion entſcheidet 
an Ort und Stelle, ob die Aufgegriffenen fofort wieder zu entlaffen ober in ihre 
Heimat zu verweifen oder zu transportiren ober endlich dem Gerichte zu über- 
. geben fein. Dabei wenden ſich die Genvarmen an die Ortsoorftände, um zu er- 
fahren, ob nicht Berfonen vorhanden find, die ſich unbefugter Weife im Orte auf: 
halten u. f. w. Alle Wirthshäufer, befonders aber jene, welde wegen Aufnahme 
ſchlechten Geſindels vervädhtig find, werben vifitirt. Die Zahl des Streifperfonals 
richtet fih nad den Umftänden; in unruhigen Zeiten und fonft bei beſonders ge— 
fährlihem Anlafle muß das Militär Affiftenz leiften. 

4) Die Stellung unter Polizetauffiht wirb über Perfonen ver- 
hängt, melde durch ihr bisheriges Betragen laut der gegen fie ergangenen ftraf- 
gerichtlichen Urtheile befürdten laffen, daß auch künftig die öffentliche Sicherheit 
durch fie möchte geftört werben, alſo gegen biejenigen, welde wegen irgend eines 
Verbrechens oder wegen beftimmter Vergehen und Uebertretungen, namentlich wegen 
Diebftahls, Betrugs, Erprefiung, Hehlerei, Berrohung und Bergewaltigung, 
Körperverlegung in böherm Grabe, Kuppelei, Fälfhung, Arbeitsihen, Land— 
ftreicherei, Bettelei, gewerbsmäßiger Unzucht u. f. w. beftraft over wiederholt be- 
ftraft worden find. Ob tie Polizeiaufſicht im einzelnen Falle zuläffig fei, bat 
nach manchen Oefegen, 3. B. der neuen bayerifchen Strafgefeßgebung, das Gericht im 
Urtheile- zu beftimmen: Sache ver Polizei aber ift es, die Polizeiaufficht, wenn fie 
fie für nothwendig hält, wirklich zu verfügen und deren Dauer (in Bayern höch— 
ftens 2 Jahre) feftzufegen. Dem unter Polizeiauffiht Geftellten kann durch vie 
Polizeibehörde das Betreten gewiſſer Häufer, Anftalten, Pläge over Bezirke, fowie 
der Aufenthalt in einzelnen Gemeinden, feine Heimatgemeinde ausgenommen, 
unterfagt werben, falls feine Anmwefenheit daſelbſt gefährlih erſcheint. In feiner 
Wohnung darf jeder Zeit gerichtliche oder polizeilihe Hanusfuhung gehalten werben. 
Gegen befonders Gravirte kann die Polizeibehörve die Auffiht dahin erweitern, 
daß biefelben während ver Nachtzeit ihren Wohnort und felbft ihre Wohnung 
ohne Erlaubnig nicht verlaffen dürfen. Wenn ber Beauffichtigte befriedigende 
Proben von Beſſerung gegeben hat, fo darf bie Polizeibehörve die Dauer ver 
Auffiht abkürzen (Artikel 36 umd ff. des bayerifhen Strafgeſetzbuches). 

5) Die Berwahrung entlaffener Sträflinge in einer 
Polizeianftalt (polizeiliche Detention) ift nad) der neuen bayerifchen Straf: 
gefeßgebung zuläffig bei den Vergehen des Diebftahles, Betruges, wieverholter 
Bergewaltigung und ftrafbarer Bedrohung, bei vorfätlichen Körperverlegungen 
und Sclägereien im wiederholten Nüdfalle, bei der gewerbsmäßigen und eigen- 
nüßigen Kuppelei, ferner bei der Uebertretung durch wiederholten Bruch der Polizei- 
auffiht und durch wiederholte ftrafbare Bedrohung, enblih bei den Polizeiüber- 
tretungen : Arbeitsfheu, Landſtreicherei, Bettel, gewerbsmäfßige Unzucht. Der Zwed 
diefer Einrichtung ift nicht blos ein ficherheitspolizeilicher, fondern es wirb dabei 
zugleih auf vie Befferung der VBerwahrten, weldye angemefjen beſchäftigt und nad 
Umftänden unterrichtet werden follen, bingearbeitet. Auch diefe Mafregel kann 
nad) ber ‚erwähnten Gefeggebung von der Polizeibehörbe nur dann verfügt werben, 
wenn bie Zuläffigfeit im Urtheile vom Gerichte ausgefprocden if. Ob ver Ent- 
laffene noch fihherheitsgefährlih fei, wird vie Haupterwägung der Polizeibehörde 
fein. Die Polizeibehörde beftimmt in ihrer Verfügung die Dauer (höchftens ein 
Jahr, doch kann Berlängerung bis zu 16 Monaten eintreten). Bei befriedigenden 
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Proben eingetretener Beſſerung kann dieſe Dauer abgelürzt werden. Von ſelbſt 
verſteht ſich, daß bie Polizeianſtalt von den eigentlichen Strafgefängniſſen ſtreng 
getrennt fein muß. 

Die Literatur f. in dem Artikel „Polizei“. Mediene. 


Sidney. 


Algernon Sidney zählt zu ber denkwürdigen Grufpe von Staats-Philo- 
fophen, welde durch tie kirchlichen und politifhen Kämpfe bes ſiebzehnten Jahr— 
hunderts in England hervorgerufen wurben (fiehe den Artikel Rechtsphilofopbie); 
er fteht neben Milton und Lode im Borbertreffen der Freiheitsfämpfer: fein 
Geift, feine Bildung und Kühnbeit, fein ungiüdliches Schidfal und der edle Muth, 
mit welchem er ed trug, haben ihm zum Liebling bes Liberalismus gemacht und 
fein tragtiches Ende mag, wenn nicht rechtfertigen, doc erflären, daß man ihn 
als ein fittlich-politifches Ideal aufgeftelt und über einen häßlichen Flecken auf 
dem Schilde biefes Ritters ohne Furcht und Tadel hinwegzuſehen fih gewöhnt hat. 

Algernon Sidney war als der zweite Sohn des Grafen Robert Leicefter 
gegen 1616 zu London geboren. Der Jüngling begleitete feinen Vater auf Ge- 
fanbtichaftsreifen nad) Dänemarf und Frankreich und fpäter folgten er und fein 
Bruder, der Graf von Pisfe, bemfelben in Kriegsdienſten nad Ireland, welches 
Leicefter als Statthalter verwaltete. In der Befämpfung des frifhen Aufftandes 
zeichneten fich die beiten Söhne des GStatthalters durch Tapferkeit fo rühmlich 
aus, daß fie Karl I. nah der Waffenruhe von 1643 an feinen Hof vief. Aber das 
Parlament, bereits in offenem Widerſtand gegen ven König, ließ beide bei ihrer Lan— 
bung verhaften und dies führte zu dem erflärten Uebertritt Leiceſters und feines 
Haufes auf die Seite der Oppofition, mit welcher er fchon früher in heimlicher 
Berbindung geftanden. Der Graf von Fisle wurde nım Statthalter von Ireland 
und Befehlshaber ver Barlamentstruppen vafelbft, Algernon Oberft eines Regiments 
unter Fairfax, ſodann Generaflientenant feines Bruderd und Gouverneur von 
Dublin, fpäter von dem wichtigen Dover. Als Mitglie des high court of justice 
faß er mit zw Gericht über Karl I., blieb aber an dem Tag der Urtheilsfällung 
weg und unterzeichnete nicht den „Warrant” für die Hinrichtung. Daß er aber 
mit diefer Maßregel aleihwohl einverftanden war, geht weniger aus den paar 
Verſen von feiner Hand in dem Album der Univerfität zu Kopenhagen hervor, 
melde man als Belen dafür anzuführen pflegt, als ans dem Gefammtbild feines 
Charakters, aus den Principien und aus zahlreichen Ginzelftellen feiner Schriften. 
Während der Regierung des Proteftors und feines Sohnes zog ſich der glühende 
Republifaner grolfend ans dem Staatsleben auf feinen Landſitz zu Penshurft 
zurück — er hat Cromwell fowenig wie Cäſar begriffen —, erft nad) dem Rücktritt 
Richard Erommells und der Wieverbernfung des Tangen Parlaments nahm er eine 
Stelle im Staatsrath an und ging 1659 nach Kopenhagen, den Frieden Däne- 
marks mit Schweben zu vermitteln. Während feiner Abweſenheit auf dieſem Poſten 
vollzog fih nun aber daheim in England durch Mont die lange in der Stimmung 
ber Bevölkerung vorbereitete Reftauration der Stuarts und Karl II. beftieg den 
Thron feiner Väter. ©. verihmähte ohne Befinnen die Amneftie des Königs, „bie 
Freiheit dem Vaterland vorziehend“ und lebte 17 Iahre als Berbannter mit andern 
Flüchtlingen in Italien, der Schweiz und Frankreich. 

Leider kann num aber nicht geleugnet werben, daß ber ſtolze Freiheitsheld in 
biefer Zeit von Ludwig XIV. Geld nahm. Es iſt richtia, daß er damit 
nur that, was nad dem fehlechten und laxen Ehrgefühl ver Zeit nicht nur alle 
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Höflinge Karls IT. und ihr Herr felber am fchamlofeften, ſondern auch die meiften 
Häupter der englifchen Oppofition ebenfalls ihaten und faum zu verbergen für 
nöthig fanden; es ift auch richtig, daß er jene Penfion nit als Beftehung für 
Schritte wider feine beffere politiſche Ueberzeugung oder gar, wie ihn ver Ab- 
jolutismus verläumtet hat, als „Spionage-Gold“ hinnahm. Aber es ift auch nicht 
hinweg zu deuten, daß er von feinem fanatifhen Republitanismus bis zu dem 
verblenveten Plan getrieben wurde, durch die Waffen des franzöfifhen Königs in 
England die Republit wieder herzuftellen: er wollte in England einen Aufftand 
herbeiführen, zu deſſen Unterftügung dann eine franzöfifche Flotte landen follte, 
und fir biele Thätigfeit, fowie fpäter für feine Oppofition gegen die Regierung, 
bezog er allerdings Geld von Ludwig und deſſen Gefandten. Später geftattete ihm 
der König, wiewohl von feinen Oefinnungen und Madinationen unterrichtet, vie 
Rückkehr nah England, um feinen fterbenden Bater noch einmal zu fehen, und 
bewilligte ihm gegen das Verſprechen frievlihen Verhaltens aud den dauernden 
Aufenthalt im Königreih. Mit Unrecht Hat man in ber fpätern Haltung S.'s einen 
treulofen Bruch diefes Berfprehens gefunden: feine Oppofition war fehr heftig, 
aber auch ftreng gefetlich und jenes Verſprechen hatte ihm die verfaffungsmäßige 
Geltendmachung feiner Ueberzeugung nicht entziehen Können oder follen. Freilich 
wurde er einer der gefährlichften Führer ver Whigs, der Liberalen Oppofition 
(„eountry, parthy“) und neben Shaftesbury, Ruſſel, Grey, Hampden und Howard 
einer der kühnſten Verfechter der freien, nationalen Sache. Er widerſetzte ſich leb⸗ 
haft dem Beftreben des Königs, Geld und Mannfchaft zum Krieg gegen Frankreich 
bewilligt zu erhalten, nicht im Imtereffe Frankreichs, fondern weil er die Ber 
wendung jener Mittel zur Unterbrüdung ver Freiheit in England beforgte, wie: 
wohl er aud damals Geld von Ludwig XIV. bezog. N 

Im Parlament (feit 1678) wurde feine glänzende, fhonungslofe und uns 
widerftehliche Beredtſamkeit die Geißel ver Minifter und feine eifrige Unterftügung 
bed Antrags, den Herzog von York von ver Thronfolge auszufhließen (exclusion 
bill), haben ihm diefer und fein Bruder, der König, nie vergefien. 

Dies zeigte fih, als einige Jahre fpäter über ihn wie die andern Führer 
ber Oppofition bie verberblihe Schlinge geworfen wurde. ©. wurde 1683 mit 
Nuffel, Eſſer, Grey, Howard, Hampden und dem Herzog von Monmouth als in 
die fogenannte Rye-house Verſchwörung verwidelt, des Hochverraths angeflagt 
und verhaftet. Die volle Wahrheit über ven Grad der Schuld ver fänmtlichen 
Angeklagten ift uneradhtet der Veröffentlihung der Proceßakten und zahlreicher 
Memoires der Zeitgenoffen wohl nicht zu ermitteln. Wahrfcheinlich beſtanden zmei 
von einander unabhängige Pläne: der eine, von Leuten aus ben unterften Ständen 
vorbereitet, ging darauf aus, den König und feinen Bruder, ven Herzog von York 


—— — · — — 


1) Die richtige Würdigung bei Macauflav history of England Tauchnitz ed p. 225: 
„Es würde ungerecht fein, ihnen die hohe Schlechtigkrit beizulegen, ſich baben beftechen 2 faflen, 
um ihr Baterland zu Ichädigen. Im Gegentheil, fie glaubten ihm zu dienen: aber es iſt unmög— 
fich zu läugnen, daß fie niedıig und unzart genug waren, fi von einem fremden Fürften biefür 
bezabten zu faffen. Inter denen, die von diefer entebrenden Beſchuldigung nicht frei geſprochen 
werden fünnen, war Ein Mann, der allgemein für die Verkörperung ded Gemeingeiſts gilt und 
der uneracttet einiger großen fittlichen und intellektuellen Febler gerechten Anfpruc hat auf die 
Namen des Helden, des Philofonben und des Patrioten. Nur mit Echmerz fann man einen ſolchen 
Namen leſen in der Lifte franzöfiiter Penfionäre. Doc liegt ein Troft in dem Gedanken, daß 
in unferer Zeit ein Etaatdmann jeden Pflicht- und Schamgefühls verluftig gelten würde, ber 
nit eine Verfuchung von fih ſtoßen würde, welche die Tugend und den Stolz eined Algernon 
Sidney befiegt hat. 
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bei einem einſamen Meierhof „Rye-house“ an der Straße zwiſchen London und 
Newmarket zu überfallen und zu ermorden. Gleichzeitig, aber ohne von dieſem 
blutigen Vorhaben zu wiſſen, ſcheinen die Häupter der Whigs Berathſchlagung 
über einen Aufſtand im Styl des Kriegs der Barone gegen König John gepflogen 
zu haben: ver Landadel follte in verſchiedenen Grafſchaften die Waffen ergreifen 
und den König mit Gewalt zur Annahme der wbiggiftifhen Vorſchläge zwingen; 
es ließ ſich jedoch nicht feftftellen, wie weit die Oppofitionsmänner in Ueberlegung 
diefer Schritte gefommen waren. Die Regierung aber fonfundirte fofort die beiden 
Berihwörungen und fuchte, falfche Anklagen und Berräthereien ver Mitbeſchuldigten 
benügend, die Führer der Liberalen in dieſem Ne zu erwürgen. Lord Efjer 
tödtete fih im Tower, Lord Ruffel, der fledenlojefte Charafter und auch bei viefer 
Anklage am Wenigften gravirt, ftarb auf dem Schaffot „mit chriftliher, S. mit 
ftoifher Seelengröße." (Macaulay S. 265.) 

Der Proceß gegen ©. ift empörend. Zu feinem Oberrichter wurde der ſcheuß— 
liche Jeffreys beftellt, veffen Namen nicht nur diefer Juſtizmord brandmarft. Nur 
ein Zeuge trat wider ©. auf, der Mitbefhuldigte Lord Howard, welcher fi 
jest durch Ausfagen gegen feine Freunde nah dem Wunſch des Hofes zu retten 
ſuchte, nachdem er wiederholt feierlich gefhworen, an ver ganzen Verſchwörungs- 
gefhichte fei fein wahres Wort. Nunmehr befhwor er, ©. fei Mitglied des „Rathes 
der Sechs“ und habe als folhes in zwei Berfammlungen fi erboten, mit ven 
ſchottiſchen Oppofitionsmännern einen Aufftand zu berathen. Da nun der Ange- 
ſchuldigte die Beweisfraft dieſes Zeugen in vernichtender Weife abwies, griff man 
zu einem unerhörten zweiten Beweismittel. Bon dem Pult S.'s hatte man ein 
Manufeript desfelben weggenommen, welches eine Wiverlegung ber ultraroyaliftifchen 
Schrift „Der Patriarh” von Filmer enthielt. Diefes Buch wurde als zweiter 
Beweis des Hochverraths gegen ven Angeſchuldigten benutzt. Bergebens fragte viefer, 
wie ein vor Jahren verfaßtes theoretiſches Buch mit einer angeblid vor einigen 
Monaten in’s Werk gefegten Verſchwörung in Verbindung ftehen könne, vergebens 
bob er hervor, die Abfaflung einer Schrift ſei kein offener Akt der Waffenerhebung, 
wie er nah tem Statut Edward III. zum Thatbeftand des Hochverraths gehöre, 
e8 fehle der zweite Zeuge, welchen dasſelbe Statut fordere, und es fei, abgejehen 
von dem harmlos wiſſenſchaftlichen Inhalt feiner Schrift, gar nicht feine Abficht 
geweſen, biefelbe überhaupt oder in dieſem Augenblid zu veröffentlihen. Nad nur 
balbftündiger Berathung ſprach die Jury das gewünſchte Schuldig. Da brach ©. in 
die Worte aus: „Gott, mein Gott, fo bitte ich Dich denn, meine Leiden zur heiligen, 
mein Blut nit an diefem Lande heimzufuhen; muß unfchuldig Blut gerächt 
werten, fo ftrafe nur die Boshaften, die mid um der Gerechtigkeit willen ver- 
folgen." Diefer Ausbruch brachte Jeffreys aus der Fafjung: er erhob fih und 
ſprach: „Gott gebe Euch die rechte Gemüthsftimmung, um in die andere Welt 
zu geben; ich ſehe Ihr feid nicht im diefer Stimmung." „Mylord," rief S., den 
Arm ausftredend, „fühlt meinen Puls und fehet, ob ich in Unruhe bin. Gott jei 
Dant, id war nie in befjerer Stimmung als jest." (26. November.) Er richtete 
bierauf eine Schrift an den König, in welder er fein Leben nicht von der Gnade, 
fontern von der Gerechtigkeit des Fürften verlangte und mit der ihm eigenen 
gewaltigen Sprade fein gutes Recht vertheidigte. Aber Karl beftätigte das Todes— 
urtheil, vielleicht auch deshalb, weil der Herzog von Monmouth, nachdem er durch 
Derrath gegen feine Gefinnungsgenoffen und demüthige Bitten um fein Leben vie 
Begnabigung erfauft hatte, zu verbreiten ſuchte, er habe den König von der Nichts 
eriftenz der ganzen Verſchwörung überzeugt. 


414 Sidnep. 


Un demfelben Tage, da Monmouth in Verbannung ging, warb (7. Dec.) 
©. bei Tomwerhill zu dem Schaffot geführt. Lingard, der dem Verehrer bes 
heidniſchen Römerthums fonft keineswegs wohl will und feinem Werth nicht gerecht 
wird: jagt von feinem Tode XII. ©. 31%: „Nie ging ein Mann den Schreden 
des Todes mit größerem Gleihmuth und mit weniger Oftentation entgegen. Er 
litt nicht, daß ein Freund ihm begleitete, wies den Beiftand ber Religionspiener 
zurüd, erwiberte auf die Frage, ob er zu den Zufchauern fpredhen wolle: „er 
babe fich mit feinem Gott ausgeföhnt und ven Menſchen habe er nichts ınehr zu 
fagen”, machte ſich felbft fertig, legte da3 Haupt auf den Blod und bat ben 
Scharfrichter, feine Schuldigfeit zu thun.” 

©. jtarb als ein Blutzeuge für die englifche Freiheit. Sein Charakter ift, 
abgefehen von der erwähnten Beflefung mit dem Lafter der Zeit, untabelhaft, 
aus feinem Leben und feinen Echriften fpricht ein kühner und edler Tenereifer für 
Freiheit und Recht, er ift ein Meifter fchlagenden Witzes und vernichtender Ironie, 
aber am liebften hört man ihn doch die ftolze Sprache bes englifhen Edelmanns 
reben, ber im jevem Augenblid bereit ift, gegen vie Prärogative des Königthums 
für die von den Ahnen erfämpften Nechte des Parlaments und vorab des Adels 
mit Schwert und Leben einzuftehen, die Erzwingung der Magna Charta und bie 
Defiegung Karls I. find feine gefchichtlihen Yieblingsbilder, und am gemaltigften 
tönen feine Worte, wenn er immer und immer wieder die freien Männer Eng- 
lands aufruft, die von den Vätern mit fo großen Thaten und fo großen Opfern 
erfämpfte und vertheidigte Freiheit mit gleicher Kraft und Tugend zu bejchügen. 

Wir kennen feine Anſichten über Staat und Staatsrecht, über Geſchichte und 
Politit aus feinen „discourses concerning government*,2) „Erörterungen über 
Staatsregierung.“ Das Buch ift zunächſt eine Wiverlegung der Lehre Filmers, 
welder das abfolute Königthum als vie einzige von Gott gewollte Staatsform 
aus der Monardie Adams über die Erde und der Gewalt ver Patriarchen über 
ihre Familien ableitete; es ift aber, wie aus dem Vorwort der Driginalansgabe 
erhellt , nicht diefes uns erhaltene Wert, fondern eine verlorene Kleinere Abhand⸗ 
lung derſelben Tendenz, die nicht vollendet war und nie vollendet werben fellte, 
das Beweismittel gewefen, weldes gegen ihn benutzt wurde, 

Die Wivderlegung ber albernen Säge Filmers erfcheint und heute als eine 
jehr überflüffige Arbeit. Daß fie es damals nicht war, kann ſchon der Umftand 
beweijen, daß fie außer einem ©. auch ein Locke zu unternehmen nicht verſchmähte 
(S. ven Artikel) und es war in ber That jene Theorie von dem heiligen, von 
Gott allein gewollten, patriarhalifch-abfoluten Königthum dazumal in England 
viel mehr als die harmloſe Schwärmerei eines Doltrinärs, fie war nur die philo- 
fopbifch-religiöfe Rechtfertigung ver Stuart'ſchen Praris und wie man heutzutage 
aus ber mifiverftändlichen Medensart vom Königthum von Gottes Gnaden jehr 
bedenkliche praktifche Konſequenzen zu ziehen geneigt ift, fo war in den gefährlichen 
Tagen, da die Könige das Wort „Kingeraft*, „right divine“ und „divine 
royalty“ erfanden, jedes Extrem des theoretifchen die bequeme Brücke des praf- 
tiſchen Abfolutiemus. Karl und Jatob beriefen fich darauf, daR fie noch lange nidt 
alle jene Rechte beanjpruchten, welche jene theologifche Rechtsphiloſophie ihnen aus 
dem alten und neuen Tejtament ableitete. 

Dem gegenüber weist nun ©. die Haltlofigfeit viefer ganzen Lehre nad, 


— (no nen 


2) Published from an original manuscript of the author, London 1698, 
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indem er fi dabei auf den Standpunkt des Biſchofs felbft bereitwillig einläßt 
und auf dem von jenem gewählten Boden feine einzelnen Säge als der Bibel, 
der Geſchichte und der Logik widerſprechend darthut. Die Wiverlegung der Fil- 
mer’shen Säge gibt fo die Umriffe für die Struftur des Buches, aber in jedem 
Abſchnitt knüpft fih an die Polemik die Darlegung der Anfihten S.'s über eine 
Reihe verwandter Fragen und verleiht der Schrift ein hohes felbftändiges Interefie, 
abgefehen von jener für uns unerquidlihen Kontroverfe. Denn ©., oowohl in 
vielen Dingen in den Vorausfegungen feiner Zeitbildung befangen — 3. B. in der 
ganzen Auffaffung der biblifhen Offenbarung und ihrer Bedeutung für die menfch- 
lihe Erkenntniß, in der kritikloſen Annahme der jüdiſchen, helleniſchen, römiſchen 
Sage, dem blinden Glauben an Hajfifhe Autoritäten, der Ueberfhägung der Be— 
deutung einer einzelnen Staatsform für die nationale Geſchichte, in der Auffafjung 
des vorftaatlihen Zuftandes und der Entftehung der ftaatlihen Ordnung — ift 
bob in zahlreichen Fragen weit über die Vorurtheile feiner Zeit hinaus und man 
mag füglich zweifeln, ob ver rechtsphiloſophiſche Gehalt feiner allgemeinen Sätze 
oder die Fülle von intereffanten Aeußerungen über die damalige Weltlage und 
die jüngfte Vergangenheit, feine biftorifhen Wahrnehmungen und Beurtheilungen 
von höherem Werthe find. Denn wenn feine Auffaffung der alten Geſchichte noth- 
wendig die Höhe damaliger Geſchichtswiſſenſchaft nah Inhalt und Methode nicht 
überragt und uns deshalb häufig ungenießbar ift, fo zeugen feine Bemerkungen 
über die neuere Geſchichte Europa’s, zumal feines Baterlandes, von feiner Beob- 
achtungsgabe, durchdringendem und durch reiche ſtaatsmänniſche Erfahrung ge— 
ſchärftem Blick und hoher geiſtiger Klarheit und Ueberlegenheit. 

Zur richtigen Beurtheilung des Buches wird dienlich ſein, das allgemeine 
rechtsphiloſophiſche Princip desſelben im Voraus zu beſtimmen. S. theilt die 
äußerliche mechaniſche Auffaſſung ſeiner ganzen Zeit von Recht und Staat. Jenes 
Jahrhundert war aus Gründen, die wir in dem Artikel „Rechtsphiloſophie“ ent— 
wickelt haben, dahin gekommen, das große Wort des Ariſtoteles, daß der Menſch 
von Natur aus die Idee von Recht und Staat aus ſich entwickeln müſſe, völlig 
zu vergeſſen; der Staat entſteht nach jener Anſicht aus Gründen äußerer Be— 
dürfniſſe, äußerer Vortheile, äußerer Nöthigung, nicht aus innerer Nothwendigkeit; 
die Einzelnen verzichten auf ihre unbeſchränkte Freiheit und treten durch den 
Geſellſchaftsvertrag aus dem Naturſtand in den politiſchen Zuſtand ein; der Staat 
iſt eine Aſſekuranzanſtalt, in welche jeder Einzelne ſeine Freiheit einzahlt und 
dafür an der allgemeinen Sicherheit Theil nimmt. Dieſe Auffaſſung, welche die 
ideale Nothwendigkeit des Rechtsbegriffs, der von der menſchlichen Vernunft ſo 
nothwendig wie der des Guten, Schönen und Wahren gefordert wird, verkennt, 
findet ſich, wenn auch mit vielen Modifikationen im Detail, bei allen Staats- 
philofophen jener Zeit und auch ©. fett fie ala ſelbſtverſtändlich voraus ; wieder 
bolt fprit er von dem „common stock of righta and liberties*, in welchen 
der Einzelne fih dur Berzicht auf feine unbefchränfte Naturfreiheit einfauft, 
Mit dieſer unorganifhen Grundanfiht vom Recht hängt der zweite Irrthum S.'s 
zufammen, die Berfaffungsform nicht als den Ausdruck des jeweiligen Volkslebens 
zu faffen, als ein Hiftorifches, ſondern als ein Abftraktum. Er meint, es fann für alle 
Völfer und alle Zeiten eigentlich nur Eine Idealverfaſſung geben, die ariftofratifche 
Republif, nad) dem Mufter von Sparta, Rom und Venedig, und anftatt einzu- 
ſehen, daß die fittliche Entartung der Nömer ven Fall der Republif herbeiführte 
und den Staatöftreih Cäfars möglich und nothwendig mahte, jagt er umgekehrt, 
der Sturz der Republif durch Cäſar Habe die fittlihe Entartung der Römer her- 
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beigeführt. Er verfennt, daß zwifhen Inhalt und Form des Volkslebens die innigfte 
Wechſelwirkung befteht, daß, wenn allerdings die Tyrannei demoralifirt, anberfeits 
aud nur ein demoralifirtes Volk die Tyrannei auffommen läßt, er fieht nur das 
Bolfsleben durch die Staatsform beftimmt, während tod noch viel mehr bie 
Staatsform durd das Volksleben beftimmt wird. 3) 

Die Polemik beginnt mit der Widerlegung des Filmer’fchen Satzes, bie allgemeinen 
Begriffe von Freiheit feien eine Erfindung der „Schultheologen“”, fie liegen viel- 
mehr in der Natur des Menfhen. Der Menfh ift von Natur aus frei, fann 
biefer Freiheit nicht ohne Grund beraubt werden und giebt fie freiwillig nur gegen 
ein von ihm höher gewerthetes Gut auf. Giebt e8 daher Mißhelligkeit zwischen 
König und Volk, fo ift erfterer dem Willen des legtern unterworfen, denn nicht 
der König hat das Volk gemacht, fondern das Volk den König und nit ift das 
Bolt um des Königs willen da, fondern der König um des Volkes willen. Die 
Völker dem eingebildeten abfoluten Recht der Könige zu opfern, ift ruchlos und 
Männer diefer Anfiht und Abficht hervorgebracht zu haben, ift ver letzte Fluch, der 
die Schmady umferer Zeit und dad Elend unſeres Yandes vollendet. Aber das 
ganze Gebäude ver Tyrannei wird erfchüttert, wenn wir darthun, daß vie Völfer 
das Recht haben, ihre Geſetze felbft zu machen, ihre Obrigkeit felbft zu beftellen 
und biefe für die Führung ihres Amtes zur Rechenſchaft zu ziehen. (C. I. Seit. 2.) 

Die Geſchichte zeigt durch zahllofe fchledhte nnd unfähige Fürften, daß die 
Krone feineswegs auf myftifhem Wege Tugend und Weisheit nothwendig verleiht 
und wir müſſen daher prüfen dürfen, ob unfere Herrfcher gut oder ſchlecht regieren. 
Auch nügen gute Näthe eines ſchlechten Fürften nichts, ausgenommen, fie bürfen 

auch gegen jeinen Willen handeln, was aber die Regierung faktiſch in eine Arifto- 
fratie verwandelt. In den Männern, welche Tyrannen mit Gewalt zu ftürzen unter 
nehmen, hat man von jeher etwas Göttliches verehrt und Gott felbft hat die ge- 
waltfame Befreiung eines Volkes von Tyrannen und Fremdherrn nicht nur ge 
billigt, fondern befohlen, denn er hat Moſes, Giveon, Samfon, Samuel, David 
und den Maccabäern ihr Volk zu befreien geboten. (Set. 3.) Sklaverei ift es, 
von dem Willen eines Menſchen abzuhängen und wenn, nady Filmer, die größte 
Freiheit eines Volkes darin befteht, unter einem Alleinherrfcher zu leben, fo find 
die Venetianer, Schweizer, Graubündner, Niederländer, Knechte, und frei nur bie 
Türken und die — Franzofen. ) 

Wenn aber der Verband zwifchen König und Volk fo eng ift, daß, mie 
Filmer fagt, ihre Wohlfahrt fih gegenfeitig bevingt, warum bat doch Nero Rom 
verbrannt und Galigula feinem Bolf Einen Kopf gewünſcht, ihn mit Einem Streid 
abzubauen ? (Sekt. 5.) Nein, Gott hat ven Menfhen vie freie Wahl ihrer Ber 
fafjung gelafjen, er bat nit Eine Form vorgefhrieben, ſondern ihnen anheimge- 
ftellt, diejenigen Einrichtungen zu ſchaffen, vie ihnen erſprießlich fcheinen. Wer 
aber ſchafft, darf auch abſchaffen (cujus est instituere ejus est abrogare), und das 
Volk kann die Herrſchaft, die e8 gegeben, wieder entziehen. Man wende nicht ein, 


—— 


3) Nur an Einer Stelle im dritten Kapitel näbert S. ſich ſehr der richtigen Anſicht, ja adop⸗ 
tirt fie zum Theil, läßt fie aber wieder fallen und gebt überall ſtillſchweigend von der entgegen 
geſetzten Auffafjung aus. 

2) Es iſt im böchften Grad erftaunfih, S., welcher doch von Ludwig XIV. gleichzel⸗ 
tig Penfion beziebt, über die Tyrannei diejes Fürflen und dat Elend feines Volkes in den furcht 
barften Worten feiner furchtbaren Sprache reden zu bören: ich kenne feine nleidzeitige und feine 
fpätere Beurtheilung jenes Herrſchers, welche fchärfer durch den Schimmer feiner Regierung in 
das innere Verderben feines Staates blickt und feine Größe gewaltiger niederwirft. 
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dadurch werbe ber öffentliche Friede geftört; wo feine Gerechtigkeit, ift kein Friede, 
und wo bie zum Heil des Bolfes beftelte Gewalt ſich zu deſſen Verderben ver- 
fehrt, da ift feine Gerechtigkeit. (S. 6.) 

Darauf wendet fih S. gegen die Begründung des abjoluten Königthums 
auf die Gewalt der Patriarchen, welde Gott mit Adam und Abraham eingejegt 
und die fi auf die Könige ald deren Erben fortgefekt habe. Mit größtem Ernft 
ftellt fi der Kritifer auf den Boden feines Gegners und ſchlägt ihn mit feinen 
eigenen Waffen, indem er eine viel verfländigere Beurtheilung und eine viel ge— 
nauere Kenntniß der altteftamentlichen Geſchichte bewährt, als viefer; dabei fühlt 
ſich aber fehr deutlich die Ironie heraus, mit welcher der aufgeflärte und gefhmad- 
volle ©. eine Methode und einen Standpunkt betrachtet, welche die Rechte des 
englifhen Königs gegen fein Parlament von Noah oder Nimrod ableitet. Er be- 
weist nun, daß Adam, Abraham und die Patriarhen nicht Könige waren, fondern 
Tamilienhäupter, daß vielmehr Nimrod ver erfte König war und daß dieſer bei 
Lebzeiten feiner Patriarchen, Ham, Sem und Noah, aljo auch über dieſe, folglich 
nicht aus Gründen patriarchaliiher Erbwürde, fondern in Folge kriegerifcher Ueber— 
gewalt, die Herrſchaft führte, (S. 7. 8.) Die Gewalt eines Vaters kann nur einem 
Vater zulommen, nicht einem Andern, dem tie natürliche Rechts- und Madıt- 
Stellung des Erzeugers fehlt. (S. 9.) Ienes angebliche väterliche Recht ift, wenn 
theilbar, längft erlofchen, wenn untheilbar, jevem Nachkommen Adams zuftändig; 
(S. 12), unter den Juden beftand nit ein Schatten jenes patriarchalifchen König- 
tbums oder einer Anordnung desſelben durch Gott; weder in feinen Worten, nod) 
in feinen Thaten, noch in dem Licht der Vernunft, welches von Gott herrührt, 
bat er eine ſolche Anordnung getroffen. Detur digniori, jagt die Bernunft, und 
Salomo, von Gottes Geift erfüllt, jagt nicht detur seniori, fondern: „Ein weijes 
Kind ift beffer, als ein alter und thörichter König." (S. 13.) Ienes patriarchalifche 
Herrſchaftsrecht aber ift, auch wenn es beftand, längft erlofhen, da wir ja nicht 
mehr den älteften Sohn der Patriarchen und feine Descenvenz fennen. (S. 14.) 
Bielmehr wird alle Herrfhaft eines Einzelnen über eine Mehrzahl durch deren 
Einwilligung oder doch dur die zwingende Gewalt der Mehrheit begründet, 
wenn die Menfchen, ihre urfprüngliche Freiheit beſchränkend, aus dem Naturftand 
in Staat und Geſellſchaft eintreten. (S. 10. 11.) Die Bölfer erhoben alsdann 
diejenigen zu Königen, welche fi in den für die bürgerliche Geſellſchaft wohlthä- 
tigften Tugenden am Meiften auszeichneten. Griechen und Nömer in ihrer Blüthe— 
zeit hatten republikaniſche Berfaffungen: zwar jchmäht Hobbes jene „griechiſche und 
römische Anarchie" und Filmer jagt, in der Monardie liegt die größte Ordnung, 
Stärke und Dauer; aber dann ift doch fehr fonderbar, daß jene griechiſchen und 
römischen Anarchien nach der Reihe alle Monarchien, mit denen fie zufammenftießen, 
über den Haufen geworfen haben. Wenn die Menjhen nad ver Bernunft hanteln, 
bie ihre Natur ift, beftellen fie ihren Herrfher nach dem Maß feiner Tüchtigfeit 
für die Aufgabe, das Heil des Volkes zu fördern. Erfült er dieſe Aufgabe nicht, 
jo hebt er den Grund feiner Macht auf, und verwendet er dieſe anftatt zum 
Wohle des Volkes zu feinem eignen Nuten und Vergnügen, fo giebt er vem Bolt 
badurd die alten Freiheitsrechte zurüd, die e8 hatte vor der Erhebung ber 
Obrigkeit (16), 

Der Sat, daß jever Monarch durch die mit befondern göttlichen Gnaden 
geweihte Krone höhere Weisheit und Tugend erlange, wird durch bie Geſchichte 
aller Völker widerlegt (I, 19) und die Lehre Filmers, welche durch das Ertrem 
des Legitimismus die Ordnung befeftigen will, führt zur gefährlidhften Verſuchung. 

Bluntſchli und Brater, Deutfches Staats-Wörterbuß. IX. 27 
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Denn Filmer legt jenes göttliche Recht der Könige jedem bei, der einmal den 
myſtiſchen Reif der Krone trägt, gleichviel wie er ſie gewonnen; nicht die Art des 
Machterwerbs, die Macht ſelbſt ſollen die Unterthanen im Auge haben: alſo wird 
jeder, der den frühern König ermordet, ſofort Vater ſeines Volkes und erwirbt 
mit ber Krone zugleich jene beſondere göttliche Gnade. Wird dieſe Lehre verbrei— 
tet, ſo iſt kein König mehr eine Stunde auf ſeinem Throne ſicher und gerade 
die trefflichſen Männer werden ihm am meiſten nad) der Krone trachten, um 
durch fie jene myſtiſchen Segnungen Gottes zu erlangen (I, 19, 20). Alle ge 
rechte Herrfhaft beruht anf Konfens: die Menſchen im Naturftend find nur dem 
Naturgefeg, vie im politifchen Verband ihren felbft gegebenen Geſetzen unterwor- 
fen und ſolchen Herrſchern, welche das Bolf unmittelbar. oder durch Delegaten in 
feinen Tagſatzungen, Reihsftänden, Parlamenten, bie ſich bei allen freien Bölfern 
finden, gewählt hat (II, 5). Demzufolge können auch Bölfer das Königthum neu 
einführen. Keineswegs ift aber das Erdulden einer Herrfhaft an ſich ſchon Beweis 
ber Anerkennung verjelben, fondern nur dann, wenn das Volk in der Lage ift, 
die Herrſchaft auch abzumerfen (II, 6). Die Gefege jeder Nation find das Maß 
ber obrigfeitlichen Gewalt, diefe alfo auch bei den Königen fehr verſchieden. Aus 
dem Wort „König“ allein eine überall gleiche göttliche Gewalt abzuleiten iſt lächer— 
lid, denn ſchon ſprachlich wechfeln die Bezeichnungen bei jedem Volk und ein 
fpartanifcher und ein perfifcher König find zwei jehr verſchiedene Dinge (IT, 7). Daß 
in Menſch und Thier eine natürliche Hinneigung zur Monarchie fei, wirb durch 
bie zahlreihen Republifen der Weltgefchichte widerlegt (II, 8) und die Monarchie 
kann fid) nicht auf göttlihe Einfegung berufen, im Gegentheil: vie von Gott hei 
ben Hebräern angeorbnete Verfafjung war eine ariftofratifche Republik und Gott 
bat den Abfall der Juden zur Monarhie als eine Sünde angefehen und ge 
ftraft (II, 9). 

Die „gemifchten Berfaffungen” in denen die Monardhie durch ein formales 
Dberhaupt, die Ariftofratie dur einen engern Rath, das demofratifche Element 
duch Volksverſammlungen oder doch Parlamente vertreten ift, find recht eigentlich 
die Staaten nach dem Herzen S.'s, und jener urſprünglich ariftofratifhe, aber 
ſchon von Cicero mißdeutete, von der ganzen Geſchichte der Rechtsphiloſophie bis 
auf das vorige Jahrhundert als Ideal überlieferte Schulbegriff der gemijchten 
Berfaffung gewinnt bei dem ariftofratifhen Nepublifaner, im Kampf für das Par- 
lament gegen die Stuart, einen fehr lebendigen Inhalt und eine fehr praktiſche 
Bedeutung. Die ftete Anwendung feiner abftraften Sätze auf die fonfrete geſchicht— 
liche Erſcheinung zeichnet ©. fehr vortheilhaft vor andern Staatsphilofophen feiner 
Zeit aus und giebt feiner Polemif eine nachdrückliche Gewalt. So fragf er feinen 
Gegner, der Unorbnung und Schwäche der Republifen im Bergleid mit den Mo— 
nardiien hervorhebt, ob feine Ordnung in Venedig herrſche, ob Toskana glüdlicher 
fei unter der Tyrannei der Mediceer als da es voll freier Städte gewefen, ob bie 
Niederländer nicht ftärker feten jest als unter dem fpanifchen Joh, ob e8 leicht 
fcheine, vie Schweiz zu unterwerfen, nad) Karls des Kühnen Zeugniß, ja enblid 
wagt ex bie ftantsgefährliche Frage, ob die englifhe Republif, welche ganz Schett- 
fand und Ireland erobert, die Holländer auf der Höhe ihrer Macht bemältigt und 
in fünf Sahren die erfte Stellung in Europa gewonnen, vielleicht ein Beiſpiel ſei 
von ter Unordnung und Schwäche freier Staaten? (II, 11). Auch der Römer 
Ruhm, Tugend und Macht begann und endete mit ihrer Freiheit (IT 12), mobei, 
wie gefagt, nur überfehen ift, daß zuvor bie Tugend und dann erft die Freiheit 
ber Römer erloſch. Die beften Berfafjungen ver Welt find, wie bemerkt, aus mo« 
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narchiſchen, ariſtokratiſchen und demokratiſchen Momenten kombinirt: ſo ſteht in 
der von Gott eingeſetzten Verfaſſung der Juden, neben dem monarchiſchen Richter 
der ariſtokratiſche Sanhedrin und die demokratiſche Verſammlung des ganzen Volks: 
in Sparta, Athen, Rom, Venedig, Genua, Lucca, Deutſchland und allen Staaten 
ver ſog. gothiſchen Verfaſſung ift ober war es zur Zeit ihrer höchften Blüthe 
ebenfo. Wenn Demofratien nur bei einem fleinen Stadtgebiet und unter feltnen 
Borausfegungen frommen, fo braucht man deßhalb nicht gleich in das andere Er- 
trem der abjeluten Monardie zu verfallen, fontern eine ariftofratifche Republif 
ober eine buch Rechte vom Adel und Parlament beſchränkte Monarchie empfiehlt 
fih am Meiften (II, 16). Da aud die frievlichfte Gerechtigkeit nicht vor unge- 
rechten Angriffen fhüst, jo ift immer die Verfaſſung die befte, welche am DBeften 
für den Krieg, die Gelbfterhaltung des Staates, forgt (II, 22, 23), dies ift aber 
am wenigften bei Erbmonardien der Fall, in denen die Unfähigkeit des Nachfol— 
gers alle Erfolge eines tüchtigen Vorgängers vereitelt. Daran knüpft fid eine 
ziemlih wohlfeile Polemik gegen das Erbfolgeprincip, welche einfeitig bie Nachtheile 
bervorhebt, die in der Gebunbenheit an Weiber, Kinder, Kranke, Thoren und 
Frevler ald unvermeidlihe Nachfolger beftehen, während ber große Bortheil, ber 
in der Bermeidung der Wahlfriege liegt, völlig übergangen wird. 

Aufftand, Tumult und bewaffneter Wiverftand find nicht. unter allen Um- 
ftänden gegen Geſetz und Sittlicfeit, fondern wenn bie Obrigkeit das Recht bricht 
und die Gerichte zu ſchwach für ihre Willkühr find, wenn tie Obrigkeit keine ge— 
ſetzlich beftellte ift, oder die vom Geſetz beftimmte Amtsdauer überfchreitet oder 
eine Gewalt ausübt, vie ihr das Gefeg nicht verleiht, oder aud bie gejegliche 
Gewalt zu anderen Zweden anwendet, als für welche fie ihr gegeben ift, dann 
find Aufftand, Tumult und bewaffneter Wiverftann gerechtfertigt durch die Ger 
fege von Gott und Menſchen. Filmer freilich will gar feinen Titel des faktifchen 
Herrfchers unterfuhen laſſen, aber wir müffen doch den feindlichen Einbringling 
und den Räuber von gefeglidher Obrigkeit unterfcheiden. Doch aud dem gejeglichen 
König kann gerechter Wiverftand entgegen gefegt werden, wenn die Stantögewalt 
zwifchen ihm, dem Parlament und dem Volk getheilt ift und der König Rechte 
der andern beiden Faktoren fi) anmaßt, denn in fo weit hat er feine Zwangsge— 
walt und wer ein Recht hat, muß dies Recht auch fhügen dürfen. Allerdings wird 
das Volk zum Richter in eigner Sache gemadt. Aber wer foll denn die Frage 
entjheiden, ob ein König ein Tyrann und deßhalb zu ftürzen fei? Doch nicht der 
Tyrann felbft? Alfo offenbar die Tyrannifirten. Warum findet man etwas fo 
Arges in dem Gedanken: „Könige abfegen?" Warum folen fie nicht abgefett 
werden, wenn fie Feinde ihres Volkes werden und perfönlihe Intereffen in Wi: 
derfpruch mit der äffentlihen Wohlfahrt verfolgen, zu deren Förberung fie beftellt 
find? Man muß gegen Alle, die die Gefege übertreten, geridhtlih oder außerge— 
rihtlih Hülfe finden, oder fein Geſetz, Feine Gefellihaft, Feine Verfafjung und 
fein Biel der Berfaffung, allgemeine Wohlfahrt, lann beftehen. Kann daher gegen 
jene Berfonen wegen ihrer Macht nicht auf gerichtlihen Weg eingefhritten werben, 
jo muß eben ein außergerichtliches revolutionäre Berfahren abhelfen. Wer dies 
leugnet, ver weigert alle Hülfe gegen die Tyrannei eines Ufurpators, ober gegen 
den treulofen Rechtsbruch eines legitimen Herrfchers. Nicht nur haben Moſes, 
Giveon und David auf Gottes Befehl ihr Volk befreit, auch die Apoftel, hie Be- 
gründer des Chriftenthums, haben im Widerſpruch gegen die Geſetze und Obrigkeit 
gehandelt und find von ben Behörben als gefährliche Bollsaufwiegler bezeichnet 
worben, 
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Die Mactfülle unbefhräntter Gewalt verbirbt duch das Uebermaß der Ver- 
ſuchung leicht auch trefflihe Naturen, und die Geſchichte von Frankreih und Eng- 
land zeigt, daß die Erblichleit der Krone keineswegs Bürgerkriege ansfchließt: bie 
Gewalt, Gemeinheit, Thorheit und Feigheit der Könige, die Thronftreitigfeiten, 
die Wirthichaft von Buhlerinnen und Günftlingen find der Monardie eigne, ber 
Republik fremde Heimfuhungen: bürgerlihe Unruhen und Kriege, welche in freien 
Staaten häufig vorlommen, find nicht die höchſten Uebel, die ein Volk befallen 
fönnen, Die Örabesftile Italiens und Spaniens unter der Herrſchaft ver Päpfte 
und der Philippe ift furchtbarer als das rege Leben, weiches, wenn auch mand- 
mal überfprudelnd, in jenen Ländern zur Zeit ihrer Freiheit blühte (II, 20). Das 
Unheil und die Grauſamkeit der Tyrannei find fchlimmer als alle Uebel der Volls— 
berrfchaft oder gemifchten Verfaffung; in diefen haben die Bürger thätige Sorg- 
falt für die öffentlihen Dinge, denn fie haben ein Recht mit zu reden und mit 
zu handeln: in Defpotien haben fie fein Intereffe an der Erhaltung und dem 
Vlor des Staates, der nicht ihnen, fondern dem Defpoten angehört (II, 27, 28); 
ja die Siege des Defpoten müfjen von dem eignen Volk gefürdtet werben, wie 
die Edelleute in Ludwigs XIV. Heer den Yall von Rodelle, das fie belagerten, 
ald eine neue Stärkung ihres Tyrannen fürchteten. Es befteht Feinerlei Gewähr 
bafür, daß ein Fürft als ein Einzelner durch feine Weisheit die Schäden bes 
Staates zu heilen beffer Kraft und Willen haben werde, ald das Volk (II, 29). 
Die Monardie ift dann allein wohl geregelt, wenn die Gewalt des Herrſchers 
durch das Gefeg begrenzt ift (II, 30). Die Obrigkeiten erwerben ihre Rechte nur 
unter Borausfegung der Erfüllung aller ihrer Pflichten und im Wege von feier- 
lihen und rechtsverbindlichen Kontraften (II, 32). Die Könige haben daher ge- 
rechtermaßen nur fo viel Gewalt, als ihnen das Geſetz verleiht; fie haben feinen 
Anſpruch auf die Vorrechte tes „Gefalbten des Herrn”, denn fie find nicht, 
wie die altteftamentlihen Könige, von Gott unmittelbar erforen und auf feinen 
Befehl gefalbt, um fie mit feinem Geift zu erfüllen (III, 1). Und doch ſtanden 
aud jene Könige von Israel und Juda unter Gefegen, melde fie zu übertreten 
nit wagen durften, und Samuel hat überdies das Volk vor der Einführung tes 
Königthums duch Schilderung der mit demſelben verbundenen Uebel gewarnt (III, 
1, 2). Es ift nidt rathſam, daß die Könige Ueberfluß an Macht und Reichthum 
haben, venn die Erfahrung lehrt, daß fie diefe Mittel leicht zur Unterbrüdung 
ihrer Völker mißbrauchen; man fol fie Inapp halten, damit fie auf den guten 
Willen des Bolfes angemwiefen find. Aus dem befannten Ausſpruch Chrifti „Gebt 
dem Kaijer was des Kaijers iſt“, folgt mit nichten ein unbebingtes Beftenerungs- 
recht der Fürſten, fondern es liegt darin nur eine Anerkennung der Verpflichtung 
der Völker, dem oberften Magiftrat dasjenige für die Beſtreitung der öffentlichen 
Ausgaben zu entrichten, was das Gefeg feftftellt (III, 8), und wenn ver Apoftel 
Paulus Geherfam gegen die Obrigfeit einfchärft, jo ift damit jede Art von Ver— 
fafjung, und nicht eine bejondere Heiligkeit des Königthbums gemeint (III, 10). 
Unfere pofitiven Gefege in England beftätigen uns den Genuß der angebornen 
Treiheitsrechte, ungerechte Gebote find feine Gefege und können keinen Gehorfam 
verlangen (III, 9, 11). Diefe Gefete werden nit von ben Königen, ſondern vom 
Volk orer feinen Vertretern gemacht, nicht, wie die Royaliften lehren, deßhalb, weil 
die Könige mit höheren Dingen als der Ordnung des Rechts beſchäftigt find, 
jonvern weil das Bolt nicht nad) ihrer Willführ, fondern nad von ihm felbft 
aufgeftellten Normen beherrfcht fein will, und weil die Filmer/fhe allgemeine Ber- 
muthung dafür, daß Könige gut regieren werben, nach den Zeugniß der Geſchichte 
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nicht hinlängliche Sicherheit gewährt; es iſt thöricht, von Tyrannen, welche ſich 
über alle Geſetze hinwegſetzen, die freiwillige Befolgung des Naturgeſetzes des 
Guten zu erwarten (III, 15, 16). 

Denn das ganze Buch gefchrieben ift mit fteter Beziehung auf das Vaterland 
des Berfaffers und die Zeitlämpfe der Gegenwart, wenn aud in den allgemeinen 
Säten vom Weſen des Staats und der Staatsregierung immer deutlich durchzu— 
fühlen ift, wie die Veranlaffung in den englifhen Zuſtänden liegt und wie fie bie 
Entfheidung der großen politifchen Tagesfragen bezweden, fo wendet ſich der Ver— 
faffer in den legten Abſchnitten ausprüdlih und ausſchließlich zur Erörterung bes 
englifhen Staatsrechts, und in biefen praftifchen und Fonfreten Konfequenzen feiner 
abftraften Theorie gipfelt das ganze Werk: feine Kenntniß der Geſchichte, feine 
durchdringend ſcharfe Auffaffung, fein unerfehrodener Freimuth in unverhüllter 
Aeußerung der Fühnften Urteile über Menfhen und Dinge und bie feurige Be— 
geifterung für Recht und Freiheit, die ſtolze Siegeszuverficht, mit der er ven Un— 
terbrüdern biefer Freiheit ven fichern Untergang, der Tyrannei das Zerfchellen an 
dem felfenharten Widerſtand des englifhen Volkes prophetiſch verfündet, zeichnen 
gerabe dieſe Theile des Buches aus und machen es zu einem ber fchönften Denf- 
mäler aus jenem merkwürdigen Treiheitsfanpf. 

Er geht von ber Freiheit des englifchen Volles aus, wie fie Gott und bie 
Natur gegeben (III, 33), die magna charta ift nicht die Duelle, fondern nur 
eine Erflärung dieſer Freiheit. Diefes und andere Gefege haben nicht die Rechte 
der englifchen Könige befchränft, fie haben fle erft gefchaffen, denn bie englifche 
Nation hat fich immer felbft oder durch ihre Vertreter regiert, und ſie allein hat 
das Recht, die Grenzen der Föniglihen Gewalt zu beftimmen und zu verändern. 
Es ift eine leere Fiktion, daß der König Herr alles englifchen Bodens und des— 
halb mit befondern Rechten über die Bewohner des Staatsgebietes ausgeftattet 
fei. Alle Könige von England, mögen fie dem Schwert ober einem oft nicht geach— 
teten und viel durchkreuzten Erbrecht zunächft die Krone verbanfen, erhielten ihr 
Herrſchaftsrecht doch nur dur die Zuftimmung des Volfes, welche einzuholen fogar 
Wilhelm der Eroberer für nöthig hielt: nur dieſe ift der wahre Rechtstitel der 
Krone, Die Engländer haben wie alle freien Völker das Necht, ſich zu verfammeln 
wann und wo fie wollen, denn nie haben fie fich biefes Rechts berauben laffen 
oder felbft begeben. Die Rechte des Monarchen find in verſchiedenen Staaten ver- 
ſchieden Beftimmt: find fie in Rom ober Franfreih ausgevehnter als in England, 
fo ift dies für ung völlig gleichgültig und kann unferer Freiheit nicht präjubiciren; 
ebenfowenig thun die ehrfurchtsvollen Formen, mit melden das Volk feine höchſte 
Obrigkeit umkleidet, irgend dem materiellen Beftand feiner Freiheit Eintrag. Die 
allgemeine Erhebung des Volles gegen feine Regierung kann nicht als „Rebellion“ 
gefhmäht werben: fle erfolgte in England nicht gegen die Berfaffung, fonvern 
gegen den Mißbrauch und den Verfall verfelben. Nicht die Berfaffung von Eng» 
land ift übel eingerichtet, fondern die Mängel, die wir in neuerer Zeit in unfe- 
rem Staatswefen empfinden, mwurzeln in ber Veränderung der Sitten und ber 
Verderbniß der Zeit. Die Macht, Parlamente zu berufen und aufzulöſen, ſteht 
nicht beim König allein: follte das Volk nicht felbft dieſes Hauptmittel feiner Ver— 
theibigung anwenden können gegen äußere und innere Feinde, wenn es der König 
nicht thun kann oder will? Nur Auge, gute, für die allgemeine Wohlfahrt ans- 
ſchließlich eifrige Könige find wahre Häupter ihres Volkes: gegen die Unfähigfeit 
oder den übeln Willen ſchlechter Fürften helfen nur gute Geſetze. Daraus folgt, 
daß nur das Bolt felbft, nicht die Fürften, zu entfcheiden hat, ob feine Obrigkeit 
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ihr Amt recht verwaltet oder nicht und daß nicht die Könige, ſondern nur das 
Parlament im Fall des Streites die Grenzen der königlichen Macht zu ziehen und 
zu beſtimmen hat, ob der Krone ein fragliches Recht zuſtehe oder nicht. Es muß 
daher auch wohl unterſchieden werden zwiſchen Verordnungen des Königs und Ge— 
ſetzen des Staats: der König kann durch einſeitige Verordnung lediglich die be— 
ſtehenden Geſetze ausführen, nicht aber fie verändern, aufheben oder erſetzen und 
am Wenigften durch Verorbnungen den Kreis feiner Rechte erweitern. Die gefeß- 
gebende Gewalt kann niemals einer Perfon oder einer Körperfchaft anvertraut 
werben, bie nicht gehalten wäre, ihre eignen Gefege, fo lang fie gelten, zu er- 
füllen. Und nicht der König, fondern das Parlament als freie Vertretung bes freien 
Volkes verleiht dem Gefe die zwingende Gewalt. 

Wenn wir in der allgemeinen Theorie S.'s die nur äußerliche Auffaffung 
des Nechts und Staats und die Ueberfchägung der abftraften Staatsform gegen- 
über dem gefchichtlich wechſelnden Inhalt des konkreten Volkslebens zu rügen hat- 
ten, fo dürfen wir in feiner Anwendung ber Theorie auf die englifhe Verfaffung 
nicht verfennen, daß feine Begeifterung für die ariftofratifche Republik ihn hie und 
da verleitet, den engliichen König leviglih wie ben Präfidenten einer Republif zu 
behanbeln und das Schwergewicht ber Gewalt im Staat auf das Parlament allein 
zu verlegen. Allein diefe Auffaffung S.'s ift höchſt beveutfam. Sie zeigt, daß ſchon 
unter den Stuarts ein Geift, der durch bie Formen hindurch auf das Weſen bes 
englifhen Staats blidte, die Uebergewalt der Bolfsvertretung erfannte und 
vertrat. Bergebens haben die Stuarts gegen diefe Auffaffung angelämpft: ©. ift 
erlegen, aber feine Idee ift, wenn auch nicht in ihrer ganzen Schroffheit, zum 
Siege durchgedrungen und es ift, wenn nicht dur das Geſetz, doch durch eine 
unanfechtbare Gewohnheit das entjcheidende Schwergewicht im englifchen Staat 
in die Mehrheit des Parlaments, zunächft des Unterhaufes, verlegt. 

Litteratur: Discourses concerning government by Algernon Sidney. ons 
bon 1698. Lingard, Geſchichte von England. Deutſch durch Verlh. Frankfurt 
am Main 1833. XII. ©. 288—312, und die bafelbft angeführten Zeitungen, 
Deuffchriften, Reben u. f. w. Dahn. 


Siegel und Wappen, ſ. Wappen. 
Sieyes. 


Der Graf Emmanuel Joſeph Siehyes, bekannter unter dem Na: 
men bes Abts Sieyes, welcher zur Zeit der franzöfifchen Revolution als ver vor 
züglichfte Vertreter der modern-rabifalen Staatslehre ein großes Anfehen genof, 
war zu Frejus an der Süpfüfte von Franfreih den 3. Mai 1748 geboren und 
widmete ſich zunächſt nad dem Willen ber Eltern, nicht aus eigenem Antrieb, dem 
firdhlichen Beruf. Er wurde zum Oeneralvifar des Bifhofs von Ehartres ernannt. 
Mährend der allgemeinen Gährung, melde unmittelbar vor der franzöfifhen Res 
volution die Geifter erfaßte, veröffentlichte er drei politifche Schriften, vie einen 
ungeheuren Erfolg hatten, weil fie den Gedanken ver Zeit enthüllten,; eine über 
die Mittel, welde ven Repräfentanten zu Gebote ftehen, eine zweite 
über die Brivilegien und bie dritte wirffamfte über ven britten Stand, 
der gegenwärtig „Nichts“ fei, ver aber „Alles" werden müſſe. Obwohl felber den 
ariftofratifhen Ständen angehörig, deren Privilegien er befämpfte, wurbe er ben 
noch von den bürgerlichen Wählern ausnahmsweife zu ihrem Stellvertreter in bie 
Ständeverfammlung von 1789 ernannt, Auf feinen Antrag erflärte ſich dieſelbe 
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zur Nationalverfammlung. Er verfahte ven Bericht über die Ber» 
fünbung der Menſchenrechte. Als nah der Nacht des 4. Auguft, in 
welcher die Losfäuflichfeit der Zehnten befchloffen wurde, die erhigte Menge bie 
Zehnten einfach abzufhaffen unternahm, fprah er das berühmt Wort: „Sie 
wollen frei fein und verftehen es nicht, gerecht zu fein.” An den Berfaffungsarbei- 
ten jener Zeit nahm er einen hervorragenden, oft entfcheidenden Antheil. Bon ihm 
ging aud der Entwurf des erften franzöfifhen Geſetzes aus gegen ben Mißbrauch 
ber Preſſe, deren Gebraud er als ein natürliches Recht der Menſchen erklärte. 
Er trug auf die Einführung von Geſchwornengerichten an, nicht blos im Gtraf- 
fondern ebenfo im Sivilprocef. Im Jahre 1790 wurde er zum Präfidenten der 
Nationalverfammlung gewählt. Dagegen lehnte er die Wahl zum Erzbiſchof von 
Paris ab, feinem innern Berufe für die politifche Thätigkeit getreu. Aber nad 
dem Schluß.ver Nationalverfammlung zog er ſich einftweilen aud von dem Par- 
teigetriebe zurüd, deſſen leidenſchaftliche Erregtheit feinem ruhig-verſtändigen Geifte 
einen peinlihen Einprud madte. Den Wahlen in ven Konvent konnte er fidh 
nicht entziehen, aber hielt ſich möglichft ftile, indem er gelegentlich feine Ideen durch 
andere Mitglieder vertreten ließ. Den Königsproceß ſuchte er durch die Behaup- 
tung wegzulenken, daß ber gefeßgebende Körper nicht zugleich Richter fein dürfe. 
Als das ohne Erfolg war, ftimmte er für Bejahung ver geftellten Fragen. In 
ber Schredensperiode zog er ſich völlig zuräd und entging glüdlich der Verfolgung, 
welche mit verderblicher Wuth die gemäßigteren Freunde ber Freiheit ergriff. 
Erft nah dem Sturze Robespierres nahm er wieder Theil an den Debatten 
und vertheidigte mit Wärme die Freiheit der Meinungsäußerung gegen bie Ter- 
roriften. 

Im Jahre 1795 zum Mitglieve der Direftorialvegierung ernannt, beſchäftigte 
er fi vorzüglich mit den auswärtigen Angelegenheiten und nahm dann bie Stelle 
eines Geſandten der Republit an bei dem preußifhen Hofe. Später trat er wie- 
ber in das Direktorium ein, beffen Präfivent er 1799 wurde, obwohl von ben 
extremen Parteien unabläffig angegriffen und verläumbet. Nach dem 18. Brumaire ent» 
warf er die neue Verfaſſung, mit deren doftrinärem Charakter fich jedoch der neue Cä— 
far nicht befreunden konnte. Die Ernennung zum zweiten Konful ſchlug er aus, 
in dem Gefühl, daß der erfte Konful ihm nur eine Sceinftellung verfchaffen 
wolle. Auch das Präfldium des Senats legte er bald nieder. Seine Rolle war zu 
Ende; zum Diener des Gewaltherrſchers wollte er ſich nicht hergeben, In der 
Reftaurationsperiode lebte er in Brüffel als ein DBerbannter, weil er an ber Ber- 
urtheilung des Königs Theil genommen hatte, Erft nad der Julivevolution von 
1830 kehrte er nah Paris zurüd, wo er in tiefiter Einfamfeit feine legten Tage, 
ein faft verfchollener Greis zubrachte. Er ftarb im Jahre 1836, 

Seine Schriften, welde fi duch ſcharfe Kürze und verftänbige Klarheit der 
Sprache auszeichnen, find nur in ber beutfchen Ueberſetzung, vermuthlich von dem 
Zürder Staatsmann Ufteri gefammelt und in zwei Bänden 1796 herausgegeben 
worben. Im Ganzen fteht er auf dem Boden Rouffeau’s, aber in einigen weſent— 
lichen Beziehungen hat er doch die Rouſſeau'ſche Staatslehre verbefjert und ergänzt. 

Die Privilegien bes Klerus und bes Adels befümpfte er, obwohl felber 
aus dem Adel in ven höheren Klerus eingetreten, mit vernichtendem Haß, als eine 
Verlegung des gleihen Menſchen- und Bürgerrechts, als ein moraliſches Verderb— 
niß der Privilegirten felbft und als einen Krebsſchaden des Staatskörpers. Er 
unterfhied dabei nicht zwifchen unnatürlihen Vorrehten und naturgemäßen Eigen- 
thümlichkeiten, nicht zwiſchen hiftorifch begründeten Rechten und veralteten An— 
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ſprüchen. Er verwarf alle Unterſchiede des Rechts und verlangte völlige Gleichheit. 
Gerade dieſer rückſichtsloſe Eifer gegen die privilegirten Klaſſen entſprach ber auf: 
geregten Zeitſtrömung jener Tage. 

Ebenſo traf er in ſeinem entſcheidenden Wort über den dritten Stand, 
welches denſelben mit der Nation identificirte, mit den politiſchen Inſtinkten und 
dem Streben der Franzoſen von 1789 zuſammen. An die Stelle der mittelalterlichen 
Ariſtokratie ſollte nun das moderne Bürgerthum, frei und gleich in ſich treten 
und ben Staat erfüllen. So lange die Stände noch unterſchieden werben, ver— 
langte S. Abftimmung nach Köpfen, nicht nad Ständen, d. h. aud unter jener 
Borausfegung wollte er die Mehrheit des Bürgerftandes zur Vertretung bes ganzen 
Bolfs erheben. 

Darin gelangte er über Rouffeau hinaus, daß er im Gegenſatz zu dieſem 
bie Repräfentativverfaffjung als die Staatöform der neuen Zeit ver- 
theibigte, und die civilifirte Freiheit in dem georbnneten Staate richtiger 
hätte. Er verwirft fowohl die Inftruftionen der Wähler ald das Veto der Wahl- 
bezirke und betrachtet die einzelnen Nepräfentanten als Bertreter des ganzen Bol» 
kes, nicht der einzelnen Wählergruppen. Die Repräfentation fol den Gemeinwillen 
hervorbringen, und deßhalb bedarf fie der vollen Freiheit der Erwägung und Ab- 
flimmung. Er ift ver Meinung, daß fowohl die Unabhängigkeit der Menfchen 
als ihre Macht, d. b. daß ihre Freiheit in der ruhenden und aktiven Seite, durch 
die Nepräfentativverfaffung nicht vermindert, fondern vermehrt werde und daß 
demgemäß der Fortſchritt der Freiheit zur Stellvertretung führe. Nicht in ver 
barbarifhen Stantenlofigkeit, wie fie Rouſſeau als Ideal vorſchwebte, fondern in 
ber wohl eingerichteten Stantögefellfhaft fieht er das Ziel der Menfchheit und 
ftellt den civilifirten Menfchen weit über den rohen Naturmenfchen. 

Zu dem Gevanfen einer organiſchen Stellvertretung erhob fih ©. nicht. 
Er konnte fih von der mathematifchen und mehanifhen Auffaffung nicht losmachen 
und verfudhte von da aus mit Zirkel, Winfelmaß und Kopfzählung den neuen 
Staat einzurichten. Die Repräfentation follte auf drei „Grundſäulen“ aufgerichtet 
werben: 1) der Eintheilung des Reiches in 80 Departemente, von je 324 
Ouabratmeilen, von denen jedes wieder in 9 Diftriftsgemeinden von je 36 Qua— 
bratftunden zerfällt, die neuerdings je in 9 Kantone von je 4 Duadratftunden ge— 
ipalten werben, alfo 80 Departemente, 720 Diftriftögemeinden und 6480 Kan- 
tone; 2) der Bevölferungszahl: es werben ungefähr 4,400,000 Aktiv⸗ 
bürger berechnet, was durchſchnittlich 680 Stimmen auf den Kanton trifft; demge- 
mäß werben Urverfammlungen von je 600 Stimmen vorgefhlagen ; 3) den Ab = 
gaben, fo daß die ftärkere Abgabenfumme einer Provinz aud ein erhöhtes 
Stimmrecht fihert. Das war das Ideal, das er im September 1789 der Natio- 
nalverfammlung vorſchlug. Daß einzelne Landestheile einen eigenthümlichen Cha- 
ralter von Natur und eine befondere Gefhichte haben, und daß aud in ber 
Verbintung der Menfhen zum Staate noch andere Momente von Bedeutung feien, 
als die bloße Kopf» und Stüdzahl, weldye bei Heerben enticheidet, und das Steuer- 
quantum, welches den Geift und die Arbeit nicht werthet, davon weiß feine Staats- 
lehre noch nichts, 

Die den Franzofen fo geläufige Idee ber abfoluten Souveränetät 
verwarf ©. entſchieden und erfannte darin einen alten monarchiſchen Aberglauben 
feiner Landsleute, welche meinen, „weil die Souveränetät ihrer Könige fo furdtbar 
und gewaltig gewefen, jo müffe nun die Souveränetät eines großen Volkes noch 
furdtbarer und gewaltiger fein.“ Er erwiberte aud gegen Rouffeau, die Bürger 
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tragen nicht mehr Macht und Gewalt in der Regierung zufammen, als durchaus 
nöthig erfcheint, um ihre Freiheit beffer zu mahren, und ſprach den ſchönen Gedanken 
aus, daß mit zunehmender Bildung aud vie Somveränetät beſchränkter werbe. 

Zum Schluß mögen noch ein paar Sätze aus feiner Begründung der Men- 
ſchenrechte aufgenommen werben, theils um feine Grundanſichten zu vervollftändigen, 
theils um eine Probe feines Styles zu geben: 

„Allerdings giebt es eine große Ungleichheit der Mittel unter ven Menfchen. 
Die Natur bringt Starte und Schwache hervor und theilt den einen Geiſteskräfte 
mit, welde fie den andern verfagt. Daraus folgt die Ungleichheit der Arbeit, Un- 
gleihheit der Produfte, Ungleichheit ver Genüffe, aber e8 folgt nicht deraus Un» 
gleichheit der Rechte. Da alle ihr gleiches Recht aus demfelben Urfprung ableiten, 
fo folgt daraus, daß wer in das Recht des Andern übergriffe, die Grenzen feines 
eigenen Rechts verlegen würte, es folgt daraus, daß das Recht eines Jeden von 
Jedermann geachtet werden muß, daß biefes Recht und dieſe Pflicht nur wechſel⸗ 
feitig beftehen können. Das Recht des Schwahen gegen ven Starfen ift alfo das— 
felbe wie das Net des Starken gegen den Schwahen. Würbe der Starfe ben 
Schwachen unterprüden, fo würde er einen thatfählihen Erfolg, aber fein Rechts— 
verhältniß. bervorbringen. Anftatt dem Schwachen eine neue Rechtspflicht aufzula- 
ben, würde er in bemfelben bie natürliche und unzerftörbare Pflicht erweden, ben 
ungehörigen Drud zurüd zu meifen. Es ift alfo eine ewige Wahrheit, welche den 
Menfhen nicht genug wiederholt werben fann, daß bie Gewaltthat des Starken 
über den Schwahen niemals Recht werben fann, und daß im Gegentheil bie That, 
durch welche ver Schwache fi dem Joche des Starken entzieht, ein Recht und eine 
dringliche Pfliht des Schwachen tft." 

„Das Ziel der gefellfhaftlihen Einigung iſt das Glüd der Geſellſchaften. 
Der Menſch firebt immer nad dieſem Ziele, und er will nicht von vemfelben ab— 
Ienfen, wenn er fih mit Geinesgleihen verbindet. Der gefellfhaftliche Verband 
dient alfo nicht dazu, die Menfchen zu erniebrigen und herabzumürbigen, ſondern 
im Gegentheil fie zu verebeln und zu vervollfommnen. Die Geſellſchaft ſchwächt 
und vermindert die Mittel der Einzelnen nicht, fondern fie vergrößert und ver- 
vielfältigt diefelben durch eine höhere Entwidlung der moralifhen und phyſiſchen 
Thätigkeit, durch ven unfhäsbaren Wet!eifer der Arbeit und ber öffentlichen Hülfe. 
Der Menſch, der in die Gefellfhaft tritt, opfert nicht einen Theil feiner Freiheit. 
Auch außerhalb des gefellfchaftlichen Verbandes hatte feiner ein Recht, ven Andern 
zu ſchaden. Diefer Grundfag ift wahr in allen denkbaren Beziehungen ver Menfchen. 
Das Recht zu ſchaden hat niemals ein Beftanbtheil ver menfhlichen Freiheit fein 
fönnen. Der Geſellſchaftsverband vermindert nicht die perfönliche Freiheit, ſondern 
er behnt fie aus und fihert ihren Gebrauch, indem er eine Menge von Hinber- 
niffen und Gefahren beleitigt, denen fie ausgeſetzt bleibt, fo lange fle nur von ber 
Privatgewalt gefhügt if, und er vertraut fie dem Schuge der allmädhtigen Gewalt, 
welche die ganze Gefellichaft befigt." 

Ueber die Grenzen der Freiheit ſchreibt er: „Die Grenzen ber individuellen 
Freiheit beginnen an ber Stelle, wo viefelbe die Freiheit der Andern zu beſchädi— 
gen anfängt. Dem Geſetz kommt es zu, viefe Grenze zu erfennen und zu bezeid)- 
nen. Außerhalb dieſer gefegten Grenze ift Alles Allen freigegeben; denn die ge— 
ſellſchaftliche Einheit hat nicht die Freiheit eines oder mehrerer Individuen, fondern 
bie Freiheit Aller zum Zweck.“ 

In der Biographie Nonvelle des Contemporains, Paris 1825, XIX, findet 


fih ein Berzeihnig feiner Schriften. Die deutſche Sammlung wurbe — 
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Eine eigenthümliche Mittelftellung zwifchen feinen beiden Yandsleuten, dem Ber- 
treter des modernen Radikalismus, 3.3. Rouſſeau, und dem NRepräfentanten bes mit- 
telalterlichen Patrimonialftaats, K. A Haller, nimmt der Genfer Sismondi ein. 
Das Geſchlecht der Sismondi, lange Zeit Simonde genannt, war vor Jahrhunderten 
aus Piſa ausgewandert und nad Genf verpflanzt worden, wo ver Vater dieſes 
©. eine angejehene Stellung ale Mitglied des Nathes einnahm. Geboren am 
9. Mat 1773 wurde Joh. Karl Leonhard S. ſchon als Jüngling in die Partei- 
kämpfe feiner Vaterſtadt verwidelt und in den Nevolutionsjahren 1792 —1795 
als „Ariftofrat“ verfolgt. Er hatte fogar eine Gefängnißftrafe von einem Jahr 
und ven Berluft von zwei Fünftheilen feines Vermögens erduldet. Die Schule 
des Lebens fchärfte feinen Blid und befruchtete feine Studien. Als national-öto- 
nomiſcher Schriftfteller und als Gefchichtfchreiber Italiens erlangte er einen ange: 
fehenen Namen in ber litterarifchen Welt. Für uns aber ift beſonders fein politi- 
ches Wert Etudes sur les constitutions des peuples libres, Paris 
1836, von Intereſſe; es ift die reiffte Frucht feines Lebens und nimmt unter den 
Werten, welche vie neue liberale Staatsentwidlung repräfentiren, ohne, revolutio- 
när zu fein und die Geſchichte beachten, ohne reaftionär zu fein, eine ehrenvolle 
Stellung ein. 

Er verftcht die Berfaffung niht in dem formalen Sinn eines gefchrie- 
benen Grundgeſetzes, ſondern als die Gefammtheit der Bedingungen, melde bie 
Eriftenz der Geſellſchaft begründen, und erklärt es für vie Aufgabe verfelben, bie 
verſchiedenen Gewalten nicht etwa ins Gleichgewicht zu fegen, was hieße, ihren 
Stillftand zu bewirken, fondern theils zu fondern, theils zu einigen und ben ver- 
ſchiedenen Elementen in dem Volkskörper einen Ausdruck zu gewähren. 

Er erklärt fi gegen das allgemeine Stimmrecht, und gegen bie vemofratifche 
Mafjenherrihaft, welde der Unwifjenheit und der Gleichgültigfeit das Ueberge- 
wicht verfchaffe und eher dem Rückſchritt als dem Fortſchritt huldige, aber für 
die Repräfentativverfaflung, welche aber nit auf ver bloßen demokratiſchen Mehr— 
beit beruhe, fondern die Intelligenz und vie Interefien des Volks darftelen müffe. 
Jever Bürger habe das Neht, gut regiert und in feiner menſchlichen Würde 
geachtet zu werben, aber nicht das Recht, felber zu regieren. Er verwirft bie Idee 
der demokratiſchen Volksfonveränetät, aber erklärt fih für bie Idee der National- 
oder Bollsfouveränetät in dem Sinne, daß man fi als Volk vie einheitlihe aus 
Regierung und Regierten beftehenvde und im ſich geordnete Gefammtheit denke. 
Borzüglih in der Gemeinde fieht er die politiihe Schule für die Volksklaſſen, will 
aber auch die Gemeinde eher nad Berufsklaſſen als nad der Kopfzahl organiftrt 
wiffen. Er ift ein Freund des engliihen Geſchwornengerichts und verlangt bie 
Theilnahme des Volkes auch an der Bewaffnung zum Schuß gegen die Regierungs- 
Tyrannei und hinwieder Gewöhnung an militäriſche Unterordnung zum Schuß ges 
gen die Volksthrannei. Für die Verhandlung in dem Repräfentativförper macht 
er verfchievene Vorfchläge, welche eine erhöhte Reife der Berathung und Oaran- 
tieen für eine vernünftige Entſcheidung bezweden, und fordert nachdrücklich Berüd- 
fihtigung aller Interefjen, welche bei ver heutigen Methode ver Wahlen nur ganz 
zufällig und ungenügend fei. Auch für bie armen Klaffen will er eine bejonvere 
Bertretung und fpridt die Wahrheit aus: Nicht jein vermeintlihes Stimmredt 
eines Jeden ift entfcheivend, fondern das Recht des ganzen Volks, fo viel Einſicht 
als möglich zur Entſcheidung aller gemeinfamen Fragen beifammen zu Haben, 
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Deßhalb nimmt er auch die Minderheiten gegenüber den Mehrheiten in Schutz 
und verlangt eine ſtrenge Ueberwachung und Beherrſchung der Leidenſchaften auch 
in den Räthen und in der Preſſe. „Was dort nicht erlaubt iſt, darf auch hier 
nicht geſtattet werden.“ Um ſolche moraliſche Zucht zu üben, ſchlägt er ein Eh— 
rengericht vor, welches weder von ber Regierung, noch von ben Parteien 
gewählt, mit Unbefangenheit entfcheide und bie Freiheit ber Preffe mit der fitt- 
lihen Drdnung verfühne. Für den gefeßgebenden Körper will er eine Verbindung 
ber demokratiſchen mit den ariftofratifhen und monardifhen Faktoren und erffärt 
nicht etwa dieſe Waltoren als fouverän, fondern bie einheitlihe buch ihr Zu- 
fammenwirfen zum Ausdruck gelangende Bernunft des Volks. 

Ausführlich befpriht er das Fürſtenthum als Regierungsgewalt und prüft 
die Frage der Erb⸗ oder Wahlmonardie an der Geſchichte. Das Refultat dieſer 
Unterfuhung ift der legteren günftiger, al8 ber erfteren, obwohl vie moderne Ent- 
wicklung umgelehrt das Erbfürftentfum vorzieht. Schließlich empfiehlt er fichern 
Beftand einer ungewiffen Neuerung vorzuziehen; aber verwirft als unwürdig bie 
teftamentarifche Succeffion. Auch für die republifanifhe Berfaffung prüft er vie 
Bildung des Regierungsorgang, welches er aud hier als fürftlich bezeichnet. 

Innerhalb der Wriftofratie im politifchen, nicht im ftaatsrechtlichen Sinn des 
Worts unterfcheidet er® die Ariftofratie der Geburt (des Gefchlehts), welche vie 
gefhichtlichen Iveen und die Ehre bewahrt, die der gejellihaftlihen Bildung, 
welche bie nöthigen Rüdfihten auf die Sitten zu nehmen weiß, bie des Talents, 
welche ſich nicht zufammen fließt, fondern in der Regierung wie in der Oppofi- 
tion fidh geltend macht, und enblich die des Reichthums, welche den Frieden liebt. 

Der britte Hauptabfchnitt des Buches ift dem ortfchritte des Volks zur 
Freiheit gewidmet. Er macht darauf aufmerffam, daß bie ganze europäiſche Welt 
in biefem Fortfchritte begriffen fei. Um ein beveutendes Maß von Freiheit ertragen 
zu können, muß man ſich an die Freiheit erft gewöhnen. Das lernt fih nur all» 
mählig durch Uebung. Er verlangt folgenden Stufengang für bie politifche Volks— 
freiheit: 1) Gemeindefreiheit für die Ortsintereffen; 2) Theilmahme an der Rechts- 
pflege, vorerft mindeſtens Deffentlichkeit derſelben; 3) Theilnahme an der bewaff— 
neten Macht, Nattonalgarde, Landwehr; 4) Theilnahme an der öffentlichen Dis- 
tuffion, minbeftens Befreiung der Bücher von der Cenſur. Eine Zeitungsprefie 
ohne Genfur meint er fei nur von wenigen Völkern zu ertragen, indem bei ben 
meiften weder die Iournaliften noch die Leſer politifch gebildet feien. Bolfsverfamm- 
lungen aber fönnen nur die freieften Völker, die Englänver und bie Schweizer 
ertragen; 5) Theilnahme an der Gefeßgebung durch Repräfentanten; Provinzial» 
ftände genügen nicht, wenn auch bei noch unentwidelten Völkern erft zur Berathung. 
So viel meint er, müflen auch die abfoluten Monarchen ihren Völkern nun 
gewähren. 

Zulegt betrachtet er noch die Revolutionen, fomohl die, welche zur Monarchie, 
als die, welche zur Nepublif führen und zeichnet ihre bevenflichen Folgen für bie 
neue Autorität. 

Leider ift dieſes Werk ein Bruchftüd geblieben. ©. ift vor Vollendung bes: 
jelben 1841 auf feinem Landgute bei Genf geftorben. Bluntföti. 


Sizilien, f. Italien am Schluß des Wertes. 
Sflaven, |. Leibeigenfhaft, Vereinigte Staaten, 
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A. Die Slaven im Allgemeinen. Nord» und Süpflaven, Pöhmen, Kroaten, 
RB. Die Ruffen, iehe den Artikel Rufland. Rutbenen). 

C. Die Polen. E. Die türkiſchen Slaven (Serbier, Bulgaren, 
D. Die Slaven ter öflerreikifhen Monardie Botnier), 


A. Die Slaven im Allgemeinen. 


Der Bolksftamm der Slaven gehört zu den Ariern (f. diefen Artikel); er ift 
das öſtlichſte Glied in der indo-europätfhen Völkerfamilie; feit den älteften Zeiten 
in Berührung mit uralifchen, farmatifchen, tartarifhen und andern Stämmen bes 
Dftens und von ihnen durchſetzt, bildet er in mancher Beziehung gleihfam bie 
Ueberleitung von Europa und ben Bruberftämmen ver Germanen, Kelten, Thrafen, 
Hellenen und Latiner zu den Völkern des Oftens und Aften. Seine voreuropätfche 
Geſchichte Liegt im Dunkel wie die der übrigen indo-europäifchen Stämme. So viel 
zu erfehen, war er ber legte, nad) Europa ziehende, der, an Germanen, Kelten, 
und Thrafern fich aufftauend, im Dften figen blieb. Seine ältefte Verbreitung 
über die öſtlichen Länder liegt gleichfalls im Dunkeln. Dod iſt als fein uraltes 
europäifhes Stammland das weite Binnenland von den Karpathen oftwärts big 
zur Wolga anzunehmen. Manche Forſcher vermuthen, daß tie Slaven vor ber 
großen Keltenwanderung (etwa um 380 n. Chr.) auch Küften ver Oſtſee, dann 
Böhmen und das nörblice Ungarn beſetzt gehalten hätten, aus biefen Ländern 
aber erft in jener Zeit von Kelten und Germanen verbrängt worben ſeien. Wir 
übergehen dieſe Zeiten und die Vermuthungen darüber, die bei Manden auf einen 
Berfuh Hinauslaufen, ven Rechtstitel des älteſten Beſitzes auf die angegebenen 
Länder zu gewinnen, wonach die Slaven diefelten zwar verloren, in noch fpäteren 
Zeiten aber wieder gewonnen hätten. 

In ber langen Zeit bis zur Völkerwanderung bin find vie Berichte der 
Griehen und Römer über die Slaven die Tärglichften. Es mag interefiant fein 
zu bören, wie flavifche Gelehrte diefes Stillſchweigen der alten Autoren über ihr 
Bolt erklären. Schafarif fagt darüber in feinen ſlaviſchen Alterthümern (T, 23): 
„Ein flüchtiger Blid auf die ſlaviſche Gefchichte Täßt uns den bedeutenden Unter— 
ſchied verfelben von der Geſchichte anderer europätf—her Stämme, namentlich der 
Thrafer, Hellenen, Lateiner, Kelten und Germanen recht wohl erkennen. Die fla- 
vifche Urgefhichte ift nämlich viel vürftiger, fie weiß nur wenig von berühmten 
Männern und ihren Thaten, von ben Kämpfen ber Vorfahren mit fremden Stäm- 
men, von Einfällen in nahe und ferne Länder, von Raub, Morb und Plündes 
ung ter Etäbte und Völker u. f. w. zu erzählen. Dies ift eine Wahrheit, vie 
ſich nicht verfennen läßt, aber darin fehen wir feinen Grund, dem Charakter der 
alten Slaven einen fo ſchwarzen Anftrich zu geben, wie dies in der That nament- 
lih von Seiten mander Ausländer mit Ungebühr gefchehen ift. Der Mangel an 
Nachrichten über die flavifhe Geſchichte hat feinen Grund in dem eigentlichen Cha- 
rafter und in ver Lage der Slaven. Cie waren, wenn wir ihre Geſchichte recht 
begreifen, fanft und ſtill, Tiebten Aderbau, Handel und Gewerbe, zogen ein 
ungeflörtes, friebfertiges Leben Eroberungszügen vor, darım waren fie bei ven 
griehifhen und römischen Geſchichtſchreibern weit weniger genannt, als ihre Nach— 
barn, bie wilden und Friegerifchen Skythen, Sarmaten u. ſ. w. Es ift dies ein 
fteter Fehler der Gefchichte gemefen, daß fie lieber von blutigen Kämpfen, gewal- 
tigen Eroberern und Unterbrüdern, als vom ftillen häuslichen Leben der Völker, 
von ten Freunden und Berbreitern der Kultur berichtet. Da die Slaven nun fein 


Die Slaven. 429 


friegliebenves und eroberungsfüchtiges Boll waren und weniger als Kelten, Ger- 
manen und Sarmaten mit den ſüdlichen Völkern friegten, fo waren fie ganz na— 
türlich weit weniger Gegenftand der Aufmerkſamkeit ver griehifchen und römifchen 
Hiftorifer, mochten fie denfelben auch fonft nit nur dem Namen, fonvern aud) 
ihren Sigen und ihrer Eigenthümlichkeit nach recht wohl befannt fein. Später, als 
die Slaven nad) und nad) theils durch das Beijpiel der Hunnen, Avaren und 
Bulgaren, theild durch die von ihren unverträglihen Nachbarn erlittene Unbill 
aufgereizt, in graufame Kämpfe mit den byzantinischen Griehen an der Donau 
und mit den Deutſchen an ver Elbe geriethen, wiffen die fremden Geſchichtſchrei— 
ber mehr von ihnen zu fagen. Trotz ihrer Neigung zu einem ftillen, häuslichen 
Leben waren fie auch nicht ohne Geſchick für die Kriegskunft, man darf auch nicht 
annehmen, daß fie in ihrer urſprünglichen Heimath jegliche Unbill ihrer Unter- 
drüder frievlih hingenommen haben werten. Die Slaven verftanden da, wo es 
unumgänglih nothwendig war, die Waffen fo tapfer zu führen, als ihre geübte— 
ren Widerſacher.“ 

Was uns betrifft, fo laffen wir diefe ſlaviſche Idylle, welche Schafarif ent- 
wirft, für die biftorifh dunklen Zeiten vahingeftelt. Für die folgenden aber 
wollen wir auf die Geſchichte der Serben, Polen und Ruffen verweifen, welde 
jeder mit dem Inhalt der angegebenen, von den meiften Slaven nachgebeteten 
Säge vergleihen mag. Nur das Eine möchten wir hervorheben, wie die Elaven 
ben Franzoſen noch darin voraus find, daß fie außer den älteften Grenzen und 
außer der von Nachbarvölkern erlittenen Unbill aud das böſe Beifpiel von Hun- 
nen, Avaren und Bulgaren für ihre Eroberungstriege anzuführen wiſſen, wodurch 
fie ihrem ftilen, häuslichen Leben entriffen werden und Luſt befommen, ihr Ge- 
did in der Kriegführung zu erproben. Wir denken, daß von dem öftlihften fia- 
viihen Staate Montenegro bis an die Meeresfüften Kamſchatkas dieſer Sag: 
böfes Beifpiel verdirbt gute Sitten, ſich bewährt hat und nod jede Stunde 
bewährt. 

Aus dem flavifchen Stammland rüden zur Zeit der großen germanifchen 
Bölferftrömungen die Slaven frühe den abziehenden Germanen des Nordens nad). 
Dunkel ift diefe Bewegung, melde die erfte Hälfte des erften Jahrtauſends nad) 
Chr. durchzieht. Genug, daß wir fie um die Mitte vesfelben bis zur Eibe aus— 
gevehnt finden, daß fie dur die Karpathenpäffe in das nörblide Ungarn ein— 
dringen und daß fie, den Markomannen folgend, die Länderfeſtung Böhmen 
gewinnen (450—500) und in tiefer von Gebirgswällen gefhütien Pofition ſich 
feftfegen, welde das flavifhe Hinterland jo vortrefflich dedt, und gegen Nord» und 
Süddeutſchland fo trefflih Wehr wie Angriff geftattet. Die Zeit ver Hunnenherr: 
Schaft ſcheint ihnen beſonders vortheilhaft gewefen zu fein. Sie dehnen ſich die 
Karpathen abwärts bis an das fhwarze Meer und die Mündung der Donau aus, 
Bon Herinanarih, dem großen othenfönig unterworfen, dur die Hunnen von 
den Gothen befreit, ſchloſſen fie fich fo eng an die neuen Eroberer an, daß wir 
fie ftellenweife mit deren Namen genannt finden, In der Mitte des Jahrtauſends 
beginnt für die nörbliden Stämme eine Wendepunkt. Almälig festen ſich die 
Germanen wieder feft und nun erfolgte auch bald eine Nüdftrömung, welche bie 
nordiihen Slaven zum Stillſtand bradte. Sachſen, Thüringer, Franken, dann im 
Süden die Baiern, begannen wieder oſtwärts zu fhauen und dem Vorbringen ber 
öftlihen Nahbaren ein Ende zu machen. Die Grenze ftellt ſich bier etwa feft von 
der Mündung der Trave in die Oftfee, über die Stednig an die Elbe, der fie 
nun folgt; durch den Befig Böhmens wird das vom Erzgebirge flankirte weſtliche 
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Elbland gleichfalls ſlaviſches Vorland, ſo daß bier die flanifche Grenze etwa vom 
Fichtelgebirge der Saale bis an deren Mündung in die Elbe folgt. Einzelne Spigen 
wohnen überall. noch jenfeit8 ter angegebenen Grenzen, fo in Holftein, an ber 
Eibe bei Lüneburg, in Thüringen, am Main, dann fübwärts vom Böhmerwald, 
Die Hauptoölfer waren nörblid die Obotriten (Bobrizer, nah Schafarif) in 
Holftein und Medienburg, die Lutizer oder Weleten zwifher Ober, Oſt⸗ 
fee und Elbe in Rügen, an Spree, Havel, füdlich darunter die Sorben 
ober polabifchen Serben in Lauſitz und Sachſen. Diefe Stämme werben zufam- 
men die Bolaben genannt. (abe, flavijh die Elbe, davon Polabané, an der 
Elbe wohnende). In Böhmen figt der Stamm. der Ezechen (nad) einem Häupt- 
ling Czech genannt?) Schon frühzeitig wird uns bier von einer Konfolidirung ver 
flautfchen Macht berichtet. Samo, ein Deutfcher, nad Vermuthungen flavifcher 
Schriftfteller, wie Palackys und Schafariks, natürlih ein Slave, und zwar ein 
flavifher Bataver — denn bis dahin, wie aud nad England, laſſen dieſelben 
flavifhen Kolonieen gekommen fein — gründete (627662) in Böhmen ein 
flavifches Neich; er jchlug die Moaren, von denen er Böhmen und Mähren be— 
freite und erwehrte fi der Franken. Doch ift wenig Genaues über ihn zu be» 
richten. Mit feinem Tode zerfiel fein Reich. Bis zur Zeit Karls des Großen hat 
bie Gefhichte dann wenig oder nichts von biefen nörblihen Slaven zu berichten. 
Die Sage fest in die Zeit nad Samo’s Tode (690) die bekannte Libuſſa, bie 
Tochter Krok's, die fi den Praempfl, den am Pfluge- Getroffenen, zum Gemahl 
erwählte (695). 

Während mit der Mitte des Jahrhunderts die flavifhe Bewegung an biefen 
Grenzen zum Stehen kam, begann fie erft mächtig gegen Süden. Ueber jene find 
wir nur auf Bermuthungen angewiejen, über dieſe haben wir mehr, wenn aud 
immer noch ungenügende Nachrichten. Der Hauptftoß der Slaven ging hier nicht 
vom Norden aus. Die Stämme, welche aus den oberen Karpathenpäffen in Ungarn 
vordringen, gehören zu ber fogenannten weftlihen Ordnung der Slaven (Lehen, 
Czechen, Polaben); die Slaven, welde wir die Länder ver ſüdlichen Donauländer 
füllen jehen, werden zu ber ſüdöſtlichen Ordnung geftellt, in welcher die Ruffen 
einen Haupftamm bilden. Bon ver unteren Donau und dem fchwarzen Meere ber 
drangen fie vor. So die flavifhen Bulgaren, ein finnifcheuraliiher Stamm, 
der aber etwa gegen das Jahr 1000 n. Chr. vollftändig flavifirt war. Im Jahr 
680 gründen fie ihr Reih in den von Slaven fchon befegten Ländern; fie und 
die ihnen unterworfenen Slaven plündern zu öfteren Malen gemeinfam das Land 
füdlih des Balkan; fo z. B. ſchwärmen fhon im Jahre 711 ihre Haufen um 
die Thore Konftantinopels. Einfälle der Slaven in Illyrien und Dalmatien fin- 
den wir um 550. Die eigentlihe Befegung dieſer Länder durd die Serben und 
Chormwaten beginnt etwa um das Jahr 634. Nachdem fie die Avaren gefchla- 
gen hatten, festen fich die Serben in den ferbifchen, bosniſchen und dalmatinifhen 

ändern feft. Die Chorwaten drangen norbwärts von den Serben vor, von ber 
Donau, Sau und Drau aufwärts bis an das abriatifhe Meer; vie forutanifchen 
Staven (Winden) befegten die Gebirge Kärnthens und bes ſüdlichen Gteier- 
marks, Gegen das Jahr 600 finden wir fie bis an das heutige Tyrol ausgedehnt. 
So hatten die Slaven die Mittellinie Europas erreiht; von der Travemündung 
an der Oſtſee erftredten fih ihre Sige bis an das abriatiihe Meer; die nörb- 
lihe Balfanhalbinfel gehörte ihnen; aud in die ſüdliche drangen ihre Raubzüge 
und ihre folonifirenden Schaaren vor und zwar in einer Weile, daß befanntlich 
von manchen Gelehrten bie heutigen Griechen vollfftändig für Slaven erklärt 
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werben, und auch von den eifrigften Helleniften zugegeben werben muß, daß eine 
ftarfe Durchſetzung verfelben mit ſlaviſchen Beftandtheilen ftattgefunden hat. 

Was das Mittelland des ſlaviſchen Stamms betrifft, fo finden wir audy bier 
in diefen Zeiten ein Borfchieben der Grenzen, und zwar in ber gemöhnlidhen Weife, 
wonach jede fräftige Nation den in ihrem Lande entfpringenven Flüſſen nachdrängt. 
Wir jehen das Beftreben, die Mündungen der Weichjel, ver Düna, des Dnjefters, 
des Dnieprs zu erreihen, an Don und Wolga vasfelbe gefchehen. Norbwärts 
fließen hier die Slaven auf die Preußen, Eſthen und Finnen, dann aber auf 
germanifche Meberfiebler, oftwärts auf die verſchiedenſten Völkerſchaften uralifchen 
und aſtatiſchen Stamms. Zwifchen Dujeſter und Driepr gelang ihnen das Bor» 
dringen bis zum ſchwarzen Meere am frühften. Der Kampf um die jegigen preußi- 
hen Oftfeetüften währte befanntlih das ganze Mittelalter hindurch; Polen kämpf- 
ten bier mit Preußen, Litthauern und Deutſchen, welche zulegt das Feld behauptes 
ten. Um die ruffiihen Dftfeeprovinzen währte der Kampf bis in biefes Jahrhun— 
bert hinein. 1809 ward das lette Beſitzthum der germanifhen Schweden, das von 
ihnen unterworfene Finnland, an Rußland abgetreten. Wie die Slaven das Eis- 
meer und die Norbküfte und Oftküfte des ſchwarzen Meeres, den Ural, vie Mün— 
bung der Wolga erreichten, wie fie im 17. Jahrhundert im Yluge den ganzen 
afiatifhen Norden eroberten und über bie Behringsftraße nad Amerika überjegten, 
dafür möge man den Artikel Rußland nachjehen, wie überhaupt betreffs der ein— 
gehenden geſchichtlichen Weberfiht über die Slaven die Artikel: Preußen, Polen, 
Defterreih, Türkei. — Hören wir den Slavenfpreher Schafarik betreffs der fla- 
vifchen Niederlafjungen: „Ueberall, jagt er, erhielten die Slaven die einmal bejeg- . 
ten Länder ihren Nachkommen; überall treffen wir eine zahlreiche Bevölkerung ber 
alten flavifhen Lieblingsbefhäftigung, dem Aderbau ergeben. Die Beſetzung halb 
Europas durd die Slaven ift eine in ven Jahrbücdern der Menfchheit beifpiellofe 
Begebenheit. Sie würde weniger bewundernswerth fein, wenn fie aus den gewöhn— 
lihen Motiven entfprungen und mit ben gewöhnlihen Mitteln erfolgt wäre. Man 
weiß, was ein von Raubbegierde entflammtes Bolf unter einem Eugen und tapferen 
Führer vermag. Biele große Eroberungszüge kennt die Geſchichte, feinen aber, der 
fih mit der Ausbreitung der Slaven vergleihen ließe. Während ſich andere Völ— 
fer, unter einem Führer vereinigt, in gewaltigen Maſſen auf ven Feind losſtürzten, 
wußten fih die Slaven, die in unzählige Heine, keineswegs unter. fi in wech— 
jelfeitigem Verbande ftehende Völkerſchaften zerfielen, in geringen Haufen, einzeln 
und mit gehöriger Benugung jedes günftigen Zeitpunftes, über verfchievene Gegen- 
ben auszubreiten. Jene folgten blindlings dem Willen ihres Führers; die Slaven 
dagegen erwogen bei ihrer demokratiſchen Verfafjung vor jeder Unternehmung ben 
etwaigen Erfolg, inwiefern er die Unterbredung bes foftbaren Friedens aufwiegen 
werde. Andere eroberungsfüchtige Völker zogen, des Kriegälebens gewohnt, in 
Schreden verbreitenden Haufen in Haft von Drt zu Ort, blos Feinde fuchend, 
um fie mit der Schärfe des Schwertes auszurotten, um zu rauben; die Slaven 
dagegen, von Natur friebfertig, bejegten fremde Länder nur in ver Abficht, ihre 
alte Lieblingsneigung zu befriedigen, fie kämpften nur ungern und gezwungen, 
immer mehr der Bertheivigung als bed Angriffs wegen. Es fcheint, als ob das 
Schidjal ven Slaven bei alledem wohlgewollt habe, intem es ihren Werken Dauer 
verlieh; während jene räuberifhen Völker fhon längft verſchwunden find oder ficht- 
li ihrem Untergange entgegen eilen, haben fi die Slaven durch alle Stürme 
hindurch bis auf die Gegenwart erhalten, eine Öegenwart, welde ver Entwicklung 
ihrer Nationalität eine-glorreihe Zukunft verſpricht.“ 
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Wir brauchen die Ironie nicht zu betonen, welde in manchen biefer Sätze 
liegt, nachdem wir auf die polnische, ferbifhe und ruffiihe Geihichte hingewieſen 
haben. Der Sab, daß tie Slaven überall die einmal befegten Länter ihren Nach— 
fommen erhalten hätten, mag uns wieder zu dem Anfang unferes Jahrtaufends 
in die für Europa wicdhtigften flavifhen Länder zurüdführen. Wir fahen die Sla— 
ven, bis zum Jahr 800 etwa, feit in den eroberten öftlihen Elblanden figen. 
Mit Karl dem Großen kommt der erfte gewaltige Andrang oder die erfte Rüd- 
wärtsbeftrebung der Deutſchen über fie. Nur der nörblichfte Stamm diefer weiten 
beutjchen Grenzen, die Obotriten, find davon ausgenommen. Karl ſchließt mit ihnen 
ein Bündniß gegen die ihm feindlichen Sachſen. Uber von ihnen abwärts bis zu ben 
abriatifchen Slaven hin geht ein allgemeines Anprängen ber Deutſchen, in welchem 
die davon Betroffenen jhlimm mitgenommen, zum Theil unterworfen, faft alle 
aber dem großen Frankenherrſcher tributpflihtig werben. Diejer erfte große An— 
drang der Germanen verrollte ziemlih ſchnell. Mit Karls Tod beginnt wieder 
eine verhältnifmäßige Ruhe, dod nicht auf lange Zeit. Während im Norben, an 
den ruffifchen DOftfeefüften, die germanifhen Skandinaver, die Waräger, anfeten 
und bie Ruſſen bevrängen, haben ſich die niederbeutfhen Sachſen in den neuen 
Formen unter der Frankenherrſchaft geftärktt. Mit ven fähfifhen Kaifern beginnt 
der lange erbitterte Kampf, der, wie ſchon oben erwähnt worden, fi bis in un 
fere Tage faft ohne Unterbredung hineingezogen bat. In den Zeiten der fräftigen 
Entwidlung der Nieverdeutfhen finden wir nun die Worte Schafarifs in keiner 
Weiſe beftätigt. Deutfches Wefen dringt von König Heinrich dem Sadfen bis 
Kaifer Otto II, und dem Ueberhandnehmen der italienifchen Beftrebungen ber 
deutſchen Kaiſer fiegreih vor. Mit diefen tritt ein Stilftand ein, indem bie 
Deutfhen abgelenkt werben und ihre Kraft im Süden verſchwenden. Mit Heinrich 
dem Löwen aber bricht neue und nicht fo fhnell endende Drangfal über die Sla- 
ven biefer nördlichen Weftgrenzen herein. Das ganze Polabenland, ob aud von 
ben tapferften Slaven bewohnt, wird von den Niederdeutſchen erobert; bis auf 
geringe Ueberrefte wirb das ganze Land zwifchen Elbe und Over germanifirt. Daß 
die Deutſchen aud die Küften ver Oftfee befegten, ward fchon erwähnt. Heutigen 
Zages find die polabifhen Stämme bis auf die Refte in der Laufig verfchwunden ; 
bie lehifchen (polnischen) find in das polnifhe Tiefland um Nee, Warthe und 
Weichjel gebrängt, wo der Kampf mit dem deutſchen Clement immerfort glüht, 
nit zu Gunſten ver Slaven, ob auch in einzelnen Zeiten, 3. B. während ver 
Blüthe des Polenreiches, der mit dem Zerfall Deutfchlands zufammentrifft, fie die 
Oberhand über ihre Bedränger gewannen, weldhe, könnte man mit ven Slaven 
fagen, ihre uralten Grenzen wieder zu gewinnen und die Einbringlinge, die Sla— 
ven, wieder hinauszuwerfen tradhteten und tradten. Günftiger war der Kampf für 
die Slaven in der Mitte ihrer weftlihen Grenze, in dem feften Böhmen. Ihre 
Ihmiegfame Natur hat fie hier ebenſo gefhütt wie das gebirgige Land. Sie wi- 
derfegten fich hier nicht den Deutſchen, wie die Friegerifchen Obotriten und Weleten, 
und zerbrachen, fondern fie beugten ſich mehr ven Angreifern, von. ihnen lernend, 
und haben ſich dadurch gegen bdiefelben erhalten. Einer beutfchen Oberherrſchaft, 
Defterreich, untergeordnet, zum britten Theile ihrer Anzahl von Deutſchen durch— 
fegt, ftehen fie befanntlih mit dem deutſchen Elemente im erbittertften Kampfe, 
dasjelbe zu verdrängen oder doch niederzudrücken. Aehnlich in den weftlihen ſla— 
viſchen Ländern Sitvöfterreihs, wo fie mit dem beutfch-bairifhen Stamme, mit 
Longobarven und Romanen zu fämpfen hatten und noch fämpfen. Verglichen mit 
den Berluften im Norven haben fie in den öfterreihijchen Ländern aus verſchiede— 
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nen Urſachen, namentlich dadurch, daß die Deutfchen Defterreihs von ihrem Hin- 
terlande und Stammlande Baiern zu fehr abgetrennt wurden — wie es auch jegt im 
Norden der Fall ift in ven branvenburgifchen Ländern, weldhe des Rüdhaltes des 
überelbifchen deutfhen Landes durch die ftaatlihen Verhältniffe zu fehr entbehren 
und beren Kraft fi dadurch uber die Oder hinaus ſchwächt, wo fie nicht durch 
das Meer vie Verbindung frifher erhalten können — fich Fräftiger erhalten und . 
nehmen fie bier, wenn auch ebenfalls durch deutſches Element durchbrochen, ziem- 
lich ihre alten Grenzen ein, Am Meere jedoch find fie gleichfalls bewältigt, und 
zwar von dem romanifhen Elemente, welches an den Küften des adriatiihen Mee— 
res dominirt. Die italifhen Longobarben, dann Benedig führten dieſen für bie 
horwatifhen und ferbifhen Siaven unglüdiihen Kampf. Auch ven Griechen 
gegenüber vermochten fie fih nicht zu behaupten; doch iſt die Frage binficht- 
lih der flavifhen Hellenifirung eine fo beftrittene, daß wir dieſelbe hier über- 
gehen wollen. J 

Wenn wir das Verhältniß der Slaven zu den Völkerſchaften in's Auge faf- 
fen, welche nicht zu dem indogermaniſchen oder, wie richtiger zu fagen , arifcher 
Bruderftamm gehören, fo ift im Ganzen betrachtet das Ergebniß für bie 
Slaven und damit aud für die Indoeuropäer fein beſonders fchmeichelhaftes. Wir 
jehen die Slaven faft bei jevem Anfturm von uralifhen, tatarijhen und mongo- 
liſchen Stämmen übermannt und wenn ihr endlicher Sieg aud in Ausſicht fteht, 
fo Liegt doc viel Demüthigendes darin, daß er eben noch vielfach in Ausficht ge— 
ftellt werden muß. Hunnen, Avaren, Magyaren, Türken, Tartaren, Mongolen, 
waren die VBezwinger und Bedrücker ber Slaven. Im 14, 15. und 16. Jahr- 
hundert waren fie, wenn wir von den hunnifchen und avarifhen Zeiten gänzlich 
abjehen wollen, die fiegreihen Herrfcher faft der jämmtlichen, den Deutfhen und 
Romanen nicht unterworfenen Slaven, die einzigen Polen ausgenommen, auf denen 
die freie, ſlaviſche Kraft beruhte. Wir finden, das Gewirr ver älteren Zeiten in 
den großen Ebenen Ungarns übergehend (Magyaren 889 in Ungarn), den Zufam- 
menfturz des großen Serbenreihes durch die Türken. Geit ver Schlacht bei Koſſowo 
1389 find die Slaven der Balfanländer bis auf den heutigen Tag den Türken 
unterthan. Von ver Mitte des 13. Jahrhunderts, von Oktai, dem Sohne 
Dibingishans, bis gegen das 16. Jahrhundert Herrfchten die Mongolen über 
die Auffen, ihnen ein afiatifhes Gepräge in vielen Beziehungen zurücklaſſend. 
Bon den älteften Zeiten bis in das vorige Jahrhundert waren die Tataren den 
Ruffen an der ruſſiſchen Südgrenze nicht blos furchtbar, fondern oft überlegen. 
Was die Magharen betrifft, jo find fie noch heutigen Tages die Gebieter in Uns 
yarn und haben fi die Slaven verfelben mit aller Macht gegen eine Magyarifi- 
rung zu erwehren. 

Dliden wir auf die Gefammtftellung der Slaven, fo finden wir fie heute bis 
anf das flavifche Polen von ber Memel bis an die Donaumündungen anderen 
Bölfern untergeorbnet, ftredenweije von den Romanen an ber adriatifhen Küfte, 
auf weiten Gebieten von den Deutihen an der Oftfeelüfte und im ven verfchie- 
denften Ränderftrichen, dann von den Griechen, zum Theil auch von den Türken 
denationalifirt. Herrſchendes Volk find fie in dem ungeheuren ruffifchen Gebiete, 
In diefem haben fie au die von germaniſchen Anſiedlern (Deutfhen und Schwe⸗ 
den) eroberten Oftfeegebiete dem Slavenreiche einverleibt; doc herrſcht in vielen 
Beziehungen deutſches und Überhaupt fremdes Element auch in ihrem Hauptftante 
Rußland über fie, indem die Fremden nit zum Keinften Theil in Heer und Ver- 
waltung die Macht ausüben, Mit den kaukaſiſchen Völkern bat der Kampf bis in 
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unſere Tage gebanert, wo ber Kaukaſus als vollftändig unterworfen proflamirt ift. 
Die nordafiatifhen Oeden zu gewinnen, warb ben Slaven leicht; wie bie Abrech— 
nung mit den Turf- und Mongolenftämmen nad dem oben erwähnten Wieber- 
vergeltungsrecht gelingen wird, muß die Zufunft zeigen. Verſuche find ſchon ge— 
macht, gegen Chiwa und Bochara ſowohl, wie an den hinefifhen Grenzen, und zum 
Theil günftig, zum Theil ungünftig ausgefallen. *) 

Sehr wichtig find die Berfuche, welche die Slaven feit dem Ende des vorigen 
Jahrhunderts gemadt Haben, in den Weftländern die Oberherrſchaft der Fremden 
abzufchütteln. In mehr oder minder offenem Kampfe ftehen fie mit Türken, Ma— 
gyaren und Deutſchen. Die gleiche abhängige Stellung hat hier die verſchiedenen 
Stämme aud über die Verfchievenheit der Religion hinweg einander genähert. 
Polen, Ezehen, Ilyrer, Kroaten, Serben find von bemfelben Gedanken befeelt; in 
ihrem Kampf ift nur die Feindſchaft des polniſchen und ruffiihen Stamms eine 
bedeutende Diffonanz. Der fogenannte Panflavismus hat in allen flavifchen 
Ländern feften Fuß gefaßt; er bat feine Nüdftärfung an Rußland, weldes ihn 
benugt und welches durch ihn gegen Preußen, wenn aud bier wegen der Feindſchaft 
zwijchen Polen und Ruſſen in geringerem Maße, dann aber gegen Defterreich und 
die Türkei die gewaltigften Handhaben hat. Eine ideale Begeifterung der weftlichen 
Slaven arbeitet Hand in Hand mit der nüchternften Politif des abfoluten ruffi- 
ihen Staates. Wie groß die Gefahr für die davon betroffenen Völker ift, braucht 
hier nicht auseinder gefegt zu werden. Daß bie Türkei vor wenigen Jahren nur 
dur die thätige Hülfe der Weſtmächte vor den ruffiih-flavifhen Angriffen ge- 
fügt werben fonnte, tft befannt; ebenſo die Gährung, welche vie öfterreichifchen 
Slaven ergriffen bat. (Siehe Slaven der öfterreihifhen Monarchie.) Es ift hier 
nicht der Ort, näher auf dieſe jlaviihen Pläne einzugehen; auch nicht Bermuthun» 
gen über ihr Gelingen anzuftellen, wo Alles von der Kraft der Gegner abhängt. 
Einigkeit der Deutſchen und ein freierer politifcher Aufſchwung verjelben, ver Stolz 
und der herrſchſüchtige, hochmüthige Geift der Magyaren, dann bie Erftarfung 
bes Griechenthums find es, was die Slaven zu fürdten haben. Ihr Bortheil ift 
bie Zerfplitterung der Deutſchen, der Umftand, daß Preußen in feinen beutfchen 
Ländern zerftreut liegt und vie Kraft ver Rheingrenzen gegen die Slaven nit 
in der Weife ausnugen fann, wie es dies etma im Befig von Hannover könnte, 
daß Defterreich zu wenige deutſche Hinterländer hat und feine deutſche Bevölke— 
rung der flavifchen weit an Zahl nachfteht (8 Millionen zu 15 Millionen), daß 
Magyaren und Deutjche einander feind find, daß die Romanen der adriatifchen 
Meerestüfte gegen die Deutſchen ftehen, daß Türken und Griechen fid auf der 
Halbinfel des Balkans aufs erbittertfte befehden und die Griechen aus religiöſen 
Urfahen, dann auch, weil der Türke ihnen durchaus fremdfeindlich ift, zum Bunde 
mit dem Slavismus gebrängt werben, Gelingt e8 den Slaven, die Türfei zu zer= 
jprengen, ehe die Griechen erftarft genug find, um bie Herrſchaft anzutreten, fo 
ift bei der Flankenſtellung, welche vie Türkei zu den fünöfterreichifchen Ländern ein- 
nimmt, aud das Schidjal dieſer entjchieben. 

Bon ven Charaktereigenthümlichkeiten der Slaven noch abgefehen, fo fteht 
ihnen bei diefen panflaviftiihen Breftrebungen, welche für ganz Europa von größter 
Beventung find, Stammes- und Religionsverfchiedenheit hindernd im Wege, Gie 
iheiden fih in zwei große Stämme, in die jogenannte weftliche und ſüdöſtliche Drb- 


*) Anm. d. Med. In der jüngften Zeit kommt die ruffifche Eroberung eined großen Theile 
von Khokand Hinzu, 
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nung. Zu jener gehören bie Lehen (Polen, Schlefier, Bommern), die Czechen, 
Slowaken (Czechen, Mährer, Slowaken) und die Polaben, von denen nur 
wenige Ueberrefte, 3. B. die Laufiger, eriftiren. Sie werden auf 17 Millionen 
gefhägt. Zu der ſildöſtlichen Ordnung gehören die Muffen (Grofruffen, Klein 
ruffen, Weißruffen und Ruthenen), welde allein gegen 50 Millionen Seelen 
zählen, die flavifirten Bulgaren, dann die Serben, Chorwaten und 
Winten, alle zufammen in einer Stärke von etwa 62 Millionen, fo daß 
fämmtlihe Slaven auf ungefähr 80 Millionen Seelen zu rechnen find. Außer dem 
Stammeshader, ber unter den Slaven, wie unter allen verwandten Völkern, ſich 
von jeher, am traurigften in den Kämpfen der Polen und Ruffen, gezeigt hat, 
fommt nun die Verſchiedenheit der Religion hinzu, um die angeftrebte Einigung 
fchwieriger zu machen. Die weftlihe Ordnung der Siaven gehört der römifchen, 
die fitvöftliche überwiegend der griehiihen Kirche an. Die Zahl der griechifchen 
Slaven wird angegeben auf faft 54 Millionen, ver Nihtuniften rechnet man gegen 
3 Millionen, der römifchen 19 Millionen, der proteftantifhen 11/, Millionen, ver 
muhamedaniſchen etma 800,000 Seelen. Bei den Polen Preußens kämpft die ka— 
tholifche Religion gegen das proteftantifhe, deutſche Element in der wirffamften 
Weife; andrerfeits entzweit biefelbe mit den griechiſchen Ruſſen. Bei ven Czechen, 
Mähren und Winden leiftet fie feine befonderen Dierfte, weil fie auch in den 
herrſchenden dfterreichifchedentfchen Ländern die herrfchende Religion ift; fle nütt 
hier mehr den äfterreihifchen Beftrebungen, ven Einfluß der griehifhen Ruffen 
ferner zu halten. Auf der Baltanhalbinfel dagegen Hilft das gleiche, griechiſche 
Bekenntniß, dem die meiften der dortigen Slaven angehören, den ruffiihen Slaven 
den Weg bahnen. Die Belehrung der weftlihen Slaven zur fatholifhen Kirche 
dauerte etwa vom Jahre 800 - 1000. Zuerft in Mähren, zu Anfang des 9. Jahr⸗ 
hunderts, um die Mitte desjelben in Böhmen, in Polen gegen das Ende des 1. 
Jahrtauſends, wo namentlih der heilige Adalbert in Krakau (995) thätig war. 
Die Serben und EChorwaten begannen ſchon im 7. Jahrhundert im byzantiniſchen 
Reihe das Chriſtenthum anzunehmen, die Bulgaren exrft im 9. Jahrhundert (861 
Belehrung des Michael Boris, des bulgarifchen Herrfhers). Am auffälligften ift 
die Art und Weife, wie die Ruffen dazu famen, Chriften zu werben. Der in ei— 
nigen Beziehungen an König Heinrid VIII. von England erinnernde Großfürft 
Wladimir begann nad einer eifrigen Pflege des Heidenthums fich mit den fremben 
Religionen zu beihäftigen. Hatte er im Anfang feiner Regierung fih auf das 
Heiventhum geftügt, neue Gögen errichtet und feine Siege durch ein Menfchen- 
opfer verherrlicht, fo begann er jpäter Judenthum, Chriſtenthum und Muhameda- 
nismus zu prüfen. Die Gefandten, welche er ausſchickte (988), fprachen mit dem 
größten Entzüden vom byzantiniſchen Kultus. Nun wurden die alten Götterbilder 
zerftört und wurbe verfünbet, alle Rufien follten am Dniepr zuſammenkommen. 
Die Zufammenlommenden murben dann bier zu Chriften umgewandelt. Seitdem 
find die Ruſſen byzantiniſche Chriften. 

Ein Blid auf die Karte des alten Kontinents wird die ungeheure Bedeutung 
des Slaventhums Har mahen — eine 80 Millionen ftarfe Nation, welche von 
Böhmen und dem abriatifhen Meer bis an die Wolga und vom finnifhen Meer- 
bufen bis an das fhwarze Meer und den Balkan vichtgevrängt beifammen figt, 
und aufßerbem über die ungeheuren Länder bes ruffiichen Reichs gebietet. Wie 
untergeorbnet es aud an Kultur den romanifhen und germanifhen Nationen tft, 
mit denen gemeinfam es Europa befigt, jo fteht e8 doch als Ganzes betrachtet 
durch Zahl, durh Haß und Hoffnung ber Unterworfenen, durch die Gewalt des 
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von einer Hand gelenften Rußlands, in einer beveutenden und namentlich für bie 
zwifchen Romanen und Slaven geftellten Deutihen, und die durch das Meer weft- 
lich iſolirten Standinaven, gefährlihen Madıtftellung da. Vermag Rufland Polen 
zu breden und aud nur die türfifhen Slaven zur Abjhüttlung der türkiſchen 
Herrſchaft zu befähigen, gelingt es ihm, über bie iranifhen und turanifchen Län— 
der hinweg den Engländern in Oftindien einen tödtlichen Schlag zu verfegen, fo 
fteht allerdings in Ausfiht, daß vie Hoffnung der Slaven oder das Wort Napo- 
leons in Erfüllung geht, wonad Europa einer flavifhen oder, napoleonifd ge- 
geſprochen, Kofadifhen Herrfhaft entgegen geht. Ohne uns auf Befürdtungen ein- 
zulafien, die bei einem richtigen Zufammengehen der Hauptmächte der germanifhen 
und romanifhen Stämme ihre Bedrohlichkeit verlieren, wollen wir einen Bid 
darauf werfen, was denn die Slaven zu bieten haben, welche Potenz fie neben 
den andern Stämmen vertreten. 

In der flavifhen Natur herrſcht, fo könnte man fagen, ein mweibliches Ele— 
ment vor. Sie ift ftart in Gegenfägen; vie ruhige Mitte, das Gleichgewicht fehlt 
darin, Wir haben ven Slaven als einen fanften, ftillen, friebfertigen Menfchen 
fhildern hören und wenn wir dies in vielen Beziehungen zugegeben haben, fo ift 
auf der andern Seite dod der Vorwurf der Graufamkeit und Wiltheit, der ewi- 
gen Streitſucht, nicht minder gereht. Es giebt wenige extreme Charalterzüge, 
welche ſich nicht bei den Slaven fänden; er ift freiheitliebend, ftolz, herrſchſüchtig, 
hochmüthig und er ift knechtiſch, ſtlaviſch, kriechend; er ift befchränft und abergläu- 
bifh und er ift ſchlau, ſcharfen, ja durchdringenden Verſtandes; er ift gutherzig 
und er ift abſcheulich; er ift ſchmutzig und glänzend, prunfliebend, von hödhfter 
Tapferkeit und ein Yeigling, von großem Rechtsgefühl und wieder ohne allen Ver— 
laß und zu allen Rechtöverlegungen fähig; kurz, ihm fehlt überall die Fähigkeit, 
Maß zu halten, welche der wahre Kulturmenfch befigen muß, ohne welhe Menſch 
und Bolt ein Spielball des Zufalls bleibt; ihm fehlt die wahre Zuverläffigfeit 
und Sicherheit des Charakters. Darum bat er weder dem echten deutſchen Weſen 
fräftigen Widerftand zu leiften vermocht, wo bie Kräfte einander gleich gegenüber- 
ftanden, noch hat er ſich z. B. der fonft ihm untergeoroneten Türken und Magya- 
ren erwehren fünnen, welche ihn beide an Charakterentfchievenheit übertreffen. Seine 
Bildungsfähigfeit ift groß, ausgezeichnet fein Nahahmungstalent, welches nament- 
lid) der Ruſſe befigt; dennoch aber ift er über ‚ein barbarifches Niveau nicht viel 
binausgefommen, wobei freilich die gebrüdte Stellung, welche er politifch feit den 
älteften Zeiten einnimmt, zu berüdfichtigen ift. Aber auch der Drud, welchen er 
von fremder oder einheimifher Gewalt erleidet, ift doch wieder felbft verſchuldet 
und beweist nur feine Schwädhe Alle jlavifhen Stämme, bis auf bie Ruffen, 
find von Fremden beherrfcht, und von den Ruſſen berichtet Neftor: „In den Jah— 
ren 860—62 vertrieben fie die Waräger Übers Meer und verweigerten ven Tri— 
but, Und fie begannen ſich felbft zu regieren, aber e8 gab feine Gerechtigkeit unter 
ihnen, ſondern Geſchlecht erhob ſich gegen Gefchleht, fo daß innerer Zwift, ja 
fogar Kampf entbrannte. Da überlegten fie und ſprachen: fehen wir nad einem 
Fuͤrſten, der über uns herrfhe und uns Recht ſpreche. Und fie gingen über das 
Meer zu den Waräger-Nuffen und zu den Ruffen ſprachen die Finnen, Slaven, 
Krimitiher und Weſſen: unfer Land ift groß und frudtbar, uber es ift feine 
Ordnung darin; nehmt daher die Herrihaft über ung, Und drei Brüder machten 
fi) auf mit ihren Gefchledtern und nahmen mit fi alle Ruſſen, angefommen 
jegte fi der ältefte von ihnen, Rurif, in Nowgorod, der andere, Sineus, in 
Beloſero, der dritte, Tumor, in Isborsk feft. Und von dieſen erhielt Rußland fei- 
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nen Namen und Nowgorober find mwarägifhen Stammes, ba fie früher Slaven 
waren"... Die Ruffen Holten fi ihre Herrfcher; wie fie nad der mongolifchen 
Bedrückung fih ihre Staatseinrihtung wieder von Weften holten, ober biefelbe 
durch Peter mit Gewalt aufgezwungen erhielten, barüber möge man bie Artikel 
Rußland und Peter ver Große nadjfehen. 

Im Ganzen fann man jagen, daß die Slaven bis jett eine große politifche 
Unfähigfeit bekundet haben, wo fie aus fich feldft fich ſchöpferiſch zu geftalten hat- 
ten. Der Grund liegt in ihrer Unfähigkeit, richtig zu gliedern. Ueber Heine Orb- 
nungen der Familie und der Genoſſenſchaft bes Dorteo fommen fie nicht gut 
hinaus. Ste haben viele Einzelheiten, deren jede der andern gleichgeftellt ift. Bei 
einem folden Princip — dem echt demofratifhen, wie die Slaven rühmend fagen 
— madt fih dann bod wieder eine durch nichts gebändigte Einheit in tyranni- 
ſcher oder abfolutiftiiher Weiſe von felbft. Bei ven Slaven fehlt vie Gliederung 
in größere und kleinere Orbnungen, welche durch eine Einheit zufammengefaßt ift; 
fie find Maffe mit Herrfher over Herrfchern; die Ruffen mit dem gebietenden Za- 
ren, die Polen mit ihren kleinen Adelsdespoten, bie fich Niemandem mehr unter« 
ordnen wollten, beweifen es. Auch die Serben mahen Feine Ausnahme; bie Ty— 
rannis oder der Zerfall in die Herrſchaft von Häuptlingen, welche nad Selbftän- 
bigfeit trachten, kehrt au bei ihnen immer wieder. Die Böhmen find fo vielfach 
und fo lange von beutfchem Element durchdrungen, daß wir biefelbe Erfcheinung 
weniger bemerfen, aber doch immer bemerken. Wohl fhwärmen die Slaven viel 
von ihren demofratifhen und kommuniſtiſchen Inftitutionen, wie leßtere fih in 
ihrem Dorfverband zeigen; es fragt fid aber, ob fie aus benfelben irgend etwas 
Neues entwideln können. Bis jest haben fie es nicht vermodht und find biefelben 
nit als ein Borzug anzufehen, fondern fie befunden nur eine noch unentwidelte 
Stufe; die Slaven find durchſchnittlich noch Maffengefchöpfe. 

Was die Kultur betrifft, fo ftehen die Slaven noch weit zurüd. Sie find 
Aderbauer, Viehzüchter und Händler; nur im Handel durch Schlauheit ausgezeich- 
net; befonderen wiſſenſchaftlichen Erfolgen fteht ihr Charakter entgegen, ber bier 
im Kleinen basfelbe bewirkt, wie bei den ftaatlichen Berhältniffen im Großen. In 
Folge deſſen haben fie es nie zu einem tüchtigen Gewerb- und Mittelftande bringen 
können; die Städte, welche eine richtige Gliederung des Staates im Kleinen ver- 
langen, haben nie eine Bebeutung gewonnen, wie die deutfchen oder romanifchen; 
nur große Markt» und Handelsplätze haben die Slaven zu errichten gewußt, wie 
3. B. ſchon in ven früheften Zeiten Bineta, wie Nowgorod, Kiew, Moskau, An 
dem Mangel des Bürgerthums kranken dann wieder viele moderne Inftitutionen 
in jlavifhen Ländern, welche auf das Bürgerthum bafirt und dennoch von fremden 
Bölfern herübergenommen find. 

In der Wiſſenſchaft und Kunft haben bis jekt die Slaven trog mancher be— 
deutender Anlagen wenig geleiftet. Mit allem Scharffinn, mit allem Feuer, mit 
aller Bhantafte haben fie doc; keine ungewöhnliche, bedeutende Erſcheinung hervor- 
zubringen vermodt. An Deutfchen und Franzoſen haben fie ſich wohl in den let» 
ten Jahrzehnten wiſſenſchaftlich aufgerichtet, an der fremden Literatur überhaupt 
fi) bildend einige vichterifche Erfcheinungen hervorgebracht, welhe das Niveau 
überfchreiten; aber felbft in der Muſik, für welde fie im Allgemeinen eine große 
Degabung zeigen, haben fie weder mit den Deutfhen, nod mit den Romanen 
In die Schranken treten fünnen, In ben bildenden Künften find fie bisher durchaus 
unbedeutend gewefen. In ihrem religiöfen Leben ift bis auf bie einzige Huffiten- 
zeit von ihnen feine einzige fördernde Idee geftaltet oder verfucht worden, 
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Mas tft von den Slaven zu erwarten? Wenn wir die flavifchen Enthır- 
fioften fragen, fo vermögen ung auch biefe wenig ober nichts zu jagen, denn 
das Wenige ift unbeftimmt und lautet nur von flavifher Macht und Herrlich- 
keit, von Sieg, Bezwingung der übrigen Völker, an denen allen natürlich alte 
Unbill zu rächen ift. Sie felber können uns nur ein nebelhaftes Ziel in weiter 
Berne zeigen, 

Wenn es den Slaven gelingt, ſich den eben erſt auflebenden Hellenismus vollftänbig 
bienftbar zu machen und durch Gewinnung ber Türkei und Benugung des griedhi- 
ſchen Elements, an der Meerfahrt, und fomit am ungehemmteften Völkerverkehr 
Theil zu nehmen, wenn durch den Sturz bes Türkenreiches die Drientalen auf- 
garüttelt und doch mit den Slaven dann in noch ftärfere Berührung in den alten 
Kulturländern Kleinafiens und Perftens gefegt würben, fo ließe fih aus biefer 
neuen Reibung mit orientalifhen Elementen der Anfang einer neuen eigenartigen 
Epoche vermuthen, Über deren Art und Welfe natürlih nur Hypotheſen mög- 
li find. 

Bon einem Sieg des Slaventhumes über feine weftlihen Nachbaren vermö— 
gen wir nicht, etwas heilbringendes für die Menfchheit zu erwarten, Nirgenbs, 
auch nicht in Rußland, zeigen vie Slaven eine Eigenartigfeit, wie 3.8. die Römer 
fie politifh und ethifch gegenüber ven Griechen hatten, wenn wir biefen flavifchen 
Lieblingsvergleih bier anziehen wollten. Jene waren biefen darin übergeordnet; bie 
Slaven können wir nad einer taufendjährigen Geſchichte ihren weftlihen Bruber- 
ftämmen nur untergeorbnet nennen. 

Intereffant wäre e8, zu unterfuchen, welches Element vie Slaven dort den 
Fremden zugeführt haben, wo fie in bie fremde Nation verſchmolzen find; doch 
würde uns die Verfchienenheit z. B. des vom Nieverbeutfhen germanifirten lang- 
famen, fhwerfälligen Pommern und vom Mittelveutfchen gewonnenen lebenbigeren, 
fanguinifhen Schleſiers, zu welt führen. 

Borberhand bat die weftenropätfche, außerflanifhe Kultur noch Aufgaben ge 
nug, wenn fie die Slaven mehr durchdringt und biefelben erzieht, wodurch fie 
einen Ffontinentalen Zufammenhang mit den aflatifchen Völkern des Oftens ge 
winnt, und haben tie Slaven noch genug zu thun, um zu lernen. Daß fie dieſes 
am beften durch Anfpannung aller Kräfte bezweden, daß ihre Beftrebungen nad 
Unabhängigkeit tazu ſehr geeignet find, wenn biefelben nicht etwa in einen wüſten 
Bölferfrieg ausarten, bei welchem es fi um bie Bernihtung des Feindes handelt, 
und Barbarei heraufbefhworen wird, kann ber Einfichtige nicht verfennen, wenn 
er von dem nationalen Stantpunfte abfieht. Es braucht freilich dabei faum be» 
merkt zu werben, baß jedes Volk das gleihe Recht bat und von feinem Stand» 
punkt aus der Deutfche, Romane und Grieche fo fehr berufen ift, feinen Einfluß 
zu erweitern, als der Slave im Recht ift, wenn er dadurch zu widerftehen fucht, 
daß er ihnen in politifcher, ethiſcher, wiſſenſchaftlicher und äfthetifcher Beziehung 
gleid oder zuworzufommen ftrebt. Bon dem Gedanken des Panflavismus, eines 
alle Slaven umfafjenden Reiches, wie ihn viele Slaven, nit blos zur Befreiung, 
fondern zur dauernden Herrihaft des Slaventhbums träumen, fft freilich nur Uebles 
auszufagen, und ift e8 nidt einmal ber Mühe werth, hierauf näher einzugehen. 
Der Schaden liegt ſchon jegt bei den Slaven darin, baf fie geographiſch nicht 
genug gegliebert ſind, wie die romanifchen Nationen durch vie — und die 
Alpen, wie die germaniſchen durch das Meer, daß ihre Hauptmaſſe, die Ruſſen, 
zu eintönig und zu einförmig iſt, und nun auch die Polen erdrückt, während die 
Böhmen und Serben, für ſich ſchwach, ebenfalls ſich noch nicht eigenartig genug 
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haben entwideln Finnen. Ein fogenanntes öſterreichiſches Slavenreich könnte dem 
Slaventhum erfprießlich fein, wenn es, was ſich freilich erft zeigen müßte, Lebens— 
fraft befäße. Ein panflaviftiiches Slavenreih aber, worin die jegigen Ruſſen do— 
minixten, ift ein Wunſch, welder Keinem gefallen kann, der in der Menfchheit 
ein Ringen nad höheren Zielen fucht. Uebrigens würde dieſes Reich ſchnell genug 
zerfallen, denn die füdfarpathifhen Länder und die Balfanhalbinfel find nicht dazu 
gefchaffen, ein Reich zu bilden, das von einem Volksſtamm beherrfcht wird, der in 
feiner Hauptmadt zwiſchen Dina, Dniepr und Wolge fit. Lemde, 


B. Die NRuffen. Siehe den Artifel Rußland. j 


C. Die Volen, *) - | 

Die Slaven treten erft in dem Moment in die Geſchichte ein, in dem fie 
fhon (5. Jahrhundert nad Ehrifti) feine unbewegliche, einheitliche Maſſe mehr 
bilden, fondern in mehrere Stämme getheilt, mit ziemlich ſtark ausgeprägter Indi— 
vidualität erfcheinen. Die Differenzirung diefer Maſſe von Stammesindividuen, 
welche alle Safarik aufzählt, ift jedoch jo gering oder vielmehr fo organifh, daß 
daraus nur zwei Hauptgruppen fih bilden laffen, nämlih: 1) die Süd— 
oſt-Slaven und 2) die Weſt-Slaven, deren fpradlicde Divergenzen von 
Dobromwsti und Safartf meifterhaft harakterifirt find. Die Polen ge- 
hören nun zu der zweiten Abtheilung, wo wir aud bie Böhmen finden. 

Was das Verhältnig der Bolen zu ben flavifchen Hauptſtämmen anbetrifft, 
fo muß man zugeftehen, daß ihre Trennung von dem gemeinfamen flavifchen 
Stamme in eine fehr entlegene Zeit fällt, wie das ihre Sprade darthut. Die 
Polen haben allein die Nafal-Laute rein bewahrt, von melden bei den Rufen 
wie bei den Böhmen feine Spur ſich mehr findet. Außerdem zeugt für das hohe 
Alter ihrer nationalen Invidualität fowohl die Fülle ver Vokale, als auch ein 
ſehr großer Reichthum an Sibillanten, deren etymologifche Genefis bis an bie 
gemeinfame Urquelle fi verfolgen läßt. Es ift zu bevauern, daß uns bei biefer 
Sadlage feine hronologifhen, geographifhen und hiftorifchen Momente überliefert 
worden find, melde im Stande wären, uns den Proceß der Trennung bes le - 
hitifhen Geiftes von der gemeinfamen Mutter „Slava“ näher zu charak— 
terifiren. Ueberhaupt find diefe Fragen, wie höchſt wichtig fie auch für die Ent- 
widelung des nationalen Charakters der Polen fein müßten, von der polnifchen 
Hiftoriegraphie vernadhläffigt worden, und es ift bier nicht der Ort dazu, um 
fpecielle Unterfuchungen anzuftellen. 

Wir willen foviel, daß mit dem Sturze des fehr ſchnell angewachſenen 
bunnifhen Reiches das Uebergewicht der nordiſchen Stämme, ber Germanen 
und Slaven, über die Bewohner des Südens entfhieden wurde: alle durch 
bie ftarfe Hand Attila’s unterjohten Bölfer begannen das ihnen aufges 
drückte Jod abzufhütteln, und es erfolgte ein Wogen der verfchiedenen germa- 
niſchen und flavifhen Stämme, bis endlich die Völker fih in den Gegenden feft- 
jegten, wo fie unter dem Einfluß theils der occiventalen, theils der orientalen 
Kultur, im Kampfe mit dem Ehriftenthum, das die Germanen früher annahmen, 
und unter ven Gefahren der Einfälle der aflatifhen und nordiſchen Horben, wie 
ber Avaren, Finnen, Magyaren u. f. w. zur ftaatlidhen Organifation ſich empor- 
rangen. Die lehitifhen Stämme ver Polen in den Stromgebieten der Weichfel, 
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Warthe und ber Oder vereinigten fi, nachdem das Drganifationswerk eines 
Samo und Sucatopluf gefheitert war, zu einem Staate, um mit befferem Erfolg 
gegen bie, unter bem Banner des Chriftenthbums und Kaiſerthums immer weiter 
nad Oſten vorbringenten Germanen fid behaupten zu fünnen (Ende tes 9. Jahr- 
hunderts) und das ift ber hiſtoriſche Anfang ber nationalen politiihen Entwidelung 
ver Polen. Die große, welthiftorifhe Pofition, welche fie alfo einnahmen, war 
eine ſehr fchwierige und mußte mit den von zwei Seiten heranſtürmenden ver- 
ſchiedenartigen Kulturen, wie auch mit ver Beihaffenheit des Landes, des Bodens 
und des Klimas einen fehr großen Einfluß auf bie fernere Entwidelung ver 
nationalen Eigenthümlichfeiten der Polen ausüben, fo daß auf ber ſlaviſchen 
Grundlage nicht zu verfennende Unterſchiede ſich bildeten. 

Der weftlihe Theil des oftreuropäifhen Tieflandes ift der Schauplag, auf 
welhem wir vie Polen nach ihren erften Kämpfen mit den Germanen erbliden. 
Der einförmige Charafter der folofjalen farmatifhen Ebene erreicht hier eine ges 
wife Abwechſelung in den phyſiſchen und ethnographifhen Erſcheinungen. Im 
Süven haben wir in den Karpathen die große Wetterfäule von Dftenropa mit 
ziemlich fteilem Norbabfall, der nur durch den karpathifcheuralifchen Landrüden 
unterbrochen wird: im Norden dagegen den uralifch-baltifden Landrücken, bebedt 
mit Seen und Sümpfen: er fcheivet das Gebiet des baltifhen Meeres von ber 
mittleren Tiefebene. Die Flüffe vermitteln eine leichte und kurze Verbindung mit 
den Kulturländern des norbweftlihen und mittleren Europa’s, waren aber bei der 
unentwidelten Schifffahrt und bei Vernadläffigung ver Regulirung ihres Bettes 
nit zu der völferverbindenden Bedeutung gelommen, welde fie haben Tonnten, - 
Beinahe feine Halbinfelbildung, eine fehr geringe Küftenentwidelung, bie klima— 
tifhen Unterſchiede auf die Yage nad den Breitegravden beſchränkt, nicht aber 
durch Kontrafte abfoluter Höhe gefteigert. Ein ziemlich großer Waflerreihthum 
zeichnet die farmatifhe Ebene vor anderen fehr vortheilhaft aus, und rührt her 
jowohl von dem ftarken atmofphärifchen Niederfchlage, ald von dem außerorbent- 
lihen Duellenreihthum des aus vielen auf einander gehäuften Schichten be— 
ftehenden Bodens, der dadurch die Kornkammer Europa’3 werden konnte. 

Die welthiftorifhe Poſition der polnifhen Slaven beruhte nun darauf, 
daß fie ähnlich den Böhmen, fich entfchiedener vom Orient, von der griechiſchen 
Kultur losriffen und fi mehr an die occidventale Kultur anlehnten, gleid- 
fam die Aufgabe eines Vermittler zwifchen der orientalifhen, griechiſchen und ber 
occiventalen,, romanifch-germanifhen Kultur übernehmenn, während die übrigen 
Slaven, die eine politifhe Selbftändigfeit fi errungen, vorwiegend unter dem 
Einfluß der griehtfhen, byzantinischen Kultur, Sitte und Religion geblieben 
find, In jener vermittelnden Stellung haben die Bolen der occidentalen Kultur 
manden Dienft erwiefen, indem fie mit ven Germanen und den norbifhen Völkern 
ringend, fih bis zu dem Grade fonfolivirt haben, daß fie gegen die von Often 
her, von Aſien Europa bebrohende Barbarei mit Erfolg kämpften, fowohl gegen 
die Mongolen als aud gegen die Tataren und Türken mit ihrem ganzen islami- 
tifhen Yanatismus, — wie aud gegen ven warägifhen Despotidmus, der 
im Often Europa’s, wenn aud durch das patriarchaliſche Element des ruffifch- 
ſlaviſchen Wefen gemilvert, zu verfchievenen Zeiten den Deccivent bedrohen zu 
wollen ſchien. Die Eultur-biftorifhe Aufgabe, melde die Polen zu löfen hatten, 
war demnach eine ungemein fehwierige, befonderd wenn wir bebenfen, daß bie 
polnische Republik keine centralifirte Macht war, fondern ein auf Gruud ber alten 
ſlaviſchen Gemeinveverfafjungen beruhende Affociation nicht verſchiedener Stämme, 
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aber verfhiebener Lofaler Intereffen, Sitten, Gebräuche und provinzieller Unter- 
ſchiede. Will man bei diefer Sachlage unpartheiifch fein, fo muß man den Polen 
die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, daß fie fich niemald vor dem Einfluß ver 
occidentalen Kultur verfchloffen haben, vielmehr hielten fie, jo lange ihre politifche 
Selbftändigkeit nicht gebrochen war, gleihen Schritt mit dem Fortſchritt ver Menſch— 
heit; aber. durch diefen Kontakt mit dem Dccident, der mandhmal unter einer Fahne, 
welche die Nationalität zu bedrohen ſchien, aufgetreten war, zu jehr in Anſpruch ge= 
nommen, haben fie nicht energifch genug ihre nationalen Errungenfhaften, ihre 
nationalen Kräfte nah Dften getragen. Welches weite Feld hätte z. B. eine 
foftematifche Kolonifationspolitif, auf die Maſſe ver aderbautreibenden Bevölkerung 
geftügt, im Often gehabt! Sie vernadläffigten es hier, neue Bahnen für bie 
Entwidelung ihrer Nationalität zw eröffnen und erlagen dem Andrange ver ges 
wedten, aber nicht geabelten phyſiſchen Kräfte eines eiferſüchtigen Bruderſtammes. 
Dei alledem mußten die nationalen Kräfte der Polen eine große Lebensfähigkeit 
haben, wenn fie troß ber unglüdlichften Wivermwärtigfeiten, troß ber übermälti- 
genden Wucht der auf dem Ruin ihrer politiichen Selbftänbigfeit fi bildenden 
Staaten mit vorwiegend militärifcher Bafls, im Stande waren ſich eigenthümlich 
zu entwideln, einen ftarf ausgeprägten Typus zu erzeugen, ohne ben flavifchen 
Charakter zu verwifchen oder zu verläugnen. 

Welches find nun die nationalen Eigenthümlichkeiten der Polen? Bon jeher 
bat man Erelmuth, Dffenheit, Liebe zur Freiheit und zum Vaterlande, eine tiefe 
Religtofität, die hervorragendpften Eigenſchaften des Charakters der Polen genannt, 
wobei der kriegeriſche Muth des polnifhen Adels, eine höhere fociale Öefittung 
und namentlid ein vielbewegtes politifches Leben die Polen unter den übrigen 
Slaven bemerkbar machen. Unter einem rauberen Klima lebend, haben fie mit ber 
Zeit etwas verloren von ber poetiſchen Einbildungsfraft ihrer ſüdlichen Brüder; 
aber fie behielten noch immer fo viel von dem heftigen Feuer und von jener er- 
ftaunlihen Beweglichkeit der ſüdlichen Slaven, daß fie im Bergleih mit ihren 
weftlihen Nachbarn, ven Germanen, ſehr feurig und lebhaft erfcheinen. In die 
Mitte zwiichen zwei verfchierene Kulturen geftellt, haben fie niemals ihnen ſtlaviſch 
gehuldigt, fondern immer foviel Gelbftändigfeit bewahrt, daß ihre Gemüther, 
ähnlich wie die der Franzofen in ihrer Pofition den übrigen Romanen und ben 
Germanen gegenüber, erregbar genug blieben, um bei dem erften Auftaucden eines 
feinplihen Angriffs in volle Flammen aufzulodern. Obgleih ihre Thätigfeit pro- 
faifcher ift, haben fie fich doch der betäubenden Kraft höochfliegender Ilufionen 
nicht völlig entwinten können. In ihren Wünſchen leicht befriedigt, hat ihre naive 
Kindlichkeit es nie erlaubt, daß fie fi die Kunft der Berftellung aneignen konnten, 
auch unter dem Joche frember Regierungen nit, und baher bie wiederholten, 
ohne alle politifche Berehnung unternommenen muthigen, vor feinem Opfer zurüd- 
ſchreckenden Berfuche, ihre politifche Selbftändigfeit wieder zu erringen, geftüßt 
einzig und allein auf das Mecht ihrer heiligen Sache und getragen von ber Idee 
einer alles Uebrige vergefienden Vaterlandsliebe. Tapfer bis zur Tolltühnheit, 
ritterlih, feurig und leicht aufbraufend, waren fie in diefer Richtung immer ber 
größten Hingebung fähig, ohne alle Rüdfiht auf bie wirklihe Sachlage. Ein 
melandolifher Zug ihres Naturells hindert fie nicht, fich auch fröhlichen Launen 
bis zur Ausgelaffenheit hinzugeben; die alte Gaftfreiheit führte oft zu einem ver« 
ſchwenderiſchen Luxus, in welchem die Eitelkeit ter höheren Stände oft ihre Be- 
friedigung fuchte und fand. Ein ungezwungenes, leichtes Benehmen ift den Polen 
eigenthämlih. Den Gewohnheiten und ber Etikette, die fie vielfach von Weft- 
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europa herüber nahmen, gaben fie mehr Würde, und fogar einzelne knechtiſche 
Formen des Orients befamen bei ihnen einen humaneren Charakter. In Noth und 
Unglüd werben fie nicht fowohl durch Furchtſamkeit, als vielmehr durch Unent- 
fchiedenheit und Mangel an Ausdauer verwirrt; aber fie tragen das Mißgefchid 
mit Ergebenheit und ohne jemald an der Zukunft zu verzweifeln; ihre Reſignation 
wird von der Hoffnung begleitet. Ausgeftattet mit reihen Naturanlagen, bie zu 
Allem geeignet find, fowohl zu den Studien, wie zu den Künften und Hand— 
merken, bringen fie es in Allem zu einer gewiflen Wertigkeit, aber felten (denn 
e8 giebt aud Ausnahmen) zu großer Auszeihnung, es fehlt ihnen dazu an Fleiß 
und Beharrlichkeit; fie lernen mit großer Leichtigkeit alle Sprachen und ahmen 
ebenfo geſchickt ale Mufter nah, aber fie haben ihre geiftigen und technijchen 
Kräfte weit mehr erprobt im Aneignen des fhon Gefchaffenen, als im originalen 
Schaffen. 

Man bat von jeher den Polen mit mehr oder minder gutem Recht vorge: 
worfen: Unbeftänpigfeit, Leichtfinn, Inkonſequenz, Bergnügungsfucht, die öfter, be- 
ſonders bei vernadhläffigter Bildung, zur Trunkſucht ausgeartet ift, Mangel an 
Befonnenheit im Glück und Unglüd, Rechthaberei, Unverträglichfeit und vorzüglich 
Berfchwendung. In feiner Neigung zur Ungebundenheit, an bie ber Pole von den 
vorhiftoriihen Zeiten feiner demokratiſchen Berfaffung gewöhnt war, und bie er 
fo gerne „goldene Freiheit" nannte, vergaß er gar oft, daß dieſe ohne ein burd) 
Geſetz georpnetes Verhältniß zwifhen Rechten und Pflichten und ohne abfolute 
Herrfhaft ver Gerechtigkeit, die in allgemein bindenden Gefegen ihren Ausdruck 
findet, nicht beftehen kann, Die Polen waren daher immer und überall erklärte 
Beinde jeder Strenge in Handhabung der Gewalt, die fie fo gerne durch 
allerlei Exceptionen zu neutralifiren trachteten. Daher kommt auch die Sorglofig- 
feit, die fi fogar in einzelnen Fällen zur Trägheit fteigert, die man hauptjädy- 
li bei den höheren Ständen findet. 

Mit Unreht haben jedoch fremde (und leider! nah dem Beiſpiel bes 
preußifchen Königs Friedrich tes Großen, der tendenziös vie Polen als feine redht- 
mäßige Beute zn fennzeichen fich nicht fcheute, die fonft gründlichen Deutfhen am 
meiften !) auch Grauſamkeit, Tüde, Unmäßigfeit, Schmug, Trägheit und Dieberei 
unter die Örundzüge des nationalen Charakterd der Polen gezählt. Kein Pole 
kann blind fein gegen die Fehler, welche vie Nation plagen und quälen; aber 
die Geſchichte muß doch zu unterfbeiden wiffen zwifchen moralifhen, individuellen 
Gebredhen, die dem Menfchen als ſolchen und nit nur als Polen anhaften, — 
zwifchen moralifchen Gebrechen, die eine nothwendige Folge, eine unheilvolle Frucht 
ber politifchen Unterbrüdung find, einer Untervrüdung, wo die Pflege nationaler 
Kräfte nicht nur vernadläffigt, ſondern aud verpönt, mit Verfolgung beftraft 
wird, und den — dem nationalen Charakter anhaftenden ober durch feine freie, 
jelbftändige hiftorifhe Entwidelung angebildeten Mängeln, Gebrechen und Yaftern. 
Wie fehen die heutigen Griehen aus im Vergleich zu ihren alten Vorbildern ? 
Dies Alles läßt fih in kurzen Worten nicht erledigen, e8 erfordert eine hiſtoriſche 
Analyfe, vie wir an diefer Stelle nicht geben Fünnen. 

Die jüngfte Zeit, jo verhängnifvell für die polniſche Nationalität, haupt- 
fählih in Folge einer großen intelleftnellen und moraliſchen Unreife des 
Adels, hat fogar Zriebfedern in Bewegung gefett, die nicht nur der ganzen pol- 
nifhen Geſchichte, fondern aud der allgemeinen Gefittung der Nation Hohn 
Iprechen: dieſe Zuftände konnten daher nicht von langer Dauer fein, aber fie 
dauerten lang genug, um die Welt zu erinnern, wozu ber Pole fähig ift, wenn 
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es fih um die Idee feiner Selbftänpigfeit handelt. Das 80jährige Syſtem ber 
Berbummung eines ganzen Bolfes bat feine fhredlichen Früchte in volften Maße 
getragen: hoffentlich) wird Dies an ber betreffenden Stelle eine genügende Lehre fein, 
daß man ohne gründliche, fhulmäßige, nationale Bildung fein europäifches Bolf, 
das feine glorreihe Gejchichte und gebiegene Literatur hat, auf die Länge im 
Frieden regieren kann. 


D. Oeſterreichiſche Slaven. 

1. Die Slaven der öſterreichiſchen Monarchie werben auf 
über 15 Millionen Seelen geſchätzt. Nach ihren Wohnfigen unterfcheidet man fie in 
Nordflaven und Südflapen. Zu den Norbflaven, melde eine zufammen- 
bängende Maffe bilden, rechnet man die Czechen, Polen und Ruthenen, 
zn den Südflaven, welche vie Gebiete von den Gebirgen Friauld und der alba- 
nifchen Grenze bis zum Austritt der Donau aus Defterreih bewohnen, zählt 
man bie SIovenen, Kroaten, Serben und Bulgaren. 

Der czehifhe Stamm dürfte auf 5,9 Millionen Seelen veranfchlagt 
werben. Er zerfällt in die das eigentlihe Böhmen bewohnenden Ezechen mit 2,7 
Milltonen Seelen, in die Mähren in der gleichnamigen Markgrafſchaft mit 1,2 
Millionen Seelen und theilweife auch in Schleflen, und in die Slovaken meift im 
norbweftlihen Ungarn. Die Mähren werben im weftliden Gebirge Horafen und 
Pophorafen, in der Ebene Hannafen, im öftlihen Gebirge Walachen genannt. 
Außerdem findet man auch czechiſche Spradinfeln in Defterreich unter der Enns, 
In Oalizien, im Banat, in Slavonien, endlich in der Militärgrenze; ſlovakiſche 
Sprachinfeln im einigen’ Theilen Ungarns, in der ferbifhen Wojwodſchaft und dem 
Temefher Banat, in Slavonien, der Militärgrenze und Bulowina. Die Polen 
bewohnen Weftgalizien, in der Ebene Mazzuren, im Gebirge oralen genannt, 
jene 1,6 Mill, diefe 282,000 Seelen ſtark, Schleflen unter dem Namen Lachen 
oder Waſſerpolaken (138,243 Seelen) und nur zerftreut in der Bufowina. Die 
Ruthenen in Oftgalizien (Auffinen oder Kleinruffen) und der Bulowina (Hu- 
zulen), zufammen mit 2,4 Dill. Seelen; ferner im norbweftlihen Ungarn und 
an einigen Orten ber ferbifhen Wojwodſchaft. In Galizien Tann im Allgemeinen 
der Sanfluß als die Grenze des ruthenifhen und polnifhen Stammes angefehen 
werben; an bie polnifcheruthenifhe Sprachgrenze ſchließt fich ein polnifch-ruthenifches 
gemifchtes Gebiet. Die Gefammtzahl ver Nordſla ven wird auf 10,85 Mil. 
angegeben. Zu den Süpdflaven gehören: die Wenden in Steiermarf, mehr 
geographiſch als mundartlich gefchteven in Pohorjanci, Gorcant, Pesnicart, Savni— 
cart, Doljanci, Polanci, Haluzani, Krainci; die Slovenen in Kärnten, in Krain 
(Ober-Krainer Gorenci, Mittel- und Unterfrainer, lettere auch Dolenci genannt), 
in Trieſt, Görz, Iftrien (Berliner, Savriner und Poiker) im Venezianiſchen und 
in Ungarn fämmtlih 1,173 Mill. Seelen, Der ſerbo-kroatiſche Stamm 
und zwar Sloveno-Rroaten in Eivil- und Militär-Kroatien, Serbo-Kroaten in der 
kroatiſchen Militärgrenze, Krain, Iftrien und auf den quarmerifchen Infeln; kroa— 
tische Sprachinſeln in Defterreih unter der Enns, Mähren, Ungarn (hier in bie 
obern und untern Kroaten gefchieden), in der Wojwodſchaft und im Banat; 
Serben, 1,727 Mill. Seelen, in Dalmatien (Morlafen, Ragnfaren, Bokcheſen), 
in der Wojwodſchaft und im Banat, in Slavonien und der Militärgrenze, iftrifche 
Serben, ferner ferbifhe Spradinfeln in Ungarn; Bulgaren nur in Sieben: 
bürgen und im Banate über 22,000 Serben. 

Es kann nicht die Aufgabe des Staatswörterbuchs fein, die fo ſchwierige Ge- 
ſchichte der öſterreichiſchen Slaven bis in bie Einzelnheiten zu verfolgen: bier 
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follen aus ber ältern Zeit nur bie wichtigften Staatenbildungen hervorgehoben, 
fodann die Beftrebungen der Slaven in ber neuen Zeit überfichtlich geſchildert 
werben. 

2. Böhmen Die Ezehen drangen mahrfcheinlih am Ende bes b. 
Iahrhunderts n. Chr, in Böhmen ein, mit ihnen zugleich kamen noch andere Slaven- 
ftämme, über welde jevod die Czechen das Uebergewicht erhielten. Sie fanden in der 
zweiten Hälfte des fechsten Jahrhunderts (560—600) unter avariſcher Herridaft, 
bis fie fih unter Samo, der von deutſchen EChroniften ein Franke genannt wird, 
befreiten. Das Reich derfelben erftredte ſich öftlich Bis zu den Karpathen, nörb- 
lih bis zur Spree und Havel, weftlih bis nah Deutihland. Nah Samo's Tobe 
zerfiel das Reich, und bis auf die Zeit Karl des Großen befigen wir durchaus 
feine Kunde von den Zuftänten des Volks. Wahrſcheinlich wurden die Czechen 
von Heinen Stammesfürften regiert, Karl der Große unternahm mehrere Yeldzüge 
gegen die Czechen, welche gemeinfam mit den Mähren den Frankenherrſcher gegen 
die Avaren unterftügten. Das Verhältniß Böhmens zu den Karolingern fcheint 
ein tributäres gewefen zu fein, was allerdings von den flavifchen Schriftftellern 
vollftändig in Abrede geftellt wird. Im Vertrage zu Verdun erhielt Ludwig der 
Deutfhe Böhmen zugewiefen und einzelne Stammesfürften ſuchten ſich der frän- 
fiihen Dberhoheit vollftändig zu entziehen. Indeß fanden fränfifche Einrichtungen 
und hriftliche Lehre Eingang in Böhmen. Der erfte hriftlihe Herzog von Böhmen 
war Boriwoi, der fih mit feiner Gemahlin Ludmilla taufen ließ, und ber 
Tradition nad) von Premyſl abftammte. Seit Heinrid I. ift Böhmen, wo Wenzel 
ber Heilige die verſchiedenen Theilfürften unterworfen und eine einheitlihe Macht 
bergeftellt hatte, den Deutſchen lehnspflichtig. Boleslam gelang es, wahrſcheinlich 
mit Hülfe einer heidniſchen kriegeriſchen Partei feinen Bruder, Wenzel zu ftürzen 
und auch einige Anhänger der Deutfchen zu verjagen. Ein mehrjähriger Krieg mit dem 
beutfhen Kaifer Dtto endete mit der Unterwerfung Böhmens; Boleslam zahlte 
Tribut und ftand in ven Kämpfen Otto's mit den Ungarn auf deſſen Seite, 
Er eroberte Mähren, die Slovakei, bändigte im eigenem Lande die Großen. Das 
Chriſtenthum machte unter ihm und noch mehr unter feinem Nachfolger, Boleslaw TI. 
der Fromme (967— 99) große Fortſchritte im Lande; in Prag errichtete man 
ein eigenes zu Mainz gehöriges Bistum (972). Die Selbftänvigfeit Böhmens 
war oft durd die Polenherzoge bebroht, welche durch Bereinigung Polens und 
Böhmens die Gründung eines großen Slavenreiches anftrebten und nur durch 
das Dazwifchentreten der deutſchen Kaifer daran gehindert wurden. Bretislaw I. 
(1037—55) erfaßte den Plan, Polen, wo nad dem Tode Boleslam Chrobris 
Streitigkeiten unter deſſen Söhnen ausgebrochen waren, mit Böhmen zu vereinigen 
und fih vom deutſchen Reiche unabhängig zu machen. Das erftere gelang ihm 
vollftändig; er eroberte Krafau und Gneſen. Auh Mähren unterwarf er und 
vereinigte e6 dauernd mit Böhmen. Der für das Reich gefahrdrohenden Bereinigung 
ber Slaven trat Heinrich III. entgegen; Bretislaw mußte bie Abhängigkeit von 
Deutſchland durd Zahlung eines jährlihen Tributs von 500 Mark Silber und 
120 Stück Ochſen anerkennen und Bolen reftituiren. Nad dem Tode Bretislam’s 
folgte ein Zeitraum von Unruhen, Bruderfämpfen. Wratislaw II. (1061—92) 
fand in tem Streite zmifchen dem Kaifer und dem Papft Gregor VII. auf Seite des 
erfteren und wurde für feine Anhänglichleit mit ver königlichen Würde als 
perſönliche Auszeihnung belohnt. Thronftreitigkeiten füllen die Geſchichte der nächſten 
Zeit, unter gegenfeitigen Befehbungen folgen die Fürften aufeinander, in Folge 
deren Böhmen fi nad und nad) zu einem Wahlreiche herausbildete. Jedoch ftellte 


Die Slaven. 445 


eine Partet das Princip auf, daß bie Zuftimmung des deutſchen Katfers zur Wahl 
bes Königs nothwendig fe. Sobeslaw, der fih dem nicht fügen wollte, wurde 
von Lothar I. in der Schlaht von Kulm 1126 gefchlagen. und war genöthigt, 
fih den Pflichten eines Bafallen anzubequemen. Unter feiner Regierung wurden 
deutfhe Koloniften ins Land hereingezogen. Das Städteweſen ſchlug Wurzel, ein 
tüchtiger Bürgerſtand bildete fi allmählig heraus. Wladislaw erhielt von Frid⸗ 
rich I. für feine Theilnahme an den italienifchen Kriegen den königlichen Titel, 
Bon 1173—1197 füllen innere Kämpfe um den Thron die Geſchichte Böhmens 
aus, in zwanzig Jahren kamen zehn Thronveränberungen vor. Erft mit dem Regie- 
rungsantritt Oitokar's I. 1197 beginnt eine Zeit der Ruhe und der friedlichen 
Entwidelung des Landes. Der böhmifche Staat umfaßte am Ende des 12. Jahr- 
hunderts das heutige Böhmen und Mähren und einige angrenzende Gebiete, 
Die Grenzen laſſen fih nit genau angeben (Palady II. 1. ©. 6). In dem 
Staatsorganismus bed damaligen Böhmens ift die Zupenverfaffung der wichtigfte 
Moment. Es gab 42 Zupane, welche die oberften politifhen und militärifchen 
Chefs des Bezirks waren. In derlateinifhen Sprache heißt der Zupan comes, praefectus 
oder castellanus und ſeit dem zweiten Viertel des 13. Jahrhunderts burggravius. 
In feinen Händen befand ſich die ganze erefutive Macht fowohl in Bezug auf 
die Juftizpflege, als aud die Benugung der Regalien, er verfügte über die zum 
Bund unmittelbar gehörigen Güter, fowie über die Staatsfrohnen. Seine Gewalt 
war weder lebenslänglich, noch erblich. Unter dem Zupan gab es in jeder Zupanic 
noch folgende Beamte: Der Cudar, Bundrichter der Kammern, ber vie königlichen 
Kammergefälle erhob und verwaltete; ver Villikus für die Verwaltung der beweg- 
lihen Domänen. Aller Grund und Boden war im 11. und 12. Jahrhundert 
Staatsgut oder Privateigenthum, erfterer überwog. Stände gab es vor Ottofar II. 
nicht. Die Bevölkerung des Landes theilte fih in Befiger und Befiglofe. Jene 
waren perfönlich frei, aber den Landesherrn unterthänig, diefe waren dinglich un— 
frei. Die große Mehrzahl des Landvolkes in Böhmen war ſchon am Ende bes 
12. Jahrhunderts zinspflichtig, ohne eigenen Grunpbefig. Die Leiftungen an bie 
Grundherrn an Geld und Naturallieferungen waren vertragsmäßig geregelt. Bon 
diefen Zinsbauern (hospites, rustici) unterſchieden ſich die Leibeigenen (Servi 
mancipia) meift dadurch, daß letern bie Freizügigkeit nicht geftattet war. — Die 
Gerichtsverfaſſung Böhmens bewahrte am längften bis in’s 13. Jahrhundert ihren 
alterthümlichen flavifhen Charakter. Immunitäten, Eremptionen, Privilegien fehlen 
faft gänzlich. Arel und Geiſtlichkeit fanden gleichmäßig unter dem Cudar und 
befaßen eine eigene Gerichtsbarkeit nit. Municipal- und Patrimonialgerichte 
waren nicht befannt. Es gab zweierlei Eudargerichte, ein großes und Feines, 
beide wurden viermal bes Jahres abgehalten. Das Recht wurde nah altherge- 
braten Rechtsnormen gefprohen. Das ältefte gefchriebene Rechtsbuch datirt aus 
ber zweiten Hälfte des 13, Jahrhunderts. Wenn der Thatbeftand nicht fiher und 
klar genug eruirt werben konnte, wendete man Drbalien an. Eigenthämlich neben 
dem großen und Heinen Cudargerichte ift das Inftitut der Austräge, mweldes 
fih bei wichtigen Fällen als eine Art Schwurgericht geftaltete (porota), bei mindern 
hieß e8 slibny saud; bei erfteren mußten die Schwurridhter vor dem Altare ſchwören, 
bei lettern auf Treu und Ehre angeloben, Recht zu fprechen. Diefes Inftitut 
wich dem eindringenden beutfhen Recht, unter Karl IV, finden fi faum einige 
Spuren, Die Einfünfte des Landesfürften waren Domänen, Landesſteuern, wie bie 
Friedensſteuer, tributum pacis, die Zinfungen, venditiones, auch decimationes, bie 
allgemeine berna, collecta generalis, eine außerordentlih vom Landtage jedesmal 
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votirte Steuer, vorzüglich bei Taufen und Vermählungen, fpäter auch bei Krö— 
nungen; Gerichtsgelder, denarii de judicio, Marktgelver, denarii de foro, welde 
man nun fpäter zu verpadhten pflegte, Zoll- und Mauthgefälle wurden ohne Unter- 
ſchied der Stände erhoben (ein Hauptzolamt ſchon unter Borevoy II. zu Prag, 
Zollftätten an der Grenze der Länder), der Ertrag der Bergmwerfe und bes Münz- 
weſens, die Jubenfteuer, Heimfälle von Lehnsgütern (Palacky II. 1. S. 1—52). 
Premisl Dtalar I. errichtete zu Ounften feines Bruders Wladislaw bie 
Markgraffhaft Mähren, melde nun als Lehen von dem Böhmenkönige ver- 
gabt wurde. Für feine treue Unterftügung des Reiches gegen Otto erhielt er und 
feine Nachfolger die Königliche Krone dauernd zugefihert und befreite fie für Em- 
pfangnahme der Regalien von dem Kaifer, von ven üblihen Taren; alle ältern Grenz- 
bezirke, die dem Lande auf ſolche Weife immer entfremdet worden waren, follten 
fie an fih ziehen dürfen; die Inveftitur der Landesbiſchöfe fteht den Königen 
allein zu; die faiferlihen Hoftage follen fie nur in Bamberg, Nürnberg oder 
Merfeburg zu beſuchen verpflichtet fein; zur Romfahrt ftellen fie entweder 300 
Mann orer zahlen 300 Marf Silber. Premisi Otakar befeitigte die Seniorats— 
erbfolge und führte das Geſetz der Primogenitur ein 1216; fein Sohn Wenzel II. 
wurde bei feinen Lebzeiten 1228 gekrönt. Die Gründung veutfcher Kolonien und 
die Einführung des deutſchen Rechts in Böhmen wurde von ihm und feinen 
Nachfolgern Wenzel und Otakar II. befördert. Die Beftrebungen des legtern, Defter- 
reich, Kärnthen und Krain dauernd an Böhmen zu bringen, ſcheiterten. (Bgl. ven 
Artikel Oeſterreich, Staatswörterbuh Bo. VII. ©. 515.) Das Geichleht der 
Premysliven ftarb mit Wenzel III., ver 1301 ermordet wurde, aus. Der Sohn 
des Habsburgers Albrecht, Rudolf, faß nur ein Jahr auf dem böhmifchen Throne; 
nach feinem Tode gelang es Heinrih von Kärnthen, Gemahl der ältern Schwefter 
Wenzel's, Anna, die königliche Krone zu erlangen. Seine willlürlihen Maßnahmen 
erbitterten die Stände, er mußte das Land verfaffen und Johann von Luremburg, 
der Sohn Heinrihs VII. erhielt mit der Hand Elifabeths, der jüngern Scwefter 
Wenzel's III, Krone und Reid. Die Iuremburgifhe Dynaftie beherrfchte num bis 
zum Tode Sigismund’ (1437) Böhmen. Unter Johann I. kamen vie Laufige 
an Böhmen zurüd. Die fchlefifchen Herzoge erkannten die Oberhoheit Böhmens 
an. Sein Nachfolger Karl bradte an Böhmen die Oberpfalz, ganz Schleften 
und Brandenburg; die Grafſchaft Glatz und der Egerjhe Kreis wurden mit 
Böhmen vereinigt. Mit Stolz blidten die Czechen auf die Regierung Karls IV. 
zuräd. Das Land hatte ihm manderlei trefflihe Einrichtungen zu danken. Die 
neugegrünbete Prager Univerfität (1348) warb ber Mittelpunkt eines regen geiftigen 
Lebens. Er berief den Auguftinerbruder Konrad Waldhanfer nad Prag, deſſen 
erfolgreiche Thätigkeit als Kanzelvedner ven Prager Domherrn Milic von Kremfier 
zu einer ähnlichen Thätigfeit anregte, nur mit dem Unterfchiede, daß jener ven 
deutſch redenden Theil der Prager Bevölkerung ins Auge faßte, während biefer 
die czechifche Bevölkerung zu erbauen ſuchte. Milic, Mathias von Janow, Tho— 
mas von Stitny hatten auf die geiftige Richtung der damaligen Zeit einen be- 
deutenden Einfluß. Innere Wirren unter Wenzel und die Huffitenkriege füllen 
die Geſchichte der nächften Jahrzehnte bis an's Lebensende Sigismund’s I. (Vgl. 
den Artikel Oeſterreich) Nach dem Ausfterben ver Inremburgifhen Dynaftie fiel 
Böhmen an Albred;t I. und nad deſſen Tode ftand das Land während ter Minder- 
jährigkeit des nachgebornen Ladislaus Anfangs unter zwei Statthaltern, bis Georg 
von Podiebrad feinen Kollegen Meinhard von Neuhaus befeitigte und allein 
bie Regentfhaft führte. Nah dem Tode Ladislaus (1457) wurde Georg König 
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von Böhmen. Im Kampfe der Parteien heranwachſend, nahm Georg ſchon als 
14jähriger Jüngling an der Schlaht von Lipan (1434) Theil, in welcher bie 
Zaboriten und Orphaniten, bie beiden Profope an der Spige, faft gänzlich vernichtet 
wurden und nahm die Grundſätze des Utraquismus in Fleifh und Blut auf. Er 
behauptete ſich bi8 zu feinem Tode (1471). Die Böhmen erhoben Wilabislans, den 
Sohn König Kafimir’s von Polen, zum König, der aber an Mathias Eorvinus als 
König von Ungarn Mähren, Schlefien und die Yaufige abtreten und ihm den Titel 
eines Königs von Böhmen zugeftehen mußte. Nach dem Tode des Mathias (1490) 
auf den ungarifhen Thron erhoben, herrſchte er und fein Sohn Ludwig II. über 
die beiden Reihe und die dazu gehörigen Länder. Im Jahr 1526 fiel Böhmen 
an den Schwager Ludwigs, Ferdinand von Defterreih. Böhmen bewahrte feine 
Selbftändigkeit noch ein Jahrhundert lang, Bis nad der Schlacht am weißen Berge 
Verbinand II. die althergebradhten Privilegien des Landes vernichtete, 

3. Kroatien. Einen fürzeren Beftand hatte das fünflauifhe Reich 
Kroatien. Die Kroaten, Chorwati, wohnten früher an der Norbfeite ver Kar— 
paten und wurden von Kaifer Heraflius gegen die Avaren, welche am Ende 
des 6. und am Anfang des 7. Jahrhunderts Dalmatien überfhwemmten, zu 
Hilfe gerufen. Er übergab ihnen das Land unter der Bedingung, daß fie ihn 
als Oberherrn anerkennen. Ein Theil der Kroaten gründete in Pannonien ein 
eigenes Fürftentbum mit Siſſek als Hauptftabt. Die Grenzen waren urfprünglid 
nörblih die Drau, öftlih der Berbas, ſüdlich vie Attina, weftlih das adriatifche 
Meer. Später famen die Kroaten unter fräntifhe Dberauffiht; der Großfürft 
von Siffet unterftand dem Markgrafen von Friaul. Die Verſuche der pannoniſchen 
Slaven, ein großes flavifches Reich unter Liudevit zu gründen, foheiterten. Ein 
deutſches Heer, aus Sachſen, Franken, Baiern, Alemannen u. ſ. w. beftehend, zog 
gegen den fühnen Großfürften, der erft nad vielfahen Kämpfen zur Flucht ge- 
nöthigt ward (822). Einige Jahre fpäter (830) erfochten die Kroaten ihre Selb- 
ftändigfeit, unterwarfen ſich jedoch fpäter der griechtſchen Dberhoheit und der 
griehifchen Kirche. Die 868 eingeführte ſlaviſche Liturgie erhielt fi bei ihnen. 
Branimir (879— 882) war ſowohl von den Franken als auch von Byzanz unab- 
hängig. Dirzislam nahm den Titel eines Königs an (um 990). Krjefimir fügt 
ben eines Königs von Dalmatien hinzu. Stephan IT. ift ver legte aus dem Ge— 
ſchlechte der Dirzislaviden (F 1090). Seit 1091 fam Kroatien an Ungarn. 

4, Ruthenen, Illyrier. Zu den Slaven, melde die Magyaren bei 
der Auswanderung vorfanden, famen fpäter noch Einwanderungen, welde das 
jlavifhe Element in Ungarn verftärkten. Hauptſächlich find es die Ruthenen, weldye 
fih im 13. und 14. Jahrhundert in Ungarn nieberließen. Polen ließen ſich nad 
dem Mongolenabzuge in größerer Anzahl in Ungarn nieder und durch bie fpätere 
Berbindung Ungarns und Polens unter einem Herrfcherhaufe fanden ſich viele 
bewogen, fih in Ungarn anzufieveln, bis unter Mathias Corvinus ſämmtliche 
Polen aller Befigungen, Aemter und Stände in Ungarn verluftig erklärt wurben. 
Diefes Gefeg wurde erft unter Ferdinand I. zu Gunſten einiger Polen, benen 
man das Inbigenat ertheilte, aufgehoben. Auh Böhmen und Mähren wanderten 
im 15. Jahrhundert in Folge ver huffitifchen Kriege nach Ungarn ein. Sie ließen 
fi im untern Theile des Kis-Honthen- Bezirkes, im Gömbrer, Sohler und Neo- 
grader Komitate nieder, Unter dem babsburgifhen Haufe erhielten viele Böhmen 
das. Indigenat , fo die Lobkowitz, Kollonich, Kaunitz, Winbifchgräg, Kinsky, Kolo- 
wrat u. ſ. w. Nach der unglüdlihen Schlacht auf dem Amfelfelve 1389 flüchteten 
fi viele Serben nah Ungarn, Die erfte ferbifhe Kolonie finden wir unter 
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Sigismund auf der Infel Ejepel, wo benfelben der Ort St. Abraham eingeräumt 
wurde, welchen fie Racz-Kevi nannten. Im 15. und 16. Jahrhundert nahmen bie 
ferbifhen Einwanverungen zu, nachdem die Türken ein Gebiet nad dem andern 
Serbien ihrer Herrſchaft unterwarfen. Der bedeutendſte Zuzug fand am Ende des 
17. Jahrhunderts ftatt. Leopold I., als König von Ungarn, beftätigte ihnen die unge- 
ftörte Ausübung ver Religion, die freie Wahl ver Wojwoden und die Beibehaltung ihrer 
Privilegien und Redte. 40,000 Mann gingen unter dem Patriarchen Arfenim 
Chernovih auf öfterreihifches Gebiet und wurden in den Gebieten zwifchen Drave 
und Save, in Syrmien, in der Bacska, in einigen Bezirken zwifchen Theiß 
nnd Körds angeftevelt. Durch Faiferliches Privileg vom 21. Auguft 1690 wurde 
ihnen die freie Wahl eines Erzbiſchofs beftätigt. Leopold I. beftimmte auch, daß 
die „jerbifhe Nation” nur Ihrer k. k. Majeftät allein unterworfen fei, von jeder 
andern Abhängigkeit aber, ſowohl der Komitate als der Grundherrn befreit bleiben 
folle (at gens Rascana — solummodo S. C. K. Majestati sub- 
jecta, ab omni vero alia dependentia tam Comitatum quam Dominorum 
terrestrium exemta maneat). Auch ſei S. Majeftät geneigt, ihrem Wunfche zu 
willfahren, die ferbifhe Nation wo möglid in ihre alten Site zurücdzuführen. 
Sämmtlide Privilegien der Serben wurden von Joſef I. beftätigt, mit dem Bor: 
behalte, die gedachten Privilegien weiter zu erllären und nach Zeitumftänden in 
eine befiere Form zu bringen. Auch Karl VI. beftätigte die ferbifhen Privilegien 
bei feinem Regierungsantritte am 8. Oft. 1713 und zwei Jahre fpäter erfannte 
er einige. Beſchwerden der ferbifhen Nation mit der Erklärung an, daß, nad 
dem es fich gezeigt, daß Biele die frühern Privilegien nicht beachten, die Illyrier 
in ihrer NReligionsausübung ftörten, die Errihtung der nöthigen Kirche ver- 
hindern u. f. w., fo beftätige er nochmals die Privilegien und fügte vie Klaufel 
hinzu, daß fämmtliche Privilegien fo lange als unverlegt gelten follten, fo lange 
die iliyrifhe Nation die Treue gegen Kaiſer und das faiferlihe Haus bewahrt. 
Am Ende des 18. Jahrhunderts beginnt unter den Serben Ungarns jenes Streben 
nad nationaler und fpradlicher Selbftänvigkeit, welches bis auf die Gegenwart 
nicht aufgegeben wird, wenn auch zeitweilig zurüdgevrängt, immer mit größerer 
Behemenz durchzudringen ſucht. Die „illyriſche Nation” war auch unter 
Leopold II. ein beliebtes Stihwort, freilich nur in dem Sinne, ald man damit 
die nichtunirten Slaven bezeichnete. Eine Deputation, von dem Patriarchen Mofes 
Putink geführt, verlangte 1790 von dem Kaifer, e8 möge der illyrifhen Nation 
zur Berathung ihrer politifhen und kirchlichen Angelegenheiten die Abhaltung 
einer Nationalverfammlung geftattet werden. Die Bitte wurbe gewährt und bie 
am 26. Auguft 1790 eröffnete Berfammlung faßte ihre Forderungen in folgenden 
Bunkten zufammen: 1) es möge den Ilyriern geftattet werben, in Ungarn eine 
befondere Nation zu bilden und zu biefem Zwecke ihnen das Banat oder bie 
Bacska als alleiniger Wohnfig angewiejen werben; 2) die Einrichtung einer illy- 
riſchen Hoflammer in Wien; 3) die Abjendung eines Erzherzog als Taiferlicher 
Stellvertreter. 4) Ihre Biſchöfe follen auf dem — Reichstage ſich der⸗ 
ſelben Rechte wie die ungariſchen Biſchöfe erfreuen. Leopold Il. ging im Wefent- 
lihen darauf ein und zwang baburd den ungarifhen Reichstag zur Nachgiebig- 
keit. Nachdem er feine Zwede erreiht, wurde „vie geliebte illyrifhe Nation“ bei 
Seite gejhoben. Die illyriſche Hoflammer wurde auf das Drängen des ungarifchen 
Landtages bald wieder aufgehoben und damit verloren auch die andern Koncef- 
fionen ihre Bedeutung. Die ungarifhe Regierung machte gegen die illgrifchen 
Nationalforderungen geltend, daß ein einwanderndes Volk nie größere Rechte als 
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die alten Einwohner des Landes verlangen fünne; es könne nie unter der Bedingung 
aufgenommen werben, ein beſonderes Reich zu bilden; Leopold I., welcher bie 
Serben aufgenommen, konnte ihnen dies nicht geftatten, denn das ungarijche 
Territorium ift Fein Erbeigentbum des Königs u, ſ. w. 

Die nationale Bewegung der „ilyrifhen Nation” war auf längere Zeit be- 
feitigt und erft in ven legten Dezennien griff fie in vie Gefchide der öfterreichifchen 
Monarchie gewaltig ein, Diesmal ging fie nicht ausſchließlich von den nichtunirten 
Serben aus. 

5. Nationale Bewegung. Seit dem Ende des 18. Jahrhunderts ringen 
fi) die flavifchen Stämme Defterreih8 aus ihrer dumpfen Apathie zu einem 
regeren, intenfivern, geiftigen Leben empor; das Bewußtfein einer felbftändigen 
Nationalität, die Erfenntniß des eigenen Werthes erwacht. Die fog. czechifchen Be— 
ftredungen ſcheinen hierauf nicht ohne Einfluß geblieben zu fein. Die erften Keime 
des Panſlavismus datiren aus jener Zeit. Die franzöfifhe Revolution brachte in bie 
Mafien Bewegung. Die Süpflaven dachten an eine Trennung von ber tür- 
fifchen Herrfhaft und da Napoleon den Beftrebungen nicht unter die Arme griff, 
ſuchten und fanden fie bei Rußland Unterftügung. Montenegriner und Serben be- 
gannen den Kampf um ihre Gelbftänvigfeit. Das Selbftgefühl der Serben mußte 
wachſen, nachdem der gewaltige Imperator auf den Schladhtfelvern Rußlands bie 
Grenzen feiner Macht gefunden hatte. Franfreid wurde mit Hülfe eines ruffifchen 
Heeres bezwungen und der ruffifhe Czar entſchied über das Geſchick der Königreiche 
im Weften Europas, Der deutſche Enthufiasmus, die urwüchfige Begeifterung ber 
Deutjchen, welche in ven Freiheitöfriegen jo mächtig aufloderte und auf die deutſche 
Literatur von fold) nahhaltigem Einfluß war, wirkte indirekt auch auf die durch Sitte 
und Gewohnheit zerflüfteten Stämme ver öfterreihifhen Slaven. Die Banner 
der Nationalität waren überall erhoben. Die gefhichtlihe Forſchung trieb überall 
tüchtige, felbft meifterhafte Werke hervor; Karamfin’s Werk über ruffiihe Geſchichte 
regte auch Ezechen und Südſlaven für Aufhelung der Vergangenheit an. Man 
ſuchte überall nad Nativnalalierhümern und gründete aller Orten Nationalmujeen ; 
man forſchte nad ſlaviſchen Volksliedern und fultivirte die Literatur der Mähren 
und Sagen. Und wenn irgend ein Stamm in den Denfmälern der Vergangenheit 
feinen Anhaltspunft fand, um eine eigene Selbſtändigkeit für fi in Anſpruch zu 
nehmen, fo lehnte er fih an die Nahbarn und Freunde an und bie Idee, daß 
die Slaven in Bezug auf Sprade, Sitte, Charakter ein Ganzes bilden, kam 
immer mehr zum Durchbruche, „vie Wedhfelfeitigkeit der Slaven“ ward in Wort 
und Schrift — zuerft von Kolär — ſcharf betont. Zu Mittelpunkten der nationalen 
Bewegung bilveten ſich allmälig Prag und Agram hervor. 

Es jcheint nicht übertrieben, wenn man ven Slaven bedeutende politifche 
Befähigung abſpricht. Sie haben nirgends ein felbftändiges Staatswefen auf die 
Dauer zn gründen vermodt; Originalität in politifher und gefeggeberifher Hin» 
ficht befigen fie nicht. Selbft in dem ruffihen Staatewefen, weldes alle anderen 
flavifhen Staatengebilde überbauert, haben Fremde feit der älteften Zeit an dem 
Aufbau vesfelben mächtig mitgearbeitet. Dazu kümmt, daß trotz allen Verſuchen, 
bie Gegenfeitigkeit der Intereſſen [harf zu betonen, zwifchen ven einzelnen Stämmen 
eine Kluft befteht, welche nur ſchwer ausgefüllt werden wird — bie a 
Die Süpflaven gehören meift der griehifchen, die Norbflaven der fatholifchen Lehre 
an. Im Süden erhielten die Slaven die hriftliche LXehre von Byzanz aus, die 
Nordſlaven wurden von Deutfchland aus dhriftianifirt; daraus ift die Berfchieden- 
beit erklärbar. Ebenfo wenig konnte man ſich bisher über eine allen gemeinſchaft— 
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lihe Schriftſprache einigen. Das Alphabet beftand Bis in die jüngfte Zeit bei ven 
Czechen aus deutſchen Lettern, gegenwärtig hat man die lateinifhen adoptirt. Die 
Südſlaven benugten die Cyrilliſche und die Glagocz'ſche Schrift. Die Gegen: 
jeitigkeit der Elaven, ver Panſlavismus, blieb bis zum Jahre 1848 ein blos 
literarifches Gewächs, ohne praftiihe Bedeutung. Man muß aber zugeben, daß 
die Elaven auf dem Gebiete der Literatur große NRührigfeit entfalteten und eine 
Anzahl Werke zu Tage fürderten, deren wifjenfchaftlihe Bedeutung für alle Zeiten 
gefichert ift. 

Es fann bier nicht eine Detailfchilverung der literarifhen Bewegung gegeben 
werden, wir müffen uns mit ber Hervorhebung jener Arbeiten begrügen, veren 
Bedeutung feine bloß lokale ift, fondern fi auf alle Slaven gemeinjchaftlich erftredt. 

6. Literatur. Die Literatur Böhmens friftete im 17. und 18, Jahr- 
hundert ein mur kümmerliches Dafein. Mit ver Ehlaht am weißen Berge feierte 
der jeſuitiſche Katholicismus einen bedeutfamen Sieg. Man verdächtigte die böh— 
mifchen Bücher der Kegerei und Taufende wurden den Flammen übergeben. Wörter- 
bücher, Grammatifen und Geſchichtswerke, dies ift faft Allee, was dieſe Zeit aufzu— 
weifen hat. Die deutfhe Spradhe war bei bürgerlihen und gerichtlichen Verhand— 
lungen gebraucht. Die höhern Stände fhämten fi ihrer czechiſchen Abkunft und 
ſprachen deutſch. Erſt im legten Viertel des 18. Jahrhunderts erwachte eine regere 
literariſche Thätigkeit. Ein Generalfeldmarſchall Franz Graf Kinsky ließ 1774 
ein Werk über die Nothwendigkeit und Bortheile der Kenntnig der böhmifhen 
Sprade druden. Selbit die Regierung fchenfte der böhmiſchen Sprache größere 
Aufmerkfamfeit durch Errichtung von Lehrfanzeln am Therefianum in Wien und 
an andern Tehranftalten des Reichs. Die Prager Univerfität erhielt 1793 eine 
Lehrkanzel für Böhmische Spradye und Literatur; feit 1812 wurden im ſtändiſchen 
Theater zu Prag böhmifhe Etüde aufgeführt; wiederholte Regierungsdekrete be- 
fahlen den Vortrag der böhmiſchen Epradye une Literatur auf allen höhern Yandes- 
ſchulen und machten die Kenntniß tes Böhmiſchen bei öffentlichen Anftellungen 
im Lande zur Beringung. Mehrere Zeitſchriften in böhmiſcher Sprache erfchienen 
und im Jahre 1818 warb ein böhmifches Landesmufeum in Prag gegrüntet. 
Unter den Männern, welde für die Fortbildung der Sprade thätig waren, 
verdienen Joſ. Dobrowskh, Ant. Jungman, Wenzel Hanke, Celakowsky, 
Franz Palady und P. Eafarit befontere Erwähnung. Slavifhe Sprache und 
Literatur, böhmiſche Geſchichte Bilteten ten Mittelpunft ter literarifhen Beftre- 
bungen biefer Männer. Während Jungman und Dobromsfy als Bahnbredyer 
auf philologifhem Gebiete anzufehen find, hellte Safari bie älteften Epochen 
flavifher Gefhichte mit bewunderungswürdiger Gelehrfamteit auf und Palacky 
Ihuf fein Muſterwerk einer Geſchichte Bbhmens. Um die literarifhen Dentmale 
ſo hoch als nur irgend möglich hinaufzufegen, waren Betrogene und Betrüger 
eifrig mit ber mweitern Verbreitung von Fälfhungen bemüht. Der Streit um bie 
Königinhofer und Srünberger Handfchrift wurde bis in die jüngfte Zeit in Flug— 
ſchriften, gründlichen Werfen und Journalartifeln, mit einer ungemeinen Behemenz 
geführt. — Eine große Regfamfeit entfalteten vie Slaven in rain und Kürn- 
then. Im Anfange unferes Jahrhunderts waren e8 meift Orammatifen, Erbauungs: 
und Unterhaltungsbiücer für die Jugend, fpäter Ueberfegungen. Die Zahl ber 
Driginalwerfe ift jevody in den legten Decennien beventend. Slovenifche Gerichte 
veröffentlichten Toman, Hafhnif, Razlag; Stoffe aus ver Heldenfage und 
Geſchichte benupte Joſefine Turnogradsfa; als dramatifcer Dichter glänzt be— 
jonders Preſcher. Der Verein des heiligen Hormagoras, jegt Matica Slovenska 
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genannt, ift für vie Verbreitung der Literatur thätig; feit 1848 erfcheinen auch 
zahlreihe Zeitfchriften politiſchen und belletriftiihen Inhalts in ſlaviſcher Sprache. 
— Auch unter ven Slovaken hat fidh eine nicht unbedeutende Literatur gebilbet. 
Holiy, Kollar und %. Stur waren in der Ausbildung der Schriftſprache bes 
fonders bemüht; auh Bernolak, Plachy, Tablitfh, Hattala haben fih um 
diefe Mundart hervorragende Berdienfte erworben. Obſchon die ſlovakiſche Literatur 
nod feinen Bergleih mit den andern ſlaviſchen aushalten kann, tft fie doch efn 
deutlicher Beweis von dem Erwaden des Nationalgeiftes. — Die bedeutendſten 
literariihen Erſcheinungen haben die Südſlaven, unter ihnen die Serben aufzu- 
bieten. Zur Schriftfprache hat es ſich erft im 18. Jahrhundert erhoben, vie alten 
Sprachdenkmäler find faft ſämmtlich Kirchenſlaviſch. Seit 1830 ift ein beſonders 
reges Streben unter den Serben bemerkbar, welches mit einem nationalen Auf- 
ſchwunge und mit der Erringung der Selbſtändigkeit des Fürftenthbumes Serbien 
im Zufammenhange fteht. Es verfteht ſich von felbft, daß aud die Serben Defter- 
reichs hierdurch mächtig angeregt worden find. Zwei Vereine, die Matica srbska 
in Belgrad und die Matica ilirska in Agram, find für bie Berbreitung der 
Drudichriften beſonders thätig; auch die Beftrebungen der Geſellſchaft für ſüd— 
flavifhe Gefhichte zu Agram find anerkennenswerth. Die Theater zu Belgrad 
und Agram bringen die wictigften Erfheinungen ver dramatiſchen Literatur des 
Auslandes in trefflihen Ueberſetzungen oder Driginalwerken auf die Bühne. Die 
Bolksliever der Serben haben aud in Deutſchland Anklang gefunden. Die Iyrifchen 
Bolfslieder Kolo's genannt, werben zur ferbifhen Harfe, Gusle, gefungen und 
fehlen bei feinem Feſte; in den epifchen Volksliedern Tavorien fpielt der Held 
Marko Krrljevih eine Hauptrolle. Die erfte Sammlung biefer aus dem Volks— 
munde gejammelten Lieder veranftaltete Vuk Stefanovitſch Karadz itſch (Wien 
1814 fg. feitvem mehrmals aufgelegt). Die legten Jahre brachten froatijhe und 
dalmatiniſche Volkslieder. Deutjche Ueberfegungen lieferten Talvj, Bogel, Kapper, 
2. 4. Franti u. a. m. Unter den Dichtern der Neuzeit find Jowan Hadzitſch, 
Branfo Raditſchevitſch, Kanizlitih, Zortfhitfh zu nennen, Für die Aufhellung 
der Geſchichte waren beſonders Raitſch, Geſchichte des flavifchen Volkes, Wien 
1793; Tſchaplovitſch, Slavonien und Kroatien, Peft 1819; Medekovitſch, 
Geſchichte des ferbifhen Volkes, Neuſatz 1852, thätig. Mit ver Herausgabe und 
Erklärung altjerbifher Urkunden befhäftigte fih Dobromsty, Vuk Stephano- 
vitfh, Kopitar, Kollar u. m. a.; epochemachend ift vie reformatorifche Thätig- 
keit Safarik's. Auch auf den Gebieten der eraften Wiffenfchaften, der Juris- 
prubenz, ver Philofophie u. dgl., befonvers aber der Sprachforſchung, liegen be- 
deutende Leiftungen vor. Der beveutenpfte flavifche Lingmift ift Mikloſich. 

7. Kroatien. Nah ver Verbindung Kroatiens, Slavoniens und Dalmatiend 
mit Ungarn beftand zwiſchen den beiten Nationen, den Slaven und Magyaren, 
ein gutes Einvernehmen. Die gemeinfamen Kämpfe gegen den Halbmond fnüpften 
das Band immer enger, Nur vie Religion bilvete einen Unterfchied hierin. In 
Ungarn fand die reformirte Kirche einen bedeutenden Anhang, während vie Süd— 
ſlaven der fatholifhen Lehre treu blieben. Die ausfchliegliche Berechtigung ter 
fatholifhen Kirche auf ſlavoniſch-kroatiſch-dalmatiſchem Boden wurde auch durd 
den Landtags-Art. 86 von 1723 ausgefproden, indem nur Katholifen zum Befige 
und zur Wominiftration von Gütern fähig erklärt wurden. Auch hinſichtlich der 
politiihen und adminiftrativen Fragen berrichte bis ans Ende des 18. Jahrhun- 
dertö zwifhen Ungarn und Kroatien ein gutes Einvernehmen. Liudewit Gay be« 
zeichnete zuerjt mit dem Namen Illyrien die ſüdſlaviſchen Völkerſtämme der Sla— 
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ven, Kroaten, Serben und Bulgaren und ftrebte durd eine gemeinfame Schrift. 
ſprache eine Einigung zu erzielen. Er begründete eine Nationaloruderei 1835, gab 
eine kroatiſche Nationalzeitung heraus (Horvatske slavonske dalmatinske Novine), 
Anfangs in kroatiſch-ſlavoniſchem Dialekte; fpäter (1836) erhielt vie Zeitung ben 
Namen illyrifhe Nationalzeitung (ilirske narodne novine). Eine literarijche Reform 
und eine nationale Bereinigung der zerflüfteten Südflaven waren das Streben der 
großen Partei, welche fid an Gay anſchloß. Ihnen gegenüber ftand eine nicht 
unbeveutende Anzahl Kroaten, Serben und Magyaren, eine jogenannte magyarijche 
Partei, welche in jeder Weife dem illyrifchen Agitator entgegen zu treten bemüht 
war. Bei den Komitatswahlen fanden feit 1841 eine kroatiſch-ungariſche und 
eine illyrifhe Partei einander gegenüber und es fehlte auch an blutigen Konflikten 
nicht. Ein Hanpbillet des Kaifers vom 11. Januar 1843 verbot die Benennung 
Süyrien und Illhrismus in Beziehung auf Kroatien und Slavonien, ſowohl in 
Drudihriften, als auch in amtlichen Berhandlungen, womit aber die illyrijche 
Partei um fo weniger beſeitigt war, als gerade feit ven AOger Jahren vie ultra» 
nationalen Tendenzen der Magharen mit großer Schärfe und Beftimmtheit formus 
lirt wurden. Bei der Landesfongregation zur Wahl der Deputirten für den un- 
gariſchen Neihstag (27. April 1843), erlangte die illyriſche Partei das Ueberge- 
wicht und die Deputicten erhielten die Inftruftion, fid; bei ben Landtagsverhand- 
lungen in Preßburg nur der lateinifhen Sprache zu bebienen, während man hier 
darauf Hinarbeitete, die magyariſche Sprache zur ausſchließlichen Landesſprache zu 
erheben, Die Regierung ftand damals auf Seite ver Magyaren und im Jahre 
1844 wurde beftimmt, daß die Kroaten auf den ungarischen Landtagen fih nod 
durch ſechs Jahre der lateinifchen Sprache bedienen können, hierauf aber ungarijd) 
jprehen follen. Die Spannung zwiſchen ber froatifhen und ungarifchen Partei 
wurbe immer größer, als die Märzbewegung bes Jahres 1848 ausbrad. 

Ein proviſoriſches Nationalfomite, welches fih in Agram am 25. März ge- 
bilbet Hatte, ftellte die Forderungen: Ein jelbftändiges Oberhaupt, einen Ban, 
wozu man ben Baron Jofef Iellacic erwählte, Einberufung eines gemeinfamen 
Landtages der Königreihe Kroatien, Slavonien und Dalmatien in Agram; eine 
neue Bereinigung Dalmatiensd mit dem Königreih Kroatien und Slavonien, Ein- 
verleibung der Militärgrenze hinſichtlich der politifhen Apminiftration und bie 
Sneorporirung aller übrigen im Laufe der Zeit verloren gegangenen mit den un- 
garifhen Komitaten vereinigten Theile des Vaterlandes; nationale Unabhängig» 
feit; ein eigenes dem Landtag verantwortlides Minifterium; die Einführung ver 
Nationalſprache in die innere und äußere Verwaltung des Königreihe, wie auch 
in allen höhern und niedern Lehranftalten, die Errichtung einer Univerfität in 
Agram; jährliher Landtag, abwechjelnd in Agram, Efjeg, Zara und Turan; Res 
ftituirung der Nationalfafjen und Fonds, weldye bisher in Ungarn manipulirt wur« 
den; Nationalgarve u. ſ. w. Die Regierung zeigte fih in gewiſſer Beziehung 
willfährig. Freiherr Iofef Iellacte wurde zum Ban und Kommandanten der froa« 
tiſchen Deilitärgrenze ernannt, welcher die flavifchefroatifhe Lanvestongregation in 
Agram eröffnete (5. Juni 1848), ohne fi an vie Befehle des neu fonftituirten 
ungarifhen Miniſterums zu binden. Schon am folgenden Tage fand ‚eine Verbrü— 
derung mit den Serben ftatt, die ſerbiſchen und kroatiſchen Angelegenheiten wur— 
den als gemeinfame erfiärt. Durd eine Repräjentation an den Kaifer for- 
derte man für die inneren Landesangelegenheiten eine felbftändige Regierung, wollte 
ih aber in Finanz» und Kriegsangelegenheiten den k. k. öſterreichiſchen Minifte- 
vien unterorbnen. Dan erflärte in einem Manifefte ver kroatiſch⸗ſlavoniſchen Nation, 
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baf die Kroaten wohl dem ungarifchen Könige, mit nichten aber dem magyariſchen 
Stamm ben Hulbigungseib geleiftet. 

Auch die Serben traten wieder auf die Bühne Schon im April 1848 hielt 
man zu Karlowig einen Nationallonvent ab. Man fonderte die Komitate Bacs, 
Torontal, Kroppo, Temes, Baranya und Syriam als befonderes Kronland und 
unter dem Namen ferbifhe Wojwodſchaft und ernannte den Priefter Rajacie 
zum Patriarchen und Supplifat zum Wojwoden. Die ungariiche Regierung erflärte 
die Berfammlung für ungefeglih und ſchrieb auf den 15. Juni 1848 eine Ver— 
fammlung der Serben nad Temeswar aus, welche jedoch nicht zu Stande kam. 
Hier Brad auch der Kampf am frübeften aus und bie Serben fochten mit aufßer- 
ordentlicher Hartnädigfeit für die Erlangung ihrer Selbftändigkeit. Die Südſlaven 
ebenfogut wie ber größte Theil der Slovaken ftanden während bes Krieges 
mit den Aufftänbifhen in Ungarn auf Seite der Regierung und leifteten der— 
felben große Dienfte. 

Die öſterreichiſchen Slaven hatten nichts Oeringeres im Auge, als Defterreich 
zu einem Slavenreihe zu machen. Die czechiſche Partei forderte mit Ungeftiim bie 
Bereinigung Böhmens, Mährens und Schleſiens, nationale und politifche Selb» 
ftändigfeit. Die Slaven Jllyriens und Steyermarfs forderten ein felbftändiges 
flavifhes Königreih. Die Agitation war rührig und felbft in vielen deutſchen 
Diftrikten diefer Kronländer konnte fie ſich einiger Erfolge rühmen. Man ver- 
weigerte befhalb die Mahlen zum deutſchen Parlamente und die Haltung ber da— 
maligen Regierung fachte die Hoffnungen biefer Partei mächtig an (vgl. den Art. 
Defterreih). Um in die heterogenen Beftrebungen Einheit zu Bringen, berief man 
einen Slavenfongreß nah Prag, der am 1. Junt 1848 zufammentrat und auf 
bem fi Vertreter aller Stämme einfanden. Der Kongreß ging refultatlos 
auseinander. Auf die Entwidlung ver Verhältniffe in Defterreih blieben blos bie 
fühflaviichen Bewegungen einflußreih. In Südungarn Brad ein Bauernfrieg aus, 
der in feiner Art einzig in der Gefchichte daſteht. (Bal. Ungarn.) Das Nefultat 
war, daß die Slaven die Anerkennung Kroatiens und Slavoniens, fowie Dalma— 
tiens als befonderer Kronländer und die Konftituirung der ferbifhen Wojwodſchaft 
und des temeswarfchen Banates als eines befonderen Berwaltungsgebietes erlangten. 
Das centraliftifche Defterreib (von 1850—60) vereitelte alle föveraliftifchen 
Pläne der Slaven. Man verließ abermals das politifche Gebiet und zog ſich auf 
das Titerarifche zurüd, 

8. Berfaffungstämpfe nad 1860. Das Jahr 1860 mit feinem 20, 
Dftober brachte die Nationalitätenfrage wieder aufs Tapet, Seit dem Jahre 1850 
bielten fich bie berborragendften Führer des Czechenthums von allen andern poli« 
tifhen Fragen ziemlich fern. In dem abfolutiftifchen Defterreih gab es eigentlich 
feine politifche Frage, welche bie Leivenfchaft erwecken und anftadheln fonnte. Die 
große ſlaviſche Partei des Jahres 1849 war zufammen gefhmolzen, der Reft ohne 
beftimmtes Programm. Nur menige befhäftigten fich mit der Erörterung ber Frage, 
welde Stellung die Slaven Defterreihs in Zukunft einnehmen dürften. Der ver 
ftärfte Reichsrath hat jedenfalls das Verdienſt, das Stihmort gefunden zu haben, 
welches man nah dem 20. Dtober auf die Fahne ſchrieb. Es war die Erfindung 
ber hiſtoriſch-politiſchen Individnalitäten. Nun tauchten feitvem alle jene Phrafen 
auf, welde man überall und überall zur Geltung zu bringen ſuchte, in der par- 
lamentarifchen Debatte und in den Sournalen. Man ſprach und ſchrieb von ber 
böhmifhen Krone, der Landesautonomie u. f. w. Bewunderungswilrbig bleibt im- 
merhin das Organifirungstalent der czehifhen Führer, die in verhältnigmäßig 
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furzer Zeit eine kompakte gut organifirte Partei hinter fi fahen. Das alte föde⸗ 
raliftifhe Programm Palady’8 wurde hervorgefuht, mit neuem Flitter ausftaffirt; 
man verfuchte, bie Landbewohner für das alte großmähriſche Neich zu begeiftern, 
wied auf eine etwaige Berbindung mit den Süpflaven hin und beutete nicht un« 
deutlih an, daß man mit den Klerifalen und Feudalen zufammenzugehen gefon« 
nen ſei. So kam ber 26. Oftober heran. Bei ven Landtagswahlen zeigte ſich veut- 
lich, daß die cgechifche Partei die Zeit mohlgenugt habe. Wir übergehen bie Haltung 
diefer Fraktion im NReichsrathe, in den Landtagen Böhmens"und Mährens; groß» 
artige r. bat fie bisher nicht errungen, wenn man den jüngften Beſchluß des 
böhmifhen Yandtages nicht hinzurechnet, daß an allen Mittelfhulen, d. 5. an 
Nealfhulen und Gymnaſien, die böhmifhe Sprache als obligater Lehrgegenftand 
aufgenommen werben folle. 

Auch die Hoffnungen der Sübflaven realifirten fih nicht und bie Bevölferung 
war hier erbitterter ald anderswo gegen die Tendenzen des äfterreichifhen Minifte 
riums. As im Jahre 1860 die neue Fonftitutionelle Aera mit dem Diplom vom 
20. Dftober begann, mähnten fid) Kroaten und Slavonen endlich am Ziel ihrer 
Wünſche. Auf dem Landtage ftanden einander zwei große Parteien gegenüber, bie 
eine, weldhe nur im innigen Berbande mit Ungarn die Zufunft der Königreiche 
gefichert fah, die andere, vie nationale, welche die Selbftändigfeit der ſüdſlaviſchen 
Gebiete mit Entichievenheit betonte, in Dalmatien, Kroatien und Slavonien eine 
einheitliche Vertretung beanfpruchte und überdies noch die Vereinigung ber kroa— 
tiſch⸗ſlavoniſchen Militärgrenze mit dem dreieinigen Königreihe verlangte. Die 
Auflöfung der Militärgrenze, die umerläßlihe Bedingung zur Verwirklichung 
der Union, wurde in Wien derzeit für unmöglich erklärt. In Dalmatien überwog 
auf dem Landtage die italienifhe Partei, welhe von einem Verbande mit Kroatien 
nichts wiſſen wollte. Der kroatifhe Landtag wurde in Bälde, nachdem eine Ver— 
ftändigung mit dem öfterreihifhen Minifterium ſich faft als unmöglih herausftellte, 
aufgelöst und nicht wieder einberufen. Wenn nicht alle Anzeichen trügen, bürfte 
jene Gentralifationsmanie, deren man fih in Agram bezüglich Dalmatiens hingab, 
als befeitigt betrachtet werben; man müſſe, fordert eine nicht unbedeutende Partei, 
dem Lande feinen eigenen Landtaz und feine VBerwaltungsautonomie auch für bie 
Zufunft garantiren, nur die Gefeggebung in Juftizfahen und die Repartition ber 
auf bie drei Königreihe entfallenden Truppen- und Steuerguote unter bie Ein- 
zelländer fei im Agramer Landtage zu centralifiren. Auch ift man erbötig, bei 
der oberften Juftiz- und Finanzſtelle in der Froatifchen Hauptftabt eine jelbftänbige 
Abtheilung für Dalmatien zu kreiren. Ferner ift man nicht abgeneigt, die Differenzen 
mit den Ungarn beizulegen und hält unter gewiffen Bebingungen die Erneuerung 
eines innigen Verbandes mit Ungarn für eine unabweisliche Nothwendigkeit zur Erhal- 
tung der verfaffungsmäßigen Selbftänbigkeit für Ungarn und die beiden Schwefterreidhe 
Kroatien und Slavonien. — Auch die Wojworfchaftsfrage ift bisher nicht definitiv 
gelöst. Nah Erlaß des Dftoberdiploms ſchickte das Minifterium in Wien einen 
Kommifjär zur Sondirung der Strömung der Bevölkerung nad der Wojwodina. 
Es ftelite fid) als die Anfiht der hervorragenpften Führer heraus, daß die Woj- 
wobina ihre adminiftrative Selbftändigfeit Ungarn gegenüber wollte aufrecht erhal- 
ten wiffen und ein ferbifcher Nationalfongreß follte die Modalität eines Anfchluf> 
fes an Ungarn beftimmen. Diefe Gefihtspunfte drangen in Wien nit durch und 
bie Einverleibung der Wojwodina in Ungarn wurde ausgefproden. Es ſcheint, 
daß man auf diefe Weije die magyarifhe Partei nachgiebiger machen wollte und 
man in Bälde den begangenen Fehler erfannt habe. Ein ferbifher Nationalton- 
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greß wurde nad Karlovic einberufen. Diefer formulirte als die Wünfche der Sers 
ben Refonftituirung einer Wojwodina in engern Grenzen als die frühern mit blos 
abminiftrativer Autonomie Ungarn gegenüber. Die Beftätigung der Beichlüffe des 
Karlovicer Kongreffes ift noch nicht erfolgt. In der Wojwodina arbeitet gegenwär—⸗ 
tig eine Partei auf Verftändigung mit ven Magyaren hin, und eine Verbrüderung 
berfelben mit den Serben wirb nicht blos als eine Sache der Klugheit, fondern 
als eine Sache der Nothwendigfeit hingeftellt. In wie weit eine folde Verbindung 
ſich realifiren wird, bleibt der Zukunft vorbehalten, 

Schließlich wollen wir noch auf eine totale Umgeftaltung ver wirthſchaftlichen 
Berhältniffe, welche fi feit 1848 bei den Südſlaven vollzieht, aufmerkſam machen. 
Dem Süpdflaven eigenthiimlih war bie fociale Verfaſſung, welde unter dem 
Namen Hansfommunionen befannt ift. Sie bildete vie einzige Grundlage 
ber Agrar: und Familienverfaffung bei den Serben und Kroaten und zwar nicht aus» 
nahmsweiſe, wie man bisher angenommen hat. Das unbewegliche Bermögen einer 
jeven Landfamilie machte einen ungetheilten Grundwirthfchaftsfompler aus, worauf 
alle zur Hausfamilie gehörigen Perfonen gleiche Rehte haben, ohne daß Jemand 
ſich zum Alleinbefiger der Grundwirthſchaft aufzumwerfen das Recht hatte. Der letzte 
Sprofje einer Familie konnte über fein Vermögen verfügen, mangelte ein ſolches 


Teſtament, trat die allgemeine gejegliche Erbfolge ein. Stirbt in einer folden Haus- 


fommunion ein Mann, fo erben die Kinder nur fein befonderes bewezliches Vers 
mögen; fein Antheil am Hausvermögen ift kein Gegenftand der Erbfolge. Die 
Hauskommunion ift der alleinige Erbe. Die Hausgenoffen bewirtbfhaften gemein: 
Ihaftlih ihr Hab und Gut. An der Spige fteht der Hausvater, dem in wichtigen 
Fällen berathend und beſchließend die erwachſenen männlichen Hausgenoffen zur 
Seite ftehen. Bei herannahendem Alter übergiebt der Hausvater die Erefutive nicht 
dem älteften, fonbern dem tüchtigften Sohne. Die Grundgeſetze der Militärgrenze 
berubten auf diefer in ein Syftem gebradten Nationalfitte. In den beiden legten 
Decennien wurde diefe Familien und Hausverfaffung (Zadruga) faft gänzlich zer« 
brödelt. Das ungariſche Landtagsgefeg vom Jahre 1839/40, Art. VII, bat den 
Ruin der altbergebradhten Sitte angebahnt und die Parcellirungen famen befon- 
ders feit 1848 in Schwung. Das Hausfommunionsverhältnig befteht kaum noch 
fporadifch im Sande, obgleich die Theilung der Familien ſchon feit Jahren gejeg- 
lich verboten ift. Das Berbot wird jedoch nicht berüdfichtigt, indem die Hausge— 
noffen insgeheim die Theilung der gefammten Immobilien und Mobiltgrbefige 
nach Köpfen oder Familien vornahmen, im gemeinfamen Haufe wohnen blieben, 
aber jeder Theil bebaut fein Grundſtück allein und führt feine befondere Wirth: 
haft. Streitigkeiten fommen in Hülle und Fülle vor und machen den Bezirksäme 
tern viel zu Schaffen. Die Klage ift allgemein, daß die Landwirthſchaft in legter 
Zeit keine Fortſchritte, ja fogar Rückſchritte gemacht hat. Während eine Haustom« 
munion vor ihrer Theilung nicht nur die Bebürfniffe der Hausgenoffen befriedigt, 
fondern oft auch noch einen beträdhtlihen Gewinn abwarf, repetirt num jeder ven 
abgetbeilten Familientheil auf feinem Grundtheile. 

Die panflaviftiihen Ideen währen nod vielfady fort, Noch in jüngfter Zeit 
wiefen mehrere flavifche Zeitungen auf die Bedeutung des nationalen Kampfes 
ver öfterreihifhen Slaven hin, Sie leben, heißt es, unter ganz ungünftigen Ver— 
hältniffen, indem die Regierung feit Ferdinand I. und namentlich feit Iofef IL. 
auf vie Gentralifation und daher Germanifation hinarkeite. Es fei Aufgabe ver 
Slaven, fich dagegen zu ftemmen und eine Solidarität zwiſchen den verfchiedenen 
Stämmen herbeizuführen; der gemeinfame Kampf gegen Magyarifirung und Ger- 
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manifirung miüffe und werbe zum Bortheile ver flavifhen Völker gelöst werben, 
felhft der Hinweis auf Rußland, als den einzigen Hort der Slaven in Europa, 
ift auch im Laufe der letzten Jahre öfters wiederholt worden und von den Ezechen 
z. B. ift die polnifhe Erhebung ver Testen Jahre entfhieven mißbilligt worden. 
Literatur: Außer den Werfen über öfterreichifhe Geſchichte Palacky, 
Geſchichte von Böhmen, 4 Bde., Prag 1836—60. Gothardi, Geſchichte aller 
flavifch-norbifhen Staaten, 3 Th. 1789. Safarif, flavifhe Alterthümer, deutſch 
von Achrenfeld, 2 Bde. Ezörnig, Ethnographie Defterreihs, befonders der 2. 
und 3. Band. Dudik, Geſchichte Mährens (bisher 2 Bde.). — Wolny, vie Mark— 
graffhaft Mähren, 6 Bde. 1835. Die Slaven und die panflaviftifchen Tendenzen 
und bie Sübflaven und ihr Eingreifen in die öfterreihifhen Bewegungen in Brod- 
haus Gegenwart, Bd. 2 und 8. Springer, öſterreichiſche Geſchichte feit dem Jahr 
1804, Leipzig 1863, I. Thl. Bgl. Utiefenovic, die Hausfommunionen ber 
Südſlaven, Wien 1859. Adoif Bee 


E. Türkiſche Slaven. 

Das ganze Gebiet von den ſüdlichen Ausläufern der Karpathen, dem adria⸗ 
tifchen und fhwarzen Meere bis zum Pinbosgebirge war feit jeher das Durd- 
zugsland mannigfacher Völkerftämme. Abgefehen von der Epoche vor der dhriftlichen 
Zeitrehnung haben in den ber Reformation vorausgehenden Jahrhunderten vie 
verfchiedenartigften Völker ihren Wohnfig zeitweilig oder dauernd hier aufgefchlagen 
und jenes bunte Bölfergemifch erzeugt, welches die europätfche Türkei befitt. Zuerft 
tummelten fich bie germanifchen Stämme der Gothen in ben bafifchen Gegenben 
berum, bis fie unter die Botmäßigfeit der Hunnen fielen und bie Alanen und Sar- 
maten wählten ſich dieſe Landſchaften zum Schauplage ihres zerftörenden Wirkens. 
Auch SIaven waren in die Ebene der Niederbonau vorgedrungen; in Thrafien, 
Makedonien, Thefialten, theilweife im fünlichen Griechenland, ſiedelten fie fih an. 
Diefe Stämme verfhmolzen allmälig mit den bellenifchen Einwohnern, „unter 
lagen allmälig dem geiftigen Uebergewichte des Hellenenthums und fügten fich, zu— 
mal nad der Belehrung zum Chriftenthum, hellenifcher Spradhe und Sitte.“ Die 
Chrovaten und Serben befegten das Land fürlih ver Save; letztere nahmen bie 
Gebiete des eigentlihen Serbiens, Bosniens, das Zahlumer Fürftenthum, ben 
republifanifchen Seeftaat der Nerefaner, die Lanbichaften Trevunia und Duflye ein 
und gründeten bier ein Jahrhunderte lang theils felbftändig und zeitweilig unter 
griehifcher Botmäßigfeit ftehendes Reih. Die Slaven in Möften und in den Nie- 
derungen Dakiens unterlagen dem ugrifchen Bolt der Bulgaren; doch erlangte 
allmälig das flaviihe Element das Uebergewicht und ſchuf jenes Bölfergebilde, mit 
vorwiegend flavifhem Charakter, weldhes ſich bis auf die Gegenwart erhalten hat. 
Die flaviſche Bölferfamilie in der europäifchen Türkei zerfällt in folgende Stämme: 
Serben in Serbien 1., Mill., Bosnien, in der Herzegowina, in der Ezernagora und 
noch weiter fünlih 1.5 Mill., Kroaten in türfifh Kroatien O., Mill., Bulgaren 
in Bulgarien, im Binnenlande von ganz Rum-Jli zerftreut, in Albanien, in ber 
Dobrudiha und Beffarabien, im Ganzen 4., Mil. Die Angehörigen der ruffiihen 
und polnifchen Stämme betragen blos 700,000 Seelen. 

Der Kulturzuftand fämmtliher Slaven der Türkei ift im Großen und Gan- rs 
zen noch ein primitiver; Aderbau und Biehzucht find die Hauptbefhäftigung der 
Serben und Bulgaren, ber Bosniaten und Montenegriner. Die Landwirthſchaft 
wird, höchft wenige Ausnahmen abgerechnet, in feiner Weife anders betrieben, als 
vor Hunderten von Jahren. Der Bergbau ift noch in der Kinbheit, der Gewerb- 
fleiß höchft unbedeutend, Nur in Serbien kann man in gewifer Beziehung von 
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einem Fortfchritt in den legten Decennien fprechen. Für Kommunifationsmittel ift 
unter der türfifhen Herrihaft faft gar nichts gefhehen. Die Slaven haben 'viele 
Spuren alterthümlichen Lebens erhalten; fie haben Sitten und Gewohnheiten treuer 
und urfprünglicher bewahrt, als die fortgefchrittenen öfterreihifhen Slaven. In 
politifcher Beziehung haben Fisher blos Montenegro (ſ biefen Artikel) und Serbien 
eine gewiſſe Selbftänbigkeit erlangt, in den Berhältniffen der Bulgaren und Bos— 
nyaken bat fi) wenig verändert. 

1. Serben. Die Serben wanderten aus Oftgalizien und Rothrußland 
in das Flußgebiet der Raſchka, Drina, Bosna und dem Verbas und behnten ſich 
nad der Vertreibung der Avaren an ber Save bis ans adriatifhe Meer aus. 
Das von ihnen eingenommene Gebiet zerfiel in mehrere Jupanien, an deren Spite 
der Grofzupan Stargetina (Senior) ftand und in Deftiniga an der Morava feine 
Refivenz hatte. Das Land ftand zeitweife in einem Abhängigfeitsverhältniffe zu 
Byzanz. Die Serben vertrieben unter Stephan Bogislam die griehifhen Befehls- 
baber, melde 1018— 1040 das Land verwalteten und Michael nahm (1050—1080) 
ven Titel eined Königs an. Faft ein Jahrhundert lang ift die ferbifche Gefchichte 
dunkel, erft mit Nemanja, ber 1159 die Würde eines Großzupans von Raffe 
annahm, beginnt e8 wieder zu tagen. Sein Sohn Stephan nahm den Föniglichen 
Titel an, Seine höchſte Auspehnung erlangte Serbien unter Stephan Nemanja, 
Milutin und hauptfählih unter Stephan Duſchan 1336—59; Albanien, Make— 
donien, Theffalien und Griehenland gehörten dazu. Er legte ſich den Titel eines 
Kaifers, feinem Sohne den eines Königs zu. Ein treffliches Geſetzbuch 1349 ſicherte 
Freiheit und Eigenthum feinen Unterthanen. Nah feinem Tode fanf Serbien von 
der Höhe bald herab, fein Sohn und Nachfolger Urofch, ein ſchwacher und unbe 
deutender Fürſt, hatte mit den Statthaltern, denen Stephan die Verwaltung ein- 
zeiner Gebiete anvertraut hatte, viele Kämpfe, und bei biefen inneren Unruhen 
gelang es mehreren Statthaltern, fih von dem ferbifchen Könige unabhängig zu 
maden; das Mahower Banat ging 1359, die Herzegowina 1362 verloren. 
Uroſch war ver legte feines Stammes, nad) jener Veränderung beftieg der Wojwod 
Wukaſchin den Thron, 1367. Vereint mit den Griechen kämpfte er gegen die Tür- 
fen, verlor aber fchon nach zwei Jahren in einer Schlaht das Leben. Ein fer- 
bifcher Großer, Rapar, mwurbe der Gründer einer neuen Dynaftie, 1374. Er 
unterwarf fih Anfangs den Türken, fämpfte ſodann vereint mit einigen hriftlichen 
Fürſten gegen biefelben und fiel in ver Schlaht von Kaffore am Amfelfelde. Sein 
Sohn Stephan konnte ih nur als Vaſall der Türken behaupten bis 1427. Da 
er Feine Kinder hatte, folgte ihm Georg Brackowitſch, der nebft feinem Sohne 
und Nachfolger Lazon ſich noch einer größeren Selbftändigfeit erfreute. Aber ſchon 
1459 unterwarf Sultan Mahmud II. ganz Serbien und vereinigte das Land mit 
dem tärfifhen Reiche. 

Die türkifhe Herrfchaft lag ſchwer auf dem ferbifhen Bolfe. Das Land wurde 
unter bie Spahi ausgetheilt, denen die Einwohner zu perfönlichen und binglichen 
Dienften verpflichtet waren. Waffen zu führen murbe verboten, alle fünf Jahre 
mußte ein Knabenzins an die Türken abgeliefert werden. Eine Befreiung, wenigftens 
eines Theiles von Serbien, brachten die öfterreichifch-türtifchen Kriege 1716—18. 
Der nörbliche Theil Serhiens bis an den Timek und das Gebirg Bujukdaſch wurde 
erobert und in dem Paſſarowitzer Frieden 1718 von Defterreich behalten. Der 
Frieden von Belgrad 1739 Tieferte biefes Gebiet wieder an die Türken aus. Bis 
an den Anfang unferes Jahrhunderts änderte fich nicht viel in den Berhältniffen 
bes ſerbiſchen Bolfes; 1801 brach ein allgemeiner Aufftand aus. Czerny Georg 
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ſtand an der Spike. Die türfifche Reaterung mußte felbft die Rechtmäßigkeit des 
Aufftandes, der unmittelbar gegen die Janitſcharenherrſchaft gerichtet mar, anerfen- 
nen. Nah Bändigung der Ianiticharen forderte der Sultan Rückkehr in das alte 
Berhältnif und Nieverleaung der Waffen; die Serbier wollten ſich blos zur Ent: 
richtung eines jährlichen Zinfes bequemen und fich jonft unabhängig und felbftän- 
dig regieren. Kein Türke follte fürderhin ins Land fommen. Man wandte fid an 
Rußland um Unterftüßung und fegte, weil abgewieſen, ven erbitterten Kampf nicht 
ohne Glück fort. Die Türken fchloffen 1808 einen Waffenftillftand ; Czerny Georg 
wurde als Fürft von Serbien von der Türfet und fpäter von Rußland anerkannt. 
Nachdem ver Krieg zwifchen Aufland und der Türfet 1809 ausgebrodhen mar, 
ariffen and bie Serbier zu den Waffen und fiegten mit außerorventliher Tapfer- 
feit. Um das Bündniß mit Rußland zu Iöfen, bot man Gaerny Georg die Hoſpo— 
darmärbe an. Diefer wies den Antrag zurüd. Rufland Schloß 1812 den Frieden 
von Buchareſt, nad welchem den Serbiern felbftändige Verwaltung ihrer inneren 
Angelegenheiten und völlige Ammneftie zugefihert ward. Die Verhandlungen zwiſchen 
den Serbiern und Türfen verliefen fructlos; der Krieg brach 1813 wieder aus, 
die Türfen eroberten mehrere Diſtrikte. Czerny Georg und andere hervorragende 
Führer wurden zur Flucht ins Beffarabifche genöthigt. Milofh Obrenowitſch rief 
1815 die Serbier neuerdings zu den Waffen; ber Kampf war diesmal für bie 
Serben ſiegreich; fie erhielten in dem 1816 gefchloffenen Frieden die Bermaltung 
ihrer innern Angelegenheiten, die Türfen blieben im Befite der Stäbte und Feſtun— 
gen. Milofh Obrenowitfch wurde Präſident der ferbiihen Regierung, 1817 jedoch 
zum Fürften gewählt, 1827 wurbe ihm bie Erblichkeit ver Würbe zugeſprochen. 
Im Kriege Ruflands gegen die Türkei 1828 behauptete Serbien eine achtungs— 
werthe Neutralität, e8 wies bie Zumuthungen der Türkei und Rußlands, Partei 
zu ergreifen, aleihmäfktg zurüd. In dem Frieden von Adrianopel erhielt Serbien 
die 1813 verlorenen Diftrifte wieder zurück. Milofh wurbe 1830 Seitens ber 
Bforte als erblicher Fürft anerkannt; die Regulirung ver Grenzen erfolgte vier 
Jabre fpäter. Die Serbier wurden ganz frei und zahlten jährlich blos 2, Mill. 
PViafter Tribut. Ein Grundgefeß fam unter ruffichem Einfluß zu Stanve nnd er- 
bielt 1838 die Beftätiguna der Pforte. Schon im Jahre darauf fah fih Miloſch 
zur Unterzeihnung einer Abdankungsurkunde zu Gunſten feines Sohnes genöthigt 
(13. Mai 1839). Milan Obrenowitfch ward am 16. Juni, nachdem bie Entſchei— 
dung aus Konftantinopel angelangt mar, zum Fürſten ausgerufen, ftarb jedoch 
fhon am 7. Juli und fein Bruder Michael erhielt die fürftliche Würbe. Bald 
nad feiner Abreife proteftirte der greife Milofh gegen feine erzwungene Abban- 
fung, fuchte bei Rußland Unterftitgung und hielt feinen Sohn Michael ab, nad 
Belgrad zur Mebernahme ber Regieruma zu geben. Als aber Rußland fi mit al- 
len Vorfällen einverftanden erflärte, mußte ſich Miloſch fügen; Michael ging 1839 
nah Konſtantinopel und bielt 1840 feinen Einzug in Belarad. Die neue Ver- 
waltung hatte mit großen Schwieriafetten zu kämpfen. Die Pforte ftellte dem noch 
jungen Fürften, obwohl fie feine Volljährigkeit anerkannt, Wutſchitſch und Petro- 
niewitſch als offictelle Räthe zur Seite, und verftieß bamit gegen ein unlänaft 
beftätiates Necht der Nation, wornach die Nation ihren Magiftrat felbft zu wäh— 
len hatte, die Ernennung der Beamten dem Fürften, die Rreirung neuer Stellen 
dem Senate gebührte. Der Senat und Me Dorfälteften erflärten fich mit Entſchie— 
benheit dagegen. Die Dorfälteften und Kuraten an der Spitze bewaffneter Haufen 
forberten Verlegung der Regierung nad Kragujevacz, mo fie ficherer und vor ben 
türfifhen Einmifhungsgelüften unabhängiger ſei; gerichtliche Unterfuhung gegen 
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Wutſchitſch und Petroniewitſch und endlich Zurüdberufung bes alten Fürften. Fürft 
Michael mußte hinfichtlih der erften beiden Punkte nachgeben und befahl dem Se— 
nat und ben höhern Beamten ihm nad Krannjevacz zu folgen. Die beiden Ange- 
Hagten flohen in die Feſtung zum türfiichen Paſcha, andere hervorragende Führer 
folgten und in einer Befchwerbefhrift an die Pforte Magten fie den Fürften an, 
den Bollsaufftand hervorgerufen und fid) gegen den Sultan aufgelehnt zu haben. 
Mufti Effenvi erfhien ala türfifcher Kommiſſär, aber man erflärte ihm, daß fich 
Niemand in die innern Angelegenheiten Serbiens zu mifchen habe. Eine Bolfs- 
verfammlung am 4. Yuguft 1840 beftätigte die Anordnungen des Fürſten umd 
verwies die Gegner Wutſchitſch und Vetroniewitſch mit vollem Gehalte des Lan- 
des. Diefe blieben und ſchon nah Jahr und Tag ftanden fie wieder an der Spike 
einer revolutionären Bewegung, 1842. Michael entflob nah Semlin, nachdem alles 
Militär ſich weigerte, gegen die Aufftändiihen zu kämpfen (am 8. Sept. 1842) 
und Tags darauf wurde Wutſchitſch und Petroniewitfh von dem türkiſchen Gou— 
verneur in Belgrad vroviſoriſch an die Spise der Negierung geftellt. Einige Tage 
fpäter beſchloß eine Notablenverfammlung bie befinitive Entſetzung Michaels, und 
der Familie Obrenomitfh und wählte den Sohn Czerny Georg's Alerander 
Karl Georgtiewitih zum Landesfürften. Mehrere Berfuhe, zu Gunften 
bes vertriebenen Fürſten Aufſtände hervorzurufen, feheiterten, die Regierung 
Michaels hatte fi wenig Freunde im Lande erworben. Die Pforte beftätigte ben 
neuen Herrfher aber nit als Fürften, fondern blos als Bafchi-Bog (Oberherrn). 
Die Pforte benuste die innern Wirren, um ihre Oberherrlichfeit über Serbien 
wieder auszubehnen und zu befeftigen; ver Paſcha von Belgrad follte allen Sigun- 
gen bes Senats beimohnen, Serbien eine halbe Million türkifche Piafter mehr 
aljährlih an die Türkei zahlen m. dgl. m. Rußland verweigerte nicht blos bie 
Anerfennung bes neuen Fürften, fondern forverte fategoriih Abſetzung Aleranders 
, und Wiebereinfegung Michaels; Defterreich ſchloß fi ihm fpäter an. Es fchien 
zu einem Bruce zwifchen Rußland und der Pforte zu kommen, da einigte man 
fih nod in der Testen Stunde dahin, daß Alerander die Regierung niederlegen 
und eine Fürftenwahl vorgenommen werben follte. Diefe fiel am 27. Inli 1843 
abermals auf Alexander und Rußland Hatte num nichts einzumenden, meil es mitte 
lerweile von dem neu gewählten Fürſten mewichtige Konceffionen erhalten hatte. 
Die Reftaurationsverfuche der vertriebenen Herrfcherfamilie und ihrer Anhänger 
rubten zwar nicht, aber fie wurden mühelos unterbrüdt. Seit 1845 erfreute ſich 
das Land der Ruhe und des Friedens nad Außen und Innen, welche felbft im 
Jahre 1848 nit unterbroden wurde. Nur nahmen Serben als Freiwillige in 
dem Racenfampf gegen die Ungarn Theil. (Siehe Ungarn). In dem 1852 in 
Montenegro ausbrehenden Kampfe blieb die ferbifche Megierung trog der großen 
Sympathieen ber untern Volksklaſſen für ihre Stammesgenoffen neutral. Garas 
fhbanin, damals Minifter des Innern, vereitelte auch die Agitation Rußlands, 
defien Agenten das Land durchzogen, um das Bolf zur Erhebung für die Mon- 
tenegriner aufzuregen. Deßhalb und weil dieſer befonnene und energifche Minifter 
franzöfifhen und engliſchen Einflüſſen fich mehr zugänglich zeigte, feste Rußland 
alle Hebel zu feinem Sturze in Bewegung, ber auch Ende März 1853 erfolgte. 
Alerı Simt fam an feine Stelle. In dem orientalifchen Kriege verhielt ſich Ser- 
bien neutral, trotzdem ber rufftiche Staatsrath Fonton die Bevölkerung zur Theil« 
nahme für Rußland zu bearbeiten ſuchte. Auch die Zumuthungen der Pforte, das 
Schutzherrlichkeitsverhältniß zu Rufland zu löſen, wies die Regierung zurück, indem 
fie hervorhob, daß die Serben Rußland diejenigen Rechte verdanken, welche fie be» 
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fiten. Diefe kluge Haltung ber Regierung verdient um fo mehr Lob, als im Lande 
felbft eine nicht unbeveutende Partei für Rußland agitirte und der Senat von 
feinen ruffiihen Sympathieen fein Hehl madte, Indeß mwurbe ber öfterreichifche 
Einfluß, der eine Zeit lang ungemein bebeutend war, allmälig zurüdgeträngt; das 
Barteimefen nahm überhand und es bildete fich eine Partei, welche jede Einmiſchung 
bes Auslandes von Serbien fern gehalten wiſſen wollte und ſich vie nationale 
nannte. Der Barifer Friede beflegelte das Oberberrlichfeitsverhältnig zur Türkei 
und vernichtete die Hoffnungen jener, welche von der Konferenz erwarteten, daß 
fie die vollftändige Unabhängigkeit Serbiens ausfpreben und das Gebiet um ein 
Bedeutendes verarößern würde. Nach manderlei innern Kämpfen, meldhe oftmalige 
Aenderung des Minifteriums zur Folge hatten und nad dem gefdheiterten Ver— 
fuche einer Verſchwörung gegen den Fürften, bei welcher ver Senatspräfident und 
ein Theil des Senats fi betheiligte, kam endlich die nationale Partei, deren 
Seele Garafhanin war, and Ruder. Das Hauptbeftreben war darauf gerichtet, 
künftighin ähnlihen Konflikten zwifchen Senat und Fürften vorzubeugen und burd 
einen Senatsbeſchluß feste man die Rechte des Fürften und des Senats genau feft. 
Die Pforte gab troß des Abrathens Defterreihs ihre Zuftimmung. Der Fürft, 
welcher ſich ganz öfterreichifchen Einflüfterungen hingab, verlor im Lande jede Sym- 
pathie und ber Auf nah Einberufung einer Skuptihina (Nationalverfammlung) 
wurde immer lauter. Diefe fam auch wirklich am 30. November 1858 zu Stante, 
Sie proteftirte gegen die Abfendung einer türkiſchen Kommiffion, melde angemie- 
fen war, der Verfammlung Beigzumohnen, erhob eine Anflage negen den Fürften, 
22. December. Diefer flüchtete in die Feftung und Tags darauf ſprach die Sfup- 
tſchina feine Abſetzung aus und berief den greifen Milofh nad) Serbien. Die 
Pforte gab auf Franfreihs und Rußlands Rath die Zuftimmung, 12. Januar 1859; 
die Erblichfeit ver Fürſtenwürde lehnte fie ab. Nach feinem am 26. September 
1860 erfolgten Tode ward Michael Obrenowitſch ITI. Fürft von Serbien, fi 
auf das Erbrecht feiner Familie berufen, was die Pforte negirte, Ein neues Mi» 
nifterium warb 1862 gebildet, in welchem Garafchanin das Präfldium und das 
Portefeuille des Aeußern übernahm Das Streben der Serben, vie volle Unab- 
bängigfeit von der Türfei zu erlangen, trat immer beftimmter hervor. Aus einem 
Streite eines türfifhen Soldaten mit einem ferbifhen Knaben entftand ein bluti- 
ner Kampf zwifchen ber türfifhen Befakung und ben Bewohnern Belgrads. Die 
Türken mußten fih in bie Feftung zurücziehen, ein Bombarbement ver Stabt 
Belgrad erzeugte wohl eine große Verwirrung aber feinen Schaden. Die Yorbe- 
rungen ber Serben gingen auf Entfernung aller Türfen außer den Fellungsgar- 
nifonen aus Serbien, Berzichtleiftung auf das Befagungsreht der Stabtthore 
Belgrads, Anerkennung des Erbfolgerechtes für bie Familie Obrenowitſch; und die 
Gefandten der Mächte, welche im Parifer Vertrage die gemeinihaftlihe Garantie 
übernommen, traten zur Beilegung der Differenzen im September 1862 zu einer 
Konferenz zufammen, weldhe im MWefentlichen Feine andere erhehlihe Aenberung 
in der Stellung Serbiens zur Pforte anbahnte, außer daß bie Türfen zwei ber 
feften Punfte, die fie in Serbien befegt hielten, nämlich Sofol und Ufhita 
räumen mußten. 

2. Bulgaren. Einen Gegenfag zu dem türkiſchen lebhaften Serben bildet 
der Ihmerfällige und phlegmatifhe Bulgare. Diefer flavifirte Volksſtamm zeigt 
beute noch Spuren feiner Abftammung und friiheren Lebensweiſe, namentlich in ben 
Gebirgsgegenden, während die ftäptifche Bevölkerung ihre Nattonaleigenthümlich- 
keiten abgeftreift hat, Das Nationalbewußtjein ver Bulgaren erwachte im legten 
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Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts, aber an den Erhebungen Serbiens gegen bie 
Pforte nahmen fie nur geringen Antheil. Ein Verſuch eine gemeinfchaftlihe Ber« 
bindung gegen die Osmanli herbeizuführen, hatte feinen Erfolg und der Frieden 
von Bulareft 1812 überlieferte vie Bulgaren faft mehrlos ven Türken. An dem 
Kriege Rußlands gegen die Pforte im Jahre 1823 betheiligten ſich die Bulgaren 
nit, fie trauten ven gleißneriſchen Berfprehungen der ruffifhen Agenten nidt, 
Sie feierten wohl mit den Kyrbiten jeden Sieg der ruſſiſchen Waffen, begrüßten 
die Rufjen als ihre Befreier, kämpften aber in ihren Neihen nicht mit. Die De- 
moralifation des türkifhen Reiches fadhte die Hoffnungen der Bulgaren an. Eine 
bulgarifhe Hetärie (1834), welche durch die Bemühungen der Dorfihulmeifter 
immer weiter um ſich griff, hatte nichts Geringeres als vie Wiedergeburt des Vol- 
tes zum Ziele, Die Lifte ver Verſchworenen fam dem Paſcha in die Hände, viele 
berfelben ftarben eines graufamen Todes, 1838. In demfelben Jahre fam ein 
furchtbarer Aufftand zum Ausbrude. Die Feſtung Iadoi, einer der Schläfjel zur 
Hauptſtadt Bulgariens, warb plöglic von 20,000 Menſchen, welche aus 200 
Dörfern zufammenftrömten, eingejhloffen. Man forderte eine gefegliche Regelung 
der Frohnen und Abgaben, welche auf mwillfürlihe Weife erhoben wurden. Der 
damalige Fürft von Serbien madhte ven Bermittler zwifhen den Bulgaren und 
der türkiſchen Regierung. Das Refultat war kläglich genug, man erlangte einige 
unerheblihe Abänverungen in ben ftaatsbürgerlihen Verhältniſſen der Bulgaren. 
Die Gährung in den bulgarifhen Diftriften war dadurch nicht befeitigt und hier 
und da war man ſchon Willens, bei dem Tode Mohamens 1839 eine abermalige 
Erhebung zu verfuchen. Der neue Sultan Abdul Medſchid erließ zur Beruhigung 
ber aufgeregten Bulgaren den Hattifcherif von Gulhani, ohne damit den wirklichen 
berechtigten Forderungen Genüge zu leiften. Eine Gefanptfhaft, welde den Sultan 
anflehte, den Bebrüdungen ver Spahis und ver kaiſerlichen Einnehmer ein Enve 
zu machen, wurde in Ketten gelegt. Der Aufftand brach 1841 aus. Man hoffte 
auf Unterftügung von Seite der Serben, weldye jedoch außer der Ueberfendung von 
Waffen und 1400 Pf. Pulver nichts thaten. Der Fürft von Serbien, Michael, faßte 
in Uebereinftimmung mit dem Senate den Beſchluß, die ftrengfte Neutralität zu 
beobachten, ließ die Grenze mit Truppen bejegen um jede Verbindung mit ben 
Rebellen abzuſchneiden. Die Empörung wurde mit außerordentlichem Blutvergieße 
niedergedrückt. 
3. Die ſtaatsrechtlichen Berhältniſſe des Fürſtenthums Ser— 
bien. Das eigenthümliche Abhängigkeitsverhältniß des Fürſtenthums Serbien zur 
Pforte iſt zuletzt in dem Pariſer Frieden 1856 von ſämmtlichen vertragſchließen⸗ 
den Mächter garantirt worden. Serbien hat das Recht der freien Wahl ſeines 
Fürſten, unabhängige nationale Verwaltung, Freiheit der Geſetzgebung, des Kul- 
tus, des Handels und der Schifffahrt und das Recht, eine ſelbſtändige Defenfiv- 
macht zu halten. Nach einer Beftimmung der Berfafjungsurfunde nimmt die Yan 
beögejeggebung die Ausübung des Geſandtſchaftsrechts für das Fürftenthum in 
Anſpruch. Serbien ift beredhtigt, einen diplomatiſchen Geſchäftsträger bei der Pforte 
in Konftantinopel und biplomatifhe Agenten bei den Fürften ver Moldau und 
Walachei zu affrevitiven; es hat an internationalen Angelegenheiten unmittelbaren 
Antheil genommen, wie an der europäifhen Donaufdifffahrts-Kommiffion. Die 
Pforte hat durchaus Fein Recht, bei ihren Kriegen die militäriſche Hülfe Serbiens 
in Anſpruch zu nehmen. Die Neutralität in dem ruſſiſchen Kriege 1828/29 und 
1853/56 wurde wenigftens inbireft anerfannt, Die Pforte hat nady den Hattijheri« 
fen und Fermanen das Recht, daß die Landesgeſetzgebung Serbiens feine Aende⸗ 
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rung treffe, welche die türfifche Dberherrlichkeit irgendwie verlegt; fie hat das 
Recht, einen jährlihen Tribut von 2,3 Mil, Piafter fordern, welche an den 
türtifhen Gouverneur der Feftung Belgrad abzuliefern ift. Die Pforte hält in 
ven Feſtungen Belgrad, Ssmederewo, Schabag, Klavowo, Ada⸗Kaleh, mili- 
täriſche Beſatzungen. Die frühere Beftimmung ber Erblichkeit der Fürften- 
würde in dem Gtamme des Miloſch Obrenowitſch wurde fpäter durch die 
Wahl des Fürften Aleranver Karapfhorpfchewig annullirt und obwohl die Serben 
in der Lanvesverfammlung am 29. Juni 1848 das Nedt in Anfjprud nahmen, 
dem gewählten Fürften die Erblichkeit feiner Würde zuzufprehen und aud von 
ber Pforte die abermalige Anerkennung dieſer Nechte in Anfprud genommen wird, 
ift eine Löſung diefer Frage bisher nicht erfolgt. Der Fürſt muß der morgen- 
ländifhen rechtgläubigen Kirche angehören, volljährig und vispofitionsfähig 
fein. Für den Lehnbrief (Berat), den. die Pforte dem erbberechtigten Fürften er- 
theilt, ift eine Taxe von 100,000 Piafter zu entrichten. Beim Regierungsantritt 
hat ver Fürft in die Hände des Metropoliten jchriftlid und münblid ven Eid ab- 
zulegen, daß er bie Landesverfaſſung heilig und unverbrüdlih halten wolle. Er 
führt den Titel Fürft von Serbien (Anjas Esrbsfi) mit dem Prädikate Durd- 
laucht (Ssewjetloft), vom Bolfe wird er mit dem Namen ospodar, Herr, ange: 
ſprochen. Er übt verfaffungsmäßig folgende Souveränetätsrechte aus: die Territo- 
rialhoheit, Juſtiz⸗, Polizei: und Privilegienhoheit, vie Yinanze und Landesdienſt⸗ 
hoheit mit dem Oberbefehl über die Yantesarmee, die Kirchenhoheit, Hinſichtlich 
ber Geſetzgebung fteht ihm der Senat (Ssomjet) zur Seite; er hat das Recht des 
abfoluten Beto, dik Sanktion und Promulgation ver Gefege. Der Senat befteht 
aus 17 Mitgliedern, welche ver Fürft über Vorſchlag und Zuftimmung des Se— 
nates ernannt. Nach dem Staatögrundgefeg folen es Männer fein, welde ihren 
Mitbürgern durch ihre hervorragenve Fähigkeiten und ihren untavelhaften Charaf- 
ter volltommen befannt find und ſich durd namhafte Vervienfte um das Bater- 
land allgemeine Achtung und Anerfennung erworben haben. Außerdem aber müfjen 
fie Serben von Geburt fein, der Nationalliche angehören, ſich im Bollgenuß ver 
bürgerlihen Rechte befinden und mindeftens 35 Jahre alt fein. Die Mitglieder 
tes Senats nehmen unter den Staatsbeamten ven erften Rang ein und werben 
aus der Staatskaſſe befolvet. Jede fürftlihe Anorbnung bebarf der Zuftimmung 
des Senates; die Minifter find ihm verantwortlid; Feine Abgabe darf ohne Se— 
natsbewilligung erhoben werben. Allgemeine Landesverſammlungen (Skſupſchtina) 
wurden oft gehalten, doch beftehen über die rechtlichen Befugniffe derſelben feinerlei 
gejeglihe Beitimmungen. 

Das Oberhaupt der ferbifhen Nationalkirche ift der Erzbifhof von Belgrad, 
welder den Titel Metropolit von ganz Serbien führt. Ihm ftehen die Suffragan- 
biihöfe zur Seite, mit denen zufammen er die Nationalfynode bildet. Der Metro- 
polit wird aus dem eingebornen ferbifchen Klerus und zwar aus vem Mönchsſtande 
von ber Synode gewählt und demfelben von dem Patriarchen von Konftantinopel 
tie Inveftitur ertheilt. Die Wahl der Landesbiſchöfe bedarf ber Beftätigung des 
Patriarchen nicht. Die Sige verfelben find Schabag, Karanowag und Negotin. 
Die Nationaljynode übt vie höchſte geiftlihde Gewalt. 

Seit den legten Decennien verfolgen die Bulgaren ähnliche Ziele, wie tie 
Serben. Die errungene Selbftändigfeit Serbiens blieb nicht ohne Einfluß. Früher 
ging die politifche Strömung auf eine Einverleibung mit Rußland. Dies hat ſich 
. feit etwa anderthalb Decennien geändert. Das Programm lautet heute anders, 
Die ſlaviſche Race, jo wird argumentirt, ift auf ver griechiſchen Halbinfel über 
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wiegend, ihr muß demnach bei der unaufhaltſamen Auflöfung, welder das Türfen- 
thum entgegengeht, vie Herrfhaft zufallen. Innerhalb des weiten Öebietes zwiichen 
der Donau und dem Balkan, dem adriatiihen und fhwarzen Meere läßt ſich ein 
Slavenreih gründen. Als Mittelpunkt vesjelben müſſen Serbien und bie Bulgarei 
angejehen werben, an welche ſodann die übrigen ſlaviſchen Stämme ſich anſchließen 
würden. Einflußreihe Polititer arbeiten zu dieſem Behufe auf eine ſerbiſch— 
bulgarifhe Union hin. 

Der Name Bosnien wirb zum erften Male vom kaiferlihen Hiſtoriker 
Konftantin Porphyrogenitus angeführt, und er verftand darunter das Land zwijchen 
den Flüffen Faro, Unna und Dina. Das Gebiet ftand unter der Oberhoheit 
des ferbifhen Königs und ward von Banen verwaltet bis zum Jahr 1141. Zwar 
verfuchte mehrmals ein oder der andere Ban fih unabhängig zu maden, aber 
erft Bofic (1141—68) gelang es, ſich vollftändig frei zu machen. Die Stellung 
ver bosnifchen Fürften zu den ungarifhen Königen ift noch nicht vollftändig 
aufgehellt. Bofic kämpfte vereint mit dem König Geyſa II. gegen den griechifchen 
Kaijer Emanuel und ſcheint die Yehnshoheit Ungarns anerfannt zu haben. Später 
war Bosnien längere Zeit Krongut der ungarijchen Yamilie, bis es Ladislaw an 
Pavo Lubic aus ver alten Familie der Grafen von Brebir verfaufte. Nach dem 
Tode Ladislaw's jegte fich der König von Serbien in ven Bejig des Yandes und 
Pavo erlangte erft 1302 die Herrfhaft in Bosnien. Sein Sohn Vilavin wurde 
von den Bosnjaken vertrieben und Stiepan (Lini) zum Bane erhoben. Der zweite 
Nachfolger desſelben Tvertko II. ließ fi mit Bewilligung des ungariſchen Königs 
Ludwig des Großen zum König frönen und nahm veu Namen und Titel Stiepan 
von Gottes Gnaden König von Serbien, Bosnien und Primmorje an. Nad dem 
Tode Ludwigs benugte er die Wirren in Ungarn, um ganz Hum bis zur Cettina, 
weldyes er an den König hatte abtreten müfjen, wieder an ſich zu reipen, unter- 
ftügte die mißvergnügten ungariſchen Diagnaten gegen Elifabeih uno deren Tochter 
Maria, der Gemahlin Sigismunds, ſchickte ein Beer nad) Dalmatien, weldyes 
außer Zara das ganze Land eroberte (1387). Nach feinem Tode (1391) wählten 
die Bojaren, da er feine rechtmäßige Nachkommenſchaft hinterließ, ven natürlichen 
Sohn feines Onkels Miroslaw, Stiepan Dabifa zum König. Streitigkeiten im Iunern 
und mit Ungarn, Känıpfe gegen die Türken füllen vie Geſchichte ver nächſten Decennien; 
Da der bosniſche König allein wicht im Stande war, den Türken Wiverjtand zu 
leiften und die chriſtlichen Mächte, an welde er fih um Unterftügung wandte, 
ihm fein Gehör ſchenkten, fo erfaufte Stiepan Tomas durch Zahlung eines Tribute 
den Frieden von den Türken und übergab ihnen das fee Schloß Semendria. 
Nah der Ermordung des Königs durd feinen eigenen Sohn Stirpan Tomasevic 
weigerte diefer die Zributzahlung. Mohammed Il. rüdte mit einem ftarfen Deere 
in Bosnien ein und eroberte das Yand. Nur einen Theil Bosniens nahm Mathias 
Corvinus den Türken ab und behauptete das Land trog aller Berſuche ver 
Zürfen, e8 wieder zu erobern. Vier und fehzig Jahre ftritten Ungarn und vie Türkei 
mit großer Zähigfeit und Ausdauer um ben Beſitz Bosniens und erſt als nach 
dem Tode Yupwig II. Ferdinand und Zapolya um die ungarifche Krone ftritten, 
gelang es den Türken ſämmtliche ungarıjhe Beſitzungen in Bosnien in ihre Ge— 
welt zu bringen. An eine Wienereroberung des Yantes von Seiten der Habsburger 
war nit zu denken. Erſt nachdem die Schlacht bei Wien die Macht ner Türken 
brady und die kaiſerlichen Deere Ungarn, Kroatien und Slavonien eroberten, 
machte man mehrmalige Verſuche Bosnien wieder zu gewinnen. Bleibende Erfolge 
erzielte man nicht, Durch den Frieden von Spiftova 1791 kamen die. Türken in 
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den vollftändigen Befig Bosniens und feitvem fcheint man in Defterreich den 
Gedanken an eine Wiedergewinnung des Landes vollftändig aufgegeben zu haben, 

Auch das Nachbarland Bosnien, die Herzegowina, fiel 1483 den Türken 
in die Hände; fie gehörte bis im die neuefte Zeit zu dem bosniſchen Paſchalik. 
Nah der Eroberung Bosniend und ber Herzegowina, flüchteten ſich beſonders 
die Katholiten nah Raguſa, Dalmatien und Ungarn. Man nöthigte bie 
zurüdgebliebenen flavifhen Gruntbefiger zum Islam überzutreten. Die Bauern, 
welde Anfangs ihrem Glauben treu blieben, wurden fpäter muhammedaniſch. Die 
Statthalter des Sultans ftanden Anfangs unter dem Großvezir von Dfen, 
fpäter unter dem von Temesvar, bis man nad dem Berluft Ungarns ein felb- 
ftändiges Vezirat für Bosnien errichtete. Die Bezire machten unaufhörliche Ein- 
fälle in die Nahbarländer und wurden von den flavifchen Renegaten bereitwilligft 
unterftügt. Die Macht der legteren wuchs und fie bereiteten der türfifhen Regierung 
große Schwierigkeiten, indem fie willfürlihd im Lande ſchalteten und walteten und 
die ohnmächtigen Bezire zwangen, fid ihnen zu fügen. Die Aufftände, welche 
namentlid in unferem Jahrhunderte in Bosnien zum Ausbrude kamen, gingen 
meift von den Türken aus und waren gegen bie Regierung gerichtet, weldye vie 
Macht und ven Einfluß der Großen zu brechen fuchte. Das Loos der Rajas war 
ein bedauernswerthes, hier ebenfo, wie in ven übrigen türkifhen Provinzen. Die 
erlangte Unabhängigkeit der Serben eiferte audy die Bosniafen an, fi) gegen bie 
Erprefjungen der Bezire zur Wehre zu Segen. Der Aufftand vom Jahre 1840 
gegen Vedſchi-Paſcha Hatte, obwohl die Aufftänvifchen geſchlagen worden waren, 
die Abberufung des Pafhas zur Folge. Eine Verbeſſerung in ver Tage der hrift- 
lihen Bevölferung ift indeß nicht eingetreten. Der Erlaß vom Jahre 1839 
(Hattifcheriff von Gulhani), welder vie Chriften nnd Türken gleichftellt, ift 
ein Blatt Papier geblieben. Alle Borftellungen um Erfüllung des gegebenen 
Wortes find unerfüllt geblieben. Unmittelbar vor tem Ausbrudy des orientalifhen 
Krieges nahm die Gährung in Bosnien einen etwas bedrohlichen Charakter an 
und die türfifche Regierung entjendete Omer Paſcha mit unbefchränfter Vollmacht 
dahin. Den begrünteten Klagen ver bosnifhen Chriften wurde er aud nicht 
geredht. Die Aufftände und Erhebungen, melde von Zeit zu Zeit in Bosnien 
und ber Herzegowina losbreden, zeigen nur zu deutlich, daß das Loos der dırift- 
lihen Bevölkerungen nod immer, trog aller Berfprehungen, ein trauriges ift 
und daß die türfifhe Regierung in keiner Weife die nothwendigen Reformen 
anzubahnen und burdzuführen fähig ift. 

Die bosniſchen Slaven find jedenfalls bisher am meiften zurüdgeblieben und 
das nationale Bewußtfein ift noch im Erwachen. Man richtete bis in die jüngfte 
Zeit die meiften Hoffnungen auf Defterreih und ver fehnlichfte Wunſch ging 
dahin, mit dem Kaijerftaate vereinigt zu werden. Die öfterreichifche Politik hat 
bisher wenigftens nichts gethan, um einen dauernden Einfluß in Bosnien zu er- 
halten und es ſcheint allmälig ein Umfhwung in ven Anfichten der Bosniaken 
einzutreten, Sranfreic gewinnt unter den Südſlaven immer mehr Boden. 


Abolf Beer. 
Ham Smith. 


Der Schotte Adam Smith, ver Stifter der neueren Volkswirthſchaftslehre, 
ift der bebeutendfte Nationalöfonom, wenn wir aud) jegt auf feinen Schultern höher 
ftehen, als er vor faft 100 Jahren. 

A. ©. bat die Nationalötonomie zur Wiffenfchaft erhoben. Ueber viefen Ruhm 
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herrſcht kaum Streit, denn ſelbſt diejenigen, welche feine Verdienſte möglichft zu 
verkleinern bemüht find, müſſen fih vor diefem Ruhme beugen. Der Angriffe auf 
feine Lehre und damit faft auf die ganze neuere Nationalökonomie find zweierlei: 
einmal wirb beren Nichtigkeit bezweifelt und dann wieder deren Neuheit beftritten. 
Die Anfeindungen gegen die Richtigkeit feiner Lehren gehen sig ben nur von In— 
terefjenten aus, welche feit dem fiegreichen Auftreten feiner Lehre in dem Fort— 
befig der mannigfachften Monopole: und Privilegien ſich beeinträchtigt jehen und 
für ihre Sonverinterefjen wifenfhaftlihe und unwiſſenſchaftliche Vertheidiger zu 
finden wiſſen. Sie bekämpfen, oft gehäffig genug, die Konfequenzen aus feinen Lehren, 
zum Slüd aber mit ſtets geringerem Erfolg. Beachtenswerther, aber darum faum 
ftihhaltiger, find die rein wiffenfhaftliden Zweifel, ob, wie U. ©. das 
behauptet, die Wirthfchaft eines Volkes von unabänderlihen Gefegen, ähnlich wie 
die Natur regiert werde, oder, wenn man biefes Walten fefter Geſetze zugiebt, 
ob U. ©. dieſe Gefege richtig aufgefunden habe. Es find dies Angriffe auf bie 
Grundlage feiner Lehre, 

„weiten fagte ich, daß viele Die Neuheit feiner Lehre, wo deren Richtigkeit nicht 
beftritten wird, anzweifelten. Aeltere und neuere Unterfuhungen haben nämlich er- 
geben, daß bie meiften der von U. ©, behaupteten Sätze vor ihm ſchon von an- 
dern gefunden waren. Auch hier find vie Angriffe zum Theil gehäffig und neidiſch, 
als Berfuche, feine Verdienſte zu verkleinern, indem bie Driginalität der national 
öfonomifchen Lehrfäge von andern Nationen beanfprudt wird, zum Theil find es 
bie Ergebnifje ganz umparteiifcher hiſtoriſcher Forfhungen. Auf der einen Seite 
find e8 nämlich vor Allen die Franzoſen, welche fich rühmen, daß ihr Landsmann 
Duesnay (vgl. den Art. Quesnay) noch 20 Jahre vor U. ©. das erfte naticnal- 
ötkonomiſche Syſtem aufgeftellt habe, ven Phyfiofratismus, deſſen praftifche Forbe- 
rungen, wenn auch theilweife auf verkehrte Theorien gebaut, faft genau auf bie 
Smithifhen Lehren hinauslaufen. Auf der andern Geite haben aud die neueften 
Forſchungen über die Geſchichte der Nationalöfonomie in ben legtvergangenen 
Jahrhunderten bei den Engländern,, Deutſchen, Italienern und Holländern, ja bis 
Ins Mittelalter und ins Altertfum hinauf, bargethan, daß ſchon damals über 
wirthſchaftliche Dinge viel gedacht und gefchrieben wurbe, und daß nicht Alles 
vor Quesnay und U. S. merkantiliftiihe Irrlehre ift, fondern daß eine richtige 
Erkenntniß oft in glänzender Weife ſich kundgethan hat. 

Hier fragt es fi nun zunächſt, was von biefen Schriften U. ©. gekannt habe? 
Daß er die phyfiofratifchen Schriften kannte, zeigt feine Bekämpfung derſelben; wei- 
ter behaupten die Holländer, U. S. habe ihren Pieter de la Court benugt, ob» 
gleich er ihn nirgends erwähne, und endlich ift aus den eigenen Citaten von U. ©. 
geniß, baß er die Werke eines Hume, Tode, Mun, Horfjeley, Mathew Deder, 

alter Raleigh und Anderer gründlich ftubirt hat. Wenn man die Schriften aller 
viefer und vielleicht noch einer ganzen Menge anderer Autoren, weldhe er fannte, 
aber nicht citirte, durchſieht, jo findet fid) eine Reihe von Sägen mit derſelben 
Klarheit wie bei A. ©. aufgeftellt, andere weniger klar, nod andere wenigſtens 
in Anklängen. Dennoh fagen wir, wenn A. S. alle nationalötonomifhen Schrift- 
fteller gefannt hätte, ja wenn Fein Sag von ihm zuerft gefunden wäre, fo wäre 
fein Ruhm um Nichts geringer. Welcher Fleiß, daß er fie alle gelefen hatte, welch 
fiherer Blid, daß er aus allen das wenige Gute aufnahm und das viele Ver— 
kehrte ausſchied! Es verfhafft ihm dies den doppelten Ruhm eines Sammlers und 
Kritifers erften Ranges neben dem eines genialen Forſchers. Wir müſſen nur U, S. 

‚Bluntfgli und Brater, Deutſches Gtaats-Wörterbuß. IX. 30 
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mit jedem einzelnen Schriftfteller, und nicht mit einer Blumenlefe aus den Denfern 
vieler Jahrhunderte vergleihen! Wie oft wir auch erftaunt find, bei den älteren 
Gelehrten die treffenpften wirthſchaftlichen Gedanken zu finden, fo find fie doc 
entweder vermifcht mit einer ungleich größern Menge der gröbften Irrthümer, oder 
ftehen nur vereinzelt da. Eine völlige Harmonie der wirtbfchaftlihen Anſchauungen 
finden wir bei Keinem. Und gar in Bezug auf bie theoretifhen Grundlagen find 
bedeutende Vorläufer von U. S. kaum zu finden. Ob U. ©. die praftifchen Rath- 
ſchläge feiner Vorgänger kannte oder nicht, ift ziemlich gleichgültig, er wäre aud 
ohne fie zu denfelben Refultaten gelangt, denn feine Forderungen find nur die 
Konfequenzen aus feinem ganzen Syfteme, welche Konfequenzen zu ziehen er gar nicht 
umbin konnte. 

Nicht in den Konfequenzen aus feinem Syſtem, fordern in den Grundlagen, 
in dem Syſtem felbft, liegt der große Unterfchted zwijchen der durch A. ©. begrün⸗ 
beten Wiffenfhaft ver Nationaldfonomte und den einzelnen natio- 
nalöfonomifhen Ausfprüden aller Vorgänger. Diefe Borgänger, und das 
ift ein weſentlicher Unterſchied, find faft insgefammt Bertreter beftimmter Probu- 
centenflaffen, fie gehen von beftimmten praftifchen Zweden aus und ſuchen zu deren 
Unterftügung wifjenfchaftlide Gründe auf. Einfeitigfeit und Mangel an Ueberein- 
flimmung unter ven Schriftftellern ift bei der großen Verſchiedenheit der Intereſſen 
bie natürliche Folge. A. ©. fteht folden Sonderinterefjen ganz fern, er ftellt fid 
zuerft fonfequent auf den Standpunkt der KRonfumenten, alfo des gemeinfamen In— 
terefjes Aller. 

A. ©. wurde den 5. Juni 1723 zu Kirkealdy in Schottlanv geboren, wenige 
Monate nad) dem Tode feines Vaters, der in genannter Stadt Zollbeamter war. 
Drei Jahre alt fol er von einer Zigeunerbande geftohlen und nur mit Mühe 
berfelben wieder entriffen worden fein. Bon ſchwächlicher Geſundheit zeigte U. ©. 
Ihon früh eine große Neigung zum Studiren und machte darin fo rafche Fort: 
fhritte, daß er mit 14 Jahren aus der Grammar school feiner Heimat entlaf- 
jen, auf die Univerfität Glasgow zog. Mathematik, Naturwiffenfhaften und Phi- 
loſophie befhäftigten ihn hauptſächlich. Bon feinen Berwandten zum geiftlichen 
Stande beftimmt, ging er 1740 nad Orford, fand aber wie fein Borläufer in 
Branfreih, Quesnay, Feine Befriedigung in diefem Beruf. Alterthumskunde und 
Philofophie zogen ihn mehr an und er trat fehon damals in genaueren Verkehr 
mit David Hume. Sieben Jahre blieb U. S., obwohl ihm das ganze Wefen und 
Treiben der Univerfität nichts weniger als behagte, in Oxford, und ließ fi dann 
nad) einem längern Beſuche bei feiner Mutter 1748 in Edinburgh nieder. Dort bielt 
er mit ungeheurem Erfolg feine erfte öffentliche Vorlefung über Rhetorik und ſchöne 
Literatur. Im Jahr 1751 nad Glasgow zuerft als Profeſſor der Logik berufen, 
erhielt er ein Jahr fpäter den wichtigen Lehrſtuhl der Moralphiloſophie. Hier nun 
hielt er bis 1764 einen Kurfus von Borlefungen,. Die einzigen Nachrichten varliber, 
(denn die Vernichtung feiner Mannifripte hatte A. ©. in feinem Teſtament ange- 
ordnet), haben wir von einem feiner Zuhörer, Millar, er fagt: Eein Kurfus von Bor- 
lefungen war in vier Theile getheilt. Der erfte Theil enthielt die natürliche Theologie, 
in welcher er das Weſen und die Eigenſchaften Gottes und die Grundlagen des menfdli- 
hen Geiſtes, auf weldye die Religion ſich ‘grümdet, betrachtete. Der zweite umfaßte die 
Ethik im engern Sinne, und beftand hauptfächlich aus der Lehre, welche A. S. ſpäter im 
ſeiner Theorie of moral sentiments veröffentlichte. Im dritten Theil erörterte er 
ausführlicher den Zweig der Moral, welcher fich auf die Zuſtiz bezieht, und welcher, 
da er in gewiſſe und ſtrenge Regeln gefaßt werden kann, eine vollſtändige und 
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“ins Einzelne eingehende Erörterung geftattet. Im letzten Theil feiner Borlefungen 
unterfuchte er die politiſchen Maßnahmen, melde nicht auf Gerechtigkeit, fonbern 
auf Zwedmäßigkeit fi gründen, und welde darauf zielen, ben Reichthum, bie 
Macht und die Wohlfahrt der Staaten zu heben. Aus biefem Gefidhtspunft be- 
trachteie U. ©. die politifhen Inftitutionen, die fich auf den Verkehr, auf die Finan- 
zen, auf kirchliche und militärifhe Einrichtungen beziehen. Was er hierin vorteng, 
war die Grundlage für fein fpäteres Werk über den Reichthum der Nationen. 

So lernen wir wenigftens Außerlih im Gerippe das Gefammtfyftem feiner 
Wiſſenſchaft kennen. 

Seine ſchriftlichen Werke flammen aus verhältnigmäßig fpäter Zeit. Im 
Alter von fhon 32 Jahren gab er feine erften Heinen Auffäge in Edin- 
burg Review von 1755 heraus, eine Kritif von Johnfons Englisch dietion- 
nary und a lettre to the Editors über auslänbifche Literatur, und erft 
wieder 4 Jahre fpäter, 1759, erſchien feine Theory of moral sentiments. 
Diefes Werk, von welchem noch vor feinem Tode die fechste Auflage erſchien, 
verfhaffte ihm ſchnell Über den Kreis der Univerfitäten hinaus einen großen Auf. 

Die Univerfität von Glasgow ernannte ihn 1762 honoris causa zum Doftor der 
Rechte, und es ift begreiflich, daß die Univerfität den berühmten Profeſſor ungern 
aus ihrer Mitte ſcheiden ſah, als derſelbe 1764 feine Entlaffung einreihte, um 
ins Ausland zu gehen. A. S. war zum Neifebegleiter des jungen Herzogs von 
Buccleugh ernannt worden, und nahm das Anerbieten an. Mit dem jungen Her- 
zog bereiste er den Kontinent, ging über Paris nach Toulofe und Genf und end« 
lich zum längern Aufenthalt wieder nad Paris, wo er in genauen Berfehr mit 
den erften Männern Frankreichs, namentlid aus der Nationalökonomenſchule der 
Phyſiokraten, mit Quesnay, Turgot und andern trat. (vgl. Art. Duesnay.) Hier 
vervollftändigte er feine Studien über die Wirthſchaft der Bölfer, die er ſchon 
vorher in dem vierten Theile feiner Borlefungen behandelt hatte. Ewig habe, daß 
diefe und verloren find und mit ihnen die Möglichkeit, einen Vergleich anzuftellen 
zwijchen feinen Anſichten vor Bekanntſchaft mit den Phyſiokraten und nad ber- 
jelben! In viefem Verkehr mit ven Phyſiokraten reifte wohl auch der Gedanke, 
biefen vierten Theil auszuarbeiten, denn als er 1766 nah England zurückkehrte, 
zog er fi trog aller Bitten feiner Yreunde in feine Vaterſtadt Kirkcaldy zurüd, 
nur der Wiffenfhaft lebend, bis 1776 fein unfterbliches Werf Inquiry into the 
nature and causes of the wealth of nations in zwei flarfen Quartbänden er- 
ſchien, weldes fchnell eine Menge von Auflagen erlebte, in faft alle civilifirte 
fremde Spraden und in viele mehrfach überjegt, exrcerpirt, kommentirt, kritiſirt 
wurbe. Sein Ruf verbreitete fih, man kann jagen, über ven ganzen Erdboden. 
Auch fein Freund und Lehrer Hume, der im felben Jahre ftarb, konnte fich noch 
an dem Werke feines bedeutendſten Schülers, der feine eigenen Verdienſte um bie 
Wiffenfchaft der Völker ſchnell verbunfelte, erfreuen. 

In feinem 55. Lebensjahre wandte fih U. ©. wiederum zu einer nenen 
Thätigkeit, zum praktiihen Finanzdienſte, indem er in Edinburgh vie Stelle eines 
Commissioner of her Majestys Customs für Schottland annahm. Aus diefer legten 
Lebenszeit ift wenig von ihm befannt, nur daß er 1787 zum Zeichen ver Aner- 
fennung von der Univerfität Glasgow zum Rektor ernannt wurde, daß er 1784 
feine hochbetagte Mutter, an welcher er mit rührenver Liebe hing, und 1788 einen 
andern fehr geliebten Verwandten verlor, welche beide Unglüdsfälle feine ohnehin 
ſchwache Geſundheit ſtark angriffen. Am 17. Juli 1790 ftarb er nad) längerer 
Krankyeit im Alter von 67 Jahren. Nach feinem Tode wurden auf, feinen ausbrüd- 
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lichen Befehl feine Manuffripte verbrannt; nur einige Kleinigkeiten über verſchie— 
dene Gegenftände wurden gerettet und von Black und Hutton herausgegeben. 
Ste find nit ſtaatswiſſenſchaftlichen Inhaltes, Darüber handelt nur fein Wealth 
of nations. Ungemein wichtig würde es fein, wenn U. ©. ftatt ven Poften cines 
Zollbeamten zu übernehmen, den dritten Theil feiner Borlefungen, feine Rechts— 
philofophie und Rechtsgeſchichte ausgearbeitet hätte, oder wenn uns wenigftend 
feine Borlefungen darüber erhalten wären. Sie würden in viel unmittelbarerem Zu- 
Zufammenhang mit feinem Wealth of nations ftehen, als feine Theory of moral 
sentiments, welche nur ein philofophifches Werk ift. Dennoch ift e8 in jeder Be- 
ziehung für das Verſtändniß feiner Wirthſchaftslehre und noch mehr zur Wiber- 
legung mander Gegner derfelben von der größten Wichtigkeit. Ein Hauptvorwurf, 
der U, ©. gemacht wird, ift der, daß er im Menfchen als die hauptſächlichſte 
oder gar als die einzige Triebfever die Eigenliebe, ven Egoismus aufftellte. 
Die Widerlegung dieſer Behauptung liegt in feiner Theory of moral sentiments, 
. wo er die menichlihen Triebe und Neigungen ganz rn auf nie Nächten- 

liebe, auf das Mitgefühl zurüdführt, Die wirthſchaftliche Thätigkeit freiiih, und 
von biefer handelt da8 Wealth of nations, wird durch das Eigeninterefje geregelt, 
aber die Wirthſchaft ift doch nur eine ver vielen Thätigfeiten des Menſchen und 
bann ift es gewiß richtig, daß fefte Öfonomifche Geſetze ſich nur aufftellen laſſen, 
wo das Eigenintereffe unbeſchränkt fich geltend zu machen fucht. Daß die Folgen 
meift nicht von Uebel find, kommt daher, daß dem Eigeninterefje des Einzelnen 
das Eigenintereffe aller Andern die Wange hält. 

A. ©. theilt fein Wealth of nations, mit dem wir es bier zu thun haben, 
in 5 Bücher, weldye er folgendermaßen überfchreibt: Buch I: Urfadhen der Zus 
nahme in den hervorbringenden Kräften der Arbeit und die Ordnung, nady welcher 
das Produkt derfelben naturgemäß unter die verfchiedenen Vollsklaſſen fich ver- 
theilt; Bud II: Natur, Anfammlung und Anwendung des Kapitald; Buch II: 
Verſchiedene Fortjchritte des Reichthums bei verſchiedenen Bölfern; Bud IV: 
Syſteme ber politijchen Dekonomie; Bud V: Einkünfte des Fürſten oder des 
Staates. Anfheinend eine vollftändig unlogifhe und unſyſtematiſche Darftelung 
der Volkswirthſchaftslehre. Der Eindruck des Unlogifhen und Unfyftematifchen ftei- 
gert fih fogar noch durch eine flüchtige Betrachtung ber verfchiedenen Kapitelüber- 
jhriften und des verfchievdenen Inhalts. Zugleih vermißt man im Anfang eine 
irgend genügende Definition der neuen Wiffenfchaft. Beides ift U. ©. vielfach 
vorgeworfen worden, allein beide Vorwürfe werden bei nur einigermaßen genauer 
Betrachtung fehr an Gewicht verlieren. Wenn vie neuere Nationalökonomie als 
den Hauptpunft in der Definition ihrer Wiſſenſchaft die Lehre von der Wirthſchaft 
der durch Arbeitstheilung mit einander im Tauſchverkehre ftehenden Menſchen hin- 
ftellt, jo bat fchon A. €. dies ebenfo deutlich als jeder Andere gefühlt, indem er 
jein Werk mit ver Arbeitstheilung beginnt, daraus die Nothmwenpigfeit des Tau— 
ſches ableitet, und den Werth der ausgetaufchten Güter, ven Preis behanvelt, 
und zwar nicht nur den Preis der Waaren, fondern auch des Taufchmittels, des 
Geldes, und endlich den Preis der einzelnen Faktoren, die zur Produktion mit- 
wirken, der Urbeit, der Kapitalnugung und ber Naturkräfte. Das ift in Kürze der 
Inhalt des erften Buches von 4. ©. und aud in Kürze ver Inhalt deffen, was 
wir als Volkswirthſchaftslehre ver Volkswirthſchaftspolitik, oder richtiger als theo- 
retifchen Theil dem praftifhen Theil der Nationalötonomie gegenüber ftellen. Die 
Ueberſchrift des erften Buches befagt ja au, daß e8 fih um die Produktion und 
Vertheilung ver Güter handelt, Diefen beiden Theilen fügt die nenere Nationalöfo- 
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nomie einen dritten, die Konfumtion zu, allein daß U. ©. von biefer nicht 
handelt, ſcheint mir ganz gerechtfertigt. Die Volkswirthſchaftslehre ift die Lehre 
von den Mitteln für die Konfumtion der Menfchen, nit von ven Zweden 
des Menfhen, vom Haushalt. Wirtbfhaft und Haushalt, Produftion und Kons 
fumtion find einander gerade fo entgegengefegt, wie Mittel und Zweck. Ebenfo ift 
im Kleineren die Staatswirthfchaftslehre die Lehre von den Mitteln des Staates 
zur Erfüllung feiner Zwecke des Staatshaushaltes, Auch I. S. Mill weiß in ver 
Boltswirthichaftslehre von einer Lehre der Konfumtion Nichts, 

Alles Andere in dem Werk von A. ©. außer dem erften Bud (und fogar 
diefes nicht ganz) ift nur eine Ausführung des ffizzirten Grundgedankens, und 
zwar beſonders nach brei Richtungen: einmal fpectelles Eingehen in die ſchwierigſten 
Lehren (Bud IT), zweitens geſchichtlicher Beleg für das auf fpefulativem Wege 
Gefunrene (Bud I Ep. XI part. I. Buch III, IV), drittens Anwendung ber 
theoretiihen Säße auf das Verhalten des Etaates zur Wirthihaft, (Bud I Ep. 
X part. IT, Bud III, IV, V.) Die beiden legten Richtungen decken fih zum großen 
Theil, weil mit fehr rihtigem Blick fhon U. ©. die gefhichtlihe Methode auf bie 
Lehre der praftiihen Nationalöfonomie angewandt hat, während die Grundgefege 
ber Gütervertheilung (order, wie er in ber Ueberfchrift zum erften Buche fagt) 
für alle Zeiten Gültigfeit haben. Beides muß ftreng auseinander gehalten werben. 

Der Grundgedanke des Werkes von A. ©., ver theoretiſche Theil, ift unge- 
mein einfah und läßt fih in wenige Sätze zufammenftellen: Der Menſch ift 
rei oder arm in dem Maße als er die nothwendigen, wünfchenswerthen und an- 
genehmen Güter fich verfchaffen Tann. Ohne fein Zuthun gewährt ihm die Natur 
nur wenig, er muß ſich die Güter erarbeiten. Die jährliche Arbeit eines Volkes 
ift ber Fond, welcher dasſelbe mit allem Bedarf und allen Genufmitteln des Lebens 
verforgt, die es jährlich verzehrt, und die immer entweber in bem unmittelbaren 
Erzeugniß diefer Arbeit oder in demjenigen beftehen, mas für dieſes Erzeugniß von 
andern Völkern gefauft wird. So lange der Menſch Alles was er braucht mit 
eigenen Händen mahen will, wird er wenig Güter ſich verfhaffen, die menfchliche 
Arbeitsfähigfeit entfaltet fih erfi, wenn Jeder nur einige beftimmte Waaren er— 
zeugt, d. 5. wenn Arbeitstheilung herrſcht. Die Borzüge ber Arbeitstheilung, 
aber auch ihre Grenzen zeigt U. ©. auf das allereinleuchtenpfte, es iſt einer 
feiner berühmteften Abfchnitte. Arbeitstheilung ift nur möglich, wenn die Menfchen 
das Werk ihrer Arbeit gegen einander austaufchen wollen, diefer Hang zum Tauſch 
liegt aber von Natur im Menfchen. So lange die Menfhen unmittelbar Wanre 
gegen Waare taufchen, ift ver Verkehr unbequem, da die Quantitäten ſich nie ge— 
nau beden. Darum haben alle Völker als ZTaufchgegenftand bie edlen Metalle 
gewählt, weil biefe ohne Verringerung bes Werthes in jede beliebige Größe ge— 
theilt und wieder vereiniat werben können. Die Unbequemlichkeit, vie Metalle jedes 
Mal zu wägen, gab die Veranlaffung zur Berfertigung von Münzen, auf welden 
die Güte und die Menge des Metalld bezeichnet war. So ift das Geld und zwar 
das gemünzte Geld das allgemeine Taufchmittel geworben. 

Die Menfhen befolgen beim Tauſch der Güter gegen einander over der Gü— 
ter gegen Geld gewiffe Regeln. Diefe Regeln beftimmen ven Taufhwerth. 
Darum ift dreierlei zu umterfuchen, 1) was ber wahre Mafftab dieſes Tauſch— 
werthes ift, oder worin der Sachpreis aller Waare befteht; 2) aus welchen ver- 
ſchiedenen Theilen dieſer Sachpreis zufammengefegt ift; 3) welches die Urfachen 
find, die den wirflihen Preis der Waaren oder den Marktpreis nicht dazu kom— 
men laffen, daß er genau mit dem, was man ihren natürlihen Preis nennen 
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fann, zufammenfält. Seine Entſcheidung der brei Fragen ift in Kurzem folgende: 
Für den, welher eine Waare fich verfhaffen will, ift ihr Sachpreis die Arbeit, 
welche ihm die Erwerbung foftet, für den, welder eine Waare, die er hat, ver- 
handeln will, ift der Sachpreis die Arbeit, melde ihm der Befig erfpart. Der 
Werth einer Waare wird num aber gewöhnlich nicht nad) der Arbeitsmenge, fon- 
bern nach anderen Waaren geſchätzt, feit Einführung des Gelves nad) diefem. Das 
ift ihr Nominalpreis. Geld ift eine Waare, welche zu verfchlevenen, weit ausein- 
ander liegenden Zeiten fehr verfchievenen Werth bat, während bie gleiche Arbeits- 
menge ftetS den gleichen Werth bat. Kennten wir den Geldpreis der Arbeit aus 
allen Zeiten, fo hätten wir einen Mafftab für den Taufchwerth des Geldes, wir 
kennen ihn aber nicht. Statt deſſen kennen wir aus fehr alten Zeiten den Gelb- 
preis des Getreives, und biefes hat im Durchſchnitt vieler Jahre auch zu allen 
Zeiten den gleihen Werth. 

Der Preis der Waaren, ihr Taufhwerth, löst ſich in verſchiedene Beftand» 
theile auf. Urfprünglich beftand er nur aus Arbeit, der Preis war glei dem 
Lohne; feit aber in den Händen einiger Perfonen Kapital angefammelt ift, muß 
im Breife noch etwas für ven Gewinn bes Unternehmers heraus fommen, ber 
fein Kapital dabei aufs Spiel gefeßt hat. Sobald Grund und Boden Privat- 
eigenthum geworben ift, verlangen die Eigenthümer etwas für die Benugung bes- 
felben, eine Rente. So wirkt alfo zur Produktion Arbeit, Kapital und Grund und 
Boden mit, und der Preis ver Waaren befteht aus Lohn, Gewinn und Rente, 
Diefe drei Beftandtheile laffen fih äußerlich leicht ſcheiden, wenn fie in Hän- 
den verſchiedener Perfonen find, aber wenn fie das auch nicht find, lann man fie 
in Gedanken ftet8 trennen. Der natürlihe Preis ver Waare richtet fih nun 
nad der Größe jedes ber brei Beftanbtheile. Jeder der Beſtandtheile bat felbft 
feinen natürlichen Preis und daraus bildet fih dann ber natürliche Preis ihres 
gemeinfamen Probuftes, Der wirtlihe Preis, der Marktpreis, weicht 
aber oft von dieſem natürlichen Preis ab, denn er richtet fih nad den Schwan- 
ungen im Angebot und Begehr der Waare, dennoch kann der Marktpreis nie 
lange über und noch weniger lange unter dem natürlichen Preis ftehen. Der na- 
türliche Preis ift folzu fagen der Gentralpreis, um den bie Preife aller Waaren 
beftändig gravitiren. - 

Der natürlihe Preis der Waare ändert fi mit dem natürlichen Preis der 
Arbeit, des Kapitals und des Bodens, darum ift der natürliche Preis diefer zu 
unterfuchen. Der natürliche Preis der Arbeit richtet ſich nah den Produktionskoſten, 
d. h. dem Lebensunterhaltserwerb des Arbeiter für fi, feine Frau und mindeſtens 
fo viel Kinder, daß die Bevölferung nicht abnimmt, der Lohn richtet ſich alfo in 
erfter Reihe nah dem durchſchnittlichen Preife der Rebensmittel, zumal des Getrei- 
bes. Der Marktpreis der Arbeit fann bebeutend über dem natürlichen ftehen, ſobald 
vie Nachfrage größer ift, als das Angebot, was immer ftattfindet, wenn der Reich— 
thum eines Landes fohneller mähst, als die Bevölkerung. Das Gefagte ailt nur 
vom Lohne der gemeinen Handarbeit, fonft Tann verfelbe aus fünf Gründen 
ſehr verfchieven fein. Diefe Gründe find: 1) die Annehmlichfeit der Arbeit, 2) 
Leichtigkeit und Wohlfeilheit fie zu erlernen, 3) Beftändigfeit ver Arbeit, 4) der 
Grad des Vertrauens, den man auf die Arbeiter fegen muß, 5) der Grab ber 
Wahrfcheinlichkeit eines guten Erfolges. Außerdem wirb durch ſtaatliche Anord— 
nungen der wirflihe Lohn vom natürlichen entfernt. Das Steigen und. Fallen bes 
- Kapitalgewinns hängt von denfelben Urfahen ab, wie das Steigen und Fallen 
bes Arbeitslohnes, nämlich von dem wachſenden und abnehmenden Reichthum ber 
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Geſellſchaft, nur wirb der Gewinn vermindert durch das Wachſen, und vermehrt 
durch das Abnehmen des Kapitals. Die Verminderung bes Gewinns erklärt fich 
vor Allem daraus, daß mit fortfchreitender Kultur immer geringerer Boden in An- 
griff genommen wird, ber nicht gleich viel ertragen Tann, al8 der zuerft angebaute, 
Iſt ſchon die durchſchnittliche Höhe des Tohnes fehr ſchwer anzugeben, fo ift das noch 
viel ſchwerer beim Gewinn, immer aber fteht er in einem gewiffen Verhältniß zum 
durchſchnittlichen Geldzins für ausgeliehene Kapitalien. Der Staat kann durch bie 
Gejege auf den Zins und Gewinn feinen Einfluß ausüben. Die Grundrente end- 
lich, offenbar eine der ſchwächſten Parthieen im ganzen Wealth of nations, ift 
nah U. ©. der für die Benugung des Bodens gezahlte Preis, welcher gezahlt 
werben lann, wenn das Angebot geringer ift als die Nachfrage. Bei den Nah: 
rungsmitteln ift das immer der Fall, darum giebt ein Acker immer Rente, 
ein Ader bringt immer mehr hervor als nöthig ift, um bie Arbeit und Kapital, 
weldhe darauf verwendet find, zu erfegen. Diefes Mehrproduft ift Rente. Nach 
Fruchtbarkeit und, Lage ift die Rente verſchieden. Waldungen, Bergwerke, Jagdre— 
viere geben nicht immer eine Mente, fondern nur wenn fie befonters reich find 
ober gut liegen. Die ergiebigften Bergwerfe, jagt U. S. an einer Stelle, find es, 
welche ben Breis der Probufte beftimmen, und doch hat er an einer anderen 
Stelle den richtigen Sag, auf den auch Ricardo fpäter fam „hoher oder niebriger 
Lohn find die Urfache eines hohen und niedrigen Preifes, hohe oder niebrige 
Rente die Wirkung desſelben.“ 

Dies ungefähr ift das Gerippe des erften Buches vom W. o. N., welches 
aber bei U. S. nit fo bürre ift, wie hier der Raum forderte, fondern mit Fleifch 
umfleivet einen äußerft angenehmen Eindruck macht, namentlich ift die Lehre von ber 
Arbeitstheilung und vom Arbeitslohn fehr ausführlich behandelt, Andere Theile vervoll- 
ftänbigt er in fpätern Parthien, 3. B. die Preisgefchichte der edlen Mletalle, den 
Nugen des Geldes und die Möglichkeit, diefes theure goldene Rad der Cirkulation 
durch ein billiges papierenes, durch Papiergeld zu erfegen, ferner die Kapitalan- 
fammlung und deren Wirkungen, faft alles Sätze, welde zu Grunvfäulen der mo» 
dernen Nationglölonomie geworben find. Ueberall hat er die natürliden Ge— 
fege gefunden, nad denen die Wirthſchaft eines Volkes ſich vollzieht. Es ift ver 
theoretiihe Theil. Wichtiger für diefe Stelle ift der praftiihe Theil, in welchem 
er bie Konfequenzen aus den natürlichen Gefegen zieht, vor Allem wie der Staat 
fi der Wirthſchaft gegenüber zu verhalten hat. Sein Grundgedanke hierin ift 
kurz: Der Staat foll fi in die Wirtbfhaft des Einzelnen fo 
wenig als möglid einmifdhen, er fann die natürliden Geſetze 
meiftens bob niht abändern, und wo er es fann, gefhieht e8 
immer nur zum Schaden des Einzelnen und der Öefammtheit. Die 
erfte Gelegenheit, gegen die Verfündigung an ven natürlichen Gefegen zu eifern, 
bietet fi ihm dar bei dem natürlichen Preife der Arbeit und der Kapitalnugung, 
und er gewinnt e3 nicht über fich, dieſe feine Angriffe gegen die Zünfte und bie 
Beihränkung der Niederlaffung auf die ausführenden Kapitel zu verfparen, wie er 
das in andern Fällen thut. Nein, ev muß fich hier ſchon, mitten im theoretifchen 
Theile, Luft machen, ehe er die Nentenlehre befpricht. Nirgends ift A. ©. fo bit- 
ter als in der Gewerbe- und Freizügigfeitsfrage. Er ſchließt diefelbe an die Be— 
en. ber natürlichen Ungleichheiten des Lohnes wegen verſchiedener Erlernungs- 
foften, Annehmlichkeit, Geſchicklichkeit u. ſ. w. an, als die unnatürlichen Verſchie— 
denheiten. Die Ungleichheit entſtünde auf drei Arten. „Erſtens dadurch, daß in 
gewiſſen Gewerben die Konkurrenz auf eine geringere Anzahl von Mitwerbern 
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befhränft wird, als fich fonft darin niederlaffen würbe; zweitens dadurch, daß in 
andern biefelbe höher getrieben wird, als fie ihrer Natur nah kommen würde; 
drittens endlich dadurch, daß die freie Arbeits- und Kapitalciriulation fowohl von 
Gewerbe zu Gewerbe, ald von Drt zu Ort gehemmt wird.“ 

Diejes Dreieins führt er länger aus. Der erfte Punkt trifft natürlich die 
Zünfte, die Gründe gegen biefelbe find ganz tie gleichen, und können feine andern 
fein, al8 die, welche noch immer dagegen vorgebradt werben und ſchon faft genau 
mit denfelben Worten über 100 Jahre vor U. ©. von dem Nieberlänver de la 
Court vorgebracht wurben, ohne daß U. ©. viefelben, weil fie ungebrudt blieben, 
kennen konnte. Es ift der Schaden derer, welche die Handwerkswaaren fonfumiren 
wollen und theuer bezahlen müffen, derer, welche Handwerker werben wollen und 
entweder gar nicht ober nur mit großem Geld- und Zeitaufwande werben fünnen, 
und derer, weldye glüdlich Handwerker geworben, ihr Gefhäft nur in der von ber 
Zunft vorgefchriebenen Ausdehnung und Beſchaffenheit betreiben dürfen. 

Der zweite Angriff A. S.'s richtet ſich gegen die Staatsftipendien für bie 
Theologen, welche mehr junge Leute in das Fach hineinloden, als nachher über- 
haupt Anftellung oder eine menſchenwürdige Anftellung erhalten Können, 

Der dritte Einwand gilt neben der Erfchweruna, aus einem Gewerbe in 
ein vermanbtes Üüberzugehen, ber durch die englifche Kirchfpielsarmenpflege bewirkten 
Bannung eines Jeden an den Ort feiner Geburt. 

Die zu geringe und zu große Konkurrenz ift nah 9. ©. leicht zu heben, 
durch Aufhebung der Zünfte und der Stipendien, vie ſchwierige Frage aber, wie 
eine Gemeinbearmenpflege mit vollftändiger Freizügigkeit in Einklang zu bringen 
ift, läßt er ungelöst, ja ohne einen Verſuch zur Löſung. 

Ganz eigenthümlich ift bie Art, wie U. ©. auf einige Fragen ber 
Agrarpelitit kommt. Er fegt im zweiten Buch auseinander, was er unter 
probuftiver und unprobuftiver Arbeit verfteht. Probuftive Arbeit ift ihm die— 
jenige, welche einem greifbaren Gegenftande Werth, Tauſchwerth zufegt, un« 
produftive, welche den gefhaffenen Werth nicht äußerlich firtrt, während Say und 
andere mit Recht den Begriff probuftiver Arbeit auf Werthſchaffung überhaupt 
ausgebehnt, und alle wirthſchaftliche Thätigfeit in den Bereih der Nationalöfo- 
nomie gezogen haben (vgl. Art. Say). A. S. baut darauf weiter: eine gleiche 
Arbeitsmenge; welche einem Öegenftande mehr an Werth zufest als eine andere, 
ift probuftiver. Der Aderbau ift am probuftivften, venn in ihm wirft auch bie 
Natur zur Wertherzeugung mit (!), dann folgen die Gewerbe und endlich der 
‘ Handel. Bei diefem foll wieder ver Binnenhandel probuftiver als ver Ausfuhr- 
handel und biefer wenigftens probuftiver als der Zwiſchenhandel fein. Je probuftiver 
ein Gewerbe, um fo mehr wirb ber Nationalreihthum durch dasfelbe vermehrt, 
darum follte fih das Kapital im ber vorgenannten Reihe auf bie verfchienenen 
Produktionszweige werfen. Die norbamerifanifhen Kolonien find ein Beweis dafür, 
fie haben fi bisher faft nur auf den Aderbau gelegt! Der einzelne Unternehmer 
fragt freilich nit nad dem Bortheil der Gefammtheit, fondern nur nad feinem 
Privatvortheil, diefer ift aber oft ein anderer. A. ©. ift bier jevenfalls nicht kon⸗ 
fequent, da er fonft annimmt, daß Privatvortheil und Gemeinvortheil fich genau 
deden. Den bier vorliegenden Mangel der Dedung fucht er wie überall in einer 
Störung der natürlichen Ordnung durch ein fehlerhaftes Eingreifen der Regierenden, 
und meint, biefes fehlerhafte Einmifchen ver Regierung haben in den früheften Zeiten 
befonvers im Landbau ftattgefunden. So fommt A. S. auf die Agrarpolitif. Die 
Untheilbarteit und Unveräußerlichkeit des Grunteigenthums, die Koncentrirung in 
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den Händen des mächtigen Adels hat viel Kapital aus dem Landbau fern 
gehalten. Der Grund der Sicherheit, die Untheilbarkeit ftand hier höher als bie 
wirthſchaftlichen Gründe für bie Theilbarkeit, „in jedem andern Betradht aber kann 
nichts dem wahren Intereffe einer zahlreichen Gefelihaft mehr zumiverlaufen, als 
ein Net, welches, um eines der Kinder zu bereichern, alle übrigen zu Bettlern 
machte.” Der Grund der Sicherheit ift fortgefallen, und die wirthſchaftlich ſchäd— 
lihen Beftimmungen dauern noch fort. Ebenfo ſchädlich ift eine unzweckmäßige 
rechtliche Stellung des Wirthſchafters zum Grund und Boden. Sklaven, Feibeigene, 
Halbpächter, ja felbft Pächter haben nicht das richtige Intereffe an Verbeſſerung 
des Landgutes, diefes Hat nur der ſelbſtwirthſchaftende Eigenthümer. Hieran ſchließen 
fi wieder ſehr hübſche gefchichtliche Erkurfe Über die Städteentwidelung im Mit- 
telalter, welche durch folhe Unnatur bedingt war; durch dieſe Unnatur, ſchließt 
9. S., ift es gefommen, daß Handel und Gewerbe die Beranlafjung zur Kultur 
geworben find, ftatt wie es fein follte, die Folge davon zu fein. 

Dies find ungefähr die Gegenftände, welde 4. ©. im erften Bande in den 
drei erften Büchern abhandelt, alfo hauptjächlich die Grundgefege ver theore=. 
tifhen Nationalbkonomie. 

Den zweiten Band des Wealth of nations fann man im Gegenfat hiezu 
füglih als den praftifchen Theil bezeichnen, wenn gleich viele praftifche Lehr— 
füge auch im erften Bande enthalten find. A. S. fagt felbft im Anfang dieſes 
Bandes im 4. Bud: „Politiſche Dekonomie als ein Zweig der Wiflenfhaft eines 
Staatsmannes oder Geſetzgebers betrachtet, ſchließt zwei verſchiedene Gegenftände 
in fih, einmal, das Bolt mit ausreihentem Einfommen, d. h. mit feinem Unter- 
halt zu verforgen, ober genauer, vasfelbe fähig zu machen, fi zu verforgen, und 
zweitens dem Staat oder dem Gemeinwefen ein für bie öffentlichen Dienfte hin- 
reihendes Einfommen zu befchaffen. Sie hat die Aufgabe beide reich zu machen, 
Bolt und Staat." Alſo Volkswirthſchaftspolitik und Staatswirth— 
ſchaftslehre. Die erftere wirb im vierten, bie Tettere im fünften Buch abge 
handelt; dennoch ift das vierte Buch nicht ganz im ber Art angelegt, wie unfere 
Volkswirthſchaftspolitik oder die praktiſche Nationalötonomie, fonbern alle Sätze 
wurzeln in einer ausführlihen Kritit des „Handelsſyſtems“ und des „Agri— 
fulturfyftems“ oder der „Merkantiliften” und „Phyſiokraten.“ Dadurch werben 
alle diejenigen Theile der praftifchen Nationalölonomie ausgefchloffen, welche in 
feinem nähern oder engern Zufammenhang mit biefen beiden Shftemen ftehen 
und wie U. ©. auch feldft gefteht, Manches mit hineingezogen, was aud an 
andern Stellen und dort vielleicht ſogar paffender abgehandelt werben könnte, wie 
die Schilverung der Amſterdamer Bank, der Schlagfhag beim Geld und eine 
Menge rein theoretifcher Debuftionen. Was wir fo auch hier an frenger Shftematif 
verlieren, gewinnen wir an feflelnder Darflellung. So wenig zwedmäßig es für 
unfere Zeit wäre, bie Berwerflichkeit ver „Inbuftriebeförderung“ an ber 
Unbaltbarfeit der Hanbelsbalanztheorie beweifen zu wollen, fo fehr war es für 
bie Zeit nöthig, in welder der Glaube an den Merkantilismus Regierung und 
Bevölkerung, man kann nicht fagen wen von Beiden am meiften, beherrſchte. 

Der fo auffällige Irrthum der Hanvelstheorieen, beginnt A. ©., ift fein 
anderer, al8 daß man ven Begriff, „ein reicher Dann ift der, welcher viel Geld 
bat,” auf ganze Länder übertrug. Mit allen nur denkbaren Mitteln follte darum 
das Geld in's Land gebraht und das einmal vorhandene im Land gehalten werben. 
Das letztere meinte man durch Ausfuhrverkote der edlen Metalle und bes ge- 
münzten Geldes und durch möglichfte Verringerung der Einfuhr fremder Waaren, 
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das erftere durch Vermehrung der Ausfuhr zu erreichen. Einfuhrverbote und Ein» 
gangszölle follten die Einfuhr beſchränken, Ritdzöle, Ausfuhrprämien, Handels- 
verträge die Ausfuhr erweitern. Erreiht kann das allerdings werben, aber zum 
großen Schaben des Landes. Die Gründe, welde A, ©. für dieſe Behauptung 
vorbringt, können feine andern fein, als die noch heute mit Recht geltend gemachten. 
Das Kapital des Landes, welches die Einfuhr gewiffer Waaren erfhwert, wird 
fünftli in falſche Kanäle gelenkt, in denen es weniger probuftiv wirft, und zwar 
in jedem Land, während ohne folhe Einfuhrerfchwerungen jedes Land das pro— 
bucirem würde, wozu e8 von Natur taugt. Diefe aus ber Hanbelstheorie hervor- 
gegangenen Mafregeln gegen die Einfuhr wurden zu Shugmaßregeln 
für die einheimifhe Produktion, befonders für die Manufalturen, ba 
die Aderbauer, durch die Schwere ihrer Produkte geſchützt, überall, außer in Eng- 
land, weniger monopolfühtig waren. Wo eine Dppofition ftattfand, da war es 
von Seite der Kaufleute, welche an möglichft großer Einfuhr, Ausfuhr und Durch-- 
fuhr intereffirt waren. Die Befhräntungen des freien Handels. find verwerflicd, 
zur fann es Ausnahmen geben, fo ift die Navigationsafte, welhe durch Be— 
fhränfung der fremden Schiffe in England die Kapitalien in Schiffsbau und 
Seehandel trieb, wirthichaftlih zwar ein Schaden geweſen, politifh aber muß 
fie, obwohl Handelseiferfuht gegen Holland biefelbe eingegeben bat, ald das 
weifefte Gefe betrachtet werden. Aus demſelben Grund können Einfuhrerfchwer 
rungen auf ſehr unentbehrliche Gegenftände, z. B. Kriegsbevarf zu loben fein. 
Benachtheiligungen des Auslandes als Repreffalten gegen eigene Zurüdfegung im 
Ausland find nur anzurathen, wenn Hoffnung vorhanden ift, daß fie zur baldigen 
Abſtellung der Erfchwerungen im Ausland führen werden, im andern Falle ift 
es Nichts als der gewiß thörichte Verfuch, eine vom Ausland geihlagene Wunde 
dadurch zu heilen, daß man fich felbft neue Wunden ſchlägt. Enpli kann bie 
Ausdehnung eines künſtlich gefchaffenen Erwerbszweiges zwar nicht eine immer» 
währende Beibehaltung der Zölle, aber eine allmähliche Herabfegung berfelben 
gebieten, nur darf man barin nicht gar zu ängſtlich auf die Intereffenten hören, 
welhe immer dagegen eingenommen find. Das Uebel der Eingangszölle hielt 
A, S., der doc ſonſt auf den endlichen Sieg feiner Ideen feft genug baut, für ein 
fo eingewurzeltes, daß er fagt: „Zu erwarten, daß bie Handelsfreiheit jemals in 
Großbritanien wieder hergeftellt werben follte, ift fo abfurd, als zu erwarten 
daß je eine Oceana oder Utopia bort gegründet werben ſollte.“ Wie kleinlaut mußte 
A. ©. erft Über andere Länder denken. Allein ver Sien feiner Principien war in 
den vereinigten Königreichen, ehe ein Jahrhundert ins Land gegangen, größer, als 
je feine fühnften Hoffnungen träumten, Großbritanien kennt feine Schutzzölle mehr 
außer — gewilfermaßen zum Andenken an frühere Zeiten — auf Cigarren. Noch 
thörichter, als dieſe Schugzölle find bie Zölle, welde gegen ein Land, mit 
dem die Balanz ungünftig fleht, aus rein „merfantiliftifigen“ Gründen 
gerichtet find. Die Balanz fann man nicht einmal genau erfennen, weber aus 
Zolbühern, noch aus dem Wechſelkurs, die einzig rihtige Balanz 
eines Landes ift niht ein eingebildeter Ueberſchuß der 
Ausfuhr über vie Einfuhr, fondern der Propduftion über 
die Konfumtion. Aehnlicher Art find die Argumente von A. ©. gegen die 
andern genannten Mittel, ald da find Rückzölle, außer wenn die Waaren in’s 
Ausland nicht in die Kolonien wieder ausgeführt werden; Ausfuhrprämien, 
welche der Gefammtheit mehr ſchaden, ald dem Begünftigten nügen; Handels 
verträge, welhe zwar die Ausfuhr nad gewiffen Gegenven erleichtern, dafür 
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das Land aber an Probufte des kontrahirenden Landes binden, welde theurer 
find, als die freie Konkurrenz fie beichaffen würde. Daß Prämien auf bie Pro« 
duftion, abgefehen etwa von ber Ausfuhr, weniger verlangt wurben, erflärt ©. 
ſehr hübſch Daraus, daß hiefür fein Sheingrund ver Handelslehre 
von ben Producenten angeführt werben konnte, welche Scheingründe bei ben Regie 
rungen immer am meiften verfchlugen. 

Mit Recht hochberühmt find die Ausführungen diefer Säge in Betreff 
des Kornhandels, worein ©. auch die innere Koörnpolitik, den „Deren- 
glauben" an Kornwucher, an Kornmonopole zu ziehen weiß. Gerade von biefen 
meifterhaft Maren Auseinanderfegungen gilt, was im Anfange gefagt wurbe, daß 
A. ©. die Refultate früherer Forſchung in fi zufammengefaßt habe. Hier war von 
ben einſichtsvollern Schriftftellern aller Nationen, ich nenne außer den Phyfiofraten 
nur de la Court und Graswinfel aus bem kornhandelberühmten Holland, Längft 
volle Freiheit gefordert worden. Der Kornhandel war e8, an welchem bie Ver— 
tretung der Konfumenten al® allein richtiger Ausgangspunkt am erften Har werben 
mußte und Far wurde, nur baß doch jeder Schriftfteller vor U. S. an irgend 
einer Stelle ftraudhelte, und allein bei A. ©. konfequent, weil wiſſenſchaftlich, die 
Kornfrage in einem Guß "vor uns fteht. 

Uns weniger naheliegend, für das bamalige England aber von eminent 
praftifher Bebeutung ift die ausführliche Kolonialpolitit in dem Wealth of nations. 
Die darin von England fo gut als von andern Staaten gemachten Berjehen 
wurzeln nah U. S.'s Meinung auch alle im Merkantilfuftem; bei Spaniern und 
Portugiefen, welde nur an golb- und filbertragenden Geſtaden fi niederlaſſen 
wollten, wirft ver Merkantilismus direkt, Gold- und Silberbergwerte! bei ven 
Holländern, Franzoſen, Engländern indireft, Vermehrung der Ausfuhr! Die Ver— 
mehrung der Einfuhr rechnet man faum als Bortheil und doch was fol vie Aus- 
fuhr ohne entfprebende Einfuhr. Vortrefflich ſchildert S. die Vorzüge ber mit - 
Bildung und Kapital folonifirten Länder der neuen Welt vor denen der alten 
Welt. Er weist auf den Nugen hin, welden bie Kolonie nit nur für das 
Mutterland bat, fondern aud für vie Länder, welde nur burd das Mutterland 
ihre Ausfuhr nah den Kolonien und ihre Einfuhr aus den Kolonin vornehmen, ja 
für die Länder, welche, wenn fie aud feine einzige Waare aus den Kolonien ver: 
brauden und feine der ihrigen dorthin abfegen, doch den Handel mit den Ländern, 
welche in inbireftem ober direktem Kolonialverfehr ſtehen, erweitern. So erhielten 
alle Länder ihren Gewinnantheil an ber Auffindung des Seeweges nad Oftinbien 
und ber Entdeckung Amerikas, welde beiden Ereignifie U. ©. etwas zu fühn ale 
die größten und bedeutendſten in ber Geſchichte ver Menfchheit bezeichnet! 

Epeciell englifhen Berhältniffen angehörend find feine Angriffe auf das Ko- 
Ionialmonopol des Mutterlandes, weldyes eine Bergütung dafür fein fol, daß 
Kolonien nicht wie andere Länder durch Soldaten und Steuern dem Lande nügen, 
welches aber oft genug den Kolonien mehr ſchadet, als dem Mutterlande nützt, folg« 
li im Ganzen ſchädlich fei. A. S. fteht mitten in ber Bewegung, welche bie nord» 
amerifanifchen Kolonien von Großbritannien losriß, er ſah den Abfall als unver- 
meivlih voraus und doch verbietet ihm der Nationalftolz Die Freigebung ohne 
Kampf anzurathen. 

In Bezug auf die oftindifhen Kompagnien aller Länder charakteriſirt er vie 
falſche Leitung des Kapitals, welche auch bei den amerikaniſchen Kolonien immer 
eine Hauptrolle fpielt, fehr hübſch ſo: In Meinen Ländern, wie Schweden und 
Dänemark, ift Kapital in Kanäle getrieben worden, in welche es fonft gar nicht 
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gefloffen wäre; in den großen feefahrenden Nationen Holland und England ift das 
Kapital durch Beichränfung des Gefellichaftsfapitald aus Kanälen fünftlich fernge- 
halten, im welde es ohne das Monopol gefloffen wäre! 

Biel weniger ausführlich, als im Bisherigen, ift A. ©. in der Befämpfung des 
Phyſiokratismus. Derfelbewarin England niemals zur Herrfchaft gelangt. S. meint, 
er würde in feinem Lande dazu gelangen und alfo nirgends Schaven ftiften, bie Lehre 
fpude ja nur in den Köpfen weniger gelehrter Männer. A. ©. giebt die Grundzüge des 
Phyfiofratismus, welde in den praftifhen Forderungen ver Freiheit der Wahrheit 
am nächſten ſtünden, und mit denen man ſich, außer in der Begründung, ehr 
wohl befreunden könnte, gut in Kürze wieder; er hatte nicht umfonft Duesnay und 
die andern Phyfiofraten perfönlic kennen gelernt. In der Widerlegung des Syſtemes 
ift er nicht gleibermaßen glüdlih. Er engt den Begriff der Sterilität und Un- 
probuftivität gewiffer Erwerböflaffen zwar mehr ein, als die Phyſiokraten, allein 
auch er bleibt am Außerlichen Kennzeichen Heben. Die ganze S.'ſche Lehre ver 
verfhiedenen Stufen von Probuftivität in Aderbau, Gewerbe nnd Handel fpiegelt 
fih am beften wieder in feinem PVergleihe mit der menfchlihen Yortpflanzung : 
Eine Ehe, aus der nur ein Sohn und eine Tochter hervorgingen, dürfte man 
boch nicht unfruchtbar nennen, weil fie (wie nah Meinung ber Phyfiofraten, die 
unprobuftiven Klaffen dem probmeirten Gegenftand nur fo viel Werth zufegen, 
als fle zur Produftion an Lebeneunterhalt und Kapital aufbrauden) nur das 
abfterbende Geſchlecht erfegte, fondern man müßte fie nur weniger fruchtbar nennen, 
als eine Ehe, aus welcher mehr Kinder hervorgingen. Diefe frudtbarere Ehe ift dem 
Aderbau, vie weniger fruchtbare dem Gewerbe und dem Handel zu vergleichen. 
In der richtigen Erkenntniß der Grundrentenlehre fteht A. ©. fogar den Phyſio— 
fraten nad. Sehr hübſch fehildert Schon A. S., daß der ganze Phyſiokratismus 
nur als eine Reaktion gegen bie Colbert'ſche Politif zu verftehen ift, welche wie 
jeve Reaktion in das Ertrem umfchlage; fehr treffend meist er dann an ben oft- 
aflatifchen Reihen China und Japan fowie an ben Staaten des Alterthums nad, 
daß auch ohne phyſiokratiſche Anfihten der Aderbau zu vielen Zeiten einer be— 
fondern Fürforge von Seite der Wilfenfhaft und der Staatsweisheit ſich erfreut 
habe, aber nicht zum Nuten besfelben. Sein Schluß der ftaatlihen Nichtein- 
mifhung führt ihn dann auf die wahre Pflicht des Staates, die Bürger nad 
Außen und im Lande zu fhüten umd Anftalten zu errichten, welde die Einzelnen 
nicht errichten Fönnten, weil fie ihnen nicht die Koften erfegten, wohl aber dem 
— So gelangt A. S. auf die Staatsausgaben und Einnahmen im fünften 

uche. 

Die Lehre von den Ausgaben des Staates ſteht nach unſerer Auffaſſung 
und auch nach der von A. S. nur durch eine Inkonſequenz in dieſem Werke, 
denn die Lehre von der Konſumtion gehört, wie oben gezeigt, nicht in ſein Syſtem 
und am Anfang des vierten Buches ſagt er mit dürren Worten, daß die politiſche 
Oekonomie, als ein Zweig der Staatswiffenfchaft betrachtet, es mit dem Ein— 
fommen des Staates zu thun habe. 

Seine Lehre von den Staatseinkünften ift wie Alles, was die Engländer 
auf finanz-wiffenfhaftlihem Gebiet geleiftet haben, einfeitig nur Steuer und 
Staatsfchulvenlehre. Auf ein paar einleitenden Seiten verwirft er alles Einfommen 
der Regierung auseigenem Befit und Erwerb, aus faufmännifchen Gefhäften, Domänen, 
Staatöwaldungen, welche man zur Schulventilgung veräußern follte, und läßt 
nur der Staatspoft ein Recht auf Griftenz. Freilich kommt die heutige Yinanz- 
wiſſenſchaft aud in den meiften Beziehungen mehr und mehr zu dieſem Refultat, 
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aber doch nur nach reiflicher Prüfung der Gegengrünvde. So flüchtig A, ©. hierin ift, 
fo ausführlid und gewiſſenſchaft ift er in der Steuer: und Staatsſchulden— 
lehre und zwar nicht nur in Erpofition der volkswirthſchaftlichen Wirkungen der 
Steuern, womit 3. B. Ricardo faft ausſchließlich fidy begnügt, fondern aud in 
Anziehung von Beifpielen aus der Finanzgeſetzgebung Englands und vieler anderer 
Reiche, namentlich der Niederlande, welche im Finanzweſen damals ebenfo häufig 
angeführt wurben, als in unferer Zeit England. Auch hier ift A. ©. ver erfte, 
weldher bie Steuern nit mehr jede für fih, fondern im Zufammenhang mit- 
einander betrachtet. Er zeigt das einmal darin, daß er die Steuern eintheilt in 
foldhe, welche die Intention haben, auf einen der drei Einfommenszweige, Rente, 
Gemwinnft und Lohn, zu fallen over auf alle drei zugleich, Eintommenfteuern 
und Konfumtionsfteuern. Alſo jhon 4. ©. theilt niht in direkte und 
indirefte Steuern ein, fondern nimmt dieſe Unterfheidung nur innerhalb 
ber Konfumtionsfteuern an. Noch mehr zeigt fi die großartige Auffaffung des 
Gefammtfteuerweiens in feinen berühmten vier Steuerregeln, welde für alle 
Steuern gelten. Dieje find: 1, Die Unterthanen jedes Staates müfjen zur Unter- 
flügung der Slaatsgewalt fo genau als möglich nad) Verhältniß ihres Vermögens bei- 
tragen, d. h. nad) Verhältniß der Einkünfte, welche ein Jeder unter dem Schuge bes 
Staates genießt. 2) Die Steuer, die jeder Bürger zu zahlen verbunden ift, muß genau 
beftimmt und nicht willtürlich fein. Die Zeit der Zahlung, die Art und Weife derjelben, 
bie Summe, welche gezahlt werben foll: Alles das muß dem Steuerpflichtigen, fowie jeder 
andern Perſon Kar und deutlich fein. 3) Jede Steuer muß zu der Zeit und auf 
die Weife erhoben werben, zu welder und auf welde es dem Steuerpflichtigen 
am leichteften fällt, fie zu bezahlen. 4) Jede Steuer muß fo eingerichtet fein, 
daß fie jo wenig wie möglid über die Summe, die fie dem Staatsjchage ein« 
bringt, aus ver Zafche des Bürger auf einmal berausnimmt oder derjelben fort 
dauernd entzieht. 

Den Mafftab diefer vier Steuerregeln legt U. ©. an alle Steuern, weldye 
er befpricht, indem er es freilich für das Beſte hält, daß eine Steuer allen vier 
Regeln entfpreche, daß aber auch eine Steuer ſchon verhältnigmäßig gut fein 
fünne, wenn fie nicht gegen alle Steuerregeln etwas ober gegen eine gar 
zu ellatant verftoße. So tabelt er, um ein Beifpiel zu nennen, an den Kon- 
jumtionsfteuern, daß fie gegen die vierte Steuerregel fehlen, indem die Erhebung 
große Koften verurfache, daß fie die Steuerzahler vielen Berationen unterwerfen, bie 
Produktion beengen, das Kapital aus guten Anlagplägen vertreiben und enblid die 
Leute, welche gerade durd die Zölle zum Schmuggel verleitet wären, .am Ende 
noch durd Strafen ruiniren. Dennoch giebt er zu, daß die Konfumtionsftenern 
und unter ihnen am meiften die Eingangszölle zwedmäßig find. Auch außer feinen 
Steuerregeln ergeben fi ihm eine Menge gemeinfamer Gefihtspunfte, wie Ver— 
werflickeit der Steuerverpachtung oder gar der Monopolifirung gewiſſer Erwerbs- 
zweige durch ven Staat u, |. w. Sogar in der Lehre von ver Stenerübermälzung 
fommt er mehr ald jeine Borgänger und die meiften feiner Nachfolger zu einer viel 
größeren Aehnlichkeit ſowohl der verjchievdenen Einktommensfteuern untereinander, 
als aud der Einkommens und Konfumtionsftenern. Eine Ueberwälzung ber von 
den Probucenten erhobenen Konfumtionsftenern auf die Konfumenten nimmt bie 
neue Nationalöfonomie ziemlih ausnahmslos, oft als eine zu ausgemachte Sache 
an; U. ©. ſucht aber zu zeigen, daß aud die Einfommensfteuern zum größten 
Theil auf die Konfumenten fallen. Wie die Steuer auf unentbehrlihe Güter 
(möge fie auh nur nad den allgemeinen Anftandsbegriffen unentbehrlich heißen) 
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nicht auf dem Arbeiterftand hängen bleiben, fondern, fomweit die Güter von ben 
Arbeitern verzehrt werden, im erhöhten Lohn auf die Fabrifanten, von diefen auf die 
Producenten, vonidiefen endlich auf alle Konjumenten außer den Arbeitern fallen, 
fo bat die Steuer auf den Kohn diefelbe Wirkung. Die nur auf einzelne Kapital- 
anlagen gelegte Steuer fällt gleihfalls am Ende auf die Konfumenten, denn das 
Angebot wird in dieſen Erwerbszweigen abnehmen. Ja auc der beveutenpfte Theil 
allgemeiner Befteuerung des Kapital muß im Waarenpreis auf bie Berzehrer 
fallen. Nur ein Theil, nämlich die Steuer, welche auf die Kapitalien im Landbau 
gelegt ift, wird auf die Grundherren fallen und von ber Nente bezahlt werben. 
Auf diefe Grundrenten fallen auh ale Grundſteuern, mögen fie direkt 
darauf gelegt werben ober wie bie Zehnten auf die Produkte des Landbaues. 
Diefe Stenern können aber nebenher fchledhte Wirkungen haben, indem fie 
ungleihförmig die Grundherren treffen oder indem fie, wie die Zehnten, 
nit darauf Rüdficht nehmen, mit wie großen Kulturkoften das Probuft gewonnen 
wurbe. Eine Hausfteuer bleibt, foweit fie wahre Grundſteuer ift, auf 
dem Eigenthümer hängen, wird aber, foweit fie das in den Häuferbau ver- 
wendete Kapital trifft, auf die Konfumenten übermwälzt. 

- Meben dieſen durchgehenden Grundzügen ift die Steuerlehre noch reih an 
trefflihen Einzelnheiten über die Steuern auf Eigenthumsübertragung durch Ber- 
erbung und Beräußerung, über bie verfchiedenen Stempelgebühren, welche eine 
Erfindung der Neuzeit fchneller als irgend eine andere Erfindung Berbreitung 
gefunden hätten. Die Stempelfteuer wäre nicht eine befondere Steuerart, fondern 
nur eine eigenthiümliche Erhebungsart der Konfumtionsftener, wie Karten- und 
Zeitungsftempel. In der Lehre von den Konfumtionsftenern unterfheidet A. ©. 
die innern Steuern, die Accifen, und die äußern, bie Zölle, treunt ſcharf bie 
Schugzölle von den Finanzzöllen und will lieber vie legteren niedrig, als die erftern 
body haben. Bei ver an und für fih zwedmäßigften Belaftung weniger fremder 
Luruswaaren (aber folder, welche aud bie untern Schichten der Bevölkerung ge- 
nießen) mit hohen Finanzzöllen eignet er fih das Witzwort von Swift an, daß 
dabei 2% 2 nit 4, fondern oft nur 1 gebe. Zwedmäßige innere Befteuerung 
führt er am Beifpiel der Bieraccife aus. So ift er überall friih und anregend 
in diefen oft fo trodenen Lehren. 

Im Staatsfhuldenwefen endlich befpricht U. ©. einmal die einzelnen 
Arten, wie der Staat auf anverem Wege als Privatleute Schulden zu kontra— 
biren pflege, durch Steueranticipationen, durch Zeitrenten, Leibrenten und be- 
ſonders ewige Renten. Endlich nennt er als eine eigene Art der Schulvenfon- 
trahirung das Unterbrechen der Schulventilgung. Er ift fein Freund der Staats- 
ſchulden, fieht aber nicht ein, daß der Uebelftand eigentlich in ven Ausgaben 
und nicht, abgefehen von der verführerifchen Leichtigkeit Geld zu erhalten, in ber 
Dedung der Ausgaben liegt. Er glaubt, daß, wenn alle Ausgaben für Kriege 
durch Steuern gevedt würden, während ber Kriegszeit allerdings ſehr wenig gefpart 
werben könnte, nad) bein Kriege aber ungleich mehr, als beim Schuldenweſen in 
beiden Zeiten zufammengenommen. Zugleich ftellt er” vie Behauptung auf, baf 
ein Staat noch nie feine Schulden ganz bezahlt hätte, daß bie meiften ein- ober 
mehreremale einen Staatsbanquerott erlebt hätten, gewöhnlich freilich nur in ber 
verftedten Geftalt der Münzverfchlehterung. Mit vollem Recht tritt er gegen 
Pinto’8 Bergötterung der Staatsjchulden als einer Kapitalfhaffung auf, indem 
überhaupt feine Intention nur zu loben ift, wenn er aud den wahren Nutzen 
der Staatsſchulden zu gering anſchlägt. 
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Wie fih der Nationalbkonom freut in ſtaatswiſſenſchaftlichen Werten früherer 
Jahrhunderte wirtbihaftlihe Betrachtungen zu finden, fo kann er fi heute 
freuen, wenn er in nationalöfonomifhen Werten auch feine Bemerkungen aus 
dem Gebiet ver Berfaffungs- und Berwaltungspolitif trifft. Ich meine 
nicht das ungehörige Einmifchen einer großen Menge von allen möglichen Neben 
bingen in bie Nationalöfonomie bei unbeveutenden Schriftftellern, welche dadurch das 
Gebiet der Nationalölonomie „zu erweitern und dem Materiellen zu entheben“ 
trachten, ſondern es tft eine Freude, die Gedanken hervorragenter Geifter über 
möglichft viele Zweige des Wifferts verbreitet zu finden, mögen dieſe Gedanken auch 
ſtreng genommen nit in die Schrift gehören, in welcher fie fid vorfinden. So 
freuen wir uns ber Inkonfequenz von U. ©., daß er vie Fehre von den Ausgaben 
des Staates jo ausführlich behandelt. Er giebt darin (abgefehen von ben Be- 
merkungen, welche nicht Ausgaben, fondern Einnahmen, wie Brüden- und Wege- 
gelver, Gerichtsſporteln u. ſ. w. betreffen, oder von Betrachtungen über die 
verſchiedenen Arten der Handelsgeſellſchaften, weldhe in die Lehre von der Unter- 
nehmung gehören) einen kurzen Abrig der allgemeinen Staantslehre, der Staats- 
zwede, welche eben vie Ausgaben bedingen. So formulirte er ſchon an einer frühern 
Stelle die Aufgabe des Staates, die Angehörigen nah Außen und Innen zu 
ſchützen, endlich „gewiſſe öffentlihe Werke und Anftalten zu errichten und zu er— 
halten, deren Errichtung und Unterhaltung niemals in dem Interefje eines Privat- 
mannes ober einer Heinen Zahl von Privatleuten liegen kann, weil der Gewinn 
daran niemals einem Privatmanne oder einer Heinen Zahl von Privatleuten 
Entſchädigung gewähren würde, obgleich er eine große Gefellihaft oft mehr als 
ſchadlos hält." Das Kapitel von den Ausgaben des Staates enthält die weitere 
Ausführung diefes Satzes und zwar auf gefhichtlihem Wege in der quantitativen 
Berengung der Staatszwede, aber qualitativen Ausvehnung des Wenigen, mas 
Pflicht des Staates bleibt. Eine kurze Gefhichte des Heeres und der Gerichts— 
verfaffungen, des Schul- und Kirchenweſens voll der jhönften Gedanken ift barin 
niedergelegt. Er bringt darauf, daß- gemeinnügige Einrichtungen, z. B. für Be— 
förderung des Handels, nicht gerade der Staat machen müffe, ſondern nur größere 
geſellſchaftliche Kreiſe oder Theile des Staates, Provinzen, Gemeinden. 

Aber auch im ganzen Werk zerftreut findet ſich des Trefflihen in biefer 
Richtung Biel, 3. B. über die in jegiger Zeit ungerechtfertigte Bevorzugung des - 
Adels, über ven Einfluß der Arbeitstheilung auf Entwidelung der bürgerlichen 
Freiheit, über die größere Härte der Sklaverei in fonftitutionell als in abjolut 
regierten Staaten, über Bolkövertretungen in Kolonien. Weiter fegt er auseinander, 
wie die NRechtsficherheit die Schäden einer ſchlechten Wirthſchaftspolitik zu lindern 
vermöge, wie ver Reichthum des Nachbarvoltes wohl im Kriege ſchaden, im Frieden 
nur nügen künne u, f. w. ' 

Der unendlihe Reihtbum des Wealth of Nations wird jelbft and biejem 
furzen Ueberblid erhellen, in welchem ich mich bemüht habe, möglihft die Eigen- 
thümlichkeiten des Shen Gedankenganges und feiner Behandlungsweiſe beizus 
behalten. Auf die Kritik fol eines Werkes muß id) an dieſer Stelle verzichten, 
es würde die mir geftedten Schranken des Raumes weit überfchreiten, die Ein- 
leitung und bie wenigen eingeftreuten Bemerfungen werten wenigftens dazu hin- 
reihen, um die Hauptpunkte zu zeigen, worin bie neuern Nationalöfonomen, bie 
überhaupt nody auf U. ©. weiter zu bauen fid nicht fhämen, von dem großen 
Schotten abweichen, noch weitaus mehr aber, worin fie mit ihm übereinftimmen. 
Ganz objektiv können die wenigen kritiſchen Bemerkungen fi nicht verhalten, 
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wir ftehen noch mitten in dem Streit darüber, ob die Lehrjäge von A. S. und 
feine Forſchungsweiſe für alle Zeiten gültig bleiben können; eines jeven National- 
öfonomen Kritif wird anders ausfallen, je nach dem Standpunkt ven er einnimmt, 
aber in vem Einen fint alle, aud feine Gegner einig, Adam Smith war 
der größte Nationalölonom aller Zeiten. Roſcher hat gewiß Recht, 
wenn er gerade in Bezug auf U. ©. jagt, daß es faum einen größern Ruhm 
für einen Schriftfteller gebe, als daß Alles, was vor ihm gefchrieben, nur als 
eine Vorbereitung auf ihn, Alles, mas nad ihm gefchrieben, nur als eine Weiter: 
bildung feiner Lehren erfcheint. 

Literatur Oefammtausgabe ver S.'ſchen Werke in 5 Bänden, 1817; 
von Dugald Stewart. Ausgaben der Theory of moral sentiments. 6 bei 
feinem Leben, dann 1801, 1808, 1809; Ueberfegungen, veutfh; 1770. Braun« 
ſchweig, ohne Namen 1791. Kofegarten, Leipzig. Franz. 1764, ohne Namen, als 
„Metaphysique de Vacue*, 1774 von Blavet, 1798 von Marquise de Con- 
dorcet. 2. Ausg. 1830. Ueber 4. ©. als Philofophen find befonters zu ver- 
gleihen: Mackintosh, Dissertation on the progress of ethical philosophie, 
1837; Stäudlin, Geſchichte der Moralphilofophie, 1822; I. 9. Fichte, 
Syſtem der Ethif, 1850; Jouffroy, Cours du droit naturel, 1858; Baudrillart 
Publicistes modernes, 1862; Ausgabe des Wealth of nations, 1776, 1778, 
1784, 1786, 1790, 1789 (Nahprud in Bhiladelphia), 1791, 1801 (fehr ver- 
verbreiteter Nachdruck in Bafel); She Ausgaben von Buchanan, 1814, 1817; 
von M. Eulloh, 1828, 1838, 1849, nur mit neuen Titelblättern 1851 und 
1853, neue geänderte Ausgabe 1855; Ueberjegungen, deutſch: 1776—1778 von 
3. 8. Schiller un Wihmann, 1793-96 von Garve, neue Ausgabe 
1779 und 1810; 1840—1847 von Mar. Stirner, (Kafpar Schmidt), enb- 
lich befte Ueberfegung mit neuen Noten von Usher, 1864; franzöfifh: 1778 
bis 1780 im Jonrnal de l’Agriculture von Blavet, 1781 Nachdruck in 
Iverdun, 1788 in Paris, 1790 in Paris, 1800 neue Ueberjegung v. Blavet, 
Paris, 1805; von Garnier 1843—1844, die Garnier'ſche Ueberfegung in ber 
Coll. des prine. Econ, neue Auflage 1859; bolländifh: 1796 von Hoola, 
unvollendet; fpanifh: 1794 von Ortiz; ruffifh: 1863 von Poliatlomwsty, 
bänifh: von Drebge. — Ueber N. ©. als Nationaldlonom und über fein Leben 
vergl, aus der großen Literatur: 1) Die Vorreden und Anmerkungen in den ge- 
nannten Ausgaben, befonders von D. Stewart, Me. Eullod, Budanan, 
Garnier, Blangui. 2) Eigene Abhandlungen von Coufin im X, Bande 
der Schriften der Acaddmie des Sc. mor. et pol. 1850, Monjean im Dic- 
tionnaire de l’Ee. pol. Art. Smith; Kautz in ber ungariſchen Zeitfhrift Kelet 
Nepe, 1856; Lavergne in ber Revue des deux mondes, 1859. Am aus- 
führlihften aber Baert: Adam Smith en zyn onderzoek naar den rykdom 
der Volken, 1858. 3) Alle Werke über Nationalökonomie, befonders aud feine 
Gegner vom focialiftifcy-merkantiliftifhen und theologifhen Standpunkt. 4) Ge- 
fhichte der Nationalölonomie, befonderd von Blanqui, Villeneuve-Barge- 
mont, Molster und Kaup. E. Ladpehred. 
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Speialismus und Rommunismus. 


1. Staat und Geſellſchaft; fociale Brage. tarener; Brüder und Schweflern des freien 
HN. Weſen des Kommunismus und Socialismus, Geiſtes; Adamiten. 
111. Geſchicht liche Darftellung. 10) Die Sefellfhaft im Mittelalter. Bauern- 
. H Moſaiſches Recht. kriege. Wierertäufer. Leveller. 
2) Griechenlanv. 11) Staatsromane in der Zeit des abfolutifti- 
3) Rom. fihen Königthums. 
4) Therapeuten und Eſſener. 12) Wiſſenſchaftliche und politifhe Bewegung 
5) Einfluß des Chriſtenthums. in Frankreich unter ven legten Bourbonen, 
6) Chriſtliche Gemeinde in Jeruſalem die franzöfifgen Rommuniften und Soria- 
7) Einftevler in rer thebaiſchen Wüſte. liſten 
8) Girceumeellionen in Norrafgika. 13) Belgien. 
9), Möndetorven. Pauperes catholici; Beg- 14) Enaland. 
harden und Beghinen ; Brüder bed gemein- 15) Deutſchland und die Schweiz, 
famen Lebens, Katharer; Apoſtler; Pa- IV, Schluß. 


I. Staat und Geſellſchaft find zwei verſchiedene Ordnungen menfch- 
lihen Zufammenlebens, die fich gegenfeitig bedingen, aber nicht felten auch in ihren 
Geſetzen kreuzen. Wie Geift und —* Form und Materie verhalten fie ſich zu 
einander. Wenn wir den Staat bahin beftimmen, daß er ein auf na— 
tionaler oder hiftorifher Baſis beſtehendes menſchliches Gemeinweſen zum Zwecke 
der Verwirklichung eines ſich, ſelbſt genügenden ächt menſchlichen Lebens, in der 
größtmöglichen Entfaltung und Bethätigung aller Kräfte und in der Erfüllung 
aller materiellen und geiftigen Bedürfniffe iſt, fo kann man die Geſellſchaft als 
jene Form menfhlihen Lebens erflären, worin bie Güter, die materiellen und 
geiftigen, welche ver Einzelne befigt, feine Bedeutung bebingen. Gründet der Staat 
feine Rechtsordnung auf den abftraften Begriff der Perfönlichkeit, fo tft e8 in ber 
Geſellſchaft die Konkrete, mit einer beftimmten materiellen und geiftigen Macht aus- 
geftattete Perfönlichkeit, die in Betracht und Würbigung fommt. Kann daher jener 
die Gleichheit Aller ausfprechen, wenigftens in privatrechtlicher Beziehung, fo wird 
die Gefelfhaft den Unterfhieb der Einzelnen von einander im fih hegen und 
pflegen. Sind dem Staate Aufgaben zugewiefen, die ihm eine Entwidlung und 
fortfchreitende Bewegung offen halten, fo giebt der Begriff ver Geſellſchaft blos 
ihren faktifchen Beftand, firirt nur ihre wefentlihen Eigenfhaften, ohne aud von 
Zweden zu reden, die außerhalb ihrer Gegenwart liegen. Wie die Natur mit der 
gegebenen Summe ihrer Kräfte arbeitet, nad dem Gefege blinder Kaufalität alle 
ihre Produkte hervorbringt, und alfo nit von dem Bewußtſein eines Zmedes 
geleitet ift, fo hat die Gefellfchaft ein ähnliches Dafein und eine ähnliche Be— 
wegung. Wenn auch jeder Einzelne in ihr in bewußter Abfiht für fein Wohler- 
gehen arbeitet, fo ift der Zotalzuftand der Gefellihaft mit dem Befig und den 
ihm innwohnenden Kräften zulegt doch einfeitig an das Gefeg blinder Kaufalität 
gebunden, d. h. er ergiebt fi aus den Strebungen, Kräften und Gütern der Ein- 
zelnen nothwendig, ohne von tiefen vorhergefehen und als ihr Ziel gewollt zu 
fein. Die einzelnen Intereffen find die treibenden und ziehenden Kräfte in biefem 
großen Mechanismus, jeder beforgt vorerft das Seinige und das Allgemeine nur, 
fofern e8 auf fein eigenes Wohlergehen zurüdmwirkt. 

Anders der Staat. Er ift gleihfam die allgemeine Perfünlichkeit, der für ſich 
nur forgt aus Interefje für bie Einzelnen, der alfo nit um feinetwillen, ſondern 
um ihretwillen da ift, der ihnen dient, indem er fie beherrſcht; das allgemeine 
vorfehende Auge demnach, das fein Ziel Har erfaßt und in Bezug barauf bie 
Mittel feiner Verwirklichung anordnet. Der Staat kann ſich nicht mit dem jewei— 
ligen Zuftand als einer mothwendigen Folge elementarer Prämifjen zufrieden ftel- 
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len; fein Zuftand fol das Wert feines bemußten Strebens fein. Schon von hier 
aus ergiebt fih, daß Staat und Gefellihaft in einen Widerſpruch gerathen fün- 
nen, wenn eben ber faktiſche Zuſtand viefer den Aufgaben des erfteren nicht nur 
nit nachkommt, ſondern fie vielleicht fogar vereitelt. Aber ebenfo ergiebt ſich, daß 
ber Staat, als ber mit Bemußtfein nah ten hödften Zielen ver Humanität rin- 
gende, dem blinden Walten der elementaren Mächte in der Geſellſchaft vorzufehen, 
fie zu regeln und feiner Aufgabe vienftbar zu machen hat. Bon unendlicher Trap: 
weite für die ganze Orbnung der Gefellfhaft ift diefer Sag, denn er enthält zum 
Mindeſten, daß der Staat die Löſung dee focialen Problems nicht ganz von ſich 
weifen bürfe, aud in feine Hand nehmen müſſe. Er ift unbeftreitbar, wenn es 
überhaupt richtig ift, daß der Gedanke zum Herrſcher über die Naturfraft berufen 
fei. Daß dabei der Staat die perfönliche Freiheit verfümmern werde und verküm— 
mern müffe, ift feine nothwentige Folge, um fo weniger, wenn er auf den Be— 
griff der freien Perfönlichkeit erbant ift. Ia im ©egentheil, nicht Freiheit unter- 
brüden, freiheit verwirklichen wird er, wo er mit feiner Borforge gegenwärtig ift; 
denn der Zwed des Staates ift jelbft fein anderer als die Freiheit, vie eins ift 
mit der Humanttät, 

Das fociale Problem, wie es fchon in verfchiedenen Altern der Gefchichte 
bie Menfchheit bewegt hat, läßt fih furz dahin formuliren, daß das Verhältniß 
von Arbeit und Erwerb, perfönlicher Leiſtung und Lebensgenuß noch nicht allfeitig 
in einer humanen und gerechten Weife geordnet ift, daß eine fehr zahlreiche Klaffe 
ber Geſellſchaft und der Staatsbürger dadurch in die Unmöglichkeit verſetzt iſt, zu 
einer Theilnahme an den allgemeinmenſchlichen, materiellen und geiftigen Gütern 
zu gelangen, daß damit die menfchliche PVerfünlichkeit in ihrem Genuffe und in 
ihrer Entwicklung in jenen geradezu verfümmert, und fo ein unorganifches Ele— 
ment im Staatskörper geihaffen wird, was, meil mit allgemein⸗menſchlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechten ausgeſtattet, ihm angehört, dennoch aber von feinen Kul- 
turzweden nicht ergriffen werden fann und darum, wie Alles nicht in das Leben 
bed Organismus Aufgenommene und ihm Affimilirte und dennod in ihm vorhan— 
bene Unorganifche, früher oder fpäter jenen ſelbſt in eine gefährliche, vielleicht 
tödtliche Krankheit hinreißen fünnte. Zu allen Zeiten hat dieſes Element, mo es 
ſich fand, fein Dafein bemerkbar gemacht, indem es entweder bie Bewegung ver 
Staatsmafhine erfchwerte, oder wie ein Bleigewicht fih an den allgemeinen Fort 
ſchritt hemmend Hing, bald in offenem Angriff gegen die beftehende Form des 
Staates und der Geſellſchaft herportrat, bald ſich aber auch in einer frieplicheren 
Weile Luft machte, indem Theorieen und Unternehmungen ausgefonnen wurden, 
welde den Mißverhältniffen auf dem Wege der Einficht durch eine Umgeftaltung 
ber Ordnung in Staat und Gefelihaft ein Ende machen follten. Alle diefe Dok— 
trinen und Tendenzen, die ein Verhältniß von Arbeit und Erwerb, Leiſtung und 
Lebenegenuß herftellen wollen, weldes jevem Einzelnen feine Wohlfahrt möglich 
macht, gehören entweber in die Kategorie des Kommunismus, Socialis- 
mus oder der Gefellfhaftswiffenfhaft, dem höhern Nefultat der unfla- 
ren oder unmöglichen Ideen der beiden erftern. 

II. Der Kommunismus geht von dem Gedanken der abftraften Perſön— 
lichfeit aus und folgert aus der Gleichheit derſelben in allen Menſchen die Gleich— 
heit des Rechtes auf Lebensgenuß und damit des Mittels zu demfelben, bes ma» 
teriellen Befiges. Jeder, weil er im Grunde feines Wefens jedem andern Menfchen 
gleich ift, fol in der fichtbaren Welt in gleicher Weife ſich bethätigen dürfen, den- 
felben Antheil an den materiellen und ideellen Gütern haben, alfo als erſchei— 
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nender jevem andern gleich fein. Hat Jever ein Recht auf alles, fo fann natür« 
lich keiner ein Gut ausſchließlich für fi) in Anfprud nehmen — pofitiv ausge 
drückt ift daher der Kommunismus bie Forderung der Gütergemeinſchaft, negativ aus— 
gebrüct die Forderung der Eigenthumslofigfeit des Einzelnen. Es ift unläugbar, 
daß alle Menjchen im Grunde ihres Wefens, als Perfönlichkeiten, gleich fine und 
aus diefer natürlichen Gleichheit für Alle eine Gleichheit der Rechte folgt. Allein 
die menfchliche Perfönlichkeit ift in der Form der natürlihen Individualität mit 
beftimmten Anlagen und Bebürfnifien vorhanden und ald folhe ift Feine der andern 
gleich, jede von ber andern verſchieden und darum einzig. Nicht die abftrafte Ber- 
fönlichkeit ift es, die im Leben erfcheint und ſich bethätigt, fondern- die fonfrete der 
natürlihen Individualität. Diefes Mittelglied überfieht der Kommunismus in 
feinem. eilfertigen Schlufje. Die Menſchheit, die in der Tiefe ihres Geins eins 
ift, ift in der Welt der Erſcheinung ein reich geglieverter Organismus von Kräf 
ten und Strebungen, bie nothwendig Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit erzeugen 
und erhalten. Die Gleichheit der Perfönlichkeit, welche vorerft Princip und Ener: 
gie ift, fordert nur, daß ihr ein freier Spielraum der Entfaltung und Benügung 
ihrer inbivipnellen Kräfte zum Behufe der Erfüllung ihrer Bedürfniffe gewährt 
fei. Und indem gerade der Kommunismus bier von vornherein beftimmend eingrei- 
fen will, indem er jedem Einzelnen das Gleiche zumißt wie dem andern, negirt er in 
der Perfönlichkeit jenes Urrecht ver Freiheit und negirt darum biefe felbft; denn er läßt 
fie nicht in der Wirklichkeit ſich bethätigen, wie fie ſich bethätigen kann und be- 
thätigen will. Damit ſchneidet er den Lebensnerv in jedem Einzelnen ab, der nur 
dort bewegend wirft, wo ber Menſch fein Schidjal als fein eigenes Werk auf fi . 
zu nehmen hat, und wird für ihn ein von Außen auf ihn brüdendes Verhängniß, 
das die nur in ihrer Eigenthümlichkeit glücklich zu fein vermögende Perfünlichkeit 
noch ſchmerzlicher belaften würde, ald die materielle Noth. Um den Preis der ur- 
eigenen Innerlichkeit eines Jeden gewährt er ihm eine Außerlihe und auch nur 
ſcheinbare Gleichheit des Lebensgenuffes; eine fcheinbare, weil diefelben materiellen 
Güter nicht für Alle ven gleichen Werth haben. Und indem er die natürlich Ver— 
ſchiedenen als gleiche behandelt, wird er feinem Einzelnen gerecht und ift zuletzt 
das Gegentheil von dem, was fein Name verfünbigt; denn das Syſtem der all- 
gemeinen Gleichheit wäre ja bod nur dort verwirklicht, wo jeder das empfängt, 
was er nach feiner Individualität bedarf, wo aljo jeder fein eigenes Maß ift und 
nicht die Andern fein Maß find. 

Der Socialismus iſt fehon eine reifere Phafe in der focialen Theorie, 
er fordert, daß jeder perfünlichen Leiftung in der Arbeit ein Quantum von Le— 
bensgenuß zufalle, welches den Bedürfniſſen des Einzelnen genüge; daß bie Arbeit 
die Ordnung des Befiges in der Geſellſchaft beftimme, daß Arbeit und Beſitz 
proportional fein müfjen, daß es ohne Arbeit auch fein Recht auf Eigenthum gebe 
und nur die Arbeit Eigenthum fchaffe. Man erkennt, daß dieſes Geſellſchaftsſyſtem 
fich nicht gegen das Privateigenthbum, inſofern es Folge der eigenen perjönlichen 
Ürbeit ift, richtet, daß es alfo nicht die Ungleichheit in der Gefellihaft aufheben 
will, infofern fie nur durd die Bethätigung der Einzelnen geworben ift, wohl 
aber, daß es gegen den ererbten ohne eigenes Verdienſt zugefallenen Beſitz fich 
kehrt, welcher als Kapital die Arbeit beherrfcht und drückt. Ale follen in Bezug 
auf Äußeres Eigenthum gleich in die Welt treten, mas aber jeder durd die ihm 
angeborenen Kräfte und ftttlihe Entwidiung davon erwirbt, das fol fein eigen 
fein, weil er es ſich wirklih angeeignet, mit feinem Willen und feiner Thatkraft 
durchdrungen und damit gewiffermaßen zu feinem Leibe geftaltet hat. Tritt er aber 
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vom Schaupla des Lebens, fo läßt er fein Eigenthum der ganzen Geſellſchaft 
als Erbe zurüd, wie er ja auch feinen Leib wieder dem elementaren Procefje über- 
geben muß. 

Der Socialismus befämpft vor Allem bie Herrfchaft des Kapital® über bie 
Arbeit, er überfieht aber hiebei, daß auch das Kapital arbeitet und barum für 
den Kapitaliften Arbeit und Erwerb fic keineswegs in der Weiſe ſcheiden, daß 
ihm Erwerb ohne Arbeit zukomme. Er hat vielfah Recht, wenn er in Bezug auf 
den Arbeiterftand jenes ungünftige Verhältniß zu befeitigen fucht, wonad die Ar- 
beit ohne Erwerb von Privateigenthbum fich geftaltet, indem das Erworbene zur 
Erhaltung und Reftauration der Arbeitöfraft immer wieder zerrinnt. Arbeit und 
Kapital find aber ſolidariſch verbunden, fie verhalten fid nicht antagoniſtiſch, ſon⸗ 
bern bedingen und erhalten ſich gegenfeitig. Erkennen viefe Wahrheit die beiden 
Baftoren der Induftrie, die Kapitaliften und Arheiter, fo ift der große Schritt zur 
Ausföhnung ihres Konfliktes gegeben. Das Kapital ohne die Arbeit, die ed erhält 
und vermehrt, ift nicht nur tobt, fondern verzehrt ſich felbft, daher hat der Kapi- 
talift fein Intereffe an der Arbeit und den Arbeitern, je mehr er dieſe bejorgt, 
deſto beffer beforgt er ihre Thätigfeit, die Arbeit und damit feinen eigenen Befig. 
Aber umgekehrt hat der Arbeiter fein Intereffe am Kapital, was ihm eben Arbeit 
giebt, und darin zunächſt die eigene Exiſtenz, bei gerechterer Organifation von Ar- 
beit und Erwerb aber felbft die Möglichkeit, Rapitalift zu werben, fihert. Es ift 
nicht zu verfennen, daß bie gegebenen Eigenthumsverhältniffe, vielfach gemacht von 
hiſtoriſchen Zufälligkeiten, die dem Naturrechte felten fonform gewirkt haben, eine 
große Summe von Unbilligfeit, ja Ungeredhtigfeit in ſich fließen. 

Es bedarf vor Allem einer tiefern Begründung des Eigentums auf den Be- 
griff und durch den Begriff der Perfünlichkeit, foll die focialiftifhe Theorie in 
ihrer Wurzel abgefchritten werben. Läßt es ſich erweifen, daß der menſchlichen 
Perfönlichkeit auch eine über ihren Tod hinausreihende Wirkfamfeit zufomme, fo 
if das Erbredt auf jene begründet und ift ein Angriff auf dieſes ein Angriff 
auf das Princip ver Perfönlichkeit felbft, worauf der Socialismus fih ftügen will. 
Iſt nicht Derjenige, welcher über fein Eigenthum legtwillig verfügt, noch wirk— 
“licher Eigenthümer und wäre er e8 in der That, wenn er nicht verfügen Könnte? 
Wer das Erbrecht antaftet, der taftet darin das Eigenthumsredht der Perfönlichkeit 
felbft an. Hier liegt der Punkt, wo der Socialismus principiell zu ſchlagen ift. 
— Der Staat, auf das Princip ver freien Perfönlichfeit erbaut, darf in feiner 
Weiſe das Erbrecht verlegen, er hat vielmehr vie Pflicht, alle Garantien der voll- 
fommenften Beftätigung verfelben zu f&haffen, und indem er Jedem die Entwidlung 
und den Gebrauch feiner Kräfte durch die Mittel der Bildung und eines freien 
Verkehrs fichert, fteht er im vollen Einklang mit feinem Princip. Ift es aber 
ohnedies richtig, daß das Kapital, das nicht arbeitet, fi ſelbſt vernichtet, fo hat 
der Staat nur keine Vorkehrungen für vie Erhaltung eines folden trägen Befiges 
zu treffen, fondern ihn der Macht der Arbeit zur Aneignung zu überlaffen und 
hiebei der allgemeinen lebendigen Bethätigung der Kräfte zu vertrauen, daß fie 
zulegt auch eine gerechte Ordnung des Befiges in der Geſellſchaft ſchaffen werde. 
Was dem Staate außerdem nod obliegt, ift die Organifation des Verkehrs, vas 
Verhältniß von Arbeit und Bedarf annähernd in Proportion zu bringen, eine 
allerdings ſchwierige und nicht blos von dem einzelnen Staate, ſondern zuleßt 
international zu löfende Aufgabe. 

111. Darauf beſchränken wir den Antheil des Staates an ber Löſung bes 
jocialen Problems, Indem wir uns aber hiemit zur Darftelung ver Gejhichte 
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bes Kommunismus und Socialismus wenden, finden wir uns genötigt, 
einige Nahfiht für dieſe Arbeit zu beanfprucden, denn, wenn es auch treffliche 
Bearbeitungen einzelner Abfchnitte dieſer Gefchichte giebt, waren wir body für Die 
vollftändige Vorüberführung derfelben vielfach. auf uns felbft angewiefen. 

Der Kommunismus und Socialismus in ihrer praftiihen und theo- 
retiſchen Erfheinung laffen ſich weit in bie Geſchichte zurüdverfolgen. Die Völker, 
bie erft an ven Thoren der Kultur ftehen, die Jäger und Nomaden, bringen den 
Begriff des Privateigentbums nur dürftig zur Anwendung, wenn er ihnen aud 
feineswegs gänzlich unbelannt ift, da er zu tief im Wefen der menſchlichen Pers 
fönlichkeit, die im Eigenthum erft zum vollen Dafein fommt, begründet ift. Jägern 
und Nomaben fcheint in der zahlreihen Beute und in bem unermeßlic ausge» 
behnten Weideland eine fo unerfchöpflihe Erhaltungsquelle zu fließen, daß fie 
nit Ängftlih auf die Befigergreifung und Fefthaltung des einmal Ergriffenen 
bedacht zu fein brauchen. Nur ihre Inftrumente und Waffen und was fie unmit- 
telbar für ihren Bedarf erfaffen, betrachten fie als ihr Eigenthum, die Natur aber 
felbft Iaffen fie noch frei. Diodor von Gicilien (III, 15 ff.) berichtet von 
einer Güter- und Weibergemeinfhaft ver Ichthiophagen am rothen Meer; fie 
wohnten in Höhlen, gingen meiftens nadt, plünderten alle Schiffbrüchigen und er- 
reichten fein hohes Alter. 

Beginnt die Entwidlung der Staaten überhaupt aus der Yamilie, fo ift es 
gewiß, daß am Anfang ein Berhältnig zu den Mitteln des Lebens beftand, wie 
es in der Familie fich findet, feine Scheidung des Befiges, wenn auch nicht eine 
gleiche Herrſchaft aller Glieder der Familie Über denfelben. Weiter dann begünfti- 
gen bie geringe Bevölkerung und enblih der Mangel inbividuell-eigenthümlicher 
Ausbildung hier den Kommunismus. Darum finden wir aud) bei mandem Natur- 
volfe aus der legten Zeit, wie z. B. bei ven Karaiben, Gütergemeinſchaft; fie ver- 
richteten alle Arbeit gemeinfam, hatten öffentliche VBorrathshäufer und gemeinfame 
Mahlzeiten, wenigftens aller Männer. — Im Naturzuftande kann überhaupt das 
Privateigenthum ſich nicht begründen, hier herrſcht ber rohe Wettftreit der Begier- 
den und giebt es feine allgemein zwingende Macht, welde ven Einzelnen gegen 
die Andern in feinem Befige ſchützte. Erft der Staat garantirt das Eigenthum, 
Über nicht jede Berfaffungsform vesfelben in gleiher Weife. In Despotien vers 
hindert die gemeinfame Knechtſchaft, in welcher ſich Alle einer abjolut fonverä« 
nen Willtür gegenüber befinden, bie wahre Berwirklihung des Eigenthums, Hier 
gelangt der Unterthan nicht einmal zum Befige feines eigenen Leibes. Je freier 
ſich aber die Berfaffungen geftalten, je mehr in ihnen ver Einzelne als integris 
vendes Glied des Staatsganzen erfannt und gefhätt wird, befto mehr wird aud 
fein Recht auf Eigentbum gewürdigt. Es kann daher nie die Aufgabe einer libes 
ralen Berfaffung fein, das Privateigentbum und feinen Erwerb durch Gemwalt- 
maßregeln zu befchränfen, ſondern im Gegentheil, fie Allen erft recht zu er» 
möglichen. 

. 1) Das ältefte Hiftorifche Beifpiel fommuniftifcher Einrichtungen findet ſich 
in der mofaifhen Geſetzgebung. Diefe wies jedem Stamme und jever ein- 
zelnen Familie in gleichen Loofen einen beftimmten Theil des Bodens von Kanaan 
zum bleibenden Eigentyum an. Der Erb- und Yamilienader ift nicht für die Dauer 
veräußerlih, nur im alle der Noth von einem Sabbatjahr zum andern (einer 
Periode von 7 mal 7 Jahren). Aber mit der Wiederkehr vesjelben nad einem 
Säkulum fol jever wieber in fein Familiengut eingefegt, feine Schulden ihm nach— 
gelaffen , Jeder der verſchuldet oder unverſchuldet Sklave, geworden, wieber frei 


486 Socialismus und Kommunismus. 


und bie anfängliche Orbnung des Beſitzes erneuert werben. Fehlt ein männlicher 
Sproffe in einer Familie, fo treten die Töchter als Erben auf, welche aber aus 
dem Stamme ihres Baters fi einen Gatten wählen müſſen. Und fehlt die Nach— 
fommenfchaft gänzlich, fo fol der Bruder bes verftorbenen Mannes ber Wittwe 
beimohnen und der Erftgeborene aus biefer Verbindung als Erbe gelten, 

2) Nach dem Berichte des Ariftoteles (Bolitit I, 7. c. $. 3—5) war die 
Berfaffung von Kreta das Borbild der Lykurgiſchen. In Kreta beftellten Periöten 
das Feld; von dem gefammten Ertrage aus Früchten und Heerben und von ben 
Staatseinnahmen und Abgaben, welche die hörigen Leute zu liefern hatten, war 
ein Theil für den Kultus und vie Staatsausgaben, der andere für die Tifchge- 
noffenfhaften der Vollbürger beftimmt, fo daß alle diefe auf gemeinſchaftliche Koften 
ernährt wurden, Frauen, Kinder und Männer. Um ver Uebervölferung vorzubeu- 
gen, war die Päderaſtie geſetzlich erlaubt. 

In der Berfaffung, welche Lykurg (vgl. diefen Art.) um 810 v. Chr. nah 
dem eben erwähnten Vorbild ven Spartanern gab, treffen wir auf eine Ges 
meinfchaft der Erziehung, der Rechte und Güter unter denfelben. Alles Land von 
Lakonien wurbe in der Weife vertheilt, daß die 9000 fpartanifchen Familien ebenfo 
viele eigene, untbeilbare und nad vem Recht der Erftgeburt vererblihe Güter er- 
hielten und vie 30,000 Beriöten- Familien, die Nachkommen ber frühern, nun um« 
terworfenen Befiger des Landes, die Lacevämonier, gleichfalls in eigene Güter 
‚von Hleinerem Umfang eingewiefen wurden. Die Heloten hingegen mußten als 
leibeigene Knechte die Güter der Spartiaten bebauen und einen gefeglich beftimm- 
ten Theil der Früchte an bie fpartanifhen Vorrathshäufer für Herren und Frauen 
abliefern. Sie waren nicht Eigenthum ver einzelnen Privaten, fondern des Staa— 
tes und konnten nur durch feltene Auszeihnung und in außerorbentlihen Fällen 
ſich aus ihrer drüdenden Abhängigkeit befreien. Die fpartanifhen Männer lagen 
dann in gemeinfamen Tiſchgenoſſenſchaften zufammen, nicht minder die Knaben 
und Sünglinge, nur bie Frauen aßen zu Haufe. Und damit fi nicht durch bie 
Anhäufung beweglicher Güter eine Ungleichheit zwifchen ihren bilde, war Handel 
und Verkehr möglihft befehränft, wurde der Erwerb des Reichthums verboten, ja 
durch befondere Einrichtungen geradezu unmöglih gemacht, endlich eine ftrenge 
Abgeſchloſſenheit gegen das Ausland beobachtet. Die Erziehung der Spartaner war 
eine öffentliche vom 7. Lebensjahre an, ganz auf bie gemeinfamen Zwecke bes 
Staates berechnet. Der Staat unterfuchte durch feine Behörden ſchon die Neuge- 
borenen, ob fie ftarfer oder ſchwächlicher Beichaffenheit wären, und verfügte bie 
Ausſetzung der legteren, Gemeinfame Erziehungshäufer, melde die gefammte Ju⸗ 
gend vom 7. bis zum 30. Jahr umfaßten, wurben auf Staatöfoften gebaut, und 
fo lernte fi diefe frühe von den Banden des Familienlebens ablöfen und nur 
für Kinder bes Staates halten, Wir erkennen, daß bie Ehe ganz zu einem 
Mittel für Staatszwede herabgefegt wurde; e8 wurde daher audy von Staatswe— 
gen bie Ehe jedem Spartaner, der im Befige eines Landgutes war, geboten, fo- 
wie die Zeit des Eheſchluſſes beftimmt. Durch alle diefe Iuftitutionen erfcheint die 
Familie faft als aufgehoben, und nahe an die Weibergemeinfhaft ftreift es, wenn 
ein zur Kinbererzeugung untüchtiger Ehemann einen fräftigen Freund zu feiner 
Frau einladen, ober wenn ein Freund ben andern um eine Zufammenfunft mit 
deſſen Frau ohne Schande erfuhren konnte, ja ver jüngere Bruder eines Landguts- 
beſitzers deſſen Frau ohne Weiteres gebrauden durfte (vgl. Drumann:,vie Arbeir 
ter und Kommuniften in Griechenland und Rom p. 136—139). - 

Die ganze Verfaſſung zielte darauf ab, dem Staate ein ftarkes Kriegerger 
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fhleht und damit die Unabhängigkeit zu fichern. Die höhern Kulturzwede find 
bier unbelannt und es ift darum begreiflih, wie Sparta weit hinter Athen in ver 
Verwirklichung derfelben zurüdblieb, Fünf Jahrhunderte lang erhielt dieſe Verfaf- 
fung Sparta und nicht die Fefthaltung berfelben, vielmehr die Abkehr von ihr, war 
eine Urſache feines Unterganges, 

Aber au drüben in Athen, in den Zeiten der ausgelafjenen Vollsherrſchaft 
fehlte e8 nicht an Einrichtungen, tie ein dem Kommunismus und Gocialismus 
verwandtes Gepräge tragen. Der Lebensunterhalt des großen Haufens wurde in 
ber Art von Staatöwegen beftritten, daß jede politiſche Thätigkeit des Bürgers, 
fogar die Theilnahme an der Boltsverfammlung, bezahlt wurde. Dazu kamen zahl« 
lofe Fefte, Schaufpiele und Gelage unentgeltlih, fo daß die Reichen, aus deren 
Sädel zum größten Theil die Ausgaben beftritten wurden, bie Armuth als eine 
Erlöfung vom Terrorismus preifen fonnten. Cimon führte nad dem Berichte des 
Plutarch (Cim. 10) gewiffermaßen die Gemeinfhaft ver Güter aus der Sagenzeit 
des Kronos wieder ein. Er entfernte die Zäune feiner Aecker, damit die Früchte 
jedem zugänglich wurden, hielt täglich offene Tafel, wenn nicht für Alle, fo doch 
für die Bürger feines Demos, ließ den Armen Geld reihen und fein Gefolge vie 
Kleider mit ihnen taufhen. — Und in Megara hatten die Armen nach ber Vers 
treibung des Tyrannen Theagenes am Ende des 6. Jahrhundert? Zutritt bei den 
Reihen und freie Bewirthung, fowie die Rüdgabe ver an fie für geliehene Kapi— 
talien gezahlten Zinfen erzwungen. (Plut. Quaest. gr. 18.) Da trat envlih Pla» 
ton, nachdem er in Unteritalien bei Archytas von Tarent die pythagoräifche Ges 
nofienfhaft, bei ver eine entjhievene Tendenz zur Gütergemeinſchaft berrichte, 
fennen gelernt hatte, mit feinem Ivealftaat in ven 10 Büchern ver Republik her— 
vor. Nach einer Angabe des Ariftoteles (Politit IL, 5) war Platon zwar nicht der 
Erfte, welder von einer beften Berfaffung fprad, fondern Hippodamos aus Milet 
ging ihm bierin voran, wie er denn auch als Theoretifer nicht der Erfte war, 
welcher auf den Kommunismus hinfteuerte, fondern darin nur dem Phaleas aus Chal- 
ledon nachfolgte, welder zuerft den Vorſchlag, daß die Befigungen ver Bürger gleich 
fein follen, gemadt haben fol, und demnach der eigentliche Bater des Kommunis- 
mus als Theorie ift (Politik II, 4). 

Die Darftellung des Platonifhen Idealſtaates iſt bereits in vem Artikel „Plas 
ton” gegeben ; ebenfo in dem Artikel „Ariftoteles" vie Lehre des legteren. Arifto- 
teles kritiſirt mit ſcharfem Blid die Güter- und Weibergemeinfchaft des Platoni= 
ſchen Idealſtaates (Polit. II, ce. 1—5), fällt jedoch in dem Bruchſtück des fieben- 
ten Buches der Politif, wo er auf die Bebingungen des beften Staates zu ſprechen 
kommt, vielfach felbft in Platonifhe Forderungen zurüd. — Auch bei den Cynis 
fern und ber ftoifhen Schule tauchten fommuniftifhe Ipeen auf; Diogenes und 
Zeno verlangten wenigftens bie Weibergemeinfhaft (Zeller, Die Bhilof. ver 
Griechen, 2. Aufl. II, 229 und III, 167). 

In der Zeit Alexanders des Großen ſcheint die Literatur ver Staatsromane 
ziemlich bedeutend geweſen zu fein. Bier Schriftfteller werden uns genannt, welche 
bie Schilverung erfonnener glüdjeliger Volker und Staaten geben; aber feines von 
ihren Werfen ift auf die Nachwelt gelommen. Hefatäos von Abdera erzählte von 
Hyperboräern, die in einem fruchtbaren Land und unter mildem Himmel ohne 
Krieg und Beſchwerden lebten, Jambulos fhilverte eine glückſelige Infel im äthio- 
pifhen Meere, deren Bewohner Riefen wären, ein Alter von 150 Jahren ohne 
Krankheit erreichten, und denen bie gütige Natur ohne Arbeit ihre Früchte reichte, 
Büter- und Weibergemeinfhaft ſollte dort blühen, vie Kinder gehörten Allen und 
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würden öffentlich erzogen; Unfrieve und Berbrehen feien unbekannt. Euheme⸗ 
vos fabelte dann von einer Infel Pandaia im fernften Oſten und Theopompus 
enblich fehrieb von einem Volk von Heiligen, das im Frieden und Genuß bahin- 
lebe, freiwillig von ber Erde bedient (Mohl: Geſchichte ver Literatur der Staats- 
wiſſenſchaften I, 176—177). 

3) Wer die Gefchichte der Gefelihaft im alten Rom näher ins Auge faßt, 
der wirb eine Reihe von Analogieen mit der Geſchichte der modernen Geſellſchaft, 
namentlich in Frankreich, entveden. Schon die Eintheilung der Staatsgliever nad) 
ihrem Grunvbefig durch Servius Tullius (c. 550 a. Ch. n.) kennt außer ven 5 
befigenden Klaſſen eine fechste, die fogenannten capite censi, den eigenthumslofen 
Pöbel in ſich ſchließend, welcher frei von Steuern und Kriegspienften, dafiir aber 
auch ohne ſtaatsbürgerliche Rechte ift. Für fie kommt der Name Proletarier 
vor, von proles, Nachkommenſchaft, ſoviel als Kinverbefiger beveutend. Sodann 
gab das Verhältniß, in welchem die Plebejer als Heine Eigenthümer und unter 
georbnet in ben politifhen Rechten, zu den Patriciern ftanven, ſchon bald nad} der 
‚ Bertreibung der Könige die Beranlaffung, jene in die bitterfte Noth zu flürzen. 
Die Patricier hatten die Nutniefung des ager publicus, großer ausgebreiteter 
Ländereien, welche Staatseigenthum waren, und lieferten dafür nur den Zehnten 
vom Ertrag der Bewirthſchaftung an bie Staatsfaffe. Sie ließen dies Land durch 
Klienten und Sklaven, welde nicht in den Krieg zogen, bebauen und fahen fi 
in der Entrichtung der Abgaben gegenfeitig durd die Finger. Die Meinen freien 
Eigenthümer aus dem Plebejerftand hingegen hatten den Kriegspienft mit eigener 
Beftreitung ihrer Ausrüftung und ohne Sold zu leiften. Während fie für vie Ver— 
größerung und Machterweiterung des Baterlandes ihr Blut vergoffen, waren fie 
an einer guten und hinreichenden Bewirtbihaftung ihrer Ländereien gehindert und 
unvermögend gemacht, die Steuern zu erfhwingen und ben nothwendigſten Bebarf 
fih und den Ihrigen zu fihern. Machten fie dann bei ven Patrictern Schulden, 
fo waren fie durd den ungewöhnlich hohen Zins, welcher geſetzlich ſchon auf 81/, 
Procent feftgeftellt war und durch Wucher no gefteigert wurbe, häufig in bie 
Lage verfegt, ven Termin der Heimzahlung nicht einhalten zu können. Die ftrengen 
Schuldgefege gaben aber den Patriciern die Berechtigung, die rückſtändigen Schulv- 
ner mit all ihren Angehörigen als Sklaven aufs Empörendfte zu behandeln. Diefe 
fohreienden Mißſtände trieben die Plebejer zum Aufftande, ſchon bald nad ber 
Bertreibung der Könige (c. 494 a, C.) verweigerten fie den Kriegspienft und er- 
zwangen durch ihre Auswanderung auf den hl. Berg eine Milverung ver ftrengen 
Schuldgefege und der ihnen fo ungünftigen Einridtungen. Sie erhoben fih aud 
zu ber Forderung, daß ihnen in gleicher Weife wie den Patriciern ein Antheil 
am ager publicus gegen Entrichtung des gleichen Zinfes gegeben werde. Aber 
diefes Begehren ftieß auf den höchſten Widerftand von Seite ver PBatricier; mandhe 
von den Männern, welche ein Herz für den Nothftand des Volkes befaken, wur- 
den als Hocverräther hingerichtet, bis es enblih 366 v. Chr. den muthigen Tri- 
bunen Licinins Stolo und L. Sertius gelang, die politifche Gleichſtellung ver Vle- 
bejer mit den Patrictern faft zu erreihen und es durchzuſetzen, daß kein Bürger 
mehr als 500 Morgen von den Staatsländereien in Erbpacht erhalten, das 
Uebrige aber in Heinen Parcellen den Plebejern als Eigenthum angemwiefen wer. 
den folle. 

Nachdem es den Plebejern gelungen war, das Patriciat in feiner Machtherr- 
lichkeit zu ſchmälern und zur ftantsbürgerlihen Emancipation durchzudringen, trat 
an, bie Stelle der alten erblichen Ariftofratie in den Patricierfamilien eine aus 
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Patriciern und Plebejern gemifchte Ariftofratie, welche nun alle Einkünfte, Gewalt 
und Ehre an ſich zu reißen fuchte. Ungeheure Reichthümer wurden in dieſen Fa— 
mitten angehäuft, als Prokonſuln und Proprätoren hatte diefer neue Mel die Ber- 
waltung und Juftiz in den eroberten Provinzen in den Händen und fog fie auf 
entfegliche Weife aus. Generalpächter (publicani), aus der Verwandtſchaft dieſes 
neuen Befigabeld, übernahmen gegen eine beftimmte an die Staatskaſſe zu ent- 
richtende Summe, die Steuern und Gefälle einzutreiben und die Bewirthfchaftung 
ber Staatsdomänen zu beforgen. Ein Syſtem der Erpreffung ging von Oben nach 
Unten, das ganze Beamtenheer ſuchte auf Unkoſten der Unterthanen feine Bereiche- 
rung. Und es war nad Lage ber Berhältnifie feine Möglicheit, daß der Noth— 
ſchrei der zerrütteten Provinzen ein geneigtes Ohr, eine zur Abhülfe bereite Hand 
gefunden hätte. So mußte fih in den Provinzen neben einer Oligarchie von mit 
allen Laftern befubelten Reichen ein 'entfegliher Notbftand ver großen Mehrzahl 
ber Einwohner entwideln. Aber nicht beffer war es in Nom und in Italien feldft. 
Hier hatte diefer neue Familienadel der Optimaten alle Aemter an ſich gezogen 
und ſchloß mit eigennüßiger Eiferfucht alle Emporftrebenden aus; freilich für bie 
Dauer vergeblih. Auch die ausſchließliche Nutznießung des ager publicus hatte , 
er wieder gewonnen und bie Heinen Eigenthümer durch alle möglichen fchledhten 

Künfte unterbrädt, ihren Befig an fih gebradt und das Aderland in ein 
unfruchtbares Weidland verwandelt, wo feine leibeigenen Hirten feine Viehherden 
trieben. Die überfeeifhe Einfuhr und das wohlfeile ficilifhe Sklavenkorn drückte 
ven Werth der Landeserzeugniſſe gänzlih herab und fo mußte ver freie Bauern- 
ftand in Italien unrettbar gebroden werden. Mit ihm verfiegte ber ergiebigfte 
Duell aller der Kraft und Tugend, die Rom groß gemacht hatten. Der freie Ar- 
beiterftand wurde mit dem Bauernftand vernichtet, die Arbeit wurde nur nod in 
- fremdem Dienfte getrieben und fing an fo viel als Sklaverei und Ehrlofigkeit zu 
bedeuten. Der ehevem freie Bauer mußte als Taglöhner auf den weiten Lände— 
reien der Reichen feinen Unterhalt fuchen; aber auch nicht einmal in biefer küm- 
merlihen Lage follte er fi behaupten können; venn kriegsgefangene Sklaven wurden 
bald an feiner Statt für die Bewirthihaftung verwendet. Und fo war er mit feis 
ner Familie unbarmberzig dem Verderben preisgegeben. Der Boden Italiens, äußert 
ſich Columella (1, präf. 3), war bem Auswurf römifcher Rnechte wie einem Hen⸗ 
fer überliefert. Die Vernichtung des freien Bauern- und Arbeiterftandes, bie Skla⸗ 
venarbeit, enthielt in ihrem Schooße das Berverben ver Republik, den endlichen 
Untergang Roms; ja noch heute leivet der Boden Italiens an den Folgen dieſes 
ſchändlichen Treibens. Die vom Land vertriebene Bevölkerung firdmte nun in bie 
Städte, vorzügliid nah Rom, um bier ihren Unterhalt zu finden und wurbe 
* alle revolutionären Strebungen ein leicht zu gewinnendes und furchtbares 

rgan. 

Neben den Reichen und der ungeheuren Zahl völlig Verarmter gab es wohl 
noch einen Stand von Gewerbtreibenden und Kleinkrämern; aber Handwerk und 
Krämerei galten als unanſtändig und ſchmutzig und konnten nur eine kümmerliche 
Eriftenz gewähren, da bie befigende Klaffe ihre Bebürfniffe durch die Arbeit ihrer 
Sklaven zu deden pflegte. Und alle diefe traurigen Berhältniffe in der römiſchen 
Geſellſchaft ſehen wir durch Keine Inftitutionen hülfbereiter Menfchenliebe gemil- 
bert; Feiner ver Reichen venft daran, für Arme ein Hofpitium, für Krane ein 
Hofpital zu gründen. „In Rom, fagt Polybius, ſchenkt Keiner, wenn er nicht 
muß, und Niemand zahlt einen Pfenning vor dem Berfalltag, auch nicht unter 
nahen Angehörigen." Nur wenn es galt, die Urmen für ihre politifchen Zwecke 
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auszubenten, ihre Stimmen zu gewinnen, gaben bie Reihen Geld an fie. Durch 
die Sitte wurde es zu einer Bürgerpflict gemaht, das Vermögen für fih und 
die Erben zuſammenzuhalten; Bürgfchaften zu übernehmen, Gefhente zu geben, 
wurde durch befondere Volksbeſchlüſſe beſchränkt. So mußte es kommen, daß dem 
bei weitem größten Theil der Bürger Nichts als Licht und Luft gelaffen war, und 
daß er, in veffen Namen vie Welt beherrſcht wurbe, feine Scholle fein eigen 
nennen konnte, Befler wohl noch als der arme Freie war der Sklave daran, an 
dem ver Herr wenigftens jo viel Interefje wie an einem Werkzeug ober Laftthier 
nahm. Man fieht auch, daß der Beftand der Sklaverei feineswegs das Proletariat 
zu vermeiden ober gar aufzuheben angethan ift, weil er es in fih aufnehmen zu 
tönnen fcheint, fondern im Gegentheil, daß er es erſt recht bedingt und herftellt, 
Eine furdtbare Nemefis geht duch die Gefhichte Roms. Indem es auf dem Bo» 
den einer geknechteten Welt feinen ftolzen Thron errichtete, arbeitete e8 nur an 
der Zerftörung feiner Machtherrlicleit; die Sklaverei, alfo der gebundene und 
ſcheinbar machtlofe Feind, ftürzte Nom, was ver freie noch im ungeihwächten Bes 
fige feiner Macht ftehende nicht vermocht hätte. So rächt ſich die Erbrüdung der 
freien Berfönlichkeit an dem glänzendften Staate der alten Welt. Nur die freie 
Ürbeit fihert und erhöht das Wohl und die Macht der Staaten, 

Im Jahre 133 v. Chr. beantragte der Tribun Tiberius Grachus bie 
Erneuerung des Licinifchen Adergeieges mit einigen Modifikationen. Niemand follte 
über 500 Morgen vom ager publicus für fih und mehr ald 250 M. für feinen 
Sohn, überhaupt nit mehr als 1000 M. in feiner Familie vereinigen ; bad 
Uebrige follte ven Armen in Kleinen Loofen von 30 Mi, nit als Eigenthum, 
fondern in unveräußerliche Erbpacht gegen eine mäßige Grundrente überlaffen, zu— 
gleich follte aud unter die ärmften Bürger vie dem römifhen Volke zugefallene 
Erbſchaft des Königs Attalus von Pergamum ausgetheilt werben. — Bon unend» 
licher heilfamer Tragweite für Noms Beftand, für Italiens Bodenwirthſchaft war 
biefer Antrag. Über in Furzfichtig egoiftifcher Verblendung wütheten bie Optimaten 
dagegen, feit 300 Jahren Hatten fie bie Staatsländereien, ohne Pachtzins und 
Grundrente zu entrichten, als ihr Eigentum anfehen gelernt. Tiberius Gracchus 
wurde mit feinem Anhang fhmählich ermordet; doch fhon 10 Jahre ſpäter nahm 
Cajus Grachus die Tendenzen feines Bruderd auf, beantragte nemerbings 
die Adergefege und fügte neben manchen andern volfsthümlihen Vorſchlägen aud) 
no ein Korngejeg hinzu, wonach aus den öffentlichen VBorrathshäufern gegen ges 
ringen Preis an die Armen Getreide abgegeben werben folle. Als er mit ber Er— 
reihung diefer Ziele ſich nicht begnüate, fondern die Republif zu ftürzen und fid 
zum WAlleinherrfcher aufiverfen zu wollen fchien, mußte er, nahbem ihn zuvor die 
Üdelspartei durch Intriguen um feine Popularität gebracht hatte, das Loos feines 
Bruders theilen. Die Neaktion trat ein, faft alle Neuerungen zu Gunften ver 
Armen wurden zurüdgenommen und um künftigen Adergefegen vorzubeugen, wurde 
das offupirte Gemeinland in zindfreies Eigenthum ber bisherigen Befiger verwan⸗ 
delt. In einer Zeit, wo der römiſche Genfus über 11/, Millionen Köpfe zählte, 
konnte der Konful L. Philippus (104 v. Chr.) behaupten, daß es feine 2000 Bür- 
ger im Staate gebe, die überhaupt Vermögen befäßen. 

Aus der Dradenfaat, die auf ſolche Weile von den Optimaten ausgeftreut 
wurde, ging ein blutige® Verderben über Rom auf. Die nun folgenden jchred- 
lihen Kämpfe zwifhen Marius und Sulla haben für die römifche Geſellſchaft 
ungefähr dieſelbe Bedeutung, welche vie lerfte franzöfifhe Revolution für die fran- 
zöſiſche Hatte. Der alte und verrottete Stand der Beſitzer, welcher ſeit Jahrhun⸗ 
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berten bie überwiegende Mehrzahl ver Bürger in ver Eriftenz zu vernichten be- 
firebt war, mußte nun felber gewaltfam auf die Seite geräumt werben, um eine 
andere Befigorbnung zu ermöglichen. Die Kämpfe zwiſchen Marius und Sulla 
find zum Theil der Krieg zwiſchen Proletariat und den Befigoligardhen. Da Ma- 
rins die Pläne der Gracchen wieder aufnahm, ſchaarten fih um feinen Rivalen 
Sulla die Optimaten, der fie und ven Befig, nachdem ber erftere ihnen verderb⸗ 
lich mitgefpielt hatte, zu einem legten und entfcheidenden Siege über Demokratie 
und Proletariat führte. Als Militärbiktator ſchmälerte Sulla dem Volle feine al- 
ten Rechte und ließ ihm über öffentlihen Spielen feine vielen Leiden vergefien. 
In die Befisthümer feiner Feinde aber wies er feine Soldaten ein und ſchuf auf 
diefe Weife eine Art Militäradel,. Die Empörung ver Sklaven, die zahllo8 unter 
bem härteften Drud gewinnfüchtiger Herrn feufzten; die Verſchwörung des Cati- 
lina, welde die Staatsverfaffung und die Befigverhältniffe ver Geſellſchaft zugleich 
anzugreifen beabfihtigte, ver befig- und gefinnungslofe Pöbel, ver ſich durch Be— 
ftehung zu jedem Frevel bereit erweifend, mit Furt und Schreden die Stabt 
erfüllte, und allmälig auf öffentliche Koften ernährt werden mußte, — Alles wies 
darauf hin, daß bie legten Tage der Republik gefommen feien, daß der Kampf 
ber Yaltionen nur durch eime ſtarke Hand, vie in ſich alle Macht centralifirte, 
dauernd niebergehalten werben könnte; die Monardhie war eine Nothwenvigfeit 
geworben. Cäſar erhob ſich mit ver Hülfe des Proletariats und nahm ſogleich 
fegensreihe Meformen auf dem Gebiete ver Verwaltung vor. Er nöthigte 20,000 
Familien die Stabt zu verlaffen und fih dem Landbaue zu widmen, entfernte 
80,000 Menfchen in überfeeifche Kolonieen, verminderte die durch Clodius (52 v. 
Ehr.) eingeführten Kornfpendungen, welde nad Gicero (pro Sext. 25) faft ein 
Vünftheil der Stantseinnahmen verfählangen, indem er die Zahl ihrer Empfänger 
von 320,000 auf 150,000 herabjegte, forgte für öffentliche Arbeiten, fuchte bie 
Gewerbe zu heben, wehrte der Uebermacht des Kapitals durch Zins: und Wucdher- 
gejege, erließ an Viehzüchter und Grundbefiger ven Befehl, den dritten Theil 
ihrer Hirten und Aderbauern aus freigebornen Männern zu nehmen, ließ feine 
ausgebienten Soldaten als Heine freie Eigenthümer auf dem Lande fi anfieveln 
u. f. w. Uber der Schaden faß zu tief, als daß er durch Cäfars kurzes Regiment 
gründlich hätte geheilt werden können; ein freier und tüchtiger Arbeiterftand, vor 
Allem Bauernftand, wuchs fo fchnell nicht heran, und war faum anders als durch 
eine große Revolution ver beftehenden Befigverhältniffe wieder anzulegen. Auguſtus 
und bie beflern Kaifer traten zwar in Cäſars Fußtapfen ein, aber jhon Au— 
guftus mußte 200,000—320,000 Bürger durch öffentliche Spendungen von Geld, 
Korn, Fleiſch, Del u. f. w. ernähren und außerdem den vergnügungsfüchtigen 
Pöbel durch Schaufpiele ſich geneigt erhalten (panem et Circenses). Unter. ven in= 
nern Wirren und äußern Kämpfen der Kaiferzeit konnte Rom fich nicht mehr res 
generiven, ftellte fi dod fogar in Byzanz gleich bei der Gründung ber Stadt 
wieder ein fo maflenhaftes Proletariat ein, daß anfehnliche Brodvertheilungen auf 
Koften Aegyptens angeordnet werden mußten. Nachdem ſich auf folde Weife ge 
zeigt, wie der Koloß bes römischen Reiches auf thönernen Füßen ftand, kann man 
fid nur darüber wundern, wie er doc noch einige Jahrhunderte lang fein Dafein 
zu behaupten wußte. 

Aus der Zeit des Kaiſers Gallienus ift noch an die Idee des Neuplatonifers 
Plotin zu erinnern, Platons Ipealftant in einer auf den Trümmern einer 
ne Stadt Campaniend zu gründenden Philofophenftant Platonopolis zu 
realifiren. 
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4) In dem legten Jahrhundert vor Chriftus begegnen uns in Aegypten 
im Bereine ver Therapeuten, mwelhe im Infammenhange mit der alerandri- 
nifchen Theofophie, einem Synkretismus philofophifcher Ideen der Griechen und 
mofaifcher Lehren, entftanden, und in ven auf paläftinefifhen Boden aus ben alten 
jüvifhen Prophetenfchulen fich berleitenden Orden der Effener kommuniftifche 
Einrihtungen. Beide gaben ſich einer ftrengen Astefe bin, forberten von ihren 
Mitgliedern die. Enthaltung vom Fleifch- und Weingenuß, da fie die Materie für 
ein unreines dem Geifte feindliches Brincip hielten. Von dem erftern meldet Philo 
(de vita contemplat. II, 474 ed, Mang), daß fie ihr Vermögen Freunden und 
Berwandten überließen und gemeinfchaftlihe Mahlzeiten und Wohnungen einrich- 
teten, Dabei verfteht es fich aber wohl von felbft, da bie Therapeuten einem rein 
befhaulihen Leben fih hingaben, daß fie zur Beftreitung ihres Unterhaltes Einis 
ges von ihrem Vermögen dem Bunde zubringen mußten. Etwas anderd war nad 
der Erzählung des Joſephus (antig. II, 8. $. 3) das Leben ber Effener georonet, 
ever, der in ihren Verein trat, mußte fein Vermögen der Gemeinschaft übergeben, 
fo daß man unter ihnen weder die Nievrigkeit der Armuth, nod die Ueberhebung 
des Reichthumes kannte, fondern ein allen gemeinfamer Befig wie unter Brüdern 
entftand. Sie trieben auch Aderbau, Viehzucht und frievliche Gewerbe; was aber 
einer ven Tag über durch feine Arbeit erwarb, mußte er Abends fogleih an vie 
gemeinfame Ordenskaſſe abliefern, welhe ihre eigenen Beamten hatte und woraus 
der gemeinfame Unterhalt Beftritten wurde, Durch die Arbeit kamen die Effener zu 
einem ziemlihen Wohlftand; in vielen Städten hielten fie eigene Verwalter, 
welche bie durchreifenden DOrbensgenoffen mit Nahrung und Kleidung unterftügen 
mußten. 

5) Mit dem Chriſtenthum fam ver volle Begriff von ver Würde und 
dem Recht der menſchlichen Perfönlichfeit in die Geſchichte. In jedem Menfchen 
wurde Gottes Ebenbild anerfannt, jedem wurde der Antheil am Meiche Gottes 
offen gelaffen, alle waren für gleih vor Gott und für gleih unter einander er- 
Härt. Ulle jene Borurtbeile von einer natürlichen Grundverſchiedenheit ver Menſchen, 
welche feldft ein fo großer Denker, wie Ariftoteles, nicht zu überwinden vermochte 
und worauf er die Rechtmäßigkeit ver Sklaverei gründete, mußten mit dem Chriften- 
thum fallen. So recht ein Evangelium für die Armen war e8, denn es brachte 
ihnen die frohe Botſchaft der Freiheit und mit der Unfterblifeitshoffnung zugleich 
bie Kraft zum Dulden und Entfagen. An den reihen und unendlih fruchtbaren 
Begriff ver im fich freien und berechtigten Perfönlichkeit mußte ſich eine Umges 
ftaltung der ganzen bisherigen Staats- und Gefellfhaftsorbnung knüpfen. Er ift 
darum auch ber die ganze chriftliche Geſchichte bewegende Centralbegriff geworben, 
der ihr Leben zu immer höheren Formen vorwärts treibt. Der Begriff, den Rom 
von ber Perfon ausbilvete, hatte blos einen relativsjuriftifchen Sinn; denn gerade 
nad biefer römifchejuriftiichen Definition mangelte einer großen Zahl von Menfchen 
das Prävifat der Berfon. Der chriſtliche Begriff der Perfönlichkeit ſtürzte aber 
die Sklaverei und machte die Arbeit frei. Und indem fich wiederum zeigte, daß 
bie Arbeit allein es ift, welche bie Freiheit erzeugt und fichert, mußte fie als die 
- Duelle alles Werthes und allerT&hre anerfannt werden. Die Arbeit, die in ber 
alten5 Welt den Menſchen vielfach entehrte, ehrt -ihn im der neuen chriftlichen im 
jeder ihrer Formen. Sie ift aber nicht blos das unverwüſtliche Princip der Frei— 
beit, fondern auch die Duelle aller geiftigen und vor Allem der moralifhen Kultur 
im Menſchen. Daraus ergiebt fi), daß bie freie Arbeit von unendlich fegensreidher 
Bolge für die ganze Entwidlung der chriftlihen Weltzeit werben mußte; wie fie 


Socialismus und Aommunismts. 493 


allen menſchlichen Bedürfniſſen abhilft, die verborgenen’ Kräfte der Menfchheit zur 
Erſcheinung ruft und damit die Menfchheit felbft in ihrem Leben erhöht, wie fie 
ven Sieg des Geiftes über die Natur, die den unmündigen Menfchen gefefjelt 
hält, heraufführt, fo zeitigt fie in der Menfchheit auch die evelfte Frucht, die Frucht 
des fittlihen Willens. Sagt man mit Reht, daß Müßiggang der Anfang aller 
after fei, fo ift e8 nicht minder wahr, daß die Arbeit die Duelle jeder Kraft und 
Tugend ift. 

Im Zufammenhang mit diefer Hinweifung auf den Inhalt des Princips der 
freien Perſönlichleit ſei nur nod folgende Bemerkung erlaußt: Wenn man beut« 
zutage Miene maht, den driftlichen Staat abrogiren zu wollen, fo ift dies ein 
unflares Streben, dem die Einſicht in das Wefen des hriftlihen Staates mangelt. 
Ale großen, zeitgemäßen Ideen wurzeln in dem chriftlihen Principe der freien 
Perfönlichkeit, und der Staat könnte nur dann aufhören dhriftlich zu fein, wenn 
er in feiner Organifation dieſes Princip unterbrüdte, womit er aber auf die Hu- 
manität und Civilifation, die aus jenem hervorgehen und in ihm einen unerfhöpf- 
lichen Fond haben, einen Angriff machen würde. Wer näher zufieht, wird immer 
beutliher erfennen, daß Chriftentyum, Humanität, Civilifation und Fortſchritt 
identifche Begriffe find. Der chriſtliche Staat ift derjenige, der auf dem Princip 
ber freien Perjönlichkeit ruht und es verwirklicht, er ift alfo der Staat der Frei— 
beit. So tolerant und universell ift dieſes hriftliche Princip, daß es die Gewiſſens— 
freiheit nicht nur nicht ausſchließt, ſondern geradezu fordert; denn die Auf— 
drängung eines beftimmten Belenntnifjes wäre die Berläugnung und Unterbrüdung 
des Principe. 

6) Die erfte chriftliche Gemeinde zu Jeruſalem bietet uns den Anblid 
einer Brüdergemeinſchaft, wo in lebendiger, werkthätiger Liebe die Ungleichheit des 
Befiges fi aufhob. Man hat mehrere Stellen aus den neuteftamentlihen Schriften 
angezogen, wie 3. B. act. 2, 44; 5; Matth. 29, 24; Luk. 18, 22 u. f. w, 
um zu erweifen, daß in jener Gemeinde alles Privateigenthum in einer vollftän- 
digen Gütergemeinfhaft aufgehoben gewefen fei. Mit Unrecht. Gemeinfdaftliche 
Mahle (Agapen, Liebesmahle) und freiwillige Spendungen an die Armen fanden 
in reichlicher Weife ftatt, aber feine Gütergemeinfhaft. Chriftus und die Apoftel 
drangen nur auf die Werke der Näcftenliebe, aber fie erflären ſich nirgends für 
eine Aufhebung des Privateigenthbums, mit welcher ja gerade ein wirkſames Mit- 
tel für die Bethätigung verfelben hinweggenommen wäre. War der Egoismus ber 
Herzen im Feuer aufopfernder Liebe einmal gefhmolzen, fo konnte der Unterfchieb 
des Befiges nimmer fo drüdend empfunden werben. Die Apoſtelgeſchichte felbft 
ipriht von der Erlaubtheit (5, 4) des Privateigenthbums und es fehlt turdaus 
nit in den neuteftamentlichen Schriften an Bemweisftellen für die thatſächliche 
Eriftenz desfelben. (Döllinger: Chriſtenthum und Kirche in der Zeit der Grund» 
legung pag. 402—409). Nicht al& eine Forderung, auch nicht in der Form eines 
Gebotes, fondern nur in der eines Rathes, angemefjen vielleiht der befondern 
Indivivualität des reiben Jünglings, weist ihn Chriftus zu einer Schenkung ſei— 
ner Güter an die Armen an; wohl au, um zu prüfen, ob fein Herz mehr an 
irdifchen oder ewigen Gütern hänge; venn zulegt ift e8 immer bie Wurzel aller 
Sittlihkeit, das Irvifhe und Moaterielle dem Idealen und Ewigen zum Opfer 
bringen zu Können. Man muß den Muth der Armuth haben, will man in den 
Dienft einer ewigen Idee treten; und bat man ihn nicht, fo ift man zur fittlichen ” 
Erhebung überhaupt unfähig. 

So wenig involvirt das Ehriftenthum den Kommunismus, vor allem abge- 


494 Sorialismus und RAommunismus. 
fehen von ber Rohheit ver Weibergemeinfhaft, welche das Weib als Perfon ver- 
läugnen und zu einem nietrigen Genußmittel berabjegen würde, daß es vielmehr 
in feinem Princip der Berfönlichkeit die tieffte Begründung des Eigenthums aufitellt ; 
denn nur in diefem kann jene erjcheinen und fi) ein äußeres Dafein geben, wie 
aud umgekehrt ſich felbft erft in ihrer Innerlichkeit bereichern und fteigern. Die 
Befigergreifung der Natur durd den Geift, die Durchdringung derſelben mit fei- 
ner Ipee, ihre Erhebung unt Verklärung durch ihre Unterwerfung unter feine 
höhern Zmwede, mit einem Worte, die äußere Kultur geht parallel mit der innern 
Entwidlung des Geiftes felbft. Da aljo biefer in feinem ganzen Reichthum ſich 
feibft gewinnen fol, die Aneignung der Natur aber ihm das unumgängliche Mit- 
tel hiezu ift, fo ift der Erwerb von Eigenthum für ihn zugleid ein moralifches 
Gebot. Unthätige Weltflucht liegt nicht im Geifte des Chriftentbums, fo gewiß 
e8 die Vollkommenheit von Allen forbert. Den faulen Knecht hat darum der Herr 
im Evangelium verworfen, denjenigen aber, ver mit feinen Pfunden gemuchert, 
gelobt. Frühe ſchon ſcheint Chrifti Rath an den reihen Jüngling dahin mißdeutet 
worden zu fein, als ftreite irdiſcher Befig mit dem Wefen der Heiligkeit, aber 
fhon damals bat Clemens von Alexandrien in einer eigenen Schrift (rig © 
ow&öusvog nAodorog) die Irrigkeit diefer Meinung widerlegt und damit bie 
Anſicht der Älteften Kirche über dieſe Frage dofumentirt. Nur häretifchen Selten, 
wie dem Manichäismus, welche die Materie für das Princip des Böfen erklärten 
und darım dem Geifte eine weltflüdhtige Tendenz gaben, ift jene Berzichtleiftung 
auf den irbifhen Befig eigen, während das Chriſtenthum nur fordert, daß ber 
Menſch fein Herz nicht daran hänge, damit das, was ihm nur Mittel eines höhern 
Lebens fein fol, nicht zum Zwede und zur Erniebrigung werde. Bet jenen Gel» 
ten dagegen finden wir immer, daß mit ber Berzichtleiftung auf Eigenthum ver 
Kommunismus in der Beanfpruhung des fremden Eigenthums Hand in Hand geht. 

T) Nah unfern PBrämiffen werden wir nicht zugeben fünnen, daß die As— 
feten und Anachoreten ber thebaifhen Wäfte, welche fi in den erften 
Jahrhunderten der Kirche nah dem Vorbild ver Therapeuten aus der Welt in die 
Einfamfeit eines beſchaulichen Lebens zurüdzogen, den Geift des Chriftenthums 
adäquat ausprüden. Sie find eine Erfcheinung, die vielfah aus den eigenthüm« 
lihen Berhältniffen der Zeit erflärt werben muß und neben fo vielen andern For— 
men bes Lebens auch ihre individuelle Berechtigung hatte. Wahrhaftig, immitten 
ber Korruption der Geſellſchaft beſchleicht auch in der modernen Welt Manchen 
noch die Sehnfuht nah einem einfamen Leben, wo ihm vie Erfüllung fittlicher 
Pflichten leichter gemacht zu fein ſcheint. Freilich ift ein folder fein Helv, berufen 
zum Segen der Menfchheit zu wirken. Wir erinnern an Rouſſeau. — Diefe Ein+ 
fledler lebten getrennt von einander in eigenen Hütten und beftritten durch eigener 
Hände Arbeit ihren geringen Lebensbedarf; es fanden ſich aber unter ihnen auch 
einige, weldye meinten, die Arbeit bindere die fromme Betrachtung und bie From 
men hätten ein Recht darauf, von ven Weltleuten ernährt zu werben. Bald fing 
unter ben Anachoreten der Geſellſchaftstrieb fih mächtig zu regen an und fo zo— 
gen fle in gemeinfame Wohnungen zufammen und lebten bier nad einer gemein- 
fam vorgefchriebenen Ordnung in vollftändiger Gütergemeinfchaft. Jedes Cönobium 
erhielt fich bei feinen befhränften Bebürfniffen durch Arbeit, machte feinen An- 
Ipruch auf fremden Befig, ja unterftügte von feinen Erträgniffen noch die Hülfs- 
bebürftigen. 

8 Während fi von bier aus das Mönchthum zu entwideln begann, brach 
in Nordafrifa eine Bewegung aus, melde mit Angriffen auf das Eigenthum 
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verbunden war. In Folge der Streitigkeiten (feit 311 nach Chr.) über die ächte 
Kirchenpisciplin war tie Partei der Donatiften allmälig zu der Behauptung ge- 
fommen, daß die ganze Kirche verberbt fei, und zwar megen ihrer Verbindung mit 
dem Staat und ber hieraus für fie fließenden Reichthümer. Diefe Lehren machten 
auf fanatifche Asketen (Circumcellionen), die fid) hier zu Landegrößtentheils betteind 
berumtrieben, einen gewaltigen Eindruck. Sie famen zu einem glühenden Haffe 
gegen alle Reihen und fammelten fi ſchaarenweiſe, um gegen dieſe für vie Un- 
terdrüdten und Armen zu kämpfen. Bieles mochte in ven dortigen Berhältnifien 
zwifchen Herr und Knecht, Reihen und Armen ungerecht und unbillig fein, aber 
durch die Art und Weife, wie die Circumcellionen bier einzugreifen fuchten, be— 
drohten fie mehr oder minder vie ganze Gefellihaftsorbnung. Die Gläubiger muf- 
ten ihren Schuldnern die Darlehen ſchenken, die Herrn, welche von ihren Knechten 
verfiagt wurden, wurben ftrenge beftraft und nicht felten zur Verrichtung der nie 
derften Knechtsdienſte genöthigt. 

9) Nachdem das Mönchthum ſich zahlreich über den Drient verbreitet hatte 
und daſelbſt längft großentheils entartet war, erlebte es im Abendland, wo ihm 
ber Genofjenfhaftstrieb der germaniſchen Bölfer fördernd entgegenfam, eine noch— 
malige Blüthe und weitere Entwidlung. Es ift wichtig, uns der Idee desſelben zu 
verfichern, um es gerecht zu würdigen. Wenn alles Menfchlihe am beften in ver 
Bereinigung der Kräfte geveiht, fo kann aud eine Lebensgenoſſenſchaft religiös 
Ergriffener und Gefinnter nur eine Förderung ber religiöfen Ziele in fi fließen. 
Allerdings ift der Menfh im Innerften feines Weſens mit Gott allein, aber dieſe 
perfönliche Beziehung zum Göttlichen, wie fie von Außen getrübt und geftört wer- 
ben kann, kann aud von Außen unterftügt, ja oftmal® geradezu erweckt werben. 
Exempla trabunt. Die religiös-fittliden Errungenjhaften Anderer fünnen aud) 
für uns dur die Gemeinfhaft mit ihnen nugbar gemadjt werben; in allen Dingen 
find ja die Menſchen zu wechſelſeitiger Hülfe und Mittheilung auf einander an- 
gewiefen. Zu allen Zeiten und in ben verfchievenften Religionen begegnen wir 
ſolchen religiöfen Korporationen; wir haben ſchon Beifpiele aus dem Alterthum 
angeführt, wir können aud noch an die buddhaiſtiſchen Klöfter im Innern Afiens 
erinnern, bie in ihren Regeln große Aehnlichkeit mit dem abendländiſchen Mönch— 
thum zeigen. Einen allgemein menſchlichen Zug haben wir demnad bier vor uns. 
Berbinden ſolche Genofjenfhaften mit dem Zwede der eigenen religiög-fittlichen 
Belebung noch allgemeine Kulturzwede, fei es, daß fie als gefchloffene, von ein- 
müthiger Gefinnung erfüllte Schaar die Bildung eines in Barbarei verfunfenen 
oder eines hinter dem Gange der Gefhichte zurüdgebliebenen Geſchlechtes ſich zur 
Aufgabe nehmen, fei es, daß fie den Leiden und Mebelftänven der Geſellſchaft mit 
warmer Nächſtenliebe mildernd und abhelfend entgegentommen, fo fann man durch— 
aus nichts gegen fie einwenden. Nicht über ihre Idee alfo, nur über den Abfall 
von ihr, den fi fo mande Orden zu Schulden kommen ließen, kann man ver- 
werfend urtheilen. Niemand, der tie Gefchichte kennt, wird die fegensreihe Wirk: 
famteit des Möndthums im Abendland in Abreve ftellen, welcher viefes die An— 
fänge feiner Eivilifation in den erften Jahrhunderten des Mittelalters verbanlt. 
Auch bei den alten Germanen war bie Arbeit veradhtet, den Anbau ihrer Aecker 
überließen fie ihren Leibeigenen; nur das Waffenhandwerf hielten fie eines freien 
Mannes würdig; erft die Benediktiner brachten die Arbeit bei ihnen zu Ehren. 

Die Mönchsorden (vgl. den Art. „Orden“) waren auf eine kommuniſtiſche 
Lebensorbnung bafirt. Die Gelübde ver Keufchheit, des Gehorſams und der Ar- 
muth, die der Einzelne für fid) ablegte, waren dazu angethan, die felbitfüchtigen 
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Regungen bes Herzens zu unterbrüden, das Band der Gemeinſchaft fefter zu 
nüpfen, alle Kräfte auf beftimmte Ziele bin zu foncentriren. Der fleißige und 
gemeinfame Betrieb der Arbeit, ein asketifhreingejchränftes Leben, die Berehrung 
des Volkes, das fie bald mit Geſchenken überhäufte, die ihnen verliehenen Immu— 
nitäten, die fie von manden Laften befreiten, machten die Klöfter ſehr reich im 
Mittelalter. Solder Wohlftand aber wirkte nur. verberblih auf den frommen 
Sinn; die religiös-fittlihe Energie erfchlaffte, das Leben verweltlichte. Sobald es 
mit einem Orden dahin gefommen ift, gewahren wir immer wieber die Entftehung 
eines neuen, ber auf den urfprünglichen Geift des Möndthums- zurüdgeht und ihn 
in neuer Form feftzuhalten ſucht. So tritt ſchon im 9. Jahrhundert Benedikt von 
Aniane in Frankreih als Wiederherfteller der verlaffenen Orvensregel des hi. Be— 
nebiftus auf, fo unternimmt namentlid die Abtei von Clugny feit dem 10, Jahr: 
hundert, auf den ganz verfommenen Zuftand der Kirche und des Zeitalters rege- 
nerirend zu wirken, fo flüchtet fih im 11. Jahrhundert wieder St. Romuald und 
viele mit ihm als Anachoreten in die Einöde und geben zulegt dem Orden von 
Camaldoli und Ballumbrofa feinen Urfprung; fo erheben fih im 12. Jahrhundert 
bie Karthäufer und Cicerftienfer, die ganze Idealität der alten Möndsheiligfeit 
mit Ernft und Erfolg geltend machend. 

Als immer wieder die gleiche Erſcheinung ſich erneuerte, mit dem wachſenden 
Befig die Entartung ſich einftellte, als die reihen Klöfter, eingefügt in das Syſtem 
bes Feudalismus, auf bie Heinen freien Grundbefiger ſchwer zu drüden anfingen, 
fo daß es hier und dort (992 in Thurgau, 1086 in Jütland, 1180 in Schonen, 
1207 im Stebingerfriege) zu Bauernaufftänden fam — obwohl wir den Kiöftern 
im Allgemeinen große Verdienſte um die Armenpflege nahrühmen müflen — ba 
fam es im 12. Jahrhundert faft durch halb Europa unter den Laien felbft zu 
Tendenzen nad einer umfafjenden Reform ver Gefelfchaft, mit häretiſchen Ele- 
menten und Angriffen auf die Hierarchie vermifcht. Die Itee des Mönchthums 
ſollte auch unter den Laien, die in der Welt lebten, in der Form einer großen 
Brübergemeinfhaft verwirklicht werden. Der Klugheit Innocenz III. gelang es, 
diefe hochgehende Fluth der Volksbewegung, melde leicht zu einer für die Kirche 
gefährlichen Oppofition ſich hätte ausgeftalten können, wieder in das Bett ber 
Hierarhie zu dämmen, indem er jene Yaienvereine, welche ſich Armuth, Keufchheit, 
firenges Faſten, friedliches Zufammenleben mit allen Chriften, Zurüderftattung un= 
rehtmäßigen Befiges, Entfagung der gewöhnlichen Lebensbedürfniſſe, Verzicht— 
leiftung auf Gold und Gilber und jede Art des Eigenthums, Er- 
werb ihres Unterhalts durch Arbeit, gemeinfchaftliches Leben u. ſ. w. auferlegt 
hatten, die Firchliche Sanftion ald „pauperes catholici* over Homilia-= 
ten gab. Eine ähnliche Erſcheinung find die gegen das Ende des 12. und am 
Anfang des 13, Jahrhunderts zuerft in den Niederlanden, dann aud in Frank— 
reih und Deutichland auftretenden Bereine der Begharden und Beghinen. 
Jene waren Berbindungen unverheiratheter Handwerker, meiftens Weber, melde 
gemeinfam unter einem Meifter in einem Haufe zufammenlebten, täglid wieberfeh- 
rende Andachten hielten und nebenbei mit chriftlichen Liebeswerken ſich bejchäftigten. 
Die Beghinen aber waren religids-asketifche Frauengenofjenfhaften, welche für die 
Städter weiblihe Handarbeiten beforgten und die weibliche Jugend unterrichteten. 
Gewöhnlich hatte jeve Beghine ein eigenes Häuschen ;- eine Anzahl folder Häus- 
hen, von einer gemeinfamen Mauer umſchloſſen, bildete einen Beghinenhof. Beide 
Bereine banden ihre Mitgliever durch Feine ewigen Gelübde und ftrenge Klaufur; 
man konnte aus ihnen in bie Welt zurüdtreten und erhielt dann fein der Genof- 
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fenfhaft eingebradhtes Eigenthum wieder zurück. — In die Kategorie diefer Vereine 
gehört auch die von Gerhard Groot im 14. Jahrhundert geftiftete Genofjenfhaft 
der Brüder des gemeinfamen Lebens, die ohne kirchlich fanftionirte Re- 
geln, ohne Uebermaß der Askeſe, durch ihre Arbeit in Gütergemeinſchaft lebten und 
daneben hriftliche und geiftliche Pflichten übten. 

Neben diefen Laienverbindungen traten envlihd am Anfang des 13. Jahrhun- 
derts die großen Bettelorden ver Dominikaner und Franzisfaner (aud 
fratres minores, Minoriten genannt) auf. Beide wollten nicht nur in ihrer 
Mitte, fondern aud in der Welt das Ideal chriſtlicher Heiligkeit realifiren, vie 
Dominikaner mehr auf dem Wege ver Prebigt, die Franzisfaner mehr auf dem 
Wege des Beifpiels. Wie fhon der Name Bettelorven anzeigt, jo wurbe hier vor 
Allen die Armuth ald Grundcharakter betont, womit man allen frühern Entartun- 

en des Mönchthums vorzubeugen glaubte. Nicht nur der Einzelne im Orden, ber 

rden felbft follte arm fein und vom Bettel leben. Groß war die Bewunderung 
im Bolt für viefen Heroismus ter Armuth; fo zahlreich drängte man fi nament- 
lid in den Franzisfanerorven, daß vielfach die engften Bande des Yamilienlebens 
gelöst wurben. Darum mußte der Stifter des legtern, Franz von Affifi, die Ge— 
meinſchaft ver Tertiarier für ſolche gründen, die in ver Welt bleiben follten und 
doch eines asfetifhen Lebens ſich befleißigen wollten. Er ftellte für fie mildere Re— 
geln auf, verpflidtete fie gegen ihre zeitweilig gewählten Dbern zum Gehorſam 
und brachte fie mit feinem Orden in eine möglichft nahe Beziehung, wodurch bie- 
fer zu einem ungeheuren Einfluß auf die ganze Gefelihaft kam. Allein die ftrengen 
Orundfäge der Stifter der Bettelorden wurden nicht lange eingehalten,, da die 
Berzichtleiftung auf allen Befit für die Dauer ſich ald unmöglich erwies. Gregor IX. 
(1231), befonvders aber Nikolaus III. (1279) erlaubten dem Franzisfanerorven 
zwar nicht das Eigenthum, wohl aber die Nutznießung von zufallenden Gütern, 
worauf aber eine Entzweiung in demjelben eintrat. Es ſchieden fih nämlich bie 
Spiritualen, Zelanten, Fratricellen von ihm aus, um an dem Gelübde der Armuth 
im firengften Sinne feftzuhalten. In ihrem Eifer gegen das Verderben her ver— 
weltlichten Kirche kamen fie zu einer immer fohärfern und zulegt häretifhen Oppo= 
fition gegen viefelbe und verbanden fid mit ihren Gegnern. Zur Zeit Kaifer Lud⸗ 
wigs des Bayern behaupteten die Minoriten, das Eigenthbum fei fo fehr verberb- 
lich, daß fogar die von ihmen verzehrten Speifen im Augenblid des Effens ihnen 
nicht gehörten, wogegen der Papft erflärte, jelbft Chriftus und die Apoftel hätten 
Eigenthum gehabt, theils perfönlich, theils gemeinſam. 

Neben diefen Erfheinungen mit fommuniftifher Färbung innerhalb der Kirche 
gab es zur Zeit des Anfangs der Kreuzzüge und während berfelben auch folche 
außerhalb verfelben; nämlich die Sekte der Katharer, welde ven manichäiſchen 
Dualismus von Geift und Materie zur Grundlage ihrer Lehren genommen und 
eine ihr entſprechende Askeſe entwidelt hatte, leiftete Verzicht auf allen Befig in 
der Welt und befriegte den Reihthum, als die Duelle alles Verderbens, mit 
furchtbarem Fanatismus. Sie wurde befanntlich im Albigenferkrieg blutig zertreten. 

Die Genoſſenſchaft der Apoftler — in ber 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts 
in Oberitalien fi bildend, fo genannt, weil fie den Geift der Apoftel in fic wies 
der erwedt zu haben glaubte — hatte fi zum Zwede eine allgemeine Miffion zur 
fittlichereligiöfen Erhebung der Zeit, zur Pflicht aber die firengfte Armuth gemacht. 
Wie Brüder und Schweftern nah dem Vorbilde der erften GChriftengemeinde zu 
Jerufalem wollten fie zufammenfeben, ohne jeglichen Befig, ohne Borrath für den 
nächſten Tag, durch Betteln wollten fie ihren Hunger ftillen und begüterte Per- 
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ſonen, die fih ihnen anſchloſſen, hatten ihr Eigenthum ven Brübern zum gemein- 
famen Gebraude zu überlafjen. Sie daten nicht gut von dem weltlichen Befig 
der Kirche, Sprachen fih aber nicht öffentlich barüber aus. Die Hierardhie hatte 
jedoch gute Witterung und unterbrüdte die Sekte. Ihr Stifter Gerardo Sega- 
relli mußte 1300 zu Parma den Sceiterhaufen befteigen. Aber nun trat Dol- 
cino, ein viel beventenderer Name, an ihre Spige. Er wollte mit ven Lehren 
ber Kirche ſich durchaus im Einklange befinden, tavelte aber ihre Berweltlihung 
durch Reichtum, verfündigte einen blutigen Untergang der Hierarchie und bie 
MWiederfunft eines Zeitalterd reinern kirchlichen Lebens. Er gewann großen An- 
bang, brach aus fiherm Hinterhalt in ben piemontefifhen Alpen mit bewaffneten 
Schaaren über bie weltlichen und geiftlihen Machthaber Oberitaltens fiegreich herein 
und fehrte beutebelaftet in feine Bergvefte zurüd, auf foldy fühnen Zügen immer die Ar- 
muth, die brüberliche Gleichheit und den Haß gegen die Reichen prebigent. 5000 
Mann betrug fein Heer, die fogenannten Batarner — und 4 Jahre lang 
fümpften bie feubalen Herrn vergeblich gegen ihn, denn feine Anhänger ftritten in 
ihrem religiös-asfetifhen Enthufiasmus, der fie felbft in der größten Noth ihre 
Gelübde nicht breden ließ, mit Todesverachtuug. Endlich auf die eifigen Höhen 
des Monte Zebello zufammengedrängt, erlagen die Patarner der Gewalt des 
Hungers. Bon 1900, die über einem Wal von verhungerten Leihen noch am 
Leben geblieben waren, leifteten noch 100, welche fih noch auf den Knieen erhal« 
ten konnten, mit ihren Dolchen den letzten Widerftand. Alle wurben nievergemacht, 
nur Dolcino mit feiner Gefährtin Margherita zum Flammentod abgeführt. 

Aus den Begharden und Beghinen gingen durch die Aufnahme pantheiſtiſcher 
Ideen die Brüder und Schweftern des freien Geiftes hervor. Kirche, 
Staat und Gefelljihaft erklärten fie für verborben, ihr Ideal war der Urzuftand 
des Menfchen vor dem Fall, wo er im Bewußtſein feiner Einheit mit Gott ſich 
befand. Durch die Sünde aber ging dies verloren und fam das Geſetz in die Welt, 
was in die urfprüngliche Menjchheit Unterſchiede hineinbrachte. Obrigkeit und bür- 
gerliche Ordnung, Monogamie, Familie, Eigenthum, felbft das Tragen verhüllen- 
der Kleider u. f. w. ift nur Folge wie neue Urſache ver Sünde. Der Menſch foll 
fih wieder mit Gott als eins erkennen, fol verftehen, daß Gott in ihm Alles 
wirfe und daß es nicht auf die äußere Handlung, nur auf die mit Gott einige 
Gefinnung anfomme, dann wird die Zeit des Paradiefes zurüdkehren, alle Unter- 
fhiede aufhören, Allen Alles gehören. Gemeinschaft der Güter und Weiber ift der 
legte Ausläufer diefer Gevankenfolge. In geheimen Zufammentünften machte viefe 
Sekte ihre Theorien in Orgien wilder Sinnlichkeit praftiih. Strenge war die In— 
quifition Hinter ihr her, trotzdem aber verbreitete fie fi im Laufe des 13. und 
der folgenden Jahrhunderte unter verfhiedenen Namen über Frankreich, Italien 
und Deutihland. Sie wirkte namentlih dort mädtig ein, wo ber Volksgeiſt be— 
reits in offener Empörung gegen die Hierarchie begriffen war, wie z. B. bei den 
Huffiten, unter denen fie 1421 die Adamiten hervorrief, die auf einer Infel 
im Fluſſe Luſchnitz ſich nieverließen, nadt gingen und in vollftändiger Güter- und 
Geſchlechtsgemeinſchaft lebten. | 

10) Betrachten wir aber num die Gliederung der mittelalterliden Ge— 
jellfhaft, um in den Gang unferer Darftelung feine Lüde zu bringen. Sie 
bat ihren eigenthümlichen, vom Altertum fie unterfcheidenden Typus. Es ift bie 
Geſellſchaft der Stände, der gefchloffenen Korporationen. Innerhalb feiner Kor: 
poration hat jeder das gleiche Recht mit ven Andern, aber die Korporationen jelbft 
find ungleich in ihrer politifchen Geltung. Die Geburt beftimmt gewöhnlich für das 
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Leben die Standesflaffe des Einzelnen; doch ift in ber Kirche ber perfönlichen 
Thatkraft die Möglichkeit zu den höchſten Stellen eröffnet, außer ihr ift ein folder 
Uebergang aus niebriger Geburt zu höherer foctaler Stellung und größerer poli« 
tifcher Rechtsfähigteit mindeftens felten. Es fehlt im Allgemeinen der erneuernde 
und erfrifchende Wechſel des Lebens, wonach Jeder feine Bedeutnng in der Ge- 
fellfhaft auf feine Tüchtigkeit begründen Tann und muß, und bie einzelnen Stände 
fih ihre Glieder mecjeljeitig auseinander nehmen; ausſchließend vielmehr ftehen 
fie fi gewöhnlich gegenüber. Innerhalb der Stände, des Adels, der Geiftlichkeit, 
der Kaufleute, Handwerker u. f. mw. ift alles feft georbnet und oft fehr wohl 
beforgt, außerhalb derſelben wie der Einzelnen bedeutungslos für ven Staat. Nicht 
der Menſch als folder gilt in demfelben, fondern der einem beftimmten Stande 
Angehörige und er gilt ebenfo viel, als diefer dem Staate gilt. Wir fehen, daß 
bie Idee der perfönlihen Freiheit im Ständeftaate des Mittelalters keine wahre 
Berwirklihung noch erhalten konnte. Sie zu fhaffen war die große und treibende 
Idee der erften frangöfifhen Revolution. War im Altertfum die eine Hälfte der 
Menſchheit als rechtlos und wie eine Sache erflärt und ging Rom eben an biefem 
MWiderfpruhe mit der Idee der Perfönlichkeit zu Grunde, fo ift in der weltlichen . 
Gefelfhaft und im Staate des Mittelalters gleihfalls nicht der Menſch als folder 
anerfannt und beredhtigt, fondern der Stand, dem er angehört, und ber eben von 
vorneherein große Unterſchiede mit fi bringt. An dieſem Mißſtande ſcheitert end» 
lich die feudale Staats- und Gefellfhaftsordnung, nachdem ein Mönch mit ber 
Erfindung des Schießpulvers dem Adel und Ritterthum, als dem gleichſam ge 
bornen und privilegirten Kriegerftand, ein Handwerker mit der Erfindung der Bud 
bruderfunft der Geiftlichfeit als Inhaber der Wiffenfhaft und Bildung den Todes- 
ftoß gegeben; denn nun wird die phyſiſche und geiftige Macht, welche jene ausfchließlich 
in Pacht genommen hatten, ein allgemeines Eigenthum des Boltes, 

Werfen wir no einen Blid auf vie Bejigverhältniffe im Mittelalter. Aller 
Grundbeſitz, welcher ven Anſpruch auf öffentliche Ehre, Stimmrecht in der Gemeinde, 
Gleichheit ver dem Gerichte und Waffenfähigfeit gab, war ſchon feit ven älteften 
Zeiten in Privateigenthum (allodium) und Markeigenthum getheilt; jenes meiftens 
mächtigen Familien angehörig, die e8 nad) vem Erbrecht ungerftüdelt einem ihrer 
Nachkommen übergaben; diefes von einer Anzahl gleihberechtigter freier Männer 
(die Gemeinfreien) nad beftimmten Vorſchriften benügt. Die Befiger großer Allo- 
bien ließen diefelben von Leibeigenen beftellen, melde, an vie Scholle gefeffelt, da 
fie nicht ohne das Gut, was fie bebauter, verfauft werden konnten, jährlich mit 
ihrer Familie der Herrfchaft beftimmte Leiftungen von Früchten und perfönlichen 
Dienften zu entrichten hatten. In eroberten Ländern dann geſchah e8, daß bie 
fiegreihen Führer ſich felbft größere Ländereien aneigneten und ihrem Gefolge vie 
Güter der Ueberwundenen verliehen, welche fie nun von den frühern leibeigen ge— 
machten Befigern gegen regelmäßige Abgaben oder unter gleiher Bebingung von 
armen Freien ohne Verlegung ihrer Freiheitsrechte beftellen ließen. Die legtern 
traten allmälig in Gemeinden zufammen, um ihre Beziehung zu dem Grundherrn 
zu regeln und aud die erftern famen bald in das mildere Verhältniß der Hörig» 
feit, in welchem aud fie ein Gleiches vornehmen und die Beftimmungen über 
Ober- und Untereigenthum — das erftere die Rechte des Befigers, das legtere 
bie ber Arbeit und Nutznießung in fi faffend, feftfegen konnten. — Mit dem 
Siege des Feudalſyſtemes verſchwinden die Allovien immer mehr, gegen die Ber- 
heißung des Schuges und ber vererblihen Nugnießung in ihren Familien nahmen 
bie Befiger dasfelbe gegen eine regelmäßige Leiftung von mächtigen Heren zum Lehen, 
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Da die Bevölkerung damals gering war, fo bejchügte ver Herr feinen Ar- 
beiter und bihandelte ihn gut, zumal aud die Kirche hierin den Laien voranging; 
und da die Webürfnifje des Lebens nod einfach waren, hatten die Adeligen weni- 
ger Grund zu Erprefjungen, ja, die unfihern Zeiten trieben fie an, ihre Leute 
fi anhänglich zu machen. Bielfach befjer als ver freie Bauer befand fi der 
Hörige; das Gut, das er beftellte, ernährte neben ven Ablieferungen an ven Herrn 
ihn und die Geinigen binreihend, war nidt mit Schulden belaftet und konnte 
nicht zerftüdt werben. Als fid aber die Devölferung mehrte, die Bepürfniffe ver 
Herrn ftiegen, die Kriegszeiten und andere Unfälle an dieſe große Anforderungen 
machten, vie fie nur mit Beiaftung ihrer Hörigen tragen fonnten, als die Kirche 
ihren Zehnten von dem Aderbau und der Viehzucht begehrte, häufige Fehden bie 
Felder zerftörten, da wurde die Lage der Hörigen unerträglich, fie verarmten völlig 
und griffen in der Verzweiflung zu den Waffen gegen ihre Herrſchaften. Nicht 
beffer geftaltete fih das Schidjal der Oemeinfreien; fie hatten keinen Schug in 
den Wirren ver Zeit, mußten die Kriegslaften auf fih nehmen, konnten mit ihren 
Produkten aufdem Markte die Konkurrenz mit den großen Grundherrn nicht beftehen 
u. ſ. w. und fielen großentheils Wucherern in die Hände, die ihnen gegen hohen Zins, 
welder als jährliche Grundrente entrichtet werden folte, Kapital vorfchoffen, was 
in der Regel ald unablösbar auf dem Eigenthum blieb, und die Eigenthümer, da 
fie die Zinfen nicht erſchwingen fonnten, zulegt in die Leibeigenſchaft der Gläubi- 
ger brachte. Der freie Bauerftand war ſchließlich vernichtet, und die Hörigen feufz- 
ten nicht minder unter einem fürdterlihen Drude; den legten Blutstropfen fogen 
ihnen die tyrannifhen Herrn aus, 

Gegen das Ende des 15. und am Anfang des 16. Jahrhunderts fühlten 
fi die Bauern als die als rechtlos geachteten Proletarier der Zeit und thaten 
fih in Bündniſſen zur Bertretung ihrer Sahe zufammen. Die Bauernaufftände 
werben immer häufiger, namentlih in den Hleinern reichsunmittelbaren Ländern 
Deutfhlands (1476 im Würzburgifhen, 1492 in Kempten und in den Nieber- 
lander, 1493 im Eljaß; feit 1502 der Bunbfchuh in Speier, 1513 ver arme 


- Konrad in Württemberg, 1514 in Augsburg und Kärnthen, 1517 in der wenbi- 


ihen Mark u. f. w.), bis envli 1525 die Bauern des Abtes von Kempten bie 
Flamme eines großen Aufruhrs, der in Schwaben, Franken, im Eljaß bis in bie 
Schweiz, in Thüringen, Sadfen und am Rhein um fi griff, anzündeten. Es 
fehlte nicht an kommuniſtiſch-ſocialiſtiſchen Ideen im Bauernfrieg, wie denn Hans 
Böheim in dem Würzburger Aufftand von 1476 die Abfhaffung aller geiftlichen 
und weltlichen Obrigfeit, Brüberlihfeit und gemeinjame Arbeit u. |. w. forberte; 
aber die Abfiht der Bauern war eine größere nationale und wahrhaft patriotifche, 
wie Benſen richtig erkannt hat; fie forderten feine Gütergleichheit, aber für ſich 
mit Recht ein erträgliches Loos, was fie in der Herftellung der kaiſerlichen Macht— 
herrlichkeit Über vie Herrihaft und Sondergelüſte der einzelnen Zerritorialhoheiten 
und abeligen Herrn erreichen zu künnen glaubten, Hätte der Kaiſer ihnen die Hand 
gereicht, an ihrer und der Städte Spige jene niedergemorfen, fo wäre die Einheit 
des deutfchen Reichs heute kein fchmerzliher Wunſch mehr; tamals als der Pro- 
letarier des jechszehnten Jahrhunderts auf feine Forderung nad Brod vie Antwort 
mit dem Henkerſchwert erhielt, damals tft die vielleicht einzige Gelegenheit ver Her- 
ftellung eines großen einigen deutſchen Reiches unter Faiferliher Machtfülle unge 
braudt verfäumt und mißfannt worden. 

Aber die vom Boden abgelöste Arbeit, Gewerbe und Handel brachte in den 
Städten bald einen freien und, wohlhabenden Arbeiterftand empor, In den Städten 


Socialismus und Aommunismus. 501 


hatten ſich freie und rittermäßige Leute, die zumeiſt von dem Ertrage ihrer Felder 
innerhalb der Stabtmarfung ober von ben Renten entfernterer Landgüter lebten, 
und Handwerker unfreier Art niedergelaffen. Die erftern fchloffen fih enge zu— 
fammen und orbneten bie Hanbmwerfergemeinde als tie weniger berechtigte Klaffe 
fih unter. Aber diefe firebte nach Erweiterung ihrer Nechte und erlangte endlich 
nad langen Kämpfen auch die Gleichftellung. Die Handwerker gleicher Art ſchloſ— 
fen ſich unter fi) wieder in Zünfte (Gilden, Innungen) zufammen, nad eigenen 
von der Stadtobrigkeit beftätigten Statuten ihre Angelegenheiten felbftäntig befor- 
gend. Jede Zunft hatte den beftimmiten Bereich ihrer Gewerböthätigkeit und durfte 
niht in eine andere übergreifen. Die Gewerbe — Realrehte — erbten fi in 
feftgefchloffener Zahl in ven feftftehenden Meifterfamilien fort und die Anfievlung 
neuer Meifter blieb beſchränkt. Da nur ein gelernter Meifter an der Spitze eines 
Gewerbes ftehen konnte, und die Arbeit ftatutenmäßig vertheilt blieb, fo wurde 
der Uebermacht des Kapitald vorgebeugt; denn konnte ein Meifter nur ein be— 
ftimmtes Fabrikat, 3. B. Schwertflingen, liefern, fo war er mit feiner Produktion 
von der Konfumtion abhängig und konnte nicht mit verfchiedenen durch fein größe- 
res Kapital probucirbaren Waaren den Meineren Meifter durch billigere Preiſe vom 
Markte vervrängen. Wie gegen einander, fo waren bie Zünfte auch nad innen 
geordnet, für Meifter, Gefellen, Lehrburſchen beftanden Statuten, die fie mit ihren 
Rechten und Anſprüchen gegen einander fiherten. Bon einer Ausbeutung ber Ar- 
beiter durch die Arbeitgeber war bier nicht die Rede. Meiſter und Gefellen lebten 
familiär zufammen. Die Städte des Mittelalters kennen das Proletariat der Neu— 
zeit nicht. Mit dem Wohlftand wuchs in den Stäbten die Bildung und entwidelte 
ſich almälig ein Sinn der Unabhängigkeit, der für die weitere Geftaltung ber 
europäifchen Staats- und Geſellſchaftsordnung von der höchſten Wirhtigfeit war. 
In den Städten vor Allem fand die Reformation Aufnahme und Pflege und von 
den Städten ging nad allen Seiten hin die Oppofition gegen politifche und geiftige 
Bedrückung, mit einem Worte: die neue Zeit aus. 

Mit dem Zeitalter der Reformation, wo fi religiöfe Empfindungen mit uns 
fautern Wünfchen vielfach vermifchten, treffen wir wieder auf fommuniftifche Be— 
ftrebungen unter religiöfem Gewande. So erhebt fih der Wievdertäufer Tho— 
mas Münzer in Thüringen und will in Mühlhaufen ein Reid ber Heiligen 
und Gerechten aufrihten, wo Alle gleich find, Allen Alles gemeinfam ift und 
feine Obrigkeit befteht. Wer dieſem neuen Reiche widerſtünde, follte blutig nieder— 
gemacht werben. Münzer hatte feinen Rüdhalt an den unglüdliben Bauern. Noch 
tragifcher als in Thitringen geftaltete ſich die Gefchichte des religiöfen Kommunis= 
mus in Münfter, wo ein forrumpirter Klerus längft den Bürgerftand aufs Aeußerſte 
empört hatte und barum ein empfänglicher Boden für Neuerungen fih fand. 
Schwärmeriſche Sektirer (die Wievertaufe lehrend) kamen von den Niederlanden 
herüber und bradten bald die Stadt in ihre Gewalt, wo fie unter 12 Xelteften 
das neue Israel aufrichteten, mit Gefeßen nad mofaifhem Vorbild, mit der Ver: 
hängung ber Todesftrafe über jeden ſchweren Sünder und einer genau und ins 
Einzelne georbneten Güteraemeinfhaft. Das Handwerk wurde wie ein Gemeinde- 
amt betrachtet und die Handwerker wurden befonders ernannt, Fremde Moden 
blieben verbannt. Alle fpeisten zufammen, nur mit Trennung der Gefhledhter, und 
war auf gemeinfame Koften. In der Reihenfolge der Speifen und Getränke, deren 
Beſorgung wieder einer eigenen Kategorie von Perfonen übergeben war, wurde 
eine gewiſſe Ordnung eingehalten. Zulegt trug ber Schneider Joh. Bodelfohn, 
ber fi zum König®von Zion erhob, die Lehre vor, daß es Jedem erlaubt fei, 
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nah dem Beifpiel der Erzuäter mehrere Frauen zu nehmen, worin ihm namentlich 
die fogenannten Aelteften fogleih nadhfolgten, Nachdem Münfter 1535 nad) einem 
bartnädigen Widerſtand wieder in die Hände bed Biſchofs gefallen war, breiteten 
fih die Wiedertäufer über bie nörblihen und fühlihen Niederlande aus, trafen 
hier mit den Anhängern der ſchon oben geſchilderten pantheiſtiſchen Sekten zufam- 
men und fchleppten wieder von hier ihre Ideen nah Frankreih und Norddeutſch- 
land ein, wonad in der Gemeinde ber Heiligen Gütergemeinfchaft fein müffe und 
jeder Fromme, mit welder Frau er nur wolle, zeitweilig eine geiftliche Ehe ein- 
gehen könne. David Joris aus Delft (geft. in Bafel 1566) war einer der her— 
vorragendften Verkünder folcher Lehren. „Der Eheftand, fagt er, ift eine fleiſchliche 
Berbindung, die mehr vom Zeufel ald von Gott iſt, und worin der Menſch, ftatt 
Gott einem Weibe anhangt. Die in der Ehe erzeugten Kinder find Kinder ber 
Bosheit, im unrechten Bett, in des Teufels Luft und Sinn gewonnen zur Gtär- 
fung des Reiches des Böfen. Die gefchlehtliche Vereinigung fol fortan frei, in 
brünftiger Liebe Oottes, zur Erzeugung eines reinen, fhon im Mutterleibe gehei> 
ligten Geſchlechtes gefhehen und Keiner blos an eine einzelne Perfon gebunden 
fein. Doch foll er diefe Freiheit mäßig und vorfihtig gebrauden, damit er nicht 
etwa der Welt und den Schwadhen im Glauben ein Yergerniß gebe und ſich felber 
Schaden zufüge. Scham ift ein Werk des Teufels,” Joris fuchte namentlich 
in vornehmen Kreifen zu wirken und befonders unter der höhern Frauenwelt von 
Senf fand er Anhänger. So vertheibigte die Rathsfrau Benoite Ameaur ihre 
Zudtlofigfeit vor dem Konfiftorium mit Joris Sägen. Die Gemeinfhaft der Hei- 
ligen, meinte fie, fei nur volllommen, wenn ihnen alle Dinge — Güter, Häufer 
und Leib — gemein feien. Sie wurde lebenslänglich eingeferkert. 

Zur Zeit Cromwells ftrebte die fhwärmerifhe Sekte der Levellers eine 
größere Gleihmäßigfeit des Defiges an. Bei einigen proteftantifchen Faktionen kam 
noh im Laufe des 18. Jahrhunderts der Verſuch zur Verwirklichung ber 
Gütergemeinſchaft vor, fo bei den Herrnhutern zu Betlehem in PBenfyloanien 
von 1742— 1762, die aber aufgehoben wurbe, als die Zahl der Koloniften zu 
groß wurde. 

11) Die neue Zeit leitete fi) befanntlich mit dem Abfolutismus der Fürften- 
gewalt ein — in einer Welt, wie in der politifchen, wo die Naturfraft der Gelbft- 
fucht der alles bewegende Hebel ift, ein nothiwendiges Stabium zur Unterbrüdung 
ber vielen Heinern Tyrannen, welche die Periode des Feudalismus zahlreich hatte 
emporwudhern laffen. Diefer fürftlihe Abfolutismus duldete feine Freiheit unter 
fi, noch viel weniger gegen fi; indem er in frevelhafter Weife das Wohl bes 
Landes feiner Wilführ und Ueppigkeit opferte, mußte der unerhörte Drud einen 
Gegendruck hervorrufen, zuerft in England voch im 17., dann in Franfreih im 
18. Jahrhundert. Im Laufe des Mittelalters fehen wir den Bauernftand allmälig 
einem namenlofen Elend in die Hände geliefert, nun aber beutet bie fürftliche 
Dmnipotenz den Befisftand der um ihre Freiheit gebrachten Städte für ihren 
Glanz und ihre maßlofen Berürfniffe aus und zerftört au hier die Wohlhaben» 
beit. Die Machtvollkommenheit des Adels war vom Königthum aufgezehrt worden; 
indem diefes nun aud die moralifhe und phyſiſche Exiſtenz des ganzen Volkes 
antaftete, fo mußte dieſes aus Selbfterhaltungstrieb naturnothwendig fi erheben 
und mit wilder elementarer Kraft den alten Staat und die alte Sefellfcaft in 
Trümmer ſchlagen. Inmitten viefer großen focialspolitiichen Bewegung der neuern 
Zeit erhob mit größerm Bewußtfein und auch mit größerer Macht als je ber 
Kommunismus und Socialismus fein Haupt. 
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Zuerft verfündigte er fih im unfhuldigen Träumereien von einer beffern 
Staats- und Gefelihaftsornung. Die Härte der Wirklichkeit trieb den Geift zu- 
nähft in die Welt der Phantafie, bis er Muth und Energie genug gewann, um 
an die Berwirklichung feiner Ideale zu gehen. So treten denn gleich mit bem 
Beginne des fürftlihen Abfolutismus, noch im 16. Jahrhundert, wieder die Staats⸗ 
romane auf, welche ber Wirklichkeit gegenüber das Bild einer ivealen, ſtaatlichen 
und gejellihaftlihen Orbnung zu entwerfen unternehmen und babei nicht nur eine 
indirekte Kritif des Beftehenden ausüben, ſondern die Geifter zugleich anfpornen, 
auf Reformen in biefen Gebieten hinzuftreben. Und zwar wird bie Reihenfolge ber- 
felben begonnen durch Thomas Morus, den Kanzler des tyrannifchen Hein- 
ri VIII, welder alle weltliche und geiftlihe Macht Englands in feine Gewalt 
brachte. Das Buch: „De optimo reipublicae statu deque nova insula Utopia,“ 
welches 1515 erfhien und mit großem Beifall aufgenommen wurbe, ift in dem 
Artikel „Morus“ harakterifirt. Ueber ein Jahrhundert lang fand bie Utopia weder 
Nahahmung noch Bekämpfung in der Literatur, dod vom Anfange des 17. Jahr- 
hunderts an folgen fi die Staatsromane rafh. Wir wollen die bis zur franzd- 
ſiſchen Revolution erfhienenen nur kurz charakterifiren, die aber von da an auf- 
tretenden, welche in den politifchen und focialen Bewegungen der Zeit entiprungen 
find und auf diefelbe wieder zurückgewirkt haben und den Boden der Wirklichkeit 
fefter ins Auge fafien, im Zufammenhange mit diefen Bewegungen vorüberführen. 

Zunädft trat der kalabreſiſche Dominikanermönch Tommaſo Campanella 
mit feiner „eivitas solis vel de reipublicae idea dialogus poeticus* 1620 her- 
vor, worin Staat und Gefellihaft einer umgeftaltenden Reform unterworfen werben. 
An der Spige wird in ber Perfon eines Großmetaphyſikus eine Inkarnation ber 
Bernunft geftellt, welchem alle weltliche und geiftlihe Macht übergeben ift, Unter 
ihm ftehen drei höchſte Minifter, von benen ber erfte, die Kraft repräfentirend, 
das Kriegsweſen; ber zweite, die Weisheit repräfentirend, die Wiffenfchaften, ber 
britte, die Liebe vorftellend, die Menfhenerzeugung, die Heiltunde und das ganze 
Wirthſchaftsweſen beforgt. Eine Anzahl von Beamten für die befondern Sphären 
ber menſchlichen Thätigkeit fteht ihnen zu Gebote. Alle Bolljährigen des Volkes 
verfammeln fih alle 14 Tage, um vie Öffentlichen Angelegenheiten zu befprechen 
und Kandidaten für die Beamtenftellen zu bezeichnen, welhe dann der Großmeta- 
phyſikus mit feinen Miniftern beruft. Der ftrengfte Gehorfam herrſcht gegen bie 
Dbern, welhe zum Zwede einer kräftigen Nahlommenfhaft den Berkehr der Ge- 
fhlehter regeln, bie Erziehung der Kinder als Staatsfadhe beforgen laſſen, bie 
Arbeiten der Bürger leiten und ihnen gemeinfhaftliche Wohnungen und Speifungen 
anorbnen. Es giebt fein Geld ‘im innern Verkehr; nur mit Fremden ift gegen 
Waare Handel geftattet. Jeder ſucht es in ber Fertigkeit und den Kenntniffen den 
Andern zuvorzuthun; die brennendfte Liebe zum Gemeinmwefen herrfht, da Feine 
Ehe, fein Privateigenthum eigennügige Interefien begünftigt. 

Diefelben focialiftifchen und politifhen Träumereien finden wir auch bei dem 
proteftantifchen Theologen Joh. Balentin Anpreä in feiner „Reipublicae 
ehristianopolitanae descriptio. Argent. 1619“, nur baß er bie riftlihe Reli— 
gion in der Form des Iutherifchen Belenntniffes und Ehe und Familienleben bei« 
behalten wiffen will. Im Nachlaffe des berühmten Baco von Berulam findet 
fi) aud das Fragment eines Staatsromand „nova atlantis*, aus deſſen Dürfs 
tigfeit wir aber feinen Schluß auf des Autors hieher bezügliche Ideen ziehen kön— 
nen. Sein Landsmann Jakob Harrington hat in feiner „Oceana* (London 
1656) nur einen bis ind Minutiöfefte ausgearbeiteten Berfaffungsplan nievergelegt, 
ohne bie Frage nad der Reform der Geſellſchaft näher ins Auge zu faſſen. 
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Dagegen lenkte D. Bairaffe in feiner wenige Jahre fpäter (1677) erſchie⸗ 
nenen „Histoire des Sevarambes* barauf entf&hieden die Aufmerkſamkeit, indem 
er findet, daß die Leiden der Menſchheit keineswegs nur von der verfehlten Re- 
gierungsform herrühren, fondern bie Orbnung der Gefellfhaft großen Antheil 
daran trägt. Daher ſchlägt er eine andere Geftaltung verfelben vor, nad 
welcher Yourier und Cabet vielfach ihre Ideen einrichteten. Das Bolt der Seva— 
ramben kennt feine erblihen Stände, nur Talent und Verdienſt beftimmen Rang, 
und Auszeihnung. Die Ehe befteht, doch ift den höhern Staatsbürgern die Poly- 
gamie erlaubt und können bie Frauen ausgetauſcht werten. Die Geſchlechter ver- 
binden ſich nah Neigung, body überwaht der Staat den Gefchlehtgenuß ver 
Neuvermählten, damit fie nicht durch das Uebermaß vesfelben fih und ver Nad- 
tommenfhaft ſchaden. Bom 6. Jahre an werben die Kinder in öffentlichen Anftal- 
ten gemeinfchaftlih erzogen. Ein hauptſächliches Mittel zur Ordnung der Gefell- 
ihaft und zur Verbreitung von Glück und Zufriedenheit find die vom Staate 
aufgeführten Gebäude, Osmaſien genannt, in deren freundlichen und reinlichen 
Räumen immer 1000 Menfchen auf ihrer eigenen Zimmern zufammen wohnen und in 
gemeinfamen Sälen zur Mahlzeit und Unterhaltung fi zufammenfinden. — Pri- 
dateigenthum befteht nicht, jeder Bürger ift dem Staate eine beftimmte Arbeit 
ſchuldig, wofür er aber von demfelben mit allen Lebensnothwenbigfeiten verſehen 
wird. Zu dem Ende hat einerfeits jede Beſchäftigung ihre Borfteher, welche die 
Arbeiten anordnen und das Fertige an die Staatsvorrathshäuſer abliefern; anderer- 
feits befinden fi in jeder Osmaſie Magazine mit allen Bepürfniffen für die Be- 
wohner. Der Tag zerfällt in 3 gleiche Theile, für Arbeit, Vergnügen und Ruhe. 
Damit für eine jeve Beihäftigung bie entfprechende Zahl von Betreibenden beftehe, 
werben bie talentvollern Knaben in ven öffentlihen Erziehungsanftalten für vie 
höhern Künfte und Wiffenfchaften bezeichnet, die übrigen aber zuerft vom 11.—14. 
Jahr im Landbau unterrichtet, dann aber zu einer Wahl zwifchen biefem oder 
jenem Gewerbe aufgefordert. Zu der höchſten Staatswürde, zum Staatäoberhaupte, 
dient man fi) von den untern Stellen ver Regierung, wozu Wahlen berufen, eben= 
falls durd Wahl der höchſten Beamten empor — die dem Staatsoberhaupt verliehene 
Gewalt ift unbefhränft und lebenslänglidh ; übt es aber dieſelbe ſchlecht aus, fo 
tritt eine überwachende Vormundſchaft von Seite der höchſten Beamten ein. Die 
Rechtspflege ift höchſt einfach, Civilproceffe find ganz unbefannt; die Strafen auf 
Verbrechen find Gefängniffe, felten Tod, häufig körperliche Züchtigung. Jeder 
Einwohner, felöft Frauen, bis zum 49. Jahre haben im Heere zu dienen; ein 
Zwölftel der Bevölferung ift, je auf 3 Monate, beftändig unter ven Waffen. Mit 
Recht bemerkt Mohl zu diefer Schrift: „das bier ausgefprocdhene freundliche Ge— 
fühl für die großen Leiden der Menge ift immer achtbar, aud) wenn die vorge- 
ſchlagenen Hülfsmittel vor der Kritik nicht follten beftehen können; boppelt, wenn 
eine foldhe Gefinnung in einem Zeitalter hervortritt, welches fo wenig biefelbe 
theilte, wie dies in dem Jahrhundert Ludwig XVI. der Fall war", in einem Zeit- 
alter, fegen wir hinzu, weldes für Frankreich am meiften die Grundlagen zu 
jenem allgemeinen, ſocial-politiſchen Umfturz in ver erften franzöfifhen Revolution 
und zu den focialiftifchefommuniftiichen Zudungen gelegt bat, von welden bis zur 
Stunde der Körper der franzöfifchen Geſellſchaft fieberhaft erregt wirt. 

Die nun folgenden höchſt unbeveutenden Produkte der tommuniftifch-focialifti« 
chen Literatur, in welcher im Grunde immer diefelben Ideen, oft in einer höchſt 
abenteuerlichen Umfleivung, wieberfehren, verdienen feine weitere Erwähnung. 

12) Neben diefer phantaftifchen Literatur erhebt fih im achtzehnten Jahrhuns - 
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* bert nob eine antere, welde mit nmüchternem und ernftem Sinne bie immer 
ſchreiender, namentlih in Frankreich immer drückender ſich geftaltenden Miß⸗ 
verhältniſſe zwiſchen der perſönlichen Freiheit und dem fürſtlichen und kirchlichen 
Abſolutismus, zwiſchen Erwerb und Kapital, Armuth und Beſitz zu erwägen und 
zu diskutiren beginnt. — Das Naturrecht, welches im Gegenſatz zu allen hiſtoriſch⸗ 
überkommenen und hiſtoriſch-gewachſenen Rechten die allgemeinen Menſchenrechte 
feſtzuſtellen begann, mußte nothwendig zu einem immer lautern Proteſt gegen die 
thatſächliche Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung hindrängen. Hobbes und Spi— 
noza (vgl. dieſe Artikel) hatten dem Staate einen Naturzuſtand vorausgeſetzt, in 
welchem Jeder ein Recht auf Alles, was er ſich durch feine phyſiſche Kraft anzu- 
eignen vermag, befist. Sie ließen den Staat aus einem Vertrag hervorgehen, ber 
die Rechte der Glieder desfelben gegen einander ordnet und einfhränft und fie dem 
Staate gegenüber als gleih — fei es, wie Hobbes, als gleich rechtlos; fei es, 
wie Spinoza, als gleich berechtigt — Hinftellt. Sie Hatten auf ihr Net, auf 
Alles verzichtet, um unter beſchränkten Rechten eine ſichere und gebeihliche Eriftenz 
fih zu wahren. Aber ftanden in der Wirklichkeit des biftorifhen Staatd- und Ge- 
jellihaftslebens die Theilnehmer desſelben fich gleich gegenüber? Waren nicht Recht 
und Befig höchſt ungleich ausgetheilt, ja wurden nicht ganze Klaffen, die ebenfalls 
nah bem Naturrecht und Staatsvertrage auf die Sicherung ihrer bürgerlihen und 
materiellen Eriftenz einen Anfpruch erheben durften, um dieſelbe geradezu betrogen ? 
— Brachen die Ideen des Naturrehts in das Bewußtſein der Zeit immer klarer 
herein, fo mußte das Gebäude der feudalen Societät, aber auch der fürftliche Ab- 
folutismus, zum Wanfen fommen. Aud ber deutſche Philofoph Wolff Hatte die 
Freiheit und Gleichheit ver Menfchen im Naturzuftande, aber auch den Untergang 
desfelben in der Einführung des perfönlihen Eigentums anerkannt. Zu weitern 
Schlüſſen wagte die deutſche Philofophie nicht vorzugehen, wohl aber vie franzd- 
fiihen Denfer, die, während man in Deutſchland die Fragen der Religion und 
hohen Metaphyfit immer grünblicher zu erwägen begann, das politifche und fociale 
Problem ins Auge faßten und mit vraftiihen Mitteln zu löfen verfudhten. In 
Frankreich hatte das allgemeine Elend ſchon durch das in jeder Hinfiht unverant- 
wortliche Regiment Ludwig XIV. eine fchauberhafte Höhe erreicht Bauben 
(Dime royale p. 34 ff.) verfihert von ber fpätern Zeit dieſes Königs, daß faft 
1/0 des franzöfifchen Volkes bettelte, 5/,, keine Almofen geben konnten, weil fie 
jelbft dem Elende ganz nahe ftanden; 3/,, waren durch Schulven und Proceffe in 
eine üble Lage gebracht, kaum ein Procent konnte nad feinem Wohlgefallen leben. 
Die Finanzwirtbichaft und das fogenannte Merkantilfyftem Colberts, wonach bie 
Induftrie auf Koften der Landwirthſchaft erhoben, ein Ürbeiterproletariat in ven 
Fabriken gefammelt und der Bauernftand fo gut wie erdrückt wurde, hatte trefflich 
dazu beigetragen, das Bermögen ver Unterthanen in Lubwig XIV. Taſchen zu 
ſpielen. Es war klar, daß auf dem Kontinent von Franfreih bie focial-politifche 
Revolution ausgehen mußte, vie focial-politifche, weil, wie dies Lorenz Stein 
in feinem Werke „Geſchichte der focialen Bewegung in Frankreich“ ausgeführt hat, 
zulegt die Gefelihaft und vie Gefege ihrer Bewegung die politifchen Entwidlungen 
beftimmen. Unter der Regentſchaft und Ludwig XV. fteigerte fih nod die Be- 
drüdung des Volkes, Nut- und ehrenlofe Kriege, die maßlofe Verſchwendung eines 
unfäglic fittenlofen Hoflebens erfchöpften die Steuerkraft des Landes, mit. jedem 
Jahre mehrte fih das Deficit im Staatshaushalte. Wie einft in den Zeiten der 
finfenden Republif im römiſchen Reich, hatte ein Heer von Generalpädhtern die Er- 
hebung der Steuern und Abgaben, welche neben vielen Servituten auf dem Bürs 
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ger⸗ und Bauernftand allein lafteten, gemiethet und fuchte durch feine Unterbeam- 
ten in einem förmlichen Erpreſſungsſyſtem nit nur die Pachtſummen, fondern 
babei für ſich felbft noch einen ungeheuren Gewinn herauszufchlagen. Dazu war 
nod gelommen, daß bemfelben fteuertragenden Stande die Spekulationen Law's 
unter der Regentfchaft alles Geld zum großen Bortheil der letztern abgeſchwindelt 
hatten, 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts erhoben ſich nun in Frankreich eine Reihe 
von Männern, größtentheils der Gefeßgebung und Verwaltung angehörig, welde 
Unterfuchungen über die Zuftände der Völker und die Urfadhen ihrer Unfreiheit 
anftellten und hiebei ſchon an ven Gedanken einer andern Güterorbnung fteeiften. 
Die Syfteme der Berwaltung, die Hülfsquellen des Staates und die Mittel fie 
zu erhöhen, wurden gründlich erörtert, um bem bereit am Rande des Abgrunds 
angelangten Frankreich Rettung zu bringen. Die meiften dieſer Unterfuhungen er- 
Härten mit mehr oder weniger Klarheit den richtigen Sat, daß bie Armuth des 
Bolls nothwendig Armuth und Mactlofigkeit des Staates bebeute. Unter ihnen 
ſteht Neder oben an, ber in feiner Schrift „Die Korngefege und der Kornhandel“ 
(Th. 1 c. 25) bereits ausfprah, daß die Stantsgewalt, wenn fie die Gefege, 
nad welden fi das Eigenthum vertheilt, nicht aufheben und bie öffentlihe Ord- 
nung nicht ftören will, dem Volke „wenigftens das Allernothwendigſte, auf das 
ed durch jene Geſetze beſchränkt worden ift, zuführen müſſe“ und Reformoorfchläge 
in dieſer Richtung machte. Linguet (theorie des lois civiles) weist nah, wie 
bie Gefege nur zu Gunſten der befigenden Klaffe und zur Unterbrüdung ver Ar« 
men wirkſam feien. Turgot wollte dur eine progreffive Einfommenfteuer bie 
Befigunterfchiede dur die Staatsgewalt nivelliren. Daneben erflang in tumultuari= 
fher Weife Rouffeau’s Stimme (vgl. d. Art.), welcher erflärte, daß das Eigen- 
thum es fei, woburd bie Civilifation mit al’ ihrer Ungleichheit und ihren Ber- 
brechen eingeführt wurde. „Der Erfte, der ein Stüd Land umzäunte und erflärte: 
dies gehört mir und Leute fand, welche einfältig genug waren, ihm zu glauben, 
ift der wahre Gründer ber bürgerlichen Geſellſchaft. Wie viele Berheerungen, 
Kriege, wie viel Mord und Elend wären nicht der Menfchheit erfpart geblieben, 
wenn Jemand biefe Umzäunung niedergeriffen und ven Andern zugerufen hätte: 
Hütet Eu, diefem Betrüger zu glauben! Ihr feid. verloren, wenn ihr vergeßt, 
daß die Früchte des Bodens Allen angehören und dieſer felbft Niemanden gehört!" 
Allein fo fehr Rouffeau für Freiheit und Gleichheit deklamirt, fo günftig er es 
für den freien Beftand des freien Staates erachtet, wenn die Extreme der Ber- 
mögensunterſchiede fo viel als möglich ausgeglichen werben, fo fehr er den Reid» 
thum als den Feind besfelben betradtet, er denkt nit, daß die Verſchiedenheit 
bes Eigenthums die politiihe Gleichheit gefährden könne, Helvetius findet ben 
Grund des gegenwärtigen focialen Unglüds in ver zu großen Ungleichheit des Ei- 
genthums. Aber bei der Lehre von der Gütergemeinfchaft als dem allein wahren 
Zuftande langt erft Abbe Mably in feinem Werte „de la legislation* (1776) 
an. Er verſucht barin die Theorie des Kommunismus wifjenfhaftlich zu begründen, 
indem er behauptet, daß bie Gleichheit mit dem Eigenthum unverträglich fei. „Alle 
Menfchen, fagt er, haben das gleiche Necht zur Entwidlung ihrer Fähigkeiten und 
zum Genuſſe des Dafeins. Wer doppelte Kraft hat, kann auch bie doppelte Laſt 
tragen. Behalte ich meinen Ueberfluß, der meinem ſchwächern Nachbarn zum Leben 
nöthig ift, felbftfüchtig für mich allein, fo fege id an die Stelle des Begriffs ber 
Geſellſchaft den Begriff des Krieges, fo verrüde ich gottlo8 bie göttliche Weltorb- 
nung." Er forbert jedes Dpfer für ven Staat, aber er will feinen gewaltfamen 
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Angriff auf das Eigenthum; ver Geſetzgeber fol blos Maßregeln gegen vie beiden 
Grundpfeiler besfelben, Geiz und Ehrſucht, treffen. In der Iefuitenanflevelung zu 
Paraguay glaubt er eine Staats- und Gefellfhaftsorbnung in feinem Sinne ge- 
geben. Weiter fchleuderte Briffot (1783) Brodüren in die Welt, welde mit 
rüdfihtslofer Schärfe das Eigenthum angriffen und es geradezu einen Frevel an 
ber Natur nannten, Er fheint auch der Berfaffer einer anonym erfchienenen Schrift 
(recherches philosophiques sur le droit de propriôté consider dans la nature 
1780) zu fein, worin es heißt, daß jeves Wefen ein Recht auf Alles habe, veflen 
e8 bedarf; daß der Hunger das Recht des Diebftahls gebe, ja daß es um feinen 
Hunger zu ftillen, Einem auch erlaubt fein müffe, ven Mitmenfchen zu frefien. 

Unter Ludwig XVI. Füßen bebte bereits vulfanifh der Boden, als er bie 
Regierung antrat. Seine Vorfahren Hatten die Maffenarmuth heraufgeführt, na- 
mentlih Ludwig XV. durd feine eigenen Lüfte fein Volt vemoralifirt; eine frei- 
geiftige Literatur, mit allen Traditionen der Vergangenheit brechend, hatte weit- 
gehende Neuerungsidden allenthalben angefacht und fo grollte e8 dumpf durch bie 
Herzen gegen ein folhes Fürſtenthum, das, anftatt zur materiellen und geiftigen 
Wohlfahrt zu führen, allerwege feinem Volke nur ein Führer zum materiellen und 
geiftigen Berberben gewefen war — und ebenfo richtete ſich die Erbitterung gegen 
die bevorredhteten Stände bes Adels und der Geiftlichkeit, welche unter dem Drud 
fürftlicher Allgewalt zwar bie politifche Selbftänpigfeit verloren, aber aus dem Mit- 
telalter eine Neihe von Privilegien und Befigthümern ſich gerettet hatten und nun 
auf Unfoften des arbeitenden Volkes ſchwelgten, ohne zu ‘den Laften des Staats 
beizutragen, die Unfittlichleit des Königthums durch die ihrige fteigernd und erhal- 
tend. — Es ift befannt, wie die am Anfang der Regierung Ludwig XVI. von Males- 
herbes, Zurgot und Neder eingebrachten Reformpläne des ganzen Berwaltungs- 
foftems an dem böfen und blinden Willen ber herrſchenden und genießenden Klaſſen 
und an ber Schwachheit des Königs, welder über vie hergebrachten Berhältniffe 
fich nicht zu erheben vermochte, fheiterten; wie bie in der größten Finanzverlegenheit 
einberufenen Generalftaaten, worin. bem dritten Stande der Bürger, welchen Sieyes 
alsbald für die Nation felbft erflärte, ſchon von vornherein ein entſcheidendes Ueber- 
gewicht über den Adel und die Geiftlichfeit gegeben war, als fonftituirende 
Berfammlung das Werk des Neubaus der BVerfaffung wit der Erklärung ber all- 
gemeinen Menfhenrehte und mit der Aufhebung aller aus dem Feudalſyſtem 
tommenden Privilegien einleiteten, das Kirhenvermögen fälulartfirten, dem Bürger- 
und Bauernftand zu einem Grundeigenthum zu verhelfen und damit bie große 
Bermögensungleichheit zwifchen ven höhern und niedern Ständen aufzuheben ver- 
ſuchten; wie fie die Gleichheit ber Beſteuerung und politiihen Rechte, vie Auf- 
hebung des Adels mit feinen Borrechten ausfprahen und enblid-ben König zum 
Schatten des Parlaments herabjegten. Ebenfo allgemein befannt ift der weitere 
tragiihe Berlauf, wo die nun folgende gefeggebende Verſammlung, zahlreicher 
aus radikalen Elementen gemifcht, als ihre Vorgängern, auf dem eingefchlagenen 
Wege der Revolution durch den Terrorismus der Parifer Klubbs weiter getrieben 
und ihnen gegenüber von Tag zu Tag madhtlofer wurde, wo der General-Kon- 
vent alle ausübende und geſesgebende Gewalt ſich vinbicirte, das Königthum aufe 
bob und den König zum Schaffot führen ließ, ſich in al’ die blutbürftigen Des 
frete bes Sicherheits- und Wohlfahrtsausfhuffes fügte, die immer gewaltthätiger 
auftretenden Angriffe auf das Eigenthum geſchehen laſſen und nit nur in bie 
Hinſchlachtung aller derer, welche Sympathien für den alten Stand der Dinge 
zu haben verdächtig ſchienen, fondern auch in die feiner beften Mitglieder (der 
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Bironde) willigen mußte, weiter eine neue Konftitution, worin bie Herrfhaft der 
Maſſe über vie Staatsgewalt fanktionirt und vie Ideen bes contrat social auf- 
genommen waren, erließ, und wo enblidh bie entmenſchte NRotte, welche die Herr 
haft an fi geriffen hatte, ſich felbft zerfleifchte und fo eine Reaktion der beffern 
Elemente ermutbigte, weldhe im Direktorium einen Halt befam. 

Für die Gefhichte unferes Problems ift es wichtig, daß Robespierre 
bereits feine Gedanken auf eine Verbeflerung ber Dermögensverhältniffe der armen 
und arbeitenden Kiaffen richtete, daß noch entſchiedener Condorcet, zwar nidt 
die Einführung ver Gütergemeinſchaft, wohl aber die Verbannung des Elends und 
die Verwirflihung größtmöglichfter Gleichheit vom Staat verlangte. Nachdem man 
einmal den Staat als ben Herrn über das Recht des Eigenthums proffamirt und 
die Staatögewalt diefes ſchon einmal angegriffen hatte, indem fie dem Abel und 
ber Geiftlichkeit ihren Grundbefig ohne Erfag genommen und theils vertheilt, 
theils verkauft hatte, nachdem man durd den Grundſatz der progreffiven Ein- 
fommensfteuer auch ven beweglichen Befiß bedroht hatte und über allem dieſem zur 
Einfiht gefommen war, daß das Privateigenthum die Duelle aller weitern Uns 
gleichheit fei, fo war Alles zu einer fommuniftifch-focialiftifhen Umgeftaltung vor- 
bereitet. Und nun, gleihfam an der Schwelle viefes neuen Tages allgemeinen 
Glückes, fiel Nobespierre und mit ihm bie rege gemorbene Hoffnung. Die Reaktion 
trat ein und war ber Sieg der Befigenven über die Befitlofen. Zwar raffte fich 
bie Revolutionspartei noch einmal empor; aber fie wurde überwältigt und ihre 
Führer gefangen gefegt. 

Im Kerker nun kamen einige auf den Gedanken, daß ohne die Aufhebung 
bes Eigenthums und die dadurch erzeugte ſociale Gleichheit auch vie Demokratie 
die Wünſche und Bepürfniffe des Volkes nicht befriedigen fönne Grachus Ba— 
beuf, geb. 1762 in St. Quentin, Dep. ve l'Aisne, trat an die Spitze biefer 
Männer, verbündete fih, um feine Partei zu verftärfen, mit ven noch übrig ges 
bliebenen Anhängern Robespierre's und der bemofratifhen Republik, fliftete bie 
„soeiete du Pantheon“, die in furzer Zeit ein paar Taufend Mitglieder zählte 
und gab ein Journal „Le Tribun* heraus, wo die Lehre von der abfoluten 
Gleichheit mit verführerifhem Pathos vorgetragen und alle wilden Leidenſchaften 
des Pöbels zu einem nenen Bertilgungsfrieg gegen die Beſitzenden aufgeſtachelt 
wurden. Das Direktorium fahndete auf Babeuf, untervrüdte die öffentlihen Zu— 
fammenktünfte ver Gefellichaft; aber viefe wirkte mit ihrem Anhang im Geheimen 
und bereitete eine Infurreltion vor. Die Grundſätze dieſer Partei enthielten ben 
entfchiebenften Kommunismus: „Alle Güter gehören dem Volk; es allein ift ber 
Eigenthümer. Jeder hat ein Recht auf eine glüdlihe Eriftenz, aber darum aud 
bie Pflicht der Arbeit, welche jedoch nicht mehr der Willfür des Einzelnen über- 
laffen, ſondern durch Gefetze geregelt wird, die geeignet find, die Luft an ihr und 
den Wetteifer in ihr zu fürbern. In Uebernahme der unangenehmen Arbeiten 
wechſeln die Bürger ab. Allen fteht ein Recht auf Alles zu, die vollfommenfte 
Gleichheit der Genüffe wird eingeführt und bie oberfte Gewalt forgt dafür, daß 
Jeder in einem mäßigen Wohlftand leben fünne, was um fo mehr möglich ift, 
als die Folge der allgemeinen Arbeit Ueberfluß ift. Die Arbeit aber foll vorzugs⸗ 
weife Bodenwirthſchaft fein, wogegen die auf dem Gebiete der Wiffenfchaft, Kunft 
und Manufaktur auf das Nothwentigfte einzufhränten ift. Gleichheit ver Woh— 
nungen und Befleivungen wirb eingeführt, nicht einmal in äußern Zufälligfeiten 
joll fi der Eine vom Andern unterfcheiden. Alle Kinder kommen in ein großes 
Erziehungshaus und Hier wird ohne Rüdficht auf geiftige Begabung allen eine 
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höchſt einfache und abfolut gleiche Erziehung gegeben. Und damit nit etwa durch 
vie Prefje die Keime künftiger Ungleichheit ausgeftreut würden, muß fie unter bie 
"firengfte Cenſur geftellt werben. Auch alle großen Städte, wo fi vie jocielen 
Unterſchiede grell herausftellen, jollen vernichtet werten; denn das Dafein großer 
Städte ift ein Zeichen der Krankheit des öffentlichen Lebens.“ 

Babeuf und feine Anhänger jahen wohl ein, daß man biefen Ideen nicht mit 
einem Schlage Wirklichkeit verſchaffen könne und wollten darum vorerft neben dem 
herrſchenden Zuftand des Privateigenthbums das Beifpiel einer Gütergemeinfhaft 
in beſchränkteren Dimenfionen aufftellen, auf Grundlage ver Staatspomänen, frei- 
williger Schentungen und Güterfonfisfationen derjenigen, bie ſich ungerechterweife 
im Staatsdienfte bereichert hatten; endlich durch Aufhebung des Erbrechts. Zu 
biefem Zwed entwarfen fie ein „decret oeconomique“, das Berwaltung, Arbeit 
und Genuß in der zu errichtenden Societät genau nach dem Princip ver Gleich 
heit organifirt; doch findet fich in diefem Plane nod feine Spur von Nationale 
werfftätten und nationaler Inbuftrie; Babeufs Kommunismus hat einen entſchie— 
denen landwirtbfchaftlihen Charakter, Durch Manifefte, worin Babeuf feine kom— 
muniſtiſchen Ideen hinter die Sympathien für die Konftitution von 1793 zu vers 
fteden wußte, gewann er die Montagnards immer mehr und regte das Volk auf, 
Die Stadt wurbe unruhig, das Direktorium beforgt. Schon zählte Babeuf 16,000 
erflärte Anhänger, ein Theil des Militärs, die Arbeiter insgefammt, die demo— 
kratiſchen Republifaner ſchlugen fi vorausfihtlid zu ihm. Alles ſchien von ihm 
wohl eingeleitet, als es der Wachſamkeit des Direftoriums gelang, 65 der Räbels- 
führer, darunter Babeuf felbft und Buonarotti, furz vor dem Ausbruch des Auf- 
ftandes gefangen zu nehmen. Damit war dem Unternehmen die Spige abgebroden, 
erihredt ftob die Partei auseinander, es regte ſich feine ernftlihe Theilnahme für 
die Sade. Bon ven 65 Angeklagten wurden Babeuf und Darthé zum Tode, 7 
Andere, darunter Buonarotti, zur Deportation verurtheilt, tie übrigen entlaffen. 
Die beiden erften fuchten fich wechjelfeitig mit ihren Dolchen zu turhbohren und 
wurden aus ihren Wunden blutend am 26. Mai 1796 zum Scaffot gefdhieppt, 
wo fie mit Muth in den Tod gingen. Buonarotti hat 20 Jahre nachher vie 
Ideen und Geſchichte dieſer Kommuniften-Berfhwörung in einem Bude, das für 
die Wiederaufnahme gleicher Tendenzen jehr wichtig wurde, veröffentlicht. 

Die franzöfiihe Revolution ift die größte Thatſache der modernen Geſchichte, 
fie zerbrady ven fürftlihen Despotismus und zertrümmerte alle feubalen Trabitionen, 
fie [uf das Staatsbürgerthum, machte vie Arbeit frei und leitete damit eine 
neue Aera der Kultur ein. Ihr Programm der allgemeinen Menſchenrechte hat fie 
mit allen Mitteln der Gewalt realifirt und damit die Ideen des Naturredhts 
praktiſch gemacht. Nicht blos für Frankreich, für den ganzen civilifirten Kontinent 
hatte fie diefe großartige Bedeutung und Folge. Durch die Revolution war ber 
Beſitz in Frankreich in andere Hände übergegangen, aber während der Revolution 
felbft war feine Sicherheit desfelben gegeben. So konnte fid mit dem Mangel bes 
Bertrguens auf fefte Zuftände Bodenwirthihaft und Gewerbfleiß, ein inpujtrielles 
Leben nicht heben, es bedurfte einer ftarten Hand, welche die neuen Befiger in 
ihren Berhältniffen fowohl gegen alte Anſprüche als gegen weitere Neuerungen 
ſchützte, folte in Franfreih der Wohlftand zurüdtehren. Bor Allem die Bopen- 
wirthſchaft, im weicher doch die Hauptquelle für vie Linderung der allgemeinen 
Noth zu fuhen war, bevarf eines folhen Vertrauens auf die Sicherheit der Ver« 
bältniffe, da fie ihre Arbeit nur in Ausfiht auf die Zukunft unternimmt und ihre 
Produlte langſam erzielt werden, Die ftarfe Hand Napoleons I. ſchuf dieſe Sicher: 
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heit und darum fügte fich das unruhig ängftliche Frankreich feinem eifernen Scepter, 
all’ der liberalen Iveen faft vergeffend, die es noch kurz vorher befeelt hatten. 
Es ift Thatfahe, daß Frankreich während al’ ber gewaltigen Kriege, bie jener 
führte, fidy in einer großen Blüthe des Wohlftanves befand. Unter Napoleon ent- 
wickelte fi die neue, pie volkswirthſchaftliche und induftrielle Geſellſchaft, in welcher 
fein Fatum der Geburt, fondern die perfönliche Tüchtigkeit der Arbeitskraft Jedem 
feinen Antheil an Grund uud Boden anmweifen fol. In diefer werdenden Gefell- 
ſchaft war es noch leicht, aus dem Arbeiter ein Befiter, aus dem Befiger ein Unter- 
nehmer und Kapitalift zu werben. Als aber diefe neue Form ver Gefellfhaft ſich 
geftaltet hatte, da hatte fi) Napoleon aud den mächtigften Gegner feines Regiments 
erzogen, denn dieſe Geſellſchaft fühlte fih nun ſtark und in ihr den Staat gefichert, 
und fie, die vor Allem auf die Erweckung des perfönlichen Selbftgefühls angelegt 
war, mußte auch die politifche Freifinnigkeit in ihrem Schooße erzeugen, Sie ließ 
Napoleon fallen, als fie feiner nicht mehr beburfte, vielmehr in ihren liberalen 
Borberungen von ihm fich verfümmert ſah. Es kam die Periode der fogenannten 
Reftauration, in Wahrheit die Periode der Herrfhaft der induftriellen Geſellſchaft. 
Dod davon, fo viel uns bievon zu erinnern nöthig ift, fpäter; jest haben wir 
der Strebungen zu gevenfen, die während diefer großen inhaltsreichen Zeit, welde 
den pofitiven Beitrag zu der vorwiegend negativen Thätigfeit der Revolution 
brachte, auf dem Gebiete der Socialreform auftraten. — Wir bemerfen hier nur 
nod, daß mährend der Zeit, wo dieſelben auftauchten und fi entwidelten, vie 
induftrielle Gefellihaft bereitd den Gegenfag von Arbeit: und Kapital mit al’ 
feinen Härten und Uebelſtänden herauszufehren begonnen hatte. 

Zwei Männer von ungleicher Herkunft find es, vie das foctale Problem, bie 
Frage nad den Mitteln der Verwirflihung des allgemeinen Menfchenglüds, fo- 
weit fie in menfhlihe Hand felbft gegeben ift, zu erwägen und zu beantworten 
verfuhen. Graf Saint-Simon ift der Eine, der Kaufmann Charles Fourier 
ift der Andere, beide mit einem größern Antheil von Phantafie als nüchternem 
Berftande begabt, beide von einem tiefen Mitgefühl mit dem Looſe der armen und 
arbeitenden Klafjen erfüllt, zugleih von einem ftolzen Vertrauen auf die Macht 
bes menfchlihen Geiſtes über die thatfähliben Verhältniſſe und von imaginären 
Hoffnungen eines neuen glüdlihen Weltalterd getragen. 

Claude Henri de Saint-Simon wurde am 17. Oktober 1760 in 
Paris geboren, als der Erbe eines großen Namens, an ven fi die höchſten 
Würden der Gefellfbaft fnüpfen follten, und eines glänzenden Vermögens, das 
ein jährliches Einfommen von 500,000 Fr. brachte. Den reihen Anlagen fam ver 
befte Unterricht und die gebiegendfte Bildung fürvdernd entgegen, und als St. Simon 
mit 17 Jahren in die große Welt eintrat, da ließ ihn das euer einer edlen 
Begeifterung feine ganze Thatkraft nur nad den höchſten Zielen des Lebens richten. 
Er ging nad Amerifa und kämpfte unter Washington für die Freiheit der neuen 
Welt; aber er fand, daß feine Aufgabe nicht die militärifche fein könne, fondern 
daß er an der Vervollkommnung der ganzen Menfchheit, an der Civiliſation zu 
arbeiten habe. Er fehrte 1783 nad Frankreich zurüd, wo er zum Oberſt befürbert 
wurde. Hier gerieth er alsbald (1785) auf ven Gedanken, eine vereinigte franzö— 
ſiſch-holländiſche Expedition gegen die englifhen Kolonien in Indien in’s Werk 
zu fegen. Der Vorſchlag fand Beifall, fam aber nicht zur Ausführung. So ging 
St. Simon 1787 nah Spanien, um der Regierung einen Plan zur Ausführung 
eines Kanald von Madrid bis zum Meere vorzulegen; der Ausbruch der franzd- 
ſiſchen Revolution vereitelte das Unternehmen und verfhlang zugleihd St. Simons 
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fociale Stellung und Vermögen. Er konnte fi) nit auf bie Seite des alten 
Regiments ftellen, ihm waren aber die revolutionären Tendenzen um nichts ſym⸗ 
pathifcher. Der politiihen Thätigfeit fern, betheiligte er fih 7 Jahre lang am 
Geſchäft des Berfaufs der Nationalgüter (von 1790—1797), um fid dabei 
neuerdings in ben Befig des verlornen Reihthums zu feten, aber nicht um feinet- 
willen, fondern um davon die Mittel zur Drganifation eined großen induftriellen 
Etabliffements und zur Gründung einer wiffenfhaftlihen Schule ver Bildung zu 
gewinnen. Da jein Affocie im Berfaufe der Nationalgüter, Graf von Revern, 
auf feine weit ausfehenden Pläne zur Aufnahme großer inpuftrieller Unternehmungen 
nicht eingehen wollte, trennte er fih von ihm und erhielt von dem gemeinjchaft- 
lichen Bermögen 144,000 Fr. als feinen Antheil, womit St. Simon für immer 
der fommerciellen Thätigkeit entfagte, um fih nun ganz auf die theoretifhe zu 
werfen. 

Frankreich die Initiative in neuen und großen, die Menfchheit beglüdenven 
Gedanken zu geben, die phyſiko-politiſche Wiffenfhaft zu gründen, tie war bie 
vage unklare Idee, die St. Simon jest befeelte und in ein weit verzweigtes dhao- 
tiſches Studium hineinwarf. Er trieb Mathematik und Naturwiſſenſchaft und fand es 
hierauf nothwendig, in England und Deutſchland Rundfchau zu halten, ob wielleicht 
eine Wiſſenſchaft, wie er fie im Sinne hatte, fi hier bereits fänve. Nach Frank— 
reich umbefrievigt zurücdgefehrt, verehelihte er ſich mit einer vermöglidhen 
Dame, ein doppeltes Erperiment dabei verfolgend, erftens wollte er die Ehe als 
eine wichtige fociale Inftitution aus eigener Erfahrung kennen lernen, dann aber 
follte ihm das Vermögen der Frau die Mittel bieten, bei fich die noble Welt zu 
jehen und zugleich zu ftudiren. Bälle, Gefelfhaften, offene Tafeln folgten ſich 
unabläffig im Laufe eines Jahres. Nah Umfluß vesfelben aber war er bettelarm 
und trennte fi) wieder von feiner Frau, die von vorneherein auf alle feine Pläne 
und aud auf die Eventualität der Trennung eingegangen war. So fchrieb er die 
„Lettres d’un habitant de Gendve A ses contemporains“, in welden er ver- 
worren und phantaftifch eine neue Geftaltung des. Staates und der Geſellſchaft 
fordert, wo die geiftige Gewalt in den Händen der Weifen, vie zeitlihe in ben 
Händen der Befiger; die Gewalt, diejenigen zu ernennen, die die Obliegenheiten 
der großen Leiter der Menſchheit zu erfüllen berufen find, in den Hänven Aller 
liegen und den Negierenden als Belohrung die Achtung gegeben werven ſolle. 
Ja, eine ganz neue Welt, mit einer neuen Religion und einer höhern Stellung 
des weiblichen Geſchlechts in der Geſellſchaft fteht vor feinem vifionären Blid, 
Diefe neue Religion fol im Einklang mit den Fortichritten der Wiffenfhaft und 
mit den focialen Bedürfniſſen ftehen. In einer traurigen Lage, wo er an der von 
Innen herausquellenden Kraft prüfen fonnte, ob er wirflid der Miffionär einer 
ewigen Wahrheit fei und nicht einem dämoniſchen Trugbilde folge, befand er fid 
jest; arm, einfam, mit feiner Stimme ungehört verjhallend im wilden Kriegs- 
lärme der Zeit. Er blieb feft im Glauben an die Idee, die er mehr ahnend als 
begrifflich befaß; 6 Jahre lang rang er nach ihrer Haren Faffung, als er aber 
bie Refultate erneuten Nachdenkens in der „Introduction aux travaux scienti- 
fiques du XIX. sidcle* der Welt vorlegte, ergieng er ſich wiederum nur in allge- 
meinen und fonfufen Berbefferungsforberungen der Gefelljchaft, fo daß ſich Fein 
Beifall des Publitums vernehmen ließ, ja, daß fogar feine „Lettres sur l’Ency- 
elop&die*, die „Me&moires sur la gravitation* und „Sur la science de l’'homme* 
feinen Berleger mehr fanden. Aus der bitterften Noth wurde St. Simon durch 
bie uneigennügige Hülfe eines ehemaligen Dieners, Diard, gerettet. Zwei Jahre 
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lang erhielt der Diener ben Herrn, ber unermübet fortarbeitete und in ber 
„Nouvelle Eneycfopedie*, wovon jedoch nur der Profpeltus und die erfte Liefe- 
rung erſchien, abermals vergeblihd die Aufmerkſamkeit der Welt auf feine Ideen 
zu ziehen fuchte. Da ftarb auch nod fein evelmüthiger Freund, und St. Simon 
gerieth in eine Lage, über die er felbft berichtet: „Seit 14 Tagen eſſe id Brod 
und trinke ih Waller; ich arbeite ohne euer und habe felbft meine Kleider ver- 
fauft, um die Koften der Abjchriften meiner Arbeit zu deden. Es ift vie Begeifte- 
rung für die Wiffenfchaft und das allgemeine Wohl, es ift der Wunſch, ein Mittel 
zu finden, um auf eine fanfte Weife die furchtbare Krifis zu löſen, in bie ſich bie 
ganze europäifche Gefellihaft verwidelt findet, die mid in diefen Zuftand der Ver⸗ 
zweiflung. geftürzt haben. So fann id ohne Erröthen das Geſtändniß meines 
Elendes ablegen, und die nothwendige Unterftügung fordern, um mid in ben 
Stand zu fegen, meine Arbeit fortführen zu können." — Man half ihm kümmer— 
lich durch und überließ ihn feinen Strebungen, wohl fchon längft in ihm einen 
Narren verachten. 1814 tritt er aus feiner Verborgenheit mit einer neuen Schrift 
„Reorganisation de la societE europdenne* hervor und nun findet er in ber 
neuen induftriellen Gefellihaft für feine Grundfäge einen empfänglihen Boden 
und bald eine Anzahl begeifterter Schüler, die das, was er nur fibyllinifh zu 
fagen vermochte, Far und deutlich in feine Konfequenzen entwideln, Mit feiner 
jängften Arbeit ftellt er die Frage über tie Gefellfchaftsorpnung in den Borber- 
grund und behandelt die nad ver Verfaſſung als die ſekundäre. Er fah aber in 
der aufblühenden invuftriellen Gefellfhaft Frankreichs das innere Mißverſtändniß, 
das fie barg, und ftellte daher in feiner fucceffive erſcheinenden Schrift „L’industrie“ 
zuerft ven Sat auf, daß aud die Inbuftrie unter dem Drude zweier Gewalten 
fid) beuge und eben darum nicht zur vollen Herrſchaft gelangen könne, Diefe Ge- 
walten feien erftlic das Kapital und der Zins besfelben, und zweitens die Legistes. 
Das Kapital nehme den Gewinn der ganzen inbuftriellen Thätigfeit für fich allein 
in Anſpruch; die Legistes dagegen, die fi die eigentlichen Liberalen nennen, und 
die hauptjählih aus Advokaten, Richtern und Beamteten beftehen, bemächtigen ſich 
der Bolfsvertretung, in der fie dem Liberalismus hauptfählih darum huldigen, 
weil fie nur durch diefen zur Macht gelangen können.“ Er fügte Hinzu, daß bie 
Repräfentativverfaffung nur ein vorübergehendes Regiment fein könne, woraus bie 
wahren Menfchenfreunde erft die wahre Selbftherrfhaft der Induſtrie zu bilden 
hätten. Da St. Simon mit feinen Theorien die Herrfhaft der Reichen angriff, 
jo Hatte er auf feine Sympathien von ihrer Seite zu zählen, fie fubffribirten auf 
* Werk, um eben dem Verfaſſer eine materielle Unterſtützung zukommen zu 
laſſen. 

Nachdem er in der Erhebung der Induſtrie zur Herrſchaft die eigentlich trei⸗ 
bende Tendenz aller feiner Arbeiten erfannt hatte, begann er in dem „organi- 
sateur“, der von 1819—1820 in Lieferungen erfchien, die hiſtoriſche Entwidlung 
der Induftrie darzuftellen und in dem Entftehen ihrer Herrfhaft über vie alten 
Stände, in ihrem Siege über bie alten Elemente der franzöfifchen Geſellſchaft vie 
wahre Gefchichte des Volkes und feiner Freiheit zu ſuchen. Wegen des Vorworts zu 
tiefer Schrift, wo er e8 tür nadhtheiliger für Frankreich erflärte, feine taufend größten 
Gelehrten und beften Arbeiter zu verlieren, als feine Herrfcherfamilie, feine Ariftofratie, 
feinen Klerus, wurde er vor bie Affifen gezogen, aber unter großer Theilnahme bes 
Publikums freigefprochen, das nun auch feinen Ideen mehr Aufmerkfamfeit zuzuwenden 
begann. Er arbeitete einfam fort und fuchte nun in dem Werfe „Systöme industriel*, 
deſſen erfter Band 1821 erfchien, zu zeigen, daß tie Inpuftrie die wahre Gewalt 


Sorialismus und kommunismus. 513 


des Bolfes fei und daß ver König ſich mit ihr verbinden müffe, folle nicht aber: 
mals eine Revolution erfolgen. Das Königthum fei aber auch umgefehrt die einzig 
wahre Stüge der Induſtrie, wolle e8 aber von ihr gehalten werben, fo müſſe es 
bie der Kultur, dem Handel und der Fabrikation günftige Xpminiftration 
ber öffentlihen Arbeiten etabliren und zwar in ber Weife, daß es bie- 
jelbe in die Hände der cultivateurs, der negociants und ımanufacturiers les plus 
capables lege. — St. Simon hat damit die Julirevolution vorausgefagt, aber 
er erkannte das Wefen der inbuftriellen Gefellichaft und die in ihr gegebenen 
Gegenfäge der Befigenden und Armen nicht Klar genug. Weder das Königthum 
noch diefe hörten auf ihn, unter Demüthigungen nur fonnte er feine Schriften 
zum Drude bringen, und allein auf ihren Ertrag angewiefen, war feine Eriftenz 
fümmerlih und reih an Bittern Entfagungen. Seinem 60. Jahre entgegengehend 
fah er keine von feinen Hoffnungen der Verwirklichung entgegenreifen, eine Kleine 
Schaar begeifterter Schüler vermochte den zufammenbrecdhenden Lebensmuth in ihm 
nicht mehr rege zu halten, al’ fein Mühen und Schaffen erfhien ihm zwecklos 
und fo fuchte er in der Berzweiflung im März 1823 ſich zu erfchießen. Der 
Schuß hatte ihn nicht tödilich verlegt, mit dem Verluſt des einen Auges, einer 
nicht mehr zu heilenden Schwäche und Entftellung fam er durch und lebte noch 
2 Jahre lang, während dieſer Zeit die geiftige Kraft feiner beften Zeit wiederge— 
winnend und feine zwei Hauptwerfe, ven „Catechisme des Industriels* und ven 
„Nouveau Christianisme* ſchaffend. In dem erftern werben bie Induftriellen als 
die Klafje der Gefellihaft vefinirt, welche arbeitet, um die Mittel zur Be— 
friebigung ver phyſiſchen Bevürfniffe zu erzeugen oder zugänglich zu machen. Die 
Induftrie ift demnach die organiſche Sefanzmtheit der Arbeit. Die Arbeit ift das 
Hauptelement alles Beftehenden und fol darum auch herrſchen. Er zeigt dann aus 
der Geſchichte der franzöfifhen Gefelihaft, wie es allmälig zur Herrſchaft des 
Geldes über die Arbeitskraft und damit zu bem beiden Klafjen der Befigenden und 
Nichtbefigenden kam. Die unterbrüdte arbeitende Klaffe enthält die beften und 
nüglihften Glieder des Staates, die gegenwärtige Gefellfhaft ift nur eine neue 
Form es Feubalismus, wo an die Stelle des Adels eben nur die Kapitaliften 
getreten find. Der gegenwärtige Zuftand ift daher nicht ver legte und vollenbetfte; 
bie wahre Eivilifation ift in ihm nicht verwirklicht, fondern e8 muß nod ber 
fernere Schritt gemacht werben, eine Organiſation der Gefellihaft zu bilden, in 
welder die Klaſſe der Befiger und der Rechtskundigen fowohl, wie die militäriſche 
Gewalt dem arbeitenden Theile untergeorbnet werden und allein ihm dienen, fo 
daß fi) aus ber altgefchihtlichen, feudalen Ordnung des Staates eine durchaus 
inbuftrielle als Höhepunkt der Civilifation entwicdle. Und diejes zu bewerkftelligen, 
betrachtet St. Simon als feine und feiner Schule Aufgabe. — Diefe Iveen waren 
mehr bingeworfen, als entwidelt; es waren Gedankenkeime, die fi erft in den 
Schülern weiter entfalten jollten. St. Simon erfennt den in der nun folgenden 
Geſchichte der franzöſiſchen Geſellſchaft immer veutlicher hervortretenden Gegenfag 
zwifchen bourgeoisie und peuple, er fordert die Vermittlung dieſes Gegenfages 
und beſitzt damit alle die bewegenden Gedanken, die von neuem jene in Unruhe 
verjegen. Nicht die Macht des Befiges, die Macht der Arbeit foll vie Herrſchaft 
über Staat und Königthum gewinnen; der Arbeiter foll unabhängig vom Kapita- 
liften werden, nur fo kann bie Idee ver Gleichheit und Freiheit eine Wahrheit 
werben. Bis zum Begriff der Gefellfhaft, ver fie bildenden und in ihr wir« 
fenden Faktoren ift St. Simon vorgebrungen und hat das Terrain erfannt, wie 
bie Bedingungen im Allgemeinen angebeutet, von wo aus die allgemeine Wohl- 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. IX. 33 
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fahrt realifirt werden müſſe. So mußte ihm das gebrechlihe Werkzeug feines 
Körpers bis zu dem Momente vienftbar fein, wo er den Gedanken, ver ihn vom 
Anfang inftinktiv getrieben, aus fich zur Klarheit herausgearbeitet und ber Zeit 
als ihr große® Problem vorgelegt hatte. Nun konnte er fterben. Aber St. Simon 
wollte feiner. neuen Gefellihaft auch eim religiöfes Fundament geben in dem 
„neuen Chriſtenthum“, das auf das wahrhaft göttliche Princip der Menfchen- 
liebe gegründet ift und darum nicht in Dogmatik, fondern ‚in lebendiger werkthä— 
tiger Moral befteht. Diefe neue Religion wird die Geſellſchaft dem großen Zwecke 
ber ſchnellſten Berbefferung des Looſes der ärmften Klaffe entgegenführen. Der Reli— 
gion muß die finnliche Seite zurüdgegeben werben, ver ewige Kampf zwiſchen Materie 
und Erfenntnig Geift und Leib muß in ihr verföhnt werben. Diefe Forderung, 
wohl nicht anderes als eine Durchdringung ber Natur und ihrer Nothwendigkeit 
mit dem Geifte und feiner freien Liebe begehrend, fo daß, um fie gerade auf bie 
Geſellſchaft felbft anzuwenden, dort wo die Naturlaufalität des Beſitzes Maffen- 
armuth erzeugen würde, die bewußte und fittlihe Zwedthätigkeit des Geiftes vor» 
lehrend wirke, ift vielfach mißverftanden und von einigen von St. Simons Schülern 
zu Ärgerlihen Konfequenzen entwidelt worden. 

As St. Simon feinen „Nouveau Christianisme* beenbigt hatte, fingen 
feine legten Kräfte ihn zn verlaflen an. Er wollte no ein Journal „Le Produc- 
teur* gründen, erlebte aber fein Erfcheinen nicht mehr, am 19. Mai 1825 ftarb 
er in den Armen feiner Schüler. 

St. Simon, obwohl er die Herrfchaft des Kapitals über die Arbeit zu brechen 
ſuchte, will doch das Eigenthum nicht ſchlechthin antaften; er fpricht fogar von 
dem Recht des Eigenthums, aber er deutet doch barauf hin, daß das individuelle 
Eigenthumsrecht mit der allgemeinen Wohlfahrt in Einklang gebracht werden müffe. 
Erſt seine Schule fonftruirt die neuen gährenden Forderungen ber arbeitenden 
Klafien, wodurch dieſe fich ald ein eigener Stand, als das Proletariat näm- 
lich, zu erfaffen begannen, Der St. Simonismus gewann immer mehr An- 
bänger, organifirte fi im Innern und betrieb die Propaganda mit Eifer und 
Geſchick. Man richtete drei Grave von Theilnehmern ein, die beiden nitorigen 
bildeten das Noviciat, die höhern die „Familie, vie auf gemeine Koften in einem 
gemeinfamen Haushalt zufammeniebte, um der Welt ein Bild der großen Menjdh- 
heitsfamilie zu geben, bie fi nun bilven follte. St. Simoniftifhe Schulen wurden 
gegründet, über verſchiedene Städte Frankreichs breitete fich die nenefte Lehre aus, 
in Paris traten täglih St. Simoniſtiſche Redner in eigenen Hörfälen vor einem 
immer größer werdenden Publitum auf. Da gab Enfantin mit feinen auf die 
Emancipation des Fleiſches gerichteten Ipeen das Signal zu einem Schisma und 
endlih zum Untergang der Schule. Bazard und Enfantin waren fehr ver- 
ſchieden angelegte Individualitäten; der erftere war ein ftreng logifher Denker, 
bejonnen die Mittel für feine Zwecke erwägen, von edlen Gefühlen und fittlichem 
Ernft; der andere hingegen ein eitler, rüdfidhtslofer, phantaftifcher und üppiger 
Genußmenſch. Wo der Erftere die Macht der Theorie noch für fih allein wirken 
laſſen und allmälig den Boden für den neuen Geſellſchaftsbau wollte zubereiten 
loffen, da begehrte der Andere unverzüglich praftifche Ausführung, felbft im Wiver- 
ſpruche mit der Staatsgewalt. Bazard hatte noch zugegeben, daß dem Weibe 
eine gleiche fociale Stellung wie vem Manne werden müfle, Enfantin forberte 
die vollftändige Emancipation des Weibes nicht nur, fondern einen freien geſchlecht— 
lichen Verkehr nah Neigung und vernichtete damit Ehe und Familie. Er brachte 
bie Theorie des Doppelpriefters auf, der aus Mann und Weib beftehend, ſich zur 
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Aufgabe machen foll, in der neuen Gefellfchaft vie finmlichen Begierden zu orbnen, 
zu entwideln und ihre füßefte Befriedigung zu erleichtern. Da ſchied Bazard mit 
den befiern Mitgliedern der Schule aus, fah mit tiefem Schmerz fein fo hoffnungs- 
voll emporgeführtes Gebäude in Trümmer ftürzen und flarb kurz darauf an ge- 
brochenem Herzen. Die Feinde der ganzen Richtung aber jubelten auf und [hwangen 
nun um fo mächtiger die Waffe des Spotte® und der Verachtung gegen fie. — - 
Enfantin ging auf feinen fchlüpfrigen und verkehrten Wegen fort, er machte fi 
zum Bater bes St. Simonismus und fuchte nun das freie Weib, um mit ihr 
den Doppelpriefter varzuftellen. Es fand ſich nicht, obwohl alle Experimente vor- 
genommen wurben, die das freie Weib entveden laſſen konnten. Die Unfittlichkeit 
des ganzen Treibens ekelte immer mehr an; Gelpverlegenheiten famen dazu, bas 
Drgan der Sefte, ver „Ghobe“ ging ein und die Familie wurde aufgelöst. Mit 
dem Meft ver Schule, 42 Auhängern, zog fih Enfantin im Februar 1832 auf 
fein Gut in Menilmontant zurüd und organtfirte dort ein patriarhalifches Zu- 
fammenleben nach focialiftifhem Mufter, vol Sonverbarfeiten, welche das Publikum 
nur zum Spotte reizen konnten. Aber eine gerichtliche Berfolgung, ſich ftügend 
auf den $. 219 des code penal, wonach jede Bereinigung über 20 Perfonen 
ohne Erlaubniß der Obrigkeit verboten ift, wobei Enfantin ſich höchſt lächerlich 
benchm, machte im Auguft 1832 der Familie von Menilmontant ein Ende. Ehe 
ein Jahr verging, war der Gt. Simonismus in Branfreih vernichtet und 
vergeffen. 

Den ergänzenden Gegenfag zu St, Simon bildet Charles Fourier, 
einig mit ihm in der Ueberzeugung von der Nothwendigkeit und Möglichkeit einer 
durchgreifenden focialen Reform, im Gange feines Lebens wie feines Denfens 
doch wieder unendlich verfchieden von ihm. Jener fümmt aus einem reihen, weit 
umfafjenden Blick in die Welt zu ein paar allgemeinen Sägen; diefer, in engen 
Berhältnifjen werdend und ſich bewegend, konftruirt aus einem Grundgedanken 
heraus die neue Ordnung des menfchlihen Zufammenlebens bis in das geringfte 
Detail. Beide find Zeitgenoffen, aber fie lernen fich nicht kennen und erfahren 
nichts von einander. 

Fourier wurde am 7. April 1777 zu Beſançon geboren, Seine Eltern 
waren wohlhabende Kaufleute, die ihren Sohn dem -gleihen Stande widmen 
wollten und ihm daher einen dieſem entfprechenden Unterriht zu Theil werben 
lteßen. Werkthätige Menfchenliebe und die firengfte Ehrlichkeit find ſchon hervor— 
ftehende Charafterzüge feiner früheften Jugend, In der Revolution verlor er fein 
Bermögen, ja entging mit genauer Noth dem Tode. Er nahm eine Stelle in 
Marfeile als Commis eines Handlungshaufes an und blieb Bis zum Ende feines 
Lebens in diefer Stellung, ſich niemals über fein Unglüd beflagend, von feiner 
Arbeit den Unterhalt des Lebens beitreitend. Hinter feinem Schreibtifh entging 
ihm nicht, daß Armuth und Elend das Loos des größern Theild der Menjchheit 
jet und er war kühn genug zu benfen, daß dieſer Zuftand feine abjolute Noth- 
wendigkeit ſei, und nad Mitteln zu jeiner Abhilfe zu fuchen. Vergebens fchlägt 
er die Philofophen nach ſolchen nad, er fieht, daß er die Wiffenfchaft des focialen 
Glücks felber zu entveden habe. Er fagt fih, der Wille Gottes kann nur bie 
Bollendung des Menfchen fein und darum muß die Natur ihr dienen. Harmonie 
zwifchen Gott, Menfchheit und Natur ift der Zwed des Weltlebens. Die Har- 
monte des Menfhen mit der Natur ift erreicht, wenn all’ feine Wünfche von 
biefer befriedigt werden, und eine ſolche Befrienigung ift das Glück und die Vol: 
lendung des Menſchen und der Wille Gottes, Nicht wie die bisherige Moral es 
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gefordert, follen die Triebe des Menfchen unterbrüdt werben, ſondern fie follen 
entwidelt und in biefer Entwidlung nüglich gemacht, fie jollen in Harmonie 
gebracht werden, damit fie nicht ſchaden, fondern gerade dem menſchlichen Glücke 
dienen; pie Harmonie der Triebe foll die Bafispder Arbeit 
fein, d. 5. fie müfjen «ben zu den bewegenden Kräften aller menſchlichen Arbeit 
‚erhoben und diefe muß felbft zu einem Genuſſe werben. 

Auf diefem Grundgedanken fteht Fouriers Syftem, das er zuerft 1808 in 
ber „Theorie des quatre mouvements* zu ffizziren begann. Die Welt nahm 
feine Notiz von dem unklar und bizarr gefchriebenen Bude. Nah 14 Jahren 
legte er ihr in feinem „Traité de l’association domestique agricole*, den er 
auf 6 Bände berechnete, wovon aber nur 4 erjhienen, fein Syftem vollftändig 
ausgearbeitet vor. Handel, Aderbau und Induftrie werben darin georbnet, bie 
Erde vienftbar gemacht, auf jedem Punkte das volle Maß ihrer Produlte zu 
geben; die Arbeit ift im Einklang mit der Luft zum Arbeiten, die Begierden mit 
den Mitteln zu ihrer Befriedigung; alle Leivenfhaften haben ihre richtige Stel- 
lung, Uebel wie Verbrechen ift dadurch aus ber Welt entfernt und ein glüdlicher 
Friede herrfht unter ihren Bewohnern. Mit einer einzigen Million, um ein 
Landgut zu kaufen und das neue focietäre Leben auf ihm einzuführen, könnte 
biefes Ziel verwirklicht werben: ja die Reihen, die fie nur vorſchießen wollten, 
würben die reihlichiten Zinfen von ihren Kapitalien gewinnen. Über auch biejes 
Werk fand keinen Beifall. Der Millionär, der das Erperiment gewagt hätte, 
fand ſich nicht. Fourter fah fi) von der Welt zurüdgeftoßen, die er doch fo gerne 
glüdlid gemacht hätte. Er gab jedoch die Hoffnung nit auf und veröffentlichte 
nod einige Schriften, in tenen er feine frühern Ideen reproducirte. Aber als der 
Saint-Simonismus zufammenbrad, da fam endlich die Zeit für diefelben. Viktor 
Conſidérant, ein ftreng berechnender Kopf, wurbe durch Fourier von der Ber- 
fehrtheit der beſtehenden gejellihaftlihen Einrichtungen überzeugt und wandte fich 
feinen Reformvorſchlägen zu. Mit ihm einige ehemalige Anhänger des St. Simo- 
nismus. Gie hielten öffentliche Vorträge, ließen Schriften erfcheinen und gründeten 
1832 die periodiſch erfcheinende Zeitſchrift: „Phalanstere ou la reforme indu- 
strielle.* Bor Allem wichtig für die Schule wurde aber Baubet-Dulary, 
der feine weitläufigen Befigungen zur praftifchen Ausführung der Reformgedanken 
bergab, aber das Unternehmen an dem Mangel nachhaltiger Mittel fcheitern fehen 
mußte. Mit viefem Unfall ging au das „Phalanstere* (1833) ein und Fourier 
Ichien fehr raſch das Schickſal St. Simons ereilt zu haben. Da erhob fih mit 
neuem Muth und jugendlicher Kraft Confiderant für die gefährdete Sache, mit 
ſchlagender Beweisführung wies er die Uebelſtände ver Geſellſchaft und die Noth- 
wendigfeit einer Umgeftaltung mündlich und fchriftlih nad. Er fprady den Glauben 
an eine gütige Vorſehung aus, die jedem Weſen eine Beftimmung gegeben, in 
teren Erfüllung e8 genießt. Das Glüd ift ihm ein Zeichen der erfüllten, ber 
Schmerz ein Zeichen der verfehlten Beftimmung. Die Triebe find nur gegeben, 
um fie zu befriedigen und darin glüdlid fein; denn durch die Stimme unferer 
Leidenſchaften gebietet ung Gott. — Bon kirchlicher Seite erhoben fih gegen 
ſolche Theorien verwerfende Urtheile, aber die Parifer Iugend horchte mit Beifall 
auf diefelben. Und da man der politijchen Revolutionen damals müde geworben 
war, dafür aber nad einer Berbeflerung der materiellen Wohlfahrt ſich fehnte,- 
fo wurde die Aufmerfjamfeit immer mehr auf Fouriers Syſtem gelehrt, 
das eine folhe verſprach. Conſidérant ging mit Vefonnenheit vor, und ber 
Beifall mehrte fi; 1836 erftand abermals ein Journal feiner Schule, die „Pha- 
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lange“, das fi einer immer fteigenven Theilnahme zu erfreuen hatte. — Fourier 
erlebte nur noch kurze Zeit diefes hoffnungsreiche Aufblühen ver von ihm ausge 
ftreuten Ideenſaat; er ftarb am 10. Dftober 1837, arm am materiellem Befiß, 
aber reich durch die Liebe und Verehrung feiner Schüler. Diefe arbeiteten mit 
ungebrochener Begeifterung an dem großen Werke ter focialen Wiedergeburt fort 
und griffen damit immer bebeutungsvoller in die Bewegungen ein, deren Schau» 
platz Frankreich feit der Iulirevolution geweſen iſt. Wir haben aber zunächſt 
Fourier's Shyftem barzuftellen. 

Allen Menſchen ift das Streben nah Glück eingeboren; das Glüd aber 
befteht in ber fertwährenden Bewegung der Triebe zu ihren Zielen, in dem be- 
ftändig ſich vollziehenden und erneuernden Genuß. Die Triebe und ihre Ziele, 
fowte die Bewegung ber erftern zu ven legtern find die Momente im Inhalt des 
Glücks. In den Trieben und ihren Zielen verwirklicht fi) auf dem Gebiete des 
lebendigen das allgemeine Weltgefeß der Attraktion. Indem jeder Trieb fein 
ihn erfüllendes Ziel hat, ift dieſes feine Beftimmung und dieſe Beftimmung wirkt 
als Attraktion (les attractions sont proportionelles aux destindes). Die Einheit 
zwifchen dem Trieb und feiner Beftimmung, die fih durch die Attraktion ver- 
wirklicht, ift die Harmonie oder das Glüd. In der Bewegung zu feiner 
Beftimmung durchläuft der Trieb eine Reihenfolge von Stadien, wo er auf jevem 
ſich theilweife erfüllt oder die Harmonie verwirklicht; denn nicht in der erreichten 
Sättigung, fondern im Proceß des Sättigens befteht das Glüd. Diefe Reihenfolge 
(la Serie) vertheilt die Totalität der Harmonie in einzelne Harmonteen. (La Serie 
distribue les harmonies.) 

Die Konfequenzen diefer allgemeinen Anfhauungen find, daß bie !Erfüllung 
ber Triebe ein Naturgefeg und Feineswegs eine Sünde fei und daß man biefe 
Erfüllung methopifiren müffe, in partielle Erfüllungen zerlegen, vie eben den Trieb 
nit in einer volllommen momentanen Sättigung felbft erftiden, ſondern ftets 
beweglih und friſch erhalten, die die Attraktion nicht als eine vollzogene, fondern 
als eine beftändig fi vollziehende verwirflihen. Wir fehen, Yourier will auf 
dem Gebiete des menfhlihen Handelns und Geiftes nur die große, durch ihre 
eigene Ordnung fich fort und fort erzeugende Harmonie der Bewegung des Welt: 
als verwirklichen, er fieht darum in allen Dingen durchgreifende Analogien und 
die Analogie felbft ift das Konftruftionsprincip feines Syſtems. Darum 
werben ihm auch in ben großen Dimenfionen feines Weltbegriffs‘ die drei Mo— 
mente bes Triebes, der Beftimmung und ber Harmonie zur Materie, als dem 
leivenden und bewegten Princip, zur Gottheit, als dem thätigen und be— 
wegenden Princip und zur Gerechtigkeit oder Mathematif, als dem orbnenden 
Princip der Bewegung, als den breien das Univerfum bildenden und erhaltenven 
Principien, 

Die Bewegung des Univerfums ſcheidet ſich in vier Hauptzweige, in bie ſo— 
ctale, animale, organiſche und materielle. Bon biefen Bewegungen 
will Fourter blos das mouvement sociale, welches die Gefege enthält, nach benen 
_ Bott die Ordnung und die Aufeinanderfolge ter verfchievenen focialen Mechanis» 

men geregelt hat, feiner Betradhtung unterwerfen. 

Wie alle Triebe, fo haben aud die ber Menfchheit ihre Beftimmungen, 
d. h. fie werben erfüllt und begründen darin das menſchliche Glück; aber weil 
fie nur in der Gemeinfhaft der Menſchen erfüllt werben, darum hat die Menſch— 
beit die Beftimmung zur Geſellſchaft. Will man die menſchliche Beftimmung und 
die Aufgabe der Geſellſchaft kennen, jo muß man vorerft die menfchlichen Triebe 
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kennen, da eben in ihrer methobifhen und organifirten Erfüllung das Glüd und 
damit jene enthalten if. Der Menih nun ift auf dreifache Weife da, für fi, 
für Andere, enblidy für die Menfchheit. Demmady ergeben fi die Grundbabthei- 
lungen der Triebe. Sie haben die Ziele des Luxus (Befriedigung des finnlichen 
Bedürfniſſes), welcher der Geſundheit und des Reichthums bedarf; ver Gruppe 
Ne geſellſchaftlichen Anſchluſſes), welder in die Triebe der Freundſchaft, ber 
iebe, bes Ehrgeizes und der Yamilienverbindung fid zerlegt, und endlich der 
Serie. Die Triebe der legteren — von Fourier als cabaliste, papillonne und 
composite bezeichnet — wirken ben zulegt genannten organifirend entgegen, in- 
dem zunädft bie passion cabaliste unfer Streben einfeitig auf ein beftimmtes 
Ziel fortreißt und fo ifolirend wirkt, Um uns aber nicht in einer einfeitigen Be— 
ftrebung zu verfeftigen, regt fih die passion papillonne ober ber Trieb nad 
Beränderung. Endlich zwiſchen beiden ausgleichend, die Einheit mit der Vielheit, 
die Ruhe mit dem Wechſel zu verbinden, beherrſcht und auch nod die passion 
composite, bie uns nad wahrer Lebensvollendung ringen läßt. Alle 
diefe Triebe, harmoniſch ſich erfüllend, machen das Glüd des Menfhen aus, das 
in einem Gefühle ver Einheit fi) verlündigt. — Es foll demnach eine Ordnung 
der Gefellfhaft gegründet werden, in ber bie Triebe harmonifh und organisch 
erfüllt werden. Über nur wenn ber materielle Reihthum vermehrt und allgemein 
gemacht wird, fteht ein ſolches Ergebniß zu hoffen: er ift bie erfte Duelle des Glücks. 
Sourier erkennt, daß die Erbe in ihrem gegenwärtigen Zuftande nody nicht 
geeignet fei, diefe Grundlage des Glücks zu bilden; er phantafirt daher von einem 
80,000 Jahre langen Beftande derſelben, innerhalb deſſen, da wir erft in ben 
Anfängen diefes Zeitraumes leben, durch die Umbrehung ber Lage ihrer Achſe fo 
glückliche Umwandlungen und Fortſchritte auf ihr vorgehen werben, daß alle 
ihre Theile glei gut zu bewohnen find, daß ſelbſt in Sibirien Drangen blühen, 
das Meerwafler zu einem herrlihen Getränke wird, noch lieblicher als jest bie 
Limonade, daß nur noch nußbare Thiere entftehen, 3. B. nur noch fchmadhafte 
Fiſche und ſolche Seethiere, die bereitwilligft unfere Schiffe ziehen u. f. w. 

Dos Leben der Menfchheit geht im Großen mit dem ver Erbe gleichen 
Schritt, beide haben ihre Jugend, ihre volle Reife, ihr abwärts fteigendes Greifen» 
alter und beide währen 80,000 Jahre. Wir leben noch in der Periode ber Kind- 
heit, welche 5000 Jahre dauert und fich wieder in fteben Abſchnitte gliedert, 
welde fih nad) dem Verhältniß der äffentlihen Leiden zu den öffentlichen Ge— 
nüffen ordnen. Auf die parapdiefifche Urzeit (ven Evdenismus), wo bie 
Menſchen ohne Produktion noch im Ueberfluffe ihre Bedürfniſſe befriedigen konnten, 
folgte die Epode der Wildheit, des Kampfes und Unfriedens durch das 
Mißverhältniß der Bedingungen der Eriflenz zur Zahl der Epriftivenden, Im 
Patriarchenthum gefhah ver erfte Verſuch ver Bergefellfhaftung unter 
der Despotie bes Familienvaters; aber die Familien kämpften bald gegen einander 
und es entftand die Epoche ver Barbarei, aus ver fi ver gegenmärtige 
Zuftand ver Civilifation entwidelte. Auf ihn fol num bie Zeit ver Ver— 
gefellfhaftung folgen, wo die Affociation zur DBerwirklihung fommt und 
die Intereffen durch gegenfeitige Bürgichaften aufrecht erhalten werden, Die fiebente 
Epoche ver einfahen Geſellſchaftung endlich ift der anbrehende Morgen 
eines glüdlichern Tages der Menfchheit. Es folgen num zwei Hauptperioden, jede 
von 35,000 Jahren, die eine bie bes aufwärts-, die andere die des abwärtd- 
fteigenden Glüds, die im einer Dauer von ungefähr 8000 Jahren ihren Kul- 
minationspunft haben, worauf dann endlich das Alter der Menjchheit folgt, ent 
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fprehend ihrer Kindheit. — Fourier wirft Hierauf einen Blid auf vie heutige 
Sivilifation und ergeht ſich in einer fcharfen Kritik verfelben, da es bier nur eine 
fonfumirende Klafie gibt, während eine andere durch ihre Probuftion kaum ben 
fümmerlichften Unterhalt für fi zu gewinnen vermag. So lange nit alle durch 
eigene Urbeit zu probuciren beginnen, jo lange ift das. richtige Maß zwiſchen 
Befis und Bedürfniß ein frommer Wunfh und das Glück eine Chimäre, Ein 
zweites Haupthinverniß einer Vergrößerung und Verbreitung bes Reichthums ift 
die Geftalt des heutigen Handels, der anftatt die reine Vermittlung zwiſchen 
Produktion und Konfumtion zu fein, im Privatintereffe ver Kaufleute ausgebentet 
wird. Dann aber liegen auch in der gegenwärtigen Inbuftrie, in Aderbau und 
Gewerbsthätigfeit große Mißſtände. Unzählige find zu einer aufreibenden, freud— 
umd hoffnungslofen Arbeit verurteilt, die ihnen niemals den Genuß des Lebens 
bringt, den fie doch den Andern verfhaffen. Die Landwirthſchaft leivet an ber 
Zerftüdelung des Bodens, während die einheitliche und organifirte Bearbeitung 
desſelben wenigſtens das Doppelte des Ertrages an Duantität und Qualität er- 
geben müßte. Man bat in Folge biefer Zerftüdelung die Produfte, die man aus 
dem Boden ziehen will, nit von feiner Eigenthümlichkeit, fondern von dem per- 
fünlihen Intereffe oder Bedürfniß abhängig gemacht; die Folge ift nothwendig 
eine Verringerung ber Erzeugniffe auf der einen, eine Verarmung des Bodens 
wie ſeines Befigerd auf der andern Seite. Dies Alles muß anders werben, 
Fourier entwidelte nun feine Reformpläne ver landwirthſchaftlichen Gefell- 
fhaftung, woburd der Reihthum vermehrt und verallgemeinert und damit bie 
Berwirklihung des menfhlihen Glücks und zugleih die Möglichkeit ver Freiheit 
garantirt wirb, bie bei materieller Abhängigkeit eine Ilufion tft. Nur durch eine 
Ordnung bes Befiges und buch eine Ordnung der Arbeit ift 
dazu zu gelangen. Es ift unzweifelhaft, daß der Boden an verfhiebenen Stellen 
verſchiedene Probuftionsfähigkeit hat, daß er aber in feiner Totalität harmoniſch 
und allen Bebürfniffen genügend begabt iſt. Es follen darum die Heinern Güter 
in größere Komplexe vereinigt werben, eine association agricole fol entftehen 
und es foll von ihr jeder einzelne Theil des Bodens feiner Produktionskraft ent 
fprechend bearbeitet werben, So wird der Ertrag erhöht, der materielle Reichthum 
geſteigert. Fourier zweifelt nit, daß die einzelnen Eigenthümer in dieſe Aſſo— 
clation eintreten werden, da fie ihnen einen größern Gewinn verfpridt, Bei ber 
Mebergabe des Einzelngutes an die Gemeinfhaft wird das Land geſchätzt, bie 
Summe feines Werthes verzeichnet und der Eigenthümer erhält eine Anweiſung, 
für die er jährlih feine Zinfen aus dem Berehnungslomptoir zieht. Die neue 
Affociation kann getroft die allerhöchften Zinfen verfprehen; denn fie wird fie 
zehnfach tragen können: fon die Bernichtung ber koftfpieligen und zeitraubenven 
Einzelnwirtbichaften wirb die Zinfen deden. Die zweite Frage ift nah der Or 
ganifation der Arbeit. Auch fie fol einen größern Ertrag liefern, aber auch zu⸗ 
gleich als Yu ft betrieben werben, und nach biefen beiden Seiten hin im Intereffe der 
Befriedigung ber menſchlichen Triebe oder des Glüdes ftehen. Dies kann nur 
geihehen, wenn Alle arbeiten und Jeder diejenige Arbeit zugetbeiit befümmt, 
wozu er Talent und freude bat. Jeder aber hat zu einer beftimmten Arbeit eine 
vorzüglice Befähigung und entfprehend der harmonifhen und organifchen Ver— 
theilung ber Probuftionsträfte des Bodens find aud die menſchlichen Arbeits- 
fräfte von Natur aus organiſch vertheilt und müſſen darum in ihrem Zufammen- 
wirken das höchſte Refultat erzeugen. Die probucirende Geſellſchaft gleicht in ber 
Anſchauung Fouriers dem organifchen Leben des Leibes, wo für jeve Leiftung 
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ein beftimmtes Organ vorhanden ift, das bie zugewiefene Ürbeit mit Luft und 
Bortrefflichleit vollzieht. Auf folhe Weife wird die Probuftion im Verhältniß 
mit der Konftruftion ftehen, ein reger Wetteifer wird unter den Arheitenden ent- 
ftehen, eine allgemeine Freude wirb über die gemeinfam errungenen Refultate herrſchen. 
Als ein wichtiges Moment betont dann Fourier in diefer Organiſation der Arbeit, 
daß viefelben Beihäftigungen nur kurze Zeit betrieben werben und dann mit 
andern abwechfeln follen, ja daß bie Arbeit überhaupt nicht auf eine unmäßig lange 
Zeit ausgedehnt werde. — In dieſer durchgeführten Organifation des Befiges und 
der Arbeit fommen alle jene oben aufgezählten Triebe zu ihren Beftimmungen, ver- 
wirklicht fi alfo die Harmonie oder das menfhlihe Süd. Die einzelnen Arbeiter in 
ber beweglichen Erfüllung ihrer Triebe ftellen felbft eine lebendige Reihenfolge von 
Harmonieen bar, welche in das Syitem oder die Serie des allgemeinen Wohlbefindens 
als die einzelnen Momente beöfelben eingefügt find, 

Fourier gibt fhlieglih in der Schilverung der Phalangen und bes 
Phalanſtdre eine anfchaulihe Darftellung der landwirthſchaftlichen Bergefell- 
ſchaftung und Organifation der Arbeit. Die Phalange bezeichnet eine Zahl von 1800 
bis 2000 Perfonen, worunter 810 find, welche vie nöthigen Talente und Triebe für 
alle Induſtriezweige haben, während der übrige Theil Meine Kinder, Greife und 
Kranke umfaßt. Die Phalange bewohnt einen Landftrih von ungefähr einer Duabrat- 
meile, wo man ein großes, gemeinfchaftliches Gebäude errichtet, das Phalanfterium, 
in dem alle Theilnehmer ver Phalange wohnen. Wir können uns nit babet auf- 
halten, wie Fourier ven Nuten folder gemeinfamen Gebäude für den großartigen, 
beffern und organifirten Betrieb der Arbeit entwidelt, wie er bie bequeme, gefunde, 
allen Bedürfniſſen Rechnung tragende Einrichtung besfelben und das Glüd des Zu- 
fammenlebens ausmalt, wie er in der Erziehung fhon die Neigungen ber Kinder 
nugbar zu machen lehrt, wie er zeigt, baf Alles — Inbuftrie und Handel — 
nur der Erzeugung des gemeinfamen Reichthums dient. Der jährlich fi ein- 
ftellende Ueberſchuß der Erzeugniffe fol nad den drei Grundlagen des Erwerbes, 
nämlich des Kapitals, der Arbeit und des Talentes in der Weife vertheilt werben, 
daß das Kapital von der gewonnenen Maffe vier Zmölftel, die Arbeit fünf, das 
Talent drei zum Privatbefig erhält. — Jede Phalange fteht unter abfolut wähl- 
baren, für jeden Zweig des Lebens beftellten, wechfelnden, allein durch den all» 
gemeinen Willen der Phalange getragenen Obrigfeiten, über ihnen fteht ver 
Unarch, ohne Waffen und Garven, blos um den Mechanismus bes ganzen 
Lebens zu überwachen. Fourier [hwärmt von einem Zeitalter, wo über die ganze 
Erbe die Phalangen verbreitet und unter den Omniarchen georbnet fein werben. 

Wie wir fehen, hebt Fonrier das Privateigenthum nicht auf, wohl aber 
die Familie, da er für die vollkommenſte Herrfhaft ver finnlihen Triebe ift, melde 
die Gefchlechter zufammenfähren. Die Emancipation des Weibes war nur eine 
Konfequenz dieſer Anfiht. — Stein formulirt die Bedeutung Fouriers in fol- 
gender Weife: „Fourier ift ber Exfte, ber die Arbeit an fi, den Begriff der 
Arbeit, oder genauer des Ürbeiters wiſſenſchaftlich aufgefaßt hat, der es verjuchte, 
die Arbeit an und für fich als eine Beftimmung des menfchlihen Glüds, als 
eine Befriedigung der menſchlichen Neigung, als ein Ziel der menfhlihen Bol 
Iendung zu erfaflen. Ift e8 möglich die Arbeit zu viefem Ziele zu organifiren, 
fo ift zwar nicht der Unterſchied der Befigenden und Nichtbefigenden , wohl aber 
der Gegenfag zwifhen Arbeit und Befik aufgehoben, denn jedes von beiden 
Elementen hat dann fein befonderes Glüd und niht blos der Befiker, 
auch der Arbeiterfannglüdlich fein. Der zweite Hauptpuntt dann, 
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den Fourier zwar nicht allein, aber doch in eigenthümlicher Weife ausgebilbet 
hat, ift der Begriff und die Aufgabe ver Gefellihaftung (association), 
ver Nachweis ihres Nugens." — Man wird nit in Abrede ftellen können, daß 
damit große und heilbringende Gedanken für die Zukunft der Menſchheit ange- 
regt waren. 

Während St. Simon und Fourier ihre Syfteme entwidelten, hatte 
Frankreich große Ereigniffe durchgemacht, die Herrfhaft und den Sturz Napoleons, 
die Zeiten der fogenannten Reftauration und endlich eine neue Revolution. Die 
inbuftrielle Gefelfhaft, die unter Napoleon gewachſen war, hatte unter den zurüd- 
gefehrten Bourbonen den Konftitutionalismus und das Stantsbürgerthum zu ver 
wirflihen unternommen und als Karl X. in die Fußftapfen Ludwigs XVII. 
tretend, im Intereffe feudaler Traditionen ſich entgegenftemmte, ihn verjagt und 
mit Louis Philipp den Bürgerfönig, der die Charte zur Wahrheit machen follte, 
eingefegt. Mit der Julirevolution war der Sieg der inbuftriellen Gefellihaft über 
bie alte, feudale, die unter den legten Bourbonen noch einmal ihre Sache zu 
verfechten verfucht hatte, endgültig entſchieden aber jene barg einen neuen Gegen⸗ 
fag im fi, der unter der Regierung Louis Philipps immer offenfundiger hervor⸗ 
trat und neue Kämpfe heraufbejhwor, ben Gegenfag von bourgeoisie und peuple. 
Das Kapital hatte ſich in ihr bereit der Herrſchaft über bie Arbeit bemächtigt 
und ein zahlreiches Proletariat entwidelt, welches mit feiner Arbeit zu feinem 
Beſitz, oft nur zur nothbürftigften Friftung bes Lebens gelangte. Diejer Stand 
ber befiglofen Arbeiter wurde in der neuen konftitutionellen Berfafjung gerade 
wegen feiner Armuth von den ftaatsbürgerlihen Rechten durch das Inftitut bes 
Cenſus ausgefhloffen. Nach der Eharte war zur Bertretung der Nation nur 
ein folder wählbar, der mindeftens 1000 Fr. direfte Steuer bezahlte, und nur 
derjenige wahlberechtigt, der eine folde Steuer von mindeftens 300 Fr. (unter 
Louis Philipp von 200 Fr.) zahlte, d. h. nur die großen Kapitaliften famen in 
die Deputirtenfammer, nur die wohlhabenven konnten wählen, vie befiglofen Ar» 
beiter hatten weder pafflive noch aftive Wahlfähigkeit. So bildete fi jener oben 
genannte Gegenſatz heraus, bie bourgeoisie, «als verjenige Stand in der inbu«- 
firielen Gefelihaft, welcher ven großen Befig und mit ihm bie politiihe Macht 
in ben Händen hatte, und ber peuple, beftehend aus kleinen Befigern und ben 
ganz befiglofen‘ Proletariern, ohne volles Staatsbürgerrcht, wohl 981/, Procent 
ver Bevölkerung betragend. Es war in ber Natur biefer Berhältniffe gelegen, daß 
abermals republitanifhe Tendenzen ſich regten, die aber nicht bei der Frage 
nad der Berfaffungsveränberung ftehen blieben, fondern allmälig aud gegen ben 
Befis, der als die Duelle der politifhen Ungleichheit erfannt wurde, fich richteten. 
Der Arbeiterftand forderte ein anderes Verhältniß von Arbeit und Kapital, eine 
andere Ordnung der Gefellihaft. In zwei Formen geftaltete ſich dieſe republis 
tanifchefommuniftifche Bewegung: einmal wurde vom Begriff der Perfönlichkeit 
aus Freiheit und Gleichheit Aller und das Urrecht eines Jeden auf materiellen 
Lebensgenuß als höchſtes Poftulat gefolgert. Die Wirklichkeit, hieß es, vie damit 
im Wiberfpruch fteht, ift Fein Zuftand des Rechts, fondern der Gewalt, fie ver 
ftößt gegen die Beftimmung des Menfhen; Befig und Familie find diefer unterge- 
erbnet und müſſen um ihretwillen aufgehoben werben, Dies waren die Principien 
des fogenannten materiellen Kommunismus, der fi durch die Schrift 
Buonarotti’s über die Geſchichte der Bearfhwörung Babeufs unter ven 
nad vergeblien Revolten in großen Gefängniffen  zufammengefperrten Republi- 
lanern ausbildete. Nachdem fie vorher auf Buonarotti nit hatten hören wollen, 
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erfannten fie jegt, daß auch die Demokratie eine Halbheit und daß erft voll- 
fommene Gütergleichheit die einzig wahre Bedingung und Folge ver Gleichheit fei. 
Als entfchiedene Baboupiften (Babeufiften) verließen fie die Kerker. In einem 
eigenen Organ: „Le Moniteur r&publieain* kamen ihre Ideen in roher und 
erfchredender Weife zur Ausſprache. „Es ift gewiß ſchön, Atheift zu fein, aber 
das ift nicht genug, heißt e8 hier. Man ift fein Mann des Blutes, um fparjam 
das fchuldige Blut fliegen zu laſſen. Es gibt nur ein einziges Mittel, das man 
anwenden fann: den Königsmorb, den Tyrannenmord, den Meuchelmorb oder wie 
man diefen beroifhen Alt nennen will.” Das Blatt ging nad Jahresfrift ein, 
feit 1839 erfchien an feiner Stelle „L’homme libre“, welder die abfolute Güter- 
gemeinfchaft, eingeführt auf dem Wege der Empörung und durd die Ermorbung 
Aller, die fich ihr wiberfegten, prebigtee Ad. Blanqui, Barbes und 
Martin Bernard waren das tolle Triumpirat, das dieſe Lehren verbreitete. 
Als diefe Partei am 12. Mai 1839 zur thatfählichen Ausführung verfelben 
jchritt, wurbe fie in wenigen Stunden überwältigt und erwies ſich bei der gericht- 
lihen Unterfuhung nur als 300—400 Mann ſtark. Die Republikaner brachen 
entfchieven mit ihr und ver Sache des Proletariats, aber der Kommunismus 
wühlte doch im Geheimen fort, in Flugfchriften und Iournalartiteln, vol lodernden 
Ingrimms gegen die Staats- und Gefellfhaftsorbnung, mit rüdfichtslofem Be- 
kenntniß des Materialismus, und in Attentaten gegen das Leben des Königs fein 
Dafein kundgebend. In ven befannt gewordenen Verhandlungen, welche in ven 
geheimen Klubbs der travailleurs Egalitaires gehalten worden, wo man Babenfs 
Ideen fortentwidelte,. den Landbau ala Bafis der materiellen Gleichheit und bes 
Nationalreihthums, daneben aber aud nod nationale Werfftätten forverte, er- 
öffnet fih ein grauenhafter Abgrund aufgewühlter Leidenjchaften. Theodor 
Dezamn (Code de la Communaute 1843) fprad; aus: „Man thue, was man 
kann; nehme Alles, deſſen man im Augenblid bedarf — feine Regierung, nur 
ein Rechnungsführer ift für den Staat nothwendig. Wahrheit ift nur der Einzelne, 
Hingebung an das Ganze ift Thorheit; Gott ift dem Menfhen überfläffig, ba 
er ſich felbft genügt." 

Seit 1839 hatte ſich der beffere Theil des Arbeiterftandes von dieſer wahn- 
finnigen Partei mit Abſcheu weggewendet und fich großentheild ber zweiten Form 
des neu auftretenden Kommunismus, nämlich dem religiöfen angenähert, welchen 
!amennais (vgl. diefen Artikel) aufftellte. Hier wurde gleichfalls gelehrt, daß 
das menfchlihe Glück der Wille Gottes jet und daß vor Allem das Chriftentyum 
ihn beftätige, indem es die Liebe predige. Im Namen ver Religion der Liebe 
fol Eigentbum und Familie aufgehoben werben. Diefer Richtung fchloffen ſich 
mande unfaubern Elemente in der Literatur an, fo der Abbe Conftant, 
welher den Kommunismus mit dem PBantheismus verband und die Emancipation 
des Fleiſches lehrte Alphbons Esquiros, E. Pecqueur u. A. ver 
traten das Princip mit größerer Würde. — Mit dem religiöfen Kommunismus 
hängt enge zufammen ver theofophiihe des Pierre Lerour, eines genialen 
Denfers von tiefer Innerlichkeit, erfüllt von chiliaſtiſchen Hoffnungen, aus St. Si⸗ 
mons Schule hervorgegangen. Er betont durchweg die lebendige Einheit von Geift 
und Natur, verfündigt eine Religion der Zukunft, die über Chriftenthum und 
Moſaismus fich erhebt, und in welcher die Idee der Menfchheit realifirt werben 
und fein befonderer Staat, feine einzelne Familie, Fein perfönliches Eigenthum 
mehr eriftiren wird. George Sand vertritt auf vem Gebiete der Poefie die 
Ideen ihres Freundes Lerour. 
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Der Advokat Cabet, ein glühender Berfechter ver Demokratie und deshalb 
unter 8, Philipp genöthigt, auf einige Zeit nah England in die Berbannung zu 
gehen, erfannte bier, daß das wahre Glüd des Volkes und die legte Vollendung 
feines innern Lebens noch nicht mit der republifanifchen Verfaſſung erzielt werbe, 
fondern nur auf dem Princip der Gemeinfamteit der Güter, der Arbeit und ber 
Erziehung beruhen fünne. In diefer Gedankenrichtung verfaßte er, nachdem er 
1839 nad Paris zurüdgefehrt und den Aufftand vom 12. Mai verabfhenen ger 
fernt hatte, bie „Voyage en Jcarie* (erfhienen 1840), wo er das politifche, 
religiöfe und lommuniſtiſche Reformelement in einer Formel zufammenfaßte und 
durch das Bild des glüdlichen Lebens, das durch feine Ideen der Menfchheit er- 
blühen follte, für viefelben Anhänger warb. Er konftruirt eine ganze Philofophie 
der Geſchichte, wonach dieſe nur nach der Verwirklichung jenes glüdfeligen Zu- 
ftandes ftrebe, Namentlich glaubt er beweifen zu künnen, daß Chrifti Evangelium 
auf die Gütergemeinfhaft abziele und überall dort, wo es wahrhaft aufgenommen 
worben fei, aud dieſe ein thatjächliches Dafein gewonnen habe. Alle wahren 
Philofophen, meint er, hätten die gleiche Tendenz verfolgt. In der „Voyage 
en Jearie“ ſchildert Cabet folgende Utopie: In Ikarien ift an der Grundlage 
ber Geſellſchaft, an Familie und Ehe nichts geändert, nur die Erziehung der Kinder 
gefhieht vom 6. bis 18. Jahre nad gemeinfamen Plane, jede phufifche und in— 
telleftuelle Kraft ausbilvend, Das Land ift fruchtbar, reih an Stoffen aller Art 
und an Arbeitskräften, die Kommunifationsmittel find vorzüglich, das Klima ge— 
fund. Für alle Genüffe des Lebens, die materiellen und iveellen, ift in ausreichender 
Weiſe geforgt, alle Errungenſchaften ver Kultur finden hier ihren Plag und wirfen 
zur Berfhönerung des Lebens. Der Staat ift der allgemeine Eigenthümer, forgt 
für die Bebürfniffe eines Jeden, macht aber aud den Anfprug auf die Arbeit 
eines Jeden. Zu dem Ende erlernen bie jungen Leute vom 18. Jahr an ein 
Gewerbe, ausgenommen biejenigen,, welche durch die Wiffenfhaft dem Gemein- 
weien nügen wollen. Iſt allzu großer Zudrang zu einer Beſchäftigung, fo unters 
fheidet unter den Bewerbern eine Prüfung und die Abgewiefenen haben fich eine 
andere Beihäftigung zu fuchen. Jährlich beftimmt der Staat, was erzeugt und 
gearbeitet werben fol und nun haben ale Männer bis zum 65., alle Weiber 
bis zum 50. Jahre an der Erledigung diefer Aufgaben, und zwar in gemeinfamen 
Werkftätten, zu arbeiten. Urlaub findet nur durch Einwilligung der Genofjen ftatt 
und damit Feine Krankheit zum Vorwand der Trägheit diene, wird jeder Kranke 
in das öffentliche Hospital gebradt. Für alle fhmusigen und beſchwerlichen Ar- 
beiten beftehen Maſchinen; vie häuslichen Dienfte aber leiften vie Kinder, bie 
deshalb um 5 Morgens aufftehen müfjen, und die Frauen. Im Sommer wird 7, 
im Winter 5 Stunden lang gearbeitet, von den Frauen wenigftens 4 Stunven 
lang. Um 1 Uhr Hört jeve Arbeit auf. Handel befteht im Innern gar nicht, da 
Jedem Jegliches unentgeltlich geliefert wird; dem Ausland wird ber Ueberfhuß 
der Produkte abgelafien, aber-nur vom Staat wieder an Staaten, nit an Einzelne. 
Geld ift im Innern unbekannt. Die Folge al’ viefer Einrichtungen ift bie 
höchſte Blüthe und Bildung, allgemeines Wohlbefinden und Zufrievenheit. Strenge 
wird die Literatur überwacht; Jeder mag in feinen Freiftunden Bücher fchreiben, 
aber nur ein befonderes Gefeg kann ihren Drud erlauben. Die Zeitungen, deren 
es je eine für jeve Gemeinde, jede Provinz und endlich eine allgemeine für ben 
Staat gibt, werden nur von Beamten gefchrieben, enthalten feine Räfonnements, 
nur Thatfahen und Protofolle. Die Staatöverfafjung ift demokratiſch⸗reprä⸗ 
ſentativ, allgemeine paffive und aktive Wahlfähigkeit ift eingeführt, Die ausübende 
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Gewalt wird von einem Präftventen und 15 Miniftern umter Leitung der gefe« 
gebenden Berfammlungen beforgt. Der Staat befteht aus 1000 Gemeinden, beren 
10 eine Provinz bilden. In jeder Gemeinde findet zur Entwerfung der örtlichen 
Vorſchriften dreimal wöchentlich, eine Berfammlung ftatt, welcher jever Bürger bei- 
wohnen muß. Für die Provinz werden 120 Abgeorpnete gewählt, bie ihre Ange— 
legenheiten viermal jährlich zu berathen und die Ausführung der allgemeinen Ges 
fege durch Verordnungen zu erleichtern haben. Für jede Gemeinde treten zwei 
Abgeorbnete in die Nationalverfammlung, die jährlid 9 Monate lang zu tagen 
bat, die übrigen 3 Monate aber einen Ausſchuß an ihrer Stelle hinterläßt. Sie 
bat die allgemeine Gefepgebung in ihrer Hand, entfcheidet felbft bie religiöfen 
Fragen duch Stimmenmehrheit. Dur alle Stufen des Staatsorganismus bis 
zur Gemeinde hinab geht eine Eintheilung in 15 Ausfhüffe, von denen jeber ein 
beftimmtes DBerwaltungsvepartement zu beforgen hat. Jede Korporation hat aus- 
fchließende Strafgewalt über die gegen fie begangenen Verbrechen, der Staat aber 
über Berbrehen gegen das allgemeine Wohl. — abet will dieſen glüdlidhen 
Staat durch Uebergangszuftände vorbereitet wiffen. Solche wären Wahlreform und 
Herftelung der Demokratie, die Aufhebung der Erbfolge bei den Geitenlinien, 
Berbot der Teftamente und Schenkungen, freiwillige Beiträge, progreffive Ver— 
mögensfteuer, große Gefelfhaftungen, Organifation der Arbeit und Orbnung ber 
Löhne, Förderung freier und gemeinfamer Erziehung u. f. w. 

Cabets Bud fand unter ven Arbeitern Beifall, es gab bald eine Genoſſen⸗ 
fchaft von ifarifhen Kommuniften, die mit abet in perfönlihen Berfehr 
trat, welcher num die Zeitſchrift „Le Populaire* 1841 als Monatsfchrift gründete 
und von da an in Brodüren für feine Sade thätig war. Durch ihn ift der 
Kommunismus aus den geheimen Klubbs ins äffentliche Leben wieder eingetreten, 
und wurbe bie republifanifche Partei gezwungen, fi der Sache des Proletariats 
wieder zuzumenben. 

Neben dem ikariſchen Kommunismus treffen wir auf eine Neihe mehr 
iſolirter Beftrebungen nad einer Reform der Arbeiterverhältniffe.e Man fing 
von der einen Seite ber an, das fociale Problem als eine Aufgabe ber 
Staatswiſſenſchaft und Nationaldfonomie zu erfennen, und fchrieb die Ger 
fchichte der focialen Bewegungen, andrerfeits traten aus dem Schooße des Arbeiter: 
ftandes felbft eine Reihe von Schriftftellern auf, wie Charles Moiret, Adolph 
Boyer, Flora Triftan um. f. w., welche ihre Berhältniffe mit nüchternem 
Blick erfaßten und auf die Mittel ihrer Reform hinwiefen. Bor Allem beveutend 
in dieſer Richtung, welche den Babonvismus verabfhente und den Ikarismus 
viel zu phantaftifch fand, wirkte das Journal „Atelier“, gefehrieben von Arbeitern 
ſelbſt, welche durch die Wahlreform die Volksherrſchaft und durd die induftrielle 
Affoctation die gerechte Vertheilung der Arbeitserzeugniffe zu erlangen glaubten. 
In Leprü-Rollin hatte die Sache ver Arbeiter endlich einen Bertreter in ber 
Kammer, freilich den einzigen erhalten, welder aber aud außerhalb derſelben, 
namentlich in ber 1843 gegründeten „Reforme* auf eine Demokratie binfteuerte, 
in welder der Staat eine ſolche Organiſation der Arbeit einführe, daß die Ar- 
beiter zu dem Stande der AMffoctirten erhoben würden. 

Der Gang der Darftellung führt uns enblic in die jüngfte Vergangenheit 
herauf, wo bas Jult-Königthbum, unter dem der Konftitutionalismus endlich zu 
einem lügnerifhen Schein herabgedrückt worden war, rafh zufammenbrad und 
Branfreih abermals die republifanifche Staatsform aufrichtete, Bei biefen legten 
Kämpfen hatten die Arbeiter eine große Rolle gefpielt, fie hatten ber bourgeoisie 
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ihren fräftigen Arm gegen bie Regierung geliehen, und fo war es eine Noth- 
wenbigfeit der Lage, daß in der neuen Ordnung der Dinge vor Allem ihre Sache 
in die Hand genommen wurbe, Ein Arbeiter jelbft, Albert, war in die probi- 
ſoriſche Regierung aufgenommen und an Leprü-Rollin und Louis Blanc 
hatten fie die entjhiedenften Vertreter. Aber diefe proviforifhe Regierung unter 
Lamartine wurde madtlos von den Anforderungen ver beiden Klafjen der inbu- 
ftriellen Geſellſchaft hin⸗ und hergezogen, fie konnte bie Streitenden nicht verföhnen, 
nod weniger die eine der Parteien zu Ounften ver andern unterwerfen. Es war 
Har, daß nun, nachdem das Volk fiegreih das Königthum abgeworfen hatte, die 
fociale Frage ganz und ausfhlieglih auf die Tagesordnung fommen mußte, und 
daß, wenn fie nicht auf dem Wege friedliher Mafregeln zu löfen wäre, Bourgeofie 
und Proletariat, die befigenvde und befiglofe Klafje, mit den Waffen nad) ihrer 
Entjheidung ringen würden. Die befiglofe Klafje wurbe in der Prefie und in den 
Clubbs heftig bearbeitet, Blanqui und Barbés, welde die proviforifche Regie 
rung aus den Gefängniffen entlaffen hatte, verfammelte in dem Klubb des droits 
de l’bomme bie Ueberrefte aller jrühern geheimen Geſellſchaften und ftellten fid 
an die Spitze des Stabtproletariats, diefes zu einer fhlagfertigen Macht organi- 
firend. Die proviforifche Regierung erließ eine Reihe von Verordnungen zu Gunſten 
der Arbeiter, die Arbeitsftunden wurden von 11 auf 10 Stunden herabgefegt, 
die Marchandage und bie Steuer auf die Volfsnahrungsmittel aufgehoben, der 
Erſatz des Ausfalls der Einnahmen aber dem Befige durch Einführung oder Er- 
höhung auf ihn laftender Steuern aufgebürbet, endlid dem Proletariat aud ber 
Eintritt in die Nationalgarbe eröffnet. Am wichtigften für die balvigfte Eniſchei— 
dung der Kriſis wurden aber die Ateliers nationaux, welde bie proviforifche 
Regierung, nachdem fie das Recht auf Arbeit bewilligt hatte, herſtellen mußte, 
und das Urbeiterparlament des Luxembourg. Die nationalen Arbeiten beſtanden 
alle in Erdarbeiten der gröbften Natur, namentlich in Nivellirungsarbeiten. Jeder 
Ürbeiter, ohne Unterſchied des Alters und der Fähigkeit, der einmal zugelaffen 
war, erhielt, wenn er bejhäftigt werben konnte, täglich 2 Fr.; mar feine Arbeit 
für ihn da, 11/, Fr. Anfangs betrug die Zahl dieſer Arbeiter nur 6— 7000, am 
7. Juni 1848 bereitd 119,000 Köpfe. Bon allen Seiten ftrömte Geſindel in die 
Hauptſtadt und es war feine Möglichkeit, alle zu bejhäftigen und für die Dauer 
zu bezahlen. Es fammelte fih auf ſolche Weife ein furdtbares Heer gegen alle 
Befigenden an, das jeden Augenblid zu einem Bertilgungsfrieg gegen fie aufges 
reizt werben konnte. 
Es ift Zeit, nun Louis Blanc’s Perſönlichkeit (vgl. d. Art.) ins Auge 
zu faffen. Geboren am 28. Dit. 1813 zu Madrid, arbeitete er fi in Paris als 
Zournalift aus ſehr kümmerlihen Berhältnifien allmälig empor und erregte erft 
durch feinen in der „Revue du progrès“ erjhienenen Yuffag „Organisation du 
travail® die aügemeine Aufmerkfamfeit. In viefer Abhandlung, welche als Brochüre 
mehrere Auflagen erlebte, behauptet er, daß die Konkurrenz das Verderben ber 
ganzen Gefellihaft fei, und daß der Staat biefelbe aufheben könne und müſſe, 
wenn er mit feiner großen Geldmacht ald Producent und Konkurrent auftrete, 
weil dann alsbald die gefammte Induſtrie in feine Hand übergehen würde, ba 
mit ihm Niemand vie Konkurrenz beftehen künne. Der Staat wird nun Allein-. 
herrſcher des Güterlebens, er übernimmt alle inpuftriellen Etabliffements und er— 
läßt organijche Geſetze für die Arbeit, welche die Nationalverfammlung befretirt. 
Der Lohn ber verfchierenen Arbeiter foll allmälig gleich werben, ba bie verſchiedene 
Arbeit nur eine verſchiedene Beichäftigung, feinen verſchiedenen Erwerb involvirt, Und 
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auf jeden Fall muß er rechtlich für die Eriftenz des Arbeiters forgen. Die ganze Er- 
ziehung muß endlich umgeftaltet werben, auf daß der Sporn der Thätigkeit nicht 
mehr in einer größern Einnahme, fondern in ber Befriedigung des allgemeinen 
Wohlftandes gefucht werde. Blanc hat das Proletariat darauf hingewiefen, ſich 
nicht mit einer demokratiſchen Verfaſſung zu begnügen, ſondern die Staatsverwal- 
tung in feinem Intereffe zu organifiren; er bat vie Idee des gomvermentalen 
Soctalismus ausgefprodhen. Die Februarrevolution brachte ihn als eine ber popu— 
lärften Berfönlichkeiten in die proviſoriſche Regierung, von welder er an die Spige 
der Negierungstommiffion für die Arbeiter geftellt wurde, welche im Lurembourg 
ein Arbeiterparlament verfammelte, das ſich in leeren Plänen über die Mittel zur 
Berbefferung der Lage der Arbeiter erging, und wobei Louis Blanc als Präfivent 
fih allmälig abnügte. Die nun folgenden Ereigniffe, wo das Proletariat gegen 
die Berufung einer Tonftituirenden Berfammlung auf ver Grundlage des allge- 
meinen Stimmredhts anfämpfte, weil es fürdtete, dieſelbe möge im Interefje des 
Befiges zufammengefegt werben, fanden 2. Blanc zu muthlos, um an ber Spike 
des Proletariats den Staat im Sinne feiner Ideen einzurichten. Die neue Kammer 
drängte ihn aus der Regierung, die neuerdings unter dem Namen einer com- 
mission exdeutive zufammengefegt wurde, und ließ ihn völlig mit feiner Forde— 
rung eines Ministöre du Progr&s, welches die Hebung der niedern Klaffen durch 
die Staategewalt ſich zur Aufgabe machen follte, fallen. Die neue Volksvertretung 
erwies ſich vielmehr als ein Organ ver befigenden Klaffe in ver Geſellſchaft und 
ftahelte damit die Erbitterung des Pariſer Proletariat3 zu einem legten blutigen 
Entſcheidungskampfe, als fie im Sinne ihrer Richtung eine Reihe von Maßnahmen 
ausführte. und darunter auch die Schliefung der Nationalwerkftätten verfügte. 
Am 22. Juni 1848 begann diefer Kampf — der Kampf des Proletariats mit 
dem befigenden Stande in der Geſellſchaft. Eine viertägige Schlacht von welt- 
biftoriher Bedeutung wurde in Paris geſchlagen, auf beiden Seiten mit dem 
vollen Bewußtfein der großen Sade, um vie e8 ſich handle und darum mit dem 
Muth und mit der Wuth der Verzweiflung. Die ganze fociale Zukunft Franf- 
reihe, vieleicht Europa’s, hing an dem Ausgang berfelben. In der drängenden 
Noth hatte die Nationalverfammlung Cavaignac mit der militärifhen Diktatur 
betraut und den Hänren dieſes Namens von feltenfter reinfter Baterlanpsltebe 
und eifernem unbeugfamen Sinne das Schidjal Franfreihs anvertraut. In einem 
Straßenfampf ohne Gleichen ſchlug er die foctaliftifhe Partei aufs Haupt und 
‚ wies damit für die nächfte Zeit wenigftens das Proletariat auf andere Wege, als 
die der gefellihaftlihen Revolution find, zur Berbefferung feiner Lage hin. Lebrü- 
Rollin, 8. Blanc und die andern erklärten Anhänger der focialen Demokratie, 
welche die Verfaſſung als Mittel für den Zwed einer die Intereffen der Arbeiter 
beforgenden Berwaltung anftrebte, mußten flüchten. Alle focialiftifch-tommuniftifhen 
Selten waren diskredirt, aufgelöst oder hatten fi, wie die ikariſchen Kommuniften 
zu einer Auswanderung verftanden!), aber das fociale Problem war nicht gelöst. 
Neben ber politifchen Frage nad der künftigen Berfaffungsreform, ob Monarchie 
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1) Dieſe ikariſche Kolonie Cabets in Amerika, auf 298 Erwachſene blos 107 Kinder 
zählend, ging an den ſchlechten Geſchäften, die fie machte, bald ſchmählich zu Grunde, Es herrſchte 
dafelbft eine Hausordnung nad Art unferer Etrafanftalten und Gabet übte gegen Ale, welche 
Sn ne Anſichten theilten, die härtefte Intoleranz. (Deutiche Vierteljabräfchrirt 1855, 

« ©. 255 ff.) 
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ober Republik, hatten die Kammern demnach auch diefes zu beſprechen, das foge- 
nannte droit au travail fam auf bie Tagesorbnung. 

Nur an Proud hon hatte nad der Juniſchlacht die Sache des Proletariats 
noch einen legten bedeutenden Vertreter, der fi über dem Untergang aller focia- 
liſtiſch-kommuniſtiſchen Syſteme erhalten hatte, weil er gegen alle negativ-fritifch 
fih ansgejprohen und es ſelbſt noch zu keiner pofitiven Formel gebracht hatte, 
Pierre Joſeph Proudhon ift 1809 in Befangon geboren und mußte fidy bier bis 
zu feinem 22. Jahr als Schriftfeger in einer Buchbruderei fortbringen. Aber fein 
ftrebender , unruhig gährender Geift ließ ihn in diefer Stellung nit aushalten, 
er riß fih los und warf fid planlos in das Studium der Wifjenfhaften hinein, 
um, wie er der Afademie von Befangon. zur Erhaltung eines Stipendiums er- 
Härte, nach den Mitteln zu fuchen, um die phyſiſche, moralifhe und intelleftuelle 
Lage der ärmften und zahlreichften Klaffe zu verbeffern. Und als die Afademie 
1839 die Preisfrage ftellte: „Ueber die wirthichaftlichen und moralifhen Folgen, 
die bisher in Frankreich das Gefeg über die gleiche Theilung der Güter unter ben 
Kindern hervorgebracht hat und die diefe in Zukunft hervorbringen wird ?". nahm 
Proudhon ihre Bearbeitung vor und wurde in verfelben auf tie tief greifenven 
Fragen nah dem Princip des Erbrechts, nah den Gründen der Ungleichheit und 
dem Weſen des Eigenthums geführt. So entftand die Heine Schrift: Qu’est ce 
que la Propriet6? ou recherches sur le principe du droit et du gouverne- 
ment? Paris, 1840. Die Akademie verdammte das Werk und entzog dem Ber- 
faffer die Penfion, aber e8 erregte die größte Aufmerfjamfeit und fand reißenden 
Abfag und nur fein Gönner Blanqui bengte einer gerichtlichen Verfolgung Proub- 
hons vor. Diefer aber madte in jeiner Schrift den heftigften Angriff gegen das 
Eigenthum, indem er zeigt, daß alle Gründe, die man zur BVertheidigung des 
Eigenthumsredhts erfonnen hat, gerade die Negation des Eigenthums involviren; 
indem er die Ipentität des Eigenthums mit dem Diebftahl behauptet und fordert, 
daß nur dasjenige, was Einer gebraudt, ihm zum Gebrauche, aber nicht zum 
beftändigen Befig eigen fein folle. Auch die Arbeit fol kein Eigenthum entftehen 
lafjen können, fie bat blos das Recht auf die Erzeugniffe, nicht auf den Stoff 
und Boden, ven fie bearbeitet. Er zeigt weiter noch die Unmöglichkeit des Eigen- 
thums und deutet fohlieflih auf die gerechte Ordnung des Befiges bin, die ein 
Mittleres zwifchen dem Kommunismus, als einer Ausbentung des Starken burd) 
die Schwaden, und dem Syſtem des perfönlichen Eigenthums, als einer Ausbeu« 
tung des Schwachen durch die Starken fein fol. In diefer gerechten Ordnung 
des Befiges wird die Anarchie die Form der Regierung ein, 'd. h. nicht die 
Ordnungsloſigkeit, fondern das Bolt wird die gefeggebende und ausübende Gewalt 
fein. Aber jene Ordnung vermag er felbft nicht näher darzulegen. — Auch in 
feinen beiden folgenden offenen Briefen an Blanqui (1841) und Conſidérant 
(1841) hat er nur Kritif und Angriff, fein eigenes Reſultat. Er bricht mit dem 
Socialismus und ſucht nad eigenem Boden. Ebenfo refultatlos endigt die 1843 
erfchienene Schrift: De la creation de l’Ordre dans l’humanite ou principes 
de l’organisation politique. Am bedeutendſten aber von Proudhons Werken war 
das „Systöme des contradictions dconomiques ou Philosophie de la misdre“ 
(1846), wo er bie Hauptbegriffe der bisherigen Nationalökonomie zu erjhättern 
unternimmt und hadhmweist, daß in allen durchlaufenen Entwidlungsftufen des 
ökonomiſchen Lebens, duch alle wirthſchaftlichen Begriffe und Inftitute, fi) immer 
Ein legtes Nefultat ergab: der fortfchreitende Wohlftand hat unter allen Ber: 
hältniffen nothwendig zum Seitenftüf und zum Gegenfag das fortſchreitende Wachs ⸗ 
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thum bes Elends; der Mangel tft die Bafis des Ueberfluffes und Glück und 
Unglück entſprechen einander. 

Hier nun, als Proudhon daran war, ber alten Nationalöfonomie gegenüber ein 
neues Spftem für die VBollswohlfahrt zu finden, überrafchte ihn die Revolution. 
Sie ließ ihn unbeadhtet, da er erflärte, die politifhe Frage wäre untergeordnet 
und nebenſächlich, die Hauptfrage fei die fociale. Aber feine Zeit fam, nachdem 
die Frage nah der Stantögewalt erledigt war, und bie fociale Frage auf ihre 
fung noch wartete. Seit dem Erfcheinen feiner Contradictions hatte er an feinem 
pofitiven . Syſteme gearbeitet und fo fonnte er am 31. Mär; 1848 den Grund 
ftein desfelben in der Brochüre „Organisation du credit et de la eirculation et 
solution du probläme social* publiciren. Alles, behauptete er darin, komme 
darauf an, der fapitallofen Arbeit ein Kapital für ihr Unternehmen zinfenfrei 
vorzuftreden. Jedem Einzelnen follte Kapital verliehen werben, und zwar follte 
biefe Verleihung nit unmittelbar dur die Staatsgewalt felbft geſchehen, ſondern 
- fie follte fih durch einige allgemeine Mafregeln des Staates in Beziehung auf 
den Verkehr von felber bei jedem Cinzelnen erzeugen. Zu dieſem Ende flug 
Proudhon zuerft vor, daß eine Reduktion aller Gehälter des Staates, aller 
Einkünfte aus dem Staatsvermögen, aller Zinfen der Staatsſchuld vorgenommen 
werben möge, und zwar nad) einer beftimmten Skala, welche bei ber täglichen 
Einnahme von 13/, Fr. mit 4%/, beginnt und bei der täglihen Einnahme von 
100 Fr. mit 66%/, aufhört; über meld’ lettere Summe hinaus gar fein Gehalt 
mehr verliehen werben fol. Eine zweite Maßregel follte darin beftehen, daß 
auch die Einkünfte aus den inbuftriellen Unternehmungen, fowie die Renten bes 
Defiges in ganz gleicher Weife eine Reduklion erfahren follten, namentlich bie 
Zinfen aller Art von Aktien, dann die Miethen der Wohnungen, endlich ſogar 
der Lohn der Arbeiter. Damit aber die Gewalt des Verkehrs dies neue Berhält- 
niß nicht ändere, follte fofort der Staat den Preis aller Waaren und Leiftungen 
gefeglich feftftellen, und zwar nad ver Höhe des Preifes, den fie an einem be= 
ftimmten Zage haben würden. Proudhon beredinete, daß durch dieſe Maßregeln 
2500 Millionen dem Staate zur Verfügung gewonnen würben, aus weldem 
Kapital er den Urbeitern zinsfreie Darlehen vorftreden könnte. Aber er ahnte, daß 
au damit noch nicht Alles gethan fei, daß man das Geld überhaupt vernichten 
müfle, um die Herrfchaft des Gelvfapitals zu brechen und fo entftand ihm ber 
britte Theil feiner Vorſchläge, die Banque d’dchange, die Wechſelbank. In ihr 
follte ein Inftitut errichtet werden, in weldhem ohne Geld jevem für fein Pro= 
but, das er in dasſelbe hineinträgt, der Stoff zu weiterer Unternehmung ge- 
geben, und mithin ein direkter Austaufd der Produkte, ohne Dazwiſchenkunft 
des Handels, erzielt wird, Dadurch follte einerfeits das Bedürfniß nad Geld— 
fapital verſchwinden, andrerfeits der Vortheil, den der Handel für ſich zieht, dem 
Producenten zugewendet werben. Um dies zu erreichen, follte jeder für fein einge— 
liefertes Produkt einen Schein, lautend auf ven Geldwerth der Probufte, er- 
halten, und viefer Schein follte dann unter ven Theilnehmern der Bank als baares 
Geld. furfiren. So würde durch den unmittelbaren Austaufh die Bermittlung und 
mit der Vermittlung die Herrfhaft des Geldes aufhören. Wenn aber Jemand 
feinen Stoff habe, jo könne er unter Juziehung zweier Bürgen Borfhuß von der 
Bank erhalten. Im Uebrigen fol die Bant alle Gefhäfte eines Bankinftituts 
übernehmen. | 

Nachdem Proubhon in den Ergänzungswahlen vom 4. Juni in die Kammer 
gefommen war, ba fühlte er nad den Juni-Ereigniffen, daß er nun vor Allem 
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bie fociale Frage zu vertreten habe und legte daher der Kammer am 3. Juli 
feinen oben entwidelten Finanzplan, der der Einrichtung einer Banque d’dchange 
vorausgehen follte, mit einigen geringen Mopififationen vor. Die Nationalver- 
fammlung aber ging über Proudhons Anträge zur Tagesorbnung über, und jo 
hatte demnach auch die legte Formel der focialen Doktrin eine Niederlage er- 
fahren. Proudhon felbft verlor an Gewicht und Bedeutung in ber öffentlichen 
Meinung, um fo mehr, ald aud die von ihm auf eigene Yauft mit dem Anfang 
des Jahres 1849 ing Leben gerufene Volksbank nad drei Monaten fümmerlichen 
Beſtehens wieder eingehen mußte. Er erhob ſich mit Lonis Blanc u. U. noch 
literarifch für das Recht auf Arbeit, als die Nationalverfammlung auch viefes, 
wonad dem Arbeiter vom Staate aus Arbeit und Unterhalt garantirt werben 
folte, fallen ließ und damit aufs entſchiedenſte ven Sieg ber befigenden Klaffe ber 
induftriellen Gefellfhaft über das Proletariat dofumentirte. Seit biefer Zeit 
veröffentlichte er noch eine Reihe von Schriften, worunter ihm einige bie Berur: 
theilung zur Gefängnißftrafe zuzogen. Nachdem er bereit8 von 1850—1852 eine 
jolde erftanden hatte, entzog er fi 1858 burd die Flucht nad Belgien einer 
neuerdings aus Anlaß der Schrift: „De la Justice dans la Revolution et dans 
l’Eglise* über ihn verhängten Strafe, und machte, als ihm biefelbe 1860 er- 
laffen und die Rückkehr in die Heimat erlaubt worben, feinen Gebraud von der 
Amneftie. *) | 

Der legte Gang der politifhen Ereigniffe in Frankreich, in welchem wir bie 
Republif ſtürzen und das zweite Kaifertfum im Bunde mit bemofratifchen Prin- 
cipien entftehen fahen, war dur das Bebürfniß nad einer ftarfen Staatsgewalt 
bebingt, weldhe den Kampf der Parteien, ver die beftehende Ordnung immer neu 
in Frage ftellte, niederzuhalten und mit der Sicherheit das Vertrauen als den 
mächtigften Nerv des inbuftriellen Lebens aufzurichten vermochte, Louis Na- 
poleon hat es wohl verftanden, das Intereffe ver Arbeiter an fein Regiment zu 
Inüpfen. Bor Allem hat er das allgemeine Stimmrecht anerfannt und damit das 
ftaatsbürgerliche Interefje des vierten Standes befergt. Er läßt Paris umbauen, 
um Arbeit zu verfchaffen, zugleich nad) einem Plan, wodurch es leicht wird, durch 
Militärgewalt jeden Straßenaufftand niederzuwerfen; er errichtet eine Reihe von 
wohlthätigen Inftituten, die dem Proletariat zu Nugen kommen, und mit einem 
Wort, er hält in Paris die ſociale Revolution nieder, indem er einerfeits bemüht 
ift, den Uebelftänden abzuhelfen, andrerfeits ftarf genug, um bie unzufriebene . 
Maſſe im Zaume zu halten, Die fociale Revolution in Paris hat aber eine Be— 
bentung über Frankreich hinaus, und fo wird es klar fein, wieviel die öffentliche 
Ruhe Europa’3s jenem Manne verbantt. In Frankreich felbft aber haben 
fih in der That die Verhältniffe des Arbeiterftandes vielfach; gebeſſert; wenn auch 
bie zahlreichen Arbeiterafjociationen, vie fich gebilvet haben, bis jegt mit wenigen 
Ausnahmen nur geringes Glück machten. Für die Zufunft Franfreihs kommt 
Alles darauf an, wie viel von focialer Reform unter Napoleons Regierung ſich 
entwideln und befeftigen wird. 

13) In Belgien, das gleichfalls ein zahlreiches Yabrikproletariat befigt, 
find Frankreichs focialiftifhe Doktrinen nicht ohne Wieverhall geblieben; de 
Potter fteuerte fhon 1831 auf eine fociale Revolution los, da eine blos poli- 
tiſche der befiglofen Klafje wenig nütze; denn bie Freiheit könne nicht Selbftzwed, 
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nur Mittel für vie Wohlfahrt des Volkes jein. Progreffioftener, dadurch unend- 
liche Theilung des Eigenthums, ift de Potters Programm. Adolf Bartels 
huldigt gleichfalls dem Socialismus; der Staat folle alle Induſtrie und allen 
Grundbefig gegen Entſchädigung erpropriiren und von ta an alles Eigenthum 
auf die individuelle Arbeit, die aus dem Allgemeinen bezahlt wird, bafiren. 
Lucian Jottrand fordert Abfhaffung der Armee, Tragung der öffentlichen 
Laften durch die Reihen allein, Mafregeln zur allmäligen Befeitigung aller Erb- 
haften, Heimfall der Güter nad dem Tode der Befiger an die Nation, Auf: 
hören der großen Vermögen, Afjociation von Arbeit und Kapital und überhaupt 
bie Arbeit als Duelle alles Eigenthums. Jakob Kats endlich tritt nit minder 
radifal auf. Sein Syſtem formulirt fih furz dahin: allgemeine Gleichheit, all- 
gemeines Stimmredt, Tragung aller nöthigen Stantsausgaben durch die Reichen, 
Ernährung und Erziehung aller Landeslinder auf Staatötoften, Sicherung ber 
Eriftenz eines Jeden und Organifation der Arbeit durch den Staat. (Vgl. über ven 
Socialismus in Belgien: 8. Grün: Die fociale Bewegung in Frankreich und 
Belgien, p. 1—75). 

14) England, von wo ber große Aufihwung des inbuftriellen Lebens ber 
Gegenwart am Ende des vorigen Jahrhunderts feinen Ausgang nahm, wo mehr 
als irgendwo vie Lichtjeiten vesjelben mit ven Scattenfeiten fih zufammenfinden 
und zwifchen Kapital und Arbeit die breitefte Kluft fi aufgethan zu haben ſcheint, 
bat weder auf dem Gebiete der Theorie noch der That eine fold’ intenfive nnd 
energijche Beftrebung nad einer andern focialen Ordnung, als die gegebene ift, 
gefehen, wie dies in Frankfreid der Fall war. Man darf ven Grund dieſes merf- 
würdigen Phänomens in feiner VBerfafjung ſuchen, worin die Stände der Gefell- 
ſchaft fi nicht in demſelben anomalen Berhältniß befanden, wie in dem feuvdalen 
Frankreich, ſondern feit den Revolutionen unter den legten Stuarts der Bürger— 
ftand mit dem Adel und der Prälatur vie politiiche Macht in ven Händen hatte 
und zwiſchen allen Klaffen der Gefelfchaft ein lebendiger Fluß des Ueberganges 
ftattfand, Sprößlinge aus königlichem ©eblüt fteigen herab in bie nienerften 
Schichten derfelben, um bier im Elend namenlos zu endigen, umgefehrt aber ver- 
mag fi auch vie perfünlihe Tüchtigfett unter freifinnigen Inftitutionen den Weg 
zu den höchſten focialen und politiihen Stellungen zu bahnen. Die Erhaltung 
ber beftehbenden Zuftände ruht nicht auf einer bevorzugten Klafje, die durch eifer- 
ſüchtige Ausfchließlichkeit ſich jelbft fortwährend ſchwächt und damit jene gefährdet; 
ſondern der ganze befigende und küchtige Theil der Nation findet fein Intereſſe 
daran, konſervativ zu fein. i 

Bor der umfafjenden Einführung der Mafchinen in die Induftrie gegen bas 
Ende des vorigen Jahrhunderts theilte ſich die engliſche Geſellſchaft einerfeits in 
jogenannte Kleine Leute, Heine Grundbeſitzer, Pächter, Handwerker, Krämer, Ar: 
beiter u. dgl., wovon natürlidy die erftern die legtern in einem Abhängigfeitsver- 
hältniß von ſich hielten, was diefe um fo weniger drückend empfanden, als fie noch 
auf einer naiven Stufe der Bildung ftanden und ver Befig nod nicht in ber- 
jelben Weife ihre Arbeitskräfte auszubeuten begonnen hatte, wie ſpäter. Mit ver 
Erfindung ver Majchinen änderte fi) hier Vieles, ja faft Alles. Die Mafchinen- 
arbeit prüdte jogleid auf die Handwerker auf dem Lande, die neben ihrer Arbeit noch 
von einem Kleinen Landbau lebten. Da ihrer Hände Arbeit die Konkurrenz mit 
den Mafchinen nicht beftehen konnte, fo war aud ihr kleiner Feldbeſitz unzu— 
reihend, fie zu ernähren; fie ſchloſſen fih daher an die entftehenven großen Eta- 
blifjements und Unternehmungen an und Inüpften ihr Zoos an die Maſchinen. 
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Anfangs jhien ſich diefes nur zum Beſſern neigen zu wollen; denn es gab viele 
Arbeit und guten Lohn. Diefer aber mußte fi) nad) dem Abfag der Produktion 
regeln und als nun das Kapital der Maſchineninduſtrie fih in großartigem Maß- 
ftabe zuwandte und eine Konkurrenz zwiſchen ven Kapitalien begann, da brüdte 
viefelbe den Arbeitslohn auf ein foldhes Minimum herab, daß ver Arbeiter von 
feinem Erwerbe fich nichts mehr erfparen, faum ven kümmerlichften Lebensunter- 
halt verſchaffen konnte. No trauriger wurbe feine Lage, ald nun aud eine aus- 
ländiſche Induſtrie mit der einheimijchen wetteiferte und diefe fi gegen jene nur 
durch die Wohlfeilheit ihrer Produkte behaupten konnte. Kamen große inbuftrielle 
Krifen, fiel die Nachfrage oder fperrte der Krieg den ausländifhen Markt, wie 
dies dur Napoleon I. gefhah, fo war der Arbeiter in Folge einer nothwenvigen 
Berkettung von Berbältniffen, die außerhalb der Macht eines Menſchen, ja bes 
Staates jelbft lagen, dem fohredlihften Schidjale preisgegeben. Vom Abſatz war 
bie Größe der Produktion, von biefer der Lohn des Arbeiters bedingt. Dazu kam 
für England noch ein anderes in diefer Nüdficht ungünftiges Moment. Aus Jr- 
land wanderte die unglüdlihe Bevölferung mafjenweife herüber, um ihre Arbeit 
für den geringften Lohn feilzubieten. Der englifche Arbeiter ift nicht an die Ent- 
behrungen gewöhnt, welche der iriſche von Jugend auf erträgt; dieſer alfo wirkte 
auf den Arbeiterlohn des erftern ungünftig ein. Zu diefer in der Natur der Dinge 
liegenden Konjequenz fam noch der Eigennuß der Kapitaliften, welche unbefümmert 
um das Schidjal des Arbeiters fo viel als möglih Gewinn aus ihm zu erzielen 
verfuchten. Wohin es unter folhen Umftänden kommen mußte, liegt auf offener 
Hand und doch wird alle Ahnung von der unglüdlihen Lage des Arbeiters nod) 
durch das Bild ihrer Wirklichkeit übertroffen. Mag auch Engels Darftellung 
„der Lage der arbeitenden Klaffen in England“ (Leipzig 1848) von einem Parteis 
ſtandpunkt aus entworfen fein, mag ſich feit anderthalb Decennien auch Manches 
in berjelben gebefjert haben, obwohl befanntlih aller Fortgang zum Befjern nur 
fehr furze und langfame Schritte macht, immer ift fie dazu angethan, die wärmfte 
Theilnahme, ja das Entjegen des Menſchenfreundes herauszufordern. Diefe tiefe, 
grauenvolle Noth, welde im Arbeiter ven Menſchen vernichtet, rief vielfach einen 
furzfichtigen Haß desfelben gegen feinen Prinzipal hervor, gleihfam als wäre er 
der einzige Grund derſelben, lehrte ihm nachdenken über fein Schidjal und ver- 
einigte ihn mit allen Genoffen vesfelben zu einem eigenen Stand, dem vierten 
Stande in der Geſellſchaft. 

Nobert Dwen (geb. am 14. Mai 1771 zu Newton in der Grafſchaft 
Montgommerh) war es zuerft, der in England auf eine Verbeſſerung des Looſes 
diefes Standes fann und werkthätig Mittel dafür vorkehrte. Aus einer armen 
Familie ftammend und daher frühe darauf angewiefen, ſich felbft fein Fortlommen 
zu fuchen, war feine Erziehung vernadhläffigt worden und trat er fhon mit 10 
Jahren ald Kommis in Dienfte. Mit 13 Jahren fam er in dieſer Eigenfhaft zu 
einem Strumpfwaarenhändler in London, der ihm wegen feiner hervorragenden 
Fähigkeiten bald einen felbftändigern und lukrativen Antheil an feinem Geſchäfte 
gab, wodurch er Gelegenheit erhielt, fih ein Vermögen zu machen. Da damals 
gerade die Baummollfpinnerei in mächtigen Auffhwung gelommen war, warf fid) 
Dwen vor Allem auf das Baummollengefhäft, errichtete in Mancheſter eine Ma— 
ſchinenfabril und Baummollfpinnerei und wurde, nachdem er verſchiedene Etabliffe- 
ments geleitet hatte, endlich von Dale für ſein im Jahre 1784 an den Ufern 
des Clyde in der ſchottiſchen Grafſchaft Neu-Lanark in großartigſter Weiſe ange⸗ 
legte Baumwollſpinnerei als Aſſocis gewonnen, wo die durch Arkwright erfundene 
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Maſchine durch Waflerkraft getrieben wurde, das Unternehmen aber doch in’s 
Stoden gerathen war, weil die von Dale in Neu-Lanark begründete Arbeiter- 
folonie wenig leiftete. Owen, welder das Geſchäft bald allein übernahm, hatte 
daher vor Allem für einen tüchtigen Arbeiterftand zu forgen. Er beſchloß ſich einen 
ſolchen vurd Hebung feines materiellen Loofes wie feiner geiftigen und fittlichen 
Dilvung heranzuziehen. Seine große Abfiht gelang ihm wunderbar durch eine 
Reihe von Mafregeln, worin er das Bertrauen ber Arbeiter zu fi, ihren Fleiß, 
ihre Ehrlichkeit und Mäßigkeit herftellte. Er löste dadurch das ſchwierige Problem 
nah einer Drganifation der Induftrie, worin der Nugen der Arbeiter mit dem 
des Herrn ſich folivarifch verband. Er erbaute den Arbeitern neue Cottages, ges 
fund und mit Gärtchen verfehen und vermiethete fie ihnen ohne Rückſicht auf 
eigenen Gewinn; er legte für die verfchievenen Bedürfniſſe derfelben Waarenlager 
an, wo er um den Einkaufspreis alles abgab. Für die unverheiratheten Arbeiter 
errichtete er ein Speifehaus, wo fie gute Nahrung wohlfeil befamen; er forgte 
insbefonvere für die phufifhe und moraliſche Ausbildung der Kinder; in einem 
gemeinfamen Schulhaufe jollten diefe fpielend lernen, Alle Strafe verpönte er, bie 
Ermahnung und Belehrung trat an ihre Stelle; durch viele Mittel fuchte er 
einen fittlihen Ehrgeiz unter den Arbeitern zu erregen. 

Ganz England, ja viele gefrönte Häupter des Kontinents ſahen mit Erftaunen 
auf diefe wunderbare Schöpfung von Neu-Lanark, Tauſende zogen jährlich hin, 
um fie fi zu beſehen. Die Arbeit ging in fol’ glüdliher Weife von Statten, 
daß der jährliche Neinertrag des Unternehmens Millionen. betrug. Omen ſuchte 
nun für feine Grundſätze Propaganda zu machen, er brachte die größten pefuniären 
Opfer, um die Welt mit feinen Schriften zu überſchwemmen. Die vorzüglichften 
derjelben find feine 1812 erjhienenen: „New views of society or essays upon 
the formation of human character“ und fein „Book of the new world.“ Ehe 
wir den weitern Verlauf feines Lebens und feiner Unternehmungen berichten, 
halten wir hier in ſummariſcher Weije feinen Ideengang ein: 

Jedes menjhlihe Individuum ift eine befondere Miſchung aus finnlichen 
Trieben, Verſtandeskräften und fittlihen Eigenfchaften. Auf dieſen von der Natur 
geprägten Charakter wirken vie focialen Verhältniffe, in denen es fich befindet, 
beftimmenb ein und fo ergibt fi die ganze Urt und Weife feines Denkens und 
Wollens als ein nothwendiges Nefultat dieſer Wechfelwirfung. Auf dieſe äußern 
Berhältniffe, welde zur Zeit jo unglücklich geftaltet find, daß fie unter 100 Fällen 
99 mal verberbih wirkten, muß vor Allem die Aufmerkſamkeit der künftigen 
focialen Regierung gerichtet fein, fie müſſen durch andere erjegt werben, melde 
glüdlidhe und ſittliche Menſchen zum Refultat haben. Kein Menſch ift dafür ver- 
antwortlich, wie er denkt und handelt, weder zu belohnen, noch zu beftrafen ift er, 
da er eben fo ift, wie er fein muß. Wie eine Krankheit ift ein böfer Charafter 
zu betrachten, der durch Belehrung und durd andere Berhältniffe,.in vie er ge— 
fegt wird, geheilt werden muß. Die fociale Regierung wird die Geſetze der 
menſchlichen Organifation ftudiren und darnad ihre Maßnahmen treffen. Zuerft 
ift eine gleiche Erziehung für alle einzuführen, da ale Menjchen im Wefentlichen 
gleich find und diefelben Nechte haben. Diefe wird für eine gleihmäßige und ge= 
funde Entwidelung der phyſiſchen und moraliſchen Fähigkeiten Sorge tragen, den 
Körper kräftigen und den Geift mit nüglihen Kenntniffen bereichern, überflüffige 
ferne halten und auf ſolche Weife Jeden in eine Lage verfegen, worin er ſich alles 
Nothwendige und Nüglihe verſchaffen fann. An die Stelle der bisherigen falfhen 
und verberblichen Religion wird fie eine andere lehren, bie von allen Spekulationen 
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über das Weſen Gottes und Tünftiges Reben fich ferne hält, ven Geift von jedem 
Aberglauben und von der Todesfurcht befreit, dafür aber in ber Bethätigung bes 
Wohlwollens gegen die Mitmenfhen und in dem Streben nad ber eigenen Boll- 
fommenheit das höchſte Wefen, deſſen Natur völlig unbelannt ift, zu verehren 
fucht. Spielend wird diefe Erziehung den jugenblihen Geift unterrihten. Nachdem 
bie fociale Regierung dadurch die ſubjektiven Grundlagen für das Glüd und tie 
Moralitkt der Menſchen zu legen gefucht hat, wird fie nun aud äußere Inftitu- 
tionen etabliren, welche ber menfchlihen Organifation konform find. Innerhalb ver 
Geſellſchaft fol jeder den größtmöglihen Spielraum für bie Bethätigung feiner 
Individualität finden, Freiheit des Gedankens und der Nebe ift ihm gefichert. 
Als Grundſatz des Zufammenlebens wird aufgeftellt, daß feiner von feinem Alters- 
genoffen eine Leiſtung für fih zu beanfpruchen hat, die er nicht für ihn über- 
nähme. Alle müſſen daher arbeiten und die gemeinfame Arbeit gibt gleiches Recht. 
Die verſchiedene Abftufung der Arbeit und Feiftung bebingt die Stellung in ber 
Geſellſchaft. Da Jeder für feine Arbeit einen genügenden Lebensunterhalt findet, 
da ihn das reinſte Wohlwollen an feine Mitmenfchen bindet und er im falle der 
Krankheit vom Gemeinwefen aus verpflegt wird, fo ift jeder Privatbefig überflüffin. 
Mit 15 Jahren, wo bie Erziehung vollendet ift, tritt man als Arbeiter ein und 
kann zugleich eine gefchlechtlihe Verbindung nad Neigung treffen, melde wieder 
gelöst wird, wenn fie unglücklich ausfchlägt. In ber größern Familie des Gemein: 
weſens verſchwindet die Ehe, um fo mehr als bie Kinder öffentlih und auf Koften 
des Ganzen zu Zmeden vesfelben erzogen werben. — Die fociale Regierung fol 
„die Reform der beftehenven Geſellſchaft vorerſt dadurch beginnen und bie glückliche 
Zukunft dadurch einleiten, daß ſie außerhalb der Städte große künſtliche Familien 
von 500—2000 Mitgliedern bildet, fie mit den nöthigen Bedürfniſſen verſieht, 
in ihnen eine Harmonie zwifchen Probuftion und Konfumtion, eine Berbinbung 
des Landbaues mit der Manufaktur und wieder eine Verbindung der Handarbeit 
mit der Mafchinenarbeit herſtellt. Zwiſchen ven Mitgliedern einer folhen Kommune 
findet nah den Wltersflaffen eine Eintheilung und Rangverſchiedenheit ftatt; die 
fräftigften und gereifteften haben die wichtigften Arbeiten und bie Verwaltung und 
Leitung des Ganzen. An der Spite desfelben, zur Regierung, fteht als höchſte 
Gewalt ein Generalrath, gebildet aus Mitgliedern, die nicht unter 30 und nicht 
über 60 Jahre alt find. Er ift aber der ganzen Kommune für feine Regierung 
verantwortlich und kann durch eine Verſammlung berfelben, worin alle Mitgliever 
von 16 Jahren an ftimmfähig find, abgefett werben. Im Falle von Streitigkeiten 
entfcheidet ein Schiedsgericht, aus drei ber älteften Mitgliever beftehend. Der 
Generalrath hat aud die Beziehungen mit allen foctalen Gemeinwefen anzufnüpfen 
und jede geiftige und materielle Kommunikation unter ihnen einzuleiten. — Die 
materielle Grunbbebingung zu einer ſolch' beilfamen Organifation der Gefellichaft, 
in welcher die Moralität zulett ein nothiwenbiges Nefultat ift, ift ver Reicht hum, 
den aber, nah Owens Ueberzeugung, die Erde in überrafcher Weife liefern wird, 
wenn die Menfchheit ſich anftrengt, ihre Schäte zu heben. 

Dies find Dwens Neformibeen, die er zum Theil in Neu-Lanark ins Wert 
gefetst bat, in allen feinen Schriften aber unermühlich wiederholt. Da er darin 
bie beftehende Religion fo feharf beurtheilte, fo zog er fich die Feindſchaft der 
Geiftlihfeit zu, die ihm eine mächtige Oppofition bildete. In öffentlichen Berfamms 
lungen aber wiederholte Owen feine Behauptungen, daß die beftehenden Religionen 
die gefährlichften Feinde der Emancipation des Menfchen, feines Glüdes und feiner 
Moral feien und nur die Selbftfucht unterftügten. 1817 veranlakte er das Par- 
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lament, die Arbeitszeit der Kinder auf 10 Stunden täglich herabzufegen und 1818 
befuchte er Frankreich, Deutſchland und die Schweiz und publichte eine Denk⸗ 
fchrift, wo er auf die traurigen Folgen des Mangeld an Orbnung in ber Pro- 
duftion für die Arbeiter hinweist und eine Organifation berfelben forbert. — Als 
um biefelbe Zeit in London eine Verfammlung von Staatsmännern und National 
öfonomen zufammentrat, um Mittel ausfindig zu maden für bie Berbefferung des 
Looſes der arbeitenden Klaffen, da empfahl ihr Owen feine oben bargelegten Pro- 
jette von Arbeitergemeinden und biefelben richtete er 1822 an das Parlament, als 
bei der großen Noth in Irland an dasfelbe eine Maffenpetition um Abhülfe zu 
Stande kam. Dan hörte nirgends auf ihn. 1824 fuchte er in Indiana am Wabafh 
in Nordamerifa eine Arbeiterfolonie nad dem Vorbilde von Neu-Lanark zu gründen, 
New Harmony genannt. Allein ald Owen nad England zurüdfehrte, zerfiel das 
ganze Unternehmen und traten an bie Stelle ver focialiftifhen Organifation die 
gewöhnlichen Fabrifverhältniffe. "Um dieſe Zeit wurbe ihm von der Regierung von 
Teras ein großer Theil des Landes zur Verwaltung angewiefen, aber da er Reli- 
giond- und Unterrichtöfreiheit forderte, erhob ſich die Geiftlichfeit gegen ihn und 
zerichlug ſich das ganze Projekt. Mittlerweile hatte in England felbft feine Sache 
fid) zu überleben angefangen. Er hatte hier zwar eifrige Schüler, aber bie Ar— 
beiter jelbft erwarteten wenig Heil von Owens Reformen. Sie hatten 1824 das 
Recht der freien Affociation zu Arbeitszweden eingeräumt erhalten, unb nun, nach⸗ 
dent fie vorher fhon im Geheimen eriftirt hatten, bildeten fih in allen Arbeits» 
zweigen Aflociationen mit der Abfiht, den Arbeiter gegen bie, Ausbeutung durch 
das Kapital, die einen hohen Grad erreicht und die Arbeiter nicht felten fon zu 
gewaltfamen Handlungen gegen ihre Herren fortgeriffen hatte, zu fhügen. Ste 
wollten, daß die Arbeiter en masse mit ihren Principalen um den Lohn unter- 
handelten; nad dem Gewinne des Herrn follte er geregelt werden, und im alle, 
daß dieſer ſich nicht dazu verftände, follte ihm fein ganzes Wrbeiterperfonal aufs 
fündigen (turn-out ober strike). Jeder Arbeiter aber, welcher von einem ſolchen 
gewifjermaßen geächteten Herrn ſich dingen läßt, wurbe für einen Verräther er 
Härt und hatte den Zorn feiner Standesgenoffen bitter zu empfinden. Nicht felten 
kam es vor, daß folde Knobftids, wie man fie nannte, arbeitsunfähig gemacht 
oder gar getödtet wurden. In der Aflociation aber überhaupt ift den Arbeitern in 
der That das wirkjamfte Mittel der Berbefferung ihrer Lage gegeben. Ihre Zu- 
funft hängt davon ab, wie fie von biefem Mittel Gebrauh zu machen willen. 
Es ftellt die Arbeiter dem Kapitaliften als einen gefhloffenen Stand gegenüber, 
mit welchem biefer unterbandeln muß. Aber nicht minder führt e8 nach Innen, 
im Kreife ver Arbeiter felbft, zu heilſamen Einrichtungen. Den Affociationen find 
vor Allem die Berbeflerungen zu verbanfen, denen allenthalben das Loos des Ar- 
beiters entgegengeht. 

Aber der Arbeiterfiand hat in England zulegt aud politifche Tendenzen auf: 
genommen. Er fing am dafür zu halten, vaß ein Mittel der Beflerung feiner Lage 
aud die Theilnahme an der Staatögewalt fein würde und trat daher mit ber 
Forderung auf, durch Wahl und MWählbarfeit am politifchen Regimente mittheilzu« 
nehmen. 1835 entwarf ein Komite ber allgemeinen Londoner Arbeitergeſellſchaft, 
William Lowett an der Spige, die Volkscharte mit folgenden ſechs Punkten: 
1) Allgemeines Stimmrecht für jeden mündigen Mann, ber bei gefundem Berftand 
und feines Verbrechens überführt ift; 2) jährlich zu erneuernde Parlamente; 3) 
Diäten für die Parlamentsmitgliever, damit aud Arme eine Wahl annehmen | 
fönnen; 4) Wahlen duch Ballotage, um Beftehung und Einfhüdterung zu ver- 
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bindern; 5) gleihe Wahlbiftrifte, um gleich billige NRepräfentation zu fichern und 
6) Abſchaffung der ausſchließlichen Wählbarfeit derjenigen, vie 300 Pfd. Strl. 
an Grundbeſitz haben, fo daß jever Wähler auch wählbar ift. 

Diefe ſocial-demokratiſchen Beftrebungen faßt man unter dem Namen des 
Chartismus zufanmen. Das Unterhaus lehnte 1839 dieſe Forderungen, zu 
welchen ſich andere, wie z. B. Einführung einer Einkommenſteuer ꝛc. gefellten, ab, 
fieß die Führer bes Chartismus verhaften und rief dadurch Unruhen und bewaff- 
nete Aufftände der Arbeiter hervor, vie zwar bald blutig niebergefchlagen wurden, 
ſich aber bis 1848 öfter wiederholten und einen bie ganze Berfaflung immer 
mehr bedrohenden Charakter annahmen. Seit diefer Zeit aber ift der Chartismus 
wieder etwas in ben Hintergrund getreten, mamentlich in Folge des induftriellen 
Aufſchwungs und der Abihaffung der Kornzölle, woburd ber Preis des Brodes 
beträchtlich fiel. Immer aber wird man fagen dürfen, daß England an feinem 
Proletariat ein Element befitt, das, wenn es nicht dur weile Maßnahmen in 
feinen berechtigten Forderungen zufrieden geftellt, mit feinen Intereffen an bie bes 
Kapitals gefnäpft und namentlich durch fittlich>religiöfe Einwirkungen gehoben wird 
— zu meld’ Testen aber die englifhe Staatskirche wenig angethan zu fein 
fcheint, daher auch der Chartismus in Oppofition mit derfelben trat und ſich viel: 
fach matertaliftiihen Ideen hingibt — diefen reihen und mächtigen Staat noch 
einer gefährlichen Krifis unterwerfen Tann. 

Indeß hat in der lebten Zeit pas Aſſociationsweſen unter den Ar- 
beitern einen viel verheißenden Auffhwung genommen. Es werben in ſolchen Aſ— 
fociationen die Robftoffe gemeinfam bezogen, man hat fich zur Beifhaffung nöthiger 
Lebens- und Wirthihaftsbebitrfniffe geeinigt, um durch einen großartigen gemein- 
famen Bezug berfelben ihren Preis für den Einzelnen zu verringern; man bat 
Krankenpflegevereine gefchaffen und ift endlich bis zu Verkaufs- ja Probuftiong- 
vereinen gefommen, wo die Produktion und ihr Berfauf auf Rechnung und Ge- 
fahr der Gefammtheit ftattfindet. Solchen Arbeiterverbindungen fümmt allenthalben 
Kredit entgegen, fo daß die Arbeitsgenoffen auch mit großem Kapital ihr Gejhäft 
heben fünnen. Ueber 500 folder Propuftionsvereine, die zufammen über 100,000 
Mitglieder zählen, follen zur Stunde in England eriftiren und mande davon, wie 
die Genofienfhaft der Pioniere von Rochdale, im glänzendften Aufſchwung fich be— 
finden. Möglich, daß hiedurch jener angebeuteten Gefahr für England vorgebeugt 
wird — nur bebürfte e8 zur größern Beruhigung einer Organifation von Pro- 
buftion und Konfumtion im Grofen. 

Dwen nun blieb mährend diefer Bewegungen, bie über ihn hinausfchritten, 
nit müffig; noch 1839 eröffnete er eine große Subjkription, um abermals bei 
Southampton eine Kolonie — Harmony-Hall — zu gründen. Man gab hier bem 
Arbeiter guten Unterhalt, Vergnügen und Unterricht; man ließ ein eigenes Journal 
„new moral world“ erfcheinen, aber das Unternehmen fonnte fi nicht erhalten, 
1845 mußte e8 aufgehoben werden. Owen aber hat bis in feine letzten Lebens- 
tage an ber Realifirung feiner Ideen fortgearbeitet. 

In Nordamerifa haben bis jest die fommuniftifch-focialiftifhen Ideen 
feinen rechten Boden finden können. 

15. In Deutſchland ift der Philofoph Joh. G. Fihte (vgl. d. Art.) 
der Erfte, welcher focialiftifhe Ipeen ausfpricht. Auf ihn hatten befanntlih Rouſ⸗ 
feaus politifhe Ideen fehr beftimmenven Einfluß gewonnen. In feinen „Beiträgen 
zur Berichtigung der Urtheile über die franzöfifche Revolution (1793)“ fagt er: 
„Die Bildung der Dinge durd eigene Kraft ift der wahre Rechtsgrund des 
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Eigenthums; aber auch der einzig naturrechtliche. Wer nicht arbeitet, darf wohl 
effen, wenn id; ihm etwas ſchenlen will: aber er hat feinen rechtskräftigen Ans 
fpruch aufs Eſſen. Er darf keines Andern Kräfte für fi verwenden (S. W. VI. 
118—119). Auf die rohe Materie bat jeder Menſch urfprünglih ein Zueig- 
nungsreht, auf die durch ihn mobificirte ein Eigenthumsrecht (ibid. 120 und 
121). Fichte ſchneidet zwar die focialiftifhen Konſequenzen, die dieſe Behaup- 
tungen in ſich bergen, dadurch wieder ab, daß er einerfeits die überlieferten Eigen- 
tbumsverhältniffe auf urfprüngliche Bearbeitungen des angeeigneten Bodens zurüd- 
führt und andrerfeitd das Erbreht als auf einem Vertrag der Staatsbürger 
berubend fefthält, aber in feinen Bemerkungen gegen die Vorrechte des Adels und 
überhaupt gegen die Exiſtenz eines Erbadels treten folhe Lehren dod wieder her— 
vor. Er meint darin, daß der Staat, wenn er den Erbavel abjhaffen würde, 
wozu er berechtigt wäre, allerdings jo lange für veffen Unterhalt forgen müßte, 
bis er eine Arbeit, vie ihn ernährte, erlernt hätte. Hat er aber eine foldhe erlernt, 
fo tarf er feine Kräfte nicht ungebraudt liegen laffen und von fremder Arbeit 
leben; denn wer nit arbeitet, fol auch nicht effen. Auf ven Fortbeftand feines 
Luxus aber habe der Adel durchaus fein Recht. Es ift nämlich ein unveräußer- 
liches Menſchenrecht, daß jeder das Unentbehrliche habe. So lange aud nur Einer 
da ift, dem es um des abeligen Lurus willen unmöglich ift, durch feine Arbeit 
dies zu erwerben, muß ver abelige Luxus ohne alles Erbarmen eingeſchränkt werben. 
Das Unentbehrlihe aber befteht darin, daß jeder der arbeitet, eine zuträgliche und 
genügende Nahrung, eine dem Klima entjprechende Kleidung und eine fefte gefunde 
Wohnung habe (ibid. 183— 189). 

Aber Fichte ging noch weiter in feiner „Grundlage des Naturrechts (1796)", 
wo erflärt wird: „Leben zu können ift das abfolute unveräußerlihe Eigenthum 
aller Menſchen.“ (S. W. III. 212.) Der Staat müffe daher dafür Sorge tragen, 
daß dem Rechte des einen Theils der Staatsbürger, gewiffe Arbeiten zu verfertigen, 
die Verpflichtung des Andern, fie ihm abzufanfen, nachkomme. Denn wer von 
feiner Arbeit nicht leben könne, dem wäre fein abfolutes Eigenthum, das Leben, 
nicht gelaffen, und er hätte fortan auch feines andern Menfhen Eigenthum anzu 
erfennen, da bei ihm ver Staatsbürgervertrag, Jedem fein Eigenthum zu gewähren, 
verlegt wäre. Damit nun dieſe Unficherheit des Eigenthums durch ihn nicht ein- 
trete, müßten in einem folden Falle Alle von Rechtswegen und zufolge des 
Bürgervertrages von dem Ihrigen abgeben, bis er leben könne. Bon dem Augen— 
blide ald Jemand Noth leide, gehöre Keinem berjenige Theil feines Eigenthums 
mehr an, ver als Beitrag erfordert werde, um Jenen aus ber Noth zu reißen, 
fondern er gehöre rechtlich dem Nothleidenden. Der arme Bürger 
babe ein abfolutes Zwangsrecht auf Unterftügung. (ibid. 213.) Aus 
der allgemeinen VBerpflihtung des Staates, dafür einzuftehen, daß jeder Bürger 
von feiner Arbeit leben könne, ergeben ſich die folgenden weitern Verbindlichkeiten 
und Berechtigungen besfelben: a) vor Allem dafür zu forgen, daß ſtets eine hin- 
länglihe Menge von Nahrungsmitteln vorhanden fei; b) überhaupt die Zahl ver 
Künftler (Handwerker) nicht höher anwachſen zn laffen, als die Urprobuftion bes 
Landes zu ernähren vermag; ferner für jede Zunft insbefondere zu beftimmen, 
wie groß die Menge ber zu ihr gehörigen Perfonen fein jolle, damit einerfeits 
die Bepürfniffe des Publitums befriedigt werden, andrerfeits ein Jeder von feiner 
Handtirung leben könne; c) darüber zu wachen, daß ein Jeder auch wirklich ar- 
beite, denn fo wenig es in einem Staate einen Armen geben folle, dürfe darin 
ein Müffiggänger geduldet werben; insbefondere darauf zu fehen, daß jebe 
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Zunft ihre Arbeit in der erforberlihen Quantität und in ber unter den gegebenen 
Berhältniffen möglichen Qualität liefere. (ibid. 216, 233, 214.) 

Im „Geſchloſſenen Handelsftaate” (1800) endlich wird das Bild eines Stantes 
entworfen, welcher bie Arbeit organifirt und überwacht, Produktion und Konfumtion 
regelt und Jedem, indem er ihn zur Arbeit zwingt, feinen ihm mit den Andern 
gebührenden Antheil an einem möglichft angenehmen Leben fihert. Die Annehm- 
lichkeiten, welche die gemeinfame Thätigkeit der Bürger hervorzubringen vermögen, 
follen nad der Zahl derſelben getheilt werden, diefes auf Jeden fommende 
gleide Quantum fei das Seinige von Rehtswegen. In ber Thei- 
lung, welde vor dem Erwahen und der Herrfhaft der Vernunft durch Zufall 
und Gewalt gemacht worden, habe e8 wohl nicht Jever erhalten, indem Andere mehr 
an fi zogen, als auf ihren Theil fam; im VBernunftftaat erhalte er es 
(S. ®. III. ©. 402—403), Zu dieſen Lebensannehmlichkeiten rechnet Fichte 
auch noch einen Antheil freier Muße, bie Jever nad feinen fich felbft gejegten 
Zweden benugen könne. Und da jeder Menſch zur fittlihen Freiheit ſich zu bilden 
habe, hat der Staat aud die Pflicht, durch Bildungsanftalten ihm auf biefem 
Wege zu Hilfe zu kommen. 

Diefe Ideen Fichte's fielen in Deutſchland, wo mehr als irgendwo ver 
Drang nad) individuelleeigenthümlicher Lebensbewegung zu Haufe ift, auf feinen 
empfänglihen Boden.. Zudem aber ging Fichte mit denfelben feiner Zeit voran, 
denn die Zuftände verfelben waren in feiner Weife dazu angethan, um focialiftifch- 
fommuniftifche Tendenzen zu unterftügen. Erſt feit ber Julirevolution fing man 
in Deutihland an, den St. Simonismus zu beachten und zu ahnen, daß er auf 
thatſächliche, bisher überſehene Probleme die Aufmerkfamfeit wende; aber am 
Anfang ber 40er Jahre, wo man aud mit Fourier befannt wurbe, war er bereits 
vergeflen. Erft Lorenz Stein bat 1842 in feinem Werke: „Der Socialismus . 
und Kommunismus im heutigen Frankreich“ die Begriffe in Deutſchland über bie 
Bewegungen auf dem Gebiete der Gefellichaft feftgeftellt und zugleich die Wahr« 
heit ausgeſprochen, daß die Verfaffungen von der Orbnung ber Gefellichaft und 
ihrer Bewegung abhängig feien, daß die politifhe Freiheit auf dem materiellen 
Befige ruhe. In der zweiten Auflage vesjelben Werkes im Jahre 1848, in einem 
Anhang dazu: „Die focialiftifhen und fommuniftifchen Bewegungen feit ter dritten 
franzöfifhen Revolution“ von demfelben Jahre und enplih in dem großen Werke: 
„Geſchichte der focialen Bewegung in Frankreich“ (1850. 3 Be.) hat Stein 
feine Ideen über pas Wefen und die Probleme der Geſellſchaft und über ihren 
Zufammenhang mit ven BVerfaffungsfragen in abſchließender Weife formulirt. 

Auch in Deutſchland erhebt ſich allenthalben, wenn e8 auch bier und bort 
noch manden harten Strauß zu kämpfen gibt, die inbuftriele Gefellihaft unter 
bem fonftitutionellen Königthum zu entſchiedener Herrſchaft. Ift diefe aber erft 
einmal eine fefte Thatſache geworben, jo wirb die Arbeiterfrage mit größerer 
Dringlichkeit als bisher ſich einſtellen, vorausgefegt, daß es bis dahin nicht ge— 
lungen wäre, bie Intereffen des vierten Standes aufzuflären und wahrhaft zu 
beforgen. Aber vor 1848 konnten es nur unklare von Frankreich her impor« 
tirte Ideen fein, welde ohne Kraft und Nachhalt vorübergehend kommuniſtiſch- 
focialiftifhe Zudungen in Deutſchland bervorriefen. Die deutſchen Handwerkögefellen, 
welde in Paris gearbeitet hatten und dort mit Cabets Kommunismus und ähn— 
lihen Lehren befannt geworden waren, ſchleppten viefelben in den deutſchen Ar— 
beiterftand ſporadiſch ein. Bor Allem aber wurde feit 1840 die Schweiz cine 

Heimat kommuniſtiſcher Verbindungen. Hier trat nämlid) die zweideutige Perfün« 
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lichkeit des Schneiders Weitling aus Magdeburg, welcher in ven 30er Yahren 
in Paris Cabets Anfichten fich angeeignet und damit Ideen Fouriers verbunden 
hatte, als Mifftonär des Kommunismus auf. Seine erfte in diefem Sinne abge 
faßte Brochüre: „Die Menſchheit, wie fie ift und fein foll” (1839) fand feine 
Beachtung. In Genf aber traf er in ben Sängervereinen der Arbeiter vielfach 
geneigtes Gehör, die Polizei trieb ihm jedoch bald aus. Er ging hierauf nad) 
Vevey und gab 1841 die Heitfchrift: „Hülferuf der deutfchen Jugend“ heraus, 
wo hinter demofratifcherepublifanifchen Tendenzen die kommuniſtiſchen zurldtraten. 
Statt der Reihen, die heftig angeariffen wurden, follte das Proletariat das poli— 
tifhe Regiment in die Hände befommen. In Zürich prebigte hierauf Weitling 
öffentlih den Kommunismus und publicirte 1842 die Schrift: „Garantien der Har- 
monie und Freiheit." „Die abfolute Gleichheit”, hieß es bier, „kann nur durch 
Bernihtung jeder Staatsorbnung erreicht werden. Eine volllommene Gleichheit hat 
feine Regierung, nur eine Verwaltung (S. 23). Als man die Erfindung des Eigen- 
thums machte, war fie zu entfchuldigen; fie benahm Niemanden das Recht, Eigen: 
thümer zu werben: denn e8 gab noch Fein Geld, ftatt deffen aber Rand genug. 
Die Anſtchreißung großer oder Meiner Striche Landes konnte nur fo lange mora» 
liſch zu entſchuldigen und erlaubt fein, als jeder Menſch Freiheit und Mittel hatte, 
auch große und Meinr Stüde Landes fir fich zu befommen, Von ver Zeit an, 
daß das nicht mehr fein konnte, war das Eigenthum and; Fein perfünliches 
Recht mehr, fondern ein himmelſchreiendes Unreht, und das um fo mehr, 
als e8 die Urfache des Mangels und Elendes Taufender if. Diefe Wahrheit ift 
fo Mar wie die Sonne. Macht Eure Gefängniffe un? Zuchthänfer auf, fage id 
Euch, es find viele ehrliche Leute drin. Macht fie auf und faget ihnen, ihr wußtet 
nicht, was das Eigenthum fei, wir wußten e8 nicht; laßt uns miteinander biefe 
Mauern, diefe Heden und Gitter wegreißen, biefe Gruben ausfüllen, bamit bie 
Urſache unferer Trennung verfhwinde, und laßt uns wieder Freumde fein.” (ibid. 
S. 16—17.) Die Erlöfung von allen focialen Mifftänden foll nah Weitling in 
einem Gefellfhaftszuftande — Harmonie genannt — gegeben fein, ber eine Ar- 
beitsgemeinfchaft ohne Staat, Kirche, perfönliches Eigenthum, Standesunterſchied, 
Nationalität, Vaterland darftellt. Gleichheit der Genüffe fol der Gleichheit ber 
Arbeit entſprechen. Er ſuchte nun ein Nes von fommuniftifchen Vereinen über 
die Schweiz zu verbreiten, feßte fih mit den Kommuniften in Paris und in ben 
deutſchen Nheinlanden in Beziehung, unternahm es, einen Arbeiteraufftand zu or— 
ganifiren und veröffentlichte (1843) „Das Evangelium des armen Sünders“, wo 
die Evangelien im Sinne des Kommunismus benittt werben und der Sa aufges 
ftellt war, das Proletariat folle durch Stehlen die Vermögensunterſchiede aus- 
gleichen und auf foldhe Weife die Güter wieder an ſich bringen, die ihm die Reichen 
abgenommen hätten. Darauf hin ließ der große Rath von Zürich Weitling und 
feine Genoſſen verhaften, unter Bluntſchli's Vorſitz eine Unterfuhung anftellen 
und auf Grundlage ihrer Erhebungen Weitling zu kurzem Gefängniß und zur 
Ausweifung aus Zürich verurtbeilen. Der Neft von deflen Anhängern verfuchte 
in Lauſanne und Neuenburg fein Unmefen fortzufegen, bis 1846 die Regierung 
gegen ihn einfchritt und damit der ganzen fommuniftifhen Agitation in der Schweiz, 
wo feit diefer Zeit Arbeiteraffoctationen in einem mohlthätigen Aufblühen begriffen 
find, ein Ende machte. 

Mit der Einführung des Zollvereins hatte fi in Norpbeutichland eine groß— 
artige Induſtrie zu erheben angefangen. Fabrifen und Großhandel begannen bie 
frühere Gewerbsthätigkeit und bie Kleinfrämerei zu verbrängen, die Zunftorbnung 
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zu flürzen und bie Arbeitsfräfte maffenhaft in den Stäbten zu Foncentriren. Na- 
mentlih Sachſen ging weit voran, und Preußen, Berlin an der Spite, folgte 
nad. Wie überall, fo mußte es aud in biefen norbbeutfchen Gentralifationspunften 
der Arbeit zur Bildung eines Proletariats mit all feinen Uebeln fommen, bie fo 
gleih hervortraten, als 1839 und 1840 von Nordamerika große Handelskriſen 
ausgingen. Befonvers unter den Leinwebern in den fchlefiihen Gebirgen, welche 
die Konkurrenz mit der englifchen Mafchinenarbeit nicht aufnehmen konnten, fam es 
zu einem gräßlihen Elend und in Folge der hieraus entfpringenden Verzweiflung 
zu tumultuarifhen Auftritten. Kommpmniftifche und focialiftifhe Ipeen drangen in 
den norbbeutfchen Arbeiterftand ein, aber wenn es auch in Berlin und feipzig 
vorübergehend zu fommuniftifhen Verbindungen, die raſch wieder erbrüdt wurden, 
fam, fo hielt fi jener do im großen Ganzen davon fern, er ergriff davon nur 
bie Beranlaffung über feine Tage ernfter nachzubenfen und beftimmte Hoffnungen 
und Wünſche zu geftalten, alfo mit Bewußtſein ſich zu erfaffen. In Berlin bildete 
fih 1845 ein Berein für das Wohl ver arbeitenden Klaſſen, die Berliner Publi- 
ciftif trat mit Unterfuhungen ber Arbeiterverhältniffe auf und ſchlug Heilmittel 
für biefelben vor. Aud in den preußifchen Rheinlanden, wo gleichfalls ein reges 
induftrielles Leben herrfchte, kam es um dieſelbe Zeit zu kommuniftifch-focialiftifchen 
Beftrebungen, die ſich aber auch hier größtentheils innerhalb des Gebietes der 
Literatur und Tagespreſſe hielten. Karl Grün veröffentlichte im Intereffe der— 
felben feine Briefe und Studien über „Die foriale Bewegung in Franfreih und 
Belgien” (Darmftabt 1845) und legte bie Ideen der Stimmführer des franzöfifchen 
Kommunismus und Socialismus in feiner leichtfertig fpringenden Weife einem 
größern Publifum nahe, während Engels in feinem ſchon oben genannten Buche 
mit den büfterften Farben den Zuftand des engliihen Proletariats ſchilderte und 
den Haß der Arbeiter gegen die Bourgeoiſie aufſtachelte. Eine Reihe von Zeit: 
fhriften, wie die „Rheinifchen Jahrbücher”, das „Weftphälifche Dampfboot”, ver 
„Geſellſchaftsſpiegel“ u. f. w. arbeiteten in viefer Richtung und prebigten den Sag, 
daß erft die Verbefferung ber materiellen Lage Jedem zur wahrhaften perfönlichen 
Vreiheit verhelfen fünne und daß darum an jene jedweder Fortſchritt gebunden 
fei. Aber diefe ganze Bewegung fam in den Rheinlanden bald in’s Stoden, nach— 
dem im eigenen Heerlager der radikalen Partei gewichtige Gegner, wie A. Ruge, 
fi) verwerfend hatten vernehmen laſſen und die Arbeiter feine rechte Theilnahme 
zeigten. Dagegen begann man von den verfchiedenen Seiten der Staatswiffen- 
haft, der Nationalökonomie, jelbft ver Theologie, die fociale Frage zu erörtern und 
— mit Ernſt und Gründlichkeit an ihrer wiſſenſchaftlichen und moraliſchen 
oſung. 

Während es in der deutſchen Literatur aus jener Zeit nicht an Produkten 
fehlt, welche die Extravaganzen eines Proudhon wiederholen, wie z. B. Mar 
Stirners Buch: „Der Einzige und ſein Eigenthum“ (Leipzig 1845), wo 
Eigenthum und Geſellſchaft, Recht und Staat und endlich der Kommunismus und 
Socialismus ſelbſt einer zerſetzenden Kritik unterzogen wird, bekam doch zuletzt die 
Wiſſenſchaft das Problem zum größten Theil in die Hand und fing nun die Er— 
fenntniß von der Gefellfhaft zu geftalten an. 

Hinter der politiihen Revolution von 1848 trat die fociale Frage etwas in 
den Hintergrund, obgleich es gerade das Proletariat war, das ſich am eifrigften 
an jener betheiligte. Es mochte glauben, daß eine andere politifhe Organifation 
Deutfhlands nad Außen und Innen aud feine Intereffen befriedigen könnte. 
Aber während wir dies fchreiben, bewegt die Arbeiterfrage abermals Deutſchland, 
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freilich nicht in tumultwarifher und drohender Weife, vielmehr wirb der Kampf 
erft auf dem Felde ver Theorien ausgefohten. 9. Schulze (Schulze-Delitzſch), 
ein befanntes Haupt der Fortfchrittspartei im preußiſchen Abgeordnetenhaus, Hat 
feit Jahren unter den Arbeitern dur die Pflege der Affociation eine fegensreiche 
Wirkſamkeit entfaltet. Faſſen wir feine Grundſaätze über die Löſung der foctalen 
Frage, wie er fie in feinem „Kapitel zum beutfchen Arbeiterfatehismus" in bes 
redter Polemik gegen Laffalle ausfpricht, kurz und überfichtlich zufammen: Bon 
etner tieffittlihen Auffaflung des Weſens und der Folgen der Arbeit durchdrungen, 
fordert er, daß Jeder feine Berürfniffe mit Hülfe der ihm von ver Natur gegebenen 
Kräfte gewinne, alfo zumeift fi ſelber helfe, vom Staat zunädft nur bie Ga— 
vantie ber freien Konkurrenz, der Gewerbfreiheit und Freizügigfeit begehrend, d. h. 
den freien Gebraud feiner Kräfte. Das Kapital, nichts anderes ald die Summe 
früherer Arbeitsfräfte, deflen Jemand zum Beginn mie zur Fortfegung einer be- 
flimmten gewerblichen Befchäftigung nothwendig bebarf, ift fo wenig ein Feind ber 
Arbeit, daß vielmehr beide in ihren Intereffen auf einander angewiefen find, indem 
das Kapital nur durch Arbeit erhalten und ertragsfählg gemacht wird, die Arbeit mit 
dem Kapital gebeihliher und mit weniger Anftrengung von GStatten geht, da fie 
diefer mit den errungenen Einfihten auch die Naturhülfe, Arbeitsftoffe, Werkzeuge 
und Subfiftenzmittel verabreiht. Das Kapital im Bunde mit der Arbeit vermehrt 
den allgemeinen Reihthum und damit das allgemeine Glück. Die Fähigkeit der 
Kapitalanfanınlung Bei ven Menfchen ift gleichbedeutend mit ihrer Kulturfähig— 
feit, indem vom Wahsthum viefes geiftigen und fachlichen Kapitals der Menid- 
beit jeder Fortſchritt in der Givilifation, die allmälige Vervollkommnung menfch- 
licher Zuftände in intelleftueller, fittliher und wirthichaftlicher Hinficht nothwendig 
bebingt wird, Alle die focialiftiihen Vorſchläge, wie fie namentlih in Frank⸗ 
reich aufgetreten find, werben als verkehrt erwiefen und die Gleichheit, vie Durch 
ihre Verwirklichung herbeigeführt werben könnte, wäre nur bie bes Elends. — 
Was der Arbeiter vom Staate neben dem bereits oben Vorgebrachten mit Recht 
beanspruchen fann, ift Gleichheit vor dem Gelege, worin das allgemeine gleiche 
Wahlrecht inbegriffen fein mag; dann eine möglichft gleichmäßige, gerechte und 
möglihft wenig drückende Bertheilung der Staatslaſten; weiter die möglichite 
Schonung der wirtbihaftlihen Kräfte der Nation und endlich die Hebung ber 
Volksſchule, ald der Hauptpflanzftätte der Bildung für den Arbeiter, ohne welche 
bie nachhaltige Hebung des Standes felbft niemals mit Erfolg angeftrebt wird. 
Der Staat alfo fann durch feine Dazwiſchenkunft die Arbeiterfrage nicht Löfen, 
wohl aber fann er durch feine Einrichtungen die Löfung, erleichtern oder erfchweren. 
Ein wirthfchaftlihes Uebel Tann nicht mit volitiihen, muß mit wirthfchaftlichen 
Mitteln befämpft werben. Die fung der Aufgabe muß mit ver phyſiſchen, geis 
ftigen und fittlihen Ausbildung des Arbeiterftandes felbft beginnen. Dann aber 
bat man vor Allem auf bie Vermehrung des Gefammtvermögens der Nation durch 
Steigerung der Produktion, melde von ber Steigerung der Leiftungsfähigfeit ber 
Arbeit und durch das Wachsthum der Privatfapitalien bebingt ift, feine Anftrengung 
binzufehren. Bon diefer Gefammtprobuftion foll Jeder nah feinen Leiftungen An— 
theil- erhalten und nur, wo durch Unglüd die Leiftungsfähigfeit verfünmert worden 
ift, fol die Liebe mittheilend einwirken. 

Aber das Hauptmittel für die Hebung ber arbeitenden Klaffen im Allgemeinen 
find die Erwerbs- und Wirtbfhaftsgenoffenfhaften, in der Ver— 
einigung der Kräfte iſt das Größte zu erzielen. Solche Genoflenfhaften fteigern 
nicht blos durch den Zufammenfhuß ihrer Intelligenz und ihres Kapitals ihre 
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Leiftungs» und Erwerbungsfäbigkeit, ſondern in ihnen wird aud eine Kredits 
baſis geihaffen, fremdes Kapital herbeigelodt. — Diefe Genoſſenſchaften, welche 
durch die Vereinigung der Kräfte das der Einzellraft Berfagte erringen helfen, 
wollen und follen auf ver bewußten Einfiht und dem freien Willen der Einzelnen 
ruhen. Sie dienen ſowohl der Bildung, der geiftigen Hebung, wie der materiellen 
Aufbefferung. In der legtern Hinfiht zählt Schulze-Delitzſch ſechs Arten folder 
Genoſſenſchaften auf: a) die Borfhuß-, Kredit-, Darlehns-Vereine, 
Volksbanken u. dgl., welhe den Bedarf an Baarſchaft und Krebit ihren Mit: 
gliedern vermitteln; b) Rohſtoff-Vereine, in denen Handwerker und Arbeiter 
derfelben Brandye zu gemeinfhaftlihen Bezuge der Nobftoffe im Großen, wohl 
andy zu gemeinfamer Anfhaffung von Maſchinen und koftfpieligen Arbeitsvorrich- 
tungen zufammentreten; c) Konſumvereine, in denen man fi zum Anlauf 
nöthiger Lebens: und Wirthſchaftsbedingniſſe einigt, um fich ebenfalls die VBortheile 
des Großbezugs zu fihern; d) Krankenkaſſen und Gefunpheitspfleg- 
vereine, wo man ſich durch die Vereine Medikamente und ärztliche Behandlung 
billiger verſchafft; e) Magazinvereine zum gemeinfchaftlihen Handel mit den 
Ürbeitererzengnifien der Mitgliever, welche jedoch von dieſen in ihren eigenen Ge— 
ſchäften gefertigt und im Bereinsmagazine für ihre Privatrechnung verfauft werben. 
Und endlich 6) die eigentlihen Genofjenfhaften zum gemeinfamen 
Gejhäftsbetriebe, in welchen die Probultion und der Verkauf der Arbeite- 
erzeugnifie auf Nehnung und Gefahr der Gefammtheit gefchieht. 

Ferdinand Laffalle hingegen (+ 1864), zuvor als philofophifcher Schriftfteller 
ehrenvoll befannt, fuchte die Arbeiterfrage vom focialen auf das politifche Gebiet 
binüberzuführen; er will das allgemeine gleihe Wahlrecht durchgeſetzt wiffen, damit 
der Stand der Arbeiter in ver Bolfsvertretung feine Intereffen beforgen und 
darauf hinwirken könne, daß der Staat den Ürbeitergenofjenfchaften, vie im Laufe 
der Zeit über den ganzen Arbeiterftand ſich erfireden und vie Privatinduftrie uns 
möglich machen follen, zu Hülfe käme, indem er für fie die Zins-Bürgſchaft leiftend, 
ihnen Kapital und Kredit verfhafft, wofür er fich aber aud durch Genehmigung 

der Statuten und ausreihende Kontrolle bei der Geſchäftsleitung fo viel als mög: 
lich gegen ſchlimme Eventwalitäten fiher ftellt. Der Arbeiterftand foll fein eigener 
Unternehmer mit Hülfe des Staates werben und bamit zum Arbeitslohn den 
Unternehbmergewinn erhalten, Was der Staat ſchon bei dem Bau der Eifen- 
‘bahnen gethan, das müffe er für bie großen Arbeiterafjociationen gleihfalls thun, 
nämlih die Zinsgarantie übernehmen. Und um fo gerechter fei dieſe Forderung, 
ald der Staat (wenigftend der preußifche) aus 961/, Procent gebrüdter und armer 
Mitglieder beftehe und demnach eigentlih nur eine Affociation der ärmern Klaffen 
fei. Laſſalle ift offenbar ftärker in der Kritif ver Hülfsmittel, welche Schulze-De— 
lief zur Verbeſſerung des Arbeiterloofes aufbringt, als in dem Gedanken, von 
dem er fich alles Heil erwartet, ver, wie uns bie vorlibergeführte Geſchichte des 
Socialismug zeigt, fein neuer Gevanfe ift, und fchließlid wohl auf eine Berau- 
bung der befigenden Klaffen zu Gunften der armen durch den Staat binauslaufen 
müßte. Solche Kapitalien, mie fie für die großen Affociationen erfordert würden, 
fönnte der Staat ja doch nur von den Reichen nehmen, die, wenn fie etwa gegen 
eine vorgefchriebene niedrige Rente ihr Vermögen ihm übergeben und aus eigenen 
Infrativen Unternehmungen berausziehen müßten, doch wahrlidy in ihrem Eigen- 
thumsrecht beſchädigt fein würden. Aber welde Zinsgarantie könnte aud ein Staat 
übernehmen, der 961/, Procent Arme zu beforgen bat, namentlich bei der Even« 
tualität großer induftrieller Krifen, die über feine Macht hinausreichen? Und welches 
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Bertrauen fünnte bie befigende Klafje zu einem Staate haben, in weldem bie 
arme Klaffe das Heft der Regierung durch die Kammermajorität, bie wohl zu 
ihren Gunften befchließen würde, in der Hand hätte? — Wäre auch das Mittel 
des allgemeinen Wahlrechtes zur Herftellung einer Kammermajorität im Sinne ber 
armen Bevölkerung nod ein friedliches, jo würde doch die Ausführung der Be— 
ſchlüſſe dieſer Verſammlung augenblidlih den focialen Krieg im Gefolge haben. 

IV. Nicht von dem von Laffalle vorgefhlagenen Experiment erwarten wir 
das Heil des Arbeiterftandes, weil die Ausführung desſelben zunächſt den Staat 
felbft in unruhige Schwankungen verjegen und damit alle Folgen heraufführen 
würde, welche vie Unficherheit politifcher Zuftände für die Arbeit erzeugt. Nicht 
in tumultuarifcher Weife, durch Mittel der Gewalt, fondern auf dem Wege eines 
organifhen Wahsthums, und durch die fociale Selbfthilfe, wird fich die beſſere 
Zukunft des Arbeiterftandes geftalten. Der ganze Entwidlungsgang der Arbeit in 
der Gefchichte beweist einen fteigenden Aufſchwung, eine fortfchreitende Berbefjerung 
der Lage dieſes Standes. War im Altertum der Arbeiter Sklave und ehrlos, 
wurbe er im Mittelalter und am Anfang der neuen Zeit ein Opfer ber Be— 
drückung abjolutiftifder Herrn und war bie freie perfönlihe Beweglichkeit durch 
den Zwang der Zünfte gelähmt, fo ift die Arbeit heute frei, ift es anerfannt, daß 
auf der freien Arbeit Macht und Wohlftand der Nation ruhe. Der Arbeiterftand 
ift bei folder Bedeutung für den Staat nicht mehr politifh unmündig, im Gegen- 
theil bewegt er die großen politifchen Fragen der Zeit. Auf feine perſönliche Tüch— 
tigkeit ift in der freien Arbeit der Einzelne geftellt und fo ift wenigftens ber 
Grund dafür gelegt, daß fein Schidjal nicht mehr blos die Folge eines glüdlichen 
Zufalls, daß es zum Theil wenigftens fein Wille und feine That fei. Der allge 
meine Wohlftand ift in einer Weife geftiegen, daß dem Arbeiter heute Genüffe 
zugänglich werben, bie früher der Wohlhabende entbehren mußte; nicht minder 
find ihm vie Schäe der Bildung zur Bereicherung feines Geiftes aufgethan. In 
der Afjociation ift ihm ein wirffames Mittel gegeben, feine Intereflen wohl zu 
beforgen, der Ausbeutung durch das Kapital vorzubeugen und felbft Unternehmer 
zu werben. Die Mafchinen ſodann, welche heute noch manche Krifen im Arbeiter _ 
leben hervorbringen, werben bei neuer Organifation desfelben nur noch ſegensreich 
wirfen können; fie fteigern nicht blos die Produftionskraft der Arbeit ins Unge- 
heure, fie nehmen dem Arbeiter auch die rohe und geiftlofe Arbeit ab, worunter 
fein höheres menfchliches Dafein erbrüdt wird. Mit ihnen fängt er an die Natur 
durch ihre eigenen Kräfte für feine Zwede völlig zu beherrſchen. — Bei fo viel 
hoffnungsreichen Ausfichten wird es trogdem freilih niemals dahin fommen, daß 
die Laften des Lebens nicht blos erleichtert, jondern völlig abgenommen würden. 
Aber es fol auch nicht fo fein, weil alle Schwierigkeit und Härte des Lebenes, 
Mißgeſchick und Arbeit in die Defonomie der moralifhen Welt als die wichtigſten 
Hebel aufgenommen find. Immer wird e8 zu fümpfen und zu dulden geben, immer 
bedarf es einer Kraft der Refignation, weil der Menſch nicht blos um feiner ma= 
teriellen Wohlfahrt willen vorhanden, fondern weil das Leben vor Allem 
eine fittlihe Aufgabe ift. Diefe Kraft bedarf aber nicht blos der befiglofe 
Arbeiter, au der Neiche hat ihrer nöthig, denn es gibt feine Region der Geſell— 
ſchaft, wo es feine unerfüllten Wünfhe gäbe und wo das Unglück ein nie ge 
jeyener Gaft wäre. So erſcheint es uns wichtig, welch' eine religiöfe Weltan- 
ſchauung des Arbeiterftandes ſich bemäcdhtigt, weil eben von ihr jene Kraft der 
Refignation wefentlich bedingt wird. Und auch bier weilen wir auf das Chriften- 
thum als das Evangelium der Armen hin, weldes, wie e8 die Arbeit frei gemacht 
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und zu Ehren gebracht hat, jo aud vor Allem dazu angethan ift, die unvermeid- 
lien Schläge und Laſten des Geſchickes mit ftarfem Muth und zum Zwede fitt- 
liher Entwidlung tragen zu lehren. 

Bon der Arbeit aber überhaupt erwarten wir nicht nur die Steigerung der 
materiellen Wohlfahrt und die größere politiſche Freiheit, fondern die ganze fitı- 
lihe Hebung des Menfhengefhledhts. Nicht blos um fo glüdlicher und freier, 
auch um fo viel fittlicher wird ein Bolf fein, je mehr in ihm die Arbeit blüht 
und gedeiht. Und da eine ſolche fteigende Blüthe der Arbeit eine unläugbare That- 
ſache ift, fo fehen wir vertrauensvoll unferer Zukunft entgegen, die bei gefteigerter 
Sittlichkeit auch die allgemeine Menfhenliebe immer mehr entfalten wird, bie 
allgemeine Menſchenliebe, weldye nicht verfehlen kann, ihren großen Beitrag zur 
Linderung und Hebung ver focialen Mifftände und Leiden zu liefern. 

Literatur Außer der bereits im Kontert citirten Literatur wurden nod) 
folgende Werke und Abhandlungen für obige Arbeit in Berüdfichtigung gezogen: 
9. W. Benjen: Die Proletarier. Eine hiſtoriſche Denkſchrift. Stuttgart 1847; 
Th. Mundt: Die Gefhichte ver Gejelfhaft in ihren neuern Entwidlungen und 
Problemen. Berlin 1844; C. DB. Hundeshagen: Der Kommunismus und die 
asfetiiche Sorialreform im Yaufe der riftlihen Jahrhunderte. (Studien und Kri— 
tifen, Jahrgang 1845, III. und IV. Heft). Die Artikel über engliſchen und 
deutſchen Socialismus im II. u. VII. Bande ver „Öegenwart” und W. Roſcher s: 
Örundlagen der Nationalöfonomie (I. ©.131 und 154). 3. H. Fichte: Die 
pbilofophifhen Lehren von Recht, Staat und Sitte in Deutfchland, Frankreich und 
England von der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Leipzig 1850. 
Jules Simon: L’ouvriere. 4 edit. Ev. Pfeiffer: Ueber Genoffenfhaftswejen 
der Gegenwart, Leipzig 1863. Vgl. übrigens die Artikel „Arbeitende Klaffen” und 
„Affociation” im I. Banve viefes Werkes. Johannes Huber. 
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Faſſen wir den Begriff eines Genie’s in die zwei wejentlihen Merkmale 
zufammen, daß dasfelbe einerjeit8 über die Beſchränktheit feiner Nation und feiner 
Zeit fi dur Kundgebungen, welche ven iveell allgemeinften Gehalt in ſich tra- 
gen, weit erhebt, und andrerfeits doch zugleich innerhalb ver nationalen und zeit- 
lichen Anfhauungen wirkfam auftritt, fo wird Sokrates unbeftreitbar zu jenen 
feltenen genialen Perjönlichleiten gehören, an welde fi ftets in irgend einem 
Gebiete der Kultur dauernde Fortfchritte anfnüpften. Und nur dieſe allgemein 
fulturgefchichtlihe Stellung und Bedeutung des ©. ift es auch, welche bier be- 
ſprochen werben fann, denn das Äußerft Wenige, was von fog. rehtsphilojophifchen 
Anfichten vesfelben !) zu fagen ift, ſchließt fih dann eben jo jehr von felbft an, 
als einige nöthige Bemerkungen über das Todesurtheil, welches ihn traf. 

Der geiftige Entwidlungsgang, durch welchen ©. (geb. 469 v. Chr.) zum 
Anreger weltgefchichtlicher Syfteme der Philofophie heranreifte, ift uns nicht näher 
befannt; aber e8 läßt ſich die begründete Annahme ausſprechen, daß er nicht etwa 
als unmittelbarer Autodivalt auftrat, fondern die in feiner Zeit beftehende Bil— 
dungsftufe auch bezüglich der Philofophie volftändig in fi aufgenommen hatte, 
und fomit in dem Ideenkreiſe feiner Zeit und feiner Nation fich bewegte. Belannt- 


1) Wenn im vorigen Jahrhundert Fewerlein in feiner Schrift de jure naturae Socralis 
(Altdorf 1719) den ©. jogar alten Ernftes ald den erften Begründer des „Naturrechtes“ nach- 
weifen wollte, jo berubt dieß eben auf der damals üblichen naturrechtlichen Theorie. 
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lich war e8 die Zeit und die Nichtung ber Sophiften, in mwelder damals vie 
griehifche Denkweiſe ſich von theogonifcher und phufitaliicher Spekulation hinweg« 
gewendet, und auf die fubjeltive Thätigkeit und deren Intereffen hinübergelenft 
hatte. Die Beredhtigung des fubieltiven Denkens, die Kundgebung besfelben in 
gewandter und regelrichtiger Rede, und die Verwerthung der Revefertigfeit für das 
in Sitte und Staat Wünfchenswerthe, dieß find die Grundzüge, in welchen burd 
die Sophiſtik fi eine neue Zeit anfündigte. Und foweit wir in fol unbeftimmter 
Allgemeinheit, welche noch fowohl Licht: ald auch Scatten-Seiten offen läßt, bie 
geiftige Signatur jener griechiſchen Epoche ausprüden, fünnen und müſſen wir auch 
die Richtung des ©. den Beftrebungen der Sophiften beizäblen. 

Über während bei den Sophiften jenes Streben in allen genannten Bezie- 
hungen in den Außerften Individualismus auslief, wornach jeder Einzelne in feiner 
jenfualen Wahrnehmung und in feinem partilularen Trieb als „das Maß aller 
Dinge" betrachtet werben follte, verband ©. mit dem fubjektiven Drange feiner 
Zeitgenoffen das allgemeinfte Menjhlihe, nämlich die Auffaffung des allgemeinen 
Menſchenweſens, welches bei all feiner manigfaltigen Bethätigung als ein Eines 
nur durch Selbfterfenntniß erfaßt wird. So war er von dem Triebe nad) dem— 
jenigen Wiffen befeelt, welches an fih völlig unintereffirt raſtlos nah dem Ziele 
ftrebt, in allem Einzelnen den wahren und idealen Zweck des menfhlihen Wejens 
nachzuweiſen und eben hiedurch das in Erfenntniß des Guten allein begründete 
Wohl der Menjchheit zu verwirklichen. Eben der lebendige Wechſelverkehr, in wel- 
hen er dabei unabläffig die Allgemeinheit der Idee und die Einzelnheit der Er- 
ſcheinung gegenfeitig fette, machte ihn zum Lehrmeifter aller nachfolgenden Philo- 
jophie,; denn jo abgenügt aud der Ausfprud als bloße Phrafe fein mag, daß 
man das Allgemeine durch das Einzelne hindurchführen und das Einzelne mit dem 
Lichte des Allgemeinen beleuchten müſſe, fo liegt in dem innern Kerne dieſer Forde— 
rung doch der alleinige Impuls aller wahren Philofophie. Infoweit es fi aber 
babei dem S. um die reelle Berwirklihung des iveellen Menſchenwohles hanbelte, 
erfcheint er uns zugleich auch als ein eminent pädagogiſches Genie, denn fowie 
die Aufgabe aller Erziehung nit darin liegt, bie partifulare Eigenthümlichkeit 
des Zöglings zu vernichten und einen abftraft allgemeinen Menfchen aus ihm ber- 
zuftellen, fonvdern darin, daß der allgemeine Gehalt möglichſt die konkrete Indi— 
vidualität durchdringe und durchbaue, fo verfuhr Sofrates bei jeder Gelegenheit 
wahrhaft erziehend, indem er im Geſpräche jedes beliebige Borfommniß mit allge 
meiner Auffaſſung zu durchweben verftand, 

Sp übte ©. unmittelbar den mächtigſten geiftigen Einfluß auf feine Um- 
gebung aus, und während er befanntlich feine philofophifhe Auffaffung nie ſchrift— 
lich nieverlegte, geftaltete fih dennoch aus urſprünglich loderern Verbindungen, 
welche das wechfelfeitige Geſpräch gefmüpft Hatte, eine Schule von Sofratifern, 
welhe bei manichfacher Berfchievenheit in der Einen gemeinfamen Anregung ihre 
gleiche Wurzel hatten. Und die weitreihenve Wirfung, welche S. durd feine Schule, 
und zwar, wie Jedermann weiß, vor Allem durch Plato und Ariftoteles, auf bie 
nachfolgenden Jahrhunderte ausübte, lag eben in jenem Motive des Willens; 
denn die Bereinigung des Allgemeinen und des Einzelnen ift die Wurzel fowohl 
der Induktion als aud des Syllogismus, und des ©. ftete Hinweifung auf bie 
Unerläßlichkeit fefter Begriffsbeftimmungen enthält den Keim in fih, aus welchem 
einerfeits die Ideenlehre des poetiichen Plato und andererfeit ber inbivibuelle 
Weſensbegriff des noch ächteren Sokratikers Ariftoteles hervorgehen konnte. 

- Eben die Form des Willens aber, welche bei Plato und Ariftoteles zur 
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Darlegung vollenveter Syſteme der Philofophie führte, war bei ©. jelbft, was ven 
Inhalt betrifft, noch auf das fittlihe Gebiet beſchränkt. Sowie die Sophiften in 
ihrer Weife vie Lehrbarkeit der Bortrefflicykeit des Lebens an die Spige ftellten, 
fo wollte aud ©. nad) feiner ideell allgemeinen Auffafjung Vortrefflichkeit lehren, 
Naturphilofophie und felbft Mathematik, ſoweit diefelbe nicht praktiſche Technik ift, 
verfhmähte er; wollte er ja doc jelbft das Reifen aus dem Grunde unterlaffen, 
weil „bie Felder und Bäume draußen ihn nichts lehren fünnen, wohl hingegen 
die Menſchen drinnen in der Stadt”. Sittliche Trefflichkeit und Wifjen gelten ihm 
als das Nämliche, und dieſe Identität beider wurzelt bei ihm fo tief, daß er folge 
richtig jeder Handlung, welche nicht auf richtigem Wiffen beruht, das Präpilat 
„gut“ verweigern muß. Eben darum aber ift er nicht ein hausbadener Moral« 
prebiger, und feine Forderung „Erkenne dich ſelbſt“ bedeutet nicht etwa eine all- 
abenvlihe Gewifjenserforfhung, ſondern es belebt ihn dabei jener Ariftofratismus 
der Intelligenz, welder der Form nad, fobald der Geſichtskreis über die Ethik 
binaus ſich erftredte, in Ariftoteles zum größten philofophifhen Syfteme des Alter- 
thums führte, dem Inhalte nach aber in Plato’s Idealſtaat feine ſcharf abgerundete 
Darftelung fand. Für fich felbft aber erreichte dadurch ©. in feinem manichfal⸗ 
tigften Geſprächverlehre und durch die jevesmalige denkende Vertiefung in das 
Einzelne einen ſo fein gebildeten fittlihen Takt und einen fo lebendigen Drang 
nad Förderung dieſes fittlihen Wiffens, daß er fowohl bezüglich feiner Lehrthätig- 
feit überhaupt als aud bei manchen Vorkommniſſen des Lebens fih auf fein 
richtiges inneres Gefühl als auf eine gleichjam göttlihe Stimme (Dämonion) be- 
rufen konnte. 

Auch feine Anfihten über das Verhältniß des Einzelnen zum Staate beruhen 
auf jener Gleihftelung des Guten und des Willens. Wenn er furzweg das Ge- 
rechte ald dasjenige bezeichnet, was die Geſetze vorfchreiben, jo fteht er völlig in 
dem allgemeinen griehifhen Anjhauungstreife, welder in dieſem Punkte nichts 
anderes fannte, als einen ethijchen Politismus oder eine politifhe Ethik; wenn 
er aber daneben auch von ungefchriebenen Geſetzen ſpricht, fo hat er dabei 
natürlich nicht ſog. Menſchenrechte, fondern nur fittliche Beftimmungen im Auge, 
weldhe im Menfchenwefen an fi) begründet find; aud die Pflicht des Gehorfames 
gegenüber ven gefchriebenen und ungefchriebenen Gefegen ift ihm, wie fih von 
felbft verfteht, nur eine fittlihe. Zugleich aber wirkt (wie bei den Sophiften nad 
ihrer Weife) der Standpunkt des Willens dahin, daß nicht blos die Herrſcherkunſt 
als höchſter Inbegriff aller Trefflichkeit. bezeichnet, ſondern auch die Berechtigung 
bes Herrſchens ausfchlieglih in das richtige Wiffen verlegt wird (Plato's Philo- 
fophen-Staat) und fi hieran Polemik gegen jene Staatsformen anſchließt, in 
welchen entweder Gleihberehtigung Aller zur Herrfhaft und biemit zulegt Wahl 
durch das Loos, oder in welchen der Vermögens- oder Macdt-Bejig tie Grund- 
lage bilvet. 

Befand fi hiemit ©. in der That gegenüber dem bamaligen Staate in 
einer boftrinären Stellung, fo ift es anbrerjeits über allen Zweifel erhaben, daß 
er während feines Lebens niemals irgend ein Strafgefeg übertrat. Sein Wahlſpruch 
bezüglich aller Gefege war „Ueberreven oder ſich fügen" (meidsıv 7) neidesdan, 
und dieſem getreu ftarb er auch (i. 3. 399), denn hätte er mit dem beftehenven 
Rechte und ven Gefegen aud nur verſuchsweiſe verfahren wollen, wie feine Lands- 
. leute taufendmal wirklid und im großen Stile verfuhren, fo wäre er mit Leichtig- 
feit dem Zobesurtheile entgangen. Ueber die frivole Gehäffigfeit der Anklage jelbft, 
welde dem ©. einen relativen Atheismus und Verführung der Jugend vorwarf 
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ift e8 nicht nöthig, irgend ein Wort zu verlieren. —— wir aber es uns zu 
erklären, wie in einer Zeit, in welcher wahrlich nicht Gewiſſens-Tribunale über 
Ortboborie oder Anorthodorie errichtet werben konnten, und in welder ver größere 
Theil der Jugend ſich des heiteren und ungenirten Beſitzes vieler Lafter erfreute, 
überhaupt eine folche Anklage gegen einen folhen Mann formulirt werben Tonnte, 
jo ſcheint der hauptſächlichſte Schlüffel darin zu liegen, daß die Athener, veren 
größte Majorität eines jeven Rechtsfinnes baar und ledig war, dafür aber in dem 
ſchmählichſten politiſchen Koteriemefen ſich bewegte, zur Zeit ver Wiederherftellung 
ber Demokratie (nad) dem Sturze der breißig Tyrannen) ſich des läftigen Erzie— 
hers deſſen innere Ueberzeugung von ihnen abwich, entledigen wollten, wozu dann 
behuf8 der vermeintlichen Reftauration der „alten” Zuftände und Sitte die reli- 
giöfe Verdächtigung als vortreffliche politiihe Handhabe dienen konnte. 

An Stelle aller weiteren Litteraturausgabe verweife ich auf die umfaffende 
und wohl für lange Zeit abjchließende Darftellung, welche ©. bei Ev. Zeller, 
Die Philofophie der Griechen, II. Theil, 1. Abthl., 2. Auflage (1859) gefun- 
ben hat. Brontt. 
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Der Uebergang vom Königthum zur Ariſtokratie hatte ſich in Athen ſehr 
allmälig vermittelt, nachdem allerdings die Adelsfamilien (die Eupatriden) ſchon 
längſt das den eigentlichen Staat konſtituirende Element geweſen waren, welchem 
gegenüber die Landbebauer (Geomoren) und Handwerker (Demiurgen) feine ftaat- 
liche Geltung beanfpruden konnten, Nur durch die gegenfeitige Eiferfucht der Eu- 
patriden war e8 auch gefommen, daß nach manchen Zwifchengliedern zulegt das 
Inftitut der neun einjährigen Archonten der Träger der Regierungsgewalt wurde, 
womit fid ber ariftofratifche Beftandtheil der Bevölkerung im Bollgenuße einer 
nur innerhalb feiner Mitglieder wechfelnden Herrfhaft befand; und bei ver Will- 
für, mit welcher dieſe Herrfhaft auch in privat umd ftantsrechtliher Beziehung 
geübt zu werben begann, waren für die übrigen Staatsbürger die Gefege Drako's 
trog ihrer berüchtigten Strenge ſchon dadurch eine Mohlthat, daß fie eben Ge- 
fege waren. 

Durh den Drud aber, welder immerhin auf al denjenigen laften blieb, 
welche nicht zu den Melsgefchlechtern gehörten, und burd ben Koteriegeift, mit 
welchem bie leßteren fich befehdeten und gegenfeitig aus ber Herrjchaft zu ver- 
drängen fuchten, bereitete fi} jene Lage der Berhältniffe vor, in melde Solon's 
Geſetzgebung beffernd eingriff. Etwa von einem tiefen Rechtsfinne waren bie 
Griehen ihrer ganzen Naturanlage nach überhaupt nicht befeelt, und wohl am 
wenigften die Athener; man müßte es nur Rechtsſinn nennen wollen, daß jebe 
Koterie es fehr gerne gefehen hätte, wenn ihre Intereffen, — aber eben nur bie 
ihrigen — gefeglih antorifirt und fanktionirt worden wären. Darım mußte e8 
auch fo kommen, daß in Athen ein harmonifches Berfafjungsleben nicht von unten 
auf dur die Bollsüberzeugung felbft allmälig erwuchs, fondern von oben herab 
durch die berechnende Auffafjung eines weifen und wohlgefinnten Mannes eine 
Staatsverfaffung unter flugen, aber nur hald-freiwilligen Bugeftänbniffen ber Par- 
teien mit Einem Male ins Leben trat. 

Schon einige Zeit vor dem Auftreten S.'s waren politifhe Parteiftellungen 
u Tag getreten, welche mit ven Bodenverhältniffen Attikas und den verfchiedenen 

ebensmweifen der Bewohner zufammenhingen, indem bie Hirten und Biehzüchter 
des Berglandes (Diafrier) eine reine Demokratie, die handeltreibenden Küften- 
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bewohner (Paralier) eine gemifche Berfafjung, die großen Grundbeſitzer des Flach⸗ 
landes aber (Pedieer) eine reine Dligarchie anftrebten, und in legteren Landes— 
theilen wirkte auch ber Drud des Adels am fehlimmften, indem die Heinen Befiger 
durch anwachſende Schulvenlaft verarmten und durch das beftehende Schuldrecht 
bis zur Hörigkeit und Leibeigenfhaft herabſanken, während nmatürlid bei ben 
Reiben die Anhäufung der Grundftüde in Einer Hand immer mehr zunahm, 
Andrerfeits aber lebte der Adel unter fih in Unfrieven, und der Putſch, welden 
die. Anhänger Kylon's veranftalteten (um d. I. 620), brachte die Sahe zum 
Durchbruch. Nämlich der von ven Allmäoniven (Megakles) an den Kyloniern ver- 
übte Frevel (man hatte die Letzteren unter dem Verſprechen freien Abzuges von 
den Heiligthümern, wo fie Schuß geſucht, hinweggelockt, hierauf aber fofort alle 
ermordet) hatte zur Folge, daß die ganze übrige Bevölkerung Athens in Außerfter 
Enträftung fi gegen die Eupatriden kehrte. So in’8 Gebränge gefommen, nahmen 
diefe die Vermittlung S.'s an, welder (geb.i.I. 639) felbft einem ber älteften 
Adelsgeſchlechter angehörte, aber zugleich durch hohe Geiftesgaben und reiche Kennt- 
nifje des Lebens hervorragte. Ein auf S.'s Vorſchlag aus breihundert Eupatriden 
zufammengefeßter Gerichtshof mußte die That der Alkmäoniden als das bezeichnen, 
was fie war, und die Urheber des Frevels wurden verbannt. Hierauf aber fachte 
©. die Thatkraft der Athener dazu an, daß fie die von den megarenfifhen An- 
hängern Kylons befegte Infel Salamis wiedereroberten, und das jo gewonnene 
Gelbftbewußtjein der Bevölkerung benügte er gewandt, um im Hinblide auf jene 
frevelhafte Entweihung der Staatsheiligthümer eine fittliche Einkehr und eiue an 
Zerknirſchung grenzende geweihte Stimmung zu erweden. Er rief nämlid (um 
d. I. 596) den damals berühmten Sühne-Priefter Epimenides aus Kreta nad 
Athen, damit derfelbe in einer großen Luftration die Stadt entfündige und dem 
reinen Apollofultus weihe, womit dann auch der zum Entjag delphiſchen Tempel- 
befiges in Kirrha geführte Bundeskrieg zufammenhing. 

So nun jhien dem S. der Boden vorbereitet zu fein, um jein — im guten 
Sinne des Wortes — boftrinäres Verfafjungswert ins Leben zu rufen. Inbem 
er den Anmuthungen, fi der Tyrannis zu bemächtigen, widerftand, ließ er ſich, 
gleihfam um die Rechts-Kontinuität zu wahren, im Jahre 594 zum Archon wählen 
und begann als folder mit Hinwegfhaffung jener fchreienden Mißſtände, durch 
welche die Aermeren ftets in die Oppofition hineingetrieben wurden. Indem es 
nämlih den Eupatriven felbft einleuchten mußte, daß fie durch redhtzeitige Opfer 
ihre Stellung nod retten konnten, erfolgte durch ©. zunächſt eine Beſchränkung 
des Pfändungsrehtes, wornach dasſelbe ſich nicht mehr auf Perfon und Familie 
des Schuldners erfireden ſollte, ſodann neben Reglung des (immerhin enorm body 
bleibenden) Zinsfußes hauptſächlich die Herabfegung des Münzfußes im Verhältniß 
von 100:73 mit der Beftimmung, daß alle rüdftändigen Schulden nur in dem 
neuen Gelde abzutragen feien, ſo daß natürlich hierdurch für Viele die Wieder- 
berftellnng eines freien Grundbeſitzes ermöglicht wurde, wenn auch anbrerfeits bie 
Aermeren ihre eigenen Hoffnungen und Wünſche viel höher, nämlih auf fofortige 
Ländervertheilung, gefpannt hatten. 

Hierauf aber folgte die Konftitution des Staates, welche, wie nicht anders zu 
erwarten ift, als ihren Kern eine demokratiſch gemilverte Ariftofratie zeigt. Schon, 
indem die Bevölkerung nad Vermögensklaſſen eingetheilt wurde, blieb dem Abel 
feine Stellung im Staate verbürgt, und bie politifhen Mechte der Bermögenslofen 
bildeten nur ein relatives Gegengewicht, welches erft im fpäteren allmäligen Fort» 
fchritte eine Annäherung zur reinen Demofratie herbeiführen konnte. Bier Schägungs- 
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Haffen waren es, in welche bie Bürgerfchaft zerfiel: Pentafoflomebimnen, Ritter, 
Zeugiten, Theten, je nachdem Jemand von eigenem Grundſtücke einen Ertrags- 
werthb von mehr als 500, oder von mehr als 300, oder von mehr als 150, oder 
von weniger ald 150 Schäffeln Gerfte einnahm. Die niederfte Klaffe war fteuer- 
frei und frei von der Kriegspflicht, hatte dafür aber auch keinen Zutritt zu Aemtern 
und Würden. Sämmtlihe vier Klaffen trafen nur in der Einen Gleihberechtigung 
zufammen, daß alle Bürger ohne Unterfchied in der Voltsverfammlung ſtimm— 
berechtigt waren, zu deren Befugniß die Abftimmung über Gefege, über Krieg 
und Frieden, die Wahl und Kontrolle der Beamten und Richter, und jene richter- 
lihe Entſcheidung gehörte, um welche durch Appellation oder durch Beſchwerde die 
Gefammtheit des Bolfes angerufen wurde. Nur die Mitgliever der erften brei 
Klaffen konnten in den Rath der Bierhundert — ein jährlich wechſelnder Senat, 
welcher die Verwaltungsbehörbe war — gewählt werben, und ausſchließlich nur 
die Mitglieder der erften Klaſſe waren befähigt, Archonten zu werben, welche, wie 
in den vorfolonifhen Einrichtungen, die Regierungsgewalt in ſich vereinigten. Die 
je abtretenden Archonten aber wurben fofort Mitglieder des Areopages, und in 
diefem fonfervativften Elemente der Staatsverfaffung knüpfte S. an uralte Tra- 
bitionen an, fo daß er vemfelben aud die weitgreifende Funktion, „Hüter der 
Geſetze“ zu fein, zuweiſen konnte. 

Außerdem aber ſanktionirte S. gleichzeitig mit dieſer ſtaatsrechtlichen Normirung 
auch viele anderweitige rechtliche Beſtimmungen, worin wir jedoch mehr nur eine 
ſchriftliche Fixirung beſtehenden Gewohnheitsrechtes, als etwa den Alt einer durch— 
gängig neuen Kodifikation erblicken dürfen, zumal auch da die Berichte ſpäterer 
Zeit (bei den attiſchen Rednern) unter der Bezeichnung „ſoloniſche Geſetze“ gar 
Manches zuſammenwürfeln, was feine Entſtehung in verſchiedenen Zeiten hatte. 
Sicher ift, vaß in S.'s Geſetzgebung das Familienrecht, väterlihe Gewalt, Erb- 
recht, insbefondere Adoption und auch Verheirathung bruderloſer Erbtöchter, ferner 
bie Erziehungspfliht und die Ernährung greifer Eltern, ſodann die Berhältnifje 
der Maaße und Gewichte, fowie aud Aufwand in Kleidung und bei Leichenbe- 
gängniffen u. dgl. gefeglid normirt waren; auch das Kalenderwefen hatte feine 
Neglung gefunden, 

©. joll die Athener zu zehnjähriger unveränderter Feſthaltung feiner ge= 
fammten Geſetzgebung verpflichtet haben, und es knüpfen fih dann hieran Er- 
zählungen über Neifen, welche er unternommen babe (3. B. das Zufammentreffen 
mit Kröfus), wovon jedoch Vieles fhon der ausfhmüdenden Sage angehören kann. 
Jedenfalls aber erlebte e8 ©. noch (er ftarb im 3. 559), daß fein Verfafjungs- 
werk in der That Feine der vorhandenen Parteien vollftändig befriebigte, venn er 
war, wenn auch von politiiher Thätigkeit zurüdgezogen, in Athen jelbft noch 
Zeuge der Erhebung des Peififtratos (560), welche nicht eine Tyrannis im ge- 
wöhnlichen ſchlechten Sinne des Wortes war, fondern erft durch die Lüfternheit 
feines Sohnes Hipparchos (510) zum Sturze der Alleinherrfhaft führte, worauf 
befanntlib durch Kleifthenes die ſehr modificirte Wiederherftellung der ſoloniſchen 
Berfaffung folgte. 

Xiteratur: George Groote, History of Greece, Vol III. (London 
1847), ©. 118—215. Ernſt Curtius, griechiſche Geſchichte. Bd. I, (Berlin 
1857), ©. 257 ff. Karl Friedrich Hermann, Lehrbuch der griechiſchen Staats- 
alterthümer, 3, Aufl, (Heidelberg 1841), $. 106 ff. vrauil. 
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Die gewaltige Bewegung der Geifter, welche die Geſchichte ber zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunders charakterifirt, fand befanntlih auch in dem alten Habsburger» 
ftaate Eingang. Die große Reformation, melde Klopftod und noch mehr Leffing 
auf dem Gebiete der deutfhen Nationalliteratur eingeleitet hatten, begann um bie 
Sechziger Jahre auch auf die eblern Geifter und fähigeren Köpfe Oeſterreichs ihre 
Wirkungen zu äußern; die diden Nebel begannen ſich allmälig zu zerftreuen, welche 
den Geift ver Völker Defterreichs, deflen Pflege bis dahin ausſchließlich der Leitung 
der Jefuiten und ihrer Anhänger überlaffen war, umhüllt hatten. Auch die Reform» 
verſuche im Gebiete des Staatslebens, welche von aufgellärten Fürften und Staats- 
männern damals angebahnt wurden, fanden an Maria Therefia und Kaunitz als- 
bald aufrichtige Anhänger und Nahahmer. Unter ven Männern, melden es ba» 
mals vergönnt war, an dem großen Werk ber geiftigen und flaatlichen Reform 
mitzuarbeiten, nimmt Joſeph von Sonnenfels unbeftritten einen ehrenvollen 
Platz ein. Sein Großvater, Rabbi Michael mit dem Beinamen der Fromme, war 
in ver Zeit von 1715—1725 Stabt- und Panbrabbiner in Berlin; der Vater, 
Berlin Lipman, ein gelehrter Orientalift, verließ Berlin und ging nad Defter- 
reih. In Nikolsburg in Mähren trat er mit feinen beiden Anaben zum Katho— 
lieismus über; feine Frau aber blieb bis zu ihrem Lebensende dem Glauben ber 
Bäter getreu. Er wurde von den Piariften, die zu Nikolsburg ein Kollegium 
befaßen, ausgezeichnet und bei ihren orientalifhen Studien verwendet und genoß 
den Schuk der fürftlihen Famtlie Dietrichftein, welcher er und feine Söhne viele 
Wohlthaten verdankten. Er ging fpäter nah Wien, wurde bier Magifter der orlen- 
talifhen Sprachen an ver Hochſchule und fand als Dollmetſch bei den Hofftellen 
Berwendbung. Für feine Verdienſte um die Wiffenihaft wurde er im Jahr 1746 
in ben öſterreichiſchen erblänbifhen Adelſtand für fih und feine Nachkommen er- 
hoben. Beide Söhne erreichten fpäter hohe Stellen im Staatsbienfte. 

Der ältere Sohn, Joſeph, der hier der Gegenftand unferer Betrachtung fein 
fol, ift im Jahre 1733 zu Nitoldburg geboren. Mit Unterftügung des erwähnten 
fürftlihen Haufes abfolvirte er das Gymnaſium bei ven Piariſten in feinem Ge— 
burtsorte. Der Unterricht war dürftig. Es wurde faft nur auf Uebung des Ge— 
dächtniffes Bedacht genommen. Seine Kenntniffe, die er fi Hier zu eigen machte, 
beichränften fi auf eine dürftige Erlernung der lateinifhen Sprache, die er nad feiner 
eigenen Angabe „wie der Hirt auf den hungarifchen Heiden” ſprach. Mit feinem 
Bater nah Wien übergefiebelt, betrieb er fodann in Wien die damals fogenannten 
philofophifhen Studien, die auf ein dürres, fcholaftifches Formelweſen hinaus- 
liefen. Er war, als er den philofophifhen Kurs vollendet hatte, erft dreizehn Jahre 
alt. Die nächſten drei Jahre brachte er faft ohne Zucht und Leitung zu. In feinen 
Studien war ein abfoluter Stillftanb eingetreten, ver mühſam erworbene Gevädht- 
nißfram aus ber früheren Zeit wurbe bald vergeflen. Die mißlichen Bermögens- 
verhältniffe, in denen fi fein Vater damals befand, bewogen ihn, nun Soldat zu 
werden. Er trat zu Klagenfurt als Gemeiner in das Regiment Deutfchmeifter ein 
und brachte es während einer fünfjährigen Dienftleiftung zum Unterofficier. Lern: 
begierig, wie er war, lernte er, fo gut es gehen mochte, während dieſer Zeit von 
franzöfifhen Deferteuren, die Militärbienfte genommen hatten, franzöfiſch, von ita- 
lieniſchen italienifch nnd während des wechfelnden Garnifonslebens von ben Mädchen 
zu Sobotfa und Jungbunzlau böhmiſch. Dabei las er, was er zu Handen be 
tommen konnte. Seine Entlaffung aus dem Milttärbienfte dankte er hoben Gönnern. 
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Da fic mittlerweile die Umftände feines Vaters fo viel verbefiert Hatten, daß ihn 
biefer mit Koft und Wohnung unterftügen konnte, vertaufchte er die Ehre, für 
einen trefflichen Ererciermeifter zu gelten, mit dem Stubium des Rechts und nahm 
fodann eine zweijährige Rechtspraris bei der oberften Juftizftelle. Zugleich beftrebte 
er fi, feine Kenntniß der deutſchen Sprache zn verbeflfern und beſuchte die Hof 
bibliothet in Wien, um gute deutſche Muſter kennen zu lernen. Eine Stelle in den 
„Briefen, die nenefte Literatur betreffend", worin es hieß, daß Defterreih auch 
nicht Einen erträglihen Schriftfteller aufzumweifen habe, ergriff ihn fo mächtig, 
daß er fih troß feiner mißlichen pefuniären Lage entſchloß, Rechtsſtudien und 
Rechtspraxis bei Seite zu laſſen und ſich der deutſchen Literatur ausfhlieglih zu 
widmen. Er trat in die fogenannte deutſche Gefellihaft ein und die Antrittsrede, 
bie er im November 1761 in dieſer Gefellichaft hielt, machte ihn zuerft in weitern 
Kreifen befannt. Es gelang ihm endlich, eine Rechnungsführerftelle bei der damaligen 
Arcierengarde mit einem Einfommen von A400 Gulden zu erhalten. Dur ben 
Einfluß hochgeftellter Gönner gefhah es, daß ihm bald darauf bie neu einge- 
richtete Lehrkanzel der politifhen Wiſſenſchaften an der Wiener Hochſchule über- 
tragen wurde. Seine Antrittsrede über die „Unzulänglichkeit der alleinigen Erfahrung 
in den Gejhäften des Staates" z0g ihm ven Auf eines Neuerer und zahlreiche 
Gegner zu. Die Monardin aber, die des Mannes Werth richtig erkannt hatte, 
hielt ihm während ihrer ganzen Regierungszeit gegen bie Kabalen und Intriguen 
feiner offenen und verftedten Widerſacher aufrecht. Es währte nicht lange, fo wurde 
er neben feiner Lehrkanzel bei der damaligen Organifirung der nieveröfterreidhifchen 
Regierung zum Rathe biefer Behörde aus dem gelehrten Stande ernannt. Im Jahre 
1779 folgte feine Ernennung zum Mitglied der Hoflommiffton in Geſetzſachen 
und Referent der Studien und Cenſurkommiſſion, fpäter feine Beförderung zum 
wirklichen Hofrath bei der vereinigten Hoflanzlei und zum Vicepräſidenten der Hof- 
fommilfion in politifhen Gefegfahen. Als folder farb ©. zu Wien am 25. April 
1817, nachdem er ſchon viele Jahre zuvor fih vom Lehrfache zurüdgezogen hatte. 

©. hat als Schriftfteller und als Theatercenfor in Wien durch feine Be- 
mühungen für die Vertretung der deutſchen Literatur in Defterreich, für bie Ver- 
befferung ber barbariſchen Schriftſprache, die ſich damals noch wenig über ven 
gemeinen Volksdialekt erhob — das Hochdeutſche hieß lutheriſch und ketzeriſch — 
und durch feine Beftrebungen für die Reform der Schaubühne vielfach verbient 
gemacht. Auch die Beförderung der Kunft ließ er ſich eifrig angelegen fein, wobei 
ihm feine Stellung als Sekretär, fpäter als Präfident der Akademie ver bildenden 
Künfte zu ftatten fam. Die Ernennung zum Mitglied verfchiedener Hoflommiffionen 
und zum Profeffor des Kanzleiftils gab ihm Gelegenheit, ſowohl theoretifch als 
prattiih auf die Verbeſſerung ber verrotteten, mit Latinismen überhäuften Ge— 
ſchäftsſprache hinzuwirken und den bureaufratifchen Geift der Verwaltung zu be- 
fümpfen. Als Profeffor der politifchen Wiffenfchaften wirkte er durch lange Jahre 
anregend und belehrend auf eine große Zahl von Schülern. Zu der freien wiffen- 
Ihaftlihen Anfhauung, welche heut zu Tage bei deutfchen Univerfitäten herrfcht, 
vermochte er ſich natürlich noch nicht zu erheben. Die Univerfität gilt ihm nod 
für eine Art Abrichtungsanftalt für den praftifchen Staatsdienſt, eine Auffaffung, 
die fi) in Defterreich bis zum Jahre 1848 ziemlich ausſchließlich behauptet hat, 
und aud wohl heut zu Tage noch zahlreiche offene und verfappte Anhänger zählt. 

Das Hauptwerl, dad S. als Lehrer der politiihen Wiflenfchaften verfaßte, 
find feine „Grundſätze der Polizei-, Handlungs- und Finanzwiflenfchaft”, die acht 
Auflagen erlebten, Die erfte Auflage erfchien in Wien in drei Bänden in ben 
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Jahren 1765—1776, die achte ebenbafelbft 1819—1822. Diefes Werl war 
nicht nur bis in die Mitte der Bierziger Jahre umferes Jahrhunderts herab das 
geſetzlich vorgefchriebene Lehrbuch der politifchen Wiſſenſchaften in Defterreich, bie 
Lehren desſelben behaupteten auch faft ebenfo lange im Gebiete ber öſterreichiſchen 
Wirthſchaftspolitik eine ziemlich unbeftrittene Geltung. Es ift klar und kurz gehalten 
und entbehrt auch nicht den Vorzug einer wiffenfchaftlihen Syftematif. Die in den ein- 
zelnen Abfchnitten enthaltenen Meflerionen gründen fih auf das Studium damaliger 
franzöfifcher, englifher und deutſcher Fachſchriftſteller Nach S. entftehen die Staaten, 
indem ſich mehrere Menſchen zur Sicherung des Lebens vereinigen. Das Verhältniß 
des Staates zur Kirche betrachtet er nach den Grundfägen ver Aufklärung, welche 
damals ziemlih allgemein in den europäifchen Kulturftaaten zur Herrihaft gelangt 
waren. Wohlfahrt und Macht des Staates gründet er auf eine möglichft große 
Bevölkerung. Er redet dem Betriebe der Landwirthſchaft im Kleinen das Wort 
und wünſcht Frohnden und Vorrechte möglihft eingefchränft. In den Grundſätzen 
der „Handlungswiſſenſchaft“ erſcheint er als ein Anhänger des Merkantilismus, 
ben er nach den damaligen Fortſchritten der Wiffenfhaft und im Einklange mit 
den Forderungen ber damaligen Zeit ausbilvete, Seine Finanzwifjenfchaft bietet 
einen wohlthätigen Gegenfag gegen bie Arbeiten der damaligen Kameraliften. Mit 
Rouffeau ftellt ©. die Anforverung, man folle mehr darauf Bedacht nehmen, bie 
Staatsbedürfniſſe zu ermäßigen, als die Einkünfte des Staates zu vermehren. Er 
ift gegen alle Gelvausfuhrverbote, fpridt gegen Zinfenrebuftionen und fir zwede 
mäßige Orbnung bes Münzwefens. Den öffentlihen Bedarf will er durch Steuern 
gededt wiſſen, die von dem Einkommen der Bürger aufzubringen find, wobei er 
möglichfte Schonung ber nationalen Betriebſamkeit forbert. 

Daß er e8 war, der nebft Beccarla die Aufhebung der Tortur in Defterreid 
bei feiner großen Monarchin durchzuſetzen wußte, wird ©, als ein. unvergekliches 
Berbienft angerechnet werben müſſen. Die Schrift, welche er in dieſer Angelegen- 
beit verfaßte, erfchien in Zürich 1775, dann 1782 zu Nürnberg in verbefferter 
Auflage. Als Mitglied der Oefepgebungs-Hoflommiffion hatte er wefentlihen An— 
theil an der Redaktion des Strafgefepbudhes vom Jahre 1803. Die Paragraphen 
über den Aufruhr find größtentheil® aus feiner Feder gefloflen. Van Swieten 
verwendete fein Talent und feine Thätigfeit, als er fein Reformmerf an ver 
Diener Hochſchule begonnen hatte und deren Einrichtungen den Forderungen feiner 
Zeit und der damaligen Entwidlung der Wiffenfhaften entſprechend umgeftaltete. 

So bat ©. nady den verfchiedenften Richtungen bin förbernd, reformirend, 
anregend gewirkt. Er war Alles in Allem ein revlicher, offener Charafter, wohl⸗ 
thätig, großmüthig gegen feine Feinde, ein Freund ver Ironie, bie fih bei ihm 
häufig zur Selbftironie fteigerte, gewandt im Umgange, lebhaft, anregend im Ge» 
ſpräche. Seine umfangreihen Renntniffe im Gebiete der Literatur und der Staats» 
wiffenfhaften bat er fi größtentheil® als unermüdlich ftrebender Autobidaft ange» 
eignet. Seine Schriften, wie fie uns in den gefammelten Werken vorliegen, find 
nicht die Produkte eines fhöpferifhen Genies, aber fie legen Zeugniß ab von 
zweifellofer Begabung, ächter Baterlandsliebe, einer wohlangewendeten Weltfenntniß 
und Erfahrung. In der Schreibweile S.'s ift fittlich ftrenger Ernft mit Wis und 
Satyre gepaart. Die Darftellung ift in der Regel lichtvoll, bündig, pifant, fo daß 
Heine Flecken und Unebenheiten desIStyls fi weniger bemerkbar machen. Er war 
von freifinnigen Anfchauungen im Geifte feiner Zeit erfüllt: alfo ein Vertreter 
des aufgeflärten Abfolutismus. Die Idee einer Theilung der Gewalten, welche ſich 
bei den hervorragenden Schriftftellern Frankreichs und Englands über das Staats: 
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weien fchon damals immer mehr geltend machte, war ihm unverſtändlich, fonfti- 
tutionelle Anfhauungen und Lehren waren ihm felbft antipathiich und in feiner 
Finanzwiffenihaft fehen wir ihn polemifch dagegen auftreten. 6«. v. Bübm. 
Sonntagdfeier, f. Kulturpolizei. 
Sonntagsfchulen, j. Rulturpolizei, Schulen. 


Spuveränetät. 


1. Geſchichtliche Entwidlung des Begriffs und Irrthümer, 
die fih anhängten. Während des Mittelalter war in Frankreich der Aus- 
druck fouverän zur Bezeihnung einer öffentlichen, wenn aud nur in befchränftem 
Kreife unabhängigen und oberften Autorität aufgelommen und bis auf ben heutigen 
Tag haben fih nod, z. B. in der Benennung eines fouveränen Gerichtshofs oder 
fogar einer fonveränen Wahlbehörde Spuren diefes alten Sprachgebrauchs erhalten. 
Zwar hat auch in diefer verhältnißmäßig befcheidenen Anwendung das Wort ge- 
legentlih die Inhaber und BVertreter der Autorität zu eitler Selbftüberhebung ge- 
reizt und ihre Anſprüche in’s ungemefjene gefteigert, aber allgemein gefährlich ift 
diefe Tendenz zu abfoluter Ausdehnung der Macht erft geworden, ſeitdem der Aus- 
drud vorzugsweife auf die höchſte Staatsgewalt Bezogen und der Begriff 
ver Souveränetät zu dem Hauptbegriff des ganzen Staatsrechts erhoben 
worden ift. 

In der Wiſſenſchaft ift das zuerft im 16. Jahrhundert durch den Franzöfifchen 
Juriften und Bubliciften Jean Bodin (vgl. d. Art.) geſchehen. Es ift auf Jahr⸗ 
hunderte hin entſcheidend geworben, daß bie Ausprägung biefes Begriffes, für ven 
e8 damals in Feiner andern, weder antiken noch modernen Sprade ein völlig 
entſprechendes Wort gab, zuerft in einem Volke geſchah, deffen ganze Neigung und 
Geſchichte auf möglichfte Koncentration ver gefanmten Staatsgewalt in Einer Hand 
hintrieb und daß biefer Begriff nun von ben franzöfifhen Königen zur Befeitigung 
aller hergebrachten Schranken ihrer Macht und zur Ausbildung einer modernen 
Abfolutie mit größtem Erfolge benugt wurde. In Wiffenfhaft und Praris wurde 
fo das franzöfifche Vorbild auf lange hin maßgebend und bie franzöſiſche Auf- 
faffung der Souveränetät wie eine logiſche Nothwendigkeit allgemein anerfannt. 

Schon in ver erfien Erklärung des Begriffs tritt neben den Merkmalen ver 
Einheit und Hoheit der in der Souveränetät enthaltenen Machtfülle auch vie 
ſpecifiſch franzöſiſche Eigenfhaft des Abfoluten in den Vordergrund. La sou- 
verainet6 est Ja puissance absolue et perpetuelle d’une R&publique“, fo be- 
ginnt Bodin fein achted Kapitel des erften Buchs und erinnert an bie „majestas“ 
der Römer, die xupie apyrı ber Hellenen, die segnoria der Italiener. Auch in 
die Erklärung des Staates nimmt er als das wejentlihe Merkmal die puissance 
souveraine auf. Abfolut nennt. er vie Gewalt nicht in dem wörtlichen Sinn, daß 
fie auch von der Herrſchaft Gottes unabhängig wäre; — vielmehr erfennt er 
an, daß das Gefeg Gottes und der Natur aud ven Souverän im Staate ver- 
pflichte; — aber in dem Sinne, daß fie weder durch irgenb eine andere Staat 
macht, noch durch ein Gefe des Staates gebunden fei. Das Geſetz erhält vom 
Souverän feine Kraft und nicht umgelehrt der Souverän vom Geſetz. Der Ber- 
trag bindet denfelben wohl, der Vertrag mit fremten Fürften und ber Vertrag 
mit den eigenen Unterthanen, denn die Verbinblichkeiten ber Verträge betrachtet 
er als ein Naturgefeg für vie Menſchen, aber das Geſetz, das er felber gegeben, kann 
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ihn nicht binden, weil es nur auf Staatsautorität ruht und alle Autorität von 
der Souveränetät ausgeht. 1) 

Uebrigens verfennt Bodin nod niemals den Zufammenhang der Souveränetät 
mit dem Stantsbegriff. Er verwechſelt wohl den ganzen Staat mit dem oberften 
Drgan im Staate und fhreibt dem Souverän alle Macht und Autorität zu, 
weldhe einen flaatlihen Inhalt und eine ftantlihe Form hat. Er leitet die Regel 
des abfoluten römiſchen Kaiſerrechts: princeps legibus solutus est, aus dem Be- 
griffe der Souveränetät ab, und ift geneigt, der boftrinären Konfequenz zu Liebe 
das hergebrachte Mitwirkungsreht der Stände bei der Gefeßgebung in ein bloßes 
Berathungsreht abzufhwähen. Aber erft die Spätern übertreiben die einmal 
eingefhlagene Richtung zur unbegrenzten Macht und Hoheit, welche fie Souveräne- 
tät heißen, 5i8 dahin, um bie Souveränetät fogar über pen Staat zu erheben, 
und den Staat felbft zu einem bloßen Erzeugniß der Souveränetät zu machen. 
Bei Bodin noch iſt Souveränetät oberfte Staatsgewalt; bei Rouffenu ift 
Souveränetät der Gefellfhaftswille, welcher den Staat felber und alle 
Staatsgewalt hervorbringt und nah Belieben umgeftaltet (la volonte generale 
qui ne peut jamais s’ali6ner),. War die erfte Verwechſelung von Staat 
und Staatshaupt für die Volksfreiheit ververblih, fo bebrohte nun die Ab— 
löſung der Souveränetät von der Berfaffung und dem Rechte des wirklichen 
Staates felbft und bie zweite Verwechſelung der Triebe und Kräfte zur 
Staatenbildung mit der verfaffungsmäßigen Staatsgewalt ben 
Beftand einer jeder Staatsordnung und einer jeden ftaatlihen Autorität. 

Nur nah mancherlei fhweren Erfahrungen und in Folge vieler neuen 
Arbeit der Wiffenfhaft wurden allmälig folgende zwei Hauptfäge Mar: 

a) Es gibt feine Souveränetät der Gefellfchaft, feine Souveräne- 
tät vor oder über dem Staate. Die Souveränetät als ein ftaatlider, 
zunächſt ein ftaatsredhtliher Begriff ift durch die Eriftenz und burd 
die Berfafjung des Staates bedingt. 

Es giebt wohl auch außer dem Staate eine Autorität des Vaters über bie 
Kinder, des Häuptlings über den Stamm, des Priefters über bie Gläukigen, des 
Weiſen über die Unwiſſenden, aber feine mit äußerlich zwingender und in fi 
unabhängizer Rechtsgewalt übergeorbnete Hoheit von Menfchen über die Menfchen, 
als bie des Staates und im Staate, und nur diefe allein nennen wir fonverän. 
Es kann wohl, bevor der Staat gebildet oder in Folge einer Mevolution umge- 
ftaltet ift, die Autorität eines mächtigen Führers neu ſich erheben und allgemeine 
Folge finden ober eine aufgeregte Maffe vie Minderheit fi unterwerfen, ohne daß 
biefe politifh wirlſame und vielleiht Staaten erzeugende Autorität in ber bis— 
herigen Rechtsordnung ihren Grund und Macht findet, aber zur Souveränetät 
wird fle erft in demfelben Augenblid, wo wirklich eine neue Staatsorbnung ent 
ftanvden ift, als deren höchſter Ausprud fie erſcheint. In der Ausbildung der 
fouveränen Gewalt offenbart fi der Proceß der Staatenbildung zumeift. Souve- 
ränetät ift eine weſentliche Eigenfchaft des Staates und daher undenkbar ohne bie 
Unterlage des Staates. 

b) Abfolutheit ift feine nothbwendpige Eigenfhaft der Souveräne 
tät, vielmehr entfprigt nur bie verfaffungsmäßig georbnete und 
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befhränfte Sonveränetät ber modernen Staatsidee; die Bervoll- 
tommnung des Staates führt alfo aus der abfoluten zur relativen 
Souveränetät. Viele Geiftlihe, Iuriften und Philoſophen haben feit dem 
16. Jahrhundert fih bemüht, die Eouveränetät möglichft ſchrankenlos barzuftellen, 
Geiftliche, indem fie die abfolute Gewalt Gottes auf die Stellvertreter Gottes auf 
der Erde übertrugen, Juriften, indem fie fih auf die Autorität der altrömifchen 
Rechtswiſſenſchaft beriefen, um den heutigen Fürften eine ähnliche abfolute Gewalt 
zuzufchreiben, wie fie vormals den römischen Kaifern von dem römifchen Volk vers 
liehen war, und Philofophen, indem fie ohnehin den abfoluten Ideen zugewendet, die 
Idee der Unabhängigkeit und ber übergeorbneten politifhen Autorität mit ſcheinbarer 
logifher Energie, als abfolute Berneinung jeder andern Macht und als unbeftreit- 
bare Allmacht über alle Untergebenen ausbeuteten. Die Wiſſenſchaft wollte lange 
nicht den Warnungen der Gefchichte Gehör geben, welche deutlich genug bezeugte, 
daß die abfolute Souveränetät die Freiheit und Wohlfahrt der Bölfer eher ver- 
derbe als beförvere, alfo dem Staatszwed felbft zumider laufe; nur nach großen 
innern Kämpfen wurde es Mar, daß die Menſchen im Staate nur menfhlid- 
beſchränkte und feine göttlich-unbegrenzte Macht üben können und dürfen und daß 
fein Wahn thörichter und verwerflicher fei, al8 wenn der Menſch über andere 
Menfhen fib zum Gott erhebe, daß ferner der Abfolutismus des römifchen 
Staats die Welt zwar unterbrüdt, aber nicht befriebigt habe, dann aber an ber 
eigenen Unfittlichkeit untergegangen fei und daß die modernen von dem germas 
nifchen Freiheitsfinn gehobenen Völker feine Staatsgewalt fir Recht erkennen, 
mit weldyer die Freiheit der Unterthanen im Princip unverträglich fei, endlich daß 
in der Beziehung von Menfh zu Menfh und vorzugsmweife in den Berhältniffen 
eines erzwingbaren Gehorſams aus ver Gleihartigfeit, aus der Gemeinſchaft und 
aus den Zweden biefes menſchlichen Verbands auch die Relativität aller Ge- 
walt mit fittliher und mit logifher Nothwendigkeit fich ergebe. 

Auch gegenwärtig noch find nicht alle Irrthümer überwunden, welche mit dem 
berfömmlichen Beariff der Souveränetät auf uns überliefert worden find, und 
immer noch ift der eitle Sonveränetätsfhwindel eine der Ihlimmften Staatsfrant- 
heiten, der vornehmlih die Fürſten, aber zuweilen auch demokratiſche Ber- 
fammlungen ausgefegt find. Wir werben von folcher Ueberreizung des Machtge— 
fühls ſchwerlich ganz befreit, wenn es nicht gelingt, allmälig in die Rechtsſprache 
wieder andere Ausprüde einzuführen und eher von Staatshoheit und Staats— 
“ autorität ald von Sonveränetät zu ſprechen. 

2. Die Mertmale ver Souveränetät find: 

a) Unabhängigkeit von einer üÜbergeorbneten Staatsautorität. 
Würde diefe Unabhängigkeit in abfolutem Sinn verftanden, fo würde bie logiſche 
Konfequenz dahin führen, daß jeder fouveräne Staat fi völlig ifolirte und gegen 
jede Einwirkung der übrigen Staaten abfhlöffe und felbft vie allgemeinen Ber- 
bindlichkeiten des Völkerrechts würden ven Tharafter von unlogifchen Eingriffen in 
die Souveränetät annehmen. Im Innern der Staaten aber würde ſich bie Gefahr 
ber antifen Staatsallmaht erneuern, vor welcher weder bie indididuelle noch die 
genoffenfchaftliche Freiheit beftehen können. 

Wird dagegen biefe Unabhängigkeit relativ aufgefaßt, fo verftehen ſich die 
Beichränkungen des Völkerrechts aus der größern Lebensgemeinfhaft der Staaten 
und als eine höhere Rechtsordnung der Menfchheit von felbft und machen auch die 
mancherlei befondern Verabredungen über die Rechte der einen Staaten gegenüber 
den andern (Staatebienftbarkeiten) feine principiele Schwierigkeit. Im, Innern 
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ferner kann jede Perfönlichteit, vie einzelne wie die Gefammtperfon, aud der 
flaatlihen Hoheit gegenüber zu ihrem felbftändigen Rechte gelangen. 

Nur verträgt die volle Souveränetät eined Staates nicht die verfaffungs- 
mäßige Unterordnung unter die Tebensherrlichfeit oder unter die Schuß: 
boheit einer fremden Staatshoheit. Die fogenannten Bafallenftaaten, welde 
ihre theilweife Selbftändigfeit von dem Lehensherrn ableiten, deſſen eigene Souve- 
ränetät in Folge deſſen eine Spaltung und Zerbrödelung erfahren hat, wie früher 
die deutfchen Länder und heute noch die osmanifhen Staaten und ebenfo die Schup- 
ftaaten, welde im Gefühl ihrer Schwäche fi der Schugherrfhaft einer größern 
Macht unterworfen haben, gelten daher nur als halb-ſouveräne Staaten, 

b) Intenfive Machtfülle, welde nur dem Staate oder einem Ganzen 
ober ber Centralgewalt des Staates zugefchrieben werden kann, nicht aber einzelnen 
Gliedern (Körperfchaften, Aemtern), denen nur einzelne Funktionen, wenn aud in 
oberfter Inftanz zuftehen, wie 3. B. den Gerichtshöfen over Wahllörpern. 

e) Hoheit, ber gegenüber alle andern Autoritäten wenigftens in der Yorm 
untergeorbnet erjheinen. Wenn C. Frank (Vorſchule S. 32) die Souveränetät 
als „Selbftbewußtfein des Staates" erklärt, fo ift darin der wahre Gedanke enthalten, 
daß die Ausftrahlung diefer Hoheit das Selbſtbewußtſein ihers Trägers vorausfegt. 
Den oberften republifanifhen Magiftraten der heutigen Repräfentativdemofratie 
fehlt diefes Selbftbewußtfein und baher auch diefe äußere Hoheit, und das heutige 
Stantsreht betrachtet fie deshalb nicht ald Souveräne, wenn gleich fie die volle 
fouveräne Negierungsmaht ausüben, während bie römifchen Konfuln, in denen 
fi das alte regium imperium fortfegte, unbevenklich für ihre Würde auch bie 
„majestas* in Anſpruch nahmen, welche dem römifhen Volt und Staat gebührte. 

d) Einheit der Souveränetät ift infofern ein Merkmal verjelben, als bie 
Einheit des Staats, als einer Gefammtperfon auch einer einheitlichen oberften 
Leitung bedarf. Zwei Souveräne mit verfchievenem Willen, ohne auf Einigung 
angewiefen zu fein, würben bie Einheit ver Staatsherrſchaft ebenfo aufheben, wie 
zwei Eigenthümer an verfelben Sache die Einheit des Privateigenthums, 

Da indeſſen ver Staat felbft eine Gefammtheit von Menſchen, folglich eine 
Kollektiveinheit ift, fo ift jene Einheit wieder feine abfolut-individuelle, und kann 
die Souveränetät wohl einer aus einer Anzahl von Einzelmenfhen zufammenge- 
festen Gefammtperfon zugefchrieben werben. In der unmittelbaren Demokratie zeigt 
fih die Landesgemeinde Souverän, in der Ariftofratie der Senat, in der konſti— 
tutionellen Monarchie der König in Uebereinftimmung mit dem Parlament. Es 
fommt fogar eine Doppelfouveränetät vor in zufammengefegten Staaten, 
fowohl in dem Bundesftaate als in dem Staatenreih; indem fowohl der ganze 
Bund und das Mei im ſich eine einheitliche PVerfonififation der Staatsmacht und 
Staatshoheit befigt, nur innerhalb des Umfangs ber gemeinfamen Interefien, als 
jeder verbundene Einzelftaat mit Bezug auf die ihm eigenen Intereffen, 

3. Staatöfouveränetät (wahre Bolfsfouveränetät) und Fürſten— 
folufperänetät. 

Inwiefern ber Staat felbft als ein Ganzes Unabhängigkeit, Macht uud Hoheit 
in einheitliher Form in Anſpruch nimmt, infofern muß ihm felber Souveränetät 
zugeichrieben werden. Das ift die Staatsfouveränetät, die man aud) Volks— 
fouveränetät nennen könnte, würde nicht der letztere Ausdruck gewöhnlih im andern 
Sinne verftanden, denn das im Staate verfaflungsmäßig georbnete Volk ift der 
lebendige Geift, welcher den Staatskörper befeelt und beftimmt. 

Vergebens wenden einige Publiciften, wie Zöpfl, dagegen ein, Souveränetät 
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bedeute „Macht im Staate” und nicht „Macht des Staates"; denn mollte 
man das Wort auf jene beſchränken, fo müßte man ein neues Wort erfinden, um 
biefe zu bezeichnen, welche fich nicht ignoriren läßt, und es wäre doch wiederum 
far, daß die Macht des Ganzen größer fei, als die Macht eines Gliedes im 
Ganzen, d. 5. es würde doch niemals gelingen, die Souveränetät des Staatshaupts 
für die einzige Staatsmacht zu erflären und bie Souveränetät des Staates felbft 
verſchwinden zu maden. 

Am deutlihften offenbart fi die Staatsfouveränetät in dem völferredt- 
lihen Berfehr ver ſouveränen Staaten miteinander. Der verfaffungs- 
mößige Repräfentant bes Staats kann wohl der Fürft fein, aber wenn berfelbe 
im Namen bes repräfentirten Staates Berträge jchließt, fo ift das ein Aft ber 
Staatsfouveränetät und es wird eben deshalb das Volk und der Staat durch ben 
Staatsvertrag gebunden und nit die Perfon des Fürften. Diefe kann ohne Erben 
fterben oder eine andere Dynaftie erhoben oder die bisherige Monarchie in eine 
Republil gewandelt werden, immer bleibt ber Staat derfelbe und deshalb dauern auch 
feine Rechte und Berbinvlichfeiten fort, ob die jeweiligen Stantshäupter fo ober 
anders geftaltet werben. Dem Staate fommt wie bie größte Macht und das hödhfte 
Recht, fo auch die vorzüglichfte Ehre zu. Wir find in neuerer Zeit daran gewöhnt, 
die Staatsehre nur in der „Majeſtät“ ber Könige in höchſtem Glanze verkörpert 
zu fehen, die alten Römer wußten es befjer, daß die „majestas populi Romani“ 
aller andern Majeftät voranleuchte. 

Aber auh im Innern des Staatslebens ift die Staatsfonveränetät nicht 
zu entbehren, um bie fonftituirenbe und bie geſetzgebende Gewalt zu er- 
Mären, in denen ſich doch vorzugsweiſe die höchſte denkbare Staatsautorität äußert 
und welche der freien modernen Staatsanfiht gemäß niemals dem Fürften allein, 
fondern immer nur der Öefammivertretung bes ganzen Bolfs (in 
Haupt und Gliedern) zufteht, alfo unmöglich der Fürftenfouveränetät zuge 
rechnet werben kann. 

Während fo die Staatsfonveränetät als die urſprüngliche und unanfehtbare 
Macht und Hoheit des Ganzen erfcheint, fo erhebt fich innerhalb des Ganzen die 
oberfte Macht und Hoheit des vornehmften Gliedes, des Staatshauptes, 
welche wir fürftlihe Souveränetät (Fürftenfonveränetät) nennen. In dem Ge- 
fammtlörper hat das Haupf die leitende Stellung und bie oberfte Autorität, welche 
daher wiederum als eine fouveräne, wenn au nur in felundärem Sinne, be- 
nannt wird. Das fürftlihde Anfehen und die fürftliche Negierungsmacht find in 
dem entwidelten Staate der Neuzeit zur Beachtung ber VBerfaffung und ver Geſetze 
verpflichtet, d. h. die fürftliche Souveränetät fegt vie höhere Staatöfouveränetät 
im Princip voraus, 

In der abfoluten Monardie und vollends in der Despotie wirb die Staats- 
fouveränetät von ber fürftlihen Souveränetät verfchlungen , in der Demokratie 
kann diefe nicht leicht aus jener zur Selbftänbigfeit emporfteigen. In der augge- 
bildeten parlamentarifhen Verfaſſung erfcheinen beide völlig Mar und obgleich 
einander nicht widerfprechend, do in der Form wohl zu unterfcheiden. Der eng- 
life „König im Parlament” ober aud das aus drei Faktoren (König, Ober 
und Unterhaus) zufammengefegte Parlament ftellen das wohlgeorbnete englifche 
Bolt in Haupt und Gliedern dar und üben die englifhe Staatsfouveränetät aus, 
und hinwieder ift der „König im Rath" (der Minifter) der Souverän in England 
und übt bie volle Fürftenfonveränetät aus. 

Ebenſo ift die radikale Staatslehre geneigt, die Fürftenfonveränetät zu ver- 
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neinen und überdem bie Stantsfouveränetät, die dann noch übrig bleibt, in eine 
atomiftiihe Souveränetät der Menge aufzulöfen, welche fie dann Boltsfouveränetät 
nennt. Umgefehrt ift die abfolutiftifhe Doftrin jo fehr der Sürftenfouveränetät 
ergeben, daß fie die Staatsfouveränetät darüber vergißt ober dieſe jener willig 
zum Opfer bringt. Die Wahrheit befteht aber aud bier nicht in ver Einſeitigkeit 
und nicht in den Ertremen, fondern in ver beiverfeitigen Anerkennung des Ganzen 
und feines oberften Gliedes und in dem zwedmäßigen Wechfel der beiden Mächte, 
deren eine die andere bebingt oder ergänzt. Die Staatefonveränetät offenbart ſich 
vorzüglih im Geſetz, d. h. in der rubenden Ordnung, die Fürftenfouveränetät in 
der Regierung, d. h. in den Thaten der Freiheit je nah dem Wechſel des Mo- 
ments, Wenn bie erftere, die meift ruht und ſich oft durch die zweite repräfentiren 
läßt, wie in dem völferrechtlihen Berkehr, felber aktiv wird, dann tritt bie zweite 
vor ihrer höhern Autorität zurüd, aber wenn jene wieder zur Ruhe zurüdtehrt, 
dann erſcheint diefe allein thätig. Zwiſchen beiden ift Harmonie und Einheit, wie 
zwiſchen dem ganzen Menihen und feinem Kopf. 

4. Die Wirkungen der Staatsfouveränetät find: 

a) Erfheinung ver Würde, Ehre und Majeftät des Staates in feinem 
Namen, Rang, Symbolen, Infignien, Farben, Fahnen u. ſ. f. Eine Verlegung 
derfelben gilt als Berlegung der Staatsehre und der Staatömajeftät. 

b) Unabhängigkeit von fremden Staatsgewalten und Selbftändigfeit 
in dem völkerrechtlichen Verkehre mit den andern Staaten, das Recht ſich durch 
das Staatshaupt oder durch Geſandte repräfentiren zu laflen. 

c) Die Befugniß eines, jeden Staatsvolfs, die feiner Natur und feinen Be- 
bürfniffen zufagende Verfaſſung zu wählen, beziehungsweife nah Bedürfniß zu 
Ändern, Konſtituirungs- und Reformredt, weldes nicht zu verwechſeln 
ift mit dem vermeintlichen Rechte ver Menge, unbefümmert um vie beftehende 
Staats- und Rechtsordnung nah Willkür und Laune Berfafjungen und Regie— 
rungen wie Kleider zu wechſeln. (Vgl. ven Artikel Nevolution und Reform.) 

d) Geſetzgebung, in dem entwidelten Staate dur das Zufammenwirken 
von Fürft, Ariftofratie und der Bertretung aller Bolksflaffen geübt. 

e) Erzeugung einer neuen Fürftenfouveränetät, wenn bie alte 
untergangen ift, fei es durch den Tod oder durch Bertreibung aus aller Madı- 
ftellung. Die Regierung kann aus fi fein neues Bolf, aber das Bolt fann aus 
fi eine neue Regierung bervorbringen. 

f) Für die Träger der Staatsfouveränetät völkerrechtliche, aber nicht 
zugleih ftaatsrehtlide Verantwortlichkeit; dagegen 

g) Rechenschaft über die Ausübung aller befondern Staatsgewalten vor 
ihrer Vertretung. 

5. Die Wirkungen der Fürftenfouveränetät zeigen fid: 

a) in dem Ölanze ber fürftlihden Würde, Ehre und Majeftät, welde 
ebenfo in Titel, Rang, Symbolen und Geremoniel fichtbar werben; 

b) in der Ueberordnung der Fürften über alle andern Aemter und 
Stellen im Staate ; 

ce) in der Darftellung und Ausübung fämmiliher Regierungsredte; 

d) mandenorts aud, aber nicht logifch nothwendig in der Unverantwort 
lichkeit des Fürften, aber nothwendig 

e) in dem Recht, von allen andern Beamten Rechenſchaft zu fordern; 

f) in der Repräfentation aud der Staatsjouveränetät durch den Fürften; 
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6. Zu erwähnen und zu beleuchten find nod folgende Erklärungen theils ber 
Boll», theild der Fürftenfouveränetät: 

a) „Die Mehrheit oder die Menge der einzelnen geſellſchaft— 
lih verbundenen Menfhen ift Souverän" (Rouffeau), ein Irrthum, denn bie 
Menge von Einzelnen ift noch fein Volk und ohne Volk fein Staat, ohne Staat feine 
Souveränetät. Diefe radikale Vorftellung der Volksſouveränetät löst im Princip 
Bolt und Staat auf und gibt beide wie zu Pulver zerriebenen Staub allen 
Stürmen der Leidenfhaft haltlos Preis. Sie ift nicht einmal auf die abfolute 
Demokratie anwendbar, denn in dieſer herrſcht nicht eine beliebig verfammelte 
Menge, fondern die zur Landsgemeinde geordnete Bürgerfchaft. 

b) „Die ald Einheit gedachte, aber noch nit organifirte Nation 
ift Souverän.“ (Modernes Princip der fogenannten Nationalfouveränetät.) 
Anh dieſe Erklärung tft wieder deshalb irrig, weil erft die organifirte Nation 
zum Bolte geworben ift. Aber man muß anerfennen, daß in der Nation die An- 
lage zur Volks- und Gtaatenbildung ruht und daß durch Entwidlung biefer 
Keime und Triebe auch die Souveränetät hervorgebildet werben fann, ſei es, indem 
bie ganze Nation ihrer politifchen Einheit bewußt wird und ihre ftaatliche Macht 
entfaltet, ſei e8, indem fie einem Führer, in dem beides in perjünlicher Geftalt 
fihtbar wird, fi hingibt und ihm folgt. Man kanu alfo fagen, in der Nation 
ruhen auch Keime zur Souveränetät, aber dieſe felbft als ftantliches Recht wird 
erft verwirklicht, wenn der Staat da ift. 

ec) „Das Bolt als die Geſammtheit, beziehungsweife die Mehrheit 
ber Staatsbürger in der Gemeinde ift Sowerän." (Demokratiſches 
Princip der Bolksfouveränetät.) Diefe Borftellung hat den Fehler der früher er- 
wähnten vermieden, indem fie der ftaatlih-organifirten Volksgemeinde oder Bürger: 
ſchaft vie Souveränetät zufchreibt, und fie entfpricht ver vemofratifhen Staats: 
verfafjung, welche den Demos der regierten Volksklaſſen als Einheit anerkennt 
und als „Volk“ im engern Sinn ober das. „Land“ vertreten läßt, aber fie ift 
nit auf andere Berfaffungen anwenbbar, weil fie überfieht, daß bie Begriffe 
Plebs und Populus ſich nicht decken und daß in dem reicher organifirten „Volke“ 
ber fonftitutionellen Monarchie auch die ariftofratiihen Klaffen und Perfonen, und 
vor allen das fürftliche Element eine Bebeutung haben, welche fich nicht in die völlig 
gleihartige Mehrheit ver Volksabſtimmung auflöfen läßt. Das „Land“ kann aud) 
da einen großen Antheil haben an der Staatöfouveränetät, aber für fih allein ift 
die Tandesrepräfentation nicht Souverän. 

Sowie man fi aber unter dem Ausdruck Volk das zur Einheit in Haupt 
und Gliedern organifirte Staatsvolk denkt, jo iſt die dieſem Volk zugefchriebene 
Souveränetät gleih ber obigen Staatsfouveränetät und allerdings für den 
choilifirten und freien Staat nicht zu beſtreiten. 

Ebenfo falſch, wie bie Hier befprochenen Deutungen der Bolksfonveränetät, 
find folgende Borftellungen ver Fürftenfouveränetät: 

a) als göttliche Herrfchaft. In der alt-orientalen und jelbft in der mittel- 
alterlichen, theokratijchen Verfaſſung hatte die Vorftelung von einer von Gott ver- 
fiehenen ihrem Geift und Wefen nad göttlihen Herrfchaft noch einen relativen 
Sinn, weil die religiöfe Grundanfhauung nod das ganze Menfchenleben beherrfchte. 
Den entwidelten Rechtsbegriff und dem erwachten menſchlichen Selbftbewußtfein 
aber erfcheint fie als kindiſch und unmärbig, für Fürften und Völker verderblich. 
(Bl. die Art. Ideokratie und Redt.) 

b) als Eigentbumsherrfhaft eines Fürften über Land und Xeute, 
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eine Borftellung, welche die Analogie des privatrehtlihen Sachenrechts ungejhidt 
auf die ftantlihe Gemeinfhaft überträgt und den Glementarbegriffen von menid- 


liher Würde und Freiheit widerfpricht. (Bgl. ven Art. Patrimoniale Staateibee.) 
untiäli. 
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1. Gefchichtliche Ueberficht. Es ift bekannt, daß Spanien von feinem 
erften hiftorifhen Auftreten an einen Gang ver geſchichtlichen Entwidlung einge- 
ihlagen hat, welder durchaus abweicht von dem der übrigen europäifhen Völker. 
Wie es natürlich an das äußerſte Sünmweftende des Erdtheils geftellt ift, nur auf 
einer ſchmalen Landftrede mit Franfreih verbunden und eben bier durch die ftarre 
Mauer der Pyrenäen am bichteften verfchloffen, während bie ganze Breite feiner 
mittellänbifhen Küftenentfaltung von Barcelona bis Gibraltar fid) vem afrikaniſchen 
Kontinent zufehrt, fo hat aud das gejhichtlihe Leben Spaniens früher von dem 
Drient ald von Europa beftimmende Antriebe empfangen. Es find die Phönicier, 
welche mit ihrer Niederlaffung auf dem Felfen von Gabeir (Cadiz) im 11. Jahr- 
hundert v. Chr. Spanien in das Bereich des Weltlebens einführen, und weit folgen- 
reicher al8 die griechiſchen Nieverlaffungen an der catalenifhen Küfte greift bie 
Herrfhaft Carthago's ein, das hier der natürliche Erbe des Mutterlandes wurde, 
fobald es ten weftlichen Theil des Mittelmeers feinen Flotten unterthänig machte, 
Hannibals großer Vater breitete die Macht Carthago's bis zum Ebro aus: Spanien 
folte damals die Bafis bilden für bie Invafton des Orients in Europa, wie neun 
Jahrhunderte fpäter. Dadurch aber wurde das gerade Gegentheil bewirkt. Früher 
als Gallien und ein anderes nichtitalienifches Gebiet wurde Spanien im zweiten 
punifchen Kriege eine Beute des fich zur Weltmacht erhebenden Rom. Jedoch ver- 
gingen faft zweihundert Jahre, ehe fid) der trogige Unabhängigkeitsfinn der Celti— 
berier der Macht des Römerthums völlig beugte. Die Kämpfe, welche die in hohem 
Maße zerfplitterte Bevölkerung der iberifhen Halbinfel zur Vertheidigung ihrer 
Selbftänvigkeit unter dem edlen Biriath führte, und bie zahlreichen Bewegungen, 
mit denen Spanien während des legten Jahrhunderts ver Republif in das Ringen 
ber römischen Parteien eingriff, zeigen uns Züge der Kriegsweiſe und der ganzen 
Volksart, welche mit frappanter Aehnlichkeit an jüngfte Borgänge erinnern. Der 
Fanatismus der Guerrillas und die unbeugfame Bravour der Städtevertheidigung 
ift den Römern entgegengetreten, wie Napoleon. Die heftige plöglihe Erhebung, 
die leidenfchaftlihe, zum äußerften zähe Energie, ver Schwung einer enthufiaftiihen 
Natur und daneben die innere Unbotmäßigkeit, der Antagonismus der Städte und 
Stämme und ein gewiffes indolentes Phlegma des Verſtandes, das find Eigen« 
thümlichleiten, weldhe das damalige Spanien kennzeichnen, wie das heutige. 

Mit Cäſar's Sieg Über die letzten Pompejaner fügte fih Spanien in bie 
römifhe Herrſchaft, um jet mit vollfter Liebe in das großartige Leben des Welt: 
reichs einzutreten. Es wurde bald eine Hauptftüte desfelben, ökonomiſch wie geiftig. 
Nachdem es die Imperatoren zum erften Male faft vollftändig geeinigt, ihm eine 
weiſe Verwaltung verliehen, feinen Ackerbau, fein Stäbtewefen, feinen Handel 
organifirt hatten, erſchloß e8 einen außerorbentlihen Reichthun. Spanifches Getreide 
ernährte zum großen Theile das erfchöpfte Italien nnd Spanien gab der Literatur 
wie der Politik Rom's mehr als einen ausgezeichneten Bertreter. Die beiden 
Seneca, Lucan, Martial, Ouintilian, Silius Italicus, Florus und Columella, 
dann Trajan, Hadrian und Theodofius waren Spanier. Römiſche Kultur fcheint 
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das Land mit einer ganz befonveren Energie durchdrungen zu haben, wie fi 
Spanien nod heute trog der verheerenden Kämpfe des Mittelalters eines größern 
Reichthums römifher Monumente rühmt, als irgend ein Land außer Italien befige. 
Diefelbe Empfänglichkeit bewies es ſodann für das Chriftentbum, das, wie die 
Spanier bis auf den heutigen Tag ſich nicht ausreden laffen, von den Apofteln 
"Paulus und Jakobus felber zu ihren Vorfahren getragen wurte. Die große Zahl 
der in Spanien lebenden Juden bildete ein wirffames Organ für die neue Lehre, 
welche im vierten Jahrhundert ihre unter dem früheren Drud gewonnene Aus- 
breitung in einer mächtig aufblähenden Kirche entfaltete, 

Dan weiß, daß Spanien von der Völkerwanderung einen fo reihen Antheil 
germanifcher Elemente empfing, wie irgend ein fübenropäifches Land. Aber die 
Entwicklung des weftgothifhen Reiches war nichtsdeſtoweniger eine fehr eigenthüm- 
liche. Als die civilifirteften aller Germanen büßten fie auf dieſem von römijcher 
Kultur gefättigten Boden ſehr früh die frifhe Urfprünglichkeit ein und geftatteten 
römischen Anfchauungen einen weit gehenden Einfluß auf die Organifation des 
öffentlichen Lebens. Als arianifche Chriften aber geriethen fie mit dem eifrigen 
von den Franken geftügten Katholicismus der romaniſchen Bevölkerung in einen 
außerordentlich heftigen Konflikt, ver Spanien ſchon im fünften und festen Iahr« 
hundert mit ven heißeften Olaubensftreitigfeiten erfüllte. Und da die Weftgothen 
unter König Reccared 586 zum Katholicismus üÜbergingen, war damit Die Duelle 
des Zelotismus keineswegs verftopft. Mit ncd größerem Eifer, als ſich die hrift- 
lihen Parteien befehdet hatten, warfen fi bald die Chriften auf die Juden und 
verfolgten fie mit einer Unbarmherzigkeit ohne leihen. Und ebenjo erlag das 
geſammte öffentliche Leben in hohem Maße kirhlihen Einflüffen. Es ift noch nicht 
ganz klar, wie weit die Koncilien von Toledo, welde die gefeßgebende Gewalt im 
weftgothifchen Reihe übten, von den weltlihen Ständen beſchickt wurden; daß 
aber die Geiftlichfeit auf ihnen dominirte und das ſpaniſche Staatöleben des fie» 
benten Jahrhunderts einen überwiegend hierarchiſchen Charakter trug, läßt fich 
wohl in feiner Weife bezweifeln. Königthum und Bolf ftand unbebingter unter 
dem Einfluß geiftlicher Intereffen und Anfhauungen, als in einem anderen euro- 
päifchen Lande in jener frühen Periode des Mittelalters. E8 waren weſentlich die 
Uebelftände eines von firhlihen Tendenzen ausgebeuteten und misleiteten Wahl- 
reiches und eines in maßlofer Herrſchaft demoralifirten Klerus, welde 711 das 
uneinige und verweidhlichte Volk der arabifhen Invafion preisgaben. Kaum 
je ift ein großes Reich ruhmloſer zufammengebrohen, ald das der Weftgothen 
unter den Streichen der arabijhen Eroberer, welde in der blutigen Schlacht von 
Jerez de la Frontera faft die gefammte MWiderftandstraft des Landes braden 
und es in zwei Jahren bis an bie Pyrenäen überſchwemmten. 

Damit war Spanien wie im Beginn ſeiner Geſchichte unter den überwiegenden 
Einfluß orientaliſcher Kultur zurückgekehrt und die Araber haben ver Volksnatur 
ganz anders tiefe Spuren ihrer Eigenthümlichkeit aufgeprägt,. als einft die Phönizier. 
Sie haben auf bie weitere Entwidelung des fpanifhen Weſens in voppelter Rich— 
tung beftimmend eingewirkt. Zuerft durch das, was fie bem Lande an pofitiven 
Kulturelementen verliehen, ſodann durch die geſammte Lebensgeftaltung, melde fie 
dem fpanifhen Mittelalter durch ihre Okkupation aufgenöthigt haben. Wenn man 
von modernen Reifenden hört, wie das fühlihe Spanien noch heute in den ver- 
ſchiedenſten Beziehungen dem mohammedaniſchen Nordafrika näher fteht, als dem 
hriftlihen Europa, wenn man ſich erinnert, daß der ſpaniſche Aderbau noch heute 
in Anvalufien, Murcia und Valencia nicht unerheblih von ven arabiſchen Be— 
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wäfferungsanlagen zehrt, wenn man ben fpanifchen Sprachſchatz und fo mande 
Eigenthümlichfeit der fpanifchen Literatur und Kunft und die Herrfchaft der ara- 
bifhen Mediciner auf den fpanifhen Univerfitäten bis ins vorige Jahrhundert be= 
denkt, fo fann man bie pofitive und unmittelbare Einwirkung der arabiſchen Herr- 
[haft auf vie Geftaltung der fpanifhen Volksthümlichkeit unmöglich gering an» 
fhlagen. Weit bedeutſamer wurde freilich das innerfte fpanifhe Wejen berührt 
dadurch, daß bie Feftfegung der andersgläubigen Fremden auf ſpaniſchem Boden 
vom Beginn des achten bis zum Ende des fünfzehnten over eigentlih bis zum 
Anfange des fiebenzehnten Jahrhunderts den Kampf für die nationale und religiöfe 
Selsftändigkeit zum hauptſächlichen Inhalt des fpanifhen Lebens machte. Faft alle 
die heutigen Spanier von den übrigen Europäern fcheidenden Charakterzüge finden 
in diefem fiebenhundertjährigen Glaubensfampfe ihre Erklärung. Er zog das Volk 
faft ganz von der Theilnahme an dem europäifchen Geiftesleben ab; er machte 
die religiöfe Schwärmerei, welde die übrigen Länder vorübergehend beherrichte, 
zu ber dauernden Grundſtimmung des fpanifhen Gemüths; er gab ven Eigen- 
haften des Krieges einen übermäßigen Vorzug vor den Tugenden bes frievlichen 
Lebens und breitete das ritterliche Wefen über alle Stände. So geht denn bie 
fpanifhe Kultur, wenn man von Catalonien und Valencia abfieht, welche vie 
gleihe Sprade und vielfache Verwandtſchaft der Intereffen mit Südfrankreich ver: 
fnüpft, während des ganzen Mittelalters ihre völlig gejonderten Wege. Wollen 
wir den Gegenfaß furz bezeichnen, fo können wir etwa fagen: Spanien blieb in 
der Romantif des zwölften Jahrhunderts bis zum Ausgang des Mittelalters fait 
unerfhüttert ftehn. Bon ver fpäteren Entwidelung, welde in dem übrigen Europa 
dem Ritterthum das Bürgerthum, dem einfeitigen Borwalten kirchlicher Anfhauungen 
die Nüchternheit weltliher Intereffen, dem Mönchsthum den Humanismus ent- 
gegenftellte, blieb Spanien fo gut wie vollfommen unberührt: Daburd aber kam 
es, daß der üppige. Neihthum freier politifcher Bildungen, den Spanien feit dem 
eilften Jahrhundert erzeugte, für feine moderne Entwidelung faft abjolut unfrudht- 
bar geblieben ift. 

Sowohl in Gaftilien als in Aragon erlangten die ftändifhen Orbnungen jehr 
früh eine merfwürbige Ausbildung. Auf den aragonifchen Reichstagen traten ſchon 1133 ° 
zu den beiden Abtheilungen des Adels ftädtifche Verireter hinzu und in Eaftilien 
erfchienen 1169, faft hundert Jahre vor dem erften von den Stäbten und Flecken 
beſchickten Parlament Englands, ftäptiiche Abgeordnete auf den Cortes von Burgos, 
Im Beginn des vierzehnten Jahrhunderts hatten neunzig caftilianifche Stätte das 
Recht, an den Cortes Theil zu nehmen, welche einen fo weitgreifenden Einfluß 
auf die öffentlichen Angelegenheiten übten, als irgend eine fländifche VBerfammlung 
in Europa und nur hinter den außerordentlihen Machtbefugniſſen des aragonifchen 
Reichstags zurädftanden. Diefe Vertretung des dritten Standes in Gaftilien, dem 
almälig ganz Spanien bis auf Aragon, Catalonien und Valencia und das ara- 
bifhe Granada umfaſſenden Reihe, errang fih aber nicht nur ſchnell eine eben- 
bürtige Stelle neben Granden und Bifhäfen, fondern begann feit dem vierzehnten 
Jahrhundert diefe höhern Stände fogar ſtaatsrechtlich in ben Hintergrund zu 
drängen. Es bildete ſich mit der Zeit die Hebung aus, daß zu rechtsgültigen Be— 
hlüffen der Gortes eine vollftändige Berufung der Städte erfgrberlidh fei, eine 
Theilnahme von Adel und Klerus aber nur unter gewiffen Umftänden. Nimmt 
man dazu bie reihen Fueros der caftilianifhen Städte für die Selbftändigfeit 
bes innern Negiments, melde auf das erfte 1020 für Leon gegebene in großer 
Zahl folgten, fo meint man wohl, es fei hier eine Kraft und Fülle des bürger- 
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lihen Elements gewefen, wie faum irgendwo, Es verhält ſich aber durchaus anders, 
Mit Ausnahme von Catalonien und etwa Valencia, wo Handel und Schifffahrt 
eine bedeutſame Blüthe erlangten, hat es mit dem ſpaniſchen Städteweſen des 
Mittelalters eine befondere Bewandtniß. Die von den Königen mit den größten 
Privilegien ausgeftatteten Gemeinden hatten überwiegend die Bedeutung militäriicher 
Pofitionen, fie jollten das eben eroberte Gebiet gegen bie Araber firmen, fie 
waren mehr Feftungen als Städte, ihre Bewohner mehr Krieger als Bürger. Dem 
Slaubenskriege zu dienen war aber nicht nur der urfprüngliche Zweck ver ftäb- 
tifhen Gründungen, fondern militärifhes Weſen behauptete in den ununterbrodenen 
Kämpfen des eilften und zwölften Jahrhunderts mit den Mauren das unbebingte 
Uebergewicht im ftädtifchen Leben, bis im breizehnten Jahrhundert durch den Sieg 
von Toloſa (1220) die Landesfeinde auf einen Heinen Bezirk im Süden eingeengt 
wurden. Erft von da an hätte eigentlich bürgerlihe Thätigfeit mehr Bedeutung 
gewinnen können. Aber einmal herrſchte ritterliches Weſen durchaus in, dem caftie 
lianifhen Städten und dann begannen mit der Regierung Alfons X. (1252—1284) 
zugleich Iangbauernde innere Unruhen und höchſt verberbliche Neigungen, die Kirche 
Nom zu unterwerfen und das Bolf ver Kirche. Das vierzehnte Jahrhundert ver: 
fegte dem Städteweſen Gaftilien’8 zwei gefährlihe Streide, Unter Alfons XI. 
(1312—1350) wurde beftimmt, daß bie ftäntifchen Behörden nicht mehr wie bisher 
von allen Yamilienhäuptern dev Gemeinde gewählt würden, fondern aus GSelbft- 
ergänzung für Lebensdauer hervorgingen. Faſt gleichzeitig nahmen die Städte bie 
jeven Gewerbfleiß tödtende Steuer der Alcabala auf fi. Das fünfzehnte Jahr— 
hundert aber war bis zur Thronbefteigung Ifabellen’s vom ſchlimmſten Chaos ber 
Üdelsfehden erfüllt. Die beiden Könige Johann II. und Heinrich IV., welde von 
1407 bis 1474 vegierten, lagen ganz in der Hand der Großen, welde, während 
ihre Faktionen das Land in die furdtbarfte Anarchie ftürzten, ven größten Theil 
des Kronguts in ihren Befig brachten und fogar viele der bis dahin auf den 
Cortes vertretenen Städte ſich unterwarfen. In dem aragonifhen Reihe geftalteten 
ſich die Berhältniffe günftiger. Aber in dem eigentlihen Aragen, das ohne Be— 
triebfamfeit und Handel in fpartanifcher Abgefchloffenheit und Einfachheit dahin» 
lebte, wollte bürgerliches Wefen nicht beffer gedeihen, und wenn in dem aragoniſchen 
Sefammtftante durch Catalonien und Valencia, welche ihre jelbftändige Berfaffung 
„behaupteten, das ftädtifche Princip kräftiger vertreten wurde, fo fam davon Spanien 
wenig zu Gute, Denn nicht Aragon, ſondern Gaftilien follte auf die künftigen 
Geſchicke des Landes den entfcheidenden Einfluß üben. 

As Ifabella von GEaftilien 1469 dem aragonifchen Kronprinzen 
Verdinand die Hand reichte, dann 1474 die Regierung von Eaftilien antrat, wie 
ihr Gemahl 1479 die von Aragon, und nun basfelbe Königspaar über alle fpa- 
nischen Lande gebot bis auf das arabifhe Granada, brach für das Boll, das bis 
dahin im Dunkel der mittelalterlihen Verwirrung gelebt hatte, mit einem plötz— 
lichen Schlage der Tag der modernen Zeit an. Die fatholifhen Könige haben 
zuerft in Europa mit den glänzenvften Erfolgen die gebietende Macht des Fürften- 
thums aufgerichtet, die gewaltthätige Willführ des Adels gebrochen, vie Herrſchaft 
des Gefeges über Das gefammte Staatsgebiet ausgebreitet und mit einer geregelten 
Juftiz und Verwaltung, einer Fräftigen Einrichtung des Kriegsweſens, einer forg- 
jamen Pflege materieller und geiftiger Bildung dem Staatsleben ganz neue Im— 
pulfe gegeben. Iett erft gewann Spanien die Ordnung und Ruhe, den Werfen 
des Friedens zu leben, Wifjenfchaft und Kunft, Aderbau und Gewerbe ernftlid) 
zu betreiben. Die vreißigjährige Regierung Iſabella's that in allen diefen Dingen 
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höchſt bedeutendes. Der zehnjährige Krieg gegen Granada, welcher bie ganze Nation 

nod einmal mit religiös ritterliher Schwärmerei erfüllte und ver neuen Einfegung 
der Inquifition den Weg bahnte, die Entdedung Amerifa’8 und die italienijdhen 
Kriege Ferdinand's waren nicht im Stande, das innere Gedeihen zu hemmen, 
wie bedenklich fie den gefährlichften Neigungen des ſpaniſchen Mittelalters Macht 
gaben in ver eben beginnenden neuen Zeit. Die Eroberung Granada's befiegelte 
bie nationale Einheit, die Gewinnung reiher Kolonien bob Handel und Seefahrt 
und bie Theilnahme an ven italienifhen Kämpfen führte die Spanier in einen 
lebhaften Kontaft mit dem bisher fremden Europa. In der That begann das 
ſechszehnte Jahrhundert mit den frohften Ausfichten für Spanien. In den Städten 
Caſtilien's arbeitet eine ganz neue Regſamkeit, auf den ſpaniſchen Univerfitäten 
blühen die Haffifhen Studien, die Literatur hebt ihre Schwingen. Aber faum hat 
biefe hoffnungsreihe Entwidelung begonnen, jo wird fie in wahrhaft tragiicher 
Weiſe unterbrochen. 

1516 beginnt Karl L die Regierung der Habsburger über bie fpagifchen 
Reiche, die erft in ihm fich wahrhaft vereinigen, da bisher Aragon von Ferdinand, 
Gaftilien von Ifabella und ihrer Tochter Johanna regiert war. Nichts ſchien ver 
fpanifhen Kultur förberlicher fein zu können, als tie durch das neue Herrfcherhaus 
gegebene enge Verbindung mit den gebilvetften Ländern Europa’s, mit Oberitalien, 
den Niederlanden und dem beutjchen Reiche. Aber das Jahr nad Karls Regie— 
rungsantritt fah Luther der römischen Kirche ven Krieg erklären; die europäifchen 
Nationen ſchieden fih nah ihren religiöfen Interefjen; die Habsburger wurden 
an die Spige der katholiſchen Partei gedrängt: wie hätten die Spanier anders 
gefonnt, als in dem großem Weltkampfe mit heißem Eifer auf die Seite Roms 
treten? So fam es, daß für Spanien das fechszehnte und fiebenzehnte Jahrhundert 
alle Lebensinterefjen in ähnlicher Weife dem Glaubenskrieg unterorbnete, wie es 
das ganze Mittelalter hindurch gefchehen war. Statt die europäifhe Bildung in 
vollen Zügen in fi aufzunehmen, trat Spanien derſelben mit ftolzer Feinpfelig- 
feit entgegen. Und wie im Mittelalter der Zelotismus gejhürt war dadurch, daß 
der Kampf für den Glauben zufammenfiel mit dem Kampf für die nationale Selb- 
ftändigfeit, fo rang Spanien unter den Habsburgern, indem es bie Herrfchaft des 
katholiſchen Dogma vertrat, für die eigene Weltherrſchaft. 

Noch ehe aber Spanien in diefe verhängnigvolle Bahn eintrat, erfuhr es in 
feinem Innern eine folgenihwere Kataftrophe. Gegen die Willführ des jungen 
Karl und feiner flandriſchen Günftlinge erhoben fi 1521 vie Städte Caftiliens 
in vem Bunde der Comuneros. E38 handelte fih zunächſt um bie Verthei- 
digung ber ſtändiſchen Rechte gegen ven fremven Deipotismus, Darin hätten Noel 
und Klerus gemeinfame Sache mit ben Städten madyen fünnen und müſſen. Aber 
die Comuneros überhoben ſich unverftänvig gegen die beiden höhern Stände, trieben 
fie dem Könige in die Arme und fpalteten ſich zugleid in ihrem eigenen Kreife, 
da die niederen Schichten des Bürgerthums fih zu gleihem Anfehen mit ben 
Patriciern zu erheben trachteten. Die Schlaht bei Villalar wurde der Tod ber 
ftändifhen Freiheit und der kaum begonnenen bürgerliden Entwidelung. Die 
Cortes von Gaftilien waren hinfort ein machtloſer Schatten. Adel und mehr noch 
Klerus herrſchten, foweit e8 dem Abfolutismus paßte, im Lande und bei Hofe; 
-in den Städten dominirte abliges Weſen. Die Bewegung der Comuneros war ein 
unglüdliher Berfud des Bürgerthums geweſen, felbftändige Geltung zu erlangen; 
ebenfo unglücklich endete die gleichzeitige Erhebung der demokratiſchen Verbrüderung 
von Balencia, wodurch der bis dahin unverfehrte Organismus der Freiheit bes 
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aragoniſchen Reiches einen empfindlichen Verluſt erlitt. Ebenſo ſchlimm wirkte es, 
baß gegen das Ende der Regierung Karl's proteftantiihe Tendenzen, wenn aud 
ſchwach und vereinzelt,’ unter dem bigotten Volke auftauchten. Sie wurben unter 
dem Jubel ver Mafjen in den Flammen der Scheiterhaufen erftidt und jegt erft 
die Inquifition mit unerbittliher Schärfe gegen das Geiftesleben des Volks ge- 
richtet. Philipp IT. regierte bald über eine Nation, die ſich allen verberblichen 
Richtungen feiner Politif mit glühender Begeifterung widmete, die in ftarrer Ab— 
ſchließung von allem europäifchen Weſen in fi eine durchaus gleihartige Maſſe 
dem unbeweglichen Dogma, dem allmädtigen Königthum, dem möndijc:ritterlichen 
Enthufiasmus ſchwärmeriſch ergebener Menſchen bildete. Die Diffonanz, welde 
bis dahin die aragonifche Freiheit neben der gläubigen Loyalität der Caftilianer 
abgegeben hatte, wurde zum Schweigen gebracht, bie Betriebfamfeit ver Mauren 
und Juden ausgerottet und mit der Eroberung Portugal’s Die pyrenätfche Halb- 
infel zu einer monotonen Welt abgeſchloſſen. 

Die auf die Univerfalherrfchaft des katholiſchen Königs gerichtete Politik ver 
ſpaniſchen Habsburger würde bei Zeiten an der Erſchöpfung der Kräfte eine 
wohlthätige Schranke gefunden haben, wenn nicht der ungeheure Kolonialbeſitz die 
Mittel geboten hätte, länger als ein Jahrhundert ausſchließlich der äußeren Macht— 
ftellung und ver Tonfequenten Ausbildung eines von möndifhen Geſichtspunkten 
beftimmten Staatswefens zu leben. Niemals hat ein Bolt in vem Maße Gene- 
rationen hindurch eine faft ununterbrochene Reihe der koſtſpieligſten verluftvollften 
Kriege geführt und zugleich in feinem heimifhen Leben jeder produftiven Thätigkeit 
den Rüden gekehrt, wie die Spanier unter Philipp IT, Philipp IIL und Phi- 
lipp IV. Ihre feindfelige Stellung zu den innerften Kulturtrieben der Zeit warf fie 
nad) einander oder gleichzeitig in erbitterte Kämpfe mit ven Nieverländern, Franzofen, 
Engländern, Deutſchen, mit allen Bölfern, welche ven neuen Bildungselementen Macht 
gaben in ihrem Leben. Ihre [hwärmerifhe Andacht, ihre ganz mönchiſche Lebens— 
auffaffung bevedte das Land mit ungeheuer reihen Klöftern und Kapellen, füllte 
das Jahr mit Feiertagen, den Tag mit religiöfen Ceremonien, wandte fih ab von 
jeber verftändigen Erwägung, jeder nüchternen Thätigfeit, verödete die Aeder und 
die Werfftätten, wie vie Gebiete der wilfenfhaftlihen Forſchung. Nichts von 
alledem, was bie Volkswirthſchaft, die Verwaltung, die Juftiz, die gelehrte Thätig- 
feit während des fechszehnten und fiebenzehnten Jahrhunderts in dem übrigen 
Europa an’s Licht förderte, berührte das fpanifhe Dafein, das faft in allen 
Stüden das abfolute Gegentheil von gefunder Lebensentwidlung war und je länger 
es den Eingebungen eines phantaftiihen Sinnes folgte, um fo trauriger in die 
monftröfeften Mißbildungen verfanf. Die Eteuer- und Zollgefeggebung wurte 
mit jedem Jahrzehnt verfehrter, die Juftiz beftechliher, die Verwaltung willtühr- 
licher, das Leben fittenlofer, die Betriebfamkeit ſchwächer, die Bevölkerung dünner. 

Schon unter Philipp IL. war Spanien Sanferott, führte dann aber nod) 
hundert Jahre ohme eine einzige wirkliche Neform vie alte ververblihe Wirthſchaft 
fort. Um fo furdtbarer wurde das Elend, als endlich unter dem legten Habs» 
burger die Nemefis hereinbrach für Alles, was Spanien feit dem erften Habs— 
burger an ber Welt und am fich felbft gefünbigt hatte. Auf allen Lebensgebieten 
trat die gleiche Zerrüttung hervor. Die. Finanzen des Staats und ber Familien, 
die Heere und die Flotten, die Arbeitsfähigkeit und die Kriegstüchtigkeit, Wifjen- 
Ihaft und Kunft, Alles befand fih in demſelben troftlofen Zuftande. Die Be: 
völferung war in zmweihundert Jahren von zehn auf weniger als ſechs Millionen 
gejunfen und doch vermochte der vernachläffigte Aderbau dieſe Minderzahl nicht 
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zu ernähren, Bon einer fpanifhen Inbuftrie fonnte gar nicht mehr geſprochen 
werben. Fremde beuteten den innern Hantel aus, wie den Verkehr mit ven Kolo— 
nien. Bon der einft mädtigften Flotte Europa’s waren dreizehn Galeeren übrig 
” geblieben in verihlammten Häfen; Magazine, Arfenale und MWerkftätten waren 
leer, die Kunft des Schiffbaues vergeffen. Die Heere, vor denen fo lange vie 
Welt gezittert hatte, mußten erft die Niederlande, Portugal und vie Frandıe 
Comté preisgeben, dann vermodten fie den fpanifchen Boden felbft nicht zu ver- 
theidigen. Karl II. konnte nicht zwanzigtaufend Dann ins Feld ftelen und in 
vielen Regimentern bildeten Greife und Anaben die Mehrzahl, 1688 zitterte 
Madrid vor einer neuen manrifhen Eroberung. Wie die Soldaten in Flandern 
und Mailand oft genug vom Bettel lebten, jo auch ver König felber; die Stall» 
knechte und Lakaien liefen mehr als einmal davon, weil die Noth im Palaft zu 
groß war. „Spanien”, fagt ein ausgezeichneter Gelehrter des achtzehnten Jahr- 
hunderts, Capmany, „Spanien war ein Leichnam, unvermögend feine eigene 
Schwäche zu fühlen"; „es war", fagt ein Anderer, „das Skelett eines Rieſen.“ 1) 

Am 3. November 1700 ftarb Karl II. Der Erbfolgekrieg feste ven Bourbon 
Philipp V. auf ven Thron Spaniens, gab aber alle auswärtigen Beflgungen 
in Europa an das öfterreichifche Haus. Das europäiſche Gebiet Spaniens ſank 
daburd von mehr als 12,700 Duabratmeilen, melde es einft unter Philipp II. 
gemefien hatte, auf etwa 8400, nachdem ber Kolontalbefig bereits durch ven Ab- 
fall Portugald von 433,000 Duadratmeilen auf etwa 236,000 gemindert war, 
Aber dieſe beſchränkte Auspehnung, welche Spanien mehr auf ſich felber foncentrirte 
und bie Möglichkeit eines frievlihen Lebens gab, war nur eine Wohlthat unter 
vielen, die das Land dem Erbfolgefriege und dem Dynaſtiewechſel dankte, Die 
gewaltige Aufrüttelung der caftilianifhen Inbolenz, die Einführung franzöfifcher 
Berwaltungsmarimen und Bildungstendenzen,, die firammere Organifation bes 
Staatsförpers, die beginnende Befreiung der Staatsgewalt von ven Schranken des 
durch allen habsburgiſchen Defpotismus ungebrochenen Partifularismus der Pro: 
vinzen und von dem Ärgften Drud des feit Philipp II. allmächtigen Klerus, alle 
diefe großen Vortheile fielen Spanien glei in den erften zehn Jahren des neuen 
Regiments zu. Dann ſank freilich der erfte Bourbone in manchen Stüden in bie 
ichlimmen Wege der Habsburger zurüd, in die Kriegspolitif, in Vigotterie und 
unorbentlihen Haushalt; aber aud in den fhlimmen Zeiten behauptete fih mehr 
von bem neuen Geift, mehr Sorgfalt für die geiftige und öfonomifhe Hebung 
des Volkes, als dasfelbe je unter den Habsburgern erfahren hatte, Wie ſchwach 
und ſchwankend die ſechs und vierzigjährige Regierung Philipp's V. war, immer 
behielt fie ein gewiſſes Intereffe für vie Dinge, von deren Pflege die Wiedergeburt 
Spaniens abhing. Von befonverer, bauernder Bedeutung war aber, daß Philipp V. 
bie ſtaatsrechtlichen Berhältniffe der Monardie von Grund umgeftaltete und zum 
erften Male in den wichtigſten Beziehungen die Einheit des Landes begründete. 

Unter den Habsburgern waren die Kronen Aragon und Eaftilien in 
Bezug auf ſtändiſche Vertretung, Befteuerung, Juſtiz, Verwaltung durchaus ge 
trennt geblieben. Den Sieg, welchen Philipp IT. über bie Oppofition der Ara— 
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t) Sempere y Guarinos, Considerations sur les causes de la grandeur et de 
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gonefen davongetragen, hatten feine Nachfolger in keiner Weiſe ausgebeutet. Im 
Beginn bes fiebenzehnten Jahrhunderts "trugen die aragonifchen Reihe (Aragon, 
Gatalonien und Balencia) von der Stenerlaft, welche Eaftilien erbrüdte, nur ein 
Minimum: im Berhältniß zur Bevölkerung zahlte Caſtilien das zehnfache. Unter 
Philipp IV. und Karl II, richtete fi der Partikularismus Aragons um fo ftolzer 
auf, je ohnmächtiger die Monarhie wurde. Während die Cortes von Caftilien 
gegen das Ende des fiebenzehnten Jahrhunderts in dem allgemeinen Marasmus 
völlig von der Bühne verfhwanden, führten die Corte von Aragon und mehr 
noch von Gatalonien eine fo trogige Sprache, wie je im Mittelalter, „Der König”, 
fagte der Minifter Marques von Mancera im Mai 1693 dem englifchen Ge— 
fandten, „hat in Aragon und ben bamit verbundenen Gebteten nur den Namen 
des Königs; er befigt dort nicht mehr Macht als Sie; dieſe Reiche thun in allen 
Stüden, was ihnen gefällt, ob e8 dem König behagt oder nicht.” Die arago- 
niſchen Lande hatten ihre gefonderte Verwaltung, ihre befondere Juftiz und waren 
überbied von Gaftilien durch den tiefften Wiverwillen geſchieden. Diefer abfolute 
Gegenſatz Tieß fie im Erbfolgefriege den entgegengefegten Weg einfchlagen, mie 
Gaftilien; dieſes ſchloß fih dem Bourbon an, fie blieben dem Haufe Hadsburg 
treu. Da nun aber das Kriegsglüd für Gaftilien entſchied, war bie erfte Folge 
des Sieges die Befeitigung ber aragonifhen Sonberftellung. Am 29. Juni 1707, 
nach der Unterwerfung Aragons und Valencia's, erſchien ein königliches Dekret, 
welches für den Monarchen unummwunden die Bollmaht des dominio absoluto 
in Anſpruch nahm und Kraft vesfelben und des Eroberungsrechts alle Privilegien 
und Fueros der Reihe Aragon und Balencia anfhob und verkündete, daß in Zu— 
funft bie Gefeggebung, Yuftiz, Verwaltung und Regierung Caſtiliens auch in 
jenen Reichen herrſchen folle „ohne die geringfte Verſchiedenheit“. Diefes wichtige 
Dekret wurbe alsbald mit gefhäftiger Hand zur Ausführung gebracht, der oberfte 
Rath von Aragon aufgehoben, die Juftiz auf caftiltanifhen Fuß eingerichtet, ver 
Steuerertrag auf das Niveau des von Gaftilien gezahlten erhöht und enblid 
1709 eine einheitliche oberfte Neichsvertretung gefhaffen. Die Corte von Ara— 
gon, Gatalonien und Balencia, welche fih Bis dahin im ihrer vollen ſtändiſchen 
Gliederung behauptet hatten, hörten auf und zur Entſchädigung durften bie drei 
Reiche zu den 21 Städten Caftiliens, welche feit dem fechszehnten Jahrhundert 
durd ihre Bertreter die regelmäßigen Cortes viefer Krone gebildet hatten, 15 ara= 
goniſche Stäote (6 für Aragon, 7 für Catalonien, 2 für Balencia) gefellen. Im 
April 1709 wurden diefe neu geformten, biefe erften ſpaniſchen Cortes eröffnet, 
auf denen nunmehr de iure nur noch die baskifhen Provinzen und Afturien 
fehlten, während thatfähli Das damals nod im Aufftand begriffene Catalonien 
zum eriten Male auf ven Gortes von 1724 erfchien. Diefe einheitliche Reichs— 
vertretung hatte übrigens nur ald Symbol der Neichseinheit Bedeutung; die ftän- 
diſchen Befugniffe der neuen Cortes beſchränkten fih auf leere Formalien. 

Auf diefer Grundlage einer durchgreifenden Ordnung und Einheit ver Mo- 
narchie hat das adıtzehnte Sahrhundert in Spanien eine nicht unrühmliche Reform— 
thätigfeit entwidelt. 2) Unter Ferbinand VI. (1746—1759), der dem Lande 
zum erſten Male feit Jahrhunderten einen zehnjährigen Frieden, georbnete Finanzen, 
Steuernadhläffe und eine verftändige Sorgfalt für das innere Gedeihen gewährte, 
nahm Handel, Gewerbe und geiftiges Leben einen erfreulichen Auffhwung und die 





2) S. dad Nühere in der Einleitung zu weiner Geſchichte Spaniens zur Zeit der franzö— 
ſiſchen Revolution. Berlin 1861. — 
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Regierung Karl’s III. (1759—1788) kann fih in manden Beziehungen ben 
beften Regierungen bes achtzehnten Jahrhunderts zur Seite ftellen. Die bamaligen 
fpanifhen Staatämänner und Publiciften Aranda, Florivablanca, Cam— 
pomanes und Jovellanos, namentlidy bie beiden letteren, gehören zu den 
bervorragendften Köpfen ihrer Zeit. Ihre Einfiht und Energie leiftete fubjeltio 
bewunderungswürbiges, um Spanien aus der habsburgiihen Verſunkenheit auf 
das Niveau ber europäifchen?ECivilifation zu heben, und wenn die objektiven Er- 
folge in manden Stüden zu dem gemadten Kraftaufwand in einem traurigen 
Mifverhältniffe ftanden, fo wurben doch in anveren Punkten vie wichtigften Ver— 
änderungen vollzogen. Bor Allem gelang es, die ſchon unter Philipp V. ange 
fochtene, unter Ferdinand VI. geſchwächte Herrfhaft ver Kirche in allen weltlichen 
Dingen und die abfolute Abhängigkeit der fpanifchen Kirche von Rom zu breden. 
Spanien war es, das, nachdem Aranda 1767 die Iefuiten aus feinen weiten 
Neihen vertrieben, hauptfählid 1773 durch die fchlaue Energie Floridablanca's 
die Aufhebung des Ordens in Rom erreichte, und die Männer, bie dieſes Schwerfte 
vollbrachten, verftanden es auch in allen übrigen Beziehungen, das kirchliche Ueber: 
gewicht und bie kirchlichen Mißbräuche fo weit zu beſchränken, als es ‘ver ftreng- 
gläubige Sinn des Könige mie des Volkes wollte oder geftattete. Das fpanifche 
Denken und Empfinden erfuhr wenigſtens in ben oberften Schichten eine folgen- 
. reiche Umgeftaltung. Die europäifhen Gedanken und Beftrebungen, welche im Be- 
ginn des Jahrhunderts, bauptfächli durch Fremde, Franzoſen und Italiener, ver- 
treten wurben, hatten jest in einer Neihe fpanifcher Staatsmänner, Geiftlichen 
und Gelehrten zum Theil höchſt befähigte Herolde. Die ſpaniſche Volkswirthſchaft, 
Schule und Wiſſenſchaft empfing bie fruchtbaren Keime vorwärts ftrebender Bil 
bung, auf welche ein ſehr wejentliher Theil ver heilfamen Umgeftaltungen zurüd- 
geführt werben muß, bie unfer Jahrhundert in Spanien verwirklicht hat. 

Freilich erleidet viefes Lob der Regierung Karl’s III. eine beveutende Ein- 
fhränfung, wenn man auf feine auswärtige Politif und die Erziehung feines Nach— 
folgers blidt. Sein ftolzges bourboniſches Selbftbemußtfein wollte Spanien wieder 
als eine Macht erften Ranges glänzen fehen und da er früher als König von 
Neapel von den Engländern mit ihrer gewohnten Brutalität infultirt war, ftürzte 
er ſich mit blinder Leidenſchaft in eine antienglifche Politik, welche allerdings nicht 
wenig beitrug, Englands Stellung in Amerika zu erſchüttern, aber noch mehr 
that, um Spaniens gegenmwärtiges Gebeihen zu hemmen und feiner Zukunft bie 
empfinblichften Verluſte zu bereiten. Der am 15. Auguft 1761 in Paris unter 
zeichnete Familienpaft kettete Spanien auf eine höchſt unverftändige Weife an das 
franzöfifche Interefle, erfchlitterte durch bie wiederholten Kriege, in die er Spanien 
verwidelte, das eben hergeftellte Gleichgewicht der Finanzen, machte das Deficit 
wieber zu einer regelmäßigen Erfcheinung des ſpaniſchen Staatshaushalts, ſchwächte 
dadurch die Reformkraft der Megierung und legte enblih in der Mitwirkung 
Spaniens zu der Emancipation der nordamerifanifhen Staaten ven Grund zum 
Abfall der fpanifchen Kolonien. Ebenfo verderblich wirkte die abfolute Gleichgültig— 
keit des Königs in der Erziehung des Prinzen von Afturien. Karl IV. wuchs 
in unverzeihlicher Rohheit und Trägheit zu einem Fiürften heran, dem vie Fähig— 
feit abging, auch nur die einfachften Staatsgefhäfte zu überwachen. Go faß bie 
perfonificirte Impotenz auf dem fpanifchen Throne, als die franzöſiſche Revolution 
dem Staat die fhwerften Prüfungen bereitete. 

Die Noth der Zeiten hielt vie fittenlofe Königin Marie Luiſe, melde 
in allen Dingen unbefchräntt gebot, nit ab, bie Weberlieferungen Karl’s III, 
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und die unter ihm bewährten Staatsmänner in ‚wenigen Jahren abzuthun und 
ihrem Liebling Manuel Godoy Land und Bolf preiszugeben. Godoy bewies 
in Krieg und Frieden biefelbe grenzenlofe Frivolität, viefelbe ſtaunenswerthe 
Nichtigkeit, ließ den unglüdlichen Staat alsbald in ſchlimmſte Abhängigkeit von 
Frankreich verfinfen, ruinirte in den auf franzöfifches Geheiß geführten Kriegen 
mit England die ftolze Flotte, ließ die Engländer die erften Minen in den Ko— 
Ionien legen, zerrättete Haushalt, Juftiz, Verwaltung und Sitte in gleichem Maße 
und zog während feiner faft fechszehnjährigen Berwaltung das Bolt fyftematifch 
zur Revolution heran. Der Skandal, den er fhließlih im Herbft 1807 im 
Schooße der königlichen Familie felbft veranlaßte, bot Napoleon bie unmiber- 
ftehliche Lodung, mit den fpanifhen Bourbonen aufzuräumen, wie mit den franzö- 
fifchen und neapolitanifhen, und "ver Einmarſch franzöfifher Kolonnen in Madrid, 
vem bald das unerhörte Aergerniß in Bayonne folgte, wo Karl IV., fein Sohn 
Ferdinaud VII., die Königin und ihr Godoy, den fie zum Friedensfürſten und 
Herzog von Alcudia erhoben hatte, wetteiferten, wer fich dem Imperator als ber 
ehrlofefte ermweifen könne — diefe argen Dinge des Frühlings 1808 fehienen 
mit dev fpanifchen Selbftänbigfeit ein Ende zu machen. 

Aber indem alle ftarfen Gefühle des fpanifchen Herzens, die Toyalität, Kirch- 
lichkeit und nationale Eitelkeit von den fremden Eindringlingen in ver gleichen 
Weiſe verlegt wurven, gab der Konflikt, welcher am 2. Mai das Volt von Madrid 
der franzöfifchen Garnifon entgegenftellte, das Signal zu einer beifpiellofen Er- 
hebung des ganzen Landes. Der Kampf, den die Spanier mit englifcher Unter 
ſtützung gegen die napoleonifche Uebermacht unternahmen, galt zunächſt nur ver 
Vertheidiguug des Thrones , der Kirche und der nationalen Selbſtändigkeit. Da 
aber die alten Gewalten, Adel, Klerus, Bureaufratie und Militär, weldhe während 
der beiden erften Jahre in den Provinzialjunten und in ver für das ganze Land 
beftellten Gentraljunta unbebingt dominirten und jeden Verſuch ernſtlicherer Re— 
formen abmwehrten, in Verwaltung und Kriegführung vie gleiche Unfähigkeit an 
ven Tag legten und das von England aufgegebene, von Niederlage zu Niederlage 
taumelnde Land fi) am Abgrunde der Verzweiflung fah, da drangen die jungen 
Kräfte durch, welche von Anfang an erflärt hatten, nur eine gründliche Erneuerung 
des Staats könne ihm die Kraft geben, feine Unabhängigkeit zu behaupten. Die’ 
jegt in der ärgften Verwirrung nad Gadiz berufenen Eortes nahmen dann 
das Werk der Reform, welches das achtzehnte Jahrhundert zögernd und ängftlich 
in einem beſchränkten Kreife geförbert, die Negierung Karl’s IV. in Stillftand 
gebracht hatte, mit ſtürmiſchem Eifer in Angriff. Mit ver Thätigkeit dieſer Ber- 
fammlung beginnt eine neue Zeit für Spanien. 

Schon die Thatfahe und die Art ihrer Berufung bedeutete einen vollftän- 
digen Bruch mit der Vergangenheit. Seit dem Beginn der Erhebung gegen Na- 
poleon hatten die Liberalen den Auf nah den Reichsſtänden erhoben, die Konfer- 
vativen aber unter hundert Ausreden den Zufammentritt derſelben erft verweigert, 
dann verzögert. Dadurch bewirkten fie, daß das, was 1808 und 1809 mit konfe- 
quenter Anlehnung an die Tradition, mit voller Chonung ver privilegirten Stände 
hätte gefchehen künnen, 1810 unter dem Drud einer höchſt verzweifelten Situation 
und der dadurch gewedten Volksleidenſchaft ohne irgend welche Rückſicht auf Ber- 
gangenheit und Vorrecht ins Leben trat: eine einzige Verfammlung, die vielen 
vom Feinde offupirten Provinzen und die amerifanifhen Kolonien nur unregel- 
mäßig vertretend, dem alten Staatswefen vom erften Moment in fcharfer Feind- 
jeligkeit gegenüber geftellt. Diefes alte Staatswefen hatte die Nation in beifpiel- 
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loſes Elend geftürzt, Dynaftie, Adel, Klerus, Büreaufratie, Militär, Alles hatte 
dieielbe empörende Nichtsnutzigkeit bewiefen und fich felber in felbftgefchaffenem 
Untergange begraben. Was war übrig von dieſer alten fpanifchen Monardie, 
als ein mit verzweifelter Bravour feine von allen beftellten und berufenen Hütern 
verrathene Eriftenz vertheidigendes Volt? Die Vertreter diefes Bolfes, die ih an 
eine von ben Meiften für abfolut hoffnungslos angefehene Aufgabe wagten, ſprachen 
in der That nur ein handgreiflihes Faktum aus, als fie in ihrer erften Eigung 
am 24. September 1810 auf ver Isla de Leon die Souveränetät der Nation 
zur einzigen Baſis der Zufunft erhoben. In Wahrheit hatte Niemand als bie 
Selöftherrlichfeit des Bolfes den fpanifhen Staat gerettet, da ihn Königthum, 
Granden, Brälaten, Räthe und Generale widerftanvslos und ehrlos dem fremden 
auslieferten. Und wenn man nun von diefen neueften Erfahrungen zurüd ging 
auf die ganze zwanzigjährige Regierung Karl’s IV., auf das infame Günftlings- 
regiment Govoy’s, auf die Schande bes füniglihen Haufes, von dem ſich tie Peft 
ver greulichſten Sittenlofigfeit ausgebreitet hatte über das ganze Land, wenn man 
weiter in's fiebenzehnte und fechszehute Jahrhundert, den eigentlien Urfprung 
ber nationalen Gefammtlage, blidte und da die Allmaht ver Könige, umgeben 
von bem Prunf des Adels, geleitet von der Herrſchſucht der Kirche, an dem fhfte- 
matifchen Auin des Landes arbeiten fah, va war es nicht zu verwundern, daß 
man das Opfer einer politiihen Dent- und Empfintungsmeife wurde, welde in 
allen Stüden das ftärffte Gegentheil des bisher Beftehenden für das weifefte an- 
fah. Der maßlofen Unterthänigfeit, Gebundenheit und Unbeweglichkeit, in der bas 
Bolt feit Jahrhunderten gelebt und die es zu fo fchredlichen Schidfalen zeführt 
hatte, ftellte fih jest eine ebenfo maßlofe Ungebunvenheit und Neuerungsluft, 
dem unbedingten Hängen an dem Ueberlieferten ein ebenfo unbebingtes Selbft- 
vertrauen des jubjektiven Berftandes gegenüber. Dazu fam die abfolute politifche 
Unerfahrenheit, die faum glaublige Abnormität aller Verhältniffe, die beifpiellofe 
Zerrütiung der Finanzen, die Revolution der amerifanifchen Kolonien und vor 
Allem die wilde Unruhe eines Drtes, der auf der einen Seite von ben franzö— 
ſiſchen Stranbbatterien beſchoſſen, auf der anderen von dem in Cadiz wüthenven 
gelben Fieber bebroht wurde. 

Man hat lange die legislatoriſchen Arbeiten biefer Gortes als das Nonplus« 
ultra radikalen Unverftandes ausgefchrieen und namentlich bat Herr v. Haller mit 
“ ebenfo großer Ignoranz wie Anmaßung über eine PVerfammlung zu Gericht ges 
feffen, deren Sprade er fo wenig verftand, als er von den gröbften Thatfachen 
ver fpanifhen Revolution wußte. Gewiß haben die Cortes von Cadiz fid jo 
viele Uebertreibungen und Berfehrtheiten zu Schulden kommen laſſen, als es fon- 
flituirenden Verfammlungen gewöhnlich begegnet, aber die größten ihrer Jrrthümer 
waren ein nothiwendiges Nefultat der gefammten Lage. Man muß nur einen Blick 
in ihre Verhandlungen geworfen haben, um von der Aufrichtigkeit dev Begeifte- 
rung überzeugt zu fein, mit der die überwiegende Mehrzahl der Abgeorbneten an 
ihrem „angebeteten” Ferdinand hingen. Wenn nun nichts defto weniger die Ver— 
faffung von 1812 dem bisher almächtigen Königthum eine durchaus unwürdige 
und von den Gortes abhängige Stellung amwies, fo war bas ein Probuft ber 
traurigen Erfahrungen des lebenden Geſchlechts, das Karl in der Hand eines 
verädtlihen Günftlings gefehen Hatte und Ferdinand VII. als den Gefangenen 
Napoleons wußte, dem er fid) 1808 mit unverzeihlicyer Gedankenloſigkeit in bie 
Arme geworfen hatte. Das Königthum eriftirte nicht, als die Verfaſſung berathen 
wurde, und es hatte fehr geringe Hoffnung, fi in Unabhängigkeit von Frankreich 
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wieder aufzurichten. Die Cortes gaben ihm in gewiffem Sinne nod immer mehr, 
als e8 beſaß; kehrte es je zu felbftändiger Exiſtenz zurück, fo verbanfte es das 
wefentlich der von den Cortes aufredht erhaltenen Energie bes Volkes. Es kam 
aber ein Anderes hinzu. Diefes Königthum, das fo verberbliche Beweiſe feiner 
politifhen Unzurechnungsfähigteit gegeben hatte, verfügte nichts Deftoweniger über 
eine ſchwärmeriſche Anhänglichfeit des Volfes und viefes Volf lag trog der Revo— 
lution nody durchaus in den Banden der unbefchränften Königs- und Priefterherrfchaft. 
Die Gefetgeber von Cadiz ahnten, daß Ferbinand in dem Augenblide, wo er den 
ſpaniſchen Boden betrete, die Macht erlangen werde, VBerfaffung und Gefeg zu 
zerbrechen. Sie hatten das Gefühl, an einem Werke zu arbeiten, das ebenfo un- 
erläßlich fei für vie Rettung des Landes, wie es zunächſt noch jeder zuverläffigen 
Stüge in diefem Lande entbehre, und fo famen fie zu dem unglücklichen Berluche, 
bie Bürgschaften, welche die Realität der politiichen Berhältnifje nicht gewähren 
fonnte, in Berfafjungsparagraphen fhaffen zu wollen. Weil fie wußten, daß das 
Königthum in dem Moment feiner Herftellung dem Gefeg und der Voltsvertretung 
übermächtig gegenüber ftehen werde, meinten fie es nicht eng genug in bie 
Schranken des Gefeges einfließen zu können, das die Gortes bis in alle Einzel 
beiten ver Verwaltung handhaben müßten, wie fie es gefchaffen. 

Die Berfaffung vom 18. März 1812 giebt in allen Dingen ven 
Eortes das entfcheidende Uebergewicht. Zwar beruht fie äußerlich auf einer ftrengen 
Scheidung der gefegebenden, ausführenden und richterlihen Gewalt, indem fie 
aber den Gortes die Macht der Gefeggebung faft unbefhränft verleiht und das 
ganze Gebiet des Staatslebens bis zu den Militärreglementd den betaillirten Be- 
ſtimmungen des Geſetzes unterwirft, macht fie die Corted zum Ausgangs- und 
Mittelpunfte aller politifhen Funktionen. Der König ift nicht allein in feinem 
Thun, fondern in feiner Exiftenz felbft von den Cortes abhängig: verläßt er das 
Land oder verheirathet er fih ohne Zuftimmung der Cortes, fo wird das ange- 
jehen, als habe er vie Krone nievergelegt. Die Richter und die Geiftlichen ernennt 
er nur auf Vorſchlag des Staatsraths und dieſen Staatsratb muß er aus einer 
von ben Cortes aufgeftellten Lifte entnehnten. Die Geſetze der Cortes hat er ledig— 
ih zu fanktioniven und wenn bie Gortes in drei Sigungen nadeinander basfelbe 
Geſetz beſchließen, jo verfteht fi die königliche Sanktion von felbft. Die Cortes 
find im ihrer Thätigfeit abfolut unabhängig ven der königlichen Gewalt: bie 
Wahlen finden an dem ein für allemal beftimmten Tage ftatt, die Cortes treten 
zufammen und gehen auseinander, ohne daß der König darin das Mindefte zu 
thun hat. Er kann fie weder vertagen, noch auflöfen. Er Tann fie nicht einmal 
aufßerorbentlid) zufammenrufen , fonbern nur der permanenten Deputation ber 
Cortes diefen Wunfh äußern, damit fie bie Berufung vornehme. Die Cortes 
beftimmen Alles: die Gefhäftsorunung des Staatsraths, die Gefchäftsvertheilung 
in den Minifterien, die Negentfchaft, die Münze, ven Unterricht, die Polizei; fie 
fagen, wie ein jedes Einzelne gemacht werben fol, der König darf bie Ausführung 
nad) ihren Vorſchriften beforgen. Und eine folhe Allmacht fol eine einzige Ber- 
fammlung ausüben, gewählt von allen Bürgern, wenn aud in viermal abgeftufter 
indirefter Wahl! Mit diefem politifchen Radikalismus fteht die veligiöfe Altgläubig- 
feit in bezeihnendem Kontraft. „DiefAeligion des fpanifchen Volkes, fagt Art. 12, 
ift und wird immerwährend fein vie” katholiſche, apoftolifhe, römische, die einzig 
wahre. Die Nation fhüßt fie durch weiſe und gerechte Gefeße und verbietet bie 
Ausübung irgend; einer andern." Die Wahl des Kreiswählers wie bes Abge— 
prbneten muß eingeleitet werben von einer h. Geiſtmeſſe, der Abgeordnete und 
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der König muß fchwören, die apoftolifhe Religion „zu vertheidigen und zu er- 
halten, ohne irgend eine andere zuzulaſſen.“ 

Diefen nad entgegengefegten Richtungen auseinander gehenden Extremen 
ließen fih noch mande andere Mißgriffe der Verfaſſung anreihen. Aber fie ift 
auch reich an weiſen und mohlthätigen Beftimmungen. Die Kapitel über das 
Gerichtsweſen, über ven öffentlichen Unterricht, über die Gemeinde- und Provin- 
zialverwaltung, über das Finanzwefen machten zum erften Male ven Berfnh, in 
die fpanifhe Unordnung, Willfür und Barbarei mit gründlich beffernder Hand 
einzugreifen, und während die politifchen Uebertreibungen von ber Zeit befeitigt 
wurben, find diefe heilfamen Anregungen fruchtbar geworden und haben ven Grund 
‚gelegt zu der verftänbigeren Eriftenz, deren fid Spanien heute erfreut. Was in 
biefer Beziehung die Berfafjung als Grundſatz ausfprad, führten eine Reihe von 
Einzelgefegen in das Leben ein. Diejenigen, welche auf dieſe Cortes fo zuverficht- 
lih den Stein warfen, wußten ven ihnen gewöhnlid nichts, als daß fie eine 
Verfaſſung gemadht hätten; daß fie in die Kriegführung mächtig treibend ein- 
griffen, daß fie in die heillos zerrütteten Finanzen zuerft Licht brachten und mitten 
in ber fchlimmften Bedrängniß die Pflicht der Nation ausſprachen, ihre Schulden 
zu bezahlen, daß fie die traurige Lage der ländlichen Bevölferung durch um. 
faffende Dekrete erleichterten, die Laft verberbliher Privilegien von Einzelnen und 
Korporationen, an denen das vorige Jahrhundert erfolglos gerüttelt hatte, ab- 
warfen, bie Grundſätze der großen fpanifhen Oekonomen für Handel, Gewerbe 
und Aderbau lebendig machten, daß fie die Tortur und die Inquifition befeitigten 
und dem Uebermaß des Klofterwefens und des geiftlichen Beſitzes eine Schranfe 
festen, daß fie mit einem Worte in allen Stüden den ungeheuren Wuft verfehrter ' 
Ueberlieferungen und Gewohnheiten rüftig angriffen, das ift ein Verbienft, weldes 
die unbefangene Betrahtung um fo bereitwilliger anerfennen muß, je mehr fie 
die eigenthlimlihen Schwierigkeiten der Lage einfieht. 

Aber eben dieſe wohlthätige Seite ihrer Wirkfamkeit erwedte den Cortes bie 
heftigften Gegner. Die Merifale Rechte ver Verfammlung frengte fi wenig an, 
um bie natürlichen Rechte des Königthums zu vertreten, aber fie tobte, als endlich, 
nad) langem Zögern, nad mehr als vierwöchentlicher Diskuffion, durch das Defret 
vom 22. Februar 1813 die Inquifition aufgehoben und dann aud die Zahl ver 
Klöfter beſchränkt wurde. Diefe vorfidhtig und mit größter Mäßigung gefaßten 
Beihlüffe waren es, welche den Klerus in wilde Aufregung bradten und ihn be— 
ftimmten, mit allen Mitteln auf ven Umfturz der Verfaſſung binzuarbeiten. Er 
fand überall reichliche Bereitwilligkeit. Die Cortes hatten durch ihr fhonungslofes 
Eingreifen unzählige Perſönlichkeiten und Intereffen verlegt; das Volk ließ ſich 
leicht einreden von feinen Prieftern, daß Alles, was von Cadiz gefommen, ein 
Werk der Gottlofigkeit fei; als vie Franzofen an die Pyrenäen zurüdgebrängt 
wurden und der Zwang der Berhältniffe aufhörte, aus denen die Arbeiten ber 
Gortes hervorgegangen waren, fehnte fih Alles nah dem alten Schlenbrian 
zurüd, der im Vergleich mit der furdtbaren Laft der Gegenwart durchaus im 
Licht der alten guten Zeit erſchien. Schon vie Wahlen zu den ordentlichen Cortes, 
welde im Sommer 1813 vorgenommen wurben, zeigten ein bedenkliches Hervor- 
treten vealtionärer Tendenzen, und obwohl fih dann aud biefe Berfammlung 
mehr und mehr auf ven Stantpunft ihrer Vorgängerin hingevrängt ſah, zum 
beutlihen Beweife, daß in dem damaligen Spanien faum eine andere Möglichkeit 
für denjenigen eriftirte, der überhaupt Verfaffung und Fortfhritt wollte, fo hob 
doch Klerus, Adel, Bureaufratie und Armee, getragen von der Maſſe des alt- 
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gläubigen Volkes, immer zuverfichtlicher das Haupt. Unter diefen äuferft ſchwie— 
rigen Berhältniffen thaten gewiß die nah MWadrid übergefievelten Cortes das 
Ihrige, um die Lage vollends hoffnungslos zu verderben; aber aud die größte 
Meisheit würde dem nicht vorgebeugt haben, was bie Rückkehr Ferdinand's im 
Frühling 1814 bradte. Kaum hatte er fi auf ſpaniſchem Boden ein wenig - 
orientirt, fo unterzeihnete er am 4, Mai in Valencia ein Dekret, weldhes bie 
Konftitution und alle Gefege der Gortes für null und nichtig erffärte, „als wenn 
fie nie exiftirt hätten”. Seiner Rüdfehr nah Madrid ging bie nächtliche Ber- 
baftung aller ver Männer voraus, welche in ben legten vier Jahren für bie Her- 
ftelung des Thrones, freilich mit beſchränkten Befugniffen, in erfter Reihe gear- 
beitet hatten. Ein empörender Terrorismus lagerte fih über das Land, das mit 
beifpiellofer Hingebung für feinen König gefämpft ‘und gelitten Hatte. 

Die Regierung Ferdinand's VII (1814—1833) folgte, fo lange fie 
ſich frei bewegte, den fhlimmften Impulfen der fpanifhen Natur. Sie kehrte nicht 
etwa zu ben Ueberlieferungen der erften Bourbonen zurück, zu der Art eines un- 
beſchränkten, willfürlihen, aber doch wohlwollenden, für Bildung und Wohlftand 
intereffirten Regiments, ſondern fie ftellte fih in bewußten und fonfequenten 
Gegenſatz zu Allem, was feit dem Beginn des achtzehnten Jahrhunderts bemüht 
gewefen war, Spanien aus dem Verfall der habsburgifchen Periode zu erheben. 
Sie war Reftauration im fhlimmften Sinne, wie fie damals auch Neapel, Sar- 
dinien, Kurheflen erfuhren, aber brutaler, als in irgend einem biefer Länder, 
weil bie liberale Bewegung in Spanien energifcher gewefen war, weil vie Leiden- 
fchaft in feinem europäifchen Lande fo wild tobt, in feinem die Ertreme fo ſchroff 
gegeneinander ftellt. Fünf Jahre einer folhen Regierung genitaten, Unzufrieden- 
beit, ja zum Theil Defperation an die Stelle des Jubels zu ſetzen, mit bem vor 
Kurzem die ganze Nation die Räckkehr des rechtmäßigen und redhtgläubigen Königs 
begleitet hatte. Nachdem eine Neihe militärifher Erhebungen blutig unterbrüdt 
waren, warf ber theilmeife Abfall der in Cadiz zur Einfhiffung nad Amerika 
verfanmelten Armee den Abfolutismus abermals über den Haufen und ber rafche, 
wunderbare Sieg der am 1. Januar 1820 begonnenen Bewegung für bie Ver— 
faffung gab die Gewalt den Liberalen von 1812 zurüd, die aus den Kerkern in 
die Minifterhotel8 wanderten. 

Drei Jahre Fonftitutionellen Regiments folgten auf vie fünf Jahre vespo- 
tifher und möndifher Untervrüdung. War aber ver grelle Gegenſatz und ver 
leivenfhaftlihe Haß gegen vie Unthaten ver Regierung Karl's IV. eine Haupt: 
quelle der rabifalen Uebertreibnngen von 1812 gewefen, fo bielt jest der Unwille 
und Groll über das feit 1814 Erlittene die Liberalen auf den Wegen ver un- 
möglihen Berfaffung vom 18. März feft. Die Parteien befehdeten fich mit mah- 
loſer Heftigfeit. Die Ertravaganzen der Berfaffungsfreunde ermutbigten den Zelo— 
tismus der Geiftlichfeit und vie Romplotte reaftionärer Fanatifer fhürten ben 
Radikalismus, der allmälig ten Liberalismus vollfommen in ben Hintergrund 
ſchob. Die Väter der Verfaffung von 1812 wurden verbunfelt von ben jugend— 
lichen Apofteln einer ganz neuen, die ganze Welt beglückenden allein feligmachenden 
Theorie. Die Scheinerfolge, welche bie fpanifche Revolution in Portugal, Neapel 
und Sarbinien feierte, erhitte die Phantafie dieſer FFreiheitspropheten zu den 
fühnften Träumen, während vie tüdifchen Umtriebe König Ferdinand's den Ge— 
mäßigten jeven Erfolg unmöglic machten, Die Haltung der abfolutiftifchen Oſt— 
mächte fteigerte bie zerftörende Gährung und der Ucbertritt Frankreich's zu ver 
Interventionspolitif der heiligen Allianz vereitelte die Bemühungen ver englifchen 
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Diplomatie, durch eine Nevifion der Verfaſſung den europäiſchen Konflikt zu ver- 
meiden. Der Einmarſch der Franzofen im April 1823 vollzog die Beichlüffe des 
Kongrejjes von Verona. Nicht ohne Beſorgniß war die franzöfifche Regie- 
rung an ein Unternehmen gegangen, das in einigen Beziehungen an bie napo- 
leenifche Invafion von 1808 erinnern konnte. Aber von ver damaligen Begeifte- 
rung ber Spanier zeigte ſich jet nirgends bie geringfte Spur. Die Cortes, ohne 
Geld, ohne zuverläffige Generale, in fi uneins, der von dem Klerus beherrichten 
Boltsmafje widerwärtig, konnten wohl den König ald Gefangenen mit ſich führen 
nah Cadiz, aber den Fremden feinerlei militäriſchen Widerftand bereiten. Nicht 
einmal die Isla de Leon, die ſich gegen die napoleonifche Uebermacht zwei Jahre 
behauptet hatte, bewährte ſich jet ald Bollwerk der Verfaffung; Ende September 
mußten die Corted Ferdinand frei geben. 

1813 und 1814 hatten Wellington und fein Bruter Sir Henry als eng- 
lifher Oefandter viel gethan, um die Herrfhaft ver Liberalen zu untergraben, 
in ber Meinung, ein gemäßigtes fonfervatives Syſtem an die Stelle zu fegen. Fer— 
dinand hatte ihnen diefe Bemühungen mit blindem Haß gegen alles englijche 
Weſen gelohnt und mit jener ftupiven Neftauration, deren ſich doch ſelbſt bie 
Hochtories jener Tage ſchämten. Aehnliches erfuhren jet die Franzofen. Den 
ſpaniſchen Fanatikern fhien das Königthum der franzöfifchen Legitimiften eine un- 
würbige Faree. Kaum von ihnen emporgehoben, ftießen fie die hülfreihe Hand 
verächtlic zurüd und begruben fi) von Neuem in den Orgien einer brutalen 
Berfolgung gegen Alles, was Spanien der europälfhen Kultur anzunähern ftrebte. 
Das unglüdlihe Land fchien abermals den Becher leeren zu follen, der ihm 1814 
gereicht war. Und in ver That hauste die Reftauration 1823 und 1824 in vieler 
Beziehung noch greulicher, ald 1814 und 1815, da jegt die fanatifchen Glaubens- 
banden und die königlichen Freiwilligen in allen Provinzen auf eigene Hand 
morbeten und eine Anarchie der fheußlichften Art die wilveften Furien des Haffes, 
der Rade, der Habgier entfeflelte. Tauſende von Liberalen wurden in der 
empörendften Weife bingefchlachtet; die öffentlihe Macht fehien in die Hände von 
Banditen übergegangen zu fein. 

Zwei Dinge ftedten aber mit der Zeit diefer Naferei der Contrerevolution 
eine gewiffe Grenze. Die Revolution von 1820 hatte dem Kampf der ameri« 
fanifhen Kolonien neue Kraft eingehaudt und der Sieg des Abfolutisnus 
im Herbft 1823 traf mit dem völlig hoffnungslofen Stand ver ſpaniſchen Sadıe 
in Umerifa zufammen. Während der royaliftiiche Terrorismus im Mutterlande am 
ärgften mwüthete, brach die legte Wiperftandskraft der Königlichen Heere in ben 
Kolonien völlig zufammen und am 9. December 1824 wurte bei Ayacucho in 
einem Kampf von wenigen Stunden der Sieg der Unabhängigkeit entſchieden. 
England Hatte gleichzeitig Alles vorbereitet, um in ber neuen Welt Revanche zu 
nehmen für die Uebergriffe der heiligen Allianz in Europa. Schon im Dftober 
1823, da eben ver Sieg der Franzofen über die Gortes vollendet war, ernannte 
es jeine Konfuln für alle ehemaligen ſpaniſchen Kolonien auf dem amerifanijchen 
Geftlande, und ta nod die Botjchaft ven Ayacudo auf dem Dcean ſchwamm, 
erflärte Canning am 1. Januar 1825 den Miniftern ber fremden Mächte, bie 
engliſche Regierung babe beſchloſſen, vie Unabhängigkeit von Kolumbien, Buenos 
Ares und Mejico anzuerkennen und in diplomatifhen Verehr mit diefen Staaten 
zu treten. Die abfolutiftiihen Mächte fahen fih gegen diefen folgenreidhen 
Schritt völlig ohnmächtig und Spanien, von dem heillofeften theokratiſchen Miß— 
regiment zerrättet, Konnte nicht einmal einen Verſuch machen, tie verlorene Welt 
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zuräd zu gewinnen. Damit aber war dem bildungs- und arbeitsfeinplihen, auf 
Unwiſſenheit, Trägheit und Bigotterie gegründeten Abfolutismus der Lebensnerv 
zerſchnitten. Nur das Gold der Kolonien, fahen wir, hatte das babsburgifche 
Syſtem möglich gemacht; nur-die Hoffnung, das Sclaraffenleben des 17. Jahr: 
hunderts mit den Steuern und Zöllen der indiſchen Reiche fortfegen zu können, 
hatte die Reftauration von 1814 denkbar gemadht. Der Berluft der Kolonien 
Schloß die abfolute phyſiſche Nothwendigkeit einer Zotalerneuerung der fpanijchen 
Eriftenz in fih. Die öfonomifhe Bafis, auf der ſich der ungeheure Beflg der 
todten Hand, die Taufende von Klöftern, der Unverftand der Steuergeſetzgebung, 
die Bernadläffigung jeder Gewerbthätigfeit und jeder weltlihen Bildung bisher 
troß aller Erjhütterungen behauptet hatte, war jeßt zerſtört. Zugleid aber trat 
mit diefer Kataftrophe Spanien in eine ganz neue geiftige und moralifhe Atmo— 
iphäre. Bisher hatte es mit feinen ungeheuren überfeeifhen Befigungen in ver 
That eine eigene Welt gebildet, von zahlreichen, weſentlich nichteuropäiſchen Interefjen 
abgezogen von der Gemeinfhaft mit den übrigen Nationen des Erdtheils. Jetzt 
aber war Spanien eine europäifhe Macht, arigewiefen auf feine europäijchen 
Kräfte, gezwungen, feine Eriftenz in europäifcher Weife zu begrünten. Bor dieſem 
gewaltigen Umfhwung fonnten fi) die tief eingemurzelten Gewohnheiten bes 
Bettels, der Klofterfuppe, der Beratung jeder Bildung und jeder Thätigkeit nicht 
behaupten, und da der möndifche Abfolutismus, wie ihn Ferdinand zurüdgeführt, 
wejentlich auf dieſen Gewohnheiten berubte, jo war er mit ihnen dem Untergange 
geweiht. Den erfien Schritt zu europälfcher Civilifation aus der habsburgijchen 
Barbarei that Spanien, da ihm der Erbfolgefrieg die europäifchen Nebenlande 
entriß und es nöthigte, ſich mit fich ſelbſt zu befchäftigen. Der zweite entjcheidende 
Schritt wurde aber erft mit dem Berluft des amerifanifchen Feftlandes möglich, 
mit der daburd gegebenen Nöthigung, hinfort von eigener Kraft zu leben. 

Das war das eine, was dem finftern Despotismus den Todesſtoß verjegte 
in demjelben Moment, wo er Spanien nad blutiger Ausrottung der Liberalen 
völlig gefefjelt zu haben meinte, Dazu fam aber ein zweites. Ferdinand hatte in 
den Ölaubensbanden, ben apoftolifhen Junten, ven Janitſcharen ver königlichen 
Freiwilligen ein Element entfeflelt, mit dem doch auch feine türkifche Negierungs- 
weife auf die Dauer nicht beftehen fonnte. Sobald die gehaften Liberalen aus 
dem Wege geräumt waren, wurde ihm der Drud feiner Beichtväter-Minifter und 
der Uebermutb der Glaubensjunten fo wiberwärtig, wie ihm früher die Fonftie 
tutionellen Räthe und die Gortes gewejen waren. Es fam ihm ja weniger auf 
das eine oder andere Princip als auf feine willfürlihe Gewalt an. Wer ihr 
wiberftrebte, war fein Feind. Außerdem mußte doch das Toben ver Gewalt einmal 
ein Ende nehmen. Gewiſſe Beringungen ver Staotsorbnung eriftirten doch aud) 
für viefe Regierung, zumal fie von den Mächten. ber heiligen Allianz gevrängt 
wurbe, wenigftens gewiſſe Schranken inne zu halten. Mit Frankreich überwarf 
man ſich gleih 1823 vollftändig, deffen Premierminifter Ferdinand einen „haſſens— 
würdigen Fürften" nannte, „fähig fein Reich in einer Gigarre aufzubrennen" und 
feine Regierung einen „abgefhmadten Despotismus, blutig, habgierig, fanatifch, 
eine volftändige Anarchie der Verwaltung.“ Gegen vie läftigen Vorftelungen des 
franzöfifhen Gefandten hatte man eine Stüge im ruffifchen Einfluß gefunden, 
aber auch die Ruſſen meinten doch, es fei nicht in ihrem Vortheil, wenn fie im 
Weften eine Barbarei förverten, die fhlimmer war als vie türfiiche, die fie aus 
Europa herauszuwerfen arbeiteten. Diefe Unverträglichfeit aber ver königlichen 
Regierung mit den Greueln des im Lande organifirten Banditenregiments brachte 
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das lettere vafch in eine wunderbare Oppofition. Schon im Auguft 1825 erlebte 
Spanien die erfte Revolte der Ueberföniglihen gegen ven König, und da es fidh 
darin nicht nur um das Wagnif eines verbrannten Kopfes, fondern um die weit- 
reihenden Pläne einer großen Partei handelte, vie des Königs Bruder, Don 
Garlos ald ihr Haupt anerkannte, jo hoben die Exceſſe diefer fogenannten Apo- 
ftolifchen die föniglihe Gewalt allmählig nad linfs. Mit dem Jahre 1828, wo ' 
die Franzofen das Yand räumten, gewann bie Regierung einen gemäßigteren und 
regelmäßigeren Charalter. 

Inzwifhen hatte fi aber die Lage des Landes durch die Verkehrtheiten ver 
früheren Jahre heillos verfchlimmert. Die bereits 1820 unerträglihde Schuldenlaft 
wurbe von 1824 bis 1833 um faft 1800 Millionen vermehrt; die Zahl ver 
Geiſtlichteit wuchs in gleihem Mafe wie die allgemeine Verarmung und die 
Schaaren der Mönde, 1822 auf 16,000 reducirt, hoben ſich wieder auf mehr als 
60,000. Dieſen Schäben vermochte ein Syſtem, wie es in ben legten Jahren 
Ferdinand's herrfchte, in feiner Weife beizufommen. Es mußte ein totaler Bruch 
mit allen Ueberlieferungen des ſpaniſchen Königthums erfolgen. Dieſer bereitete 
fi in derſelben Zeit vor, als die Julirevolution Mittelenropa aus den Banden 
der heiligen Allianz zu löfen begann. Im Juni 1829 ftarb Ferdinand’s pritte 
Gemaplin, nad einer wie bie frühern finderlofen Ehe. Schon nad) ſechs Monaten 
vermählte fi der Aönig zum vierten Male mit der nenapolitanifhen Prinzefjin 
Marie Chriftine. Jung, Schön, ehrgeizig und ränkevoll, beherrſchte vie Königin 
alsbald Ferdinand vollftändig. Da fie ſich guter Hoffnung fühlte, beihäftigte fie 
fih mit dem Gedanken, ihrer Nachkommenſchaft vie Thronfolge zu fihern. Die 
alte ſpaniſche Succeffionsorpnung, welde vie Frauen neben den Männern zur 
Regierung ließ, war von Philipp V. 1713 mit Echeinzuftimmung der Cortes 
dur ein auto acordado befeitigt worden, weldes dem falifchen Geſetz folgte. Als 
1789 Karl IV. die Gortes berief, um dem faum fünfjährigen Prinzen Ferbinand 
zu buldigen, fand es Graf Floridablanca durch Gründe der verfchievenften Art 
geboten, die alte Thronfolgeoronung herzuftellen. Diefe Abfiht wurde ver Ver— 
fammlung bei ihrer Eröffnung am 19. September angefündigt, als dann aber vie 
Geſandten der bourbonifhen Höfe dagegen ven lebhafteften Proteft erhoben, am 
30. September im tiefften Geheimniß auf einftimmige Bitte der Cortes das uralte 
Landesgeſetz hergeftellt.3) Die Publikation dieſes Beſchluſſes behielt ſich die Regie— 
rung vor. Da 1808 Napoleon ſämmtliche Prinzen des föniglihen Hauſes ge- 
fangen bielt und in Spanien vielfah das Bedürfniß nah einer einheitlicyen 
Negentfchaft empfunden wurde, erinnerte man fi jenes Vorgangs von 1789, 
der Rath von Gaftilien, die oberfte richterliche Autorität des Landes, erklärte bie 
weibliche Succeffion für gefeglih und die Berfäffung vom 18. März fagte in 
Urt. 174, daß die fpanifche Krone fih nad Erftgeburt vererbe auf „Männer und 
Frauen.“ Aber dieſe Berfaffung hatte Ferdinand zweimal über den Haufen ge- 
ftoßen und das Geſetz von 1789 war noch immer nicht publicitt. Da der König 
weder Töchter noch Söhne hatte, konnte ihm die Rückkehr zur alten Landesordnung 
nicht nügen. Ganz anders wurde die Lage, als die Königin Chriftine Ausficht 
befam Mutter zu werben. Bei dem höchſt gebrechlihen Zuftande Ferdinand's war 
es für fie von höchſter Bedeutung, daß dem erften Kinde, fei es Tochter oder 
Sohn, die Succeffion gefichert werbe. Am 29. März 1830 verkündete eine prag— 
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matifche Sanftion die Herftellung der alten Succeffionsorbnung. Am 10, Oftober 
gebar die Königin eine Prinzeffin, die den Namen jener Ifabella erhielt, welche 
durch ihr mweibliches Recht die Kronen Gaftilten und Aragon verbunden und bamit 
den Grund zur ſpaniſchen Macht gelegt hatte. 

Diefe Mafregel und dieſe Geburt vernichtete die Hoffnungen der Apofto- 
liſchen, welche bis dahin zuverfichtlih tarauf gerechnet hatten, daß über kurz ober 
lang ihr Haupt Don Carlos, Bruder bes Königs, den Thron bes 
fteigen werde. Zunächſt zwar hinderte die feindfelige Stellung Ferdinand's zu 
Louis Philipp und zu Dom Pedro von Portugal und die gegen die liberalen 
Emigranten geſchloſſene Allianz zwiſchen der Regierung und den Carliften ben 
Ausbruch des Konflilts. Als aber im September 1832 ver Verſuch der Apofto- 
lichen, dem tobtfranfen König ein die pragmatiihe Sanftion zurüdnehmendes 
Dekret zu entreißen, gefcheitert, die in dieſer Intrigue thätigen Minifter befeitigt, 
der Königin Chriftine die Regentichaft übertragen und von dieſer den Liberalen 
bie Hand gereicht war, erhob Don Carlos (vgl. den Artikel) felber die Fahne 
der Rebellion. Bon Portugal aus proteftirte er am 29. April 1833 gegen bie 
Sanftion und verweigerte feiner Nichte den Eid. Die alten Cortes aber in ver 
Form, wie fie 1789 Ferbinand gehuldigt Hatten, huldigten am. 20. Juni ber 
jungen Sfabella, ohne daß auch nur eine einzige Stimme ſich dagegen erflärt 
hätte. Am 29. September ftarb Ferdinand. 

I. Die Berfafjung. Bon hier an knüpft ſich die Ueberſicht über die neuefte 
Entwidelung Spaniens natürlicy an die BVerfaffungsgefhichte an, da jede ber 
beveutenderen Wendungen des langen Kampfes, zu dem der Tod Ferdinand's 
das Signal wurde, ihre Spuren dem Grundgeſetze des Landes aufgeprägt hat. 

Die junge Ifabella und ihre Mutter, die Regentin Marie Chriftine, 
waren durch das Verhältniß zu Don Carlos gendthigt, eine Annäherung an 
die politifhen Gegner des Infanten zu fuhen: da Don Carlos und mit ihm 
die Partei der kirchlichen und politifchen Ultras die Königin für eine Prätendentin 
erklärte, mußte diefe fih auf die Gemäßigten und Liberalen ftüten. Die politifche 
Stellung der Krone erfuhr eine merkwürdige Metamorphofe. Seit 1814 mit ven 
Gewalten des Alten, mit Klerus und Pöbel, gegen den Liberalismus, gegen Geſetz 
und Berfafjung anfämpfend, fah fie fi jest, von ihren alten Freunden bebroht, 
zu ihren früheren Feinden hinübergedrängt. Doch Teiftete fie dieſer Strömung auch 
dann noch, als die eigentlichen Vertreter des Abjolutismus ihr den offenen Krieg 
erflärten, den zäheften Wiverftand. Die Proflamation, mit der die Königin- Mutter 
die Regentfhaft antrat, verhieß zeitgemäße Reformen, wies aber jede Beſchränkung 
der Prärogative der Krone von fih, und als im Januar 1834 vie bedrohliche 
Ausbreitung der Carliften und die heftige Gährung der aufgeffärteren ftäptifchen 
Bevölkerungen Martinez de la Rofa, einen Führer der gemäßigten Liberalen 
von 1820, an die Spige eines neuen Minifteriums zu ftellen nöthigte, war auch 
damit der Widerwille der Regentin gegen jede verfaffungsmäßige Beſchränkung 
nod) nicht überwunden. Erft die Bitterfte Finanz» und Kriegsnoth preßte ihr die 
Einwilligung in das Estatuto Real vom 10. April 1834 ab. Diefe oftro- 
yirte Verfaffung enthielt in der Hauptſache genaue Beftimmungen über die Zu— 
fammenfegung der beiden Kammern und die Ernennung ihrer Mitglieder, Der 
Estamento de pröceres jollte beftehen aus ten Erzbiihöfen und Biſchöfen, den 
25 Sahre alten Granden mit einer Rente von 200,000 Realen (zwifchen 13 und 
14,000 Thalern), ven volljährigen Titeln von Caftilien mit einer Rente von 
80,000 Realen und einer unbeftimmten Anzahl von Sonmitäten des Grundbe- 
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figes, der Inbuftrie, des Handels und der Wiſſenſchaft, melde eine Rente von 
60,000 Realen befigen. Der Estamento de procuradores wird auf drei Jahre 
gewählt; um wählbar zu fein, ift ein Alter von 30 Jahren und eine Rente von 
12,000 Realen erforderlich. Präfidenten und Bicepräfidenten beiver Kammern er- 
nennt ber König. Berufung, Bertagung und Auflöfung der Cortes ift ausfchlieh- 
lihe Befugniß des Königs. Nach einer Auflöfung müſſen fie in Jahresfriſt wieder 
berufen werben. Für den Erlaß gültiger Gefege ift die Zuftimmung beider Kammern 
nöthig, ebenfo für die Auflage von Steuern, deren Bewilligung höchſtens für zwei 
Jahre gilt. Die Cortes können über feinen Gegenſtand berathen, ver ihrer Prüfung 
nit ausbrüdlic durch ein Fönigliches Defret unterbreitet if. Bon den fogenannten 
Grundrechten, Preffreiheit u. dgl. wurde gar nicht geredet. 

Das waren die harakteriftiihen Säge einer Berfaffung, weldhe in bewußtem 
Gegenſatze zu der von 1812 faft ebenfo weit nach rechts fich neigte, wie jene 
nad linfs. Im Bergleih mit tem lange erbuldeten Drud hätten die Spanier 
vielleicht einen fo beſcheiden bemeffenen Anfang konftitutionellen Lebens willtommen 
heißen mögen, wenn nicht der leidenſchaftliche Konflikt der äußerften Extreme feit 
ben Greigniffen von 1808 ter Nation als Orundzug aufgeprägt wäre. Der ge- 
mäßigte Liberalismus des Minifteriums de la Roſa gerietb bald ins ſchlimmſte 
Gedränge. Schon im Sommer 1834 mußten im Kabinet die fonfervativen Mit- 
glieder durch andere von ſcharfem Freifinn erfegt werben und nicht lange darauf 
wid de la Roſa felbft dem Grafen Toreno. Auch biefer, einer der Führer 
ber Cortes von 1810, genügte dem mehr und mehr vorbrängenden Rabilalismus 
bald nicht, welcher das unglüdliche Land mit Pronunciamentos bevedte und den 
Pöbel gegen die Klöfter beste; ſchon im Herbft 1835 mußte Toreno dem Pro» 
greffiften Mendizabal Play machen. Es ift charafteriftifch für die fpanifche 
Parteipolitif, daß felbft die furdtbare Noth jener Jahre, wo die Carliften, auf bie 
Nordprovinzen und den Beiſtand der abfolutiftifchen Oſtmächte geftügt und von 
glüdlihen und energifhen Generalen, wie Zumalacarreguyp und Cabrera, 
geführt, ſich mit Erfolg behaupteten, wo bie Zerrüttung ber Finanzen bereits 
zur Erklärung des Bankerotts genöthigt hatte und Niemand ein Ende des ent- 
feglichften Chaos abfehen konnte, daß felbft dieſe Noth die großen Parteien nicht 
zufammen zu halten vermochte. Gleich auf den erften Cortes vom Sommer 1834 
fpalteten fi) die Anhänger der Königin in die beiden Lager ver Moderad os 
und PBrogreffiften, vie fi faft mit größerer Leidenſchaftlichkeit untereinander 
befehbeten, als fie den Garliften bewiefen. Das Minifterium Mendizabal ſchien 
die Brogreffiften befriedigen zu müffen, zumal es die wichtigfte Forderung berfelben, 
den Berfauf ver Kloftergüter, fofort bewilligte. Aber die Progreffiften waren in ſich 
uneinig und nöthigten, indem ihre radifalere Fraktion mit den Moderados gemein- 
fame Sache machte, Mendizabal im Mai 1836 zum Rüdtritt. Sein Nachfolger, 
Iſturiz, einer der Radifalen von 1822, bisher eifriger Progreffift, wandte ſich 
zur Moderaoopolitif, während die Agitation bie Berfafjung von 1812 zur Lofung 
nahm. Der rabifale Aufruhr tobte von da neben dem apoftolifchen. Am 12. Auguft 
1836 erzwang eine Soldatenemeute in der Sommerrefidenz La Granja vie Ein- 
führung der Konftitution von 1812. Das Minifterium Calatrava, in dem auch 
Menpizabal Plat fand, berief aber nach diefer Berfaffung konftituirende Cortes, 
Die norbifchen Höfe brachen jegt jeden Verkehr mit der Regierung Chriftinens 
ab, nachdem fie fhon feit Ferdinand's Tode nur durch Gefhäftsträger vertreten 
gewefen waren. Aus den Berathungen der Eortes ging die Berfajfung vom 
8. Juni 1837 hervor, welche die Königin-Regentin am 18. Juni befhwor. 

Bluntfpli und Brater, Deutides Staate ⸗Wörterbuch. IX. 937 
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Sie war, wie ihr Eingang ausfprad, von den Cortes „befretirt, da es der 
Wille der Nation war, die Konftitution von 1812 in Anwendung ihrer Souve- 
ränetät zu revidiren.“ Diefe Reviflon nun lehnte ſich zwar äußerlih an das ihr 
zu Grunde liegende Statut an, befeitigte aber faft alle demſelben anhaftenden 
Ertravaganzen. An die Stelle der Allgewalt der Cortes war eine im Ganzen 
verftändige Bemefjung der ftänbifhen und ver königlichen Befugniſſe getreten, 
an die Stelle der Einen Berfammlung zwei Kammern, Senat und Kongreß, an 
bie Stelle der übertriebenen Sucht, Alles gefeglih zu ordnen, eine verftändige 
Rückſicht auf die Bebürfniffe ver Verwaltung, an die Stelle der Angſt, weldye 
jeden Mifbraud auf Seiten der Abgeordneten wie der Regierung durch nachtheilige 
Berbote zu hemmen trachtete, ein durd die Erfahrung belehrter wirklicher Freifinn. 
Der erfte Titel: „über die Spanier" war frei von allerlei utopifhen Säten und 
das erfte Kapitel der Verfaffung von 1812, weldes die Bolfsfouveränetät ver- 
tündete und die der Nation ausfchließlic innewohnende Befugniß Gefege zu geben, 
hatte man ganz geftrihen. Die Scheidung der Cortes in Senat und Kongreß 
verbiente Anerkennung, obwohl dem Senat mit der Beftimmung, daß der König 
feine Mitglieder aus einer von den Wählern des Kongrefies aufgeftellten drei 
fahen Lifte ernennen und bei jeder allgemeinen Abgeorpnetenwahl ein Drittheil 
der Senatoren ausſcheiden folle, eine etwas ſchwache Bafis gegeben war. Zum 
Kongreß fol jede Provinz auf 50,000 Seelen in virefter Wahl einen Abgeorb- 
neten wählen; zur Wahlberehtigung und Wählbarfeit ift nur das Alter von 25 
Jahren erforderlich; Geiſtliche dürfen aber nicht gewählt werben, Die Wahl ge- 
Ihieht auf drei Jahre, der Zufammentritt der Cortes jährlih. Der König hat 
das Recht, fie zu berufen, zu vertagen und aufzulöfen, muß fie aber in legterem 
alle innerhalb dreier Monate wieder verfammeln. Unterläßt ver König fie bis 
zum 1. December zu berufen, fo treten fie an diefem Tage aus eigener Madt- 
vollfommenheit zufammen, Der König und jeder der beiden Körper bat bie Ini— 
tiative in der Geſetzgebung. Die Rechte des Königs find ziemlich normal feftgefegt; 
er bedarf aber der Ermächtigung der Cortes, um fih aus dem Reiche zu ent- 
fernen und ſich zu verheirathen. Die Volljährigkeit des Könige wird auf das 
vollendete vierzehnte Lebensjahr geſetzt. Das Budget ift jährlich. Aud die Militär- 
maht muß jährlih durch Geſetz feftgeftellt werben. In jeder Provinz beftehen 
Nationalmilizen. Jede Provinz und jede Gemeinde hat ihre frei gewählten Ber- 
treter mit reihlihen Befugniſſen. Die Preffreiheit, vie Sicherheit der Perſon und 
des Eigenthums ift garantirt; das Gefchworenengeriht für jede Art von Ber« 
brechen wird in Ausſicht geftellt. 

Diefes Berfafjungswerk ficherte den Eonftituirenden Cortes und den in ihnen 
überwiegenden Progrefiften gewiß im Ganzen das Lob unerwarteter Mäßigung; 
nichtsdeſtoweniger erlag das progreffiftifche Minifterium bald darauf. Die Solvaten- 
revolte von La Granja hatte es ins Leben gerufen; eine Demonftration des 
Dfficierforps der Garde machte im Auguft 1837 feiner Exiftenz ein Ende. Der 
Einfluß glüdlicher Generale begann die Schwierigkeiten der politifchen- Situation 
zu mehren. Neben den Intriguen der politiſchen Parteien breiteten fich die Kabalen 
ber hervorragenden Militärs aus und mit den Demagoyen metteiferten die zurüd« 
gejegten Generale. Seit 1836 wurbe die Armee ver Chriftinos vornehmlich ge— 
fpalten durch den Gegenſatz ber beiden Generale Narvaez und Espartero. 
Diefer letere war e8, der im Auguft 1837 viefelbe Partei zu Falle bradte, an 
deren Spige er bald ftehen follte. Unter ven darauf folgenden Moderar ominifterien 
übte er einen weitreichenden Einfluß, den er im Sommer 1838 mißbraudte, um 
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Narvarz, der eben in ver Manda ver königlichen Sache den wichtigften Dienft 
geleiftet hatte, in ter empfinblichften Weife zu kränken. Narvaez ließ fih dadurch 
zu einem Pronunciamento gegen die Regierung verloden, in Folge deſſen er ins 
Ausland flüchten mußte. Der Krieg war bis dahin ohne entſcheidende Erfolge, 
oft genug mit entfegliher Graufamfeit und verheerender Barbarei geführt worden. 
Die Carliften hatten mehr als einmal vie ſüdlichen Provinzen mit ihren Streife 
zügen heimgeſucht, im Frühling 1837 fogar Madrid bedroht. Aber vie Zwietracht, 
welche die Chriftinos hinderte, ihre große Ueberlegenheit mit großer Energie wirken 
zu laffen, wohnte aud im Hauptquartier des Don Carlos. Sein Anhang beftand 
bauptfählih aus zwei weſentlich verfchiedenen Beftandtheilen, Das eine Element, 
das abſolutiſtiſch-hierarchiſche, war mit ihm durch feine finftere Bigotterie verfnüpft ; 
das andere, die Bevölkerung der basfifhen Provinzen, ſtand aber beſonders des» 
halb auf feiner Seite, weil die Regierung Ferdinand's verlegen in die Privi» 
legien tiefer Lande eingegriffen und die Regentfchaft dieſen Irrthum nicht gut 
gemacht hatte. Die zuverläffige Kraft der Garliften rubte in den Basken, die 
Neigung des Infanten gehörte aber den aus ganz Spanien in feinem Lager zu= 
fammenftrömenden Fanatifern. Daraus entftand die Parteiung ver Basken und 
der Gaftilianer, von denen bie legteren immer mehr das Uebergewicht gewannen 
und ihre Gegner zulegt zum Aeußerften trieben. Um der Intriguen ver Caftilianer 
Herr zu werden, ließ ver Oberbefehlshaber Maroto' im Februar 1839 ohne 
Vorwiſſen des Infanten fünf feiner Generale verhaften; bald darauf trat er in 
geheime Verhandlungen mit Espartero und ſchloß am 29. Auguft die Konpention 
von Bergara, durch welde ſich die baskiſchen Lande gegen Anerkennung ihrer 
Privilegien der Königin unterwarfen. Don Garlos floh darauf, ohne daß feine 
Sache bereits hoffnungslos gewefen wäre, nad Frankreich. Cabrera behauptete 
fih noch bis zum Sommer 1840 in Aragon und Gatalonien, mußte dann aber 
auh, am 6. Juli, mit dem Reſt der Garliften über vie franzöſiſche Grenze 
retiriven. 

Der faft fiebenjährige Bürgerkrieg war damit beendet, aber nur, um neuen 
Erjhütterungen Plag zu machen. Die Stelle der Earliften und Chriftinos nahmen 
alsbald vie Moderados und Pregreffiften ein, deren leidenfhaftliche Rivalität natürs 
ih ale Schranken überjprang, fobald die äußere Noth aufgehört hatte, fie 
wenigftens einigermaßen zufammenzuhalten, Espartero (vgl. d. Art.), ver Ober— 
feloherr der föniglihen Truppen, der von Maroto’3 Verrath unterftügt die nörb» 
lihen Provinzen unterworfen nnd ben Bertrag von Bergara gewonnen hatte, 
ftand ſeitdem, zum Herzog de la Bictoria ernannt und von ben Gortes verſchwen⸗ 
deriſch belohnt, in einer Stellung, die es ihm möglich machte, mit oder gegen bie 
Regierung feinen Willen durchzuſetzen. Das damalige Motderavofabinet der Re- 
gentin gerieh fehr bald mit ihm im verbrießliche Zerwürfniffe und da er meinte, 
daß Ehriftine ihm niemald freiwillig gewähren würde, was er beanfprudte, fo 
ftellte er fi) an die Spige ver Progreſſiſten. Die Negierung gab ihm gleich im 
Jahre 1840 eine Oelegenheit, feine Macht geltend zu madhen. Den Moveratos 
war bie progreffiftiihe Verfaffung von 1837 wiberwärtig und beſonders genirte 
fie die auf Grund derfelben beftehende Selbftänvigkeit der Gemeinden. Da eine 
Beichränfung verfelben wie der Preßfreiheit und der Nationalmiliz von den Gortes 
abgelehnt wurde, löste das Minifterium fie im November 1839 auf und erlangte 
bei den Neuwahlen eine beventende Mehrheit, mit deren Hülfe im Juni 1840 
das Gemeinvegefeg im Sinne ver Gentralifation umgeftaltet wurde gegen bie 
heftige Oppofltion der aus den größeren Städten hervorgegangenen progreffiftifchen 
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Minderheit. An diefer Oppofition hatte fih Espartero von vornherein in hervor- 
ragender und mit feiner militärifhen Stellung unverträglicher Weife beteiligt. 
Als er im Sommer 1840 in Barcelona, dem Hauptſitz des Radikalismus, mit 
der Regentin zufammentraf, forberte er, daß fie die neue Gemeinveverfaffung nicht 
fanftionire und nahm, da fie fid) weigerte, feine Entlaffung. Sofort zwang eine 
Revolte ver catalonifhen Hauptſtadt die Regentin zur Entlafjung ihres Mini- 
fteriums. Da fie fih dann aber in Valencia von anderen Elementen und nament- 
lih von den Truppen des moberirten General O’Donnell umgeben ſah, griff fie 
wieder zu einem gemäßigten Minifterium und genehmigte das Gemeindegefeg. Gegen 
diefe Wendung erhob ſich faft in allen großen Städten eine tumultuarifche Agi— 
tation; dem Heere ftellte fi vie Nationalmiliz gegenüber und mit ihr verbündete 
fi der Chef des Heeres, Espartero. Am 1. September gab Madrid das Signal 
zu offener Empörung, die ſich mit reißender Geſchwindigkeit über die Hauptftäpte 
der Provinzen verbreitete; Espartero, zur Unterbrüdung des Aufſtandes aufge- 
rufen, erflärte fi für ihn: am 16. September mußte Chriftine ven rebellifchen 
Herzog zum Minifterpräfidenten ernennen mit unbedingter Vollmacht fein Kabinet 
zu bilten. Die Bewegung war aber nicht nur gegen die Politif der Moderados, 
fondern ebenfo fehr gegen die Perfon der Regentin gerichtet, welche durch bie 
heimliche Ehe mit dem Leibgarbiften Munoz und maßlofe Habgier die Würde bes 
Königthums in unverantwortlicher Weife fompromittirt hatte, In die Unterwerfung 
unter einen perfönlichen Feind, wofür fie Espartero hielt, konnte ſich vie leiden- 
Ihaftlihe Frau nicht fügen. Sie legte am 12, Dftober die Regentfchaft nieder 
und fhiffte fi mit Munoz und feinen Kindern nad Frankreich ein. 

Espartero meinte jetzt am Ziel feiner Wünſche zu ftehen. Herr der Regierung, 
bes Heeres und der von ihm zum Siege geführten progreffiftiihen Partei beſaß 
er eine Macht, wie fie nie ein Mann feit Ferdinand's Tode vereinigt hatte, Die 
Moderados lagen jo am Boden, daß Viele von ihnen der Regentin nach Franfreich 
folgten ; an eine wirffame Oppofition fonnten fie zunädhft gar nicht denken. Aber 
defto üppiger ſchoſſen die Eoterien im Schoße der fiegreihen Progreffiften auf. 
Espartero hatte. die politifhen Grundfäge der Partei nie getheilt; er Hatte ſich 
lediglih an ihre Spige geftellt, um fie zum Fundament feiner Herrfhaft zu maden. 
Diefe lag ihm am Herzen, nicht die progreffiftiihe Doftrin. Als Militär neigte 
er vielmehr zu gemäßigten Anfihten und umgab ſich mit Männern, melde ver 
Regierung weitreihende Befugniffe zu vindiciren geeignet und gewillt ſchienen. 
Sein Regiment war das eines Militärhefs, nicht das eines Parteihauptes, am 
wenigften das eines Staatsmanns. Die Neumahlen ergaben einen Kongreß, in dem 
eigentlih nur Progreffiften und perfönlihe Anhänger der Regierung faßen; ein 
Einziger, Pacheco, vertrat die Grundfäge der Moderados. In diefer alle Vorbe— 
dingungen zur inneren. Zerfegung der alleinherrfhenven Partei enthaltenden Si— 
tuation brachte gleich die erfte große Debatte die breitefte Entfaltung des fpanifchen 
Individualismus. Die Eine Partei löste fi rafch auf in eine Maffe von Frak— 
tionen, Coterien und Gruppen und in jeder biefer Abtheilungen arbeitete Ehrgeiz 
und Habſucht und Reizbarfeit der einzelnen Mitglieder. Es handelte fih um bie 
Beftelung der Regentſchaft. Nur nad mehrwöchentlicher Debatte, in weldyer vie 
Leidenschaft oft genug auch die fachlich Uebereinftimmenvden ſchied, wurde mit geringer 
Mehrheit beichlofien, eine einheitliche Negentfchaft einzufegen. Mit großer Majori- 
tät fiel dann die Wahl am 8. Mai 1841 auf Espartero. Diefer befaß nicht die 
Selbftüberwindung, bei der Bildung feines Minifteriums bie jüngere radikalere 
Schichte ver Partei zu berüdfichtigen. Er befaß noch viel weniger das Vermögen, 
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bie ungeheuren Schwierigkeiten der entjeglich zerrütteten Zuftände, der unglaub- 
lichen Finanznoth rafd zu überwinden. Die Beamten, die Dfficiere konnten nit 
bezahlt, die oft enormen Anſprüche ver Parteigenoffen nicht befriedigt werben. 
Obwohl man auch die Güter der Weltgeiftlichkeit einzog, flieg der Geldmangel, 
ftatt zu fchwinden. Das turbulente Wefen ver herrfchenven Partei erfüllte das 
Land mit unrubiger Agitation. An den Gebrauch der Gewalt nur zu fehr ge— 
wöhnt, ohne Refpelt vor dem Gefeß, deſſen Walten das unglüdliche Volk eigent- 
(ih faum je erfahren hatte, von glühender Leidenfhaft und von einer dem Norb= 
länder unfaßlihen Schärfe der perfönlihen Empfindungen geftadhelt, metteiferten 
die Parteien in Maßlofigkeiten aller Art. Hier wühlte die aus grenzenlofer Macht 
und koloſſalem Reichthum plöglih in Noth und Ohnmacht geftürzte Geiftlichkeit, 
dort der frivolfte von Frankreich importirte Radifalismus. Provinz gegen Provinz, 
Stadt gegen Stadt, Familie gegen Familie, Nationalmiliz gegen Armee, ein Korps 
und ein General gegen den anderen: fo tobte Alles gegeneinander, um in dem 
allgemeinen Chaos mehr zu gewinnen, als die befte Ordnung hätte geben können. 

In folden Zuftänden ift ja eine militärifhe Diktatur, wie fie Espartero 
thatſächlich befaß, die nächftliegende Hülfe; in Spanien aber hat auch diefes Heil- 
mittel, feit 1840 mehr als einmal angewandt, immer nur auf furze Zeit ge- 
bolfen. Die außerorbentlihe Machtfülle, welche der Siegesherzog vereinigte, diente 
bald nur dazu, Alles mit Neid und Argwohn zu erfüllen; die Armee, feine haupt- 
ſächliche Stüge, bedrohte ihn zuerft. Im Sommer 1841 fah er ſich genöthigt, bie 
Garden aufzulöfen. Nichts deftoweniger bradhen im Oftober in Madrid und 
Vitoria Militäraufftände aus unter ber Führung der Generale de la Concha 
und D’Donnell. Es waren das Berfuche von Seiten der Moderados, fich der 
jungen Königin zu bemächtigen. Sie wurben niebergefhlagen, aber die Rabifalen 
benugten den Anlaß, unter dem Vorwand, die Regierung zu ftüten, ihre Zwecke 
durch die Einfegung revolutionärer Junten zu fördern. Espartero mußte gegen 
piefe Eigenmächtigfeiten einfchreiten, wofür er 1842 in ben Gortes auf bie er- 
Bittertfte Opgofition ftieß. Den Angriffen der Tribüne und ver raſch zu einer 
Macht geworbenen Preffe gefellte ſich auch dieſes Mal tie gewaltfame Auflehnung 
zu: in Barcelona brach am 15. November eine blutige Revolte aus, die Be— 
fagung wurde vertrieben und eine aus ben rabifalften Elementen gebildete Junta 
rief Spanien gegen den Regenten auf. Eepartero eilte, da die Bewegung in ben 
andern Provinzen feinen Anklang fand, nad Gatalonien, ſah ſich aber genöthigt, 
Barcelona durch ein mehrftändiges Bombarbement zur Unterwerfung zu zwingen. 
In andern ändern würde ein Exceß, wie ihn die Hauptftabt Catalonien’s be— 
gangen, einen wohlthätigen Rüdfchlag geübt haben. In Spanien war das nicht ber 
Fall. Espartero hielt e8 für nothwendig, von Barcelona aus die faum eröffneten 
Cortes aufzulöfen, um einen gefügigeren Kongreß zu befommen. Die Berhältniffe. 
erfhienen ihm aber fo ſchwierig, daß er möglihft viele Zeit zu gewinnen wünſchte 
für die Verftärkung feiner Pofition, ehe er wieber ben Gortes gegenüber treten 
müffe. Er berief deshalb die Verſammlung erft auf ben legten dur die Ver— 
faffung geftatteten Termin ein, auf den 3. April 1843. Uber ſchon mit bem 
1. Ianuar liefen die bewilligten Steuern ab, und da bie Verfaffung von 1837 
derartige Fälle nicht vorgefehen hatte, geriety das Land im einen offenbar uns 
tonftitutionellen Zuftand. Espartero halte noch nicht drei Jahre an der Spitze der 
Regierung geftanden und ſchon verfündeten alle Zeihen einen totalen Umſchwung 
der Berhältniffe. 

Es würde eine ausführliche Schilverung nöthig fein, um eine Borftellung 
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zu geben von dem Chaos von Intriguen, bas feit dem Beginn des Frühlings 
1843 das fpanifche Leben erfüllte. Zu den politifchen Gegenfägen und Rivalitäten, 
bie wir bereits fennen gelernt, war neuerbings eine Frage getreten, welche auch 
die Glieder der königlichen Familie und das Ausland zur eifrigften Parteinahme 
veranlaßte. Die Königin wurde am 10. Oftober 1844 vierzehn Jahre alt; 
Espartero’8 Regentfhaft mußte dann der Berfaffung von 1837 zufolge aufhören; 
außerdem aber fchien dann bie Verheirathung ber Königin wünfhenswerth zu fein. 
Jede Partei nüpfte an biefes Ereigniß ihre Hoffnungen und Befürdtungen, mit 
ven Parteien wetteiferten Franfreih und England und Alle übertrafen an leiden: 
ſchaftlichem Eifer die nächften Verwandten rer Königin, ihre Mutter und deren 
Schwefter, die Gemahlin des Infanten Franzisco de Paula; Chriftine fah 
an die Wahl des Mannes für ihre Zochter die Entfheidung über ihr eigenes 
Schickſal geknüpft und die Infantin, eine herrſchſüchtige Intrigantin, wünſchte ihren 
Sohn neben den Thron zu ftellen. Sie hatte früher mit den ertremften Mitteln 
gegen ihre Schwefter gearbeitet und kehrte jetzt biefelben Künfte gegen Espartero, 
ber mit England eine Bermählung mit einem Prinzen aus nichtbourboniſchem 
Geblüt wünfdhte. Ihr Mann muhte fih an bie Spite ber Progreffiften ftellen, 
welche verblendet genug waren, fi zum Werkzeug biefer häßlichen Cabalen machen 
zu laffen. Gegen Espartero arbeitete ebenfo das Geld Chriftinen’d und Frant- 
reihe. Der Regent fah ſich einer Koalition der allerverfchtevenartigften Tendenzen 
und Intereffen gegenüber, Moderados und Progreffiften, Klerikalen und Radikalen, 
den beiden feinvlihen Schweftern, franzöfifhen und päpftlihen Einflüffen. Bei 
der krankhaften Unbeſtändigkeit und Peivenfchaftlichfeit, welche ſich einmal ver 
fpanifhen Natur bemächtigt hatte, würde vielleicht das größte Geſchick nicht im 
Stande geweſen fein, den Poften zu behaupten; da Espartero eine unglüdliche 
Miſchung von gewaltthätiger Plumpheit und zaubernder Unentjchloffenheit an- 
wandte, verfpielte er in wenigen Monaten vollſtändig. Das Eigenthümliche an 
den Kämpfen des April und Mai beftand barin, daß des Regenten eigene Partei 
ben Angriff gegen ihn birigirte: die Progreffiften waren es, die ihn erft in ben 
Cortes in die Enge trieben, dann als Minifter mit den härteften Beringungen 
bebrängten und als er endlich in Verzweiflung zur Auflöfung fhritt, ven Kriegs— 
ruf zuerft und am lauteften erhoben. Ende Mai brad ver Aufftand aller Orten 
aus, zuerft ebenfalls von einem Progreffiften, dem General Prim geführt. 
Espartero hätte froh fein follen, ven Kampf von dem ihm fremden parlamen- 
tarifhen Boden auf das Schlachtfeld verlegt zu fehen. Aber er bewies nicht mehr 
militärifche als politiihe Fähigkeit. Er ftand noch unentfchloffen bei Madrid, als 
bereit8 das ganze Land von Murcia bis Zarogoza, von Sevilla bis Gerona in 
hellen Flammen ftand, Ende Suni erfchienen vie verbannten Generale Narvaez, 
D’Donnel, Eoncha u. a. auf fpanifchen Boden und namentlich ver Erſtere ber 
währte fi von Neuem als ein hervorragendes militärifhes Talent. Kaum irgenbivo 
fam es nur zu einem ernftlichen Gefecht; über das Schickſal Madrid's entſchied ein 
viertelftündiger Kampf; mit genauer Noth entlam Gspartern am 30. Fuli 1843 
mit wenigen Begleitern auf ein englifhes Dampfſchiff. 

Die Niederlage des Regenten war fo vollftändig als möglich, deſto unſicherer 
aber ber Sieg feiner Gegner. Niemand hätte zu fagen gewußt, wer der Triumpha- 
tor fei. Echeinbar hatten die parlamentarifhen Progreffiften unter Olé zaga's 
Führung das Ruder in der Hand, denn ihmen gehörte das Minifterium an, fie 
hatten dem Kampf gegen Espartern die Parole gegeben. Aber neben ihnen ftanden 
einmal die Moberadogenerale, vor Allen Narvaez, deren militärifhen Geſchick und 
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Anjehen der Siegesherzog * war, ſodann bie Radilalen, welche die Erhebung 
ber Städte vorzugsweiſe in's Werk gefegt hatten. Die Generale, an ber Spite 
eines fiegreihen Heeres, nahmen für fi die wichtigften Stellen; vie Rabifalen 
fteuerten auf eine revolutionäre Regierung umd möglihft republifanifhe Verfaſſung 
zu und erhoben in Gatalonien, Aragon, Leon, bie und da aud in anderen Pros 
vinzen die Waffen. Schon nad wenigen Tagen fühlten ſich in Madrid biefe 
verjhiedenen Gruppen der Koalition durcheinander bebroht und eilten ſich neu zu 
verbinden. Da zunädft die parlamentarifhen Progreffiften und die Moderados 
noch zufammengingen, ſchloſſen die Rabifalen und die Parteigänger des Infanten 
Don Franzisco eine Allianz mit den Anhängern Espartero's. Kaum war aber 
bie Regierung gezwungen, gegen bie Aufftändifhen zu Felde zu ziehen, fo ge» 
wannen die Moderados ein fo läftiges Uebergewicht, daß ſich ihre progreffiftifchen 
Freunde von. ihnen lösten. Am 21. November unternahm es Dlözaga, an ber 
Spige eines neuen Minifteriums, bie Moderados zurädzufchieben und feine alte 
Partei als Stüge einer wirklich progreffiftiichen Politit zu refonftruiren. Da er 
fih aber noch auf ben entſcheidenden Schlag präparirte, kamen ihm bie Mo— 
derados zuvor: bereitd am 30. November wurde er entlaffen und fofort in eine 
peinliche Unterſuchung vermwidelt. Die Koalition hatte ihren Sieg über Espartero 
durh eine Reihe von Berfafjungsverlegungen zu befeftigen geſucht, den Senat 
volltommen aufgelöst, um bie in ihm überwiegenden Anhänger Espartero's bes 
feitigen zu lönnen, und die Königin, obwohl fie noch nicht einmal breizehn Jahre 
zählte, am 8. Auguft für volljährig erflärt. Der Königin num follte Dlözaga mit 
Gewalt ein Dekret über Auflöfung der Eortes entriffen haben. Die Debatte über 
die deswegen gegen ihn erhobene Anklage nahm in dem Kongreß einen fo gefähr- 
lihen Verlauf, daß Dlözaga die Abſtimmung nidt zu erwarten wagte. Am 
3. November war er mit 66 gegen 43 Stimmen von biefer Berfammlung zum 
Präfidenten gewählt, von einer wefentlihd aus Moderados zufanmmengefegten 
Mehrheit; obwohl ſich nun die progreffiftiiche Minderheit mit ihm ausgeföhnt hatte, 
entfhied doh am 17. December die Berfammlung mit 101 gegen 48 Stimmen 
für eine Anklage, der fein Unbefangener Glauben fchenten konnte; acht Tage 
fpäter floh Dlszaga als Echmuggler verkleidet über die portugiefifhe Grenze. 
Nah dem Sturz Espartero's war Verwaltung, Juſtiz und Heer von allen An« 
hängern bes Megenten gefäubert ; im Oftober waren die radikalen Elemente, welche 
fih im Juli zahlreich eingebrängt, mieber befeitigt; im December wurden bie 
Progreffiften das Opfer der Gewalt. Natürlich fonnten fih die Moderados, melde 
nach Diözaga’8 Befeitigung und der Erdrückung der radikalen Aufftände das 
Regiment ergriffen, in einer fo änferft gewaltfamen Situation nur mit ben 
Mitteln ver Gewalt behaupten; das zerrüttete Land fam unter die Herrſchaft bes 
Säbels und der Polizeiwillführ, und da immer neue Aufftände und Komplotte 
der Reaktion Nahrung gaben, war das Schlimmfte zu befürchten. 

Höhft unerwartet trat mit dem Frühling 1844 eine Wendung zu befonnener 
Mäfigung ein. Bon fehr verfhiedenen Umftänden unterftügt, gewannen in bem 
Minifterium des Generald Narvaez, der am 4. Mai vie thatſächlich längſt 
geübte Gewalt übernahm, Männer von hervorragender politiiher Einſicht und 
Fähigkeit, wie Mon und Pidal, zu denen fpäter Martinez ve la Rofa 
trat, da8 Uebergewicht und gaben dem Lande endlich eine dauerhafte Organiſation. 
Finanzen, Unterricht, Gemeinde-, Provinzial- und Staatöverfaffung wurden 1845 
neu begründet und wenn bie reaftionäre Strömung babei in mehr als einem 
Punkte entſchied, ſo wurte doch im Großen und Ganzen ein verftändiges Maß 
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beobadtet und die Grundlage gefhaffen, auf welcher das ſpaniſche Staatsleben 
wefentlich noch heute ruht. Abgeſehen von der Berfafiuugsrevifion verbient bes 
fonders Mor's Steuergefeßgebung und Sidal's Orbnung des Unterrihtswefens 
hervorgehoben zu werben: in beiden Gebieten wurbe zum erften Male eine burd- 
greifende, den Bebütfniffen des Landes, und den Anſprüchen ber europäifchen 
Bildung genügende Organifation hergeftellt und was das entſcheidende war, nicht 
allein Öefege gegeben, fonbern mit Energie und Berftand ausgeführt. Die ma- 
terielle und tie geiftige Kultur des fpanifhen Volkes erlangte durch Mon's Finanz⸗ 
orbnung und Pidal's Unterrichtögefet exft die Möglichkeit einer gedeihlichen Ent- 
faltung, die in dem bisherigen Chaos des Bankerotts und rem troftlofen Berfall 
aller Bildungsanflalten die elementarften Vorausſetzungen entbehrte. Was bie 
aufgeflärten Spanier feit achzig Jahren erftrebt hatten, das gewann auf biefen 
beiden wichtigen Gebieten jett zum erften Male eine, wenn aud nur befcheidene 
Verwirklichung. Im Bergleihe mit ven Finanz und Schulgefegen, in denen man 
faum etwas vom Einfluß fchäplicher Tendenzen gewahrt, bat vie Gemeinde: 
und Brovinzialverfaffung vom 8. Januar 1845 vielfach harten Tabel 
erfahren. Allerdings iſt darin ber Regierung, welde die Alcalden (Bürgermeiſter) 
in allen Orten and ber Zahl der von der Gemeinde gewählten Vertreter ernennt, 
im Nothfall aud) einen Alcalde Corregidor ganz frei beftimmt, welche durch feine 
Borfhrift gehindert wird, die Beſchlüſſe der Ayuntamientos und ber Diputaciones 
provinciales zur Seite zu legen und in allen, auch ben Eleinften Dingen ihren 
Gefe politico faun einfchreiten laffen, eine weitgehende Gewalt eingeräumt. Wenn 
man aber bebenft, welchen Exceſſen fid) vielfach die Gemeinbelorporationen binge- 
geben hatten, fo wird man im Ganzen dem Gefeg vom 8. Januar feine Aner- 
fennung nicht verfagen können. Jede Gemeinde hat ihren freigewählten Ayun- 
tamiento, ber außer dem Alcalden und feinen Gebülfen in ben leinften Orten 
aus 3 Regidores befteht und in Madrid auf 37 anwächst. Alle zwei Jahre tritt 
bie Hälfte der Mitglieder aus. Wahlberechtigt find in Gemeinden bis zu 60 
Familienvätern diefe ſämmtlich mit Ausnahme ver unterflügten Armen, in ben 
größeren Orten ein gewiffer Procentfag der höchſtbeſteuerten Bürger, z. B. 154 
in einer Gemeinde von 1000 Familienvätern, und außerdem alle Mitglieder von 
Akademien, alle Geiftlihen, Doktoren, Richter, Advokaten, Aerzte u. f. w. Wähl- 
bar find in den Gemeinden bis zu 1000 Familienväter zwei Drittheile der Wahl- 
berechtigten, in ben größeren Gemeinven die Hälfte; nicht gewählt fünnen werben 
tie Geiftlichen, vie altiven Beamten, die von der Gemeinde ober Provinz Befol- 
beten und bie Pächter von Gemeindegrunbftüden. Die Ayuntamientos können 
wöchentlich zwei orbentliche Sigungen halten, welche geheim find. Sie und bie 
Alcalden befigen alle Befugniffe, welche einer Gemeindevertretung gebühren‘, nur 
daß ter Wortlaut des Geſetzes der Regierung es gar zu leicht macht, ſich überall 
einzumifchen. Die Provinzialdeputationen, weldhe von den zur Theilnahme an den 
Gorteswahlen Berechtigten aus denjenigen 25-jährigen Spaniern gewählt werben, 
welche eine Rente von 8000 Realen aus Grunbbefig beziehen oder 500 Realen 
birefte Steuer zahlen, treten jährlich zweimal zufammen; fie haben nicht nur über 
Wege, Brüden, Schulanftalten, Gefängniffe, Hofpitäler u. dgl. zu entfcheiden, 
fondern auch die Staatöfteuern fund die Nefruten auf bie einzelnen Gemeinven 
zu vertheilen. Ihre Mitgliever fcheiden alle zwei Jahre zur Hälfte aus, Man 
fieht, diefe Geſetze ließen einer verftändigen Selbftverwaltung genügenden Raum, 
wenn fie ihr auch nicht die nöthigen Bürgfchaften gaben; es beruht auf Ueber- 
treibung, wenn das Minifterium Narvaez angellagt wurte, turd fie eine franzd- 
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ſiſche Gentralifation in Spanien einzuführen. Einen viel empfinbliceren Schlag 
verfessten fpäter bie Progreffiften ver Gemeinbefelbftändigfeit, als fle ven Berfauf 
aller Gemeindegrundftüde anorbneten und baburd den Haushalt der Gemeinden 
von den Schwanfungen der Staatspapiere und den Zufhüflen des Staates ab- 
bängig machten. Den centralifirenden Tendenzen hielt 1845 ſchon bie Lage ber 
Finanzen ein Fräftiges Gegengewicht; als Beweis braucht nur das Eine angeführt 
zu werben, daß nicht allein die Vollsſchule, fondern auch die Anftalten des mitt- 
lexen Unterrihts von dem neuen Geſetz weſentlich auf die Fürforge der Gemeinden 
und Provinzen gegründet wurben. 

Wenden wir ung nunmehr zu ver Berfaffung vom 23. Mai 1845, 
fo werben wir auch bier die Mäßigung des Miniftertums und ber Corte um 
fo mehr anzuerkennen haben, als die Progreffiften in einem ſeitdem nod öfter 
wiederholten Irrthum fich jeder Betheiligung an ven Wahlen enthalten und ihren 
Gegnern vollftändig das Feld geräumt hatten. Das befte Lob diefer Berfaffung 
gegenüber ven früheren Konftitutionserperimenten liegt darin, daß man zwar mehr 
als einmal verſucht bat, fie im Tonferbativen oder rabifalen Sinne zu ändern, 
alle diefe Umgeftaltungen aber nur kurze Zeit fi behauptet haben und man 
immer wieber auf das Gefeg vom 23. Mai zurüdgelommen if. Es bildet noch 
heute die Grundlage des fpanifhen Staatslebens, Die Berfaffung von 1837, 
fahen wir, war das ausfchlieglihe Werk der Progreffiften, melde in dem konfti- 
tnirenden Kongreß jenes Jahres allein vertreten waren, ba bie durch die Reve— 
Intton vollflommen niedergeworfenen Moderados nur einen einzigen Abgeorbneten 
in der Berfammlung hatten; dennoch befeitigte die Reviflon ver Verfaſſung von 
1812, wie früher bargelegt, faft alle Maßlofigfeiten des Konftitutionswerfes von 
Cadiz. Jetzt, 1845, hatten fich die Progreffiften felber von den Gortes ausge— 
ſchloſſen bis auf einen Einzigen, ber gegen den Beſchluß der Partei eingetreten 
war: die alleinherrfchenden Moderados folgten dem Beifpiele, das ihnen ihre 
Gegner 1837 gegeben hatten. Die Berfaffung vom 23. Mai 1845 ift in bem- 
felben Sinne eine Revifion der von 1837, wie diefe aus der Korrektur des Grund» 
gefeges von 1812 hervorgegangen war. Die Titel über die Rechte der Spanier, 
über die Befugniffe der Cortes und des Königs, über die Thronfolge, über Ber 
waltung und Juſtiz find mit wenigen Aenderungen vollftändig aus der Berfaffung 
von 1837 emtlehnt, nur die Titel über die Zufammenfegung bed Senats, über 
bie Wahl der Kongreßmitglieber, über Boljährizkeit des Königs und Regentſchaft 
find mwejentlih neu. Die wichtigfte Veränderung betraf den Senat und die Wahl 
der Abgeordneten. Die Berfaffung von 1837 ließ den Senat, wie wir uns er- 
innern, durch königliche Wahl bilden, welche aber gebunden war an eine dreifache 
von den Wählern des Kongrefies aufgeftellte Lifte und bei jeder Neuwahl des 
Kongreffed ein Drittheil des Senats erneuern mußte. Das ariftofratifche Element 
hatte in einer ſolchen Körperfchaft keinerlei Vertretung, ta alle 25-jährigen 
Spanier die Lifte aufftellten und zwar aus allen vierzigjährigen Spaniern, welche 
die nöthigen Subflftenzmittel befäßen. Eine große Partei im Kongreß von 1844 
hätte gewünfcht, dieſe ganz demofratifche Einrichtung durch eine wirklich arifto- 
kratifche zu erfegen, d. 5. durch die Aufnahme einer Zahl erbliher Mitglieber. 
Der Antrag fiel jevod mit 80 gegen 60 Stimmen und es wurde dann weſentlich 
in Mebereinftimmung mit ber Regierungsvorlage befchloffen, daß der Senat aus 
einer unbegrenzten Anzahl vom Könige auf Lebenszeit ernannter Perſonen beftehen 
folle, welche aber einmal ven höchſten Kategorien des Staate- und Kirchendienftes 
angehören, ober Oranden, oder dreimalige Cortesmitglieber fein, ſodann eine Rente 
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von 30,000 Realen aus Grundbeſitz beziehen müffen. Außerdem kann der König 
Titel von Caftilien mit einer Rente von 60,000 Realen und einmalige Cortes— 
mitglieder in den Senat fchiden, welche das letzte Jahr 8000 Pealen direkte 
Steuer aezahlt haben. Endlich treten die Söhne des Königs und des Thronerben 
mit 25 Jahren in den Senat ein. Er hat außer feinen legislativen Befugnifien 
über die Mintfter zu richten, wenn fle vom Kongreß angeklagt find, und über 
alle ſchweren Staatsverbrechen. 

In Bezug auf den Kongreß wurde die Beſtimmung beibehalten, daß auf je 50,000 
Seelen minbeftens ein Abgeorbneter kommen folle, das allgemeine Wahlrecht aber wurde 
durch das Wahlgefet vom 18. März 1846 befeitigt, welches in der Hauptfache noch heute 
gilt. Seine wichtigften Beftimmungen find folgende: der Kongreß befteht aus 349 Ab⸗ 
georbneten, welche bireft in ebenfo vielen Wahlbezirfen gewählt werben. Wählbar 
find alle 25-jährigen Laien, melde feit einem Jahre eine Nente von 12,000 
Realen (800 Thaler) aus Grunbbefig beziehen oder eine direkte Steuer von 1000 
Nealen zahlen; die Generalfapitäne der Provinzen, die Generallommandanten ber 
Marine, die Fisfale der Obergerichte, die Präfidenten der Provinzen und bie 
Stenerintendanten find jedoh von der Wählbarkeit ausgefchloffen, wenn fie nicht 
ihren Wohnftg in Madrid haben; werben bie biefen Kategorien Angehörigen ge- 
wählt, fo müffen fie ihr Amt niederlegen, wenn fie dad Mandat annehmen wollen; 
alle Beamten, Richter und Militärs Fünnen nit in dem Bezirk gewählt werben, 
der irgendwie unter ihrer Autorität fteht. Die Abgeordneten beziehen feine Diäten. 
Jeder 25-jährige Spanier, welcher feit einem Jahre 40 Realen virelte Steuer 
zahlt, hat in dem Diftrifte, wo er bomicilirt ift, da® Wahlrecht; außerdem ge- 
nießen dasjelbe bie Mitgliever ber Akademien, ver Kapitel und Magiftrate, bie 
Doktoren, Licentiaten, Pfarrer, Richter, die Beamten mit 8000 Realen Gehalt 
oder Penſion, die Advokaten, Aerzte, Chirurgen, Künftler, Lehrer und bie penfio- 
nirten Militärs vom Hauptmann aufwärts, wenn fie 20 Realen tirefte Steuer 
zahlen. Wenn in einem Bezirk ſich nicht 150 verartige Perfonen finden, werben 
bie in der Steuer Nächſtehenden hinzugenommen. Die Liften der Wähler werben 
nur alle zwei Jahre revidirt. Das Geſetz giebt dann fehr ausführliche und betail- 
lirte Vorſchriften über Aufftellung ver Wahlliften und die Vornahme ver Wahl 
felöft, denen man das Bedürfniß anfteht, allerlei Unterichleif zu begegnen. Die 
Regierung ftellt die Wahlbezirke fofort nad Publikation vieles Geſetzes feft; fie 
fönnen fpäter nur durch ein Gefeg geänvert werben. Die Wahlprocebur ift äußerſt 
umftändlih; fo muß 3. B. das Bureau von vier Perfonen dur die Wähler in 
ſchriftlicher Abſtimmung gewählt werben. Die Wahl ift heimlih und währt zwei 
Tage. Die Abgeorbneten werben auf fünf Jahre gewählt. 

Die ſo gebildeten Cortes treten jährlich zufammen. Der König beruft, ver- 
tagt und fließt fie; Löst er den Kongreß auf, fo müflen binnen drei Monaten 
die neuen Gortes zufammentreten. Das Recht der Eortes, aus eigener Macht an 
einem beftimmten Tage fi zu verfammeln,. wenn ſie der König nicht beruft, iſt 
geftrichen. Jeder der beiden Körper ftellt feine Gefhäftsorbnung feft, der Kongreß 
prüft die Wahlen und wählt fein Bureau, während das des Senats vom König 
beftelt wird. Die Sitzungen find äffentlid) und, nur in befonderen Fällen geheim. 
Wie der König, hat jeder der beiden Körper die Initiative in ver Geſetzgebung. 
Die Finanzgefege gehen zuerft an den Kongreß. Wird eine Gefegvorlage von einem 
ber Körper verworfen oder vom König abgelehnt, fo darf der betreffende Gegen: 
ſtand in berfelben Legislatur nicht wieder vorgebracht werden. Außer der Iegisla- 
tiven Gewalt, welche die Cortes mit dem König ausüben, ftehen ihnen folgende 
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Befugniffe zu: fie nehmen dem Könige und dem Thronerben over dem Regenten 
ben Eid auf die Berfaffung ab; fie wählen ven Negenten und den Bormund tes 
Königs; fie bringen die Berantwortlickeit der Minifter zur Ausführung, indem 
der Kongreß die Anklage erhebt und der Senat richtet. — Der König übt bie 
volle Exekutive, er bedarf aber eines befonderen Gefeges, um einen Theil des 
fpanifhen Gebiets abzırtreten, fremde Truppen zuzulaſſen, Offenfiv » Bünbniffe 
Handelöverträge und folche, die da8 Land zu Subfidien verpflichten, abzuſchließen 
und der Krone zu entjagen. Die Beftimmung, daß er nur mit Genehmigung ver 
Cortes ſich aus dem Reich entfernen darf, ift befeitigt. Der König wirb, ehe er 
fih verheirathet, die Cortes davon in Kenntniß feßen und ihnen die Heirathöver- 
träge zur Genehmigung vorlegen. Dasfelbe gilt vom Thronerben. Weder ber 
König noch der Thronerbe fünnen eine Ehe mit einer Perfon eingehen, melde 
dur das Geſetz von der Thronfolge ausgeichloffen ift. (Diefe Beftimmung wurde 
dur die Beſorgniß hervorgerufen, daß es verfaffungsfeindlihen Einflüffen ge 
lingen könne, eine Heirath der Königin mit einem Sohn des Don Carlos zu 
Etande zu Bringen.) Die Eivillifte wird von den Cortes zu Anfang jeder Regierung 
feftgeftellt. — Zur Thronfolge find die Frauen neben den Männern berechtigt, 
bo geht in vemfelben Grade der Berwandtichaft der Mann ber Frau vor. Sollten 
alle berechtigten Linien ausfterben, „fo wird ein Geſetz neue Berufungen feftftellen, 
wie e8 der Nation am beften paßt." Der König wird mit vierzehn Jahren voll: 
jährig. — Die Eortes fegen jährlihd auf Antrag des Königs bie bewaffnete 
Macht feft. Ebenſo werden die Steuern jährlich bewilligt. — Die Kolonien ftehen 
unter befonderen Gefegen. — Die Nationalmiliz und die im Eingang der Ber- 
fafjung von 1837 erwähnte Bolfsfonveränetät ift geftrichen. 

"Die Öefepgebung der Jahre 1845 und 1846 war der Ausorud eines ber 
Gefammtlage Spaniens entfprehenden Kompromiffes unter den einander gegenüber 
ftehenden verfaffungsmäßigen Parteien. Hatten flch die Progreffiften von der Theil« 
nahme an ihr fern gehalten, fo erkannten fie doch bald die Nothwendigkeit, fie 
anzuerkennen und fi auf ihrem Grund ‚wieder an dem parlamentarifhen Leben 
zu betheiligen. Die Moderabos aber, aus deren Händen das Werk ber geſetzlichen 
Ausgleihung der Gegenfäge und des vorläufigen Abfchluffes der Berfaffungstämpfe 
hervorgegangen war, behaupteten fi eine Reihe von Jahren hindurch im Befige 
der Gewalt und ſchufen auch eine gewiffe Dauerhaftigkeit der politifchen Praris. 
Die neuen Geſetze konnten Wurzel fchlagen, die Finanzen befferten ſich, die Unter: 
vihtsanftalten begannen eine ernfte Thätigfeit, das Heer wurde aus ber umbe- 
fhreiblichen Verwirrung zu Disciplin und Leiftungsfähigkeit zurüdgeführt und das 
Bolt begann nad einer Unterbrehung von mehr als fünfzig Jahren fih allmälig 
wieder den gefunden Aufgaben des Aderbaues und Gewerbes zuzuwenden. Freilich 
vollzog ſich diefe Rückkehr zu normaleren Zuftänden nur fehr langfam und ftüd- 
weife. Denn wenn das fpanifche Staatsleben endlih im Großen und Ganzen eine 
gewiffe Bafis gefunden hatte, auf der es ſich ftetiger bewegte, fo fuhr ver leiven- 
ſchaftliche Ehrgeiz der Parteihefs und Generale, der Gegenſatz des franzöſiſchen 
und englifhen Einflufies und das Chaos am Hof fi) durchkreuzender Intriguen 
fort, die faum gewonnene Ordnung wieder und wieder zu erfhüttern. 1846 und 
und 1847 jagte ein Minifterium, ein Wechfel des VBerwaltungsperfonals, eine 
Auflöfung der Cortes die andere. Beſonders die Heirathsfrage übte damals einen 
verwirrenden Einfluß. Frankreich ſetzte zwar nicht die Vermählung der Königin 
mit einem franzöfiihen Prinzen, wohl aber die der Schwefter ter Königin, Dona 
Luiſa mit Lonis Philipp’s jüngftem Sohn, dem Herzoge von Montpenfier burch, 
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während die Königin am vemfelben Tage, dem 10. Oktober 1846, ihrem Vetter, 
"Don Francisco de Affifi, die Hand reichte. England meinte barin einen 
Brud des mit Frankreich getroffenen Ablommens erbliden zu dürfen, proteftirte 
gegen bie Heirath der Infantin Luiſa und erflärte, die aus diefer Ehe geborenen 
Kinder nicht anerkennen zu wollen, Die Brogreffiften, die von Pacheco geführte 
Sraftion der Moderados, die fogenannten Puritanos, und- die jegt von D. Carlos’ 
älteftem Sohne, dem Grafen von Montemolin geführten Earliften benugten 
die Haltung Englands, um ihrer Oppoſition Nachdruck zu geben; in Catalonien 
erheben die Garliften unter Tristan von Neuem bie Waffen. Zu biefen 
Wirren gefellten ſich die wibrigften Berhältniffe am Hofe. Die Königin Chriftine, 
welche 1844 nah Madrid zurücdgefehrt war, jest in legitimirter Ehe mit dem 
zum Herzog von Rianzares erhobenen Leibgarbiften Munoz, trieb ihre ehrgeizige 
und babgierige Politit für fih um die Wette- mit ihrem Gemahl. Die junge 
Königin Iſabella aber fühlte fih von ihrem geiftig und förperlic gleich beſcheiden 
begabten Ehemann wenig befriedigt, erwedte den Verdacht, dem ſchönen General 
Serrauo ungebührlihen Einfluß zu gönnen und überließ ſich auch äußerlich einem 
wenig angemeffenen Lebenswanbel. Gleich das erfte Jahr ver Ehe führte zum 
aͤrgerlichſten Skandal, zu einer thatfächliden Scheidung, indem ber König im 
Pardo refidirte, während die Königin im herkömmlichen Wechfel in den Schlöffern 
zu Madrid, Aranjuez und San Ildefonſo de la Granja wohnte. Wie Frau und Mann 
waren auch Mutter und Tochter durch Feindſchaft getrennt; bald wurde von ber 
beabfichtigten Auflöfung der jungen Ehe, bald von dem Plane geredet, Iſabella 
für regierungsunfähig erklären zu laffen. 

Erft mit dem 4. Oktober 1847 trat eine Regierung auf, welche bie Fähig- 
feit bejaß, dieſe häßlichen Hoffabalen wenigftens in den Hintergrund zu drängen, 
die Garliften Fräftig niederzuwerfen und durch eine ehrlich Fonftitutionelle und ver- 
föhnlihe Verwaltung dem Lande wahre Ruhe zu geben. General Narvaez, 
1845 zum Öranden und Herzog von Valencia erhoben, hatte in ven Jahren 
1844 bis 1846 zweimal an der Spite der Geſchäfte geftanden, aber, indem er 
feiner foldatifch heftigen Natur zu fehr die Zügel ſchießen ließ, feine dauernde 
Gewalt erlangen können. Ganz anders trat er auf, als er im Herbft 1847 das 
Ruber ergriff. Indem er ein wirklich parlamentarifches Kabinet bildete, die Ver— 
waltung im gefeglihe Bahnen leitete, feinen Gegnern, fogar Espartero, vertiauend- 
vol entgegen fam, gewann er die Kraft, die Früchte der Moderadopolitik zu 
ernbten. Preilih konnte er Faum fünf Monate ungeftört in biefer Richtung are 
beiten, da die Parifer Februarrevolution auch Spanten in ven Kreis ihrer Er- 
ſchütterungen 309; aber eben diefer großen Gefahr gegenüber bewährte er eine 
ſolche weiſe Entſchloſſenheit und Feſtigkeit, daß fein Regiment ftatt geſchwächt zu 
werben, fih die aufrichtige Anerkennung aller konftitutionelen Barteien erwarb, 
Die wiederholten Aufftandsverfuhe des Radikalismus in Madrid und einigen 
anderen Städten ſchlug er mit feltener Bravour in wenigen Stunden nieber, 
zertrat ebenfo energifh die noch einmal fi) erhebende carliftiiche Rebellion, nahm 
an England für die thörichte und beleivigende Einmiſchung in vie fpanifchen 
Parteihändel duch die Ausweifung des Gefandten Sir Henry Bulwer glänzende 
Satisfaktion und gab Spanien für das daraus hervorgehende Zerwürfniß einen 
reihlihen Erfag in der Herftellung bes biplomatifhen Verkehrs mit Defterreich 
und Preußen und der beften Beziehungen zur franzöfifhen Republik. Im Juni 
1849 wurde diefer Politit das Siegel aufgebrüdt durch den Erlaß einer allge 
meinen ausnahmslofen Amneftie. Das Dekret vom 9. Juni konnte mit berechtigtem 
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Stolz fagen, daß in einer zeit, wo in den meiften Staaten des Feſtlandes 
anarchiſche Zuftände der Nevolution oder Eontrerevolution herrſchten, die Königin 
von Spanien in der Page jet Europa den Beweis zu geben, daß ihr Thron feft- 
ftehe auf der Anhänglichkeit der Nation. Als an demfelben Tage Cortina, einer 
ber Führer ber Progreffiften, an Narvaez die frage richtete, ob das Dekret wirk« 
lich allen Spaniern ohne irgend eine Ausnahme das Thor öffne, und der Minifter- 
präfident unter dem ftürmifchen Beifall des Kongrefies und der Tribünen das 
feierlid und nachdrücklich bejahte, ermwiderte das Haupt ber Progreffiften mit der 
Betheuerung, daß von diefem Augenblide an lediglich die parlamentarifche Debatte 
über politifche Fragen entfcheiden folle. Und wie nach links, fo wirkte die Maf- 
regel auch nad rechts: viele der beveutenpften Generale und Anhänger des Don 
Carlos fehrten nah Spanien zurüd und unterwarfen fih der konftitutionellen 
Ordnung; der radikale Umfturz und vie abfolutiftifche Reaktion war mit vemfelben 
Streihe zu Boden geworfen. Unter dem Eindrud diefer wahrhaften Ausſöhnung 
der Parteien gelang ed Mon, ver wieber bie Finanzen leitete, eine für das bko— 
nomiſche Leben Spanien höchſt wichtige Mafregel durdzuführen, an ver er früher 
vergebens gearbeitet hatte, eine Reform des Zolltarifes, welche an vie Stelle tes 
jeit 1825. gauz finnlos gewordenen Prohibitivſyſtems Schußzölle feste, Der nene 
Tarif entſprach zwar nicht einmal den Anfprühen ber damaligen Weitlage, ent« 
hielt aber im Vergleich mit dem bisher beftehenven einen fo großen Fortjcritt, 
daß fid) der fpanifche Handel von 840 Millionen Nealen, dem Werth ver Ein- 
und Ausfuhr im Jahre 1849, auf 2267 Millionen im Jahre 1855 bob. 
Spanien ſchien endlih einer ruhigen gebeihlichen Entwidelung mit fiherem 
Schritt entgegenzugehen. Aber wenn es die Stürme der europäifhen Revolution 
glücklich abgefchlagen hatte, fo gelang ihm nicht der gleiche Widerſtand gegen das 
Andringen der reaftionären Strömung. Mit dem Jahre 1851 erhob nad langer 
Zeit zum erften Male wiever eine ultramontansabfolutiftifhe Partei bedrohlich ihr 
Haupt, deren auf Umfturz der Berfaffung gerichtetes Streben fowohl bei der 
Königin Iſabella und ihrem Gemahl, als auch in dem Palais der Königin 
Chriftine die beflagenswerthefte Unterftügung fand und von der über das Feftlant 
fih ausbreitenden übermüthigen Contrerevolution die ftärkften Impulfe und Er— 
muthigungen erhielt. Bergebens fchaarten ſich Moderados und Progreffiften mit 
überrafhender Einigkeit um das Banner der Verfaffung, vergebens warnte Nar« 
vaez in den bringendften Borftellungen die unerfahrene Königin vor dem Ab— 
grunde, dem fie ihr Haus und das Vaterland entgegenführe, vergebens warnte bie 
unter den Abfolutiften felber ausbrehende Zwietradht, der ungeheuren Mehrheit 
der Nation gegenüber fich nicht auf eine fo ſchwache und von den fdhlechteften 
Leidenſchaften zerriffene Partei zu fügen: ber Hof jagte dem Phantom eines 
theofratifhen Abfolntismus mit verhängten Zügeln nah, und da die fonftitutio- 
nellen Parteien, troß der fchamlofeften Anwendung jeber Art von Gewalt und 
Korruption, es unmöglid machten, die Zuftimmung der Cortes für die Beſei— 
tigung der Verfaſſung zu erlangen, fo ging man breift auf den Staatsſtreich Los, 
In diefem Augenblide (Juli 1854) erhob aber General D’Donnell die Fahne 
des bewaffneten Widerſtandes und in Kurzem lag nicht nur das reattionäre Mi- 
nifterium, fondern die monardhifche Autorität felber Häglih am Boden. Der blinde 
Eifer der Royaliften hatte pas Land aus dem glüdlichen Geleife allmäligen ort 
ſchrittes herausgeriffen, um abfolutiftifche und hierarchiſche Phantafien zu verwirk- 
lien, Spanien an die Spige einer großen univerfalen Gegenbewegung, wie unter 
Philipp TI. zu ftellen: ftatt deſſen erhob der Ächte demokratiſche und focialiftifche 
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Radikalismus zum erften Male fiegreich fein Haupt in Spanien. Drei Jahre lang 
hatte Hof und Klerus die Verfafjung fo erfolgreich untergraben, daß vie Barri- 
fadenfämpfer von Madrid und Zaragoza fie in rafhem Anlauf über den Haufen 
werfen konnten, Die Königin hatte machtloſe Scheincortes gewünfcht, die lediglich 
die Gehäffigfeit des Regiments theilen follten, in nichts feiner Willtühr ftenern 
fünnten: ftatt defien befam fie fonftituirende Cortes, welche die Monarchie felbft 
in Frage ftellten und von ihr nichts als einen wejenlofen Schein übrig ließen und 
in allen Stüden das demokratiſche Dogma mit einer für Spanien erftaunlichen 
Schärfe durchführten. Und wenn dann dieſes Ertrem fo wenig auf die Dauer 
ſich behaupten fonnte, wie die vorausgegangene Reaktion und im Sommer 1856 
D’Donnel die monardifhe Ordnung herftellte und neuen Experimenten einer 
retrograden DVerfaffungsrevifion den Weg bahnte, fo ging doch, abgefehen von der 
traurigen Unterbrehung des fo boffnungsreihen Entwidlungsganges der Jahre 
1847 bis 1851, die Monarchie keineswegs ungejhädigt aus ihren gewiffenlofen 
Konfpirationen gegen die befhworene Berfafjung hervor. Die Erinnerung an bie 
Umfturzverfuhe von 1851 bis 1854 läßt den zuverſichtlichen Glauben an die 
Berfaflungstreue der Dynaftie nicht auflommen und giebt den ertremen Parteien 
rechts wie linfs den Muth und gewiffermaßen vie Berechtigung, fi immer von 
Neuem zu regen. 

Die radikale Verfaffung, welche bie fonftituirenden Cortes 1854 bis 1856 
unter Espartero's zweiter Verwaltung beriethen, wurde nicht ‚einmal verfündigt 
und das von der Julirevolution befeitigte Grundgejeg vom 23. Mai 1845 von 
D’Donnell, der an Espartero’3 Stelle getreten war, durch Dekret vom 15. Sept. 
1856 bergeftellt. Es mwährte aber nicht lange, daß fih D’Donnell mit feiner 
gemäßigt liberalen und über den alten Parteien ftehenden Politit behauptete; ſchan 
am 12. Oktober mußte er dem Herzog von Balencia, General Narvaez, Platz 
machen. Leider kehrte der berühmte Staatsmann nicht mit derfelben Gefinnung 
und Kraft an die Spite der Gefhäfte zurüd, mit der er zulegt die Regierung 
geführt hatte, Er felber war durch die radikalen Exceſſe der legten Jahre in’s 
Schwanfen gebraht und die Moderadopartei hatte zuerfi in ven abfolutifchen 
Erperimenten ber erften fünfziger Jahre und dann in den Prüfungen der Revo— 
Intionszeit Halt und Uebereinftimmung eingebüßt; ein großer Theil ihrer frifheften 
Kämpfer war nad links gerüdt und ftatt deren hatte ſich eine Partie reaktionärer, 
eigentlich verfaffungsfeinpliher Männer ihr angefchloffen. Diefe letteren waren 
es, weldhe 1857 mehr und mehr das Uebergewidht erlangten. Sie bradten von 
Neuem die Berfaflungsrevifion auf's Tapet, ald ob die konfervative Schwäche ber 
Berfaffung und nicht im Gegentheil die thörichten Angriffe der Abfolutiften auf 
die Verfaffung zur Revolution von 1854 geführt hätte, Was fie in biefem Stüd 
erreichten, war jedoch ziemlich unbedeutend, nur gerade genug, um bie fonftitu- 
tionelle Bafis ver Monarchie zu erfchüttern, das Staatsleben in fteter Unſicher— 
heit zu erhalten. Die Berfafjungsreform vom 17, Juli 1857 beftimmte einmal, 
daß die Gefhäftsorbnung ber beiden gefeßgebenven Körper durch ein Gefeg feftge 
ftellt, d. h. durch den Einfluß der Krone und ver Regierung fo eingerichtet werben 
folle, daß die parlamentarifhe Kraft möglichſt gelähmt werbe. Sodann wurde ber 
Senat umgeftaltet. Derfelbe fol in Zukunft beftehen aus den 2d-jährigen Söhnen 
des Königs und des Thronerben, aus den Erzbifhöfen und dem Patriarden von 
Indien, aus ven Öenerallapitänen ver Armee und Flotte, aus den Granden, 
welche nicht einer fremden Macht unterthänig find und eine Rente von 200,000 
Realen aus Grunbbefig genießen und aus einer unbegrenzten Zahl vom Könige 
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ernannter Mitglieder. Diefe Ernennung wird dann aber auf gewiſſe Kategorien 
und ein gewifies Bermögensmaß beſchränkt. Das Wichtigfte war die Beftimmung, 
vaß die Granden, um die fenatorifhe Würde in ihren Familien zu befeftigen, bie 
Befugniß haben follen, ihre Güter in Majorate zu verwandeln nah Maßgabe 
eines zu erlaffenden Specialgefeges. Diefe Berfaffungsreform entfpradh den Wünfchen 
der damals im Minifterium bominirenden Perfonen feineswegs; fie hätten in ven 
reaftionären Radikalismus von 1852 einlenfen mögen. Da vie Umftänve ihnen 
das unmöglid machten, entſchädigten fie fi durd den äußerften Terrorismus in 
der Praris. Der Minifter des Innern, Don Candido Nocedal, das Haupt 
der Ultramontanen , der fogenannten Neocatölicos, ver Urheber des drakoniſchen 
Preßgefeges vom 13. Inli 1857, wüthete förmlich gegen Alles, was aud nur 
ven Schein des Liberalismus trug. Aber nit einmal ein Jahr konnte das fo 
zufammengefegte und fo verfahrende Minifterium Narvaez fi behaupten. Schon 
am 10, ober 1857 mußte es einer verſöhnlicheren Regierung weichen und als 
biefe im Januar 1858 den retrograven Madinationen des Königs erlag, trat die 
Impotenz der alten Moderados fo grell hervor, daß die Königin am 30. Juni 
General D’Donnell die Bildung eines liberalen Minifteriums übertragen 
mußte. 

Hiermit treten wir in bie neuefte Phafe des jpunifchen Lebens ein, melde 
mit der angenblidlichen Gegenwart unzertrennlih zufammenhängt und von ver 
Zufunft ihren Abfhluß erwartet. Ueber Werth und Bereutung derſelben kann 
daher heute noch fein Urtheil abgegeben werben. Nur fo viel läßt fich ſchon jest 
fagen, daß mit dem Augenblid der Berufung D’Donnell’S die fpanifchen Ver» 
hältnifje eine vielfach neue Geftalt annahmen. Die Nation war des ewigen Partei- 
haders und ber ftürmifhen Kämpfe, aus denen fchlieflih immer nur Perjonen 
Vortheil zogen, des ftarren Gegenfages der Principien, die zu oft doch nur 
dienen mußten, um ben plumpften Egoismus zu verkleiden, eınftlih überbrüffig. 
Die zahllofen Fraktionen, in melde die großen Parteien allmählich - zerbrödelt 
waren, hatten feit zwanzig Jahren im bunteften Wechfel einander verdrängt, mit- 
einander die verjchiebenartigften Bündniffe eingegangen und jede denkbare Kom- 
bination ausprobirt, und das Volk hatte unter dieſer athemlofen Jagd ver polis 
tiſchen Leidenfhaften immer ziemlich dasſelbe erfahren, ob nun Moderados von 
biefer oder jener Farbe oder Progreififten, oder Puritanos, oder Polacos an der 
Spige ftanden, es hatte immer unter verfelben Bernadläffigung feiner wefentlichften 
Interefien, unter derſelben demoralifirenden Ausbeutung der Staatsmittel für per- 
ſönliche Zwede, unter derſelben Willführ und Unfähigkeit ver Verwaltung gelitten, 
Eine einzige Ausnahme von diefer traurigen Regel hatten die Moderados unter 
Narvaez von 1845 bis 1851 gemacht, aber ein großer Theil diefer Partei hatte 
gleih in den nächſten Jahren alle früheren Verdienſte ausgelöfht, ein anderer 
dur die reaftionären Ercefje von 1857 ſich unmöglich gemadt. So trat an vie 
Stelle ver Parteileivenfhaft mehr und mehr eine tiefe Abneigung gegen politifche 
Grundfäge und Gegenfäge und nachdem bie Nation feit 1808 eigentlich nur noch 
politifch gehandelt und gelitten, alle ötonomifchen und wiſſenſchaftlichen Interefen 
zur Seite gefhoben hatte, bradte eine natürliche Reaktion den Sinn für bie 
nädhftliegenden Aufgaben eines Bolfes wieder zur Herrihaft. Man wollte Rube 
haben und in Ruhe den von der Freiheit gejchaffenen Boden bürgerlicher Thätig— 
feit endlich anfangen zu beftellen. Aus dem allgemeinen Banferott, ter in bem 
fiebenjährigen Bürgerkrieg vollftändig wurbe, hatte die Gefammtheit und hatten 
die Einzelnen eine Rettung gefucht in politifhen Experimenten. Da vie verfchier 
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denften Verſuche nicht zum Ziele geführt hatten, befann man fih, daß es nur 
ein Mittel giebt, einen zerrütteten Hausftand herzuftellen, Fleiß und Sorgfalt 
aller Hausgenofjen. Alle äußeren Hinderniffe des Wohlftaudes, die verberbliche 
Steuergefeßgebung, die feffelnden Zölle, ber ungeheure Befig der todten Hand, 
die Privilegien aller Art waren gefallen, aber ver freie Verkehr, das freie Ge— 
werbe, ver freie Boden hatte die müffigen Hände doch nicht gefüllt. Diefe Selbft: 
erfenntniß wurbe durch die häufigeren Berührungen mit dem Ausland nur geförbert. 
Wie nahm fi die fpanifhe Induſtrie auf den Weltausftellungen in London und 
Paris aus! Welche Beobachtungon machten Spanier auf den großen wiſſenſchaft— 
lihen Kongrefjen über den Yortfchritt anderer Länder, über den Nüdftand ver 
Heimath und über bie allgemeine Geringfhägung verjelben bei anderen Völkern! 

Das Minifterium D’Donnel war nur der Ausdruck tiefer veränderten 
Stimmungen und Richtungen des jpanifhen Volkes. Statt ver Parteinusjchließ- 
licfeit nahm es die larefte Berfühnlichkeit zur Baſis, ftatt der politifhen Fragen 
ſchob es vie materiellen Intereffen in ven Vordergrund, ftatt der Parteitendenzen 
nationale Beftrebungen. Die „liberale Union”, mit weldem Namen man vie- 
jenigen bezeichnete, melde ſich dieſem Minifterium jo zu fagen als Partei an- 
fhloffen, beftand aus den bunteften Elementen aller Parteien, fle war eigentlid) 
eine Negation nicht nur des Parteibegriffs, fontern auch des politifhen Grund— 
fages. Dan begreift, daß die ſpaniſche Politik, indem fie jo abermals aus einem 
Ertrem in das andere überfchlug, aus übertriebenem PBarteimefen in übertriebene 
Parteilofigkeit, keineswegs eine geſunde Baſis gewann, aber die einzig mögliche. 
Und wenn die fünf Jahre der Herrfchaft der „liberalen Union” unter dem Mini» 
ftertum O'Donnell Anlaß zu den gewichtigften Ausftellungen geben, fo haben fie 
nichts deftoweniger eine wichtige Epoche eröffnet, indem fie die Nation zu einer 
natürlichen, normalen Thätigkeit zurüdführten, ihr einen nie gefannten Reichthum 
an Berfehrömitteln fchafften und überhaupt den Quellen des Nationalvermögens 
eine Sorgfalt widmeten, wie in Spanien nod nie gefhehen war. Und ebenfo 
wichtig als biefes, ift das andere, daß bie Spanier ſich von der Möglichkeit üder- 
zeugt haben, faft fünf Jahre unter demfelben Minifterium, mit denſelben Cortes, 
ohne bewaffnete Aufftände, ja ohne leidenſchaftliche Agitation zu eriftiren. Und 
biefe Zeit der politifchen Ruhe, des ökonomiſchen und geiftigen Fortfchrittes brachte 
zugleich der Weltftelung Spaniens neuen Glanz. Zum erften Male feit Genera- 
tionen führte D’Donnel in dem maroffanifhen Kriege 1859 ein fpanifches Heer 
fiegreihh gegen einen auswärtigen Feind, zum erften Male feit Philipp II. gewann 
Spanien durch den Wiederanfhluß der Infel Santo Domingo eine Gebietserwei- 
terung. 

Dieſen großen Verdienſten ſtanden freilich zahlreiche Mißgriffe und Mängel 
zur Seite. Trotz alles Wandels war vom Kern der ſpaniſchen Politik eben doch 
noch ſehr viel geblieben. Der Mißbrauch der Gewalt, die Willkür der Verwal— 
tung, bie maßlofe Proteftion der Freunde fonnte dieſem Miniftertum vorgeworfen 
werden wie allen andern. Auch die bigotte Stupibität des Hofes war biefelbe wie 
fonft, und an den widrigften Kabalen litt die Refivenz fo wenig Mangel als je. Was 
die Förderung ber materiellen Interefien angeht, fo leiftete fie zwar Großes, aber 
überwiegend mit unftatthaften Mitteln. Eine Regierung, die ſich zwei Milliarden 
für Subvention von Eifenbahnen, für den Bau von Straßen und Häfen, von 
Schiffen und Leuchtthürmen bemilligen läßt aus dem Verkauf der Grundſtücke nicht 
allein der Kirche und der frommen Stiftungen, fondern aud) der Gemeinden und 
Schulen, eine folde Regierung kann freilich rafch allerlei herftellen, aber der Grund, 
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auf dem fie baut, ift ſchwankend. So haben denn auch die materiellen Refultate 
dem gewaltigen Aufwand Feineswegs entſprochen. Die Einnahmen find nicht mit 
Berhältnig mit den Ausgaben geftiegen, die gewaltigen Anlagen ventiren nicht, 
wie fie follten und im Augenblick (14. September 1864) befinden fi die jpa- 
nifhen Finanzen in einer Bedrängniß wie lange nicht. 

Über diefe neueften Nöthe find nicht die Schuld der liberalen Union und 
und des Minifteriums D’Donnell. Am 2. März 1863 trat der Herzog von Tetuan 
(diefe Würde hatten dem Minifterpräfidenten die maroffapifhen Siege eingebradt) 
zurüd und feitvem verfudten die alten Leivenfchaften wieder bie verlorene Herr-” 
Schaft zu gewinnen. Durd das farb- und programmlofe und völlig impotente 
Minifterium Miraflores wurde rafch vie größte Verwirrung über das ganze Yand 
verbreitet, und als am 18. Januar 1864 das Minifterium Arrazola vor bie 
Eortes trat, mußte man gar einen Rüdfall in vie reaftionären Experimente von 
1852 und 1857 beforgen. Diejer Gefahr warf fi dann freilich die öffentliche 
Meinung in all ihren Organen, in Gortes, Prefie und Börfe mit gefammelter 
Energie entgegen, nöthigte das Minifterium Arrazola bereits Ende Februar zum 
Rückzug und begrüßte D. Alejandro Mon am 1. März als Präfivent eines 
KRabinets, das in die gemeinnügige Wirkſamkeit ver „liberalen Union“ einzulenten 
verhieß, ohne ihre politifhe Nulität zu theilen. In ver That erledigte die Energie 
Mon’s in wenigen Monaten, woran O'Donnell fünf Jahre vergebens gearbeitet 
hatte, Die Verfaſſungsreform von 1857, melde nichts bewirkt hatte, als eine Er- 
jbütterung der Konftitution von 1845, wurbe auf Antrag der Regierung bereits 
Mitte April vom Kongreß und dann aud vom Senat mit großer Majorität be 
feitigt und fo das Grundgeſetz am 23. Mai 1845 in feiner Integrität bergeftellt. 
Bald varauf fiel das Preßgefeg Nozedal und das neue Prefgefeg vom 29. Juni 
gab wenigftens in vielen wefentlihen Punkten ver öffentlichen Debatte eine ganz 
andere Treiheit, ald das vom 13. Juli 1857. ine weitere Vorlage des Mini- 
fteriums über vie Beftrafung der Wahlvergehen bewies jedenfalls den guten 
Willen, ver heillofen Korruption, welche ſich bei jeder Wahl breit madt, einen 
Damm zu ziehen, wenn aud ſicher mit folden Nepreffionen die Quelle des Uebels 
nicht verftopft werben fann. Endlich verhieß ein Geſetzentwurf über Reform ver 
Gemeindeverfaffung dem Municipalleben eine größere Gelbftändigfeit von ber 
Regierung zu verleihen. Aber alle dieſe Leiftungen haben ſich leider unfruchtbar 
erwiefen. Die Zukunft, welche ſich im April jo Mar und hell zu entfalten jchien, 
ift heute wieder düfter verhält. Man redet wieder von Komplotten, von geführ- 
lien Aufftänven, die da und dort beabfihtigt fein ſellen. Etatt daß das Geſetz 
vom 29. Juni der Prefie eine Erleichterung hätte fchaffen follen, ift fie jeit dem 
Juli den brutalften Gewaltmaßregeln ausgefegt, und wenn biefes Minifterium 
dazu kömmt, Gorteswahlen vornehmen zu laſſen, fo fürdten Biele, daß man ſich, 
troß. des Gefeges gegen Wahlvergehen, auf einen jo maßlofen Mißbrauch ber 
Regierungsgewalt gefaßt machen müfje, wie ihn Spanien lange nit mehr er- 
(ebt bat. 5) 

Worin die Urfahen diefes traurigen Rüdfalls liegen, vermag ich nicht zu 
jagen. Die Perfönlichkeiten des Minifterpräfidenten Mon, des Minijters des Aus- 
wärtigen, Pacheco, und des Minifters des Innern, Canovas del Gaftillo 
erklären ihn in feiner Weiſe; denn viefe Männer gehören zu den begabteften und 


5) Nach den neueften Berichten bat das Minifterium Mon am 14. September 1864 der 
Königin fein Entlaffungsgefuh überreicht. 
Bluntſchti un Brater, Deutides Staats-Mörterluß, IX. 38 
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geachtetften Staatsmännern des heutigen Spanien und fie wurben bei ihrem Re- 
gierungsantritt mit dem größten Beifall begrüßt. Vermuthlich ftoßen fie wie alle 
ihre Vorgänger bei Hofe auf allerlei Schwierigkeiten. Dan redet neuerdings viel 
von dem Streben, die feit 1854 abermals aus Spanien entfernte Königin Chri- 
fine nah Madrid zurüdzuholen und tie Progreffiften, die ein fehr lebhaftes 
Berlangen nach der Negierungsgewalt zu hegen fcheinen, find offenbar mit biefem 
Streben in der einen oder anderen Weife verfnüpft. Sie haben im vorigen Jahre 
einmal wieder den unverzeihlihen Mißgriff begangen, fi von den Corteswahlen 
"auszuschließen, weil das Minifterium Miraflores nur die Stimmberehtigten zu 
den Wahlverfammlungen zulaffen wollte; fie ftehen in Folge deſſen außerhalb des 
legalen Einfluffes und find alfo um fo mehr verſucht, ihre Rechnung auf illegale 
Operationen zu ftügen. Dazu fümmt, daß bie Wiebererwerbung Domingo’s 
Spanien ein bitterer Gewinn geworben ift. Zuerft erfüllte dieſe Ausdehnung feiner 
amerilanifhen Befigungen feine ehemaligen Pflanzlande in Mittel- und Süd— 
amerifa mit lebhaften Argwohn, daß Spanien, wie allerdings während des ma- 
roktaniſchen Kriegs in der Preffe der Halbinfel mehr als einmal ausgefprodhen 
war, auf Herftellung feiner alten amerifanifhen Herrſchaft finne, woraus fich 
zahlreiche verbrießliche Konflifte mit den fübamerifanifhen Republifen, namentlidy 
mit Peru ergaben. Sodann erhob ſich die unruhige Bevölkerung der Infel im 
Sommer 1863 zu einem Aufftande, der unter der ſchwachen Berwaltung des 
Minifteriums Miraflores raſch zu einem gefährliden Brande anwuchs und feit 
vorigem Herbft ganz unverhältnigmäßige Kräfte abforbirt. Viele Taufende ſpaniſcher 
Soldaten find bereitd den Krankheiten und dem Mangel erlegen, Hunderte von 
Millionen find fruchtlos geopfert und mit jeder Woche wird es deutlicher, daß 
diefem verberblichen Kriege nur durch eine Maßregel ein Ende gemadht werben 
ann, durch die Preisgebung der Infel, wozu fih der fpanifche Stolz nicht ent= 
fchließen Tann. Und als wenn diefe Verwicklung nicht genügte, hat die vom Min- 
fterium Arrazola vollzogene Sendung eines anferorpentlihen Kommifjärd nach 
Lima, um von ber peruanifchen Regierung Genugthuung für die angeblih ftraflos 
— Ermordung ſpaniſcher Anſiedler zu fordern, im April durch die taftlofe 

eidenſchaftlichkeit des dazu auserſehenen Diplomaten und des im ſtillen Meere 
ſtationirten Admirals Pinzon zu einem Konflikt mit den ſüdamerikaniſchen Repu— 
bliken geführt, den die Umſicht Pacheco's bis jetzt nicht beizulegen vermocht hat. 
Denn die Erklärung, welche dieſer als Miniſter des Auswärtigen in der Sitzung 
des Senats vom 21. Juni abgab und worin er, was früher nie ein ſpaniſcher 
Miniſter über ſich vermocht, unumwunden ausſprach, daß Spanien auf ſeine 
ehemaligen Kolonien nie irgend welchen Anſpruch erheben werde und mit ihnen 
in keinerlei anderem Verhältniß zu leben wünſche, als mit jedem andern fremden 
Staat — dieſe höchſt wichtige Erklärung vermochte doch die thatſächlich vor— 
liegende Streitigkeit nicht zu ſchlichten. 

Ale dieſe Verwicklungen haben vie Lage des Miniſteriuns Mon in den 
legten Monaten zu einer recht ſchwierigen gemacht. Der Krieg auf Domingo frißt 
ungeheure Summen und hat bie bereits im vorigen Winter drüdende Finanzver- 
legenheit auf einen höchſt empfindlichen Grad gefteigert. Ende Juli war die ſchwe— 
bende Schuld auf die enorme Summe von 1656 Millionen Realen angewachſen. 
Die fpanifche Bank wußte gegen den Andrang des Publifums, das fi zur Ein- 
wehslung ber Scheine Stunden lang vor der Definung der Kaffen anfammelte, 
feinen Rath zu fchaffen. Anleiheverfuhe im Auslande fcheiterten. Der Geldmangel 
war fo groß, daß die Regierung an vielen Punkten die öffentlichen Arbeiten ein- 
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ſtellen mußte, obwohl eine erhebliche Steuererhöhung im Publikum die lauteſie 
Unzufriedenheit erwedt und in Balencia fogar zu Tumulten geführt hat. In Kata- 
lonien veranlafte die Stodung der Baunmolleninduftrie bevenflihde Symptome 
und bie basfifhen Provinzen waren in großer Bewegung gegen die in den Gortes 
mehrfach ausgeſprochene Abſicht, ihren Steuerprivilegien ein Ende zu machen. 

111. Statiftifches. Diejen teineswegs erfreulichen Ausfichten des Mo- 
ments muß man aber bie großen Thatſachen ber veränderten Gefammtlage ver 
Nation gegenüber ftellen, um zu einem richtigen Urtheile zu gelangen. Unter ver 
Scheinglorie der Habsburger fan die Bevölkerung Spaniens von etwa zehn 
Millionen auf weniger als ſechs; im vorigen Jahrhundert ftieg biefe Zahl unter 
dem Einfluß der Reformen und ber Überwiegend frieblichen Potiti wieder auf 
10,541,221 Köpfe im Jahre 1797. Seitdem haben vie Spanier gewiß eine 
Reihe fo ſchwerer Prüfungen durchgemacht, wie fein anderes europäifches Volk feit 
dem breißigjährigen Kriege, und nichts beftoweniger hat bie legte Zählung vom 
25. December 1860 eine Zunahme ver Bevölferung auf 15,673,536 Köpfe 
berausgeftellt. 6) Troß des furdtbar verheerenden napoleonifchen «Krieges, troß ber 
fterilen Regierung Ferdinand's, trog des fiebenjährigen blutigen Bürgerkriegs, 
trog all der unzähligen Ummälzungen und Erjhütterungen, troß Banferott und 
Noth jeder Art hat die Löfung der Fefjeln, welche früher das ſpaniſche Volk in 
feiner natärlihen Entwidlung bemmten, die Bevölferung fo anwachſen laffen. Zu 
jener Zahl der in dem europäifhen Spanien und auf ben dazu gerechneten 
balearifhen und canarifhen Infeln lebenden Menjhen kommt dann nody die Be- 
völterung der Kolonien, welde von Kuba 1861 auf 1,396,530, von Puerto— 
Rico 1860 auf 583,181, von den Philippinen Ende 1859 auf 4,429,631, von 
Domingo auf etwa 400,000 und endlich von den afrikaniſchen Befigungen auf 
etwas über 18,000 Seelen angegeben wurbe, was eine Gefammtbevölferung ver 
ipanifhen Reihe von etwa 22,500,000 Köpfen ergeben würde. 

Das europäifdhe Spanien und bie dazu gerechneten Infeln find gegenwärtig 
in 49 Provinzen eingetheilt, «welche wieder in 473 Kreife zerfallen. An ver 
Spige einer jeden Provinz fteht ein Civilgouverneur. Für die Gerechtigkeits— 
pflege find die 49 Provinzen in 15 Aubieneien eingetheilt, welche fich ihrerfeits 
wieder in 500 Gerichtöfprengel zerlegen. Die fpanifhe Kirche zählt 10 Metro: 
polen, 61 Diöcefen und 19,297 Pfarreien, die gefammte Geiftlichfeit beftand 
1860 aus 38,563 Perfonen; die 8 Möndsorden waren auf 41 Häufer mit 
719 Bewohnern rebucirt, ftatt der 60,000, die im Jahre 1830 gezählt wurben, 
während in 866 Nonnenklöftern noch 12,990 Nonnen lebten. Militäriſch ift 
Spanien in 14 Öeneralcapitanien eingetheilt und da8 Heer wurde durch den im 
Januar 1862 von ben Cortes acceptirten Plan auf 100,000 Mann feftgefegt. 
Die Marine, welde in den dreißiger Jahren fo gut wie verfhwunden war, 
zählte Anfang 1864 wieder 160 Schiffe, darunter 2 Linienfhiffe und 12 Fre- 
gatten. Die Handelsflotte beftand 1861 aus 1446 Segelſchiffen von 245,000 
Tonnen und 36 Dampfihiffen mit 12,035 Tonnen für weite Fahrt, und aus 
3293 Segeljhiffen von 101,000 Tonnen nebft 55 Dampfern von 8719 Tonnen 
für die Küftenfahrt. 

Eines der wefentlichften Hinderniffe der fpanifhen Kultur war zu allen Zeiten 
der Mangel an Kommunifationsmitteln, ber bei ber fehr ungünftigen 


6) Diefe und die folgenden Zahlen find den drei bie jept erfchienenen Bänden des amtlichen 
Anuario estadistico de Espana entnommen. 
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Zerrainbilonng, dem anferorbentli häufigen Wechſel von Berg und Thal und 
ber ſchroffen Formation der zahllofen Höhenzüge zwar jehr erklärlich, aber zugleich 
doppelt ſchädlich iſt. Bon allen Regierungen der neueren Zeit that einzig und 
allein das Miniftertum Floridablanca in den legten Jahren Karl’s III. etwas 
erhebliches für Straßenbauten, aber die Unruhe und Zerrüttung der. folgenden 
Generationen fette diefes Werk nicht nur nicht fort, fondern ließ auch die in den 
achtziger Jahren angelegten Wege wieder verfallen. Auch nad dem Ende des 
Bürgerkrieg wurde in der Zeit von 1840 bis 1855 auf den Straßenbau nur 
die geringfügige Summe von 131 Millionen Realen (nit ganz 9 Mill. Thaler) 
verwandt. Hier brachte erft das Minifterium D’Donnell einen wirklich kräftigen 
Impuls. In dem einzigen Jahre 1860 betrug der Aufwand für Straßenbau 88 
Millionen und mit diefen reihen Mitteln wurden in zwei Jahren 1110 Kilometer 
vollendet und 1718 Kilometer begonnen. Ende 1860 beſaß Spanien 9097 Kilo- 
meter Straßen erfter, 1550 Kilometer zweiter und 629 Kilometer dritter Klaffe, 
d.h. Staats, Provinzial- und PVicinalftraßen ftanden in Spanien in einem dem 
normalen genau entgegengefegten Verhältniß; für "den Verkehr im Großen war 
beffer geforgt, als für ven Verkehr im Kleinen, den man fid) fo ziemlich felber 
überließ. Noch frappanter werden dieſe Ziffern, wenn man die Eifenbahnen hinzu- 
nimmt. 1863 befanden fi 3569 Kilometer Eifenbahnen im Betrieb, von denen 
2716 feit 1859 dem Publiftum übergeben waren, aljo faft doppelt fo viel Eifen- 
bahnen als Provinzial- und PVicinalftraßen! Aber wenn biefer abnorme Entwid- 
lungsgang zunächſt große materielle Schwierigkeiten mit fich bringt, fo ergiebt er 
auf der andern Seite ebenfo große moralifhe Vortheile. Die Hauptquelle des 
Zuricbleibens der fpanifhen Kultur entvedten wir in der Jfolirung des Landes 
von dem europäifchen Gejammtleben, in ber ftarren Abſchließung gegen fremde 
Einflüffe. Die geographifche Lage am äußerſten Ende bes Erdtheils und die 
Scheidung von Frankreich durd) die nur an den beiden Endpunkten für den großen 
Verkehr überfchreitbaren Pyrenäen war die natürliche Urfache dieſes ſchroffen Gegen- 
jages gegen die europäiſche Civilifation; die möglichft innige Verbindung mit ber 
enropäifhen Welt mußte deshalb die dringendfte Aufgabe für eine richtige ſpaniſche 
Politik fein, d. b. der Bau großer DVerbindungsftraßen von dem Centrum bes 
Landes nad) den Häfen, nad Cadiz, Malaga, Cartagena, Valencia, Barcelona, 
San Sebaftian, Bilbao, Santander, Coruna und nad den beiden Pyrenäenpäſſen, 
welche aus Gatalonien nad Perpignan und aus ven basfifchen Landen nad 
Bayonne führen. Darin ftimmten die einfihtigen Staatsmänner des vorigen und 
diefes Jahrhunderts volllommen überein: vor Allem ftrebten fie, dem Lande bie 
Wege zu ſchaffen, auf denen der Verkehr das Meer und die Pyrenäen erreichen 
fönne. Und in diefer Beziehung find vie Eijenbahnbauten nahe daran das Ziel zu 
erreichen. Seit dem 15. Auguft 1864 verbindet der Schienenweg ununterbroden 
Madrid über Bayonne mit Franfreihd und dem ganzen übrigen Feſtland; die 
Reife von der fpanifchen nah der franzöfifchen Hauptftadt, für welche bie Kouriere 
Napoleons bei der Außerften Bejchleunigung fieben bis acht Tage braudten, wird 
heute in dreißig Stunden gemadt. In Kurzem wird die Eifenbahn von Madrid über 
Barcelona und Perpignan nad dem öftlihen Frankreich ebenfalls vollendet fein. Die 
Eifenbahn von Madrid nad) den Hafenplägen Barcelona, Balencia, Alicante, San 
Sebaftian, Bilbao, Santander ift im Betrieb, die nad Coruũa, Liffabon, Cadiz, Ma- 
laga wird in Kurzem vollendet fein. Durch den Gewinn diefer Kommunikationen ift 
aber die ganze moralifche und ökonomiſche Lage Spaniens, wie feiner Ausführuug be— 
darf, von Grund aus umgeftaltet; das Gedanken- und das Güterleben des Landes, 
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aus feiner Erftarrung und Abgeſchiedenheit befreit, muß in Kurzem einen außer 
orbentlichen Auffhwung nehmen. Ein Land, das jeder Induſtrie die größten und 
lohnendſten Aufgaben bietet, wird maffenhaft fremde Kräfte heranziehen und mafjen- 
haft feine eigenen Söhne hinausfenden, um bie Kenntniffe und Erfahrungen zu 
holen, welche die Ausbeutung der bisher vernadläffigten Schäge bedingen. 

Schon ehe der Anflug an das Meer und das Ausland gewonnen war, 
fteigerte fih der Berkehr in großem Mafftabe. Während die Boft im Lande 
1846 nur 19 Millionen Briefe und Padete beförberte, ftieg dieſe Zahl 1861 
auf 59 Millionen; der Poftverkehr mit dem Auslande wuchs in benfelben ſechs— 
zehn Jahren um das ſechsfache, ber mit den Kolonien um das fiebenunbbreißig- 
fache. Die 7812 Kilometer Telegraphen beförberten 1861 993,289 Depefchen 
gegen 344,512 im vorhergehenben Jahre. Der Aderbau, welcher im Beginn 
des Jahrhunderts nur vier Fünftheile des Bedarfs lieferte, führte 1860 Probufte 
für 742 Millionen Realen aus, während nur für 328 Millionen, hauptſächlich 
Kolonialwaaren, eingeführt wurden. Die Inpuftrie war freilich noch weit ent« 
fernt, ihre Aufgabe zu erfüllen, immerhin hatte fi die Zahl ver Gewerbefteuer- 
pflihtigen von 277,252 im Jahre 1845 auf 481,664 im Jahr 1861 gehoben. 
Die erfte Aktiengeſellſchaft für inpuftriele Unternehmungen entftand 1847: 1861 
arbeiteten 46 mit einem Aktienkapital von 383 Millionen, Daneben ftanden 23 
Eiſenbahngeſellſchaften mit einem Kapital von mehr als vier Milliarden. 1856 
befaß Spanien nur drei Banken; in den nächſten fünf Jahren famen 24 Krebit- 
inftitute hinzu, melde mit einem Nominaltapital von zwei Milliarden Geſchäfte 
madten; 13 Geſellſchaften befaßten fih mit ver Aſſekuranz. Der fpanifche 
Handel führte 1849 nur für 240 Millionen aus und für 600 Millionen ein, 1860 
betrug Ein- und Ausfuhr 2581 Millionen. Die Steigerung feitdem muß eine 
größere fein, da erft feit 1860 die Haupteifenbahnlinien in Betrieb gefegt find; fie 
wirb namentlich eine fehr bedeutende werben, wenn es gelingt, bie hohen Schuß- 
zölle des Tarifs von 1849 zu befeitigen, worauf die aud in Spanien mächtige 
Freihanbelspartei feit Jahren mit wachfender Energie dringt. 

Die Finanzlage bat bisher, wie ſchon erwähnt, von den großen Fort— 
fhritten des öfonomifhen Lebens noch nicht den Nugen gezogen, ben man viel» 
leicht erwartete. Wer die Zerrüttung kennt, welche bereit8 1808 in den fpanifchen 
Geldverhältniſſen herrfchte, wer die Toloffalen Berlufte erwägt, welde der fünf- 
jährige Kampf gegen Napoleon, der Abfall ber Kolonien nad) einem fünfzehn: 
jährigen Kriege, die tolle Finanzwirtbfhaft unter Ferdinand VIL., der Aufftand 
der Karliften und bie unendliche Neihe innerer Umwälzungen während ver legten 
dreißig Jahren mit ſich bringen mußte — wer alle dieſe Dinge bedenkt, wird es 
nit auffallend finden, daß ver fpanifhe Staatshaushalt heute noch an zahlreichen 
Abnormitäten leidet. Obwohl bis Ende 1861 von dem Grundbeſitz der Kirche, 
des Staats, der Gemeinden, der Unterrihts- und Wohlthätigkeitsanftalten für 
6519 Millionen Realen verkauft war, betrug bennoh die Staatsfhuld am 
31. December 1861 bie ungeheure Summe von 13,911,742,231 Realen, Wozu 
eine fhwebenne Schuld von 859,361,140 Realen fam. Seitdem haben fidh vie 
Verhältniſſe in keiner Weife verbefert, was allein daraus hervorgeht, daß feitdem 
die ſchwebende Schuld in brittehalb Jahren um 800 Millionen gewachſen ift. 
Der am 7. Januar 1864 den Cortes mitgetheilte Boranfhlag für das Finanz. 
jahr 1864—65 bezifferte die Ausgaben auf 2626 Millionen, für deren Dedung 
einige fehr gewaltfame Mafregeln empfohlen wurden. 1845 betrug der Staats- 
anfwand nur 1184 Millionen. Aber trog diefer beängftigenden Höhe der Stants- 


598 Spunien. 


fhuld und der kaum einer Steigerung fähigen Anfpannung der Gteuerkraft des 
Landes find doch auch auf dem financtellen Gebiete fehr erhebliche Fortfchritte ger 
madıt. Man muß fih nur erinnern, daß Spanien von Philipp II. bis zum Ende 
des 17. Jahrhunderts und dann von 1795 bis 1845 eigentlih nie aus bem 
Banferott herausgelommen ift, daß die Nichtzahlung ver Gehalte und Zinfen 
unter den Habsburgern, unter Karl IV., Ferdinand VII. und in ven erften zehn 
Jahren Iſabellen's II. die Regel war und daß in allen diefen Zeiten der Staat 
nur ausnahmöweife feine nächſten Verpflichtungen gegen Gläubiger und Beamte 
erfüllte, obwohl er für das allgemeine Intereffe, für Förderung des Wohlftandes 
und der Bildung nur ein unglaublihes Minimum leiftete. Im Vergleich mit dem 
brillanteften Finanzjahr Karl's IV. oder Ferdinand's VII. ift der heutige bedrängte 
Zuftand ein höchſt beneidenswerther zu nennen, Länder mit fo fingulärer Entwid- 
lung, wie Spanien, muß man nidt an dem Mafftabe anderer Kulturftaaten, 
fondern an dem ihrer eigenen Vergangenheit meffen. Wenn unfere Geldlente heute 
auf den Kurszetteln bie breiprocentigen „Spanier“ mit 47 notirt finden, fo ziehen 
fie daraus den ungünftigften Schluß über die ſpaniſche Finanzwirthſchaft; fie bes 
denken nicht, daß dieſe Papiere 1843 den durchſchnittlichen Kurs von 22 hatten. 

Aehnlich liegen die Dinge auf dem geiftigen Gebiet. Hier wurde vor Allem 
die Organifation des dffentlihen Unterrichts vom 17. September 1845, 
wie bereits erwähnt, in hohem Grade fegensreih, da bis dahin von irgend welcher 
durchgreifenden Ordnung gar nicht geredet werben konnte. Im nächften Jahre 
1846 wurde die erfte Statiftif ver Schulen aufgenommen; fie ergab 15,640 Ele 
mentarfchulen, welche von 663,611 Kindern befucht wurden. Der wirkliche Zuftand 
war aber ein viel ungünftigerer, al man aus biefen Zahlen entnehmen fünnte. 
So entbehrten, um nur Einiges anzuführen, noch 1848 10,525 Schulen eines 
eigenen Lokals; die meiften Lehrer waren ohne die nöthige Vorbildung, die meiften 
Kinter hatten feine Bücher. 1860 betrug vie Zahl ver Elementarfchulen 24,353, 
weldye von 1,101,529 Kindern befudt wurden und von denen 11,603 eigene 
Gebäude hatten und 11,849 Bücher in genügender Anzahl befaßen. Berhältnif- 
mäßig ebenfo Bedeutendes ift für die Mittelfchulen gefchehen, vie e8 vor 1845 
gar nicht gab, da nur biejenigen, welche ftubieren wollten, mehr lernten als leſen 
und fchreiben, und biefe durch eine beifpiellos verkehrte Methode aus einer über 
alle Befchreibung erbärmlichen Lateinſchule mit eilf oder zwölf Jahren auf bie 
philoſophiſche Fakultät geführt wurden. Der Kurs begann in den neu eingerichteten 
Anftalten 1846 mit 11,400 Schülern: 1860 war viefe Frequenz auf 19,523 
gewachſen und in demſelben Maße für Vorbildung der Lehrer, Verbefferung ihrer 
Gehalte und Einrichtung der Lokale geforgt. Bei den Univerfitäten läßt ſich der 
erreichte Fortſchritt nicht dur Zahlen auspräden, da bier nicht eine Vermehrung, 
fondern im Gegentheil eine Verminderung der Studierenden erftrebt werden mußte. 
Die fpanifhen Univerfitäten boten noch 1845 das Bild einer vollkommen mittel- 
alterliben Barbarei, fie waren ein Chaos ver unglaublihften Mißbräuche und 
Berfehrtheiten. Auch heute no laflen fie, wie die Mitteljchulen in Betreff bes 
Studienplans, der Tüchtigfeit ber Lehrer und des Fleißes der Schiller fehr viel 
zu wünfchen übrig, aber dennoch kann man behaupten, daß auch die Univerfitäten 
in den legten zwanzig Jahren mehr wirkliche Förderung erfahren haben, als in 
den vorausgegangenen breihundert Jahren. 

Diefe Thatfachen laffen denn doch der Zufunft mit einiger Hoffnung entgegen- 
jehen. Spanien ift im beften Zuge, in bie Reihe der europätfchen Kulturländer einzu- 
treten. Momentane Schwankungen und Erfchätterungen bürfen dieſes Urtheil nicht an= 
fechten, das fi auf ven großen Gang der Entwidlung ftägt. Vauıngarten. 
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J. Sparen iſt das Aufheben und Anſammeln von Genuß— 
gütern für ſpätere Zeiten. Alle Anſtalten, welche zufällig over abfidt« 
lich dieſem Zwede dienen, fann man im Allgemeinen Spartaffen nennen. So kann 
das eigene Gefchäft des Sparenden, in weldes das Erfparte zum Weitererwerb 
verwenbet wird, als eine Sparanftalt betrachtet werben, und ebenfo das Anfammeln 
von fog. todten Kapitalen, d. h. ſolchen welche angenblidlih nicht zum Weitererwerb 
dienen. Daß folde Kapitale todt bleiben, ift aber, felbft wenn der Erwerber das Erfparte 
in feinem Geſchäft nicht anlegen will oder nicht anlegen Tann, nicht nöthig, da fi Eins 
zelne over Gefellfhaften finden werben, welche folde Erfparniffe gegen eine Vergütung, 
Zins, und unter bem Verſprechen der Nüdgabe, in ihr Geſchäft oder zu ihrem 
Genuß zu verwenden bereit find. So wird das Unternehmen deſſen, ter von 
einem Andern borgt, eine Sparanftalt, wenn aud; der Zwed des Borgenden nicht 
darauf geht, das Sparen zu fördern. So find auch die Staats-, Gemeinde- und 
Korporationskaffen, welde Schulten Fontrahiren, für den Gläubiger Sparkaſſen. 
(Bgl. Urt. Staatsfchulden.) Ebenfo haben die Banken aller Art den Charalter 
von Sparkaffen, indem fie als Zwifchenhändler durch Anſammeln Heiner Summen, 
welche ohne viefe Vermittlung todt liegen bleiben würden, ven Borgenden Kapitale 
zuführen. 

In einem. fchon engern Sinne verfteht man unter Sparkaſſen Anftalten, welche 
abfihtlid zum Zwed des Anfammelns errichtet find, bei denen alfo umgefehrt 
wie bei den genannten das Anfammeln die Hauptfache und bie Weiterverwen- 
dung zum Erwerb vie Nebenſache ift. Sole Anftalten find der allermannigfad- 
ften Art. Sie find fo mannigfach, wie die einzelnen Zwede, zu denen gefpart wirb: 

„DBerfiherungsanftalten aller Art für Schaben, den die Güter durch Feuer, Hagel, 
Seude u. f. w. und ven die Menſchen durch Krankheit, arbeitslofes Alter ꝛc. er» 
leiden können. (Bergleihe Art. Berfiherungsanftalten.) Noch mehr gehören hieher 
die Kaffen, welde für unvermeidlich, beſtimmt eintretende, aber ber Zeit nah un« 
gewiffe Unglüdsfälle mit ihren Koften, 3. B. für ben Zobesfall, das Sparen 
befördern, Sterbe- und Begräbnißkaſſen. Ueberall ift e8 ein befonderes Er- 
eigmiß, für welches gefpart wird, und wirb meiftens wenn das Unglüd eintritt, 
mit Ausnahme der Sterbe- und Begräbnißkaſſen, mehr vergütet ald das Einge- 
zahlte mit den aufgelaufenen Zinfen, wogegen, falls das Unglüd nicht eintritt, 
Kapital und Zinfen verloren find. 

In beiden Beziehungen, in dem Zwed, zu weldem gejpart wird, unb in 
ber. Art der Rüdzahlung, unterfheiden fi von dieſen Sparanftalten die Spar« 
fafjen im engften Sinne, von denen wir hier handeln. 

Solche Sparfaffen im engften Sinne find Anftalten, welde bis zu be- 
ftimmten Meinen Summen hinab und zu beflimmten großen Summen hinauf 
von einem Seven Gelber -annehmen, dieſe Gelder ihrerfeit? auf Zinfen 
ausleihen und ven Einlegern entweder beftimmte Zinfen auszahlen over die auf- 
gelaufenen Zinfen fammt dem Kapital bis zur NRüdforderung durch die Einleger 
weiter verzinfen. Diefe Sparkaffen find im Kleinen Bermittler zwifhen Kapi- 
talangebot und Kapitalnachfrage, wie die Banken und andere Krebitinftitute im 
Großen. Der Nuten befteht alfo 1) für die Producenten und bamit für bie 
ganze Volkswirthſchaft darin, daß eine Menge von Gütern Kapital werben, welde 
ohne dieſe Vermittlung wegen ihrer Kleinheit Feine Anlage fänden; 2) für die Ein- 
leger darin, daß fie aus dieſen Heinen Kapitalen, welche fonft todt liegen müßten, 
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eine Einnahme, Zins, erhalten, Weit wichtiger aber ift für die Einleger, daß felbft 
wenn fein Zins gezahlt würde, die unteren Bolfsflaffen, welche meift von der 
Hand in den Mund leben, eine Gelegenheit finden, jede Heinfte Einnahme über 
die Dedung des Nothwendigſten hinaus vor den eigenen augenblidlichen Gelüften 
nach unnüger Ausgabe zu fihern, und aufzuheben für bringende Bebürfniffe in Zeiten, 
in denen aus irgend einem Grunde entweder bie nothwendigen Ausgaben wachſen oder 
vie Einnahmen fi verringern, Daß für Zeiten der Noth ein Sparpfennig eriftirt, 
ift noch nicht der größte Nuten, fondern daß der Beſitz eines Erfparniffes faft 
überall der Anfang einer beſſern Wirthfchaft, eines mäßigeren Genuffes, eines reineren 
Familienlebens, überhaupt einer allgemeinen Bervolllommnung ift. Zugleich ift 
eine Sparkaffeneinlage ein Damm gegen kommuniftifche Gelüfte und revolutionäre 
Gedanken, wie fie in denen auftauchen, welche nichts zu verlieren haben. Es ift 
gewiß nicht zufällig, daß unter ben Arbeitern, welche 1848 in der franzöfifchen 
Revolution gefallen find, fein einziger fi befand, der ein Sparkaſſenbuch beſaß. 
Speciel in diefer Hinfiht als Erziehungsmittel bes Bolfes gebührt ber 
Sparfaffe eine befondere Stelle im Staatswörterbuch, und foll hierauf im Fol- 
genben befonders Rüdficht genommen werben. 

Auf die möglihft vollſtändige Erreihung der beiven genannten Zwecke müſſen 
die Sparfaffen bebadıt fein. 

UI. Bei der Frage, mer am zwedmäßigften Sparkaſſen errichten fol, kommt 
es vorzüglich auf Zweierlei an: 1) Die Sparfaffen follen ven Einlegern möglichft 
günftige Bedingungen ftellen. 2) Die Sparkaſſen müfjen den Einlegern eine mög- 
Lichft große Sicherheit für die Erfüllung ihrer Berpflihtungen gewähren. Was 
den erften Punkt betrifft, fo ift berfelbe in der Weife zu befchränfen , daß die 
Sparfaffen wo möglih nicht den Charakter von Wohlthätigkeitsanftalten, von 
Almoſengeben annehmen, denn gerade bie Sparkaffen follen bei möglichſt vielen 
Leuten aus den unteren Ständen der Nothwendigfeit, von Almofen immer ober 
zeitweilig zu leben, mit ihren nieverbrüdenden und vemoralifirenden Folgen vor— 
beugen, und biefelben nicht nur wirthſchaftlich, ſondern auch moralifch heben. Die 
möglihft günftigen Bedingungen find alfo nur Su verftehen, fomweit der Spar— 
fafjenbetrieb als ein Erwerbsgeſchäft es erlaubt. Das Mittel ift hiefür wie bei 
allen Einzelgefhäften freie Konfurrenz. Jede Monopolifirung des Sparkaſſenbetriebs 
durch ven Staat muß ausgefchloffen fein. Der Staat foll weder felbft Sparfaffen 
errichten mit Ausschluß der Privaten, nod fol die Errichtung durch Privaten 
von einer Stantskonceffion abhängig gemacht werben. Gegen einen Betrieb durch 
den Staat fpriht niht nur alles, was gegen monopolifirte Staatsgewerbe ſich 
anführen läßt (vgl. Art. Staatswirthihaft), fondern fpeciell nod, daß der Staat 
- die Sparfaffaeneinlagen in Zeiten der Noth auf Koften ver Sicherheit aller Spar— 
faffen leicht mißbrauden fann. Den Staatsfparkaffen fehlt das zweite oben auf: 
geftellte Erforverniß, die genügende Sicherheit für die Einleger. Der Staat fann 
‚zur Erfüllung feiner privatrehtlihen Verbinvlichfeiterr nicht gezwungen werben. (?) 
Werden hingegen Sparkaſſen von Privaten errichtet, fo ift in civilifirten Staaten 
wenigſtens die rechtliche Sicherheit garantirt. Zweifelhafter fteht es in vielen Fällen 
um die materielle Sicherheit und die ftete Zahlungsfähigkeit der von Privaten 
errichteten Sparfaffen. Die Selbftprüfung durch die Sparfaffenbenuger ift, da diefe 
faft alle den untern Ständen angehören, ziemlich illuſoriſch; nur infofern ift für 
die Sparer nicht viel zu fürchten, als ſich weder Private noch Aktiengeſellſchaften 
zum Sparfaffenbetrieb häufig finden werben, ba dieſe Gefchäfte einen bedeutenden 
Gewinn nicht verſprechen. Privatiparfafien und Aktienſparkaſſen find aud in ven 
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Ländern, wo der Sparkaffenbetrieb frei gelaffen ift, nicht häufig. Am häufigften 
wurben bisher Sparfaffen durch lokale Verbände, die in der Mitte zwifchen ven 
Einzelnen und dem Gefammtftaatsverband ftehen, durch die Gemeinden oder durch 
Gemeindeverbände errichtet. Hier ift Mechtsficherheit vorhanden, hier fann der Spar- 
fafienbetrieb, als Nebengefhäft von den Gemeindebehörden Ketrieben, den Benugern 
befjere Bedingungen gewähren, wie ber Sparfafferbetrieb als Privatgefhäft, Ind 
ift in dem Gefammtvermögen allen Gemeindeangehörigen eine vollftändig materielle 
Sicherheit gewährt. Diefe Sparkaffen bilden faft überall die Negel. Nur in den 
legten 15 Jahren ift dieſen Gemeinvefparfafien eine Konkurrenz erwachſen in 
Sparkaſſen, welche gleiche materielle und rechtliche Sicherheit mit einer noch billigeren 
Gefhäftsführung vereinigen, nämlich in den Sparkaſſen, weldhe mit ven auf foli- 
darifhe Haftbarfeit gegrünteten Borfhußfajfen oder Volksbanken verbunden 
find. Der Vorzug diefer Sparkaſſen vor den Gemeindefparfaffen befteht eben in ver 
Berbindung des Borfhußgefhäfts mit dem Sparkaffenbetrieb. Diefe Vorſchußkaſſen 
find nämlich Affoeiationen, welche ihren Mitgliedern auf furze Zeit Heine Darlehen 
geben. Die hierfür nöthigen Gelder werben theild durch tie Geſchäftsantheile 
(Aktien) der Mitgliever, theild durch größere bei Bankier gemachte Anleihen, 
theil8 endlich durch Sparkaffeneinlagen jedes beliebigen Sparers zufammengebradt. 
Die materielle Sicherheit diefer Sparkafjeneinlagen beruht in ver folivarifchen 
Haftbarkeit aller Affociationsmitglieder mit ihrem gefammten Vermögen. Die Mög— 
lichkeit, mit den andern Sparkaſſen fiegreich zu fonkurriren, liegt darin, daß bie 
Vorſchußkaſſen immer nur auf fo kurze Zeit Darlehen gewähren, als bei größerer 
Sparkafjeneinlage die Künpigungsfrift beträgt und daß bei ihnen ftetes Nachfragen 
nah fo Heinen Darlehen ift, als in fürzefter Zeit Sparkafjeneinlagen gemacht 
werden, fo daß das Geld faft nie zinslos zu liegen braudt. Nad dem legten 
Nehenfhaftsberiht von Schulze-Deligih find diefe Spareinlagen vom Jahre 1859 
bis 1863 geftiegen von 512,350 Athlr. bei 80 Bereinen, auf 3,416,220 Rthlr. 
bei 339 Bereinen Diefe 339 Vereine find aber nur die, von denen die Rechnungs 
abſchlüſſe Schulze-Deligich bekannt waren, außerdem eriftiren noch 323 andere ähnliche 
Bereine, deren Geſchäftsabſchlüſſe ihm nicht vorlagen. Unter tiefen Borfchußvereins- 
fparfafien find einige mit einem bedeutenden Gefhäftsumfang, und zwar zum heil 
in ganz unbedeutenden Städten, 3. B.: 

Wechſelburg 104,000 Rthir. 

Golberg 105,000 „ 

Hannover 107,000 „ 

Mannheim 160,000 „ 


Chemnitz 190,000 „ 
Luckau 489,000 „ (mit 10 Filialen) 
Dresden 704,000  „ 


Diefe Sparkaſſen feinen mit der Zeit allen andern, aud den Gemeinde: 
ſparkaſſen bedeutenden Abbruch zu thun, was fein Scharen, ſondern vielmehr ein 
Glück ift. An manden Orten, 3. B. in Lübeck, haben fie den Zinsfuß rer Spar- 
faffe, welche bis dahin ein faftifhes Monopol hatte, in die Höhe getrieben. 

III. Bei der innern Organifation ver Sparkaſſen faffen wir uns möglichſt 
furz, denn die allgemeinen Regeln ergeben ſich einfach aus den oben geſchilderten 
Aufgaben der Sparkaffen, und fpecielle Beftimmungen müffen ſich nach den jeweiligen 
Umftänden rihten. Die Spartaffe muß möglichſt fleine Summen ans 
nehmen. Die Einlagen von Tage der Einlage an zu verzinfen, ift, weil die Gelver 
nicht fogleich zinstragend angelegt werden können und bei ganz Heinen Summen aud) 


- 


602 Sparkaffen. 


wegen ber umftändlihen Berechnung nicht thunlich, aber auch nicht nöthig, denn 
bier ift die Aufbewahrung, die Sicherung vor unnützer Berausgabung die Hauptſache. 
Zweckmäßig beginnt erft bei einer beftimmten Größe ver Einlage und nad) einem be« 
ftimmten Zeitraum die Verzinfung. Die Sparkaffe muß aber nicht nur für mög- 
lichſt Heine Summen, ſondern auch zu möglidhft vielen Zeiten den Sparern zu— 
gänglic ‚fein, wo möglich täglich, jedenfalls aber zu den Zeiten, zu denen Gefellen, 
Vabrifarbeiter u. f. w. ausgelöhnt zu werben pflegen. Auch an möglichſt 
vielen Orten muß die Einlage gefhehen können. Dem wird entiprodyen 
entweber durch Errihtung fefter Filialen und Annahbmeftellen oder durch 
eine Art wandernder Annahmeftellen, indem zur Zeit der Auslöhnung in 
großen entlegenen Fabriken ein Sparkaſſenkaſſier ſich einfindet. Für nod) entferntere 
Gegenden müßte die Poft Sparkaffengelver annehmen und möglichft billig an vie 
Sparfaffen befördern, Durch derartige Erleichterungen könnte wie in England ber 
Staat, wenn er einmal für bie Sparfaffen etwas thun will, den Sparern 
vorzägliche Dienfte leiften. Die Berwaltungstoften werben freilich durch ſolche 
Berbeflerungen in der Annahme erhöht und fo der Zinsfuß ernievrigt, allein 
möglihft viel Fleine Einlagen zu fammeln, niht wenige 
große Einlagen hoch zu verzinfen, ift pie Hauptaufgabe 
der Sparfaffen. ever Einleger erhält einen Schein über bie eingezahlte 
Summe, meift in der Form eines Sparkaſſenbuchs, in welchem vie Einzahlungen 
an- und die Rüdzahlungen abgefchrieben werden. Die Sparkaffenbüder können 
auf den Namen oder auf den Inhaber lauten. Damit die Sparkaffe, welche haupt: 
ſächlich für Summen beftimmt find, welde zinstragend nicht anders 
angelegt werben können, nicht zur Kapitalanlage für größere Summen, 
welche anderweitig verwendbar find, benugt wird, hat man wohl ein Marimum 
entweber der jevesmaligen Einlage oder aller Einlagen eines Einlegers zufammen 
vorgefhlagen, allein befonder8 wenn bie Sparkaffenfheine auf den Inhaber ausge- 
ftellt werben, Tann dieſes Marimum leicht umgangen werben. Biel wirkfamer ift 
es, den Sparkaffenzins niedriger, al8 den fonftigen Zinsfuß, 3. B. ald den hypo— 
thefarifchen Zinsfuß oder den der Staatsanleihen zu halten. Damit endlich nicht 
vorübergehend, 3. B. bei niebrigem Disfont, die Sparfaffe durch Kaufleute und 
Induftrielle mit großen Einlagen, welche ebenfo ſchnell zurüdgeforbert, wie einge: 
zahlt werben, beläftigt wird, ift e8 gut, wenn Einlagen, welde nicht zum Min- 
deften eine beftimmte Zeit, z. B. 1/, Jahr in der Sparfaffe verbleiben, gar nicht 
verzindt, ſondern nur aufbewahrt werben. 

Wie den Sparern das Einlegen bequem zu machen ift, fo muß auch, um 
zur Einlage zu bewegen, das Wiederherausnehmen mit möglichit wenig Schwierig- 
feiten verbunden fein, fo gut es ſich mit der Sicherheit des Gefchäftes verträgt. 
Kleine Summen jollten ohne vorhergehende Kündigung ſogleich ausgezahlt werden. 
Die Sparkaffe kann fie aus dem Kaflenvorrath oder aus ben zu gleicher Zeit neu 
eingehenden Geldern zurüdzahlen. Eine Berpflichtuna zur augenblidlihen Rüd- 
zahlung ift aber auch hier nicht thunlich, wenn vie Sparkaffenfcheine au porteur 
lauten, alfo jeder Einleger feine Einlagen in kleine, fogleih rüdzahlbare Summen 
zerſplittern kann. Die wohl im Intereffe ver Sparer vorgefhlagene Verweigerung 
der Rüdzahlung furz vor Zeiten, welche zur Vergeudung reizen, wie Volksfeſte, 
Karnevalzeit und dergleichen, ift gut gemeint, aber da biefe Beftimmung auch 
Andere, welche zu guten und nothmendigen Ausgaben ihr Geld in foldhen Zeiten 
gebrauchen, fchwer treffen kann, ift fie nicht zwedmäßig; ganz fann eine Sparfaffe 
ſolche Mißbräuche doch nicht verhindern. Für die Rüdforderung größerer Summen 
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muß immer eine Kündigungsfrift vorgefchrieben fein. Es iſt dies einmal ein 


Sicherungsmittel dagegen, daß Geſchäftsleute in ſchlechten Geſchäftszeiten auf kurze 
Zeit die Sparkaſſe mißbrauchen, und dann iſt es auch nöthig im Intereſſe eines 
geordneten Geſchäftsganges, weil die Sparkaſſe die Summen, welche ſie ausleiht, 
meiſtens auch nicht ohne Kündigung oder ohne Aufenthalt zurückerhalten kann. 
Dennoch ſollten die Sparkaſſenverwaltungen auch ohne Kündigung größere Summen 
zurüdzahlen dürfen, falls ver Kaffenbeftand es erlaubt, wofür diejenigen, welche 
ohne Kündigung ihr Geld zurüderhalten, einen Heinen Abzug an den Zinfen fich 
werben gefallen laſſen müffen. 

IV. Eine fehr wichtige und bei der. bisher meift üblichen Art von Sparkaffen 
ſchwierige Frage ift, wie die Sparfaffen die Einlagen zinstragend machen follen, 
indem fie diefelben fiher anlegen, und doch zugleich ſchnell wieder zurück— 
erhalten können. Bon feiner der bisher gebräuchlichen Beranlagungen fann ges 
fagt werben, daß fie unbebingt nüglih oder ſchädlich ift, fie müſſen nebeneinander 
beftehen. Keine, ausgenommen bie oben gefchilverten Vorſchüſſe der Volksbanken, 
darf vie ausſchließliche fein. — 

1) Die bisher gewöhnlichſte Weiſe iſt, die Sparkaſſengelder auf ſichere erſte, 
zuweilen auch zweite Hypothek zu belegen. Genügende Sicherheit giebt das, und 
ein etwas niedrigerer Zinsfuß ſchadet Nichts; allein es dauert bei kleinen Spar— 
kaſſen oft lange, ehe ſoviel Einlagen zuſammen kommen, daß ſie auf Hypotheken 
angelegt werden können, und was noch wichtiger iſt, es hält ſehr ſchwer, dieſe 
Gelder ſchnell wieder flüſſig zu machen. Nach Hypothekengeldern mit kurzer Kün— 
digung iſt, ſo lange die Hypothekenverſicherung noch wenig ausgebildet iſt, nicht 
große Nachfrage. Dieſe Anlage verſtößt alſo gegen vie Hauptregel, daß die Spar- 
faffe, wie jedes Krebitinftitut, nicht länger Kredit geben darf, als fie felbft befigt. 
Die Sparfafle, refp. die garantirende Gemeinde oder Provinz fann, wenn bie 
Gelder ausfhlieglih oder zum größten "Theil fo ausgeliehen werben, leicht in 
Berlegenheit gerathen, ein gut Theil darf aber doch fo angelegt werben. Um zu 
beftimmen, wie groß biefer Theil fein darf, muß man vor allen Dingen wiſſen, 
ob die Rüdforberungen jährlich einen großen Procentfag der gleichzeitigen Ein- 
zahlungen ausmachen. Bei den preußifchen Sparkaffen betrugen viefe Rüdzahlungen 
in minimo 70,2%), (Weftphalen), in maximo 91,4 %/, (Brandenburg) und im 
Durchſchnitt 83,4 0/,. Bedeutender als die Schwankungen von Ort zu Ort find 
bie von Zeit zu Zeit. Am flärkften waren bie Nüdzahlungen in Preußen 1848 
132,3 0%/, und 1859 103,7 %/,, am geringften 1842 70,7. Je größer die Rüc— 
zahlungen find, um fo weniger gut ift die hypothekariſche Anlage. So weit died von 
Land zu Land verfchieven ift, kann man ſich darnach richten, nicht aber fo weit 
es im felben Lande von Jahr zu Jahr ſtark variirt. Diefen Uebelſtand der Geiver- 
veranlagung hat man in Defterreich gefühlt, darum müffen nad den Statuten 
vieler Sparkaffen dort die Hypothekenſchulden nad beftimmten Normen amortifirt 
werden, fo daß ein Theil ber Gelder regelmäßig zurüdftrömt. Die Spartaffen 
wirken durch dieſe Beftimmung zugleih ähnlich wie die landſchaſtlichen Krebit- 
inftitute Preußens. Die Hypothekengelder bilden in verſchiedenen Gegenden fehr 
verſchiedene Procente aller Sparkaſſenaktiva. In Preußen find es durchſchnittlich 
48,3 0/,, aber in Brandenburg 99,6, in Trier nur 4,6 0%/,. Andere Beifpiele find: 
Hamburg 93 und Frankfurt 98 %/,, hingegen Bremen 66 und Sachſen 76 %/,. 

2) Nähft den Hypothekengeldern ift der Anlauf von zinstragenden Staats- 
und Gemeindeſchuldſcheinen die beliebteſte Form ver Veranlagung. Dies ift für 
einen Theil der Gelder wegen ver fehnellen Verfilberung dieſer Papiere gewiß 
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zweckmäßig, ſobald aber ter Staat es der Sparkaffe zur Pflicht macht, für alle 
oder aud nur einen großen Theil der Gelder Staatspapiere zu kaufen, fo fann 
beim Sinken der Kurfe tie Sparkaſſe einen ftarfen Ausfall erleiven und wird ben 
Sparfafien das fo höchft nöthige unbebingte Vertrauen der Sparer auf lange 
entzogen. Das franzöfiihe Sparkaſſenweſen leidet gewaltig unter ber Beftimmung, 
daß alle Einlagen in Staatsſchuldſcheine umgefchrieben werden müffen. In Preußen 
machen biefe Papiere im Durchſchnitt nur 24,4 0/, aus, ſchwanken aber in ben 
verſchiedenen Regierungsbezirken zwifhen 40), in Bromberg und 66,3 %/, in 
Potsdam. Im Königreih Sachen find es circa 179/,. Um ven Nachtheilen, welche 
den Sparkaffen aus den Kursſchwankungen erwachfer, zu entgehen, find bie Spar- 
kaſſen mehrfad; berechtigt, wenn das Konto eines Einlegers eine gewiffe Höhe er- 
reiht bat, für diefes Konto beftimmte Werthpapiere anzufaufen, welhe Eigenthum 
bes Einlegerd werden, fo daß er aus dem Sinken der Papiere Schaben, aus dem 
Steigen aber ven Nugen bat. Gewiß für größere Einlagen eine zwedmäßige 
Maßregel. 5 

3) AS dritte Art kommt no, um von Unbedeutenderem und Geltenerem 
(3. B. Ankauf von Wechſeln in Bremen über 30%/,) zu ſchweigen, dad Ausleihen gegen 
Fauftpfand oder gegen Bürgſchaft vor. Erfteres beträgt in Preußen 6,5 %/,. Zu 
dem Behuf find mehrfach die Sparkaffen geradezu in Verbindung mit ben Yeih- 
häufern gefett, wenn auch mit getrennter Verwaltung. Das Ausleihen auf Per- 
fonalfrebit mit Bürgſchaft hat in ven bisherigen Sparkaffen zwar wenig Eingang 
gefunden, in den neueren Sparkaſſen aber, melde in Verbindung mit ben Vor— 
ſchußkaſſen auftreten, ift diefe Verwendungsart ausfhließlih zur Geltung gelangt. 
Bisher mit dem größten Erfolg und unbebingter Sicherheit. 

V. So viel über Zwed und Einrichtung der Sparkaffen. Schauen wir uns 
nad} den Erfolgen um. Daß der Gedanke, Sparfaffen zu errichten, fein überhaupt 
verfehrter und auch fein verfrühter war, MR ein Bedürfniß dafür vorlag und noch 
vorliegt, das zeigt die Geſchichte und die gegenwärtige Ausdehnung diefer Inftitute. 
Das Bedürfniß war ein allgemein gefühltes, denn die Sparkaſſen find, wie es 
fcheint, unabhängig von einander in fehr verſchiedenen Ländern nahezu in verfelben 
Zeit entftanden. Die deutſchen Sparfaffen find bie älteſten, vie erfte ift 1778 in 
Hamburg gegründet, ein ehrendes Monument für unfere große Hanbelsftabt, vie 
zweite in Oldenburg 1786, Faſt zu gleicher Zeit wurben in ber Schweiz die erften 
Sparkaſſen errichtet, 1787 die Berner Dienftbotentaffe und 1792 die Zinskaſſa 
in Bafel. Noch aus dem legten Jahre des vorigen Jahrhunderts ſtammt aud bie 
erfte englifhe Sparkaſſe, die Friendly Society zu Tottenham High Croß, gegründet 
1798. Hingegen find bie erften Sparfaffen Preußens, Defterreich® und Franfreihs 
erft aus ben Jahren 1818 und 1819. Alfo das jettt fo bedeutende Inftitut der 
Sparlkaſſen ift noch fein Jahrhundert alt, den gewaltigften Auffhwung nahm 
basjelbe aber feit faum einem Menfchenalter. Einzelne Beifpiele mögen das zeigen: 

In der Schweiz ift von 1835—1862 die Zahl der Einleger geftiegen von 
60,000 auf 354,000 oder um 4890/,, bie Summe ter Einlagen von 
4,480,000 Rthlr. auf 35,000,000 Rthlr. oder um 683 %/,. In Preußen wuchs 
von 1839—1859 die Zahl der Sparkaſſen um 444 0/,, die Zahl ver Einleger 
745 9/5. Dagegen ift die Summe der Einlagen in Frankreich im felben Zeitraum 
wie in Preußen um 200 und in England nur um 58 0/, geftiegen, weil in dieſen 
Ländern 1839 die Sparkaſſen ſchon weit mehr ausgebildet waren, als in Preußen, 
der Schweiz und andern Ländern. 


Wichtiger noch als die gefhichtlihe Entwidelung der Sparlaffen ift für ung 
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deren gegenwärtiger Stand in ben einzelnen Ländern und bie Vergleihung ber 
jelben untereinander. Der gegenwärtige Stand ift den wichtigſten Poften nad in 
ber folgenden Tabelle für die Staaten zufammengeftellt, von denen neuere Daten 
befannt find. 


Zahl der Eins 
wohner (mo fein 
andere Jahreszahl 

fteht, 1861.) 


in Rthlr. Br. Cour 
iv. 
Einlage auf einen Ginleger 


Zahl der Einleger 
Summe der Einlagen 
Sparfafle. 


Einwohner auf eine 





Gin Ginleger auf Einwohner 
Nıb. Einlaae aufEinwohner. 


34794| 6901727 198 |2,57 69 | 32858 
45193] 4171850 90 5 17,9 233099 
9800 887231 90,5 7,6 | 7,4, 75000 
19069 802995 42,3 8 5,71 79693 
258467| 15408221 59 8 | 7 | 19291 
8720| 1873348 214 9 23,6] 83390 
7. Luxemburg ; 1390 127501) 91,8. 142 | 0,6/197731° 
| 8. Oldenburg ; 16870 202111| 11,915 | 0,91126383| 238562 *) 

1 9. Hannover 108:96| 9992971 91,7 175 5,2) 16039| 1908631 | 
1361 182652 134 119 7,1| 25746 25746(1858)] 

227971) 12328964 94,6,20,6 18352] 4695424 
602492| 683724391113 22 
1857 6670 352400) 53,7,24,9 

1861 678101) 58350674] 86 31,3; 3,1) 38257)18867061 

1853 ? 9522451 2 ? 33842] 710680 
1862 ? 584260] ? ? 49324 49324(1857: 
1861 ? 7901727) ? ? 19586] 548449 
2 
2 








1862 ? 333458) ? 57550 57550(1858 
‚31484036 137754856 


119. Gefammt:Deft.f 1857 [78(2) ? 89138056| ? 
20, GSroßbritanien]| 1858 | 607 |1409283 254673000 178,9 19 112,7 44321/20000000(1858) 
121. Frankreich 1859 | 433 |1121465) 89723155) 80 32,7) 2,4) 84800|36713166 
122. Schweis 1862 | 230 | 353855] 35078037 ul a 13,9) 10901} 2507227 





Die Zahlen der Kolumnen I—III über die abjolute Menge der Sparkaffen, 
der Sparer und ber jeweiligen Spareinlagen, geben und nit jede für ſich ein 
Bild der Sparkaſſenwirkſamkeit, wohl aber in VBergleihung mit einander und mit 
der Einwohnerzahl. Man könnte meinen, die Summe der Einlagen (Kol, III) 
zeigte uns wenigftens, eine wie große Menge jonft todtliegenver oder vergembeter 
Gelder zu Kapital werden, aber das ift nicht genau, denn faft alles in großen 
Poften eingelegte Geld wäre ohne die Sparkafjen auf andere Weife zinstragend 
gemacht worden. Auch die Zahl der Einwohner, welde in einem Lande je auf 
eine Sparkaffe kommen (Kol. VII), 3. B. Deutſch-Oeſterreich je eine Sparkaſſe 
auf 749,649 und Sadhjen-Meiningen je eine auf 8737 Einwohner, ift nit von 
Bedeutung, die Spargelegenheit ergiebt fi daraus noch nicht, denn einmal kommt 
es darauf an, ob, wie in Defterreich, eine Sparkaſſe viele Annahmeftellen oder Filialen 
oder vergleichen hat, und dann vor Allem, ob vie Bevölferung eine fehr dünne 
ift oder, ob das Sparkaffengebiet faft ausfhlieglih ein Stadtbezirk ift, wie bei 
den Sparfaffen ver freien Städte Deutſchlands. Aud die Größe der Einlagen, 
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welche durchſchnittlich auf jeden Einleger kommt, ift fein richtiger Mafftab für 
den Sparfinn eines Volks. Was diefe Größe der Einlagen betrifft, fo fteht, mit 
Ausnahme der Städte Frankfurt und Bremen, fowie des Kantons Teſſin, wo bie 
Guthaben 214, refp. 198 und 274 Rthlr. durhfchnittlic betragen, England 
obenan mit 178,9 Rthlr. und Sachſen-Koburg-Gotha untenan mit 42,3 Rthlr. 
durhfchnittliher Einlage. England zunächſt ftehen dann Hefien-Homburg, Deutſch- 
Defterreih und die Schweiz mit 134, 113 und 99 Rthlr. Diefe ungeheuern Ber- 
fchievenheiten in der Summe ber Einlagen fommen einmal daher, daß in ver: 
ſchiedenen Ländern wegen ber verſchiedenen Kaufkraft des Geldes und wegen der 
verſchiedenen Leichtigkeit im Ueberſparen eine gleiche Einlage durchaus nicht den— 
felben, fondern einen ſehr verſchiedenen Spartrieb anteutet, alfo in England einen 
niedrigen, in der Schweiz einen hohen, und daß in einigen Ländern die Sparkaſſen 
bejonder® von den untern Ständen benutzt werben, Sachſen und die Schweiz, in 
andern auch von ven höhern Ständen, England und Defterreich, daß 3. B. Pupillar- 
gelber vielfach in Sparlaffen niedergelegt werben. Da alfo die durchſchnitiliche Koniohöhe 
bie Frage nad) dem Sparfinn ber Bevölkerungsklaſſen, für welche die Sparkaſſen vor- 
zugsmweife beftimmt find, nicht entfcheidet, hat man vielfad geglaubt, das Verhältniß, 
auf wie viele Einwohner je ein Einleger oder je ein Konto komme, fpiegelte am 
beten den Spartrieb ab. Darnach wäre verfelbe, abgefehen von ven faft reinen 
-Stabtgebieten der freien Stäbte Hamburg, Bremen, des Kantons Bajel-Stabt und 
jelbft des Kantons Zürich, in denen ein Einleger auf je 5; 2,8; 3,45; 3,56 Ein- 
wohner fommt, am meiften ausgebilvet in der Schweiz 1 auf 7, in den fähfifchen 
Ländern 1 auf 7—8, dann folgen nad) beveutendem Abftand England mit 1 auf 
je 19 und Oefterreidh mit 1 auf je * endlich nach einem weitern Abſtand 
Preußen mit lauf je 31 und Frankreich 1 auf 33. Allein auch dieſes Bild iſt 
nicht Mar, aus der Menge der Konten ift noch gar nicht zu fehen, ob dieſelben 
den untern Klaffen zugehören, auch ift in manden Ländern bei den Conti au 
porteur zweifelhaft, ob nicht ein Einleger mehrere Conti befigt. In wie weit bie 
beiden Hauptzwede ver Sparkaffen, Betheiligung der untern Vollksklaſſen und Frucht— 
barmachung der kleinſten Summen erreicht werben, Bleibt nad dem Borigen noch 
zweifelhaft. Für Beides brauchen wir fpeciellere Nachweiſe. Diefe Nachmeife 
fehlen leider für die erftere Frage faft ganz, da die Sparkaſſenberichte bisher 
geringe Rüdfiht darauf genommen haben. Einige bürftige Nachrichten haben wir 
für England und für ben preußifchen Regierungsbezirt Arnsberg. In England 
vertheilt fi die Zahl der Guthaben und die Größe verfelben folgendermaßen: 


Es fommen auf: Don je 100 En je 100 
Guthaben. L.Strlg. 

1) Weibliche Arbeiter, Dienftboten, Wäfcherinnen, Pug- 

macherinnen ꝛc. . 25 26 
2) Handwerker, Kleine Gewertrebene, | eine Pächter 

und Hanbelsleute. . . 24 26 
3) Unmündige. . Be a I 15 8 
4) Männlide Arbeiter und Dienftleute er ; 121/, 14 
5) Srauen, Wittwen (ohne weitere Berufsangaben) ; 12 14 
6) Verſchiedene . ; : 3 3 
7) Angeftellte, Beamte, Lehrer, Unabhäng ige ee 3 3 


8) Soldaten und Matrofen, Conftabler, Eijenbahnbe- 

bienftete, Bootführer, Cab- und — —— 

Briefträger . . — 2 3 
9) Anvertraute Gelder von Rorporationen Be 11/2 1l/, 
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Es betheiligen fi | Diele beſitzen Diefe befipen von | Durchſchnitts⸗ 

von allen im Reg. | yon ———— der ganzen Summe —— 

Bez. Lebenden : der Einlagen: Jgeden in dithir.: 
Yo 


1) Gefellen... . 
2) Meifter .. . 
3) Fabrikarbeiter 





E 3 i 
Summe: | 65% | 514 | 316 — 
Durchſchnitt aller Einleger 226 Rthlr. iſt 
Mit Ausnahme der Meiſter ſind dieß Alles ſolche Leute, welche, da ſie keine 
Unternehmer ſind, ihre Erſparniſſe nicht im eigenen Geſchäft verwenden können. 
Da über dieſe Vertheilung der Conten und der Geſammtſumme, wie geſagt, 
aus den meiſten Staaten die Angaben fehlen, ſo muß einiger indirekter Anhalt 
im Folgenden gefunden werden, während es direkt nur darüber Aufſchluß 
giebt, wie viel Procente der ganzen Einlageſumme in großen und wie viel in 
kleinen Conten beſtehen. 
In Einlagen — 20 Rthl. — 50Rthl. — 100Rthl. — 200thl. üb. 200 Rthl. beſtanden: 


Sachſen 420/, 24%;, 170/, 12%), 5%), 100 
— —— 
660/ 
Preußen 340/, 240/ 18%), 14%/, 100%, 100 
58%/, F 
England — 10 L.Str. — 20 L.Str. —30 L.Str. üb. 308.Str. 
— (667 Rt.) — (134 Rth.)-(201 Rth.) (über 201 Rth.) 
53%), 150), 10%, 22%/, 100 


Bon den drei genannten Yändern fteht alfo Sachſen in diefer Beziehung am 
günftigften, weil die Meinften Einlagen bis zu 50 Rthlr. 660/, aller Einlagen 
bilden. Da die ganz Meinen Summen fjhwerlih die Einlagen reicher Leute find, 
jo fann man aus einem großen Procentfag der Meinften Conten auf eine große 
Betheiligung der unteren Klafjen ſchließen. Dod) bleibt in vielen Fällen auch diefer 
Schluß, wie die meiften anderen, mißlich, jo lange ſich nicht fpeciellere Zahlenan- 
gaben in den Rechenſchaftsberichten ver Sparkaffen finden. 

Für Beurtheilung der Sparkaſſenwirkſamkeit ift endlich wichtig, ob die Abficht 
zu fparen, d. h. einen Erwerb auf Tünftige Zeiten zu übertragen, oder vie Abficht 
zu erwerben, d. 5. tobt liegende Kapitale fruchtbar zu machen, zur Benugung 
der Sparkaffen treibt. Dies ift nicht aus dem jeweiligen Beftand der Sparkaſſen 
(Menge ver Conten und Größe der Einlagen), fondern aus dem Gang berfelben 
zu beurtheilen, aus der Größe der Rüdzahlungen zu den Einzahlungen und aus 
dem Zeitraum, ber zwifchen Einzahlung und Riüdzahlung verfliegt. Ueber pas 
legtere fehlen uns meift die Daten, hingegen wifjen wir für viele Länder, in 
welchem Berhältnig die jährlihen Einzahlungen und Nüdzahlungen zum Betrag 
der noch ftehenden Einlagen fich befinden. Für Preußen 3. B. zeigten wir oben, 
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wie verfchievene Procente die Rüdzahlungen von ten Einlagen in ven verfchienenen 


Provinzen ausmadten, in Brandenburg über 91%/,, in Weftphalen nur 700/,. - 


Möglihft hoher Stand, aber möglihft geringe Bewegung der Sparkaffenein- 
lagen ift jedoch nicht unbedingt das Wünſchenswertheſte. Die verſchiedenen Berufs- 
Haffen find hierin ganz verſchieden zu beurtheilen. Beim Kleinen Unternehmer, 
3. ®. dem Handwerker, ift fchnelles Zurüdziehen einer Einlage fein böfes Zeichen, 
er fammelt in ber Sparkaffe Kapital zur Beftreitung größerer Ankäufe; anders bei 
Handarbeitern aller Art, welche außer ber Wohnungsmiethe größere Zahlungen 
felten machen müffen, ober gar bei den Dienfiboten und vielen Gefellen, melche 
nicht einmal den größern Poften der Miethe zu beftreiren haben. Bei diefen Klafjen 
der Einleger können wir aus ſchneller Rüdforverung der Einlage auf unproduktive 
Berwendung aus Zwang (Unglüdsfall) oder aus freiem Willen (Berfhwendung) 
ſchließen. Beides ift nicht wünfchenswerth. 

Litteratur. Außer den Lehrbüchern der Nationalöfonomie und den älteren 
Werken von Malchus und Mangoldt (vergl. bei Rau Volkwirthſchaftspolitik 
1. Abtheilung) find von neueren Werken befonders zu nennen: Sckratchley 
a practical trealise on Saving Banks 1860. Vischers Nouvelle Etude sur 
les caisses d’Epargne 1861. Conftantin Schmidt, Das Sparkaffenwefen. 
I. Defterreih und Preußen 1862. Engel in der Zeitfchrift des preußifchen 
ftatiftifchen Bureaus 1861. O. Hübner, Jahrbud für Volkswirthſchaft 1863. 
Sphyri, Erfparnißfaflen der Schweiz 1864. Eine nad) gleihen Normen gemachte 
Statiftit der europäifhen Sparkaffen oder aud nur der deutſchen ift ebenfo 
ein frommer Wunſch, wie überhaupt gleichmäßige ftatiftiihe Aufnahmen über den— 
jelben Gegenftand in verjchievenen Ländern. E. Labpeyres. 


Spielbanken, ſiehe Kulturpolizei. 
Spinoza. | 


Baruch von Spinoza war der Sohn jüdiſcher Eltern, welche am Anfang 
des 17. Jahrhunderts aus Bortugal nad den Niederlanden gekommen waren 
und in Amfterdam ſich angefiedelt hatten. Hier wurde er am 24. November 
1632 geboren. Zum Rabbiner beftimmt, lernte er das alte Teftament, ven Tal- 
mud und die jüdiſche Scholaftif gründlich kennen, aber das Studium der Philo- 
fophie des Cartefius fowie der Umgang mit dem Arzt Vanderende, bei dem er 
Latein lernte, der aber in feinen Unterricht auch nody frembartige Dinge, nänı- 
lid) feine eigenen materialiftifhen Ueberzeugungen einmijchte, führten ihn zu einem 
vollftändigen Bruch mit dem Judenthum. Seine ehemaligen Glaubensgenofjen 
ſuchten mit allen Mitteln ver Ueberredung und Gewalt ihn an der Synagoge 
feftzubalten, als aber feine Standhaftigkeit durch nichts erſchüttert werden konnte, 
wurbe über ihn ber große Bann ausgefprocdhen und er fhließlich fogar aus Amfter- 
dam ausgewiefen. Er begab fih zunächſt nad Rhyesburg bei Leyden, fpäter 
(1670) nad) dem Haag und führte in ftiller Zurückgezogenheit ein ganz dev Wiffen- 
Ichaft, der Philofophie und dem Studium der Natur gewidmetes Leben. Seine 
beſcheidenen Lebensbedürfniffe mußte er, da er arm war, burd feiner Hände Urs 
beit decken, ex ſchliff nämlich Gläfer. Im Jahr 1673 erhielt er einen Ruf nad 
Heidelberg auf ven Lehrftuhl der Bhilofopbie, ven er aber aus zwei Gründen aus— 
ſchlug, erftens weil damit bie Bedingung verbunden war, nichts gegen das Chriften> 
thum zu lehren, und zweitens, weil er fürdhtete, durch ren akademiſchen Unterricht in 
ter Fortbildung‘ der Philofophte gehindert zu werben. Bon ſchwacher Konftitution 
und feit Jahren an der Schwindſucht Leivend, Fonnte er nur durd die ſorgſamſte 


— 
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und firengfte Diät fein Leben bis zu einem Alter von 44 Jahren friften. Er ftarb 
am 21. Februar 1677. Sein Leben war ein feltenes Mufter hoher Sittlichkeit 
gewejen. Seine beveutenbften Werke find der theologifch-politifhe Traf- 
tat, worin er die Aechtheit mehrerer Bücher des alten Teſtaments anftreitet 
und für die Denk- und Gewifjensfreiheit fämpfend ven Beweis zu führen ſucht, 
daß beide nicht nur mit der Frömmigkeit und dem Frieden des Staates zuſam— 
men beftehen fünnen, fondern daß biefe ohne ihre Gewährung geradezu unmöglid 
würbe; bann die Ethik, worin er von dem Grundgedanken ver Unendlichkeit 
Gottes ausgehend ein fireng durdgeführtes pantheiftifches Syftem entwidelt, in 
welchem neben der Perſönlichkeit Gottes Freiheit und Unfterblichleit des Menfchen 
geläugnet werden; endlich das Fragment des politifhen Traktates ober bie 
Recht s- und Staatsphilofophie. Nur auf den Inhalt des Letztern näher 
einzugehen ift bier unfere Aufgabe. 

Der von der finnlihen VBorftellung und ber Begierde beherrſchte Menſch 
ift der Anfangspunft der Gefchichte und der Ausgangspunkt für den Staat. Der 
georbneten Geſellſchaft, dem Staate, geht der Naturzuftand voraus, das heißt ein 
Zuftand, in welchem vie Menſchen als blos finnliche Individuen ohne Ueberein- 
fommen, jeder für fih nad dem Drange feiner Natur lebt. Wozu ihn fein Trieb 
ober feine Begierde veranlaßt, das thut er — er läßt ſich feine Einſchränkung 
gefallen. Niemand hat ein Recht über ihn. Wie vieler vermag, fo viel thut er — 
und was er vermag, das thut er mit Recht; denn er thut ed nad dem Rechte 
feiner Natur, die ihm eben die Macht gibt. Im Naturzuftande hat jeder foviel 
Recht, ald er Macht hat — er kann darum gar nie Unrecht thun, weil bie 
Grenzen feines Rechts mit denen feiner Macht zufammenfallen; und ftreng ge- 
nommen fann er aud) fein Unrecht erleiden, denn wenn ihn eine fremde Macht 
beſchränkt, fo geftattet ihm eben feine Ohnmacht Fein größeres Recht. Solange 
er feine natürliche Kraft bethätigen kann, fteht er unter feinem eigenen Recht, ift 
frei — wird er darin gehemmt, fo fteht er unter ver Macht und dem Recht eines 
Andern und ift unfrei. Seine natürlihe Kraft, feine Freiheit, fein Recht fallen 
in Eins zufammen, in Ohnmacht und Kuechtſchaft. Alles, was gefchehen kann, 
ift Net, eben weil es gejhehen fann. Das Naturreht verbietet nur, was Nie- 
mand will, nämlich die Selbftbefchränfung. Wer in viefem Zuftande ein Ber- 
fprehen gegeben bat, und bricht es, handelt mit Recht; denn er fann es ja 
brechen. Weil er die Macht behalten hat, fein Berjprehen aufzuheben, jo hat er 
fi) des Rechtes, es zu brechen, nicht begeben, er hat nicht in der That, nur mit 
Worten darauf verzichtet. Wer mit Lift oder mit phufifcher Gewalt einen Andern 
zu Grunde richtet, handelt nah dem Naturrechte, denn er thut nur, wozu ihm 
die Natur die Macht und alfo aud das Recht gegeben hat. Würde er aber ein 
gegebenes Verſprechen halten und damit fich felbft, beeinträchtigen, fo würde er ge- 
rade ein Unrecht begehen, nämlidy ein Unreht an fi jelbft. Egoismus ift die 
Forderung der finnlihen Natur — und daher find die Menfhen mit Recht an— 
fänglich egoiftifh. Sie fuchen ſich im Dafein zu erhalten, fie fuchen ihr Dafein 
zu erweitern und fo beſchränken und befriegen fie ſich gegenfeitig. Ihr gegenjeiti- 
ger finnliher Egoismus, ihre Triebe und Leidenfhaften treffen hemmend und 
feindfelig auf einander. Und um fo gefährlicher find fi die Menfchen, weil fie 
zur phyſiſchen Kraft auch noch die Liſt gebrauchen. So ift diefer urfprüng- 
lihe Zuftend ein Krieg Aller gegen Alle, Jeder ift nur fo lange frei, ale 
er fih gegen bie Anehtung durch Andere behaupten kann — aber Einer 
allein würde fi offenbar gegen eine Mehrheit Anderer oder gegen Alle nicht be: 

Bluntfhli und Brater, Deutfhes Staats-Wörterbud. IX. 39 
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haupten können und fo ift feine Macht und fein Recht im Naturzuftande nur 
illuſoriſch, er ift feinen Augenblid feiner Freiheit fiher. Dazu fommt, daß bie 
Menſchen ohne gegenfeitige Hilfe faum ihr Leben erhalten und ihren Geift aus- 
„bilden können. Darum entfteht ein Zuftand der Unficherheit, eine gegenfeitige 
Furcht — ftatt Macht und damit Recht zu haben, zeigt fih, daß jeder ohnmäch⸗ 
tig und darum rechtlos iſt. Nicht im Zuſtand der Freiheit, nur im Zuftand der 
Knechtſchaft ift ver Naturzuftend. Daher regt fi das Bedürfniß, ihm zu ver- 
laſſen — e8 regt fi das Bedürfniß nad einer geordneten Lebensgemeinjchaft, 
nad dem Staate. Der Naturtrieb, der die Erhaltung eines Jeden will, forbert 
den Staat, denn nur bier fann ihm genügt werben. Wie entfteht nun ver Staat? 
Dadurch, daß jeder Einzelne feine Macht und bamit fein Recht einem größern 
Ganzen übergibt, das num alle Macht, vie gefeßgebende, richtende und regierende 
und damit alles Recht befigt. — Es ift der Staat, der nun bie Sicherheit des 
Einzelnen gegen die andern Einzelnen burd feine übergreifende Macht garäntirt, 
der auf dieſe Weife feine Selbfterhaltung garantirt und bamit den Naturtrieb er- 
füllt. Er unterbrüdt darum die Selbſtſucht gar nicht, er ift ja felbft nur aus 
Selbftfuht, nämlich aus dem Selbfterhaltungstrieb der Individuen hervorgegan- 
gen, er fhränft fie nur ein. Er ift ein nothwendiges Uebel, feine Glieder find 
nicht innerlih verbunden, nur aus Gelbftfucht läßt fich jedes in feinen Gelüften 
befhränfen, ganz atomiftifch lagern fie nebeneinander, es ift feine Sittlichkeit in 
diefem Staate. Er felber ift nur der mädhtigfte Egoift, er fucht fi im Dafein 
zu erhalten und weil er es kann, hat er das Recht, jeden Einzelnen, ver feine 
Eriftenz gefährdet, zu vergewaltigen, d. h. zu beftrafen. Wird ein Einzelner durch 
einen Andern in feiner Exiſtenz bebroht, fo ift eigentlih der Staat bedroht, da— 
ber übernimmt biefer die Rache, er richtet den Störer der gemeinfamen Ordnung 
im eigenen Interefje der Selbfterhaltung. Der Staat ift verpflichtet, um fein eige- 
ner Herr zu fein, die Urfahen der Furcht und Hoffnung aufrecht zu halten, 
fonft Hört er auf, ein Staat zu fein, 

Im Staat hat offenbar jeder Einzelne um fo weniger Net, als die Andern 
zufammen mächtiger find, als er. Er bat nur foviel Macht und Recht, als ihm 
die gemeinfame Macht und das gemeinfame Recht der Andern zufommen läßt. 
So viel Recht fällt ihm zu, als mit dem Beftand des Staates, mit der allge- 
meinen Sicherheit verträglich ift. Die auf folhe Weife im Staate Berbundenen 
nennt man Bürger, fie haben gewiffe Rechte und Pflichten, aber nur unter 
der Beringung der Pflicht, d. h. der Selbftbejchränfung, haben fie auch Rechte, d. h. 
die Befugniß, die Andern zu ihren Gunften zu befchränfen. Im Staat berrfcht 
das Ganze, die gemeinfame Macht, unter der Form ber Gefege. Wenn die Be- 
forgung der Regierung einer Rathöverfammlung zufommt, die aus dem Bolfe 
hervorgeht, dann ift die Staatsperfaffung demokratiſch; liegt fie nur bei einigen 
Auserwählten, jo nennt man fie Ariftofratie; fteht aber die Leitung des Gemein- 
wejens oder die Regierung bei Einem, fo ift die Monarchie vorhanden, — Offen- 
bar herrſchen die Gefege nur dann, wenn die Bürger gehorden. Kein Bürger 
ober Untertban hat daher das Recht, die Befchlüffe und Gefege des Staats nad 
feinem Sinn auszulegen; aud wenn er jene für Unrecht halten würde, ift er 
verbunden, fie zu befolgen, das offenbar BVernunftwidrige müßte er thun mit 
Rüdfiht auf das Gute, das ihm durch die Berfaffung zufließt. Der Staat, 
mit den höchſten Rechten ausgeftattet, muß, weil er das Recht und die Pflicht 
ver Gelbfterhaltung hat, jeden Bürger, ber ben Gefegen nicht gehorchen will, 
zum Gehorfam zwingen. Aber er darf nur das erzwingen, was fi erzwingen 
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laßt, nur fo weit feine Macht reicht, reicht fein Recht. Nur Handlungen, bie in bie 
Sichtbarkeit treten, lann er erzwingen; nicht aber das, was ſich in der Inner- 
lichkeit des Menſchen hält, nicht die Gefinnung; bie Freiheit des Denkens und Ge— 
wiffens darf er nicht antaften wollen, da er fie auch nicht antaften kann, denn 
das Innerfte des Menfhen entzieht fi feiner Macht. Die Neligion und vie 
Wiffenfhaft muß frei fein, um fo mehr, ald aud in der Eingehung des Staats- 
vertrags Feiner feine Innerlichkeit gefangen gibt und gefangen geben kann, weil 
er dann auf feine Menfchenwärbe, alfo auf fi, infofern er Geift ift, verzichten 
würbe, was das Naturreht, welches die Selbfterhaltung fordert, nicht einmal 
erlaubt. 

Indem der Staat die Einzelnen einfchränft, beftimmt er, was recht und 
unreht, gut und böfe ift. Im Naturzuftand hatten ſolche Begriffe feinen Sinn, 
erft durch den Staat wurben fie gejegt und find demnach nur relatin gewor- 
dene, künſtliche Begriffe, Satzungen. Im Naturzuftande gibt es feine Sünde, 
oder, wenn Einer fündigte, fo fündigte er nicht gegen einen Anbern, nur gegen 
fich felbft; denn nad dem Rechte der Natur ift Niemand verpflichtet, nad einem 
Andern fih zu richten und etwas für gut oder böfe zu halten, was nach feinem 
Urtheil nicht gut oder böfe iſt. Nach dem Naturrechte ift Niemandem etwas burch- 
aus verfagt, mit Ausnahme veffen, was er nicht fann und was ihm darum auch nicht 
verboten zu werben braudt. Sünde aber ift eine Hanblung, die nicht mit Recht 
gefchehen kann. Gerechtigkeit ift den Geſetzen des Staates zu gehorchen, der Wider⸗ 
fpruch” dagegen ift Ungerechtigkeit. Damit fallen die Begriffe des Guten und Böfen, 
der Tugend und Sünde zufammen, Wie, ftreng genommen, Sünde und Gehorfam, 
fo fann aud Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit nur im Staat gebadht werden, denn 
es findet ſich nichts in der Natur, von dem man mit Recht behaupten könnte, 
daß es dem Einen und nicht aud dem Andern gehört, Alles gehört vielmehr 
Allen, wenn fie nämlid die Macht haben, es fih anzueignen. Im Staat aber, 
wo nach gemeinfamen Rechte entfchieden wird, was Diefem und was Jenem eigen 
ift, heißt derjenige gerecht, der den feiten Willen hat, Jedem das Seine zu geben; 
ungeredht aber Jener, der das, was einem Andern gehört, fi aneignen will, 

Nur jene Etaatsverfaffungen find berechtigt, die durch freie UWebereinftim- 
mung Aller gebildet wurden, wo ber Machthaber aus übertragener Madt- 
volllommenheit handelt. Diejenige Regierung ift die befte, wo die Menfchen 
einträchtig leben und ihre Rechte umverlegt erhalten werden. Das befte Leben ift 
aber das, in weldhem Vernunft, wahre Tugend, kurz das Leben des Geiftes 
gegeben iſt. Es iſt nit der Zweck des Staats, Menſchen aus vernünftigen 
Geſchöpfen zu Thieren oder Automaten zu machen, fondern daß ihr Geift und 
Körper ihre Funktionen ohne Gefahr vollziehen, daß fie fih ihrer freien Ber 
nunft bedienen, nicht in Haß, Zorn und Betrug miteinander ftreiten und ſich 
befeinden. Die Freiheit ift im legten Grunde der Endzweck des Staats. In der 
demofratifchen Verfaſſung dürfte diefes Ziel am eheften realifirt fein. 

Nachzutragen ift noch, daß ©. gegen die rechtliche Gleichſtellung des 
weiblihen Geſchlechts mit dem männlihen damit argumentirt, daß die Frauen 
von Natur aus ſchwächer feien als die Männer, daher mit ber geringern Macht 
aud nur geringeres Recht beanfpruchen bürften. 

Im Berhältnig der Staaten zu einander wiederholt fih der Naturzuftand, 
Zwei Staaten verhalten fich zu einander wie zwei Menſchen im Naturzuftande, 
nur darin verſchieden, daß fi der Staat vor der Unterbrüdung durch einen an- 
dern befjer hüten kann, als der Menſch im Naturzuftande, ver mir Schlaf, phy— 
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fifcher und pſychiſcher Krankheit, mit dem Alter und andern Widerwärtigkeiten zu 
ringen bat. Jeder Staat ift infoweit fein eigener Herr, als er für ſich forgen 
und gegen die Unterbrüdung durch einen Andern fih behaupten kann; fowie er 
aber dieſen fürchtet oder von ihm verhindert wird, feinen Willen auszuführen, 
oder endlich ihn zu feiner Erhaltung nöthig hat, ift er von ihm abhängig. Von 
Natur aus find zwei Staaten Feinde, jeder hat das Recht, den anderen zu befriegen 
und zu umterwerfen, wenn er die Macht dazu bat. Staaten verbinden ſich nur 
aus Eigennug und ihr Bündniß bleibt fo lange beftehen, als ihr Eigennug, ihre 
Furcht vor Schaden oder ihre Hoffnung auf Gewinn, dabei ihre Rechnung finden. 
Fällt diefer Grund hinweg, fo löst fih das Band von felbft auf und fomit Hat 
jeder einzelne Staat das Recht, nad) Belieben Bündniſſe zu löfen. Bellagt fich 
der andere Staat über Treubrud, jo kann er in Wahrheit nicht die Handlungs— 
weife des andern Staats, fondern nur feine eigene Thorheit verdammen, wonach 
er fein Heil einem andern, ver fein eigener Herr und für ven die eigene Wohl- 
fahrt das höchſte Gut ift, anvertraut hat. Hatte die höchſte Gewalt im Staate 
einem andern, Etwas zu leiften zugefagt, deſſen Schädlichkeit für das gemeinfame 
Wohl der Unterthanen Erfahrung oder Bernunft fpäter darlegte, fo ift fie ver- 
pflitet, ihr Berfprechen aufzuheben. 

Leben und Lehre des ©. tft vielfältig behandelt worben ; eine der gelun- 
genften Darftellungen findet fi in Kuno Fiſcher's Geſchichte ver neuern Philo- 
jopbie I. Bo. 2. Abthl. Vgl. meinen Attifel „Spinoza" in Weftermanns illu- 
ftrirten Monatsheften Br. XI. ©, 92 ff. Johannes Huber, 
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Il. Staatsbegriff. IV. Verſchiedenheit der Staaten. Staatsgattun- 
U. Entſtehung und Untergang der Staaten. gen. Staatsarten. Staatöformen, 
IN. Staatöjwed. V. Wandlung ver Berfaffungsformen. 

I. Staatöbegriff. 1. Gegenfag von Staatsbegriff un Staats— 
idee. Wenn die Wiſſenſchaft den wirklichen Staat in feinen wejentlihen Grund» 
lagen und Eigenjhaften erfennt und barftellt, jo bildet fie ven „Staatsbegriff“; 
wenn fie das reine Urbild aufzeigt, welchem die Menfchen in ver Verwirklichung 
des Stantes, als dem höchſten Ziele deſſelben, nachftreben, fo zeichnet fie die Staats- 
idee. Das Staatsrecht hält ſich an ven Staatsbegriff, vie Politik Hat auch die Staats- 
idee vor Augen. Jener iſt gefhichtlich gegeben, dieſe vorzugsweiſe philojophifch zu be= 
gründen. Da das wirkliche Leben ver Menſchen durchweg hinter dem Urbilde zurüd- 
bleibt, welches fie anftreben, fo bleibt auch der wirklihe Staat gewöhnlich hinter 
dem Ideale zurüd, weldes ven evelften und meijeften Staatsmännern als bie 
höchſte Lebensaufgabe vorſchwebt. 

Aber auch der Begriff des Staats, den die Wiſſenſchaft unter dem Volke 
in Umlauf bringt, trifft nicht immer mit der Wirklichkeit zuſammen. Wir müſſen 
es mit Beſchämung geſtehen, die neuere Staatswiſſenſchaft hat nicht blos zuweilen 
unnatürliche und unbrauchbare Staatsideen ausgeſprochen und dadurch zu gefähr— 
lichen und verderblichen Handlungen verleitet, ſie hat auch durch Ausprägung und 
Verbreitung falſcher Staatsbegriffe Verwirrung geſtiftet und an vielem Unheile 
eine geiſtige Mitſchuld auf ſich geladen. Es iſt nichts weniger als gleichgültig, 
wie ſich die Menſchen, Fürſten und Völker, den Staat denken, denn je nach 
ihrem Gedanken vom Staat beſtimmen ſie zu großem Theile ihr Leben im Staate. 

2. Geſchichtliche Entwicklung. Der eigentliche Staatsbegriff gehört 
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erft der europäiſchen Böltergefchichte an. Der ältere Drient hatte es nie dahin ge: 
bracht, den Staat aus der Knechtichaft fei es eines Gottes ober feiner Priefter: 
ſchaft, fei es eines göttlich verehrten Despoten, zu freier menſchlicher Gelbftbe- 
ſtimmung zu erweden. In den Gottes- oder ben Despotenreihen des Orients blieb 
ver ftaatlihe Trieb gebunden und verfhlungen mit religtöfen Einrichtungen und 
Kenntniffen. Erſt in Griechenland offenbarte fih ein felbftändiges Staatsbemwußt- 
fein umb e8 entftand zuerft da eine Staatswiſſenſchaft. Der Staat wurde in feiner 
menfhliden Grundlage erfannt und dem Wirken des felbftbewufßten Wil: 
lens in ihm Freiheit verichafft. 

Aber in der antiten Weltanfiht ver Hellenen und ber Römer wirb ber 
neue Staatsbegriff noch überfpannt. Der Staat wirb von den Hellenen als die 
wahre Erfüllung und Darftellung ver gefammten Menſchennatur beirad- 
tet und verehrt. Die einzelnen Menfhen ald Individuen gelten nichts im Ber- 
gleich zu dem großen, übermächtigen Staatsganzen und fogar die einzelnen Bürger 
werben nur als Glieder des Staats, als Bruchftüde des Volles anerkannt. Die 
Römer haben zwar in manchen Beziehungen den Staatsbegriff glüdlich fortgebil- 
det, voraus indem fie das Recht von der Moral unterfheiden und den Staat 
auf das jus als feine Grundlage und die salus publica als fein Ziel hinweifen, 
enbli indem fle ihn als Volksſtaat (constitutio populi) erklären. Aber in jener 
wichtigen Hinficht leidet auch ber römifhe Staatsbegriff. nod an der hellenifchen 
Uebertreibung. Auch der römifche Staat beherrſcht alle Lebensverhältniffe mit ab⸗ 
foluter Macht und. in göttlichemenfhlicher Majeftät. Der Staat ift Alles, 
der Einzelne für fih ift nichts. (Bgl. die Art. Hellenifhe und Römische 
Staatsibee.) 

Das Hriftlide Mittelalter bat infofern einen bebeutenden Fortſchritt 
des Stantsbegriffs eingeleitet, als e8 den Gegenfag der Kirche und des Staats 
zu zwei in ſich vollendeten Organismen ausgebildet und das religißfe Gefammt- 
leben von der zwingenden Macht des Staats im Princip befreit hat. Uber nad) 
andern Selten hin hat dasfelbe gegenüber der Ausbildung des antiken Staates 
erhebliche Rüdfchritte gemacht, indem es theilweife wieder in vie theofratifhen An- 
ſchauungen des Drients zurüdgefallen ift und die Stuatsgewalt von Gott als 
Dbcrlehnsherrn abgeleitet und dadurch ben Staat in eine ungerechtfertigte Ab— 
bängigfeit von der Kirde gebracht ‚hat, fobann, indem es bie geiftig-fitt- 
liche Beventung des Staats verbunkelt, ven Staat nur al Leib im Gegenſatz zur Kirche 
als Geift aufgefaßt und feine Einheit in eine widerſpruchsvolle Menge ſelbſtändiger 
Theile aufgelöst hat. Trog jenes Fortfchrittes ift dem Mittelalter fo der Staats- 
begriff wieder verloren gegangen. Es kannte Könige, Fürften, Stände, Herr— 
haften, Stäbte, Länder, aber nur fehr unvolllommene Staaten. (Vgl, den Art. 
Meittelalterlihe und moderne Staatsidee.) 

Erft im Zeitalter ver Renaiffance wird das Staatsbemußtfein wieder leben- 
dig, geweckt und genährt von ber antiten Litteratur und von ben Lehren der 
römifchen Iurisprudenz. Über nun zunächſt wieder in Form dev abfoluten 
Souveränetät, welde freilich durh ven Fortbeſtand einer felbftändigen Ge— 
ftaltung der religiöfen Gemeinfhaft in der Kirche ermäßigt und beſchränkt wird, 

Wichtiger nod war eine zweite Beſchränkung des Staatsbegriffs, die eben» 
falls im Mittelalter vorbereitet worben ift und im mobernen Staate allmälig zur 
Geltung gelangt. Im Gegenfage nämlich gegen den Haffiihen Staatsbegriff ent- 
widelte fih ver perfönlihe Freiheitstrieb ver Germanen und übte 
während des Mittelalter8 einen mächtigen Einfluß aus auf alles politifche Leben. 
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in der Grunbverfaffung der germanifhen Völker erfcheint vie Selbftänpig- 
feit ber freien Männer und ihrer manderlei Genoffenfhaften fo jehr 
als das Wefentlihe, daß es der römifchen Erziehung ſchwer wird, fie zur Unter- 
ordnung unter das Staatsganze zu bringen, und ſelbſt die nothbürftige Einheit 
welche in dem fräntifhen Reiche gewaltfam hergeftellt wird, im Lauf der Zeit 
wieder zerfällt. Der individualiſtiſche Grundzug einfeitig auf bie Spige ge= 
trieben, führt zu dem Sage: die Individuen find allein von Werth, 
der Staat ift nidts als eine Einrihtung zur Gidherung ber 
perfönlidhen Rechte. So mangelhaft und unftaatlidy im Grunde dieſer Individua— 
lismus erfcheint, den die Germanen vorzüglich in ver Weltgefhichte vertreten, fo bat 
er doch zwei für tie Vervollkommnung des Otaatsbegriffs ſehr wichtige Folgen ver- 
urſacht. Ihm vornehmlich ift e8 zu verdanken, daß die Staatsverfaffung mit dem 
Geifte ver Freiheit und mit der Achtung der verfchiedenen Beftanbtheile des Einem 
Ganzen erfüllt und daß die große Wahrheit erfannt worden ift, die Individuen 
haben aud eine ihnen eigene nicht vom Staat abhängige und nidt dem Staat 
gewidmete Eriftenz. Seit dieſer Einfiht war die Beſchränkung der Staats- 
gewalt aud in ven Verhältniffen der Menfhen zu einander gegeben und bie 
perfönlihe Freiheit im Princip anerfannt. 

3. Moderner Staatsbegriff. Auf diefen Grundlagen beruht der mo» 
derne Staatöbegriff, deſſen Machtfülle und Hoheit an ven antifen Staat erinnert, 
deſſen Beihränfung auf das weltlihe Gemeinleben im Gegenſatz zum religiöfen 
der Kirche dem Chriſtenthum, und deſſen Adhtung ver individuellen Freiheit dem 
germanifchen Charakter vorzugsweife zu verbanfen iſt. Diefen modernen GStaatd- 
begriff tiefer zu erfaffen und fhärfer zu begrenzen, ift num bie Hauptaufgabe ver 
neuern Staatswiſſenſchaft. 

Der gewaltige Gegenfag aber der antiken und der germanifhen Grundanficht 
ift auch in der heutigen Wiffenfhaft noch nicht ganz verfühnt. Die einen über- 
fehen heute noch über dem Gtaatsganzen bie einzelnen Berfonen und fallen 
fo mehr ober weniger in bie helleniſch-römiſche Uebertreibung bes Gtaats- 
begriffs zurüd, dem fie dann al8 einem abfoluten Despoten bie perfönliche Freiheit 
opfern. Die Andern, deren Meinung in der neuern Wiffenfhaft ftärker vertreten 
ift, verfallen in die entgegengefette Einfeitigfeit und laufen dann Gefahr, bie 
neu gewonnene Stantseinheit und Staatshoheit wieder aufzulöfen und das geglie- 
derte Ganze zu loderem Staub zu zerreiben. Dort droht der Despotismus ber 
Staatsgewalt, hier die Anarchie. Nicht leicht bethört der erfte Irrthum, wenn ex 
in feiner reinen, antifen Geftalt erfcheint, bie heutige Welt; gefährlicher wirb er, 
wenn er fi in ein theologifhes Gewand verhält und als Gottes Ordnung 
unter den Menfhen Glauben, Unterwerfung und Gehorfam forbert. Das ift der 
Charakter der Staatsidee aus der Zeit König Ludwigs XIV., bie in unfern 
Tagen durch Stahl in etwas verfeinerter Form wieder erneuert worden ift. Zwar 
verlegt diefe Miſchung des antiten Gedankens mit orientaliſch-jüdiſchen Ueberlie- 
ferungen das moderne Geiftesbewußtfein heftiger, als ver reiner gehaltene antike 
Staatöbegriff, der wie der moderne doch menſchlich-verſtändig ift, aber 
weil fie von den kirchlichen Autoritäten empfohlen wird, durch vie Tradition ber 
legten Jahrhunderte geheiligt fcheint und fomohl der Herrſchſucht der Machthaber 
ald dem gläubigen Sinn und der zur Dienftbarfeit geneigten Gewohnheit Bieler 
wohl behagt, jo findet fie dennoch eher Eingang und Beifall. 

Berbreiteter ift der zweite Irrthum, der auch mehr dem modernen eben 
und Denken entfprungen ift. Eine Zeit lang war er, zwar nicht in ber Praxis, 
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aber in der Theorie geradezu herrfchend geworben. Nicht blos Rouſſeau (f. diefen 
Art.) erklärte den Staat als eine willkürliche Einrihtung der Individuen, 
welche, um mehr Sicherheit zu erreihen, durd einen Gefellfchaftsvertrag zufam« 
mentreten; zu Ende bes vorigen Jahrhunderts war das fo ziemlich vie gemeine 
Lehre in Franfreih, in England und Deutſchland. Auch heute noch betrachten 
namhafte Staatsgelehrte den Staat leviglih als ein Mittel für die Zwede ver 
Individuen, nur von weitern Umfang und größerer Macht als eine Affeluranzan- 
ftalt oder irgend eine Altiengeſellſchaft. In ihrer konfequenten Darftellung fagt biefe 
atomiftifche Staatslehre: „die Individuen allein find Grund und Zwed 
des Staats. Aus individuellem Willen entfteht der Staat, von dem individuellen 
Willen bleibt er abhängig. Er hat fein Leben in fi, Keinen eigenen Zwed, Er 
dient ausschließlich ven individuellen Bebürfniffen und Intereffen, inwiefern er das 
nicht thut, ift er verwerflih und unbrauchbar. Was man Staatswillen heißt, ift 
nur Zufammenfaffung von einer Menge, wo möglih allen Individualwillen, Statt 
Aller genügt die Mehrheit, nicht weil das an fich recht, aber weil es unentbehr- 
ih ift, um eine erdachte Einheit künſtlich hervorzubringen. Urfprünglih find 
die Individuen fouverän, im Verfolg übertragen fie ihre Souveränetät auf ihren 
Verein, beziehungsweife auf die Mehrheit in demſelben.“ Man fieht, wie ſtark 
die Neigung biefer atomiftifhen Lehre ift, zugleih den Staat als eine bloße Ma- 
fhine zu erklären und Alles in mechanischer und arithmetifcher Weife zu be- 
gränden und zu orbnen, Mit ver atomiftifchen verbindet fih dann die medha« 
niſche Staatslehre. 

- 4 Drganifhe Natur des Staates, Auf vie organifhe Natur 
von Bolf und Staat wieder aufmerffam gemacht und den Anftoß zu der orga- 
nifhen Staatslehre gegeben zu haben, ift hauptſächlich das Verdienſt der deut— 
ſchen hiſtoriſchen Rehtsfhule. Damit war vie atomiftifche Betrachtungsweiſe wider» 
legt, welche über ven Einzelnen das Ganze vergeffen Hatte. Wie das Delgemälde 
etwas anderes ift als eine Anhäufung und Bertheilung von farbigen Deltropfen, 
und eine Statue etwas anderes als eine Verbindung won Körnchen Marmor, und 
wie der Menſch nicht blos eine Menge von Blutkügelhen und Zellengefäßen ift, 
fo ift auch das Volk nicht eine bloße Summe von Einzelnen und ber Staat 
nit eine bloße Anhäufung von äußern Einrichtungen. 

Wir heißen die Naturgefhöpfe Organismen im eigentlihen Sinn 
des Wortes, weil wir: 

a) in ihnen eine Gliederung wahrnehmen, d. h. eine Bildung von Theilen 
mit velativem eigenen Trieb und Leben, die daher je nad dem wechjelnden 
Lebensbedürfniß verfchienenes thun, aber vie hinwieder zu Einem Ganzen 
zufamimengefügt find, deffen Eines Gefammtleben alle Glieder zufammenhält und 
durchdringt, weil wir ferner , 

b) in ihnen eine Verbindung von leiblich-materiellem und von 
belebt-ſeeliſchem (das Wort im weiteften Sinne genommen) zu Einem 
Dafein und Leben erkennen, 

e) weil fie eine Entwidlung von Innen heraus und ein äußeres Wad 8: 
thum haben. 

In allen diefen drei Beziehungen unterfcheivet fih die Mafhine von bem 
Organismus. Sie hat wohl auch Theile, und zumeilen verfchiebenartige, aber 
immer Dasfelbe und in gleider Weife vollziehenve Theile, Feine befeelten lieber, 
fie wird nur von dem menfchlichen Geifte außer ihr bewegt, aber ift in ſich leb— 
los, fie wächst nit, wenn gleich fie vielleicht durch den Gebrauch verbirbt, Da- 
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gegen zeigen fi im Volk und Staat ganz viefelben Erfheinungen, wie in den 
Naturweſen. 

a) In ver Staatsverfaſſung und in den Staatsämtern offenbart ſich die 
Gliederung des Stantsförpers. Jedem einzelnen Amt wohnt ein befonderer Charakter 
und Geift inne, der nicht verwechjelt werden darf mit dem Charakter und Geift feines 
jeweiligen Trägers und einen unverfennbaren Einfluß übt auf deſſen Verhalten, 
jedes Amt bat feine wechſelnden Aufgaben nicht in mafchtnenartiger Weife gleidy- 
mäßig nnd gedankenlos abzufpinnen, fondern je nad den Bedürfniffen mit einer 
gewiſſen Freiheit zu erfüllen, und es find alle diefe Aemter zu einem einheitlichen 
Körper verbunden, deſſen Gefammtmwillen fie einigt und beftimmt. 

b) Ueberall zeigt fih ver Staat ald Berbindung von Geift und Leib. 
Sein Geift ift der Eine Volksgeiſt, fein Wille der einheitliche Volkswille. Sein 
Körper iſt feine Berfaffung, mit al’ ven geftalteten Organen ver Repräfentation 
des Ganzen, welche den Staatöwillen als Geſetz ausſpricht, dem Haupte, welches 
regiert, der Aominiftration, die verwaltet, ven Gerichten, welche bie Staats— 
gerehtigteit handhaben, den Pflegeämtern jeder Art, welche für die gemeinfamen 
Interefien forgen, dem Heere, welches die Stärke des Staats darſtellt. Charalter 
und Geiſt der verfchiedenen Völker und Staaten find verſchieden, und eben darauf 
beruht der Fortfchritt des Menſchengeſchlechtes; indem bie Völker mit einander ringen 
und einander ergänzen, entwidelt ſich die Menfchheit zu reicherem Leben. 

ce) Endlich haben aud die Bölfer und Staaten ein ihnen eigenes Wadhs- 
thum, verfhieden von dem Wahsthum der Einzelnen. Die Perioden der Völker und 
der Staatengeſchichte, die fich nach großen , ein einzelnes Menfchenleben überfchrei- 
tenden Zeiträumen bemeffen, haben ihren befondern Charakter, der ſich auch den leben- 
den Individuen wie eine höhere Geſammtmacht aufnöthigt, und fie find zu Einem 
großen Gefammtleben verbunden, das ſich in der Gefchichte des befondern Volks— 
und Staates als ein zufammengehöriges Ganzes darſtellt. Die Kindheit der Völker 
bat einen andern Charafter als ihr reifes Alter und jeder Staatsmann ift ge- 
nöthigt, die Lebenszeit, im welder der Staat fteht, zu beachten. Auch Hier gilt 
die große Lebensweisheit: Ein jedes Ding hat feine Zeit. 

Treilih ift e8 wahr, der Staat ift nicht wie das Thier oder der Menſch ein 
organifhes Naturgefhöpf. Er hat nicht ebenfo wie dieſe, einen ſichtbaren Natur- 
Ieib, ver ihn von allen andern Gefchöpfen trennt und als eigenartiges Indivi— 
duum mit eigenem Leben handgreiflich darftellt. Er ift vielmehr, obwohl ein Ganzes, 
zufammengefügt aus Einzelmenfchen, welde felber ein Jever wieder ein Ganzes und 
eine ihm eigene Geftalt und ein befonberes Leben hat. Sein Geift kann nicht 
Ieben, wenn nicht getragen von dem Geifte ver Cinzelmenfchen als natürlichen 
Berfonen , fein Leib ift gebunden an die Erfüllung durch die leibhaften Einzel- 
menſchen. Der Staat ift eben fein unmittelbares, Tein primäre Naturprobuft, 
fondern eine menſchliche Schöpfung, eine in gewiſſem Sinne fünftliche Nachbildung, 
ein Kulturbegriff, fein Naturbegriff. In dem Staat fommen das Volk ober 
die Menjchheit erſt zu ihrem Selbftbemußtfein als zu einer Darftellung ihres Ge— 
fammtlebens. Diefe ſekundäre Schöpfung hat Gott ven Menſchen felbft anheim- 
gegeben, als ihre Aufgabe, und veßhalb bat er nur die Anlage zum Staat 
in die menſchliche Natur gelegt, nicht diefen felbft erzeugt. 

Aus demfelben Grunde ift ver Staat aud nicht einer fo übermädhtigen 
Naturwüchſigkeit unterworfen wie die Naturgefchöpfe. Die Entwidlung des 
Volks und des Staates ift zwar von der Aufeinanderfolge der Zeitalter nicht un« 
abhängig, aber die Nothwendigkeit der gefhichtlichen Folge kann doch leichter durch⸗ 
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freuzt und mobifichrt werben durch die perſönliche Einwirlung ber individuellen 
That. Auch der Individualwille des Menfchen übt auf das Schidjal des Staats» 
lebens einen oft entfcheidenden Einfluß aus, gerade weil der Staat nur ein mit- 
telbares Wefen ift, veffen Eriftenz von den Menſchen beſtimmt wird. 

Bor biefer organifchen Erkenntniß des Staats mußte nad und nach die ato- 
miftifche Staatslehre zurückweichen. Nicht mehr die freien und gleihen Individuen 
erfchienen nun als die eigentliche Grundlage und ale der alleinige Zwed des Staats, 
Bielmehr erhielt derfelbe in dem einheitlihen Nationalgeift, ver fi in der Sprache 
offenbart, in dem Bollscharakter, der das Net erfüllt, überhaupt in dem Ge— 
meingefühl einer beftimmten zur Darftellung des Oefammtlebens ver- 
bundenen Boltseinheit eine natürlichere Begründung und einen ihm eigenen Staats- 
zwed. Der Staatslörper diente vorerft dem Ganzen; indem der Staat fid) ver- 
volllommnete, wurde das Gefammtbafein volllommener, dann erft diente er 
ben Einzelnen. Er hatte alfo den Hauptzwed in fich felöft und in ver geſammten 
Weltbeftimmung, welche nicht blos die Anlage ver Individuen, fondern ebenfo bie 
Anlage ver Menfhheit enffalten und ausbilden will. E8 war nun verftänblid ges 
worden, weßhalb edle Patristen fi fo opferbereit dem Staate hingeben und weile 
Staatsmänner ihre Geiftesträfte ganz dem Dienfte bes Staates wibmen, weßhalb vie 
einzelnen Bürger auch Gefahren und Leiden Maglos auf fih laden und Gut 
und Blut hergeben, nur um bie Freiheit des Gtantes zu retten ober fein 
Recht und feine Ehre zu vertheitigen, weßhalb den Staat eine Majeftät umftrahlt, 
welche der Einzelne für feine Perfon nicht anfprehen darf. Der atomiftifchen 
Staatslehre mußte das Alles und jede VBaterlandsliebe, wenn fie folgerichtig blieb, 
wie eine Thorheit und eine Schwärmerei erfcheinen. Die organifche Staatslehre 
dagegen fah in dem Staat die herrlichfte Erfcheinung des Volks- und Gefammt- 
lebend und fand jene Verehrung und Hingebung der Einzelnen für das Ganze 
uatürlich und fittlich gerechtfertigt. i 

War fo die organifdhe Natur des Staates, welche der Volksinſtinkt lange zu— 
vor in der Sprade richtig bezeichnet hatte, indem dieſe unbevenflih von Staats- 
förpern und Staatshäuptern redete, von der hiſtoriſchen Schule richtig erfannt 
worden, fo war doch das philofophifche Problem des Einen Staatsgeiftes 
und Staatswillens noch ungelöst; denn logifh war es Har, daß die Sum- 
mirung des Invividualgeiftes und Willens viefe lebendige Einheit nicht zu 
bewirfen vermöge und erfahrungsmäßig ſchien e8 unläugbar, daß Geift und Wil 
len nur in den Einzelmenfhen unmittelbar lebendig erfcheinen. Erſt die Roh: 
meriſche Pſychologie erklärte dieſes Räthſel, indem fie auf den Gegenfag ber Raffe 
und des Individuums binwies, der ſich in jedem einzelnen Menfchen darftellt und 
in Allen ein Do’ppelleben begründet. Jever hat als Individuum einen Indi vi— 
dualgeift für fi allein und wirb hinwieder als eine Erſcheinung ber gemein» 
famen menfhlihen oder Volksart von dem gemeinfamen Raffegeift erfüllt und 
beftimmt. In dem Naffegeift und dem Naffewillen liegt alfo die Anlage zu dem 
Staatsgeift und Staatswillen, dem der Einzelne feinen Sonderwillen in allen ge 
meinfamen Dingen billig unterorbnet. In der Raſſe wurzelt der Staatstrieb, ver 
die Menſchen zufammenführt und die einen emporhebt und bie andern ihnen frei— 
willig unterorbnet. Die Organifation des Staatskörpers, die Staatsverfaj- 
fung ift die Verwirklihung jener Anlage und die Erfüllung diefes Staatstriebes. 
(Bol. den Art. Raffe und Individuum.) * 

5. Perſönlichkeit des Staats. Der Staat iſt ferner ein lebendiger 
Organismus, nicht etwa nur eim fehr uneigentlic fogenannter „Organismus von 
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Einrichtungen,“ er iſt ein beſeeltes Kulturweſen, ein Organismus der höchſten 
Art, d. h. eine Perſon, freilich keine leibhafte Perſon im natürlichen Verſtand, 
aber eine ſittlich-geiſtige Perſon im Sinne des Rechts und der Kultur. Unter 
Perſon, im natürlichen und geiſtigen Sinne, verſtehen wir ein Weſen, dem wir 
Selbſtbewußtſein und Sprache, mindeſtens als Anlage zuſchreiben. Perſon im recht⸗ 
lichen Sinne iſt ein Weſen, welches mindeſtens die Anlage zum Rechtswillen 
hat und welchem daher Rechte zukommen; Perſon im ſittlichen Sinne heißt ein 
Weſen, das ſeiner Pflichten bewußt werden kann und für ſeine Handlungen ver— 
antwortlich iſt. Der Staat iſt daher eine Perſon, denn er hat Organe, durch 
die er den ihm eigenen Staatswillen ausſpricht, durch die er handelnd in das 
Menſchenleben eingreift, er beſitzt Rechte, er hat ſittliche Lebensaufgaben. Aber 
voraus iſt er eine Rechtsperſon und eine politiſche Perſon. 

Man hat auch in neuerer Zeit noch die Perſönlichkeit des Staates geläugnet. 
Sie iſt aber nicht blos für das Völkerrecht unentbehrlich, ſondern ebenſo für das 
Staatsrecht und die Politik. Das ganze Völkerrecht beruht darauf, daß die Staaten 
als Perſonen mit einander in Verkehr treten und zu einer großen Menjhheits- 
familie verbunden find. Die Staaten erkennen einander an, vereinbaren mit ein» 
ander Verträge, führen wider einander Krieg, ſchließen Frieden. Das ift nicht 
etwa uneigentlid jondern recht eigentlich geſprochen; die Fürſten und Regierungen, 
welche bier handeln, thun es lediglich als Mepräfentanten ihrer Staaten. Nur 
daraus erflärt es fich, daß die Staatdverträge fortwirfen, wenn gleih vie Per— 
fonen oder Regenten, welche fie abgeſchloſſen haben, und fogar die Dynaftien 
wechſeln, aud) dann no, wenn durch Revolutionen, Ufurpationen, Eroberungen 
der legale Zufammenhang zwifchen ver frühern und ver folgenden Regierung ab- 
gebrochen wird. Die Kontinuität des Staates, ald einer völkerrechtlichen Perfün- 
lichkeit dauert fort, wenn glei die Staatsverfaffung ſich ändert. 

Aber auch nah Innen zeigt und bewährt fich die Perfönlichkeit des Staates. 
Wo diefelbe nad Innen noch nicht anerkannt ift, da haben wir noch barba- 
rifche oder noch halb>privatregtliche, noch politiſch unentwidelte Zuſtände. Es ift nicht 
ein Vorzug des germanifhen Mittelalter vor der römifhen Civiliſalion, daß 
damals die deutfhen Fürften und Stände ihre politifhen Rechte und Pflichten fo 
privatperfönlich faßten, wie inbividuelle oder Familienangelegenheiten. Eben 
darin zeigt es fih, daß ihre Staatsidee noch privatrechtlic gebunden, unklar und 
unentwidelt war. Die ftaatöfundigeren Römer hatten die Perfünlichkeit des Staats, 
de populus Romanus und ber respublica Romana ſchon in den Zeiten der rö- 
mifhen Republit verftanden. Die erften Erfinder des Begriffs Perfon haben be _ 
reits die Anwendung bdesfelben auf den Staat, als die organische Bolkseinheit 
vollzogen, und der neueren Wiffenfchaft bleibt nur die Aufgabe, diefen Gedanken 
tiefer zu begründen und im Einzelnen weiter auszubilden. Ohne vie Annahme der 
Perfönlichkeit des Staates find die Natur und die Autorität des Geſetzes nicht 
zu erflären, denn das Geſetz geht aus dem einheitlihden Staatswillen 
hervor, nicht aus einem Vertrag, es ift nicht ver Willensausprud einer Summe 
von Deputirten, Senatoren, Rechtsgelehrten u. f. f., welde bei ver Bearbei- 
tung des Gefeges als Kammermitgliever oder fogar als Nevaktoren zufammen 
wirken. Ob viefe Individuen für ſich basjelbe wollen, was das Geſetz ausfprict, 
ift unerheblih für deſſen Wirkfamfeit. Auch wenn fie Alle inbividuell das 
Gegentheil wollten und lediglich einer politifchen Nothwendigkeit gehorchend, fich 
herbeigelaffen hätten, das Geſetz zu votiren, fo würde dasſelbe doch gelten. 
Es kommt nicht felten vor, daß einzelne Kammern einem Gefege ihre Zuftimmung 
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geben oder daß Fürſten vasfelbe fanktioniven, obwohl mit deſſen Inhalt bie 
Individuen als ſolche gar nicht einverftanden find, fie ftimmen zu, weil das Staatd- 
interefle e8 fo erforbert, und orbnen bie individuelle Meinung dem Geſammtwillen 
unter, der als Staatswillen im Gefeg verkündet wird. Der ganze gefeßgebenve 
Körper ift nur ein Organ des Staatslörpers, um den Staatswillen hervorzubrin- 
gen, d. b. die Perfönlichkeit des Staates zur Geltung zu bringen und die Auto- 
rität, welche das Geſetz in dem Sinne beanſprucht, daß alle Einzelnen ſich ihm 
unteroronen müfjen, hätte feinen Sinn, wenn fie nicht ihre Quelle hätte in der 
lebendigen Gefammtperfon des Staates, welcher ale Ganzes über feine Theile und 
Glieder Macht hat. 

Zu demſelben Reſultate gelangt man, wenn man irgend eine andere Ver— 
richtung eines ſtaatlichen Amtes oder einer ſtaatlichen Gliederung prüft. Ueberall 
dienen dieſe Organe dem Staate ganz ſo wie die Organe des menſchlichen Kör— 
pers dem Menſchen dienen, um ben Staatsgeiſt und den Staatswillen, die Staats— 
gerechtigleit und die Staatsforge wirkfam zu machen, d. h, wieder die Staats— 
perfönlichkeit aud im Gegenfage zu den Einzelperfonen und fogar nicht felten 
auch im egenfage zu dem Privatwillen ver handelnden Beamten zu offenbaren, 

Der Staat ift die höchſte Rachtsperſon, vie es gibt, denn er ift ———— alles 
Recht auch der Privatperfonen zu ordnen und zu handhaben, und alles öffentliche Recht 
ift geradezu von ihm abgeleitet und ihm unterthänig. Nichts hindert den Staat, in 
privatrechtliher Beziehung, aud ala Brivatperfon zu erfheinen, Er thut es, 
indem er Privatvermögen erwirbt und darüber verfügt gleich einer andern privatredhtli» 
hen Genofjame oder Körperſchaft. Aber vie eigentlihe Staatsperfönlichkeit gehört nicht 
dem Privatrecht an, fondern ift ein Grundbegriff des öffentlichen Nedts. 
Er ift die höchſte öffentlich- wechtliche Perfon. Aber weder die einzige, 
noch eine abfolute Berfon. 

6. Männlider Charakter des Staats. Es gibt außer dem Staate 
noch andere Gefammtperfonen und nicht blos privatredhtliche, Über bie er felbft- 
verftändlich als weſentlich öffentlich-rechtliche Perſon emporragt. Die Gemeinden 
haben auch eine rechtliche Eriftenz und eine Perfönlichleit, welde nicht auf das 
Privatrecht beſchränkt ift, fie find auch Kulturweſen; es gibt einzelne Korporationen 
anderer Art, welche vorzugsweije auf gewiffe Gemeinbebürfniffe angelegt find und 
unter Umftänden ebenfalls eine perfünlihe Autonomie haben. Im Mittelalter gab 
es deren mehr als heute. Endlich die Kirche ftellt fi wieder als eine Gefammt- 
perfon bar, in welder die Gemeinfhaft der Gläubigen zu Einem Körper und 
Einem Geifte geeinigt ift. 

Aber es gibt doch nur zwei große Organismen, in welden die Zotalität 
des menfhliden Gemeinlebens perfonificirt wird, den Staat und 
die Kirche. Alle andern Körperfchaften find in ihrer Grundlage, in ihren Zweden 
und in ihrer Erſcheinung nur partiel. Die Gemeinde umfaßt nicht das ganze 
Gemeinleben der Genofjen, jondern nur in der bejondern Beziehung der Wirth: 
ſchafts- und Kulturintereffen des Orts, in den politiſchen ift fie dem Staate 
gänzlich eingefügt und untergeoronet. Die übrigen Körperſchaften find durchweg 
fogar auf einzelne Gefhlehter, Lebensalter und Klaſſen von Perfonen be» 
ſchränkt und umfaflen nicht eine ganze Volksgemeinſchaft der beiten Geſchlechter, 
aller Alter und aller Klaffen. Die Kirche alleim ift ebenfo wie der Staat eine das 
menfchliche Gefammtleben umfaſſende und barftellende Geſammtperſon. Aber die 
Kirche ift ihrem Weſen nad eine religiöfe und moraliſche Oefammtperfon. 
Zur Rechtsperfon wird fie nur, infofern fie der vom Staat anerlannten und 
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geſchützten Rechtsordnung ſich unterwirft. Die Kirche ift menfchliche Gefammtperfon 
zur Öottesverehrung in Form der Anlehnung und Hingebung an Gott, als Dar- 
ftellung bes religiöfen Gefammtlebens, weldhes die Menfhen mit Gott ver 
bindet. Der Staat allein ift menſchliche Gefammtperfon in Form der freien 
Selbftbeherrfhung der gemeinfamen Zuftände, in Geftalt der Rechtsordnung 
als Darftellung bes politifhen Gefammtlebens, weldes die Menſchen mit 
den Menfhen verbindet. Anders ausgebrüdt, im ber Kirche offenbart fid 
die weibliche Seite, in dem Staate die männliche Seite ver gemeinfamen Men: 
ſchennatur. Die Volksſprache hat das richtig herausgefühlt; die Kirche ift eine 
„Mutter, der Staat ift der felbfibewußte „Mann“. „L’6tat c’est Phomme.“ 
(Bluntfchli Pſychologiſche Studien. 1842.) 

Nichts war verfehrter, als die Vorftellung des Mittelalters, daß der Staat 
nur ein Leib, die Kirche aber der Geift fei, welcher dieſen Leib beherrſche. Der 
Staat ift in höherem Grade noch ein Geiftesmefen als die Kirche, weil in ihm 
ver felbftbemußte Menfhenverftand, der denkende Menfhengeift 
alle gemeinfamen Dinge mit Yreiheit orpnet, während bie Kirche mit gerin- 
gerem Selbftvertrauen auf die eigene Geiftesarbeit ver Offenbarung des göttlichen 
Geiſtes ſich gläubig zumenvet und vorzugsweile hre Ab hängigfeit von Gott 
empfindet. Darum erklärt fih der natürliche Zug des Staates zu der freien 
Wiſſenſchaft und die ängſtliche Scheu der Kirche vor ihren Forfhungen. Deßhalb 
fommt dem Staate ganz allein zwingende Autorität unter den Menfchen 
und jene Rechtsgewalt zu, bie jeden Widerſtand auch mit äußern Mitteln 
überwältigt, und hat die Kirche nur eine moralifche Autorität, Feine zwingende Ge— 
malt. 

Der Gegenfag von Regierung und Regierten ift daher nur im Staate 
ausgebildet, aber aud für den Staat nothwendig, benn in ihm fpricht ſich bie 
eigentliche Rechtsherrfhaft aus des Ganzen über die Einzelnen. In der Kirche 
gibt e8 zwar aud leitende und mit Autorität ausgeftattete Aemter und man ſpricht 
aud von Kirhenregiment, aber da biefelbe nur eine moralifche Autorität hat und 
nur infofern Gehorfam findet, als biefer freiwillig geleiftet wird, fo hat bie Kir- 
chenregierung nicht wie die ftantlihe einen wirflichen Nechtscharafter. Ganz ebenfo 
verhält es fih mit der Gefeggebung und dem Gericht, die beide im vollen Sinne 
de? Wortes nur dem Staate und gegen Jedermann zufommen. Wenn während 
des Mittelalters die Kirche ein ſelbſtändiges Geſetzgebungsrecht und Gerichtsbar— 
keit behauptet hat, fo war das ein Uebergriff in das natürliche Staatsgebiet, 
der fich aus der geiftigen Weberlegenheit der damaligen römifhen Kirche über beit 
unbemwußten germanifchen Staat erflärt; der moderne Staat unterwirft mit vollem Recht 
auch die Geiftlihen feinen weltlichen Rechtsgefegen und feiner Gerichtsbarkeit, aber 
ift felbft den Kirchengefegen in Feiner Weife untergeordnet und wenn er nod) eine firch- 
liche Gerichtsbarkeit mit äußerem Rechtszivang gewähren läßt, fo beruht das auf feinem 
freien Zugeſtändniß', das zurüdzunehmen er jederzeit befugt ift. Die Rechtsgewalt 
erfordert menfhlih freie Begründung und Beftimmung und kann deßhalb grund: 
fäglih auch nur dem Staate zuftehen. 

7. Boltsftaaten und Weltreih. Die civilifirten Staaten der Gegen» 
wart find wefentlih Boltsftaaten, indem fie die Gefammtheit von Menſchen, 
die zu ihnen gehören, zu Einem”®olfe einigen und diefem in der Staatsver— 
faffung einen gemeinfamen Körper fchaffen, welcher von dem Volksgeiſte befeelt 
wird. Wie die Römer den Staat als vie constitutio populi erflärt haben, fo kön— 
nen aud wir venfelben die „Berförperung des Bolls" heißen, Dazu muß freilich 
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noch ein Land, ein Staatsgebiet kommen, bamit ber Staat einen feften Boden 
unter feinen Füßen und damit Beſtand habe. 

Der heutige „StaatEbegriff" kann nicht hinter dieſer Anforderung zurüd- 
bleiben ; fein Staat ohne Bolt, Obwohl vie Völker, welche Staaten bilden 
zuweilen nur aus Heinen Bruchtheilen einer größern Nationalität beftehen, fo 
fann doch die größte Familie oder ein einzelner Stand nicht einen Staat befeelen, 
Über die „Staatsidee” kann über jene Beſchränkung hinausgehen und vie Ge— 
fammtheit der Völker hinwieder zu der organifirten Menfchheit verbunden venten, 
d. h. das Weltreich denken. Diejenigen Bolfsftaaten, welche manderlei Nationen 
umfafjen und bereits zu Weltmächten herangewachſen find, wie der alte römijche 
ober ver hentige englifhe, bemeifen die Möglichkeit einer folden Ausdehnung, 
aber find doch noch nicht ald Berwirklihung jener Idee zu betrachten. Die Idee 
des MWeltreihs (ſ. d. Art.) als der männlid organifirten Menſchheit erwartet 
aljo noch von der Zufunft ihre Verkörperung. Das gegenwärtige Staatsreht ruht 
auf engerer Grundlage und das heutige Völkerrecht iſt nur ein ſehr unvollkom— 
mener Berfuch ihrer Darftellung. 

Nah alle vem können wir den modernen Staatöbegriff fo befiniren: Der 
Staat ift das männlid organifirte zu einer ſelbſtändigen und 
Ye Gemeinleben beherrfhenden Perfon gewordene Volk eines 

andee 

II. Eutftehbung und Untergang der Staaten. Die Staaten find 
Erzeugniffe der Geſchichte. Sie haben einen Anfang und ein Ende, Geburt und 
Tod. Dazwifhen bewegt fi ihr Leben. Wenn das Voll organifirt und im Beſitz 
eines Landes ift, dann ift ver Staat da. Wenn das Bolf feine jeibftändige Per: 
fönlichkeit freiwillig oder gezwungen aufgibt oder heimatlo8 wird, dann geht ver 
Staat unter. 

Bon urfprünglider Staatenbilvung, in welcher zugleih ein neues Bolt 
entfteht und ein neues Land befegt wird, weiß mehr die Sage als die Geſchichte 
zu erzählen. Dagegen kennen wir mehrere immer noch urſprüngliche Staatenbile 
dungen felbft aus neuerer Zeit, in denen entweder die von ber Natur beftinmte 
Einheit eines Landes, 3. B. einer Infel oder eines von Bergen eingeſchloſſenen 
Thales oder Küftenfaumes in den daſelbſt wohnenden Menſchen aud das Gefühl 
des Baterlandes gewedt und fie bewogen hat, fi ald Volk zu organifiren und 
einen Staat zu gründen (Form ver Bollsorganijation), ober nod) äftere 
Bälle, in denen ein kriegeriih oder ald Kolonie organifirtes Bolt ausgezogen 
ift und durch Eroberung oder Aulturerwerb ein neues Land bejegt und fo einen 
neuen Staat gefhaffen hat andnahme). Herner find neue Staaten aus 
Berbündung alter Staaten geworden (Konföderation), und zwar in ber 
doppelten Geftalt bald des Staatenbundes, bald des Bunvesftaates, oder durch 
Einigung in ver Berfon des Herrfhers (Union) und zwar in breifacher 
Borm, der Berfonalunion, der Realunion und ber vollen Union, je 
nachdem dieſe Einigung ſich nur auf die Perfon des -Fürften beſchränkte, ver 
zugleich verſchiedene Staaten regierte, oder fih in gemeinfamen Inftitutionen der 
Gefeßgebung, der Regierung, des Gerichts offenbarte, aber in andern Beziehun- 
gen noch den unirten Staateneine relative Selbftändigfeit vergönnt ward, oder endlich 
indem bie Einzelperfonen ber unirten Staaten völlig untergingen in ver Einheit 
des neuen aus ihrer Verbindung entftandenen größern Oemeinwefens, Und wie 
die Konföderation und die -Union neue größere Staaten hervorbringt, fo entftehen 
auch umgelehrt duch Theilung (Exbiheilung) Eines Staates in zwei oder meh: 
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rere Länder, oder durch Losſagung und Abfonderung eines bisherigen 
Theiles eines Staatsgebietes neue Heinere Staaten. Endlich werben durch bie 
Kolonifation ober Berleihung von Hoheitsrechten ober gar burd 
willkürliche An ordnung (Inftitution) einer fremden Macht — bie bebvent- 
lichſte aller Entftehungsformen und die unfiherfte — mande neue Staaten in ab- 
geleiteten Weiſe in's Leben gerufen. 

Dei dieſen gefhihtlihen Entftehungsformen, welde ih in dem 
„Allgemeinen Staatsredht" Bd. I., Bud 3, näher dargeftellt habe, wirken man- 
herlei Kräfte zufammen und äußerſt felten nur ift die Gründung eines Staates in 
reinliher Rechtsform ohne Beimifhung leidenfhaftlicher Gewaltthat vollzogen wor» 
den. Nationales Bewußtfein und nationale VBorurtheile, Weisheit und Thorheit der 
Führer, Freiheitsprang und Herrfchfucht, wirkliche und vermeintliche Bedürfniſſe und 
Interefien, Rechtsanſprüche und Rechtsbrüche, frieblihe Einwirkung anderer 
Mächte und Kriegsereigniffe, Glück und Unglüd find wirkſam bei der Geburt neuer 
Staaten. Aber unerläßlich ift, daß zuden Machtverhältnifſen, welde in der Er- 
Iheinung eines felbftändigen Stantswefens offenbar werben, das geiftige Mo- 
. ment des politifhen Selbftbewußtfeins und das ethiſche vernothwen- 
digen Rechtsſchöpfung hinzukomme. Die Gewalt für fih kann einen Staat 
zerftören, aber fie kann niemals einen Staat gründen. Nur indem die Macht fidh 
mit der Recdtsidee verbindet unb damit zu Recht veredelt wird, wird fie zum 
Staat. 

Aber auch ber Rechtövertrag von Einzelnen vermag nicht einen Staat herborzu= 
bringen. Der Geſellſchaftsvertrag (contrat social) kann privatrehtliche Verbindun— 
gen erflären, aber nicht den Staat Schaffen. (Vgl. die Art. Geſellſchaft, Raffe, Rouffeau.) 
Der organifche, in der Menfchennatur ruhende Staatstrieb, auf melden Ariftoteles in 
dem berühmten Wort [wow sroAırıxov hingewiefen hat, ift bei jeder wahren Staa- 
tenbildung thätig und ift nicht Bertrags- fondern von Anfang an Gefammtwille. 
Möglih, daß er mit befonderer Energie vorzüglih in einem Individuum erwacht 
ift, dann wird viejes Individuum zum Haupt und Fürften werben bes neuen Vol— 
fe8, ober daß er vorzugsweiſe die höhern Klaffen erfüllt, vann ift die Neigung zur 
Ariftofratie da, oder daß er fi gleihmäßig über Alle verbreitet, dann wird ber 
Staat eine demofratifche Unterlage erhalten. Aus dem noch ſchlummernden Gemein- 
gefühl einer Menge von Yamilien und Individuen entmwidelt ſich oft nur ftufen- 
weife in allmäligen Uebergängen das Staatsbewußtſein und vom Centrum aus 
breitet e8 fi) nach und nach aus über die meitere Peripherie ver Geſellſchaft. 
Je nad) dem Grade und je nad der Ausdehnung des Staatsbewußtſeins unter- 
ſcheiden fi die verſchiedenen Staaten. 

Bon großem Einfluß aber auf das ganze Leben eines Staates ift die Form, 
in welder er zuerft entftanven ift. Sie gibt ihm meiftens ein beftimmtes Gepräge, 
bas er nie wieder verliert, jo lange er fortbefteht, zeigt ihm die Richtung fei- 
nes Lebens an, ftellt ihm eigenthümliche Aufgaben und Lebenszwede, ftattet ihn 
mit bejonberer Anlage aus und gibt ihm auch befonvdere Gefahren und Schwierig: 
feiten mit auf den Weg. 

Hat der befondere Staat feine Kräfte allmählig in der Erfüllung feiner 
Tebensaufgabe aufgezehrt, fo geht er dem natürlihen Tode zu, ber vielleicht 
ein Mebergang fein wirb in eine höhere Lebensform, vielleicht Auflöfung in einen 
höher civilifirten und erweiterten Staat. Auch dieſe Auflöfung kann in rein- 
licher Rechtsform vollzogen werben. Aber ſehr oft geht der gefhichtlihe Staat 
gewaltjam unter, durch Krieg, Revolution, Ufurpation, Meiftens ift vie Bildung 
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neuer Staaten mit der Zerftörung alter Staaten verbunden ober fett biefelbe ſogar als 
BVorbedingung voraus. Die Formen der Staatenbildung ſind daher oft Formen 
des Staatenunterganges oder die einen nur die Umdrehung ber andern. 

11. Staatözwed. Die vielbeftrittene Frage nad dem Staatszwed hat doch 
eine große praftifche Bedeutung. Nur zu oft ift die Mißregierung und die Des- 
potie mit dem vermeintlichen Staatszweck vertheibigt worden, aber es hat auch zu- 
- weilen eine ſchädliche Oppofition auf eine falfche Anficht über ven Staatszwed ſich 
geſtützt. 

Vorzüglich in der Praxis iſt oft nach dem Grundgedanken gehandelt worden, 
daß die Herrſchaft der Obrigkeit über die Unterthanen der eigentliche und 
oberſte Staatszweck ſei. Die äußerſte Konſequenz dieſes Gedankens iſt die abſo— 
lute Despotie, denn in ihr erſcheint die Herrſchaft am ungebundeſten und 
gewaltigſten, und indem ſie ſich überdem ſchrankenlos ausbreitet, wird ſie zur 
Univerſal-Despotie, welche die Welt knechtet. Je despotiſcher ein Staat 
alſo wäre und je eroberungsſüchtiger, um ſo vollſtändiger würde er nach dieſer 
Meinung den Staatszweck erreichen. Allein die Herrſchaft kann ſchon deßhalb 
nicht der Zweck des Staates ſein, weil von Natur Regent und Regierte als 
Menſchen dieſelben Eigenſchaften haben, alſo nicht einer zum abſoluten Herrn 
über die andern berufen ſein kann. Alle Herrſchaft im Staate beſteht nur um des 
Volkes willen, welches den Staat bildet und beſeelt, fie iſt voran Pflicht, dann 
 erft Recht und wefentlih Mittel, nicht Zwed, 

Ebenſo unzuläflig ift es, den Staatszwed außerhalb des Staates und 
feiner Bürger zu ſuchen, fo daß ver Staat felbftnur Mittel wäre für fremde Inte- 
refjen. Wenn daher die Verfechter des römifchen Kirchenftantes die päpftliche Herr- 
Ihaft in Rom damit vertheidigten, daß diefelbe fir die katholiſche Univerfalkirche 
nothwendig fei, jo war das vom politifchen Standpunkt betrachtet, die unglüd- 
lichſte Beweisführung, die ſich denken ließ, denn fie beftritt die Selbftändigkeit 
des römiſchen Staats im Princip und bamit bie politifche Berechtigung feiner 
Eriftenz. Ein Staat, der nicht dem Volke dient, das in ihm lebt, ſondern frem- 
den Nationen und Intereſſen, verbient nicht zu eriftiren, 

Seit Kant und Fichte ift in der deutſchen Staatslehre die Meinung auf- 
gefommen, daß der wahre und der alleinige Staatszweck die Rechtsſicherheit fei- 
ner Bewohner fei. Ohne Zweifel gehört ver Reh tsſchutz, welden ver Staat 
feinen Bürgern und Jedermann in dem Bereiche feiner Macht gewährt, zu den 
bauptfählihften Staatsaufgaben und muß in dem Staatszwed inbegriffen fein. 
Über der Beruf des Staates ift doch nicht auf die Rechtöpflege beſchränkt. Die 
Völker haben noch andere gemeinfame Intereffen, welde der Staat wahren und 
fördern muß, fie brauchen Geld und Straßen und andere wirthſchaftliche An- 
ftalten für ihren Verkehr und ihre materielle Wohlfahrt, Schulen für ihre Kul- 
tur, eine Polizei gegenüber von mandyerlei anderen Gefahren als Rechtsbrud, u. f. f. 
Im Großen ift die Rechtsordnung nod mehr eine Grundbedingung, als das Ziel 
des Staatslebens. 

Wenn diefe Zwedbeftimmung viel zu enge ift, fo ift eine andere Erklärung 
des Staatszwecks, daß der Staat überhaupt alle Ziele ver Menfhennatur 
anzuftreben habe, umgefehrt viel zu weit gefaßt. 

Da nicht alles Menfhenleben im Staate aufgeht, insbefondere nicht das ei- 
gentlihfte Individual- und Privatleben, ſo kann der Staat auch nicht alle 
Ziele der Menfhennatur in feine Thätigfeit hereinziehen. Er würde damit ven 
größten Fehler begehen und weber feine phyſiſche Macht noch feine Einficht 
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wirben bazı ausreichen. Er muß ſich alſo nothwenbig auf dad Gemeinleben, 
und zwar das äußere und weltliche Gemeinleben bejchränfen. 

Wir mögen immerhin im Cinzelnen eine große Mannigfaltigkeit ver ftaatli- 
hen Zwede wahrnehmen und anerkennen, daß der verſchiedene Charakter ver Völ— 
fer und die Gegenfäte ihrer Fähigkeiten aud die Verſchiedenheit ihrer Lebensauf- 
gaben bedingen. Aber die Logik nöthigt uns trogdem, wenn wir vie Einheit des 
Volks und Staats vorausfegen,, auch eine Einheit des Staatszwecks anzunehmen; 
denn die Einheit des Weſens bebingt vie Einheit des Lebens. 

Wie e8 die LTebensaufgabe des einzelnen Menjchen ift, feine natürliche An- 
lage zu möglichfter VBolltommenheit auszubilden, jo ift e8 aud die Hauptaufgabe 
des Staates, als either Gefammtperfon, die Volksanlage zu höchſter 
Vollkommenheit zu entwideln. Aehnlih dachten vie Römer, wie fie bie 
Salus Publica als das Ziel ver Res Publica erklärten. Recht, Ehre, Frei» 
heit des Volkes ift in diefem Zweck ebenfo enthalten, wie materielle Wohl- 
fahrt, Entfaltung der Volksmacht, geiftige Bildung besfelben, 
Civiliſation. E8 kann fogar ein ehrenvoller Untergang für den Staat 
einer ſchmachvollen Fortdauer vorzuziehen und unter Umftänden als legte Lebens- 
aufgabe einem Volke vom Schidjal geftellt fein. 

Der eigentlihe und unmittelbare Staatszwed bezieht ſich alſo auf das Bolts- 
leben als ein Ganzes. Infofern kann man fagen, der Staat hat feinen Zwed in 
fi ſelbſt. Exft in zweite Linie gehört die Förberung des individuellen 
Privatlebens durch den Staat, ala mittelbarer Staatszweck, obwohl Biele 
in unfern Tagen biefen ſekundären Zweck ausfchlieglih im Auge Haben. Es ift 
das die Umbrehung der antiken Einfeitigfeit. Sie opfert den Staat den Einzelnen, 
wie jene die Einzelnen dem Staate geopfert hat. Die antike Politik hat es barin 
verfehlt, daß fie die inbivinuelle Freiheit nicht refpeftirte und fogar die Sklaverei 
guthieß ; es gibt eine moderne Schule, welche umgekehrt nur vie Privatfreiheit 
anftrebt, und darüber die Gemeinintereffen des Bolts vernadjläfligt und die Lan- 
desehre und Bolfsfreiheit Preis giebt. 

IV. Berfchiedenheit der Staaten. Staatsgattungen. Stantd: 
Arten. Staatöformen. Bon jeher hat vie Staatswiſſenſchaft fi bemüht, in 
der großen Mannigfaltigfeit der geſchichtlichen Staaten fih grundfäglid zu orien- 
tiren, die verwandten Erſcheinungen zufammen zu orbnen, bie frembartigen da— 
von abzufheiden und fo Orbnung in das Chaos zu bringen, das vorerft dem 
noch ungebilbeten Auge fi zeigt. Man hat aber dabei häufig den Fehler began- 
gen, nur Einen Unterfheidungsgrund aufzufudhen und gelten zu laffen und ſich 
dann zuweilen ganz unnüger Weije darüber geftritten, ob eine Eintheilung zu— 
läffig fei oder nit. Man kann verfchievene Standpunkte der Betrachtung wäh— 
len und wird dann fofort fidy Überzeugen, daß fih bie Erſcheinungen darnach 
anders gruppiren mäfjen. 

Wählt man den gefhihtlihen Standpunkt und verfolgt man den welt- 
biftorijhen Entwidlungsgang der GStaatenbildung, fo wird man naturgemäß 
dahin geführt, ven Orient von dem Occident, "beziehungsweife vie alt-afta- 
tifchen Reihe von den europäifchen Staaten zu unterfcheiden. Im Orient werden 
wieder die patriarhalifhen Anfänge, dietheo fratifche Prieftererziehung 
und die göttlih-menfhlihe Despotie fh als Stufen der Entwidlung unter- 
ſcheiden laflen, auch etwa die Gegenfäge zwifchen den Arifhen, Semitifchen 
und den Chineſiſchen Bildungen hervortreten. In Europa wird dorzugsmeife 
die Flaffifche Staatenfamifte mit ihrer Hellenifhen Verzweigung und ihrer 
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römifhen Einigung fi unterſcheiden von dem chriſtlich-germaniſchen 
Staatenwefen und dem Lehensfuftem bes Mittelalters, und dieſem hinwieder das 
°* Staatenfyftem der zum Islam gewanbten Völker gegenüber geftellt werben. Dann 
wird aus dem Mittelalter heraus auf verfchiedenen Wegen das moderne Staaten- 
foftem in feinen Hauptgruppen ſich entfalten und der europäiſchen Staatenbildung 
ihre jüngere amerilanifche Nach- und Fortbildung ergänzend zur Seite treten, 

Man kann ferner auf die mit befonderer und entſcheidender Stärke erfcheinenden 
Bauptridhtungen des nationalen Oemeinlebens vorzugemeife achten. Auch dann 
eniftehen neue Staatengruppen. Es unterfheiden ſich dann von ben religidfen 
Kultusftaatendie weltlihen Kulturftaaten, von den Aderbauftaaten 
bie Inpuftrieftaaten, von den Militärftaaten die Geld- und Handels 
ftaatenu. f. f. Die größern Gefammtgruppen nennt man dann wohl Staats- 
gattungen und bie befondern Unterabtheilungen derſelben Staatsarten. 

Man kann aber. auch von der Natur und dem Begriff des Staates 
aus die Gegenfäge der Staatenbildung betrahten unb wird banır, je nachdem 
man ſich vorzugsweife der Betrachtung der Staatsformen zumenbet oder zu— 
nädhft auf den Staatsgeift merkt, entweder zu einer ftaatsredtliden 
oder zu einer politifhen Eintheilung kommen, welche hinwieder in Wedhjel- 
wirkung zu einander ftehen, da die Form des Geiftes nicht entbehren kann, um 
lebendig zu bleiben, und der Geift der Form bebarf, um ſich darzuftellen. Arifto- 
teles hat diefen Weg vorgezogen und er ift nicht blos im vollften Sinn ftants- 
wiſſenſchaftlich, fondern meines Eradtens nod immer der Weg, auf weldem 
fih die wichtigften praktiſchen Aufjhlüffe ergeben. Der zuerft erwähnte hiſto— 
rifhe Standpunkt fann damit bequem und auf vortbeilhafte Weife verbunden 
werben und hilft dann fehr das Urtheil zu berichtigen und bie inficht zu 
Hären. 

Die Ariftotelifhe Grundeintheilung ift eher von politifcher als von ftaats- 
rechtlicher Eigenſchaft. Ste beruht auf der großen Wahrheit, daß alle Regierung 
der Wohlfahrt des ganzen Volkes dienen muß und unterſcheidet vemgemäß zwei 
große Gejammtgruppen; bie eine umfaßt die Staaten, welche das der Gemein» 
ſchaft Zuträgliche bezweden, zo xoıwn ovupepov oxonovow (III. 4, 7), 
bie andere begreift die Staaten, welde nur das Wohl ber Regenten bezweden; 
bie eine heißt er rihtige Staatsarten, die andere Abarten, Die eine bezeichnet 
einen gefunden, die andere einen kranken Zuftand. 

Berwandt damit, aber nicht gleichbeveutend, ift die mehr moderne ebenfalls 
politifhe Orunbeintheilung in ächte und unächte Staaten. Aechte Staaten, 
wirkliche Gemeinwefen, Republilen im Sinne ber Alten, (res publica 
gleih res populi) nennen wir dann bie Staaten, welde in allen Organen, 
aud dem Haupte, von dem Gemeingeift und dem Pflihtgefühl gegen pas 
Ganze erfüllt find, die Nehts- und VBerfafjungsftaaten im Sinne bes 
Öffentlihen Rechts, die Bollsftaaten im Sinne des politiihen Bewußtſeins. 
As unächte find dann zu verftehen, nit blos die despotiſch mit Laune 
und Willkür regierten Staaten, fondern aud die noch unentwidelten und 
unreifen Staaten, in welchen das Bollsprinzip und das Staatsbewußtfein noch 
nicht durchgebrungen find, indem bie Herrihaft im Staate nach der Vorftellung 
entweber im Auftrag Gottes von der Obrigkeit geübt wird wie in den the o— 
Iratifhen und theotratifirenden Staaten, oder an unftaatlihe Infti- 
‚ tutionen Familie, Grundbefig) noch gebunden erfcheint, wie in den Patriar- 
bien und Patrimonialftaaten (f. dieſe Artikel). Nur ganz allmälig gelingt 
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8 dem modernen Staate, ber vorzugsweife ein Achter Staat fein will, die Schale 
der mittelalterlihen Unreife und Gebundenheit vollends abzuftreifen. 

Ebenfo hat e8 eine politifche Berentung, wenn Theodor Rohmer in fei- - 
nem Buch über die Parteien den radikalen Stantögeift in den Idolſtaaten 
verwirklicht findet, d. b. in den Staaten, welche von theologifhen oder von phi— 
loſophiſchen Abftraktionen beherrfdt werden, ven liberalen Staatögeift in ben 
Individualftaaten, ven Eonjervativen in den Raffeftaaten erkennt, 
welde beide vol natürlichen Lebens find, aber die einen vorzugsweife den politi- 
ſchen Individualgeift frei entfaltend, die andern zunächſt an die geſchichtlichen In- 
ftitutionen der Rafjeüberlieferung angelehnt, und endlich die abfolutiftifche Natur 
dem Formenftaat zufchreibt, der auf vie äußerlichen Formen das entſcheidende Ge- 
wicht legt. 

Bon durchgreifend ſtaatsrechtlichem Charakter dagegen ift die befannte, noch 
immer höchſt bedeutfame Ariftotelifche Eintheilung in Königthum, Ariftofratie, 
Politie, wie er die gefunden Staatsformen bezeichnet, oder in Monardie, 
Ariftolratie und Demokratie, wie wir fie nennen, im Gegenfaß zu Des- 
potie (Tyrannis), Dligardie und Ochlokratie (bei Ariftoteles Demokratie 
genannt), als den Abarten jener. Diefe Eintheilung beruft nicht auf den Gegen- 
fägen des Stantsgeiftes, fondern auf den Formen der Staatsverfaffung und ift 
eben darum ſtaatsrechtlich, nicht politifh. Sie wird aber politifch, wenn der Geift 
der befondern monarchiſchen, ariftolratifhen oder demokratiſchen Staatsform fi 
ablöst von der Berfaffungsform und als politifhes Princip oder poli- 
tifher Charakter fih aud in andern BVerfaffungsformen geltend zu machen 
ſucht. Dann gibt e8 z. B. ariftofratifirende Staaten, die eine monarchiſche Regie- 
zungsform haben, wie 3. B. England, demokratiſirende Monardien mie 
Frankreich, monardifirende Demofratien wie Athen in ber glänzenden Zeit des 
Perifles u. ſ. f. 

Die ftaatsrechtliche Unterfheidung aber wird von Ariſtoteles nicht, wie bie 
landläufige Meinung ift, auf die Zahl ver regierenden Perfonen, fondern auf 
die Art des regierenden Organs gegründet. Der Urgegenfag in jedem Staat ift 
ber der Negierang und der Regierten; in jedem GStaate gibt es ein oberftes 
Drgan der Regierungsgemwalt (TO xUguov Twv apyav), wir heißen das 
auch eine FKürftenfouveränetät; die Befchaffenheit diefes Organs des Staat 
bauptes (enger des Staatdmundes) nun ift entſcheidend für vie ganze Regie 
rungsform und mittelbar auch für die Staatsform. Iſt dasſelbe individuel ge- 
ftaltet, fo ift das Monarchie, ift es als eine durch ausgezeichnete Eigenſchaften 
hervorragende und zur Gtaatsleitung berufene Klafje (Minderheit) dargeftellt, fo 
ift das Ariftofratie. Wenn das leitende Organ fi über die ganze Gefammtbürger- 
haft ausbreitit und dieſe als organifirte Gemeinde fich felbft und bie einzelnen 
Bürger regiert, fo ift das Politie oder wie wir jagen Demokratie. (Vgl. die befonvern 
Artikel.) Auf die Organifation des gefeßgebenven Körpers wird bei biefer Ein- 
theilung nicht gejehen, fondern Iebiglih auf die ©eftaltung des oberften Regiments. 
Die Geſetzgebung ift gewöhnlich dem ganzen Volkskörper, ber entweber, wie bei 
den Alten, in den Bolksverfammlungen geeinigt erfcheint oder wie im modernen 
Nepräfentativftaate in einem Parlamente dargeftelt wird, zugewiejen und, gerabe 
darum eignet fie fi weniger dazu, die Staatöformen zu unterfcheiden; die Ver- 
ſchiedenheit des wichtigften Gliedes im Staatslörper dagegen bedingt bie Verſchie— 
denheit ſehr vieler andern Glieder und deshalb laffen ſich die Staaten nad) ber 
jelben zweckmäßig orbnen und befjer verftehen, 
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In al’ den genannten Grundformen, denen wir ald vierte noch bie Theo- 
fratie (Ivdestratie) beigeben, indem in ihr „das Herrfhende” (TO xUpıov) nicht 
Individuum, noch vorzügliche Alaffe, noch das Volk, fondern ein höheres gött« 
liches Weſen ift, zeigt fi wieder der Gegenfag ber abfoluten, aber gerade darum 
zur Ueberfpannung geneigten und einfeitig bevenklihen Form und der ges 
mäßigten, durch andere Einwirkungen befhränften relativen Megierungs- 
form. Dann unterfheiten wir die abfolute (reine) und vie beſchränkte Monardie, 
Hriftofratie u. f. f. Man hat dieſe Beſchränkung zuweilen als eine neue gemifchte 
Regierungsform den andern Grundformen ergänzend zur Seite ftellen wollen. 
Schon die Alten haben das verfucht und bie Neuern haben es wiederholt. Bald 
wurde bie römifche Republik, bald ver engliſche Staat als Mufter einer gemifchten 
Staatsform erflärt. Mit Unrecht; denn keine Regierung kann ber Einheit ent» 
behren. Eine aus monarchiſchen, ariftofratifhen und bemofratifhen Elementen zu» 
fammengefegte Gefeggebung läßt ſich wohl denken, aber eine ebenfo zufammen- 
gefeßte Regierung wäre eim viellöpfiges Monftrum, deſſen Häupter ſich 
beißen, aber nicht ven fortwährend thätigen einheitlichen Willen hervorbringen 
würden, welder zu tägliher und harmoniſcher Staatsleitung unerläßlich ift. Wollte 
man den Verſuch einer ſolchen Dyarchie oder Triarchie machen, fo würde ſich bald 
zeigen, wie Tacitus ſchon darauf aufmerffam gemacht, daß biefe Verbindung nicht 
haltbar fet, das Bedürfniß nad Einheit des Regierungswillens würde immer von 
dem bemwußteren und energifcheren Elemente benugt, um fi zum entſcheidenden 
Centrum zu mahen und bann doch wieder bie Regierung monarchiſch, oder ari« 
ftofratifch oder demofratifh werben, wenn gleih mit Beſchränkung durch je bie 
andern Elemente. _ 

Bon dem Ariftotelifchen Grundgedanken aus läßt fich aber noch eine zweite 
Reihe von Staatsformen unterfheiden. Man kann nämlih aud auf das Net 
der Negierten fehen und je nad der Entwidlung und Ausbreitung biefes Rechts 
die Staaten eintheilen. Thut man das, fo erhält man eine zwar felundäre 
Eintheilung, welche aber, mit jener primären nach der Art des Negenten verbunden, 
die Mannigfaltigfeit der Erſcheinungen in beffere Ordnung bringt und gründlicher 
erfennen läßt. 

Bon da aus find drei (ſekundäre) Nebenformen zu unterfheiben: 

1) Die unfreien Bölter, welche nur als paffive der Regierungsmacht un« 
bedingt unterworfene Maffe betrachtet werben, denen daher weder eine Kontrole, 
nod eine Theilnahme an der Staatsleitung zugeftanden wird, fehlt es auch an 
der Brivatfreiheit ver Unterthanen, fo Heißen wir fie Despotien, wird bie 
Privatfreiheit anerkannt, aber bie politiſche Freiheit (Bollsfreiheit) verfagt, 
fo heißen wir fie Abfolutien. 

2) Die halbfreien Völker. Es werben politifche Rechte zumächft der Höheren 
Klaffen anerkannt und diefen eine Kontrole und unter Umftänven eine Mit- 
wirkung bei der Megierung eingeräumt; aber die untern Klaffen bleiben noch in 
dem politifch-unfreien Zuftande der vorigen Orbnung. Bon der Art waren bie 
Stände- und Lehensftaaten bes Mittelalters, 

3) Die freien Vöolker, welche die Regierung kontroliren und auf bie 
öffentlichen Angelegenheiten einen mitbeftimmenden Einfluß haben. Wir fönnen 
diefe Staaten auch Freiftaaten, Republifen heißen im hödften Sinn bes 
Worts. Sie find Bolfsftaaten. Die Kontrole und Theilnahme kann unmittel- 
bar geübt werden in Bollsverfammlungen, wie in den antifen Sreiftaaten, ober 
mittelbar durch Repräfentation, wie in den modernen Repräfentativftaaten, 
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Es ift einleuchtend, daß die Monardie einen ganz verfchievenen Charakter 
erhält, je nachdem wir fie mit einem unfreien, einem halbfreien oder einem voll- 
freien Bolfe verbunden fehen; und ebenfo ift es mit allen andern Grundformen. 
Dian verfteht es daher aud, daß und weßhalb die heutige konftitutionelle Monarchie 
mit der repräfentativen Demokratie in gewiffem Betraht näher verwandt ift, als 
mit der antiten Abfolutie oder gar mit der orientalifhen Despotie. Nah den 
Ordnungen der Regierten find jene beifammen und dieſe getrennt. 

Wir haben bei allen diefen verfchiedenen Staatöformen biöher immer ein- 
fade Staaten vorausgefegt. Es giebt aber au) zufammengefegte Staaten, 
vd. h. Berbände zweier oder mehrerer Einzelftaaten zu einem größen Ge 
sjammtftaate. In fih können dann fowohl bie Einzelftaaten, ala der Gefammt- 
ftaat wieder Monardien over Demofratien fein und freie oder unfreie Völker in 
ſich ſchließen u. f. f. Aber infofern bildet die Art des Berbandes der Einzel- 
ftaaten zum Gefammtftaat doch wieder verfchiedene zufammengefegte Staatenbil- 
dungen und in Folge deſſen neue Staatöformen, und es ergeben fih baraus neue 
politifche Aufgaben. Zu ven gewöhnlichen Gegenfägen nämlich innerhalb des Ein- 
heitsftaates, als Regierung und Negierte, Stände und Klaffen u. f. f. tritt dann 
der neue Gegenſatz Hinzu des Theild, der felber wieder ein ſtaatlich georbnetes 
Ganzes ift, zu dem weitern Ganzen, bes Einzelftaats zur Geſammt— 
verbindung aller Einzelftanten. Dahin gehört der Gegenfag des Staaten- 
bundes und des Bundesftaats und der verwandte der Berfonalunion 
und der Realunion, 

In al’ dieſen Formen fegt der Verband der mehr oder weniger felbftändigen 
Einzelftaaten zu einem mehr oder weniger ausgebildeten Geſammtreiche oder Ge- 
fammtftaat eine wejentlihe Gleichheit der verbundenen Theile voraus. Die Ge- 
ſchichte kennt aber zahlreihe zufammengefegte Staatenbildungen, welche auf Un- 
gleihheit ver verbundenen Staaten beruhen, in benen ein Hauptland feine 
Ueberlegenheit über ein Nebenland geltend macht. Diefe zweite Gattung von 
ungleihen Berbänden läßt ſich wieder in zwei große Gruppen zerlegen. Ent- 
weder nämlih wird das Nebenland von einer civilifirten, mit dem Bolle des 
Hauptlandes wejentlih gleihartigen Bevölkerung bewohnt und ift nur aus 
biftorifch-politifhen Gründen untergeorbnet, z. B. in Folge kriegerifcher Eroberung 
oder der Kolonifation oder ver Schugbebürftigfeit des Nebenlandes; dann wird ſich 
irgendwo ein Berhältniß der Oberherrfchaft, oder ver ftaatlihen Bormund- 
ſchaft ober bloßer Schutzhoheit ergeben. Oder das Nebenland wird von einer 
fremden und barbariſchen over uncivilifirten oder zur Selbftänpigkeit 
untauglihen Bevölferung bewohnt. Dann macht fih die Fremdherrſchaft 
des Hauptftaates geltend, 

V. Wandlung der Berfaffungsformen. Das Leben ver BVölfer 
ift naturgemäß der Wandlung unterworfen. Mit ver geiftigen Entwidlung ändern 
fih die Anſichten und die Anfprüche, jeves Zeitalters hat feine befondern Bepürf- 
nifje und Aufgaben und zu den Errungenjhaften der Vergangenheit tritt der neue 
Erwerb hinzu. Demgemäß muß fih aud die Verfaſſung des Volks, d. h. die Form 
feines Geſammtdaſeins ändern. Der Gedanke einer ewigen unveränderliden 
Berfaffung ift im Widerſpruch mit dem Begriff "eines gejchichtlich-lebendigen Volks. 

Schon frühe hat man eine gewiffe Regel der Wandlung beachtet, aber dabei 
aus der Berfafjungsgefhichte einzelner Völker zu af auf ein allgemeines Gefeg 
geſchloſſen. Am befannteften ift die Anficht von Machiavelli, die er pſychologiſch 
begründet und vornehmlich in der antifen Staatengefhichte bewährt findet, wornach 
die Reihenfolge dieſe ift: 
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Monarhie, welde in die Tyrannis ausartet und dann durch bie Er- 
bebung ver Ariftofratie verdrängt wird, dann Entartung biefer zur Oli—⸗ 
gardhie und nunmehrige Volkserhebung tagegen, welche die Demokratie ein» 
führt, bis dieſe auch wieber in die Ochlokratie und Anarchie umſchlägt, worauf 
das Volt wieder von Einem Führer Nettung erwartet und die Monardie neu 
aufgerichtet wird, den alten Kreislauf wiederum beginnend. 

Dazu hat noch Vico mit Recht für den erften Anfang, aber nit für bie 
Wiederholung des Kreisleufs, die Theofratie als bie Ältefte Form der Monardie 
vorgefegt, und auf den naturgemäßen Uebergang aus jener zu biefer durch das 
* Beitalter der Heroen hindurch aufmerffam gemacht. 

Im Gegenfage zu Machiavelli und Bobin hat Schleiermaher auf die umge- 
kehrte Reihenfolge geichloffen, indem er nur allmälig fih das Staatsbewußtſein 
fih erhöhen und koncentriren läßt und daher erft Demokratie, wie bei den Hel— 
lenen, dann Ariftofratie, wie bei den Römern und im Mittelalter, zulegt Monarchie 
annimmt, wie in dem mobern-europätihen Staatsrecht. i 

Eine unbefangene Erwägung der gejhichtlichen Vorgänge kann nicht über- 
fehen, daß niht immer diefelbe Aufeinanderfolge fi bewährt, wie denn 
aud die Urſachen der Berfaffungsänverungen ebenfo mannigfaltig find, wie bie 
Urſachen der Staatenbildung felbft. Aber trotzdem giebt es eine Aufeinanderfolge, 
welde ber natürliden Entwidlung entipridt und deßhalb ald normal 
betradhtet werben muß. Sie fannn vielleidt aus befonderen Urfahen nicht zu voller 
Geltung kommen, zuweilen gewaltfam durchbrochen ober fogar umgebreht werben, 
Aber fie wird ſich wentgftens als Trieb doch irgendwie bemerklih’ mahen und 
wenn keine Hinberniffe im Wege find, auch bie verfchievenen Lebensalter eines 
Bolfs beftimmen. Es ift das allerdings die längft wahrgenommene Folge von: 

(Theofratie) Monardie Ariftofratie Demofratie Monardie 
mit ihren Ausartungen: u. ſ. f. 
Prieſterdruch) Tyrannis Oligarchie Ochlokratie 

Bei einem ſeiner Natur nach monarchiſch geſinnten Volk, wie z. B. bei den 

Franken, macht ſie ſich in folgender Ermäßigung geltend: 
Heroiſches Königthum Altfränk. Monarchie Lehensmonarchie Konſtitutionelle 
der Götterſöhne des Mittelalters Monarchie der 
| Neuzeit, 
bei entfchieven republifanifhen Gemeinwejen, wie 3. B. ben beutfchen und 
Schweizerftäbten: 

Stabtherrn Geſchlechterregierung Repräſentativdemokratie. 

Nicht leicht geht eine Verfaſſungsform in die vorhergehende über, außer 
während dem die Wandlung ſelbſt noch nicht entſchieden genug iſt und daher hin 
und her ſchwankt; alſo nicht leicht fällt vie Monarchie in die Theokratie, die Ari— 
ftofratie in die Monardie, die Demokratie in die Ariftofratie zurüd, obwohl 
einzelne Beifpiele audy von folder Rüdbewegung vorkommen. 

Die Kunft des leitenden Staatsmanns befteht nun hauptſächlich darin, bie 
beftehende Staatsform in ihrer Gefunpheit zu erhalten und demgemäß vor Ueber- 
fpannung” ihres eigenen Principes zu behüten, welche leicht in Ohnmacht um» 
ſchlägt oder zu Mißbräuchen verleitet, welche vie Empörung und Erhebung eines 
andern Elements zur Folge haben; ſodann darin, wenn in Folge veränderter 
Lebensverhältnifje des Volls eine Wandlung nöthig geworben ift, diefe ſo wenig 
gewaltfam als möglih im Anſchluß an die geſchichtliche Fortbildung zu vollziehen; 
aber Feineswegs darin, die Umwandlung überhaupt und gewaltfaom zu. hindern, 
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was doch erfolglos iſt, und am wenigften barin, fie rüdwärts zu treiben, was 
vollends thöricht und verderblich ift. 

R. v. Mohl, Enchklopädie der Staatswiff. B. 1. Bluntſchli, allgemeines 

Stantsreht (Bd. L Bud 1—3). Eſcher, Handbuch d. Politik. (1. ©. 21; f.) 


Bluntſchu. 
Staatenbund, ſ. Bundesſtaat. 


Staatenverträge. 


Verträge unter Staaten nennt man Völkerverträge, Staatsver— 
träge, Staatenverträge. Der erſte Ausdruck iſt unrichtig, weil die Völker“ 
nicht als ſolche, ſondern nur als Staaten Tontrahiren können; der zweite iſt 
zweideutig, weil man mit demſelben auch die inneren Grundverträge eines 
Staates bezeichnet; wir wählen daher den dritten. 

Nicht als Staatenverträge ſind zu betrachten die Verträge, die ein Herrſcher 
als Privatmann mit einem fremden Staate ſchließt, oder die ein Privatmann, eine 
Korporation ꝛc. mit einer Regierung eingeht. Verträge dieſer Art ſtehen, gleich an- 
deren Privatverträgen, unter der Jurisdiktion des einzelnen Stantes, 

Das Wort Traktate kommt für wirkliche Staatenverträge vor. Diefer 
Sprachgebrauch ift aber falſch. Die Wiſſenſchaft verfteht unter den Traftaten nur 
vorläufige Verabredungen über einen abzuſchließenden Bertrag. Weil fie nod in 
das Stadium der bloßen Unterhandlung, der Vorſchläge und Gegenvorſchläge 
fallen, mithin eine fefte Uebereinftimmung bes beiverfeitigen Willens befunden, 
find fie unvekbindlich. Haben ſich hingegen bie Parteien wenigftens dahin ſchon enb- 
gültig geeinigt, über einen beftimmten Gegenſtand zu einer fpäteren Zeit einen Vertrag 
zu fließen, fo tft allerdings ſchon ein wirklicher Vertrag (paetum de contrahendo) 
vorhanden, welder bindet, ſobald er nur den Inhalt des künftigen Vertrages Kar 
und deutlich bezeichnet. 

Bon Präliminarien fpridt man befonders bei Friedensſchlüſſen, wenn es 
gelungen ift, die Hauptpunfte des Uebereinfommens bereits vertragsmäßig feftzu- 
ſtellen, während bie Einzelheiten dem fpäter abzufchließenden vollſtändigen Ber- 
tunge überlaffen werden. Es giebt indeß auch fogenannte BPräliminar-Ber- 
bandlungen (des ndgociations preliminaires), die ver Abſchließung von Prä- 
liminarien vorangehen. 

I. Fäbigfeit zur Abfchliegung von Staatenverträgen. Indem 
die Souveränetät dem Staate bie Bebeutung einer ſelbſtändigen, verfügungs- 
fähigen Perſon verleiht, ift fie Die Grundlage feines Internationalen Kontrahirungsrechts. 

Da das Kontrahirungsreht aus der Sonveränetät hervorgeht, fo ift es in 
demfelben Maße befchräntt oder unbefchräntt, ald die Souveränetät eine be- 
ſchränkte oder unbefhränfte if. Volllommen fouveräne Staaten können 
nur durch befondere Verträge, in welchen fie auf die Ausübung nah einzelnen 
Richtungen hin verzichtet haben, in ihrem Kontrahirungsrechte bejchränft fein. 
Halbfouveräne Staaten haben entweber gar kein, oder body nur ein befchränf- 
tes internationales Kontrahirungsredht 1), Bundesſtaaten, bie ben verbinde 


4) Ueber bie deutſchen Reich sſtände beftimmte der weftphälifche Friede, J. P.O art, 
VII, $. 2: Jus faciendi inter se et cum exteris foedora, pro sua cujusque conserva- . 
tione et securitate, singulis Statibus Imperii perpetuo liberum esto, ila lamen, ne ejus- 
modi foedera sint contra imperatorem et imperium pacemque ejus publicam, vel hanc 
imprimis transactionem, fiantque salyo per omnia juramento, quo quisque imperatori 
et imperio obstrictus est, 
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ten Einzelftaaten nur die innere Souveränetät laffen, müſſen ihnen bas interna- 
tionale Kontrahirungsrecht ganz oder doch im Wefentlihen entziehen. Staaten- 
bünde, bie bei ben verbündeten Einzelftaaten bie innere und bie Äußere Sou— 
veränetät fortdauern laffen, müflen ihnen das internationale Kontrahirungsredht 
fo weit einräumen, als nicht der begrenzte Zwed des Bundes ein Anderes heifcht. 

Die Mitglieder des Deutfhen Bundes behalten, nah Art. 11 
ber Bundesakte, das Net zu Bünbniffen aller Art, verpflichten fich jedoch keine 
Berbindungen einzugehen, welche gegen bie Sicherheit des Bundes oder einzelner 
Bunbesftaaten gerichtet wären. — Nah der Schweizer Bunbesalte von 
1815 konnte nur die Zagfagung Krieg erklären, Frieden fließen, Handels- und 
Buündnißverträge eingehen. Jeder Kanton follte zwar Militärfapitula- 
tionen, fo wie Verträge über ölonomifche und polizeilihe Gegenftände mit 
auswärtigen Mächten abjchliegen können; fie durften aber dem Bunbesvertrag und den 
Rechten anderer Kantone nicht widerfprehen. Durch die Bundesverfaffung 
von 1848, welde ven Bunbesftaat eingeführt hat, werben befondere Bünbniffe 
und Berträge politifchen Inhalts zwiſchen den Kantonen ausdrücklich unterfagt. 
Ueber Gegenftände ver Geſetzgebung, des Gerichts weſens und ber Ver— 
waltung können zwar die Kantone unter ſich Uebereinkünfte ſchließen, doch 
nur unter der Aufſicht des Bundes, ber die Ausführung hemmt, fobald bie 
Uebereinfünfte mit den Bunbeszweden oder mit den Rechten anderer Kantone im 
Widerſpruche ftehen. Dem Bunde allein ſteht das Recht zu, wie Krieg zu er- 
Hären und Frieden zu fchlteßen, fo auh Bünpniffe und Staaten verträge, 
zumal Zolle und Handelsverträge mit dem Auslande einzugehen. 
Ausnahmsweiſe bleibt ven Kantonen bie Befugniß, Verträge über Gegenftände 
ber Staatswirthſchaft, des nachbarlichen Verkehres und ber Polizei 
mit dem Auslande abzufhließen; doch dürfen biefelben nichts dem Bunde oder 
den Rechten anderer Kantone Zuwiderlaufendes enthalten. Militärklapitula- 
tionen dürfen nicht mehr abgefchloffen werden. — Die Nordamerikaniſche 
Einigung, auf den Gedanken des reinen Bunbesftaates gegründet, läßt an ber 
Ausübung der auswärtigen Souveränetät den einzelnen Staaten gar feinen An- 
theil, beanfprudt alfo auch für den Gefammtftant das ganze internationale Kon- 
trabirungsrecht, welches in die Hände des Präfiventen und des Senates gelegt ift. 

Das internationale Kontrahirungsreht der Staaten wohnt bei ven Trägern 
ber Staatsgewalt. 

In abfoluten Monarchien ift es ein ausſchließliches Recht des -Monar- 
hen. In fonftitutionellen Monarchien hat die Landesvertretung immer 
einen gewiſſen Antheil an vemjelben. Selbft wenn man ber Landesvertretung bie 
auswärtigen Angelegenheiten entzieht, wird fie vermöge ihres Antheild am Geſetz- 

ebungsreht nod befugt fein, die Vorlage derjenigen Berträge zur Prüfung und 

eftätigung zu forbern, welche für die Unterthanen die Bedeutung von Geſetzen 
annehmen, vielleicht gar beftehende Landesgejege aufheben follen. In Republi- 
ten wohnt das Kontrahirungsrecht principiell bei der Bollövertretung. Weil es 
aber unzwedmäßig ift, die Abfchliefung der Staatenverträge ganz auf den par 
lamentariſchen Weg zu verlegen, fo begnügt fi) die Vertretung in der Regel, wie 
in ber Schweiz, mit der Schlußabftimmung über die von der Regierung unterhans 
beiten Verträge, oder e8 wird bie Ratifilation, wie in Nordamerila, lediglich dem 
Senate anheim geftellt. 

Das Befondere hierüber ift aus der Kenntniß der Berfaffungen ber 
einzelnen Staaten zu-fchöpfen und in ven biefe betreffenden Artikeln nachzuleſen. 
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I. Vollmacht und Natififation. Statt derjenigen höchſten Perfo- 
nen ober Behörden, denen, als den Trägern ber Staatsgewalt, das internatio- 
nale Kontrahirungsrecht beigelegt ift, fönnen nur die von ihnen Bevollmäd- 
tigten im Namen des Staates kontrahiren. 

Die Vollmacht muß eine ausprüdlide fein. Shweigende Bollmad- 
ten kommen nur in den feltenften Ausnahmsfällen, vorzüglicd bei Feldherrn im 
Kriege bei der Abfchliefung von Waffenftillftänden vor. Aud hat das Schweigen 
eines Staates zu den Handlungen eines andern für ſich allein nicht die Bebeu- 
tung einer vertragsmäßigen Genehmigung. Es Tann allerdings ein Zeichen ber 
Geneigtheit zur Genehmigung fein; allein einmal ift bloße Geneigtheit noch nicht 
wirkliche Genehmigung, und überdies fann das Schweigen auch aus anderen 
Gründen als aus Geneigtheit hervorgehen. Handelt ein Theil nad einer gewif- 
fen Regel, in der Vorausfegung, daß ber andere Theil nach berfelben Regel ver- 
fahren werde, fo fann fi damit freilich dieſe Regel zu einer fogenannten präfum- 
mirten Konvention geftalten. Nur muß ber andere Theil die Vorausſetzung 
des erften kennen und mit dieſem Bewußtfein das Handeln des anderen geſchehen 
laffen. Immer aber bleiben bies fehr unfihere Konventionen, die, weil ſich bei 
ihnen die Acceptation nicht Mar nachweifen läßt, mit ihrer Geltung ziemlid, von 
der Laune abhängig find. Auf ſolchen unficheren präfumirten Konventionen ruht 
Bieles im internationalen Ceremonialrechte 2). 

Ein ohne Vollmacht im Namen eines Stantes gegebenes Berfprehen heißt 
Sponfton. AN. 

Aus reinen Sponflonen entfpringt für den Staat feine Berpflidtung, 
felbft wenn der Sponfor nit ein einfacher Unterthan des Staates, fondern eine 
biplomatifcher Agent, ein Gefanbter vesfelben war. Nah bloßen Rechtsbegriffen 
braucht der Staat nit einmal anzukündigen, daß er fi durch die Spon- 
fion nicht gebunden erachte; doch ift eine ſolche Nottfikation durch den biploma- 
tifhen Brauch und felbft durch Rückſichten ver Billigfeit geboten, damit die an- 
dere Partei gehindert werbe, ihren Theil der Verpflichtungen nutzlos zu erfüllen. 

Vermöge der Sponfion felbft übernimmt dagegen der Sponfor fon bie 
Pflicht, feinen Staat wo möglih zur Ratifilation des von ihm 
gegebenen Berfprehens zu beftimmen: benn nur unter biefer Boraus- 
fegung kann die Sponfion aufrichtig gemeint fein. Hat der Sponfor feinen Man- 
gel einer Bollmadt dem anderen Staate von vorn herein nidt 
verheitmlicht, fo ift er von aller Berbinblichkeit frei, ſobald er die Ra- 
tififation ehbrlid und nah Kräften angeftrebt hat; denn ber ambere 
Staat konnte bier offenbar mehr nicht hoffen, als daß die Zweckmäßigkeit der 
Sponfion und das Anfehen des Sponfors, verbunden mit defjen eifrigem Bemü- 
ben, vielleiht die Ratififation herbeiführen werde. Keineswegs liegt alfo eine 
Auslieferung des Sponfors an ben andern Staat, deſſen Hoffnung getäufcht wor« 
ben ift, in ber Verpflichtung bes Staates, dem ber Sponfor angehört 3). Hat 
dagegen der Sponfor fih für bevollmädtigt ausgegeben, fo fann er 
ftraffällig und entfhädigungspflidtig werben. Beſonders dann muß 


2) Grotius, de jure belli ac pacis, proleg. $. 17. Vattel, Droit des gens, pre- 
lim, $. 21. Günther 1. $. 4. Martens, Precis du droit des gens, $. 46, 60. Haute- 
feuille, Droit ct devoirs des nations neutres, T, I. p 12. 

3 Grotius 11. 15, 3 und 16 hält eine Addictio personae, wie fie bei den Römern 
eintrat, für entfprechend; fie folgt aber nicht aus der Natur der Sponfion, 
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er bem betrogenen Staate fo weit als möglich Erſatz leiften, wenn biefer, im feften 
Bertrauen auf das erhaltene Verfprechen, feinen Theil der übernommenen Ber» 
bindlichkeiten ſchon mehr oder weniger erfüllt hat. ®) 

Die Auffaffung der Eponfionen würde aber fehlgehen, wenn man biefelben ſchlecht⸗ 
weg als Handlungen der Unbefugtheit und bes Vorwitzes betrachtete. Zur rechten 
Zeit eingegangen, mit Ergreifung unwieberbringlid günftiger politifher Umſtände 
übernommen, find fie Handlungen des Muthes und des höchſten biplomatifchen 
Gejhides, bei denen der Staat, für ben ber Sponfor handelte, dieſen nicht im 
Stiche laſſen wird. Die berühmte Konvention des Generals York, vom 
30. December 1812, in Polge deren das preußifche Korps fi von ben Frans 
zofen trennte und neutrale Quartiere bezog, wurde nit nur ohne Vollmacht ge 
ſchloſſen, ſondern aud ohne Vollmacht ausgeführt. Die bloße Stellung eines Ges 
nerals gab weder zum Abſchluß noch zur. Ausführung Vollmacht; die Redtferti- 
gung lag nur in der freien und richtigen Auffafjung des gefchichtlihen Augen- 
blicks. 
Das Beglaubigungsſchreiben (lettre de eréance) einer diplomatiſchen Perſon 
legt ihr nur ihren diplomatiſchen Charakter bei und ſpricht ihre Befugniſſe nur 
im Allgemeinen aus. Sol fie zur Abjchliefung eines Gtaatenvertrages befähigt 
fein, fo bedarf fie einer hierauf abzielenden befonderen Bollmadt (plein- 
pouvoir ad hoc). 

Diefer Sat ift unbeftritten. 

Streitig dagegen ift die wichtige Frage, wiefern der Staat burd die Thä— 
tigkeit feines wirklich Bevollmächtigten Agenten gebunden und wiefern er bereditigt 
fei die Ratifilation zu verweigern, 

Im Eivilrecht verpflichtet die Handlung des Mandatars den Mandanten, 
foweit der Mandatar die Grenzen feines Mandates nicht überfchritten hat. Dies 
rechtfertigt ſich ſchon dadurch, daß der Mandant hier fein Mandat nur in feinen 
eigenen Privatangelegenheiten ertheilt und daß der aus bem Berfprechen bes 
Mandatars etwa entjpringende Schade nur den Mandanten, der fich durch das 
ertheilte Mandat verbinvlih gemacht hat, felbft trifft. 

Ueberträgt man dies auf das Bölferredht, fo wäre au der Souverän 
an bie Handlung feines Bevollmächtigten, fofern biefer in den Grenzen der Voll- 
macht geblieben ift, gebunden. 

Dies behaupten denn au fhon Grotius5) und Bufenporfb). Grotius 
unterjheidet dabei die geheimen Aufträge (arcana mandata) und bie öffentliche 
Vollmacht (instrumentum procuratorium). Der Souverän ſei durch alle Hand- 
lungen feines Agenten gebunden, wenn fie nur in den Grenzen ber Öffentlichen 
und der anderen Partei mitgetheilten Vollmacht liegen; wofür ſich allerdings an- 
führen läßt, daß es die völferrechtlihen Unterhanblungen unfiher machen würde, 
wenn es erlaubt wäre, durch Bezugnahme auf geheime Inftruftionen bie Befug- 
niffe der öffentlichen Bollmadt wieder aufzuheben. Bynkershoek ftimmt bier- 
mit überein 7); ebenfo der von Bynkershoek angeführte Albericus Gentilisd). 

Weit mehr Gewicht auf die Freiheit der Ratifilation legt Battel?). Zwar 


% Vattel liv. IT. chap. 14. $. 211. 

5) Grotius, de jure belli ac pacis, lib. 11, cap, XI. $, 12, 
6) Pufendorf, de jure nat. et gent. lib. III, cap, Xi. $. 2. 
7) Bynkershoek, Quaestiones juris publici, lib. I1. cap. 7. 
8) Albericus Gentilis, de.jure belli, lib. Ill. cap. 14. 
9) Vattel, liv, 11, chap. 2, $. 156. 


634 Stantenverträge, 


erkennt auch er zunächſt, nach der eivilrechtlichen Analogie, bie Verbindlichkeit 
der Bollmadt für ven Mandanten an. Er erflärt dann aber, daß bies ber völ- 
kerrechtlichen Praris nicht entfprehe, daß es gefährlich fei, auf dem Boden ber 
internationalen Unterhanblungen bindende Vollmachten zu ertheilen, daß daher 
Staatenverträge bis zur Ratififation unverbindlich feien; daß jedoch die Ratifila- 
tion bes der Vollmacht Entfpredenden nur dann mit Ehren verweigert werben 
könne, wenn man dazu ftarfe und haltbare Gründe habe. 

Martens!) behauptet zwar zunähft, Alles was ein Geſandter in ben 
Grenzen feiner Vollmacht verfpreche, ſei verbinplic für den machtgebenden Stant, 
jelbft wenn es den geheimen Inftruftionen widerſpreche; das Völkerrecht verlange 
eine befonbere Ratifitation nicht. „Indeß“ — fügt er hinzu — „Angefichts ver 
Nothwendigkeit, den Unterhänblern fehr ausgedehnte Vollmachten zu ertheilen, 
bat das pofitivel!) Völkerrecht das Erforberniß einer befonbern Ratififation ein⸗ 
geführt, um den Staat niht unwieberbringlihen Nachtheilen auszufegen, melde 
ihm die Unaufmerkfamfeit oder Untreue feines Beamten” zuziehen könnte." Doch 
dürfe fein Staat willfürlih und aus bloßen Oelegenheitögründen vie Ratifikation 
verweigern. : 

Schmalz!!) fagt dagegen ſchlechtweg, eine Pflicht der Genehmigung könne 
nicht behauptet werben, weil viefe Pflicht die Genehmigung felbft überflüffig ma- 
den würde. 

Klüber 12) erklärt den Vertrag für verbindlih, wenn der Bevollmächtigte 
über feine öffentlihe Bolmacht nicht hinausgegangen fei. Eine fpätere Ratififa- 
tion fei nur nöthig, wenn man fie ausbrädlich vorbehalten habe. 

VB heaton!3) glaubt zunächſt, mit Battel, daß man die Ratififation ver- 
weigern könne, wenn ber Bevollmächtigte fih von feinen Aufträgen entfernt habe. 
Außerdem führt er als Weigerungsgründe an: 1) phyſiſche oder moralifhe Un— 
möglichkeit der Erfüllung, 2) einen Irrthum, ohne den der Vertrag gar nicht 
eingegangen fein würde, 3) eine inzwifhen eingetretene wefentliche Beränderung 
ber Umftänte, 

Heffter!4) fieht in der Ratifilation nur die Beglaubigung, daß ber Be 
vollmächtigte feine Vollmacht nicht überfchritten habe. Hiernah wäre ber Staat 
auf einen Bergleih bed Bertrages mit ber Vollmacht beſchränkt und ihm jede 
ſelbſtändige Prüfung ver Erfprießlichfeit des Vertrages entzogen, 

Burm!d) geftattet eine Verweigerung ber Ratififation, bei einem innerhalb 
ber Grenzen der Vollmacht gefhloffenen Bertrage, in brei Fällen, nämlich: 1) 
wenn ber Vertrag in fi) nichtig fei; entweder wegen ber Unmöglichkeit der ver- 
fprochenen Leiſtung, ober wegen mangelnder Willensfreiheit ; 2) wenn ber Staat 
berechtigt wäre, fogar ben ratificirten und zu Recht beftehenben Bertrag wieber 
aufzuheben, 3. B. wegen einer wejentlichen Veränderung ber Umſtände; 3) wenn 


10) @, F. de Martens, Precis du droit des gens, liv, Il. chap. 2. $. 48. 

) Schmalz, das europäiſche Völkerrecht, ©. 51. 

12) Klüber, Droit des gens moderne de l’Europe $. 142. In Betreff Klübera 
bemerkte fpäter ®&. F. Martens, daß, weil derfelbe die Ratifikation nur foweit für nötbig 
halte, als fie in der Vollmacht oder im DVertrage ausdrücklich vorbehalten fel, er aus dem 
Borbehalt der Ratifilation ein Recht der beliebigen Verweigerung der Rati— 
fifation berzuleiten feine, Dies hält Martens für unrichtig. 

123) Wheaton, Elömentis du droit international, 1848, T. I p. 237, 

1%) Heffter, 1855, $. 87. ‚ 

15) Wurm, die Matififation von Staatöverträgen. In ber deutfchen Biertefjahröfchrift, 
Heft I, ©. 163 ff. 
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außer dem Stantsoberhaupte noch ein anderer Faltor des Stantöwillens zuftim- 
men müfje, diefer aber die Zuſtimmung verweigere. 

Robert Mohl!6) glaubt dem beiftimmen zu können, berichtet indeß dabei, 
daß man im Berlaufe weniger Jahre fünfmal den Tall einer Verweigerung ber 
Ratifitation erlebt habe, zum Theil unter fehr aufregenden Umftänven. 

Diefe Anfichten der beveutenderen Vertreter der Wiſſenſchaft des Bölferrech- 
tes mußten mitgetheilt werben, um über die abweichenden Auffaflungen einen 
Ueberblid zu geben, 

Wir felbft glauben uns folgendermaßen entſcheiden zu müſſen. 

Die civilrehtlihen Analogien find für die Entfheidung unferer Frage nicht 
maßgebend. Was für ven Heinen Privatverfehr paßt, läßt fich nicht ohne Weite 
red auf die weltgefchichtlihen Angelegenheiten der Staaten und Völker übertragen. 

Man giebt zu, daß das pofitive Völkerrecht die Gültigkeit des Vertrages 
von der Ratififation abhängig macht und man macht die civilrechtliche Analogie 
nur für das „natürlihe” Völkerrecht ober für die „Moral” geltend. In der That 
aber ruht dies pofitive Völferreht auf fehr verftänbigen und, wenn man will, 
moralifhen und maturredhtlihen Gründen. 

Der Kredit eines biplomatiihen Bevollmächtigten fordert, daß man ihm eine 
möglichft ausgedehnte Vollmacht ertheile. Ein Gefandter, der zu nichts ermächtigt 
ift, wird wie eine Null behandelt, Man trauet ihm Nichts zu, weil feine eigene 
Regierung ihm Nichts zugetraut hat. 

Nun ift es aber für den Staat gefährlih, feine wichtigen völkerrechtlichen 
Intereffen unbebingt von dem Willen und ber Anficht eines einzelnen Menſchen 
abhängig zu machen. Wie leicht kann aud der reblichfte und geſchickteſte Mann 
einen groben Fehler begeben: follen das ganze Nationen auf ewige Zeiten ab- 
büßen? fol man, um einer civilrehtlihen Analogie zu genügen, bie großen An- 
gelegenheiten der Völker blosftellen ? 

Seit dem weftphälifhen Frieden 17) bis zu den Friedensſchlüſſen ver Gegen- 
wart 18) hat man faft in jedem Gtantenverirage bie Ratifikation ausdrüclich 
vorbehalten. Die dabei übliche Formel „ce trait6 sera ratifi6* enthält keineswegs 
ein Verſprechen, daß die NRatififation unbebingt und ohne Prüfung erfolgen 
folle. k 

Über auch abgefehen von den ausbrüdlihen Borbehalten der Ratifitation ift 
regelmäßig anzunehmen, baß in der Vollmacht der Borbehalt einer Ratifitation 
ſchon ſchweigend enthalten ſei. 

Selbſt die bereits erfolgte Ratifikation der einen Partei verpflichtet die andere 
nicht zur Ratifikation. 

Hierdurch foll und darf jedoch die Vollmacht wicht zur Bebeutungslofigkeit herab- 
geſetzt werben. Sie hat für den Vollmachtsgeber allerdings eine bindende Kraft. Diefe 
befteht darin, daß er bie Ratififation nur aus widhtigen und befonders 
anzugebenden Gründen verweigern barf, Willfür und Laune aber, deren 
* = Vollmachtgeber durch Austellung der Vollmacht begeben hat, ausgefchlof- 
en find. 


16) Mohl, Gefchichte und Lilteratur der Staatöwiffenfchafien, Bd: I. S. 434. 

17) J. P. O. Ariicul. XVII, Friede von Nyftädt, 10. Sept. 1713, Art. 24. Parifer 
Friede von 1763, Mrt. 27. Hubertsburger Friede von 1763, Art. 11. Died nur einzelne 
berausgegriffene Beifpiele des faft beftändig wiederkehrenden Vor behaltes der Ratififation, 

18) Trait6 de Paris, 30. Mars 1856, Art. 34. Wiener Friede zwifchen Preußen: 
Defterreih und Dänemark vom 30, Oktober 1864, Art, 24. 
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Als Verweigerungsgründe können die von Wheaton und Wurm angeführ- 
ten betrachtet werben. Sie find aber nicht erfhöpfend. Die Ratififation kann viel- 
mehr überall verweigert werben, wo man fih überzeugt, daß ter Vertrag zum 
Unheil des Staates gefchloffen fei. — 

Da die Vollmacht, troß der Freiheit der Ratififation, wirkliche Vollmacht 
bleibt, fo gilt der Vertrag in ver Negel vom Augenblide der Abſchließung, 
nur mit der Bebingnug der fpäteren Ratififation. Ratihabitio retrotrahitur ad 
prateritum. Nicht aber tft dies fo ansnahmslos der Fall, wie man zu behaup- 
ten pflegt. Es kommt vielmehr vor, daß die Geltung erft mitver Ratifilation 
beginnt. So fagt 3. B. der Artikel 1 des Parifer Bertragee von 1856: 
Il yaura, Adater du jourde l’&change des ratifications du pre- 
sent traite, paix et amitid ete. So beftimmt der Bafeler Friede vom 5. 
April 1795 im Artifel 12: Le present traitE n’aura son effet qu'après 
avoir été ratifie.* Diefelbe Beftimmung findet fi in ben meiften von ber 
Sranzöfifhen Republit nach dem Bafeler Frieden geſchloſſenen Berträgen. 

Giebt man dem Bevollmächtigten eine fehr fharf umgrenzte Vollmacht, viel- 
leiht fhon ben genau ausgearbeiteten Entwurf des Bertrages, fo kann man ihn 
ermächtigen, im Namen feiner Regierung auf deren NRatifitationsredht zu verzicdh- 
ten und bie fofortige unbebingte Geltung des Bertrages zu erflären. Dann frei- 
lich ſinkt die fpätere Unterzeihnung des Souveräns zu einer bloßen Form herab. 

Unzweifelhaft fann vie Ratififation aud) durch fonfludente Handlungen 
ſchweigend ertheilt werben. So vornehmlih durch Bollziehung des Vertrages. 

Das Amt eines Feldherrn enthält eine fhweigende Bollmadt 
zur Abſchließung von beſchränkten Waffenftilftänden, von Kapitulationen und 
Auswechfelungsverträgen. Ein Feldherr (General, Admiral, Feftungsbefehlshaber) 
ohne dieſe Befugniffe würde die durch die Kriegsereigniffe mitunter herbeigeführ- 
ten Umftände nicht gehörig beherrfhen und nicht richtig behandeln können. Diefe 
in die freie Hand des Feldherrn gelegten Verträge bebürfen regelmäßig gar kei— 
ner Ratifilation, gelten vielmehr fofort unbedingt, wenn ver Feldherr nicht 
den ausprüdlihen Vorbehalt der Ratififation gemacht hat. Hier ift nämlich bie 
Bereitwilligteit zur Schließung des Vertrages in den dringenden Bebürfniffen des 
AugenblideS gegründet. Die für ven Sieger günftige Tage könnte während eines 
jeden Auffchubes eine Aenderung erfahren, das Warten auf Ratififation ihm bie 
großen Bortheile des günftigen Momentes rauben. Nah veränderter Sachlage 
hätte er die Ratififation von Seiten des gegnerifhen Staates nicht mehr zu hof- 
fen, fo daß ihm, wenn der Vertrag nicht ohne Natifilation fofort und unbebingt 
gelten follte, nichts Anderes übrig bleiben würde, als ſich auf einen Bertrag gar 
nicht einzulafjen, fondern bie Bortheile der augenblidlich günftigen Lage fchonungs- 
los auszubeuten, 

Ale Berfprehungen eines Feldherrn indeß, die das Maß feiner Befugnifle 
überfchreiten, find bloße Sponflonen und befommen ihre Verbindlichkeit erft durch 
bie Natifitation der Stantsgewalt 19), Bleibt die Natififation aus, während auf 


19) „Im Jahre 1794 wurde der Spaniſche Befeblebaber in Bellegarde von dem Pranzö- 
fiſchen General des belagernden Heeres genötBigt, die Freilaſſung aller riegdgefangenen Fran: 
zofen in Spanien zu verfpreden. Sein König bielt mit Recht an ein Verjprechen ſich nicht 
gebunden, welches die Grenzen ted Amtes dieſes Befehlshabers überfchritt, als welchem nur die 
Aeftumg, ger Befogung, und was fich auf beite bezog, anvertraut fein konnte.“ Schmalz, 

er, ©. 50. 
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Grund des noh nit ratifichrten Vertrages ſchon Leiftungen gemacht worben 
find, fo. muß Alles wieder in den vorigen Stand gefegt werben 20). 

Il. Form der Staatenverträge. Den Stantenverträgen hat man 
oft eine befondere Heiligkeit beigelegt, indem man von ber Borausfegung aus- 
ging, daß ihre Erfüllung nicht erzwingbax jei, fondern fih ganz auf die Gewiſ— 
ſenhaftigleit der Verſprechenden ftüge. 

Im Altertfum waren die Verträge in der That heilig, nur heilig. Weil 
man fid) noch nicht auf ein entwideltes internationales Rechtsbewußtſein ſtützen 
und nit an ein großes, eng verbundenes Staatenganzes appelliren konnte, fo 
mußte man religiös fymbolifhe Handlungen bei der Abſchließung von Staaten» 
verträgen anwenden, die religiöfe Scheu, die Macht des Ueberfinnliden zu Häülfe 
rufen, um ben Berträgen die nöthige Feſtigkeit zu geben. 

In der Gegenwart ftehen die Staatenverträge ſchon feft durch das Rechts— 
bewußtfein und durch bie allgemein geworbene Ueberzeugung, daß die das XAlter- 
thum beherrſchende Anfiht von der Rectlofigfeit fremder Bölfer mit der ethifchen 
Grundlage, auf der fid) das ganze fittlihe und rechtliche Leben der Neuzeit bes 
wegt, in einem unverträglihen Widerfprude fteht. Die religiöfe Form iſt indeß 
nicht abgelommen. Immer noh fließt man die Staatenverträge „im Namen 
Gottes“ oder „im Namen der hocheiligen und untheilbaren Dreieinigkeit.“ 

Unter ver Ueberſchrift: „Im Namen der Dreieinigkeit” pflegt man mit 
ben Titeln der abjhliefenden Souveräne, hierauf mit den Namen 
und Titeln der Bevollmädtigten zu beginnen. Die Verträge werben 
dann gewöhnlih in Artikel getheilt, unter denen fi Hauptartilel und 
Nebenartikel unterfheiden laſſen. Oft find dem Bertrage Separatartilel, 
meift zur einfiweiligen Geheimhaltung, angehängt. Der Schluß bilvet die Unter- 
jhrift ver Bevollmädtigten, ber fpäter die Ratifilation beigefügt wird. 

Im Römifhen Civilreht wird ausgegangen von ver. Anficht, daß ein Bers 
trag, um wirkſam zu fein, in einer beftimmten pofitiven Form gefchloffen fein 
müffe. Die Klagbarkeit ging regelmäßig erſt hervor aus beftimmten feierlichen 
mündlichen oder fhriftlihen Worten (verba oder littere). Real- und Konjenfual- 
verträge bilteten eine ſcharf abgegrenzte Ausnahme, 

Das Privatreht der Gegenwart erblidt hingegen in den Formen gemeiniglich 
nicht Bedingungen der Geltung der Verträge, fondern wendet die Formen nur 
zur Erhöhung der Siherheit an, wenngleih. es aud Verträge kennt, bei 
denen, wie beim Wechfelvertrage, die Geltung felbft an die Form gebunden ift. 

No viel entjchievener ift im Völlerrechte die Form zu einem bloßen Mittel 
erhöhter Sicherheit geworben. In der That ziemt es dem freien und univerjellen 
Geiſte des Völkerrechtes nicht, die Gültigkeit eines- Stantenvertrages von irgend einer 
engherzigen buchftäbelnden Form abhängig zu madhen und man betrachtet auf diefem 
Boden mit Recht jede Form, in der fi der Wille ver Parteien Mar ausſpricht, 
als genügend 21), 


0) „AB Saint-Cyr im Epätjahr 1813 Dresden gegen freien Abzug übergeben hatte 
und fchon abgezogen war, wurte die Kapitulation nicht genehmigt, ihm aber angeboten zurüdzus 
fchren in die übergebene Start, mit Zurückgabe aller * Kriegsmittel, Er —* lehnte dies 
ab und wähle freiwillig Kriegsgefangenſchaft.“ Schmalza. a. O. 

21) Schon bei den Mömern galt für Staatenverträge, weil fie fih auf die Religion ftügten, 
ze der Ferm. Gaius 111. $. 94. Die Nömer Tannten drei Arten der Gtaatenverträge : 

actiones, Sponsiones, Foedera, Letztere waren die feterlichften. Eine intereffante Belehrung 
über die Arten der Etaatenverträge giebt den Römern der Gefandte Menippus; bei Livius 
lib, XXXIY. cap. 57, i e 
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Der Bertrag ift abgefchloffen, fobald bie gegenfeitige Webereinftimmung er- 
Härt ift, einerfeits die Zufage, ambererjeits die Annahme der Zufage. Die Er- 
Hörung braudt fogar nur eine mündliche zu fein, fofern fie nur die Merkmale 
voller Entjhievenheit und Ernfthaftigfeit trägt. Eine Nichtigkeit des GStaatenver: 
trages Tann aus der bloßen Mündlichkeit nicht hergeleitet werben. Zwar behaup⸗ 
ten eine folde Neyron (de vi feederum inter gentes) und Schmalz; doch ftehen 
fie hiermit im Widerſpruch mit den bedeutenderen Schriftftellern der Meuzeit, 
3. B. mit Martens, Klüber, Wheaton, Heffter. 

Um indeß den Inhalt des Bertrages vor Berbunfelung zu fchügen, pflegt 
die mündliche Erklärung fo bald als möglih in eine fchriftlihe verwandelt zu _ 
werben. . 

Die ſchriftliche Abfaffung bildet überhaupt die Regel. Wie fie. jchon 
in allen wichtigeren Privatangelegenheiten dur die gemeinfte Vorſicht geboten ift, 
jo pflegt fie bei den großen Angelegenheiten der Staaten mit der größten Umficht 
und Sorgfalt angewendet zu werben. Es befteht aber die fchriftlihde Abfaſſung 
entweder in einer beiderfeitig unterzeichneten Vertragsurkunde, oder, freilich ſehr 
felten, in einer Erklärung und einer abgefonderten Gegenerflärung, wie man ja 
auch privatrechtlic durch Korrefpondenz Berträge ſchließen kann * 

Sobald ein urſprünglich mündlicher Vertrag ſchriftlich gemacht worden, iſt 
die Schrift maßgebend. Denn einmal iſt die Schrift ſicherer. Dann aber 
muß man auch annehmen, wenn ſich in der Schrift Abänderungen des mündlichen 
Vertrages finden, daß die Parteien nachträglich dieſe Abänderungen gewollt haben. 

Iſt der Vertrag von den Souveränen ratificirt worden, ſo kann doch zu 
feiner Ausführung noch die Zuſtimmung der Volksvertretung nöthig 
fein. &8 kommt dabei auf das Innere Staatsreht an. Vorzugsweiſe find es bie 
Handels verträge, die biefer Zuftimmung bebürfen. Dies ift am beftimmteften 
dann zu behaupten, wenn Hanbelöverträge eine Aenverung ber innern Geſetz- 
gebung fordern. Der Utredhter Handelsvertrag zwiſchen Franfreih und England 
erlangte niemals Geltung, weil das Parlament eine Aenderung der Handels- und 
Schifffahrtögefege nach den Beflimmungen des Vertrages ablehnte, 22) Ferner ift 
die Zuftimmung nöthig für Verträge, deren Ausführung Geldſummen forbert, 
dem Staate neue Laſten oper einzelnen Staatsbürgern Berpflid- 
tungen auferlegt. 23) Die britifche Regierung pflegt in den Verträgen, zu beren 
Ausführung Gelder nötbig find, auszufpreden, daß der König dem Parlamente 
empfehlen werde, die erforderliche Zuftimmung zu ertheilen. Nach der Berfafiung 
der Bereinigten Staaten von Norbamerifa werden die Staatenverträge vom Präft- 
benten abgeſchloſſen und ratifichrt, mit Rath und Zuftimmung des Senates. Sie 
werben dann zum höchſten Landesgefe erklärt. Wheaton behauptet, da ber Kon- 
greß verpflichtet fei, das bereits verpfändete Wort der Nation einzuldfen und bie 
für die Ausführung des Bertrages nöthigen Gefege anzunehmen. 

IV. Zwang, Irrthum, Unmöglichkeit der Erfüllung. Der Um— 
ftand, daß die Staaten feine Gewalt über ſich anerkennen und daß fie deshalb, 
was fie für Recht halten, durch eigene Gewalt Einer gegen ven Anderen durch— 
fegen dürfen, giebt vem Zwange bei Staatenverträgen eine andere Bedeutung, 
als er bei privatrechtlichen Verträgen hat. Ein Zwang zum Bertrage, gegen ben 





— 


22) Lord Mahon, History of England from Ihe peace of Utrecht, Vol. I. p. 24; 
bei Wheaton, El&ments, Kaltenborn in diefem Staatsw. Bd. IV. ©. 664, 
23), Dal, Preuß. Derfaff. Art, 48. 


Stantenverträge. 689 


Staat ſelbſt geübt, hebt nämlich die Verbindlichkeit des Vertrages nicht auf, 
wie denn ja fonft fein durch die Gewalt ver Waffen herbeigeführter Friedens⸗ 
fchluß verbindlich fein würde, Dagegen if der Staat nicht gebunden, ſondern er 
iann fi auf die civilrechtliche Analogie der Unverbinblichkeit berufen, wenn ver ' 
Zwang gegen die Berfon feines Unterhändlers geübt wurde. In diefem 
Falle braucht er fih auf die Frage der Ratifikation gar nicht erft einzulaffen. 
Wiefern ein Bertraz binde, zu dem fi ein friegsgefangener Souverän 
bat beftimmen laffen, hängt von ber Berfafiung des Staates dieſes Souveräns ab, 

Irrthum und Betrug wirken bei Verträgen des Völkerrechts im Ganzen 
ebenfo, wie bei benen des Privatrechts, Wo Irrthum oder Betrug einen Vertrag 
herbeigeführt haben, war bie Einwilligung nur eine fheinbare; es fehlt am mutuus 
eonsensus, d. h. an ber Orundbebingung eines wahren Vertrages, 

Wenngleich übrigens die analoge Anwendung der Örundfäge des 
neueren Römifhen Obligationenredhts, in welden man (mie weit mit 
Recht, bleibe unerörtert) die für alle Zeiten gültige Haffifche Form des Obliga» 
tionenrecht8 zu fehen gewohnt ift, auf dem Gebiete unferes Themas wohl zuläffig 
erfheint: fo darf fie doch nie auf Koften der eigenihümlihen Principien bes 
Völkerrechts und im Widerſpruche mit den Ergebniffen der heutigen Wiſſenſchaft 
des Obligationenrechts durdgeführt werben. Dies ift z. B. bei den römifchen 
Lehrfägen über laesio enormis zu beventen. Daß ein Theil von einem Etaatene 
vertrage weit größere Bortheile zieht, als der andere, fann dem Vertrag noch nicht 
anfehtbar machen. Die römifhen Anorbnungen über laesio enormis find nit der 
Ausdrud der Natur der Sahe und auf das Völlerrecht am allerwenigften an- 
wenbbar. Nah Römifchen Rechte kann nur der über bie Hälfte verlegte Ver- 
fäufer das Gefchäft anfechten; nad gemeinem beutfchen Rechte ver Berfäufer 
und ber verlegte Käufer; nah preußifhem Allg. Landrechte nur ber 
Käufer, nicht der Verläufer, jo daß fi bier pas römifche Recht auf den Kopf 
geftellt Hat. Schon dieſe Wandlungen beweifen die Unangemeffenheit einer Be- 
ftimmung, der man oft eine ihr im pofitiven Rechte fehlende tiefere philofophifche 
Grundlage angebichtet hat. Kann man eine Sache verſchenken, jo kiun man fi 
auf ultra dimidiam verlegen laffen. 

Phyſiſch Unmdgliches verbietet fih von ſelbſt. Impossibilium nulla 
obligatio est. Wußte indeß der Berfprechende von vorn herein um die Unmög- 
lichkeit der Leiſtung, oder hat er bie Unmöglichkeit fpäter abfichtlich herbeigeführt, 
fo muß er Erſatz leiften. Ä 

Moraliid Unmögliches kann nie eine Forderung bed Rechts fein, 
denn das Recht iſt felbft eine Species der Sittlichkeit. Sonad kann es weber 
eine Berechtigung geben, Unfittlihes zu fordern, nod eine Nechtsverpflictung, 
Unfittlihes zu leiften. Pacta turpia, wie viele berfelben aud in ber Gtaaten- 
gefhichte gefunden werben mögen, find aljo unverbindlih. Hat eine Regierung 
Berträge auf Sflavenlieferung, auf Verkauf von Lanveskindern zu fremdem Milt- 
tärdienft, auf unfittlihe Theilung, Beraubung oder Unterdrüdung einer Nation 
gefhloffen, fo kann der Staat fih auf das mit der Sittlichkeit —————— 
ewige Recht ſtützen und damit die Erfüllung des nur poſitiven, nur formellen, 
nur ſcheinbaren Rechts ablehnen. Dieſer Sag iſt für das Völlerrecht weit wich— 
tiger, als für das Privatrecht. Ein geſchichtlich fortlebendes Volk kommt nämlich 
im Laufe der Zeit zu einem tieferen ſittlichen Bewußlſein. Es erkennt dann viel— 
leicht als unfittlih, was einer früheren Zeit für erlaubt galt; wie es ja Zeiten 
gegeben hat, wo Sklaverei und Leibeigenſchaft, Völkerverlauf und Nationentheilung 


640 Ä Staatenverträge. 


zuläffig erſchienen. Niemals aber ann es für eine fpätere Generation fhimpflich 
fein, die Erfüllung eineg nunmehr ald unfittlih erfannten Vertrages zu vermwei- 
gern; es würde im Gegentheil fhimpflid fein, wenn fie das Schimpfliche mit 
Bewußtſein thun wollte, 

V. Die Klaufel „bei fo bewandten Dingen‘; Clausula rebus 
sie stantibus. Die meiften Verträge des Völkerrechts werben nominell für bie 
Ewigkeit gefchlofjen, weil fie für Staaten gelten follen, welche als juriftiiche Per- 
fönlichkeiten die einzelnen Generationen überbauern und ſich in ber Kette derſelben 
ftetig fortfegen. Aber Zeiten und Umftände ändern fih. Der Strom ber Ge- 
fhichte, in deſſen Fluten die völferrehtlichen Berhältniffe geftellt find, wandelt 
vielleicht die Dinge dergeftalt um, daß der Buchſtabe des alten Vertrages feinen 
verftändigen Sinn verliert und das Leben nicht mehr zu beherrichen vermag. 
Alsdann hat der Vertrag feine Verbindlichkeit eingebüßt. 

Dies meint das Völferreht mit dem Satze, daß jeder Staatenvertrag mit 
ber fchweigenden Clausula rebus sic stantibus gejhloffen werde. Die Verbindlich- 
feit hört auf, ſobald fi wefentlihe Umftände geändert haben, deren Borhanden- 
fein von den Parteien entweder ausbrüdlid), oder nad der inneren Bernunft ber 
Sache felbft, ſchweigend als Bedingung bei der Eingehung des Vertrages betrachtet 
wurde oder werben mußte. „Auf ewige Zeiten” heißt demnach in ven Gtanten- 
verträgen nur: fo lange die Zeiten nod nicht völlig andere geworben find. Als 
zeitliche Erfcheinungsformen des, Rechts können die Staatenverträge auf ewige 
Dauer nicht ernftlih Anſpruch mahen, fo wenig als eine frühere Generation un- 
bebingt den Willen einer fpäteren binden kann. 24) 

Die Unverleglihkeit der Staatenverträge muß aber heiligfter Ernft ber 
Staaten bleiben. Das ganze Völkerrecht droht zufammenzuftürzen, fobald an bie 
Stelle des guten Glaubens, auf dem die Staatenverträge ruhen, rabuliftifche 
Sophiſtik träte. Auch die innerlich abgeftorbene Form eines Staatenvertrages ver- 
langt noch diejenige Hodhadtung, mit der man eine ehrwürbige Leiche zur Gruft 
beftattet. Die Partei, die fih auf die Clausula r. s. st. beruft, wird bie andere 
durch Gründe zu überzeugen juchen müfjen, wird ihr eine gütliche Auseinander- 
fegung bei der Auflöfung des unhaltbar gewordenen Vertrages anzubieten haben. 
Handelt es fi aber um gänzliche ober theilweife Aufhebung eines jener großen 
Berträge, die auf den europäifchen Staatenlongreffen gegründet worben find, fo find 
wir der Anfiht, daß über die Frage der Fortdauer des Bertrage® an einen 
europäiſchen Staatentongreß Berufung einzulegen fei. 

Oft beabfichtigen die Kontrahenten, daß ihr Vertrag nur fo lange zur YAus- 
führung fomme, als fie im Zuftande des Friedens leben. Die vorausgefegten 





24) Literatur bei Klüber, $. 165, Note a. Die Anmwendbarfeit der Clausula rebus sie 
stantibus auf Staatenverträge leugnet Y. Wolfg. Kipping, de tacita clausula reb. sie stant. 
ad publicas conventiones non pertinente, Helmst. 1739. Anders Henr, Cocceji, Diss, 
de clausula reb. s. st., in feinen Exerecit, curios. T. II. n. 15. Carol. Eberh. Wäch- 
ter, Diss, de modis tollendi pacta inter gentes, Stultg. 1779, $. 5965. Sehr ent 
ſchieden fpriht Pinheiro-Ferreira zu Martens, $. 59: Ce n’est pas parce que 
deux gouvernements ont conclu telle ou telle convention, que leurs nations sont tenues 
d’en accomplir les obligalions, mais parce que les rapports d’oü ces obligalions deri-- 
vent continuent d’avoir lieu entre les deux peuples. Aussi, du moment oü les rapporis 
d’oü ces devoirs liraient leur origine auront cesse, l’une des parties aura beau allöguer 
les conventions contracides avec elle et signdes par l’autre parlie ; celle-ci est autorisde 
ä lui répondre qu’on ne saurait concevoir l’existence de l’effet après que la cause ä 
cesse d’exister. 
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Res sic stantes find dann die frievlihen Verhältniſſe. Daher ift e8 Braud, nad 
einem Kriege diejenigen Verträge, welche fortgelten follen, wieder ausprüdlic in 
Kraft zu fegen. Dies gebietet ſchon die Borficht. 

Im Allgemeinen jevod hebt der Krieg die früheren Verträge der kämpfenden 
Staaten nur fo weit auf, als der Kriegszwed es forbert. Man geht zu 
weit, wenn man behauptet, daß ohne Weiteres alle Verträge unter ven kriegführenden 
Staaten aufgehoben ſeien. Dem humanen Geifte des neuern Völkerrechts ent- 
Ipricht dies wenigftens nicht. Denn es ift eines ber beft begründeten und heil- 
jamften Principien des Bölferrehts, daß das Recht im Kriege ſoweit ftehen bleibt, 
als feine Aufhebung nicht durch den Kriegszweck zur traurigen Nothwendigkeit ge- 
macht wird. Indeß herrſchen bier Streitigkeiten und die Geltung der nady dem 
Kriege nicht ausprüdlich erneuerten Verträge tft mitunter in Abrede geftellt worden. 
„Als Schwedens Flotte 1788 von der Auffiichen einen Seegruß verlangte, welcher 
gegen den 19. Artikel des Nyftäbter Friedens von 1721 war, fo wurde zur 
Rechtfertigung angeführt, daß der Aboer Friede von 1743 den Nyſtädter nicht 
erneuert babe, alfo deſſen Beftimmungen erlofhen geblieben feien. Das Gerathenfte 
ift daher jedenfalls, in dem Friedensſchluſſe genau zu beftimmen, welde von ven 
früheren Verträgen in Geltung bleiben follen. 25) 

In Subfidienverträgen liegt von feldft die Klaufel, daß man nur 
dann die verfprohene Hülfe leiften werde, wenn man feiner Kräfte 
niht zur eigenen Bertheidigung bevürfe So fdidte Dänemark 
im Jahre 1788 ven Ruffen, auf Grund eines Gubfivienvertrages, Hülfs— 
truppen; Preußen und England drobten ihm nun mit Krieg, wenn es die Hülfs- 
leiftung fortfege: da unterließ es fie, und durfte fie im Intereffe feiner Selbft- 
erhaltung unterlaffen. Es tritt hier, in feiner hervorragenden Bedeutung, das 
Gelbfterhaltungsreht hervor, aus dem man jelbft eine allgemeine Befugniß bes 
“ Staates herleitet, einen Bertrag, der unvermeidlich feinen Untergang herbeiführen 
würde, nicht länger zu halten. 

vi. Mitwirfung Dritter bei Verträgen. Eine dritte Macht kann 
ihre „guten Dienfte" (bons offices, bona officia) bei ben Parteien anwenden, 
um fie zum Abfchluffe eines Vertrages zu bewegen, oder um bie ſchon begonnenen 
Unterhandlungen zu förbern. 

Es verfteht ſich von felbft, daß eine folde Verwendung fowohl aus eigenem 
Antriebe, ald auf Erſuchen einer oder beider Parteien erfolgen kann, 
— daß fie ferner erfolgen fann ohne Verpflichtung oder auf Grund 
eines gegebenen Berfprehens., E3 kann auch die Annahme der guten 
Dienfte verfprohen worden fein. Im Artifel 11 des Basler Friedens von 1795 
verfpricht 3. B. Vranfreih: La Republique frangaise accueillera les bons 
offices de sa Majesté le Roi de Prusse 'ete. Ift eine Macht um ihre guten 
Dienfte erfuht worden, jo gewinnt fie damit noch nicht die Rechte einer Ver— 
mittlerin. 

Bei einer „Bermittelung“ nimmt eine britte Macht an den Verhand— 
lungen Theil, indem fie ihre Thätigkeit zur Brüde der Willenseinigung beider 
Parteien madıt. Ä 


25) Die auch von Klüber behauptete Fortdauer der mit dem Kriegszuſtande verein. 
baren Verträge hat neuerlich einen Vertheidiger gefunden in J.H. van den Meer de 
Wys, De quaestione, an bello oborto pereat inter bellum gerentes foederum auctori- 
tas, Amst, 1830. ß 
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Entweder die vermittelnde Macht nimmt unmittelbar an den Berathungen 
Theil, fo daß die beiverfeitigen Erklärungen in ihrer Gegenwart erfolgen; oder 
die Vorſchläge und Gegenvorfchläge der Parteien gelangen wenigftens ſchriftlich 
in ihre Hände. Letzteres ift das Geltenere. Gewöhnlich fucht der Vermittler durch 
fofortige unmittelbare Berbeiligung an den Konferenzen ber Parteien beren ver- 
fühnlihe Beichlüffe zu beichleunigen. 

Bon dem Leifter guter Dienfte unterfcheidet fih der Vermittler 
fhon dadurch, daß er fih nicht darauf befchränft, allgemeinhin zur Verſöhnung 
und zur Eintraht zu erwähnen und bie eigenen Vorfchläge der Parteien bald 
bei der einen, bald bei der anderen Partei zur Annahme zu empfehlen, ſondern 
daß er auch mit felbftändigen Ausgleihungsvorfhlägen hervortritt. 

Der Vermittler befommt als folder fein Garantkerecht für den unter 
feiner Bermittelung abgefhloffenen Vertrag, wiewohl ihm ein ſolches mitunter 
durch einen ausdrücklichen Akt beigelegt wird. 
| Das Amt des BVBermittlers erlifcht, fobald der Zwed desſelben erreicht oder 
entſchieden verfehlt ift. 

Während feines Vermittleramtes hat der Vermittler fich ver ftrengften Un- 
parteilichkeit zu befleißigen, bejonder8 wenn feine eigenen politifhen oder fommer- 
ciellen Intereffen mit in's Spiel gerathen. Die Parteien aber müfjen einander 
durch gegenfeitige Nachgiebigkeit entgegenfommen, wenn felbft die wohlmollendfte 
und gejchictefte Vermittelung nicht fcheitern ſoll. 

Auch den fümpfenden Parteien eines Bürgerfrieges kann ein dritter Staat 
ſowohl feine guten Dienfte, als auch feine Vermittelung anbieten. Wird das An- 
erbieten angenommen, fo ift die frievliche Einmifhung des britten Staates erlaubt. 

Gewalt darf ver Vermittler zur Schlihtung des Streites nicht anwenden, 

wenn er nicht aus ber bloßen Vermittlung eine Intervention machen will. 
, Die fogenannte „bewaffnete Bermittelung”, von ber bei dem legten 
italtenif hen Kriege zur Charafteriftif der Haltung der preußifchen Negierung, 
Tranfreih und Oeſterreich — wieder einmal die Rede war, bildet feinen 
ftreng abgegrenzten Begriff. ? 

Auf den erften Blid (ri „bewaffnete Vermittelung“ ein Widerſpruch im 
Beiworte zu fein. In der That liegen in diefem Begriffe entgegengefegte Beftand- 
theile. Sie laffen ſich indeß allenfalls vereinigen. 

Man könnte ſich zunächjt unter einer bewaffneten Vermittelung die von dem 
Bermittler geftellte Alternative denken: Unterwerfung unter meinen Vorſchlag oder 

‚Krieg! Wer indeß ein folches Entweder-Oder fpräde, mwürbe den Namen eines 
Bermittlers feinen Augenblid mehr verdienen; er träte als Diktator auf und voll- 
zöge in einer befonders herrifhen Form eine Intervention. So ift das Ver— 
halten der großen Seemädte zur Pforte und zu Griechenland in der That immer 
als Intervention aufgefaßt worden, obwohl es jene fchroffe und berrifche Form 
nit an fi trug. In dem am 6. Juli 1826 zu London ven England, Frank— 
reih und Rußland unterzeichneten Vertrage wurde nämlich beftimmt, daß die drei 
Mächte ihre Bermittlung anbieten würden, Dem öffentlihen Bertrage wurde 
indeß ein geheimer Artikel angehängt, in welchem bie Mächte ſich verpflichteten, 
unter jeber Bedingung ben Feindfeligkeiten ein Ende zu madhen. Die Geheim- 
haltung dieſes Artitels hätte für's Erfte noch eine wirklihe Bermittlungsthätig- 


„Die bewaffnete Bermittelung* in a Europälfchen Staatö-Relationen , Bd. V, 
ef, Nr. 1. Bol. Mofer, Berfuh VIII. 421 ff. 
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keit möglich gemacht. Da aber die Pforte auf das Anerbieten einer Bermittelung 
nicht einging, fo verlor vie Stellung der Mächte auch ſofort vollftändig ihren 
vermittelnden Charakter; fie wurde zur nadten Intervention, indem bie Befehle- 
haber ber vereinigten Seemächte den Auftrag erhielten, ven Yeinbfeligkeiten ge— 
waltfam ein Ende zu maden, was am 20. Dftober 1827 zur Seeſchlacht von 
Navarin und zur Vernichtung der Türkiſch-Aegyptiſchen Flotte führte. 

Soll die bewaffnete Vermitteluug nod eine wirklihe Bermittelung bleiben, fo 
muß fie fo lange als möglich den guten Willen beider Parteien zu gewinnen 
ſuchen und deutlich zeigen, daß es ihr nicht in den Sinn komme, vie Weberein- 
flimmung erzwingen zu wollen. Die vermittelnde Macht kann bier nur in dem 
Sinne rüften, und die Bahyonnette ſchon im Hintergrund blinken lafjen, um in 
gewiffen Außerften Fällen, zumal wenn ihre eigene Sicherheit bedroht werden’ follte, 
ihr Eriegerifches Gewicht mit in die Wage zu werfen. — 

Mitunter läßt man einem vritten Staate ven Beitritt (vie Accefion) 
zu einem Vertrage offen, fei es als Hauptpartei, fei e8 ald Mebenpastei. Ent- 
weber man bietet dem dritten Staate den Vertrag zum Beitritte an, ober man 
erflärt mwenigftens ihm ben Beitritt zulaffen zu wollen. Der Beitritt kann unter 
dem Bertrage felbft erklärt, oder auh durch eine befondere Ucceffionsafte 
ausgefproden werben, die dann durch eine Acceptationsafte ald angenommen 
bezeichnet wird. Schlieft fid eine Macht nicht erft nad zu Stande gefom- 
menem Bertrage, ſondern fhon im Stabium der Unterhandlungen nachträglich 
an, fo ift dies feine bloße Weceffion. In diefem Sinne muß man die an den 
König von Preußen ergangene Einladung der Mächte auffafjen, zum Parifer- 
Kongreffe von 1856 Bevollmädtigte zu ſchicken. Der Bertrag vom 30. März 
1856 ſpricht fih darüber im Eingange felbft aus. : 

VII. Sicherung der Berträge. Wiefern zur Sicherung völkerrechtlicher 
Berträge angewendet werben religiöfe Feierlichkeiten, eivliche Bekräf— 
tigung, KRonventionalftrafe und Berpfändungen, fagt der Artikel 
„Garantie“ („völferrechtliche"). 

Beſchworen wurde unter anderen der Vertrag Franz I. mit Karl V. zu 
Madrid 1526, ver Friede von Cambray 1529, von Chateau-Cambrefis 1559, 
aud der Ryswiker Friede von 1697. Das Teste Beifpiel eines beihwornen 
Staatenvertrages bildet die 1777 in ber Kathebrale. von Soleure befhmorne Al 
lianz Frankreihs und der Schweiz. Gefährlid wurden den befhworenen Verträ— 
gen die Päpſte, die bisweilen von der Verpflihtung des Eides losſprachen, wie 
3: B. Papft Julius II. Perbinand ven Katholifhen, Papft Leo X. Franz ben 
Erften, der päpftliche Legat Karaffa Heinrich den Zweiten. Man trat dieſer Ge- 
fahr in manden BVerträgen dur befondere Klaufeln entgegen, 

Beifeln, im Frieden nicht mehr gebräudlidh, werden im Kriege fogar ge— 
waltfam genommen, was nicht felten zu Mepreffalien Anlaß gegeben yat. Man 
wählt dazu einflußreiche und hochgeftellte Perfonen, bei denen ſich annehmen läßt, 
daß ihre Staatsgewalt fie nit im Stiche laſſen werde. Jede nuglofe Strenge 
gegen fie ift redhtswibrig. Auch infperrung in's Gefängniß ift unftatthaft. Nur 
eine zwar tie Möglichkeit der Flucht forgfältig abſchneidende, aber doch ehrenhafte 
und der hohen bürgerlihen Stellung der Geifeln entjprehende Aufbewahrung 
läßt fi billigen 27), Sie haften nur mit ihrer Freiheit, fo daß man bei uner- 
fülltem Berfprehen nicht ihr Vermögen und noch weniger ihr Leben angreifen 


— nn 


27) Bol. den Art. 9 des Aachener Friedens von 1748, 
41* 
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darf. Fliehen fie, fo muß der Promittent, der fle geftellt Hat, fie wo möglich 
zurüdliefern. Sterben fie aber, fo braudt er feine Stellvertreter zu bieten, weil 
nur eine perſönliche Sicherheit gegeben worden ift, die naturgemäß mit der Per- 
fon zu Ende geht. 

VEN. Beftätigung, Verlängerung, Erneuerung der Berträge. 

1. Ein gültiger Vertrag bedarf im Allgemeinen feiner Beftätigung 
(confirmation). Durch fich jelbft fchon Legt er den Kontrahenten die Pflicht ver 
Erfüllung auf und berechtigt fie ſogar, dritte Mächte zu hindern, melde unbe» 
fugt die Ausführung ber Bertragsbeftimmungen hemmen wollen. 

Die Beftätigung wird aber rathfam, fobald Zweifel an ber Gültigkeit bes 
Bertrages entftanden oder doch zu befürdten find. Befonbers über die Dauer 
bes Vertrages können ſich Zweifel erheben; es fteht vielleicht nicht einmal feft, 
ob es ein Nealvertrag oder ein Perfonalvertrag fei, 

Dft dient die Beftätigung nur dazu, ven Parteien ihre alten Pflichten zurüd- 
zurufen. Oft aud kommt die Beftätigung eines Älteren Vertrages in einem fpä- 
teren als Klaufel vor, zumal wenn beide Verträge denſelben Bertrag betreffen 
und neben einander fortbeftehen follen 28), Doch macht dieſe Klaufel nicht ohne 
Weiteres ven alten Vertrag zu einem einverleibten Beftandtheile des neuen, fon- 
dern fie bildet nur eine Anerfennung bes ältern als eines abgefonderten. Sie um- 
ſchließt alfo auch nicht eine Verpflichtung oder Berechtigung der etwaigen Bürgen 
de3 neuen Bertrages, die Bürgſchaft für den alten Vertrag mit zu übernehmen. 
Hierin Tiegt die Antwort auf die am Ende des vorigen Jahrhunderts leb— 
haft erörterte Frage, ob Rußland, das den Tefchener Frieden garantirte, ba- 
mit auch Garant des Weftphälifchen Friedens geworden fei, weil der Art. 12 
des Tejchener Friedens eine ausprüdliche Beftätigung des Weftphälifhen Friedens 
enthalte 29), . 

2. Eine Verlängerung (Prolongation) findet gewöhnlih ausdrücklich ftatt 
und wirb ver Regel nach nicht vermuthet. Sie kann indeß auch in ſchweigender bei- 
berfeitiger Borterfüllung, ja ſchon in der bloßen ferneren Annahme desjenigen, was 
bie eine Partei der anderen für die fortgefegte Leiſtung bisher zu zahlen pflegte, 
enthalten jein. Dabei kann es allerdings ftreitig werben, ob nun bie Berlänge- 
rung wieder für einen ebenfo langen als den im Bertrage ftipulirten Zeitraum gelte, 
Hat man indeß eine neue Zahlung für neue Leiftungen angenommen, fo können wir 
darin nicht eine nad dem im Bertrage beftimmten Zeitraum, fondern uur eine 
nad diefer Zahlung jelbft zu bemefjende Verlängerung des Bertrages erbliden; 
aljo 3. B. bei einem auf Unterhaltung ven Hülfstruppen gefchloffenen Vertrage 
nur eine Berlängerung für den Zeitraum, für den die zur Unterhaltung ver 
Truppen gezahlten und von der Hülfsmacht angenommenen Gelder beftimmt find. 

Bisweilen erftredt fih die Verlängerung nur auf einzelne, von beiden Theis 
len vortheilhaft befundene Punkte eines Vertrages, bisweilen aber auf den gan 
zen Bertrag. 


28, Bol. Art. 5 des Hubertöburger Friedens von 1763, in der Urkunde für Sachſen 
und Preußen (wohl zu unterfcheiden von der für Defterreih und Preußen errichteten Hauptur— 
funde) : »Le traite de paix conclu à Dresde le 25 Decembre 1745 est expressement re- 
nouvelé et confirmé —aulant que les obligations y conlenues sont de nature à pouvoir 
eucore avoir lieu.‘ 

20) Hierüber erſchien eine Reihe Heiner Schriften. Bol. Wackerhagen, Verſuch eines Bes 
— * die Kaiſerin von Rußland den Weſtphäliſchen Frieden weder garantiren könne, noch 
urſe, 
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3. Die Erneuerung eines Vertrages (Renouvellement) fest voraus, daß 
ver alte Vertrag fchon aufgehört hat zu gelten. Er war bereits tobt und wirb 
nun wieder ins Leben gerufen. Sie wird in den Friedensſchlüſſen ausgefprocen, 
wenn der Krieg wichtige Verträge zerriffen bat. Für den Bürgen ver ältern Ver— 
träge ift fie nur dann verpflichtend, wenn er abermals beigetreten ift. 

Wir machen übrigens darauf aufmerkffam, daß ber Spracgebraud bei ven 
Ausprüden Confirmation, Renouvellement, R&tablissement des traitös weder in 
der Pitteratur noch in den Verträgen völlig übereinftimmend ift. In ven PVerträ- - 
gen kommen mitunter zwei biefer Ausprüde und felbft alle drei nebeneinander 
vor, Vgl. Paix de Hubertsbourg de 1763, art. 5 und 12; Paix d’Aix-la- 
Chapelle de 1748, art. 3. Battel vermifht Renouvellement und Prolonga- 
tion. Der Jurift findet bei den Diplomaten nicht immer feine Rechnung; viel— 
leiht aud die Diplomaten nit immer bei'm Juriften 

IX. Auslegung der Verträge. Eine authentiſche Auslegung eines 
Staatenvertrages kann, in Ermangelung einer über den Staaten ftehenden Au— 
torität, nur aus der überftimmenvden Erflärung der Kontrahenten felbft 
oder aus der Erklärung eines von ihnen eingefegten Schiebridters 
(arbitrage) hervorgehen. Solche Erklärungen führen zuweilen zu befondereu Aus— 
legungs- und Ergänzungsverträgen. 30) 

Bor Allem enticheidet bei "ven Berträgen der objeftive Ausdruck, in 
welchem fie verfaßt find. Dies liegt im Charakter alles Rechts, in der Nothwendig⸗ 
teit des äußeren Geltens aller Rechte und Rechtspflichten, in dem Bedürfniß den 
Beftand der Rechte von den Einflüffen der Subjeftivität unabhängig zu machen. 
Wie Jemand Etwas in feinem Innern gemeint habe, fann ich nicht wiffen, Ich 
brauche aber im Rechtsverkehr etwas Gewiſſes. Darum halte ich mich an das ob- 
jeftive Wort and an deſſen objeftive, üblihe Bedeutung. 

Im Völkerrechte muß jedoh mehr als in anderen Rechtsgebieten die Billig- 
feit die Starrheit der rein juriftifhen Folgerungen mildern und mit dem wahren 
materiellen Rechte ausgleichen, Es ift nicht erlaubt, demjenigen, der den Ausdruck 
gebraucht hat, durch formelle Konfequenzen, die man rückſichtslos aus demſelben 
zieht, eine offenbare Unbilligfeit zuzufügen. Auch darf man nicht außer Acht laſſen, 
daß der ganze Zufammenhang und der Zwed des Vertrages mitunter den Beweis 
liefern fünnen, es fei ein Ausbrud des Bertrages in der That in einem unge 
wöhnlichen Sinne gebraucht worben. 

Was Klar ift, fol man gar nit auslegen. Vattel nennt dies bie 
erfte aller Interpretationsregeln. Und in der That, wenn auslegen Har maden 
heißt, fo fann die Auslegung das, was Mar ift, nur verbunfeln und trügerifches 
Gaukelſpiel treiben. 

Sind Unklarheiten oder Unvollftändigfeiten in einem Bertrage 
vorbanden, fo muß aud das Bölferreht an dem Sage fefthalten, daß biejenige 
Partei, die fich klarer oder vollftändiger ausdrücken konnte, den Schaden ihrer 
Verſäumniß zu tragen haben; daß man mithin die Unffarheit oder Unvollftändigfeit 
zu ihrem Nachtheil deute; daß man bei der Auslegung feine Beſchränkungen der 
Berpflihtung zulaffe, vie dieſe Partei nit ausgefproden bat. Der dieſer 
Lehre zu Grunde liegende römifhe Sag: „Obscuritas pacti nocet ei, qui apertius 
loqui potuit“ ift. gewiß naturrechtlich. 

30, Mofer, Verſuch des Europäifchen Völkerrechts, VIII. 323 ff. Klüber, $. 163, 
Hefter, $. 9. " 
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Bei Verträgen, die nur zum Vortheil einer Partei geſchloſſen find, inter 
pretirt man — das ift allgemeiner Grundfag — im Zweifel zu Gumften des 
Belafteten. Vornehmlich wird ein Vertrag Über die Uebergabe einer 
Feftung oder eines Truppentheils im Zweifel zu Gunſten ver Ueber- 
wundenen erflärt; ja man nimmt bie fogar häufig unter die ausdrücklichen 
Beftimmungen folder Berträge auf. 

Iſt der Vertrag in einer veralteten Sprade gefchrieben, fo muß bie 
Interpretation genau ven Älteren Sprahgebraud ermitteln, hauptſächlich durch ben 
Bergleih mit anderen Urkunden aus älterer Zeit. 

Keine Auslegung iſt zuläffig, die zum Widerfinn führen würde, weil 
Niemand etwas Widerfprechenves gewollt haben fann. 

Leider wird den vernunftgemäßen Grundſätzen der Auslegung nidht immer 
die gebührende Geltung auf einem Gebiete, wo fein über den Parteien ftehender 
Richter entfcheivet, wo jede Partei in letter Inftanz ihre eigene Auslegerin und 
wo der Stärfere nur zu geneigt ift, vie Schärfe des Schwertes an bie Stelle der 
Schärfe ver Beweisgründe zu fegen. 

X. Ende der Verträge. Der Staat, als juriftifhe Perſon, mit einer 
in unabfehbare Ferne reihenden Aufgabe, Hat feinen voraus beftimmbaren Zeit- 
punft des Unterganges. Er kann feine weltgefhichtliche Perfönlichkeit fiegreich über 
den Wechfel der Regierungen und Verfaffungen hinwegtragen. Darum betradhtet 
man Staatenverträge regelmäßig als ewig (pacta aeterna et realia) und nimmt 
an, daß auch fie dur den Wechfel der Negierungen und Berfaffungen nicht be— 
rührt werben. 

Wer alfo behauptet, daß diefer oder jener ihn bindende Staatenvertrag in 
“ feiner Zeitvauer beſchränkt fei, befchräntt etwa auf das Leben eines Fürſten oder 
auf die Regierung feiner Dynaftie, bat die aus der allgemeineh Natur ver 
Staatenverträge hervorgehende Bermuthung wider fih und muß fie burd ben 
Beweis feiner Behauptung entkräften. 31) 

Ausprüdliche gegenfeitige Uebereinfiimmung fann den Bertrag jeden Augen» 
blick aufheben. 

Schweigende gegenfeitige Uebereinftimmung ift anzunehmen, fobald vie Par- 
teien, ohne des älteren Bertrages zu erwähnen, einen ihm wiberfprechenden neuen 
Vertrag ſchließen. 

Bei den nur auf beftimmte Zeit oder nur für die Erreihung eines beftimmten 
Ziel oder mit einer Refolutivbedingung eingegangenen Verträgen entſcheiden ganz 
die civilrehtlihen Megeln über den Enbpunft. 

Tranfitorifche Verträge, die nur auf ein einmaliges Leiften gehen, können 
doc, wie 3. B. Verträge über Gebietsabtretungen, in ihrer Wirkung dauernd fein. 

Weigert fih ein Theil, einzelne Artifel des Vertrages, gleichviel ob Haupt- 
artifel oder Nebenartifel, zu erfüllen, fo fann ver andere fih von dem ganzen 
Bertrage Iosfagen. Martens und Saalfeld wollen bier zwifchen Hauptartifeln 
und Nebenartifeln unterfheiden. Heffter macht mit Recht auf die Schwierigkeiten 
diefer Unterfcheidung aufmerffam. 

Weil die Staatenverträge der nothwendig mangelhafte Ausdruck des inter» 


21) C. H. Breuning, de caussis juste soluti foederis ex jure gentium; Lips. 1762, 
C. K. Wächter, de modis tollendi pacta inter gentes, Stuttg, 1779. Drefch, über die 
Dauer der Völferverträne, Landshut 1808. Tröftich, Verfuch einer Entwidelung der Grunds 
füge, nach welder die rechtliche Fortdauer der Völferverträge zu beurtheilen ift, 
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nationalen Rechts find, das unter veränderten Verbältniffen neue Formen und 
neue Sagungen braudt, fo pflegt bei Abfchließung großer Berträge eine Prüfung 
der Älteren unter benjelben Parteien gejhloffenen Verträge einzutreten, um bie 
Frage nah ihrer möglichen Fortdauer zu beantworten. Daraus erklärt es ſich, 
weshalb ſich in den Verträgen mitunter eine Angabe der älteren Verträge findet, 
die noch ferner gelten follen. - 

Angemeffen wäre die allgemeine Anwendung des in manden Verträgen aus: 
geſprochenen Borbehaltes, daß bei Streitigkeiten über den Inhalt und bei einzelnen 
— — Vertragsverletzungen eine gütliche Verſtändigung verſucht werden 
ſolle. 32) 

XI. Arten der Staatenverträge. Die Staatenverträge zerfallen in 
zwei Hauptflafien, nämlid in Konventionen ober Uebereinfünfte im 
engeren Sinne und in Allianzen ober Bünbniffe. Ä 

Konventionen find nur auf einzelne Leiftungen gerichtet und gehen mit 
biefen vorüber, wie 5. B. ein Kaufvertrag. 

Bünpdniffe gründen unter ven Bertragenden irgend ein mehr oder minder 
dauerndes, Verhältniß, weshalb man fie, im ©egenfag zu den vorübergehenden 
und bie Staaten nicht enger verbindenden Konventionen, auch Gefellihaftäverträge 
genannt hat. Zu ihnen gehören vie Handelsverträge, die Angriffs: und Verthei— 
digungsbündniſſe, die diplomatifhen Verträge, die Oarantieverträge, die Neutrali- 
tätöverträge. 

Unter ven Bünbniffen nehmen eine eigenthümliche hervorragende Stellung 
ein die Bünde oder Konföderationen, durch welde bie verbünveten Staaten 
eine Geſammtmacht mit organifhen Einrichtungen werben, wie der deutſche Bund 
und ber Zollverein. Man kann allenfall8 die Konföderationen auch, neben ben 
Konventionen und den mit organifhen Gefammteinrihtungen nicht ausgeräfteten 
Dündniffen, als eine felbftändige dritte Hauptklaſſe auffafjen. 

Ueber Konföderationen leſe man den Artifel „Bundesftaat, Staaten 
bund.“ 

Beſondere Artikel widmet das Staatswörterbuch den „Allianzen“, den 
„Garantieverträgen“, den „Handelsverträgen“ und den „Schiff— 
fahrtsverträgen.“ 

Ueber andere Arten der Verträge geben wir an dieſem Orte Folgendes 
zur Ergänzung. 

1. Territorialvertr äge find Verträge über das Staatsgebiet. Zu ihnen 
gehören Berträge über die Veräußerung von Gebietstheilen, Theilungsverträge, 
Örenzverträge, Exrbverträge über das Staatsgebiet, mitunter auch Lehnsverträge, 
endlich Berträge über die Beftellung von Staatsdienſtbarkeiten. j 

Beräußerungen von Theilen des Staatsgebietes aus bloßer Gewinnfucht find 
verwerflih. Orbnet man bie geheiligten fittlihen Bande, die den Menſchen an 
feinen Staat fnüpfen, gewinnfüdtigen Zweden unter, jo verlegt man das Gitten- 
gefeg, indem man das Höhere zu einem Mittel des Nieveren herabwürdigt. Auch 
kann fich feine Anhänglichkeit an den Staat bilden, wenn ein willfürlicher Länder— 
taufch den Menfchen heute diefem, morgen jenem Staate zuwürfelt. 

As neueftes Beifpiel eines Territorialvertrages nennen wir den auf die Ab- 
tretung von Schleswig-Holftein gerichteten deutſch-däniſſcchen Vertrag, 
der am 30. Oktober 1864 zu Wien unterzeichnet worden ift. 


32) Hefiter, 1855, Geite 181, Note 2 giebt Beifpiele. 
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2. Diplomatifche Verträge haben bie Abſicht, die völferrechtlichen 
Berhältniffe aufrecht zu erhalten, wenn fie durch bie Haltung ober durch das 
Uebergewicht einer Macht bedroht find. Sie wollen befonderd Berwidelungen ver- 
hüten, die das „politiiche Gleichgewicht“, wie man zu fagen pflegt, zu flören ge- 
eignet wären. Zu biefem Ende ftellen fie eine von den Kontrahenten gemeinfam 
zu befolgeude Politik feft, meiftens ohne einzelne beftimmte Maßregeln vorzu- 
fchreiben. Sie können indeß aud zu Angriffs- und Vertheidigungsbündniſſen, nicht 
minder zu Oarantieverträgen führen. Die Einleitung des am 21. November 1855 
zwifchen England-Frankreich und Schweden Norwegen geſchloſſenen Vertrages macht 
3. B. zuerft nur, im der Weife eines allgemein gehaltenen biplomatiihen Ber- 
trages, den Geſichtspunkt des europäifchen Gleichgewichts geltend, geht aber von 
bier aus fofort in einen Oarantieverirag über. 

3. As fosmopolitifhe Verträge fann man diejenigen bezeichnen, die 
zur Sicherung ber weltbürgerlichen Rechte dev Individuen geſchloſſen werben, 

Hierher gehören Verträge über Freizügigkeit und Auswanderung, die bem 
Individuum "nah und nach die mweltbürgerlihe Benutzung des Erdballes fichern ; 
Derträge gegen den Sklavenhandel; Verträge über den Rechtsſchutz der eigenen 
Untertbanen in fremden Staaten; Verträge zur Gewährleiftung des Strafrechts 
und des Privatredhts außerhalb des eigenen Staatögebieted. Das internationale 
Privatreht — obwohl die Weltbürgerrehte ſchon aus dem Begriffe des Menichen, 
aus dem in der Humanitätsivee liegenden Rechtsgedanken folgen — wird durch 
die fosmopolitifhen Verträge erft zu einem pofitiven, gefchriebenen Rechte erhoben. 
Eines der deutungsvollſten Zeichen des vorgefchrittenen Eosmopolitiihen Bewußt- 
feins find die neueren Verträge zum internationalen Shug gegen den 
Nachdruck. 

XII. Sammlungen. Die Staatenverträge find die wichtigſte Duelle, aus 
der man das Völkerrecht zu fhöpfen hat. Sie haben im Völkerrechte, da e8 eine 
gefeßgebende Gewalt über den Staaten nicht giebt und bie pofitiven Sagungen 
nur aus vertragsmäßiger Uebereinfunft hervorgehen können, die Bedeutung von 
Geſetzen und die fie enthaltenden Sammelwerke ftehen auf gleicher Stufe mit den 
Gefegfammlungen. 

Jeder größere Stant hat feine befonderen Bertragsfammlungen. Außerdem 
giebt e8 allgemeine Sammlungen. Ueber die legteren vergleihe man ben 
Artifel Martens; zu den dort angeführten fommen noch die verbienftlihen Ar- 
beiten von Ghillany und von Aegidi. Was die erfteren betrifft, fo würben 
wir einen unverhältnigmäßig weiten Naum in dieſem Werke in Anfprucd nehmen 
müffen, wenn wir fie alle anführen wollten. Wir befchränten uns daher auf bie 
Angabe ver für Deutfhland und die Schweiz veranftalteten Sammlungen. 

1. Deutfhland. Lünig, Deutfches Reichsarchiv, 24 Bände, Leipzig 1710 
bis 1722. Lünig, Codex Germaniae diplomaticus I. II., Lips. 1732, 1733. 
J. A. Neuß, Deutfche Staatskanzlei, Ulm 1793—1803, 39 Bände. P. A. Win- 
fopp, Der rheinifche Bund, eine Zeitfchrift, 1807— 1813, Frankfurt und Ajchaffen- 
burg. P. Defterreiher, Archiv des rheinifhen Bundes, Bamberg 1806—16. 
D. v. Meyer, Repertorium zu den Verhandlungen ver deutſchen Bunvdesver- 
‚Sammlung, Frankfurt 1820—1822, 4. Abthl. G. von Meyer, Corpus consti- 
tutionum Germaniae. I. Abth. Staatsverträge und gemeinfame Gefetgebung. — 
Für Defterreih: Vesque von Püttlingen, Ueberſicht der Verträge Defter- 
reihe mit auswärtigen Staaten (feit Maria Therefia), Wien 1854. L Neu- 
mann, Recueil des traitös et conventions conclus par l’Autriche avec les 
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. puissances . etrangdres depuis 1863 jusqu’änos jours, Leipz. 1855, 2 vols. 
— Für Preußen: F. Rohrſcheid, Preußens Staatsverträge, Berlin 1852. 
Auch Kamptz, die Handels- und Schifffahrtöverträge des Zollvereines, 1845. 
— Für Bayern: Aretin, Chronol. Verzeihniß der b. Stantsvertr. von 1503 
bis 1819, Paffau 1839; Kletke, die Staatövertr. des K.-B. Negensb. 1859 ff. 
— Für Württemberg: Oechsle, Verzeichniß der von W. mit ausm. Regie— 
rungen gefhlofjenen Verträge von 1800—1840, Stuttg. u. Tübing. 1842, — Für 
Divdenburg: Straderjan, Scifffahrtshandbud, eine Sammlung ıc. 1852. 
2. Schweiz. Befonders forgfältig find die Verträge der Schweiz mit Frankreich 
gefammelt worden: I.R. Holzer, Sammlung der vornehmften Bündniſſe zc., welche 
die Krone Frankreich mit Löblicher Eidgenoffenfchaft aufgerichtet, Bern 1732; jest: 
Zellweger, Geſchichte der diplomatiſchen Vtrhältniffe ver Schweiz mit Frankreich, 
Bern und St. Gallen feit 1848. I. R. Holzer, die Bündaiffe und Ver- 
träge ber helvetifhen Nation mit auswärtigen Potentaten, Bern 1732. Les 
Capitulations qu’aconclues le canton de Berne avec les puissances &trangdres, 
Berne 1764. Pündneriſche Traftate durch Andreas Pfeffer, Chur 1728. Offi- 
ctelle Sammlung der das Schmeizerifhe Staatsrecht betr. Aftenftüde ꝛe. und 
der zwifchen der Eidgenofjenfhaft und ven benadhbarten Staaten abgeſchloſſenen 
Berträge, Züri 1821. Sammlung der eidgenöffifchen Gefege, Beſchlüſſe zc. 
und Staatsverträge; neue, nad Materien georbnete Ausgabe von ©. Kaifer, 
erſchienen zu Zürich bei Fr. Schultheß. Berner. 
Stantenbund, |. Bundesftant. 
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1. Sowie der Staat ohne ein genau abgegrenztes Yand, auf dem er 
entfteht und fich entwickelt, nicht gedacht werben fann, fo gehört zu feiner zweiten 
nothwendigen Borausfegung eine Gemeinfhaft von Menfhen, welche dauernd im 
Lande wohnen, und in ihrer organifhen Verbindung das Volk im’ flaatsredhte 
lihen Sinne des Wortes bilden. Die einzelnen Glieder viefer Gemeinfhaft heißen 
Staatsangehörige ober Staatsgenoffen, auch Einheimifhe im Gegen- 
fage zu den Fremden. Da bie redhtlihe Stellung der Fremden (f. d. Art.) ſchon 
früher erörtert wurde, fo ift e8 hier nicht nöthig, wiederholt auf biefen Gegenfag 
zurüdzufommen, fondern wir können ung auf die Darftellung ver Lehre von den 
Staatsangehörigen. oder ten Einheimiſchen befchränfen. Die Fragen, um deren 
Beantwortung es dabei hauptfählih zu thun ift, vürften aber folgende fein: 

1) Wie wird die Staatsangehörigfeit oder das Imbigenat, begründet, 

refp. für den Einzelnen erworben? 

2) Wie wird diefe Eigenfchaft eines Staatsangehörigen verloren? 

3) Worin beftehen die befonderen Rechte des Einheimifhen gegenüber dem 

Fremden? 

1. Was zuerſt den Erwerb des Indigenats betrifft, ſo pflanzt ſich dasſelbe vor 
Allem in natürlicher Weiſe von den Eltern auf die Kinder fort, und zwar in ver Regel 
ohne Rüdfiht auf den Ort der Geburt, Die auf diefen Grund hin Staatsangehörige 
geworben find, nennt man wohl Eingeborne im Gegenfage zu den Eingebürger— 
ten, ober in den Staatsverband freiwillig eingetretenen, refp. aufgenommenen Frem— 
den. Kein civilifirter Staat fließt fi) fo vollftännig von anderen Staaten und ihren 
Angehörigen ab, daß er diefen nicht die Möglichkeit offen Tiefe, fich in feinem 
Gebiete niederzulaſſen und daſelbſt Staatsangehörige zu werden, Nur wird bazu 
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bie Zuftimmung bes neuen Staates in irgend einer Weife erforvert, fei es, daß 
der Souverän felbft entweder in ber Form bes Geſetzes oder der Verorbnung, 
ober fei es, daß eine Staatsbehörbe diefe Zuftimmung zu erklären, den Fremden 
aufzunehmen — zu naturalifiren — hat. (Bgl. den Art, „Einwanderung.”) 

As ein dritter Weg, Angehöriger eines Staates zu werben, dem man bisher 
fremd war, erjcheint der völferrehtlihe Vertrag, wenn buch benfelben einem 
Staat abgetretene Gebietstheile eines anderen Staates einverleibt (inforporirt) 
werben, Gefchieht die Vereinigung nur in der Form der Union, fo geht mit dem 
Indigenate der Einwohner der neu erworbenen Länder an ſich Feine Veränderung 
vor; nur die Perfon des Souveräns ober bie Art der Regierung wird eine 
andere. 

Angehöriger zweier oder mehrere Staaten zu fein, ift in ter Regel unzu— 
läſſig, fo ferne dieſes Verhältniß als ein gleichzeitiges gedadht wird. Denn der 
Staat nimmt den einzelnen Menfhen ganz in Anſpruch; bie öffentlichen Rechte 
und Pflihten können nur Einem Staate gegenüber geübt, vefp. erfüllt werben. 
Nur ausnahmsweife kann e8 vorfommen, daß ein und basfelbe Individuum gleidy- 
zeitig Angehöriger von zwei oder mehreren Staaten fei. Namentlich ift dieſes 
innerhalb der Staaten des beutfchen Bundes möglich, da unter venfelben ein Krieg 
vehtlih unftatthaft ift und daher eine Kollifion ver Pflichten nicht fo leicht ent- 
ftehen kann, wie dann, wenn es fih um bundesfreie Staaten handelt. In einem 
folden mehrfahen Staatsverbande ftehen insbefondere jene deutſche Standesherrn, 
welche ehemals reichsſtändiſche Herrihaften in mehreren Bundesländern befigen. 
Bezüglid ihrer kann Übrigens eine Unvereinbarkeit noch ſchwerer eintreten, da fie 
befanntlih für fih und ihre Familien von aller Militärpflicht befreit find. Da- 
gegen fteht e8 mit der Natur der Sache nicht im Widerfprude, daß Jemand, 
ber aktuell Angehöriger des Staates A ift, fih auch fein Indigenat gegenüber 
* dem Staate B vorbehält, um in die wirkliche Uebung desfelben dann wieder ein- 
treten zu können, wenn er das Indigenat des Staates A aus irgend einem 

Grunde verliert. 1) 
2. Der Verluſt des Indigenats erfolgt in ben modernen Staaten nie ohne 
ven Willen bes Staatsangehörigen ; die Landesverweifung kann überhaupt gegen 
Einheimifhe nicht verfügt werden, gefchweige denn mit ber Wirkung, daß ber 


Verwieſene dadurch aufhörte, Staatsangehöriger feines Heimathftantes zu fein. 


Hiervon machen auch jene Staaten Feine Ausnahme, in weldyen die Deportation 
zu ben geſetzlich zuläffigen Kriminalftrafen gehört, da der Deportirte im Lande 
bleibt. 

Nur darüber befteht — weniger in der Theorie, als in ber pofitiven Gefeg- 
gebung — nod eine Verſchiedenheit der Meinungen, ob der einfeitige Wille des 
Unterthanen, fei dieſer dann ausprüdlich oder ſtillſchweigend erklärt, für ſich genüge, 
um aus dem bisherigen Staatsverbande auszufheiden, oder ob dazu aud noch 
die Einwilligung der Regierung des bisherigen Heimathftantes, die förmliche 
Entlaffung nöthig fei. Wir haben uns invefien über diefen Punkt fon in einem 
früheren Artifel (Auswanderung) des Näheren ausgefprodhen, und es ift daher 
nicht nöthig, hier no einmal darauf zurädzulommen. — Wann insbefondere ein 
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erflärungen. Sicher ift ein folder dann anzunehmen, wenn Jemand das Inbigenat 
eines anderen Staates mit feinem Wiffen und Willen erwirbt; denn mit bem 
Erwerbe eines neuen Indigenates gilt das ältere im Zweifel ald-aufgegeben, wenn 
nicht etwa unter Zuftimmung der Negierung des älteren Heimathftaates der oben 
erwähnte Vorbehalt Plat greift, der aber Fein gleichzeitiges, fondern nur ein 
eventuelles Indigenat involvirt. 

Dagegen ift das Indigenat in einem Staate wohl vereinbar: a) Mit dem Beſitz 
von Grund und Boden in einem anderen Staate; denn baraus entfteht feine perſön— 
liche Unterorbnung unter den Staat, in dem bie Grundſtücke liegen. Der Befiger 
tritt dadurch nur in das Verhältniß eines Forenſen, von deſſen rechtlicher Stel- 
ung wir oben (Bd. III, ©. 759) bereits gefprodhen haben. b) Mit dem Betriebe 
von Gewerben, Fabriken oder Handelsunterhehmungen in einem britten Staate, 
oder mit dem Beitritt zu Geſellſchaften, die das eine oder das andere dieſer Ge- 
ſchäfte betreiben, foferne nicht etwa der Gewerbebetrieb überhaupt oder der Betrieb 
gewiffer Gewerbe von der Anſäßigkeit im Lande bevingt ift, oder dieſe ſich ala 
Volge an jenen knüpft. Denn in beiden Fällen würde man dann Angehöriger des 
Staates, in welhem das Gewerbe betrieben wird, und verlöre folgenweife das 
frühere Inpdigenat. e) Mit dem Aufenthalt in einem fremden Lande, ja felbft mit 
der Aufſchlagung des Wohnfiges vafelbft, foferne dabei ver Wille der betreffenden 
Perfon dahin gerichtet ift, noch ferner Angehöriger des Heimathftantes zu bleiben, 
und je nah Umftänden dahin zurüdzufehren. Gegenüber folhen Staaten, welde 
an den längeren Wohnfig in einem Lande den Erwerb bes Indigenats knüpfen, 
würbe, fobald diefe Wirkung eingetreten ift, der Verluſt des Inbigenats im ur— 
fpränglihen Baterlande die Folge fein. d) Mit der Uebernahme von Dienften. 
in einem britten Staate, mögen dieſe Privat- oder öffentliche Dienfte fein, wenn 
nicht etwa die pofitiven Gefege eines Landes den Beſitz des Indigenats als Be— 
dingung zur Erlangung eines öffentlichen Dienftes erklären, wie 3. B. in Bayern, 
ober in dem Eintritt in einen ſolchen Dienft einen Erwerbgrund des Indigenats 
erbliden, wie 3. B. in Defterreih. In dem einen, wie in dem anderen Falle 
würde das ältere Indigenat wegen Unvereinbarfeit mit dem neu erworbenen ver« 
loren gehen. 

3. Die Wirkung des Indigenats macht fi) in neuerer Zeit weſentlich nur 
noch bezüglich des öffentlihen Rechtes geltend. In privatrechtlichen Verhältniſſen 
fteht der Fremde in der Regel dem Einheimifhen gleih (vgl. Bd. III. ©. 756). 
Dagegen zum Genuß und zur Ausübung der öffentlichen, ſowohl ver bürgerlichen , 
als der ftantsbürgerlihen Rechte, ift nur der Staatsangehörige befähigt und be- 
rechtigt; der Fremde ift davon ausgefchloffen. Nur jener kann daher 3. B. auf 
Armenunterftügung in feinem Heimatbftaate begründeten Anſpruch machen, oder 
an den öffentlichen Anftalten für Wohlthätigfeit und Unterricht u. f. w. berechtigten 
Antheil nehmen; nur er ift rechtlich befähigt, an den politifhen Wahlen in ber 
Gemeinde, im Diftrifte, Kreife und für die Landesvertretung ſich aktiv zu bethei= 
ligen und zum Gemeinde-, Diftrifts-, Kreis- und Landesvertreter gewählt zu 
werben. : 

II. Neben viefer gebrängten Darftellung ver allgemeinen Grundſätze über bie 
Staatsangehörigkeit wird es im Sinne der Lefer dieſes Werkes fein, wenn wir 
einen Ueberblid über die einfhlägigen Gefege der widtigeren 
Staaten der Neuzeit folgen lafjen, da e8 Vielen gerade darum zu thun ift, 
zu wiffen, wie man Angehöriger eines beftimmten Staates werbe oder zu fein 
aufhöre. 
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Die Rechte eines Engländers?) erlangt man durch Geburt ober durch 
Naturalifation. 

"A. Durch Geburt erlangen fie 1) alle Diejenigen, die in England oder auf 
einem Schiffe unter englifher Flagge geboren werben, gleichviel, ob von Eng- 
ländern oder Fremden; 2) alle vollbürtigen Kinder von Engländern, deren Väter 
ober Großväter die Rechte der Engländer hatten oder genießen, es fei denn, 
daß die Eltern wegen Hodjverraths verbannt wurden, ober fich zur Zeit der Ge— 
burt im Dienfte der Feinde Englands befanden. 

B. Die Naturalifation tft verſchieden: 1) Die volle Naturalifation, welche 
auch die politifchen Rechte eines Engländers verleiht, fann nur durch Parlaments- 
afte erfolgen. 2) Die gewöhnlihe Form der Naturalifation ift die durch Certifikat 
des Staatsſekretärs. Diefe Naturalifation kann die Fähigkeit im Parlamente nnd 
geheimen Rathe zu figen, nicht verleihen. Häufig werben auch nod andere be— 
ſchränkende Klaufeln angehängt. — Diefe geringere Naturalifation kann aud) durch 
Parlamentsafte erfolgen, mit der Klaufel, daß der Naturalifirte vom Parlamente 
und geheimen Rathe ausgefchloffen fei. Enthält eine Parlamentsafte dieſe Klaufel 
nicht, fo ift die Naturalifation eine volftändige. 3) Früher wurde bie (geringere) 
Naturalifation auch durch Patent des Königs ertheilt (Denizaftion). Ein folder 
Denizen fann fein Land erben und fünnen feine ver der Denizaftion geborenen 
Kinder aud in fein Grundeigenthum nicht fuccediren. 4) Jede Ehefrau eines Eng- 
länders oder Naturalifirten ift ipso jure naturalifirt. Ebenfo find 5) Matrofen, 
die England zwei Jahre zur See gedient, fremde Juden und Proteftanten, melde 
fieben Jahre lang in einer amerifanifhen Kolonie gelebt haben, ohne Weiteres 
naturalifirt. Sie dürfen jedoch weder im Parlamente noch im geheimen Nathe 
figen. 6) Nad) dem Fremdengeſetz von 1844 kann jeder Angehörige eines England 
befreundeten Staates auf 21 Jahre Land und Häufer miethen, auch alle Gewerbe 
betreiben. Er genießt alle fommunalen Rechte, wird zu allen kommunalen Laften 
herangezogen, darf aber nicht bei Parlamentswahlen mitftimmen, 

Niemals kann ein Engländer fi freiwillig aus dem englifhen Unterthanen: 
— begeben. Die Pflichten gegen den König folgen dem Engländer über— 
all nach. 

Das Staatsbürgerrecht (Indigenat) in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika 3) wird erworben: 1) durch Geburt, durch Abſtammung von Bundes— 
bürgern; 2) durch Naturalifation. Hierüber giebt die Akte vom 14. April 1802 
folgende Borjhriften: a) Der Fremde muß 3 Jahre vor feiner Aufnahme vor 
einem court of record eivlih oder an Eibesftatt erflären, daß er bona fide 
Bürger der Bereinigten Staaten werden wolle, und für immer jeve Abhängigkeit 
und Treue gegen einen fremden Fürften oder Staat aufgebe, insbefondere aber 
gegen den Fürften und Staat, deren Unterthan er gewefen fein mag. b) Zur Zeit 
feiner Aufnahme muß er wieder eidlich oder an Eivesftatt verfihern, daß er bie 
Bundesverfaffung der Vereinigten Staaten nad) feinen beften Kräften befhügen 
wolle, und daß er hingegen jede Abhängigfeit und Treue gegen einen fremden 
Staat oder Fürſten abſchwöre, insbefonvere aber gegen den obengenannten Staat 
oder Fürften. c) Er muß bei dem ©erichte, bei dem er aufgenommen werben 
will, beweifen, daß er wenigftens fünf Jahre in den Vereinigten Staaten, und 


2) Bergleihe: Dr. Ed. Fiſſcchel, Verfaffung Englands. Berlin 1862. S. 33 ff. 
3) Bol. darüber: Robert Mohl, Das Bundesflaatärecht der Vereinigten Staaten von Nord= 
amerila, ©. 375 ff. 
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wenigftens ein Jahr in dem Staat oder Territorium, in weldhem das Gericht ge— 
halten wird, fi aufgehalten und ſich während dieſer Zeit als ein Mann von 
gutem moralifchen Charakter,. von Anhänglichkeit gegen vie Berfaffung der Ber- 
einigten Staaten, und als Freund der guten Orbnung und des öffentlihen Wohl- 
feins in dvenfelben betragen habe. d) Wenn ein Fremder einen erblihen Titel 
oder Rang in feinem vorigen Vaterlande hatte, fo muß er diefen ausdrücklich 
aufgeben. Die Unterthanen eines mit den Vereinigten Staaten im Kriege begrif- 
fenen Staates werben, fo lange diefer dauert, nit zu Bundesbürgern aufges 
nommen, ü 

Die Rechte der Bundesbürger find: 

1) Bolitifhe Rechte; als folde kommen in Betraht: a) der Antheil 
an der Wahl des Oberhauptes der ausübenden Gewalt, d. h. des Präfiventen 
und des Vicepräfitenten und der Mitglieder des Haufes der Repräfentanten, je 
unter den von den einzelnen Bundesftaaten hierüber vorgefchriebenen Bedingungen, 
b) Die Fähigkeit, zu ſämmtlichen Bunbdesftaatsämtern ernannt zu werden. c) Das 
Recht, fich zu jeder Zeit und bei jeder Gelegenheit friedlich zu verfammeln, um 
über den Zuftand des öffentlichen Weſens zu berathen, und fowohl der Bundes- 
regierung, als den einzelnen Bunbesftaaten Gefammtvorftellungen zu maden. Hie- 
bei ift jevoch zu bemerken, daß nur die Ausübung dieſes legtern Rechtes unbe— 
dingt fämmtlichen Indivituen aus der Klaſſe der weißen Staatsbürger ohne Unter- 
ſchied des Alters und des Gefchlechtes zufteht, bei ven beiden andern aber nicht 
nur unbedingt männliches Gefchleht, ſondern aud oft noch ein beftimmtes Alter 
erfordert wird. Den farbigen (freien) Bunvesbürgern beſchränkt die Konftitution 
in Urt. 1, Abth 2. 8. 4 das aktive und in etwas auch das paffive Wahlrecht, 
indem fie hierin die Beftimmungen ber einzelnen Bunbesftaaten als Norm gelten 
läßt. 2) Bürgerlide oder Privatredhte, indem die Berfafjung jedem 
Staatsbürger Freiheit der Perfon und Sicherheit und Schuß des Eigenthums ge— 
währleiftet. 

Für die Imdigenatsfrage in Sranfreidh) ift der Code Napoleon, 
Art. 8. ff., und näher das Gefeg vom 3. Dezember 1849 maßgebend. 

A. Die Eigenfhaft eines Franzofen wird hiernach erworben: 

1) Duch Geburt. a) Wer von einem Franzofen unmittelbar abftammıt, 
ift Franzofe (Art. 10). b) Wer in Franfreih von einem Fremden geboren wird, 
desgleichen Jeder, der im Auslande von einem Franzoſen geboren wird, welcher 
die Eigenfchaften eines Franzoſen verloren Hatte, ift berechtigt, innerhalb eines 
Jahres nach erreihter Volljährigkeit die Eigenfhaften eines Franzoſen in Anfprud 
zu nehmen; nur muß er alsvann im Falle feines Aufenthaltes in Frankreich er— 
Hären, daß er vafelbft feinen Wohnfig aufzufchlagen gedenke, im Falle des Aufent- 
haltes in einem fremden Lande aber ſich verpflichten, binnen Jahresfrift feinen 
Wohnfig in Frankreich zu nehmen. (Art. 9.) Das gleiche Recht räumt das Geſetz 
vom 7. Februar 1852 den im Auslande gebornen, Kindern von naturalifirten 
Ausländern ein, weldhe zur Zeit der Naturalifation noch minderjährig waren, 
Waren fie bereits großjährig, fo fönnen fie ein Jahr lang nad der Naturalifation 
ihrer Eltern die Eigenſchaft eines Franzoſen beanfpruchen. 

2) Durch Naturalifation. a) Die Auslänverin, die einen Franzofen 
heirathet, folgt dem Zuftande ihres Mannes (Art. 12). b) Der Fremde kann bie 
Naturalifation nadfuchen, wenn er nahmweist, daß er 10 Jahre lang, von dem 


%) Bol, Block, dictionnaire de l’administration frangaise s. v, »naturalisation.« 
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Datum des Dekrets an, durch welches er vom Kaiſer die Erlaubnig erhalten, in 
Frankreich feinen Wohnfig aufzufhlagen, in Franfreih ſich aufgehalten -habe. 
(Code Nap. Art. 13 und Art. 1 d. Gejeges vom 3. Dezember 1849.) Hat er 
bereit8 vor der Publikation des Gefeges vom 3. December 1849 bei dem Maire 
feines Domicil8 feine Abfiht, fi definitiv in Frankreich niederzulaffen erklärt, 
fo läuft die Frift vom Tage dieſer Erklärung an. (Art. 6 d. Gefeges v. 3. Dec. 
1849.) YAusnahmsweife genügt der Nachweis eines blos einjährigen Aufenthaltes 
bei Solden, die Frankreih wichtige Dienfte erwiefen haben, anerkannt tüchtige 
Talente mitbringen, Erfindungen gemadt haben, eine nützliche Induſtrie treiben, 
oder große Etabliffements in Frankreich gegründet haben, (Art. 2 d. a. Gef.) Die 
Naturalifationsgefuhe find ohne Ausnahme dem Staatsrathe zu unterbreiten, ber 
fein Gutachten abgibt. 

B. Die Eigenfhaft eines Franzofen geht verloren: 

1) Durh Naturalifation in einem andern Lande (Code Nap. Urt. 17, 
Ziff. 1.) 2) Durch die vom Kaifer nicht bemwilligte Annahme eines öffentlichen 
Amtes bei einer auswärtigen Regierung. (Art. 17, Ziff. 2.) Durch jede, ohne bie 
Abſicht der Rückkehr gefchehene Nieverlaffung im Auslande. (Art. 17. Ziff. 3.) 
4) Durch Verheirathung einer Inländerin mit einem Ausländer. (Art. 19.) 5) Durch 
den Eintritt in fremde Militärbienfte. (Art. 21.) 6) Durch den bürgerlichen Tod 
in Folge rechtsfräftigen Urtheils. (Art. 22.) Perfonen, welche unter Ziffer 1—3 
fallen, fowie Frauen, deren auslänbifher Ehemann geftorben ift, künnen die Eigen- 
haft von Franzoſen wieder erlangen, wenn fie mit Erlaubniß des Kaifers nad) 
Frankreich zurüdfehren und erflären, daß fie dort ihren Wohnfig zu nehmen ge— 
willt fein. Wer in fremde Militärbienfte getreten ift,. fann nur mit Erlaubniß 
des Kaͤiſers zurüdkehren und die Eigenihaft eines Franzofen nur unter den für 
die Fremden vorgefchriebenen Bedingungen wieder erlangen. 

C. Die kraft des Gefetes vom 3. December 1849 von der Megierung ver- 
liehene Naturalifation verleiht den Fremden nit das Recht, im gefeßgebenpen 
Körper figen zu können. Die Wahlfähigfeit kann ihnen nur durch ein Geſetz ver- 
lieben werben, 

Im Uebrigen genießen nad) dem Code Napol&on die Fremden in Frankreich 
die nämlihen bürgerlihen Rechte, wie fie den Franzoſen durch Verträge mit 
der Nation, welche der Fremde angehört, zugefichert find oder werben. 

Bezüglich des belgiſchen Indigenats verfügt die Konftitutiond): „Die 
Eigenſchaft eines Belgiers erwirbt, behauptet und verliert man nad) den Beftim- 
mungen bes bürgerlihen Rechts (Code Napoldon). Das Berfaffungsgefeg enthält 

hierüber noch folgende Movififationen: 

a Das Bürgerrecht wird durch die gefeggebende Gewalt verlieher. (Art. 5.) 
Nur das große Bürgerrecht (la grande naturalisation) macht den Fremden, für 
die Ausübung der politiihen Rechte, dem Belgier gleich. Die Belgier allein fönnen 
in Belgien bürgerlihe und militärifche Aemter befleiven, mit Vorbehalt der Aus- 
nahmen, welde in beſondern Fällen durd ein Gefeß angeorbnet werben fünnen. 
(Art. 6.) 

Das Grundgefeg für das Königreih der Niederlande vom 14. Oktober 
1848 beftimmt in feinem I. Kapitel: 

Ale, die fih auf dem Grundgebiete dieſes Reiches finden (Norbbrabant, 
Geldern, Südholland, Nordholland, Seeland, Utrecht, Friesland, Oberyſſel, Grö— 


5) Dal. die Berfafiung Belgiens vom 25. Februar 1831. 11. Titel, Art. 4. ff. 
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ningen, Dreeihe, Limburg), fie mögen Eingejeffene oder Ausländer fein, haben 
gleichen Anfprud auf die Beſchirmung ihrer Perfon und Güter. (Urt. 3.) Die 
Ausübung der bürgerlichen Rechte wird durd das Geſetz feſtgeſtellt. (Art. 4.) Um 
das beſondere Gemeindebürgerrecht zu erlangen, muß man Niederländer ſein. (Art. 5.) 
Kein Ausländer iſt zu den Amtsſtellen zulaſſen, als in Folge der Beſtimmungen 
der Geſetze. (Art. 6, Abſ. 2.) Das (Civil-) Geſetz erklärt, wer Niederländer ſei 
und regelt die Zulaſſung und Anſiedlung der Ausländer. (Art. 7 und 3, Abſ. 2.)6) 
Ein Ausländer wirb nur durd Geſetz naturalifirt. (Art. 7, Abf. 2.) Jeder Ein 
wohner hat das Recht, perfönlid und niht im Namen Mehrerer unterzeichnete 
ſchriftliche Bittfhriften an die zuftändigen Behörden einzureihen. (Art. 9.) 

Hinſichtlich Luremburgs gelten die Beftimmungen der Berfaffung vom 
9. Juli 1848, II. Kapitel. 

Die Eigenihaft eines Luxemburgers erwirbt, erhält und verliert man gemäß 
den Beftimmungen ver bürgerlichen Gefeggebung. (Art. 10.) Die Naturalifation 
wird durch die gefeßgebende Gewalt ertheilt. Nur die Naturalifation ftellt den 
Ausländer, behufs der Ausübung der ftaatsbürgerlihen Rechte, dem Luremburger 
gleich. (Art. 11.) Die dem Bater ertheilte Naturalifation fommt aud dem minder— 
jährigen Kinde zu Gute, wenn diefes im Laufe der zwei erften Jahre feiner Voll— 
iährigfeit erklärt, dieſen Vortheil für fih in Anfprud nehmen zu wollen. Die 
Luremburger allein find zu Civil- und Militärämtern zuläffig, vorbehaltlich ver 
Ausnahmen, melde etwa für befondere Fälle durch ein Geſetz aufgeftellt werben 
fönnen. (Art. 12.) Die Eigenschaft eines Yuremburgers ift eine der Vorbedingungen 
zur Ausübung ftantsbürgerliher Rechte. (Art. 10.) 

In Bezug auf das Indigenat in der Schweiz gelten folgende Grundfäge 7): 
- Die Eidgenofjenfhaft als folde verleiht fein Bürgerreht, fondern das 
Schweizerbürgerregt ift in der Regel abhängig vom Kantonsbürgerredt. Nur bei 
einer einzelnen Erwerbungsart fpriht der Bund die Angehörigfeit, jedoch mit der 
Zutheilung an einen beftimmten Kanton aus. (Ziff. 2, lit. d.) 

Nah den Beftimmungen der Kantonalgeſetze uunterfcheidet man den Befig 
und die Erwerbung: 

N 1) Hinfichtlic des Befites gilt der Grundſatz: Die Schweiz erfennt Seven 
ald Bürger — womit hier Ungehörigfeit und Zuſammengehörigkeit bezeichnet if, 
— an, gegen den nicht der Beweis des Gegentheils geführt werden kann. 

2) Die Erwerbung gefhieht auf vier verfchiedene Arten: a) Durch Ab- 
ftammung: Das in der Ehe erzeugte Kind folgt der Heimath des Vaters, das 
außerehelich geborne der Heimath der Mutter, mag die Geburt in= oder außer- 
halb der Schweiz ftattgefunden haben. Ju der Schweiz aufgefundene Findelkinder 
gehören der Schweiz an. b) Durh Ehe: Das Konfordat vom 8, Juli 1808 
(9. Juli 1819) fegt feit: „Eine nad den Landesgeſetzen gefhloffene und einge- 
fegnete Ehe macht die Frau zur Angehörigen desjenigen Kantons, in mweldem ver 
Mann das Heimathsrecht befigt.” Damit find die Gefege des Heimathfantons 
des Mannes gemeint und nur wenige Kantone gehen fc weit, daß fie, beſonders 
wenn bie Ehe im Auslande und mit einer Ausländerin abgefchlojfen wird, die— 
jelbe anerkennen, infoferne die Gefege des Domicils beobachtet worden find. In 


— 


F Da in den Niederlanden * franzöſ. Code gilt, ſo genügt es auf das zurückzuweiſen, 
was oben bei Frankreich 043 
— = Jul darüber: Schw gerifches Staatöreht von Simon Kaifer, St. Gallen 1858, 
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biefem Falle muß regelmäßig eine Bewilligung durch bie heimathliche Regierung 
ftattfinden, auch wird in ber Megel für bie einheirathende Braut nod ein Ein- 
zugsgeld verlangt, ce) Durch Naturalifation: Diefelbe kann nur durd bie 
oberfte Landesbehörde ftattfinden. „Ausländern darf fein Kanton das Bürgerrecht 
ertheilen, wenn fie nicht aus dem früheren Staatöverbaud entlaffen werben." Die 
Aufnahme ift nicht unentgeltlich, fondern findet ftatt gegen Zahlung einer be- 
fiimmten Summe. VBorausgefegt wird die Zufiherung eines Orts- beziehungsmeife 
Gemeindebürgerrehts. Die Rechte, weldhe der neu aufgenommene Bürger burd die 
Naturalifation erwirbt, find diefelben, welche der Eingeborne in Anfprud nehmen 
fann: Recht zum bleibenden Aufenthalte in der Gemeinde, das Net zur Theilnahme 
an ven Bürgerverfammlungen und zur Ausübung der Wahlbefugniffe, das Recht zur 
Benugung der Gemeindeanftalten und der vorhandenen Gemeindegüter, das Recht 
auf Unterftügung aus dem Armengute in Fällen der Dürftigfeit. Bezüglich der 
Wahlrechte giebt es einige Beſchränkungen. Nach der Bunbesverfaffung ift ein 
neu aufgenommener Bürger erft fünf Iahre nad) der Naturalifation als Mitglied 
des Nationalrathes wählbar. Eine gleiche Beftimmung enthält bie Verfaſſung von 
Waadt bezüglich der Stellen, zu deren. Bekleidung die Eigenſchaft eines Waabt- 
länders verlangt wird. Bei Ertheilung des Ehrenbürgerrehts wird die Er- 
füllung der Exrforberniffe vorausgefegt, Zahlung muß nicht geleiftet werben; jedoch 
ift auch dieſe Naturalifation an die Erwerbung eines Gemeindebürgerrechtes ge— 
bunden. d) Durch Zufprehung. Sie findet ftatt nad) dem Bundesgeſetz über Die 
Heimathlofigfeit vom 3. December 1850. Bei der Zufprehung wird umgefehrt 
verfahren, wie bei ber Naturalifation. Es wird zuerft über die Herkunft ber 
Heimathlofen Unterfuhung gepflogen und, wenn dieſe auf einen fremden Urfprung 
hinweist, werden Verhandlungen mit ber betreffenden auswärtigen Regierung 
angelnüpft. Führen dieſe zu feinem Reſultate, fo theilt die Bunbesbehörbe Die 
Heimathlofen nad gewiſſen Rüdfihten den Kantonen zur Einbürgerung zu; diefe 
müffen ihnen dann ein Oemeindebürgerreht zumeifen. Durch die Zufprehung 
werden bie Zugetheilten den andern Bürgern an Rechten gleichgeftellt; fie erwerben 
überbieß dieſelben Nechte in Bezug auf Kirchen-, Gemeinde- und Schulgendffigfeit 
wie die anvern Bürger und Anſpruch auf Unterftügung bei Verarmung; an bey 
fonftigen Bürgernugungen erhalten fie nur Antheil duch Einfauf, der ihnen um 
die Hälfte ver Taxe geftattet werben muß. 

Defontere Erwerbungsarten, mit dem franzöfifhen Rechte und dem Terri« 
torialprineip im Zufammenhange ftehend, gelten noch im Kanton Genf. 

Das Bürgerreht wird verloren zunähft durch Aufgeben des Beſitzes, fei 
es durch phyſiſche (Tod) oder rechtliche Urſachen. Rechtliche Urfachen find: 

a) Die BVerzichtleiftung, die nur für denjenigen Wirkung hat, der fie aus- 
fpriht, und auch nur dann, wenn damit der Nachweis verbunden wird, daf ein 
anderes Bürgerrecht erworben wurde; b) die Heirath, wenn fih Schweizerinnen 
mit Ausländern verehelichen. 

" Ein Berluft durch Machtſpruch eines Kantons oder einer Gemeinde ift nicht 
mehr zuläffig. 

Nach der Konftitution der fpanifhen Monardie find Spanier : 8) 

1) Alle in den Gebieten von Spanien gebornen Perfonen; 2) die Söhne 


8, Siehe die Konftitution vom 18, Juni 1837, Art. 1 ff. bei Schubert: Berfaffungdurs 
funden und Grundgefege der Staaten Europas, 11. Bd. Die Berfaffungsrerifion v. 3. 1845 bat 
an diefen Beftimmungen nichts geändert. 
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von fpanifhen Vätern oder Müttern, wenn fie auch außerhalb Spanien geboren 
find; 3) bie Ausländer, welche Naturalifationsbriefe erhalten haben; 4) Diejenigen, 
welde ohne diefe in irgend einer Gemeinde der Monardie ein Domicil erworben 
haben. Die Eigenfhaft eines Spaniers geht verloren durch Naturalifation im 
Auslande oder durch Annahme einer Anftellung von einer andern Regierung ohne 
Erlaubniß des Königs. (Art. 1.) Jeder Spanier bat das Net, fchriftlihe Peti— 
tionen an die Cortes und an den König zu richten, wie bie Geſetze beftimmen. 
(Art. 3.) Alle Spanier find zu den öffentlihen Stellen und Aemtern nad ihrem 
Berdienfte und ihrer Fähigkeit zuzulaffen. 

Was insbefondere Deutfhland angeht, fo giebt es feit der Auflöfung 
des Reiches Fein allgemeines deutſches Indigenat, fondern nur ein Indigenat in 
ben einzelnen Bundesftanten, ein Öfterreichifches, preußifches, bayerifches u. ſ. w., 
und bie Frage, wer rechtlich als Deutfcher zu betrachten fei, ift aus den Partikular- - 
rechten der einzelnen beutfchen Staaten zu beantworten.) — Die Bundesakte 
von 1815 hat übrigens .ven Unterthanen der ſämmtlichen beutfchen Bundesftaaten 
gewiffe Rechte innerhalb des Bundes zugefichert, deren Inbegriff man nicht uns 
pafiend das Bundes⸗Ind igenat zu nennen pflegt. 

Die darin enthaltenen Rechte find folgende: 

a) Jeder Deutfche hat das Recht, Grundeigentum aud außerhalb des 
Staates, den er bewohnte, zu erwerben und zu befigen, ohne veshalb in dem 
fremden Staate (zu dem er in dem Berhältniffe eines Forenſen fteht) mehreren 
Abgaben und Laſten unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthanen. 

b) Ale deutſchen Staatsangehörigen haben das Recht des freien Weg- 
ziehens aus einem Bunbesftaate in den andern, der fie erweislic zu Unterthanen 
annehmen will, — Damit fteht in Berbindung das Recht in die Civil- oder 
Militärbienfte eines anderen Bunbesftantes zu treten, — beides jedoch nur unter 
ber Borausfegung, daß feine Verbindlichkeit zu Militärbienften gegen das bisherige 
Baterland im Wege fteht. 

c) Die Freiheit von Nachſteuer, wenn aus einem dieſer Anläffe oder aus 
fonftigen Gründen, 3. B. im Erbgange oder fhenkungsweife, Vermögen aus einem 
Bundesſtaate in einen anderen übergeht — nad den näheren Beftimmungen des 
Bundesbefchluffes von 1817 (vgl. den Artikel „Auswanderung“). 

Bon den weiteren hieher gehörigen, durch die Bundesakte Art. 18 normirten 
Rechten, nämlich von dem Rechte der freien Prefje und dem Schutze des litera- 
rifhen Eigenthums, ift ſchon in den einfchlägigen befonderen Artikeln gefprochen 
worden. Wir befchränfen uns daher darauf, hier noch die Verfügung des Art. 16 
der Bundesalte hervorzuheben, inhaltlich deſſen die Verſchiedenheit der chriftlichen 
Religionsparteien keinen Unterſchied im Genuſſe der bürgerlichen und politiſchen 
Rechte begründen ſoll. 

Was den Erwerb und Berluft des Indigenats in den einzelnen Bundes- 
ftaaten, fowie die damit verknüpften Rechte betrifft, fo halten wir es nicht für 
nöthig, die ſämmtlichen deutſchen Partikularrechte aufzuzählen, fondern es wird 
genügen, wenn wir im Folgenden einen Ueberblid über die pofitiven Beftimmungen 
ber größeren Staaten zu geben fuchen. 


9, Denfelben Standpunft hatten auch die Grundrechte des beutichen Volkes von 1848 
eingenommen, indem fie in Art. I, $. 1 verfügen: »Das deutfche Volk befleht aus den Anger 
börtgen der Staaten, welche das beutiche Meich bilden.a 


Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats⸗-Wörterbuch. IX 42 


658 Staatsangehörige — Staatsbürger. 


In Defterreich erwirbt man den vollen Genuß ber bürgerlichen Rechte 
durch die Staatsbürgerſchaft. 10) 

A. Die Staatöbürgerfchaft wird erworben: 

1) Durch Geburt von einem äfterreihifhen Staatsbürger. 

2) Durch Naturalifation, und zwar: a) durch den Eintritt in einen öffent- 
lichen Dienft; b) durch Antretung eines Gewerbes, deſſen Betreibung die orbent- 
liche Anfäffigkeit im Lande nothwendig macht; 9 durch einen ununterbrochenen 
zehnjährigen Wohnſitz daſelbſt, jedoch unter der Bedingung, daß der Fremde dieſe 
Zeit hindurch ſich wegen eines Verbrechen keine Strafe zugezogen babe; d) durch 
Berleihung, die bei den politiichen Behörden nachgeſucht wird. 

B. Die Staatsbürgerfhaft geht verloren: durch Auswanderung oder durch 
Berehelihung einer Staatsbürgerin mit einem Ausländer. 

C, Den Fremden kommen überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und Berbind- 
lichkeiten mit den Eingebornen zu, wenn nidt zu dem Genuffe dieſer Rechte aus- 
brüdlih die Eigenfhaft eines Stantsbürgers erfordert wird. Auch müſſen bie 
Fremden, um gleiches Recht mit den Eingebornen zu genießen, in zweifelhaften 
Fällen beweifen, daß ver Staat, dem fie angehören, vie öfterreihifhen Staats— 
bürger in NRüdfiht des Rechts, wovon die Frage ift, ebenfo wie bie feinigen 
behandle. 

Die Eigenſchaft als Preuße!!) wird nad dem Geſetz vom 31. Dec. 1842 

A, begründet: 

1) duch Abftammung, indem jedes ehelihe Kind eines Preußen burch 
die Geburt preußifcher Staatsbürger wird, aud wenn es im Auslande geboren ift. 
Uneheliche Kinder folgen der Mutter. (8. 2.) 

2) Durh Legitimation. Jft die Mutter eines unehelihen Kindes Aus- 
länverin, der Vater aber Preuße, fo wird das Kind durch eine nah preußifchen 
Geſetzen erfolgte Legitimation preußifher Stantöbürger. ($. 3.) 

3) Durch Berheirathung. Eine Ausländerin — das preußiſche 
Staatsbürgerrecht durch Verheirathung mit einem Preußen. (8. 4.) 

4) Durch Berleihung. Diefe erfolgt durch Ausfertigung einer — 
Urkunde, zu deren Ertheilung die Landespolizeibehörde (Regierungen) ermächtigt ſind; 
indeß muß bei ausländiſchen Juden zuvor die Genehmigung des Miniſters des 
Innern eingeholt werben. ($. 5.) In Betreff der Naturalifation gelten aber folgende 

Grundfäge: Die Eigenfhaft eines Preußen fol nur folhen Ausländern verliehen 
werden, welche a) nad ben Geſetzen ihrer bisherigen Heimath vispofitionsfähig 
find; b) einen unbefholtenen Lebenswandel geführt haben; c) an dem Orte, wo 
fie fih nieberlaffen wollen, eine eigene Wohnung oder ein. Unterfommen finden ; 
d) an diefem Orte nad) den bafelbft beftehenden Verhältniffen fih und ihre Ange- 
hörigen zu ernähren im Stande find; und e) wenn fie Untertbanen eines deutſchen 
Bundesſtaates find, die Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland erfüllt haben 
oder davon befreit worden find. ($. 7.) Die Verleihung ver Eigenfchaft als 
preußifcher Unterthan erftredt fih, infofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht 
wird, zugleih auf bie Ehefrau und bie noch unter väterliher Gewalt ftehenden, 
minderjährigen Kinber. ($. 10.) 

B. Das Indigenat umfaßt folgende Rechte: 





Be hr Eike Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch für die deutſchen Staaten Oefterreichs, 1. Thl. 
hut) Bi. — Staatsrecht der preußiſchen Monarchie. Leipzig. 1856, 1: ©. 282 ff. 
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a) Den vollftändigen Rechtsgenuß nad der Verfaſſung und ven Landesrechten 
(bürgerliche Rechte), weldyer mit der Eigenfchaft eines Preußen an fi verbunden 
ift, und b) die ftaatsbürgerlihen (politiſchen) Rechte im engern Sinne (Civität), 
d. 5. die Fähigkeit, an öffentlichen Angelegenheiten nad Inhalt der Berfaffung 
und ber Stantögefege Theil zu nehmen, welche Rechte von dem Borhandenfein 
der durch die Berfaffung und das Geſetz beftimmten Beringungen abhängig find. 

C. Die Eigenfhaft eines Preußen geht verloren: 1) durch Entlaffung 
auf Antrag des Unterthans. ($. 15.) 2) Durch Berluftigleitserkflärung 
von Seiten der Behörde. Unterthanen, welde im Auslande fih aufhalten, kön— 
nen der Eigenfhaft als Preuße durch einen Beihlug ver Landespolizei- 
Behörde verluftig erflärt werben, wenn fie einer ausbrüdlihen Aufforderung zur 
Nüdkehr binnen der beftimmten Brift feine Folge leiften. ($. 22.) 3) Durch 
zehbnjährigen Aufenthalt im Auslande. Preußen, welche ohne Erlaubniß bie 
preußifhen Staaten verlaflen und nicht binnen zehn Jahren zurüdtehren, oder zwar 
mit Erlaubniß die preußiihen Etaaten verlaffen, aber nicht binnen zehn Jahren 
nad Ablauf der bei Ertheilung der Erlaubniß beftimmten Frift zurüdfehren, ver- 
lieren- die Eigenfchaft ald Preuße. ($. 23.) 4) gr Verheirathung einer 
preußifchen Unterthanin mit einem Ausländer. ($. 15 No. 4.) 

In Bayern wirb zum vollen Genuß aller bürgerlichen, öffentlichen und 
Privat-Rehte das Indig e nat erfordert. 12). 

A. Dasfelbe wird erworben: 

1) durh Geburt, wenn (bei Ehelichen) der Vater, oder Ga Unehelichen) 
die Mutter zur Zeit verſelben bayeriſche Staatsangehörige waren; 2) durch Na— 
turaliſation: a) wenn eine Ausländerin einen Bayer heirathet; b) wenn Fremde 
in das Königreich einwandern, ſich darin anfäßig maden und die Entlafjung aus 
dem fremden perjönlichen Unterthanenverbande beigebradt haben; b) wenn neue 
Gebietstheile mit Bayern vereinigt werben; d) durch eim befonderes nad) erfolgter 
Bernehmung des Staatsrathes ausgefertigtes königliches Dekret. 

B. Das Indigenat geht verloren: 

1) durch Erwerbung oder Beibehaltung eines fremben Indigenats ohne be— 
fondere königlihe Bewilligung; 2) durch Auswanderung; 3) durch Berheirathung 
einer Bayerin mit einem Ausländer; 4) durch Uebergang des Domieils einer Per- 
fon an einen fremden Souverain. 

C. Die Wirkung des Indigenats befteht in der Fähigkeit zum Genuffe 
aller jener Rechte, welche der bayeriſche Staat feinen Angehörigen vor Fremden 
zugefteht. Die wichtigften derſelben find: 1) Nur wer das Indigenat hat, tft fähig, 
ftaatsbürgerlihe (politifhe) Rechte auszuüben, fowie 2) zu Kron- und Oberhof- 
ämtern, Civilftaatsämtern, oberften Militärftellen, kirchlichen Aemtern und Pfrün- 
den zu gelangen. 3) Der Einheimifche ift berechtigt, auch außer feiner Heimath 
fih allenthalben im Königreihe mit den Seinigen aufzuhalten, infofern er fich 
mit feiner Familie auf erlaubte Weife ernährt, und ihm nicht ſolche Rückſichten 
entgegenftehen, welche auf Gefet und Berorbnungen gegründet find. Nur er ift 
fähig, fi eine Heimath im engern Sinne des Wortd zu erwerben. 

In Hannover 13) wird die Eigenfchaft eines Landesunterthans nad Geſetz 


12) Vgl. die Berfaffungsurfunde des Königreichs gi 1, Beil, Edikt über das Indi— 
genat und imein bayer. Werra ſſungsrecht, 111. Aufl, 8. 2 

13), Landesverfaſſungs⸗Geſetz vom 6. Auguft 1840, $. tn. Siehe diefe und die im Rolgenden 
angeführten Verfaffungsurfunden bei Zahariä, „Die Verfaffungs@efege der Gegenw.” und 
Bortjegungen. 
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und Herlommen erworben und dauert jo lange fort, bis fie auf rechtsbeſtändige 
Weiſe verloren geht. Nur vie Yanbes-Unterthanfhaft befähigt zu dem vollen 
Genuſſe ver bürgerlihen und politifhen Rechte. Straferfenntnifje können nicht 
nur Beihränfungen, fondern auch ſelbſt den Berluft gedachter Rechte nad ſich 
ziehen. Wer nur vorübergehend im Königreiche fih aufhält, ohne in den Bun- 
desunterthanenverband getreten zu fein, ift für die Dauer feines Aufenthaltes, 
infofern nicht rechtsgültige Ausnahmen beftehen, den Landesgefegen unterworfen 
und fteht unter deren Schuge. 

In Württemberg !%) wirb das Staatsbürgerrecht erworben theils durch bie 
Geburt, wenn bei ehelich Gebornen der Vater, over bei Unehelihen vie Mutter 
das. Stantsbürgerrecht hat, theild durch Aufnahme, Legtere fest voraus, daß ber 
Aufzunehmende von einer beftimmten Gemeinde die vorläufige Zufiherung des 
Bürger» oder Beifigrechtes erhalten habe. Außerdem erfolgt durch die Anftellung 
in dem Staatsvienfte vie Aufnahme in das Staatsbürgerrecht, jedoch nur auf 
bie Dauer der Dienftzeit. ($. 19.) Der Hulvdigungseid ift von jedem gebornen 
Württemberger nad zurüdgelegtem 16. Jahre, und von jevem nen Aufgenomme- 
nen bei der Aufnahme abzulegen. ($. 20.) 

Durch den Wegzug verliert der Auswandernde fein Staatsbürgerreht für 
fi) und feine mit ihm wegziehenden Kinder. ($. 33.) Wer ohne einen ihm zuge— 
ftandenen Vorbehalt des Staatsbürgerrechtes in auswärtige Staatspienfte tritt, 
wird besjelben verluftig. ($. 34.) 

Wer in einem fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt, kann fein 
wirttembergifhes Stantsbürgerreht nur mit königliher Bewilligung und unter ber 
Bedingung beibehalten, daß er den ihm obliegenden ftaatssürgerlihen Pflichten 
in jeder Hinficht Genüge leifte. ($. 35.) 

In Baden 15) gelten hinfichtlih des Indigenats die Beftimmungen des code 
Napoleon. Nur hinſichtlich der Beftimmung des Art. 9 „Wer im Lande von ei- 
nem fremden geboren ift, ift berechtigt, innerhalb eines Jahres nad feiner Voll— 
jährigkeit die rechtliche Eigenfhaft eines Inlänvers in Anfprud zu nehmen, nur 
muß er zugleih, wenn er im Lande fih aufhält, erklären, daß er darin feinen 
Wohnfig aufzufchlagen gedenfe, und, wenn er in einem fremben Lande fi befin- 
bet, das Verſprechen von ſich geben, daß er feinen Wohnfig im Lande auffchlagen 
wolle, und in Jahresfrift nach gethanem Verſprechen ſich wirklich dort nieberlaf- 
ſen“ — hat die badiſche Gefeggebung die Mopififation beigefügt: „Art. 9a) Die- 
jer Anfprud unterliegt jevoh dem Ermeflen der Staatsregierung über deſſen 
Zulaffung oder Verweigerung, fo oft diefer Fremde in einem andern Staate ein 
angebornes Staatsbürgerrecht oder ſichere Heimath hat.“ 

Das Indigenat im Großherzogthum Heffen 16), Der Genuß aller bürger- 
lihen Rechte in dem Großherzogthume, fowohl der Privatrehte, als der äffent- 
lihen (oder des Staatsbürgerrehts) fteht nur Inländern zu. ($. 12.) 

Das Recht eines Inlänvders (Indigenat) wird erworben: 1) durch die Ge- 
burt für denjenigen, deſſen Bater oder Mutter damals Inländer waren; 2) durch 
Berheirathung einer Ausländerin mit einem Inländer; 3) durch Verleihung eines 
Staatsamtes; 4) durch befondere Aufnahme, ($. 13.) 


— 


14) Dal, die Verfaſſungsurkunde vom 25. Sept. 1819. 8. 19 ff. und von Mohl, Württem⸗ 
berg. Staatsrecht, B. 1. ©. 312 ff. 

5) Badifches Landrecht, Tit, I, Kap. 1. 8.8 ff. 

6) Verfaffungsurfunde vom 17, Der. 1820, $. 12 ff. 
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Das Recht eines Imländers geht verloren: 1) durch Auswanderung; 
2) durch Berheirathung an einen Ausländer. Die Wittme erhält jedoch die Rechte 
einer Inländerin wieder, wenn fie entweder im Großherzogthum geblieben ift, 
oder dahin ‚mit Erlaubnig der Staatsregierung und unter ber Erklärung, fid 
darin nieberlaffen zu wollen, zurüdfehrt. ($. 17.) 

Hinfichtlih des Indigenats in Kurbeffen beftimmt die Berfaffungsurfunde 
vom 5. Januar 1831 was folgt: 

Die Staatsangehörigfeit (Recht des Inländers, Invigenat) fteht zu vermöge 
der Geburt, oder wird befonders erworben durch ausprüdliche oder ſtillſchweigende 
Aufnahme, und geht verloren durch Auswanderung oder eine bergleihen Hand— 
lung nad den nähern Beftimmungen eines desfalls zu erlaſſenden Gefeges. Der 
Genuß der Ortsbürgerredhte, fei e8 in Städten oder Landgemeinden, kann nur 
Staatsangehörigen zulommen. Jeder Inlänver bat im 18, Lebensjahre den Hul- 
digungseid zu leiften und jeder Staatsangehörige ift der Regel nad) auch Stants- 
bürger, fomit zu öffentlihen Aemtern und zur Theilnahme an ver Volksvertre— 
tung befähigt, vorbehaltlich verjenigen Eigenfhaften, welche die Berfaffung oder 
andere Gefeg ein Bezug auf die Ausübung einzelner ftaatsbürgerlicher Rechte erforvern. 

Der Mangel oder Berluft des Staatsbürgerrechts an ſich ift ohne Einfluß 
auf den Unterthanenverband, fowie auf die blos bürgerlihen Rechte und Pflich— 
ten, wenn nicht befondere Gefege eine Ausnahme begründen; während das Stants- 
bürgerredht mit dem Berlufte des Indigenats aufhört. 

Gothaer Konvention. Solde Perfonen, welche fich in einem Staate 
befinden, ohne bafelbft nad dem bort geltenden pofitiven Rechte das Indigenat zu 
befigen, erfcheinen al8 Fremde, und können von da weggewiejen werben. Soll 
aber diefe Ausweifung nicht in Widerfpruh mit den Forderungen der Huma- 
nität und einer guten Polizei fommen, fo muß man darüber gewiß fein, wo foldhe 
Individuen hin zuweiſen feien, d. b. es muß ihr Heimathland ermittelt fein. Läßt 
fi ein ſolches nicht ermitteln, fo ift die Wegmweifung eine Mafregel von fehr 
zweifelhaften Werthe, da jeder andere Staat dann befugt ift, auch feinerfeits 
fragliche Perfonen auszumeifen oder wieder dahin zurückzuweiſen, woher fie zulegt 
gelommen find. Benachbarte Staaten haben daher ein gegrünbetes Intereffe, fich 
über Berhaltungsregeln zu verftändigen, nach welchen fie Perſonen, teren Indie 
genat entweber ald ungewiß ober unbeftimmbar erfcheint, zu beurtheilen geben- 
fen. Eine ſolche Vereinbarung ift insbefondere in der jüngften Zeit unter den deutſchen 
Staaten zu Stande gelommen. Die fogenannte Gothaer Konvention zur Re- 
gelung ber Berbältniffe der Heimathlofen wurde am 15. Juli 1851 abgeſchloſ— 
fen zu Gotha 17) zwifchen den Megierungen von Preußen, Bayern, Sadjfen, 
Sadfen- Weimar, Oldenburg, Sahfen-Meiningen, Sachſen-Koburg-Gotha, 
Sachſen-Altenburg, Anhalt-Defjau, Köthen und Bernburg, Schwarzburg-Rudol- 
ſtadt und Sondershauſen, Reuß-Plauen älterer und jüngerer Linie, Walved 
und Lippe. Dem Bertrage find noh im Jahre 1851 die Regierungen von 
Naffau, Großherzogthum Heffen, Kurhefien, dann in den Jahren 1853 und 
1854 jene von Hefjen-Homburg, Frankfurt, Württemberg, Hamburg, Baden und 
die Niederlande wegen Luxemburg 18), 1860 Lübeck beigetreten. Aufjerhalb des— 


7) Bol. „Die Uebereinkunft deutfchen Bundesftaaten vom 15. Zuli 1851 wegen gegenfeitiger 
Uebernahme der Ausgewiefenen und Heimathlofen. (Gothaer Konvention.) Mit Anmerkungen und 
Konferengprotofollen v. A. Müller.” Stuttgart 1861. 

18) Meyer, Corp. juris confoed. Germ, II, S 582, 
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felben ftehen noch Defterreih, Lichtenftein, Holftein und Lauenburg; die beiden 
erftern haben jedoch 1860 unter gewifjen Bebingungen ihre Geneigtheit zum Bei⸗ 
tritt erklärt. 19), 

II Bon den Staatdbürgern. Die Staatsangehörigen werden Staats» 
bürger genannt, infofern fie wirklichen Antheil an der Beforgung der Angele⸗ 
genheiten des Gemeinweſens nehmen, und insbefondere bei ber Ausübung ber 
Hoheitsrechte mitzuwirken berechtigt find, fei es bireft als Vollsvertreter, fei es 
inbireft als Wähler von dieſen. — Die einzelnen Befugniffe, melde fih aus bie- 
fem Rechte der aktiven Theilnahme am Gemeinweſen ergeben, werben ſtaats— 
bürgerlihe Rechte genannt, und es gehören bahin insbefondere das Wahl: 
ſtimmrecht und die Wählbarkeit bei der Beftellung ver NRepräfentativ-Organe für 
die Gemeinde, den Bezirk oder Diftrift, ven Kreis oder die Provinz und für's 
ganze Land, dann die Befugnig als Gefchworner bei der Ausübung der (indbe- 
fondere der Straf- und Handels) Gerichtsbarkeit mitzuwirken. — Staatsbürger 
fünnen nur Staateangehörige nicht aud Fremde fein, oder mit andern Worten, 
das Indigenat ift notwendige VBorbedingung des Staatsbürgerrechts. Aber 
nicht alle Stantsangebörigen genießen die Rechte der Staatsbürger, fondern dieſe 
bilden in gewiffen Sinne eine höhere Stufe von jenen, indem das Staatsbür— 
gerreht von noch anderen Beringungen als dem Indigenate abhängig iſt. Nur 
darf dieß nicht fo verftanden werben, als ob die Staatsbürger eine abgefchlofjene 
mit Privilegien ausgezeichnete Kafte wären, fonbern die Bedingungen, an beren 
Erfüllung das Staatsbürgerreht gefmüpft ift, müſſen folde fein, daß ihnen von 
jedem Staatsangehörigen, welher im Allgemeinen bie Fähigkeit befigt, politifche 
Nechte auszuüben, genügt werben kann. Die politifche Nechtsfähigkeit muß ein all- 
gemeines, allen Staatsangehörigen zugängliches Berhältnig fein, darf nicht blos 
einer einzelnen Klafje oder einigen einzelnen Klaffen von Unterthanen zulommen. 

Ausgefchloffen von dem Staatsbürgerrehte find aber in den fämmtlichen neue- 
ren Staaten: 

a) die Frauen, beren Beruf e8 nicht ift, im Gebiete des öffentlichen Lebens 
zu wirken; 

b) die Minderjährigen, da die Ausübung der ftaatsbürgerlihen Rechte 
in noch viel höherem Grade als jene der Privatrechte eine gewiffe Reife des Ur- 
theil8 erfordert, welde man nur bei VBolljährigen vorausfegen kann. In ber Regel 
fällt die privatrechtliche und die ftaatsrechtliche Großjährigkeit gefeglih zufammen, 
und fie tritt in fehr vielen Staaten, wie in England, Frankreich, Nordamerika 
und in mehreren beutfchen Staaten mit dem vollendeten 21. Lebensjahre ein. 
Wird durch Regierungs-Defret Jemand vor Eintritt der gefeglihen Volljährigkeit 
für großjährig erklärt, fo erftredt fih die Wirkung diefer Verfügung im Zmei- 


19) Meyer, a. a. O. B. III. S. 26, 28 und 235. 

20) Es ericheint ald eine Abnormität, wenn einzelne Schweizerfantone die politifche Voll⸗ 
jäbrigteit früher eintreten laffen, als die privatrechtlihe; vgl. Bluntfhli, Allg. Etaater. 
111. Aufl. Bd. 1. S. 201. 

21, Es ift ungerecht, Jemanden ſchon vor der Verurtheilung dad Staatsbürgerrecht zu ent: 
sieben, wie diejes früher in vielen deutfchen Staaten geſchah, wo jchon die Einleitung der Spe⸗ 
clal⸗Inquiſition jenen Effekt hatte, wenn auch feine Berurtheilung, fondern ein f. g. absolutio 
ab instantia erfolgte. 
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Rechte für immer oder auf gemiffe Zeit verloren haben, foferne fie nicht durch 
den Souverain rehabilitirt worden find. Den Perfonen viefer Kategorie werben 
nicht ohne Grund jene gleihgeftellt, welde in Konkurs gerathen find, ohne nad» 
träglich ihre Gläubiger volltommen befriedigt zu Haben, und wegen Gleichheit 
des Grundes ferner jene, welche vom zuftändigen Gerichte als Verſchwender er- 
Härt find, jo lange dieſe Erflärung nicht zurädgenommen ift. 

In Anfehung diefer Erforberniffe des Staatsbürgerrehts befteht fowohl in 
ber Theorie als in ben pofitiven Gefegen im Wefentlihen volle Hebereinftimmung. 
In der Regel befhränft fi aber die Gefeßgebung nit auf bie bis jegt erwähn⸗ 
ten Requifite, fondern fie macht bie Ausübung der ftaatsbürgerlihen Rechte noch 
von andern Bedingungen abhängig. Eine foldhe ift insbefondere: 

4) eine gewiſſe felbftänpige Stellung im Leben, melde bie Gewähr 
dafür gibt, daß der Staatsangehörige ſich bei ber Beforgung ber öffentlihen An- 
gelegenheiten nur von ver NRüdficht auf das Wohl des Ganzen, nicht von felbft- 
ſüchtigen Motiven leiten laflen, daß er nur nad feiner eigenen inneren Ueber» 
zeugung, nicht nah ben Einwirkungen Anderer handeln werde. 

So ſehr e8 vom politiihen Standpunkte gerechtfertigt erfcheint, eine folde 
Forderung an benjenigen zu ftellen, ver fih an ven Angelegenheiten des Gemein- 
weſens aftiv betheiligen will, fo ſchwierig iſt e8, die äußern Merkmale anzugeben 
und durch die Geſetze feftzuftellen, aus deren Borhandenfein die Selbftändigfeit 
erfaunt , bei deren Nichtvorhandenſein fie als nicht gegeben betrachtet werben fol. Die . 
Schwierigkeit wird noch dadurch vermehrt, daß früher und fpäter gar mandhe 
Wilführ und ungerehte Beſchränkung unter biefer Firma in bie Öefebgebung 
Eingang gefunden hat. Indeſſen troß dieſer Schwierigkeiten darf die Gefeßgebung 
nicht aufhören, den rehten Weg zu ſuchen, ber in der Mitte liegt zwifchen will» 
kührlicher Ausſchließung ınd unbebingter Zulaffung Aller. — Die genauere Be- 
ſtimmung ber GSelbftändigfeit fann entweber in negativer ober in pofitiver Weife 
verfucht werden, indem entweder das Gefeg die Kategorien aufzählt, melde nicht 
als felbfländig anzuerkennen find, oder die Merkmale ausfpriht, bei deren Bor- 
handenfein Iemand als felbftändig gelten fol, bei deren Mangel er von der Ue- 
bung der flaatsbürgerlihen Rechte ausgefchloffen ift. Bei der erftern Art der De- 
finition werben insbefondere ald unfelbftändig erklärt: 

a) Perfonen, welche eine Armenunterftügung aus öffentlichen (Staats- ober 
Gemeinde-) Mitteln beziehen oder in ver jüngften Zeit bezogen haben. Der leg« 
tere Zufag erfcheint darum als zwedmäßig, damit nicht etwa unmittelbar vor der 
Ausübung des Stantsbürgerrechts eine Anzahl unfelbftändiger Stimmen durch Los⸗ 
auf von der Armenlifte gewonnen werben fönnen. i 

b) Dienftboten, d. i. Perfonen, welche fi einem Andern zu beftimmten 
feften Dienftleiftungen verbungen haben, die dabei regelmäßig auch in ein engeres 
perfönlihes Berhältniß zu ihrer Dienftherrfhaft treten uns daher derjenigen Gelb- 
ftändigfeit ermangeln, welde zur Theilnahme am öffentlichen Leben erforberlich 
ift. — Aus ähnlichen Gründen werben 

ec) Handwerksgeſellen und Yabrikarbeiter, auch wohl Taglöhner, ausgefchloffen, 
wobei natürlich vorausgefegt wird, daß der Taglohn die einzige ober doch bie 
Hauptfubfiftenzquelle bilvet. Nicht jeber, der einmal einen oder mehrere Tage für 
einen Anderen um Lohn arbeitet, Tann darum ſchon als Taglöhner und folgen« 
weije als unjelbftändig bezeichnet werben. 

Gegen die Ausſchließung ber beiden erften Kategorien dürfte etwas Stihhal- 
tiges nicht zu erinnern fein. Bedenklicher ift die gänzliche Ausjhliegung ber Ka⸗ 
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tegorien unter lit. e und wenn man glaubt, viefelben Könnten ihr Staatsbürger- 
recht in unruhigen, kritifhen Zeiten mißbrauden, fo ift barauf hinzuweiſen, daß 
die Gefahr für's Gemeinmwefen dadurch nicht verringert wird, daß man biefe Klaffen 
als politifh mundtodt oder handlungsunfähig erflärt, Dan verweist fie dann von 
Anfang an auf den Gebraud der phyſiſchen Gewalt! Um tie Theilnahme an den 
politifhen Rechten auch dieſen Klaffen, in fo weit e8 ohne Gefahr für's Ganze 
gefhehen Tann, zu ermöglichen, bat man in anderen Gefegen ven pofitiven Weg 
zur Beftimmung der Grenze zwifchen ven politiih Handlungsfählgen und Unfähigen 
eingefhlagen und hat verordnet : 

a) daß zur Ausübung ber ftantsbürgerlichen Rechte jeder berufen fei, ber 
einen eigenen Hausftand hat, gleichviel welches fonft feine foctale Stellung 
fei. Damit verwandt ift 

b) das Syſtem jener Gefege, nach welchen vie felbftändige Betreibung irgend 
eines Berufes als das wefentliche Kriterium des Staatsbürgerrechts betrachtet wird. 
Eine nähere Präciſion dieſes Gedankens in Berbindung mit jenem unter a ent- 
hält die bayerifche Verfaſſung von 1818, welhe zum Gtaatsbürgerredhte neben 
dem Indigenate fordert: „Anfäßigfeit im Königreihe, entweder durch ben Beſitz 
befteuerter Gründe, Renten over Rechte, ober durch Ausübung befteuerter Ge— 
werbe, oder durch den Eintritt in ein öffentliches Amt." Dover man bat 

e) verfügt, daß Alle zur Ausübung der politifchen Wahlrechte befähigt und 
wählbar feien, melde dem Staate eine direkte Steuer entridten, indem man 
nur denjenigen zum Mitberathen der öffentlihen Dinge qualificirt erachtet, ber 
auch zur Beftreitung der Ausgaben mit beiträgt (vergl. 3. B. das bayeriſche Wahl- 
gejeg vom 4. Juni 1848), 

d) In andern Staaten hat man das Staatsbürgerredht mit dem Gemeinde: 
bürgerreht in Verbindung gebradht, und jenes von dieſem abhängig gemacht. 
Ob und in wie weit darin eine Garantie ver Selbftändigfeit Liege, läßt fih nur 
dann fagen, wenn man bie Bedingungen fennt, unter welchen das Gemeinbe- 
bürgerrecht erworben wird. Kommt dieſes von Rechtswegen Jedem zu, der in ber 
Gemeinde feinen Wohnfig nimmt und etwa ein Kleines Einzugsgeld entrichtet, jo 
kann darin irgend eine Sicherung der Selbftändigkeit nicht gefunden werben. 

e) Im deutfhen Mittelalter war ver Grundbeſitzer allein zur Uebung 
politifcher Rechte befähigt, wobei natürlich vprausgefeßt ward, daß er ein Freier 
war. Daß dieſes Syſtem, fo berechtigt e8 auf einer gewiffen Stufe ber gefhicht- 
lihen Entwidlung erfceint, für die Gegenwart nicht mehr angemefjen fei, ift 
ſchon in anderen Artikeln des Staatswörterbuchs gezeigt worden. 

f) Sehr häufig wird, die Garantie der Selbftändigfeit in dem Befige eines 
gewiflen Mafes von Bermögen oder was in ber Wirkung basfelbe ift, 
in einem gewiffen Einkommen gefunden. (Cenfns.) In beiven Beziehun- 
gen läßt fih dann ein doppelter Weg einfchlagen, um das Vorhandenſein des 
geforberten Befiges oder Einfommens nachzuweiſen. Man fann nämlich das Ber- 
mögen over Einfommen in jevem einzelnen Falle’ durch Schätzung erheben, ober 
man nimmt zum Mafftab ven Steuerſatz, ver ja, wenn die Steneranlage richtig 
angeorbnet und durchgeführt ift, fich nach dem Vermögen, refp. Einfommen , rich: 
tet. Wir erinnern, um ein Beifpiel hiefür anzuführen, an bie Beftimmung ber 
franzöfifhen Charte von 1814, ver zufolge nur derjenige ein Wahlreht für bie 
Kammer der Abgeorbneten üben konnte, welcher 300 Fr. an bireften Steuern 
entrichtete, und wählbar nur jener, welcher 1000 Fr. zahlte. Von den bef- 
fallfigen Grundfägen des englijhen Stantsrehts war ſchon oben in dem Artikel 
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Großbritannien (B. IV. ©. 445 u. 446) bie Rebe; basfelbe ftatuirt bekanntlich 
einen verſchiedenen Genfus für das Wahlftimmredt in ven Städten und Flecken 
einerfeits und in den Graffchaften anderſeits, wogegen ver Paffivcenfus feit 1858 _ 
abgeſchafft tft. Jeder Cenfus hat das Bedenken gegen fi, daß er, wenn hoch ges 
griffen, nur einer Heinen Zahl von Geldariſtokraten die politifchen Rechte verleiht, 
wenn uiebrig, theils nutzlos ift, theils ſehr verfchieden je nach den örtlichen Ver— 
hältniffen wirft. - 

Eine andere Frage ift die, ob das Vermögen, refp. die Steuergröße, nicht 
bei der Bertheilung des Stimmredhtes in Betracht zu ziehen fei, fo daß der Stimme 
bed Beſitzenden ein größeres Gewicht beigelegt wird, als jener des Befiglofen. 
Die preußifhe Berfaffung z. B. hat diefes Syftem angenommen. Darnach werben 
die Urmwähler bei den Abgeorpnetenwahlen nadd Maßgabe ver von ihnen zu ent— 
richtenden bireften Staatsfteuern in drei Abtheilungen getheilt, und zwar in ber 
Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gefammtfumme der Steuerbe- 
träge aller Urwähler fällt. Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen Urwählern, 
auf welche die höchſten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheild der Ge— 
fammtfteuer fallen u. f. w. Jede Abtheilung wählt befonvers, und zwar jede ein 
Drittheil der Wahlmänner. — Aehnliches gilt in Würtemberg. Zwei Drittheile 
der Wahlmänner (bei ven Abgeorbnetenwahlen) beftehen aus denjenigen Bürgern, 
weldhe im nächſtvorhergegangenen Finanzjahre vie höchſte ordentliche direlte Steuer, 
fei e8 aus eigenem’ oder nutznießlichem Vermögen an ben Staat zu entrichten 
hatten. 

5) Eines Erforbernifjes zum Genuſſe und zur Ausübung ber ſtaatsbürger⸗ 
lihen Rechte müffen wir noch gedenken, das bis in bie neueften Zeiten in allen 
Hriftlihen Staaten eine höchſt wichtige Rolle geſpielt hat — des Erforbernifies 
ber chriſtlichen Religion over wohl gar einer beftimmten hriftliden 
Konfefjion. 

In den germanischen Staaten des Mittelalters war der Nichtchriſt höchſtens 
geduldet; an eime Gleichſtellung besfelben mit den Chriften, fei es auch nur in 
privatrechtliher Beztehung, hat Niemand gedacht, gefchweige denn, dag man ihn 
für befähigt gehalten hätte, an den öffentlihen Angelegenheiten ſich aktiv zu be— 
theiligen. Als fi innerhalb ver riftlihen Religion verſchiedene Konfeffionen bil- 
deten, verlangte der Staat von feinen Angehörigen, daß fie dem beftimmten, von 
ihm allein anerkannten, Belenntniffe zugethan feien, und verfagte ihnen entgegen« 
gefesten Falles feinen Schug. So wurde es insbefondere aud in Deutſchland ge— 
halten; es gab ausſchließlich katholiſche und ausſchließlich proteftantifche Länder. 
Die Religions-Friedensfhlüffe und insbefondere der weltphälifhe Friede haben 
hierin wefentlich nichts geänvert; der lettere machte nur die Duldung unter ge=, 
wiffen Bedingungen zur Pflicht, und ftellte die Katholifen und Augsburger Kon— 
feffionsverwanbten in privatrechtlichen Berhältniffen einander gleich. 22) Aber er 
enthielt nichts zu Gunften der chriftlihen Selten, oder über die Gleichftellung der 
beiden Hauptlonfeffionen im Staatsrechte. Erft am Anfange des laufenden Jahr- 
bunderts begann in Deutſchland ein anderes Syſtem fich geltend zu mahen. Den 
Anfang macht der zur Ausführung des Entſchädigungswerkes, wie e8 ver Lüne— 


22) Die Gleihftellung, wie fie in Urt. V. $. 1 audgefprechen ift: Sit aequalitas 
exacta mutuaque, ita ut quod uni parti justum sit, alteri quogue sit 
justume bezieht fih nur auf die beiden Bekenntniſſe ala Ganze und auf die dem einen oder 
anderen angehörigen Reihaftände, nicht auf die Unterthanen der lepteren. 
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viller Friede bebungen Hatte, erlaffene Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803, 
indem er als Princip ausfprah, daß bie bisherige Neligionsübung eines 
jeven Landes gegen Aufhebung und Kränkung aller Urt gefhügt fein fol; dem 
Landesherrn fol jedoch freiftehen, andere Religionsverwandte zu dulden und 
ihnen den vollen Genuß bürgerlicher Rechte zu geſtatten. In der 
Zeit des Rheinbundes fuhr man auf gleichem Wege fort, und bie Acceffionsurs 
funden ſprechen e8 geradezu als eine Berpflidtung der Bunbesgliever aus, 
den Belennern ber andern Konfeffion gleiche bürgerlide und politifde 
Rechte einzuräumen, wie den Unterthanen ber bisher im Lande herrſchenden 
Konfeffion. Auf demfelben Standpunkte fteht dann die Deutſche Bunvesafte, wenn 
fie in Art. XVI verorbnet: „Die Berfchievenheit der chriſtlichen Religionsparteien 
fann in ben Rändern und Gebieten des Deutfhen Bundes feinen Unterſchied in 
dem Genuſſe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.“ 

Ueber die rechtliche Stellung der Anhänger ber chriſtlichen Selten, welche 
fi neben den brei Hauptfonfeffionen in Deutfhland gebildet haben, enthält vie 
Bundesalte feine Verfügung ; e8 bleibt daher den Partifulargefeßgebungen über» 
laſſen, viefelbe zu regeln. Diefe ftimmen nun unter fih nit überein. In ber 
einen, 3. B. in Preußen, fpricht die Berfaffung aus, daß der Genuß der bür- 
gerlihen und ftaatsbürgerlihen Rechte von dem Religionsbelenntniffe unabhängig 
fei. In andern, wie 3. B. in Bayern, bat die Berfaffung bie entgegengefeßte 
Regel aufgeftellt, indem fie nur den Belennern ber drei chriſtlichen Hauptlonfefe 
fionen gleiche bürgerliche und politifche Rechte zugefteht (Tit. IV. $. 9). Indeſ- 
fen vie nemere Berfafiungsgefeßgebung (jeit 1848) Hat diefen Unterſchied aufgeho- 
beb, indem viefelbe die politifchen Rechte unabhängig vom religidfen Belenntniffe 
einräumt. Ueber bie rechtliche Stellung der Juden hat das Staatswörterbuch bereits 
in einem befonveren Artikel (B. V. ©. 430 ff.) das Nöthige mitgetheilt. — Dem 
Weſen des Chriftenthums entfpricht ver Grundſatz der preußifchen Berfaffung ficher 
in viel höherem Grabe, als jener ver ältern Berfaffungen, weldhe das Staats- 
bürgerreht vom religiöfen Belenntniffe bebingt fein laflen und daher den Religions- 
wechfel mit dem Berlufte ter politifchen Nechtsfähigkeit bebrohen. Denn nur bie 
erftere beruht auf der Idee, daß der Glaube eine rein innere und inbivibuelle 
Angelegenheit des Menfhen ſei, auf welche durch irgend einen Zwang einzumir- 
fen der Staat fein Recht hat. (Bgl. Bd. IV. ©. 774 ff.) 

Die Oefeßgebung der europäifhen Staaten ift jedoch noch weit davon ent- 
feent, fich allgemein zu diefem Grundſatze zu befennen. Denn abgefehen von ven 
romanifhen Staaten im Süden Europa’s, wo bie katholiſche Religion noch zur 
Stunde die herrſchende ift, ift: verfelbe auch in England und Schweden u. a. nit 
anerkannt. Nur ſoviel fteht feft, daß die neuere Gejeggebung einer Gleichftellung 
der Bekenntniſſe zuftrebt, und geneigt ift, bie. bisherigen Verſchiedenheiten auszugleichen. 

Literatur: Außer dem, was in den betreffenden Abfchnitten über gemei— 
nes deutſches und partifulares Staatsreht auf unfere Materie Bezügliches fich 
findet (wgl. 3. B. H. 9. Zachariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, II. 
Aufl. Br. I. ©. 394 fi, — Zöpfl, Grundſätze des gemeinen Deutſchen Staats- 
rechts, V. Aufl. Bo. I. S. 1 ff.) verbienen als befondere Schriften genannt zu 
werben: I. 3. Mofer, Bon der deutſchen Untertanen Rechten und Pflichten. 
Branffurt und Leipzig 1774; Em. Vogel, Darftellung der Rechte und Berbind- 
lileiten der Unterthanen in mohleingerichteten Staaten, mit befonderer Nüdficht 
auf das K. Sachen. Leipzig 1841. Bär. 
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I. Das in Deutfhland unter dem Namen Gtaatsanwaltfchaft oder Staats- 

- bebörbe bekannte Juftizorgan ift feinem Urfprunge nad ein franzöfifhes Rechts» 

inftitut, 1) Dasfelbe wurde in Deutſchland gleichzeitig mit ber im Jahre 1848 

erfolgten Umgeftaltung des Strafverfahrens nach dem Vorbilde des franzöfifchen 

ministöre public in's Leben gerufen, und es beziehen ſich aud feine Aufgabe und 

Thätigkeit im deutſchen wie im franzöfifhen Rechte vorzugsweife auf die Straf: 
re&htspflege. Ä 

Die Zeit feiner Entwidlung zum Staatsamt und öffentlichen Juftizor- 
gane in Frankreich ift nachweisbar vie zweite Hälfte des 14. Jahrhunderts, 
und fteht diefe Entwidelung im genaueften Zufammenhange mit dem Wahsthum 
der Föniglihen Macht und ver Ausbreitung des Inquifitionsprocefies in Frank⸗ 
reih. Es gab allerdings auch fhon am Ende des 13. Jahrhunderts königliche 
Profuratoren. Allein abgefehen davon, daß fie bem damals in feiner Macht noch 
ſehr beſchränkten Könige dienten, befteht zwifchen ihnen und ben andern Profura- 
toren, beren eine große Anzahl im Dienfte von Korporationen und Privatperfonen 
ſtand, gar fein Unterſchied. Sie haben wie alle andern Profuratoren lediglich bie 
Privatintereffen ihres Herrn und Auftraggebers zu vertreten. Bon irgend 
einer Beziehung ihrer Thätigkeit auf die Interefien des Staates oder ber Ge— 
ſellſchaft findet fidh night die geringfte Spur. Bei ihrem erften Auftreten am Ende 
bes 13. Jahrhunderts übernahmen fie lediglich die Beforgung ver Privatintereffen 
und bie Stellvertretung des Königs bei den Gerichten, welche bisher in den Hän- 
den der königlichen Amtleute - (baillifs, sendchaux und prevots) lag. Daher muß⸗ 
ten fie ſich auch, falls fie für ven König eine gerichtliche Civilflage erhoben, wie die 
andern PBrofuratoren, der Abſchwörung des Kalummieneides unterwerfen. Auch follten 
fie für ihr Auftreten bei Gericht überall die Genehmigung des königlichen Amtmanns 
nachſuchen. 

In den ubrdlichen Theilen von Frankreich, wo nicht das römiſche Recht 
(droit &erit), fondern das einheimifhe Gemohnheitsrecht (droit eoutumier) in Gelr 
tung ftand, hatte ſich aber dieſes römiſchrechtliche Prokuratoreninftitut fo gerin« 
gen Beifalls zu erfreuen, daß König Philipp V. basfelbe im Jahr 1318 in die— 
fen Landestheilen wieder abſchaffte und die Beforgung der königlichen Privatin- 
tereffen wieder ben baillis übertrug. 

Dagegen finden wir die Prokuratoren des Königs in der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts wieder in ganz Franfreih, und zwar von nun an nicht mehr 
blos als Stellvertreter der königlichen Privatintereffen, fondern in der Ausübung 


1, Wenn fih aud im früheren deutſchen wie im römischen Rechte Inftitute finden, die in der 
einen oder anderen Beziehung der frangöfiihen Staatsanmwaltihaft aleihen, fo beſtebt doch zwi⸗ 
ſchen diefer und jenen Fein biftoriicher Zujammenbang Ueber die Geſchichte der franzöfifchen 
Staatsanwaltichaft f. G. 2. Maurer „Geſchichte des altgerman. Gerichtsverfahrens“, Heidelba. 
1824 S. 147 ff.; Biener „Beiträge zur Geih, des Inquiſfitionsprozeſſes ꝛc. Leipz 1827 
©. 192 ff.; Warnkönig und Stein „Franz. Staatd- und Rechtsgeſch.“ Bd. 111. Bafel 1846; 
Schäffner „Geld. der Nechtöverfaffung Frankreichs.“ 4 Bde. Franfi. a. M. 1845 — 1850; 
F. Helie »traitd de Vinstr. orim.» I. Bd. $. 74. ©. aud Montesquieu l’esprit des lois 
VI. 8. Deutfhe Monographien über die Staatsanwaltihaft: Müller „Das Inſtitut 
der Staatdanwaltihaft nach ſ. Hauptmomenten“, Leipg. 1825; Thbesmar „Die Staattanmwalts 
ſchaft, ihr Werth im Civil» und Kriminafreht” Bonn 1844; Frei „Die Staatsanwaltfchaft in 
Deutfchland und Frankreich” Erf. 1850; Sundelin „Die Staatsamwaltfchaft in Deutichland;" 
Anklam 1860; ſ. auch den Artikel von Schwarze in Weiste’d Rechtélexilon Bd. X, 
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von Funktionen bei der Strafrechtspflege, welche einen entſchieden ſtaatlichen 
Charakter an fich tragen und noch heute einen wefentlihen Beftanbtheil der ftaats- 
anwaltſchaftlichen Thätigfeit bilden. Solche Funktionen werben ihnen mehrfach in 
den Orbonnanzen von 1355, 1367 und 1371 übertragen, und zu benfelben ge- 
hört namentlich die ftrafrechtliche Verfolgung gewiſſer Delikte in Fällen, wo bie 
befhäbigte Privatperfon keine Klage erhebt. Die einfachen Profuratoren find alfo, 
wie Helie bemerft, Magifirate geworben. 

Die Wiedereinführung der Profuratoren in den Gebieten des droit coutumier 
Kat ficherlich ihren Grund darin, daß bie ohnehin fehr mit Gefhäften überhäuf- 
ten baillis die Gefchäfte der Profuratoren nicht gut zu beforgen vermodten. Die 
Umwandlung der Profuratoren dagegen in öffentliche Beamte erklärt ſich, wie 
fhon chen bemerft wurde, theils aus der damals gleichzeitig vor fi) gehenden BVer- 
änderung des Königthums, theild aus dem Untergang bes mittelalterlihen Straf- 
verfahrens und dem Emporfommen des Inquifitionsprocefles. 

So lange nämlih das Princip der Privatanflage nicht blos theoretiſch, fon- 
dern auch faftifh unangefochten herrichte und ber gerichtliche Zweilampf das am 
Häufigften vorkommende Beweis- und Procekentfcheidungsmittel bildete, war of- 
fenbar fir ein Amt wie das ministere public fein Raum. „Denn wer würbe 
wohl”, bemertt Maurer ganz richtig, „hätte auch nicht ſchon ein foldhes Amt dem 
ganzen Geifte jener Zeiten wiberfprochen, thöricht genug geweſen fein, fih bazu 
zu verftehen, jeven Augenblid im Namen des Staates den Kampf mit Berbredern 
jeder Art zu beginnen ?" 

Sowie aber an die Stelle ber fürmlichen mit Gefahren für ven Anfläger 
verbundenen Anklage die einfache gefahrlofe Denunciation trat und das alte Be— 
weisverfahren mit Duell, Gottesurtheil zc. von dem römifchefanonifhen In qui- 
fitions proceß mit feinem Streben nad Geſtändniß und materieller Wahrheit 
verbrängt worben war, Tonnten die Königlichen Profuratoren (gens du roi) auch 
bei der Strafredtöpflege im Intereffe des Staates eine umfaffende Thätig- 
feit entfalten, und fie brauchten babei nur fortzufahren, bie königlichen Intereffen 
zu vertreten, denn die Entwidlung des Königthums hatte eine Richtung genom« 
men, baß feine Intereffen mit denen des Staats zufammenfielen. 

In diefe Zeit fällt nämlich au die Umwandlung des bisherigen Lehns— 
königthums (suzerain) in eine alle ftaatlihen Intereffen umfaſſende ſtarke Central» 
gewalt. Während das deutſche Königthum im Kampfe mit ben großen Bafallen 
immer fchmwächer wurde, gewann dad anfangs äußerſt ſchwache franzöſiſche 
Titularfönigtfum immer entſchiedener die Oberhand über das mächtige Bafallen- 
thum bis zu deſſen vollftändiger Unterwerfung. Schon im 14. Jahrhunderte fonn- 
ten ſich die franzöfifhen Könige als Regenten und Nepräfentanten des Staats (souve- 
rains) betrachten und bereit8 damals war bie Berfchmelzung der Intereffen des Kö- 
nigs mit denen des Staats vollentet. Indem daher die Profuratoren des Königs 
fortfuhren deſſen Brivatintereffe zu vertreten, erfchienen fie zugleih au als Staats- 
profuratoren und Bertreter der öffentlihen Gerechtigkeit. War es auch zu- 
nächſt das Intereffe des Könige, was fie zur intreibung der Bußen und Aus- 
- führung der Konfisfationen gegen verurtheilte Verbrecher veranlafte, fo leiſteten 
fie damit doch zugleich dem Staate und der Gefellihaft ven mefentlihften Dienft, 
zumal die Bußen damals noch einen beträdhtlihen Theil des ganzen Strafenfy- 
ftems bildeten, 

Wenn aud die Profuratoren damals nod nicht in der Art, wie fie es heute 
find, öffentliche Ankläger waren und bei dem damaligen größtentheils geheimen 
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und fhriftlihen Verfahren gar nicht fein konnten, fo brachte es doch bie ihnen 
übertragene Sorge für die Entrihtung der Bußen mit fih, auf Verurtheilung der 
Verbrecher hinzuwirken. 

Die Erweiterung der Profuratorenthätigfeit in diefer Richtung fcheint aber 
mehr auf dem Wege ver Praxis als der Geſetzgebung erfolgt zu fein. Die Dr- 
donnanzen von 1413 (von Karl VI.) und von 1453 (von Karl VIL) beſchäf— 
tigten fid) noch nicht mit der genauern Regelung der Funktionen diefer Beamten, 
obwohl fie die Reform der Rechtspflege zum Gegenftande haben. Auch die Ordon⸗ 
nanzen von 1493 (Karl VIIL.) und 1498 (Louis XII.) enthalten nur wenige Be- . 
ftimmungen. Sie fegen die beftehenvden Zuftände als befannt voraus und erkennen 
ſtillſchweigend die Aenderungen an, melde die Praxis nad Bedürfniß an den Ge— 
richtseinrihtungen vorzunehmen für gut fand. 

Die vollftändige Entwidelung und definitive Weftftellung aller Attribute des 
ministöre public erfolgte erft im 16. Jahrhundert in den DOrbonnanzen von 
1522, 1553 und 1586, an melde fih bie von Ludwig XIV. erlaffenen 
und bis zur Revolution in Geltung gebliebene Ordonnance sur les matidres 
eriminelles von 1670 anfchließt. Danach gab e8 ſchon im ancien regime. eine 
fürmlihe Hierarchie des ministöre publie, indem nach und nad bei allen Gerich— 
ten Profuratoren angeftelt wurden. Die Profuratoren der Parlamente hießen ſchon 
feit der Mitte des 14. Jahrhunderts Generalprofuratoren. Wir finden aud 
ſchon jehr frühzeitig vie Hilfsbeamten ver Profuratoren unter dem Namen Subs 
ftituten und Advokaten rejp. Oeneralabvofaten (bei den PBarlamenten), und bie 
Profuratoren befaßen bereits überall den ihrem Gerichte entſprechenden Rang. 

Die Gefhäfte ver Beamten des ministöre public waren jehr vielfältig. 
Sie galten jegt vorzugsweiſe ald die Vertreter der Staatsintereſſen bei ver ges 
fammten Rechtspflege, als Wächter des Gefeges und als Schüger aller Staats— 
angehörigen,, bie eines befonveren Schuges bebürfen, namentlih ber Wittwen, 
Waiſen und Abwefenden. Ihre Hauptaufgabe beftand nunmehr im der ftrafrecht= 
lihen Berfolgung ber Verbrechen, und die Profuratoren und Advokaten theilten 
fih in diefe Aufgabe der Art, daß Erftere überall die Einleitung und Führung 
der Procefje beforgten, während Legteren das Plaiviren übertragen war. Daneben 
aber behielt die Staatsbehörbe nit nur fortvanernd die Sorge für Wahrung 
der fisfalifchen Intereffen, fondern e8 waren ihr auch noch andere mehr hetero— 
gene Geſchäfte anvertraut. Dahin gehörte die Aufſicht über öffentliche Bibliothefen 
und die Juriftenfafultäten, die Ueberwachung von Maaß und Gewicht, Beftftel- 
lung der Brodpreife ꝛc. Nebenbei burften fie bisweilen auh in Privatange- 
legenheiten Dienfte leiften, und bei den Präfivialgerichten wurden in Ermanglung 
von Richtern die königlichen Advokaten zu richterlihen Funktionen zugezogen. 

Die Funktion der firafrehtlihden Berfolgung war aber dem minis- 
tere publie nit fo ausſchließ lich überlajfen, wie im heutigen franzöfi- 
ſchen Rechte, wonach ohne ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag‘ in der Regel keine ftraf- 
rechtliche Unterfuchung eingeleitet werden kann. Der Ridter war vielmehr im 
früheren (geheimen fchriftlichen) Inquiſitionsprozeſſe berechtigt und verpflichtet 
eine Unterfuhung (zunächſt informatio, Generalunterfuhung) ex officio einzuleiten, 
fobald er auf-irgend eine Weife Kenntniß von der Berübung eines Verbrechens erlangt 
hatte, Die Generalunterfuhung (Borunterfuhung) wurde ausfchlieglih vom Rich— 
ter beſchloſſen und geführt; es war feinem Ermeſſen anheimgegeben, in wie weit 
er einzelnen Anträgen des Profurators Folge leiften wollte. Nah Beendigung 
ber Oeneralunterfuhung erhielt aber der Profurator die Unterfuhungsakten und 
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burfte der Angefchuldigte ohne Zuftimmung desſelben nicht freigelafien werben. 
Auf Grund der Borunterfuhungsakten ftellte alsdann der Profurator feine An- 
träge (requätes, requisitoires, conclusions), worauf nad Lage ber Sache ber rich— 
terlihe Beſchluß auf Einleitung der Specialunterfuhung (inquisitio, inquesta, 
enqu&te) erfolgte. Gegen das richterlihe Dekret konnte der Profurator appelliren. 

Die Thätigfeit des ministdre public bei der Spezialunterfuchung ift bezeich- 
net mit den Ausdrücken promovere inquestas, poursuivre und faire partie. Gie 
war noch nicht fo beveutend, wie im neueren Rechte. Seit das Inquifitionsver- 
fahren das alte Anklageverfahren gänzlih verdrängt hatte, fo vaß auch fein 
plaidoyer mehr vorfam, war fie auf eine bloße Kontrolle des Verfahrens befchräntt. 
Als öffentlicher Ankläger, wie im jegigen Rechte, kann der Prokurator no nicht 
betrachtet werben. Bon ver Befugniß zur Bornahme irgend welcher Unterfuhungs- 
‚handlungen oder einer Verhaftung findet fi weder im Falle eines delit flagrant 
noch fonft irgend eine Spur. 

Daß diefes Juſtizorgan von der das Rechtsverfahren gänzlih umgeftaltenden 
Geſetzgebung der Revolutionszeit nicht unberührt bleiben konnte, ift wohl felbft- 
verftändlic. Obwohl aber die franzöfifche Gefeggebung bei diefer Strafprocekre- 
form ihr Auge vorzüglid auf England gerichtet hatte und das englijche Recht 
das Inftitut ver Staatsanwaltfchaft nicht lennt, fo waren bie Franzoſen von der 
Zwedmäßigfeit- ihres ministdre publie doch zu fehr durchdrungen, als daß fie ſich 
zu deſſen Abſchaffung hätten entſchließen können. Hatte fih ja doch auch ſchon 
Montesquieun trog feiner Bewunderung ber engliihen Staatseinrihtungen auf’s 
Entſchiedenſte zu Gunften der Stantsbehörbe ausgefproden und dasſelbe une loi 
admirable genannt. Da man nicht gefonnen war, an bie Stelle ver amtlichen 
Berfolgung der Verbrehen die Privatanklage zu fegen und ven Grundſatz ber 
Theilung aller öffentlihen Gewalt aud in der Gerichtöverfaffung nah Möglich- 
feit durchzuführen für nothwendig hielt, fo ergab fidh die Beibehaltung der Staats- 
anwaltſchaft von felbft. Jedoch war die Gefeggebung am Anfang der Revolution 
noch nicht fogleih im Klaren, wie das Inftitut mit den neuen Einridtungen im 
Einklang zu bringen fei, und es fehlte nicht an feltfamen legislativen Erperi- 
menten, ehe dasſelbe in der Napoleonifhen Geſetzgebung feine definitive Drgani- 
fation erhielt. 

Unter ver konftitutionellen Monardie Ludwig XIV. wurden bei ven Gerich- 
ten vom Könige Staatsanwälte mit dem Titel Commissaires du roi auf Lebens» 
zeit angeftellt. Bald darauf verfiel man auf den fonderbaren Gedanken, die 
ftaatsanwaltihaftlihen Funktionen noch weiter zu theilen und neben die genann- 
ten Kommifjäre noch vom Bolfe gewählte accusateurs publics zu fegen, und biefe 
Theilung dauerte bis zum 27. Ventose an VIII., wo alle jene Funktionen wie- 
ber in bie Hände ber commissaires du gouvernement zuſammenfloſſen. Exft im 
Kaiferreiche erhielten die Beamten des ministöre public ihre frühere Bezeihnung 
Profurator und Generalprofurator zurüd. 

Un der durchaus verkehrten Schöpfung des fogenannten directeur du jury 2) 
können wir, obwohl verfelbe ftaatsanwaltfhaftlihe Fuuktionen hatte, doch ohne 
Aufenthalt vorübergehen, weil fie im geltenden Rechte ſpurlos wieder verfchwunden ift. 

Ihre legte noch jett beftehende Geftaltung erhielt die Staatsanwaltjchaft in 
Frankreich durch die Napoleonifche Geſetzgebung. Die Beftimmungen über bie 
ſtrafrechtlichen Funktionen des ministere public find Hauptfählih in dem feit 


2) S. darüber Helie a. a. O II, 1115 IV, 39; V, 74 und 79. 
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1810 in Geltung ftehenden Code d’instruction criminelle v. 1808, die Beftim- - 
mungen über bie civilrehtlihen Funktionen im Code Napol&on (Civilgefegbud), 
im Code’ de procedure civile und in einigen anderen organifchen Gefegen enthal- 
ten. Nach der alle Funktionen zufammenfaffenden Definition der Franzofen felbft 3) 
ift das ministöre public ein öffentliches Amt, welches den Beruf hat, im Namen 
des Stantsoberhauptes den Vollzug der Geſetze, Gerichtsbeſchlüſſe und Urtheile 
zu überwadhen, zu beantragen und aufrechtzuerhalten, foweit dabei das Intereffe 
ded Staats und der Staatöregierung oder folher Perfonen betheiligt ift, die nicht 
felbft ihre Rechte zu wahren im Stande find. Der Profurator ift zwar Juftizbe- 
amter und wirft in mehrfacher Weife bei der Rechtspflege mit, feine Thätigfeit 
ift aber principiell feine richterliche. 

Die Organifation des ministöre public ift der Art, daß bei jedem 
Kollegialgerichte ein befonderer Profurator mit dem nöthigen Hülfsperfonale auf- 

eftellt ift, welder an dem Range dieſes Gerichts theilnimmt und hienach ben 

———— anderer Gerichte dem Inſtanzenzuge entſprechend über⸗, neben- oder 
untergeordnet iſt. Bei jedem Appellationsgerichte befindet ſich ein Generalprofura- 
tor, welchem nicht nur feine hülfeleiftenden Stellvertreter bei demſelben Gerichte, 
die Generalabvolaten (avocats generaux), jondern auch ſämmtliche Profuratoren 
an ben Gerichten ber erften Inftanz mit deren Subftituten untergeorbnet find. An ter 
Spige des ganzen franzöſiſchen ministöre publie fteht zunächſt ver Generalpro= 
furator am Kaffationshofe, weldher aber ebenfo mie alle übrigen Beamten ber 
Staatsbehörbe dem Juftizminifterium untergeorbnet ift. 

Eine Unterorbnung unter die Gerichte befteht abgefehen von zwei fingulären 
Fällen) in keiner Weile. Im Falle ver Pflichtwidrigkeit eines Staatsanwalts haben 
die Gerichte lediglich das Recht, hievon bei dem vorgefegten Staatsanwalt Anzeige 
zu machen. Anbererfeits find aber auch die Gerichte weder durch die ftaatsanmwalt- 
ſchaftlichen Anträge gebunden, noch fonftwie ven Profuratoren untergeordnet. 

Die Gefchäftsvertheilung fteht bei jedem Gerichte zunächft dem erften Beam- 
ten der. Staatöbehörbe zu; im Bezug auf die Ausführung der Aufträge ift aber 
jebes Mitglied derfelben felbftändig; es Tann hierbei feine vom auftraggebenven 
Borgefegten abweichende Anſicht ausſprechen. Was von irgend einem Beamten der 
Staatsbehörde innerhalb des dem ministöre publie Überhaupt zugewiefenen Wir« 
fungskreifes im Einflange mit den ſtaatswirthſchaftlichen DOrganiifationsbeftimmun. 
gen gejchehen ift, Tann von feinem Amtsgenofjen zurüdgenommen werben. E owie 
die Staatsanwaltfhaft in der Ausübung einer und berfelben Funktion gleichzeitig 
von mehreren Beamten vertreten werben kann, fo ift aud in ber Thätigkeit jedes 
einzelnen Beamten die ganze Staatsanwaltfhaft thätig und repräfentirt jeder 
Einzelne die ganze Staatsanwaltfhaft; das ministere public — heißt es im 
franzöfifchen Rechte — est un et indivisible. 

Man kann die mannigfaltigen Gefchäfte der franzöfifhen Profuratoren mit 
Feuerbachs) füglih in 6 Hauptkategorien gruppiren: I. Ift die Staatsanwalt- 


3) S. ;. B. Dalloz, Dictionnaire general et raisonns de lögislation elc, I, par- 
tie, tom. It, Paris 1844, pag. 390. 

9 S. darüber Tröbutien, Cours du droit crim. Paris 1854, tom, Il, pag. 18. 

5) „Betrachtungen über die Deffentlichfeit und Mündlichkeit x. Bd. 11 Gießen 1825, S. 
132 ff. Zahariä „Handbuch des deutfchen Strafproc “ Göttingen 1860, unterjceidet S. 20, 
Note 13: 1. die Staatdanwaltfchaft ald Organ der oberften Juſtizverwaltung (ded Zuftizminis 
ak, 2. ald Organ der Juftiggewalt in Eivilfachen und 3. ald Organ der Zuftisgewalt in 

trafjachen. 
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ſchaft das Organ, durch welches die oberſte Staatsgewalt ihre Willenserklärungen 
an bie Gerichte gelangen läßt. IT. Iſt fie das Organ der Oberaufſicht ver Staats- 
gewalt über die Gerichte. Infoferne hat der Stantsprofuratpr darüber zur wachen, 
daß bei feinem Gerichte die gefeglihen Formen und Disciplinarvorjhriften beob- 
achtet werben. Bei Unoronungen macht er bem Gerichtsvorftande Borftellung 
und erftattet, wenn folche vergeblich, Bericht. Mehrmals im Jahre Haben bie 
Profuratoren über Gang und Stand der Rechtspflege bei ihren Gerichten (tabel- 
lariſch) zu berichten. III. Die Staatsanwaltfhaft ift das lebendige Organ, durch 
welches ſich in der Givilrechtöpflege das Geſetz vor Gericht vernehmen läßt (im 
der Form von Requifitionen, Konflufionen und Beſchwerden im Intereffe des Ge- 
jeges). IV. In gewiffen Fällen treten fie für den Staat ober das Staatsoher- 
haupt als Partei (partie principale, nicht partie jointe) auf, nicht in ver Form 
von Requifitionen und Konkluſionen, ſondern par voie d’action; fo namentlich 
bei Procefien, welche Krondomänen, königliche Privatvomänen oder des Königs 
Civillifte betreffen. V. In Straffahen find die Profuratoren als Bertreter des 
beleidigten Staats die verfolgende Behörde. VI. Endlich ift der Profurator der 
Beamte der vollftredenden Gemalt. 

Man hat für die Uebertragung aller dieſer Gefhäfte an das ministdre pu- 
blie ein leitendes Princip gejucht und diefes in dem Begriffe ver Gerichtsherrlich- 
feit (im Gegenfage zur Gerichtsbarkeit) gefunden. Danach ift die Staatsanwalt- 
ſchaft das Organ ver gerichtsherrlihen Gewalt, das ift derjenigen Gewalt, welche 
die gerichtliche Erledigung der Rechtsſachen möglid zu machen und bie dazu nöd» 
thigen Maßregeln und Beranftaltungen zu treffen hat, während von der Gerichts— 
barkeit im engeren Sinne (oder richterlichen Gewalt) diefe Erledigung felbft gelei- 
ftet wird, 

Die civilrehtlihen Funktionen des ministöre public find fehr man- 
nigfaltig, und es fehlt bier durchaus an Raum, auf diefelben im Detail einzuge« 
ben, Nur das Wichtigfte kann bier hervorgehoben werben. Bor Allem ift zu be- 
merken, daß die Stantsanwaltfhaft in der Eivilrechtspflege meiftentheild nur als 
Nebenpartei (partie jointe) neben einer als wirklicher und Hauptlläger han- 
deinden Privatperfon (partie principale) auftritt, und daß bie ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
lihen Anträge in allen viefen Fällen lediglich vie Natur von juriftifhen Gut— 
achten haben. Diefe auf alle Eivilrechtsftreitigkeiten, wo die Staatsanwaltfchaft 
nicht ſelbſt Hauptpartei ift, fich erftredende Funktion hat den Zwed, die Korreft» 
heit der Gefegesanwendung zu fördern, namentlich infoferne es fih um Beftim- 
mungen handelt, weldhe in näherer Berührung mit den öffentlichen Interefjen 
ftehen. Als Hauptpartei dagegen tritt die Staatsanwaltfhaft niht nur in ben 
Rechtöftreitigfeiten des Fiskus auf, fondern das Gefeg hat ihr auch in anderen 
Civilſachen ein felbftändiges Klagerecht (refp. Pflicht) eingeräumt, und zwar nicht 
blos in Fällen, wo bie öffentlihe Orbnung unmittelbar betheiligt ift®), ſondern 
auch zum Schuge hilflofer Privatperfonen. 

Die ungleih wichtigfte Aufgabe des ministöre publie ift aber feine Mit- 
wirfung bei der Strafrehtspflege, und zwar ſowohl ertenfiv als intenfiv. 
Sie erftredt fi auf alle Straffahen ohne Ausnahme, fo daß e8 gar feine Straf- 
juftiz ohne ftaatsanwaltfchaftlide Mitwirkung giebt. Die intenfive Wichtigkeit der 
ftantsanwaltfchaftlihen Thätigfeit bei der Strafrehtöpflege befteht nicht nur im 
ber bem ministere public beinahe exflufiv eingeräumten Initiative, ſondern auch 


6) 3, B. In Ebefachen, Abweſenheltsfällen. 
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darin, daß überall der Fortgang des ftrafprocehrechtlichen Verfahrens feinen Im- 
puls durch den Antrag der Staatsanwaltihaft erhält. 

Es kann bier natürlich nicht der ganze ftrafrechtliche Wirfungskreis der Stants- 
anwaltihaft im Einzelnen vorgeführt werden; eine kurze Skizze wird Dagegen 
wohl Pla finden”), Bor Allem muß der fhon angebeutete Grundſatz hervorge- 
hoben werben, baß in ber Regel ohne Antrag der Staatsanwaltihaft eine ftraf- 
rechtliche Unterfuhung nicht eingeleitet werben kann. Um das Richteramt möglichft 
vor Befangenheit und Parteilicfeit zu ſchützen, tft die Anflagefunktion gänzlich 
von bemfelben abgelöst. Der Staatsanwaltfhaft ift dabei das Recht eingeräumt, 
den Antrag auf Einleitung einer Unterfuhung in folden Fällen zu unterlafien, 
wo nach ihrem Ermeſſen die ftrafrechtlihe Verfolgung nicht im öffentlihen Inte- 
reſſe liegt. (Opportunitätsrüdfichten.) 

Sehr beveutende Befugniffe find fodann vem Profurstor auch in Bezug auf 
die Führung der VBorunterfuchung eingeräumt. Derfelbe Hat nit nur den Unter- 
fuhungsrichter bei der Führung der Vorunterfuhung zu überwachen und das Recht 
bei legterem Anträge auf Bornahme von Unterfuhungsverhandlungen zu ftellen, 
fondern das Geſetz hat ihm als Oberbeamten ver gerihtlihen Polizei (po- 
lice judieiaire) auch die Befugniß zur eigenen Vornahme von (faft allen) Unter- 
fuhungshandlungen in fehr weitem Umfange eingeräumt. 

Die police judiciaire ift im franzöfiihen Rechte das Organ fir das ver ei- 
gentlihen Unterfuhung (instruction) vorausgehende Informationsverfahren und 
bat als foldyes die Aufgabe, tie ftrafbaren Verhandlungen fofort nady ihrer Ber- 
übung oder Entvedung bei dem Staatsanwalte zur Anzeige zu bringen, Denun- 
ciationen aufzunehmen, in dringenden Fällen Beweiſe zu fonftatiren und die Schul= 
digen den Strafgerichten zu überliefern. Sie wirb unter der Autorität der Appell- 
böfe mit verfchiedenem Kompetenzumfang von ben Stantsprofuratoren , Unter: 
fuhungs- und Friedensrichtern, fowie von einer großen Anzahl von Aominiftra- 
tivbeamten und öffentlihen Dienern ausgeübt: Polizeilommiffären, Bürgermeiftern, 
Adjunkten, Gensdarmen und Forftbevienfteten. In den Fällen ver frifhen That 
(delit fiagrant) find die Beamten ver police judiciaire, vor Allem der Staats- 
anwalt, zur Vornahme eigentliher Unterfuhungshandlungen befugt, 3. B. Zeu- 
genvernehmungen, Hausfuhungen, Zuziehung von Sachverftändigen. Der Begriff 
des delit flagrant wird dabei im allerweiteften Sinne genommen und damit der 
Staatsanwaltfhaft fowie ihren Aominiftrativ-Hülfsbeamten eine bedeutende in bie 
Funktionsfphäre des Unterfuhungs-Richterd hinübergreifende Gewalt verliehen. 
Andererfeits aber hat Legterer ald Beamter ver police judiciaire in den Fällen 
eines delit flagrant das Recht, auch ohne Antrag (und Zuziehung) des Stantsan- 
walts mit folhen Unterfuhungshandlungen vorzugehen. 

Iſt eine Unterfuhung auf Antrag der Staatsanwaltſchaſt eingeleitet, fo kann 
deren Einftelung nur noch von der Rathskammer, deren Mitglied ver Unter- 
ſuchungsrichter ift (vefp. von der appellationsgerihtlihen Anklagekammer) bejchlof- 
fen werden. Weber der Staatsanwalt no der Unterfuhungsrichter, noch beide 
zufammen können über den Fortgang der Unterfuhung verfügen. In allen Füllen 
aber ift der Staatsanwalt nah durchgeführter VBorunterfuhung mit feinen Anträ- 


— — — — 


7) Eine kurze Ueberſicht der ſtrafrechtlichen Funktionen des Staatsanwaltes findet ſich auch 
in Jagemannd und Brauer's Kriminalleriton S. 584 ff. — Eine ausführliche Darftel: 
er Sa Molönes, »traité prat, des fonctions de procureur du roi.« 2 tom, Paris 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Stants-Wörterbuß. IX. 43 
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gen in ber Sitzung ver Rathskammer zu vernehmen, und ift vemfelben gegen bie 
Rathskammerbeſchlüſſe unter gewiffen Borausfegungen ein Anfechtungsrecht (Beru- 
fung refp. gegen Anklagekammerbeſchlüſſe die Nichtigleitsbefhmwerbe) eingeräumt. 
In Bergehens- und Mebertretungsfällen (delits und contraventions de simple- 
police) fann der Staatsanwalt den Verdächtigen ohne vorgängige Borunterfuhung 
fofort in die öffentliche Gerihtsfigung zur Hauptverhandlung vorladen. In allen 
Fällen ift es die Aufgabe der Staatsanwaltihaft, die eine Anklage enthaltenden 
Beichlüffe der Raths- oder Anklagefammer in der gerihtlihen Hauptverhandlung 
zu vertreten, welche DObliegenheit jedoch nicht in der Art unbedingt ift, daß ber 
Staatsanwalt die Anklage unter allen Umftänden und gegen feine inbtoiduelle 
Ueberzeugung als begründet barzuftellen hätte. Er darf vielmehr feiner Ueberzeu— 
gung ganz unverhült Ausdruck geben und auch Freilprehung beantragen. Dage— 
gen ift allerbings ein gänzliches Zurückziehen der Anklage mit der Wirkung ber 
fofortigen vollftändigen Proceßbeendigung nicht möglich. Der Angeklagte hat ein 
Recht darauf, daß die gegen ihn’ erhobene Anklage durch ein förmliches Enbur- 
theil erledigt werde. Zum Behufe der Anklagevertretung bat ver Staatsanwalt 
ſchon vor der Hauptverhandlung die entſprechenden Anträge in Bezug auf die zu 
vernehmenden Zeugen und Sadverftändigen zu ftellen und in ben jchwurgericht- 
lihen Straffachen auf Grund des Verweiſungsbeſchluſſes eine förmlihe Anklage 
ſchrift abzufaflen. | 

Die Thätigfeit des Staatsanwaltes in der Hauptverhandlung ſelbſt ift 
bei deren Deffentlichkeit in ſämmtlichen Inftanzen wohl allen unfern Leſern fo be— 
fannt, daß es Raumverſchwendung wäre, an dieſem Drte hierauf auch nur ſum— 
mariſch einzugehen 8). Dagegen mag bier noh darauf bingewiefen fein, daß ber 
franzöfifhen Staatsanwaltihaft ein fehr umfafjendes Beſchwerderecht eingeräumt 
ift. Mit wenigen Ausnahmen ?) unterliegen alle gerichtlihen Berfügungen und 
Entfheidungen der ftaatsanwaltihaftlihen Anfechtung, und ber Gtaatsanwalt- 
ſchaft ift ver Gebrauch der Rechtsmittel jo ziemlich in demfelben Umfange eingeräumt, 
wie dem Angeklagten. Ja die Beſchwerde im Intereſſe des Geſetzes (demande en 
nullit6 dans l'interöt de la loi) fteht vermöge ihrer visciplinären Natur lediglich 
der Staatsanwaltihaft zu. 

II. Da die Eriftenz einer Staatsanwaltfhaft außer der Erkenntniß, daß 
das Berbrechen mefentlich eine Verlegung des Rechts felbft oder der Rechtsordnung 
(und nur nebenher auch Privatrehtsverlegung) ift, überall blos das Vorhanden- 
fein akkuſatoriſcher Formen des Strafverfahrens vorausjegt, fo find in England 
die Bedingungen für eine Staatsanwaltichaft Tängft gegeben. Denn wenn auch 
in. England das Offictalprincip, d. i. die fpontane von einer Privatanffage un— 
abhängige ftaatliche Berbrechensverfolgung nicht in gebührender Weife durchgeführt 
ift, fo hat ſich vafelbft doch die bezeichnete Erkenntniß des Weſens bes Berbre- 
chens längft befeftiget. Das englifche Recht enthält nicht nur in älterer und neue— 
ver Zeit mehrfache dem Dfficialprincipe entjprehende Einrichtungen, 3. B. das 
Inftitut der Koroner und die SKronjuriften als öffentliche Ankläger in gewiſſen 
Fällen, ſondern e8 handelt auch jegt in England jede mit einer Kriminalflage 


8) S, darüber Sundelin a a. O. S. 119 fe; Molenesa.a. O. J. ©. 384 ff. 

9) Dahin gehören namentlich die Freiſprechungen von der Anklage in den ſchwurgerichtlichen 
Strafiaken (acquiltements), welche wohl mit der Befchwerde im Intereſſe des Ger 8 (ohne 
reformatorifche Wirkung), dagegen weder mit der Nichtigkeitöbeichwerde, noch mit einem Revifions- 
geſuche (Gefuh um Wiederaufnahme des Strafverfahrens) angefochten werden können. 
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vor Gericht auftretende Privatperſon im Namen des Königs (als Bewahrer des 
Friedens und der Rechtsordnung) und iſt titular deſſen Vertreter. Ueberdies läßt 
ſich das Streben nad materieller Wahrheit im engliſchen Strafverfahren nicht be- 
ftreiten, wenn aud der vorfigende Richter hier nicht bie vieljeitige inquifitorifche 
Xhätigfeit entfaltet, wie in Franfreid. i 

Da das Staatsoberhaupt in feinem andern Lande ſchon in älteſter Zeit fo 
prägnant als Befhüger und Hort des Öffentlihen Friedens und als Rächer ber 
zerftörten Rechtsordnung auftritt, wie in England, und da bier auch das Straf- 
verfahren ſehr frühzeitig zu aftufatorifhen Formen gelangt ift, jo wirb es mit 
Recht auffallend gefunden, daß fi bier kein ver heutigen franzöfifchen Staats- 
anwaltſchaft ähnliches Inftitut emtwidelt bat, und es erfcheint das fortwährende 
Widerſtreben der Engländer gegen bie mehrfah angeftrebte Einführung eines fol- 
hen Inftituts um fo auffallender, als Schottland und Irland ſchon lange 
im Befige vesfelben find. Es ift zwar in England die Berbredensverfolgung 
nicht gänzlich der Privatwillfür überlaffen und es fehlt vafelbft auch nicht gänz- 
lich an fpontaner flaatlicher Thätigfeit in der Verbrechensverfolgung. Insbefonvere 
find in legterer Beziehung, wie bemerkt, die bei allen auffallenden Tovesfällen 
mit einer befondern Jury ex officio thätigen Koroners und das Auftreten ber 
Kronanwälte (Attorney-General und Sollicitor-General mit ihren Stellvertretern 
und Gehülfen) als öffentliche Ankläger hervorzuheben. Iſt durch jene dafür geforgt, 
daß nicht leicht eine ftrafbare Tödtung unverfolgt bleibt, fo haben dieſe bei allen 
gegen die Krone und den Staat unmittelbar gerichteten Berbrechen vie amtliche 
Strafverfolgung zu betreiben. 

Wenn nun aber auch überdies durch Privatgefellfhaften und Ko me 
munalprofuratoren, fowie durch den bie Privatflage fördernden fehr ent- 
widelten Gemeinfinn ver Engländer mehrfach dafür geforgt ift, daß Verbrecher 
‚ nicht unverfolgt und unbeftraft bleiben, jo ift mit alle dem ven Anforberungen 
doch nit Genüge geleiftet, welche die dermalige Entwidlung unferer ftaatlichen 
Zuftände an eine wohlgeorbnete Gtrafsrechtöpflege erheben muß, und es Tann 
diefen Anforderungen nicht ander vollftändig genügt werden, als durch Herftel- 
lung eines befondern öffentlihen Organs für die Anklagefunktion, ähnlich dem 
franzöfifhen ministöre public. 

An der Spige der ſchot tiſchen Staatsanwaltfchaft fteht der bei dem ober- 
ften Gerichtshofe (high court) angeftellte, vom König ernannte Lord-Advocate 19), 
Ihm ftehen zunächſt fünf Stellvertreter (advocates deputes), weldye unter feiner 
Berantwortlichkeit auftreten und zu allen feinen Amtshanblungen berechtigt find, 
Bei den Sheriff» und Stabtgerichten (sheriff- and borough-courts) funftioniren 
vom ©erichte ernannte — nicht ftändige — Fiskalprofuratoren, bie für ihre Dienft- 
leiftungen im Einzelnen bonorirt merben. 

Der Lord-Advocate verfolgt als public prosceutor alle zu feiner Kenntniß 
gefommenen ftrafbaren Handlungen von Amtswegen und ftellt in Bezug auf bie 
Unterfuhung und Beftrafung bei dem zuftändigen Gerichte die entſprechenden An- 
träge. Ohne feine Zuftimmung ift eine Privatflage nicht zuläffig. Ueber feine 


10) Er findet ſich bereits im 16. Jahrhundert. Aehnliche Einrichtungen finden fih in Jr: 
land, Malta und in den norbamerifanifhen Staaten. S. Mittermaier „Das engliiche, jchot: 
tifhe und norbamerifaniiche Strafverfahren” S. 185 ff.; Sundelina. aD. ©, 82 ff. 
= — rmater „Die Geſetzgebung und Rechtsübung über Strafverfahren” Erl. 1856 ©, 

50 ff. 
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Anklagen wird ohne vorgängige Prüfung durch eine Anklagejury ſofort vor der 
Urtheilsjury verhandelt. Er ift dafür verantwortlich, daß Niemand unſchuldig 
verfolgt werde. Den Königszeugen (zur Ueberführung ver Mitfhuidigen) Tann er 
Straflofigfeit zufihern 11). 2 

IH. In Deutfhland, wo man bei der Strafprocekreform im Jahr 1848 
mit den Übrigen franzöfifhen Einrichtungen aud das Juftitut der Staatsanwalt- 
ſchaft aufgenommen hat 12), erfährt dieſes fortwährend vielfältige Anfechtung. Man 
tabelt nicht nur einzelne Beftimmungen der franzöfifhen Geſetzgebung und ift 
niht damit zufrieden, daß die franzöflfhen inrichtungen von ben beut= 
chen Gefeggebungen in mwefentlihen Stüden modificirt, 3. B. bie ganze police 
judiciaire über Bord geworfen worben, fondern man ftellt das Inftitut felbft in 
Trage 13) und beftreitet ebenfo feine Nützlichkeit wie feine Nothwendigkeit. Ja 
e8 wird nicht blos die Mitwirfung der Staatsanwaltſchaft bei der Civilrechts- 
* für entbehrlich erklärt, ſondern auch die Mitwirkung bei der Strafredhts- 
pflege. 

Was Erftere betrifft, jo kann man fie allervings nicht für abfolut nothwen⸗ 
big erklären, — ausgenommen bie Bertretung des Fiskus in den Fällen, wo ber 
Profurator al8 partie prineipale auftritt, wofür kaum ein geeignetered Organ zu 
finden fein möchte, als eben dad ministöre public. In den Fällen aber, wo bie 
Staatsanwaltfhaft nur als partie jointe auftritt, läßt fih die Rechtspflege um- 
ftreitig au ohne ihre Mitwirkung denken, und ebenfo können die der Staats- 
anwaltſchaft überwiefenen übrigen Gefchäfte bei der Civilrechtspflege füglih andern 
Zuftizorganen aufgetragen werben. Allein bie Nützlichkeit der ſtaatsanwaltſchaftli- 
—* yariglett in den beiden letzteren Beziehungen dürfte doch kaum zu beſtreiten 
ein 14), 

Für die Strafrehtspflege muß aber vie Staatsanwaltſchaft geradezu für 
nothwenbig erflärt werden, und diefe Nothwendigkeit hat ihren Grund zunächſt in 
ber fogenannten Dfficialmarime. Es liegt nämlich im Weſen des Staates, 
daß er die firafrechtliche Berfolgung der Verbrechen in ver Regel nicht der Wil- 


11) ©, J. Glafer „Englifchefchottifches Strafverfahren” $. 63 ff. 

12) Es ift hier natürlih nicht der Ort für eine fürmliche Darftellung der Beftimmungen 
in den neuen deutfchen Strafproceßgefeggebungen über die Staatsanwaltfhaft. E& muß bier die 
allgemeine Bemerkung genügen, daß diefe Geſetzgebungen in Bezug auf die Organijation und 
ftrafrechtliche Thätigkeit der Staatsanwaltfchaft fich im wefentlichen an das franzöſiſche Recht an- 
gefchloffen haben. Eine in's Einzelne gehende Zufammenftellung jener Beftimmungen findet fi 
namentlich in der angef. Schrift von Sundelin. ©. auch Mittermaier „Die Gefeßgebung 
und Rechtsübung“ ©. 156 ff. 

13) So fagt 5. B. A. Vollert in feiner Schrift „Die franzöfifchen Inftitute im neuen 
deutihen Strafprocefje” 1. Heft, Das Gefchwornengeriäht, Jena 1860, Borrede S. 6: „Haupt: 
fählic find es zwei Inſtitute, die unfer Strafproceh von den ranzofen angenommen bat, das 
= erg ei und die Staatsanwaltfchaft; beide gleich gefährlich für die Freiheit und das 
Recht eines Volkes, beide um fo gefährlicher, weil fie den Schein tragen, als brächten fie Frei- 
beit und Recht, weil fie mit dem Anfpruche auftreten, beides zu fördern, und weil fie in dem 
Glauben, daß fie ein Bollwerk für Freiheit und Recht feien, Eingang bei uns gefunden 
haben“, — ! — S. aub Höpfner „Anklageprocch und Gefchwornengericht”. Leipz. 1844. 
©. 13 ff. und Stahl Rechtsphiloſophie II, ©. 400. 

14) Da das franzöfifche Eivilverfahren nur in wenigen Gebieten des diesrheiniſchen Deutfch- 
lands eingeführt ift, fo findet fich auch eine ftaatsanwaltfchaftlihe Thätigfeit in Civilſachen nur 
felten. Der Ausfhuß der bayerifchen Abgeordnetenfammer hat fih (im Widerfpruch mit dem 
von der Staatöregierung 1863 vorgelegten Cipilproceßentwurfe) in einer vorläufigen Berathung 
über die Principien gegen die (accefforifche) Thätigkeit der Staatsanwalthaft in Civilſa 
ausgefprochen. S. auh Feuerbad „Deffentlichkeit und Mündlichkeit“ Bd, II. S. 140 ff. 
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für bes Berlegten ober der übrigen Staatsangehörigen überlaffen, ſondern hiefür 
durch befondere öffentlihde Organe — ohne die Privatllage abzuwarten 
fpontan (ex officio) — thätig fei. So viele Ausnahmen au von diefem Grund» 
fage zugelafien werben mögen, von einem Tauſche des DOfficialprincips gegen das 
der Privatverfolgung kann bei der heutigen ftaatlihen Entwidlung nicht mehr vie 
Rede fein. Unter den geltenden europäifchen Gefeßgebungen giebt e8 feine mehr, 
welche vie Berfolgung der Berbreden in dem Maße der Privatwilltür überlät, 
wie im altrömifchen und altdeutſchen Rechte. 

Sodann muß aber aud bei der Gerihtsorganifation nad einem be 
ftimmten Principe verfahren werben, und biefes Princip kann fein anderes fein, 
als daß jede durch den Zweck der Nechtöpflege bevingte Hauptfunktion ein befon- 
deres, der Natur diefer Funktion entſprechendes Organ erhalte. Eine Hauptfunt- 
tion bei der Strafrechtspflege ift num aber die Funktion der Anklage, und es war 
ein Hauptfehler der frühern deutſchen Strafgerihtsverfaffungen, daß dieſe Funf- 
tion denfelben Strafjuftizorganen übertragen war, in beren Hände fih aud bie 
Funktionen der Unterfuhung und Entſcheidung befanden 15), 

Wenn es keines weiteren Beweifes bedarf, daß das angegebene Organifa- 
tions-Princip richtig ift, und wenn die Anklage und Richterfunktion zwei wefent- 
lid von einander verſchiedene Funktionen find, die nicht ohne den größten Nach— 
theil für beide (und namentlih für die Richterfunktion) einer und derſelben Perſon 
übertragen werben können, fo läßt fih die Nothwendigkeit der Staatsnwaltſchaft 
für die Strafrechtäpflege nicht in Frage ftellen 19). Mag auch im Einzelnen an 
dem franzöftfchen ministere public Manches auszufegen fein, fo ift damit doch 
eine in der Natur der Sache liegende Forberung auf ſolche Weiſe befriebigt, 
daß das Inftitut unbebenklic als bleibender Gewinn für alle Zeiten betrachtet 
werben kann. Keine Strafproceforbnung wird die Staatsanwaltfhaft aufgeben 
Können, ohne in der Gerichtsverfaſſung einen wefentlihen Rückſchritt zu machen 
und die Strafrechtöpflege einer der wichtigſten Garantien für ihre Tüchtigkeit zu 
berauben. Ein weifer Gefeßgeber wird die Vertretung der Interefjen und Rechte 
des Staats, foweit ſich's um die Anklagefunftion handelt, ftet8 einer Staatsan- 
waltfchaft übertragen. ü 

Die Staatsanwaltihaft ift zwar Feineswegs das alleinige Organ zur Ver— 
tretung und Wahrung der Interefien des Staats bei der Strafrechtspflege; aud 
die richterliche Funktion befteht in nichts Anderem, als in Wahrung von Redten 
und Interefien des Staats. Allein mit Recht bezeichnet man vorzugsweife ben 
Staatsanwalt ald den Bertreter des Staats, indem der Staat bei der firaf- 
rechtlichen Verfolgung ver Verbrehen dem Princip der Gerechtigkeit gemäß ſich 
ſelbſt als Partei dem Angellagten gegenüber fegen muß und bie Bertretung feiner 
Rechte refp. die Erfüllung feiner Pflichten biebei vem Staatsanmwalte als einem be- 


16) Wenn im altdeutfhen Verfahren — worin fi) manche Anfänge einer Gtaatdanwalt: 
fchaft finden — der Nichter oder Amtmann bei Verbredhen, an deren Verfolgung der Fürft oder 
. die Gemeinde ein befonderes Intereſſe hatte, in Ermangelung eines Privatanflägers ald (öffent 
licher) Ankläger auftrat, dann fand er vom Richterftuhle auf und ließ denfelben von einem Ans 
deren einnehmen. Darin fpricht ſich deutlich die Erkenntniß von der Unvereinbarkeit der richter- 
fihen und Anklagefunktion aus. 

16) Ynfofern die Initiative grundfäglich und regelmäßig für den ganzen Berlauf des Straf- 
verfahrens in die Hände der Staatdanwaltihaft gelegt ift, erfcheint dieſe zugleich als das Haupt- 
organ für die Officialmagime und bezeichnet man fie mit Recht ala „Wächter des Geſetzes“ 
zar’Kkogrv. 


678 Staatsanwaltfchaft. 


fonderen Organe überträgt, damit der Richter dem Angeflagten gegenüber bie 
Stellung eines unparteiifhen Dritten einnehmen kann. Der Staatsanwalt ift hier 
der Staat als Partei dem Angeklagten gegenüber, — eine Partei, deren Recht 
aber zugleich und vorzugsweiſe Pflicht ift, daher auch deren Bertreter in ber 
Regel auf die Ausübung des Rechts nicht verzichten Tann. 

Freilich nimmt man vielfah an der Auffaffung der Staatsanmwalt- 
ihaft als Bartei lebhaften Anftoß 17) und hält dieſelbe nicht nur für unverein- 
bar mit dem Dfficialprincip und der Unterfuhungsmarime (Grundſatz des Streben 
nah materieller Wahrheit), fondern glaubt darin auch eine Herabwürbigung 
des Inftituts erbliden zu müſſen. Allein beides gewiß mit Unrecht, wenn man ven 
Staat formell als Partei 18) fowie (was ja ſchon im Worte liegt) den Staatsan- 
walt als feinen Bertreter betrachtet, und wenn man erwägt, daß es lediglich eine 
Konſequenz des Gerechtigfeitsprincipes ift, wenn fih der Staat dem Angellagten 
gegenüber bie Eigenfhaft einer Partei beilegt. Der Staat hat nämlid zwar das 
Recht und die Pflicht, jede Perfon, welche eines Verbrechens verdächtig ift, zur 
Berantwortung zu ziehen, und er hat im ganzen Berlaufe des Procefjes ftets 
nad) dem wahren Sachverhalte zu forſchen. Es kann ebenfowenig von einem Auf- 
geben der Unterfuhungsmarime, wie des DOfficialprincips die Rede fein. Allein 
ebenfo ift der Staat nit mur verpflichtet, den vollen Schulpbeweis ohne 
Zwang gegen den Angeſchuldigten zur Selbftüberführung (dur Geftänpniß) zu 
liefern und im Falle des mißlungenen Beweiſes freizufprechen, fondern er muß 
auch den Angellagten von Anfang bis zu Ende des Proceffes das Recht der 
Bertheidigung in unverfümmerter Freiheit gewähren und darf beffen eigene 
Thätigkeit in diefer Richtung nicht weiter beſchränken, ald durch den Zweck ber 
Strafrehtöpflege unbedingt geboten ift. Es muß vemfelben geftattet werben, fein 
Necht felbft geltend zu machen und bie gegen ihn gerichteten Angriffe felbft zu 
widerlegen. Er darf weder zum felbft- und rechtlofen Objekte der Unterfuhung, wie 
etwa das corpus delicti herabgewürbiget, noch als Beweismittel wie Zeugen und 
Urkunden behandelt, jondern muß als berechtigtes und zwar, fo weit dies mög- 
lich ift, ald dem Ankläger gleihberehtigtes Subjett — als „Perſon“ — 
geachtet, d. 5. in der ihm rechtlich gebührenden Stellung einer Partei anerkannt 
werben. Der Staat kann, ohne Berlegnng des Gerechtigkeitsprincips, ſich felbft 
nicht mehr Recht beilegen, als dem von ihm Berfolgten; er darf biefem gegenüber 
während des Proceſſes nur die Stellung einer Partei einnehmen (Grundſatz ber 
Gleichberechtigung). 

Nach dem Vrinzip der Gerechtigkeit ſoll der Strafprozeß ſich in den Formen 
eines Rechtsſtreites (eines Streites über das Recht des Staates, im lonkreten 
Falle zu ſtrafen) zwiſchen zwei Rechtsſubjekten bewegen, in welchem beide Theile 
principiell gleichberechtigt find. 19), Wenn auch hiedurch jene Zwangsmaßregeln 


17, S. z. B. Schwarze im Gerichtäfaal 1859 S. 17 ff. und unter Anderem auch die Be 
ſchlüſſe des Juriftentages zu Dresden 1861 in $. 8. 

18) So bemerkt auch Biener „Das engl. Geſchwornengericht“ Bd. 11. S.19 ganz richtig: 
„Der Staat ift wirflih Partei, weil er der DVerlegte ift, under bat ein Recht, Partei zu fein.“ — 
Plank in f. ſyſtemat. Darft. des deutſchen Strafverf. Göttingen 1857 bezeichnet obige Auf: 
faffung als die deutſche im Gegenſatze zur franzöfifchen. Es faffen fi aber beide Auffaffungen 
in der oben angegebenen Art vereinigen. Im Uebrigen vgl. auch noch Tippelskirch im Arch. 
für preuß. Gtrafr. IT. S. 26 ff. und Ortloff „Das Strafverfahren in feinen leitenden Grund 
fägen und Hauptformen“, Jena 1858. ©. 110 ff. 

* 9 Im dieſem Sinne ſpricht man auch von einem Inquiſitionsproceſſe mit: akkuſatoriſchen 
ormen. 
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gegen den Verdächtigen nicht ausgeſchloſſen find, die zur Unterwerfung vesfelben 
unter die Strafgerichtsbarkeit nothwendig erfcheinen, jo ift doch der Strafprocek, 
wie StabI20) fehr treffend bemerkt, ein Kampf zweier Mächte, der Macht des 
Staates und der von ihr felbft geſchützten Perfönlichkeit des einzelnen Dienfchen 
nah Maß und Beftimmung des ihnen Gemeinfamen, des Geſetzes. Wie viefer 
Kampf in dem fpecififhen Wefen der Gerechtigkeit gegründet ift, fo ift er aud 
das Eigenthümliche der Nechtspflege im ©egenfage der anderen Sphären bes 
Staates 21), 

Endlich nimmt ja auch dad franzdfifche Recht feinen Anſtand, ven Stants- 
anwalt als Partei — partie publique — zu bezeichnen, — freilih ohne dem 
Angellagten die rechtliche Stellung einer Partei einzuräumen. 

IV, Muß man die Nothwendigfeit der Staatsanwaltfchaft für die Strafrechts— 
yflege zugeben, fo bleibt als Hauptfontroverfe bei diefem Inftitute nur das fogenannte 
Antlagemonopol übrig. Infoferne durch viefes Monopol dem Unterfuchungs- 
richter die Anklagefunktion gänzlih abgenommen ift, haben wir uns bereits oben 
damit einverftanden erflärt. Abgefehen von ven allerbringenbften Ausnahmsfällen, 
wo das Abwarten eines ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrags der Strafrechtspflege ei— 
nen unerfeglihen Berluft bringen würde, 3. B. durch Flucht des Mifjethäters 
oder Untergang eines Beweismittel — ift es durchaus unzweckmäßig, dem Un- 
terfuchungsrichter die Einleitung einer Unterfuhung ex officio aufzutragen. 
Infoferne dagegen durch das Anklagemonopol der ftaatsanwaltichaftliche An- 

trag zur Einleitung einer Unterfuhung für abjolut nöthig erflärt wird, kann 
dasfelbe in ver That nicht gebilligt werben. Unbeftreitbar ift allerdings, daß der 
Staat das Recht und die Pflicht habe, alle mit Strafe bebrohten Handlungen 
dur feine Organe in der gefeglihen Form verfolgen zu laſſen. Diefes Net 
und dieſe Pflicht ergeben fich, wie fon oben bemerkt, aus dem Wefen des Staa- 
tes und des Verbrechens. Nur ausnahmsweife fann er die firafredhtliche Verfol- 
gung von dem Antrage einer Privatperfon aus befonderen Gründen abhängig 
machen, — bie fogenannten Privatantragsfülle. Aus jenem Rechte des Staates 
folgt aber nit deſſen Ausſchließlichkeit; es folgt daraus namentlich nicht, 
daß der Beſchädigte over feine Angehörigen von der Geltendmahung ihrer 
Rechte und Interefien neben der Thätigkeit ber Staatsorgane ausgeſchloſſen 
feien. Daß fie nicht auf dem Wege der Privatrache oder unerlaubter Selbfthilfe 
Genugthuung fuchen, kann und muß der Staat allerdings von ihnen ald Opfer 
fordern. Ja er fann fogar verlangen, daß jie ihre Interefjen nur neben ven fei- 
nigen und nur in dem Maße geltend machen, als mit feinen eigenen verträglich 
ift, Mehr aber kann der Staat von dem Verletzten nicht verlangen. Er hat nicht 
das Recht, ven Berlegten auf eine bloße Geldentſchädigungsklage zu befchränfen 
oder deſſen ftrafrechtliche Berfolgung auszuſchließen, wo die Staatsorgane die Ver: 


20) Philofophie des Nechtes II. Bd. 2. Abth. ©. 441. 

21) Sehr richtig bemerft auch Zahariä inf. Handb. S. 422 N. 2: „Wenn bie 
Staatsanwaltfchaft nicht als Richter funktioniren fol im organifirten Strafverfahren fo fann 
fie nichts Anderes ald Partei fein, obne daß damit die durch Den Gegenftand der Rechts⸗ 
verfolgung nothwendig gegebenen Principien, namentlih Ausfhliefung des willführlichen Ver— 
zichts und aller durch das rechtliche Intereſſe des Staats nicht gebotenen Rückfichten irgendwie 
afterirt werden.“ — Hält man daran feft, daß der Staatdanmwalt die Intereffen des Staats 
zu vertreten bat, fo müfjen alle Bedenken gegen die Auffaffung der Staatsanwaltfchaft ala Par- 
Erg Denn dad Intereſſe des Staats ift doch Fein anderes, ala Realifirung volifter Ge- 
rechtigkeit. 
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folgung ohne den entfpredhenden Eifer oder ohne das erforberlihe Gefchid be- 
treiben ; er muß dem Verlegten die Freiheit laffen, neben ven öffentlihen Or— 
ganen auf dem gefeglihen Wege feine Genugthuung mittels ber ftrafrechtlichen 
Berfolgung gegen ven Verbrecher zu fuhen. „Man begreift nicht”, jagt Gla- 
fer, 2) „daß der Sohn und Bruder nit das Net haben follen, für den Top 
ihres Angehörigen jene Genugthuung zu fordern, welche die Strafgefege des Lan- 
des ihnen in Ausficht ftellen, daß fie ihrerfeit® gezwungen werben follen, bie 
Berfolgung des fie jo nahe berührenden Verbrechens ben Organen des Staates 
ſelbſt dann ausſchließlich zu überlaffen, wenn fie von dem Eifer und der Gefchid- 
lichkeit dieſer Letteren feine genügende Ueberzeugung zu gewinnen vermodten".... 
„Iſt e8 recht, daß der Vater eines genothzüchtigten Mädchens ſich nicht blos ent- 
halten muß, felbft Hand an denjenigen zu legen, der ihn fo ſchwer gekränkt, 
fondern daß er überdies auch noch abgehalten wird, felbft von dem Richter die— 
jenige Genugthuung zu forbern, auf die er gewiß barum nicht weniger ein Recht 
bat, weil fie außer ihm auch noch der bürgerlichen Geſellſchaft gebührt ?“ 

Mit Recht geftattet daher Glaſer unter Hinweis auf das franzöfifche,, ſchot⸗ 
tifhe und Zürcher Recht dem Privatbetheiligten nit nur die Erhebung ver An- 
Hage in folhen Fällen, wo fi der Staatsanwalt deſſen weigert, fondern räumt 
ihm aud in allen andern Fällen neben dem Staatsanwalt die vollen Rechte ei- 
ner Partei ein, weldhe nicht blos die Zuerfennung eines Schabenerfages, fondern 
bie Verurtheilung des Angeklagten überhaupt anftreben dürfe 23), 

Die Zulaffung der Privatflage ift um fo nothwendiger, wenn, wie bies 
vielfach empfohlen wird, dem Staatsanwalt die Befugniß zufteht, nad feinem 
Ermeſſen die ftrafrechtlihe Verfolgung aus Opportunitätsgründen zu unter- 
laffen. 

Ueberbies ift e8 aber auch ſehr zwedmäßig, jene Ausnahmsfälle, in 
denen eine ftrafrechtlihe Unterfuhung nit ohne Antrag oder Einwilli— 
gung des Beſchädigten eingeleitet werben darf, nah Möglichkeit zu verviel- 
fältigen. Es follte von dem Dfficialprinzip überall Abftand genommen werben, 
wo dies ohne öffentliches Aergerniß und ohne Gefährdung ber öffentlichen Orb- 
nung möglich ift 24), 

Nähft dem Anklagemonopol haben jene Borredhte, bie der Staatsanwalt- 
ſchaft im Verfahren felbft vor dem Angellagten eingeräumt find, befonvers Ieb- 
bafte Anfechtung erfahren, und zwar mit vollem Rechte. Sole Borrechte find ihr 
insbefondere in Bezug auf die Zeugenlifte eingeräumt; während der Staats» 
anmalt die Zeugenlifte anfertiget, ift das Recht des Angellagten , weitere Zeugen 
und Sachverſtändige vorzufhlagen, mehrfahen Beſchränkungen unterworfen. Ein 
anderes Vorrecht befteht darin, daß der Staatsanwalt die Gejchwornenlifte viel 
früher erhält, als der Angellagte. Eine Beeinträchtigung des Angellagten enthält 
das Recht des Stantsanwalts, wonach biefer am Anfange der Berhandlung (noch 


22, „Das Princip der Strafverfolgung“ — Separatabdruck aus der allgemeinen öfterrei- 
ch iſchen Gerichtözeitung 1860, Nro. 87 ff. 

23) Der Dreödener Juriftentag v. 1861 geftattet in $. 5 feiner Befchlüffe in diefer Sache 
dem Befchädigten den Anfchluß an das Strafverfahren zur Geltendmachung jeiner Schadensan: 
fprüche und in $.7 die Stellung eines Antrags a Berurtbeilung vor dem erkennen, 
den Gerichte, inäbefondere gegenüber dem Antrage der Staatsanwaltſchaft auf Freiſprechung. 

24) In der neueften deuffegen Gefepgebung werden auch wirklich von dem Dfficialprincip 
—— — gemacht. So im preußiſchen St.G.B. v. 1851 und im bayeriſchen St.- 
- * . v. 
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vor dem Beweisverfahren) auf Grund der Borunterfuhungsatten eine — leicht 
präoffupirende — Entwidlung ber Anklage vortragen darf, auf melde 
dem Angeflagten wicht zu erwiedern geftattet ift. Endlich genießt der Staatsan- 
walt vielfältig Vorrehte vor dem Angeklagten in Bezug auf die Befugniß, an 
die Zeugen unb Sachverſtändigen Fragen zu richten. 

Muß der Staat ven Angellagten ſich gegenüber während des Proceffes als 
Partei anerkennen (Princip der Gleichberechtigung), fo dürfen aus der amtlichen 
Eigenfhaft des Staatsanwalts feine Befugniffe und Prärogativen abgeleitet wer- 
den, woburd die Lage des Angeflagten in Bezug auf die Herftellung des that- 
fählihen Materials oder irgend ein anderes Partelinterefje beeinträchtigt werben 
tönnte. So hoch immerhin die amtliche Stellung des Staatsanwalts in der Be— 
amtenbierardhie fein mag, dem Angeklagten gegenüber ift er, wenn auch Bertreter 
der höchſten und heiligften Intereffen, vo immer nur Partei und hat als ſolche 
feinen Anfpruch auf Vorrechte vor dem Gegner, — und zwar um fo weniger, 
als ihn Häufig eine vieljährige Hebung in feinen Funktionen ohnehin ein natür- 
liches Uebergewicht über ven Angeflagten verleiht, welches in ver Regel wohl aud 
nicht durch den Beiftand eines rechtöverftändigen Vertheidigers aufgewogen wird. 

Mit Recht verwirft man auch in Deutfchland alle jene Beftimmungen des 
franzöftfhen Rechts, in welchen dem Staatsanwalt die Befugniß zur Bornahme 
von eigentlihen Unterfuhungshbandlungen (Hausfuhungen, Zeugen- 
vernehmungen, Verhaftungen ꝛc.) eingeräumt wird. Sole Berlegungen bes Dr- 
gantfationsprincips können nicht verfehlen, in praftiicher Beziehung nachtheilig 
zu wirfen 25), 

Noch viel weniger kann natürlich ver Vorſchlag gebilligt werben, dem Stantsan- 
walt dieg anze Borunterfuhung zu überlaffen. Wenn man bebenft, welchen 
außerorbentlihen, ja oft entſcheidenden Einfluß die Borunterfuhung auf das Refultat 
des ganzen Procefjes hat, fo erfcheint es abfolut unzuläffig, die Funktion der 
Borunterfuhung derſelben Perfon zu übertragen, welche bei ver Hauptverhandlung 
als Ankläger funktioniren. 

So rein die Grenzen der rihterlihen und unterfuhungsrichterlichen Funftions- 
gebiete von denen des ſtaatsanwaltſchaftlichen Wunktionsgebietes zu halten find, 
eben fo unabhängig müſſen auch beide Beamtenfategorien in Bezug auf ihre 
äußere Stellung von eimander fein, und es ift insbefondere höchſt unzwed- 
mäßig und unnöthig, der Staatsanwaltihaft irgend melde disciplinäre Kontrolle 
über das Nichterperfonal zu übertragen. Daß ihr das Recht ver Beſchwerde 
(Rechtsmittel) gegen richterliche Verfügungen und Entfcheidungen eingeräumt wer- 
den müſſe, verfteht fi von felbft. Allein fo wenig der Richter durch vie ftants- 
anwaltfchaftlihen Anträge in der materiellen "Beurtheilung ver ihm vorliegen- 
ven Fälle gebunden fein darf, eben fo fhäplih Tann ein den Staatsanwälten 
über die Richter eingeräumtes Auffichtsrecht über den Gang ver Rechtspflege ein- 
wirken. Insbefondere iſt e8 der Ausdruck eines höchſt ungeeigneten Mißtrauens 


25) Zahariä Handb. ©. 429: „Daß nach franzöfifchem Mechte, wenigſtens in den fehr 
weit reidhenden Fällen des delit flagrant, der Staatsanwalt weiter nichts als der Unter: 
fuchungsrichter des Inquifitiond-Proceffes unter einem anderen Namen ift, und daß auch fonft beim 
Auftreten des wirklich fog, Unterſuchungsrichters vermöge der amtlichen Stellung des procureurs 
imp. zum Unterfuchungsrichter die franzöſiſche Vorunterfuchung eigentlih zwei Jnquirenten 
bat, ift eine fängft anerfannte Sache. Auch hat die deutfche Befekgebung verfchiedene Moderas 
tionen eintreten laffen; nur nicht genug, um dem Vorwurf einer theilweifen Verlegung der Grund 
principien des Strafprocefied ganz zu entgehen.“ 


682 Staatsarzneikunde. 


gegen die Richter, wenn dem Staatsanwalt das Recht eingeräumt wird, ben Bes 
rathungen und Wbftimmungen ver Erftern beizumohnen. 

Was endlich die Frage betrifft, ob den Gtaatsanwälten jene Borredte 
einzuräumen feien, welche pie Rihterbeamten vor den übrigen Staatsbeam- 
ten in der Regel genießen, wie z. B. fofort definitive Anftellung, Unverfegbar- 
keit ohne Ginwilligung, Ouiescenz mit voller Befoldung zc., fo ift nicht ein- 
zufehen, inmwieferne daraus für ven Staat im Allgemeinen oder die Rechts- 
pflege ein Nachtheil erwachſen könnte. Allein infoferne dem Staatsanwalt keiner⸗ 
fei richterlihe Funktionen übertragen find, fcheint eine derartige Gleichſtellung 
ber Staatsanwälte mit den Richterbeamten auch nicht nothwendig zu fein. 

Walther, 


Staatsarzneifunde. 


Die Staatdarzneifunde (Medieina politico-forensis, Medicina publica) ift 
diejenige Wiſſenſchaft, welche Grunpfäge der Heilfunde, mit Inbegriff aller ihrer 
Hülfswiffenfhaften, zur Erreihung von Staatszweden anwenden lehrt. 

Die meiften Schriftftellee unterfcheiden zwei Haupttheile der Staatsarznei—⸗ 
funde nad der Verfchievenheit des Zwedes, deſſen Erreihung duch die Anwen— 
dung der mebicinifchen Lehren beabfichtigt wird. Dieſe können nämlid benutzt 
werben: 

1) von ber Gefeßgebung und Rechtspflege, um nach Anleitung berfelben ge- 
jegliche Vorſchriften zur Erhaltung des öffentliben Rechtszuſtandes zu entwerfen, 
und bei gerichtlichen Unterfuhungen über zweifelhafte Rechtsfälle dem Richter über 
mebicinifche Gegenftände diejenige Auskunft zu geben, deren er bedarf, um ben 
vorliegenden Fall gehörig benrtheilen zu fünnen. Diefer Theil der Staatsarznei- 
funde heißt deshalb gerihtlide Mebdicin, medieina forensis. 

2) Bon der Verwaltung, um danach Maßregeln zu treffen, welche vie Er- 
haltung oder Wieverherftellung des allgemeinen Geſundheitswohles zum Zwed habem. 
Mepdicinifhe Polizei, politia medica. 

Die beiden genannten Zweige der Staatsarzneifunde, bie in früheren Zeiten 
nicht ftreng von einander unterfchieven wurden, haben in ihrem Urfprunge und 
ihrer Entwidlung nicht gleihen Schritt mit einander gehalten; aus leicht verftänd- 
lichen Gründen findet man im Alterthume zahlreiche. Einrichtungen, die die öffent: 
liche Gefunpheitspflege betreffen, während bei Entſcheidung zweifelhafter Rechtsfälle 
die Mediein kaum irgend eine Rolle fpielte: bei allen VBölfergemeinfchaften drängen 
fih ſchon früh gewiffe Einflüffe der Luft, der Wohnungen, ver Nahrungsmittel, 
Getränke u. ſ. w. in ben Vordergrund der Beobachtung, und es entftehen mehr 
ober weniger zwedmäßige Borfihtsmaßregeln, welde, um ihnen eine größere 
DWirkfamkeit zu fihern, in bie Form von ©efegen und ‚göttlichen Geboten ge- 
Hleivet werben, wie das bei ver mofaifchen Gefeßgebung unverkennbar ver Fall 
ift. Die gerichtliche Medicin dagegen hat fich viel fpäter, weil auf dem Grunde 
eines umfänglichen medicinifhen Wiſſens, entwidelt ; erft als man anfing, Yeidh- 
name regelmäßig zu öffnen, als die Naturwiffenfchaften wieder auflebten, und eine 
Phyfiologie erftand, konnte die Medicin für die Jurisprudenz bienftbar gemacht 
merben. So kann es aljo nit wundern, baß bei ven Mömern eigentlich Feine 
gerichtliche Mebicin eriftirte, während die Einrichtungen der mebicinifchen Polizei 
(Aedilitas medicalis) zum Theil no heute unfere Bewunderung erregen, und 
daß eigentlich erft in der peinlichen Halsgerichtsorbnung Karl V. vom Jahr 1532, 
welde befahl, daß über die Töptlichfeit der Wunden, Todtſchlag, Kindermord, Ab- 
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treiben ver Leibesfrüchte, verhehlte Schwangerſchaft — Aerzte, Wundärzte und Hebam- 
men zur Unterfuhung und Ausmittelung ver Sache zugezogen werben jollten, die 
Berwerthung mebicinifher Kenntniffe für die Rechtspflege angebahnt worden ift. 
Der Aufihwung, den hierburd die gerichtliche Medicin befam, bedingte dann 
in fpäterer Zeit eine auch formell ausgefprochene Trennung der beiden Zweige der 
Stantsarzneitunde, welche zuerft von Eſchenbach im Jahre 1746 vorgenommen 
wurbe. In feinem Werte: „medicina legalis brevissimis thesibus comprehensa* 
handelte er nur die Lehren ber gerichtlihen Mebicin ab, während Johann Peter 
Trank bie fo berausgemiefenen Grundfäge der mebdicinifchen Polizei in feinem 
berühmten Werte „Spftem der mebicinifchen Polizei“ zufammenfaßte und deshalb 
als ver eigentliche Begründer verfelben angefehen werden muß. Später wurde von 
Daniel 1778 der Verſuch gemacht, durch Einführung des Namens „Staatsarznei« 
kunde" eine Vereinigung ber mebicinifhen Polizei mit der gerichtlichen Mebicin 
herbeizuführen, aber, obgleich viefer Name an der Spige dieſes Artikels fteht und 
nod jest feine Geltung hat, fo fängt gerade in neuerer und neuefter Zeit das 
duch ihm gejchaffene Band an fich bedeutend zu lodern; man fteht immer mehr 
ein, baß bie beiben fo vereinten Disciplinen fehr wenig Berührungspunfte miteinander 
haben, man firebt danach, die Fächer der gerichtlichen Mediein und Hygiene an 
ber Univerfität in verſchiedene Hände zu legen, weil ein Einziger bei dem hetero- 
genen Bildungsgange, dem fie vorausfegen, gar nicht mehr im Stande ift, den 
Anforderungen in biefer Beziehung zu genügen; ja ed wird überall dahin kommen 
müſſen, daß der Staat ſich ärztliche Beamte verfchafft, die ver Rechtspflege dienen, 
und baneben folde, welche im Intereffe der Bffentlichen Gefunbheitspflege wirken, 
daß alfo aud) in der Praris eine vollkommene Trennung beider Gebiete durchgreift. 
1. Gerichtliche Medicin. Sie lehrt die Erforfhung nnd Verarbeitung 
von mebicinifhen und naturwiſſenſchaftlichen Thatſachen für die Zwecke ver allge 
meinen Geſetzgebung und Rechtspflege, und hat infofern eine von allen übrigen 
mebicinifhen Disciplinen ganz verfchievene Tendenz und Beziehung, die ihr ftets 
eine gewiſſe Selbftänpigfeit und Abgefchloffenheit fihern werben. Es ift zwar biefe 
Selbftändigfeit in früherer Zeit zum Schaden ver Wiſſenſchaft viel zu weit ge- 
gangen; eine Menge von Irrthümern haben fi gerade dadurch eingefchlichen, 
daß man von dem heute zur Geltung gekommenen Grundſatze, daß der Gerichts- 
arzt vor allen Dingen durchgebildeter Arzt fein muß, Nichts wiffen wollte, wie 
auch daburd die fo beflagenswerthen und fo oft gerügten Webergriffe des ürzt- 
lihen Sahverftändigen auf bas ihm fremde Gebiet ver Iurieprudenz theilmeife 
ihre Grflärung finden. Aber man darf anf der anderen Seite doch nicht jo weit 
gehen, zu erflären, daß Jeder, der nur feine mebicinifhe Wiſſenſchaft inne habe, 
aud befähigt jei zur Ausübung gerichtsärztlicher Praris; denn einmal find gewiſſe 
Lehren, wie die von ben gewaltfamen Todesarten, von ben Verirrungen bes 
Gefchlechtstriebes, von den fimulirten körperlichen und geiftigen Krankheiten, vom 
zweifelhaften Leben des neugebornen Kindes nad der Geburt u. f. w. ber gericht» 
lihen Medicin durchaus eigenthHämlih und fommen unter keiner Form im ven übrigen 
Disciplinen der mebicinifhen Wiffenfhaft vor, und dann bebarf es immer nod) 
einer mehr als formellen Anwendung allgemein mebicinifcher Renntniffe, um ein 
den Zweden der Rechtspflege nach allen Richtungen entſprechendes Gutachten über 
eine Bergiftung oder einen zweifelhaften Gemüthszuftand und andere gerichtsärzt⸗ 
liche Dinge abzugeben. Der Staat hat ein wefentliches Interefje daran, daß 
fpecielle gerichtsärztliche Kenmtnifje unter dem Heilperfonal verbreitet werden umb 
daß die Nechtöpflege wie möthigen Aufklärungen aus: dem Munte eines eigens 
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bazu angeftellten mebicinifhen Sachverftändigen erhält. Was ven erften Punkt 
betrifft, fo greift die Ueberzeugung immer mehr um fih, daß nur derjenige be— 
fähigt ift, als Lehrer diefer Disciplin fegensreich zu wirken, welcher ſelbſt Gerichts— 
arzt ift, und die Staatöregierungen haben fchon in verfchiedenen Ländern bie 
Aemter des öffentlichen Lehrers der gerichtlihen Mediein und des praftifchen Ge— 
richtsarztes in eine Haub gelegt, damit der erftere zu feinen theoretifchen VBorlefungen 
auch praktiſche Demonftrationen hinzufügen kann. Unter dieſer Vorausſetzung ift 
weiterhin erforverlich, daß das vorhandene Material aud wirklich dem Lehrer zur 
Dispofition geftellt wird, d. h. daß bie Stubirenden vor Allem zu ben gericht- 
lichen Obduktionen hinzugezogen werben bürfen; wir find überzeugt, daß das in 
einigen Ländern noch gegen eine ſolche höchſt wichtige Vervielfachung des praf» 
tifchen Unterrichtes herrfhende, von den Juriften ausgehende Borurtheil bald einer 
befjeren Einficht weicdyen wird. Wie fol der Arzt fpäter ein erfhöpfennes Gut- 
achten über einen NRedhtsfall abgeben, wenn er nie früher einen Ermorbeten, Er« 
teunfenen u. ſ. mw. gefehen bat und bei deſſen legaler Obduktion zugegen geweſen 
ift? Aus Büchern und Geftionsprotofollen diefe Zuftände kennen lernen zu wollen, 
fommt und gerade fo vor, als wollte man den Typhus, die Mafern, bie Krank— 
heiten überhaupt aus der Beſchreibung und nicht zugleid am Krankenbette fin: 
diren laſſen. 

In Bezug auf den zweiten Punkt muß man den ſtaatlichen Einrichtungen 
in Deutſchland, gegenüber denen anderer Länder, z. B. Frankreichs und Eng— 
lands, volle Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Während hier ber Gerichtshof im 
konkreten Falle vollkommen willführlich eine beliebige Anzahl Werzte beruft und 
ihnen die Unterfuhung überträgt, find dort die erftberufenen Medicinalperfonen 
nur folde, die der Staat nad) vorgängig erlangter Ueberzeugung ihrer Sachkennt— 
niß in dieſen Zweigen, den richterlihen Behörden überwiefen bat; daß fpäterhin 
fowohl Staatsanwaltihaft ale Vertheidigung noch andere, nicht fpeciell angeftellte 
Aerzte ald Sachverſtändige hinzuziehen können, ift eine Freiheit, von der mit dem 
größten Bortheil für das Berfahren Gebrauch gemaht wird, aber fie beweist 
Nichts gegen die Einrichtung felbft; gerade in mehreren Kriminalproceffen ver 
Neuzeit hat fi die Unzulänglichkeit jener Maßnahmen, durch welche ungeübte, 
ad hoc nidt in Eid und Pflicht genommene Aerzte zur Berichterftattung aufge 
forbert wurben, zur Genüge erwiefen und in Paris ift wenigftens die Modifikation 
eingeführt worben, daß jeder Gerichtshof ein für allemal eine gewiffe Anzahl be- 
ftimmter Aerzte vefignirt hat, aus welchen er die jevesmaligen Sachverftändigen 
beruft, die mit der Zeit dann bie nöthige Hebung und Erfahrung in gerichtlich. 
mebicinifhen Dingen erlangen müffen. Außerdem ift überall in Deutſchland bie 
Möglichkeit gegeben, von dem erften Sacverftändigen-Gutachten an ein zweites 
und drittes zu appelliren, welde dann in der Negel nicht von einzelnen Perſonen, 
fondern von Kollegien (in Preußen Medicinalkollegium als zweite und wiffenfchaft- 
liche Deputation als britte Inftanz) abgegeben werben. Es fcheint uns in biefen 
bentfchen Einrichtungen in der That eine viel größere Gewähr für die richtige 
Deurtheilung zweifelhafter Rechtsfälle zu liegen, als in den fremdländiſchen. 

In den materiellen Inhalt der gerichtlihen Mebicin weiter einzutreten, ift 
bier nicht der Ort; nur fo viel fol hervorgehoben werben, daß fi die Unter- 
ſuchungen im Allgemeinen entweder auf tobte oder auf lebende Perfonen beziehen 
und daß man deshalb nach dem Borgange von Casper einen thanatologiſchen 
und biologifhen Theil der Doktrin unterfheiden kann. In den erften gehört bie 
Lehre von der Obduktion und von ſämmtlichen gewaltfamen Todesarten, in dem 
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zweiten richten ſich die Unterfuchungen auf dem förperlichen und auf dem geiftigen - 
Buftand der Perfonen, Ein verbindendes Mittelglied zwifchen beiven Theilen bildet 
die Bio-Thanatologie der Neugebornen, in der es fi) um tobte und lebende Ob- 
jefte handelt und deren große Bebeutung von jeher anerkannt worden ift. 

2. Medieiniſche Polizei. Ueber dieſe vergleihe den Artikel Gefunpheits- 
pflege, Geſundheitspolizei. Es it nur vielleicht erlaubt, auf den enormen Fort⸗ 
ſchritt aufmerkſam zu machen, der auf dieſem Gebiete in ber legten Zeit, haupt⸗ 
ſächlich durch die genialen Forſchungen Einzelner, hervorgetreten ift. Je mehr man von 
ärztlicher Seite zu der Ueberzeugung gekommen ift, wie beſchränkt vie Wirffamfeit 
in Bezug auf die eigentlihe Heilung von Krankheiten ift, mit deſto größerer 
Energie hat man fi den Fragen zugewandt, welde fi mit ver Verhütung der— 
jelben befchäftigen und erfährt täglich mehr, welche riefige Aufgabe der Zukunft 
zur Löſung vorbehalten ift. Ueberall ift man bemüht, viefe zunähft auf dem Wege 
einer zwedmäßigen Kranfheits- und Sterblichkeitsftatiftil, durch Feſtſtellung richtiger 
bugienifcher Grundſätze einigermaßen zu begrenzen und ſich in dem Materiellen 
durch Anfammlung von maflenhaften Detailfenntniffen zurecht zu finden. Wenn 
wir nun biefen Beftrebungen unfere volle Anerkennung zollen müffen, fo ift es 
doch auffallend, wie langjam bie erzielten Fortfchritte in die Praris übergreifen 
und wie wenig befonbers in Deutihland der Staat bis jet im diefer Richtung 
geleiftet hat. Wie wir die veutfchen Einrichtungen in Bezug auf gerichtliche Mebicin 
rühmenb hervorheben mußten, fo müflen wir in Bezug auf Gefunpheitspflege an— 
erfennen, daß Belgien, Frankreich und in-nod; höherem Grave England uns meit 
voransgeeilt find. In dem letzteren kann man ſchon jeßt den ungeheuren Einfluß, 
welchen die Verbefferung von Wohnung, Nahrung und anderer Lebensbedingungen 
auf die Gefunpheit ansübt, daran erkennen, daß feine Sterblichkeit effektiv um 
ein Bedeutendes vermindert worden ift, und in Frankreich hat gerade ver Napo— 
leonismus dur eine zwedmäßige Sorge für das Wohl ver unteren Volksklaſſen 
der Öffentlihen Hygiene einen großen Dienft erwiejen. Für den Staat erwächst 
in Deutſchland zur Förderung ber öffentlichen Geſundheitspflege eine doppelte 
Aufgabe: einmal muß er durch Anftellung geeigneter Lehrkräfte dafür Sorge tragen, 
daß zunächſt die Maſſe ver Aerzte beffer, als es bisher ver Fall war, über dies 
wichtige Gebiet aufgeklärt werde, denn nur von den Werzten fann wiederum das 
Bolt über bie Dinge, die zu feiner körperlichen Wohlfahrt gehören, den nöthigen 
Unterricht empfangen, zweitens aber muß der praftifche Dienft der Sanitätspolizei 
an einen vom Staate mehr ober minder ausreichend befoldeten Arzt übertragen 
werden. Es iſt nicht möglih, daß bie öffentliche Hygiene gedeihen fann, wenn 
der Staat einen ärztlihen Beamten Hinftelt, der die Geſchäfte bei Gericht mit 
denen der Sanitätspolizei verbindet und ihn noch dazu, wie z. B. in Preußen, fo 
färglich befolvet, daß er nothwendig feinen Schwerpunft in ber Privatpraris ſuchen 
muß; eine Abhilfe ift hier gewiß recht dringend und vielleicht nicht jo ſchwer 
durchzuführen, da ein folder Sanitätsbeamter, wenn ihm nur die gehörige Muße ge= 
laffen wird, gewiß einen ziemlich großen Bezirk des Staates überfehen kann. Daß 
eine ſolche Einheit in ber Erefutive den Vorzug verbient vor anderen Syſtemen, 
wie 3. DB. dem in Frankreich, wo feit dem Jahre 1848 unbefolvete, aus Aerzten 
und Laien zufammengefegte, wechſelnde Sanitätstollegien den praftifhen Dienft 
vertreten, ſcheint nicht zweifelhaft zu fein: derartige Kollegien haben wohl nur da 
ihre paflende Stelle, wo es fih um Berathung von Gefegen und Feſtſtellung 
von Normen für die Hygiene handelt. 
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1. Die neuere Stantswiffenfhaft nennt Staatspiener diejenigen Perfonen, 
welche durch einen befonderen Auftrag des Souveräns zur Realifirung beftimmter 
ftaatliher Zwede berufen find. Wer, ohne einen folden fpeciellen Auftrag er- 
halten zu haben, für die Verwirklichung ver Aufgaben des Staates thätig ift, 
oder wer zwar den Auftrag vom Souverän hat, gewiffe Dienfte zu thun, ohne 
daß jedoch diefe für ven Staat und für feine Zwede beftimmt find, wirb nicht 
Staatsdiener genannt. 

Es find ſonach nicht zu den Staatsbienern zu zählen: 

a) Ale, welche durch ihre Dienftleiftung für den Staat blos einer allge- 
meinen Bürgerpflicht genügen, wie die gemeinen Soldaten und Landwehrmänner. 
Nur die Officiere, welche vom Souverän zur Führung der Truppen beftellt find, 
fowie jene Perfonen, melde fonft in feinem Auftrage die Intereffen der bewaffneten 
Macht zu verwalten und zu vertreten haben, kann man als (Militär-) Staatsdiener 
bezeichnen, ohne daß darum ihre Stellung viefelbe wäre, wie jene der Civilſtaatsdiener 

b) Iene Perfonen, welche zur Realifirung des Staatszweckes in Folge der 
ihnen verfaffungsmäßig zukommenden allgemeinen ftaatsbürgerlihen Rechte, nicht 
auf Grund eines Auftrages von Seite des Souveräns, mitwirken. Hieher gehören 
bie Mitglieder der Kammern, der Provinzialftände, der Bezirkövertretungen (Di- 
ftriftsräthe, Amtsförperfchaften), und die Organe biefer politiihen Körperſchaften. 

e) Wer zwar öffentliche Funktionen, aber nicht im Namen des Staats übt 
und daher feinen Auftrag nit vom Staate, fondern von einer öffentlichen Kor- 
poration, von ver politifchen oder kirchlichen Gemeinde oder einer Privatperjon 
ableitet, welcher gewiffe obrigkeitliche Befugniffe in Unterorbnung unter die Staat#- 
gefeßgebung und Staatsauffiht als Privatrehte zufommen, wie viefes bei ben 
Standes- und ven Patrimonialgerihtsheren der Fall ift. (Die von den Inhabern 
einer patrimonialen oder ftandesherrlichen Gerichtsbarkeit zu deren Ausübung be- 
ftellten und vom Staate beftätigten Perfonen — Gerichtöverwalter oder Gerichts- 
halter, Afjefioren, Aktuare u. f. w. — werden übrigens in dem Verhältniß 
zu ihrem Herrn analog den Staatsvienern behandelt und beurtheilt, und man 
bat fie darum audh mittelbare Staatsdiener genannt.) — Die Gemeinde— 
und Kirchendiener befinden fi zu der Korporation, im deren Dienfte fie ftehen, 
in ähnlichen Beziehungen, wie die Staatsdiener zum Staate; allein fie find 


Staatsdiener. 687 


bob darum noch feine Staatsdiener. Um die fünmtlihen Rechte von folden in 
Anſpruch nehmen zu können, dazu bedarf es einer ausdrücklichen Beftimmung, fet 
ed, daß diefe in einem Staatögefege niedergelegt ift, welches ausſpricht, daß bie 
Gemeinde- und Kirchendiener überhaupt oder gewiffe Kategorien derfelben vie Rechte 
der Staatsdiener zu genießen haben follen, oder fei es, daß die Korporationen 
ihren Dienern diefe Rechte ohne Widerſpruch von Seite des Staates ausdrücklich 
eingeräumt haben. 

d) Obgleich im Auftrag des Souveräns Dienfte leiftend, find doch die bloßen 
Privatdiener des Inhabers der Staatsgewalt, fowie die Diener der Mitglieder 
feiner Familie von den Staatsdienern zu trennen, weil fie nicht an der Verwirk— 
lihung der Staatözwede Theil nehmen. Hievon find jedoch jene Diener auszu- 
nehmen, welche dem Souverän als ſolchem, infofern er ſich in diefer Eigenſchaft 
repräfentirt, ihre Dienfte leiften, oder weldhe mit Ausübung ftaatliher Funktionen 
am Hofe, z. B. mit der Uebung von Gerichtsbarkeit oder Polizei beauftragt find; 
— fie werden nicht ohne innern rund zu den Staatsdienern gerechnet. 

e) Iene, weldhe ein beftimmtes einzelnes Geſchäft im Auftrage: ver 
Staatsregierung beforgen, auch wenn diefes ein Staatsgefchäft ift, ohne daß fie 
dauernd oder doch auf unbeftimmte Zeit für Staatszwede verwendet werben. 
9. U. Zachariä hat fie, wie uns dünkt, paffend Kommiffarien genannt, deren 
Verhältniß nad dem Inhalte des Kommifforiums zu beurtheilen ift. 

Eine befonvderd wichtige Klaſſe der Staatsdiener find die Staatsbeamten, 
das ift jene, die ein Staatsamt befleiven. Ueber den Begriff des Staatsamts 
fiehe ®Bv. I. ©. 204 ff. Aus demfelben ergiebt fih, daß man Staatsbeamte im 
engeren und weiterem Sinne zu unterfcheiden babe, je nachdem der dem Anıte zu= 
fommende MWirkungskreis (die Kompetenz) in ver Ausübung eines Regierungs- 
rehtes und in der Bethätigung einer obrigfeitlihen Gewalt, oder in ver 
Uebung einer andern ftaatlidden Funktion befteht. Zu der erfteren Art gehören 
die ridterlichen, dann die Polizei und Steuerbeamten; zu ber zweiten die Lehrer 
an den Staatsanftalten, die Beamten zur Berwaltung der bem Staate etwa 
eigenthümlichen Negalien, die Sachverſtändigen, welche der Staat für feine Zwede 
beftellt, die von ihm angeftellten Aerzte, Architekten, Buchhalter u. ſ. w. 

Den Staatsbeamten ftehen die bloßen Amtögehilfen gegenüber, denen fein 
Amt und feine amtliche Gewalt übertragen ift, bei welchen von feiner eigenen 
Kompetenz die Rede fein fann, fondern welche leviglih dem Träger des Amtes 
als Werkzeuge dienen und von ihm abhängig find. Solche find beiſpielsweiſe die 
Sefretäre eines Amtes, die Kanzliften,, die Regiftratoren. Sie bekleiden eine nie— 
drigere, wenn auch mehr oder weniger in geiftiger Thätigkeit beftehenve öffentliche 
Funktion, als die eigentlihen Staatsbeamten, daher man fie wohl auch im Gegen» 
jaß zu biefen Subalterne genannt bat, nicht fo fehr mit Rüdficht auf das 
Unterordnungsverhältniß, in welchem fie zu dem Amte und den Beamten ftehen, 
— denn biefes findet auch unter den wirklichen Beamten ftatt, die in gemiller 
Inftanzenfolge einander über- und untergeordnet find — fondern mit Rückſicht 
auf bie niebrigere Stufe, welde fie den ſämmtlichen Staatsbeamten gegenüber 
einnehmen. — Wo bie geiftige Thätigkeit völlig zurüdtritt, und wefentlih nur 
förperlihe Bewegung und gefunde Sinne zu gewiſſen Dienftleiftungen erfordert 
werben, ba kann man nicht mehr von Staatsdienern ſprechen, aud wenn bie 
Dienfte im Intereffe des Staates und Amtes geleiftet werben. Will man für dieſe 
Kategorie von Dienern eine befondere Bezeichnung gebrauden, fo kann man fie 
„Amtspiener” nennen, 
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Übgefehen von ber oben ſchon berührten Unterſcheidung zwifhen Civil- und 
Militär-Staatspienern, weldhe wegen ber befonderen Berhältniffe der be- 
waffneten Macht, insbefonvdere im Hinblid auf vie ftraffere Unterordnung, wie fie 
durch die Beftimmung des Heeres als eines bloßen Bollzugsorgans geboten ift, 
gewöhnlih ganz von den erfteren getrennt, und nit nad den für fie geltenden, 
jondern nad den befonveren für das Militär geltenden Verordnungen, Reglements 
u. f. w. zu beurtheilen find, ift vorzüglich noch die Eintheilung in Juftiz- und 
Adminiftrations-Beamte hervorzuheben, welche namentlid feit der Durch— 
führung des Grundſatzes, daß Juftiz und Aominiftration zu trennen feien, eine 
hervorragende Wichtigkeit erlangt hat. 

Juftizbeamte (f. viefen Art.) in ver Wortbeveutung find alle Staatsbiener, 
weldhe im Namen und Auftrage des Souveräns der Rechtspflege dienen, alfo nicht 
blos die Richter, welche das pofitive Recht anzuwenden und im einzelnen alle 
auszufprehen haben, mas Rechtens fei, fondern audy die Staatsanwälte, bie Räthe 
des Juftizminifters und biefer felbft. Als Berwaltungsbeamte erfcheinen 
dann alle fonftigen Staatsbeamten, welchen die Ausübung von anderen Hoheits- 
rechten als die Juftiz anvertraut ift, alfo insbefondere. die Beamten der Polizei, 
der Staatspflege, der Finanz. — Wenn man für die Juftizbeamten eine größere 
Selbftändigkeit und Unabhängigkeit in Anſpruch nimmt, als für die VBerwaltungs- 
beamten, jo hat man dabei nur die „Richter im Auge; denn nur bezüglich ihrer 
treffen die Gründe zu, anf welche man jene Forderung ftügte. Und fo ift 
denn aud in unferen pofitiven Gefegen in ver That nur den Richtern eine be- 
fondere Stellung fowohl in Anfehung ihrer Amtsbefugniffe als in Anfehung ihrer 
Befoldung eingeräumt, während jene Beamten der Juftiz, welche in anderer Weife 
als rechtjpredhend bei der Handhabung der Rechtspflege mitwirken, in beiden Be— 
ziehungen gleih den Berwaltungsbeamten behandelt werden. 

II. Die rehtlihe Natur des Staatspienftes. Es befteht heut zu 
Tage faft feine Meinungspifferenz; mehr darüber, daß der Staatsbienft primär 
ftaatsrehtlicher Natur fei, in den Formen und nad) den Örundfägen des Staats- 
rechts begründet und aufgelöst werde, daß ihm aber ſekundär auch ein privatredht- 
liches Element innewohne, das mit einer gerichtlichen Klage gefhügt ift. Die Eigen- 
Ihaft eines Staatsdieners erwirbt man nicht, wie früher vielfältig gelehrt wurbe, 
auf Grund eines Bertrages, wie z. DB. des Mandate, ober der Dienftmiethe oder 
eines unbenannten Kontraftes oder eines beſonderen Dienftvertrags, fondern nur 
auf Grund eines Willensaftes des Souveräns (Anftellungsdefret genannt), 
durch welchen Jemanden ein beftimmtes Staatsamt oder eine fländige Dienft- 
leiftung im Intereffe des Staates übertragen wird. Man hat diefen Willensaft 
nicht unpaſſend eine lex specialis genannt I), und darin bie Duelle gefunden, 
aus welcher fowohl die Rechte als die Pflichten des Staatsdieners abzuleiten find. 

Wenn übrigens auch ein (Special-) Gejeg die Grundlage des Verhältniſſes 
ift, jo folgt doch daraus nicht, wie Einige gemeint haben, eine allgemeine, ven 
Unterthanen als folchen obliegende Verbindlichkeit zur Uebernahme von 
Staatsdienften. Der vom Souverän Berufene bat vielmehr volle Freiheit 
der Entſchließung; er kann das Amt annehmen ober ablehnen. Eine allge- 
meine Pflicht zum Staatsdienſte widerfpricht ſowohl dem Intereffe des Staates, 


1) Nur darf man dabei nicht an dad Geſetz in der engeren tediniichen Bedeutung des fon: 
jtitutionellen Staatsrechtes denken, denn der Aft_ift ein einfeitiger Willendafı des Souveräns, 
eine Mitwirkung der Volksvertretung findet nicht ftatt. 
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als dem Grundſatze der perſönlichen Freiheit und der rechtlichen Gleichheit 
der Staatdangehörigen. Nur von folden Dienften, welche ihm freiwillig ge- 
leiftet werben, fann der Staat jene Aufmerffamfeit und. Opferbereitheit erwarten, 
welche die Borausfegung einer gebeihlihen Wirkfamfeit find. Daß die Geltend— 
mahung einer allgemeinen Berbinblichkeit zum Staatspienfte mit dem Principe 
ber perſönlichen Freiheit und der rechtlichen Gleichheit unvereinbar fei, bedarf feines 
ausführlichen Beweifes. Wenn ver Staatsbienft die ganze Thätigkeit eines Mannes 
in Anfprud nimmt, und noch dazu befonvere BVBorbildung und den Befig von 
Kenntniffen erheifht, die man nur duch Aufwand an Geld und Zeit ſich eigen 
maden fann, dann ift die Forderung an den Staat geredtfertigt, daß er feinen 
Beamten eine Stellung einräumt, welche vortheilhaft genug ift, um von der freien 
Konkurrenz geſucht und begehrt zu werben. Ein Zwang bezüglich der Uebernahme 
von Staatsämtern hebt die Freiheit der Berufswahl und des Aufenthalts von 
ſelbſt auf. 

Sceivet man die beiden Elemente des Staatsvienftverhältniffes genauer aus, 
fo erſcheint 

1. als ftanatsrehtlich das übertragene Amt mit feinen Rechten und 
Pflichten. Die Errichtung, Befegung und Aufhebung des Amtes gefhieht um bes 
Staates willen, weil und in fo lange der Staat desfelben bedarf. Dem Einzelnen 
fteht, vem Staate gegenüber, weder ein Recht auf die Erwerbung reſp. Verleihung, 
noch auf die Beibehaltung des verliehenen Amtes zu und ebenfowenig fann 
dasſelbe Gegenftand des privatrechtlichen Berfehrs fein, alfo von einem Privaten 
in Form ded Vertrags auf einen anderen übertragen werben. Es Tann daher auch 
in einem Staate, in weldem ver Grundfag ver Inamovibilität der Beamten 
überhaupt oder gewiſſer Beamten ald Grundſatz gilt, die Regierung nicht gehindert 
fein, die beflehenden Aemter aufzuheben und mehr oder minder wefentlid umzuge— 
ftalten, wenn die öffentlihen Jutereſſen dieſes forbern. j 

2. Privatrehtlihen Charakters ift alles dasjenige, was dem Beamten 
als ein fländiges unentziehbares Recht zufommt und nöthigenfalls mit gerichtlicher 
Klage geihüst ift. Namentlich 

a) der Anſpruch auf die Beſoldung, wie viefelbe entweder herkömmlich oder 
befonders verliehen ift, und zwar dauert dieſes Recht in Ermangelung abweichender 
pofitiver Sagungen fo lange, als die Funktion dauert, Ein Recht auf Berforgung 
nah dem Berlufte des Amtes läßt ſich im Allgemeinen wohl nicht begründen. 
Diefes könnte nur ausnahmsweiſe dann fi rechtfertigen laffen, wenn ver Beamte 
in Folge der geleifteten Dienfte und bei Gelegenheit berfelbe erwerbsunfähig ge 
worden ift. 

b) Das Recht, Erfag für den Schaden zu fordern, den der Beamte im Dienfte 
und in Folge desfelben erlitten hat, ſowie die Vergütung derjenigen Auslagen, 
welde im Intereffe des Dienftes nöthig waren, wie 3. B. Zehrungstoften und 
Fahrgeld bei Dienftesreifen. 

EI. Indem wir nach dieſen allgemeinen Borbemerkungen der Darftellung des 
rechtlichen Berhältniffes der Stantsdiener im Einzelnen näher treten, und bie 
Grundfäge über die Anftellung der Staatödiener, dann die Rechte und 
Pflihten der Angeftellten, und die Aufhebung des Staatsbienftverhältniffes, 
ihre Gründe und Folgen in’s Auge faflen, beabfihtigen wir zunächft darzulegen, 
was in den angeführten Beziehungen in Deutfchland geltendes Recht ift, und 
werben dabei dasjenige zum Ausgangspunkte nehmen, mas nach unſerer Anſicht 
gemeines Recht ift, alfo im Zweifel überall gilt, wo nicht Partifulargefege 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. IX. 44 
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etwas Anderes verfügen. Die Beftimmungen der wichtigeren Landesgefege werben 
theils als Beifpiele für die Geltung des gemeinen Rechts, theils ald Abweichungen 
von dieſem hervorgehoben werten. Hieran foll ſich dann eine überfichtliche Er- 
örterung der Staatsdienerverhältniffe in Franfreih und England anfcließen. 

A. Die Anftellung der Staatsdiener. | 

1. Die Anftellung der Staatsdiener ift, wie bie Errichtung der Aemter, 
Sache des Souveräns, der fi dabei durch Rückſichten der politifhen Zwedmäßig- 
keit beftimmen läßt, ohne rechtlich in der Auswahl beſchränkt zu fein. Leitender 
Grundſatz Tann nur fein, dem Fähigften fei das Amt zu übertragen, dem kein 
fittliches und rechtliches Hinderniß entgegenfteht. Um eine gewiſſe Gewähr für bie 
Befähigung derjenigen zu haben, welche fih um öffentlihe Aemter bewerben, 
orbnet der Staat Prüfungen für die Bewerber an, und läßt zu diefen Prüfungen 
in der Regel nur jene zu, welde einen gewiflen Bildungsgang an den öffentlichen 
Unterrihtsanftalten — am Gymnaſium und an der Univerfitätt — nachweislich 
durchgemacht haben. Die Prüfung ift in der Regel eine doppelte. Die erfte, vor- 
berrfhend theoretifche Prüfung bildet den Abjchluß der Univerfitätsftudien und 
wird daher aud regelmäßig von den Profefforen der Univerfität unter Leitung 
eines Regierungsfommiffärs abgehalten. Nachdem biefe mit Erfolg beftanden ift, 
bat der Kandidat fi) als Praktikant bei den Öffentlichen Behörden für den Staats- 
dienft praftifch weiter auszubilden und dann nad einem beftimmten Zeitverlauf 
fi einer zweiten, ber fogenannten praftifchen Prüfung zu unterwerfen, die wefent- 
lid die Fähigkeit ded Kandidaten in ber Anwendung des Rechtes auf das wirk- 
liche Leben beurkunden fol. Eine dreifache Prüfung orbnet das preußiſche Recht 
an, indem der Kandidat zuerft beim Uebertritt von ber Univerfttät in die Praris, 
wenn er fi über den Beſuch der Kollegien, über die vorgefhriebenen Disciplinen 
ausgewiefen hat, die Auskultators-Prüfung zu beftehen hat. Nach einer 18 monat- 
lihen Beſchäftigung als Auskultator fann er ſich zur Meferendärs-Prüfung melden, 
welche wie die erfle durch Kommiffäre der Gerichtähöfe II. Inftanz vorgenommen 
wird. Nach diefer Prüfung fcheiden fi die Kandidaten in zwei Gruppen, je nach— 
dem fie ſich für den Juftiz- oder für deu Verwaltungsdienft vorzubereiten gedenken, 
und für jede derfelben findet eine eigene Staatsprüfung, für bie Juſtiz vor ber 
Immebiat-Juftiz-Eraminationstommiffion, für die Verwaltung ver ber Oberera- 
minationstommiffton in Berlin ftatt. Aber auch derjenige, welcher beide Prüfungen 
mit Erfolg beftanden hat, ift gehalten, noch ehe er eine wirkliche Anftellung nach— 
ſuchen kann, in jenem Berwaltungszweige, bei welchem er künftig Verwendung 
finden will, eine gewiſſe Zeit als Hilfsarbeiter fi die nöthige praftifche Uebung 
und Ausbildung zu verfdaffen. — Befondere Prüfungen beftehen für diejenigen 
Berwaltungszweige, welche beftimmte technifche Kenntniffe vorausfegen — wie 
3. B. für das Medicinal-, das Bau-, das Forftwefen, das Berg- und Hütten- 
weſen u, f. mw. 2) 

2. Die Anftelung der Amtsgehülfen geht in vielen Staaten nicht vom 
Souverän, fondern von den höhern Staatsbehörten aus, in beren Amtsjphäre 
die Angeftellten zu wirken haben. Es liegt dann eine Art von Delegation ber 
Unftelungsbefugnig vor, und man bat fein Recht, den Dienern dieſer Art die 
Staatsdienereigenſchaft blos darum abzufprechen, weil fie micht direft vom Sonverän 
angeftellt find; vielmehr muß auch hier die Dmalität des Dienftes entfcheiden. 





2) Eine vollftindige und genaue Sammlung der Dualififationsaormen, mie fie in den 
deutichen Bundeöftaaten gelten, bei Dr. H. Ortloff, Methodologie der Rechte: und Siaatawiſſen- 
ſchaft nebſt Studien: und Exomen-Ordnungen. Brannfhw. 1863. ©. 135 ff. 
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3. Das Recht der freien Wahl bei der Anftellung von Staatsbienern 
fann durch Vorſchriften des pofitiven Rechts beſchränkt fein, indem entweder a) bie 
Berfafjung anorbnet, daß nur Staatsangehörige zu Staatsämtern gelangen können, 
und daß ſohin Fremde davon ausgefchloffen feien, wie diefes z. B. bie bayerifche 
Berfaffung thut;3) oder b) indem einzelnen Körperfhaften das Recht der Prä- 
fentation zulommi, fo daß der Regent den oder einen der Präfentirten zu beftä- 
tigen bat, wenn bie Präfentation in rechter Art und zu rechter Zeit gefchehen, 
und auf Männer gefallen ift, welde ven allgemeinen und befonderen Dualififa- 
tionsbedingungen für das betreffende Amt genügt haben.) Diefes ift namentlich 
bezüglich der durch freie Wahl beftellten Gemeindebeamten der Fall, infoferne bie- 
felben zugleich ftantlihe Funktionen beforgen und daher als Staatsdiener er- 
ſcheinen. 

Keine Beſchränkung, ſondern eine Garantie für die zweckmäßige Ausübung 
des Anſtellungsrechtes liegt in der Beſtimmung, daß bei der Beſetzung einer 
Staatsdienerſtelle die Beamten gleicher Kategorien oder bie Vorgeſetzten mit gut— 
achtlichen Borfchlägen gehört werben. 

Antiquirt find nur jene Beſchränkungen des Anftellungsredhts, weldhe vordem 
in der Erblichteit der Aemter, oder in Anwartfhaften lagen, weldhe vom 
Regenten beftimmten Perfonen auf gewiffe Aemter ertheilt worden waren. 5) Nur 
Hofämter kommen ausnahmsweife nod in erblicher Weife vor; fo z. B. in Bayern 
die Kronämter. Ebenfowenig fommt es heut zu Tage noch auf einen gemiffen 
Geburtsſtand oder auf ein beſtimmtes chriftliches Belenntniß an, um als Staats- 

diener angeftellt werben zu können. GSelbft die Ifraeliten find in ver Regel 
nicht rechtlich unfähig zum Staatsdienſte. Wenn man fie thatfählic zu gewifjen 
Aemtern nicht zuläßt, fo beruht dieſes auf konfeffionellen Erwägungen, durch weldhe 
fie davon ferne gehalten werben, wie 3. B. auf dem Inhalt der Eidesformel, wie 
fie etwa gefeglih als Regel vorgefchrieben wird. 

4. Jede Anftellung ift im Allgemeinen als eine ftäntige zu betrachten, welde 
fofort gewiſſe rechtliche Folgen für ven Angeftellten nad fich zieht. In mehreren 
Einzelftaaten ift indeſſen die erfte Anftellung, wenigftens im abminiftrativen 
Dienfte des Staates, nur eine proviſoriſche oder eine Anftellung auf Probe, 
fo daß die Regierung berechtigt ift, während der Probezeit den Staatsbiener „aus 
abminiftrativen Erwägungen” wieder zu entlaffen. Erft nah Ablauf des Provi- 
foriums wird die Unftellung eine definitive, mit welcher nun vie Lebensläng- 
lichfeit verbunden if. So findet ein breijähriges Provifortum ftatt in Bayern 
(Staatsdiener-Pragmatif von 1818, $. 2), ein fünfjähriges in Naſſau und Groß- 
herzogthum Heffen, wenn ber Borbebalt den Angeftellten ohne Penfion entlafjen 
zu können, dem Anftellungsbefrete ausprüdlich einverleibt ift, ein zweijähriges in 
Hannover und Königreich Sachſen. Auch in diefen Staaten ift die Anftellung ber 
Richter fofort eine definitive und muß dies fein, wenn bie Unabhängigkeit der 
Rechtspflege eine Wahrheit fein will. 

B. Die Pflidten und Rechte der Staatsdiener. 

1. Einleitung. Hebernahme des Dienftes. Der Umfang und die Art 


— —— 


3) Vergl. mein Lehrbuch des b. Verf..R. 111. A. S. 52. Da indeſſen dem König das 
Recht der Naturaliſation zukommt, ſo iſt der Fremde nur formell ausgeſchloſſen. 
8 rag nn wo den A Körperfchaften ein folches Bräfentationsrecht zuſteht, 
achar 
5) vergi. rer D Staatösienft, aus dem Gefichtspunkte des Nechtes x. ©. 173 ff. 


44* 


Fr Stantsdienet, 


der Pflichten und der dem Staatsrecht angehörenben Rechte des Staatsdieners ift im 
Allgemeinen nad der Natur und dem Wefen des übertragenen Amtes zu bemefjen. 
Hier ift es vor Allem wichtig, darüber Kar zu fein, mit weldem Zeitpunfte bie 
Staatsdienereigenſchaft beginne? So weit e8 ſich um die Pflichten des Beamten 
handelt, ift jedenfalls die Infinuation des Dekrets die Bedingung, unter welcher 
ex erft als verpflichtet erachtet werben kann. Dritte Perfonen find erft dann ven 
Beamten als folhen anzuerfennen ſchuldig, wenn die Anftelung ihnen fpeciell 
mitgetheilt ober Bffentlid befannt gemacht worben iſt. Der wirklichen Uebernahme 
der Amtsfunktionen geht in ber Regel die Beeidigung des Beamten und eine 
förmliche Cinweifung (bei Amtsvorftänden eine Amts-Ertradition und Inftal 
lation) voraus. Der Dienfteiv, in welchem der Beamte die Erfüllung ver Dienft- . 
pflidten aud als eine Religions: und Gewiſſenpflicht anerkennt, hat Übrigens nur 
die Bedeutung einer Beftärtung der ſchon in Folge der infinnirten Anftelung 
übernommenen Berbindlichkeiten und die Verlegung derſelben ift rechtlih ebenfo 
firafbar, wenn fie vor, als wenn fie nad) der Beeidigung verübt wurde. Dod 
ift die Ausübung des Rich teramtes gemeinrechtlih von der vorherigen Ableiſtung 
des Nichtereides bedingt 6) und erfcheint fohin jede Amtshandlung vor dieſem Zeit- 
punkte als nichtig. 

Bei gewiffen Klaffen von Stantsämtern hat der angeftellte Beamte, ehe er 
das Amt antreten und die damit verbundenen Rechte erwerben kann, eine Kaution, 
fei e8 in Baarem oder in ficheren Papieren, die auf den Beamten ald Gläubiger 
lauten, zu beftellen. Pflichtig hiezu find alle jene Staatsbiener, welche eine Staats- 
fafje ober ein Staatsmagazin zu verwalten oder aud nur Einnahmen in Geld 
oder in Naturalien für den Staat zu erheben haben, und die Kaution, deren Höhe 
ſich nach der möglichen Berantwortlichkeit des Beamten richtet, haftet für die Er- 
füllung aller jener Verbindlichkeiten, weldhe dem Beamten vermöge feiner Amts- 
pflicht obliegen, jowie für alle Schäden, welche dem Staate mitlelbar dur Nadh- 
läffigfeit oder pofitive Pflichtverlegung des Beamten erwachfen. 

2. Pflidten ver Staatsdiener. Berfolgung und Ahndung 
von Pflihtverlegungen. Zu ven allgemeinen Pflihten des Staats- 
bienerd gehören diejenigen, welche aus dem Staatsvienftverhältnifie als ſolchem, 
gleihviel weldes die befondere Stellung des einzelnen Staatsdieners im Yenter- 
organismus fei, mit Nothwendigfeit ſich ergeben, alfo felbftverftändliche Folgen 
der Uebernahme irgend eines Staatspienftes find. Als befondere Pflichten er- 
fheinen jene, welde aus dem konkreten Dienftverhältnifie entfpringen, alfo z. ®. 
bie Pflichten des Richters als folhen. Die Pflihten der Iegteren Urt find ge- 
wöhnlid in den Dienftinftrultionen, die für Aemter gleicher Kompetenz erlaflen 
zu werben pflegen, genauer fpezificirt. 

Die allgemeinen Amtspflihten, mit weldhen allein wir e8 bier zu thun 
haben, find theils pofitiver, theild negativer Art, indem fie entweder ein beſtimmtes 
Handeln von dem Diener fordern, oder gewifje Unterlafjungen, reſp. Bejchrän- 
tungen feiner allgemeinen Unterthanenrehte ihm auferlegen. Wir betrachten vor 
Alem vie erfteren. , 

a) Die fhon aus dem Unterthanenverbande folgende Pfliht des Gehorfams 
und ber Treue gegen ben Souverän und feine Regierung hat ver Staatsviener 


— 





6) Cf. L. 14. Cod, de judie (III., 4.); Nov. 8. c. 1.5 Kammer⸗Ger.«Ordn. v, 1555, 
= 1, a 71 und 85. Eine partitularrechtliche Abweichung von dieſen Borfchriiten ift uns nicht 
ekannt. 
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in potenzirtem Maße anzuerkennen und zu erfüllen. Die Pflicht des Gehorfams 
bringt es mit fih, daß ber Beamte mit größter Gewiffenhaftigfeit die beſtehende 
Berfaffung und die in Gemäßheit derſelben erlaffenen Gefege und Verordnungen 
in feiner Amtsführung beobadte. ) Sie bat aber weiter zur Folge, daß ber 
Staatsdiener ven Befehlen und Anordnungen des Souveräns und feiner Vorge— 
fegten zu gehorchen ſchuldig iſt, wenn biefelben in ber gefeglichen Form ausge- 
fertigt find, und nicht eine offenbare Kompetenz-Ueberſchreitung enthalten. Näher 
bemißt fi die Pflicht des Gehorfams aus der Eigenthimlichfeit des einzelnen 
Amtes; fie geht 3. B. weiter bei den Verwaltungsbeamten, ald bei den Richtern. 
Diefe find bei der Anwendung ber Normen des pofitiven Rechts auf ben einzelnen 
Tall volllommen felbftändig und unabhängig, nur Gott und ihrem Gewiſſen ver- 
antwortlid; fie find daher an Aufträge und Anorbnungen, welche in biefer Rich— 
tung für fie maßgebend fein wollen, nicht gebunden. Anders bie Bermwaltungs- 
beamten, welchen in diefem Punkte auch die nicht mit Richteramtsfunftionen befleiveten 
Juftizbeamten rechtlich gleich ftehen. Sie find den Befehlen ihrer Vorgeſetzten, 
welche die Auslegung und Anwendung ber beftehenden Geſetze betreffen, zu ge- 
horchen ſchuldig. Ia felbft dann, wenn fie den Inhalt des Befehls für geſetzwidrig 
halten, find fie nicht berechtigt, ven Gehorfam zu verfagen, wohl aber gegen ben 
Bollzug des Befehls zu remonftriren und ſich vor der Verantwortung für ben 
Bollzug zu verwahren. 8) 

b) Die Pflicht der Treue reicht in ihren Wirkungen viel weiter und greift 
viel tiefer, als die Pflicht des Gehorfams, Sie verpflichtet den Beamten, die Rechte 
und Intereffen des Staates, in deſſen Dienfte er fteht, dur fein Thun und 
Laflen nad beften Kräften zu wahren und zu vertreten. Diefer Verpflichtung ehr- 
lich zu entjprechen, ift der Natur der Sache nach nur derjenige im Stande, welcher 
mit den Grundprincipien der geltenden Berfaffung übereinftimmt, oder doch, wenn 
er in feinem Innern einer anderen Meinung ift, fi benfelben unterorbnet und 
demgemäß in feinem Amte handelt, 9) Um einige von den Folgen der Treupflicht 
hervorzuheben, fo erwähnen wir 

©) der Beftimmung der meiften Stantsbienergefege, daß fein Staatsdiener 
ohne Zuftimmung feines Souveräns einem fremden Staate Dienfte leiften oder 
— Orden u. dgl. von einem fremden Souverän annehmen dürfe. Ebenſo 
gehört 

PR) hierher die ausgedehntere Anzeigepflicht, welche Staatsdienern in Bezug 
auf beabſichtigte oder bereits verübte rechtswidrige Handlungen obliegt. 19) 

) Jedem Staatsdiener liegt ob, die ihm übertragenen Amtsfunktionen forg- 
fam und gewiffenhaft auszuüben und fi der darin enthaltenen Befugnifje 
nur im Intereffe des Amtes, reſp. des Staates zu bedienen, ohne Rüdficht darauf, 
ob ihm aus der Erfüllung feiner Pflicht Vortheil oder Nachtheil erwachſe. Daher 
wird mit Recht derjenige wegen Beftehung beftraft, welcher für eine in fein Amt 


7) Daf der Staatädiener auch den Pflichten der Religlon und Moral zu genügen babe, 
verfteht fi von ſelbſt. Würde etwas von ihm verlangt, was diefe verleßte, fo darf er mit Aug, 
ja er muß ungehorfam fein. 

8) Im bannov. Staatödienergeieg $. 161 ift diefer Grundfag in folgenden Worten ausge— 
fprochen: „In gehöriger Form erlaffene Befehle vorgefegter Behörden befreien den Beamten von 
der Berantwortung und übertragen diefelbe an den Beſehlenden.“ Wegen des preuß. Rechts vergl. 
Rönne, Preuß. Staater. Bd. 11. S. 312 ff. 

9) DVergl, darüber Bluntfchli, Allg. Staatör. I11. A. Bd. I, S. 140. 

10) S. 3. B. das bayer. Strafgefepb. vom 10. Nov. 1861. Art. 63 u. 64. 
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einfchlagende, an ſich nicht pflichtwibrige Handlung oder Unterlaffung ein Gefchent 
ober einen anderen Bortheil fordert, annimmt oder ſich verfprechen läßt. — Ge— 
wiffenhafte Amtsführung läßt fih ohne ftrengfte Umparteilichfeit nicht denken. 
Beamte, welche in der Ausübung ihrer Berufspflicten fih zur Begünftigung ober 
Benachtheiligung eines Privaten wiffentlih einer Ungerechtigkeit ſchuldig machen, 
werben ohne Rüdficht darauf, ob hieraus für fie ein Bortheil fi ergibt ober 
nicht, wegen Amtsmißbraudes ftrafbar. 

d) Als eine beſonders benannte Amtspflidt, welche im Allgemeinen jeber 
Stantsdiener zu erfüllen hat und vie in der Regel im Dienfteive ausdrücklich 
hervorgehoben und übernommen wird, ift die Amtsverfhwiegenheit zu er- 
wähnen, in Folge deren derſelbe verbunden ift, Thatfahen, welche ihm nur durch 
fein Dienftverhältniß befannt worben find, geheim zu halten und nicht unbefugten 
Dritten zu eröffnen, alfo auch nicht durch die Prefie an die Deffentlichkeit zu 
bringen, wenn die Mittheilung an Dritte, vefp. die Veröffentlihung dem Stante 
oder Einzelnen irgend einen Schaden over Nachtheil bringt. Selbſtverſtändlich 
Yann fi die Pfliht der Amtsverfhwiegenheit nit auf folde Thatfachen erftreden, 
worüber öffentlich verhandelt worden ift, oder welde in öffentlichen Verhandlungen 
fonftatirt worden find; woraus fih als natürliche Folge ergibt, daß dieſe Ver— 
bindlichkeit in dem Maße an Umfang und praftifcher Bedeutung abnehmen müſſe, 
als der Grundfaß der Deffentlichkeit fih in der Verwaltung der öffentlihen Ange- 
legenheiten erweitert hat. — Eine befondere Geftalt nimmt die Pflicht des Ge. 
heimnifjes bei Poft- und Telegraphenbeamten an, indem fie als ftrafbar erfcheinen, 
wenn fie der Poft anvertraute Briefe, Paquete u. a. unbefugt öffnen oder dem zum 
Empfang Berechtigten entziehen. 11) 

Bon der MUeberzeugung geleitet, daß das Amt die volle und ungetheilte 
Thätigfeit eines Mannes in Anfprud nehme, haben die neuern Staatsbiener- 
gejege ven Beamten die Betreibung anderer Erwerbözmweige, wie 3. B. 
bie von Gewerben oder von fürmlihen Handelsgeſchäften oder der Advolatie, ver- 
boten. Bei dieſen und anderen Beichränfungen, die dem Staatsdiener auferlegt 
find, ift auch die Erwägung maßgebend gewefen, daß er fih von allen folchen 
Berhältniffen fern zu halten babe, bei welchen fein Privatinterefje ihn leicht zu 
einer Berfäumung oder Verlegung feiner Amtspflichten verleiten könnte, Hierauf 
beruht wohl die Beftimmung, welche den äußeren oder Bollzugsbeamten den Er— 
werb von Grundſtücken oder ähnlichen Rechten innerhalb ihres Amtsbezirkes oder 
die Pachtung von Jagdrechten in demfelben Kreife unterfagt. In anderen Fällen 
ift wenigftens bie Erholung einer vorherigen Genehmigung ber Vorgefegten ge— 
boten, damit biefe zu prüfen im Stande feien, ob das Intereffe des öffentlichen 
Dienftes oder die Ehre des Standes nicht dabei leide, wenn der Staatsdiener in 
biefes oder jenes Verhältniß eintritt. Solde Berhältniffe find: PVormundfchaften, 
Pflegihaften, Teftamentsvollftrefungen und namentlih auch die Verehelihung. 

Wenn übrigens vie Staatsvienergefege vorfhreiben, daß fein Beamter ohne 
Genehmigung der vorgefegten Behörde eine Ehe eingebe, fo wollte damit ber 
vorgejegten Stelle fein willfürliches Verfügungsreht eingeräumt werden. Nur va, 
wo das Öffentliche Intereffe durch die beabfichtigte Ehe als gefährbet oder bie 
Ehre des Standes over des Amtes als benachtheiligt erfcheint, kann bie Ge- 
nehmigung verfagt werden, — nicht aber aus blos fisfalifchen Gründen, etwa 


11) ©. darüber 3. B. das bayerifche Strafgefepbuh vom 10. Nov. 1861. Art, 382. — 
Dol. auch die Art. „Briefgeheimnig" und „Dienſtgeheimniß.“ 
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weil zu beforgen ift, daß die Staatölaffe in Folge der Ehe bald mit einer Aus- 
gabe (Penfion) belaftet werde. Es geht daher nicht an, die Genehmigung wegen 
hohen Alters oder wegen zweifelhafter Geſundheit oder z. B. darum zu verweigern, 
weil ein Beamter feine außerehelich erzeugten Kinder legitimiren will. 12) 

Daß der Staatödiener auch die allgemeinen Staatsbürgerpflicten zu erfüllen 
habe, gleihviel ob fie die Perfon over das Vermögen betreffen, bedarf faum einer 
ausprüdlihen Bemerfung. Der Staatsbienft gewährt daher feine Befreiung von 
der Militär- und Steuerpflidt. Diefer Grunvfag ift nur in Bezug auf die neben 
dem ftehenden Heere in den deutſchen Staaten unter verjchievenen Benennungen 
beftehende Abtheilung ver bewaffneten Macht, welde an fih nicht gegen ven 
äußern Feind verwendet wird, mehr oder weniger mobificirt, indem den Staats— 
vienern erlaffen ift, in bie Land» oder Bürgerwehr oder Nationalgarde einzutreten, 
Die Berbinplichkeit der Staatsdiener, Wittwen- und Waifenfondsbeiträge zu zahlen, 
fann, wo fie vorfommt, firenge genommen nicht als eine beſondere ftaatsrechtliche 
Pflicht. betrachtet werben; denn dieſe Beiträge bilden nur die vermögensrechtliche 
Bedingung des Anſpruchs der Relikten auf Penfion. 

ande Gefege haben bis in die meuefte Zeit entweder den Staatsbeamten 
überhaupt oder doch den höheren Klaffen derfelben einen befreiten Gerichts— 
ftand eingeräumt. Indeſſen ift dieſes Privilegium durch die Gerihtsverfaffungs- 
gefege der jüngften Zeit in mehreren Staaten, 3. B. in Bayern, aufgehoben 
worben. Eine andere Mopififation der allgemeinen gefeglichen Beftimmungen über 
die gerichtliche Verfolgung von Privatrehtsanfprüdhen läßt das deutſche Wedhfel- 
recht zu, indem es geftattet, daß vie Partikulargefege ven Wecfelarreft nicht 
blos gegen DOfficiere und Militärbeamte, fondern aud gegen Civilftaatöbiener 
ausſchließen. Die Mehrzahl der Einführungsgefege hat übrigens von dieſer Ermäd- 
tigung feinen Gebraudy gemacht. Nicht als eine zum Bortheile ver Perfon des Staats- 
bieners erlaffene, ſondern als eine durch Rückſichten des öffentlichen Interefles gebotene 
Beftimmung erjcheint es, wenn bie Gefege verorbnen, daß die Befoldungen (und 
Duiescenzgehalte) der Staatsbeamten nicht Gegenftand der Zwangsvollfitredung 
fein können; in der Regel fann ber Gläubiger nur einen gewifjen aliquoten Theil 
des Gehaltes für fi in Anfprucd nehmen (in Bayern z. B. bei Befoldungen unter 
500 fl. ein Fünftel, bei Befoldungen von 500 fl. bis 999 fl. ein Viertel, bei 
‚höheren Gehalten ein Drittel; in Württemberg durchgängig ein Drittel). Der 
größere Theil desfelben muß dem Staatspiener felbft verbleiben. 

Hat ein Staatsbeamter die beftehenden Strafgefege verlegt, indem er ent- 
weber ein gemeines ober ein fogenanntes beſonderes (Dienft-) Verbrechen oder 
Bergehen verübt bat, fo finden im Zweifel, wo nicht Partikulargefege etwas 
Anderes verfügen, wegen ber Einleitung und Durchführung der Unterfuhung und 
wegen der Aburtheilung die allgemeinen Beftimmungen des Strafprocefies An- 
wendung. In mehreren Partitulargefegen wird jedoch (zur Wahrung ber öffent- 
lichen Intereffen) bei jeber ftrafrechtlihen Berfolgung eines Staatsdieners wegen 
Dienftverbreden, eine von der vorgefegten Stelle oder vom Staatörathe 
ausgehende adminiftrative Entfcheidung über die Frage gefordert, ob ter Ange— 
ſchuldigte vor Gericht zu ftellen fei. — Ob gegen biefe Entſcheidung noch Rechts— 
mittel, fet e8 von Seite des Stantsanwaltes oder von Seite des Angeſchuldigten 


12) Es läßt, fi rechtfertigen, wenn neuere Verordnungen auch den Staatödienftajpiranten 
zur Pflicht, machen, zur Fang der Ehe die Genehmigung derjenigen Behörde zu erholen, 
in deren Reſſort fie bef&päftigt find. 
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zuläffig feien, hängt von den Komperenznormen bes einzelnen Staates ab. Die- 
felbe Verfügung findet fih in Partitulargefegen auch in Bezug auf Bergehen, 
gleichviel ob fie Dienft- oder gemeine Vergehen find, wenn ber Angeſchuldigte zu 
ven höheren Stantsbeamten gehört. Noch weniger als dieſe Abweihung von ben 
allgemeinen Rechtsprincipien läßt ſich's rechtfertigen, wenn aud bie Civilklage 
gegen Staatsdiener, welche wegen einer wiverredtlihen Handlung Schavenserfag 
begehrt, von einer Genehmigung der vorgefegten Stelle abhängig gemacht wird. 

Als ein befonderes Mittel zur Aufrechthaltung der Orbnung des Dienftes, 
und um etwaige Berlegungen der Amtspflichten, auch wenn fie ſich nicht als Ver— 
brechen oder Vergehen darftellen, unfhädlih zu machen und an dem Urhebern zu 
ahnden, fteht ven Vorgeſetzten über das Hilfsperfonal, den höheren Behörben über 
die ihnen untergeorbneten Beamten eine Disciplinargewalt zu, in welder 
insbefondere eine durch die Gefege näher zu beftimmende Strafbefugniß enthalten 
ift. (Vgl. den Art. „Disciplinarvergehen und Disciplinarverfahren.") Daß für 
Uebung viefer Strafgewalt im Zweifel analoge Grundſätze zu gelten haben, wie 
für die gewöhnliche Strafgerichtsbarfeit, verfteht fi von felbft. Um einen Ueber- 
blick über die desfalls in den größeren Staaten zur Zeit geltenden Normen zu er- 
halten, ftellen wir im Folgenden zufammen, was das öfterreichifche, preußifche und 
bayeriſche Recht über die Disciplin verorbnet. 

In Defterreih13) Haben im Allgemeinen die Vorfteher der Behörden 
über die im Bereiche ihres Amtsgebietes angeftellten Beamten und Diener bie 
Disciplinargewalt nad ben darüber beftehenden Normen zu üben und im Falle 
der Pflichtverlegung oder bei fäumiger oder ungehöriger Erfüllung des Dienftes 
die erforderliche Ahndung eintreten zu laffen. Zu viefem Ende ift aud von jeber 
gegen einen Beamten eingeleiteten Kriminalunterfuhung, von jeder VBerhaftnahme 
eines folhen und von jedem gegen einen Beamten gefchöpften Strafurtheile dem 
BVorfteher ver Behörde, bei welder ver Beſchuldigte oder Verurtheilte dient, vie 
Anzeige zu machen. Uebrigens darf gegen feinen Beamten mit einer Disciplinar- 
ftrafe vorgegangen werben, ohne ihm vorher die gegen ihn erhobenen Beſchul— 
digungen deutlich vorgehalten und darüber feine Rechtfertigung mündlich oder 
chriftlich abgeforvert zu haben. Die Dienftvergehen ber bei den Juftizbehörven 
und bei der Staatsanwaltfchaft angeftellten Beamten und Diener find theild durch 
DOrdnungsftrafen, theils durch Disciplinarftrafen zu ahnden. Orb- 
nungöftrafen find: 1) vie Mahnung, d. i. die einfadhe Erinnerung an bie 
dem Beamten oder Diener obliegenden Dienftpflihten; 2) die Rüge, db. i. ber 
eindringlihe Tadel wegen eines vorgelommenen Dienftvergehens mit Hinweifung 
auf die geſetzlichen Folgen wieverholter Pflihtverlegungen. Diseiplinarftrafen find: 
1) der Berweis, welder ftets die Androhung ftrengerer Disciplinarftrafen für 
den Fall der Wiederholung zu enthalten hat; 2) der Gehaltsabzug und 
3) die Dienftentlaffung. Der Gehaltsabzug findet insbefondere ftatt: wenn 
die über einen Gegenftand abgeforberten Berichte oder Gutachten innerhalb des 
feftgefegten Zermines und ungeadtet der erfolgten Betreibung nicht überreicht 
werben; wenn eine bringende Ausarbeitung aus Unthätigkeit oder Nachläſſigkeit 
des damit Beauftragten im Rüdftande bleibt; bei verfpäteter Rechnungslegung ; 
bei Urlaubsüberfhreitungen oder eigenmädhtiger Entfernung vom Amte. 


13) ©. darüber das Handbuch der öfterreichtfchen Verwaltungägefepfunde von Dr. Moriz 
von Stubenraud, 
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Bezüglich der Disciplin der Staatsbeamten in Preußen gelten bie fol- 
genden Grundſätze 14): 

Ale Staatsbeamte find einer Dienftpisciplin unterworfen. (Geſetz v. 7. Mat 
1851, betreffend die Dienftvergehen der Richter und die unfreiwillige Berfegung 
verfelben; Geſetz vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienftvergehen der nicht 
richterlihen Beamten. Erſtgedachtes Geſetz hat bereits wieder einige Abänderungen 
erlitten dur das Gefeg vom 26. März 1856.) Die Grundfäge des Geſetzes 
vom 7. Mat 1851 ftehen im engften Zufammenhange mit derjenigen Stellung, 
welche die richterlihe Gewalt verfaffungsmäßig im Staate einnimmt und im Ein- 
Hang mit Art. 87 der Berfaffungsurfunde, welder beftimmt, daß die Richter ftets 
auf ihre Lebenszeit ernannt werben müffen und nur durch Richterſpruch aus 
Gründen, melde vie Gefege vorgefehen haben, ihres Amtes entfegt oder zeitweife 
enthoben werben fünnen, und daß gegen fie felbft die vorläufige Amtsſuspenſion, 
welche nicht Kraft des Geſetzes eintritt, und bie unfreiwillige Berfegung an eine 
andere Stelle over in den Ruheftand, nur aus den Urfachen und unter ben 
Formen, welde im Geſetze angegeben find, und nur auf Grund eines richterlichen 
Beſchluſſes erfolgen können, 

In Betreff der niht rihterlihen, fowohl im unmittelbaren, als mittel- 
baren Staatsbienfte ftehenden Beamten kommen bie Vorfchriften des Gefeges 
vom 21. Juli 1852 zur Anwendung. Diefe Borfhriften gelten aud in Anfehung 
ber zur Dispofition geftellten oder einftweilen in den Ruheſtand verfegten Beamten. 
Der oberfte Grundſatz des Disciplinar-Gefeges vom 21. Juli ift der, daß als 
Dienftvergehen anzufehen find: a) die Verlegung der Pflichten, welche das Amt 
dem Beamten auferlegt und b) wenn verfelbe fih durch fein Verhalten in oder 
außer dem Amte der Achtung, des Anfehens oder des Vertrauens, die fein Beruf 
erfordert, unwürdig zeigt. Ift num aber eine Handlung ber gedachten Art (Dienft- 
vergehen) zugleich in den gemeinen Strafgefegen vorgefehen, fo können die durch 
biefelben angebrohten Strafen nur auf Grund des gewöhnlichen Strafverfahrens 
von ben orbentlihen zuſtändigen Gerichten erfannt werben. Dies fchließt indeß 
feineswegs aus, daß nad Freifprehung des Angeflagten oder wenn eine nicht mit 
dem Berlufte des Amtes verbundene Berurtheilung erfolgt ift, wegen berfelben 
Thatſachen, weldhe in der ftrafgerichtlihen Untefuchung zur Erörterung gelommen 
find, naher noch ein Disciplinarverfahren in der Beziehung eintrete, um zu be— 
finden, ob nicht dennoch eine Disciplinarftrafe ungeachtet der Freifprehung ober 
außer ber erfannten Strafe zu verhängen fei. Die Disciplinarftrafen beftehen in 
Ordnungsſtrafen und in Entfernung vom Amte. Orbnungsftrafen find: a) War- 
nung, b) Verweis, c) Geldbuße, d) gegen untere Beamte auch Arreſtſtrafe auf 
die Dauer von höchſtens 8 Tagen. Die Entfernung aus dem Amte fann 
beftehen: a) in Berfegung in ein anderes Amt von gleihem Range, jedoch mit 
Berminderung des Dienfteinfommens und Verluft des Anſpruchs auf Umzugsfoften 
oder mit einem von beiden Nachtheilen, weldhe Strafe nur auf Beamte im un- 
mittelbaren Staatsvienfte Anwendung findet, b) in Dienftentlaffung, welche Berluft 
des Titels und Penſionsanſpruches von felbft nach fich zieht. Welche viefer Strafen 
anzumwenben fei, iſt nad der größeren ober geringeren Erheblichfeit des Dienft- 
vergebens mit Rüdfiht auf die fonftige Führung des Angefchuldigten zu ermeſſen. 


16) Vergl. darüber dad Staatärecht der preuf. Monarchie v. Rönne, II. Bd. ©. 318 ff. 
S. 254 ff.; dann ſpeciell Thilo (Staattanw.), Die preußifche Disciplinargefeggebung für die 
unmittelbaren und mittelbaren Staatöbeamten, Berlin 1864, 
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Jeder Dienftvorgefegte ift zu Warnungen und Berweifen gegen feine Untergebenen 
befugt. In Beziehung auf die Verhängung von Gelvbußen und Arreftftrafen ift 
die Befugniß der Dienftvorgejegten begrenzt. Gegen bie Verfügung von Orbnungs- 
firafen findet nur Beſchwerde im vorgefchriebenen Inftanzenzuge ftatt. Der Ent- 
fernung aus dem Amte muß ein förmliches Disciplinarverfahren vorhergehen. 

Die Einleitung eines foldhen Verfahrens wird von dem betreffenden Departe- 
mentschef verfügt, wenn bie Entſcheidung der Sade vor den Disciplinarhof ge- 
hört; in allen anderen Fällen von dem Borfteher ver Provincialbehörbe, welche 
die entſcheidende Disciplinarbehörbe bildet oder von dem vorgefegten Minifter. Die 
entfcheidenden Disciplinarbehörben erfter Inftanz find in ber Regel theils ber 
Disciplinarhof, theils die Provinzialbehörden und in zweiter Inftanz das Staats« 
minifterium, Der Disciplinarhof in Berlin ift die entſcheidende Disciplinarbehörde 
in Anfehung derjenigen nicht richterlihen Beamten, zu beren Anftellung eine von 
dem Könige oder von einem ber Minifter ausgehende Ernennung, Beftätigung 
oder Genehmigung erforderlich ift. Derfelbe befteht aus 11 Mitglievern, von denen 
wenigftens vier zu den Mitgliedern des Obertribunals gehören müffen, und welche 
von dem Könige auf drei Jahre ernannt werben, Die Provinzialbehörben, nämlich 
die Regierungen, Provinzial-Schultollegien, Provinzial-Steuerbireftionen, Ober: 
Bergämter, Generalkommiſſionen, Militärintendanturen, das Polizeipräfiium zu 
Berlin und die Eifenbahntommiffariate, bilden die entſcheidenden Disciplinarbehörben 
erfter Inftanz in Anſehung aller Beamten, bie bei ihnen angeftellt over ihnen 
untergeorbnet und nit der Kompetenz bed Disciplinarhofes unterworfen find. 
In einigen Fällen treten Abweichungen von ben vorftehenden Kompetenz= 
Beftimmungen ein. Bei der Entjheidung bat bie Disciplinarbehörbe, ohne an 
pofitive Beweisregeln gebunden zu fein, nad ihrer freien Ueberzeugung zu beur- 
theilen, in wieweit die Anfhulvigung für begründet zu eradhten fei. Gegen bie 
Entſcheidung findet ſtets die Berufung an das GStaatsminifterium ftatt, ſowohl 
Seitens des Angeſchuldigten, als des Beamten ber Stantsanwaltfchaft. Jede Ent- 
jheidung ver Disciplinarbehörbe, gegen vie fein Rechtsmittel mehr ftattfindet und 
dur welche die Dienftentlaffung ausgefproden ift, bedarf ver Beftätigung des 
Könige, wenn der Beamte vom Könige ernannt over beftätigt worden ifl. Die 
Amtsfuspenfion eines nicht richgerlihen Beamten. tritt Kraft des Geſetzes ein: 
a) wenn in einem gerichtlihen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen oder 
gegen ihn ein noch nicht vechtsfräftig geworbenes Urtheil erlaffen ift, welches auf 
den Berluft des Amtes lautet oder biefen Kraft des Geſetzes nad ſich zieht; 
b) wenn im Disciplinarverfahren eine noch nicht rehtsfräftige Entſcheidung er⸗ 
gangen ift, welche auf Dienftentlafjung lautet. Außerdem kaun die zur Einleitung 
der Disciplinarunterfuhung ermädtigte Behörde die Suspenfion von Amtöwegen 
verfügen, fobald gegen einen Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, 
ober die Einleitung einer Disciplinarunterfuhung verfügt wird, oder auch demnächſt 
im ganzen Berlaufe des Verfahrens bis zur rechtöfräftigen Entſcheidung. Bei ob- 
waltender Gefahr im Berzuge kann einem Beamten auch von folchen Borgefegten, 
bie feine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Ausübung ter Amts- 
verrichtungen vorläufig unterfagt werben ; es ift barüber fofort an bie höhere 
Behörde zu berichten. | 

Hinfichtlih einiger Beamtenfategorien, auf welde das Gefeg vom 21. Juli 
1852 Anwendung findet, treten biebei gewiſſe Modifikationen ein, nämlich: a) Der 
Juftizminifter kann gegen alle Beamten ver Juftizverwaltung, welde fein Richter— 
amt beffeiden, Orbnungsftrafen aller Art verhängen, vorbehaltlih der Einſchrän— 
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tungen, welche Betreffs ver Advokaten, Redtsanwälte, Advokatanwälte und No- 
tarien feftgefegt find. b) Der Staatsanwalt bei einem Appellationsgerichte (Ober- 
ftaatsanwalt, Generalprofurator) ift befugt, gegen alle im Bezirke des Appella- 
tionsgerichtes angeftellten Beamten der Stantsanwaltihaft Warnungen und Ber- 
weife, gegen bie Beamten der Staatsanwaltfhaft bei den Polizeigerichten (Polizeis 
anmwälte) und gegen bie Beamten der gerichtlichen Polizei Warnungen, Berweife 
und Geldbuße bis zu 10 Thle. zu verhängen. Der Stanısanwalt bei einem 
Gerichte erfter Inftanz (Oberprofurator) ift befugt, allen Beamten ver Staats- 
anwaltſchaft und ver gerichtlichen Polizei im Bezirke dieſes Gerichtes Warnungen 
zu ertheilen. c) Außer dem Juftizminifter find die Vorgeſetzten der Juſtizbehörden 
befugt, von Amtswegen oder auf den Antrag der Staatsanwaltfchaft gegen Bureau: 
und Unterbeamte der Gerichte Orbnungsftrafen, in Hinfiht der Geldbußen jedoch 
nur bis zu begrenzter Höhe, zu verhängen. Befondere Beftimmungen gelten noch 
im Bezirfe des rheiniſchen Appellationsgerichtshofes, fowie in Betreff einiger 
Gemeindebeamten und einiger Militärbeamten, Beamte, welde auf Probe, auf 
Kündigung ‚oder fonft auf Widerruf angeftellt find, können ohne ein fürmliches 
Disciplinarverfahren von ber Behörde, welde ihre Anftellung verfügt hat, ent= 
laffen werben. 

Die zuftändigen Disciplinargerichte für rihterlihe Beamte find: 1) das 
DObertribunal in Anfehung feiner Mitglieder, der Präfidenten und Direktoren 
ber Wppellationsgerihte u. f. w. 2. Die Appellationsgerichte, einfchließlich 
des Appellationsgerichtähofes zu Köln und des Iuftizfenats zu Ehrenbreitenftein, 
in Anfehung ihrer Mitglieder, mit Ausſchluß der Präfiventen und Direftoren, 
und in Anfehung aller übrigen Richter ihres Gerichtsſprengels. 3. Das Revifions- 
follegium für Landeskulturſachen in Anfehung feiner Mitglieder und der Mitglieder 
der Generalfommiffionen und landwirthſchaftlichen Aegierungsabtheilungen, mit 
Ausschluß: der Präfiventen und Direktoren. 4. Das Generalanditoriat in Anfehung 
der Aubiteure. Gegen tie Erfenntniffe ver Appellationsgerichte, des Revifionstol- 
legiums für Landeskulturfahen und des Oeneralaubitoriats in Disciplinarfacdhen 
findet die Berufung an das Obertribunal ftatt. Bei dem Obertribunale werben 
die nach dem Gefege v. 7. Mai 1851 zu verhandelnden Disciplinarfadhen von 
dem Disciplinarfenate erlediget, im alle aber gegen ein Disciplinarurtel erfter 
Inftanz, welches auf feine höhere Strafe, ald Warnung, Verweis mit ober ohne 
Geldbuße oder auf Geldbuße lautet, nur von dem Angefhuldigten die Berufung 
eingelegt ift, von dem erften Civilfenate oder, wenn bie Unterfuhung einen Be- 
amten aus dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln betrifft, von dem 
rheinifhen Senate. Bei den Appellationsgerichten und bem Nevifionstollegium für 
Landeskulturſachen erfolgt die Verhandlung und Entſcheidung der Disciplinarfachen 
gegen richterlihe Beamte in Plenarfigungen, an welchen nur die etatsmäßigen 
Mitglieder Theil nehmen können und bei dem Generalauditoriate in derjenigen 
Zufammenfegung, welche für feine Entfheidungen überhaupt vorgefhrieben ift. 
Das Obertribunal ift auf den Antrag der Staatsanwaltfchaft bei dem Appella- 
tionsgerichte oder des Angefchuldigten berechtiget, die Erledigung einer Disciplinar- 
fahe an ein anderes Appellationsgericht zu verweifen, wenn bei dem zuftänbigen 
Uppellationsgerichte die befhlußfähige Zahl von Mitgliedern nit vorhanden ift, 
oder Gründe vorliegen, aus welchen die Unbefangenheit des zuftändigen Gerichtes 
bezweifelt werben fann. Dies findet auch bei dem Revifionsfollegium für Landes» 
fulturfahen und bei dem Generalauditoriate ftatt, welden ein Appellationsgericht 
ſubſtituirt werden kaun. Streitigkeiten, über vie Kompetenz der Appellationsgerichte 
in Disciplinarfahen werden von dem Obertribunale entſchieden. 
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Ueber bie Disciplin ver Staatsdiener in Bayern 15) bemerken wir folgendes: 
Eine Disciplinargewalt zur Ueberwahung und Handhabung der Orbnung bes 
Dienftes fteht den höheren Beamten über bie ihnen untergeorbneten niederen 
Diener zu, und zwar übt fie a) über das Subalternperfonale jeder Stelle ver 
Borftand derfelben; b) über das höhere Perfonal die höhere vorgeſetzte Behörbe. 
Eine visciplinäre Einfchreitung und insbefondere die Berhängung von Disciplinar- 
ftrafen ift überall da gerechtfertigt, wo Fahrläſſigkeit, Unfleiß, Leichtſinn und Un- 
fittlichfeit fi und geben und auf vorausgegangene Ermahnungen und 
Drohungen nicht abgelegt werben. Die Strafmittel, welche dabei zur Anwen- 
dung gebracht werden fönnen, find: a) Verweiſe, b) Gelbbußen von 5 bis 50 fl., 
c) Haus- und Civilarreft von 24 Stunden bis zu 8 Tagen. Die Form, in welcher 
biefe Strafen erkannt werben können, iſt entweder die einer einfahen Orbnungs- 
firafe oder einer Disdciplinarftrafe im engeren Sinne, je nachdem in ber 
Strafverfügung blos die Strafe ohne weiteren Zufaß verhängt ift oder noch bie 
Drohung beigefagt ift, daß die Wiederholung der Mebertretung die Borgericht- 
ftellung des Beftraften nach fich ziehen werbe. Bezüglich diefer eigentlihen (qua lis 
f Disciplinarftrafen giebt das Geſetz folgende genauere Beftimmungen: 
a) Die erfte Strafe der Art findet ebenfo wie eine einfahe Orbnungsftrafe ohne 
befonbere vorausgehende Förmlichkeit ftatt. Bleibt diefelde fruchtlos, fo ſoll b) nicht 
fchon bei dem erften neuen Fehler zur zweiten und nad biefer zur britten quali« 
ficirten Strafe übergegangen werben, fondern jedesmal erft nachdem einfache Orb» 
nungsftrafen verfuht und erfolglos geblieben find. c) Die zweite und dritte 
qualificirte Disciplinarftrafe erfordern vorherige fchriftliche Bernehmung des Fehlenden 
und follegiale Berathung auf erftatteten fchriftlichen Vortrag. Ift daher eine folche 
von Seite derjenigen Behörde nicht möglih, welder die Disciplinargewalt zu: 
fommt, fo find die Alten zur Schöpfung des Urtheil® an die vorgefegte Behörde 
einzufenden. d) Die dritte Disciplinarftrafe fann nur von dem einſchlägigen 
Minifterium verhängt werben. Das Urtheil, durch welches eine ſolche Strafe ver- 
hängt wird, ift jedesmal mit Angabe der Gründe ſchrifttich auszufertigen und 
dem Straffälligen gegen Recepiffe zuzuftellen. Hält er ſich durch das Erfenntniß 
für beſchwert, fo ift dagegen ver Rekurs an bie der firafenden unmittelbar vorge: 
feßte Behörde, unb wenn basfelbe von einem Minifterium ausging, an ben 
Staatsrath eröffnet. Derfelbe ift binnen 3 Tagen bei ber ftrafenden ober in- 
finuirenden Behörde anzuzeigen und binnen 10 bis 14 Tagen bei ber Rekurs— 
inftanz einzureihen und auszuführen, Wird das Erfenntniß auf die erhobene Be- 
ſchwerde hin beftätigt, fo findet ein weiterer Rekurs dagegen nicht ftatt. "Sind 
drei folde Disciplinarftrafen fruchtlos verhängt worden, verfällt alfo der Beftrafte 
jpäter neuerlih in ahndungswürbige Fehler, jo erfcheinen dieſe als Gewohnheits- 
fehler, die den Charakter der Unverbeſſerlichkeit an ſich tragen, und ber betreffende 
Beamte kann darum jest vor Gericht geftellt und mit Degradation ober 
Dienftentlaffung beftraft werben. 

3. Rechte der Staatsdiener. Gehalts- und PBenfionspverhält- 
niffe ſowohl der Staatspiener felbft als ihrer Hinterbliebenen. 

a) Die Rechte des Stantspieners find theils unmittelbare Ausflüffe des Amtes 
und bilden das Mittel zur Erfüllung feiner Pflichten, theils mittelbare Folgen 
bes übernommenen Amtes, wie insbefondere die vermögensrechtlichen Anſprüche 


15) Bayeriſches Verfaſſungsrecht von Dr. Joſ. Pözl, S. 440 ff. $. 179. 
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auf Gehalte, Penſion u. f. w. Ueber bie Rechte ver erfteren Art fteht dem Staats- 
biener wegen ihres ftaatsrechtlihen Charakters Teinerlei Dispofitionsbefugniß zu; 
fie unterliegen ver freien Beſtimmung der Staatsregierung. So wenig Jemand 
ein formelles Recht auf Uebertragung eines Amtes hat, ebenfo wenig fteht bem- 
jenigen, den bie Regierung zum Staatöbiener ernannt bat, ein Recht auf vie 
Beibehaltung des Amtes zu. Es fann vielmehr die Regierung jeder Zeit das 
Amt entziehen und entweber den Beamten entlafjen, rejp. in Ruheſtand ſetzen, 
ober ihm ein anderes Amt, fei es berfelben Kategorie, nur mit verändertem Amts 
bezirf und Amtsfig, fei e8 von verſchiedener Kategorie übertragen, d. h. ihn ver- 
fegen. — Bon der Entlaffung und Ruheſtandverſetzung (Ouiescirung) wird 
fpäter bei der Erörterung der Auflöfung des Staatövienerverhältniffes ausführ- 
licher zu fprecden fein. Hier ift nur über die Berfegung noch Einiges zu fagen. 

Je nad) den Gründen, aus welchen fie ftattfindet, unterliegt fie auch ver 
ſchiedenen Regeln. Insbefonvere hängt vie Beantwortung der Frage, wer bie Koften 
der Ueberſiedelung von einem Ort zum anderen, wenn eine folde mit ver Ver— 
fegung verbunden ift, zu tragen, rejp. zu vergüten habe, zunädft von ber Urfache 
‘ver Berfegung ab. Geſchieht diefe auf den Wunſch des Beamten ober ift fie als 
Disciplinarmaßregel im Intereffe des Dienftes nothwendig, jo hat ver Beamte bie 
Umzugstoften felbft zu tragen. Dasfelbe gilt in ver Regel auch in dem Falle, 
wenn mit der Derfegung eine Beförderung verbunden ift, d. h. wenn bad neue 
Amt ein höheres ftändiges Einkommen gewährt, ald das frühere. Erfolgt die Ver— 
fegung lediglich im öffentlichen Intereffe, fo fordert e8 die Gerechtigkeit, vem Be— 
amten diejenigen Auslagen zu vergüten, welche ihm ber Umzug verurfadht. Ge- 
wöhnlich werden übrigens biefe nicht in jevem einzelnen Falle beſonders berechnet, 
fondern e8 beftehen in den einzelnen Staaten eigene Regulative, nach welchen biefe 
Bergütung der Umzugsloften bewerfftelligt wird. Diefe Regel, der zu Folge bie 
Regierung jeden Beamten zu verfegen berechtigt ift, leidet in mehreren Staaten 
eine Ausnahme zu Gunften der Richter, indem die Gefege entweder jede Ver— 
fegung des Richters von feiner Zuftimmung abhängig machen oder nur vie Ver— 
fegung auf ein anderes Richteramt geftatten, alfo die zu einem Berwaltungsamt 
ohne die Einwilligung des Beamten ausfchließen. 

b) Wenn aud der Staatsdiener in Bezug auf das Amt nur widerruflidhe 
Nechte hat, fo gewähren fie doch, in fo lange er im Amte ſich befindet oder aktiv 
ift, einen gewiffen Kreis von Befugniffen gegenüber den Unterthanen, die er gegen 
Jedermann anfprehen und geltend machen kann. Immer aber unterfcheiden ſich 
diefe Amtsbefugniffe von den Privatrehten, welche dem Staatsviener als. foldem 
zuftehen, darin, daß der Berechtigte über die erfteren nicht nad) feinem Ermefjen 
verfügen kann, fondern daß er fie auszuüben in der Negel verpflichtet ift. 

@) Jeder Beamte genießt für feine Amtshandlungen öffentlihen Glauben 
er beanfprucht mit Recht von ven Untergebenen Gehorfam gegen feine amtlichen 
Anordnungen und die entfprehende Achtung und Ehrerbietung ; Beleidigungen, 
welche ihm bei Ausübung feines Amtes widerfahren, fowie Wiperfeglichkeiten gegen 
amtlihe Anordnungen werben überall als öffentliche Delikte beurtheilt und beftraft, 
In allen Staaten find den Beamten gewiffe äußere Auszeichnungen (Uniform, 
Amiskleidung), woburd fie als ſolche kenntlich find, zugeftanden, womit das Rang- 
und Titelweſen im Zufammenhange fteht. 

A) Gegenüber dem Staate kann der Beamte bie Gewährung derjenigen Mittel 
In Anfprud nehmen, ohne welde er feinen Amtsobliegenheiten nicht zu genügen 
vermöchte, alfo 3. B. Einräumung der nöthigen Amtslofalitäten u. dgl. Für Hand- 
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lungen, welche er in Gemäßheit feiner allgemeinen Inftruftion oder auf befonderen 
Befehl feiner Borgefegten vorgenommen hat, bat ihn die Staatsregierung zu 
vertreten und für Entfdäbigungsanfprüde, welde etwa daraus abgeleitet 
werden, einzuftehen. Eine Ausnahme erleidet dieſer Grundſatz bei ven Richtern. 
Sie haben ihre Amtshandlungen felbft zu vertreten und haften für die Folgen 
verjelben; e8 wäre ungerecht, die Regierung hiefür haftbar zu machen und ihr 
anderſeits jede Einwirkung auf bie richterlihe Thätigkeit zu unterfagen. 

ce) Unter den vermögensredtlihen Anfprühen des Beamten an den Staat 
ift der wichtigfte der auf den Gehalt oder vie Beſoldung. In den beutfchen 
Staaten wird bdiefer Anspruch bei allen Staatsämtern als felbftverftändlich be- 
trachtet und der Gehalt wenigftens in einem gewiffen, zum ftandesmäßigen Unter- 
halte nöthigen Betrage als ein Iebenslängliher aufgefaßt, fo daß ‘ver Bezug im 
Zweifel nur mit dem Tode des Staatsdieners erliiht. Ein früheres Erlöfchen 
fann nur ausnahmsweiſe vorfommen und zwar einmal, wenn ver Staatsbiener 
fein Amt freiwillig nieberlegt, dann aber, wenn er basjelbe zur Strafe verliert. 

Im Einzelnen weichen freilich die Gefege der verfihiedenen deutjhen Staaten 
fowohl in Bezug auf die Penfionsbezüge der Staatsdiener felbft, als 
in Bezug auf die Gewährung von Benfionen oder Alimentationen für 

die Wittwen und Waifen ihrer Staatsbiener nicht unerheblich von einander ab. 
i In Deftereich gelten folgende Grundfäge : 16) 

1. Die Staatsviener, welche a) in Folge einer amtlihen Ernennungsurkunde, 
b) auf einem ftatusmäßigen Dienftpoften, c) mit firem Jahres» oder Monats- 
gehalte, d) ftabil angeftellt find, und endlich noch e) dem Staate fleißig und treu 
gedient haben, haben nad Auflöfung ihres Dienftverhältnifjes auf eine weitere 
„Betheilung” Anfprud. Das Ausmaß der Ruhegenüffe oder fonftigen Be— 
theilungen ift einerjeits von ber längern oder Fürzeren Dienftzeit und andererſeits 
von den Altivitätsbezügen der Staatsdiener abhängig. Die erforverlihe Dienftzeit 
muß in der Negel ununterbrochen zurüdgelegt worden fein. linter die Aftivitäts- 
genüffe, auf welde bei Ausmefjung der Ruhegenüffe Nüdfiht zu nehmen ift, ge 
hören: der eigentlihe Gehalt; die Ergänzungszulage aus einer etwa früher ge- 
nofjenen höheren Befoldung; die als ein Theil des Gehaltes bezogenen Natural- 
Deputate und fonftigen Nebenbezüge, infoweit die „Karenztare" davon entrichtet 
wurbe; endlich die den Präfekten, Profeſſoren und Kateheten der Gymnaſien zuge- 
wiefenen Dezennal-Zulagen. 

a) Abfertigung. Hat der Beamte zur Zeit feiner Verfegung in den Ruhe 
ftand noch nicht volle 10 (bei montaniftifchen Arbeitern 8) zur Anrechnung ges 
eignete Dienftjahre zurüdgelegt, fo erhält er als Abfertigung einen Jahresbetrag 
des eben bezeichneten Aftivitätsgenuffes. Ausnahmsweife wird jenen Beamten, 
weldhe wegen Wahnwitz, zugeftoßener Krankheit oder Erblindung ohne ihr Ber- 
fhulden vor zurüdgelegtem 10. Dienftjahre zu allem Broderwerbe unfähig werben, 
ein Biertel ihres Gehaltes als fortlaufender Ruhegenuß belaffen und wenn ihnen 
ein ſolches Unglüd in ihrer Amtsverrichtung zugeftoßen, fo follen fie nah Billig- 
keit und Befund noch beſſer behandelt werden. b) Fortlaufende Ruhege— 
nüffe. Nach zurüdgelegten 10 anrehnungsfähigen Dienftjahren erhalten die in 
Ruheſtand verjegten Beamten eine jährliche fortlaufende Benfion over Quies— 
centengehalt. Die minvderen Diener, die meiftens blos zur Verſehung förper- 
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licher Verrichtungen beſtimmt find, erhalten nur eine tägliche „Betheilung“, 
welhe Proviſion genannt wird. Die Penftion beträgt bei einer Dienftzeit von 
10 bis 25 Jahren ein Drittel, bei einer Dienftzeit von mehr als 25 bis 40 
Jahren die Hälfte, bei vollen 40 Dienftjahren zwei Dritttheile des Aftivitätsge- 
nuffes. Erft wenn bie Dienftzeit 40 Jahre bereits überftiegen hat, gebührt dem 
Austretenden der volle Gehalt als „Iubilationsgehalt.” Die aus öffentlichen Fonds 
befolveten Gymnaſial-Lehrer, Katecheten und Präfekten, welche 30 Jahre und 
darüber zur Zufrievenheit im Lehramte gedient haben, find bei ihrer „Deficienz“ 
mit dem vollen Gehalte und den mährend bes Dienftes erhaltenen Decennalzu- 
lagen zu quiesciren. Die Ruhegenüffe müffen in der Regel im Inlande verzehrt 
werben. Jedem Duiescenten fteht es frei, fi durch Privatverbienft etwas zu er- 
werben oder aud eine Privatanftellung zu übernehmen, fo lange derfelbe nit vom 
Staate zu einer Dienftleiftung berufen wird. Der Rubegehalt wird verwirkt, wenn 
der damit Betheilte einer ftrafbaren Handlung ſich ſchuldig macht, weldhe ven wirf- 
lich dienenden Beamten feines Dienftes verluftig machen würde. Der Berforgungs- 
anfprud eines fonft dazu berechtigten Staatsdieners erlifcht: a) wenn er feinem 
Dienfte freiwillig entfagt; b) wenn er den Dienft eigenmädhtig verläßt und ber 
mit Beftimmung einer angemefjenen Frift, unter Androhung des Dienftverluftes 
veranlaßten amtlihen Aufforderung, im Amte wieder zu erfcheinen und fi über 
feine eigenmädtige Entfernung zu rechtfertigen, Feine Folge leiftet; e) wenn er 
fonft aus was immer für Gründen des Dienftes entlaffen wird. 

2. Berforgungsanfprüde der Wittwen. Im Allgemeinen geht ber 
einem Staatsdiener zuftehende Berforgungsanfprud im Falle feines noch während 
der aktiven Dienftleiftung oder auch im Ruheſtande erfolgten Ablebens an feine 
Wittwe über. Doch erleidet diefe Regel eine Neihe von Ausnahmen. Die den 
Wittwen zukommende „Betheilung” befteht entweber in einer bloßen Abfertigung 
oder in einem fortlaufenden Ruhegenuſſe. Die Abfertigung wird ihnen dann 
zu Theil, wenn ihr Gatte zur Zeit feines Todes noch nicht volle 10 (bei mon» 
taniftifhen Arbeitern 8) anredhnungsfähige Dienftjahre zählte oder auch nad 
bereits zurückgelegter 10- (oder 8-jähriger) Dienftzeit des Gatten, wenn fie aus 
befonderen, auf den Berftorbenen und deſſen Dienftleiftung und Moralität gar 
feine Beziehung nehmenden anderweitigen Gründen und ohne daß ihnen felbft eine 
geſetzwidrige Handlung zur Laſt gelegt werben fann, zu einer fortlaufenden Be- 
theilung nicht geeignet find. Die Abfertigung beträgt ein Biertheil des legten, 
von dem Berftorbenen bezogenen Aftivitätsgenuffes. Die den Beamtenmwittwen, 
deren Gatten bereits turh volle 10 Jahre dem Staate gevient hatten, zuzuwei— 
fenden Berfionen werden entweder nach dem Dienftcharafter des verftorbenen 
Staatsdieners oder nach dem Betrag feines legten Aktivitätsgenuffes bemeffen. 
Die nad dem Dienftharafter zu bemefjenden Wittwenpenfionen haben fünf Ab- 
ftufungen, zu 600, 500, 450, 400 und 350 fl. Die Einreihung in bie einzelnen 
Kategorien erfolgte durch einzelne Berorbnungen. Allen übrigen Wittwen, melde 
feine „haraktermäßige" Penfion beziehen, wird dieſelbe mit dem MDrittheile des 
von ihrem Gatten zulegt bezogenen Aftivitätsgenuffes zugemeffen (mit einigen 
Modifikationen). Das Marimum einer nad dem Gehalte des Mannes zu be- 
meffenden Wittmenpenfion ift auf 333 fl. 20 fr. feſtgeſetzt, menn gleich vie Be— 
foldung des Berftorbenen mehr als 1000 fl. betrug. Die Proviſionen ver 
Wittwen „minberer” Staatsbiener werben in der Regel mit einem Dritttheile des 
zulegt bezogenen Aftivitätsgenuffes des Berftorbenen ausgemefjen. Das Marimum 
biebei ift 12 fr. täglich, währen das Minimum in den einzelnen Kronlänvern 


104 Stantsdienet., 


zwifchen 3—6 fr. variirt. Die mit einer Penfion oder Provifion betheilten 
Wittwen find verpflidhtet, davon fowohl ihre leiblihen, als auch die mit ihrem 
Gatten erheiratheten Stieflinder, infofern fie vermögenslos find, bis zur Erreihung 
eines beftimmten Alters oder bis zu ihrer etwa früher eintretenden Verſorgung 
zu erhalten und es kann zu biefem Ende ein Antheil ihres Genuffes, ver aber 
die Hälfte desfelben niemals überfteigen darf, fogar gerichtlich in Anfpruch ge- 
nommen werben. Wenn fie übrigens zur Zeit des Todes ihres Mannes wenigftens 
mit vier, im ihrer Verpflegung ftehenven, noch unverforgten Kindern belaftet find, 
fo haben fie für jedes verfelben, welches no unter dem Normalalter fteht, einen 
jährlidy oder täglich fortlaufenden Beitrag zur Beftreitung der Unterhaltsfoften 
unter der Benennung Erziehungsbeitrag anzufpreden. Die Erziehungsbei- 
träge find entweder außerordentliche, deren Beftimmung von Fall zu Fall geſchieht, 
oder fie werben nad dem Charakter des verftorbenen Baterd und zwar in vier 
Abftufungen mit 100 fl., 80 fl., 70 fl. und 60 fl. jährlid ausgemefjen, oder es 
ift, wenn zum Mafftabe der Wittwenpenfion der Gehalt des verftorbenen Gatten 
zu bienen bat, als Richtſchnur zu nehmen, daß die Penfion der Mutter nebft 
den Erziehungsbeiträgen der Kinder zufammengenommen, nie die Hälfte des be- 
fagten Aftivitätsgenuffes überfteige, wobei die Summe von jährlichen 500 fl. als 
Marimum anzunehmen ift. Die Erziehungsbeiträge, welche ven „provifionsfähigen“ 
Wittwen für ihre Kinder verliehen werben, find fo zu bemefjen, daß fie 
lid) der Wittwen-Provifion nie zwei Drittheile des bei der normalmäßigen Be- 
handlung in Anfchlag kommenden Aftivitätsgenuffes überfteigen und auf feinen 
Ball über 100 fl. ausmadhen, — Die Verwirkung der Wittwengenüffe tritt 
aus denjelben Gründen ein, wie bei den Ruhegenüſſen der Staatsdiener. 

3. Berforgung der Kinter. Auch die Kinder (Waifen) der Staats- 
diener haben Anfprud auf Berforgung, wenn ihre Bäter jelbft penfions- oder 
provifionsfähig waren, dod treten auch hier gewiffe Ausnahmen ein. Diefe Ber- 
forgung befteht entweder in einer „Abfertigung“ oder in ben ihrer Mutter zuge- 
wiefenen Erziehungsbeiträgen oder in einer felbftändig ihnen zukommenden Penfion 
oder Provifion und dem „Konduft-Onartale." ine ſelbſtändige Penfion oder 
Provifion haben in der Negel nur elternlofe Waiſen anzufpreden, und zwar 
bei dem Vorhandenſein aber jener Beringungen, unter welden eine folde Be— 
theilung ihrer Mutter bereits wirklich zu Theil geworben war oder hätte zu Theil 
werden miüffen, wenn fie nicht vor ihrem Gatten geftorben wäre. Ausnahmsweiſe 
tritt au bei blo8 vom Vater verwaisten Kindern biefer Anfpruh ein, wenn 
fi ihre Mutter wieder verehelicht; wenn der Betheilungsanfpruh der Mutter 
wegen eingetretener Eheſcheidung unwirkſam blieb; wenn fie wegen, einer von ihr 
begangenen ftrafbaren Handlung ihres Genuffes verluflig wurde u. f. w. Das 
Ausmaß der Penfion wird bei Waifen höherer Staatsbeamten jedesmal vom Kaijer 
feloft beftimmt; außerdem befteht die Gebühr für alle von demſelben Vater ab» 
ftammenden Kinder zufammen in ber Hälfte jener Penfion oder Provifion, 
welche ihre Mutter entweder wirklich bezogen hat oder erhalten haben würde, 
wenn fie nicht früher verftorben oder für ihre Perfon von einem Betheilungsan- 
ſpruch auegejhloffen wäre. („KRonkretal-Penfion oder Provifion.") Dabei ift ala 
Minimum des Penfionsbetrages die Summe von jährlihen 100 fl, anzufehen. 
Kinder eines penfionsfähigen Staatsdieners, der in einem Aftivitätsgenuß unter 
200 fl. jährlich ftand, haben, wenn ihrer nicht mehr als brei find, ein Drittheil, 
wenn aber vier ober mehr vorhanden find, die Hälfte oder nach Umftänden zwei 
Drittheile des väterlichen Aftivitätsgenuffes, abgefehen von der mütterlihen Ge— 
bühr anzufpreden. 
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In Preußen!?) gebührt den auf ihr Anſuchen oder fonft „in Gnaden“ 
entlafjenen Civilbeamten der gejeglihe Anſpruch auf lebenslängliden Ruhe- 
gehalt (Benfion). Die im Wege des Disciplinawerfahrens ausgeſprochene Dienft- 
entlafjung zieht ven Verluſt jedes Penfionsanfprudhs von felbft nach ſich. Doch kann 
die Disciplinarbehörde dem Angefchulvigten aud) einen Theil des reglementsmäßigen 
Penfionsbetrages auf Lebenszeit oder auf gewiſſe Jahre als Unterftügung belafjen. 

1. Ueber die Penfiontrung derjenigen Civildiener des Staates, melde ihre 
Beſoldung aus Staatsmitteln beziehen, beftimmt das Penfionsreglement für vie 
Eivildeamten vom 30, April 1825, welches jedoch keine Anwendung findet: a) auf 
Amtöverrihtungen, deren Dauer durd die Natur des Geſchäftes oder durd aus» 
drückliche Beſtimmung auf eine beftimmte Zeit eingefhränft oder durd den Bor- 
behalt des Widerrufs oder der Kündigung bedingt ift; b) auf folde Beamte, deren 
Zeit und Kräfte durch die ihmen übertragenen Gejhäfte nur nebenbei in Anſpruch 
genommen werben, 3. B. bie Kreid-Medicinal-Beamten; c) die Hofdienerſchaft; 
d) auf die Geiftlichkeit und das gefammte Perfonal der Unterrichtsanftalten. Die 
Grundfäge des Penfionsreglements vom 30. April 1825 find folgende: 1. Ein 
lebenslänglicer Penfionsanfprud gebührt denjenigen Beamten, weldye nad) einer 
beftimmten Dienftzeit und nach einer pflihtmäßigen Dienftführung durch phyfifches 
Unvermögen und förperlihe Gebrechlichkeit oder durch Schwädhung ver ©eiftes- 
fräfte und der intellektuellen Thätigfeit vienftunfähig geworden find. 2. Diefer 
a. tritt in der Negel erit nad) zurüdgelegtem 15. Dienftjahre in Oültigfeit. 
3. Bei Begründung des Penfionsanjpruhs fommen die Bermögend- und Yamilien- 
verhältniffe des Staatsdieners nicht in Betracht. 4. Bei der Beftimmung der Höhe 
der Penſion wird die Dienftvauer und die Befoldung, in deren Genuß fi ber 
Beamte zur Zeit der Entlafjung befindet, zu Grunde gelegt, und zwar beträgt bie 
Penfion nad zurüdgelegtem 15. Dienftjabre 2/,, nad zurüdgelegtem 20. Dienft- 
jahre 3/, der Bejoldung, und fteigt von da an von 5 zu 5 Dienftjahren um 1/o 
des Dienfteintommens bis zu %/, vesfelben. Anträge auf Erhöhung der reglements- 
mäßigen Penfion find unftatthaft. 5. Das Minimum einer Penfion beträgt 60 
bis 96 Thlr. jährlih. 6. Zur Berehnung des Dienftgenuffes, von weldem bie 
Benfion einen Theil ausmacht, ift zu ziehen: a) der firirte Gehalt, jedoch nad) 
Abzug der perfünlihen Zulage und desjenigen Theils, welder nur zum Erfage 
des Dienftaufwandes beftimmt ift; b) der Werth ver freien Wohnung, wenn ber- 
felbe bei der Gelvbefoldung ausprüdlich in Abzug gebracht ift oder daraus berichtigt 
werden muß; ec) ebenfo freie Heizung und Licht; d) Naturalbezüge nad) ven Eiats- 
preifen; e) der Ertrag der Dienftgrundftüde, wie folder dem Beamten zur Er- 
reihung einer etatsmäßigen Geldbeſoldung in Zurehnung gebracht ift; f) fteigende 
und fallende Dienft-Emolumente nah dem Durdichnittsbetrage der legten brei 
Jahre, infoweit fie das Marimum ver Befoldung ver betreffenden Dienftlategorien 
nad den Normal-Etats nicht überfteigen. Das Marimum desjenigen Gehaktes, 
welches mit dem Rechte des künftigen Penfionsanfprudes im Civilvienfte beigelegt 
werden kann, ift auf ven Normalbetrag von 4000 Thlr. feftgeftellt. 7. Die Feſt— 
ftelung der Penfion und die Anweifung der Zahlung erfolgt jelbftänvig durch die 
oberfte Verwaltungsbehörde. Diefelbe muß indeß an den König berichten, wenn bie 
Anftelung des Beamten von dieſem verfügt ift. Beſchwerden über das Verfahren 
oder Reklamationen werben von ben betreffenden oberften Berwaltungsbehörden 
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entfchieven, Ein Rekurs an die Gerichte findet wegen einer behaupteten Penfions- 
berechtigung oder der zu bewilligenden Penſionsſumme nit ftatt. 8. Die Staats- 
biener, auf welche das Reglement Anwendung findet, find in Rüdfiht auf vie 
ihnen beigelegten Penfionsanfprüde verpflichtet, Beiträge von ihrem Einkommen 
zu ven Penfionsfonds zu zahlen. Dieje beftehen in jährlichen Abzügen von 1—5 
Procent vom Gehalte und in dem Abzuge von 1/ja der bewilligten jährlichen 
Befolvung des erften Dienftjahres, fowie der fpäteren Gehaltserhöhungen. 9. Pen- 
fionärs, welden vom König die Erlaubniß ertheilt wird, ihre Penfion außerhalb 
ver Monarchie verzehren zu bürfen, erleiden einen Abzug von 10%/, von dem 
Betrage der Penfion, welder zum Penfionsfond fließt. 10. Die bewilligten. Pen- 
fionen verbleiben den Erben des Benfionärs nicht allein für ven Monat, in weldem 
der Erblaffer geftorben ift, fondern werben auch für den folgenden Monat bezahlt. 
11. Die Penfion wird eingezogen: a) wenn der Penfionär im Staatsdienſt wieder 
angeftellt wird; b) wenn gegen ihn ein rechtskräftiges Straferkenntniß ergangen ift, 
weldhes den Berluft der bürgerlichen Ehre von Rechtswegen zur Folge hat oder 
folden, oder auch die Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit ausſpricht. 

In Betreff der Penfionirung der Lehrer und Beamten an den höheren Unter: 
richtsanftalten mit Ausſchluß der Univerfitäten (vgl. Art. 98 der Berfafjungs- 
Urkunde) kommen die beſonderen Beftimmungen der Berorbnung vom 28. Mai 
1846 zur Anwendung. 

2. Ein Reht ver hinterlaſſenen Familie des Staatsbieners auf Ber- 
forgung oder Penfionirung aus öffentlihen Fonds wird von der Geſetzgebung nicht 
anerkannt; dagegen gefteht der. Staat den Hinterbliebenen der Beamten gewifie 
Önaden-Beneficien zu; auch ift durch Errichtung von Wittwenkaffen und 
Unterftügungsanftalten Fürſorge für dieſelben getroffen. 1) Den Hinterbliebenen 
aller Beamten, mit Ausnahme der Geiftlihen und Schullehrer und ver Mitglieder 
ver Akademie der Wiljenfchaften ift, wenn die Beamten ald Mitgliever und Subal- 
ternen zu einem Kollegium gehören oder bei vemfelben arbeiten, außer dem Sterbe- 
monat jedesmal noch die volle Befoldung für die zunächft folgenden drei Monate 
und wenn die Beamten nidt in follegialifhen Berhältniffen geftanden haben, 
außer dem Sterbemonat noch die Befoldung für den nächſten Monat zu zahlen; 
auch kann in legterem Yalle ein zwei= oder breimonatlicher Onadengehalt gezahlt 
werben, wenn bie Webertragung der Stelle des Berftorbenen ohne befonderen Auf- 
wand für die Staatskaſſen erfolgen fann, Die Gnadenbewilligung fteht der Regel 
nad nur der Wittwe, den Kindern und den Enfeln des Beamten zu; es find 
jedoch die Departementschefs berechtigt, im Falle der Erblaffer der Ernährer armer 
Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegetinder gemefen ift, ausnahmöweife 
denſelben den Önadengehalt anzuweifen und in dieſem Falle befugt, vie Berthei- 
lung desſelben unter die Hinterbliebenen zu rveguliven. Auch die Hinterbliebenen 
derjenigen Beamten, welche nicht zu den etatsmäßigen gehören, fondern nur ale 
Hilfsarbeiter oder Hülfsfchreiber firirte Nemunerationen oder Diäten beziehen, 
find zum Genuſſe der erwähnten Sterbes und Onavenbewilligungen berechtigt. 
Auch find die Hinterbliebenen der Wartegelv- Empfänger in diefer Beziehung den— 
jenigen der aktiven Beamten gleichzuftellen. Alle Beftimmungen wegen des Önaden- 
und Sterbequartald der Staatsbeamten finden aud zu Gunften ver Hinterbliebenen 
ſtädtiſcher Beamten Anwendung, inſofern nicht bei deren Anſtellung veshalb 
beſondere Verabredungen getroffen fein ſollten. 2) Abgeſehen von den Önaven» 
Beneficien des Sterbe- und Önavenquartald gewährt der Staat den Wittwen und 
Waiſen verftorbener Staatsviener in gewiffen Fällen Benfionen und Unter: 
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ffügungen aus ven zu dieſem Zwecke gebildeten Penfions- und Unterftägungs- 
fonds. Zur Verforgung der Wittwen verftorbener Staatsdiener befteht vie 
allgemeine Wittwenverpflegungsanftalt. Nach ven durd die Kab.-Orbre vom 27. 
Vebr. 1831 feftgefegten Beftinnmungen können bei derfelben nur no aufgenommen 
werben: a) diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte definitiv angeftellten Civil- 
beamten, welche nad dem Penfionsreglement vom 30, April 1835 penfionsbered- 
tigt find, jevody mit der Maßgabe, daß diejenigen, deren firirtes Dienfteinfommen 
die Summe von 250 Thlr. nicht überfteigt, höchſtens eine Wittwenpenfion von 
50 Thlr. verfihern dürfen; b) die Affefjoren bei den Provinzialverwaltungs- und 
Gerichtsbehörden, desgleichen die bei den Auseinanderfegungsbehörnen dauernd be— 
jhäftigten Defonomielommiffarien, auch wenn fie weder Gehalt noch Diäten be- 
ziehen, mit einer Wittwenpenfion von höchſtens 100 Thlen. unter dem Vorbehalte 
fpäterer Erhöhung; e) die im eigentlihen Seelforgeramte fowohl auf Tüniglichen, 
ald auf Privatpatronaten angeftellten Geiftlihen; d) die an Gymnafien und diefen 
gleichzuachtenden Anftalten, an Schullehrerfeminarien, ſowie an höheren und all» 
gemeinen Stadtſchulen angeftellten wirklichen Lehrer; e) die orbentlihen Univerfi- 
tätslehrer, Die vorgenannten Beamten find, wenn ihr firirtes Dienfteinfommen 
die Summe von 250 Thlr. überfteigt, verpflichtet, für ihre Ehefrauen bei ber 
Wittwenkaffe eine Penfion verfihern zu Iaffen, und zwar muß biefelbe minveftens 
ein Fünftel des Befoldungsbetrages erreichen. Uebrigens ift allen zum Beitritt 
verbundenen Beamten die Befugniß ertheilt, ihren Wittwen ftatt bei der allge- 
meinen Wittwenverpflegungsanftalt, bei der Berliner allgemeinen Wittwenpenfions- 
und Unterftügungstaffe eine Penfion, jedoch mindeftens zu dem Betrage von einem 
Fünftel ihrer Befoldung zu verfichern. Den Univerfitätslehrern fteht frei, ihre Ehe— 
frauen in die bei jeber Univerfität beftehende Profefforen-Wittwen- und Waifen- 
Berforgungsanftalt einzufaufen, in welchem Falle nicht zugleih auch der Beitritt 
zur allgemeinen Wittwen-Berpflegungsanftalt verlangt werben kann. Der Betrag 
der bei der allgemeinen Wittwen=Berpflegsanftalt zu verfihernden Penſion fteigt 
von 25 zu 25 Thlen. bis zu 500 Thlen. als zuläffiges Marimum. Der von 
den Intereffenten zur Kaffe der Anftalt zu entrichtende, nach Verſchiedenheit des 
Alters zur Zeit der Rezeption und nad) dem Betrage der zu gewährenden Penfion 
beftimmte jährlihe Verficherungsbeitrag ift dur den dem Gefege vom 17. Mai 
beigefügten Tarif feftgeftellt. 

In Bayern find für die Penfionsverhältniffe der Staatsdiener und ihrer 
Relikten nachſtehende Borfchriften maßgebend, 

Der Staatsdiener erlangt in Folge der vefinitiven Anftellung (jede erfte An- 
ftellung im Berwaltungsbienft ift 3 Jahre lang proviforifch) ein unentziehbares 
Reht auf den mit feinem Amte verbundenen Gehalt, fo daß ihm derſelbe nicht 
einfeitig, fonbern nur durch Richterfprudy in Folge begangener Verbrechen oder 
Bergehen entzogen oder gefhmälert werden fann. Hiebei muß jedoch unterſchieden 
werben zwiſchen Juſtiz und Aominiftrativbeamten, Jene behalten in der Regel 
den ihnen verliehenen (firen) Gefammtgehalt auf Lebenszeit, während‘ bei ben 
fänmtlihen Berwaltungsbenmten ein Theil des Gehaltes mit dem Aufhören ber 
Dienftleiftung der Staatsfaffe heimfällt und nur der andere Theil ihnen auf 
Lebenszeit verbleibt; der legtere Beftanbtheil heit darum Standes=, ber erftere 
Dienftesgehalt. Die Ausfcheidung dieſer beiden Beftandtheile findet in ber 
Negel nach folgenden Orundfägen ftatt: a) Befteht ver Gehalt blos in einem 
Hauptgelobezuge ohne Nebenbezug, fp find im erften Jahrzehnt des Dienftes 7/0, 
im zweiten 3/49, für die weitere Dienftzeit I/,, des Gefammtgehaltes als Standes- 
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gehalt erflärt. b) Ift neben dem Hauptgelokezug noch ein Nebenbezug an Geld— 
oder Naturalgenuß verliehen, fo befteht der Stanvesgehalt mit gänzlicher Weg- 
rehnung der Nebenbezüge im erften Jahrzehnt des Dienftes in 8/,9, für die Folge- 
zeit in 9/0 des Hauptbezuges. — Jeder Staatediener, ter als folder 40 Jahre 
lang gedient hat, fann feine lebenslänglihe Qutescenz in Anfprudy nehmen und 
es muß ihm fein Stanvesgehalt fammt dem Titel umd Funktionszeichen belaſſen 
werden. Gleiches kann berjenige verlangen, der im Dienft das 70, Lebensjahr 
vollentet hat; ihm muß fein Gefammtgehalt (ohne Unterfhettung zwiſchen Stanves- 
und Dienftesgehalt) belaffen werben. Staatsdiener, melde vor dieſer Zeit durch 
phyſiſche Gebrechlichkeit funktionsunfähig geworben find, können je nady ver Be— 
ſchaffenheit des Falles entweder zeitliche oder lebenslängliche Ouiescirung mit Be— 
laffung ihres Standesgehaltes beanfpruden. 

Der Staat fihert auch den hinterlaffenen Wittwen und Waifen feiner 
Beamten Benfionen zu, welche als Ergänzung des Gehaltes zu betrachten find 
und aus Gtaatsmitteln mit verhältnigmäßig geringen Beiträgen ver Gtaats- 
biener gezahlt werben. 13) Der Anfprud auf Penfion fteht den Wittwen und 
Waifen wirklicher, aktiver Staatsdiener zu, die fi als ſolche nach erlangter 
Berehelihungsbewilligung verheirathet haben, ohne daß es auf die Privatvermögens- 
verhältniffe derſelben anfäme, R 

Solde Wittwen und Waifen, welche bereits im Genuffe von Staatspräbenden 
oder Staatsſtipendien fich befinden, die dem Normelbetrage ver Benfion mindeftens 

leihlommen, haben jedoch feinen Anfprudy auf Penfion. Dagegen ift es für ven 
N eulonteutend der Nelikten gleihgültig, ob ber Staatöbiener zur Zeit feines 
Tores ſchon in das Definitivum eingetreten war oder fih nod innerhalb ves 
Proviforiums befand. Der Betrag der Penfion ver Wittwe richtet fih nah dem 
ftändigen Gehalt ihres Gatten; ein Fünftel besfelben gebührt ihr regelmäßig als 
Wittwenpenfion. Starb der Beamte im Stande der Aftivität, fo wird bei Berech— 
nung des Fünftels der ftändige Gefammtgehalt, ohne Rückſicht darauf, ob er 
Standes» oder Dienftesgehalt, Haupt» oder Nebenbezug war, zu Grunde gelegt; 
war der BVerftorbene zur Zeit feines Todes Quiescent, fo bildet der ihm verblie- 
bene Ruhegehalt die Grundlage der Berechnung. Die Kinder des Staatsdieners 
erhalten als einfache Waifeu je 1/,, als Doppelwalfen je 5/0 der Penſion ihrer 
Mutter. Der Penftonsanfprud der Wittwe fowie der Kinder beginnt mit dem 
auf den Nahmonat folgenden Monat und dauert bei der Wittwe, falls fie den 
Wittwenſtand nicht verändert, bi8 zu ihrem Tode, fo daß der Sterbemonat ihren 
Erben noch voll verabreicht wird; bei den Kinvern bis zum vollendeten 20. Lebens— 
jahre oder ihrer früher eintretenden Verſorgung. Hinterläßt der Staatöbiener un- 
verforgte Kinder, welche zur Zeit jeines Todes bereits 20 Jahre alt find, fo er- 
halten viefelben den Penfionsbetrag eines Jahres von dem Unterhaltungäbezuge 
ihrer Klaſſe als augenblidlihe Unterftägung. In einigen Fällen wird den Kindern 
über das 20, Jahr hinaus die gefeglihe Penfion bewilligt, und zwar a) aus 
NRüdfiht auf die Stellung des Vaters den Kindern der Minifter, der GStaate- 
und Minifterialräthe, ver Chefs der Hofftäbe, dann ver Kollegialtireftoren und der 
Chefs der Hofintendanzen, endlich jener Kollegiaträthe, welche in tiefer Eigenfchaft 
25 Jahre gedient oder in terfelben das zum Anfprud auf Quiescenz beredhtigenve 


18) Gehalte bis zu 600 fl. zablın gar feine Beiträge, ſolche von 601 -2000 fl. 1 Proc., 
2001— 4000 fl. 114 Proc, 4001—6000 fl 2 Proc., 6001 —12,000 fl, 2%, Proc., höhere 
3 Proc. ihrer Beſoldung. 
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Dienftes- over Lebensalter erreicht haben ; fie erhalten die normale Penfion, wenn 
fie keine Berforgung finden, bis zu ihrem Tode. b) Aus Rüdfiht auf die Kinder 
wird die Penfion länger entrichtet, wenn biefelben in Folge legal nachgewieſener 
phyſiſcher Gebrechen zeitlid oder für immer außer Stand find, durch eigene Thätig- 
keit ihren Unterhalt zu erwerben. Iſt die Erwerbfähigfeit nur beſchränkt, jo wird 
die Hälfte, ift volle Unfähigkeit vorhanden, fo wirb das Ganze der Normalpenfion 
ihnen gelaffen; ift der Zuftand der Brefthaftigfeit und Hülfsbebürftigkeit erwiefen, 
fo erhöht ver Staat diefes Ganze noh um die Hälfte. 

Die Grundfäge des württembergijchen Rechtes bieten mandes Be— 
fondere, wie folgende Ueberficht zeigen wird. 

Der Gehalt zerfällt in drei wefentlich verſchiedene Theile: Beſoldung, Ver— 
gütung des Amtsaufwandes und Emolumente. Die Amtsemolumente find folde 
Eintommenstheile, welde die Diener außer der firen Befoldung und der Ent- 
ſchädigung für pofitive Ausgaben bei Beforgung ihrer Gefchäfte erhalten, fei es 
vom Staate, fei es von Privaten. Die Amtsemolumente, wie die Vergütungen 
des Amtsaufwandes dürfen nicht in Berechnung genommen werben im Falle einer 
Berjegung, Penfionirung u. f. w. Zu der Forderung, daß ihm Titel, Rang und 
Gehalt auch noch nad feinem freiwilligen Nüdtritte von der wirflihen Amtsaus- 
übung bleibe, ift feineswegs jeder öffentliche Diener berechtigt. Bor Allem fteht 
ein Recht hiezu den niedern öffentlichen Dienern gar nicht zu und nur von ber 
Gnade des Königs können fie eine nad dem Grabe ihrer Bedürftigleit bemeffene 
Unterftügung aus dem ratialienfonds erwarten, Dem eigentlihen Staats 
diener dagegen räumt das Gefeg ein Recht ein; jedoch auch ihm nicht unbedingt. 
Jedenfalls nämlich ift er erft dann berechtigt, wenn er dem Staate neun volle 
Jahre gedient hat und wenn überdies eine der Bedingungen eintritt, welche auch 
andererfeit8 den Staat zur einfeitigen, ehrenvollen Entlaffung berechtigen. Diefe 
Bedingungen find aber: 1. Vollendung des 40. Dienftjahres, oder 2. des 65. 
Lebensjahres; 3, bleibende Dienftuntauglichfeit ohne eigene Schuld; endlich 4. eine 
(wenn ſchon vielleicht Heilbare) Krankheit, welche länger als ein Jahr von Ber- 
ſehung des Amtes abhält. In allen viefen Fällen hat ver Diener das Recht auf 
einen beftimmten lebenslänglichen Ruhegehalt, deſſen Größe fi nad der Länge 
feiner Dienftzeit in eigentlihen Stantsämtern und dem Betrage feiner firen Be— 
foldung berechnet, und zwar fo, daß zuerft der jährlihe Durdfchnittsbetrag der in 
den legten fünf Jahren genoſſenen Befoldungsbezüge berechnet wird, bievon aber 
40 Procente Demjenigen verwilligt werben, weldyer das 10, Dienftjahr ange- 
treten hat. Für jedes weitere Dienftjahr werden 2 Procente zugefegt, bis zum 
vollen Betrage der Befoldung, infofern viefe nicht über 3000 fl. beträgt, als 
welhe Summe eine Penfion nicht überfchreiten fann, mit einziger Ausnahme ber 
Minifter-Ruhegehalte. Der einmal Penfionirte fann gegen feinen Willen nicht 
wieder in den Staatsbienft gerufen werben, wohl aber ift ihm geftattet, ſich felbft 
freiwillig zu melden, wenn die Urfache feiner Penfionirung gehoben if. Ohne 
föniglihe Srlaubnig und ohne Abzug von 10 Procenten kann feine Penfion im 
Auslande verzehrt werden. Eintritt in fremde Dienfte macht der Penfion verluftig. 

Duiescenten fünnen ihre Penfionirung unter denſelben Umſtänden wie bie 
aktiven Staatsbiener verlangen, es kommen dann für den Durdfcdnittsbetrag bie 
legten fünf Jahre vor ihrer Duiescirung in Betradt. 

Auch in Bezug auf die Rehte der hinterlaffenen Familie des Be- 
amten ift ein Unterſchied zwiihen ven Staatsvienern im Sinne ber Berf.-Urk. 
und ven niederen Öffentlichen Dienern. Die Familien der legteren haben feinen 
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rechtlichen Anſpruch auf Unterftägung, jedoch follen die befonderen Umſtände ber- 
felben berüdfichtigt werben durch Unterftügung nah dem Grade der Dürftigkeit 
aus dem Öratialienfonds bei der Staatskaſſa. Vollkommenes Recht dagegen ift den 
binterlaffenen Familien der Staatspiener eingeräumt. Die Unterftügung, welche 
benfelben aus der Staatskaſſe zufließt, ift vreifacher Art: 1) Der Sterbe-Nach— 
gehalt. Er befteht aus dem auf die nädften 45 Tage nad dem Todestage bes 
Dieners zu berechnenden Theile feiner Befoldung, Penſion oder feines Quiescenten⸗ 
gehaftes und wird ausbezahlt ohne Rüdfiht auf die Zahl der Hinterbliebenen oder 
der Dienftjahre des Verftorbenen,, wenn ber Berftorbene eine penfionsberedhtigte 
Wittwe oder Kinder unter 18 Jahren hinterläßt. 2) Die jährliche Benfion 
der Wittwen. Der Anſpruch auf eine ſolche ift begründet, gleichviel, ob ſich ber 
Berftorbene zur Zeit feines Todes im aktiven Dienfte, im Duteseenten- oder im 
Benfions-Stande befand. Befand er fi im Augenblide des Todes in Unterfuchung, 
fo entfcheidet das in folhem Falle immer zu erlaffende Urtheil. Selbftmord nimmt 
das Recht nur dann, wenn er vorgenommen wurbe, um fich einer Unterfuchung 
zu entziehen. Die Wittwe hat feinen Anſpruch, wenn eine Eheſcheidung, Nichtig- 
feitserffärung ber Che ober beftänbige Scheidung von Tiſch und Bett ausge- 
ſprochen war. Ebenfo verliert fie die ſchon bewilligte Penſion, wenn fie felbft wegen 
eines gemeinen Vergehens zu einer mehr als breimonatlichen Freiheitsſtrafe ver- 
urtheift wird. Im Falle einer Wiederverheirathung erlöfcht die Penflon und lebt 
auch nicht wieder auf, wenn bie nene Ehe durch Tod u. ſ. w. getrennt würbe. 
Die Größe der Wittwenpenfton berechnet ſich nach der Penſion, welche der verftorbene 
Ehegatte felbft im Augenblide feines Todes in Anfpruch zu nehmen gehabt hätte, 
woraus dann namentlich folgt, daß die Wittwe eines noch nicht neun Jahre 
dienenden Beamten gar feine Anfprüde hat. Die Wittwe erhält im ver Negel 1/, 
der Penfion des verftorbenen Gatten; jedoch nimmt biefe Quote ab, ſobald feine 
Penfion über 1000 fl. geftiegen wäre; von dem Mehrbetrage zwifchen 1000 und 
1800 fl. erhält fie nur !/,, von dem no höheren Betrage nur %/,,. Auch durch 
vie Berfchiedenheit des Alters werden die Wittwenpenfionen in folgenden Verhält— 
niffen vermindert: Bis zu einem Unterfhiede von 18 Jahren erhält die Wittme 
die ganze Penfion; ift. fie aber 18—22 Jahre jünger als ihr Ehegatte, fo wird 
ihr 1/5 abgezogen; bei 22—26 Jahren 2/,; bei 26—30 Jahren 3/,; bei 30—34 
Jahren A/g; bei 34—38 Jahren 3/5; ift fie mehr ald 38 Jahre jünger, fo er- 
hält fie gar feine Penfton. Die Wittwen-Penfionen dürfen nicht im Auslande ver- 
zehrt werben, außer mit befonderer Erlaubniß und gegen Abzug von 10 Procenten, 
welche dem Wittwenfonds zufallen. Die Stantstaffe zahlt alle Wittwengehalte ans, 
jedoch hat das Imftitut feinen eigenen unabhängigen Haushalt. Erftens nämlich 
hat jeder, auch der unverheirathete und vermwittwete Stantsbiener zweierlei Beiträge 
zu Jeiften: zunädft als Einlage bei feiner Anftellung, fowie bei jeder nachfolgenden 
* Gehaltsvermehrung 1/, der erhaltenen Befoldung, ſodann laufend 2 Procente des 
Gehaltes, welcher Abzug aud den Quiescirten und Penſionirten gemacht wird. 
Zweitens aber hat der Staat die Summe von 740,000 fl. ald Dotationstapital 
gegeben, deſſen Zinfen für den fragliden Zwed verwendet werben. 

Jedes eheliche und leibliche Kind eines verftorbenen Beamten hat in ber 
Regel bis zum vollendeten 18. Jahre eine Penfion zu forbern, melde aus 1/, ver 
Wittwenpenfion befteht, wenn eine Wittwe vorhanden tft (gleichuiel ob die leib- 
lihe Mutter oder eine Stiefmutter); aus 1/, derſelben aber, wenn ber Vater feine 
Wittwe binterläßt oder dieſe flirbt oder wieder heirathet. Diefe Penfton Hört auch 
vor dem genannten Jahre auf, wenn eine Tochter fich verheirathet oder ein Kind 
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unentgeltlich in eine Staatsanftalt aufgenommen wird. Ebenfo, wenn ein Kind zu 
mehr als dreimonatlicher Freiheitsftrafe veruriheilt wird. Bei einem Abzuge wegen 
Altersungleichheit der Wittwe wird den Kindern die volle Penfion verfelben in 
Berechnung genommen. Die Unterftügung dauert durch Gnade des Königs auch 
über dieſe Periode hinaus fort, wenn ein Kind ganz erwerbsunfähig und durch 
andere Mittel nicht nothbürftig berathen wäre. 

Im KRönigreih Sachſſen gelten folgende Normen: 

Zu dem Einkommen der Staatöbiener gehört: 1. ver fefte Gehalt, der ihm 
durch das Beftallungspekret zugefihert worben ift; 2. dasjenige, was ber Gtaats- 
biener außerdem in Naturalien, Accidenzien und anderen ungewiſſen Einnahmen 
als Dienfteintommen bezieht, fobald es nicht als blos zufälliger Nebenvortheil zu 
betrachten iſt, ſondern zu einer gewilfen Summe angefchlagen werben kann; 3. bie 
perfönlihe Zulage, weldhe für die ganze Dienftzeit verwilligt und ausdrücklich im 
Beftallungsvefret zum Dienfteinfommen gefchlagen worben ift. Die gefegliche Pen— 
fion beträgt jährlich , wenn die Emeritirung vom 10. bis mit dem erfüllten 15. 
Dienftjahre erfolgt 39/99; vom erfüllten 15. bis 16. Dienftjahre 31,,0; vom 16. 
bis 17. Dienftjahre 32/400 u. ſ. f.; vom erfüllten 24. bis 25. Dienftjahre 30/00; 
vom erfüllten 25. bis 26. Dienftjahre 411/,/100; und fofort immer nur um 
11/,/100 fteigend bis zum erfüllten 35. Dienftjahre; vom erfüllten 35. bis 
36. Dienftjahre 371/5/100, jährlich ſodann um 21/,/100 fteigend bis nad) 
dem erfüllten 44. Dienftjahre, und weiter 80/45, des durchſchnittlichen Betrages 
desjenigen Dienfteinfommens, weldes der Staatsbiener in den ber Penfionirung 
vorhergegangenen fünf Jahren wirklich bezogen hat. Bei ſolchen Dienern , welche 
fi) zu dem Zeitpunfte ihrer Penfionirung noch nicht fünf Jahre hindurch in dem 
Genuſſe eines Gehaltes befinden, ift zum Behufe der Durchſchnittsberechnung blos 
derjenige Zeitraum in Anfchlag zu bringen, während veffen ein Gehaltsbezug 
wirflih ftattgefunden hat. Infofern das nad dieſer Durchſchnittsberechnung ſich 
ergebende jährliche Dienfteinfommen mehr als 2000 Thlr. beträgt, ift der über- 
fchießende Gehaltstheil nur nach der Hälfte des, ver betreffenden Altersftufe ent« 
ſprechenden Procentfages bei der Penfionsberehnung in Anfchlag zu bringen. 
Der höchſte Betrag einer jährlichen Penfion darf die Summe von 2000 Thalern, 
oder fofern der Stantsbiener bereits in Wartegeld ftand, den Betrag bes letzteren 
nicht überfteigen. Der geringfte Sat foll nicht unter 50 Thlr. jährlich betragen, 
ober, wenn der Betrag der Befoldung felbft geringer war, nidyt weniger als 
biefe. Bei großer Dürftigkeit fann in einzelnen Fällen eine Erhöhung ber 
vermöge der Dienftzeit zuftehenden Penfion unter 500 Thaler erfolgen. 
Es darf jedoch dieſe Erhöhung nicht über 80/, des durchſchnittlichen Dienftein- 
fommens betragen. Wer eine über 200 Thlr. betragende Penfion im Auslande 
verzehren will, erleidet einen Abzug von 10 Procent. Ausnahmen merben ent- 
weber durch die Gnade des Königs oder durch völkerrechtliche Verträge begründet. 
Der Anfpruh auf Penfion tritt ein, wenn der Staatöbiener a) wegen eines 
ohne feine Schuld im Dienfte erlittenen Unfalles als bienftunfähig entlaffen wird. 
Im Falle einer erweislih groben Berfhuldung ift nur der halbe Penfionsbezug 
zu bewilligen, fofern nicht zugleid) einer ver folgenden Fälle vorhanden ift; b) wenn 
der Staatödienerr wegen anderer unverſchuldeter Dienftunfähigkeit nad zehnjähri- 
ger Dienftzeit, oder ce) auf fein Anfuchen nah AO Dienftjahren,, oder d) in 
Folge freiwilligen Austrittes nach erfülltem 70. Lebensjahre entlaffen (emeritirt) 
wird. Die Enthebung vom Dienfte wegen Dienftunfähigfeit von Amtswegen fin- 
det ftatt entweder in Folge eingetretener Altersſchwäche oder einer mit Krankheit, 
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förperlichen Gebrechen oder Beihädigungen eingetretenen phyſiſchen oder geiftigen 
Dienftunfähigkeit. Die Ermittlung der Dienftunfähigfeit gefchieht in abminiftrati= 
vem Wege, und es fleht dem Diener gegen die, feine Emeritirung verfügende 
Entſchließung der Anftellungsbehörbe einmalige Berufung an das Gefammtmini- 
fterium zu. Bei Beendigung des Staatsbienfted aus anderen als ben oben ange 
gebenen Urſachen und unter anderen BVerhältniffen, ſowie beſonders bei ftattge- 
fundener Auffünbigung, bat der Staatsbiener Fein Recht auf weitere Unterftügung, 
obſchon ihm eine folhe nah Ermeffen der Behörde gewährt werben Tann, aud 
fogar im Falle nachgewiefener Bebürftigkeit, deren Beurtheilung jedoch lediglich 
der Anftellungsbehörbde überlaffen ift, gewährt werben ſoll, fobald ber Diener 
aus unverſchuldeten Urfachen innerhalb ver erſten 10 Jahre (und nit durch ben 
Dienft felbft) vienftunfähig wird. Doch darf die Unterftügung dann den niebrig- 
ften Penfionsfaß nicht überfchreiten. Gegen bie auf Auffünbigumg angeftellten Die- 
ner fann von dem Vorbehalte der Auffündigung nit mehr Gebrauch gemacht 
werben, wenn biefelben 25 Dienftjahre im Givilftaatspienfte zurüdgelegt haben. 
Einen Anfpruh auf Penfion, mie die nicht auf Kündigung angeftellten Diener, 
haben fie, wenn fie a) während des Dienftes, in Folge des Alters, von Krankheiten 
oder phyſiſchen Beihäbiaungen körperlich oder geiftia unfähig geworben find, fo 
mie b) nad) zurücgelegten 40 Dienftjahren, oder erfülltem 70. Lebensjahre. — 
Der Penftonär verliert feinen Ruhegehalt, 1. wenn er wegen eines erft nad 
feiner Entlaffung entvedten Verbrechens oder Dienftvergehens, welches, wäre es 
während der Dienftzeit zur Unterfuhung gefommen , die Entlaffung ohne Ben- 
fion zur Folge gehabt haben wiirde, verurtheilt, oder wegen eines im Penfions- 
ftande begangenen anderen Verbrechens mit Zuchthausftrafe belegt wird; doch 
bleibt dem Ermeſſen ber Staatsbehörde vorbehalten, ihm unb feiner Familie ein 
Suftentationsquantum zu vermilligen , welches aber in feinem Falle vie Hälfte 
desjenigen Penſionsſatzes überfteigen darf, welcher dem PBenfionär nad feinem 
Dienftalter zugeftanden hätte. 2. Wenn der Penftonär im Auslande eine Anftel- 
lung annimmt; 3. Wenn die Penflon zwei Jabre Hintereinander nit erhoben 
worden ift, wodurch jedoch blos die nicht erhobenen Penftonsgelver verloren 
gehen. ‚ 

Die Hinterbliebenen ber Staatsbiener haben ein Recht auf Penfion umd 
ven fogenannten Gnadengenuß und fünnen dies Recht durch Klagen im Rechts» 
mege verfolgen. Dasfelbe fällt weg fir Wittwen und Kinder: a) wenn ber Staatd- 
biener ohne Penfion freiwillig abgetreten, ober entlaffen, ober entfett worben ift; 
b) wenn berfelbe zur Zeit feines Wbfterbens megen eine® Bergehens in linter- 
ſuchung war, oder nad feinem Tode, ehe wegen ber Ausfegung einer Penfion 
für die Neliften Entſchließung gefaßt ift, fi) Umftände von befchwerender Art 
gegen ihn ergeben, und ihn in beiten Fällen nah Lage der Sache ver Berluft 
des Gehaltes, oder Wartegelves oder der Penfion getroffen haben würde; c) wegen 
Unmürbigfeit der Hinterlaffenen,, wenn fie felbft Zuchthausſtrafe over Detention ' 
in einer Korreftionsanftalt erlitten haben, oder wegen fittenlofen Lebenswandels 
wiederholte Polizeiftrafen verbüßten; d) wenn bie Ehe, aus welcher vie Wittwe 
oder die Kinder ihr Recht ableiten, erft während bes letzten Kranfenlagerd bes 
Staatsdieners gefhloffen wurbe. Der Anſpruch der Witt we fällt außerhem meg, 
wenn zur Zeit des Ablebens des Diener die Eheſcheidung, Nichtigfeiterffärung 
ober eine beſtändige Trennung von Tifh und Bette ausgefprohen war; der An- 
fprud ter Kinder: menn fie nicht ehelich geborene des erften Grades find. Durch 
nachfolgende Heirath legitimirte Kinder find, infofern die Trennung oder Legitima- 
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tion nicht erft auf dem Testen Kranfenlager geſchah, den ehelich geborenen gleich 
zu achten. — Der fogenannte Gnadengenuß befteht in ber Regel in ber Fort- 
beziehung des Gehaltes oder Wartegeldes auf einen Menat außer dem Sterbe- 
moment, fann aber bis auf 3 Monate erhöht werben, Bet penflonirten Dienern 
findet fein Gnadengenuß ftatt. — Zur Benfion find nicht bereditigt: a) bie 
Hinterlaffenen, melde aus einer während des Penfionszuftandes von einem eme- 
ritirtten Staatsdiener gefchloffenen Ehe herrühren; b) eine Wittwe, melde 25 
Jahre jünger ift, als ihr verftorbener Ehemann, dafern er fie erft nad feinem 
65. Lebensjahre geheirathet hat; c) Kinder, welche das 18. Lebensjahr bereits 
erfüllt haben; d) die Hinterlaffenen derjenigen penfionirten Staatsbiener, welche 
fih den für den Penfionsfond georbneten Abzügen nit unterwerfen. — Die 
jährlibe Penfion ver Wittmwen beträgt 1/, desjenigen Dienfteinlommens , das 
ihr Ehemann zuletzt im wirklichen Dienfte bezog, felbft wenn berfelbe zur Zeit 
feines Ablebens in Wartegeld oder Penſion gelegt war; die ber Kinder in glei— 
chem Maße 1/,, und wenn bie leibliche Mutter derſelben nicht mehr am Leben ift 
3/0 der Wittwenpenfion. Der niebrigfte Penfionsfag für eine Wittwe ift jedoch 
12 Thlr.; für ein Kind 6 Thlr. und für eine Doppelmaife 9 Thlr. jährlid. Er- 
böhungen find Sade der Gnade, dürfen aber nicht über 1/, der gefetlichen 
Penfion betragen. — Der Benfiousgenuß tritt ein: a) wenn bie Hinterlaffenen 
zu. dem Onabengenuffe berechtigt find, mit dem erften Monat nad Ablauf des 
Önabengenuffes, b) wenn der BVerftorbene felbft im Penfionsgenuffe war, mit 
dem näcften Monat nach deffen Ableben. — Die Beftimmungen über das Ber- 
. zehren der Penfion im Auslande find aud auf die Benftonen der Wittmen und 
Waiſen anzuwenden. Eine freimillige Abtretung ift gänzlich unterfagt. Außer den 
bereit8 angegebenen Fällen hört die Penſion auf: 1. mit dem Tode jedes Per- 
cipienten; 2. die PBenfion der Wittwe hört insbefondere auch mit ihrer ander— 
weiten Verbeirathung auf, und tritt dann auch nicht wieder ein, wenn bie Ehe 
für nichtig erffärt oder gänzlich aufgelöft worben. Iſt jeboch ihr zweiter Ehe- 
mann ebenfalls Staatsdiener und vor ihr wieder verftorben, fo bat fie als 
Wittwe ihres zweiten Mannes einen meuen Anfprudh auf Benfion. 3. Die Pen- 
fion der Kinder hört vor vom erfüllten 18. Lebensjahre auf burch eine frühere 
Berforgung berfelben und Verheirathung der Töchter. 

C. Die Aufldöfung des Staatspiener-Berhältniffes. 

1. Da das Staatsdienerverhältniß in der Regel als ein Rechtsverhältniß 
betrachtet wird, beffen Wirkungen fih auf die ganze Lebensdauer des Beamten 
erftreden, fo erlifcht Dasfelbe ver Natur nad mit dem Tode des Beamten, 
vorbehaltlich der Rechte feiner Hinterbliebenen, melde in dem Berhältniffe bes 
Berftorbenen mwurzeln und eine mittelbare Vergeltung der von ihm geleifteten 
Dienfte enthalten. 

2. Daß einem Staatsbiener ber freimillige Austritt aus dem Staatsbienfte 
nicht verweigert werben kann, wenn er auf Amt nnd Gehalt verzichtet — Refig- 
nation — fteht jest als allgemeiner Grundſatz fe. Wo in neuerer Zeit das 
Verhältniß der Staatsdiener gefeglich regulirt worden ift, hat man die Befugniß, 
die Entlaffung ohne weitere Angabe von Gründen zu fordern, auch ausprüdlich 
anerfannt. Titel und Rang gehen dabei in ver Regel (anerkannt z. B. in Württem- 
berg und Braunfchweig) verldren, anderswo, 3. B. in Sachſen, nicht. Die wirf- 
lihe Ertheilung des Abfchiedes kann jedoch verweigert werden, bis ver Beamte 
vollftändige Rechenſchaft über feine Amtsführung abgelegt hat, wie dies in Bayern, 
Württemberg und im Königreih Sachſen ausprüdlic beftimmt ift, Gewöhnlid 
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barf der Beamte auch feinen Poften nicht eher verlaffen, als bis wegen Wieber- 
befegung ober einftweiliger Berwaltung des Amtes Vorforge getroffen ift. In Preußen 
kann die Bewilligung des wirflihen Austritt? aus NRüdfichten auf das Befte des 
Dienftes gänzlich verfagt, im Königreich Sachſen von einem Auffhub bis auf bie 
Dauer von 3 Monaten abhängig gemacht werben: In Württemberg tft unbedingt 
vierteljährige Auffündigung vorgefchrieben, wenn nicht der König dieſelbe erläßt. 
Im legterem Staate müffen auch im alle des freiwilligen Austrittes bie zur 
Ausbildung etwa erhaltenen befonderen Unterftügungen aus Staatsmitteln vom 
Staatsdiener zuvor zurüderftattet werben. 

3. Eine Auflöfung des Gtaatöpienerverhältniffes fann auch herbeigeführt 
werben burch Entlaffung oder Abfegung. Da das Staatsdienerverhältniß 
einerfeits befonbere Vermögens- und Ehrenredhte für den Staatsdiener begründet, 
anbererfeits aber das Amt und feine Ausübung nie zu ven eigenen Rechten 
bed Beamten gehört, fo ergibt fih, daß zwar das Amt, nicht aber die wohleı- 
worbenen Rechte des Beamten ver Willkür der Staatsregierung überlaffen 
feien. Die Entziehung diefer (Privat-) Rechte kann, ſoweit nicht beſondere Gefege eine 
Ausnahme begründen 19) nur in Folge eines Verbrechens oder Berge- 
hens des Beamten durch richterliches Erfenntniß entweder felbftändig 
oder als Acceſſorium einer andern Sache verhängt werben. 

Diefe Grunpfäge erleiden jedoch in mehrfacher Beziehung Modifikationen. 
Einerfeits hat in mehreren Staaten, fo in Preußen und Württemberg, ver Beamte 
geradezu ein Recht auf Beibehaltung feines Amtes und fann nur unter be= 
flimmten Borausfegungen und unter fhügenden Formen auf abminiftrativem Wege 
veffelben entfett werben. 20) Eine Entlaffung (oder Berfegung) der Richterbe— 
amten fann in manchen Staaten, wie in Bayern und Württemberg, nur in 
Folge eines richterlihen Erkenntniſſes erfolgen. Andererſeits ift auch hinfichtli der 
Privatrehte ber Beamten, namentlich der nicht richterlihen, ber Regierung 
in manden Staaten, befonders im Königreih Sachſen und in Defterreich, freiere 
Hand eingeräumt, indem unter Einhaltung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten 
und in ven beftimmten Fällen die vorgejegte Behörde befugt ift, untergebene 
Deamte ihres Dienftes und Gehaltes zu entfegen. 

Eine theilweife Entziehung der erworbenen Privatredhte involvirt die Degra— 
dation (früher in Bayern und zur Zeit noch in Württemberg) als Bergehens- 
ftrafe. 

4. Durch Berfegung in ven Ruheſtand fann das Staatsbienerverhält- 
niß aufgelöst werben mit oder gegen ben Willen des Beamten. Bezüglich 
des legteren Falles gilt das eben unter Ziffer 3 Gefagte. 21) Auf Anſuchen 
wird ein Beamter in der Regel nur dann — für immer ober auf einige Zeit — 
in den Ruheftand verfegt, wenn er durch ein Fürperliches Gebrechen oder wegen 


9) Wo das Syſtem der proviſoriſchen Anftellung beftebt, wie 3. B. in Bayern, fann die 
Regierung während des Proviforiums ohne Angabe von Gründen entlafien und der alſo Ent: 
faffene verliert dadurch auch alle fonft aus der Anftellung entipringenden Privatrechte, insbeſondere 
den Anſpruch auf Penſion. 

20) Mit Gewährung von Wartegeld oder der vorfhriftsmäßigen Penfion. 

21) In Württemberg kann eine zeitliche Enthebung vom Dienft („Duiedcirung“) 
ftattfinden, wenn auf geſetzlichem Weg eine bleibende Veränderung im Staatsdienft vorgenommen 
und dadurd die Dienflleiftung eines Beamten entbehrlich gemorden ifl. Der Quiescent muß fich 
bis zu feiner MWiederanftelung einen Gehaltsabzug gefallen laſſen und verliert natürlich auch Die 
Nebenbezüge des Amtes, 
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Schwäche feiner körperlichen oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten 
für immer oder auf längere- Zeit unfähig if. Ohne das Vorhandenſein viejes 
Grundes können auch hohes Alter und langjährige Dienftzeit für ſich allein Penfio- 
nirungsgrände bilden. In Bayern berechtigt ein im Dienfte zuritdgelegtes Alter 
von 70 Jahren und ebenſo der Nachweis einer AO-jährigen Dienftzeit zur Penfton. 

5. Eine bedingte und einftweilige Aufhebung des Staatsdienerverhältniſſes 
liegt in der Suspenfion. Diefe tritt ein, wenn gegen einen Staatsdiener das 
gefegliche Verfahren eingeleitet ift wegen einer Schuld, in Anfehung welcher vie 
Dienftentlaffung ftattfinden fann. Die Suspenfion dauert fo lange, bis über bie 
Schuld rechtskräftig entfchieden if. Wird der Angeflagte durch das Urtheil von 
der Anklage oder von der Strafe freigefprodhen, fo hört die Suspenflion auf und 
ber in der Zwiſchenzeit eingezogene Gehalt ift zuridzuerfegen. Erfolgt ein verur- 
theilendes Erfenntniß und tritt Amtsentfegung ein, fo verbleibt der feit der Sus— 
penflon innegehaltene Gehalt der Staatstaffe. 

IV. Diefer Darftellung der Staatedienerverhältniffe in Deutſchland ſoll ſich 
nun eine Weberficht der einfchlägigen Berhältniffe in Franfreih und England an— 
ſchließen. 

A. Staatsdienerverhältniſſe in Frankreich. 2) 

In Franfreih ift e8 Princip, daß die Staatsregierung bei allen Civil 
Aemtern eine biskretionäre Gewalt hat in Bezug auf Anftellung, Avancement, 
Disciplin, Berfegung in den Ruheftand, Suspenfion und Abfegung ber Beamten, 
jedoch mit Vorbehalt der Inamovibilität der Richter. Ohne den Willen der Staats- 
regierung können die Beamten felbft ihre Entlaffung nicht nehmen. Der Beamte 
bat überhaupt nur ein Recht auf Gehalt und auf den Ruhegenuß, wen 
er bie hierüber beftehenden Bedingungen erfüllt hat. Gehalt-Streitfadhen 
mäffen zuvor an den Minifter, hernach an den Staatsrath gelangen. 

Bezüglih der Benfionirung gelten vie Befttimmungen des Geſetzes vom 
9. Juni 1853 (sur les pensions ceiviles), vervollftändigt durch ein Dekret vom 
9. November 1853. Nach dieſem Gefege erleiden alle Gehalte, mit wenigen Aus— 
nahmen, einen Abzug von 5 Procent, welcher Abzug das Neht auf den Ruhe— 
genuß bedingt und begründet. Diefer felbft beginnt nah 30 Dienftjahren im 
aktiven Dienfte bei einem Alter von 60 Jahren, oder nach 25 Dienftjahren bei 
einem Alter von 55 Jahren. Die Größe des Nuhegehaltes wird beftimmt nad bem 
Durſchſchnittsgehalt der letzten 6 Dienftjahre, wozu noch eine Oratififation fommt 
für bie über bie Zeit der Ermwerbung des Rechts auf den Ruhegehalt hinaus noch 
geleifteten Dienfte, jedoch innerhalb der Grenzen eines beftimmten Marimums 
und Minimums. Detailverorbnungen ſetzen feft, welche Dienfte zur Begründung 
des Anſpruchs auf Penfion ſich eignen. Die Einrehnung ver geleifteten Militär- 
bienfte ift zwar zuläffig; fie müſſen jedoch gefondert in Anrehnung gebracht werben 
und vermindern fonad) die Penfionsbeträge. Dienfte, in den Kolonien oder außer— 
halb Europa’s geleiftet, vermehren die Penfionsbeträge. Außerordentlide Pen- 
fionen werben theils ohne Rüdfiht auf Alter oder Dienft denjenigen Beamten 
verliehen, welde ihre Kräfte oder ihre Gefundheit dem Dienfte des Staates oder 
Gemeinwefens geopfert haben, theils nah 20-jähriger Dienftzeit bei einem Alter 
von 50 Jahren oder nad 1d-jähriger Dienftzeit bei einem Alter von 45 Jahren 
denjenigen Beamten, welchen fchwere Krankheiten, die fie fi) durch ihren Dienft 


22) Vergl. Dareste, la Justice Administrative en France, Paris 1862. S. 372 ff. 
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zugezogen, vie fernere Ausübung ihrer Funktionen unmöglich maden oder wenn 
deren Amt eingeht. | 

In Betreff der Berforgung ver Wittwen und Waifen gelten folgende 
Beftimmungen: 1. Jede Wittwe eines Staatsdieners, die fih mehr ald 6 Jahre 
vor beffen Austritt aus dem Staatspienfte mit demſelben verehelichte, hat rechtlichen 
Anſpruch auf eine Penfion, welche in der Regel in einem Dritttheile der Penfion 
ihres Gatten befteht. Sie verliert dies Recht nur im Falle ber gegen fie ausge: 
fprochenen Trennung von Tifh und Bett. 2. Die minderjährigen Waifen ver Staate- 
biener haben Anſpruch auf eine jährliche Unterftügung, welde ihnen in jo lange 
zu gewähren ift, bis das jüngfte ein Alter von 21 Jahren erreicht hat. 

Ausnahmen von diefen allgemeinen Beftimmungen bes Gef. v. 9. Juni 1853 
finden ftatt in Betreff: a) der Minifter und übrigen Hohen Würbenträger. Sie _ 
wie ihre Wittwen und Kinder können im Gnadenwege eine auferorbentliche Pen- 
fion erlangen, was jedoch durch Faiferlihes Dekret vom Gutachten des Staats- 
rathes abhängig gemacht wurbe. b) In Betreff der Staatsfetretäre, Unterftants- 
fefretäre, der Mitglieder des Staatsraths, der Präfeften und Unterpräfeften, welche 
von dem Gehaltsahzug befreit find und melde bezüglich ihrer Penflonirung noch 
dem Gefete vom 22. Auguft 1790 und dem Dekret dom 13. September 1806 
unterworfen bleiben. ce) In Betreff der faiferlichen Palaftvamen von Gaint-Denis, 
der Bedienfteten der Faiferlihen Theater und der kaiſerlichen Druderei, fiir welche 
Specialtaffen und partifuläre Beftimmungen beftehen. 

Jeder Beamte, welder feines Dienftes entlaffen over entfegt wird, verliert 
biemit feine Anſprüche auf Penfion. Tritt er jedoch wieder in den aftiven Dienft, 
fo wird ihm feine frühere Dienftzeit eingerechnet. Dasfelbe gilt von folden, welche 
der Entwendung von Geldern oder Sadyen oder des Unterfchleifs überführt find, 
fowie von denjenigen, welche ſich durch Geld zum Austritt aus ihrem Amte be- 
ftimmen ließen, fowie von Allen, welche zu einer peinlichen oder entehrenden Strafe 
verurtheilt wurden, wenn feine Rehabilitation erfolgt ift. Endlich muß Derjenige, 
der einen Anfprud auf Penfion geltend machen will, auch Franzoſe fein. 
So lange Umftände vorhanden find, welche einen Beamten viefer Eigenfhaft ver- 
luftig machen, bleibt deffen Recht auf Penfion fuspendirt. 

Die bereits liquidirte und eingetragene Penfion kann auf Antrag des Finanz- 
minifters nad erholtem Gutachten des 'ministre liquidateur und ber Finanz— 
feftion des Staatsraths wieder durch ein Defret geftrichen, d. i. eingezogen werben. 
Die Einziehung kann jedoch nur ftatt haben, wenn der Penfionär überführt ift, 
Gelder oder Sachen veruntreut, Unterfhlagungen begangen oder fein Amt für 
Geld aufgeaeben zu haben, oder wenn er in eine peinliche oder infamirende Strafe 
verurtheilt worden if. Wird er im lestern Fall rehabilitirt, fo leben audy feine 
Penfionsredte wieder auf. 

Die Ausbezahlung der Penfion wird fuspenpirt, wenn der Penfionär 
wieder in den nämlichen Dienft in Aktivität tritt. Tritt er in einen von feinem 
früheren verſchiedenen Dienft, fo findet eine Kumulation des Gehaltes und der 
Penfion nur bis zum Betrage von 500 Fr. ftatt. Hört feine Verwendung auf, 
fo fann er entweder in den Genuß feiner urfprünglihen Penfion zurüdtreten oder 
aber, wenn es ftatthaft ift, eine neue Feftftellung auf Grund feiner ſämmtlichen 
Dienfte nachſuchen. 

Endlich ift eine Kumulation zweier Penfionen zuläffig bis auf den Betrag 
von 6000 Fr., vorausgefegt, daß nicht in den Jahren, welde zur Liquidation 
angegeben werben, die doppelte Bedienſtung flattgefunden hat. Diefe Beſchränkung 
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ift indeß nicht anwendbar auf Penfionen, welche Specialgefegen gemäß von dem 
Berbote ver Kumulation frei find. 

Ganz anders ald die Berhältniffe der Eivilbeamten find die der Militär- 
Bedienſteten geftaltet. Sowohl die Anftellung, als auch das Avancement ver 
Dfficiere iſt durch das Geſetz geregelt und wenigftens bis zu einem gewiſſen Grade 
der biöfretionären Gewalt der Verwaltung entzogen. 

B. Staatsdienerverhältniffe in England. 2) 

Die Gefhihte und die eigenthümlihe, von ver aller übrigen europät- 
ihen Staaten weit verſchiedene Berfafjung Englands bedingen natürlich aud) 
ganz beſondere Staatsdienerverhältniffe. Daß in einer Verfaflung, deren Schwer— 
punft in einer gewählten Berfammlung ‚liegt, die Majorität nothwendig vie 
Befegung der leitenden Aemter beftimmt, bringt die Natur ver Sache mit ſich. 
Der leitende Mann des Tages, der aus den Parteiverhältniffen des Parlaments 
hervorgeht, ift Chef des Anftellungsrehts (Patronage), welches einen Haupttheil 
ver Funktionen des Premierminifters bildet und für welches einer der widhtigften 
Unterftaatsfetretäre, ver Patronage Secretary, ausſchließlich bejtimmt ift. Dies An- 
ftellungsrecht des Premierminifters umfaßt zunächſt etwa 60 Stellen, welche mit jevem 
Minifterium neu befegt zu werben pflegen — politiſche Aemter. Der poli- 
tiſche Beamte ſoll regelmäßig ein Mitglied des Ober» oder Unterhaufes fein und 
im Wefentlihen derſelben Parteirihtung angehören. Er fol ein Dann von allge- 
meiner und politiher Bildung fein mit der nothwendigen Erfahrung in dem 
Routinewefen des Parlaments. Außerdem umfaßt das Anftellungsredyt des Premier- 
minifters ebenfo unmittelbar vie Stellen der Biſchöfe und Deans und die Präfi- 
dentenſtellen der Reihägerichte bei eintretenden Vakanzen. Mittelbar erftredt ſich 
die Patronage auch auf die wichtigften Generallommandos, Gefandtenftellen ꝛc., 
bei welchen eine VBerftändigung des Departementshefs mit dem Premierminifter 
gewöhnlich ftattfindet. 

Durch Zerlegung der Berwaltung in feft gefchievene Departements zertheilt ſich 
die Patronage weiter in der Weife, daß in der Regel die politifchen Hauptdeparte— 
mentöchefs die vafant werdenden Stellen in ihrem Gebiet befegen; in ſolchen Ges 
bieten aber, wo fein politifcher Chef vorhanden ift, die Patronage der Treasury 
— dem Finanzminifterium — refervirt bleibt. Im ——— des permanenten 
Dienſtes ſind dabei einige feſte Maximen eingetreten. 

Hier ſiud zwei Kategorien von Beamten zu unterfcheiden : 

1. Unter dem Namen Staff Appaintments, Staff Officers, ver- 
fteht man die höheren Beamten des permanenten Dienftes, alſo die permanenten 
Unterftaatsjetretäre und Büreauchefs, fowie die höheren Specialbeamten. Die Be- 
ſetzung diefer Stellen erfolgt mit Sorgfalt, nidt ohne Rüdjiht auf politijches 
Glaubensbekenntniß und Bamilienverbindungen,. doch mit ſtark vorwiegender Rück— 
fiht auf Kenntniffe und Amtstüchtigfeit. 

2. Die Hauptllafje ver Clercs over Büreaubeamten, wozu in der Regel auch 
die Unterbüreauchefs, Rechnungsbeamte, Regiftratoren ꝛc. in etwas felbftändigerer 
Stellung und ein großer Theil der niederen Subalternbeamten gehören. Unbeftreit 
bar ift das Faktum, daß bier bisher vie Treasury ohne Nüdficht auf Fähigkeit 
und Braudbarfeit nominirte, für die fie in der That feinen Maßſtab haben konnte. 
Die Routinebildung in den Büreaus, durch die ein Junior Clerk vom Abfchreiber 


3) S. Geſchichte und heutige Geftalt der Nemter in England von Gneiſt. Berlin 1857, 


h 


718 Stantsdiener. 


alfmälig zum Erpebienten auffteigt, follte den Mangel an Borbildung erfegen, 
Durd neue Amtseinrichtungen ift eine Normalprüfung (Standard Examination) 
für die Clerkships allgemein durchgeführt worden, für viele Stellungen auch das 
Syſtem einer Prüfungszeit und es ſollen die Beförderungen in Zukunft unter 
überwiegender Rückſicht „auf Verdienſt“ erfolgen. 

Die unterſte Klaſſe der dienenden Beamten iſt ganz unbeſchränkt der 
Patronage überlaſſen. „Wenn eine Stelle im Stempel- oder Poftamt vakant iſt, 
fhreibt die Treasury an ven Abgeorbneten für die Grafſchaft oder den Fleden, 
der mit der Regierung ftimmt und fordert ihn auf, eine Perfon zu rekommandiren.“ 
In neuefter Zeit hat man verfudht, auch hier einige Erforberniffe für das Amt 
als Marime aufzuftellen. Borherrfchend bleibt inbefjen immer die Anſicht, daß 
dieſe Klaffe von Aemtern einen natürlihen Beftandtheil jeves politifhen Partei: 
einfluſſes bildet. 

Erhebliche Abweichungen von dieſen Grundregeln für den Civildienſt fommen 
vor in der Armee und Marine, in der Kirche und in ber Gerichtsverwaltung. 

Die Ernennung der Richter an den brei höchſten Gerichtshöfen, fowie an 
den Kreis» und Stadtgerichten geſchieht theild durch den Lordkanzler ohne Ein- 
mifhung der übrigen Minifter, wobei der Premierminifter bei den drei Chief 
‚ Justices unmittelbar das Belieben der Königin einholt, theils durch denfelben unter 

Mitwirkung des Home Secretary, theils aud durch die Königin felbft. Die Richter 
“werden immer aus Mitgliedern der Advokatur genommen, wobei auf ein gewiſſes 
Alter oder auf eine gewiffe Zeit der Praris gefehen wird. Die Richter der Queen’s 
Bench und Common Pleas jollen promovirt fein, werben daher nöthigenfals am 
Tage zuvor erft zum Sergeant at Law ernannt. 

Die übliche Weife ver Verleihung der Aemter ift die durch Patent. Das 
Patent geht durch bie drei Siegel hindurd, das Hanbfie gel Privatfiegel und große 
Siegel, — Staatsfelretär, Privatfiegelbewahrer und Lord Kanzler, d. 5. durch 
eine breifadhe Kontrole des gegenwärtigen Kabinet3, alfo der herrſchenden Partei. 
Nur bei gewiffen königlichen Erlaffen hat die ſtändiſche Parteiregierung ihre Kon- 
trole auf das große Siegel beſchränkt, d. h. diefe Fälle follen überwiegend von 
dem richterlihen Standpunkt des Lord Kanzlers behandelt werben. Dahin gehören 
namentlich die Patente zur Ernennung des Chief Justice, Chief Baron, der üb- 
rigen Richter und der ©eneralftaatsanwälte; Ernennungen von Advokaten zu 
King’s Counsels, King’s Serjeants, jowie Ernennung der dirigirenden Friedens— 
richter. Der Lord Chief Justice of England wird fogar mit Umgehung ber Form 
eines Patents durch ein bireftes Kabinetsfhreiben (Writ) unter dem großen Siegel 
ernannt. 

Jeder Beamte bat ſodann den Unterthaneneid, ergänzt durd ven Suprematie- 
und Abſchwörungseid — für Katholiken vie gleichgeltenden Surrogate — zu leiſten. 

In manchen Fällen werden Aemter ausdrücklich auf Lebenszeit verliehen, in 
anderen Fällen auf Widerruf. Einige beſondere Aemter können auch „einem Manne 
und ſeinen Erben“ verliehen werden, wo dem Publikum kein Nachtheil aus ſolcher 
Verleihung entſtehen kann. Vertrauensämter, welche ſich auf die Verwaltung der 
Juſtiz beziehen, ſollen nicht auf Jahre verliehen werden. 

Ein verliehenes Amt kann verwirkt werden durch Abuser, Non-User oder 
durch Weigerung die Amtopflichten zu vollziehen. Alle von ver Krone verliehenen 
Aemter erlöfchen aber grundfäglich durch den Thronwechſel. Ausgenommen find die 
richterlichen Amter im engeren Sinne; alle Übrigen öffentlichen Wenter dauern in 
ver Negel 6 Monat nad dem Thronwechfel fort. 
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- Die Stellung der Richter ift eine lebenslängliche. Die Richter an den drei 

höchſten Gerichtshöfen find entlaßbar nur durch ven König auf Adreſſe beiber 
Parlamentshäufer, Die 60 Kreisrichter find entlaßbar durch den Lord Kanzler 
wegen inability. Die Richter unterliegen feiner Regreßklage wegen Berjehen in 
Civil» und Straffahen,; Beftehung und wifjentliher Amtsmißbrauch aber find 
mit Entfegung, Geldbuße und Freiheitsftrafe verpönt. 

Auch die Stellung der übrigen Beamten ift nicht fo prefür als es jcheinen 
möchte. Die Entlafjung eines Beamten, aud wenn er nur widerruflic angeftellt 
ift, ohne die allervringendften Gründe ift unerhört, bie Erneuerung der Amts- 
beftallungen nad dem Tode eines Monarchen längft eine Yormalität. 

Abweichend von dem Beamtenorganismus des Kontinents gibt es fein Auf- 
fleigen von einer Hauptflaffe des Eivilvienftes zur anderen. Im den politifchen 
Aemtern hängt die Stellung vom Parteiarrangement ab, Die Staff Appointments 
gelten in ber Regel als Anftellungen auf Lebenszeit. Neuerdings treten bei einigen 
Aemtern kleine Gehaltserhöhungen mit dem Dienftalter nad) feftem Mafftab ein, 
Ein Anfprud auf eine höhere Stelle aber befteht fo wenig, daß fie, wenn vor» 
fommend, wie ein neuer Anftelungsaft angejehen wird. In der großen Klafje ber 
Clerk's findet regelmäßig ein Auffteigen nad der Anciennetät ftatt, ebenfo bei ven 
unterften Stellen der dienenden Beamten, wo dies der Umfang und die Einrich— 
tung irgend geftattet, In der Armee ift dies Aoancement durch das Syſtem 
des Stellenfaufs, in der Kirche durch ben Patronat gebunden, in der Marine 
gilt das Princip des Dienftalters. 

Mit feiner Anftelung erwirbt der Beamte aud den Anfprud auf den mit 
ber Stelle verbundenen Gehalt. Das frühere Syſtem der Remuneration der 
Beamten durh Sporteln ift mit geringen Ausnahmen im Saatövienft befeitigt. 
Das Syſtem der mit den politifchen Parteien wechſelnden Aemter kann natur- 
gemäß mit feinem regelmäßigen Benfionswefen verbunden fein. In Fällen 
eines wirklihen Bedürfniſſes half man durch außerordentliche Penfionen aus der 
Civilifte. Neuerdings ift folgendes Regulativ eingeführt: Die eigentlichen Staats- 
minifter (ver First Lord, die drei Staatöfefretäre, der Schaglanzler, der erfte 
Admiralitäts-Lord, der Präſident des Kontrol- und des Handelsamts) fünnen nad) 
zweijähriger Amtsverwaltung und beim Nachweis, daß fie fein hinreichendes Pri— 
vatvermögen befigen, eine Penfion von 12,000 Thlr. Gold erhalten (Aftivitäts- 
Gehalt 30,000 Thlr. Gold). Doch dürfen nur 4 Penfionen‘ diefer Klaffe gleich: 
zeitig beftehen. Staatsfelretäre für Irland und Kriegsſekretäre nad fünfjühriger 
Dienftzeit können 8400 Thle. Gold beanſpruchen; Unterfefretäre der Zreajury, 
Sekretäre der Aomiralität und Bicepräfiventen des: Handelsamts 7200 Thir, ©. 
ebenfalls nad fünfjähriger Dienftzeit; die drei Under-Secretaries der Staatsjefre- 
täre, ber zweite Sefretär der Admiralität und bie Sefretäre des oftindifchen Amts 
6000 Thlr. nad) zehnjähriger Dienftzeit (Aftivitätsgehalt im Durchſchnitte 12,000 
Thaler ©.); doch dürfen nur 6 ſolche Penfionen gleichzeitig beftehen. Bei Be— 
rehnung der Dienftjahre fommt es nich: auf eine ununterbrodpene Amtsführung an. 

Für das Beamtenthum des permanenten Dienftes ift allmälig ein volls 
ftändiges Penfionswefen entftanden, Für die Richterämter wurde durch eine lange 
Neihe von Einzelgefegen geforgt; für die Diplomaten durch ein Geſetz unter 
Wilhelm IV. Nach Vorgang des Penfionsreglements für die hohen Staatsbeamten 
wurde dann das Penfionswefen auf alle Elerts und felbft untere permanente Civil» 
beamte ausgedehnt. Unter Befeitigung parlamentarifhen Einfluffes ſoll jegt nad 
feften Marimen verfahren werben, und alle nad 1829 angeftellte Beamte 21/, 
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— 5 Brocent der Gehalte zum Penfionsfonds beitragen. Die entſcheidende Be- 
hörde darüber bilden die Junior Lords der Treasury. ’ 

Das Benfionsreglement für die diplomatiſchen Beamten gewährt Ben- 
fionen nach Ablauf von 15 Dienftjahren, von welden 10 Jahre aktiver Dienft 
jein müffen. 

In dem Oeneralrezlement werden die Beamten unterfchieden, welche vor und 
nad) 1829 angeftellt find. Die erfteren erhalten als Penfion folgende Quote vom 
Gehalt und Einfommen: bei 10—15 Dienftjahren %2, 15—20 D. 3/2, 20 
bis 25 D. b/ 12, 25—30 D. 1/2 30—35 D. 8/2, 35-—40 D. Yu, 40 —45 D. 
10/2, 45—50 D. ll / z, über 50 das Ganze. Die nach 1829 angeftellten: bei 
10—17 Dienftjahren 3/12, 17—24 D. ?ız, 2431 D. 5/2, 31—38 D. 6/2, 
38—45 D. 7/2. 45 und darüber d/ja. Perfonen unter 65 Jahren erhalten nur 
auf ärztliches Atteft und Zeugniß guter Führung Penfion. 

Für Urmee und Marine beftand ein vollftändiges Benfionswefen ſchon früh- 
zeitig in freigiebigem Maßſtab. 

Literatur. Außer ven bereitd in den Noten namhaft gemachten Schriften 
find bier insbefondere diejenigen noch hervorzuheben, welche fi) Verdienſte um vie 
principielle Klärung und Richtigſtellung der Begriffe erworben haben. Solide find 
aber: I. M. Seuffert, Bon dem BVerhältniffe des Staats und der Diener des 
Staats gegen einander. Würzb. 1793; van der Bede, Bon Staatsämtern und 
Stantsdienern. Heilbronn 1797; Gönner, Der Staatsdienft aus dem Gefichts- 
punkte des Rechts und der Nationalötonomie betradtet. Landshut 1803; U, W. 
Heffter, Ueber die Rechtsverhältniſſe der Staatsdiener, in feinen Beiträgen zum 
d. Staate- und Fürftenrechte. Berlin 1820. Bart. 


Staatseinfommen, ſ. Staatswirthſchaft. 
Staatsformen, ſ. Staat. 
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Jeder Staat bedarf, um als ſolcher exiſtiren und ſeinem Zwecke genügen zu 
können, eines beſtimmten geographiſchen Raumes auf der Erdoberfläche, den man 
fein „Gebiet“ oder fein „Territorium“ nennt und nach welchem man 
die verfchievenen Staaten felbft zu bezeichnen pflegt. Ohne ein ſolches Gebiet, auf 
dem die Staatögenofjen ihren feften Wohnfig genommen haben und das fie in 
Maſſe nicht verlaffen, refp. ändern, läßt fich eine Nomaden-Horde, aber feine 
Staatögemieinfhaft denken, die einer dauernden Örundlage für die VBerwirklihung 
der Staatsaufgabe nicht entbehren kann. Der jouveräne Staat gebietet und ver- 
fügt über diefen Raum und bie darin beſchloſſene Oberfläche — Land im engeren 
Sinne und Gewäſſer — foweit e8 zur Realifirung des Staatszwedes nöthig ift, 
und er herrfcht über vie Menfhen und Saden, welche ſich innerhalb dieſes Raumes 
befinden. Es ift demnach das Staatögebiet ftantsrechtlih im einer doppelten Be— 
ziehung von entjcheidender Bedeutung; es bildet nämlich zuvörderft ein Objekt 
ver Herrfchaft des Staates, und zwar ift e8 unter allen Objekten, über welche 
ih diefe Herrſchaft erftredt, das wichtigfte, und es bezeichnet dann die räum- 
lihe Ausdehnung der Herrſchaft. 

Um Streitigkeiten, die fib zwifchen mehreren Staaten über die Auspehnung 
ihrer Herrfchaft ergeben können, fo viel ald möglich abzuſchneiden, ift es zwed- 
mäßig, die Grenzen des ÖStaatsgebietes genau zu beftimmen und vurd äußere 
Zeichen fihtbar zu machen, foweit dies nicht bereits durch die natürliche Lage des 
Landes gejchehen ift. 
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Eine nähere Betrachtung des Staantögebietes läßt ſich unter einem zweifachen 
Geſichtspunkte, entweder dem politifhen oder dem ſtaatsrechtlichen denken. In ver 
erfteren Richtung ift die Größe, Geftalt, Lage und Borenbefchaffenheit eines Landes 
fowie bie Art feiner Grenzen von wefentlihem Einfluß auf vie Macht und bie 
Entwidlung des Staates. (Bgl. den Art. „Land.“) 

Je größer das Land, defto zahlreichere Einwohner kann e3 aufnehmen und 
nähren, und um fo ungehinberter kann die Machterweiterung des Staates erfolgen. 
Freilich darf dies nicht fo verftanden werden, daß mit der Zahl ver Quadrat⸗ 
meilen eines Staatsgebietes in demfelben Verhältniffe auch ſeine Macht wachſe; 
denn biefür find auh die übrigen Momente maßgebend und kommt insbefondere 
bie Bevölkerung in Betracht. Ja aud, wenn alle dieſe Berhältnijie günftig find, 
jo gibt e8 eine äußerfte Orenze, welche der. Öebietsumfang ohne Nachtheil nicht 
überfchreiten darf. Es muß nämlich immer möglid bleiben, das ganze Gebiet von 
einem gewiffen Punkte aus zu beberrfhen und zu vertheidigen. Daß biefe Grenze 
fih in unferen Tagen viel weiter binausrüde, als in früheren Jahren, brauchen 
wir faum befonders zu bemerken. Die jegigen Berfehrsmittel, vie Eifenbahnen, 
Dampfihiffe, dann insbefondere vie Telegraphie haben die einzelnen Theile eines 
wenn auch noch fo großen Landes einander fo nahe gerüdt, daß fie viel leichter 
als früher beherrſcht und vertheibigt werden Fünnen. 

Neben ver Größe des Gebietes ift auch feine geometriſche Geftalt von nidt 
unerheblicher Wichtigkeit. Gefchloffene Komplere, deren Grenzen ſich ver Kreisform 
nähern, werben im Allgemeinen am vortheilhafteften fein, und es erklärt ſich, daß 
jeder Staat nad) Abrundung feines Yandes ftrebt. Je ausgebehnter die Grenzen 
im Berhältniß zu dem Flächeninhalte des Gebietes find, vefto nachtheiliger geftaltet 
fi die Vertheivigungsfähigfeit und bie innere Entwidlung eines Staates. Diefe 
Nachtheile erhöhen fih noch, wenn die Stetigkeit des Gebietes durch in Mitte 
liegende Zwiſchenländer, die entweber Zugehörungen anderer Staaten oder 
jeldft Territorien fein können, unterbrohen wird, Ein Beifpiel zur Veranſchau— 
lihung dieſes Satzes bietet Preußen, deſſen Gebietsverhältniffe in viefer Beziehung 
nachtheiliger als die irgend eines anderen Staates fi darftellen. 

Die geographifhe Tage eines Landes beftimmt iu vielfaher Richtung bie 
Geſchichte und ven Charakter des Staates. Ob vasjelbe an’s Meer grenzt oder 
ein Binnenland ift, ob es der kalten, gemäßigten over heißen Zone angehört, find 
Momente, von welden vie Beihäftigung und Lebensweife ganzer Völker abhängt 
und nad welden fih fonah aud der Charakter eines Staates beftimmt. Aber 
nicht allein vie phufifhe Lage des Gebietes äußert ihren Einfluß auf die Ent« 
wicklung eines Staates, ſondern ebenfo einflußreich ift die Yage des Staates 
gegenüber anderen Staaten. Ob ein Staat unmittelbar mit anderen 
Staaten zufammenftoße oder nicht, und welches im erſten Yale feine Nachbarn 
feien, ob fie mehr oter minder mächtig, ob fie in der Civilifation ihm gleich» oder 
nadftehen, Tann von maßgebender Bedeutung für das ganze politifche Verhalten 
eines Staates fein. ' 

Daß die natürliche Borenbefhaffenheit eines Landes, je nachdem dasſelbe 
3. B. wafferreih oder waſſerarm, gebirgig ober eben, frudtbar oder unfrudtbar 
ift, von größter Wichtigfeit für die innere und Äußere Politik des Staates fei, leuchtet 
auf den erften Blid ein; es hängt daven vor Allem die Beantwortung ber 
Frage ab, ob und in wie weit ein Volk vie Mittel feiner Subfiftenz und feiner 
Bertheidigung felber zu gewinnen und zu erzeugen vermöge ober ob es jolde von 
fremben Völkern im Wege des Taufches fi verfchaffen müſſe. 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. IX. 46 
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Abgefehen von der Ausdehnung der Grenzen, welche wir oben ſchon berührt 
haben, ift auch die Art und Beſchaffenheit verfelben für die Entwidiungsgefchichte 
eines Staates von hohem Belang. Die Grenze des Staatögebietes ift die äußerfte 
Linie desjelben, das Ende des Yandes, über welches fih die Staatögewalt er- 
firedt. Jenſeits diefer Linie fann nun entweder ein herrenlofer Raum oder das 
Gebiet eines anderen Staates liegen. Das erftere ift namentlib dann der Fall, 
wenn das Staatsgebiet das Meer berührt, das nah den bekannten Principien 
des Völkerrecht Gemeingut aller Staaten ift, oder wenn das Land an eine unbe- 
wohnte oder unbewohnbare Wüfte ftößt, die fih der menfhlihen Kultur entzieht 
und daher auch nicht Gegenftand menfhliher Herrfchaft fein kann. Wenn jenfeits 
der Grenze ein fremdes Gebiet liegt, fo ift e8 von befonderer Wichtigkeit, bie 
änferfte Linie beider Staaten, die hier als Scheidelinie erfcheint, genau zu be- 
ftimmen und dauernd zu firiren. Am beften dient hiezu die Abſchließung völker— 
rechtlicher Verträge, damit das, was Eeftimmt ift, beide Theile verpflichte. Auch 
in biefem Falle bevarf man äußerer Zeichen, um den Grenzzug fihtber zu machen. 
Als folde kann man aber entweder fhon von Natur vorhandene Gegenftände be- 
nugen oder man fann fie erft durch menſchliche Thätigfeit ſchaffen. Jenes ift ins— 
befondere dann möglid, wenn ein Fluß oder perennirender Bad die beiden Länder 
ſcheidet. Freilich ift der Fluß oder Bach felbft wieder eine mehr oder minder aus- 
gebehnte Fläche, und es gilt daher auch dann nod bie Linie zu beftimmen, 
bis zu welcher die Herrfhaft der anliegenden Staaten reiht. Als ſolche wird nun, 
wenn nit durch Vertrag ausprüdlid etwas Anderes vereinbart ift, eine durch 
die Mitte des Flußbettes zu ziehende Yinie betrachtet; ähnlih wie nad römiſchem 
Rechte das Eigenthum an der im Fluffe entftandenen Jnſel getheilt wird, jo wird 
völferrechtlih das Herrfchaftsgebiet der beiden Staaten gefchieven. In neueren 
Verträgen ift übrigens öfter, wenn ſchiff- oder floßbare Ströme die Grenze bilven, 
eine etwas abweichende Beftimmung vereinbart worden. Man hat nämlih dann 
den Thalweg des Fluſſes, d. i. denjenigen Theil der Waflerflähe, auf welchem 
die Schiffe und Flöße nad der Mündung zufahren, als gemeinfam für Sciff- 
fahrt und Fifcherei bezeichnet und dieſen Thalmeg zugleih für die Ermittlung ver 
Sceivelinie ald Grundlage genommen. : Dann ift 3. B. alles, was an Neben- 
armen, Altwäflern, Injeln u. ſ. w. an ber rechten Seite diejes Thalweges liegt, 
der ausfchließlihen Herrfhaft des rechts angrenzenden Staates unterworfen, auch 
wenn folhe Theile des Flußbettes bereits zur linken Hälfte desfelben gehören. — 
Weniger geeignet, die Grenzlinie zu bezeichnen, find Gebirge, fei es, daß man 
biezu entweder den Gebirgsrüden over die Waſſerſcheide benügen will. Beide 
Momente fallen nicht immer zufammen, fird auch, für fich betrachtet, noch fehr 
unbeftimmt und geben nothwendig zu Streit und Uneinigfeit Anlaß. Man wird 
daher gut thun, auch da, mo fi Gebirge an den Grenzen zweier Staaten be- 
finden, die Grenze durch Fünftlihe Zeihen, durch Markfteine, Pfähle, 
Gräben u. dgl., fihtbar zu machen. Will man biefe Grenzen „künſtliche“, jene 
der erfteren Art „natürlihe” nennen, fo ift dagegen im Wllgemeinen nichts zu er- 
innern. Anders geftaltet fi die Sache, wenn man von einem Rechte auf natür- 
liche Grenzen fpridt, und als einen Rechtsgrundſatz aufftellt: bis dahin müjfe 
der Staat reihen und erft jenfeits der prätenvirten Linie dürfe der Nachbarſtaat 
beginnen. Natürlide Grenzen in dieſem Sinne gibt e3 nit und kann es nicht 
geben. Glaubt ein Staat, es fei eine Erweiterung feines Gebietes. durch das 
Staatsintereffe geboten, jo wirb er allerdings darnach ftreben, dieſe jeine Ueber- 
zeugung zu verwirklichen; allein daraus erwächst fein Rechtsanſpruch, der fremde 
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Staaten verpflichten könnte. Die Frage ift vielmehr für ihn wie für die übrigen 
: Staaten eine Macht- feine Rechtsfrage. 

Fakt man das Stantögebiet in feinen ftaatsrehtlihen Beziehungen in’s 
Auge, fo erjcheint dasſelbe 

1. als maßgebend für die geographifche Begrenzung der ftaatlihen Herrſchaft 
über Perfonen und Sachen. Alles was fi innerhalb der Orenzen eines Landes 
befindet, ift in der Regel ver Herrfhaft des betreffenden Staates unterworfen 
(Zerritorial-Princip) und nur das Bölferreht macht einzelne Ausnahmen für ge- 
wiffe Perfonen nothwendig (Erterritorialgebiet),. Sache der Staatsgewalt ift es, 
Beftimmungen über die Behandlung der Fremden, die ihr Gebiet betreten, im 
Allgemeinen zu erlaſſen und viefelben im den einzelnen Fällen in Ausführung zu 
bringen. Wir erwähnen beifpielSweife der Auslieferungsfrage, vie einer folden 
Regelung und eines ftriften Vollzugs bebarf. 

Eine nothiwendige Folge des Territorialprincips in negativer Richtung ift es, 
daß Perfonen und Sachen, melde die Grenzen eines beftimmten Staatsgebietes 
überſchritten und biefes verlaflen haben, damit der Herrihaft des betreffenden 
Staates entrüdt find, fo daß dieſer von befagtem Zeitpunfte an nicht berechtigt 
ift, irgend eine obrigfeitlihe Handlung in Bezug auf folhe Perfonen und Sachen 
zu vollziehen. Welche Ausnahmen diefer Grundfag theils im Allgemeinen, theils 
auf Grund befonderer völkerrechtlicher Verträge im gewiffen beftimmten Berhält- 
niffen leide, ift bereits in früheren Artifeln erörtert. (Vgl. die Artikel „Ausliefe- 
rung”, „Fremde“ u. a.) 

2. Das Gebiet ift aber insbefondere das wichtigſte Objekt der Herrſchaft 
bes Staates, und man pflegt die Gefammtheit der Rechte, weldhe dem Souverän 
als foldem in Bezug auf das Gebiet zuftehen, die Territorialgewalt ober 
Gebietshoheit zu nennen. In ber älteren Literatur war dafür vie Bezeichnung 
„Staatseigenthbum” die vorherrfchende. Mit Net bat man dieſe in ber 
neueren Zeit fallen lafjen; denn wenn aud in den Wirkungen eine Analogie 
zwifhen der Herrſchaft über das Stantögebiet und zwiſchen dem Eigen— 
thume über Grunpftüde obwaltet, fo find dod das imperium und das dominium 
in ihrem Wefen verfhiedene Begriffe, deren rechtlihe Folgen in einzelnen Punkten 
einander ähnlich fein können, ohne daß die Duelle, aus der fie fließen, bie gleiche 
ift. Daher folgt aus dem Befige des einen Fein Recht auf das andere; denn bie 
Erwerb- und Befigtitel find für beide völlig verſchieden. Ueber ven Erwerb ver 
Gebietöhoheit entſcheidet das Stantsreht, über den von Grundeigenthum das 
Privatreht. Mit Recht bezeichnet e8 darum bie neuere Doktrin als einen Irrthum, 
wenn tem Staate das Eigenthum an den berrenlofen Saden vindicirt wird, 
welche fih in feinem Lande finden, und wo fi diefer Sag in deutſchen Parti- 
fulargefegen erhalten hat, ift er ein Ausfluß ver älteren Theorie des Stantseigen- 
thums am Gebiete. 1) 

Bil man die im Staatsgebiete begriffenen Grundftüde in Bezug auf ihr 
privatrechtliches Berhältnig Haffificiren, fo laffen fie fih vor Allem in zwei Klaffen 
theilen, nämlih in ſolche, welde in Folge der ihnen durch die Natur und bie 
pofitiven Gejege gegebenen Beftimmung des PrivateigenthHums unfähig find (res 
extra commercium — mit Rüdfiht auf ihre Beftimmung für Alle: res publicae) 
und dann in folde, welche als Privateigentbum erworben und befefjen werben 


1) Bol. den Art. „Herrenlofe Sachen“ und Bluntfehli, Allg. Staatar. 3. Aufl. Bd. 7, 
©. 213 und 214, 


„46 * 


134 Staatsgebiet; Staatsgrenzen 


fünnen, Unter den legteren fann man dann wieder je nad dem Subjefte, tem 
das Eigenthum zufteht, Staats-, Gemeinde- und eigentlihe Brivatgrunt- 
ftüde unterſcheiden. Zu ben erfteren gehören ihrem Wefen nach z. B. tie Do: 
mänen, d. i. jene Güter, woran dem Souveräne als ſolchem das Gigenthum zus 
fteht und teren Früchte nur den Staatsbebürfniffen zu widmen find (vgl. darüber 
den Xıtifel „Domänen.“) —F 

Die in der Territorialgewalt liegenden Befugniſſe des Souveräns ſind theils 
pofitiven, theils negativen Inhalts; fie begründet nämlich die Befugniß, über das 
Staatsgebiet für die Zwede des Staates ausſchließlich zu verfügen. 

a) Das Verfügungsreht des Souveräns ift demnad fein unbefhränftes und 
willfürlihes, wie das des Cigenthümers, fondern ſchon feinem Begriffe nah ma- 
teriell befchränft durd vie Zwecke, für melde es geftattet if. Daher lehrt das 
Staatsrecht, das Staatsgebiet ſei unveräußerlih und untheilbar, va es 
der Natur der Sache nad) den Souverän nicht zufommen kann, die fachliche 
Grundlage des Staates und den Raum für feine Exiſtenz und Fortbildung zu 
verfürzen oder gar in mehrere ſelbſtändige Staaten zu theilen. Nur in ſolchen 
Fällen, wo die Erhaltung des Staates und die wejentliche Förderung feiner 
Wohlfahrt von einer Gebietsveräußerung bevingt ift, erfcheint dieſelbe als erlaubt, 
wie diefes 3. B. bei Gebietsabtretungen zur Beendigung eines Krieges ober zur 
Berichtigung ftreitiger oder zur Abrundung ungünftiger Grenzen der Fall ift. — 
In den neueren Barfaffungsurfunten ift in der Regel das Gebiet ausdrücklich für 
unveräußerlih und untheilbar erflärt. Daraus darf aber nicht gefolgert werben, 
daß dieſer Grundſatz fih nicht von felbft verftehe, alfo in Staaten, deren Ber: 
faffungsgefeg darüber ſchweigt, nicht gelte; er ift vielmehr als eine nothwendige 
Tolgerung aus dem ÖStaatsbegriffe für alle Staaten maßzebend, wo nicht aus— 
drücklich das Gegentheil beftimmt ift. Anders verhielt fih die Sadhe in den Staaten 
des Mittelalters, wo der Landesherr als Eigenthümer des Landes betrachtet wiırde 
und daher auch die Nechte eines folchen üben konnte, wo er alfo insbefondere 
Theile feines Landes zu veräußern ober unter mehrere Perfonen zu vertheilen 
volllommen beredtigt war, wo es als ſelbſtverſtändlich galt, va das Land, wenn 
es im Erbgange an mehrere gleichberehtigte Erben, 3. B. an mehrere Söhne bes 
bisherigen Befigers überging, unter dieſe getheilt wurde. Wenn man die politifchen 
Nachtheile, welche die nothmwentige Folge der Durchführung der Idee des Patri- 
monialftaatet waren, von ben regierenden Yamilien abwenden wollte, fo war e3 
unerläßlich, die Veräußerung und Theilung durch die Haus: und Landesgeſetze zu 
verbieten oder doch nur unter gewiffen Beſchränkungen zu geftatten, z. B. nur 
mit Zuftimmung der erbberechtigten Agnaten und ver etwa vorhandenen Land— 
ſtände. 

Die Untheilbarkeit des Staatsgebietes iſt am beſten verbürgt, wenn 
duch die Verfaſſung des Landes der Grundſatz der Individual-Succeſſion 
janktionirt ift, fo daß immer nur eine Perfon Inhaber der Staatsgewalt fein 
kann, alſo jede Gefahr einer Theilung des Gebietes wenigftens in fo fange abge: 
wendet ift, als vie regierende Familie im Namen und Stämme eriftirt. Wie das 
Staatswörterbud anderwärts Bereits aufgeführt hat, ift diefem Poftulate ver Un- 
theiibarkeit durch die Einführung der Primogenitur Genüge getban. — Neben ber 
völkerrechtlichen Antbeilbarfeit des Landes, ber zufolge basjelbe nicht: mehrere 
Souveräne haben und daher nicht mehrere Staaten bilden kann, ſpricht man aud 
von einer ftnatsrechtlichen Untheilbarfeit tes Staatsgebietes und verfteht darunter 
Die Forderung, daß im cinem und temfelben Staate die gleiche Berfaffung und: 
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Geſetzgebung gelte und fohin rechtliche Einheit und Gleichheit in demſelben herrſche. 
— So fehr nun biefe Forderung im Allgemeinen al8 eine felbftverftändliche Folge 
ver Einheit des Staates gerechtfertigt ift, fo gibt e8 doch in den beftehenven 
Staäten eine Neihe von Mopififationen derfelben, die ihre Begrüntung theils in 
rechtlichen, theils in politifhen Verhältniſſen finten. Wo ein Etaat aus mehreren, 
früher felbftändig gewefenen Ländern allmälig entftanden ift, fann den einzelnen 
Theilen des Staatsgebiete® ihre frühere befondere Berfafjung und Geſetzgebung 
garantirt fein, auch wenn fie zufammen nur Einen Staat bilten, Aber auch dann, 
wenn feine rechtliche Nothwendigkeit vorliegt, gewiſſe Verfhierenheiten in ber Ver- 
füffung und Geſetzgebung fortbeftehen zu laſſen, können politifche Gründe es als 
räthlich erfcheinen laſſen, ſolche Differenzen nicht zu befeitigen oder fogar einzu— 
führen, (Bgl. die Art. „Gentratifation”, „Provinzialregierung” :c.) 

Nicht zu verwechfeln mit der Theilung des Landes unter mehrere Herrn ober 
in mehrere Provinzen mit verfchievener Verfaſſung ift vie Theilung, welche für 
bie Zmwede der Berwaltung vorgenommen wird. Das Recht dazu ift ein Aus- 
fluß der Organifationsgewalt des Souveräns, welche dabei nur durch Gründe 
der Zweckmäßigkeit beftimmt wird; in der Negel überlaffen vie VBerfaffungsurfunven 
die nähere Verfügung dem Verordnungswege. In dem Artifel „Provinzial-Regie- 
rang“ find die Principien erörtert, welche bei biefer Eintheilung Maß zu geben haben. 

Die Verfügung des Souveräns als ſolchen über das Gebiet fchließt die Rechte 
der Privateigentbümer, welde bie einzelnen, im Gebiete begriffenen Grundſtücke 
beſitzen, nicht aus, fondern beide Rechte, das imperium und dominium, beftehen 
neben ‚einander, ja fie ergänzen ſich gegenfeitig. Insbefondere hat das imperium 
die Aufgabe, wie die Privatrechte überhaupt, fo auch jene an Grund und Boden 
zu fhügen und zu fihern, zunächſt indem bie Staatsgewalt Gefege über den Er- 
werb, Berluft und Genuß des Grundeigenthums erläßt, wobei von felbft auch vie 
Frage zu beantworten ift, wer fähig fei, Grundbefig in dem Stante zu erwerben, 
ch blos der Inländer oder auch der Fremde hiezu berechtigt fei. (Vgl. den Artikel 
„Fremde.“) Dann aber bat die Staatsgewalt den weiteren Beruf, das Eigenthum 
gegen ıhatfählihe Störungen und Verletzungen, foweit es in menſchlicher Macht 
liegt, zu fhügen, indem fie Gerichte und Polizeibehörben einfegt und ihre Thätig- 
feit überwacht. Die Anfprüde, welche der Staat als folher an die Grundbefiger 
macht, beruhen alle anf ver Anerkennung ihres Privateigenthbums und fünnen in 
der Megel nur vie Wirkung haben, daß fie den Privaten zu Gunſten des Staates 
oder dritter Perfonen in feiner Verfügung oder in dem Genuſſe der Früchte be- 
f&ränfen. Letzteres tritt namentlid bei der Grundſteuer hervor und e8 gehört zu 
den: wichtigften Aufgaben der PVerfaffunge- und Gefeßgebungspolitit, Mittel zu 
finden, die geeignet find, jede Willfür des Souveräns und feiner Organe in biefer 
Peziehung zu verhüten. — Nur ausnahınsweife fann der Fall vorfommen, baf 
der Staat für feine Zwecke über die Subftanz eines Grundſtückes vie volle und 
ausjhlieplihe Verfügung in Anfprud) nehmen muß, wenn cr fid enimeber in 
einem Nothſtande befindet, deſſen Abwendung nur in folder Art möglih ift oder 
wenn es fich um bie Verwirflihung eines zwar nur nütlichen, aber für das Ge: 
teihen des Staates im Ganzen wefentlihen üffentlihen Unternehmens hanbelt. 
Wie in folden Ausnahmefällen das Staatsintereffe einerſeits und das Privatrecht 
anderjeit8 auszugleichen feien, davon war bereits in einem früheren Artifel „Er: 
propriation” die Rebe. 

b) Wenn aud in ver Territoriafgemalt fein unbefchränftes Verfügungsrecht 
über das Gebiet enthalten ift, fo ift viefes Recht doch ein ausſchließliches, 
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das nur der Stantsgewalt allein, feinen Dritten, zufteht, weder einem Privaten, 
noch einer fremden Staatsgewalt und ihren Organen, Man nennt das Gtaats- 
gebiet in Folge dieſer Ausſchließlichkeit ber Territorialgewalt frei, d. i. unab⸗ 
hängig von jeder Einwirkung einer fremben Staatsgewalt oder einer fonftigen 
Macht. Daher ift feine Regierung berechtigt, Hoheitsakte in einem fremden Lande 
ober über ein folhes, reſp. feine Beftandtheile auszuüben oder zu verlangen, daß 
ſolche Akte, im eigenen Gebiete vorgenommen, Wirkungen über diefes hinaus in 
einem fremden Lande äußern. Darum wird: 

a) dem richterlichen Urtheile die Rechtskraft und bie daran fi knüpfende 
Bollziehbarfeit nur in dem Gebiete desjenigen Staates zugeflanden, von deſſen 
Gerichten es erlaſſen wurbe; der fremde Staat kann nur auf Grund beftehender 
Berträge hiezu verpflichtet werben. 2) 

P) Aus gleihem Grunde hat fein Staat bie Befugniß, in einem fremben 
Gebiete gelegene Grundſtücke ober deren Früchte, ſowie fonftige dort befindliche 
Sachen zu befteuern; denn auch bie Steuerhoheit des Staates iſt am bie Ge⸗ 
bietsgrenzen gebunden. 

Der Grundſatz der Freiheit des Staatsgebietes kann in einzelnen Fällen eine 
Ausnahme erleiden, indem die Gebietshoheit zu Ounften eines fremden Staates einer 
Beſchränkung unterliegt. Da für die Freiheit des Gebietes die Bermuthung ftreitet, fo 
muß jede folche Beſchränkung erft durch eine beſondere Willenshandlung der verpflich- 
teten Staatsgewalt begründet werben; fie muß förmlich eingeräumt fein, fei es in Form 
eines Staat3vertrages oder eines nrfprünglichen einfeitigen Zugeftänpnifles. Man nennt 
ſolche Beſchränkungen ver Freiheit des Gebietes in analoger Anwendung eines privat- 
rechtlichen Begriffs Staatspienfibarfeiten. Mit Recht wirb in der neueren 
Zeit die Erfigung nicht mehr als ein zur Erwerbung folder Rechte geeigneter Titel 
angefehen, weil das Inftitut der Erfigung feiner Natur nah nur für Privatrechte 
Wirkfanfeit hat. Anders verhielt ſichs im Patrimonialftaate. Das Ältere deutſche 
Staatsrecht ließ es allerdings zu, daß man Staatsfervituten ufucapirte, und bie 
auf diefem Wege erworbenen Rechte der Landesherrn fanden ihren Schuß bei den 
Reichsgerichten. Abgefehen davon, daß biefer Schuß feit der Auflöfung des Reiches 
weggefallen ift und nur durch Anrufen des Bundes zum Zwecke einer austrägal- 
gerichtlichen Entſcheidung realifirt werben fünnte, find die meiften Rechte biefer 
Art in Folge des PVerzichts im Art. 34 der Rheinbundafte 3) erlofchen. 

Was den Inhalt der Staatsdienftbarfeiten angeht, fo kann verfelbe in Ge» 
mäßheit ihres Begriffes nur ein ftaatsredhtlicher fein, alfo in hoheitlihen Hand- 
lungen und Unterlaffungen beftehen, fo daß entmweber der eine Staat gemiffe 
Hoheitshandlungen im fremven Sande vornehmen darf, bie der verpflichtete Staat 
dulden muß (affirmative Staatsferpitut‘ oder dem letzteren die Ausübung gewiſſer, 
fonft in Folge der Souveränetät zuftändiger Rechte verwahrt werben kann (mega 
tive Staatsfervitut). Ein Beifpiel für Servituten der erfteren Art Bietet das 
Recht, eine im fremden Pande gelegene Feſtung ganz ober theilweife zu beſetzen 
oder Truppen durch ein fremdes Gebtet zu führen; für folche der zweiten Art das 
Recht, zu verbieten, daß an einem beflimmten Punfte oder in einem beftimmten 
Raume eine Feſtung angelegt oder eine vorhandene Feftung erweitert oder mit 
einer ein gewiſſes Maß überfchreitenden Mannfchaft beſetzt werde. 


2) Dal. darüber das europ. Völkerrecht v. Heffter, 4. Aufl. ©. 71 und 78. 
3) Bal. üher den Umfang dieſes Verzichts das deutfche Staatd: und Bundesrecht v. H. A. 
Zachariä, BP. 1. ©. 149 ff. 
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Literatur. Bon befonderen Werten über das Gebiet verdienen voraus 
genannt zu werden: 3. I. Mofer, Bon ver deutfchen Neihsftände Landen; ©. Lan— 
bau, Die Territorien in Bezug auf ihre Bildung und Entwidlung, Hamburg 
und Gotha 1854. Außerdem find die Lehr- und Handbücher des allgemeinen und 
des deutſchen Staatsrechts zu vergleihen, welche indeſſen mehr bie rechtliche Seite 
ver Lehre vom Gebiete in's Auge faflen; ſ. z. B. Bluntſchli, Allg. Staatsr. 
3. Aufl. Bd. I. ©. 208 fi; Fr. Schmitthenner, Allg. over ideales Staatsr. 
©. 406 u. fi; H. 4. Zacha riä, Deutiches Staats- und Bundesrecht, 2. Aufl. 
Br. I. ©, 588 fi; Wippermann, Beiträge zum Stantöreht I. ©. 49. Bon 
den Monographien über Staatöfervituten führen wir an: N. Th. Gönner, Ent- 
widlung des Begriffs und ber rechtlichen Verhältniſſe deutſcher Staatsrechtspienft- 
barkeiten, Erlangen 1800; baneben find in dieſem Betreffe vorzugsweife bie 
Werke über Bölferrecht nachzuſehen, 3. B. Heffter, Europälfches Völkerrecht, 
4, Aufl. ©. 87 ff. Puzl. 
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Die Unterſcheidung der verſchiedenen öffentlichen Thätigkeiten des Staates iſt 
ſo alt, als die Unterſcheidung der verſchiedenen Aemter im Staate. Aber erſt die 
moderne Zeit hat eine grundſätzliche Sonderung der Aemter je nach der 
Natur ihrer Thätigkeiten eingeführt. Die Atheniſche Efflefie übte noch, je nach ber 
Anregung, die fie empfing, geſetzgeberiſche, regierende und richterlihe Befugniffe 
aus; ber römifche Prätor urbanus war freilid) vorzugsweife mit der Leitung ber 
Rechtspflege betraut, aber wo das irgend zwedmäßig ſchien, machte er neben ber 
jurisdietio aud fein imperium geltend und indem er in feinem Edikte allgemeine 
Procekvorfhriften gab, übte er nad unfern heutigen Begriffen auch gefeßgeberifche 
Befugniffe aus. Der deutſche Gaugraf war Richter und Vertreter der obrigkeitlichen 
Gewalt überhaupt in vem Gau, und das Gauding, welches das Blutgericht übte, 
erließ zugleich Steuerorbnungen für den Gau. Heute noch übt das englifche Parla- 
ment gejeßgeberifche, Regierungs- und Gerichtsgewalt aus und die englifchen 
Friedensrihter find zugleich Polizeibehörbe und Polizeirichter, und in ihrer Ber: 
einigung auch Graffchaftsparlament. 

Auh wenn man derfelben Stelle verfehievenartige Thätigkeiten zumeist, kann 
man dennoch zwifchen diefen Thätigfeiten unterfcheiden. Die Römer verwechfelten 
dad imperium nit mit ber jurisdietio, obwohl fie in ber Regel beide in dem— 
felben magistratus zufammen wirfen ließen, und hielten nur daran feft, daß das 
Amt, weldyes vorzugsweiſe ber politiichen Regierung gewidmet war, wie das bes 
Konfuls, jo weit das zur Unterftügung derfelben nöthig ſchien, auch richterliche Befug- 
niße habe, und die Magiftrate, welche mit diefem oder jenem Bereich der Rechtspflege 
betraut waren, wie die Prätoren, hinwieber fo weit fraft des imperium zu Befeh- 
fen und Berboten im Intereffe der gemeinen Wohlfahrt ermächtigt feien, als 
viefelben für ihre Hauptthätigkeit nöthig oder förderlich erſchienen. Man fann nicht 
läugnen, dieſe Verbindung fteigert die Macht des Amtes, Wenn der, welcher be— 
fiehlt, zugleich richten darf, und ver welcher richtet, auch befiehlt, fo ift der Eins 
zelne folder Doppelgewalt gegenüber fraftlo8 und genöthigt, fi ihr unbebingt zu 
ergeben. Aber gerade das ift au die Schattenfeite biefer Verbindung. Sie ift dem 
Abfolutismus der Gewalt günftig und daher für das Recht und bie 
Greiheit gefährlih. Bon dieſem Gedanken aus hat Montesquieu bie Tren- 
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tung der Gewalten gefordert, und die beiden Grundgeſetze für bie moderne Ver— 
faffung ausgefprohen: Die verfhiedenen Gewalten erfordern ver— 
ſchiebene Organe Kein Organ darf zugleidh verfhienene Ge— 
walten ausüben, 

Die moderne Sonderung Hat aber noch eine zweite Urfahe. Sie entipricht 
nämlich der organifhen Natur des Staats beffer als die Verbindung. Wie in dem 
natürlichen Körper des Menfhen fir die verfchledenen Funktionen auch eigenthüm- 
liche Organe eigens eingerichtet find, ebenfo werben in dem Fünftlihen Körper des 
Staats die verfchiedenen öffentlichen Funktionen desfelben dann am beften georb- 
net fein, wenn jedes Amt für die befondere Thätigfeit ausgebilvet ift und nicht 
denfelben Aemtern ganz verfchiedenartige Funktionen zugewiefen werden. Richten 
und Regieren oder Verwalten find nicht blos in der Art und Form ber Thätig- 
feit und in ven Zwecken verfchievden, melde dadurch bewirkt werben follen. Sie 
nehmen auch verſchiedene Geiftesfräfte in Anfpruch und feten eine verſchledene 
Anlage und Bildung voraus, Nur felten wird berfelbe Mann zugleich ein guter 
Richter und ein vortrefflicher Negierungsmann ober Verwaltungsbeamter fein. In 
den meiften Fällen wird entweder bie eine ober die andere Thätigfeit ober es 
werben beide leiden, wenn derſelbe Beamte beide vollziehen muß. Jede Funktion 
wird alfo dann ihre höchſte Vollkommenheit erreihen, wenn fle dem eigens bafür 
eingerichteten und von der dazu tauglichen Berfon verwalteten Amte zur Pflicht gemacht 
wird, In diefem Sinne hatte fhon faft zwei Sahrhunderte vor Montesquieu fein 
älterer Yantsmann Bodin die Sonberung vorzüglich der Negierungs- und ber 
Gerichtsgewalt verlangt. 2 

Mar fo der neue Gedanke vornehmlich von franzöfifhen Publiciften ausae- 
ſprochen und vertheibigt worden, welche barin eine Garantie fuchten gegen ben Ab- 
ſolutismus der Staatsgewalt, fo ift derſelbe zuerft in den Freiftaaten Nordamerikas 
zu einem ftaatlichen Grundgefek erhoben und dadurch verwirklicht morben. 
Seither haben eine große Anzahl auch ven europätihen Staaten in biefem Sinne 
bie Gemalten gefonvert und für die verfchiedenen Funktionen verſchiedene Organe 
geihaffen. 

Schon bei Montesquien erfcheint aber der wahre Gedanke der Sonderung 
in der falfhen Form der Trennung der Gewalten. Rouffeau hat dieſe Tren- 
nung in&befondere von Geſetzgebung und Regierung in der Theorie, die Amerifaner 
haben vie dreifahe Trennung von Oefeßgebung, Regierung und Gericht in der 
Praris auf die Spite getrieben. Wehnlihe Scheidungen finden wir bei manden 
deutſchen Staatephilofophen, wie bei Kant, Fichte u. a. Die Folge wäre vie Er- 
bebung mehrerer ſouveräner Gewalten neben einander, und demnach bie 
Spaltung der Staatseinheit und der nicht zu erledigende MWiderftreit der 
verſchiedenen oberften Gewalten mit einander. Die Amerifaner haben die Einheit 
daburd, herzuftellen verſucht, daß fie die Berfaffung über Gefepgebung, Regie- 
rung und Gericht feßen und von der Berfaffuna gebenden Autorität des Volks 
bie einheitliche Entſcheidung erwarten. Aber die Verfaffung fann doch nur bie 
ruhenden Grundlagen ter Staatsorbnung beftimmen; bie theils regelmäßige, 
theils wechſelnde Feſtſetzung des Nothwendigen und Zweckmäßigen muß bob ven 
übrigen oberften Gemalten anbeim geftellt bleiben, die eben darüber in Kampf 
mit einander gerathen fünnen. In der Abficht hier eine Ausgleihung zu ermög— 
lihen, bat Benjam. Gonftant (vergl. d. Artikel) fein pouvoir royal erdacht, deſſen 
Aufgabe es fei, jede andere Gewalt vor Ausfchreitung zu bewahren, und ben mög- 
lien innern Kampf zu friedlichem Abſchluß zu führen. Sie begegnet dann den 
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Gefahren, welhe von Seite ver bemofratifchen Volksvertretung drohen, durch 
Kammerauflöfung, denen, die von dem ariftofratifhen Herrenhaufe kommen, durch 
neue Pairsernennung, den minifteriellen Mifgriffen durch die Emennung neuer 
Minifter und ben Fehlern der Gerichte durch tie Initiative zu neuen, bie Ger 
richtspraxis verbeſſernden Geſetzen. 

Aber in dem ganzen Gedanken der abſoluten Scheidung der Gewalten lag 
ein Fehler. Weil der Staat ein einheitlicher Organismus iſt, ſo müſſen die Or— 
gane desſelben, wie ſie für beſondere Verrichtungen beſonders ausgebildet ſind, auch 
wieder mit dem ganzen Körper und daher unter einander verbunden bleiben, 
ganz wie in dem natürlichen Körper die Nerven und Muskeln den Zuſammenhang 
aller Glieder und die Einheit des Ganzen bewahren. 

Am ſchädlichſten und ganz unausführbar erwies ſich überall die völlige Ein: 
nung von Geſetzgebung und Regierung. Ste fonnte immer nur ganz annähernd 
erreicht werben, tie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, mo der Präfi- 
bent nur ein befchränftes Sufpenfiv-®eto hat, gegenüber ben Geſetzen, melde ber 
Kongreß feftftellt, oder in. ver Schweiz, mo der Bundes- und den Kantonsregie— 
rungen nicht einmal ein Veto eingeräumt ift. Aber ſelbſt da üben bie Regierungen 
einen ſehr erheblihen Einfluß aus auf die Geſetzgebung, indem fie vorzugsmeife 
die Geſetzesentwürfe verarbeiten und einbringen — und minbeftens durch ihre 
Berichte und auch durch perfönliche Anmefenbeit an der Berathung der: repräfen- 
tativen Körper Theil nehmen. Wo aber man fi Mar geworben ift, daß das Ge- 
feß. der höchſte und dauernde Willensauspruf des ganzen Volkes fe, da begreift 
man auch, daß die Regierung als Haupt und Führer des Volles berufen ift, dazu 
mitzuwirfen, und daß bie Repräfentation ohne fie nur eine Rumpfvertretung ift. 
Der monardifhen PVerfaflung eigenthümlich ift e8, daß in ihr fich die Koncen- 
tration aller Staatsgemalt zur Einheit am deutlichften darftellt. 

Am eheften wird die Gonterung ber Juftiz von der Berwaltung ohne 
Gefahr His zur Trennung ber beiderlei Organe gefteigert werden fünnen, haupt— 
fählih um des dringenden Intereſſes willen an ber Unabhängiafeit der Juſtiz 
von den Berwaltungseinflüffen. Indeſſen fogar da fehlt es nicht völlig an der Ver: 
bindung zwiſchen beiven, welche theils durch die Juſtizminiſterien, theil® durch Die 
Staatsanwaltſchaft und die Polizeibehörden vielfältig unterhalten wird. 

Ebenſo irrig iſt die völlige Gleichſtellung der verſchiedenen Gewalten, 
weil dieſelben nicht auf einer Fläche neben einander ſtehen, ſondern zu einem Te= 
bendigen Körper geordnet find. Wie das Haupt über dem Leibe aufgerichtet ift 
und das Herz troß aller Selbftänbiafeit feiner Empfindung dennoch dem höher 
ſtehenden Gehirne nicht gleichgeftellt ift, fo ſollen auch bie verfchievenen Theile und 
Glieder des Staatöförpers in einer organifhen Ortnung zu einander ftehen. 

Ueber die Zahl und die Art der verſchiedenen ftaatlihen Gewalten ober 
Grundkräfte — ber franzöfifhe Ausdruck ponvoirs ift beffer und, civilifirter als 
ter bei ung herfömmliche ver Gewalten — geben die Meinungen nob fehr aus 
einander. Im letzten Grunde ift der Gegenſatz entfcheinend zwiſchen 

A) den Organen, welche berufen find, und den Funktionen, welhe ben Zweck 
haben die dauernde Staats- und Rechtsordnung (ſowohl Rectöregeln 
als Inftitutionen und bleibende Ginrihtungen fiir die Gefammtheit) feftzuftellen — 
Geſetzgebung im meiteften Sinn, und 

B) den Organen und Funktionen für die einzelnen Handlungen für 
die Entfheidung und Durchführung der fonfreten öffentlichen Geſchäfte. Aus— 
übende Gemwalten, Berwaltung im weitern Sinne, 
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Zu A. Für die erftere Gattung von Thätigfeiten ift in ber Negel der ge— 
fammte Staatsföärper wirkfam, indem er felber feine Ordnung beftimmt. Je 
nach ber Wichtigkeit diefer Orbnungen werden tenn aber drei Stufen unterfchieven, 
die zumeilen wieder als dreierlei Gewalten aufgeführt werben. 

1. Die Berfaffung, welde die Orundgefege und die weſentlichſten In— 
fitutionen feftftellt. Die neuere Zeit hat bier eine augenfcheinliche und innerlich 
ganz berechtigte Tendenz, bei biefer Berfaffung gebenden Thätigkeit nicht blos bie 
Repräfentation des ganzen Bolfs wirken zu laffen, fondern überdem bie ge— 
fammte Staatsbürgerfhaft durch entfcheidende Abftimmung über Annahme 
oder Berwerfung der BVerfaffungsbill mit zu betheiligen; fogenannte konſti— 
tuirende oder Berfaffungsgemalt. 

2. Das Geſetz, als dieregelmäßige Form der gemeinfamen Ordnungen, 
weldhe im Sinne des modernen Staate® von ber Nepräfentation des ge- 
fammten Bolfes (ſchicklicher Weife daher in Haupt und Gliedern) feftgefegt 
werben, Gefeggebende Gewalt im engern Sinn; 

3. Die Berorpnung, theils innerhalb der Berfaffungs- und gefegmäßigen 
Ordnung der Regierung — ale dem Staatshaupte — zu weiterer Ausführung 
und Ausbildung der gemeinfamen Ordnung umd der dafür nöthigen Einrichtungen 
anheimgeftellt, theild aus dringenden Urfadhen zum Erfaß ber unthätigen Geſetz⸗ 
gebung in Thätigfeit verfegt: Berorbnungsgemwalt, welche jedoch immer ver 
Geſetzgebungsgewalt untergeorbnet bleiben muß und nur fefundär oder ausnahme- 
weife in Wirffamfeit tritt. 

Zu B. Die zweite Gattung von Organen und Thätigkeiten zerfällt wieder 
in eine Anzahl von Gruppen mit eigenthümlichen Charaktern, die aber alle das 
mit einander gemein haben, daß bier in der Regel nur einzelne Organe bes 
Staatsförpers, nicht die Repräfentation des Gefammtlörpers vortreten und bie er- 
forderlichen Handlungen beſchließen und vollziehen. 

Die wichtigften Unterfhiede find: ; 

1. Als unzweifelhaft oberfte Gruppe bilden die Organe der Regierung 
gewalt bie eigentlich leitende aktive Gentralgewalt, melde, fo weit bie Zwecke 
der äffentlihen Wohlfahrt e8 erforbern, in autoritativer Form die Politif des 
Staates beftimmt und das Erforderliche im Einzelnen beſchließt und vollzieht. Die 
Griechen nannten das aoyn, bie Römer imperium, die alten Franten Mund- 
ihaft, wir beffer Negierungs- als vollziehende Gewalt; denn Bollziehen bebeutet 
nur den Außerlihen Akt ver thatfählihen Durhführung, welcher der entſcheidende 
BWillensaft des Entfchluffes oder Beſchluſſes vorangeht; und bezeichnet daher nicht 
den Kern, fondern die bloßen Folgen und Ausläufer diefer Gewalt. 

Innerhalb dieſer höchſten Gruppe laſſen ſich wieder einzelne Zweige ber Thä- 
tigfeit unterfcheiden, von denen man zweierlei befondere Grundgemalten des Staats 
gemacht hat, mit Unrecht freilih, denn fie alle haben vaffelbe Centrum, werben 
alle gleihmäßig von da aus beftimmt und geleitet, und haben alle denſelben 
autoritativen Grundcharakter. Die Ziele, die anzuftreben find, werben hier be— 
ftimmt, und die Mittel zu dieſen Zielen innerhalb der gefeglihen Schranfen frei 
nah Zwedmäßigfeitsgründen, gewählt. Der konkrete Staatswille tritt hier fo 
entfcheidend hervor, daß man alle diefe Funktionen aud mit dem Ausdruck ber 
Staatsgewalt im eigentlihften Sinn zufammen faßt. Dahin gehören: 

a) Die politiffhe Regierung im Großen und Ganzen, welde nad außen 
in Form der Repräfentativgewalt fi äußert, nad) innen als Initiative 
und Leitung des Gangs ber öffentlichen Angelegenheiten ſich darſtellt. 
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b) Die autoritative Adminiftrativgewalt mit ihren beiden bebeu- 
tungsvollften Anwendungen, theils als Polizeigewalt, theils ala Mikitär— 
gewalt. Beide find wieder durch beſondere Organe vielfältig ausgebildet, während 
die politifche Regierung vorzugsweiſe von dem Centrum felbft aus verwaltet wird. 
Dem Vorſchlag, den neuerlich Genftantin Frank gemacht hat, die Militärgemwalt 
der Regierungsgewalt als einer civilen neben zu orbnen, können wir nicht zu⸗ 
ſtimmen. So bedeutend und einflußreich der Heereskörper und ſo eigenartig er 
iſt, man darf doch nie vergeſſen, daß das Heer nur einen ſekundären Staatsberuf 
hat, indem es der von der Regierung gewählten Politik die erforderliche Stärke 
und den nöthigen Nachdruck verieiht. Der Krieg darf nur bie Durdführung ver 
Politit und nicht umgekehrt die politifhe Gewalt der Diener der Kriegsmadht fein, 
wenn nicht alle Givilifatton in barbarifcher Säbelherrſchaft erdrückt werben foll. 

2. Ihr zunächft, in fich ſelbſtändig, aber nicht gleichgeordnet, ftehen bie Or« 
gane der Gerichtsgewalt (jurisdietio), deren Aufgabe es tft, das Unrecht zu 
befeitigen und ber Rechtsordnung im MWiderftreit ver Parteien und gegen die Ans 
geiffe Einzelner Anerkennung und Wirkfamkeit zu verſchaffen. Die beiden Haupt- 
arten ber gerichtlichen Thätigkeit, welche wieder mit Staatsautorität. richten, d. h. 
bie Macht ber Rechtsordnung bewähren, find: 

a) die Civilgerihtsharfeit, in welcher die Befeitigung des Unrechts 
und die Wieverherftellung des geftörten Privatrechts genügt, 

b) die Strafgerichtsharteit, welche ein ſchwereres und deßhalb mit Strafe 
beprohtes Unrecht vorausfegt. ' 

Dazu kommt in einigen modernen Staaten 

e) die Rechtspflege in Verwaltungsftreitigkeiten, welde fih auf 
öffentliche Rechte aber ſolche bezieht, auf welche die einzelnen Berfonen einen 
relgtiven Anſpruch haben. In andern Staaten wird ber Entſcheid auch darüber bald 
mit der Gioifgerichtsbarfeit verbunden, bald der eigentlichen Berwaltung überlaffen. 

3. Endlich finden ſich noch zwei, der Regierungsgewalt zwar untergeorbnete, 
aber eigenartige Gruppen, die beide fi dadurd von ter Regierungsgewalt unter: 
fcheiden, daß in ihnen der autoritative, obrigkeitlihe Charakter nicht hervorteitt, 
und diefelben eher Pflege als Gewalt find. Darauf beruht denn auch ber noch 
nicht genug beachtete Gegenſatz zwiſchen den Regierungsbeamten im engern 
Sinn, melde die obrigfeitliche Gewalt und Autorität ausüben, und ven Pflege: 
ämtern, welche nur in öffentlihem Auftrag für gewiſſe Gemeinintereffen ſorgen, 
aber weder Gericht noch ftaatliche Autorität im eigentlihen Sinne üben. (Bol. 
die Art. Amt und Staatspiener.) 

Die eine diefer beiden Gruppen bericht fih auf vie Pflege der geiftigen In— 
tereffen und Beziehungen ver Gemeinfhaft und ftellt fib daher als KRulturforge 
dar. Auf den Gebieten der Religion, des Unterrichts, der Bildung, der Wiſſenſchaft 
und Kunft fann der Staat niht herr ſchen, aber er kann biefelben pflegen. 

4. Die andere bezieht ſich auf die wirthfchaftlichen Kräfte des Staates (Fi- 
nanzen) und ber Nation (Volkswirthſchaft) und erfcheint als Wirthſchafts— 
pflege. Auch auf diefem Gebiete fann ver Staat nicht befehlen oder verbieten, noch 
autoritativ verfügen, fondern ift genöthigat, zu verwalten, Auffiht zu üben, 
Intereffen zu pflegen, ganz ähnlih, wie es ber Einzelne thut in feinem 
Wirthſchaftsbereich. 

Damit aber ſind die verſchiedenen Thätigkeiten des heutigen Staats erſchöpft 
und in dieſer Weiſe geordnet erſcheinen ſie in richtigen Verhältniſſen zu einem 
organiſchen Ganzen, eben dem Staatskörper verbunden. ſSiuniſchi. 
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Stoatsminifterium. 


Unter Staatsminifterinm verfteht man bie Vereinigung ber Fämmttihen 
Minifter, welche unter dem Borfig des Regenten felbft vie oberfte Regierungebe- 
börbe bildet. 

Bei einer repräfentativ-monardhifchen Berfafjung ift biefe Inſtitution, die 
übrigens im Einzelnen in ſehr verſchiedenen Formen ausgebildet ſein kann, nicht 
wohl zu entbehren; ſie bietet aber auch bei jeder andern Verfaſſungsform fo be⸗ 
deutende Vortheile, daß in jedem höher entwickelten Staatsweſen etwas Aehnliches 
vorzukommen pflegt. So zweckmäßig nämlich bei ſteigender Entwicklung des Staats- 
lebens eine Vertheilung ver einzelnen Staatsgefhäfte je nah ihrem Gegenſtande 
unter verfehiedene, felbftändig neben einander ſtehende Fachminiſterien ift, fo notb: 
wendig ift boch andererfeifs zur Herftellung und Erhaltung der Einheit bes Negie- 
rungswillens ein Wiederzufammenfaflen jener getrennten Minifterien im“ eimer 
höheren Einheit. Als vie geeignetfte Form dafür ſtellt fih aber die Errichtung 
eines Staatsminifteriums tar, in weldem vie Chefs ver einzelnen Minifterten 
durch perfönlihe Beiprehung über alle politifchen Mafregeln von allgemeiner 
Bedeutung ſich verftändigen und die Genehmigung ihrer Vorſchläge oder, wo fie 
ſich nicht einigen konnten, die Entſcheidung durd den Souverän einholen fünnen, 
welcher durch diefe Einrihtung in die Lage verfett ift, mit voller Sachkenntniß 
und nahdem er bie oberften Bertreter der verſchiedenen technifhen Intereffen over 
der einander (innerhalb de8 angenommenen Regierungsfnftems) gegenüberftehenvden 
politifchen Anfhauungen gehört hat, feine Entichließungen zu treffen. 

Das geradezu zwingende Bedürfniß, neben der auf dem Princip ver Arbeits: 
theilung beruhenden Scheidung der Fachminifterien durch energifch wirkende Bor: 
fehrungen für die durch jene Trennung fortwährend bebrohte Einheit des Regie- 
rungswillens zu forgen, hat faft überall fehr bald, nachdem bie fteigende Kompli- 
cirtheit der Staategefchäfte eine Theilung derfelben nad verſchiedenen Reſſorts 
herbeigeführt hatte, auch eine befondere Inftitution zu dem angebenteten Zwecke 
veranlaßt. Die Perfon des Souveräns, welter allerdings in feiner Hand die ge— 
fammte Regierungsgemwalt vereinigt, bietet nämlich noch feine genügende Gewähr. 
Gelbft ganz abgefehen von der Unzulänglichfeit feiner perfönlichen Kräfte, vie nach 
dem natürlichen Lauf ver Dinge in nicht feltenen Fällen eintreten muß, ift ver 
Regent auf den ifolirten Vortrag eines Fachminiſters, der faft unvermeidlich und 
gewiffermaßen fogar fraft feiner Amtepflicht die feiner Obhut anvertrauten Inte- 
reffen mit einer gewiffen Einfeitigfeit vertreten wird, nicht in ber Lage, die von 
andern glei; berechtigten Standpunkten vielleicht entgegenftehenden Gegengründe 
augenblidlih zu überfehen, und wirt er zu dem Zweck vollftändigerer Drientirung 
auf perſönliche Erkundigungen angewiefen, fo verläßt man fi für Herbeiführung 
des richtigen Ergebniffes auf Einwirkungen, die hunderterlei Zufällen preisgegeben find, 
ftatt auf eine regulär und ficher wirfende objektive Inftitution. Diefe Erfenntnif 
hatte, ehe man zu ber fcheinbar am nächften liegenden und einfadhften Einrichtung 
der Staatsminifterien gelangte, vielfach die Veranlaffung gegeben, neben und über 
ven eigentlih verwaltenten Miniftern nod einige f. g. Kabinetsminifter ober 
auch nur einen einzigen f. g. Staatsfanzler zu beftellen, welche bie in den 
Minifterien vorbereiteten Saben dem Regenten zur endlichen Beſchlußfaſſung vorzu- 
tragen hatten. Diefe Zwiſchenperſon gab für bie Einheit der Entſchließungen eine 
gewiſſe Garantie; um aber die Sicherheit zu gewinnen, daß dieſe Einheit auf 
einer richtigen Würdigung und Verbindung der verſchiedenen in Betracht kommenden 
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Gefihtspunfte beruhe, hätten die von dem Kabinetsminifter zu ftellenden Anträge 
aus einer follegialifhen Berathung ver verwaltenden Minifter hervorgehen müſſen, 
und felbft bei diefem Berfahren bleibt nod immer ver Nachtheil beftehen, daß der 
eudlich entſcheidende Regent vie Grundlagen für feine Entſcheidung nicht direkt 
durch diejenigen, welche fie vorbereitet haben und ausführen follen, fondern durch 
Mittelperfonen vorgerragen erhält und daß dadurch die Bedeutung und die Ber: 
antwortlichleit der verwaltenten Minifter wefentlid beeinträchtigt wird. Namentlich 
dieſer legte Punkt machte bei Annahme tes konftitutionellen Syſtems bie Be— 
feitigung des Gtaatsfanzlers, der Kabinetöminifter oder ähnlicher Einrichtungen 
nothwendig, um benjenigen, welde vie Gefchäfte leiten, vie volle Berantwortlichkeit 
zuweiſen ‚over umgekehrt denjenigen, welde vie ſchließliche Verantwortung zu tragen 
haben, aud die wirkliche Leitung ter Gefhäfte anvertrauen zu können. - 

Der Geiſt des fonftitutionellen Syſtems bringt es aber nicht nur mit ſich, 
daß die oberften Räthe der Krone und bie oberften Borfteher ter einzelnen Zweige 
der Staatsgefchäfte viefelben Perfonen fein müfjen, er bietet auch nod eine von 
der Rüdfiht auf die nothwentige Einheit in der Gefchäftsleitung unabhängige 
Aufforderung, dieſe verwaltenden Minifter als ein Kollegium zufammenzufalfen, 
dem unmittelbar unter dem Borfig des Souveräns die oberfte Lenkung des Staates 
obliegt. Das konſtitutionell-monarchiſche Syſtem, bei weldem tie Idee der Dauer 
und der Einheit des Etaates unmittelbar in dem Souverän verförpert ift, er: 
“ beifcht für das Gefammtminifterium, in welchem die nad ten mwechjelnden Be— 
dürfnifien und Anfhauungen wechſelnde Richtung. ver Staatspolitif zum Ausdruck 
gelangen fol, eine möglichft ftarfe Organifation. Diefe liegt aber begreiflid in 
der follegialiihen Bereinigung der fümmtlihen Fachminiſter, melden auf biefe 
Weife die. Gelegenheit geboten ift, den von ihmen verfolgten politiihen Gedanken 
gleihmäßig und in rihtigem Berhältniß in allen Zweigen ber Staatöverwaltung 
zur Geltung kommen zu laffen. Indem die oberften principielen Maßregeln von 
der Geſammtheit aller Minifter ausgehen, ift verhindert, daß nicht in einem einzelnen 
Sahminifterium Grundfäge zur Geltung fommen, die mit dem angenommenen allge= 
meinen politifchen Spften nicht harmoniren oder wenigftens das richtige Verhältniß in 
feiner Duchführung ftören. Dem fonftitutionellen Monardyen wird aber durch die Ein— 
richtung des Staatöminifteriums die fehr hoch zu ſchätzende Möglichkeit gegeben, unbe« 
(äftigt durd die Details der Staatöverwaltung, für deren Uebereinftimmung mit der 
angenommenen Bolitit das Staatsminifterium durd ſich ſelbſt bürgt, auf die Er- 
folge dieſer Politit, ihre nothwendige Stärkung, Abſchwächung oder Modifikation 
oder den durch die Umftände gebotenen Wechjel verfelben feine, Aufmerkſamkeit zu 
foncentriren. und in Folge davon fein Recht und feine Pflicht der wahrhaft oberften 
Staatsleitung, für welche naturgemäß nur in zweifelhaften Fällen vie Möglichkeit 
einer Wahl gegeben ift, in der wirffamften, weil durch feine Detailrüdfichten ge— 
hemmten Weife auszuüben. 

Die angedeuteten Verhältniſſe erfiären zugleih, warum in unbejhränften 
Monardien und in Nepublifen die Inftitution eines Staatsminifteriums nicht Leicht 
zu voller Entwidlung gelangen: fann. Diefe beiden Staatsformen verlangen von 
dem bleibenden oder. wechfelnden Inhaber des Staatsregiments tireft die oberfte. 
Leitung der Staatsverwaltung. *) Er bedarf dazu freilich Gehilfen, aber aud nur 


.*) Anm. d. Red, Wenn In der Republik, wie das in dem ſchweizeriſchen Bundesrath 
und in ten meiften Kantonsregierungen geſchieht, die Regierung richt Einem Chef, fondern eincın 
Kollegium (Bundesrath, Regierungsrath) anvertraut ift, fo ift diefes Kollegium immerhin dem 
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Gehilfen, da ihm ſelbſt vie Aufgabe geſtellt iſt, Gang und Richtung der Stants- 
politif nicht nur zu beftimmen, fonvern auch durchzuführen. Zu biefem Zwed lann 
ed ihm dienlich erfcheinen, die Minifter, die er zur Leitung der einzelnen Zweige 
ver Staatögefhäfte beftellt hat, als Kollegium um ſich zu verfammeln, zu einer 
nothwendigen Inftanz für Erledigung der Staatsgeſchäfte kann er aber dieſes 
Kollegium nicht wohl werben laffen, ohne feiner Aufgabe ungetren zu werben. 


Diefe innere Nöthigung, alle oberite Stantsthätigfeit direft auf den Regenten 


zurüdzuführen, ließ und läßt in der unbefchränften Monardie, die fi ja zur 
Deforgung der Staatögefhäfte aud einer Mehrheit von Fachminiſtern bedienen 
muß, zur Herftellung ver nothwendigen Einheit in der Staatsleitung nicht das 
Iheinbar nächftliegende Mittel ver kollegialiſchen Bereinigung der verwaltenben 
Minifter ergreifen, ſondern in der oben berührten Inftitution eines Staatslanzlers, 
Kabinetsmniſters u. a. einen Erſatz ſuchen. Die lestern find lediglich Gehilfen 
des Negenten, wilde venfelben bei Löfung der ihm zufallenden Aufgabe unter- 
ftügen, während in ber Vereinigung ber verwaltennen Minifter in einem Staats- 
minifterium, als einer nothwendigen Inftanz für Erledigung ver Staatsgeſchäfte, 
eine relative Selbftänvigkeit der Minifter im Berbältniß: zum Souverän zum Aus- 
drud gelangt. e 

Zu dem Staatsminifterium gehören jedenfalls die [ümmtlid verwaltenden 
Minifter, es kann aber außer venfelben auch noch andere Mitglieder aufnehmen. 
Namentlich in folhen größeren Staaten, in welden ber Konftitutionalismus bis 
zu dem parlamentarifhen Syſtem fih ausgebildet hat, finden ſich öfter ſ. g. 
Minifter ohne Portefeuille, d. h. Mitgliever des Staatsminifteriums, 
welde kein Fahminifterium verwalten. Sie bienen bauptfählich dazu, dem Kabinet 
die ihm nothwendige Majorität bei der Landesvertretung beffer zu fidhern, indem 
fie dasfelbe in den Kammern vertreten helfen und, aus verſchiedenen Parteien 
ober Parteinliancirungen entnommen, alle durch fie repräfentirten Fraktionen dem 
regierenden Minifterium befreunden. Solde Minifter ohne Portefeuille find dar— 
nad nicht ein nothwendiger Beftandtheil des Staatsminifteriums, fie werben je 
nad) wechjelnden Umftänden dem Gefammtminifterium beigefellt oder dasſelbe kon— 
ſtituirt ſich ausſchließlich aus den verwaltenden Miniftern, ohne daß geſetzlich 
etwas barüber beftimmt zu fein pflegt. Nicht felten ift aber auch — und bieje 
Einrihtung findet ſich mamentlid in Heineren Staaten — organifationsmäßig 
vorgefchrieben, daß zu dem Staatsminifterium noch ein oder einige andere Mit- 
glieder außer den Vorſtehern der Neffortminifterien gehören follen, melden es 
dann obliegt, über die Befhwerben und Rekurfe vorzutragen, welde gegen Enticei- 
dungen und Verfügungen der einzelnen Minifterien bei dem als obere Inftanz 
über benfelben gedachten Staatsminifterium angebracht werden. Es leuchtet ein, 
daß berartige Staatsminifterialmitgliever mehr eine gefchäftliche, als eine ſpecifiſch 
politiihe Bedeutung haben. 

Den Borfig im Staatsminifterium führt nothwendig der Souverän. felbft; 
ihm perfönlic fteht ja die Entſcheidung zu, für welche durd vie follegialifche Be— 
rathung mit der Geſammtheit der Minifter die genügende Unterlage gewonnen 
werben fol, Gleihwohl ift neben dem Souverän nod ein weiterer ftellvertretender 
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Geſammtminiſterium inſofern ähnlich, als es die verſchiedenen Vorſtände der Departemente zü 
Einem Körper vereinigt und die entſcheidenden Dinge in Gemeinſchaft berathet, aber darin vers 
fhieden davon, daß es für fich definitiv (mit Mehrheit) enticheivet und feinen Negenten als ein 
beitliche Autorität über fich hat. 
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Präfivdent des Staatsminifteriums, der gewöhnlich aus der Reihe ver 
verwaltenden Minifter genommen wird, der aber auch lediglich auf das Präſidium 
im Staatsminifterium beſchränkt fein fann, nicht wohl zu entbehren. Schon ges 
ſchäftliche Nüdfichten führen dahin, indem der Souverän unmöglid allen Borbe- 
rathungen und allen minder wichtigen Beſchlüſſen über laufende Angelegenheiten 
perfönlich beimohnen kann, bei denen es vielmehr genügt, wenn fie vollftänbig 
fertig feiner Genehmigung unterbreitet werben, foweit dieſe überhaupt vorbehalten ift. 
Bedingt dieſe gefhäftlice Aufgabe nur einen formellen Borfigenden, der im Ueb— 
rigen vor feinen Kollegen nichts voraus hat, fo liegt es dagegen im Geiſte des 
fonftitutionellen Syftems und es ift zu deſſen voller und kräftiger Wirkfamfeit 
faum zu entbehren, daß der Präfivdent des Staatsminifteriums (der Premier- 
minijter) eine gewifje Autorität über den übrigen Miniftern ausübe, Nach jenem 
Syftem wird die Richtung der jeweils zu verfolgenden Politik durch das Gejammt- 
minifterium beftimmt; wenn aber aud die Mitglieder desjelben durchaus von ben 
nämlihen politiihen Anfhauungen und Beftrebungen erfüllt find, fo ift es doch 
ganz unmöglich, daß nicht bei den einzelnen zu löſenden Aufgaben mehr oder 
minder erhebliche Differenzen unter denſelben hervortreten. Der Premierminifter *) 
fol die einheitlihe Seele des Gefammtminifteriums fein, welcher die Handlungen 
der einzelnen verwaltenden Minifter in Harmonie erhält, ven zu weit Voreilenden 
- mäßigt, den Zögernven fpornt, die Einzelleiftungen der Mehreren zu einheitlichen 
Refultate leitet. Zur Löfung diefer Aufgabe, der nadhzuftreben ſchon ein hohes 
Ziel ift, die vollftändig zu erfüllen nur felten und unter befonvers glüdlichen Um- 
ftänden gelingt, hat der Präfivent des Staatdminifteriums der Natur der Sade 
nah nur wenige äußere Mittel. Die Selbftänbigfeit der Yachminifter innerhalb 
ihres Rejjorts kann und darf nicht weiter bejchräntt werden, als durch die von 
dem Gefammtminifterium in feiner ZTotalität ald maßgebend aufgeftellten Gefichts- 
punfte; ein beſonderes Necht der Oberaufficht fann, ohne den ganzen Organismus 
in feinem Grundweſen zu zerftören, dem Premierminifter nicht zugeftanden werben. 
Derfelbe Hat alfo außer ven an fich fehr unbeveutenven formellen Direftorialbe- 
fugniffen eines jeden Borfigenden hauptſächlich nur dadurch ein gewiſſes thatfäd- 
liches Uebergewicht über feine Kollegen, daß meiftens er es ift, nad) deſſen Vor— 
ſchlägen ober wenigftens unter deſſen mehr oder minder beftimmendem Einfluß das 
Sejammtminifterium gebilvet wird. Im Uebrigen ift er für Löfung feiner ſchwierigen 
Aufgabe auf fein Gefhid, auf fein perfönliches Anfehen und großen Theils auch 
auf die Gunft der Berhältniffe angewiefen. In dem Staatsminifterium find vie 
zu behandelnden Gegenftände follegialifch zu berathen, eine Beſchlußfaſſung 
nad Mehrheit ift dagegen ausgeſchloſſen, ſowohl durch das Verhältniß der Minifter 
untereinander, wie durch ihre Stellung gegenüber dem Souverän, In erfter Be- 
ziehung ift jeder Reffortminifter für alle zu feinem Nefjort gehörigen Negierungs- 
handlungen perfönlih verantwortlih und ließe ſich auch eine Einrichtung denken, 
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*) Anm. d. Ned. In der Regel wird es förderlich ſein, wenn der Präſident des Staats— 
miniſteriums zugleich der politiſch⸗leitende Minifter iſt. Indeſſen kommen dabei die perfönlichen 
Verhãältniſſe ee der Minifter zu einander, theild zu dem Monarchen mit in Betracht und 
fünnen es leicht rathſam erfcheinen laffen, daß ein bechftehender Mann das formelle Präfidium 
erhalte oder behalte und ein geiftigsleitender Staatsmann als einfacher Minifter dem Staate 
diene. Zumeilen gibt es auch zwei politif&sbervorragende Minifter, die doch nicht beide das Präſi— 
dium führen fünnen. Sehr lehrreid find in diefer Hinficht die Verhandlungen von Canning 
und Rob, Peel in England, von Thiers und Guizot in Frankreich, die fännmtlich längere Zeit 
die politiihe Leitung ohne dad Präfldium führten, aber ſchließlich auch diefes anfprachen, 
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nach welcher für die von dem Staatsminifterium gefaßten Beihläffe nur vie den— 
felben zuftimmenden Mitglieder juriftiih verantwortlid wären und der betreffende 
Fachminiſter, fofern er im entgegengefegtem Sinne votirte, ungeachtet des von 
ihm ausgehenden VBolzugs, als durch vie höhere Autorität des Staatsminifteriums 
gebedt von jener Berantwortlicgfeit frei bliebe, jo fällt doch die politiihde und 
moraliihe Berantwortung für eine von ihm zwar mißbilligte, aber gleihmwohl 
ausgeführte Mafregel unvermeidlich auf ihn zurüd und alle lebendige Kraft des 
Reginients wäre zerftört, wenn die einzelnen Yachminifter ſich lediglich nur als 
Bolzugsorgane des ihnen hierarchiſch übergeordneten Staatsminifteriums zu be- 
tradhten hätten, Im Verhältniß zum Negenten find aber jümmtlihe Minifter nur 
Nathgeber, veren Botum feine freie Entjheidung nicht zu binden vermag; dem 
ausſchließlichen Entjheidungsreht des Einen gegenüber kann von Majoritätsbe- 
fhlüffen der Anvern eine Reve fein. Das zwingende Moment, das fonft in dem 
Beſchluß ver Majorität für die Minorität gelegen ift, wird in vem Staatsmini- 
fterium durch die jepem einzelnen Mitglied zuftehende Befugniß des jederzeitigen 
freien Rüdtritts erfegt. Die dadurch begründete thatjählihe Nothwendigkeit der 
gegenfeitigen Verſtändigung, bie eben fo ſehr unter ven Miniftern, wie zwiſchen 
ihnen und tem Regenten befteht, fo lange er nicht einen Wechfel des Minifteriums 
für wünſchenswerth oder geboten hält, macht formell bindende Majoritätsbefchlüffe 
entbehrlich. Es wäre übrigens eine fehr verkehrte Auffafjung des Verhältniſſes, 
das angeveutete legte Auskunftsmittel, um bei unlösbaren Meinungsverſchieden— 
heiten zum Schluß zu gelangen, als ein regulärer Weife alle Berathungen des 
Staatsminifteriums beherrfhentes Zwangsmittel zu betrachten. Das Staatd- 
minifterium fol immer aus homogenen Elementen zufammengefegt fein und fann 
jevenfall8 nur unter viefer VBorausfegung auf die Dauer ſich erhalten; es fann 
ferner nur fo lange beftehen, als ver Souverän die von demſelben befolgte polt- 
tiſthe Richtung für nothwendig oder nüglid erachtet. Die natürliche Folge dieſes 
als das normale zu denkenden Berhältnifjes ijt vie, daß principielle Meinungs: 
verſchiedenheiten nicht leicht entftehen werben; bei den innerhalb des angenommenen 
politifhen Syſtems hervortretenden Differenzen hat aber die Anficht des betreffenden 
Reffortminifters naturgemäß ein gewiſſes Uebergewicht zu beanſpruchen; wogegen 
derjelbe umgekehrt nicht wird umhin fünnen, der entgegenftehenvden Auffafjung ver 
Mehrheit feiner Kollegen eine gewiffe Rechnung zu tragen; die überwiegende Be— 
deutung der don dem Regenten felbft gebilligten Meinung leuchtet ohnehin von 
jeleft ein. So ftellt fid), wie das ganze, allervings nicht einfache, aber ungemein 
feine konſtitutionelle Syftem in feiner Tätigkeit durd eine Reihe von Kompromiſſen 
betingt wird, auch die Beſchlußfaſſung des leitenden Organes, des Staatsmini- 
fteriums, foweit fie nicht von felbft ohne Anftand erfolgt, als das Nefultat wechſel⸗ 
feitiger Nachgiebigkeit tar, und wo diefe die zu weit gewordene Kluft der Gegenſätze 
nit mehr auszufüllen vermag, gibt es Feine Aushilfe innerhalb des Drganis- 
mus, ſondern es kann nur burd Regeneration desſelben in Folge der Entlaffung 
aller oder einzelner Minifter geholfen werben. 

Was endlich nod ven Gejchäftsfreis des Stantsminifteriums anbelangt, jo 
beftimmt ſich dieſer dadurch, daß dasſelbe als der Gentralpunft für vie oberfte 
Leitung ber Staatkangelegenheiten erfcheint. Daraus ergibt fi, taß alle Entwürfe 
zu Geſetzen einſchließlich des Bürgers und der Gtaateverträge, oter zu Verord— 
nungen, die von dem Lantesherın felbft ausgehen follen, jetenfalls dem Ctaats- 
minifterium vorzulegen find, taß- aber auch Verwaltungsmaßregein von entfceis 
denter Bedeutung nicht minder ber Beſprechung in jenem Kollegium unterliegen, 
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Iſt jene erfte Kategorie von Gegenftänven, welche dem Stantsminifterium vorbe— 
balten find, von felbft jharf und genau beftimmt, jo läßt fi die zweite nicht 
mit gleiher Sicherheit und jedenfalls nit vollftändig umgrenzen. Immerhin lafjen 
fih gewiffe Akte der Staatsverwaltung bezeichnen, welche regelmäßig dem Gtants- 
minifterium vorbehalten zu fein pflegen; jo namentlich alle unmittelbar das Staats- 
ganze betreffenden Anorbnungen, wie 5. B. vie Berufung oder Schließung der 
Kammern, ferner ſolche Angelegenheiten, melche gleichzeitig mehrere Minifterien 
berühren, und über welche dieſe fich nicht zu einigen vermögen, Ferner gehört ziem— 
ih allgemein zu den Attributen des Stantsminifteriums die Ernennung der höheren 
Beamten, deren Kreis freilich in dieſer Beziehung in ven einzelnen Staaten fehr 
verſchieden beftimmt ift; am meiften wirkt darauf der Umfang des Staates ein, 
mit deſſen wachſender Größe felbftverftändlih den einzelnen Miniftern und felbft 
höheren Provinzialbehörven eine weiter ausgedehnte Kompetenz in Perfonalfragen 
zugeftanden werden muß. Welche Akte der Staatöverwaltung im Uebrigen von 
folder Bedeutung find, daß fie vor das Staatsminifterium gehören, läßt fich nicht 
nah formalen Merkmalen voraus beftimmen, fonvern ift eine nach wechſelnden 
Umftänvden zu beantwortende Thatfrage; es find jeder Zeit diejenigen, welde vor— 
ausfichtlich weiter reichende politiſche Folgen nady ficy ziehen werden. Nach einer 
andern Rückſicht pflegen durch beſondere Geſetze oder felbft durch ausdrückliche 
Verfaſſungsbeſtimmungen einzelne Verfügungen von beſonderer Wichtigkeit von ber 
Zuftimmung des Gefammtminifteriums abhängig gemacht zu fein, um ficherere 
Oarantieen gegen Mißbraud der minifteriellen Amtsgewalt, gegen Berfafjungs= 
verlekung, überhaupt für vie politifhe freiheit zu gewinnen. So fünnen nament- 
lich nah manden Berfafjungen proviforifche Geſetze in Abwefenheit der Kammern 
nur unter Mitwirkung des Staatsminifteriums erlaffen, oder nur mit deſſen Zu— 
ftimmung fann der Belagerungszuftand verhängt oder fünnen einzelne politifche 
Rechte zeitweife juspendirt werden. Sehr gewöhnlich ift die bisciplinäre Beſtrafung 
oder die unfreiwillige Zurubejegung aller eigentlihen Staatsbeamten, mit Aus- 
nahme der Richter, über welche meiſt nur bie eigentlihen Gerichte ſelbſt entſcheiden, 
dagegen mit Einfluß derjenigen Beamten, tie nit vom Staatsminifterium er- 
nannt find, ausfchiieglih viefer höchſten Staatsbehörde vorbehalten, deren Ent— 
ſcheidung auch noch mande andere bejonvers wichtige over erheblich in tie bes 
ſtehende Rechtsordnung eingreifende Verfügungen, wie 3. B. Beynatigungen, 
Berleihung des Staatsbürgerrehis, Anordnung der Erpropriation u. a. anheimgejtellt 
fein können. Auch bier herrſcht in ven einzelnen Staaten vie größte Verſchiedenheit, 
veranlagt durd den Inhalt der Specialgefepgebungen und alte Uebuny, in nod 
höherem Grace vielleicht hervorgerufen durch ven verschiedenen Umfang der Staaten, 
mit weldem die Kompetenz des Staatsminifteriums aus fehr natürliden Gründen 
in umgefehrtem Verhältniß fteht. Am vollftänrigften tient das Staatsminifterium 
als Garantie gegen Oewaltüberfhreitungen oder überhaupt gegen Mißbräuche ver 
einzelnen Minifterien, wenn es gegen beren Entſcheidungen ald Rekursinſtanz 
angerufen werben fann, eine Einrihtung, die, um eine Ueberbürbung ver oberften 
Staatsbehörde mit Detailgefhäften zu verhüten, freilich nur in mittleren und 
fleineren Staaten möglich ift, in diefen aber in Deutſchland häufig fi findet und 
nicht ohne Nugen ift. Jolly. 
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Staatsmonopol ift wörtlich das Recht tes Staates allein zu verlaufen 
(uovog und nwäeiv), im weiteren Sinne ein Gewerbe allein zu betreiben, oder 
Bluntfhli uns Brater, Deutſches Staats-Wörterbudß. IX. 47 
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irgend eine Thätigfeit allein auszuüben, im weiteften Sinne überhaupt ein alleini- 
ges Recht auf etwas, Ebenfo redet man nit mit Unreht von Monopol au da, wo 
bie konkurrirende Thätigfeit Anderer nicht ganz pofltiv ausgeſchloſſen ift, aber durch 
gewiffe Umftände beeinträchtigt hinter der des Staates zurückſtehen muß. In all 
biefen Richtungen verftanden ift die Lehre von ben Staatömoncpolen nur zu bes 
urtheilen im Zufammenhang mit der Lehre von den Staatsausgaben und 
Staatseinnahmen. Bon tiefen handelt der Artikel Staatswirthſchaft. Dort 
finden ſich aud die Grundprincipien der Staatemonopole. Dennod mußte der Ar— 
titel Staatsmonspole bier feine befonvdere Stelle finden, um diejenigen Geiten ber 
einzelnen jett noch geltenden Monopole hervorzuheben, weldye für die allgemeine 
Ueberfiht der Staatswirtbfhaft zu fpecial fein würden und doch eine Berüdjichti- 
gung im Staatswörterbuch verlangen. In dieſer Beziehung dienen die einzelnen 
bier erwähnten Monopole als Iluftrationen zu ven allgemeinen Orunvfägen des 
Artileld Staatswirtbfhaft. Gegenüber dem Artilel Regal ift meine Stellung 
bie, daß Regal die rechtliche, Monopol die wirthſchaftliche Seite 
ein und besfelben Berhältniffes bezeichnet. 

Monopol ift darum ſowohl Urſache als Wirkung des Regals, mag num eine 
Thätigkeit zum Regal erlärt fein wegen des Einnahmebezugs, d. h. aus financiellen, 
oder wegen ungenügender Ausübung durch Private, d. h. aus politifchen (polizeis 
lichen) Rüdfihten. Die Wirfung des Monopol® auf die Privatproduftion, alfo auf 
die Produftionsluftigen ift eine hindernde, eine negative, auf die in ihrer Bedürf⸗ 
nißbefrievigung an die Staatsprobuftion Gebundenen, alfo auf die Konfumtionsluftigen 
eine zwingenbe oder pofitive. 

Wir betrachten im Folgenden nur die widtigften Staatsmonopole: 

1. Das Bergwert- und Salzmonopol. 

2. Das Tabalsmonopol. 

3. Dad Münz- und Papiergelpmonopol, 

4. Das Poft-, Telegraphen- und Eifenbabnmonopol. 

1. Das Bergwerks- und Salzmonopol. Das Bergwerfömono- 
pol ift das ausschließliche Recht des Staates auf tie Gewinnung unterirtifcher Natur« 
produfte. In früheren Zeiten vielfah von den Fürften für einige oder alle Mines 
ralien beanfprudt oder aud wirklich ufurpirt, ift das Wonopol des eigenen 
Betriebes fhon im Mittelalter ver Haupıfache nad) aufgegeben. Seit ver 
Bergbau „frei erklärt” wurde für Jeden, der um das Suchen („Schürfen“) 
von Mineralien auf fremdem Boden bei ter Regierung einfommt, und um ben 
Abbau der als im Boden befindlich nachgewieſenen Minrralien fih bewirbt 
(„muthet”), exiſtirt das volle Bergbaumonopol nicht mehr. Wo auf fremden 
Grund und Boden der Staat felbft Bergbau treibt, ihut er es nicht kraft Mono- 
pols, fontern nur mit demfelben Recht wie Private, er hat aud einen Schürfſchein 
zu löfen und zu muthen, aber bei fich ſelbſt. Dennoch ift infofern das Bergbau—⸗ 
monopoi geblieben, als ter Staat neben den Staatd- und ®emeinvefteuern, welche 
ein Bergwerk wie jete andere intuftrielle Unternehmung zu tragen hat, von dem 
Bergbau noch gewiffe andere Abgaben verlangt, welche je nach der Art des Berg⸗ 
baues oder aus antern Gründen die mannigfaltigften Namen führen, wie Receß- 
gelter, Quatembergelter, Bergzehnte u. f. w. In fo fern bat alfo der Staat noch 
ein Monopol tes Bergbaues, nur mit tem Unterfchieve, daß er ftatt die Mine- 
ralien felbft zu gewinnen und zu verfaufen, das Recht auf Gewinnung verfauft 
ober verpadhtet. Oft ift nicht ftreng zu fcheiven, ob eine auf einem Bergwerk 
rubende Abgabe die Natur einer Steuer hat, oder als Ueberreft eines ſolchen 
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Monopols zu betrachten iſt. Von dieſen Laſten, welche über die Steuern hinaus- 
gehen, muß man namentlich im Interefie der Konkurrenz mit dem Ausland ben 
ſchon betriebenen Bergbau möglichſt befreien, während man bie neu zu eröffnenden 
Bergwerfe von Anfang an mit diefen Abgaben verfchont. 

Ein gleihfals nicht zu rechtfertigender Monopolgewinn, der noch zuweilen 
vorfommt, liegt in dem Vorkaufsrecht des Staates an manden Bergbauproduften, 
und dieſes Monopol ift ein befonvers ftarfes, wenn der Staat das Recht hat, 
zu feften Preiſen dieſe Waare zu erwerben, oder wenn er gar das alleinige 
Anlaufsredt hat. Die Hebung des Bergbaues verlangt unbevingt die Ab- 
Ihaffung diefer monopoliſtiſchen Bevorzugungen. Endlich liegt ein Monopol des 
Staatöbergbaues vor, wenn die Staatöbergwerfe gewiſſe Hülfsftoffe, 3. B. Ges 
treide für die Arbeiter, Zimmerholz für die Orubenanlagen, Brennholz oder Koh» 
(en für die Verhüttung und bergleihen unter dem Marktpreis oder gar umfonft 
aus den Domainen, Staatswaldungen oter Staatöbergwerfen geliefert erhalten. 
Da durch alle dieſe Monopolabgaben, Vorkaufsrechte und Begünftigungen die Kons 
furrenz ber Privaten fehr bedeutend beeinträchtigt wird, fo ift auf Abftellung 
folder Bevorzugungen im Interefje des Privatbergbaues zu dringen. 
| Nur bei einem Bergbauproduft hat der Staat vielfad das volle Monopol 
auch des Betriebes ſich behalten oder neu gejhaffen, beim Salz in feſtem und ge 
(östem Zuftande, Steinfalz und Soole. 

Das Salzmonopol ift entweder Monopol der Gewinnung und 
Berarbeitungdes Salzes, 5. B. in Preußen, Defterreih, Baiern, Würtem- 
berg, Baden, oder des Handels, z. B. in Sahfen, Nafjau, einigen Schweis 
zer- Kantonen, und zwar entweder des Handels in feinem ganzen Verlauf von der 
Rohftoffgewinnung bis zur Konjumtion oder nur in einem beftimmten Zeitpunft. In 
jeder ver beiden Geftalten ift das Salzmonopol verwerflich, wern aud in der bes 
Produftionsmonopols mehr als in der des Handelsmonopols. Sehr verkehrt ift es 
jevod, die Befteuerung des Salzes in dieſes Bervammungsurtheil ohne Weiteres - 
mitzubegreifen.. Ob die Befteuerung des Salzes zwedmäßig ift oder nicht, 
hat mit der Monopolfrage Nichts zu fchaffen und ift nur im Zufammenhang 
mit dem gefammten Befteuerungsfuftem eines Staates zu begreifen (Bergl. Ar» 
titel Staatswirthſchaft). Daß das Probuftionsmonopol ſchädlich ift, folgt einfach 
baraus, daß der Staat auch in feinen beften Propduftionsorten zu 
theuer arbeitet, wenn er feine Konkurrenten hat. Diefer Schaben wäre noch zu 
ertragen, wenn nicht der Staat außer feinen guten Salinen aud andere betriebe, 
welche in freier Konkurrenz neben den guten ſich nicht würden halten können. Ja 
fogar, wenn ein Staat nur feine beften Salzquellen ausbentete, und er in 
dieſen fo billig probucirte, als es Privaten in benfelben könnten, fo flöße doch 
immer weniger in bie Staatölaffe ald aus den Privatkaſſen der Salztonfumenten 
genommen wird; denn ohne Salzmonopol würden auch dieſe beften Ealinen des 
eigenen Landes unbenugt geblieben fein, fobald von andern Ländern, aus nod 
befferen das Galz billiger zu beziehen wäre. Der Staat fünnte aud von 
Außen das billige Salz kommen lafien, er thut es aber nidt. Die Grabi- 
rung von Soolen wie der Kifjinger und Dürkheimer, welde nur 21/, refpeftive 
11/,9/, Salzgehalt haben, find ſprechende Beweife, daß der Staat lieber eigenes 
Salz theuer probucitt, als fremdes billig einführt. Es ift eine eigene Art von 
Einfuhrprohibition. 

Wenn der Staat die Salzgewinnung ähnlich wie den andern Bergbau frei 
giebt, dann kann er feine betriebswürbigen Salinen entweder in Konkurrenz mit 
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den Privatfalinen betreiben, oder wenn gute Gelegenheit fich bietet, biefelben ver- 
faufen. Aus dem Salzmonopol entipringf oft außer ver unnägen zu großen Be- 
laftung Aller, die ungleiche Belaftung ber verfchiedenen Landestheile. Nicht 
notbwendig, aber voh gewöhnlid mit dem Salzmonopol verbunden ift näm- 
ih ein überall im ganzen Lande gleicher Berfaufspreis en detail. Das mag ber 
Einfachheit halber zwedmäßig fein, es ift aber eigentlich eine Ungerechtigkeit, daß 
bet einer Waare die Transdortkoſten den Preis nicht mit beftimmen follen, während 
e8 bei allen andern Gütern gefchieht. Als Recytfertigungsgrund wird angeführt, 
daß ohne Salzmonopol des Staates die entlegenen Gegenden oft aus andern Län— 
dern fi wohlfeiler mit Salz verforgen könnten (Rau), allein das trifft doch nur 
die Gegenden, welche fremdes Salz billig aus der Nähe haben könnten, nicht aber 
die, welche auch bei Freiheit des Salzbezuges das Salz aus der Ferne beziehen 
müßten. Benadtheiligt find dann jedenfalls die, welde in der Nähe der einheimi- 
ſchen Salinen das Salz ebenfo theuer bezahlen müffen als die andern, und bevor» 
zugt find die, welde fern von den Galzquellen des eignen Staates, ohne ander: 
meitige Quellen in der Nähe, nicht mehr als die andern zu bezahlen brauden. 
Ale Uebelftände fallen fort, wenn ver Staat nicht felbft ausſchließlich das Salz 
gewinnt oder verhandelt, fondern nur befteuert. Zur Befteuerung braucht die Salz- 
produftion oder der Salzhandel nicht monopolifirt zu werben, da bie Befteuerung 
des Salzes eine jehr leichte ift. Die Beftenerung des fremden Salzes bei der Ein- 
fuhr macht gewiß Feine Schwierigkeit; das Salz ift, felbft wenn die Steuer 
ziemlich hoch gegriffen wird, zum Schmuggel wenig geeignet, und jedenfalls ebenfo 
ungeeignet bei ver Salzfteuer als beim Salzmonopol, Aud die Erhebung einer 
Produftionsftener ift leicht, denn Salzbau fann nur an wenigen Stellen betrieben 
werben. Die Gewinnung des Steinfalzes oder der Soole ift darum leicht zu über— 
wachen, bie Größe der Produktion leicht zu ermitteln, um darnach zu befteuern. 
Es giebt ſchon jegt verhältnigmäßig wenig Salinen, und es wären vermuthlich 
nicht einmal fo viel Orte zu überwachen, als es jegt Salinen giebt, denn bei 
freier Konkurrenz müßte eine große Anzahl ſchlechter Salinen eingehen. Das gilt 
für Deutfhland und die Schweiz beſonders dann, wenn bie Konkurrenz nit auf 
die Salinen des einzelnen Staates oder einzelnen Kantons befchränft ift, fondern im 
Zollverein auf die aller Staaten, in der Schweiz auf die aller Kantone ausgedehnt 
wird. Das Salz würde ſich vortrefflih zu einer gemeinfamen Steuer de? Zoll- 
vereines und ber Eidgenoffenfhaft eignen, denn alsdann fönnten die innern Zoll» 
grenzen fallen. 

Bei Konkurrenz mit folden Werken wie. die von Erfurt, Staßfurt, 
Shwäbifh-Hal können Meine Anlagen bergmännifher Gewinnung 
nicht rentiren. In vielen Fleinen Anlagen fann aber das Salz in war- 
men Oegenden aus dem Meerwafler durch Berbunftung in flachen Behältern 
oder feihten Gruben am Strande gewonnen werden. Die Uebermahung dieſer 
ift allerdings ſchwerer, indeſſen ta die Meeresfüfte zu gleicher Zeit Zollgrenze ift, 
fo kann die Bewachung und Steuererhebung durch die zahlreihen Grenzzollbeamten 
vorgenommen werben. So gefhieht e3 3. B. in Franfreih. Für den Zollverein 
ift eine folhe Salzgewinnung bei ver nörbliben und darum falten Lage feiner 
Meere aber nicht einmal zit erwarten. Eine Befteuerung findet alſo abgefehen von 
ber doch aus anvern Grünten nothwendigen Grenzkontrole nur an wenigen Orten 
ftatt, wenn man nicht (wie das in Belgien zur großen Erjhwerung des Verfehres 
geichieht ) das Salz in einem zu fpäten Produftionsatt, 3. B. beim Berfauf des 
Großhändlers an den Kleinhändler beftenert. Die meiften der gefchilverten Uebel- 
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ftände des Ealzmonopols fallen ſchon fort, werin nicht die Gewinnung des Salzes 
monopolifirt ift, fondern nur ein einmaliger Alt des Kaufes. Das tft der Fall, 
wenn nur der Staat das Salz en gros faufen kann, vom Ausland nad den 
Marktpreifen, und von den inlänvifhen Producenten zu Preifen, welche, um bie 
Producenten vor Staatswilllür zu fiheren, feft normirt find. Diefe Art ber 
Monopolifirung ift weniger ſchädlich, aber aus den oben angegebenen Gründen 
und nad vielfach gemadten Erfahrungen völlig unniltz. Solche Erfahrungen lie— 
gen aus vielen Ländern vor, welche eine Salzfteuer ohne Monopol erheben. Ruß— 
land: Boranfhlag 1863 8,344,964 Rubel oder 0,26 fl. auf den Kopf; Frank⸗ 
reih: Voranſchlag 1859 37,083,000 Fr. oder 0,479 fl. auf den Kopf; Han 
nover: Voranſchlag 1859/60 140,000 Rthlr. oder 0,113 fl. auf ven Kopf; Bel- 
gien: Anſchlag 1859 5,059,000 Fr. oder 0,5 fl. auf ven Kopf. 

2. Das Tabalsmonopol, welches noch in 12 europäiſchen Staaten mit 
ungefähr 112,000,000 Einwohnern befteht, ift das ausſchließliche Recht des Staa- 
tes, gewiſſe wirtbfchaftlihe Gefhäfte in der Tabaksproduftion vorzunehmen, ent- 
weder nur gewiſſe Berfaufs- oder meiftens auch gewiſſe Berarbeitungsoperationen, 
Der Staat läßt den Tabak meift in Staatefabrifen, deren Defterreich 3. B. 25, 
Frankreich 14 hat, verarbeiten und giebt den verarbeiteten Tabak an Kleinver- 
fäufer in Kommiffion. Diefe haben venfelben zu feft vorgefchriebenen Preifen, welche 
um einen bebeutenden Monopolzufchlag über den Probuftionsfoften ftehen, zu ver- 
faufen. Den Anbau des Tabals beforgt meines Wiſſens die Regierung nirgends 
felbft. Diefer wird, gegen die VBerpflihtung dem Staat zu vorher normirten Prei- 
fen ven Tabak zu verlaufen, dem Landwirth geftattet, damit aber bie Kontrole 
leichter ift, wird nur in gewiſſen Gegenden und auf gewiflen Feldern der Tabak— 
bau erlaubt. Ausländifhen Tabak darf nur der Staat einführen, 

Das Tabaksmonopol ift principiell verwerflih. E8 nimmt aus der Kaffe ber 
Konfumenten mehr als e8 in die Staatäfaffe bringt. So betrugen beifpielämeife 
die Erhebungstoften dieſes Einnahmezweigs 1862 in Frankreich 27 und in Defter- 
reich fogar 460/, der Roheinnahmen. Weit jchlimmer ift die dur das Monopol 
bewirkte Lähmung der Produktion, indem einmal im Lande der Konfum durch bie 
Bertheuerung eingefhränft wird, und indem nit mit völliger Freiheit für ben 
Erport gearbeitet werben kann. Diefe Uebelftände werden freilih in den Staaten, 
welche beveutende Einnahmen aus dem Tabaksmonopol ziehen, geleugnet, aber mit 
Unrecht. Auf vem Weg von Steuern wird jedenfalls den Stenerzahlern weniger 
genommen, und würde ber Tabaksbau in größerer Blüthe ftehen, es wäre alfo 
principiell beſſer, auch dieſes Monopol aufzugeben und vie Einnahmen anders zu 
beihaffen. Die Konkurrenz würde fchnell ohne große Störungen die Tabakspreiſe 
auf ihre natürliche Höhe herabdrücken. Nur diejenigen, welche Land aus dem Grunde, 
daß fein Tabak darauf gebaut werden durfte, billig gefauft haben, erhalten durch 
die Freiheit des Tabakbaus ein Geſchenk. Es wirkt ähnlih, wie für den, ber 
unter ftrengen Robungsverboten Wald billig gefauft hatte, vie Aufhebung ber 
Rodungsverbote. Hingegen leiden viejenigen, melde Land hoch bezahlt Hatten, 
weil dasſelbe Tabak tragen durfte. Diefe müſſen in eflatanten Fällen entſchädigt 
werben, fo gut wie bei Einführung des Monopols für das Verbot des Tabalsbaus 
Entfbädigungen gezahlt werben müſſen. Trotz der Berwerflichkeit des Monopols 
geben wir und nicht die Mühe, die Aufhebung bvesfelben zu prebigen, bie Auf- 
bebung fcheitert faft überall (nur Portugal 3. B. hat 1864 das Tabalsmonopol 
abgeihafft) an dem financiellen „non possumus*. Länder wie Frankreich, Defter- 
rei, Italien, Spanien, können die fehr großen und ftetig fteigenden Einnahmen 
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aus dem Tabalsmonopol bei der jetzigen Finanzlage nicht entbehren. Die reinen 
Einnahmen betrugen nah Rau, Finanzwiſſenſchaft 8. 204, 
in Franfreid : 
1825 44,000,000 Fr. 
1835 51,700,000 „ 
1845 82,500,000 „ 
durchfchnittlih jährlich 1851 —56 103,800,000 „ 
1860 124,700,000 „ 
1862 162,000,000  „ 
In Deftreih war der Reinertrag: 
durchſchnittlich jährlihd 1821—40 5,600,000 fi. 
i „ 1841-50 12,100,000 „ 
N „1851-60 21,000,000 „ 
1860 34,700,000 . 
1862 30,500,000 „ 

Das ergiebt für Frankreich einen mittleren Neinertrag von 2 fl. und in 
Deftreih von 1 fl. auf den Kopf ver Bevölkerung. 

Die Erfegung des Tabalsmonopols durch eine gleich große Erträge gebende Steuer, 
wie bie Erfegung des Salzmonopols durch eine gleich große Salzftener, wäre nur mit 
einer gleihen Beläftigung des Tabaksbaus und mit viel größern Erhekungs- 
foften zu erreichen. Nur der Anbau des Tabaks ift beftenerungsfähig. DieBer- 
arbeitung bes Tabals oder gar der Handel damit entzieht fi durch bie 
Möglichkeit der Fabrifation ganz im Kleinen und burh dem großen Werth des 
Tabaks bei geringem Gewicht jeder Steuerkontrole. 

Die principielle Verwerflichkeit des Tabaksmonopols heranszufehren ift darum 
von Wichtigkeit, damit nit andere Staaten, wo das Monopol nicht befteht, durch 
bie hohen und bequem zu erzielenden Erträge in Verfuhung geführt werten, das 
Tabalsmonopol einzuführen. Der Schaden, welden der Tabaksbau durd vie 
Feſſeln erlitte, in welche das Monopol venfelben fhlägt, würde den Nuten ber 
großen Einnahmen mehr als aufwiegen. Dennoch ift in neuerer Zeit mehrfach, 
zum Theil um eine Zolleinigung mit Deftreich zu ermöglichen, vorgefchlagen wor: 
ven, das Tabafamonopol in den Staaten des Zollvereins einzuführen. Zum Glüd 
ift die Einführung desſelben ſchon aus äußeren Gründen unmöglid. Das Tabaks— 
monopol als gemeinfames Zollvereinsinftitut, ähnlich der Rübenzuderbefteuerung, 
würde, felbft wenn die Regierungen vie volfswirthfchaftlichen Machtheile über ven 
ſtaatswirthſchaftlichen Vortheilen überfehen wollten, an äußeren Schwierigfeiten ber 
Handhabung, der einheitlichen Verwaltung, ſcheitern. (Vergleiche „Der Zollverein 
und das Tabafsmonopol," Berlin 1857.) Als Monopol der einzelnen Staaten 
des Zollvereins würde dasfelbe gegen ven Schmuggel die Errichtung neuer innerer 
Zellſchranken verlangen, darüber find wir aber doch hoffentlich hinaus! 

Eine bedeutende Einnahme aus dem Tabak ift fomit den einzelnen beutfchen 
Staaten und dem Zollverein abgefhnitten. Eine hohe Beſteuerung nur bed aus: 
ländiihen Tabafs würde als Schutzzoll wirken, alfo den inlänbifhen Tabaksbau 
unnatürlih begänftigen, und die Zollfaffen doch Ieer laſſen. Cine geringe Steuer 
auf fremden Tabak hat diefe fhußzöllnerifhe Wirkung nicht, fie bringt aber and 
in Ländern, welche ſelbſt ſtarke Tabaksproducenten find, wenig ein. So im jegigen 
Zollverein. Es ift das zu bedauern, denn unter allen Konfumtionsgegenftänten 
eignet ſich nach der Fähigkeit eine Eteuer zu tragen wohl feine Waare beffer zur Be 
ftenerung als der Tabaf, allein die Blüthe der Tabakskultur in Deutfehland ent- 
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ſchädigt reichlich für den Verzicht auf eine Einnahme. Nur diejenigen Länder, 
welde keinen Tabak bauen, können aus einem Einfuhrzoll auf Tabak große Ein» 
nahmen erzielen, fo vor Allem Großbritannien (circa 70,000,000 fl.) Diefes Re 
fultat ift durch einen jet jedenfalls verfchmerzten Gewaltsalt erreicht, durch das 
1652 erlaffene Verbot des Tabakbaus in England. Bon fo radikalen Mitteln will 
man im Zollverein mit feinem beveutenden Tabafsbau natürlid Nichts wiſſen. (Ber 
gleiche beiipielöweife über das Tabalsmonopol in Frankreih v. Hod, Finanzver- 
waltung Frankreichs 1857, über Deftreih v. Plenker, Das öfterreihifhe Tabaks- 
monopol. Wien 1857.) 

3. Münzgmonopol und Papiergeldmonopol. 

Das Münzmonopol ift die Befugniß des Staates, ausfchlieglih bie 
zum Gelb tauglihen Metalle in Stüde beftimmter Quantität und Qualität, in 
Münzen zu formen, und diefelben zum gefeglihen Zahlmittel zu erflären. (Ber 
gleihe hierüber den ausführlichen Artifel Münzwefen.) Die Nahahmung von Mün-« 
zen durch Privaten ift, felbft wenn fie den Staatsmünzen ganz homogen find, als 
Falſchmünzen verboten, Auch das Ausprägen von Evelmetallen in anderer aber ben 
Staatsmünzen ähnlide Form, wird am beften verboten, damit im Geld— 
verfehr Niemand bie Qualität und Quantität des Metallſtücks zu prüfen braucht. 
Wenn der Staat Münzen in genügender Menge und Güte aus eignem Antrieb 
oder auf Beftelung von Privaten gegen billigen Preis ſchlägt, find die Privat: 
mänzen völlig unnüg, und erweden mit Recht den Verdacht des verfuchten 
Detruges. 

Das Münzmonopol des Staates ift das verbreitetfte aller Monopole, es fin- 
det fich faft überall, wo Münzen eriftiren. Es ift Ausflug der Souveränetät, Das 
zeigt fih ſchon im Alterthum. Die verfhievenen italifhen Münzrechte Toncen- 
trirten ſich allmälig in das bes römifchen Volkes, dem jedesmaligen Inhaber ber 
Souveränetät ftand das Münzrecht zu, erft ven Komitien, dann dem Senat, dann 
dem Kaifer. Bon biefen ging es auf bie fränfifchen Aönige und damit auf Deutfch- 
land über. Das Gegenftüd zu dieſer italiihen Münzrehtscentralifation ift die beutfche 
Decentralifation vom Kaifer auf die Kurfürften, andere Fürften und Reichsſtädte, 
welche die bunte Mufterfarte des deutfhen und ſchweizeriſchen Münzweſens ge 
Ichaffen hat. In der Schweiz ift wie in dem Bundesftaat der Norbamerikanifchen 
Union tiefer Theil der Souveränetät zum großen Gewinn Aller wieder centralifirt 
in der Bundesgewalt, und in Deutſchland tft auch gerade dieſes Hoheitsrecht eines 
berjenigen, welche fih nad; Eentralifation feynen. 

Die Nothwendigfeit der Ausübung durd ven Staat war und ift faft ausnahms- 
108 laut oder fiillfhmeigend anerfannt. Der Etaat genießt wenn aud nit das volle 
Bertrauen, fo doch unter allen Perfönlichkeiten das meifte Vertrauen, nament- 
lih wo die Staatögewalt nicht ausfchließlih in einer Perfon ruht. Daß aud ber 
Staat bis in die neufte Zeit fo oft zum Nachtheil Aller das Münzmonopol miß- 
braucht bat, ift eine traurige wirthichaftlihe Verirrung, ber Schaden war aber 
doch geringer als der gänzliche Mangel eines bequemen Cirfulationsmitteld ge— 
wejen wäre. Eine Einnahme über die Dedung der Koften hinaus ift aus diefem 
Monopol faft immer nur mit einem ſchlechten Münzwefen, alfo mit vollswirth: 
ſchaftlichem Schaden zu erzielen. In früheren Zeiten fhaffte der Staat ſich dadurch 
eine Einnahme, daß er bie Münzen beliebig offen oder heimlich verfchlechterte, und 
die abgenugten Münzen am Ende „verrief”, d. h. fie ihrer Eigenfchaft entfleivete, 
ihrem Nennwerth nad als gefegliches Zahlungsmittel zu dienen. Der am wenig. 
ſten jhädlihe, aber immer nur feine Monopolgewinn befteht in der Erhebung 
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eines gleichmäßigen Schlagihages, d. h. eines Abzuges, welcher an jever Münze 
durch Ausprägung unter der gefeglihen Duantität und Qualität gemadt wirb. 
Auf diefen Schlagfhag verzichten die Regierungen newerbings mehr und mehr bei 
ben groben Münzen, dem Gourantgelv, fo die meiften deutſchen Staaten in der 
Münztonvention des Iahres 1857. Einen Schlagihag erheben tiefe Staaten nur 
noch von der Scheidemünze. Eine unbedeutende Einnahme erlangt ber Staat ohne 
Schlagſchatz bei vem Courantgeld dadurd) , daß das geprägte Metall, vie Münze, 
als das beffere Zahlmittel im Werth gegen das rohe Metall fi hebt, der Staat 
alfo das rohe Metall nach feinem Marktpreis unter dem Münzpreis einkaufen 
kann, 3. B. das Pfr. feines Silber für weniger als vie 30 Rthr., welche baraus 
geprägt werben ſollen. 

Für die Erhaltung eines guten Umlaufsmittel® genügt aber die Schaffung 
guter Münzen, alfo ver Verzicht auf ven Schlagfchag nicht, es iſt auch bie 
Erhaltung guter Münzen, d. h. die inlöfung der fhlehtgemorbenen 
Münzen nöthig. Der Staat muß allezeit bereit fein, jede nit chemiſch oder me— 
chaniſch gewaltſam abgenutte Münze in gute neue Münze ober in fo viel 
Edelmetall einzulöfen, ald nad dem Münzfuß in der Münze gefeglih enthalten 
fein fol, alfo für 30 Bereinsthaler 1 Pfund feines Silber. Ebenfo follte ver 
Staat die Scheivemünge jeberzeit in vollwichtiges Courantgeld oder in ben Me- 
tallwerth des Gourantgeldes umtaufchen. Die Pflicht, Courantmünzen und Scheide: 
münzen jederzeit in Metall einzulöfen, ift das einzige aber auch ganz fichere Mit- 
tel gegen Ausprägungen der Courantmünzen unter dem gefeglihen Münzfuß un 
die Ausprägung einer zu großen Menge Scheidemünze. Könnte man nun aber 
nicht bei folber Einlöfungspflicht der Erfparniß halber alle Münzen be— 
deutend unter dem gnefeglihen Münzfuß als Scheidemünze, als bloße Werth- 
zeichen prägen? Nein, ver Staat müßte zu große Baarvorräthe zur Einlöfung 
zur Hand haben, und käme in Verſuchung viefelben in fchlehten Zeiten für andre 
Zwede zu benüten. Sind die Münzen vollwichtig ausgeprägt, dann fchabet es 
weniger, wenn der Staat einmal zeitweilig feine Einlöfungspflicht fuspendirt. 

Wenn in der angegebenen Art das Münzweſen gehandhabt wird, dann fällt 
eine Einnahme aus dem Münzmonopol ven felbft fort, im ungünftigften Falle 
wäre es fogar fein Unglüd, wenn eine gute Münzcirkulation als ein Förberungs- 
mittel der gefammten Volkswirthſchaft dem Staat Koften verurfahte. Das Münz- 
monopol verliert fo mehr und mehr den Charakter eines Rechtes und gewinnt ben 
- einer Verpflichtung. Statt Staatsmittel wird es Staatdzwed. Statt Einnahme 
zu geben, verlangt e8 Ausgabe. Wie weit der eigentlich tehnifhe Theil der Münz- 
fabrifation Privaten überlaffen werben fann, ſiehe im Artifel Münzweſen. Die ges 
nauefte Staatsfontrole über die von Privaten verfertigten Münzen ift unbebingte 
Nothwendigkeit. Die Münzverfertigung ganz frei zu geben, fo daß Jeder Münzen 
mit feiner Namensaufſchrift prägen dürfte, viefelben aber jederzeit in Metall nad 
dem Nennwerth einzulöfen verpflichtet wäre, würbe zu großen Störungen des Ber- 
febrs führen. Im Grofverfehr ginge es vieleicht, befonders da berfelbe nur wenig 
Münze brauht, der Meine Mann kann aber nicht bei jeder Münze vie Arebit- 
würdigkeit des Münzers prüfen, er muß unbetingt der Münze vertrauen können 
und bies Bertranen genieft, fo wenig es früher der Fall war, jegt bie 
Münze der civilifirten Staaten. 

Mit dem Miinzmonopol hat man neuertings das Papiergelpmonopol, 
rih'iger das Geldpapiermonopol in Verbindung gebracht, und entweder als poli- 
zeilich nothwendig oder finanziell vortheilhaft ven Staaten vindicirt. Gegen dieſes 


Stantsmonopole: 745 


Gelvpapiermonopol nicht nur als Einnahmequelle, fondern auch als Polizeimaß—- 
regel muß man ſich unbebingt erflären. 

So fehr das Münzmonopol am Platz ift, fo wenig ift es das fog. Papier: 
gelomonopol, es ift jedenfalls unnüg und kann fehr ſchädlich fein. (Vgl. darüber vor 
Allem den Artikel Papiergeld.) Es kann ſchädlich fein, weil das Bedürfniß nach Gelp- 
papieren vom Staat nit fo gut als von Privaten befriedigt wird. Der Staat 
handhabt die Geldpapierausgabe zu Gunften der Stantäfaffe und nicht zu Gunften 
des Publikums. Er kann das Monopol aber auch direft mißbraucden. Der 
Einwand, daß ja das Münzmonopol vom Staat aud gemißbraucht werben kann, 
und dod in neuerer Zeit nicht gemißbraucht wirb, und daß es ebenfo beim Pa- 
piergeld fi geftalten würde, widerlegt ſich leicht ſchon thatſächlich. Selbft die Re- 
gierungen haben jegt die Schäplichkeit der Münzmißbräuche eingefehen und un- 
terlafjen diefelben, die Mißbräuche der Emiffion von Gelvpapieren fehen fie noch 
nicht ein oder unterlaflen fie noch nicht, trog vorhandener Einſicht. Auch 
ift die Verſuchung zum Mißbrauch viel größer als beim Münzmonopol. Das Pa- 
piergelbmonopol als Polizeimaßregel gegen den Mißbrauch durch Private ift un- 
nüg. Bei einer vernünftigen Freiheit kann die Gelvpapieremiffion von Pri« 
baten nicht zum Schaden des Publifums ausgeübt werben. Böllig freies 
Belieben in der Annahme von Gelvpapier, und unbedingte Einlö- 
fungspflidht find die beften Mittel gegen zu große Ausgabe von Papiergelv 
und gegen beffen Entmwerthung. Unter diefen Bedingungen fann man Jedermann 
die Ausgabe von Geldpapieren geftatten, Einzelnen und Geſellſchaften. Schaden 
kann das Publikum nur in fofern bei Zahlungsunfähigfeit des Gelopapieremit- 
tenten leiden, als daſſelbe Papiere von Perfonen oder Gefellfchaften, welche nicht 
frebitwürbig waren, ungezwungen, leichtfinniger Weife angenommen hat, und 
Schaden fünnen die Emittenten felbft nur leiden, fo weit fie ſchlecht gewirthſchaftet 
oder falfch fpefulirt haben. Beide Theile haben bei viefem Handel mit Papier, 
wie bei jedem Handel mit andern Gegenftänden ſich allein die Schuld beizumeffen. 
Die untern unmiflenden Schichten der Bevölkerung vor Verluſten zu ſchützen hat 
ber Staat, felbft abgefehen von dem wicdhtigften, ver Belehrung, bie Mittel in der 
Hand. Der Staat fünnte z. B., damit die Geldpapiere nicht in den Kleinverfehr 
dringen, die Ausgabe in ganz Meinen Appoints ein für allemal verbieten, er 
Braucht e8 aber niht und unterläßt meiner Meinung nad auch dieſe Beihränfung 
am beften. Ein gutes Metallgeld in genügenver Menge und genügenbder 
Art verbietet das Einbringen des Geldpapiers in den Kleinverfehr von felbft. 
Der Kleinverfehr braucht das Geldpapier nicht, wenn das Metallgeld fo leicht ift, 
daß auch große Summen fein bebeutendes Gewicht haben, d. h. wenn Gold 
zum gefeglichen Zahlungsmittel — zur Währung gemacht wird, Golomährung mit 
Silber- und Kupferfcheidemünzen wie 3. B. gefeglih in England, Nordamerika, 
der Schweiz und faktiſch in Frankreich, Belgien ꝛe.! Die Verbrängung ver Geld» 
papiere aus dem fleinften Verkehr ift bei der ſchweren Silberwährung nicht mög— 
ih, ein Punkt, ver neben andern fehr zur Golpwährung drängt. Auch für die 
bequeme Berjendung von ganz Meinen Summen wird durch Poſtvorſchuß und vergl. 
das Geldpapier unnütz gemacht. 

Für Zeiten, da der Staat fi nur durch Ausgabe von uneinlöslichen Geld— 
papieren mit"Zwangsfurs zu retten vermag (und folhe Zeiten fann e8 geben), 
braudt der Staat fein Monopol. Er-fhafft entweder neue Geldpapiere mit 
Zwangsékurs, Aſſignate in Frankreich, oder giebt den ſchon furfirenden Papieren 
der Krebitinftitute einen Zwangskurs und befreit fie gegen irgend welche Gelv- 
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vergütung von der Ginlöfungspflicht, Noten der üfterreihifchen Nationalbant, Noten 
der Banf von England während ber f. g. Reftriltionsperiode 1797 —1820, Die 
fer Mißbrauch ift freilich auch außer dem Aufßerften Nothfall möglih, in Konfti- 
tutionellen Staaten mit wirklichen Rechten der Bolfövertretung wirb er aber, 
je mehr die Einfiht in die Natur des Geldes und feiner Stellvertreter wächst, 
mehr und mehr vermieden werben; dieſe volkswirthſchaftliche Einſicht wächsſt, wenn 
auch nur langfam. 

4. Poſt-, Telegraphen- und Eifenbahnmonopol. Das Boft- 
menopol, d. b. das ausfchlieflihe Recht des Staates auf den Transport be 
flimmter Nachrichten, Perfonen und Güter eriftirt faft in allen civilifirten Staa- 
ten. Die Zwedmäßigkeit diefes Monopols, wenigftens fo weit es den Nachrichten- 
verfehr betrifft, unterliegt wenigen Anfechtungen, nur darüber, woburd ber Staat 
fih das Monopol verfhaffen und wie er es ausüben fol, herrſcht Streit. Ueber 
die Entftehung des Boftmonopols fiehe den Artikel Poften, ver fait ausſchließlich 
von der Geſchichte der Poſten handelt. Sobald die in beftimmter Regelmäßigkeit 
vom Staate oder von den damit belehnten Perfonen betriebene Brief-, Berfonen» 
und Waarenbeförderung ein einträgliches Gewerbe wurde, ſuchten aud Private 
dasſelbe auszunugen. Dagegen bemühte fi der Staat, das Monopol aufrecht zu 
erhalten durch alle möglichen Berbote, ald da find: verſchloſſene Briefe bei ſich zu 
führen, regelmäßige Fahrgelegenheiten mit Pferbewechfel einzurichten, Paquete bes 
ſtimmter Größe zu befördern und vergl. Die Furdt vor einer wirkfamen Privat- 
konlurrenz und damit vor einem Einnahmeausfall gab dieſe Mittel ein. Neuer: 
dings wird mehr der Gefihtspunft ver fohnellen, fiheren, über das ganze Land 
gleihmäßig vertheilten Nachrichten-, Perfonen- und Güterbeförberung als das Ber- 
bot der Privatthätigfeit auf diefem Feld geltend gemacht. Iſt dieſer Gefichtspuntt 
ber entſcheidende, ſo wird nad) meiner Meinung das Monopol der Poft am beften 
nicht dur Berbot der Privatpoften, fondern dur fo niedrige Preife, wie fie 
Private nicht fielen können, erreiht, dann leidet feiner durd das Monopol des 
Staates Schaden. Freilich verliert das Poftmonopol dadurch den Charafter einer 
guten Einnahmquelle oder wird fogar ein Ausgabepoften, aber zum Frommen 
Aller. An ver Annehmlichkeit der billigen Poftbenugung zum Vergnügen 
lann dann Jeder participiren nad feinen Bermögensumftänden, alfo nad feiner 
Stenerfähigkeit und ebenfo gleicht fi die gefhäftliche Poftbenügung in den Preis 
fen ver Waaren für Jeden nach der Größe feiner Konfumtion aus, Dennoch hat 
man aus dem Grfichtspunft des billigeren Privattransportes das Peftmonopol 
mehrfady verworfen. Die Meinung, daß der Staat theurer arbeitet, ift bei ber 
Driefpoft, richtig berechnet, jedenfalls verkehrt: die gleiche Billigfeit, Schnel- 
tigkeit und Sicherheit fann von Privaten wohl auf einzelnen Streden, nicht 
aber über den ganzen Staat hin und über bie Staatsgrenzen hinaus erreicht wer- 
ben. Selbft wenn aber im ganzen Staat Private den Briefverfehr der Bürger 
gleih gut und babei billiger beforgten, fo würden die Geſammtkoſten des Briefe 
verkehr im Staate doch beveutend höher ſich fielen, und zwar dadurch, daß ber 
Staat einen großen Theil feiner Korrejpondenz den Privaten nicht anvertrauen 
darf, folglid eine Foftipielige Staatspoft neben der vielleicht billigeren Pri« 
vatpoſt unterhalten müßte. Darum behält man das Monopol ver Briefbeför- 
berung burd den Staat fiher am beften bei. Mag dieſes Monopol nun auf bie 
eine ober die andre Art, durch Preiſe, bei denen Private nicht beftehen können, 
oder durch direktes Verbot der Privatbriefpoft aufrecht erhalten werben, fo entflcht 
bie ſchwierige Frage: Soll ver Staat in allen Gegenden für vie gleiche Leitung, 
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4 B. Driefbeförderung auf fo und fo viel Meilen, vie gleichen Preife machen, 
oder fell er fidh die geleifteten Dienfte bezahlen Iaffen im Verhältniß zu den Preis 
fen, welche bie Privatlonkturrenz ſchaffen würbe, nämlich in reichen dichtbevölkerten 
Gegenden niebrig, und in armen dünnbevölkerien hoch? Die Antwort liegt im ber 
Entfheitung der fehr ſchwierigen Frage, wie weit au in wirthſchaftlichen Din- 
gen der Staat als ein Ganzes oder als ein Kompler von felbftänvigen Pandes- 
theilen aufzufafien ift. (Vgl. Artikel Staatswirtbfchaft.) Künftlich geſchaffene Gleichheit 
der Preife eines oder mehrerer Güter, 3. B. Salz, oder ber Dienfte, z. B. Nachricht⸗ 
beförberung, ift ftets ein theilweifer Kommunismus. Troß biefes Vorwurfes wird 
beim Briefverfehr jedenfalls die Bequemlichkeit für einen gleichen Tarif in alfen 
Landestbeilen, höchſtens nad ber Entfernung abgeftuft, entſcheiden, bie bichtbenäl- 
ferten Gegenden werben durch ben häufigen Berfehr für diefen theilmeifen Kom- 
munismus entfhäbigt. Die aud fo noch übrigbleibende Ungerechtigkeit gegen bie 
reihen Landestheile, welche bei hohen Zaren mit den Ueberfchüffen ihres Boft- 
verfehrs den Ausfall der andern decken, ober bei niebrigen Taren durch Steuern 
den ans der Staatskaſſe nöthigen Zuſchuß, ben fie nicht verſchuldet haben, mit« 
tragen mäffen, wirb ferner dadurch gemildert, daß der Staat nur die Beförberung 
von Briefen und ganz feinen Paqueten beforgt. Der Waaren- und Perfonen- 
transport, bei welchem auch in Gegenden mit geringem Berfehr die Differenz 
swifchen ben Preifen ver Privat- und Staatäbeförberung nicht fo groß ift als bei 
Briefen, follte der Privatinduſtrie überlaffen werden. Höchftens könnte der Staat, 
um Uebervortheilungen Einzelner zu verhäten, von denen, welche mit biefem Trans- 
port fih befaffen, verlangen, daß fie ähnlid wie einige andere Gewerbtreibenden 
bie Preife, welche fie völlig frei felbft normiren, befannt machen, und ohne Kün- 
digung in beftimmten Friſten nicht nah Belieben abändern. 

Mas von der Briefpoft gefagt ift, Tann ohne viel Veränderungen auch auf 
ven Telegraphenverkehr angewenvet werben. 

Das Eifenbahbnmonopol ift meines Wiſſens gefeglic nirgends ausge⸗ 
ſprochen. Faktiſch kann ver Staat fi dasfelbe aneignen, da in faft allen Staa- 
ten die Erbauung und der Betrieb einer Eifenbahn nicht in das Belieben jedes 
Einzelnen geftellt ift, und etwa nur von der Erfüllung beftimmter, feft worge- 
fchriebener zefetlicher Normen abhängt, fondern an die jevesmalige befonvere Er- 
laubniß des Staates, an eine Konceffion gebunden if. Wenn der Staat biefe 
Konceffion gar nicht oder nur unter nicht annehmbaren Bedingungen an Private 
ertbeilt, fo hat er ein vollftändpiges Monopol für das ganze Qand; wenn er 
die Konceffion nur für folde Eifenbahnen verweigert, welche ben feinigen Kon— 
furrenz maden, fo hat er es mwenigftens für diefe Bahnen. Lißeral, d. h. im 
Intereffe des Bublitums und nicht des Staatsſeckels gehandhabt, find die Eifen- 
bahnen bes Staates gar nicht verwerflich. Regelmäßigkeit und Sicherheit des Ber- 
kehrs kann bier wenigftens am beften erreicht werben. Nicht fo bei Privatbahnen, 
felbft wenn durchweg einander konkurrirende Bahnen konceffionirt werden. Die 
Konkurrenz iſt auf großen Streden wohl vorhanden, wie 3. B. nah Dresden 
bie Linien Hamburg-Dresven, Stettin-Dresven, Trieft-Dresven von verfchievenen 
Enppunften ber für itberfeeifche Produfte, oder vie vielen Bahnen zwifchen Franl- 
furt a / M. und Berlin mit dem gfeihen Ausgang und Endpunkt fih einander 
Konkurrenz machen. Auf Heinen Streden hat eine Eifenbahn, da mehrere wnmit- 
telbar neben einander nur fehr felten angelegt werben, bis zur Grenze ber Konkurrenz 
anberer Transportmittel faftifch ein Monopol, welches ver Einzelne felbft zum Nach⸗ 
teil des Publifums auszubenten bemüht ift, die Gefammtheit — der Staat — 
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nit auszubeuten braudt. Wie beim Poft- und Telegraphenwefen, fo wirb auch 
bei den Eifenbahnen die Konkurrenz der Privaten durch niedrige Preife beffer als 
dur Berweigerung ber Konceffion von Privatbahnen ausgeſchloſſen. Auch bier 
tritt wieder die beim Poftwefen berührte ſchwierige Frage an den Staat heran, 
ob er, abgefehen von ven höheren Rüdfichten ver Landesvertheidigung, unrentable 
Bahnen bauen fol, und wie weit er einem Lanvesiheile Eifenbahnen, welde bie 
Koften nicht beden, bauen und betreiben darf mit Zufhuß aus ver allgemeinen 
Staatskaſſe? Vermieden wird dieſe Schwierigkeit, wenn der Staat nicht felbft 
Eifenbahnen baut. Die Frage „Staatsbahnen oder Privatbahnen“ ift nod eine 
offene und muß lofal fehr verfchieven beantwortet werden. Ein ftarfes Argument 
für die Koncentrirung ver Eifenbahnen in Händen des Staates liegt in ber vor 
einigen Jahren in ver Schweiz, und ganz neuerdings auch in England aufge- 
tauchten Agitation für Auffauf aller Bahnen durd den Staat. Selbft nur prin- 
cipiell läßt fih darüber mit wenigen Worten nicht abſprechen. 

Ueber die verſchiedene wirtbfchaftliche Auffaffung der Monopole und Re 
gale und über Einzelheiten in den noch eriftirenden Staatsmonopolen fiehe bei- 
fpielöweife die drei Lehrbücher ver Finanzwiflenihaft von Rau, Stein und 
Umpfenbad,. €. 2aspeyres. 


Staats:Oberhaupt. Negierungsnachfolger. 


Das ftaatlihe Gemeinwefen bevarf eines Organs, durch meldes bie dem 
Staate zufommende Unabhängigfeit und Machtfülle — die Staatsgewalt — zum 
äußeren Audorude kommt; e8 bevarf eines Oberhauptes. Böllig Har und zu 
einer ftändigen Einrichtung ausgebilvet, findet fich dieſes Organ nur im ber 
Monarhie, und zwar am vollfommenften in der Erbmonardie. In der Republik, 
* berube ihre Berfaffung auf ariſtokratiſcher oder demofratifher Grundlage, befteht 
nur ein Organ zur Ausübung der dem Ganzen zukommenden Hoheit; allein auch 
wenn hiefür eine einzelne Perfon, ein Präfident, Konful u. f. m. beftellt wird, 
fo fann diefelbe nicht als Oberhaupt des Staates, das diefen repräfentirt, betrachtet 
und bezeichnet werben, ſondern fie übt nur fremde Rechte aus. 

Da der Begriff und die verfchievenen Arten ver Monarchie, jowie bie redht- 
lihe Stellung des Staatsoberhauptes in berfelben bereitd in dem Artilel „Mo— 
narchie“ erörtert wurden, fo bleiben hier nur nod wenige Punkte zur Be- 
fprehung übrig. 

As ſolche müflen wir aber bezeichnen: 

I. Die frage des Erwerbs ber Souveränetät und der damit verbundenen 
rehtlihen Wirkungen. II. Den Berluft der Souveränetät und deſſen Gründe. 
II. Die Rechte des Souveränd gegenüber der Bolfsvertretung ober das, mas 
man die BPrärogative der Krone nennt. 

I. Wir wollen zuaft den Erwerb ver Krone und deſſen rechtliche 
Folgen in's Auge faflen. Wie man die Herrſchaft erwerbe, alfo Staatsoberhaupt 
fowohl in ver Wahl als in der Erbmonardhie werde, davon ift ſchon gehandelt 
(Br. VI ©. 708). Es ift befanntlid Grundſatz der Erbmonardie, daß die Krone 
von Rechtswegen demjenigen zufällt, ver burd vie beftehende Verfaſſung ober 
durch das verfaflungsmäßig anerfannte Hausgeſetz dazu berufen ift; es findet fein 
Zwiſchenzuſtand ftatt, in welhem die Herrfhaft ohne Subieft wäre (Interreguum), 
wie biefer in der Wahlmonardie vorfommen fann, wenn nicht ſchon bei Lebzeiten 
für den Fall des Todes des Monarhen ver Nachfolger gewählt ift (f. oben Bd. IM 
S. 414 und unten den Art. „Thronfolge"). 
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Will der Regierungsnadhfolger von dem ihm zuftehenden Rechte Gebrauch 
machen, fo fann er dieſes entweder ausvrüdlich oder ſtillſchweigend durch Hand— 
lungen, 3. B. durch Leiftung des Berfafjungseides erklären; er nimmt damit DB e- 
fig von dem Throne oder tritt Die Regierung an. Bon ba ift er Befiter 
der Staatsgewalt geworden und hat alle darin enthaltenen oder dazu gehörigen 
Rechte und Pflichten übernommen. Der Regierungsnachfolger erwirbt als folder: 

1. die Staatsgemwalt, d. i. alle jene Hoheitsrechte, welche als natürliche 
Beftanptheile der Etaatsgewalt erfcheinen (die wefentlihen Hoheits- oder Regie— 
rungsrechte). Welche Rechte in diefe Kategorie gehören, brauden wir bier nicht 
näher zu entwideln (f. ven Art, „Staatsgewalten“). 1) 

2. Aber auch jene Nechte gehen auf ihm über, melde mit Rüdfiht auf die 
geſchichtliche Entwicklung und die pofitive Gefeggebung bes betreffenden Staates 
als Annera der Staatsgewalt erfcheinen, fo daß fie ausjhlieglih den Inhaber 
der Staatögewalt eignen und daß andere Berechtigte bei der Erwerbung und dem 
Befige nicht konkurriren. Die Rechte diefer Art pflegt man „zufällige Hoheits- 
rechte” zu nennen, weil fie nicht ſchon aus dem Begriffe der Staatsgewalt als 
folder folgen und mittelbar dem Befiger verfelben zufommen, fondern auf befon- 
deren Thatfahen beruhen, durch welde fie in exklufiver Weife dem Souverän 
eines oder mehrerer beftimmter Staaten vorbehalten worden find. 2) Nimmt man 
biedei auf die Verhältniſſe unferer deutſchen Staaten zunächſt Rüdjiht, jo find 
als foldhe zufällige Hoheitsrechte zu erwähnen : 

a) Die Episfopalgemwalt der deutfchen Landesherrn über bie proteftan- 
tifche Kirche ihres Yandes (jus in sacra), bie in Folge ver Entftehung und Ent- 
faltung des Proteftantismus in Deutfg,land Annerum der Landeshoheit geworben 
ift. Während die Kirchenhoheit (jus circa sacra) dem Souverän als foldem über 
die fämmtlichen Belenntniffe, die fi in feinem Gebiete finden, von felbft zufteht 
und daher in jedem Staate, wenn auch verfchieden in Bezug auf Umfang und 
Ausübung, dem Inhaber der Staatsgewalt eignet, bilvet die Episfopalgewalt des 
Landesherrn eine Eigenthümlichkeit des deutſchen Staatsrechts, welche ſich in gleicher 
Weiſe fonft nirgends findet; nur das englifche Recht bietet eine gewiſſe Analogie. 

b) Die f. g. Finanz-Regalien, die als ausſchließliche Rechte ver Staats- 
regierung auf ven jeweiligen Regierungsnachfolger übergehen. Welche Rechte diefer 
Klafie in deutfhen Staaten vorfommen, darüber haben wir bereitd in den be- 
fonderen Artikeln „Regalien” uns verbreitet (Bd. VIII ©. 552 ff.). Gerade fie 
zeigen recht augenfcheinlih, daß fie eine beſondere Thatfahe ald Grund ihrer 
Entftehung vorausfegen; bei ven einen ift e8 Faijerliche Verleihung, bei den anderen 
ein privatrechtlicher Bertrag oder eine pofitive Satzung des Landesrechtes oder 
einfah das Herfommen, was fie in’s Leben gerufen und zu einem Rechte des 
Landesherrn gemacht hat. 

Zugleich mit den bisher aufgezählten Rechten gehen der Natur der Sache 


— — — * 


1) Welche einzelnen Rechte als weſentliche zu erachten ſeien, darüber giebt die Wiſſenſchaft 
näheren Aufſchluß, indem ſie den Begriff der Staatsgewalt nach gewiſſen allgemeinen @efichte: 
punkten in feine Theile zerlegt; vgl. 3.8. Bluntſchli, Allgemeines Staatsr. Bd. I, S. 9 ff., 
Schmittbenner, Ideales order allgem. Staatsr. S. 291 ff. Eine Art pofitio rechtlicher Der 
finition der wefentlichen Nechte des Souveräns enthält der Art. XXVI der Rheinbundakie; allein 
diejelbe Se nur für die Theilnehmer am Rheinbund in ihrem Verhältniſſe zu den Mediatifirten, 

2), Sie find Hoheltérechte nur mit Rückficht auf das berechtigte Subjekt, nicht auch mit 
Rückſicht auf ihren Inhalt, während die weientiichen Hoheitsrechte dieſen Namen aus dem dop— 
yelten Grunde tragen. j 


750 - Staats-Oberhaupt. Begierungsnacfolger. 


gemäß alle die Anftalten und Einrichtungen auf den Nachfolger über, welde zur 
Ausübung derfelben dienen; alfo z. B. alle jene Gebäude im weiteften Sinne 
des Wortes, fowie fonftige Objekte (Sammlungen), deren die Regierung als folde 
für die Verwirklihung ihrer Zwede bedarf. Ebenfo gehört dem Krongut, auf 
weiches nur der Staatsfucceffor Anfpruh bat, alles vasjenige Vermögen, was zur 
Zeit des Vorgängers aus der Ausübung, refp. Benügung diefer Rechte gewonnen 
worden ift, alſo die etwaigen Aktivrefte von Steuern, Gebühren und Regal-Ein- 
fünften, fowie ver Staatsfhag, wo ein folcher etwa angefammelt worben ift. 

3. Alle jene Rechte und Saden, die Privateigenthyum des Staates find und 
deren Kräfte zur Befriedigung ven Staatsbenürfniffen dienen, wie die Domänen 
(f. d. Art.) oder Kammergüter, fowie bie etwaigen Aftivrefte ber daraus 
fließenden Einkünfte. Es ift nicht unfere Sache, an dieſem Orte die Frage zu 
erörtern, ob die Domänen auch dann auf den Nachfolger übergehen, wenn bie re— 

ierente Familie ausftirbt oder verzichtet oder aus irgend einem thatſächlichen 
runde die Landeshoheit verliert und nur ein Angehöriger einer fremdem Familie 
‚die Krone erwirbt. Wir beſchränken uns bier auf folgende Bemerkung: Es ſcheint 
nicht richtig, wenn man diefe Frage nad allgemeinen ftantsrechtlihen Principien 
beantworten will, denn die Domänen find ihrem Weſen nad Objekte des Privat- 
verlehrs und unterliegen ven Normen des Privatrechtes, wenn auch ber Umftand, 
daß fie zu Öffentlichen Zweden beftimmt find, erheblihe Mopifilationen des Privat- 
echtes zur Folge hat. Die Antwort kann nur aus ber befonderen Geſetzgebung 
und aus ber Gejhichte des einzelnen Staates geſchöpft werden. Kann bie Art der 
Erwerbung nachgewieſen werben, fo wird baraus fich ergeben, wer Eigenthümer 
ber erworbenen Sache fei. Wenn dieſelbe aus den Mitteln des Staates mit Staats- 
geldern erworben worden ift, jo wird fie Eigenthbum des Staates. War fie aus 
Privatmitteln over aus einem rein privatrechtlihen Titel, 3. B. in Folge einer 
Schenkung acquirirt, fo bleibt fie Eigentum des Ermerbers. 3) 

4. Alles was durch Hausverträge ober durch letztwillige Verfügungen von 
Borgängern zum Haus- oder Stammgut in ber Art erklärt ift, daß es dem 
jeweiligen Thronfolger zufallen fol. 

Dagegen geht nicht auf den Nachfolger als folden über, was reines Privat- 
oder ſ. g. Schatull-Gut des Vorgängers war; alfo alles das, was er von feinem 
Regenten-Eintommen, 3. B. von der Eivillifte oder den Erträgniffen der ihm zur 
Nutzung überlaſſenen Güter und Rechte fich erfpart oder was er aus biefen Er- 
fparnifjen ohne nähere Widmung angefchafft hat. Wer in diefes Privatvermögen 
fuccebire, darüber gibt nit das Staats-, fondern das Privatrecht Maß und 
Norm. Ift der Nachfolger der einzige Sohn des Vorgängers, fo erfcheint er auch 
als geſetzlicher Erbe die ſes Komplexes; find nod weitere Söhne und Kinder des 
Borgängers vorhanden, fo fonfurrirt der Thronfolger mit diefen u. f. w. Auf die 
bisherige Auseinanderfegung gründet ſich die nicht blos in der Literatur, ſondern 
auch in den pofitiven Gefegen (vgl. 3. B. die bayer. Verf.-Urf. Tit. III $. 2) 
bei der Bererbung der Krone vorlommende Unterfheidung einer Staats» und 
einer Privatverlaffenfhaft und es ergibt fi aus terfelben zugleih, was 


3) Es ift ebenfo unguläffig. in einem Lande, in welchem wie z. B. In Bayern die Domänen 
als Staategut erflärt ſind, fie noch ald Eigenthum der regierenden Familie vindieiren zu 
wollen, als ed unzulälfig ift, da wo eine ſolche Erklärung oder pofitive Vorſchrift nicht vorliegt, 
zu behaupten, die Domänen feien Staatsgut. [Unm, d. Ned. Der moderne Staat wird nad 
unfrer Anficht überall dahin kommen müſſen, die eigentliche Domäne nach ihrer Beitimmung 
als Staatsgut zu erklären.) 
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zu der einen und was zu ber andern Mafje zu rechnen fei, und was fohin ver 
a einer- und die Privaterben 4) anverfeits für fi in Aufpruch nehmen 
nen. 

Die beiden Maflen find von einander verſchieden nicht blos nad ben Ob— 
jeften, aus welchen fie beftehen, fondern in Bezug auf die Örunpfäge, welche über 
ihre Erwerbung und über bie Wirkungen derfelben entſcheiden. Wie die Staats- 
verlafjenfhaft erworben werde und welche Wirkungen fih an den Erwerb knüpfen, 
darüber entfcheidet das Staatsreht, während für die Privatverlafienfd.aft im 
Zweifel die Normen des Privatrehts gelten. Daher gilt e8 heut zu Tage 
als eine ausgemachte Sache, daß man aud, wenn Jemand für beide Mafjen be— 
rufener Erbe ift, die eine ausfhlagen und bie andere annehmen könne. 

Ebenfo wie vie Begrenzung ver Staatöverlaffenfhaft dem Staatsrechte zu ent» 
nehmen ift,5) fo ift au die Frage aus ihm zu beantworten, welches das Rechts» 
verhältniß fei, das zwifhen dem Regierungsnachfolger und feinem Borgänger ob- 
walte und ob der erftere insbefonderedurd die Handlungen 
bes legteren gebunden fei, ob alfo für die Verbindlichkeiten, welche 
ber frühere Souverän eingegangen hat, auch der Succeflor hafte? 

Borerft fteht als zweifellos für das heutige Recht fet, daß derjenige, weldyer 
die Staatögewalt, fei e8 im Folge einer Wahl oder in Folge des Erbrechts er- 
wirbt, fhon von felbft nicht blos Rechte, ſondern auch Pflichten übernimmt; denn 
die Souveränetät gewährt an ſich ſchon keine völlig unbeſchränkte, ſondern nur eine 
durch die Moral, die Gefege und die darauf fi) gründenden Rechte Dritter be- 
ſchränkte Macht. Daß der Souverän diefer allgemeinen Berbindlichfeit (die Gefege 
und die Berfaffung, wie fie beftehen, anzuerkennen und demgemäß die Regierung 
zu führen) genügen wolle, verfpricht er in der Megel beim Regierungsantritte 
eidlich und beftärkt dadurch feine Verbindlichkeit (f. den Artikel „Garantie der Ber- 
fafjung* in Bd. IV ©. 58). Über nicht blos die beftehenven Geſetze und bie 
Normen der gefchriebenen Berfafjung find für den Regierungsnadfolger ebenfo ver 
binplich, wie für den Vorgänger, fondern auch die organifatorifhen und abmini- 
firativen Handlungen, die von dem Vorgänger in verfaſſungsmäßiger Form vor- 
genommen wurden, fowie deren Konfequenzen hat der Succeſſor .ald rechtswirkſam 
anzuerfennen. Ob vie einzelne Handlung dem Staate oder dem regierenden Haufe 
ober dem Souverän für feine Perfon zum Bortheil oder zum Nachtheil gereiche, 
ob fie mit den Anforderungen des monarchiſchen Princips oder mit fonftigen allge- 
meinen ftaatsrechtlichen Principien im Einklang ftehe oder nicht, ift für die Giltig- 
feit und Berbindlichkeit der Handlung, vorausgefegt, daß fie eine Regierungs⸗ 
handlung und daß fie in verfafjungsmäßiger Form vorgenommen worden ift, 
völig gleihgiltig. Die Verbindlichkeit, welche ver Nachfolger gegenüber den Regie= 
rungshandlungen feines Vorgängers und gegenüber den auf fie fid gründenven 
wohlerworbenen Rechten anerlennt und übernimmt, ift aber nur die, daß er bie- 


%) Es iſt noch jegt üblich (vgl. 3. B. Zahariä, Etaatd- u. Bundesrecht, Br. 1. S. 352, 
111.) die Privaterben Allodialerben zu nennen. Diefe Bezeichnung war ganz fachgemäß, fo 
lange die Landeshobeit Ichenbar war und man im Kalle ihrer Vererbung eine Lehen⸗ und eine 
Alledialmafje unterfcheiden konnte. Die jetzige Stoatögemalt fteht in feinem Lehenverbande mehr 
und «3 in an dem Gegenfage der Nuodialerben; daher ziehen wir es vor, diefe Bezeichnung 
zu vermeiden. 

5) Wegen der Literatur über diefe Frage vgl. H. U. Zahariä, Staats- und Bundes: 
recht, Bd. 1. S. 3515 insbefondere ift zu erwähnen: Poſſe, Ueber die Sonderung reichäftän 
difcher Staats- und Privatverlaffenidaft. Gött. 1790, 5 
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jelben. nicht revocire und mit rüdwirkender Kraft amnullire. Dagegen iſt er eben 
fo wenig als ver Vorgänger felbft gehinbert, die Afte und Inftitute, welche von 
feinem Vorgänger herrühren, unter Beobadtung der verfaffungsmäßigen Formen 
und Beringungen zu ändern und aufzuheben. Denn fowie er felbit berechtigt ift, 
zur Aenderung der Grundgejege die Initiative zu ergreifen, und eine folde, wenn 
fie die Zuftimmung der Kammern erhalten hat, zu fanktioniren und in Vollzug 
zu fegen oder in ähnlicher Weife auf eine Aenderung der fonftigen beſtehenden 
Geſetze Hinzumwirken, fo ift er auch befugt, im Verordnungswege alle diejenigen 
Mafregeln ein- und durchzuführen, welche er im Interefje des Staates für nöthig 
erachtet, auch wenn dadurch Berfügungen feiner Vorgänger geändert und aufge- 
boben werben follten. Vielleicht dient es zur Erläuterung der hier maßgebenden 
Grundſätze, wenn wir biefelben auf einige öffentliche Verhältniffe anwenden. Wir 
wählen zuvörberft 

a) bie Rehtsverhältniffe ver Staatsangehörigen. Die Aenderung 
in der Perſon des Souveräns bei der Thronfolge äußert auf biefelben feinen 
Einfluß. Sie haben dem Nachfolger gegenüber diefelben Rechte und Pflichten, bie 
fie zur Zeit des Vorgängers hatten: „der König ftirbt nit”, nur der Reprä- 
jentant des Königthums wechſelt. Diefe Negel gilt ſowohl für vie allgemeinen 
gefeglihen Rechte der Unterthanen als für wohlerworbene, — für die öffentlichen 
wie für die Privatrechte. Hat der Borgänger einem feiner Untertbanen eine Kon— 
ceffion ertheilt oder ein Privilegium verliehen, fo bleibt es dem neuen Regenten 
gegenüber in Kraft und er ift nicht befugt, dasſelbe blos barum zu revociren, 
weil e8 nicht von ihm ausging. Nur dann, wenn allgemeine geſetzliche Vorſchriften 
die Erlöfhung nad) fich ziehen oder die Einziehung geftatten, kann dieje verfügt 
werden. Sind Beftandtheile des Stantsgutes zur Zeit ded Vorgängers unter Beob- 
achtung der einfhlägigen materiellen und formellen Gefegesbeftimmungen veräußert 
worden, fo fünnen ſolche Alte von dem Nachfolger nicht deshalb revocirt werben, 
weil fie dem Grundſatze der Unveräußerlichkeit widerfprehen oder dem Staats- 
wohle Schaden bringen. 

b) As weiteres Beifpiel mag das Staatspienerverhältniß angeführt 
werden. Der Staatsſucceſſor hat bezüglich der von feinem Borfahren ausgegangenen 
Anftelungen ganz viefelben Rechte, welche diefer jelbft hatte. Hat der Staatöbiener 
in Folge der Anftellung gewiffe Privatrehte erworben, jo muß biefe aud ber 
Nachfolger achten, wenn er aud wie der Anftellende felbft dem Beamten das Amt 
entziehen und ihn in Rubeftand verjegen fann. Ja auch das Amt erliſcht nicht 
von felbft beim Wechfel in ver Perfen des Monarden, ſondern e3 bieibt auch 
unter dem neuen Monarchen in den Händen feines bisherigen Trägers, Wenn ver 
Thronfolger, wie dieſes in Wirklichkeit öfter gefchieht, vie vorhandenen Stellen und 
Behörden und die dabei fungirenden Beamten beim Regierungsantritte ausdrücklich 
beftätigt und fle anmeist, ihre Berrichtungen wie bisher und in feinem Namen 
fortzufegen, jo ift diefes eine nügliche, Feine nothwendige Verfügung, deren Inhalt 
fih von felbft verfteht. Das Gegentheil würde mit der organifhen Natur bes 
Staates, deffen Leben keinen Augenblid ftille ftehen darf, in Widerſpruch kommen 
und es fann daher aud nur in einzelnen Fällen, wo eine befondere Ausnahme 
ftatuirt ift, eintreten. Diejenige Ausnahme, welde die älteren Lehrer des Bölter- 
rechts bezüglich der Gefandten machten, wornad das Amt des Geſandten mit dem 
Tode oder Berichte des Komittenten erlöſchen follte, wird von der Doktrin zur 
Stunde nicht mehr behauptet, fondern es wird nur gelehrt (vgl. Heffter ©. 383 
$. 223), der Tod des Konftituenten beende die diplomatiſchen Funktionen, wenn 
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es ſich nur um perfünliche Angelegenheiten handelt oder wenn bie Vollmacht aus- 
drädiih nur anf die Lebenspauer des Ausftellers ertheilt war. In dieſem Falle 
würde aber au ein Amt anderer Art mit dem Tode erlöfchen. | 
ce) In älterer Zeit war bie Frage, für welhe Schulden des Vorgängers 
auch der Nachfolger hafte, von beſonderer praftifher Wichtigkeit und es konnte 
in biefer Beziehung wefentlih nur der Zwed, zu deſſen Verwirklichung vie Schuld 
fontrahirt worden war, darüber entſcheiden, ob man es mit einer Landesſchuld over 
mit einer rein perfönlichen Berpflihtung des vorigen Landesheren zu thun habe. 
Gegenwärtig wird die Beantwortung diefer Frage faum noch irgenpwo ernftlicdhe 
Schwierigkeiten erzeugen; denn die neueren Berfaffungsgefege haben bie Be— 
dingungen, unter welden die Kontrahirung von Staatsſchulden zuläffig ift, genau 
feftgeftelt und es kann fid daher nur darum handeln, zu wiſſen, ob dieſe Be- 
dingungen im einzelnen Falle erfüllt feien oder nicht. 6) | 

Daß der Negierungsnachfolger als folher nicht für bie Privatverbindlichkeiten 
feines Vorgängers hafte, folgt jhon aus dem, was wir oben ausgeführt haben. 
Nur derjenige, der als Erbe die Privatverlaffenfhaft übernimmt, erſcheint in Be- 
zug auf dieſe als Univerjal-Succeffor, welhem auch die Verbinplichkeiten des Erb- 
lafjer8 pro rata zur Laſt fallen. Daraus darf aber nicht gefolgert werden, wie 
diefes bis zur neueften Zeit in der Doktrin gefhehen, daß der Regierungsnad- 
folger als folder nur Singular-Succeffor feines Vorgängers fei. Denn 
diefe Bezeihnung beruht auf der unrichtigen Borausfegung, daß vie Berlaffen- 
Schaft des letzten Monarchen ein einziges, einheitliches Ganzes fei, deſſen Haupt« 
beftandtheil vie Privatverlaffenfhaft bildet, neben welcher dann die Staatsgewalt 
mit ihren Pertinenzen als eine res singularis erſcheint. Es handelt fi vielmehr 
bei der Beerbung des Monarden um zwei ganz getrennte, unabhängig von 
einander zu behandelnde Erbichaften, und der Staatsfucceffor tritt als folder eben 
fo wohl in universum jus (publicum) defuncti, in befjen Rechte und Berbind- 
lichkeiten ein, wie der Privaterbe in feine Privatrehtöverhältniffe. 

Die Literatur über den legt erörterten Punkt — die Verbindlichkeit des Nady- 
folger8 aus den Handlungen feiner Borfahren — ift ziemlich zahlreih. Wir be- 
ſchränken uns bier barauf, vie wichtigeren Monographien anzuführen und verweifen 
im Uebrigen auf die ausführlichen Citate bei H. 4. Zachariä, Staatd- und 
Bundesredt, Br. I ©. 353. — 9. v. Kamptz, Erörterung der Verbindlichkeit 
des weltlichen Neihsfürften aus den Handlungen feines Borfahren. Neu: Strelig 
1800. W. 3. Behr, Staatswiſſenſchaftliche Erörterung der Fragen (u. f. w., 
wovon bie erfte die bier ventilirte ift), Bamberg u. Leipzig 1818; von Eberz, 
Berfuh über die Berbindlichkeit der Handlungen eines Regenten für feinen Regie 
rungsnachfolger. Landshut 1819, 

Die Principien, welche wir bisher für die Normirung des Verhältniſſes des 
Staatsſucceſſors zu feinem Vorgänger gewonnen haben, müſſen analog auch für 
ven Fall gelten, wo ver Monard nad einer Regentjhaft in die Ausübung 
oder Wienerausübung feiner Rechte eintritt. Was der Neichöverwefer als folder 
innerhalb ber Grenzen feiner Kompetenz in verfaffungsmäßiger Form verfügt und 
verorbnet bat, bindet auch den von ihm vertretenen Monarchen. 


6, Die im Texte entwicelten Grundfäße find auch in einzelnen deutichen Verfaffungsurkunden 
ausdrücklich als Gejep anerkannt; z. B. die Altenburgijche Verf⸗Urk. 8, 14: „Die Regentenhand⸗ 
lungen des Borfahrers find von dem Kandesnachfolger anzuerkennen und zu vertreten, foferne fie 
obne Ueberfchreitung der verfaffungsmäßigen und hausgefeglichen Befugniß unternommen wurden,” 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Stants-Wörterbud. IX. 48 
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Schwieriger ift die Frage zu beantworten, ob und in wie weit ber. legitime 
Souverän die Handlungen eines Ufurpators oder f. g. Zwiſchenherrſchers 
zu vertreten und bie daraus fich ergebenden Berbindlichleiten anzuerkennen habe. 
Wir wollen auf viefelbe in der nächſten Abtheilung zurüdtommen. 

II. Ebenfo wie von der Art des Erwerbs, ift fhon an anderen Orten 
von benjenigen Einrichtungen gefprodhen worden, welde dazu beftimmt find, ein 
zum Staatsoberhaupt in der Erbmonardie berufenes, unfähiges Individuum durch 
ein fühiges zu erfegen, das bie Ausübung der Hoheitsrechte übernimmt (j. den 
Artikel „Regentfhaft”, Bd. VIII ©. 563 ff), Dagegen ift bisher von den 
Gründen des VBerluftes der Herrfhaft feine Rede geweſen, und es ift daher 
bier das Nöthige darüber vorzutragen : Ä 

1. Im Allgemeinen kann die Souveränetät nur in Folge freiwilligen Ver— 
zichtes verloren werden, der entweder ein ausbrüdlicher oder ſtillſchweigender ift. 
Der ausprüdlihe Berziht auf die Krone — die Entfagung over Abpifation 
— ift in jedem Staate zuläffig und die gegen bie Zuläffigfeit erhobenen Be- 
denen 7) ſcheinen bei genauerer Betrachtung als unftihhaltig. Sie beruhen auf 
Borausfegungen, tie im Zweifel auf die Monarchie nicht anwendbar find, Die- 
jenigen, welche tie Zuläffigkeit ver Abdifation beftreiten, behaupten nämlich: da 
ber Staatsoberherr ſich durch Vertrag zur Staatsvertretung und Staatsregiernng 
verpflichtet habe, fo fei er zu millfürlicher Aufhebung feiner vertragsmäßigen Ber: 
bindlichkeit nicht berechtigt. Allein ein folder Bertrag ift nur eine willfürliche 
Annahme; in Wirklichkeit eriftirt derfelbe nit. Die Krone wird auf Grund bes 
beſtehenden Erbfolgegefeges und der beftehenden Staatsverfaffung von Nechtäwegen 
erworken, und richtig iſt in der obigen Thefis nur fo viel, daß der Thronfolger 
in Folge der Uebernahme der Regierung nit blos Rechte erwirbt, fondern 
auch Pflihten übernimmt, zu deren Erfüllung er rechtlich in fo lange verbunden 
ift, al8 er Souverän iſt und fein will. Es gehört aber nicht zu dieſen Pflichten, 
daß er die Krone auf eine gewiffe Zeit oder auf Lebenszeit wirklich trage, fondern 
fowie e8 Sache feiner freien Entfchließung war, die ihm rechtlich zugefallene Krone 
anzunehmen oder abzulehnen, fo ift er auch nicht gehinbert, die angenommene 
wieder nieterzulegen. 8) 

Die Abrifation fann übrigens der Natur der Sahe nah nur pure erfolgen, 
d. h. der Abdieirende muß einfah auf feine Nechte verzichten, ohne dabei an 
dem beftehenven Erbfolgegefeg over an den fonftigen Beitimmungen der Berfafjung 
etwas Ändern zu fünnen, Es liegt feine Abpifation vor, wenn der Monard in 
ber Erfenntniß feiner Unfähigteit auf die Ausübung feiner Rechte verzichtet und 
die Anorbnung einer Regentihaft veranlaßt. Es ift weiter unzuläffig, daß bie 
Abrifation zu Gunften eines Dritten, d. i. zu Gunſten eine® Solchen ge- 
hehe, ver durd Die geltende Erbfolgeorpnung nad dem Berzichtenden nicht zur 
Krone berufen wäre. Die Abdikation bat in diefer Beziehung venfelben Effekt, wie 
ber Tod des Monarchen; im einen wie im anderen Falle wird ver Thron er- 
letigt und der gefeglich berufene Thronfolger hat das Recht ihm einzunehmen. Nur 
in der Form des Gefeges könnte diefer Grundſatz für einen einzelnen Fall ge- 





— 


7) Val Klüber, Deff. Rekt, IV. A. $. 256. 

8) Nehnliche Fälle liegen vor: a) bei der Auflöfung des Untertbanenverbandes in Folge der 
Auswanderung ; b) bei tem Austritt eined Staatedienerd aus dem Staatstienftverhältniffe (der 
Refianation). Wer die rettiiche Zuläffiafeit der Abdikation in Abrede flelt, muß and das Recht 
ver Tseien Auswanderung und der Mefignatien von Staatsämtern verneinen. 


Stants-Oberhaupt. Begierungsnachfolger. 766 


ändert werben. Nur dann wäre der Verzicht, der zu Gunſten eines Entfernteren 
erfolgt, von Wirkfamfeit, wenn auch die dazwifchen ftehenden Perfonen ihrerjeits 
verzichten. 9) 
Aus ähnlihen Gründen kann es nicht ftatthaft fein, daß der Souverän blos 
für eine gewiffe Zeit abvicire und fih nad Ablauf berjelben den Wievererwerb 
der Krone bedinge; tie Thronfolgeortnung fteht unabänderlich feft, und darf nicht 
in ihrer Geltung dem fubjeltiven Belieben Preis gegeben werden. Nod weniger 
ift es zuläffig, daß ber Abdicirende blos auf einen Theil feiner Rechte verzichte 
und dadurch eine Theilung ber Rechte der Staatögewalt oder des Staatsgebiets 
berbeiführe. Nur das gilt als unbedenklich, daß er ſich die perfünlichen Ehrenredhte 
welche herfömmlih dem Souverän zufommen, für feine Lebenszeit noch vorbehalte 
ja aud dann, wenn ein folder Vorbehalt nit ausprüdlic erklärt wäre, würde 
er als ſelbſtverſtändlich betrachtet werben. 

Der förmlid erklärten Entfagung fteht bie ſtillſchweigende in der Wirkung 
gleid, vorausgefegt nur, daß die Handlung, aus melder bie Abdikation gefolgert 
werben will, feine andere Erklärung zuläßt, als die, der Handelnde wolle abbiciren. 
Ob im einzelnen Falle diefe Borausfegung gegeben fei oder nicht, ift eine That-, 
feine Rechtsfrage, und es wirb daher bie Geltendmachung einer ſtillſchweigenden 
Abdikation leicht zu Irrungen und Streitigkeiten Anlaß geben. 1%) Man führt als 
Beifpiele berfelben an, wenn der Monardy dauernd fein Land verläkt und unge: 
achtet ausdrücklicher Aufforderung nit in dasfelbe zurückkehrt. Ebenfo würbe es 
hierher gehören, wenn ter Monard eines Staates, der verfaffungsmäßig einer 
beftimmten Konfeffion angehören muß, dieſe wechjelt; denn feine Handlung leivet 
feine andere Auslegung, als die des Berzichtes auf feine Eigenſchaft ald Souverän. 
Daß eine nad dem Megierungsantritte eiwa eingetretene Unfähigkeit ves 
Monarchen in der Regel nicht den Verluſt des Throns nach fi ziehe, fondern 
nur zum Eintritt einer Regentſchaft führe, haben wir ſchon früher angeführt. 

Der Berluft der Krone wider Willen des Trägers — bie Entfegung ober 
Entthronung — läßt fih, wenn man zunädhft nur die Möglichkeit verfelben 
in's Auge faßt, fowohl als rechtlicher Alt, wie als rein thatſächlicher Vorgang 
venfen, der das Recht durchbricht. Im erfteren Falle müßte ein Organ beftehen, 
dem die Befugniß zulommt, unter gewiffen Borausfegungen das Staatsoberhaupt 
feiner Stelle für verluftig zu erklären, und biefen feinen Ausfprud im Falle des 
Ungehorfams aud mit Zwang zu vollftreden. Allein die Nealifirung diefes Ger 
dankens, beruhe fie auf einer ftants- oder völferrehtlihen Einrihtung, wäre mit 
fo vielen Schwierigkeiten und Gefahren verknüpft, daß man in ben neueren Staa- 
ten auf jeden Verſuch derfelben verzichtet hat. Man würbe fih mit den Grund: 
begriffen der Monardie in Widerſpruch fegen, wollte man einen Gerichtshof auf- 
ftelen und mit VBollzugsgewalt ausrüften, dem ber Monard fi unterzuorbnen 
hätte, und das Princip der Unverantmwortlichkeit desſelben in ſtrafrechtlicher und 
politifcher Beziehung würbe negirt. Nur im Bundesſtaate läßt fi eine foldye 
Einrichtung ohne Schwierigkeit in Ausführung bringen, in der Art, daß die halb— 
fouveränen Fürften der Einzelftaaten die Bunbesautorität als eine übergeorbnete 


— ——— — — 


9) Dal. Waitz, Grundzüge der Politik, S. 49. 

10, Wir betrachten es nicht ald Abdifation, wenn der Ihronfolger die ihm von Rechtewegen 
angefallene Krone ausſchlägt. Auch die Nichtannabme fann übrigend aus einer ftiufchweigenden 
Willenserklärung, 4. B. aus der Weigerung den vorgefchriebenen Verfaflungseid zu leiften, abge: 
leitet werben. . 
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anzuerfennen haben, welche das Recht hat, wegen Mißbrauch ver Hoheitsrechte ven 
Inhaber zu entjegen. So ſtand nad Reichsftaatsreht den höchſten Reichsgerichten 
die Befugniß zu, die deutfchen Landesherrn entweder der Regierung zu entjegen 
und eine Regentichaft in dem betreffenden Lande anzuorbnen, oder fie völlig ihrer - 
Rechte verluftig zu erklären, womit von felbft die Wirkung eintrat, daß die Yandes- 
boheit auf den nächſten Agnaten überging. Diefe Befugniß unterlag in der fpäte- 
ren Zeit des Reichs ver Befchränfung, daß bei folchen Landesherrn, welche zugleich 
NReichsftände waren, die Aften zuvor an den Reihstag abzugeben waren, und nur 
mit Bewilligung desſelben die Entjegung erfannt werden fonnte. Auch im Staaten- 
bunde wäre eine folhe Inftitution nicht fchlechthin unmöglich, wenn ihre Berwirt- 
lihung mit freier Zuftimmung der Bunbdesftaaten erfolgt. 

Thatfählih kann das Staatsoberhaupt von feiner Stelle zu weichen ge- 
nöthiget werben, wenn entweder eine Revolution im Innern gegen die Monardie 
überhaupt oder gegen den einzelnen Monarden ven Sieg errungen und den Mo: 
narchen vertrieben hat, 11) oder wenn der Erfolg der Waffen eines fremben Staa- 
te8 dem Souverän feinen Thron gefoftet hat. Weber in dem einen noch in dem 
anderen Falle kann ver Thron rechtlich als erlebigt betrachtet werden. Was in 
Bolae ſolcher innerer oder äußerer Gewalt ſich bildet, iſt zuvörderſt ein fattifher 
Zuſtand, dem es an dem rechtlihen Fundament fehlt und falls ſich eine neue Ober- 
gewalt an die Stelle der früheren fegt, jo kann fie nur eine ungefeglidhe (illegi- 
time) Regierung de facto genannt werden; — legitimer Herrfcher nerint fid 
mit Recht nody der frühere Inhaber der Krone, fo lange er nit auf fein Recht 
verzichtet. Die faftifche Regierung forbert indefjen von den Einwohnern des be- 
treffenden Staates Gehorfam gegen ihre Anordnungen und ſucht diefe ihre Yorde- 
rung mit den ihr zu Gebote ftehenden Machtmitteln durchzuſetzen. Angeſichts 
eines ſolchen Zwieſpalts zwifchen dem rechtlichen und thatfählichen Zuftande wirt 
man ber Yeußerung eines unferer bebeutendften Politiker beitreten, wenn er jagt: 
„auch die auf's Befte ausgehende Revolution 12) ift eine ſchwere Krife, die Ge— 
wiffen verwirrend, die innere Sicherheit unterbredend und nicht 
minber alle Staatsverträge gefährdend.“ (Dahlmann.) Um die Gefahren und Nach— 
theile, welde ein folder Zuftand für die Eivilifation und die Sittlichkeit eines 
Bolfes erzeugt, auf ein möglichft geringes Maß zu reduciren, ift e8 die Aufgabe 
eines jeden wahren Baterlandsfreundes, wenn er nad ernfter Prüfung zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß die Wiederherftelung des früheren Standes der Dinge 
unmöglich ift, dazu mitzumirfen, daß das mas faktifch befteht, auch in die recht— 
lihe Form gefleivet werde. Wir ftimmen aud in biefer Beziehung der Bemer- 
fung Dahlmanns bei: „der einmal entfchievenen Ummälzung kann ſich löblich 
aud der Vaterlandsfreund anſchließen, derſelbe, der ihren Ausbruch mißbilligte, 
weil ein Zuftand nicht dauern darf, in welchem tie Regierung nirgend ift, weil 
fie überall ift; — auswandern oder ſich irgendwie entziehen in der Stunde, wo 
Alles, was Gutes im Staate ift, enger zufammentreten follte, warb von jeher für 
unwürdig bes guten Bürgers geachtet.” — Die nöthige rechtlihe Form erhält 
der neue Zuftand der Dinge dadurch, daß die Volksvertretung und fonftigen Or— 
gane bes Staatslebend, die noch vorhanden find, insbefondere bie gewichtigeren 
Gemeinde- und fonftigen Korporationen des Landes ihn anerkennen und ſich dem 
neuen Staatsoberhaupt unterorbnen. 


11, Dal, bierüber den Artikel „Revolution und Reform.“ 
‚2, Wat von ihr geſagt ift, gilt auch von fremder Mjurpation. 
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Der frühere Herrſcher hat dadurch allerbings fein Recht noch nicht verloren, 
Er verliert es aud dann nit, wenn bie fremden Mächte den neuen Gous- 
verän anerkannt haben. Nur ein förmlicher Verzicht könnte rechtlich den Verluſt 
. nad ſich ziehen. Hat übrigens der neue Zuftand der Dinge Beftand und Dauer, 
fo erlifcht im Laufe der Zeit aud das entgegenftehende Recht des einzelnen Men— 
fen, wenn er auch vordem Monarch war; denn das Ganze fteht höher als ver 
Theil, und die Zeit bat nicht blos heilente, fondern auch heiligende Kraft. 

Wollte man bie ewige Dauer folder Rechte behaupten, aljo alle jene Staats- 
zuftände als ufurpatorifche und illegitime bezeichnen, welche mit dieſen Rechten kolli— 
diren, jo wäre ber rechtliche Beftand faft aller Staaten der Gegenwart in Frage 
geftellt. , 
Gelingt e8 ber entthronten Dynaftie, fpäter auf irgend einem Wege — durch 
eine Revolution im Innern oder durch fremde Hilfe — fih wieder in ven Beſitz des 
Thrones zu jeten, fo entfteht auch hier vie Frage, ob und in wie weit ber legi- 
time Sonverän die Handlungen und Verfügungen des Ufurpators oder Zwiſchen— 
herrſchers anzuerkennen habe, oder mit a. W. ob und in wie weit er aus ben 
Regentenbandlungen des legteren verpflichtet fei? Zweifel über die Beantwortung 
viefer Frage find nur dann möglih, wenn ber frühere Souverän die Zwifchen- 
regierung niht anerkannt bat. War viefes gefchehen, fo ift er von felbft ver- 
bunden, nad) erfolgter Reftauration diejenigen Handlungen als giltig anzuerkennen, 
welche der Zwiſchenherrſcher in feiner Eigenfhaft als Regent in verfaffungsmäßi- 
ger Form (d. h. in der Form der älteren Verfaſſung, wenn er auf Grund berfel- 
ben die Regierung führt, oder in ber Form ber von ihm herrührenden Ber- 
faffung, wenn er eine ſolche an die Stelle der alten gefegt hat) vorgenommen hat, 
und er hat jene Verbindlichkeiten zu erfüllen, welche hieraus für die Regierung 
entfprungen find. — Sowie e8 ald unbeftreitbare Wahrheit gilt, daß in dieſem 
Valle die reftaurirte Dynaftie an die Alte des Zwiſchenherrſchers gebunden if, 
ebenfo wird allgemein gelehrt, daß tann, wenn ber Ufurpator noch nit im un— 
geftörten Befige des fremden Staates ſich befunden hatte, und fich eine fefte und 
definitive neue Staatsordnung noch nicht gebildet hatte, der legitime Souverän 
völlig ungebunden durch das thatſächlich in der Zwifchenzeit Borgegangene wieder 
in feine Rechte eintritt. Die Handlungen der Regierung de facto find als 
Alte eines völlig Unberechtigten nit im Stande, irgend welche Wirkungen zu er- 
zeugen, weldye den Berechtigten verbindlihd machen könnten. Hat daher die Zwi- 
jchenregierung DBeräußerungen vorgenommen oder neue Laften auf die Staatskaſſa 
gelegt, jo brauchen folde von dem reftaurirten Nachfolger nicht anerfannt zu wer 
den. Ob und in wie weit die Unterthanen und die Beamten für ihre Handlungen 
während der Zwiſchenherrſchaft verantwortlich gemacht werben können, hängt von 
den befonderen Umftänden ab. Wo fie blos dem Zwang nadgegeben haben, da 
müſſen fie als entjhulvigt gelten, aud wenn fie gegen ihre frühere Herrfchaft ge- 
handelt haben. — Soweit Alte in Frage find, welde lediglih die Staatsorb- 
nung aufrecht zu erhalten und ben Zerfall des Staates zu verhindern beftimmt 
find, müffen fie als giltig betrachtet werden, aud wenn fie von ber proviſori— 
hen Regierung — fo nennt man Häufig die Negierung de facto — oder 
von ben Behörden unter ihrer Autorität vorgenommen warden. Es find daher 
3. B. die in der Zwifchenzeit von den Gerichten erlaffenen Eivil- und Kriminal- 
Erkenntniffe aud für die wieder eingetretene legitime Regierung als verbinplid, 
zu erachten. 

Hatte fih der Ufurpator in völlig ruhigem Befig der Herrſchaft befunden 
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fo daß die neue Staatsorbnung als eine fefte und definitive angefehen merben 
konnte, und fohin feiner Regierung der Charakter einer wahren Zwiſchenherrſchaft 
beigelegt werden muß, fo läßt fi nicht das Gleiche fagen, wie im Falle einer 
blos proviforifhen Regierung. Iſt aud die neue Ordnung der Dinge mit Ber- 
legung der Rechte eines Dritten gegründet worden, fo befteht fie eben doch, und 
derjenige, der an der Spige des Staates als fein Oberhaupt fteht, anerkannt von 
den Unterthanen und von fremven Mächten , repräfentirt jevenfalls einen wirklich 
vorhandenen Staat, der vor Allem eriftiven will, fei e8 auch unter einem anderen 
Haupte. Daher find alle jene Megentenhandlungen des Zwiſchenherrſchers als gil- 
tig und verbindlich für den legitimen Nachfolger zu betrachten, welche verfelbe in 
Repräfentation des Staates, fei e8 im Innern oder mit fremden Mächten, obne 
Verlegung der befonderen Rechte der entfegten Familie umb ihres 
Hauptes vorgenommen hat. Um dieſen Sat in feiner Anwendung auf die wichti- 
geren bier vorkommenden VBerhäftniffe näher zu erläutern, mag es erlaubt fein 
noch folgendes Einzelne anzuführen : 

1. Iſt während der Zwifchenherrfchaft die Staatsverfaffung verändert 
worben, fo wird e8 fi fragen, worin die Aenderung beftand. Wurde eine völlig 
neue Staatöform an bie Stelle der alten gefett, 3. B. eine Republik an die Stelle 
ver Monarchie, fo tritt vie neue Berfaffung mit der Reftauration von Rechtswegen 
außer Kraft, und der reftaurirte Souverän ift nicht ſchuldig, viefelbe anzuerkennen. 
Dasfelbe muß wohl aud in dem Fall gelten, wo zwar vie ältere Staatsform nomi- 
nell beibehalten, dem Monarchen aber eine wefentlih andere Stellung als früher 
im Staate angewiefen wurde, fo daß er z. B. jett nur nod die Erefutive, nicht 
mehr die gefammte Staatsgewalt in feinen Händen hat. In beiden Fällen lebt 
zugleich Die vor der Vertreibung der legitimen Dynaftie beftandene Berfaffung von 
felbft wieder auf. Anders muß es unferes Erachtens angefehen werben, wenn bie 
Berfaffung von der Zwifchenregierung nur in mefentlihen Punkten ohne Aufge— 
bung ihres Grundcharakters Aenterungen erfahren hat. Diefelben bleiben auch nad 
Eintritt der Reftauration eben fo in Kraft, wie 

2. die während des Zwifchenregiments erlaffenen Gefege und Verord— 
nungen, fowie bie aus dieſer Zeit ftammenden organiihen Einrid- 
tungen, denn alle diefe Aenderungen haben ven befondern Rechten des legitimen 
Fürften und feines Haufes feinen Eintrag gethan. Dabei verfteht es fich übrigens 
von felbft, daß vie reftaurirte Negierung nicht gehindert ift, dieſe Geſetze und Ein- 
richtungen in verfaflungsmäßiger Form zu ändern oder aufzuheben; alleiı fo lange 
viefes nicht geſchehen ift, behalten fie ihre Giltigkeit ebenfo, als wären fie von 
dem legitimen Vorgänger erlaffen worden, — Aus aleihem Grunde werben 

3. die mit auswärtigen Mächten gefhloffenen Stautöver- 
träge durch den Eintritt der reflaurirten Dynaftie im Allgemeinen nicht alterirt. 
Eine Ausnahme rechtfertigt fich bei folhen Verträgen, welche die Erfegung der le— 
gitimen Familie oder die Verkürzung ihrer Sonderrechte, 3. B. ihres Privateigen- 
tbums, zum Inhalte und zum Zwecke haben. Dagegen kann der fremde Staat 
mit Recht fordern, daß alle Verträge über Staatsangelegenheiten, wie 3. B. Juris» 
diftions-, Kartell-, Handelde und Schiffahrtd- Verträge auch von dem reftaurirten 
Souverän anerfannt werden. Hievon machen auh ſolche Verträge feine Ausnahme, 
wodurch Rechte des Staates zu Gunften anderer Staaten aufgegeben worden find, 
wie viefes beifpielameije beim Verzicht auf die Lehensherrlichkeit oder auf aftive 
Staatsferpituten, oder bei der Abtretung von Gebietstheilen an einen fremden Staat 
vorfommen kann, j 
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4. Bon der größten praktiihen Wichtigkeit ift die Beantwortung der Frage, 
ob der legitime Fürft ſchuldig fei, die von dem Zwiſchenherrſcher kontrahirten Sch ul» 
den zu übernehmen, und ven daraus erwachſenen Berbinvlickeiten zu genügen ? 
Geht man hiebei von den allein maßgebenden ftaatsrechtlihen Principien aus, wie 
wir fie oben entwidelt haben, jo kann faum ein ernftliher Zweifel darüber be- 
ftehen, daß die Frage zu bejahen fei, vorausgefegt, daß die Schuld zur Dedung 
eines Staatsbedürfniſſes fontrahirt war und daß bei der Kontrahlrung die wäh— 
vend der Zwifchenherrfhaft beſtehenden gejeglihen Beftimmungen dieſes Betreffs 
beobachtet worden find. War der von dem Zwifchenherrfcher regierte Staat aus 
mehreren, ehedem felbftändigen Staaten zufammengefegt, die fih nun in Folge 
der Neftauration wieder ablöfen und unter ihre legitimen Fürften zurückkehren, fo 
ändert diefes an dem Grundſatze nichts, fondern nur die Art feiner Verwirk— 
lichung ift eine befondere: die mehreren reftaurirten Souveräne haben die Gejammt- 
ſchuld anzuerkennen und fie nah Berhältniß ihres Antheild® an dem aufgelösten 
Staate zu übernehmen. 

Diefelden Principien müſſen auch über vie Giltigfeit ver Beräußerung von 
Staatsgütern Maß geben. Iſt diefelbe in ver zur Zeit geltenden Form er 
folgt und ift der Erlös zu Staatszweden verwendet, fo fann fie mit Grund nit ange» 
fochten werben. Der Befiger hat diefe Güter von demjenigen erworben, ber da⸗ 
mals der allerfeits anerkannte Vertreter des Staates und feiner Rechte war. Wollte 
man ihm das Erworbene darum wieder entziehen, weil ber Beräußerer fpäter aufs 
gehört hat, Berfügungsrechte zu baden, jo würde man mit allgemein anerkannten 
Rehtsgrundfägen in unlösbaren Widerfprud kommen. 

Die Literatur hat fich mit biefer befonvdern Materie — dem Verhältniß des legi— 
timen Souveräns zum Zwifchenherrfcher — namentlih in ber neueren Zeit, vielfach 
befchäftigt. Wir halten e8 für genügend, wenn wir dem Lefer die Schriften bezeichnen, 
wo er über dieſe Literatur genauere Auskunft findet. ©. darüber: Zöpfl, Grunpfäge 
des gemeinen deutſchen Staatsrechts. V. Aufl. Br. I ©. 564 Note; dann R. v. 
Mohl, Geh. und Literatur der Staatswifjenfchaften Bd. II S. 304; befonvers 
beben wir hervor die Abhandlung von 9. U. Zahariä, Ueber vie Verpflichtung 
reftaurirter Regierungen aus den Handlungen einer Zwifchenherrfchaft, in ber 
Zeitfehr. für die gefammte Staatswiffenfhaft Bo. V (1857) ©. 79 ff. 

III. Die Rechte des Souveränd gegenüber der Volksvertretung ober 
den Ständen find feine anderen als die allgemeinen aus ver Staatsgewalt flie- 
enden Befugniffe, wie fie in dem Artikel „Staatsgewalten" näher entwidelt 
worden, Wie die Staatsgewalt überhaupt, fo find aud die einzelnen varin bes 
griffenen Rechte (Hoheitsrechte) in der Monarhie ausſchließlich dem Staatsober- 
baupte eigen, und ein Miteigentyum oder ein Mitbefig findet insbefondere in ben 
deutſchen Staaten nidt ftatt. 

Nur bei der Ausübung der Hoheitsrechte wirken bie Kammern mit, - und 
zwar bald direft, infoferne der Monarch an ihren Beirath und ihre Zuftimmung 
gebunden ift, bald blos indirekt, wenn ihnen nur das Recht der Wünſche und Be— 
jhwerbeführung zukommt. Man hat jene Rechte, bei welchen der Monarch unab- 
hängig von ſtändiſcher Mitwirkung zu handeln befugt ift, auch vorbehaltene Rechte 
oder die BPrärogative der Krone genannt, 13) allein wir halten biefe Bes 
zeihnung weder na allgemeinen noh nah deutſchem Staatsrechte für richtig, weil 


13) Bol. darüber wegen der deutſchen Staaten noch H. A. Zahariä, Staate- u. Bundesds 
recht, Bd. 1, © 292, Note 9, " 
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fie auf ven Gedanken einer Theilung der Staatögewalt beruht, Man rechnet zu 
den Rechten biefer Art: 

a) die Repräfentativ-Gewalt nah Außen, daher insbefondere aud 
das Kriegs- und Friedensrecht, das Recht der Bünbniffe und Verträge. Soll ein 
völkerrechtlicher Vertrag auch ſtaatsrechtliche Wirkungen haben ober als Gefet 
gelten, fo ift die Mitwirkung der Stände nicht auszufchließen. 

b) Die Ehrenhoheit over das Recht Stanveserhöhungen zu gewähren, 
Titel und Würden zu verleihen. 

c) Das Begnadigungsreht, das ungeachtet des Verbotes der Kabinets- 
Juſtiz durch die ſämmtlichen BVerfafjungsgefege dem Monarchen gewährleiftet ift 
(f. den Artikel „Begnabigung”). 

d) Die Amtsho heit oder das Recht die Aemter zu beftellen und zu be— 
jeßen und daher insbefondere aud das Recht der Ernennung und Entlafjung ber 
Minifter (f. die Artitel: „Amt” und „Staatsdiener“). 

Bei welhen Hoheitsredhten ven Kammern oder Ständen die Befugniß der Mit- 
wirkung zulomme, davon zu fprechen ift bier nicht der Ort. Was wir bier ber- 
vorzubeben und in Kürze zu erörtern haben, find jene Rechte, weldhe dem Staats- 
oberhaupte in Bezug auf die Kammern oder Stände zuftehen. Es hat aber 

1. mitzuwirken bei der Bildung der Bolfsvertretung. Inſoweit bie 
Mitglieder der Kammern durch Wahl beftellt werben, ift e8 die Staatsregierung, 
welhe bie Wahlen anorbnet, Zeit und Ort dafür beftimmt, nicht felten aud 
die Wahlbezirke bildet, ven Wahlaft durch Kommiffäre leitet und das Wahlergebniß 
beurfundet. Bezitglich der erften Kammern ernennt fie die Mitglieder theild mit der 
Folge der Erblichkeit der Würde, theils auf Lebenszeit, theils auf beftimmte Amtsperioden. 

2. Auch auf den Beginn und die Dauer der fländifchen Thätigfeit hat ber 
Souverän nit unerheblichen Einfluß. Er bat das Recht die Kammern einzube- 
rufen und zu eröffnen, bie Sitzungen zu vertagen und zu fchließen und bie Kam— 
mern aufzulöfen. Welche Grundſätze bezüglich der Ausübung diefer Rechte in den 
deutſchen Staaten gelten, davon war ſchon oben in dem Artikel: „Landtag“ aus- 
führliher tie Rede. Dagegen ift 

3. bier von dem Anlaß und der Wirkfamfeit der ftänpifhen Beſchlüſſe und 
von dem Berhältniffe der Staatsregierung hiezu etwas einläßlicher zu handeln. 

Schon oben (Bd. VI ©. 739 ff.) wurde ausgeführt, daß dem Staatsober- 
haupt in jedem Gemeinwefen, daher au in der Monardie, das Recht des felbfi- 
ſtändigen Handelns in ftaatlihen Dingen oder das Recht der Initiative zu- 
fomme, jedoch nicht in dem Sinne eines ausfhließlihen Rechtes, denn „ver König 
bat nicht alle Gewalt allein.” Es nehmen an der öffentlichen Gewalt aud andere 
Faltoren des Staatslebens, insbefondere die Kammern Antheil, mit der Wirkung, 
daß fie als befugt erfcheinen, von ſich aus Vorſchläge über die Ordnung und Rege— 
lung der öffentlihen Angelegenheiten zu machen. Da es jevod feine Gewalt ohne 
den König 1%) gibt, fo verfteht es fih von jelbft, daß ſolche Vorſchläge, um ver- 
bindlic für den Staat im Ganzen und für die Unterthanen zu werben, ber könig— 
lihen Zuftimmung (Sanftion) und Verkündung (Publikation) bebürfen. So wenig 
ed dem Wefen ver Monarchie entfpricht, blos der Vollsvertretung vie Initiative 
zu vinbiciren (wie in England) jo würde man aud in Widerſpruch mit derfelben 
fommen, wollte man dieſe Zuftimmung des Monarden in einzelnen Fällen als 


10) S. Waip, Grundzüge der Politik, S. 48, 
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unnöthig erflären oder fie zu einer Zmwangspfliht machen. Der Monarh muß 
volllommen frei nad feinem Ermeffen in jedem einzelnen Falle Ja oder Nein 
fagen Können. Thut er das legtere, fo fagt man wohl, er lege fein Beto gegen 
den betreffenden Vorſchlag ein, und fpridht darum von einem Rechte des Veto, 
und zwar entweder von dem abfoluten Veto, wenn die Berfaffung ves Staates 
dem Monarhen die volle Freiheit feiner Entfchließung wahrt, oder von einem 
blos fuspenfiven, wenn das Staatsoberhaupt nur einen Aufſchub ver Wirkfamfeit 
eines Antrags herbeiführen, bagegen nicht hindern fann, daß der Antrag aud 
- ohne feine Zuftimmung verbindliche Kraft erlange. 

Die deutfchen Berfaffungen räumen dem Landesherrn durchweg ein (wenn 
wir die herkömmliche, obgleich wenig angemeffene Terminologie beibehalten) abfo- 
Iutes Beto ein, das am beften in der Braunfchweiger Landſchafts-Ordnung von 
1832 befinirt ift, indem es dort heißt: „Ob der Landesfürſt ftändifchen Beſchlüſſen 
und Anträgen feine Zuſtimmung ertheilen wolle, hängt von deſſen freier Ent- 
ſchliezung ab.“ In anderen Staaten ift dasfelbe mittelbar dadurch anerkannt, daß 
dem Souverän allein das Recht der Sanktion beigelegt ift (vergl. 3. B. bie 
bayer. Berf. Urf. von 1818 Tit. VII 8. 30, vie k. fähfifhe von 1831 $. 87) 
ober daß die Uebereinftimmung des Königs und der Kammern als Erforder— 
niß des Zuftandefommens von Geſetzen bezeichnet ift (f. 3. DB. die preuß. Verf. 
Ur. von 1850 8. 62). 

Beifpiele für ein blos fufpenfives Veto Liefert die norwegische Verfaffung von 
1814. Darnach gelangt jeder Beſchluß des Storthing an den König, um bie f. 
Sanktion zu erhalten. Genehmigt der König den Beſchluß nit, fo fenvet er ihn 
an das Odelsthing (das befanntlich in Vereinigung mit dem Lagthing das Stor- 
tbing bildet) mit der Erklärung zurüd, daß er es nicht dienlich finde, ben Be— 
ſchluß zu fanktioniren. Im diefem Falle darf der Beſchluß nicht mehr von dem 
zur Zeit verfammelten Storthing dem Könige vorgelegt werben, ver fi} auf bie 
jelbe Weife benehmen kann, wenn das nächfte orbentliche Storthing denſelben Be— 
ſchluß aufs Neue vorfhlägt. Wird er aber, nachdem er abermals erwogen worden, 
von dem dritten orbentlihen Storthing unverändert angenommen und dann bem 
Könige mit dem Begehren vorgelegt, daß Seine Majeftät ihre Sanktion einem 
Beſchluße nicht verweigern möchten, welden das Storthing nad ber reiflichften 
Ueberlegung als nüglicy anfieht; fo wird er Geſetz, wenn auch des Königs 
Sanktion nit erfolgt, ehe das Stortbing ſich trennt. Eine ganz ähnliche 
Beftimmung findet man in der von der National-Berfammlung im Jahre 1849 
beſchloſſenen deutſchen NReihsverfafiung, indem fie in $. 101 verorbnet: „Iſt von 
dem Reichstage in drei fih ummittelbar folgenden ordentlihen Situngsperioven 
berfelbe Beſchluß unverändert gefaßt worten, fo wird verfelbe, auch wenn 
die Zuffimmung ver Reihsregierung nicht erfolgt, mit dem Schluffe 
bes dritten Meichstages zum Geſetze.“ — Auch dem Präfiventen ver Bereinig- 
ten Staaten von Nordamerila kommt ein foldes fufpenfives Beto zu. Madt 
er davon Gebrauch, fo geht ver Gegenſtand an dasjenige Haus des Kougrefles zu— 
rüd, von dem er ausgieng. Sprit fih in jedem der beiden Häufer eine Mehr: 
heit von zwei Drittheilen neuerlih für den Vorſchlag aus, fo foll er auch ohne 
die Zuftimmung des Präſidenten Gefetesfraft haben. — Die ſchweizeriſche Ber- 
fafjung gefteht weder dem Bundesrathe, no dem Bundespräfidenten ein Veto zu, 
fonvern e8 ift deren Obliegenheit, die durch übereinftimmenve Befhlüffe der beiden 
ug Stande gelommenen Gefege zu vollziehen. (Berfaffung von 1848 Art. 
8 . 5.) 
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Wegen der Literatur zu Biff. III vergl. J. Ehre. Frh. v. Aretim, 
Staatsrecht d. konſtitut. Monarhie Br. 1. ©. 199 fi; Murhard, Die Initia- 
tive bei der Geſetzgebung, Braunfchweig 1833; Waitz Grundzüge der Politif 
©. 54 u. ©. 69. Fön. 
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Staatsrath. 


I. Allgemeine Bemerkungen. Je gewiſſenhafter und trefflicher ver 
Souverän eines Staates iſt, in deſto höherem Grade wird er darauf bedacht ſein, 
bei ſeinen wichtigeren Regierungshandlungen und Maßregeln ſich nicht blos auf 
feine individuellen Kräfte, Kenntniſſe und Erfahrungen zu ſtützen, ſondern ſich des 
Rathes anderer reblicher und erfahrener Männer bevienen zu können. Um biefem 
aus der Natur der Dinge entipringenden Bedürfniſſe abzubelfen, erfcheint es als 
das Sahgemäßefte, wenn der Inhaber der Staatsgewalt ein ftändiges Kollegium 
einfegt, das ihm in den öffentlihen Angelegenheiten berathend zur Seite fteht, 
gebildet aus Männern, melde, mit der Gefhichte, dann den rechtlichen und wirth- 
Ihaftlihen Zuftänden des betreffenden Staates genau befannt, Maren ftaatsmän- 
nifhen Blid mit derjenigen Weftigkeit des Charakters vereinigen, die fie als fähig 
erfcheinen läßt, ihren Rath nur nad objektiven Gründen ohne Rüdfiht auf Bor 
theil over Nachtheil, der ihnen daraus erwachſen Tann, dem Souverän zu ertheilen. 
Je weiteren Spielraum die Berfafjung eines Staates dem individuellen Ermefjen 
und ber freien Thätigfeit und Bewegung des Souveräns eröffnet, defto öfter und 
dringender wird ſich bie Notwendigkeit eines ſolchen Infttuts geltend machen. 
Aber auch im konftitutionellen Staate dürfte ſich dasfelbe als vortheilhaft empfehlen, 
falls e8 aus ven rechten Elementen gebildet und fein Wirkungskreis richtig be= 
ſtimmt ift. 

Meder die verantwortlichen Minifter, noch die Landesvertretungen vermögen das» 
jelbe zu erfegen over überflüffig zu machen. Denn die erfteren find bie 
höchſten Bollzugsorgane bes Souveräns, berufen, das fanktionirte Gefeg oder 
bie fonftigen Befchlüffe des Souveräns im Sinne und Geifte ihres Urhebers im 
Leben durdzuführen. Sie fünnen auf Grund der Wahrnehmungen, welche fie hier- 
bei machen, die Anregung zu Gefegen und zu allgemeinen Verwaltungsmaßregeln 
geben; allein der Souverän bat von feinem Standpunkte aus zu erwägen, ob er 
der Anregung Folge geben könne und wolle. Trägt jeder Minifter einzeln dem 
Monarchen feine Borfhläge vor, ohne daß darüber eine follegiale Berathung 
ftattgefunden hat, fo wird e8 kaum zu vermeiden fein, daß Widerfprühe und 
Disharmonien zwifhen den verſchiedenen Verwaltungszweigen zu Tage treten, 
welche für das Anfehen und das Wohl des Staates nur nachtheilig fein innen. 1) 
Dazu fommt, daß dem Souverän aud den Miniftern gegenüber das Recht ver 
jelbftändigen Initiative zufteht, und daß er für Berathung feiner Borfchläge 
eined Organs benöthigt. 

Daß die VBolfsvectretung fein Aequivalent für den Staatsrath bilden kann, 
brauden wir nit ausführlih zu beweifen. Ihr Standpunkt ift ein anderer, als 
der des Staatsraths; fie repräfentirt das Boll, als den einen Beftanptheil bes 


e = Vgl. darüber Gneift, Das heutige engliiche Verfafjungd- und Verwaltungsrecht, BD. 1. 
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finatlihen Organismus, und erfcheint nicht als ein Rathgeber des Gonveräng, 
befien Rathſchlägen er Gehör ſchenken kann oder nicht, wie ihm dies gegenüber 
dem Staatsrathe freifteht. Iſt in dieſer Beziehung die Stellung der Kammern 
eine felbftänbigere, als die des Staatsrathes, fo geht ber Kreis der Wirkſamkeit 
des legteren bezüglich der Gegenftände weiter, als jener der Kammern. Denn abs 
gefehen davon, daß fie nur pertopifh in Thätigfeit treten, ift es vorzüglich bie 
Geſetzgebung und der Staatshaushalt, mit welchem fie ſich zu befchtftigen haben; 
der Staatsrath dagegen ift ein ſtändiges Organ, das bei allen wichtigen politifchen 
Fragen, mögen fie dem Gebiete ver Gefeßgebung oder der Bermwaltung over ben 
völferrehtlihen Beziehungen angehören, mit feiner Stimme gehört wird. 

Wer unbefangen urtheilt, wird den Staatsrath im fonftitutionellen Staate 
nicht nur nicht miffen wollen, fondern er wird geltend machen, daß es gerabe in 
ber fonftitutionellen Monardie von höchſter Wichtigkeit ſei, Kollifion und Zwie— 
fpalt zwifchen dem Throne und der Volksvertretung ſoviel möglich zu vermeiden, 
und wo ber Kampf etwa unvermetvlih ift, nur nad reiflicher allfeitiger Ueber— 
legung in denfelben einzutreten. Unter den hiezu bienlihen Mitteln nimmt ber 
Staatsrath eine der erften Stellen ein. 

Wenn in tonftitntionellen Staaten da und bort Bedenken gegen vie Zmed- 
mäßigfeit der Inftitution laut wurden und dieſe mit Mißtrauen betrachtet wurde, 
fo kann der Grund nicht in der Einrichtung am ſich, fondern nur in einer fehler- 
baften Geftaltung und Belegung berfelben liegen. 

II. Die Zufammenfegung des Staatsratbes. Dabei ift insbefondere 
die Frage wichtig, ob die Minifter Mitglieder des Staatsratbes fein follen und 
in welchem Berbältniffe? — Geht man davon aus, daß der Rathgeber über bie 
Angelegenheit, in welcher man feinen Rath hören will, in allen ihren Beziehungen 
genau informirt fein müffe, fo wird fein Zweifel darüber befteben fünnen, daß 
die Mintfter zum Staatsrathe beisuziehen feien. Denn fie find vor jedem Anderen 
in der Rage, die thatfächlihen Verbältniffe ver einzelnen Verwaltungszweige zu 
fennen und barnach zu beurtheilen, mas benfelben angemeffen fei. Allein fo noth— 
wenbig es ift, dak fie an den Peratbungen des Staatsratbes Theil nehmen , fo 
unzwedmäßig wäre e8, wenn fie im Kollegium die Mehrheit bildeten; viele ſoll 
vielmehr aus Männern beftehen, melde den Thatfahen als unbetheiligte Richter 
gegenüber fteben und auf Grumd ver erhaltenen Information ihr Votum abgeben. 

Welche Etaenichaften ven Staatsräthen ohne Portefeuille eigen fein müflen, 
wenn fie ihrer Aufaabe gemahlen fein follen, gebt fhon aus unferen obigen Be- 
merfungen hervor. Nicht blos reiche Kenntniſſe, ſondern eben fo fehr Feſtigkeit des 
Charakters find unerlählihe Beringungen. Der Staatsrath foll nicht aus einfei- 
tigen Barteimännern gebildet werden, denen das Intereſſe der Partei höher ſteht, 
als das Wohl des Ganzen. Daft die öffentliche Meinung von der Inftitution fich 
abwenvet, wenn fte in einem Fonftitutionellen Staate aanz oder doch vorherrſchend 
aus Anhängern des Abfolutismus zufammenaefett ift, bedarf wohl feiner näheren 
Erffärung; nur darf man foldhenfalls die Schuld des Mißkredits nicht der Ein— 
rihtung allein zur Laſt Iegen. Sie ift zu?Zwecken des Abfolutismus ſchon öfters 
mißbraudt worben; allein dadurch Tann das Urtbeil über ihren Werth ebenfo 
wenig beftimmt werben, al8 es anginge, bie Nothwendigkeit von Gerichtshöfen 
darum zu bezweifeln, weil es vorkam, daß ſich ein Willkür liebender Regent der— 
ſelben für Erreichung verfaſſungs- und geſetzwidriger Zwecke bedient hat. 

Aus dem Folgenden iſt die Zuſammenſetzung des nn in einigen 
europälfhen? Staaten erfichtlich. 
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In Defterreich beiteht verfelbe aus einem Präfiventen umb mehreren 
Staatsräthen, die vom Kaifer dazu ernannt werben. Bei der Ernennung ift auf 
ausgezeichnete Befähigung und Erfahrung in der Juftiz-, Finanz, Militär- und 
politiihen Berwaltung, ſowie auf genaue Kenntniß der Berhältniffe der einzelnen 
Königreihe und Fänder entfprehende Nüdfiht zu nehmen. Dabei ift der Staats» 
rathöpräfident ermächtigt, ausgezeichnete Perfönlichkeiten ohne Unterſchied, ob fie 
ein Öffentliches Amt befleiden oder nicht, zu den Berathungen des Staatsrathes 
beizuziehen, wenn ihre Kenntniffe, Einfichten oder Erfahrungen auf die gründliche 
Entjheidung eines Gegenftandes von Einfluß fein fünnen. Die Minifter find als 
folde nicht Mitgliever des Staatsrathes. Wohl aber ift jever Meinifter oder Chef 
einer Gentralftelle- berechtigt, an denjenigen Sigungen Theil zu nehmen, in welchen 
über Angelegenheiten feines Wirkungstreifes Berathung gepflogen wird. Das Kol- 
legium kann fih in Abtheilungen gliedern, und von der Entſcheidung des Präſi— 
denten hängt es ab, ob ein Gutachten von dem ganzen Körper ober nur von 
einer Sbtpeilung zu erftatten fei. (Statut für den Staatsratb vom 26. Februar 
1861.) 

In — haben Sitz und Stimme im Staatsrathe: a) die Prinzen 
des k. Hauſes, welche das 18. Lebensjahr erreicht haben; b) gewiſſe höhere Staats» 
beamten, welche buch ihr Amt zu Mitglievern des Staatsraths berufen find, 
nämlich der Präſident des Staatsraths, die Feldmarſchälle, vie Berwaltung leitenden 
wirflihen Staatsminifter, der Staatsfelretär, der Chef des Obertribunals der 
erſte Präſident der Oberrechnungskammer, ver geheime Kabinetsrath, der in Militär- 
ſachen dem Könige vortragende Officier, endlich wenn fie in Berlin find, die kom— 
mandirenden Generale und Oberpräfiventen in ven Provinzen. c) Sonftige Staats- 
diener, welde vom Könige aus befonderem Vertrauen dazu berufen werben. Diefe 
fänmtlide Perfonen bilden das Plenum, das nur dann beihlußfähig ift, wenn 
außer ben Prinzen wenigftens 15 Mitglieder zugegen find. Zur Vorbereitung ver 
Gegenftände für das Plenum find im Staatsrath Abtheilungen gebildet, die von 
Jahr zu Iahr vom König neu zufammengefegt werden. Eine neuere Verordnung 
(vom 6. Januar 1848) hat für die Begutachtung der Geſetz- und Berorbnungs- 
Entwürfe eine engere Berfammlung des Staatsrathes verfügt, zu welder bie 
Prinzen des Haufes und die Militärperfonen nicht berufen find, —— welche 
hauptſächlich aus den ſämmtlichen Mitgliedern des Staatsminiſteriums befteht. 2) 

Der Staatsrath des Königreichs Bahern iſt zuſammengeſetzt: a) aus dem 
Kronprinzen, ſobald dieſer das Alter der Volljährigkeit erreicht hat; b) aus den 
in der Reſidenz anweſenden nachgebornen volljährigen Prinzen der direften Linie 
des regierenden Haufes, wenn ver König es für gut findet, fie in benfelben zu 
berufen; e) aus den aktiven Miniftern mit Portefeuilles und dem Feldmarſchall; 
d) aus ſechs vom Könige ernannten Staatsräthen (im ordentlichen Dienfte); e) ans 
einem General-Sekretär und dem fonftigen Kanzleiperfonale. Außerdem ift ber 
König berechtigt, Staatsräthe im anßerordentlihen Dienfte und andere Staats- 
beamte zu den Berathungen beizuziehen. 

Das Grundgeſetz für das Königreich ver Niederlande verfügt in feinen 
Artikeln 71 und 72: „Es befteht ein Staatsrath, beffen Zufammenfegung und 
— durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden ſoll. Der König führt den Vorſitz 


2) von Rönne, Preuß. Staatsrecht, Bd. 11. ©. 51 ff. Daß ein ſolches Kollegium nicht 
geeignet ift, dad Minifterium zu Pontroliren oder auch nur eine von ihm abweichende Meinung 
zu äußern, liegt auf der Hand. 
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im Staatsrathe und ernennt feine Mitgliever. Der Prinz von Oranien hat, fo- 
bald er fein 18. Jahr zurückgelegt bat, in vemjelben feinen Sig von Rechtswegen 
und eine entjcheidende Stimme. Der König bringt zur Berathung vor den Staats- 
vath alle Borlagen, welche von ihm an die Öeneralftaaten gehen follen oder durch 
diefe an ihn gebracht werben, ſowie alle allgemeinen Maßregeln ver innern Ber- 
waltung des Staates und feiner Kolonien und Befigungen in anderen Welttheilen. 
Im Anfange der ausgefertigten Gefege und Berorbnungen muß die Nachricht ge— 
geben fein, daß ber Stantsrath darüber gehört ift. Der König holt außerdem das 
Gutachten des Staatöraths ein Über alle Angelegenheiten von allgemeinem oder 
befonderem Intereffe, in welchen er es für nöthig erachtet. Der König allein ent- 
ſcheidet und ertheilt dem Staatsrathe Nachricht von feinem Beſchluſſe.“ 

Die norwegiſche Berfaffung ermächtigt, reſp. verpflichtet ven König einen 
Rath aus normwegiihen Bürgern zu wählen, weldye nicht jünger ald 30 Jahre 
fein dürfen. Derfelbe fol wenigftens aus einem Staatsminifter und 7 anderen 
Mitgliedern beftehen. Die Kompetenz dieſes Staatsrathes geht aber viel weiter, 
als in den übrigen Staaten; er nimmt insbejondere in Abweſenheit des Königs 
an der Staatsverwaltung Theil. (Vgl. die norwegifhe Konftitution von 1814 
SS. 12 und 13, 

In Frankreich bat der Staatsrath feine jegige Geſtalt auf der Grundlage 
der Urt. 47 und 53 der Konftitution von 1851 durch das organifche Dekret 
vom 14. Januar 1852 erhalten. Darnach befteht verfelbe a) aus einem BPräfi- 
denten; b) aus 40 bis 50 Staatsräthen im ordentlichen Dienfte, welche fowohl 
an den Berathungen ber Generalverfammlung des Staatsrathes als aud an jenen 
der einzelnen Sektionen — es gibt deren ſechs 3) — theilnehmen. Hierunter gehören 
bie orbentlihen Stastsminifter; ce) aus 18 Staatsräthen im ordentlihen Dienfte, 
welde feiner Sektion zugetheilt find; d) aus Staatsräthen im aufßerorbentlihen 
-Dienfte, deren Zahl 20 nicht überfteigen darf. Sie fünnen aus den abgetretenen 
Staatsräthen im orbentlihen Dienfte genommen werden und betheiligen ſich bei 
den Berathungen nur auf bejonderen Befehl des Kaifers; e) aus 40 Bericht: 
erftattern (maitres des requätes). Sie haben nur in Sachen, worüber fie referiren, 
entſcheidende, ſonſt blos berathende Stimme; f) aus 80 Beifigern (auditeurs) mit 
berathender Stimme in Saden, worüber fie Bericht erftatten; g) aus einem 
Generalfelretär, der den Titel und Rang eines Staatsraths hat. Die Minifter 
haben Rang und Sig im Staatsrathe und fie votiren mit, wenn fie anwefend 
find. Um giltig berathen zu können, müſſen außer ven Miniftern wenigftens 20 
Mitglieder anweſend fein. 

In England ift die Zahl der Mitglieder des privy Couneil unbeſchränkt. 
Gewöhnlich gehören dazu außer ben nächſten Prinzen des kgl. Haufes bie beiden 
Erzbifhöfe und der Biſchof von London, der Lord Kanzler, Vice-Kanzler, der erfte 
Lord der Aomiralität, einige Richter von Weftminfter, der Sprecher des Unter- 
baufes, der Präfident des Handeldamtes, der Kriegszahlmeifter und einige andere 
Immediatbeamte. Jeder privy Counsellor ift für feinen Rath perſönlich verant« 


3) Diefelben find: 1. die Seftion für Gejepgebung, Rechtspflege und äußere Ungelegen: 
beiten; 2. die Sektion des Innern, des öffentlichen Unterrihts und der Kulte; 3, die Sektion 
der öffentlichen Arbeiten, des Aderbaues und des Handels; 4. die Sektion des Kriegs und der 
Marine; 5. die Finanz⸗Sektion; 6. die Sektion für ftreitige Rechtsſachen — section du con- 
tentieux. Bal. hierüber, ſowie über die Einrichtung des tranzöfifchen Staatsratbes überhaupt: 
Batbic, Traite de droit public et administratif ı. I. p. 97 ss, . 
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wortlid. 4) Die Königin ift zwar an den Rath des privy Couneil nicht gebunden, 
aber fie ift verpflichtet, ihn bei allen Regierungsangelegenheiten einzuholen. 

IH. Der Wirfungsfreis des Staatsraths. Welches der eigentliche 
Wirkungskreis des Staatsrathes fei, davon war ſchon in den allgemeinen Be- 
merfungen die Rede. Neben feiner primären Beftimmung, den Souverän bei Ge— 
fegen und allgemeinen wichtigen Verordnungen und fonftigen Maßregeln zu be— 
rathen, hat indeſſen der Staatsrath in der Regel nody andere Funktionen, melde 
mit feiner Hauptfunktion in mehr oder minder innigem Zufammenhange ftehen. 
Beijpiele hiefür find: 

a) die Berathung des Souveräns bei der Befcheidung von Kompetenz 
Konflikten, foferne diefe dem Souverän zufommt. In der Megel beftehen zu 
diefem Zwede in den neueren Etaaten eigene Organe, wenn es ſich um Konflikte 
zwifchen Gerichten und Berwaltungsbehörven handelt (fiehe den Artikel: „Rompe- 
tenz“ in Bd. V ©. 677 fi.) Nur wenn Verwaltungsbehörden, die verfchiedenen 
Miniſterien untergeorbnet find, in Streit über ibre Kompetenz gerathen, und ſich 
die einfhlägigen Vlinifterien über die Beilegung des Streites nicht zu verftändigen 
vermögen, ift bier Anlaß für die Thätigfeit des Staatsrathes gegeben. 5) 

b) Bei der Naturalifation von Fremven (3. B. die bayerifche Berfafjungs- 
Urkunde, Beil. I $. 3). 

c) Bei Beſchwerden, welde gegen Berfügungen der Staatsminifterien wegen 
Berlegung der Gefege an den Souverän gebracht wurden. Im Bereiche ber Rechts- 
pflege gibt es befanntlid feinen Raum für ein Eingreifen des Souveräns; was 
die Gerichte für Recht erkannt haben, das ift rechtskräftig und vollziehbar. Nur 
im Gebiete der Strafrechtöpflege fann der Souverän bei dem VBollzuge des richter- 
lichen Urtheild Gnade für Recht ergehen laffen. Anders bei ver Verwaltung; bie 
Entſcheidungen der Berwaltungsorgane, aud wenn fie von der höchſten Inftanz 
ausgehen, unterliegen nod ver Anfehtung, indem der Gravirte das Recht hat, 
fh au das Staatsoberhaupt um Abhilfe zu wenden ober bie Interceffion ber 
Kammern anzurufen. Um folde Beſchwerden beſcheiden zu können, erholt ver 
Sonverän jachgemäß das Gutachten feines Staatsrathes. 6) 

Eine bejonvere rechtliche Stellung nimmt der Staatsrath in folden Staaten 
ein, wo er eine Art von rihterliher Inftanz bildet und nicht blos ein Gut- 
achten abgibt, jondern entſcheidet. Ein ſolches Entfcheidungsreht pflegt ihm vor- 
zügli in folgenden Fällen übertragen zu fein: 

1. In Disciplinarftraffahen, falld eine Disciplinarftrafe von einer im regel» 


) Die Pflichten eines Mitgliedes des geheimen Rathes erhellen aus dem Üide, den er 
feifter; er ſchwört nämlih: „der Königin nach beftem Wiffen und Gewiſſen zu ratben, feinen 
Raih zur Ehre der Königin und zum Xeften des Landes, unbeeinflußt durch SBartetlichkeit, Liebe. 
Zweif:) oder Furcht abzugeben, die Berathungen des Gonfeil geheim zu halten ... und Alles 
zu beobachten, zu befolgen und zu thun, was ein wahrer und guier Peratber feiner Herrin, der 
ren — ger Bol. über das engliſche Recht: Die Verfaſſung Englands von Dr. E. 

iſchel, ©. 137 ff. 

5) Das oben erwähnte Statut für den öfterreihifhen Staatsrath bebält ein bejonderes 
Geſeh darüber vor, welcher Wirkungsfreis dem Kollegium in Bezug auf die Enifcheidung von 
Kompelenzkonflikten einzuräumen fet. 

6, Die mwürttembergiiche Verfaſſung überträgt dem dortigen gebeimen Rathe (d. i. dem 
Sta téerathe) feine Mitwirkung bei der Anordnung einer Reicheverweſung, fomie bei der Regelung 
der Grziebung des minderjährigen Könige, und fie übermweist ıbm für den Kal, daß der Könıg 
einer onderen ald der proteftantiiken Kirche zugeiban fein follte, die Ausübung des Kirchen 
vegimentd; dgl. R. v. Mobil, Württemb. Staater. B. 11. ©. 50. 
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mäßigen Behörbenorganismus an der Spige des betreffenden Verwaltungszweiges 
ftehenden Stelle verhängt worden ift. Um dem Bejtraften aud hier die Möglic- 
feit eines Refurjes gegen den Disciplinarbefheid zu eröffnen, wird ihm geftattet fich 
mit einer Bejchwerde an den Staatörath zu wenden, der in follegialer Form 
darüber entſcheidet. 

2. Ja mehreren Staaten nimmt der Staatsrath die Stelle der höchſten Inftanz 
im Gebiete der Berwaltungsrechtöpflege ein, — in der Regel freilih nur 
in der Urt, daß er in gewifjen, durch die pofitiven Gejege beftimmten Fallen über 
ftreitige öffentliche Rechte der Unterthanen entſcheidet. Beiſpiele hiefür liefern: 
a) die Beichwerden wegen Verweigerung des Wahlrechtes in einer Gemeinde, 
worauf der Bejchwerbeführer gejeglih Anfpruch zu haben glaubt; b) die Rekurſe 
in Saden der Zwangsabtretung von Orundeigenthbum für öffentlide Zwede, info: 
ferne es fih um bie Entſcheidung der Frage handelt, ob ver Unterthan fchultig, 
das in Anſpruch genommene Orunpftüd oder Immobiliarredht abzutreten? Da 
tiefe Beftimmungen als finguläre erſcheinen, fo ift es nicht ftatthaft, fie analog 
auszubehnen und den Staatsrath auch bezüglich anderer öffentlicher Rechte als vie 
oberfte Rekurs-Inſtanz zu betradten. Es gilt vielmehr in ven meiften Staaten zur 
Stunde noch als Regel, daß die gewöhnlihen Berwaltungsorgane über die Eri- 
ftenz oder die Art der Ausübung von allen jenen Unterthanenredten erkennen, 
welde fi nicht als Privatrehte darftellen und den Schuß der Gerichte genießen. 
Bon den deuiſchen Staaten hat bekanntlich Baden in der neueſten Zeit den Ver— 
ſuch gemacht, eine beſondere Organiſation für die Verwaltungsrechtspflege durch⸗ 
zuführen. Näher und ausführlicher wird hievon. in ben fpäteren Artikel „Ver— 
— zu ſprechen ſein. 

Laͤßt ſich in Fällen dieſer Art noch ein gewiſſer innerer Zuſammenhang 
mit dem weſentlichen Wirkungskreiſe des Staatsrathes erkennen, ſo verſchwindet 
dieſer völlig 

3. da, wo die Geſetzgebung den Staatsrath als dritte und letzte Inſtanz 
in den f. g. abminiftrativ-fontentiöfen Gegenſtänden fungiren läßt. 
Es ift befannt, daß man im vorigen Jahrhundert in der Blüthezeit des abfoluten 
Staates eine Neihe von Streitigkeiten, deren Objekt ein Privatredht bildet, den 
Gerichten entzog und den Verwaltungsbehörden zur Verhandlung und Entſcheidung 
überwies, angeblich, weil bei deren Entiheidung auch das öffentliche Intereſſe be: 
theiligt fei und weil deffen Beadhtung und Wahrung nur von den BVBerwaltungs- 
Behörden erwartet und nöthigenfalld erzwungen werden könne Um vafür eine 
wenigftens äußerlih der Gerichtsorganiſation nachgebildete Einrichtung zu erhalten, 
follte aud für ſolche Fälle eine dritte Inftanz beftehen, und während in erfter 
und zweiter Inftauz die gewöhnlihen Aominiftrativorgane zuftändig find, erfennt 
in der britten Inftanz der Staatsrath, refp. in feinem Namen eine Sektion oder 
ein Ausfhuß desfelben. 7) 

4. Während der Staatsrath in den bisher aufgeführten Fällen eine höhere 
Inftanz bildet, an welde man fi um Abhilfe wendet, räumt ihm das deutjche 
Berfaflungsredht vielfah auch die Befugnig ein, über Beſchwerden, welde die 
Kammern wegen Verlegung konſtitutioneller Rechte an die Krone bringen, die Ent» 
ſcheidung zu fallen und auszufpredhen, ob feiner Ueberzeugung nad) die vorgebradhte 
Beſchwerde begründet fei oder nicht. Lautet fein Urtheil bejahend, fo entteht für 
bie Regierung von felbft die Verpflichtung, der Beſchwerde abzuhelfen. 


— 


7) Bol. darüber noch oben den Artikel „Gericht.“ Bo. IV. S. 192, 
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IV. Ueber bie Geſchäftsordnung verfügt ver Monarch, wobei die Eigen- 
ſchaft des Staatsraths als Kollegium von felbft für die Mehrzahl der Fragen die 
entfcheidende Norm an die Hand giebt. Die Berufung des Staatsraths kann im 
allen jenen Fällen, wo er dem Souverän ein Outahten abzugeben bat, nur von 
diefem ausgehen. Den Borfig in der Berfammlung führt gemöhnlih der Monarch 
jelbft; bei feiner Verhinderung beftimmt er feinen Gtellvertreter und falls dieſes 
in einem einzelnen Falle nicht gefchehen fein follte, gebührt der Vorfig im Zweifel 
dem älteften Mitglieve. In mehreren Staaten befteht übrigens ein eigener Staats- 
rathspräſident, der die Gefchäfte in und außer den Sigungen leitet, wie 5. B. 
in Defterreih und Frankreich. Für die Behandlung folder Angelegenheiten, in 
welhen der Staatsrath die Befugniß der Entſcheidung hat, müſſen durch bie Ge- 
ſchäftsordnung nähere Vorfhriften über die Vertheilung und Vorbereitung der Ge— 
ihäfte, dann über die Berufung ver Mitglieder zu Situngen und über die Leitung 
derfelben getroffen werben. Eine Theilnahme des Souveräng an die ſen Gefchäften 
wäre der Natur der Sache nah eben fo wenig politifch wie rechtlich zu vedht- 
fertigen. 

Literatur Wir haben den bereits über einzelne Punkte angeführten 
Werken nur noch folgende allgemeine wiffenfhaftlihe Autoritäten beizufügen: 
Malchus, Politik der Stantsverwaltung, Bd. I. ©. 77 ff.; Bülau, Die Be- 
börden in Staat und Gemeinde S. 153 fi.; Bluntſchli, Allgemeines Staats» 
recht, Br. II. ©. 163 ff. Eine Ueberfiht ter pofitiven Beftimmungen, welde in 
ben einzelnen europäiſchen Staaten bezüglih des Minifter-, dann des Gtaate- 
oder Geheimen-Rathes zur Zeit gelten, finvet man in dem Jahrbuche für Gefek- 
funde und Statiftif, herausgegeben von Stein, Stubenraub um Bra 
helli, Wien 1862, S. 165— 251. Bart. 


Staatörecht, j. Staatswiſſenſchaft. 
Staatöreligion, j. Kirchenhoheit. 
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gefege und Sch. Verträge 212, 229, 

Enttbronung 755. 

Episfopalgewalt 749. 

Erbrecht 484. 

Erziehung und Interricht 275. 

Espartero 578, 

Eſſener 492, 

Eſtland, S. Rußland. 

Erefutionsverfahren bei Schuldforderungen 258. 


F. 


Ferdinand VII., König von Spanien 572, 

Fichte , deffen focialiftifche und fommuniftifche 
Ideen 535, 

Filmer 414, 

Finanzregalien 749. 

Finanzweſen im Königreich Sachſen 90; in 
Schweden 150, 152; in Norwegen 192; im 
Schweizerbund 333; in Spanien 597. 

Finnen in Norwegen 170, 

Flusihiffiabrt 228, 232, 

Folfungen 125. 

Fortbildungsſchulen 270. 

Fourier 510, 515, 

Franziöfaner 497, 

Franzönfhe Kommuniften und Soctaliften 505, - 
F. Sparkaffen 605. F. Staatsbürgerreht 653. 
F. Staatsanwaltichaft 667, F. Staatstiener- 
verbälmiffe 715. F. Schwurgericht 354, 359. 
5. Schifffahrtsgeſetzgebung 220. F. Serrecht 
390. F. Staatsrath 765, F. Gerichtöpolizei 
673. 

Frei Schiff, Frei Gut 380, 


&, 





Garnier 120. 
Gauner 405. 
Gebietöhoheit 723. 


Kegiſter. 


Geiſeln 643, 

Geiſtlicher Stand in d. ruſſ. Oftfeeprovingen 35. 

Bemeindeverfaffung in den ruff. Oſtſeeprovinzen 
25, 36, 38, 42; im Königr. Sachfen 86; in 
Schweden 155; in Norwegen 189; in Spas 
nien 584. 

Gemeinde und Schule 275. 

Genoſſenſchaften, wirthfchaftliche, 540, 601. 

Gerichtliche Medicin 683, 

Gerichtliche Polizei in Frankreih 673, 

Geſchwornenliſte 363, 

Geſellſchaftswiſſenſchaft 482 

Geſehzgebender Körper, S. Landtag. 

Gewerbe und Handel in den ruſſ. Oſtſeepro⸗ 
vinzen 575 im Königreih Sachſen 76; in 
Schweden 162; in Norwegen 169; in Spa: 
nien 597, 

Gewerbichulen 270, 

Glaubensbekenntniß als Dorbedingung der ſtaats⸗ 
bürgerl. Rechte 665. 

Goldwährung 745. 

Goten 123, 

Gothaer Konvention 661. 

Gottesurtheil 349. 

Grachen, Tiberius und Cajus 488, 

Grenzen, S. Staategebiet. 

Großbritannien, S. England. 


8. 


Haböburger in Spanien 563, 

Handelafonfulate 211, 

Sandeläpolitif 206, 

Handelsfchulen 271. 

Hanfeftädte, Scifffahrtsgefeßgebung 218, 

Haudgüter 750, 

Hauskommunion, füdflanifche, 455. 

Havarie 394, 

Heerwefen im Könige, Sachfen 91; in Schwe⸗ 
den 144; in Norwegen 190; in der Schweiz 
332, ‘ 

Heimatlofe, S. Gothaer Konvention. 

Hellenifche Staatsidee 613. 

Herzegowina 464, 

Heſſen, Großh., Indigenat 660. 

Hiſtoriſche Rechtsſchule 98 

Hoheitsrechte 749, 759, 

Hohenſtaufen 292, 

Homiliaten 496, 

Humanismus, S. Realismus. 
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J. 

Ikarler 524, 

Illyrier 447, 451, 

Indeltatruppen in Schweden 145. 

Indigenat, deffen Erwerb, Verluſt und Inhalt 
649, 665, Bol. Staatsbürgerl. Rechte. 

Initiative 760, 

Iſabella von Kaftilien 562. 

Ifabella, Königin von Spanien, 576. 

Italien, Schifffahrtsgefepgebung, 218, 

Sarle 173. 

Jeffreys 413. 

Juden, deren ſtaatsbürgerl. Neihte in den ruf, 
Oftfeeprovinzen 30, 

Juden, deren Verbreitung in den ruff. Oftfees 
provinzen 50, 53; im Könige. Sachſen 73; 
in Schweden 157. 


8. 


Kabinetäminifter 732, 

Kalmar’fche Union 126, 179. 

Kammergüter 750, 

Kaperei 376, 382, 

Karl Albert, König von Sardinien 115, 

Katbharer 497, 

Katholifen und Proteftanten, deren Verbreitung, 
S. Religionsftatiftit. 

Kirche und Staat 619, 665, 

Kirche und Staat im Verhältniß zur Schule 
264, 276, 


Kirchlihe Verhältniſſe in den ruff. Oſtſeepro— 


vinzen 26, 29, 35; im Königr. Sachfen 805 _ 

in Schweden 149. 
Klaffiſche Studien 273, 
Kommunalichule 279, 286. 


- Kommuniömus 482, 485. 


Konfeffiondfchule 286, 

Konkursproceh in der Schweiz 262, 

Konventionen 647, , 

Kriegsmarine, deren Bedeutung und Borbe- 
dingungen 204, 208, S. auch Marine. 

Kroaten 443, 447, 451 

Kronrechte 759, 

Kurbefien, Indigenat, 661, 

Kurland, S. Rußland, 

Küftenmeere 371. 
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®, 


Landftreicher 404. 

Landtag u. Staatsoberhaupt, deren Rechte 759, 

Landtag in den ruff. Oftfeeprovingen 7, 314 
im Könige. Sachſen 82; in Schweden 133, 
140; in Norwegen 186, in Spanien 586. 

Landwirthſchaft und Viehzucht in den ruff, Oft 
feeprovingen 535 im Königr. Sachfen 74; in 
Schweden 160, in Norwegen 167, 

Landwirtbichaftefcehufen 270, 

Lappen in Norwegen 170, 

Laſſalle 540. 

Rechen 435, 439, 

Letten 2, 48, 

Lipre, S. Schaumburg-Lippe. 

Livland, S. Rußland. 

Lootſen 211. 

Lykurgiſche Geſetzgebung 486. 


M. 


Magellanſtraße 374. 
Mähren 46. 

Marie Chriſtine, Königin ven Spanien 575. 
Marine in Schweden 146; in Norwegen 190; 
in Spanien 595. ©. auch Kriegamarine. 
Mecklenburgiſche Schtffrahrttgefeßgebung 219, 

Mediriniiche Polizei 685, 

Meer, S. Seegebiet. 

Meerengen 374, 

Meißen, Markgrafihaft DI. 

Metibuenvertrag 230, 

Mititärgewalt 731. 

Miloſch Obrenowitfch 458, 

Minifter, als Mitglieder des Staaterathe, 763. 
S. auch Staatöminifterium. 

Minifterpräfident 735. 

Minoriten 497, 

Mittelalterliche Staatsidee 613, 

Mittelalterliche fociale Verkältniffe 498. 

Moderados und Progreffiften in Spanien 577. 

Men, Alejandro 593, 

Möndsorden 495, 

Morus 503. 

Moſaiſches Recht, kommuniſtiſche Beftimmungen 
desjelben 485, 

Münzer, Thomas 501, 

Münzmonopol 743, 


Regifler. 


N. 


Narvaez 578, 583, 588, 590. 

Naturalifation 650. 

Navigationsakte von 1651: 213, 

Neutrale Schiffe und Güter im Seektieg 379: 

Neutrafifät der Schweiz 317, 323, 

Niederländifches Indigenat 654; Niederländifche 
Schiffiahrtsgefeßgebung 217. 

Nationalöfonomie, S. Vollswirthſchaft. 

Nordalbinger 67, 


D. 


Decam, Wilhelm 256, 

Defel, S. Rußland, 

Oldenburgiſche Schifffahrtögefeßgehung 220. 

Defterreichifche Schifffahrtögefeßgebung 225. 
Oeſt. Sparkaffen 605. Oeſt. Staatsbürger⸗ 
recht 658. Dieciplin, Gehalte und Penfionen 
der Staatödiener 696, 702, Staatsrath 764, 
Deſt. Slaven 443; nafionale Bewegung und 
Literatur 449, 453, 

DO’ Donnell 581, 589, 

Olozaga 582. 

Oftfalen 67. 

Oftfeeprovingen, ©. Rußland, 

Dwen, Robert 531. 


P. 


Panflaviemus 434, 455. 

Papiergeldmonopol 744, 

Pariſer Seerehhtädeflaration 231, 382. 

Paßweſen 403, 

Patarner 498, 

Patricter und Plebejer im alten Rom 488. 

Pauperes catholiei 496, 

Penſſon, S. Staatädiener. 

Plemont, S. Savohen (und Stalien am Schluß 
des Werkes). 

Pfarrer ald Schulinfpeltoren 285. 

Phönizier 397. 

Mebejer, S. Patricier, 

Polaben 430, 435, 

Molen 439, 443. 

Polizeiaufficht, polizeiliche Detention 410. 

Polizeigewalt 731, 

Polizeiverwaltung in den ruſſ. Oſtſeeprovinzen 
41, 43, 44; Im Königreih Sachſen 89; in 
Schweden 147. 


Regifter. 


Polylechniſche Schulen 272, 

Poſtmonopol 746, 

Nräliminarien 630, 

Prärogative der Krone 759, 

Präventiojuftiz 402, 

Premierminifter 735. 

Preffreiheit in Schweden 139. 

Preußen in der Napoleonifchen Zeit 195. 

Preußifche Sparfaffen 605, 607, Preuß. Staatd: 
bürgertrcht 658, Disciplin, Gehalt uud Pen: 
fion der Staatsdiener 697, 705, Staaterath 
264, Preuß. Schifffahrtägefeßgebung 220. 

Prife, Prifengericht 377, 

Privatanflage 348, 674,679. 

Progreffiften, S. Moterados. 

Proudbon 527. 

Provinziafräthe in Schweden 156; in Spanien 
584, 


Proviforifche Regierung 757. 

Previnzialverwaltung in den ruſſ. Oftfeepre 

vinzen 27; im Königreich Sachſen 88; in 
Schweden 147. 


R. 


Ratififation der Stantenverträge 633, 

Reallemus und Humaniemus 272, 

Realſchulen 272, 

Rechtöpflege 731. 

Rechtöpflege in den ruſſ. Oftieeprovinzen 20, 
40; im Könige. Sachſen 88; in Schweden 
142, 1595 in Norwegen 187; in der 
Schweiz 258, 340; in England (Schwur: 
gericht) 346, 

Rechtspolizei 402. 

Reformation in der Schweiz 310, 

Negentihaft 758. 

Regierung de facto 756, 757, 

Regierungsantritt 749, 

Regterungsgewalt 730. 

Regierungdnachfolger, inwieferne ift er durch die 
Handlungen feines Vorfahren gebunden? 7öl. 

Religionsftatiftit der ruſſ. Dikfeeprovinzen 50; 
des Königreichs Sachſen 72. 

Religionsunterricht in der Schule 283, 256. 

Revolution 756, 

Rheinſchifffahrt 232, 

Nom, das alte, und bie Proletarier 488 

Römische Staatsitee 613, 


773 


Nügejury 348, 350. 

Nuffen 435. 

Rußland (vgl. Bd. IX): Die deutlichen Oft: 
feeprovingen won Bulmerinca) 1. Poli 
tiſche Gefchichte 15 Deffentt. Recht 205 Stati: 
ftif 46, 

Nuibenen 443, 447. 


S. 


Saavedra y Faxardo (von Prantl) 6%, 

Sachfen, Volkeſtamm (von Rockinger) 64. 

Sachſen, Königreih (von Schletter 72, 
Statiftit 72; Verfaffung und Verwaltung 81; 
Grundzüge der Geſchichte M 

Sachſen, Königreich, Staatöbürgerl. Rechte 86, 
Gehalt und Penſion der Staatädiener 711. 

Sadhjenipiegel 69, ZL. 

(Sächſ. Herzogthümer, S. Thüringifche Staaten.) 

Eaint-Simon 510, 

Salzmonopol 739, 

Salzfteuer 740, 

(Sanitätswefen, S. Geſundheitspflege.) 

Sarı Marino (von Reuchhin) 94. 

Sardinien, S. Savoyen (und Ztalien am Schluß 
des Werkes, ) 

Saviguy (von Goldfhmidt) 98. 

Savoyen, Dimnaftie (von Reuchlin) 109 

Say von Laspeyres) 116. 

Scandinavifche Halbinfel. A. Schive: 
den (von Malmftröm) 123. Geſchichte) 
123; Staatdrecht 130; Staatdverwaltung Lil ; 
Bemeinden 155; Statiflit 156. B. Nor: 
wegen (von Brandt und Thoreſen) 
165. Geographie und Statiftit 165; Ge: 
fchichtlihes 169; Staats = und NRehtöver: 
fafjung 185, 

Scharnhorft (von v. Hörmann) 193. 

Schatullgut 750. 

SchaumburgsLippe 201. 

Schiffahrtsgefeße (von v. Kaltenborn) 
203. Allgemeines 204; Specielled und 
Geſchichtliches 2125 Flußſchiffahrt insbeſon— 
tere 228, 

Echiffäpapiere 393. 

Scäifferegifter 209. 

Schiller (von Garriere) 235. 

(Schleswig-Holftein, S. den Nachtrag am Schluß 
des Werkes.) 
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Schlözer (von v. Kaltenborn) SM. 
Schmalz ivon v. Kaltenborn) 247. 
Schmitthenner (vonv. Kaltenborn)249. 
(Schmuggelbandel, S. Zullanftaften.) 
Schöffengeriht 369. 

Scholaftifer (von Prant!) 251. 

(Schotten, S. Kelten.) 

(Schottland, S. Großbritannien.) 

(Schriftfäßigkeit, S. Gericht.) 

Schulbebörden 281, 285. 

Schuldbeitreibung (von v. Wyß) 258. 

Schuldentilgung, S. Staatsichulden. 

Schule (von Holtzmann) 264. L Der 
Staat und die verichiedenen Gebiete des Un— 
terrichtöwefens 264. II. Das pädag. Rechts: 
gebiet ded Staates im Verhältniß zu den 
Anſprüchen der Gemeinde und der Kirche 275, 

Schullehrerjeminare 282, 

SchulzeDeligich 540, 

Schulzwang 266, 271. 

(Schutzzölle, S. Zollſyſtem.) 

Schwaben (von Rockinger) 291. 

Schmwabenfpiegel 293. 

(Schwarzburg, S. Thüringen.) 

Schwarzenberg, K. Pb. (von v. Hörs 
mann) 296. 

(Schwarzenberg, Felix, S. Oeſterreich. 

Schwarzes Meer, Schiffahrt auf demſelben 373. 

Schweden, S. Scandinaviſche Halbinfel. 

Schweiz (von H. H. u. Bluntfhli) 304. 
L Geſchichte 304. II. Deffentliches Recht: 
Grundcharalter der ſchw. Berfaffung 321, 
Drganifation des Bundes 327, Kantonalver⸗ 
faflungen 335, (Die Statiftif folgt im Nach 
trag am Schluſſe des Werkes.) 

Schweizerifche Sparkaſſen 605, Schw. Bürger: 
recht 326, 655, 

Schwertbrüder-Orden in Livland 3, 

Schwurgericht (vun Waltber) 341. 
L Ginführung des Schw.G. in Deutichland 
341. 11. Entwidlung in England 345. IM. 
Das Schw.G. in Rranfreih 354 IV. Die 
deutiche Geſetzgebung 356. V. Prüfung des 
engliſchen, franzöſiſchen und deutichen Rechts 
359. VI. Rechtfertigung des Gefchw.-Infti- 
tuts 364, 

Schwurgerichtöpräfitent 36L 

See, offene 373, 

Seegebiet (von v. Kaltenborn) 370. 


Kegiſter. 


Seekrieg (von v. KRaltenborn) 375. 

Seeräuberei 396. 

Seerecht (von v, Kaltenborn) 385. 
L Grundbegriffe 385. II. Eintbeilungen 386. 
IH. Quellen und Konſtruktion tes internat. 
Seerechts 387. IV. Die Eeerechtöaufzeichnun: 
gen und Gefepgebungen der einzelnen Staa: 
ten 388, V. Hauptgrundſätze des ſeerechtl. 
Verfebrd 391. VI. Ueberficht der Inftitute 
des Seerechtd 393, 

Seeſchiffahrt, S. Schiffahrts-Geſetze u. Verträge. 

(Seften, S. Diffidenten, Kicchenhoßeit. ) 

(Sefundogenitur, S. Fürftlihes Haus.) 

(Selbfiverwaltung, S. Büreaufratie, Gemeinder 
Verwaltung ) 

Semitifche Völker und femitifches 
Necht (von Hitzigh 397. 

Serben, Serbien 430, 435, 443, 452, 453, 
457, 461. 

Serbien, ©. Türkei.) 

Siche rheitspolizei (von Medicus) 4082. 

Siebenbürgiſche Sachſen 70. 

Sidney (von Dahn) 411. 

(Siegel u. Wappen, S. Wappen.) 

Sieyes (von Bluntſchli) 42%, 

Sismondi (von Bluntfhli) 426. 

(Sicilien, S. Italien am Schlufje des Werkes.) 

Stjöldunger 171 

(Sklaven, ©. Leibeigenihaft, Vereinigte Staaten 
von N.A.) 

Slaven 428. A. Die Slaven im Allgemeis 
nen (von 2emde) 428, B. Die Ruſſen ſ. 
Rußland. C. Die Polen 439, D. Defterrei: 
hifhe Slaven (von 9. Beer) 443. E. Tür: 
kiſche Staven (von demfelben) 456, 

Slowaken 435. 

Smith, Adam (von Lasyenres)264, 119. 

Sociale Frage 482, 542, 

Socialismus und Kommunismus 
(von 3. Huber) AS. L Staat und Geſell⸗ 
fhaft, fociale Frage 481. IN. Weſen des Kom⸗ 
muniämus und Socalismus 482, I. Ge 
fchichtliche Darftellung 484. IV. Schluß 342. 

Sofrates (von Pranth 543, 

Solon (von Prantl) 546. 

Sonuenfels (von v. Böhm) 549. 

(Sonntagdfeler, S. Kulturpolizei.) 

(Sonntagsfhulen, S. Kulturpolizei.) 

Sophiften, griechische 544. 


Kegiſter. 


Spuveränetät (von Bluntſchli) 552. 

Spanien (von Baumgarten)559. L Ge 
fhichtliche Meberfiht 559. 11, Die Verfaſſung 
576. 111. Statiftifches 595.- 

Sparfafjen (von Laspeyres) 599. 

Sparta, S. Lykurg. 

Specialverdikt der engliſchen Jury 352, 

(Spielbanken, S. Kulturpolizei.) 

Spinoza (von J. Huber) 608. 

Sponfion 632, 

(Sporteln, S, Gefälle) j 

Staat (von Bluntfhli) 612. L Staats- 
begriff 6125 11. Entftehung und Untergang 
der Staaten 621; Il. Staatszweck 623; 
IV. Staatsgattungen, Staatsarten, Staatd- 
formen 6245 V. Wandlung der Verfaffungs- 
-formen 628 

Staat und Gefelfchaft 481, 

(Staatenbund, S. Bundesftaat.) 

Staatenverträge (von Berner) 630, 
Fähigkeit zur Abfchliefung von St.B. 630; 
Vollmacht und NRatifitation 632; Form der 
St.B. 637; Zwang, Irrthum, Unmöglichkeit, 
der Erfüllung 638; Clausula rebus sic 
stantibus 640; Mitwirfung Dritter 641; 
Sicherung der Verträge 643; Beftätigung, 
Verlängerung, Erneuerung 644; Auslegung 
645; Ende der St. V. 6465 Arten derfelben 
6475 Sammlungen 648. 

Staatsangehörige, Staatsbürger (von 
Pözl) 649. L Die Staatsangehörigen 
(Erwerb, Berluft und Inhalt des Indigenats) 
649. It. Die Staatsbürger, Borbedingungen 
des St. B.Rechtes 662, 

Staatsanleihe, S. Staateſchulden. 

Staatsanſicht der Semiten 400. 

Staatsanwaltſchaft (von Walther) 
667. Geſchichte und Organifation in Frank: 
reich 667, in Großbritannien 674, in Deutfch- 
fand 8756. Das Anflagemonopol und die Bor: 
rechte der St. A. 679, St. A. in Eivilfachen 
672, 676, 

Staatsarzneifunde (von Heder) 68%, 
Gerichtl. Mediein 683, medieinifche Polizei 685, 

(Staatsaufwand, S. Staatöwirtbfchaft.) 

Staatöbürgerliche Rechte in Baden 660, Bayern 
659, Belgien 654, Frankreich 653, Groß- 
britannien 652, Hannover 660, GH. Heffen 
660, Kurheſſen 661, den Niederlanden 654, 
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Defterreich 658, Preufien 658, K. Sachſen 
86, Schweden 139, ber Schweiz 326, 655, 
Spanien 656, den Verein. Staaten von NA, 
652, Württemberg 660, 

Staatsdiener (von Pözl) E86. L 
Staatsdiener u. Staatsbeamte 686, II, Recht: 
lihe Natur des Staatsdienſtes 688. 111. Ans 
ftelung 690, Rechte und Pflichten der St. 
D. 691, Auflöfung des StD. Verhältniſſes 
713. IV. Der Staatsdienft in Frankreich 715 
und England 717. 

Staatödiener, deren Verhältniſſe in Schweden 141, 

Staatsdienftbarfeiten 726, 

Stautseigenthum 723. 

(Staatseinfommen, S. Staatswirtbfchaft.) 

GStaatöformen, S. Staat. 

Staatögebiet, Staatsgrengen (von 
Pözl) 720. 

(Staatögerichtähof, ©. Berantwortlichkeit der 
Staatäbeamten.) 

Staatögewalt 749, 

Staatsgewalten (von Bluntfhli) 727. 

Staatögrenzen, S. Staatsgebiet. 

Staatöfanzler 732, 

Staatölehre der Schofaftiter 252, St, A Sid⸗ 
ney's 414, Stk. Spinoza’s 609, 

Staatsminifterium (von Jolly) 73%, 

Staatsmonppole (von Kaspeyres) 737, 
Dergwerkss und Salzmonopol 738. Tabaks— 
monopol 741. Münz- und Papiergeldmonopol 
2743. Pofte, Telegraphen- und Eiſenbahnmo— 
nopol 746. 

Staatsoberhaupt, Hegierungsuach- 
folger (von Pözl) 728. Souveräinetäts- 
rechte und deren Erwerb 748, Verluſt 754, 
Prärogative der Krone gegenüber der Volks— 
verfretung 759, 

(Staatepoliget, S. Sicherheitspoligei.) 

Staatsprüfungen 690, 

Staatsrath (von Pdzl) 76%. 

(Staatsrecht, S. Staatswiffenfchaft.) 

Staatsreligion, S. Kirchenhoheit.) 

Staatsromane der alten Zeit 487, der neuen 
Zeit 503, 

Staatöfhulden, Pflicht zur Anerkennung derfel- 
ben durch den Regierungsnachfolger 753, 759, 

Staatöverfaffung und Staateverwaltung in den 
ruſſ. Oftfeeprovinzen 20; im Könige. Sach— 
jen 81; in Schweden 130, 141; in Norwe— 
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Regifter. 


gen 185; Schaumburg-Lippe 202; in der Berelnigte Staaten, Sihiffahrtögefepgebung 226; 


Schweiz 321, 337; in Spanien 578, 585. 
Stadtrechte in den Dftfeeprovinzen 20, 
Etammgüter 750, 

Stapelredht 207. 

Stariflit in Schweden 149, 156, 
Staufer 292. 

Storthing in Norwegen 186, 
Strandrecht 395, 

Sturen 126, 
Subalternbeamte 687, 690. 
Sueven 29L 

Sund 374, 
Euntzol-Ablöjung 225. 
Spionen 123, 


T. 


Tabaksmonopol 741. 

Telegraphenmonopol 747, 

Tertitorium 720, Territorialgewalt 723. 

Tertiarer 497, 

Thatfrage im fehwurgerichtlichen Berfahren 352, 
358, 364, 

Therapeuten 492, 

Thibaut 101. 

Thomas von Aquin 255. 

Ihronentfagung 754. 

Ihronentjepung 755. 

Zraftat 630. 

Tſchuden in Norwegen 170, 

Türfifche Staven 456. 


u. 


Ueberproduktion 121. 
Urtheilsjuryg 348, 350. 
Ujurpator 754, 737 


V. 
Nairaffe 504 


Staatebürgerrecht 652. 

Verkehrsmittel in den ruffiichen Oftfeeprovinzen 
46, 59; im Könige. Sachſen 78; in Schwe- 
den #51, 163; in der Schweiz 334; in Spa 
nien 595. 

Bermittlung bei Staatenverträgen 641 

Derordnung 730. 

Verträge, S. Staatenverträge. 

Verwaltungsrechtäpflege: der Staatsrath als 
oberfte Inſtanz 767. . 

Deto des Staatäoberbaupts 761. 

Viktor Emanuel, König von Italien 116, 

Volkebanken 540, 601, 
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